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(Qu§U&iuMgah«  bei  ZÜaitn  tfbetmt^ 

Bulletin 

des 

Inteinatioaakfl  Ärbeitsanites. 


Arbeitersehnts. 

1.  IntemaÜoiiider  Arbeiterschutz. 

Die  einzige  Borftiinmnng  des  Fabrik-  uod  Werkstattgesetzes  von 
Grossbritannion  (Auszug  Bull.  Bd,  I  S.  30),  welche  nicht  den  An- 
forderungen des  Berner  Abkommens  über  die  gewerbliche  frauennachtarbeit 
(Text  Boll  Bd.  V  8.  257)  entsprach,  war  die  BestimmiiDg  dee  Art  67,  dass 
sieh  die  Vorschriften  des  Gesetzes  Uber  die  Beschftftigtinjgadaiier  für  Frauen, 
nicht  auf  FlacLssciiwingereion  beziehen  sollen,  welche  nach  dem  System  der 
Nichtbesch&ftigung  von  Kindern  oder  jugendlichen  Personen  nur  mit  Unter- 
brechungen und  nur  in  Perioden  von  höchstens  6  Monaten  im  Jahre  be- 
trieben werden.  Auf  Grand  dieeer  Bestimmung  war  eine  Beaoli&ftigung 
von  IVauen  bei  Naeht  mSglioh,  wie  sie  nicht  in  den  Ammalimen  dee 
Bemer  Abkommens  vorgesehen  ist.  Nun  ist  dieser  Art.  57  durch  ein 
Gesetz  vom  9.  August  1907  (Text  Bull.  B  l  VI  S.  145  Nr.  20)  aufgehoben 
worden.  Neben  dieser  Bestimmung  des  f  abrik-  und  Werkstattgesetzee 
war  nodi  eine  des  Kohlengrubengesetses  yon  1867  mit  dem  Bemer  Ab- 
kommen nieht  vereinbir;  diese  Bestimmung  war  im  Art.  7  betr.  die  Be- 
schäftigung von  Frauen  und  Kindern  über  Tage  enthalten,  dessen  Abs.  5 
lautete  :  5)  „Die  Zeit  zwischen  dem  Ende  der  Beschäftigung  am  Freitage 
und  dem  Beginne  der  Beschäftigung  am  darauffolgenden  Samstage  muss 
wenigstens  8  Stunden  betragen,  nnd  in  allen  anderen  FftUen  mvm  die 
Zeit  Kwischan  dem  Ende  der  Boschäftignng  an  einem  Tage  und  dem  Be- 
ginne der  nächstfolgenden  Beschäftigung  wenigstens  12  Stunden  betragen." 
Da  aber  Art.  2  dos  Börner  Abkommen:?  die  Mindestdauer  der  Nachtruhe 
auf  II  aufeinanderfolgende  Stunden  festsetzt,  so  musste  der  erste  Teü  des 
obigen  Absatatee,  d.  h.  der  Teil,  weidi»  von  Freitag  auf  Samstag  eine 
Verkürzung  der  Nachtruhe  auf  8  Stunden  gestattet,  aufgeboben  werden, 
was  durch  das  zitierte  Gesetz  vom  9.  August  erfolgt  ist. 

Zur  Ratifizierung  und  Durchführung  des  Beruer  Abkommens  über 
gewerbliche  Frauenuachtarbeit  (Text  Bull.  Bd.  V  S,  257)  ist  am 
8.  Angost  1907  in  Luxemburg  ein  Gesetz  (Text  Bull.  Bd.  VI  B.  296 
Nr.  4)  ergangen,  das  die  Regierung  ermächtigt,  dem  Abkommen  durch 
Veröffentlichung  in  Luxemburg  Gesetzeskraft  zu  verleihen,  und  das  durch 
Bestimmungen  über  die  Gewährung  von  Ausnahmen  und  durch  Straf- 
bestimmungen das  Abkomuieu  für  Luxembuig  durchiührL  Diese  Einfach- 
heit ist  sachlich  begrOndet  Bisher  war  die  Frauenarbeit  in  Luxemburg 
durch  zwei  Gesetze  geregelt:  erstens  durch  das  Gesets  Uber  die  Arbeit 
der  £inder  und  Frauen  in  Werkstätten,  I^abnken  etc.  Tom  6.  Desember 
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1876*)  und  zweitens  durch  das  Gef?etz  betr.  den  Betrieb  der  Gniben, 
Tagbauteu  uud  äteiubrüche  vom  80.  April  1890').  Art.  2  des  Gesetzes 
vom  B.  Detember  1876  lautet:  „Vor  dem  sorttckgelegten  16.  Alterajabre 
dtlrfen  Kinder  bei  keinerlei  Nachtarbeit  beschäftigt  werden.  Als  Nadii- 
arbeit  gilt  jede  Arbeit  zwischen  9  Uhr  abends  und  Ti  Vhr  morgens" ; 
Art.  2  des  Gesetzes  vom  30.  April  18!K)  lautet:  „Wciltir  Mädclien  noch 
Irauen  jeden  Alters  dürien  als  Arbeiterinnen  beim  Betrieb  von  Gruben^ 
Tagbaaten  imd  SteinbrOehen  sagelaesen  werden."  D.  h.  biaher  war  die 
Nachtarbeit  der  Frauen  in  Graben,  Tagbauten  nnd  Steinbradien ,  wie 
überhaupt  alle  Frauenarbeit  in  polchen  Betrieben  verboten,  sowie  jede 
Nachtarbeit  von  Mädchen  unter  16  Jahren.  Im  tibrigen  bestand  kein 
Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen.  Das  Bemer  Abkommen  fordert  aber 
für  alle  in  der  Indnstrie  beechftftigten  Tnmm  eine  Mindestmlie  von  11 
aufeinanderfolgenden  Standen,  nnd  in  diesen  11  Stunden  musß  der  Zeit- 
raum von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  inbegriffen  sein  Das  Getictz 
von  1890  entspricht  also  für  Gruben  etc.  den  Forderungen  de«  Bemer 
Abkommens,  dae  von  1876  genügt  aber  nidht  in  zwei  Funkten:  1)  er- 
weitert das  AbkomnMn  das  Nacbtarbeitsverbot ,  das  im  Qesetce  nur  fBr 
Mädchen  unter  16  Jahren  ausgesprochen  ist,  auf  alle  industriell  beschäf- 
tigten Frauen,  2)  erweitert  es  die  Mindestruhe,  die  gesetzlich  nur  8  Stunden 
(von  9 — ö  Uhr)  umlassto,  auf  11  Stunden.  Nach  dem  Bemer  Abkommen 
muss,  wie  oben  gesagt,  der  Zeitraum  von  10  Uhr  abends  bis  5  Ubr 
morgens  in  die  ll-stHndige  Rube  inbegriffen  sein;  da  aber  das  Oesets 
von  1876  die  Nachtrabe  um  9  Uhr  beginnen  lässt,  so  wird  natürlich  auch 
in  Zukunft  in  Luxemburg  der  Zeitraum  von  9  Uhr  (statt  10  Uhr)  abends 
bis  5  Uhr  morgens  in  die  11  Stunden  Nachtruhe  inbegriffen  sein. 

Das  Geltungsgebiet  des  Bemer  Abkommens  erstreckt  sich  auf  solche 
industriellen  Unternehmungen  (Art  1),  in  denen  mehr  als  10  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  beschäftigt  sind,  nicht  aber  auf  Anlagen,  in  denen  nur 
Familienglieder  tätig  sind.  Den  Begriff  der  „industriellen"  Unternehmung 
hat  jeder  Staat  selbst  festzustellen.  Unter  allen  Umständen  sind  aber  dazu 
EU  rechnen:  die  Bergwerke  und  Steinbruche ,  sowie  die  Bearbeitung  und 
Versrbeitung  von  Gegenständen  ;  dabei  sind  die  Grenzen  zwischen  Industrie 
einer.'ioif s,  Handel  nnd  Landwirtschaft  andererseits  durch  die  Gesetzgebung 
jedes  Staates  zu  hestiminen.  Der  luxemburgische  Motivenbericht  vom  5.  Mai 
1907  hält  den  Begriff  der  industriellen  Unternehmung  schon  durch  diese 
Bestimmungen  des  Bemer  Abkommens  fttr  genügend  definiert  und  glaubt 
sdion  darum  von  einer  er  v>  iu  rten  Auslegung  abseben  zu  können,  weil  alle 
luxemburgischen  industriellen  Unternehmnngen,  welche  Arbeiterinnen  be- 
sehaftigen,  „Unternehmungen  zur  Beai  beitung  und  Verarbeitung  von  Gegen- 
ständen" seien.  Auch  eine  besondere  Abgrenzung  zwischen  Industrie 
einerseits,  Handel  und  Landwirtschaft  andererseits  hilt  der  Motivenbericht 
nicht  fUr  notwendig,  da  sich  bei  der  Unfall-  und  Krankenversicherung 
auch  ohne  f!i>^n  Ali;;renzung  keine  Schwierigkeiten  ergeben  hätten.  Semit 
geMii<xt  also  liir  Luxemburg  der  Text  des  Art.  1  des  Abkommens  .^elhst 
uud  unterbleibt  eine  besondere  Gesetzgebung  aul  Grund  dieses  Artilvcls. 

Den  Staaten,  in  denen  die  Nachtarbeit  der  erwachsenen  Frauen  gegen- 
wärtig nicht  geregelt  ist,  gewährt  Art.  2,  Abs.  2  des  Berner  Abkommen»^ 
eine  T'obergangsfrist  von  8  Jahren,  wAhrend  derer  die  Nachtruhe  statt 

1)  Boppert,  Gode  ptasL  Luxemburg  1900,  p.  417. 
a)  üädam  p.  686. 
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11  nur  10  Stunden  dauern  darf.  Ob  Luxemburg  von  dieser  Bestimmung 
Gebraucl)  nm^hfn  HnTfte,  ist  fraglich,  da  immerhin  die  Frauennachtarboit 
in  Bergwerken  verboten  ist.  Der  Motivenbericht  bejaht  dippc  Frnf^e,  ver- 
ziditet  aber  gleichzeitig  auf  dieses  Hecht,  „da  die  Frauenuucliiarbeit  gar 
nicht  ttblidi  sei  und  das  AbkoBunen  erst  am  1.  Janiaar  1910  (Art.  8)  in 
Xraft  trete". 

Was  die  Ausnahmen  vom  Kacliturbeitsverbot  des  Bemer  Ab- 
kommens betrifft  (Art.  3  und  4  des  Abkommens),  so  war  bei  den  Ver- 
handlungen gesagt  worden,  jeder  Nationalgesetzgebung  liege  ob,  die  £e- 
dinguDgen  festEusetseB ,  unter  denen  von  den  ErJeidaterangen  der  be- 
trefTendeB  Artikel  Gebrauch  gemadit  werden  dflrfi»;  diesem  Erfordernis 
entspricht  Art.  2  des  luxem bnrpischen  Gesetzes  vom  3.  Angust  1907,  der 
die  Bentitznng  der  vorgesehenen  Aubnahmen  an  die  Bedingung  knüpft,  dasa 
im  vorans  der  Gewerbeinspektor  benachrichtigt  und  ihm  zugleich  ein  Ver* 
seichnis  Aber  die  Zahl  dw  besdiftftigten  Arbeiterinnen,  die  Dan«r  ihrer 
Beschäftigung  und  die  Art  der  anszu^hrenden  Arbeiten  übergeben  wird. 

Zur  Durchführung  des  Berner  Abkommens  verlangt  dessen  Art.  6 
Verwaltungsmassnahmen  der  kontrahierenden  Staaten,  d.  h.  nach  den  Ver- 
handlungen die  Ek'haltung  und  SSntwickelnng,  eventuell  Schaffung  einer 
Aibeitsinspektien,  die  im  stände  ist,  die  Arbeitsgesetse,  im  besonderen  die 
Bestimmungen  des  Bemer  Abkommens  durchzuführen.  Eine  solche  In> 
spektion  besitzt  Luxemburg  seit  drm  Inkrafttreten  seines  Gesetzes  vom 
22.  Mai  1902  dessen  Art.  1  Abs.  8  ausdrücklich  „die  Ueberwachung 
der  Durebftthmng  der  Geeetsa  und  Beglemente  Uber  die  Arbeit  der  Frauen 
und  SindeH'  der  Arbeitsinspektion  übertragt. 

Gestützt  auf  Angaben  der  Fabrikinspektion  gibt  der  Bericht  der 
Section  Centrale  de  la  Chambre  des  D^putes  zum  Gesetzentwurf  den 
U  mfang  der  Frauenarbeit  in  der  luxemburgischen  Industrie  auf 
hCchstens  1260  Frauen  an.   Diese  verteilen  sich  auf: 

7  ÜntemebttUligen  der  Tfzilindue>tne  mit                               280—  300  Fiaiien 

B             „               t,   Ilflndf^chuhindiiftne  mit  140 —  150  „ 

2             „               ,,   Icrraniipchrn  ludufelrit  mii  130 —  150  „ 

8  Tabflkfabrikrn  mit                                                                280—  300  „ 

9  CnteroehmungeD  v«r8chiedeoer Induftrien  (Champagner-iMiDcnl- 

wft»»er-,  Papier-,  ManneladenfabrikeB  etc.)  mit                  140—  ISO  » 

—  üntemchaaaittp  der  BekleidungpiDduBtrie  mit  1^0 —  200  „ 

34  üntfrnfhroiingen  +  PoJche  der  BckleidiiD|.'pirdwplric  mit  tu».  11  tO — 1250  Frnofn 
Von  diesen  Indu?; tri en  danert  nach  doi'  immg^äuFsernnp  des  Staats- 
rats zum  Geeetzentwurf  in  den  ilinl  ersten  die  Aibeitszeit  nie  langer  als 
bis  7^1^  ühr  abends;  nur  in  der  Bekleidungsindustrie  wird  unter  dem 
Einflüsse  der  Saison  dieser  Zeitpunkt  überschritten,  und  für  Saisonarbeiten 
sieht  Art.  4  des  Abkommens  an  60  Tagen  des  Jahres  Beduktion  der 
ununterbrochenen  Nachtruhe  von  11  nnf  10  Stunden  vor. 

Die  Eatilizieiung  und  Inkraftsetzung  bietet  also  für  Luxemburg  keine 
Schwierigkeiten  und  bedeutet  keine  wesentlichen  Eingriffe  in  das  wirt- 
schaftliche Leben.  Per  zitierte  »J^vis  du  Conseil  d*£tat"  betcnt  auch, 
dass  die  Bestimmungen  des  Abkommens  nur  ein  Minimum  darstellen  und 
die  luxeroburgieche  Gepet^gebung  im  Erlass  weitgehender  Schutzbestim- 
mungen  keineswegs  beschranken:  ..Frankreich  und  Pentschland  haben 
Bestimmungen  fiber  die  Arbeit  der  ihranen  und  Kinder,  die  uns  als  nlitz- 
liche  und  erlelehtemde  Vorbilder  dienen  kttnnen.*' 

1)  Bau.  Bd.  I  8.  896  Ni.  8. 


Digitized  by  Google 


-  IV  - 


Neben  den  nicht  bedeutenden  direkten  Wirkungen  verhindert  der 
Beitritt  iiuxemburgä  zum  Beraer  Abkommeu,  dass  ludustrien,  deaen  in 
den  Nachbarlindern  die  Naohtarboit  der  Frauen  ▼erboten  wird,  sich  nach. 
Luxemburg  flachten  nnd  ein  Uebel  einschleppeii,  das  bisher  dort  unbe- 
kannt ist. 

Da  in  T^nxemburg  keiue  Zündliolzindustne  existiert,  k^Jnnte  der 
Beitritt  des  Staate»  zum  Berner  Abkommen  betr.  das  Verbot  der  Ver- 
wendong  weissen  (gelben)  Phosphors  in  der  Zttndholsindostrie  (Text  Boll. 
Bd.  V  S.  260)  nicht  hoch  gewertet  werden.  Die  Grosshersogliohe  Begieranjf 
hat  dennoch  auf  den  IReitritt  Wert  gelegt,  um  die  Eingchleppung  solcher 
gesundhoitügolUhriicheQ  Betnebe  zu  verhindern.  „Pour  que  uotre  territoire 
ne  leur  serve  paa  de  refuge",  sagt  der  Avis  des  Staatsrates  vom  7.  Juni  1907, 
sei  es  angezeigt,  dem  Phosphorabkommen  beizotreten.  Dieses  erstreckt 
sk^  aber  nicht  nur  auf  die  Herstellung  von  WeissphosphorzUndhölzem, 
es  verpflichtet  auch  zum  Verbot  der  Einfuhr  und  dos  Verkaufs  solcher 
Zündhölzer  (Art.  1).  Daran  hat  auch  Laxomburg  ein  unmittelbares  Interesse; 
denn  „malgre  le  bon  marche  des  allumettes  suMoises  oelles-ci  n'ont  pas 
enoore  pu  snpplanter  compMtemeat  lenrs  eoncurrentes  labriqn^  an  priz 
des  ravages  terribles"  (Depeche  du  President  du  Gouvernement  au  Conseil 
d'£tat,  du  6  mai  1907).  Aus  diesen  Erwägungen  ermächtigt  ein  Gesetz 
vom  3.  August  1907  (Text  BulL  Bd,  VI  S.  296  Nr.  5)  die  Kegierung  zur 
Batifizierung  and  VerOffdntliohang  des  Bemer  Abkommens. 

Das  Abkommen  Uber  die  gewerbliche  Franennachtarbeit  enthftlt  selbst 
schon  fast  alle  notwendigen  Bestimmungen,  darum  konnte  sich  auch  die 
luxemburgische  Gesetzgebung  darauf  beschränken,  diesem  Abkommen  ein- 
fach Gesetzeskraft  zu  verleihen  (BuU.  Bd.  VI  S.  295  Nr.  4} ;  das  Phosphor- 
abkommen hingegen  verpflichtet  die  Signatarstaaten  som  Erlass  von  Ver- 
botsbestimmnngen.  Darum  ist  ausser  dem  genannten  Batifizieningsgesets 
am  3.  August  1907  noch  ein  Gesetz  betr.  Phosphorztlnd waren  (Text  Ball. 
Bd.  VI  S.  29G  Nr.  6)  ergangen,  das  streng  nach  dem  Vorbilde  des 
deutschen  Reichsgesetzes  betr.  Phosphorzündwaren  vom  10.  Mai  1903 
(Text  BnlL  Bd.  II  S.  126  Nr.  1)  abgefksst  ist.  Ffir  diese  Ab&ssimg 
sprach  die  zwischen  den  beiden  Staaten  bestehende  ZoUgemeinsdiaft  und 
die  Tatsache,  daas  von  den  bestehenden  nationalen  Pho.sphorverbotsgesetzen 
(Finnland,  Ges.  v.  13.  Nov.  1872;  Dänemark,  Ges.  v.  14.  Febr.  1874;  Schweiz, 
Göö.  V.  23.  Dez.  1879  und  Ges.  v.  2.  Nov.  1898;  Frankreich,  Erl.  v.  19.  Juli 
1895;  Niederlande,  Oes.  28.  Hai  1901  [Text  Boll.  Bd.I  S.  56] ;  Deutsches 
Boich,  Ges.  v.  10.  Mai  1903  [Text  Boll  Bd.  II  &  125  Nr.  1])  der  Text  <]m 
dentechon  dem  des  Berner  Abkommens  am  nächsten  kommt  {D6peche  du 
President  du  Gouvernement  au  Conseil  d'Etat,  du  5  mai  1907).  Dem- 
gemäss  verbietet  das  Gesetz  die  Herstellung,  die  Feilhaltuug,  den  Verkauf 
oder  Handel  und  die  Binfohr  von  WeisB(gelb)phosphorsttndhtflzem  bei 
einer  Strafe  bis  zu  2000  irs.  für  Tors&tsliche,  bis  zu  150  irs.  für  fahrlässige 
IJebortrotunf:^  und  bei  Einziehung  der  verbotenen  Gegenstände.  Dagegen 
musste  (las  Ge.setz  in  seinen  Bestimmungen  über  den  Zeitpunkt  seines 
iuitrafttretens  vom  deutschen  Gresetze  abweichen.  Dieses  setzte  das  In- 
krafttreten des  Fabrikations-  und  Binfohrrerbotes  auf  den  1.  Janaar  1907, 
das  des  Handels-  und  Verkaufsverbotes  aof  den  1.  Januar  1908  fest.  Da 
in  Lu.vi'mburf;  keine  Zündwarenfabriken  existieren,  waren  nach  dorn  Avis 
des  Staatsrates  vom  7.  Juni  1907  nur  zwei  Rücksichten  zu  nehmen  : 
erstens  die  Kücksicht  auf  etwa  vorhaudeue  V  orräte  von  Phosphorzüud- 
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waren.  Die  Zündwaren  wurden  bisher  von  etwa  einem  Dutzend  Händler 
waggonweise  ans  Dentsebland  eingefUlirt ;  darunter  war  einer,  der  6  bis 
10  Eisenbahnwagen  im  Jahre  einfdbrte.    Da  aber  diese  Waren  immer 

nach  Maspgabe  des  Bedarfs  einfjeführt  wurden,  so  wurde  ein  Zeifianm  von 
6  Monaten  für  deren  Verbrauch  als  hinreichend  erachtet.  Zweitens  war 
auf  die  Gewohnheiten  der  Landbevölkerung,  welche  die  PhosphorzUndhölzer 
vorsiebt,  Rflcksidht  in  nehmen;  dafür  wnide  derselbe  Zeitranm  als  ge- 
nügend angesehen.  So  tritt  das  Verbot  am  8.  Januar  1908  in  Kraft, 
obwohl  das  Abkommen  den  Signatarstaaten  dafHr  bis  snm  1.  Januar  1912 
Zeit  läsBt. 

(Siebe  auch  AUgem.  Arbäterachutz  Nr.  3,  Franenschutz  Italien  S.  X.) 

8.  Nationale^  Irbeiterseliiitz. 
L  Allgemeiner  Arbeltemobitta. 

1.  Fabrik-  nnd  Werkstftttengesetse.  In  Victoria  ist  am 
6.  Oktober  190&  „ein  Gesetz  zur  Konsf  lidierung  der  GeBetzgebnng  betr. 

die  Ueberwachung  nnd  Bejrclnng  der  Tabriken,  Werkst&tten  und  L&den 
und  zu  anderen  Zwecken"  Text  Bull.  Bd.  VT  S.  149  Nr,  1)  und  am 
12.  Dezember  1905  ein  Gesetz  zur  Abänderung  dieses  Gesetzes  erlassen 
worden  (Text  Bnll.  Bd.  VI  S.  149  Nr.  2).  Zun  Verständnis  dieser  Gesetze 
ist  es  notwendig,  die  Entwicklung  der  Gesetzgebung  kurz  darzulegen. 
Das  erste  Fabrikgesetz  war  ein  Gesetz  von  1873,  das  in  ß  Artikeln 
die  Fabriken  und  Werkstätten  7.n  rei;e]n  versuchte.  Dieses  Gesetz  definierto 
als  l'abrik  jeden  Kaum,  in  dem  „bei  der  Ejzeugung  von  Gütern  nicht 
weniger  als  10  Personen  beschftftigt  werden**.  Weiblidie  Personen  durften 
böcbstens  8  Stunden  im  Tage  beschäftipi  werden,  Itnger  mir  mit  Erlaubnis 
des  Ministers.  Der  Kolonialsekretär  konnte  den  Begriff  Fabrik  für  ein- 
zelne Betriebe  aufheben.  Das  Gesundheitsamt  war  zum  Erlauf?  sanirarischer 
Vorschriften  befugt;  über  die  DurchfUhiung  des  Gesetzes  bollien  die 
lokalen  Qesnndbeitsftmter  wachen. 

In  den  Jahren  1882^1884  tagte  eine  infolge  gewerkschaftlicher  Agitation 
bestellte  königliche  Kommission ,  deren  Bericht  über  das  Schwitzsystem 
als  Grundlage  für  das  Fabrik-  und  Ladengesetz  von  1885  (49  Vict.  Nn.  862, 
Tbe  Pactories  and  Shops  Act  1885)  diente.  Dieses  Gesetz  definierte  als 
Fabrik  jede  üntemebmung  mit  wenigstens  6  Arbeitern.  Der  Arbeitgeber 
wurde  zur  Führung  eines  Verzeichnisses  über  die  durch  Heimarbeit  ver- 
richteten Arbeiten  verpflichtet.  Andere  VorFchriften  dienten  der  Sanität 
und  Unfallverhütung.  Im  Jahre  1887  sollte  die  Konkurrenz  der  chinesi- 
schen Arbeiter  durch  ein  Abändemngsgesetz  (51  Vict.  No.  961,  The  Pac- 
tories  and  Shops  Amendment  Aot  1^7)  erschwert  werden,  welches  jeden 
Banm  mit  auch  nur  zwei  chinesischen  Arbeitern  als  Fabrik  definierte. 

Die  Gesetze  von  1885  nnd  1887  wurden  aufgehoben  und  konsolidiert 
im  „Act  to  consolidate  the  Law  relating  to  the  supervision  and  regulation 
of  Factories  and  Workrooms  and  the  limitation  of  the  Hours  of  Trading 
in  Shops,  10.  JvHy  1890"  (64  Viet  No.  1091,  The  Factories  and  Shops 
Act  1890),  das  aber  keine  Aenderangen  Tomahm.  Bas  Oesets  von  1874 
stand  nicht  mehr  in  Kraft. 

Das  konsolidierte  Gesetz  von  1890  wurde  1893  abgeändert  (57  Vict 
No.  188S,  The  Factories  and  Shops  Aet  1898).  Das  nene  Gesets  reduzierte 
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die  zum  Begriff  Fabrik  notwendige  Arbeiteranzabl  auf  4  und  verst&rkte 

die  Bestimmungen  über  Heimarbeit:  die  ftlr  Heimarbeit  gezahlten  Preise 
mussten  fortab  dem  CUeifabrikiuspektor  mitgeteilt  werden. 

Zugleich  wurde  eine  parlamentarische  Kommission,  Factory  Act  In- 
quiry  Board,  zum  Studium  der  Fabrikarbeit  und  des  Schwitzsystems  ein- 
gesetzt. Auf  Grund  der  Arboitou  dioser  Kommission  legte  8ir  A.  S.  Peacock 
(Chefaekretär  und  Unterrichtsminister  im  Kabinet  Turnei-)  am  4.  Juni  1H05 
der  Legisl.  Assembly  einen  En'^wurf  vor,  der  nach  hartem  Kani|)f  mit 
dem  Legisl.  Council  am  28.  Juli  IHUT)  (60  Vict.  No.  1445,  The  Factories 
and  Shops  Act  LS'JGj  angenommen  wurde.  DaM  neue  Gesetz  hob  das 
(yeaotz  Xr.  1333  von  1893  auf  und  trat  mit  dem  (roset/.  Xr.  lOlU  von 
18^0  zusammen  in  Kraft.  Es  bezeichnete  als  Fabrik  jed(jn  Platz,  an 
dorn  Güter  zum  Handel  oder  Vorkauf  zubereitet  werden  untl  a)  4  oder 
mehr  Personen  arbeiten,  oder  h)  Dampf,  Walser,  Gaa,  Petroleum,  elek- 
trische Kraft  verwendet  werden,  oder'c)  1  oder  mehr  Chinesen  arbeiten, 
oder  d)  Möbel  liergestellt  oder  Brot  oder  Pasteten  zum  Verkauf  gebacken 
werden.  Seine  Hauptaufgabe  war  die  Bekam[)fuug  dos  Schwitzsystema  in 
der  Heimarbeit.  Peacock  wollte  die  Heimarbeit  in  jedem  Falle  von  der 
besonderen  Erlaubnis  des  Chefinspoktors  abhängig  machen,  und  diese 
Erlaubnis  sollte  nur  solchen  Personen,  die  durch  häusliche  Pflichten  oder 
körperliche  Leiden  an  der  Fabrikarbeit  gehindert  und  überdies  auf  den  Ertrag 
ihrer  Heimarbeit  angewiesen  waren,  gowäiirt  werden.  Der  Sturm,  der  sich 
gegen  diesen  Artikel  erhob,  hatte  zur  Folge,  dass  der  Entwurf  ömal  in 
jedem  Hause  beraten  wurde;  die  liberale  Majorität  dos  Unterhauses  be- 
stand auf  strengen  Bestimmungen,  die  konservative  Majorität  des  Ober- 
hauses widerstand  unter  der  Flagge  „persönliche  Freiheit".  Nach  der 
fünften  Beratung  durch  das  Unterhaus,  am  5.  M&rz  1896,  ging  die  Session 
zu  Ende.  Im  Wablkampf  war  allerlei  vom  Anachronismus  eines  Oberhauses 
die  Rede,  und  als  das  neue  Parlament  zusammentrat,  kam  der  Kompromiss 
zustande.  Die  Bedingungen,  unter  denen  Heimarl^oit  gestattet  sein  sollte, 
wurden  fallen  gelassen,  an  Stelle  der  „Erlaubnis"  trat  die  Registrierung  beim 
Cheffabrikin.spektor.  Das  zweite  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Schwitzsystems 
war  die  Schaffung  von  paritätischen  Lohn-  oder  Spezialäintern,  durch  welche 
der  freie  Aibeiisvertra^  für  die  Herstellung  von  Kleidern  und  Kleidungs» 
stücken.  Möbeln  und  Brot  aufgehoben  wurde.  Die  Aemter  waren  befugt, 
Zeit-  und  Stücklöhne  festzusetzen,  und  sollten  dabei  die  Natur,  Art  und 
Kategorie  der  Arbeit,  die  Art  der  Arbeitsverrichtnng  und  alle  etwa  vor- 
geschriebenen Punkte  in  Erwägung  ziehen,  sie  durften  das  Verhältnis  von 
Lehrlingen  und  Volontären  zu  den  Arbeitern  festsetzen,  ebenso  die  Lohne 
der  Lehrlinge  und  Volontäre. 

Nof.h  im  Hflihftn  Jahra  wnrda  das  Gam\tx  von  1896  dnrp.h  «in  (laafit» 
vom  24.  Dezember  1896  (60  Vict.  No.  1476,  The  Factories  and  Shop« 
Amendment  Act  1896)  abgeändert,  welches  bestimmte,  dass  das  Spezial- 
amt  für  die  Möbelindustrie  zum  Unterschiede  von  den  übrigen  Aemtem 
nicht  durch  Wahl  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  sondern  durch  Elr- 
nennung  von  seiten  des  Staatsrates  bestellt  werden  sollte.  Durch  diese 
Bestimmung  wurden  Chinesen ,  die  in  der  Möbelindustrie  zahlreich  sind, 
vom  Einfluss  im  Spezialamt  ausgeschlossen. 

Ein  Gesetz  vom  27.  September  1897  (61  Vict  No.  1518,  The  Factories 
and  Shops  Act  1897)  gab  dem  Staatsrat  die  Befugnis,  Entscheide  eines 
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Spesialamtes  sa  Baspendieren.  Bin  Amt  liatte  im  Falle  einer  soldhen 
Suspenmon  die  Angelegenheit  noch  einmal  zu  untersuchen  und  konnte  der- 

iMok  auf  seinem  ersten  Entscheide  bestehen  oder  ihn  abändern. 

Einzelne  der  bestehenden  Vorschriften   über  Ladenschlu(<is  wurden 
durch  ein  Gesetz  vom  20.  Dezember  1898  (62  Vict.  No.  Iö97,  The 
toiies  and  Shops  Act  1898)  abgeändert 

Wichtiger  war  das  Gesatfl  vom  20.  Februar  1900  (63  Vict.  No.  1654, 
The  Factories  and  Shop«  Act  1900),    Durch  dieses  Gesets  vnrde  eine 

königliche  Kommission  zur  Untersuchung  der  Wirksamkeit  der  Fabrik- 
und  r.adf^ngesetze  und  der  Wirkungen  dieser  Gesetze  auf  Arbeit,  Ind'istrie 
und  Handel  eingesetzt.  Hinfort  konnte  durch  Beschluss  eines  Hausen 
des  Parlaments  für  jeden  Beraf  ein  Spesialamt  eingesetst  werden.  Daianf 
wurden  doroh  Beschlösse  des  Unterhauses  mehr  als  80  solcher  bestellt. 
Stücklohnsatze  .sollten  die  Arbeitfjreber  auf  Grund  der  von  den  Aemtern 
fixierten  Zeitlöhne  selbst  festsetzen  dürfen.  Der  Chefabrikinspektor  durfte 
alten  und  gebrechlichen  Arbeitern  gestatten,  zu  einem  niedrigeren  als 
dem  Mindestlohn  sa  arbeiten.  Die  Wirksamkeit  des  Geeetaes  Ton  1896, 
das  die  Spesialftmter  geschaffen  hatte  und  nur  bis  zum  Ende  der  ersten 
Pariamen f-^t^CHsion  nach  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft  stehen  sollte,  wurde 
um  2  Jahre,  vom  1.  Mai  1900  au  gerechnet,  und  danach  noch  bis  Kom 
Ende  der  laufenden  Session  verlängert 

Am  16.  Juli  1902  wurde  dann  in  der  Legislative  Assembly  ein  Eut- 
mrorf  betr.  die  Fortfhhmng  des  Gesetses  yon  1896  und  seiner  Abftndenmgs» 
gesetze  eingebracht  nnd  am  22.  Juli  1902  zum  3.  Mal  beraten.  Dieser 
EntwTirf  enthielt  nur  zwei  Artikel,  welche  die  Wirksamkeit  der  ver- 
schiedenen Fabrik-  und  Ladengesetze  und  der  Sf>6zialamtsentscheide  bis 
zum  31.  Dezember  1903  verläugern  sollten.  Im  Legislative  Council  fand 
die  1.  Lesung  des  EEntworfes  am  5.  Aogost  1902  statt.  Da  wnrde  pltttslieh 
am  10.  September  1902  das  Parlament  aufgelöst  und  so  kam  die  im  Gesets 
genannte  erste  Session  nach  dem  1.  Mai  1902  zu  Ende.  Mit  ihr  verloren 
alle  Gesetze  und  Eatscbeide  ihre  Giltigkeit  ausser  dem  Gesetz  von  1890, 
soweit  seine  Bestimmungen  nicht  aufgehoben  waren.  Dieses  Gesetz  hatte 
aber  kaum  mehr  praktisdbe Bedentong,  so  dass  derChefinspektor  selbst  sagt: 
„Wahrend  nahezu  3  Monaten  stand  tatsächlich  keine  Falxik-  nnd  Laden- 
geset^L'^^bung  in  Victoria  in  Kraft"  Nach  den  "Neuwahlen  war  einer  der 
zuerst  eingebrachten  Eutw  lirte  der  zur  Fortführung  der  alten  Gesetze.  Das 
Gesets  vom  5.  Dezember  1902  (2  Edward  VIL  No.  1804,  The  Factories  and 
Shops  Gentinnanee  Act  1903)  (Anssug  BnlL  Bd.  I  8.  668  Nr.  8)  gab  den 
firtiheren  Gesetzen,  AusfUhrungs-  und  erg&nsenden  Verordnungen  wieder 
die  alte  Wirksamkeit.  Die  Ent^choide  aller  vor  dem  16.  Juli  1902  be- 
stellten Spezialämter,  mit  Ausnahme  des  Entscheides  des  Fellhändleramt^, 
traten  wieder  in  ELraft.  Der  Entscheid  des  Braneramtes  vom  16.  Jnli  1902 
trat  auch  in  E^rafL  Das  Fahrwerksamt  wnrde  abgeschafft,  die  Befugnisse 
des  Klempneramtes  eingeschränkt;  ein  neues  Fellh^ndleramt  sollte  bestellt 
werden.  In  Zukunft  sollte  bei  e5ni<^en  Spezialämtorn  der  Vorsitzende 
nicht  mehr  das  Recht  des  ätichentscheides  haben  und  kein  Entscheid 
gefUIt  werden,  ohne  dass  wenigstens  swei  Arbei^eber  mit  den  Arbeit- 
nehmeni  oder  swei  Arbeitnehmer  mit  den  Arbeitgebern  gestimmt  hatten. 


1)  Faot.  B«p.  1902  p.  8. 
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Keine  neuen  Spe:^ialäniter  rlurftou  bestellt  werden.  Die  GeseUe  soUteii 
bis  zum  31.  Oktober  IDOH  in  Kraft  stehen. 

Am  19.  Pebruar  1903  erstattete  die  durch  das  Gesetz  Ton  1900  ein- 
gesetste  EommiBsion  ibren  Bericht.  Bieeer  Bericht  enthielt  eabbreiche 
Vorschlage  für  die  Gesetzgebung,  denen  das  Gesetz  vom  30.  Oktober  1903 
(3  Edward  VII.  No.  1857,  The  Factorirs  and  Shops  Act  1903)  Bull. 
Bd.  III,  Eini.  S.  XXXIV,  Text  S.  340)  seine  Ent.stt-lmr.g  verdankt.  Die.'^es 
Gesetz  verlängerte  die  Wirksamkeit  aller  Pabrik-  und  Ladengesetze  bis 
nun  81.  Desember  1905.  Für  die  Fällung  der  Spedalamtsentscheide 
wurde  an  Stelle  der  Mehrheit  von  wenigstens  7  von  10  Mitgliedern 
(ohne  den  Vorsitzenden)  wieder  das  alt>olute  Mehr  eingeführt.  In 
Zukunft  sollten  Spezialiimter  7iur  durch  einen  Bescbluss  beider  Häuser 
eingesetzt  werden.  Die  festzusetzenden  Preisse  und  Löhne  durften  nicht 
hoher  sein  als  die  tateftchlichen  Durchschnittspreise  und  ^Lohnsätze,  die 
von  guten  Arbeitgebern  (reputabie  employera)  Arbeitnehmern  mittlerer 
Qualitfit  he^^ahlt  werden.  Langsame  Arbeiter  durften  mit  Erlaubni.'^  des 
Laspektors  unter  dem  Minimallohn  arbeiten.  Das  Verhältnis  der  Lehr- 
linge zu  den  erwachsenen  Arbeitern  durfte  nicht  mehr  festgesetzt 
werden.  Gegen  einen  Entadbeid  eines  Spesialamtea  konnte  an  den 
Gerichtshof  für  gewerbliche  Berufun^^en ,  der  durch  das  Gesetz  ge« 
schaffen  v,  nrd(^,  aj.pflllei  t  werden.  Der  Gei icht.'-hof  hatte  die  ihm  zuge- 
wiesenen Klitscheide  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  Grundsfltzen  des 
Gesetzes  hin  zu  prüfen  und  zu  untersuchen,  ob  ein  Entscheid  bewirkt 
hat  oder  bewirken  kann,  dass  der  Fortschritt,  die  Erhaltung  oder  Aus- 
dehnung der  Industrie  geschadi^M  werde.  Der  Gerichtshof  konnte  an 
jedem  ihm  zti£XP"^viepcnpn  Ent.^-cheide  Aonderunpen  vornehmen  ,  die  ge- 
eignet waren,  eine  alll'nlüiie  Sehädi^L'unp  dei-  Industrie  ?n  be.^eitigen,  zu- 
gleich aber  doch  den  Arbeitern  auskömmliche  Lohne  zu  sichern. 

Dieses  Geseta  von  1903  wurde  durch  ein  Geseta  Tom  80.  November 
1904  (4  Edward  VH.  Xo.  1955,  The  Factories  and  Shops  Act  1904) 
(Text  Bull.  Bd.  TV  S.  .361;:  riUmilich  aut^gedehnt. 

Wilhrend  der  .lalire  bis  15104  sind  also  acht  Geset/e  zur  Ab- 

änderung des  Gesetzes  von  1890  ergangen,  so  dass  die  l^abriken  und 
Lftden  schliesslich  neun  in  Kraft  stehenden  Gesetzen  unterstanden.  Diese 
neun  Gesetze  sind  durch  das  Gesetz  vom  6.  Oktober  1905  (5  Edward  VIL 
Nr.  1975,  The  Factories  and  Shops  Act  1905)  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  149 
Nr.  1)  konsolidioi  t  und  für  dauernd  in  Kraft  erklärt  worden,  ohne  dns.s  bei 
dieser  Konsolidiei  ung  neue  Bestimmungen  hinzugefügt  w  orden  w  ären.  Die 
alten  Gesetze  wurden  aufgehoben« 

Noch  im  selben  Jahre  wurden  die  Ladenbestimmungen  des  konsoli- 
dierten Oesetzea  durch  ein  Gesetz  vom  12.  Dezember  1905  (5  Edw  ard  VII 

No.  2im,  The  Factories  and  Shops  Act  1905,  No.  2)  fText  Bull.  Bd.  VT 
S.  149  Nr.  2)  abgeändert.  Diese  beiden  Gesetze  regeln  heute  die  Fabriken 
und  Liden  in  Victoria. 

(Fabrik-  und  WerkRtittengeaetze  b.  auch  Internationaler  Arbeitentchutz,  Gross- 
britannien,  8.  J.  —  Allgeni.  Arbeiterschutz .  Nr.  5  Bonntageruhc  Kanton  Waadt, 
8.  XVII,  Nr.  6  Gewerbe-  und  VVcrkBtäitenhvgiene  Groesbritacnien,  8.  XVII.  — 
BflrolL  ArbeitenchulB,  Nr.  10  Bekleidung  und  Bonignug  Gimsbritanmett,  S.  XXXIL) 

2.  Kinder-  und  Jugendlichenschnta,  Lehrlingswesen. 

§  4  des  deutschen  Reichsgesetzes  beir.  Kinderarbeit  in  gewerblichen 
Betrieben  vom  30.  Mftra  1903  (Text  Bull.  Bd.  II  B.  1  Kr.  2)  verbietet 
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in  aeineia  enten  Abosts  die  BaBcbftftigang  von  Kindern  bei  gewissen 
Arbeiten.  "Der  sweite  Absatz  dieses  Pengrephen  errnftchtigt  den  Bundes- 
rat, ,,wf>itero  nnjjeeignete  Bes«  hftftigungen  zu  untersagen'*.  Anf  Grund 
dieser  Ermächtigung  hat  der  Bundesrat  durch  eine  Bekanntmai  hang  vom 
1.  Juli  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  12  iNr.  7)  die  Beschäftigung  von 
Kindern  bei  der  Beinigung  von  Dampfkesseln  yerboten. 

§  8  desselben  Gesetzes  beti*.  Kinderarbeit  vom  30.  Iffftn  1903  (Bull. 
Bd.  II  S.  1  Nr.  2)  reirelt  die  Verwendung  von  Kindern  zum  Austragen 
von  Waren  in  bestimmten  (vgl.  §§  4 — 7  des  Kinderarbeitsgesetzes)  „und 
in  anderen  gewerblichen  Betrieben".  Zweifel,  die  darüber  entstanden  sind, 
ob  demnadi  anoh  in  Fabriken  eine  solefae  Verwendung  von  Kindern  ge- 
stattet ist,  entscheidet  ein  Erlass  des  preiis. tischen  Ministers  fiUr 
Handel  und  Gewerbe  dahin,  'la«s  der  §  1H5  ior  Gewerbeordnuiif^  .Ttegolnng 
der  Kinderarbeit  in  Fabrikeuj  durch  die^e  Bestimmung  des  Kinderarbeits- 
gesetzes keine  Aenderung  eriUirt 

Dtxrch  die  österreichisehe  Gewerbenovelle  vom  5.  Febraar  1907 
(Auszug  Bull.  Bd.  VI  S.  31  Xr.  Ii  haben  die  bisherigen  Be-stimmungen 
über  Lehrlinfre  r^§  7o  a,  98— in4  (tO.  i  oinige  Abänderungen  erfahren.  Den 
Gewei  beiuliaberu  wird  durch  die  neue  Fassung  zur  PHicht  gemacht,  den 
Lehrlingen  die  durch  Statut  und  Lehrplau  der  Portbildungsschulen  fest- 
gesetzte Zeit  zu  deren  Besuche  einzniHlQmen.  Diese  Vorschrift  wird  aaeh 
bezüglich  der  etwa  vorhandenen  Handarbeits-  und  Haushaltongsschulen 
auf  weibliche  Hilfsarbeiter  erstreckt.  Im  Beznp  auf  das  Halten  von  Lehr- 
lingen geht  der  neue  §  98  weiter  als  die  binher  geltenden  Vornchriften, 
indem  den  Meistern  das  Halten  von  Lehrlingen  auch  auf  Gnmd  un- 
günstiger Ergebnisse  der  LehrlingsprOfnugen  entsogen  werden  kann.  Das 
gleichzeitige  Halten  von  Lehrlingen  und  jugendlifhen  Hilfsarbeitern  soll 
auf  Antrag"  der  Genossenschaft  oder  des  Gewerb(^nis{>ektnr?;  iiri^ersaprt 
werden  können,  um  die  Umgehung  der  für  das  Lehrlingswe^eu  geltenden 
Vorschriften  zu  verhüten.  Die  früher  bei  den  fabrikmftssigen  Betrieben 
ausnahmslos  auf  zwei  bis  vier  Jahre  festgesetzte  Lehrzeit  kann  auf  dem 
Vernrdnnngswege  für  einzelne  Gewerbe  nach  Anhörung  der  Handels-  und 
Gewerbekamraer  auf  ein  Jahr  herabgesetzt  werden.  Die  bisher  (§  09) 
geltende  Vorschrift  der  schriftlichen  Abfassung  des  Lebrvertrages  für 
minderjährige  gilt  nunmehr  auch  för  grossjahrige  Lehrlinge.  Durdi  den 
neuen  §  99  b  wird  der  Zwang  sam  Besuch  der  gewerblichen  Fortbildnngs- 
s'liulen  der  Lehrlinge  insofern  verschärft,  als  eine  Verlftngenn:^  der 
Lehrzeit  um  Jahr  eintreten  kann,  wenn  der  Lehrling  durch  ei;L'*'iios 
Verschulden  im  Disziplinarwege  ausgeschlossen  wird  oder  die  vor- 
geschriebene Lehrlingsprfifung  nicht  bestanden  hat.  Der  Verhütung  der 
Lehrlint,'sziu]itoroi  gelten  die  neuen  Bestimmungen  des  §  ICMla.  Xach 
dem  Vorbilde  der  deutschen  G-O.  §  128  al.  2  kann,  falls  für  das  Ver- 
hältnis der  Zahl  der  Lehrlinge  zu  jener  der  <^e)idfeii  nicht  im  Genossen- 
schaftsstatut  Bestimmungen  getroffen  sind,  das  Zalileuverh&ltnis  iu  Vor- 
ordnungswege dnrdi  den  Handelsminister  im  Binvemehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern  nach  Anhörung  der  Handels-  nnd  Gewerbefcammer 
festgesetzt  werden.  Dtircli  §  104b  wird  für  die  handwerksmRssigen  Ge- 
werbe die  obligatorische  Lehrlingspriifnn!^-  ointrefiihrt,  die  von  einer  von 
Meistern  und  Gehilfen  zu  gleichen  Teilen  gewählten  PrüfungakomroisKiou 
absahalten  ist  Bemerkenswert  ist  auch  in  §  116  al.  1  die  Befreiung 
mittelloser  Ijehrlinge  von  der  Anfnahms-  und  Freispmcfagebühr,  ftUs  die 
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gesetelicheii  Vertretor  der  LehrliDge  imtor  Nachweis  der  MittellossigkMt 

durum  nachsuchen.    §  133  enthält  die  entsprechenden  Strafbestimmungen. 

(Kinder-  und  JugendlicbeoschaU,  Lehrlinggwwea,  a.  auch.  AjUgem.  Arbeitencbuts, 
Nr.  1  Fabrik-  und  Weilutitteogn«!»  Viktoria  a  V,  Nr.  3  Fmnenachttts  ItaUeD 

8.  X,  Nr.  ^  Soiintagarube  Belgien  S.  XIII.  —  Berufl.  Arbeiterschutz,  Nr.  1  lAudwirt- 
Bchaft  Ungarn  B.  XXVI,  Nr.  3  Ii<^rgbau  OcBterreich  ö.  XXVIIl,  Nr.  9  Indußtrie  der 
Nahnings-  aod  GtaiiMsmiUel  Deutsches  Reich  ti.  XXXI,  Nr.  10  Bekleidung  uad 
Beicigung  OroesbiitamiieD  B.  XXXH,  Nr.  14  Verkehrsgewerbe  Frankreich  a  XJULIV.) 

3.  Frauens c)mtz,  §  10  Abs.  1  der  auf  Grund  des  §  V20e  der 
Gewerbeordnung  eriaj^üouen  Bekanntmachung  des  Deutschen  Bundesrate 
vom  20.  Marz  1902  (Text  Boll  Bd.  I  S.  143  Nr.  9)  verbietet  die  Be- 
achlftignng  von  Arbeitednnesi  und  jngendliGliein  Arbeitern  in  SteinbrQclien  bei 
der  Sohaofarbeitung  von  St^en.  üeber  die  Auslegung  dieser  Beetimmang 
sind  Zweifel  entstanden,  und  zwar  im  besonderen  darüber,  ob  die  Her- 
stellung von  Chausseesteinen  verboten  ist  oder  nicht  Darum  ist  eine 
genauere  Fassung  des  §  10  in  Anaeieht  genemmen,  zu  deren  Vorbereitong 
der  prenesieche  Hinister  für  Handel  nnd  Gewerbe  durdi  Brlaee  vom 
24.  Mai  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  25  Nr.  8)  gntaohtliche  Aenesenrngeii 
der  Regierungspräsidenten  einfordert. 

Art.  9  des  a  panischen  Geseues  vom  13.  März  1900  über  die 
Arbeit  der  Fntnea  hatte  bestiuunti  daee  Kranen  8  Woehoi  nadh  ihrer 
Niederkunft  nicht  arbeiten  darfen.  Ein  Geeetz  vom  8.  Januar  1907  (Text 
Bull.  Bd.  VI  S.  66  Nr.  1)  verlängert  diese  Fri.st  auf  4—6  Wochen  und 
gestattet  ausserdem  der  Frau ,  auf  Grund  eines  ärztlichen  Attestes  im 
8.  Monat  ihrer  Schwangerschaft  um  Urlaub  nachzusuchen.  In  beiden 
FlUen  mvBB  der  Fran  der  Arbeitsplats  reeerviert  bleiben. 

Das  italienische  Frauen-  und  Elinderarbeitsgesetz  vom  19.  Joni 
1902  {Text  Bull.  Bd.  I  S.  548  Nr.  1)  erfahrt  durch  ein  Ge.setz  vom 
7.  Juli  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  292  Nr.  2)  verschiedene  wichtige 
Abänderungen.  Aus  der  Behandlung  der  Gesuche  und  Beschwerden  der 
InduBtriellen  dturch  den  am  29.  Jnai  1902  gesdiaffenen  Obern  Arbeitarat 
hatte  sich  eine  Art  administrativer  Gerichtsbarkeit  entwickelt  nnd  das 
Ergebnis  dieser  Rechtsprechung  war  eine  Reihe  von  Vorschlägen  des 
Permanenzausschusses  des  Obern  Arboitsrates  (Berichterstatter  Turati) 
zur  Abänderung  des  bestehenden  Gesetzes  in  Bezug  auf  die  Arbeit  der 
„camei'*  in  den  Sdiwelelgnxben  Sisiliens,  die  Arbaitsseit  und  Arbeits' 
pausen  und  die  Einrichtong  einer  Mutterschaftskasse.  Dia  Schaffimg 
einer  Mutterschaftskasse  wurde  einem  besondern  Gesetzentwurf  vor- 
behalten; die  sonsti^'^en  vory:eschlagonen  Aenderungen  hingegen  gingen 
in  den  am  20.  Juni  1905  vom  Landwirtschal'tsminister  li.ava  in  der 
Beputiertankammer  eingebraohtoi  Gesetsentwnrf  tiber,  der  mit  einigen 
Veränderongen  am  9.  ICai  1906  (Pari.  Arb.  Boll.  Bd.  V  S.  81  Nr.  3)  von 
der  Kammer  und  sodann  auch  vom  Senate  genehmigt  wurde.  Ein  grosser 
Teil  der  Verändernngen  enthel  auf  Streichungen  von  Uebergangs- 
bestimmungeu,  diü  inlolge  der  langen  Dauer  der  Beratung  übeiläüssig 
geworden  waren. 

Das  frühere  Gesetz  gestattete  Kinderarbeit  mit  Ansnahme  der  Arbeit 
unter  Tage  vom  Alter  von  1?  Tahren  an  (übergangsweise  von  10  Jahren 
an).  Untertagsarbeit  war  weiblichen  Personen  vollständig,  Jugendlichen 
vor  dem  13.  Jahre  und,  wo  keine  mechanische  Förderung  bestand,  vor 
dem  14.  Jahre  (ttbergangsweise  vor  dem  11.  Jahre)  untersagt.  Zar  Arbeit 
in  gesundheitsschldlidieii  und  gefUirliehen  Xndastrien  sollten  Knaben  erst 
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yoo  15  Jalirtti  ui  imd  nur  volljährige  Frauen  verwendet  werden  dürfen. 
Das  neae  CI«MtB  Iftaat  alle  UebwgMigsbeatimmiiii^  fallen  und  bestimmt 

als  Zulassungsalter:  für  nicht  unter  Tage  arbeitende  Kuaben  and  Mftdohen 
12  Jahre;  für  unter  Tage  arboifoTTle  Jugendliche  13  Jahre  bei  mecha- 
nischer Förderung,  14  Jahre,  wo  isulclie  lehlt.  Weibliche  Personen  dürfen 
nidbt  unter  Tage  arbeiten.  Zu  gei'&hrliolien,  übermässig  anstrengenden 
(dieser  Begriff  ist  nen;  die  darunter  fallenden  Betriebe  sollen  in  einem  be- 
sonderen Reglement  aufgeführt  werden)  und  gesondheitschädlichen  Arbeiten, 
auch  we!ir!  sie  nicht  unter  Tage  ausgeführt  werden,  sind  Knaben  unter  15 
und  Jü'rauen  unter  21  Jahren  nicht  zugelassen.  In  den  sizilianischen 
Sohwefelgroben  dürfen  anch  erst  14-jähi^  mit  dem  Füllen  und  Leeren 
der  Oefen  beschäftigt  werden.  —  Nach  dem  bisherigen  Gesets  war  eine 
Anstellungsbedingung,  dass  die  Frauen  und  Kinder  den  niederen  Elementar- 
unterricht besucht  haben  sollten;  das  neue  Gesetj:  verlangt  auch  das 
Schlussexamen  und  ausserdem  den  Besuch  des  höheren  Elementar- 
Unterrichts,  wo  ein  solcher  mifglicb  ist.  —  Nachtarbeit  war  bisher  den 
Jngendliohen  vor  der  Vollendong  des  15.  Jahres  und  den  minderjährigen 
Fraupu  untersagt,  und  sollte  vom  19.  Juni  1907  angefangen  sämtlichen 
Frauou  vorbotou  sein.  Als  Nachtzeit  wurde  die  Zeit  von  8  Uhr  (resp. 
9  Uhr)  abends  bis  ti  Uhr  (resp.  5  Uhr)  morgens  gerechnet;  für  Arbeit 
in  swei  Tagesschiohten  worde  die  Zeit  ron  5  Uhr  morgens  bis  11  Uhr 
abends  gestattet.  Das  neue  Gesetz  ändert  an  diesen  Bestinunongen  nidkts; 
ef?  gibt  blo3.s  dem  1  audwirtschaftsminister  die  Kompetenz,  den  Betrieben, 
welche  von  der  l'rauennarhtarbeit  Gebrauch  machen,  unter  gewissen  Be- 
dingungen die  Frauenuachtarbeit  noch  bis  zum  31.  Dezember  1907  zu 
gestatten  nnd  fingt  die  Bestimmung  bei,  dass  das  Verbot  der  Franen- 
nachtarbeit  zu  den  Jahreszeiten  und  in  den  Füllen  an^^hoben  werden 
könne ,  wo  die  Frauen  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate  bearbeiten ,  die 
rascher  Veränderung  oder  drohender  \"erdorbnis  ausgesetzt  sind.  —  Von 
Bedeutung,  namentlich  im  üinbliclc  auf  die  Durchfuhrung  der  Bemer 
Konvention  yom  26.  September  1906  (Text  Boll  Bd.  Y  8.  257)  ist  die 
Neurrir  1  tng  der  Arbeitspausen.  Das  bisherige  Oesetz  bestimmte,  dass 
die  Arbeit  der  Kn  il  fm  und  Mädchen  nicht  lf\nger  als  6  Stunden  ohne 
Unt^rhrephnng  dauern  dürfe,  nnd  dass  bei  8-ätündiger  Dauer  der  Frauea- 
und  Kinderarbeit  1  Stunde,  bei  8 — ll-sttlndiger  Dauer  1*/,  Stunden 
nnd  bei  tkber  11-stlindiger  Daner  2  Standen  Bnhepanse  gew&brt  werden 
müssten.  Was  die  Verrichtung  der  Arbeit  in  zwei  Schichten  betraf,  so  war 
im  Gesetze  bestimmt,  dass  die  Arbeit  in  diesem  Falle  von  5  Uhr  morgens 
bis  1 1  Uhr  abends  dauern  dürfe,  und  in  der  Kammer  war  auf  Antrag 
des  Abg.  Pozzo  diese  Bestimmung  ausdrücklich  dahin  interpretiert  worden, 
dass  die  effektive  Arbeitsdaner  jeder  Sohidit  8  Stunden  nicht  Uber- 
sohreiten  dttrfe. 

Diese  Regelung  war  nun  der  Abschaffung  der  Nachtarbeit  nicht 
günstig,  da  dem  Unternehmer,  der  das  gesetzlich  erlaubte  Zweischichten- 
sjstem  einführen  wollte,  taglicli  2  Stunden  verloren  gingen,  una  er  vorzog, 
mit  einer  Schidit  10,  12,  14  Stunden  in  arbeiten  und  einige  Stonden 
elektrischer  Energie  oder  Wasserkraft  su  verlieren,  statt  seine  Arbeits- 
kräfte zu  vordoppeln.  Anderseits  war  das  System  der  zwei  ununter- 
brochenen Schiebten  bei  den  Arbeitern  sehr  populär.  ,,Die  Arbeiter  von 
Fabriken,  welche  den  Arbeitsplan  der  ununterbrochenen  9-Stundenschicht 
noch  nicht  eingefltllirt  hatten,  drangen  darauf^  und  wenn  es  duroh  das 
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Mittel  d«B  Streiks  geecb^en  nrasste,  den  Arbtttmi       Betriebe  g]eich> 

gestellt  zu  werden,  die  das  System  der  zwei  Tagesschichten  mit  8'/|- 

stündiger  Arbeitszeit,  ohne  Au'^'j'rtT'f,  mit  i '^-stfinrürrer  Rnlippnnso  und 
Mahlzeit  in  den  FabrikrÄumeu  besusjjen"  (Helazione  deirUlticio  Centrale, 
8  lugUo  1906,  Doc.  N.  327  A  p.  5). 

Das  neue  Gesetz  trftgt  diesen  Umstftnden  dadnrch  Rechnung,  dess 

es  bestimmt,  mit  Einwilligung  der  Arbeiter  könne  die  Bubepauee  auf 

^/j  Stunde  beschränkt  werden,  wenn  die  Arbeit  in  zwei  Schichten  ver- 
richtet wird  (und  auf  1  Stunde,  falls  die  Arbeit  nicht  länger  als 
11  Stunden  dauert).  Gleichzeitig  wird  ausdrücklich  festn^olegt,  dass  die 
Dauer  einer  Arbeitsschiebt,  Bnbepausen  abgerechnet,  8^«  Stunden  nidit 
tiberschreiten  darf,  üm  festzustellen,  ob  diese  Ordnung  der  Arbeitsdauer 
und  der  Arbeitspausen  auch  mit  der  Forderung  einer  ununterbrochenen 
Nachtruhe  von  10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morfrens,  wie  sie  die  Berner 
Konvention  vom  26.  Septembei*  li:>06  stellt,  in  Jiänklang  zu  bringen  sei, 
liesB  die  Regierung  durch  den  Pennanensaussdiuss  des  Arbeitsrates  eine 
Erhebung  vornehmen  (vgl.  Cam.  dei  Dep.,  Doc.  lOi  '7  X.  747  p.  4)  und 
von  Unternehmern  und  Arbeitern  u.  a.  foV^eiMlo  Fragen  beantworten: 
1)  Knipfielilt  sich  das  Zweischichtensystem  in  den  Zweigen  der  Banmwoll- 
induöirie:  der  Spianerei,  Winderei,  Weberei?  2)  Empfiehlt  sich  das 
Zweischiebtensystem  auch  bei  nur  8-Btündiger  effektiver  Arbeit  jeder 
Schicht?  Der  Bescheid  lautete  dahin,  dass  das  Zweischichtensystem  flir 
die  ^lumicrei  tmd  die  Weberei  auf  gewr.linliclieii  und  Nfutlin ipstühlen 
vorteiJliafter  sei,  während  die  Wiiiderei  und  die  Roh-  und  Farbscide- 
weberei  besser  das  Einschichten.system  wähle.  Ferner  fanden  die  Arbeit- 
geber eine  Schichtdauer  von  8  Stunden  mit  einer  V,-8tündigen  Ruhepause 
in  den  meisten  Fällen  genügend  und  erklftrteu,  im  Notfall  mit  einer 
Schichtteiluug  sich  Lelieifen  y.n  wollen,  um  IT  eiTiktive  Arbeitsstunden 
zu  erzielen;  die  Arbeiter  waren  ebenfalls  mir  einer  S-stUndigen  nrmnter- 
brochenen  Arbeit  und  dem  Einnehmen  der  Mahlzeit  an  der  laufenden 
Maschine  einverstanden.  Als  Beispiele  für  die  Tageseinteilung  wurden 
vorgeschlagen:  a)  6— 13,  14—22,  b)  6— U,  14—22,  c)  (J-  10  und  14— 18, 
10-14  und  18—22,  d)  5—9  und  OVs-l^Vs,  ir>i/.— 17»/,  und  18-  22, 
e)  R— «Vs  ""^  12—17,  87,-12  und  17—22;  am  meisten  Anklang  fand 
der  iLiiuteilungbtypub  b). 

Es  ergab  sich  also  kein  Anlass  zu  weiteten  Aendcrungeu,  und  die 
Begientng  konnte  sowohl  durch  {Gesetzentwurf  vom  16.  Mai  1907  die 

Ratifikation   dtt*  Bemer  Konvention   beantragen,    als   sich   darauf  be- 

prhrankon,  dem  neuen  Frauen-  und  Kinderarbeit«L'^e>etz  die  Klausel  an- 
zufügen, dass  vom  1.  Januar  1911  nn  die  tägliche  Arbeitsdauer  auf  die 
Zeit  von  5  Uhr  morgens  bis  10  Ula  abends  eingeschränkt  sein  solle. 

(Frauaosdiuts  8.  auch  Internationaler  Arbdterscfants,  OroBsbritannie«,  Luxem- 

bnrp:  F.  T.  —  Alkem.  Arbeiter?chiit5r,  Nr.  5  SnnntÄOTtruhe  Bcljrien  ß.  XIII.  —  Rtnifl. 
Arbciterachutz,  Nr.  3  Bergbau  Deutsches  Reich  Ö.  XXVIII,  Nr.  9  Industrie  der 
Nahrungs-  und  Genussmittel  Deut8chc8  Bdeh  8.  XXXI,  Nr.  10  Bekleidung  und 
Aeinigung  GroB«britanoieo  S.  XXXll.) 

4.  Arboitszcit,  Pausen  etc.  Kiii  Be.srliltissi  des  Abgeordneten- 
hauses und  des  SeiiHto.>^  von  Massachusetts  vom  2)'..  resp.  28.  Februar 
1906  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  C8  Nr.  1)  spricht  sich  für  Abänderung  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  in  dem  Sinne  aus,  dass  der  Erlass 
von  Öeeetsen  snr  Regelung  der  Arheitsseit  in  den  Einseistaaten  gemftss 
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einem  emkeitliohea  System  eiudrttcklidi  den  Befogniaeen  des  Kongresses 

beigefii£jt  werde. 

(Arb«itaseife  s.  Micli  Allgem.  ArbettenwliutZt  Nr.  1  Fabrik-  und  Werkstätteogas^xe 
Tietwis  B.  V,  Nr.  3  Freaenaehnts  Italien  8.  X.  —  BemfL  Arbeftanohate,  Nr.  3 
Bfligbau  Oesterreich  S  XXVIII,  nelffien  S.  XXIX,  Nr.  9  Induetric  der  Nahrunga- 
voa  OemusmiUel  Norwegen  ä.  XXaII,  Nr.  10  BekletduoK  und  Beiniffung  Groes- 
tffitinsieo  &  XXXTT,  Nr.  14  Verkdingeirarbe  Frsokreieh  &  XXXIV.) 

5.  Sonntagsrnhe  und  Samstagnachmittag.  In  Argentinien 
ändert  eine  Verordnung  vom  22.  März  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  31} 

die  Ausfülirnngsverordnnng  vom  18.  November  1905  (Auszug  Bull.  Bd.  V 
8.  379)  zum  Sonntagsrohegesetz  vom  31.  AngTist  190,')  iText  Bull. 
Bd.  lY  S.  310)  in  einigen  Besümmungeu  polizeilicher  und  administrativer 
Nator. 

Ein  belgischer  Erlass  vom  7.  Februar  1007  (Titel  BulL  Bd.  71 

S.  62  Nr.  2)  ermächtlc^t  die  Barbiere  von  Brüssel,  Lüttich  und  Namur, 
ein  solcher  vom  2.  März  1!)(>7  (Titel  Brill.  Bd.  VI  8.  G2  N'r.  3j  die  Barbiere 
von  Löwen  zu  10-sttlndiger  Sonn  tagsarbeit  au  bestimmten  Sonntagen  gegen 
Gewähmng  einer  halbtftgigen  BraatsrabeKeit  an  einem  Tage  der  folgenden 
Woche.  —  Ein  weiterer  Erlasa  vom  16.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  63 
Nr.  ß)  giLt  das  Verzeichnis  der  Be( riebe,  die  nach  Art.  6  Abs.  2  des 
Sonntai^sriüiegesetzes  vom  17.  Juli  1905  (Te.\t  Bull.  Bd.  IV  S.  194  Nr.  2) 
dazu  ermächtigt  sind,  die  Arbeit  der  Nachtschicht  bis  Sonntag  ü'üh  6  Uhr 
aossodehnen,  wenn  die  Arbeit  in  Wecbselw^biditen  organisiert  ist  Ein 
Erlass  vom  18.  Angnst  1907  (Text  Bnll.  Bd.  VI  S.  66  Nr*  9)  erg&nst 
dieses  Verzeichnis. 

In  Art.  9  Abs.  2  des  bel^rischen  8onntagsnihes?esetze.s  wird  eine  Aus- 
Uiiumu  von  dem  absoluten  Souulagsarbeitsverbot  für  Kmder  unter  IG  Jahren 
und  Tranen  nnter  21  Jahren  hLosiditlidK  derjenigen  Industrien  statoiert, 
in  denen  die  Arbeit  ihrer  Natur  nach  weder  eine  Unterbrechung  no<^ 
eine  Verschiebung  erleiden  darf.  Ein  auf  Grund  dieses  Artikels  ergangener 
Erlass  vom  27.  Mai  1907  (Text  Bnll.  Bd.  VI  S.  64  Nr.  8)  bestinnut,  dass 
in  den  Gemüsekouserveniabriken  während  der  Zeit  vom  10.  Juni  bis  zum 
10.  Augast  Jugendliehe  yon  14  bis  zu  16  Jahren  sowie  M&dchen  oder 
Frauen  von  16  bis  zu  21  Jahren  18  Tage  anf  14  oder  6Vt  Tage  auf  7 
beschäftigt  werden  dürfen. 

Eine  dänische  Bekanntmachung  vom  9.  Januar  1 !»()()  (Text  Bnll. 
Bd.  VI  S.  65  Nr.  2)  fügt  den  in  der  Bekanntmachung  betr.  Ausuaiimeu 
vom  Verbot  der  Peiertagsarbeit  in  den  Fabriken  vom  18.  Aogost  1904 
(Test  Bull.  Bd.  III  S.  397  Nr.  2)  aufgebahrten  Gewerben  die  Eantsohuk- 
devnlkanisationsfabriken  an. 

In  Frankreich  veranlassen  die  bei  der  Anwendung  de.s  Sonntaga- 
ruhegesetzes  vom  13.  Juli  1906  (Text  Bull.  Bd.  V  S.  17!  Nr.  3)  zu  Tage 
tretenden  Schwierigkeiten  sowie  die  Entscheide  der  Judikatur  neuerlich 
auH^ihrliche  Bespreehnngen  einselner  Pimkte  in  ministeriellen  Schreiben 
und  Rundschreiben.  —  Das  Rundschi  oiben  vom  4.  Februar  1907  (Text  BuU. 
Bd.  VI  S.  [j9  Nr.  8)  bringt  einen  Eutscheid  des  Kassatioushofes  zur 
Kenntnis,  wonach  die  aufschiebende  Wirkung  des  Rekurses  gegen  die 
Verfügung  eines  Prätekten  sich  wohl  auf  die  in  der  Veifügung  enthaltenen 
Weisungen,  nicht  aber  anf  die  gesetslidie  Verpflichtung  znr  Sonntagsruhe  er^ 
streckt.  —  Im  Rundschreiben  vom  19.  Februar  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  100 
Nr.  9)  wird  die  Frage,  ob  ein  Betrieb  sugleioh  einem  Teil  seines  Personals 
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die  wöchentliche  Buhe  in  WechselBchichten  und  einem  anderen  Teil  in 
Form  eines  freien  Ronntaornachmittaj!^  mit  einem  Ersatzruhet alle  14  Tage 
geben  dürfe,  bejaht.  —  Ein  Schreiben  vom  27.  M&rz  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI 
S.  III  Nr.  II)  behandelt  die  Dauer  des  Zeitraumes  zwischen  zwei  Ruhe- 
tagen. —  Das  Rnndflchreibeai  an  die  Staatsanwälte  Tom  29.  MSns  1907  (Text 
Bull.  Bd.  VI  8.  I  11  Xr.  13)  gibt  Instruktionen  über  die  Strafverfolgung  von 
Uebertretungcn  des  SonntagsiTihegesetzes.  Im  Rundschreiben  vom  lO.  April 
19i»7  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  112  Nr.  14)  wird  den  Pralekten  empfohlen,  zur 
Verhütung  von  Misshelligkeiten  sieh  über  die  in  Ghreosoitem  m  wählenden 
Buhetagsaysteme  an  yeratindigen  nnd  llberhaapt  von  den  gesetaKeh  gestatteten 
Befreiungen  einen  weitherzigen  Gebrauch  zu  machen.  Im  einzelnen  wird 
folgendes  bestimmt:  Die  Aufhebnno:  der  Sonntagruhe  an  Ortsfeiertagen  (Art.  5 
Abs.  4)  ist  höchstens  6 — Ömal  im  Jahre  zulässig ;  zur  Idmaligen  Aufhebung 
der  wfkihentlichen  Buhe,  die  (Art  6  Abs.  2  n.  3)  gewiraen  „GewerbeD** 
gestattet  ist,  sollen  auch  Transport-,  Anf-  nnd  AbladenDtemehmnngen,  Heia- 
und  Kohlenlager,  Hotels  und  Kestanrants  u.  s.  w.  berechtigt  sein;  die  in 
Art.  5  Abs.  2  u.  3  gewissen  Betrieben,  Avelche  das  Kegime  der  Buhe  am 
8(^]mtag  Nachmittag  mit  einem  Ersatzrubetag  alle  14  Tage  befolgen,  ge- 
gebene Brlanbnis,  den  14-tftgigen  Ersatarahetag  in  swei  wCchentli^e  Halb- 
tage  zu  serlegen,  wird  auf  sämtlic  he  Arbeiter  (nicht  nur  die  jagendlidken) 
in  Nahrungsnn'ltelkloinverkaufsgeschitff on,  sowie  auf  Betriebe  mit  wenitrer 
als  8  (statt  5;  Arbeitern  ausgedehnt;  Hotelbetriebe  erhalten  die  Ver- 
günstigtin^,  ihren  Angestellten  einen  freien  Tag  im  Mouat  und  einen  freien 
Halbtag  in  jeder  weiteren  Woche  dee  Monats  geben  sa  dtlrien;  in  Ueinen 
Betrieben  kann  während  der  Abwesenheit  des  Betriebsleiters  im  MilitSr- 
dienst  ein  Angestellter  als  Geschäftsführer  betrachtet  und  der  Sonntags- 
ruhe Verpflichtung  entzogen  werden  ;  Unterhaltsarbeiten  dürfen  am  gemein- 
samen Ruhetag  vorgenommen  werden,  wenn  sie  unbedingt  nötig  sind  und 
dnreh  eine  fiSrsatzmheseit  im  Lanie  der  Woche  uitschidigt  wwden;  ans- 
nahmsweise  dürfen  am  gemeinsamen  Bnhetag  Saisonausstellungen  vorbereitet 
und  Inventare  aufgenommen  werden.  —  Gemäss  einem  EundHchreiben  vom 
22.  Mai  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  131  Nr.  18)  gehören  Tramways,  welche 
auch  Gut«r  trauHportiereu ,  zu  den  Eisenbahn  Unternehmungen  und  fallen 
somit  ans  dem  (Hltnngsbereich  des  Gesetzes ;  Tramways  hiogegen,  welche 
nur  Passagier-  und  aUenfaUs  Pakettransporto  besoigen,  nnt«r8tehen  dem 
Gesetz. 

Die  Forderung  gesetzlicher  Sonn-  und  Feiertagsruhe  wurde  in  Italien 
zuerst  am  8.  katholischen  Kongiess  zu  Lodi  (21.  bis  23.  Oktober  1890) 
gestellt.  1897  bis  1898  bildete  sich  in  vielen  Stftdten  ein  Franenbnnd 
gegen  die  Sonntagßentlieiligung.  Durch  die  Agitation  der  Vereinigung 
der  Privatangestellten  (19(K))  und  in  Eingaben  der  Vereinignnj:  der  Handels- 
kammern (4.  Februar  lSi02)  wurde  die  wirtschaftliche  Notweu-ligkeit  der 
Sonntagsruhe  stärker  betont.  Am  19.  April  1902  brachte  der  Abgeordnete 
Pellegrini,  am  28.  April  1902  die  soxialistische  Fraktion  (Abgeordneter 
Cabrini  und  Genossen)  einen  Gesetzentwurf  ein;  am  25.  Juni  1903  er- 
stattete die  Kommission  darüber  Bericht.  In  jrehoimrr  Abstimmung  wurde 
am  Ii.  Mfirz  1904  der  Entwurf  Cabrini,  der  eiu©  3ti-stündigo  Sonutags- 
rohe  oder  frir  die  Arbeiter  öffentlicher  Dienstzweige  und  sonstiger  Betriebe, 
ftlr  die  der  Sonntag  sich  nicht  als  Ruhetag  eignet,  eine  86«stflndige  Ruheseit 
an  einem  Wochentag,  sowie  den  freien  Samstagnachraittag  für  Frauen  vor- 
gesehen hatte,  abgelehnt  (Pari.  Arb.  BuU.  Bd.  U  iS.  423  ür.  2,  Bd.  HI  S.  460 
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Nr.  4).  Im  fnlgeuden  Jahre  bildete  sich  ein  Pemanenzkomitee  för  Sonn- 
tagsruhe, das  auf  Einladung  der  Arbeiterkammern  in  Mailand  zusammen- 
trat. Ebenso  nahm  in  Mailand  die  katholische  Gruppe  für  die  8onntag8- 
rohe  Stellang.  Naohdem  sich  der  obere  Arbeiterat  ffbr  die  Wiederavfiialtme 
der  gesetzlichen  Regelung  ausgesprochen  hatte,  beauftragte  der  Ackerban- 
minister  Rava  das  italieniBclio  Arbeitsamt  mit  einer  Enquete.  Die  Er- 
gebnisse dieser  Enquete  liegen  in  „Materiali  per  una  legge  sul  riposo 
festivo.  Pabbl.  deirUfiicio  del  Lavoro,  serie  B,  Koma  1906''  vor.  Es 
wird  darin  jeder  Indnetriecweig  beeondere  behandelt,  die  Ursache  der 
Sonntagsarbeit  von  den  Befragten  erörtert  und  die  berufliche  Sonntage- 
8chot7irpsetzgebnng  des  Auslandes  dargestellt.  Auf  Grund  dieser  Enquete 
Stellten  dann  die  Abgeordneten  Cabrini  und  Genossen  am  27.  M&tz  liK>6  eine 
Hotion  betr.  die  Notwendigkeit  eines  Kuhetagsgesetses  (P.  A.  Bull.  Bd.  V 
8.  81  Nr.  6);  diese  Fordemng  wurde  durch  den  11.  internationalen  Kon- 
gress  für  Wochenruhe  zu  Mailand  am  31.  Oktober  1906  um  i  sr  it  :t  (s.  Bull. 
Bd.  V  S.  63.")  ff.).  Am  27  ynvrmbnr  brachte  sndann  der  Handelsminister 
Cocco-Urtu  im  Senat  den  Entwurf  emes  Ruhetagsgesetzes  ein  (P.  A.  Bull. 
Bd.  V  S.  628  Nr.  14)|  das  nach  der  Annahme  durch  den  Senat  und  am 
6.  Joli  1907  dnioh  die  Deputiertenkammer  am  7.  Juli  1907  (Text  BulL 
Bd.  VI  S.  289  Kr.  1)  Oeeets  wurde. 

Nach  dem  Gp?et;'fi  ffi^nif^ssen  alle  nicht  zur  FamiHc  des  Betrieb.s- 
leiters  gehörenden  ßeschäiiigten  der  Industrie  und  de«  Handels  eine 
24-stUndige  Wochenruhe;  um  eine  Lmgehyng  dieser  Bestimmung  zu  ver- 
baten, wird  Mehrarbeit  am  Tage  ror  und  naä  d«n  Bnhetag  aii»drttcklich 
verboten.  Die  übrigen  Bestimmungen  aohliesaen  eich  vielfach  jenen  des 
frnn7ö«iprbon  nnd  belgischen  Ruhetagsgesetzf»?  an.  Der  Wirkung  des 
Gesetzes  werden  entzogen  a)  die  Schiffahrt,  zumal  da  die  Arbeitsverhält- 
nisse des  Schiffahrtspersonals  zur  Zeit  von  der  Kommission  zur  Abänderung 
des  HandelamarinegeBetaee  studiert  werden,  b)  naeh  IranittsiBchem, 
belgiechem,  deutschem,  dänischem  Vorbild  die  Landwirtschaft  mit  Jagd 
und  Fischfang,  da  hei  der  l&ndlichen  Bevölkerung  die  Sonntagsruhe  ohne- 
hin als  altes  Herkommen  und  religiöser  Brauch  gepflegt  wird  und  die 
Verschiedenartigkeit  der  Arbeits-  und  Arbeiterverliältnisse  eine  einheit- 
liche Geeetsgebong  unmöglich  machen,  c)  nach  franaflaischem,  dentschem 
und  anderem  Master  die  Eisenbahnen  und  Strassenbahnen,  hanptsftidilioh, 
um  den  in  seinen  Anfängen  strhrn  lon  Staatsbetrieb  nicht  zu  erschweren. 
Die  ursprtinglich  hier  beigetügteu  öffentlichen  Dienstzweige  und  Staats- 
betriebe sind  gestrichen  worden ;  in  den  königlichen  Tabakfabriken,  Kiiegs- 
werkstfttten,  Werften,  Salinen  n.  s.  w.  ist  der  Bnhetag  meist  schon  ein- 
geführt. Von  der  Euhetagsverpflichtong  kann  abgegangen  werden :  in 
Industrien,  die  leicht  vci  l  illi  be  Rohstoffe  verarbeiten,  während  der 
ganzen  Betriebsperiode  (in  F  rankreich  15mal) ;  in  Anlagen,  die  mit  Wind-  oder 
Wasserkraft  betrieben  werden,  z.  B.  Sägereien,  Baumwollspinnereien,  Woll- 
spinnereien, NagelfabrikeD,  wihrend  10  Wochenf  jedoch  mit  14-tagigem 
Ruhetag  (in  Belgien  I2mal);  in  Industrien  mit  Perioden  von  ausserordent- 
licher Inan.siprnchnahme  wahrend  6  Wochen  (in  Eelgien  l^mal,  in  Prank- 
reich 15mal  im  Jahre).  Die  Wochenruhe  soll  grundsätzlich  auf  den  Sonntag 
fallen.  Dagegen  dürfen  Arbeiten,  die  zur  Eootinoittt  des  Betriebes  oder 
rar  Verhfltong  yon  Schftden  notwendig  sind,  wie  Bicinigangs-,  Beparatnr-, 
Inventar-,  Ueberwachnngs-  und  Sicherungsarbeiten  am  Sonntag  vorge- 
nonunen  werden  (in  Belgien  noch  Arbeiten  sor  Verhinderung  des  Ver- 
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derbes  der  Rohstoffe).  Die  Betriebszweige,  in  donen  an  Stelle  des 
Sonntags  oino  Ersatzruhezeit  oder  eine  schichtweise  Teilung  der  Ruhezeit 
treten  kann,  sind  (im  ganzen  wie  in  J<>ankreich  und  Belgien,  das  zudem 
dio  Teiltmg  des  Hohetagee  in  wwn  Halbtage  gestattet):  aas  tedmisdieik 
Grttndoi  IndiiBtrien  mit  beständigem  Feuer,  elektrisohan  Oefen,  kontinuier- 
lichen Prozessen,  Käsefabrikation,  Sai.sonindustrien ;  aus  Gründen  öffent- 
lichen Interesses  Industrien,  die  olientliche  Bedürihisse  befriedigen,  wie 
Gasanstalten,  Wasserwerke,  Backereien  u.  a.  w. ,  Verkehrsanstalten  mit 
Ansnahme  der  Ei8«nba]ui«ii ,  Hafimarbaiteii,  SchiffBreparatoren;  ans 
hygienischen  Grflndt^n  Heilanstalten,  Bftder,  Apotheken,  Leichenbest&ttungs- 
geschafte:  ferner  für  die  Befriedigung  dringender  Bedürfnisse  tätige  Be- 
triebe, wie  das  En^uickungsgewerbe,  Milchgeschäfte,  Verkaufsstellen  von 
Kegieartikeln ;  endlich  (iewerbe  verschiedener  Art :  Billardsäle,  Stuhl- und 
FoSrwerkverleiligaachllte,  Blumenladen,  pbotographisohe  Atelien,  Theater 
nnd  Vergnügungslokale.  „Ein  Ruhetag  nach  engliachem  Hnster  ist  nicht 
unser  Brauch  und  hat  sich  nie  herausbilden  kfinnen  ;  es  ist  daher  ange- 
zeigt, die  altgewohnten  Zerstreuungen,  die  gerade  den  Reiz  des  Sonntags 
ausmachen  und  die  im  Souutag  ihren  Nährboden  haben,  zu  respektieren." 
(Motivenberioht  der  Beg.  an  den  Senat  %  4  Abs.  8.)  Troti  lebhaftem 
Widerapnidi  Bind  anch  die  Zeitungen  der  Sonntagsruheverpfliditong  ent- 
hobrn  worden.  Dem  ganzen  Personal  kann  die  Rnhe  au  einem  anderen 
Tage  als  Sonntags  gewährt  werden  bei  Arbeiten  im  l  i  t  inn,  die  von  un- 
günstiger Witterung  gestört  werden  (in  Belgien  l::!mai  Souu tagsarbeit, 
in  Frankreich  15mal  Sospenaion  dee  Ruhetages).  Geeetsliche  Sonntags- 
nachmittagsruhe geniessen  Nahrungsmittel-,  Brennmaterialien-,  Barbier- 
geschäfte,  Versicherungsinstitate,  Auswanderungs-,  Pfandloih-,  Annoncen- 
agenturen, alles  Betriebe,  die  bisher  den  ganzen  Tag  offen  standen  (in 
Frankreich  Abwarte,  Maschinenwärter,  Kleinverkaufsgeschäfte  von  jXaiLruugs- 
mitteln).  Sonntagsmorgenarbeit  ist  anch  den  Handelsgesohaften  der  Stftdte, 
wo  die  ländliche  Bevölkerung  Sonntags  Einkäufe  zu  machen  pflegt^  gestattet 
(ühnlich  wie  in  Belgien  und  Frankreich).  Das  Gesetz  normiert  ferner  die 
Dauer  der  Ersatzruhezeit.  Die  Wirte  sind  verpllichtet,  ihrem  Personal 
pro  Woche  10  Stunden  Ausgaugszeit  und  weuigätens  8  Standen  Ruhe  im 
Hanse  m  gewfthren  (in  Belgien  einen  li-tftgigen  ganzen  oder  wöchent- 
lichen halben  Ruhetag,  in  Frankreich  Ruhezeit  in  Schichten). 

An  Stelle  des  noch  rein  polizeilichen  Gesetzes  vom  21.  Mai  1882  ist 
im  Kanton  Zürich  am  12./27.  Mai  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  299) 
das  ans  Erwägungen  sozialpolitischer  Natur  geschaffene  Oesetz  betr.  die 
Öffentlichen  Ruhetage  getreten.  Das  Geeets  erklftrt  die  Sonntage  nnd 
7  Festtage  als  Bohetage.  Amtliche  Funktionen  dürfen  nur  in  dringlichen 
Fallen  ansgeflbt  werden.  Das  Gesetz  stellt  das  Verbot  der  Beschäftigung 
von  Arbeitern  in  den  verschiedenen  industrielleu ,  kaufmännischen,  ge- 
werblichen und  handwerksmftssigeu  Betrieben,  in  den  öffentlichen  und 
privaten  Boreans,  sowie  das  Verbot  l&nnender  Arbeiten  nnd  der  Ab- 
haltung von  Zahltagen  auf.  Vom  Verbote  sind  ausgenommen :  die  Land- 
wirtBohaft,  Gewerbe  mit  ununterbrochenem  Betriebe,  Gewerbe,  die  dem 
täglichen  isahrungsbedürfniBBe  dienen,  luventare,  Arbeiten  in  Notfällen. 
Für  CoiffeuT'  nnd  Photographeugeschäfte  ist  die  Sonntagsarbeit  auf  ge- 
wisse Stunden  eingeschränkt.  FOr  eine  Ansahl  von  Gewerben,  wie  Dienst- 
männer, Schiffsvermieter,  Droschkenfuhrhalter ,  Badeanstalten,  ist  die 
Regelang  den  Gemeinden  vorhehalten  worden.    Weitere  Bestimmungen 
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regela  dea  Ladenacblujs  am  Soontag.  Daa  Gdhilfea,  Aogeäteilteu  und 
AH>eitoni  derjeaigan  Ge^ch&fce,  denen  das  Gesets  einen  besohrankteu 
Sonotagebetrieb  gestattet,  ist  je  der  dritte  Sonntag  gans  und  in  den 

Wocli«a,  auf  welclio  kein  freier  Sonntag  fällt,  der  Nflehmittag  eines  Werk- 
tages freizugeben.  Für  die  Stalto  Zürich  und  Winterthur  bosteht  dio  Vr>r- 
äohrift,  dass  den  Gemeinden  freigestellt  sein  solle,  mit  Genehmigung  dea 
l^^ierangwats  die  Sonntagsrahe  wüter  als  das  Ghsfl^to  aimadelmen. 

Die  zum  berniachen  Geseto  vom  19.  März  1U05  (Text  Bull.  Bd. IH 
S.  444  Nr.  1)  am  17.  ApiU  1007  iText  Bull.  RJ.  VI  S.  302)  erlassene 
Verordnnn;f  botr.  die  S  )uiit;a;^sraiiQ  nimmt  vom  Feiertagsarbeitsverbnt  ati«  : 
Bethebe,  die  uncar  staatlichen  Gesetzen  stehen;  kontinuierliche  Betriebe 
wie  VerkehrMQBtaltenf  K&sereiea,  GNirfcnereten,  Konditoreien,  Bftek«reitti, 
Milchhandinngen,  ECaoshaltun totarbeiten,  Wartung  der  Haustiere,  Pflanaen« 
besorgang.  Eliibrins^en  von  BodeuerzeuKi^^'^cn  bei  drohendem  Unwetter, 
Personentransport,  Aerzto,  Apothokor,  Hebammen,  Arbeiten  infnlf^e  von 
Naturereignissün  etc.,  Zeitungsvericauf,  Viehhandei  auf  öffentlichen  Plätzen 
ist  an  Feiertagen  unterlagt.  Verkanfsl&den  sind  von  10  Uhr  vormittags 
bis  2  Uhr  nachmittags  geschlossen  zu  halten ;  Bäckereien,  Konditoreien, 
Blumenhan  Hungen,  Kio-^ks,  Photo;ioraphenatelier8  und,  an  Fremdenorten, 
Holzschnitzerei  laden  dürfen  den  ganzen  Tag,  Metzgereion,  Oomestibles- 
handlungen  und  Milchgeschäfte  am  Vormittag  und  von  5 — 8  Uhr  abends, 
Ooitfetirgesohftfte  am  Vormittag  offen  stehen ;  das  Austragen  von  bestellten 
Waren  ist  zur  betreffenden  Zeit  gestattet.  Hausieren  ist  verboten,  doch 
dürfen  mit  Erlaubnis  dn  ■  rromeinderates  an  beistimmten  Standorten  Frttohte, 
Bsswaren,  Blumen,  MiuiMali^^n  otc:.  feilgeboten  werden. 

Das  im  Kautun  Waadt,  zur  Abänderung  der  Gesetze  vom  18.  Mai 
1876  und  16.  Mal  1906  erlassene  Gesetz  fiber  die  Befugnisse  und  Kom^ 
petenzen  der  Gemeindebehörden  (14.  Mai  1907,  Text  Bull.  Bd.  VI  S.  301) 
legt  den  G-^tneirrie;!  die  Pflicht  auf,  mit  Genehmignng  des  StaatHrates 
PolizeiverorduimgoQ  über  die  Feiertagsruhe  anszuai  beiten,  unil  gibt  ihnen 
da^  Kecht,  solche  iibar  den  Schutz  der  dem  Fabrikgesetz  nicht  unter- 
stehenden  Angestellten,  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  zn  erlassen, 

CSorintAn:^ruho  h.  auch  B<?rufl.  Arbeiterschutz,  Nr.  1  IjsadwirtBChaft  Ungarn 
S.  XXVI,  Nr.  14  Verkehragewerbe  Frankreich  S.  XXXIV.) 

6.  Gewerbe-  und  Workstättenh3'gieue  und  Unfallver- 
hütung. Ein  dänisches  Gesetz  vom  4.  April  1906  (Titel  Bull.  Bd.  VI 
S.  66  Nr.  6)  stellt  fbr  die  Zeit  vom  15.  April  bis  aum  15.  Oktober  1906 
resp.  31.  März  1907  die  Pflicht  der  Aerzte  zur  Anzeige  der  von  ihnen 
behandelten  ArbeitsunftUle  in  der  Land-  und  Forstwirt.schaft  auf. 

In  Grossbritannieu  ermächtigt  Art.  15  des  Fabrik-  und  VVerkstatt- 
ge^etzes  von  1901  (Text  Bull.  Bd.  I  S.  30)  die  BezirkarÄte  zum  Erlass 
von  Moster-Iliganaungsverordnnngen  betr.  Flnchtmittel  bei  Fenersgefahr 
in  Fabriken  and  Werkstfttteu  und  unterstellt  solche  Erg&nsungsverordnungen 
der  Genehmi^iinji'  des  Tiokalverwaltnnjj'^amt'^-j.  "Oieses  Amt  hat  im  Juni 
1906  zur  Erleichterung  der  Arbeit  der  Bo^sirksraio  solche  Ergänzungsver- 
ordnungen  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  133  Nr.  1)  ausgearbeitet. 

Auf  Grund  der  ihm  darch  §  6  des  Kohleugrnbengesetses  von  1896 
üboi  traf!:enen  Befugnisse  hat  der  Staatssekretär  des  Innern  am  17.  Dezember 
1906  einen  Erlass  betr.  die  Verwendung  von  Explosivstoffen  (Titel  B'ill. 
Bd.  VI  S.  133  Xr.  2)  erlassen,  der  alle  früheren  Erlasse  über  den 
gleidien  Gegenstand  aufhebt    Dieser  Erlass  vom  Dezember  ist  wieder 
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dnnsh  einen  vom  8.  April  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  107  Kr.  6)  ab- 
geändert worden,  der  mit  jenem  zaeammeo  in  Kraft  stebt  und  eine  liste 

dar  yoa  beiden  Erlassen  definierten  Exiilosivstoffe  enthilt. 

Von  der  ihm  durch  Art.  5  des  UDlallaiirn'irPi-'^'^'P^?^^'  "von  1906  (Bull. 
Bd.  V  S.  497  Nr.  5)  erteilten  Beftignifi  zur  AusdehEung  (irr  Ar^eiL-ppflicht 
bei  UnlWlen  in  Fabriken  und  Werkstätten  macht  der  btaalssekietär  jn  zwei 
Brlaseeii  ▼om  32.  Deeember  1906  (BnU.  Bd.  VI  S.  188  Nr.  8  n.  4)  Gebrancb. 

Auf  Omnd  der  durob  §  79  des  Fabrik-  und  "Werkstattgesetzes  ycnk 
1007  dem  Staatssekretär  znstebenden  ErmftchtipnT  tr  sind  am  21.  Januar 
1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  134  Nr.  6)  Vor&chritten  iür  Fabriken  und 
Werkstätten,  in  denen  trockenes  Bleiweiss  oder  Hennige  zur  F  abrikation 
▼on  Farben  nnd  Anstrichen  yerwoidet  oder  in  einem  Biedeprozees  ber* 
gestellt  wird,  erlassen  worden.  Diese  Vorschriften  verbieten  jegliche  Be- 
8chäfti;^ing  von  Frauen,  Jn^n  ndli  ( hen  und  Kindern  bei  der  Behandlung  von 
Bleifarbe,  verlangen  ärztliche  üntersuchurigen,  Atteste  und  Gesundheits- 
register für  die  beschäftigten  Personen  und  suchen  durch  Ventilations-, 
Bekleidungs-  und  Reinlichkeitsenordntingen  den  Gefahren  yorsnbeogen. 

(Gewerbe-  Tin  1  Wcrk=tättenhvfnere  und  UnfallverbntuDff  b.  auch  Beruf I.  Aibeiter- 
ficbutz,  Nr.  5  MetaLlverarbeituug  frcupiseD  S.  XXX,  Kr.  6  Chemische  und  gmindheits- 
ffefäbrliche  Industrien  Preuseen  8.  XXX,  Nr.  7  TrxtiiinduHtrie  PreuMeo  8.  XXX,  Nr.  8 
Lederindiifltrie  Preussen  S.  XXXI,  Kr.  9  Industrie  der  Nahruniri«-  und  Genu^pmittel 
Deutschee  Keich  8.  XXXI.  Hr.  U  Baugewerbe  Oesterreich  6.  XXXIV,  Nr.  12  Poly- 
gmpbieebe  Gewcriie  Dentachei  Beieh  &  AXXIV.y 

7.  Heimarbeit.  Die  Artt  107,  108  und  110  des  britischen 
Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  von  1901  (Anf^/Tip  Bull.  Bd.  1  S.  30) 
betr.  die  FtJhrting  von  Heimarbeiterlieten,  das  Veibui  der  Beschäftigung 
von  Heimarbeitern  iii  ungesunden  Bäumlichkeiteu  und  das  Veibot  der 
Heimarbeit  en  Orten  mit  ansteckenden  Krankheiten,  können  durch  Brlas» 
des  Staataeekretire  anf  Vfm  ihm  an  bezeichnende  Erwerbszweige  ange- 
wendet werden.  Von  dieser  Befugnis  hat  der  Staatssekretär  des  Innern 
durch  Erlass  vom  23.  Mai  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  139  Nr.  8),  der 
den  letzten  Erlass  über  den  gleichen  Gegenstand  (Text  Bull.  Bd.  VI 
8.  189  Nr.  8)  aufhebt,  Qebraneh  semacht. 

(Hoirnnrheit  8.  aocih  AUgem.  ArbStenchnls«  Nr.  1  Fatwik*  vnd  Wcrkalittcnge- 
aetce  Viciona  8.  V.) 

8.  Lohnaanlnng  nnd  Lohnschnta.  Die  Beetimmnngen  des 
Art.  116  des  britischen  Fabrik-  und  Weik.stattgescf /es  von  1901  (Aufl> 
zug  Bull.  Bd.  I  S.  30),  welche  S'tikk  arbeil ei  n  die  Wcglichkeit  geben  sollen, 
durch  Bekanntgabe  des  Loliii.sHtze.s  den  il  nen  7;rptel.t  ndc n  1  '  biivei clier?-t 
aubzurechneu  (I^articularn  Clause;,  kann  der  b)taati>i-ekrettir  inii  den  ihm 
angeseigt  scheinenden  Abänderungen  auf  Nicht>TextiIfabriken  nnd  anf 
WerkslÄtten  jeder  Art  ausdehnen.  Von  dli  .^er  Befugnis  hat  er  in  zwei 
Erlassen  vom  2^.  Jfai  1907  (Teatt  Bull.  Bd.  VI  8.  141  Kr.  9,  S.  34S 
Nr.  lüj  Gebrauch  geujaeht. 

Die  Auszahlung  der  Arbeitslöhne  ist  in  Luxemburg  durch  ein 
Gesets  vom  12.  Jali  1895  geregelt,  dessen  Ai-t  2  den  Aibeif gebet  n 
ge.stattete,  den  Arbeitern  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  su 
licfr-rn  :  1)  die  Wohiaing,  2'  die  Benützung  piren  Terrains,  3")  die  zur 
Arbeit  nötigeu  Werkzeuge  oder  Instrumente,  sowie  deien  Unteihalt,  4)  die 
zur  Arbeit  nötigen  Stoße  oder  Materialien,  welche  die  Ai heiter  den  be- 
stehenden Gebräuchen  gemäss  oder  infolge  von  Verabredung  bu  stellen 

1)  Ruppcrt,  Code  p^naL    Loxembuis  1000,  p.  564. 
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haben,  5)  die  Lebeusmittel,  ti)  die  Kleidung,  7)  die  BreDumaterialien.  Da- 
btt  durften  die  unter  Nr.  8 — 7  genannten  Gegenstände  nur  zum  An- 
•dbaffangspreifle  uig«reehnet  werden  und  alkohoHscbe  Getrinke  wtren 
TOn  der  Abgabe  ausdrticklicli  ansgenommen.  Nach  einem  Gesetz  vom 
7.  Ax^gwst  1906  (Texi  Bull.  Bd,  VI  H  205  Nr.  2'\  liat  d^r  Arbeitgeber  in 
Zukuuit  nur  noch  das  liecht,  seiueu  Ajbeitern  die  unter  Nr.  3  und  4 
genannten  OegeDst&nde  zum  Anaohaffungspreise  und  unter  Anrechnung 
bei  der  Lohnaüiliing  sa  liefern.  Den  Beetimmnngen  des  Gesetees  Ton 
1895  unterstanden  nach  Art.  11  weder  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
noch  die  Dienstboten,  noch  diejenicron  Arbeiter,  die  gewöhnlich  von  ihren 
Arbeitgebern  Kost  und  Logis  ei ballen.  Der  neue  Art.  11  nimmt  nur 
noch  die  beiden  ersten  Kategorien  aus. 

(Lohnzahlutig  und  Lohnpchutz  e.  auch  Aligem.  Arbeiterpchutz,  Nr.  1  Fabrik» 
und  WcrkstÜtenges^  Victoria  8.  V,  Nr.  11  OeffenUicbe  und  BubmiBsioDBarbeiten 
Balgiea  B.  XX.     Bonfl.  Axbeltenc^nte,  Fr.  1  Lendwirladiaft  Ungarn  B.  XXVI.) 

9.  KoalitionBrecht  nnd  Arbeiterorganieationen.  Durch 

das  Gesetz  vom  28.  März  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  8.  111  Nr.  12)  hat 
das  Koalitionsrecht  in  Frankreich  insofern  eine  Aenderting  erffihren, 
als  das  nach  dem  Gesetz  von  1881  bestehende  Erfoidernis  einer  mindestens 
24  «Stunden  yor  der  Abhaltung  einer  üfifentlicheu  VensaniniiuDg  dem  Pr&- 
fekten  reep.  Haue  einsnreichenden  Erklimng  Uber  Ort,  Zeit  nnd  Zweck 
der  Versammlung  abgeschafft  worden  ist. 

10  A  r  h  f  i  t  s- V  ertrag ,  Tarif  vertrage.  Die  österreichische 
Gewerbenovelie  vom  5.  Febr.  1907  (Auszug  Bull.  Bd.  VI  S.  81  Nr.  1)  enthalt 
in  §  114  b  (Bull.  Bd.  VI  S.  40}  Bestimmungen,  durch  welche  die  Zwangs- 
genoflsenech aften  der  Kleingewerbetreibenden  berechtigt  werden,  Taril^rer- 
trage  mit  eventualiter  rechtlich  bindender  Kraft  abzuschliessen.  Die  Fest- 
setzung von  Beginn  nnd  Ende  der  täglichen  Arbeitszeit  der  Hilfsarbeiter, 
von  Zeit  und  Höbe  ibrer  Entlohnung  und  der  Kündigungsiristeu  mus»  in 
diesem  Falle  mit  Zweidrittelmajorität  sowohl  in  der  Versammlung  der  Meister 
als  der  GehiUbn  angenommen  werden.  Diese  Tarifvertrftge  sind  sodann  bei 
der  politischen  Landesbehörde  einsureichen  und  von  ihr  nach  Einvernehmung 
der  Handels-  und  Gowerbekammer  und  des  et-wa  noch  bestehenden  Ge- 
noasenschaftsverbandes  zu  genehmigen ;  sie  haben  für  die  Parteien  rechts- 
Tarbindliebe  Geltung,  sofern  nicht  eituelne  Oewerbeinhaber  mit  ihren  Hilfs- 
arbeitern durch  Vertrag  odw  Arbeitsordnnng  abweichende  Bestimmungen 
getroffen  haben.  Der  Regierungsm otivenbericht  bemerkt  hierzu :  „Der  neue 
§  114  b  bedeutet  keineswegs  unmittelbar  die  Lösnng  des  Kollektivvertrag- 
problems für  den  Bereich  der  kleinen  Gewerbe,  denn  eine  solche  wäre 
bei  tmverandertem  Fortbesteben  des  §  72  der  G.G.  [„die  Festseteung  der 
Verhältnisse  zwischen  den  selbstftndigen  Gewerbetreibenden  nnd  ihren 
Hilfsarbeitern  ist  innerhalb  der  durch  die  Gesetze  gezogenen  Grenzen 
Gegenstand  freier  Uebereinkunft"]  nicht  durchführbar.  Doch  sollen,  wie 
dies  ungefähr  analog  im  Fabriksbetriebe  mit  den  Arbeitsordnungen  der 
Fall  ist,  snbsidiftr  wirhsame  Vertragsusancen  fOr  jene  in  §  114b  genannten 
Belange  des  Arbeitsverhältnisses  ermöglicht  werden,  die  diirch  primAre 
Partoivprh n  -  n!)machungen  nicht  geregelt  erscheinen." 

(Arbeitsvertrag,  Tarifverträge  e.  auch  Aligem.  Arbeiterschutc,  Nr.  1  Fabrik-  und 
Werketättengcf<etze  Victoria  B.  v.  —  Berufl.  Arbeiterschnts,  Nr.  1  Landwirtadiaft 
Uagarn  B.  XXVT.  —  Femer  pari.  Arbeiten  B.  331.) 

11.  Oeltentliche  und  Submitisionsarbeiten.  Zur  Tagesord- 
nung der  durch  belgischen  Erlass  vom  28.  Januar  1907  (Auszug  Boll. 
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Bd.  VI  S.  (51  Nr.  1)  oinborufonen  Sitzang  verschiedener  Sektionen  «ies 
Industrie-  und  Arbeitsrutes  von  Brüssel  gebiert  die  PestseUuog  eines 
Minimaliobaes  für  Staatsarbeiter. 

Eine  spanische  Verordnang  vom  15.  Ifftrs  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI 
8.  67  Nr.  8)  verfügt  die  Ausmastemng  der  teilweise  arbeitsanfUhig  ge- 
wordeneu Arsenalarbsiter  mit  weniger  als  10  Dienstj.ihren  nnd  die  Re- 
duktion des  Soldes  derjenigen,  die  mehr  als  10  Jahre  im  Staatsdienst 
gestanden  liahen. 

12.  Arbeitsnackweiä.  §  3S  der  deutüchen  Gewerbeordnung  er- 
mächtigt die  Zentralbehörden,  aber  den  Umfang  der  Befognisse  nnd  Vei^ 
pflichtungen  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und 
Stellenvermittler  Vorschriften  za  erlassen  und  in>b8sondero  die  Ausübung 
des  Gewerbes  im  Umherziehen  sjowie  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast- 
und  Schankwirtächaftsgowerbes  zu  beschränken  und  zu  untersagen.  Auf 
Orund  dieser  Befugnis  hatte  der  prenssische  Minister  für  Handel 
nnd  Gewerbe  am  10.  August  1901  Vorschriften  erlassen  (MinisterialbL 
der  Handels-  u,  Gewerbeverwaltung,  S.  184),  die  durch  vorscliHrfte  Vor- 
schriften vom  ö.  Marz  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  13  Nr.  1)  eisetzt  worden 
sind.  Nach  diesen  neuen  Vorschriften  haben  die  Ortspolizeibehördeu  die 
betreffenden.  Gesehiftsbetriebe  sorgfältig  sn  ttberwachen  und  in  St&dten 
mit  mehr  als  10000  Einwohnein  mindestens  zweimal  im  Jahre  unver- 
mutet zu  revidieren.  Die  Goscliiiftsbücher  sind  spätestens  1-i  Tage  nach 
Ablauf  eines  Kalenderjahres  zur  Prüfung  einzureichen;  dabei  ist  bei 
etwaigen  Verstössen  die  Entziehung  der  Konzession  in  Erwägung  zu 
neheo.  Die  Vorschnften,  welche  sieh  direkt  an  die  Gesindevermieter  und 
Stellenvermittler  richten  (siehe  die  Anlage  zum  EHasa),  machen  unter 
anderem  von  beiden  im  §  88  der  Gewerbeordnung  vorgesehenen  Verboten 
Gebrauch, 

Li  Oesterreich  ist  durch  die  GewerbenoveUe  vom  5.  Pebruar  1907 
(Ansang  Bull.  Bd.  VI  S.  31  Nr.  1)  die  private  und  genossenschaftliche  Stellen* 

Vermittlung  neu  gerogelt  worden.  Bisher  galt  für  die  privaten  Arbeit8\  er- 
mittlnn«ren  Ait.  5  lit.  f  des  Kundmachungspatentes  vom  20.  Dez.  1859 
zur  G.U.,  welcher  die  Unternehmungen  von  privaten  Geschäfts  Vermitt- 
lungen in  anderen  als  Handolsgesch&ften  von  den  Vorschriften  der  Ge- 
werbeordnung ausnahm.  Sodann  bestimmte  der  BSrIass  des  Staatsmini- 
flteriunis  vom  28.  Febr.  1SG3,  Z.  2306,  dass  die  Verteilung  von  Privat- 
geschäfts Vermittlungen  durch  die  jiolitischen  Landesbehörden  (Statthaltereien) 
auf  ganz  besonders  berUcksichtigungswürdige  Fälle  zu  beschränken  sei 
(Bedflrfhisfrage).  Die  Konseesion  durfte  nicht  allgemein  fttr  Privatgeschäfts* 
vennittlung  lauten,  und  jede  eigenmächtige  Ausdehnung  ihres  Umfanges 
war  mit  ihrem  Verlust  zu  bestrafen.  Anderseits  hatte  die  Gewerbenovelle 
vom  8.  Marz  1885  den  Zwangsgeuossenschaften  der  Kleingewerbetreibenden 
in  §  114  der  G.G.  die  Errichtung  und  Erhaltung  von  Genossenschalts- 
herbergen  und  die  Etnfflhrung  einer  Zum^ckordnung,  sowie  in  §  116  der 
G.G.  die  Führung  von  Vormerkungen  über  die  Nachfrage  nach  Ai'beit,  die 
in  den  Gosellenherbergen  zn  jedermanns  Einsicht  zu  halten  sind,  zur 
Pflicht  gemaeht.  Reither  linbon  sich  Landes-,  Gemeinde-  iind  Vereins- 
anstalteu  für  üüeutlichen  Arbeitsnachweis  entwickelt.  Das  in  Arbeiter- 
kreisen  lebhaft  geäusserte  Begehren,  die  private  Arbeitsvermittlung  wegen 
der  häufigen  und  schwerwiegenden  Missstände,  die  sie  aufwoist|  gesetzlich 
SU  unterdrflcken  und  für  Schaffung  öffentlicher,  paritAtisoh  organisierter 
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Arbeitsnachweise  Sorge  zu  tragen,  konnte,  wie  in  den  erlftnternden  Bei« 

lagen  zu  2141,  Beil.  z.  d.  gtenogr.  Pirot.  d.  Abgeordnetenhauses  (XVII. 
Session  1905)  bemerkt  wird,  infolge  der  unzulänglichen  Entwirklnnj;  dnr 
öiFentlichen  Nachweise  nicht  erfüllt  werden.  Die  Gesetzgebung  besciiränkt 
sich  deshalb  darauf,  die  Erteilnng  von Eenseasionen  ftir  gewerbsmässige  Dienst- 
nnd  Stellenvermittlnng  von  weiteren  erschwerenden  Bedingungen  abh&ngig 
zu  machen.  Verlangt  werden  nunmehr:  gentigende  allgemeine  Bildung, 
VerlUsslichkeit  mit  Boziehnns:  rinf  das  Gewerbe,  ein  ei^]jenes  Betiiebslokal, 
gesundheits-  und  sittenpolizeiliche  Garantien  und  die  Einvernahme  der 
Staats-,  Landes-,  Bezirks»,  Gemeinde-  oder  Yereinmachweise  vor  Verldlinng 
der  Konzession.  Wird  die  Konsession  ungeachtet,  der  BSinwendongen 
dieser  Arbeitsnachweise  erteilt,  so  steht  diesen  binnen  14  Tagen  der 
Rekurs  mit  anfpchi  eben  der  Wirkung  offen.  Im  Verorduungswe«:;e  wird  die 
Üegelung  besonderer  Zweige  der  Stellenvermittlung  (es  ist  hier  wesentlich 
auf  Theateragentaren  und  Ammenvwmittlungen  abgebe  hen)  v(»rbebalten. 
Die  Knmnliemng  des  Stell envermitthingsgewerbes  mit  anderen,  namentlich 
Belif rberf?ini<:jFi;ewer]»cn,  ist  mit  besonderen  Kautolen  umgeben.  Verboten 
wird  die  Verpachtung  des  Geschäften,  die  Gewäbninir  oder  Entgegennahme 
von  Vorschüssen  und  die  Entgegennahme  von  Xautionen  für  die  zu  ver- 
mittelnden Stellen.  Die  Vermittlnngsgebttbren  müssen  bei  Einreich  un^^  des 
Konsessionsgesnches  in  einer  Gescbätsordnung  festgesetst  werden  und  jede 
Äendernno;  fx  durf  einer  vorherigen  Genebini;L:iing  der  politischen  I^andes- 
behörde.  I'io  Vormittler  sind  ferner  verpflirhtet,  statistipche  Daten  über  ihre 
Geschäftsbetriebe  zu  liefern.  Diese  Vorschniten  wirken  auch  auf  die  bis- 
herigen Inhaber  derartiger  OesohKfbe  snrdck.  In  Besag  anf  die  genossen- 
schaftliche Vermittlung  ist  eine  Koform  infolge  der  geringen  Entwicklang 
der  gen'"'.«?enf:cliaftlichen  Nachweise  —  im  Jahre  1898  hatten  für  solche  mir 
393  von  r)8J7  OenoBsenschaften  VorForfre  getroffen  —  als  notwentli;^'  <  r- 
achtet  worden.  Durch  §  116  der  neuen  Gewerbenovelle  wird  den  Ge- 
nossenschaften die  nnentgeltliehe  Arbeitsvermittlung  zur  Pflicht  genjacht; 
ein  von  der  Landesbehörde  besonders  zu  genehmigendes  Statut  hat  die 
Gestbitftsführung  zu  repeln.  Genossenschaften,  welche  mirdestens  2nn  Ge- 
hilfen aln  Angehöi  i/ie  besitzen  (gegenwärtig  398  Genossenschaften)  haben 
die  Arbeitsvermittlung  einem  von  der  Genossenschafts-  und  der  Gehiifen- 
versammlung  su  gleichen  Teilen  gewfthlten  Aasschusse  zu  flbertrsgen. 
Von  der  Verpflichtung  zu  dieser  Art  der  Begelung  der  Arbeitsvermittlung 
sind  Genossenschaften  befreit,  wenn  sie  ('inem  Verbände  cder  einer  liir 
den  offiziellen  Arbeitsnachweis  bestclseiiden  Anstalt  die.^e  Auigabe  über- 
tragen. „Der  letztere  Vorgang  wird  sich  besonders  liir  die  kleinen  und 
KoUektivgenossenschaften  empfehlen.''  (Erl.  Bern.  8.  823.)  In  der  Tat 
besitzen  mehr  als  die  Bftlfte  aller  Oenossenschaften  (8604)  weniger  als 
60  Gehilfen. 

13.  Ein  -  und  A  u  s  w  a  n  d  e  r  n  n  Der  erpfe  AnFtops  zur  BcscbrSn- 
kung  der  Einwandeiung  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
ging  von  Kalifornien  aus  und  richtete  sich  gegen  die  Chinesen. 
Nachdem  man  die  chinesischen  £inwanderer  durch  Foliseimassregeln 
abznsebredren  versucht  hatte,  wurde  ein  staatlich-kalifornisches  Ein- 
wandernngsverbot  erlasj^en ,  aber  nicht  dnrchgeföhit,  da  die  Regelung 
der  Einwanderung  der  Bundesgesetzgebung  zusteht.  Der  Bundesgesetz- 
gobung  waren  za  einem  Verbot  der  Chineseneinwanderang  durch  den 
diinesisch-amerihanischen  Vertrag   von   1868 ,   den  Burlingamevertrag, 
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die  Händo  gebunden,  insofern  als  darin  den  Chinesen  die  Rechte  der 
meistbogüustigten  Nation  in  Bezug  auf  Ortswechsel  und  Niederlassang 
2uge8taaden  waren  und  nur  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  ausge- 
soUoBMQ  wurde.  Erat  alfl  naeh  langen  VerluuidlimgeE  der  Vertrag  donii 
einen  Ziisatavertrag  vom  17.  November  1880  dahin  abgeändert  worden 
war,  die  Regierung  Chinas  erkläre  sich  damit  einverntan'if^n ,  dass, 
wenn  je  nach  der  Meinung  der  Re^^^ierung  der  Voreinigten  Staaten  das 
Kommen  chinesischer  Arbeiter  nacii  den  Vereinigten  Staaten  und  ihre  Nieder- 
laqsang  daselbst  die  Interessen  des  Lsndes  sdiidige  oder  in  sehädigen  drohe 
und  die  gute  Ordnung  gefährde,  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  diese 
Ankunft  und  diesen  Aifeuthalt  regeln,  beschranken  oder  suspendieren, 
jedoch  nicht  ^nzüch  verbieten  dürfe  konnte  der  Kongress  am  6.  Mai  1  >^82 
unangefochten  ein  Gesetz  zur  Regelung  der  chinesischen  Einwanderung 
erlassen.  Dieses  Geeeti  sehritt  aber  Uber  Chinas  Zngestftndnisse  hinweg 
und  verbot  die  Einwanderung  chinesischer  Arbeiter  auf  10  Jahre;  erst 
der  neue  amerikanisch-chinesische  Vertrag  vom  17.  März/7.  Dezember  1894 
erklärte  sich  mit  der  „absoluten  Prohibition"  auf  10  Jahre  einverstanden. 
Bei  den  nach  1882  erfo^en  Umänderungen  des  Chinesengesetzes  wurde 
(Gesets  vom  1.  Oktober  18^)  die  Wiedereinwanderong  vollstftndig  unmöglich 
gemacht  und  (Gesetz  vom  3.  November  189A)  der  Begriff  „Arbeiter*'  aqf 
gelernte  und  ungelernte  Arbeiter,  Bergleute,  Fischer,  Höker,  Hausierer 
und  Leute,  die  zum  Fangen,  Trocknen  und  Konservieren  von  Schaltiortin 
und  Fischen  verwendet  werden,  ausgedehnt.  Das  Gesetz  vom  27.  Aprü 
1904  (BnlL  Bd.  V  S.  LXXXIV)  schnitt  anoh  die  Einwanderang  von  den 
Inselbesitzungen  her  ab.  Vom  Einwanderungsverbot  ausgenommen  sind 
bloss  ehinesi'^che  Beamte,  Lehrer,  Studenten,  Kaufieute  und  Vergniijrnnfri^- 
reisende.  Bis  Eude  der  8()er  Jahre  hatte  diese  Gesetzgebung  den  chinesi- 
aoben  Einwanderungsstrom  (1882:  3Üö7U  Leute)  fast  zum  Versiegen 
gebraoht. 

Die  Regelung  der  allgemeinen  Einwanderung  nahm  ihren  Anfang 
mit  sicherheits-  und  gesandheitspolizeilichen  Vorsohrift^^n  Das  Geseta 
vom  3.  M&rz  1875  verbot  die  Landung  von  Prostituierten  und  gemeinen 
Verbrechern.  Zu  Beginn  der  80er  Jahre  schwoll  der  Fremdenstrom  plöts»- 
lioh  an  (1874  :  318889,  1881:  669481,  1882  :  788992  Einwanderer)  nnd 
in  dem  Gesets  vom  8.  Aogost  1882,  das  die  Landung  von  Sträflingen, 
Geisteskranken,  Idioten  und  Leuten,  die  nicht  für  sich  selber  sorgen 
können,  sondern  ödentUche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen  müssen,  untersagt 
nnd  eine  Eopfsteoer  von  60  cts.  einfuhrt,  ist  bereits  die  restriktive  Tendens 
zu  verspüren.  Binen  Sdiritt  im  selben  Sinne,  jedoch  nach  einer  anderen 
Richtung,  tat  das  Gesetz  von  1885.  Als  in  den  7()er  Jahren  bei  grossen 
Aniständen  die  Gruben-  und  Bahngesellschaften  europäische  Streikbrecher 
anwarben,  hatte  von  Seiten  der  Ge  werk  vereine  die  Bewegung  gegen  die 
„Kontraktarb^ter''  eingesetzt  nndhnKentraktarbeitergeseta  vom  26.Fehniar 
1886  einen  ernten  Absohloss  gefunden.  Diesss  Gesetz  verbot,  die  Ueber- 
fahrtskosten  im  voraus  zu  bezahlen  und  irgendwie  die  Einfuhr  oder  Ein- 
wanderung von  Fremden  zu  unterstützen  oder  zu  fördern,  insofern  als  dies 
mittels  iörmlicher  oder  implizierter  Kontrakte  oder  Vereinbarungen,  die 
VW  der  Sän&hr  oder  Binwanderang  abgeschlossen  wflrden  nnd  siw  an! 
die  Leistung  von  Arbeit  oder  Diensten  besagen,  geschehen  sollte.  Als 
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Ausnatnion  wurden  dio  Aasteilung  von  Privatsekretären  und  Dienstboten 
durcU  zeitweilig  iu  den  Vereiuigtea  Staaten  sich  aufhaltende  Fremde  und 
die  Anstellung  von  geleratea  Arbeitern  fttr  neu  einsofillkreiide  Oewerba- 
zweiga,  doch  nur,  wenn  im  Inlead  diese  Arbeitskräfte  nicht  erhaltlich  sind, 
jrestattet.  Das  Äb&nderan^^ss^esetz  vom  23.  Februar  1887  verftlcrto  die 
Riicksenriung  der  nicht  zugelassenen  Fremden  auf  Kosten  des  Schitlseigon- 
tdiuer:^,  daäjeaige  vom  19.  Oktober  iö88  gab  die  Möglichkeit,  widerrecht- 
lich im  Lende  sich  aufheltende  Fremde  noch  neohtrftglioh  1  Jehr  lang 
«bnudiieben.  Durch  das  Gesets  vom  S.  Mär?.  1891  wurde  das  Ein- 
Wanderung^ verbot  auf  Personen  mit  einer  ekelhaften  oder  gefährlichen 
ansteckenden  Krankheit,  Polygamisteu  und  tur  Verschärfung  dea  Kontrakt- 
arbeiterauiidohlussed  auf  Personen  ausgedehnt,  deren  Fahrkarte  oder  Ueber- 
fehrt  yon  anderer  Seite  besehlt  iet,  oder  denen  andere  znr  Reise  behilflidi 
gewesen  sind,  es  sei  denn,  die  Binleae  begehrende  Person  weise  nach,  dase 
sie  2U  keiner  der  ausgeachlossenen  Klassen  irehört.  Verboten  wurde  das 
Stelleaversprechen  mittels  im  Ausland  gedruckter  und  verülieutlichter 
Annoncen.  Den  Bestimmungen  Qber  den  Ausschluss  von  Kontraktarbeitem 
wnrden  entsogen:  Oeistliohe  i&müicher  Denominetion^iki  Vertreter  an- 
erkannter  freier  Berufe,  Lehrkräfte  für  Colleges  und  Seminarien.  Das 
Gesetz  vom  3.  März  18!)3  führte  dio  Einwandererlisten  ein.  Mit  Gesetz 
vom  18.  August  1894  wurde  die  Kopi.steuer  auf  1  $  erhöht.  Eine  (iesaiut- 
revision  der  Binwanderungsgesetzgebung  brachte  dann  das  Gesetz  vom 
S.  8£&rz  1903  (Bnll.  Bd.  n,  Text  8.  850,  Einl.  8.  LIII).  Die  Eopfrtener 
wurde  anf  3  $  erhöht;  befreit  davon  wnrdm  Diirohrewwde,  amerikaniBcbe 
Bürger,  Kubaner,  Mexikaner,  Kanadier.  Der  AusschluHH  traf  dipsnlben 
Kategoheu  von  Einwanderern  wie  früher;  nur  wurde  die  UetiDiiiun  de» 
Iminns  erweitert,  sowie  Epileptiker,  Bettler  und  Anarchisten  beigefügt. 
In  Besag  auf  die  Benrteilong  der  Eontraktarlieit  eoUten  Angebote,  Anf- 
forderangen,  Versprechungen  den  wirklichen  Vereinbarungen  gleich  gehalten 
wer  Ion:  au«ij^e^f'bIo^>^ea  sollten  auch  die  im  Laufe  des  vorherj^ebenden  JabreB 
bereits  einmal  abgeschobeueu  Kontrai^tarboiter  sein;  als  zulnädige  Kontrakt- 
arbeiter  hätten  Schauspieler,  SlOnstleri  Vortragende,  Sftnger,  Dienstboten 
an  gelten;  gelernte  Arbeiter  dttrUben  nnr  m^r  importiert  werden,  wenn 
Arbeitskräfte  gleicher  Art  nicht  im  Lande  vorhanden  seien.  Den  Staaten 
nnd  staatlichen  Einwandernngsümtem  wurde  die  Förderung  der  Ein- 
wanderung durch  Annoncieren  gestattet.  Die  erlaubte  Frist  für  nachträg- 
liche Abschiebung  wurde  anf  3  resp.  8  Jahre  erhöht. 

Das  neue  Gbsets  vom  20.  Februar  1907  (Text  Bnll.  Bd  VI  8.  68 
Nr.  2)  hat  als  vornehmstes  Ziel  die  innerhalb  der  vertraglichen  Grenzen 
mögliche  Regelung  der  japanischen  Einwanderung.  Der  Zustrom  japa- 
nischer und  koreanischer  Kulis  ist  in  den  letzten  Jahren  zum  schwierigsten 
Plroblem  der  paeifieehen  Staaten  geworden  nnd  hat  im  Jahre  1906  sn  fthn- 
licheu  Vorif^llen  gefahrt  wie  frtther  die  Ghineseneinwandemng  (Schulstreit 
in  San  Francisco,  Zerstörung  japanischer  Teohäuser  und  Badestuben,  Ent- 
zug der  Stellenvermittlungslizenz  einiger  Japaner).  „Der  japanische  Kuli 
erschien  in  Kalifornien  in  bemerkenswerter  Menge  erst  nach  Schluss  des 
chinesisch-japanieofaen  Krieges.  Seither  ist  die  Zahl  der  Binwandemden 
nnablässig  gewachsen;  im  vergangenen  Jahre  (1906)  landeten  im  Hafen 
von  San  Francisco  jeden  Monat  ihrer  mehr  als  1000.  Der  Japaner  kommt 
über  Ha.vaü,  wo  seine  Landsleute  den  An^jehonixen  der  anderen  Hassen 
zusammongenommen  an  Zahl   bereits   überlegen   sind.     Die  japanische 
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Regierung  verweigert  zwar  die  Ausstellung  von  Pässen  nach  dem  Pestland 
der  Vereini^n  Staaten  und  kein  Euli  darf  Japan  ohne  Päse  verlassen. 
Daber  nimmt  er  einen  Pass  nach  Hawaii  und  fkhrt  nach  Honolulu.  Ist 
er  einmal  im  , Paradiese  dos  Stillen  Ozeans'  gelandet,  «o  hat  Feine  Kegiening 
keine  Gewalt  mehr  über  ihn;  er  nimmt  den  niiclisten  l)i<mpfer  nach 
Öan  Fraiicisco."  (Aus  einer  Bede  des  kalifornischen  Abgeordneten  Jul. 
Kalm,  GongT«88.  Record,  18.  Febr.  1907,  S.  d657.)  Der  Report  of  the 
Commissioner  of  Labor  on  Haw  aii  (Bull,  of  tbe  Bureau  of  Labor,  }?o.  66, 
Popteiuber  lOOfri  nennt  für  die  I'ebej biedeliinp  von  Orienialen  von  Hawaii 
niuli  dor  jtazifischou  Küste  folgende  Zahlen:  1.  Januar  1902  — 3().  Juni 
iy04  waren  es  6838,  1.  Juli  1904— 30.  Juni  1905  11  132,  1.  Juli  1905— 
81.  Desember  1905  2671  Personal;  daranter  etwa  800  Koreaner  und 
75  Chinesen,  der  Rest  Japaner.  Diesem  von  kalifornischen  und  west- 
staatliclien  Gartenbau-,  liandwirtsdiaft.';-.  Ei^^^rnbaLn-  und  sonsfipen  billiger 
Arbeitskräfte  bedürftigen  T'nt i  rnc hmei n  i'enäbrten  Abfluss  suchte  der 
beängstigte  Zuckerbau  Hawaiis,  der  m  hohem  Grade  von  japanischei* 
Arbeit  abh&ngig  ist  (1892  varen  68,88  Pros.,  1902  78,46  Pros.,  1905 
65,80  Pros.,  absolut  31  735  Personen,  der  in  der  Zuckerindustrie  tatigen 
Arbeiter  .Tnpanpr'',  duich  Gründung  der  Cential  Japanese  Leapiic 
an  deren  Sjiitxe  der  jai'anisclje  GeneraJkon^ul  tiat  und  als  deien  erster 
Programuipunkt  die  Verlmiderung  der  Auswanderung  nach  den  iStaaten  auf- 
gestellt wurde,  sowie  dnrdi  einen  vom  1.  Mai  1905  ab  eintretenden  Lohn» 
anfschlag  zu  begegnen,  dodi  ( hue  grossen  Erfolg.  Die  Arbeiterschaft  des 
Festlandes  andererseits  sali  den  nsiatisdien  Zuzug  (Preisunterbietnrf:. 
Jiassenunvereinbarkeir)  nicht  gern  und  die  westlichen  Staaten  hiitten  am 
liebsten  die  japanische  Einwanderung  bundesgesetzlich  vollständig  ver- 
bieten lassen.  Da  jedoch  vertraglich  Freistigigkeit  zwischen  beiden  Nationen 
besteht  und  man  sich  darauf  berufen  konnte,  dass  die  japanische  Begierung 
tatsächlich  keine  Knliiinsse  für  das  Festland  ausstellt,  pn  liegnügt  sich  das 
neue  Gesetz  mit  dor  Bestimmung,  dass,  wenn  der  Präsident  findet,  d*ifs 
Pässe,  die  von  einer  fremden  Begierung  ihren  Staatsangehörigen  nicht 
nach  den  Vereinigtoi  Staaten  selbst,  sondern  nach  einer  Seebesitsong  der 
Voreinigten  Staaten  (bemerkenswert erweise  ist  die  Einwandei  t.r^r  nach 
Hawaii,  Guam  und  Portorico  von  der  Kopfsteuer  befreit  oder  dci  Kanal- 
zono  ausgestellt  worden  sind ,  dazu  benutzt  werden ,  den  Inhabern  das 
Betreten  der  Vereinigten  Staaten  sn  ermöglichen,  er  den  Passinhaberu 
den  Eintritt  verwehren  kann.  Als  Kontrollmassregel  wird  analog  der 
Einwandererliste  die  Auswandererliste  eingeführt,  die  jeder  Eapitan  eines 
aus  den  Vereini;^'tcn  Staaten  ausfahrenden,  sowie  von  den  Philippinen, 
Guam,  Portorico  und  Hawaii  nach  dem  amerikanischen  Festland  fahrenden 
Schiffes  anxufertigen  und  bei  den  ZolIbdiOrden  zu  deponieren  hat.  Zur 
Ausfflbmng  des  Gesetzes  bestimmt  die  Verordnung  vom  14.  Mftrs  1907 
(Test  Bulb  Bd.  VI  S.  87),  dass  gelernte  und  ungelernte  japanische  und 
koreanische  Arbeiter,  welche  Pssso  nach  Mexiko,  Kanada  oder  Haw  aii  be- 
sitzen und  von  dort  nach  den  Vereinigten  Staaten  kommen,  nicht  zugelassen 
werden  sollen.  Vom  Einwand^iings-  und  Einbtirgerungsamt  am  1.  Juli 
1907  (Auszug  Bull.  Bd.  VI  S.  87)  erlassene  Vorschriften  behandeln  diese 
japanisehe  Einwanderung  in  ihren  Einzelheiten  und  geben  eine  vorlftnfige 
Liste  der  ausgesehlnssenen  „«relernten  und  ungelernten*'  Berufe. 

Was  die  allgemeine  Einwanderung  anbetri^t  (1 905 ;  1 026  499, 
1906:  1100785  Einwanderer),  so  versdrib^t  das  Gesets  erheblidi  die  ein> 
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schränkenden  Bestuninciiigen.    Die  Eopffltouer  wird  auf  4  $  erhöht;  der 

TJeberschuss  aus  dem  Einwandcrerfonds  roII.  cobald  dieser  auf  2  500 0(X)  $ 
angewachsen  ist,  in  die  Stautäkasse  abgeführt  werden.  Unter  den  aus- 
geschlossenen Personen  finden  sich  neben  den  Idioten,  Epileptikern  und 
Oewteskranken  auch  die  BlOd-  nnd  Schwachsinnigen;  den  ekdhaften  nnd 
gefthrlichen  ansteckenden  Krankheiten  wird  die  Tuberkalose  beigesellt; 
ausgeschlossen  sind  nicht  nur  zum  Zwe<  der  Prostitution,  sondern  anch 
SU  sonstigen  unsittlichen  Zwecken  importierte  Frauenspersonen,  deren  Ab- 
schiebung nachträglich  noch  während  3  Jahren  geschehen  kann,  sowie 
nach  Gntfinden  des  Handels-  und  Arbeitssskretftrs  Kinder  unter  16  Jahren 
ohne  elterliche  Begleitung  (diese  Massregel  zur  Unterdrückung  der  „padrone 
8ervitndo"\  Neu  nnd  wichtig  ist  die  ..low  vitality  clanso",  die  dahiu 
geht,  dass  Personen,  die  nicht  als  zu  den  auszuscbliessenden  Kategorien 
gehörig  eo  ipso  abzuweisen  sind,  abgeschoben  werden  können,  wenn  aus 
einer  IratUclien  Untersuchung  herrorgebt,  dass  sie  mit  gewtigen  oder 
körperlichen  Mängeln  beLartet  sind,  die  sie  am  Ei  werb  ihres  Lebensunter- 
haltes hindeiTi  l<r>iintrn.  I)ie  Frist  für  die  nachträgliche  Abschiebung  wird 
in  allen  Fällen  auf  '6  Jahre  angesetzt. 

Weiter  zu  gehen  in  der  B^diränkung  entschless  man  sich  nidit.  Der 
ursprünglich  aufgenommene  „edncational  test**,  d.  h.  die  Forderung,  dsss 
die  Einwanderer  sollten  lesen  und  schreiben  können,  wodurch  man  einem 
Teil  der  südeuropäischen  Einwandpmnj;  einon  Rip<jol  vrirpestossen  hätte, 
wurde  fallen  gelassen.  Anderseits  glaubte  man  auch  den  Freunden 
der  msstsdi-jfldischen  Einwanderung  nicht  entgegenkommen  zu  können 
und  verweigerte  dem  „Littauer  amendment''  die  Zustimmung,  welches 
vorsah,  dass  ein  Einwanderer,  der  nachweislich  Einlass  begehrt,  nm  poli- 
tischen oder  relisriösen  Verfolgungen  zu  enffipben,  nicht  wegen  Mittellosig- 
keit abgeschoben  werden  dürfe.  Die  Bestimmungen  über  Kontraktarbeit 
sind  im  neuen  Qesets  etwas  schftrfer  gefasst,  ausserdem  wird  ein  Spesial« 
kredit  von  j&hrlich  bis  zu  50000  $  für  besondere  Ueberwachnng  ihrer  Dnrdll- 
ftthrung  ansgewoi-fon  nnd  ansdi  ikklicb  fo- tt^elorrt,  dass  die  Ueberfahrt  von 
Kontraktarbi  itoni  aucli  nicht  von  Körperschaften,  Vereinigungen,  Gesell- 
schaften, Behörden  (muuicipalities)  oder  fremden  Begierungen  bestritten 
werden  dftrfe.  (Im  Senat  wurde  am  15.  Februar  1907  im  Anschluss  an  die 
Erörterung  des  Falles  des  Einwniulerungskommissärs  Watson,  der  im  Auftrag 
des  Staates  Süd-Carolina,  aber  mit  Ztischüp^en  ans  Privatmitteln,  in  Europa 
Arbeiter  für  die  Baumwollspinnereien  iSud-Carolinas  angeworben  hatte, 
von  den  beunruhigten  Vertretern  der  Südstaaten  die  Frage  aufgeworfen, 
ob  diese  Bestimmung  etwa  die  Einselstaaten  verhindern  solle,  mit 
budgetmässig  votierten  Mitteln  die  Einwanderung  zu  fördern ,  \i>m 
Komraissionspräsidenten  jedoch  verneint  [Conc^ress.  Kecord,  1907,  S.  3135].) 
Ferner  wird  znm  Studium  des  Einwandorunjrswesfns  eine  neungliedrige 
Kommission  bestellt,  die  dem  Kongress  zweckdienliche  Anträge  einzureichen 
hat.  Der  Generalkommissar  der  Einwanderung  kann  im  ]^wandernngs> 
und  Einbürgerungsemt  eine  Informationsabteilung  zur  richtigen  Verteilung 
des  Fi-emdenstromes  an  die  einwanderungsbedürftif^on  Staaten  einrichten. 
Endlich  werden  dem  l'rlUsidenten  einif^e  wiclitige  Befugnisse  auf  dem 
ööbiete  internationaler  Regelung  der  Einwanderung  gegeben.  Er  kann 
auf  dem  Wege  mner  internationalen  Konferenz  oder  durch  Kommissftre 
sich  mit  fremden  Staaten  übe'-  die  Regelung  der  Einwanderung  unter 
Vorbehalt  der  Zasfammung  des  Senates,  Qber  die  Untersuchung  der  Ein- 
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Wanderer,  über  die  Verhütung  von  Uebertretimgen  der  amerikamschen 
il^iuuauderuugägedetze  iub  Eiuveruehmeu  setzen. 

Dm  QemtB  enthalt  aneoerdem  eine  Beihe  Ton  Beetimnunigeii  Aber  die 
ünterbringtuig  der  Deckpeeeagiere. 

Neu-Fnndlend  hat  am  10.  Hai  ld06  swei  EmwanderuogegaBetM 
•erlasHen : 

Dab  eine  (Titel  Bull.  Bd.  VI  8.  149  Nr.  1)  reguliert  die  chinesische 
Einwanderang:  diplomatiaehe  und  Konsolarbeamtei  GeiatUdie  mit  ihren 

Familien,  Touristen,  Qelehrtei  Studenten  und  Leute  im  persönlichen  Dienst 
britischer  Besucher  dps  Landes  ausgenommen,  hat  jeder  Einwanderer  chine- 
sischer Herkunft  eiue  Eintrittstaxe  vou  3<A)  $  zu  zahlen.  Die  Einwande- 
rung ist  verboten:  Personen,  welche  mittellos  und  voraussichtlich  unter- 
atfttsnngsbedttrftig  sind,  Schwachsinnigen  nnd  Innen,  Peraonen»  wel<die  an 
einer  ekelhaften  oder  aoateckendeu  Krankheit  leiden,  Ptostitaierten  und 
Kupplern.  Die  Aii'^wandererschiffe  ilürfpn  }m  oiner  Strafe  von  2'»  $ 
für  jeden  überzähligen  nicht  mehr  als  einen  f  assagier  auf  je  öü  Tonuen 
ihres  Gehalts  führen.    Chinesische  Gerichtshöfe  sind  bei  Strafe  untersagt. 

Das  sweite  Gesets  (Titel  Boll.  Bd.  VI  8.  149  Nr.  2)  stellt  den  Be- 
griff des  „nnerwtinschten^  Einwanderers  auch  fär  andere  Fremde  auf. 
Unerwttnscht  igt  e'm  Fremder,  wenn  er  ohne  Sub.sistenzmittel,  geisteskrank 
oder  infolge  von  Krankheit  arbeitsunifthig  oder  schädlich  ist,  wenn  er  m 
einem  fremden  Land,  mit  dem  Ghrassbritannien  einen  Auslieferungsvertrag 
hat)  wegen  eines  impditasoheii  yerbreeheos  (Glaabenssadben  anagenonunen) 
Terorteilt  worden  ist,  falls  ein  Answeisongsbefehl  gegen  ihn  besteht. 

14.  Wohnungsfürsorge.  Bin  Gesetz  vom  3.  April  1907  (Text  Bull. 
Bd  VT  S.  80)  rer^elt  die  Wohnungsaufsicht  im  Herznn-fnra  Gotha  durch 
Srh:i i} iiTu^'  ynn  Wohnungskommissionen,  denen  die  Inspektion  der  Woh- 
nungen, iernhaitung  und  Beseitigung  von  Missst&nden  und  Verbesserung 
der  Webnongsverhftltnisse,  namendtch  der  Minderbemittelten,  obliegt 

Die  ungarische  Gesetzgebung  über  WohnutiL'^  ■  :s  u  wird  durch 
einen  Gesetzartikel  vom  Tnnuar  1007  fText  Bull.  Bd.  VI  S.  221  Nr.  1) 
dahin  crgiinzi,  das«  die  iSteuerfreiheit,  welche  hinher  die  Bewohner  zinsfreier 
Arbeiter wohnuugeu  genossen  haben,  auch  aui  .solche  Arbeiterwohnungen 
ausgedehnt  werden  soll,  die  den  Arbeitern  gegen  einen  geringem  Arbeits- 
lohn oder  gegen  Abzog  Tom  Arbeitslohn  für  die  Miete  oder  die  Erwerbung 
des  Onhäudes  überlassen  werden.  —  Den  Wohnungen  der  landwirtschaft- 
hchen  Arbeiter  dient  der  Gesetzartikel  XLVI  (Text  Bull.  Bd.  VI  8.  287 
Nr.  3}  vou  1907,  der  die  Ht&atliche  UuterstUtzung  solcher  Wohnungen 
Torsieht  nnd  sa  diesem  Zwecke  800000  Kr,  jährlich  ins  Budget  einsetst 

Ha  BonifllQlksr  AEbsitemflni^ 

1.  Landwirtschaft.    In  Ungarn  regelt  ein  Gesets  vom  Jahrs 

1907  To.vt  Bull.  Bd.  VI  S.  271  Nr.  3)  die  Rechtsverhältnisse  zwischen 
dem  Dienstgobor  und  dem  landwirtschaftlichen  Bodionstoton.  Das  Gesetz 
gilt  nur  für  landwirtschaftliche  Bedienstete,  die  sich  vertraglich  ver- 
pflichtet haben,  in  einer  Wirtschaft  persönliche  Dienste  Air  Lohn  fort- 
während mindestens  1  Monat  lang  sn  leisten,  sowie  für  Bedienstete,  die 
sich  zugleich  zur  Leistung  von  haus-  und  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
dingen  lassen,  nicht  aber  für  landwirtschaftliche  Tagelöhner,  Akkord- 
arbeiter      1).    Ein  unentgeltlich  verabfolgtes  Dienstbuch  ist  für  jeden 
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Bediensteten  obligatorisch  f§  2).  Minder jährigo  unter  12  Jahren  dflrfen 
nicht  als  landwirtschaftliches  Gesinde  eingestellt  werden  und  dürfen  nicht 
im  Besitze  eines  Dienstbuches  sein;  Minderjährigen  über  12  Jahren  darf 
«in  Dienstbacih  aar  mit  Zogtimmtnig  ihres  gOMtilidieii  Vertreters  gegeben 
werden;  der  minderjährige  Bedienstete  steht  bis  zum  18.  Lebemqelive 
unter  der  häuslichen  Zucht  des  Dienstherrn  (§  3).  Von  den  Bestimmungen 
über  den  Abschluss  des  Dienstvertragos  (§§  4 — 12)  sind  hervorzuheben: 
Der  Dienstvertrag  kann  schi-Ülblich  oder  mündlich  geschlossen  werden ;  bei 
mündUohem  AbecMnse  hat  der  Dienetgeber  jedem  .£dienetetea  «nf  Wonech 
wma  eepnraten  Lohnbrief  zu  geben.  Vor  Vorabfolgoog  des  Entlassange- 
zeugnisses darf  dem  Bediensteten  kein  Reisepass  ausfjestellt  werden.  Als 
Vertragsdauer  ist  1  Jahr  bestimmt.  Der  Vertrag  darf  keinerlei  Verein- 
bemngen  über  Zwangsgesiudedienst  (Robot)  der  Familienmitglieder  des 
Bediensteten,  Aber  des  Verbot  von  Arbeitsleistnngen  der  Eemilie  des  Be- 
dleneteten  bei  fremden  Dienstherm,  über  die  Verpfl^tnng  zum  Verkauf 
von  Bezügen  an  den  Dienstgeber  oder  zur  Ablösung  von  Bezügen  durch 
geistige  Getränke  etc.,  über  die  Verpflichtung,  beim  Dienstgeber  Einkäufe 
xa  machen,  enthalten.  Der  Abschnitt  über  die  Erfüllong  des  Vertrages 
(9§  18—89)  regelt  den  Eintritt  in  das  Oesindeverhiltais  nnd  bestimmt, 
unter  welchen  Umständen  der  Dienstgeber  nicht  zur  Aufnahme  des  Be- 
diensteten, und  der  Bedienstete  nicht  zum  Antritt  das  Dienstes  verpflichtet 
ist.  Unter  den  Pflichten  des  Dienstherm  sind  zu  beachten:  pünktliche 
Lohnzahlang;  wo  keine  andere  Vereinbarung  besteht,  sind  die  Beztlge, 
welche  ihrer  Natnr  naeh  tiglioh  verabfdgt  weisen  müssen,  s.  B.  JPattw  and 
Milch,  täglich  su  Terabreichen ;  die  BesaUnng  in  Bargeld  hat  vierteljähr- 
lich postnumerando,  dio  Verabfolgung  sonstiger  Bezüge  vierteljährlich 
pränumerando  zu  geschehen;  der  Dienstherr  darf  dem  Gesinde  keine  die 
KiOrperkraft  übersteigende  oder  gesnndheitsgefUirliche  Arbeit  sumuteu; 
das  Gesinde  hat  ein  Anrecht  auf  die  landesübliche  Nachtruhe;  bei  nnver- 
meidlicher  Nachtarbeit  ist  eine  Ersatzrnhezeit  im  Laufe  des  Tages  zu  ge- 
währen ;  wird  das  Gesinde  durch  den  Dienstgeber  verköstigt,  so  muss  die 
E.08t  hinreichend  und  von  gesunder  Beechaflenheit  sein ;  Produktenbezüge 
mOsseB  gate  Qnalit&t  aufweisen;  es  ist  Terboten,  Ltthne  mit  Anweisungen 
la  besahlen.  Bis  zum  Brlass  geeetsUcber  Bestimmungen  über  die  Kranken- 
unterstützung der  landwirtschaftlichen  Bediensteten  gelten  die  in  §  28 
gegebenen  Regeln  für  die  Krankenpflege  der  Bediensteten  und  seiner 
JPamilie.  Der  Dienstgeber  hat  dafür  zu  sorgen,  daas  seine  Bediensteten 
an  Sonntegen  nnd  sa  ihren  hohen  Festen  keine  Arbeit  au  verriehten 
haben  und  von  2Seit  au  Zeit  dem  Vormittagsgottesdienst  ihrer  Eonfession 
beiwohnen  können.  An  Sonntagsarbeit  darf  verlangt  werden:  Wartung 
der  Hanstiere,  Futterbereitung,  sowie  gegen  Taglohn  Vergütung  dringliche 
Arbeiten  zur  Verhütung  schwerer  materieller  iSchädigungen ;  Kutscher, 
diejenigen  landwirtsehaftliehen  Arbeiter,  die  anoh  Hausarbeiten  Terriehtte, 
sowie  die  Arbeiter,-  deren  Arbeit  ihrer  Natur  nach  keine  Unterbrechung 
gestattet,  müssen  monatlich  einen  ganzen  '  lor  alle  2  Wochen  einen  halben 
Tag  abgelöst  werden.  Für  die  Zeit  der  WatFenübung  dürfen  verheirateten 
oder  Familie  besitzenden  Jahresbediensteten  weder  Lohnabzüge  ange- 
rechnet noch  Stellvertreterkosten  aufgebürdet  werden  (aktiTer  Dienst  odmr 
Mobilisationen  heben  jedoch  den  Vertrag  auf).  Schulpflichtigen  Kindern  des 
Gesindes  hat  der  Dienstgober  die  Einschreibe-  und  Schulgelder  für  den 
Elementarunterricht  sa  bezahlen  und  Qelegenheit  zu  ordentlichem  Schul- 
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besach  zu  geben.  Der  Dienstgober  hat  das  Recht  auf  Retention  des 
Lohres  des  Bediensteten  für  verursachten  Schadfn,  nicht  aber  für  sonstitre 
Forderungen.  Die  §^  40 — 45  haodeln  vom  Aut hören  des  Vertrags.  Beim 
Tode  des  Bediensteten  mnss  der  Dienatgeber  deftsen  Familie  noch  1  Monat 
in  der  Wohnung  belassen  und  ihr  einen  Monatslohn  anSEablen.  Der  Ab- 
schnitt behandelt  ferner  die  Lösung  des  Vortrags  mit  einmonatlicher 
Kündigung  unfl  führt  die  Bedingunirrn  auf.  untpr  donen  ohne  Kündigung  der 
Bedienstete  entlassen  oder  der  Dk-hhi  verlassen  werden  kann.  §§  56 — 61 
enthalten  die  Sti^afbestimmtingon.  ()3— 66  die  Bestimmungen  Ober  die  ku> 
atändigen  Behörden  und  das  Vcrt'ahron. 

(LnnchvirtK<  ftnft  a.  anch  AlL'-em.  Arbeilerschate,  Mr.  6  Gewerbe-  nnd  Werk« 
Btüttetihjgietic,  Dänemark  3.  XVii.) 

2.  Forstwirtschaft  (S.  Allgom.  Arbeiterschnta,  Nr.  6  Gewerbe- 
nnd  Werkst&ttenhygiene  D&nemark  8.  XVUL) 

8.  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinenwesen.  Von  den  Be- 
stimmungen dfp  ^  137  der  deutschen  r?cwr beoidnnriri.  welche  die 
Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  regeln,  hnt  di  i  Bundesiat  auf  Grund  des 
§  139a  (der  ihn  dazu  ermächtigt)  dmcli  Bekannimachungen  des  Rcichs- 
kanslers  vom  24.  Mftrz  1892  (Beichsirt  .setsbl.  S.  33),  vom  11.  Mftns  1897 
(r:oif  li.*5ge.set7.bl.  S.  35)  nnd  vom  20.  Mftrs  1902  (ReichsgoHotzbl.  S.  77  und 
Bull.  Bd.  I  S.  1  !3  Xr.  ?^  Ausnahmer  j:c\vllhrt.  wolche  für  die  Stoinkoiilon-, 
Zink-  und  Bleierzbergwe:  ke  im  TJp;:ieningB bezirk  Oppeln  unter  anderem 
auch  die  Be.schäftigung  von  Arbeiterinnen  über  IG  Jahren  unter  gewiesen 
Bedingungen  früh  morgens  und  spftt  abends  gestatten.  Diese  Erlaubnis 
gilt  fbr  Betriebe  mit  doppelter  täglicher  Arbeitasclneht,  wobei  bisher  die 
erste  Schicht  frühestens  um  4^/^  Uhr  morgens  beginnen ,  die  zweite 
spatesten^  um  in  I'hr  aV>onds  enden  durfte.  Der  Arhr-itshcjM'nn  ist  nun 
durch  eine  BekanuiüiUi  liiiijg  des  d  e  u  t.schen  Keichskaiizloi«  vom  12.  April 
1907  (Text  Boll.  Bd.  VI  ».  11  Nr.  6),  welche  im  übrigen  die  Gültigkeit 
der  erw&hnten  Bekanntmachungen  bis  man  1.  April  1912  verlftngert,  anf 
5  Uhi  morgen»'  vorsr]ird)en  worden. 

Am  8.  Juni  19^7  iiat  das  österreichische  A(  kt  rhauministoruni  im 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  eine  Verordnung  beti\ 
die  BesohsiUgung  von  jugendlichen  Arbeitern  und  Kindern  beim  Bergbau 
(Text  Bull.  Bd.  VI  S.  59  Kr.  5)  erla.ssen.  Diese  Verordnung  ergänzt  die 
Gf'?rtze  vom  21.  Juni  1884  (KGBl.  Nr.  115)  nnd  vom  27.  Juni  1901  (T-^-:* 
Buü.  Bd.  I  S.  10).  Das  Gesetz  von  1884  (Arbeiternovelle  zum  allgemeinen 
Berggesetz)  definiert  männliche  jugendliche  Arbeiter  als  Arbeiter  zwischen 
dem  vollendeten  14.  nnd  16.  Lebensjahre,  weibliche  als  Arbsiterinnen 
zwischen  dem  vollendeten  14.  tmd  18.  Lebensjahre ;  Kinder  sind  Personen 
im  Alter  von  weniirer  als  14  Jahren  ^§  1  u.  2  der  Nov.);  diese  Fest- 
setzungen liegen  auch  der  neuen  Verordnung  zu  Grunde. 

Der  Teil  der  neuen  Verordnung,  der  sich  auf  die  jugendlichen  Arbeiter 
besieht  (§§  2 — 7),  sttttat  sieh  auip  die  Bestimmung  der  Novelle,  dass 
Jugendliche  beim  Bergban  nur  in  einer  Weise  bes(  liäff  i^^f  w  erden  dürfen, 
„welche  ihrer  kf>rppr!ich<^n  Kntwirkluncr  nicht  iKuditoiliii;  is;"  (ij  2  der 
Nov.).  Ueberdics  ist  in  Novelle  nnd  Verordnung  die  Bosch&ftigiuig  jugend- 
licher Arbeiterinnen  nur  über  Tage  gestattet  (§  1  der  Nov.,  §  2  dar 
Verordnung).  Zur  DnrchflBhrung  dieser  grondsitslidien  und  allgemein  aus- 
gesprochenen Beschrankung  der  Jugendlichenarbeit  verbietet  die  neue  Ver- 
ordnung bestimmte  für  schädlich  erachtete  Arbeiten  und  regelt  die  Be- 
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schäftigung  zur  Nachtzeit  und  Sonntags,  sowie  die  Buliepauseu.  Als  Nacht- 
zmt  gilt  did  Zeit  yon  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens;  in  Betrieben  mit 

2  Tagesschichten  darf  aber  bis  nachts  11  tJlir,  statt  nur  bis  8  Uhr  ge- 
arbeitet werden  (§  3).  Dioso  Yerlängeruiif^  ist  notwendig,  weil  das  Gesotz 
von  1901  die  Höchstdauer  einer  Schicht  auf  9  Stunden  festsetzt  und 
2  Tagesschichten,  also  18  Standen,  nur  in  der  Zeit  zwischen  morgens 
5  Uhr  und  nnohts  11  Uhr  Banm  haben.  Die  Novelle  Ton  1884  ermächtigt 
auch  in  der  vom  Gesetz  1901  geänderten  Fassung  die  Berghauptmann- 
8chaft,  bei  ausserordentlichen  Erei^'uissen  oder  drinj^ondora  Bedarf  be- 
scliiäükte  üeberschichten  zu  gestatten;  für  jugendliche  Arbeiter  sind 
»oiche  Üeberschichten  in  Zukunft  nicht  zulässig  (§  4  der  Verordnaug). 
Wfthrend  die  Novelle  ihre  Beschrbikangmi  der  Schicht-,  Nacht-  nnd 
Sonntagsarbeit  bei  dringender  Gefahr  bedingungslos  aufhob  (§  5  der  Nov.). 
gestattet  die  neue  Verordnung  Ueberschreitungen  der  festgesetzten  Arbeits- 
daner  und  Nachtarbeit  nur  bei  Mangel  an  Erwachsenen  und  wenn  „die 
Arbeit  den  Kräften  der  in  ihrer  Verriohtnng  bestimmten  jugeudlichen 
Arbeiter  angemessen  ist"  (%  4  der  Verordnung).  Die  Rnhepaasen 
müeeen  die  der  Erwachsenen  während  der  Arbeitsschicbt  um  eine  Stunde 
überschreiten :  ununterbrochen  dürfen  Jugendliche  in  der  Re^el  nur 
4  Stunden  lang  arbeiten.  —  §  4  der  Novelle  bezeichnet  die  an  Sonntagen 
solftssigen  Ananahmearbeiten ;  werden  jugendliche  Arbeiter  in  Znkimft  zu 
soldien  Arbeiten  verwendet,  so  ist  ihnen  in  der  Woche  ein  Ejrsatsnihetag 
za  gewähren.  —  Da  diese  Vorschi  iften,  wie  oben  bemerkt,  erlassen  worden 
sind,  um  jugendliche  Arbeiter  vor  Benachteiligung  in  der  Körperont Wick- 
lung zu  schützen,  so  sind  Ausnahmen  davon  zulässig,  wenn  laut  einem 
Aratiichen  Zeugnisse  eine  solche  Gefahr  nicht  besteht. 

Kinderarbeit  im  Bergbau  ist  durch  die  Novelle  grundsätzlich  verboten. 
Ausnahmen  Icfiiinoii  Kindern  von  12 — 14  Jahren  Air  loit  lito  Arbeiten  über 
Tage  von  der  Bergbehörde  bewilligt  wenlen  (§  1  der  Nov.).  Die  Ver- 
ordnung bezeichnet  die  Bedingungen  und  Erwägungen,  von  denen  solche 
Bewilligungen  abhängen  und  verbietet  Nacht-,  Ueberschicht-  und  Sonntags- 
arbeit tür  Kinder  überhaupt. 

Der  bol^'ische  Oesetzentwurf  vom  24.  Dezember  1904  zur  Ab- 
änderung und  Er<^i\n7,un^'  der  Ber^rgesetze  von  1819  und  1837,  in  welchen 
die  Kammern  eine  Bestimmung  betr.  die  Achtstundenschicht  aufgenommen 
hatten,  wurde  durch  Erlaes  vom  11.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI 
S.  68  Nr.  5)  zurückgezogen. 

Während  der  Beratnn<x  dieses  Borf!;(Tcsotzontwurfes  wurde  im  Eepräsen- 
tant«nhan.s  die  Eiusetzun<f  einer  parlanientari.^chon  Kommi^^sion  //am  Snidium 
der  wirtschaftlichen  l\>lgeu  des  AchtHtuaduulages  in  den  KüLlengtubeu 
vorgeschlagen.  Dieser  Vorschlag  wurde  dann  in  dem  Sinne  abge&ndert| 
dass  die  Kommission  zum  Teil  aus  Parlamentariern,  zum  Teil  aus  Paoh- 
leuten  be.stehen  solle.  Die  Regierung  stimmte  bei.  Mit  Erla.^s  vom 
Aprü  lüOT  Text  Ball.  Bd.  VT  8.  Nr.  4)  fixiert  sie  Aufgaben  und 
Befugnisse  der  Komiuisäion  und  stellt  die  Liste  der  Kommissionsmitglieder 
auf,  die  11  Parlamentarier,  8  Nationalökonomen  oder  Hygieniker,  8  Be- 
amte,  3  Kohlengrubendirektoren,  3  Gmbenarbeiter  aufweist. 

(Berabau  b.  auch  Internationaler  ArbeiterBchutz,  Grofidbritanuien  &  L  —  Allgem. 
Arbeftefwmutz,  Nr.  3  Frauenschutz  Italien  B.  X,  Nr.  6  Gewerbe-  und  WerkutSttm- 
hyi^e  Gro^^.'il^ritantiicn  S.  XVII.) 

4.  I  n  d  n  K  t  r  i  0   der  Steine  und  Erden.    (8.  Allgem.  Arbeiter- 

.schütz,  Kr.  '6  Frauenschutz  Preussen  8.  X.) 
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5.  Metallverarbeitung.  Nachdem  das  Deutsche  Reichsamt  des 
lunern  auf  Grund  von  Erhebungen  der  £in2elregierungen  die  Gesundbeita» 
Twlilltiiuse  d«r  Feflenhauer  geprüft  und  sich  beraiugestent  hat,  dus  die 
Zahl  der  Bleierkrankungen  erheblich  znrttckgegangen  int,  die  Bleivefpf» 
tungsgefahr  v  rwiegend  von  der  Sauberkeit  der  Feilenhaner  abhllngt  nnd 
eine  Btindesratsverordnxuag  zum  Verbot  der  Verwendung  von  Bleiunter- 
lagen in  Betrieben,  die  Ea&pein  verfertigen,  nicht  durchführbar  w  äre,  ist 
vom  ErlasB  einer  solehen  Verordnong  abgesehen  worden.  Dagegen  er- 
schien es  zweckmässig,  durch  ein  vom  Kaiserlichen  Oesandheiti^amt  be- 
arbeitetes Meikl  latt  für  Feilenhaner,  das  einem  Erlasse  des  preussischen 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  11.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI 
8.  20  Nr.  3)  beigegeben  ist,  die  Feilenhauer  auf  die  ihnen  drohende  Ge- 
fahr  anfmetlcsam  za  madien.  Dieaes  Merkblatt  weiat  auf  die  Schädlich* 
keit  der  Unterlagen  (Gesenke)  ans  Blei  oder  Bleigemischen  hin,  schildert 
die  Bloivergiftung^ierscheinnngen  und  betont,  da?s  Sauberkeit  imd  Mftaaig- 
keit  der  wirksamste  Schutz  vor  Bloicrkrankungen  sind. 

Wie  für  Feilenhauer  und  Chromgerber  ist  auch  für  Metallschleifer  in 
Deatflchlaad  von  rdeharechUichen  Vorschriften  abgesehen  worden  tmd  wie 
für  jene  Arbeiter  hat  auch  für  diese  das  Kaiserliche  Oesnndheitsamt  ein 
Merkblatt  ausgearbeitet,  das  als  Anlage  zu  einem  Erlass  des  preu??si- 
s  che u  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  17.  April  1907  (Text  Bull. 
Bd.  VI  S.  23  Nr.  5}  verüffentlicht  wurde.  Dieses  Merkblatt  schildert  die 
Erankheitsersehdncmgen  nnd  empfiehlt  aar  Venninderong  der  Staabbildnng 
die  fiefeaditong  des  Materials. 

6.  Chemische  nud  gesundheitsgefahrliche  Industrien. 
Ein  Erlass  des  preussischen  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom 
26.  Juni  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  26  Nr.  10)  erläutert  die  Bundesrats- 
vorschriften (werden  im  nächsten  Heft  des  Bull,  abgedruckt)  vom  16.  Mai 
1907  betr.  die  Einrichtnng  nnd  den  Betrieb  von  Anlagen  aar  Herstellnng 
von  Alkalichromaten. 

Durch  einen  belgischen  Erlaas  vom  20.  Mai  M)07  (Text  Bull. 
Bd.  VI  ti.  Gl  Nr.  7)  werden  die  Magnesiumsulfatfabrikcu  unter  die  ge- 
fUirlichen,  gccsundheitsschftdlichen  oder  lästigen  Betriebe  aufgenommen. 

(CheuiiKche  luid  gc^undheitagefährliche  Industrien  b.  auch  Internationaler  Arbeitcr- 
schttts,  Loxemborg  S.  1.  —  AJlgem.  Arbeiterschats,  Nr.  5  tioDotagsrube  und 
Samstaniacfamittag  Dinemaik  &  XIII,  Nr.  6  Gewerbe-  nnd  Werkstitteiifayglene 
GroesbntaDnien  8.  XVII.) 

7.  Textilindustrie.  Nach  Feststellungen  des  Wiener  Gewerbe- 
bygienikers  Dr.  Teleky  komnieu  bei  Fransenknüpferinnen,  die  schwarze 
seidene  üajne  vei  aibeiten ,  Bleivergiftungen  vor.  Diese  Vergiftungen 
rflhren  von  der  Besehwerang  d«r  Game  mit  Bleiancker  her.  Am  17.  JnU 
1906  bat  eine  österreichische  Verordnung^)  die  Verwendang  von  Bleiver- 
bindtin<:en  7ur  Ecsohwerun»;  oder  Appretur  von  Gespinsten,  Garnen,  Wrrk- 
wareugew eben  aller  Art  verboten.  Dadurch  angeregt,  hat  der  preussische 
Minister  ftti-  Handel  und  Gewerbe  durch  einen  Erlass  vom  26.  April  1907 
(Text  Boll.  Bd.  VI  8.  24  Nr.  6)  Feststellangen  ttber  den  Umfang  der 
Fransenknüpfcrei  und  über  die  Anzahl  und  die  allflLlHgen  Bleivergiftangen 
der  damit  beschäftigten  Personen  verf'igt. 

(TextilinduBtrie  e.  auch  AUgem.  Arbciterachutz ,  Nr.  6  Frauenschutz  Italien 
8.  X.) 

1)  BulL  Bd.  V  8.  388  Nr.  3. 
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8.  Lederindnstrie.  Auch  fiir  Chromgerbereien  ist  wegen  der 
Abnnliine  der  Erkrankungen  von  Bundesratsvorschriften  abjj^esehen  worden; 
ein  obeiiiaik  vom  Kaiserlichen  GesundheitBamt  uua^earbeiteteii  und  durch 
Brlass  d<8  prentsiflcben  Hmistera  ftr  Handel  und  Oewerbe  vom 
17.  April  1907  (Text  BnU.  Bd.  VI  S.  22  Nr.  4)  mitgeteiltes  Merkblatt  für 
Arbeiter  in  Cliroingerbereibetneben  erklärt  die  Vergiftungsgefahr,  empfiehlt 
den  Arbeitern  zur  Vermeidung  von  Chrotnatgeschwilren,  sich  vor  Haut- 
verletzungen an  den  Händen  oder  Unterarmen  zu  hüten  und  bei  vorhan- 
deoen  Verletnmg^  die  fierttbriug  mit  fttaender  QerbbrtÜie  sa  yemeiden ; 
ZOT  Vermeidung  der  inneren  Erkrankungen  müssen  sich  die  Arbeiter  tot 
Verot&nbung  der  Chromsalze  htiten  nnd  anf  grOaste  Beinlichkeit  halten. 

9.  Industrie  der  Nahrnngs-  und  G  e  n  u  ssm  i  tt  e  1.  Auf  Gi-nnd 
des  §  120e  der  deutschen  Gewerbeordnung  (Schutz  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren  Leben  nnd  Geanndheit)  bat  der  Bundesrat  Veraobriften  betr. 
die  Eimichtnng  nnd  den  Betrieb  der  snr  Anfertigung  von  Zigarren  be- 
stimmten Anlagen  erlassen,  die  am  17.  Februar  1907  bekannt  gemaebt 
worden  sind  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  7  Nr.  2).  Diese  Vorschriften  treten  an 
Stelle  der  Vorschriften  der  Bekanntmachungen  vom  8.  Juli  1893  (RGBL 
8.  218)  und  vom  9.  April  1905  (RGBl.  8.  286)  and  verschärfen  in  einigen 
Funkten  diese  alteren  Vendunflen.  Jm  wesentlichen  entbftlt  die  Bekannt- 
machung dieselben  sanit&ren  Bestimmungen  wie  die  früheren  (Trennang- 
der  Betriebs-  und  Wohnrnume,       2;  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume, 

tl  8  und  11;  Vorkehrungen  gegen  Staub,  Ventilation,  Reinigungj  Rein- 
dikeit,  §§  4,  5  nnd  6).  Die  beeren  VerwaltnngabebOrden  sind  nach 
wie  vor  bdfngt,  auf  Antrag  gewisse  Ansnahmen  von  diesen  Bestimmungen 
zuzulassen  (§  8).  Die  zuständigen  Behörden  haben  das  Recht  zum  £rlass 
besonderer  Verfügungen  Uber  die  sanitären  Verhältnisse  einzelner  Anlagen 
(§  Arbeitgeber  neuerdings  die  PÜicht  zum  Erlass  verbindlicher 

Yonldiiifteii  für  die  Reinliehkeit  der  Arbeiter  (§  10).  Arbeiterimieii  nnd 
jugendliche  Arbeiter  dttrfen  auch  femer  nur  dann  bescbftftigt  werden, 
wenn  sie  im  unmittelbaren  Arbeitsverhältnisse  zum  Betriebsuntemehmer 
stehen  und  dürfen  nicht  durch  andere  Arbeiter  angenommen  oder  abgelnhnt 
werden.  Ehegatten,  Gescbwister  in  gerader  Linie,  Verwandte  oder  Ver- 
sdiwlgerle  sind  Ton  dieser  Bestimmung  ansgraommen.  Die  Versobirftaigen 
sind  ausser  der  erwähnten  des  §  10  etwa  folgende:  Der  bi.sher  auf  7  cbm 
festgesetzte  Minimalluftraum  nniHs  kOnftig  10  cbm  und  darf  nur  noch 
ausnahmsweise  7  cbm  betragen  (§  '6  Abs.  'il  In  den  Arbeitsräumen  darf 
künftig  Tabak  nur  in  angefeuchtetem  Zustande  gemischt  und  nicht  ge- 
trocknet werden  (§4  Abs.  1);  Lüftungen  müssen  statt  Smal  tftglich  dmal 
vorgenommen  werden  (§  4  Abs.  2);  für  Spucknäpfe  und  Waschgelegen* 
beiten  ist  in  Zukunft  Sorge  zu  tragen  (§  4  Ab.s.  4  u.  5). 

Auf  Grund  des  §  154  Abs.  4  der  deut. sehen  Gewerbooi dimng 
(Kompetenz  zur  Ausdehnung  der  Bestimmungen  der  185  bi8  l'diib  der 
Gewerbeordnung  durch  EaiserHche  Verordnung  auf  Werbstätten  und  Bauten) 
und  unter  Hinweis  auf  §  146  Aba.  1  Ziffer  2  und  §110  Abs.  1  Ziffer  7 
der  Gewerbeordnung  (Stninjcstimmungen)  ist  am  21.  Februar  1907  eine 
Kaiserlich©  Verordnung'  erlassen  worden,  welche  (]ie  Bestimmungen  der 
§§  135  bis  lB9b  auf  Werkstätten,  m  denen  zur  lleiHtelluDg  von  Zigarren, 
Zigaretten,  Rauch-,  Kau-  oder  Schnupftabak  erforderliche  Verriebtungen 
vorgenoninnen  oder  fertige  Tabakwaren  sortiert  werden,  ausdehnt  fToxf  Bull. 
Bd.  VI  S.  10  Isir.  3).   Diese  Ausdehnung  erstreckt  sich  auf  Werkatätten 
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mit  Motorbetrieb,  auch  wenn  m  der  Regel  weniger  al»  10  Arbeiter  be- 
Bflhftftigt  werden,  nicht  aber  anf  WerksUttea,  in  denen  ansschlieeelich  sor 

Familie  des  Arbeitgebers  gehörlf^e  Persooen  beschäftigt  werden.  Die 
§§  135  bis  139b  regeln  lie  Arbeit  der  Kinder,  Jugendlicheü  und  Frauen 
in  Fabriken  (Verltnt  der  Kuidorarbeit,  Maxiinalarbeits/.eit ,  Verbot  cler 
ISacbtarbeit,  Au^uaiimeu,  Gewerbeauikicbt;.  Damit  ist  den  Arbeitern  der 
Tabakwerkstfttten  derselbe  Schatz  gewfthrt,  wie  denen  der  Tabakfabriken. 
—  In  Zusammenhang  mit  obiger  Kaiserlicher  Verordnung   wurde  am 

27.  Februar  1907  bekannt  gemacht,  dass  die  vom  Bundesrate  für  die 
Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und  von  Arbeiterinnen  in  Werk- 
Htättcn  mit  ALotorbetrieb  ii^ugelasseueu  Aufnahmen  von  der  Anwendung 
der  §§  135  £r.  der  Gkiwerbeordnnng  (Bekanntmachong  vom  18.  Juli  1900, 
RQBl  S.  66)  auf  die  in  obiger  Verordnung  genannten  Betriebe  keine 
Anwendun<^  finden  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  10  Nr.  4V 

Obige  drei  Massnahmen  zur  Regelung  der  Tabakiudustrie  werden  in 
einem  Erlass  des  preussischen  Ministers  fUr  Handel  und  Gewerbe  vom 

28.  März  1907  (Text  Boll.  Bd.  VI  S.  18  Nr.  2)  erläutert  nnd  snr  Bekamnt- 
gebung  an  die  Poliseibehörden  nnd  die  beteiligten  Gewerbetreibenden 
empfohlen. 

Ein  am  24.  April  IdOÜ  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  297  Nr.  1)  erlassenes 
iiorwegieches  Gesetz  zur  Beschränkung  der  Arbeitsdaaer  in  den 
^k^kereien  tritt  an  Stelle  der  (besetze  vom  6.  August  1897  und  20.  Mai 

1899.  Die  Grundzüge  der  bestehenden  Gesetzgebung  (Verbot  der  Feier- 
tagsarbeit von  6  Uhr  des  Vorabends  bis  Mitternacht  des  Feiei-tage.*?,  Verbot 
der  Nachtarbeit  mit  Ausnahme  der  Zwiebacktrocknuug  und  der  Säuerung 
an  Werktagen  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens,  12-  resp.  10-8tunden- 
tag  mit  Pausen,  Verbot  der  Beschifltignng  von  BUndem  unter  14  Jahren, 
Verbot  der  Jngendlichennachtarbeit)  werden  nicht  geändert.  Hingegen  sind 
gewis.se  Erleichterungen,  z.  B.  in  Bezug  auf  pensönliche  Arboit  der  Meister 
an  Samstagabenden,  auf  Gestattung  der  Teigbereitung  von  5  Uhr  morgens  ab 
gew&hrt  und  die  Ausnahmen  vom  Feiertags-  und  Naohtarbeitsverbot  neu 
geordnet  worden.  Wenn  die  zulftssige  Nachtarbeit  von  dem  während  des 
Tages  beschäftigten  Personal  aufgeführt  wird,  so  ist  ihm  die  doppelte 
(früher  die  1  "2  fache)  Zeit  von  der  Tagesarboit  in  Abzug  zu  hrin:::rn, 

10.  Bü k  1  e  i  d  u  n  g  u  n  (1  Reinigung.  Wahrend  iu  Gr osbbri  t  an  n  i  en 
Wäschereien  bisher  durch  Art.  103  des  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes 
von  1901  (Aussug  Bull.  Bd.  I  8.  80)  geregelt  waren  und  nur  denjenigeu 
Vorschriften  dieses  Qeeetses  unterstanden,  welche  dieser  Art.  103  aus- 
drücklich auf  sie  anwandte,  sind  sie  nun  dnich  ein  Oo.^etz  viun  28.  Angust 
inri?  (Text  Ball.  Bd.  VI  S.  146  Nr.  21)  unter  gewis.son  Jio.schrsiukuugen 
allen  für  Niühttextiitaoriken  und  -Werkniätteu  gültigen  Bestimmungen  des 
Fabrik-  und  Werkstattgesetzea  unterstellt  worden.  Dabei  fanden  die  bis« 
her  gültigen  Vorschriften  „auf  gewerb.smässig  oder  sum  Zwecke  des  Ge* 
Winnes  betriebene  Wäschereien"  Anwenlnng,  während  die  neuen  für 
W^äschereion  gelten,  ,.die  gewerlismälssig  nder  zum  Zwecke  des  Gewinnes 
oder  als  Nebeubetrieb  einen  anderen  Uesciiilftes  oder  im  Zusammenhang 
mit  den  Zwecken  einer  0£fentliehen  Anstalt  betrieben  werden**.  Nadi  wie 
vor  ist  gemftw  Art.  114  des  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  das  Waschen 
in  einem  Privnthause  oder  Privatranm  durch  die  darin  wohnende  Familie 
gestattet,  wenn  es  nicht  regelmässig  betrieben  wird  und  nicht  hauptsäch- 
lich den  Unterhalt  deckt. 
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Die  Maximalbdäch&ftiguagddauer  durfte  nach  dein  genanuten  Art.  10^ 
(1)  und  (4)  Air  Fraaea  14  Stimdea  pro  Tag  and  60  Stunden  pro  Wodie 

ohne  die  Paasea  betrafen,  wozvt  noch  an  3  )  T  i^en  im  Jahre  höchstens 
Jo  2  Ueber.stimden,  also  höchsteoa  60  Uoborstuudea  pro  Jahr  kommen 
duriten ;  nun  gilt  für  Frauea  in  Wftscheroion  dieselbe  Beschäftifrimfrs- 
dauor  wie  für  Frauen  in  Nichttextillabriken,  d.  h.  von  Montag  bis  Freitag 
12  Standen  pro  Tag,  darin  eingeschlossen  eine  1^/,-stttndige  Paose, 
Semstags  8  Stunden,  darin  eingeschlossen  eine  >f,-stündige  Pause,  oder 
ohne  die  Pausen  von  Montag  bis  Freitag  l**'/.,  am  Samsta»;  "'(^  Stunden, 
Diese  10^ L  und  Stiunlen  dürfen  aber  in  Wilscheroieu  überschritten 

werden ,  uduilich  entweder  an  3  Tagen  der  Woche  um  je  1  Stunde, 
falb  die  Gesamtstundenansahl  nnr  wie  in  allen  Nichtteztilbetrieben  nioht 
mehr  als  60  Stunden  fmii  Mahlzeitspausen  68)  betrftgt,  oder  an  4  Tagen 
in  der  Woche  und  höchstens  6 )  Tagen  im  Jahre  nm  je  l  Stande^  was 
den  tVflhor  erlaubten  60  Ueberstunden  ])vu  Jahr  entspricht. 

Di©  Maximalbeschat'cigungsdaiier  für  Jugendliche  durfte  nach  Ait.  103 

(1)  in  Wäschereien  12  Standen  im  Tag  und  60  Standen  in  der  Woche, 
t&t  Kinder  10  Standen  im  Tag  und  30  in  der  Woche,  ohne  die  Mahlzeits- 
pansen ,  betragen.  In  Zukunft  goUen  für  Jugendliehe  und  Kinder  in 
Wäschereien  uneingeschrSlnkt  dieselben  Vorschriften  wie  in  Nichttextil- 
fabrikeu  und  -werkstätteu.    Die  sanitarischeu  Eesiimmungeu  des  Art.  103 

(2)  sind  onver&ndert  in  das  nene  Gesets  llbemommen  worden.  Von  den 
Vorschriften  des  Art  lOB  waren  in  Ziffer  (8)  (a)  and  (b)  ausdrücklich 
diejenigen  Wäschereien  ausgenommen,  in  welchen  die  bescblifti^'ten  Per- 
sonen ledi^dich  waren:  Insassen  eines  Gefiinfjnifüses,  einer  Bessernnf^- 
oder  Zwaugserziehungsaustalt  oder  eines  audereu  lustituts,  welches  jeweils 
der  Inspektion  auf  Grund  eines  anderen  Gesetses  als  des  Fabrik-  und 
Werkstattgesetzes  unterstand;  oder  Bisassen  oiner  in  gutem  Glauben 
lediglich  fitr  religiöse  oder  Wohltfttigkeitszwecke  betriebenen  Anstalt.  In 
Zukunft  dagegen  finden  die  Bestimmungen  des  Fabrik-  und  Werkstatt- 
gesei^es  unter  den  im  neuen  Gesetz  gegebenen  Einschränkungen  auf  alle 
Wohlt&ttgkeits«  and  Besserungsanstalten  Anwendung,  die  nicht  yon 
Begierangs  wegen  inspiziert  werden  und  in  denen  Handarbeit  veriidhtet 
wild  b^I  oder  in  Verbindung  mit  dem  Herstpll-^n  Aendern,  Ausbesj^ern, 
Verzierea,  Fertigstellen,  Waschen,  Keiuigeu  oder  Verkaufsbereitmachen 
von  nicht  zum  Gebrauch  der  Anstalt  bestimmten  Gegenständen.  Diese 
Anwendung  kann  allerdings  der  Staatssekretftr  für  gewisse  Anstalten 
nor  unter  Dfodifikationen  in  Kraft  treten  lassen,  deren  wichtigste  wohl 
die  i^t ,  dass  einzelne  Anstalten  anstatt  nach  den  p^ef<etzlichen  Bestim- 
mungen über  Be-ichaftigungsdauer,  Pausen  und  freie  Tage  nach  besonderen 
Arbeiteplanen,  die  der  Staatssekretär  fUr  günstiger  halten  muss  and  die 
der  Genehmigung  des  Parlamentes  unterliegen,  gefuhrt  werden  dürfen, 

(Bekloidunjr  und  Reinigung  s.  auch  Allü^em.  Arbnienchalz,  Nr.  5  SonntagBTohe 
und  Sam^tagnachtnittag  Belgien  S.  XIII  f  B.irbien  l.) 

11.  Baugewerbe.  Insofern  diu  sachverständige  Leitung  eines  Bauea 
für  den  Sckats  der  Banarbeiter  eine  gewisse  Gewähr  leistet,  gehOrt  das 
deutsche  Reichsgesetz  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom 
7.  Januar  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  8.  G  Nr.  1)  in  den  Rahmen  des  ..Bulletins". 
§  35  der  Gewerbeordnung  zählt  verschiedene  Gewerbe  auf,  „welche  zwar 
ohne  Befähigungsnachweis  oder  Konzession  begoiinen  werden  dürfen,  aber 
doch  einer  gewissen  Ifoscbr&nkung  unterliegen,  indem  deren  Aosfibung 
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untersagt  werden  muiiä,  weuu  Taiäaciien  vorliegeo,  welche  die  Un^uver- 
Itasigkeit  des  06werbetr«ibeiid«ii  in  Breiig  auf  den  betreffenden  Gewerbe- 
betrieb  darton"       Zu  diesen  im  §  35  aufgezählten  Gewerbebetrieben  tritt 

duT  cli  das  neue  Gesetz  noch  der  Betrieb  des  Gewerbes  als  Bauunternehmer 
und  Bauleiter,  sowie  der  Betrieb  einzelner  Zweige  des  Bangowerbes.  Einer 
Uuteräaguug  auf  Gruud  des  ^  85  mnas  aber  die  Anhörung  tjachveratäudiger 
Inetensen  TorbergeliMi  und  Inbaber  gewiseer  Zeugnisse  sind  ebne  weiteres 
zur  Ansfibang  der  genannten  Gewerbebetriebe  bereditigt  Bei  Bauten^ 
zu  deren  fachgemässer  AosAUirung  nach  Ermessen  einer  unteren  Ver- 
waltun^^sbehörde  ein  höherer  Grad  von  Erfahrung  oder  Vorbildunfr  er- 
forderlich ist,  kauu  dietie  Behörde  bebtimmten  Personen,  die  auf  Grund 
vorliegender  Tatsachen  nngeeignet  ersebeinen,  die  Ansfllbmng  oder  Leitung 
des  bMbsichtigten  Baues  untersagen.  Gegen  eine  solcbe  Untersagnng  kann 
Einspruch  erhoben  werden. 

Eine  Yerorduung  des  österreichischen  Handelbniiiiisteriunia  vom 
7.  Februar  1007  (Titel  Bull.  Bd.  VI  8.  57  Nr.  2;  Text  BGBl.  1U07 
XIV  St  Nr.  24  und  in  der  Socialen  Rnndscbau  VBI,  Jabrg.  Nr.  2  8.  168) 
enth&lt  Vorschriften  sor  Verhütung  von  UnfUten  und  zum  Schutze  der 
Gesundheit,  die  bei  der  gewerblichen  Ausführun«;  von  Hochbauten  und  VOÄ 
damit  zusammenhängenden  Bauarbeiten  zu  beobachten  i>ind. 

12.  P  o  ly  gr  a  ji  h  i  s  ch  e  Gewerbe.  Auf  Grund  des  §  120e  der 
deutschen  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  die  Bestimmungen  der 
Ziffer  III  der  Bekanntmachung  betr.  die  Einricbtung  und  den  Betrieb  der 

Buchdruckereien  und  Schriftgiessereien  vom  81.  Juli  1897  (BGBl.  8.  fil  1) 
durch  die  Vorschriften  einer  Bekanntmachung  vom  ö.  Juli  lÜÜT  (Text  Bull. 
Bd.  VI  S.  12  Nr.  8)  ersetzt.  Die  frtilieren  Bestimmungen  gestatteten  den 
beim  Erlass  bereits  im  Betriebe  stehenden  Anlagen  während  der  ersten 
Kehn  Jahre  gewisse  Abweichungen  von  den  Vorschriften  über  den  jedem 
Arbeiter  zustehenden  Luftraum  (12  bezw.  15  cbm)  und  über  die  Höhe  der 
benutzten  Bäume  i'2,f>  bezw.  '^  m).  Nnn  die  zeLn  .Talirc  um  sind,  muss 
vom  1.  Anglist  1907  an  der  Luitraum  überall  in  BucLdruckereieu  mindestens 
15  cbm,  in  Schriftgiessereieu  uäudestcns  12  cbm  pro  Arbeiter  betragen. 
Dagegen  kOnnen  auf  Antrag  des  Unternehmers  auch  in  Zukunft  noch  Ab- 
weichung« von  der  zweiten  Vorschrift  (Höhe  der  liem.tzten  Eftume)  fttr 
Anlui^on  zu<]^elassen  werden,  die  in  der  Re;:e!  ht  mehr  als  5  Arbeiter 
bescliiitti^^en,  wenn  diese  Anlagen  srlirn  vor  zehn  Jahren  in  Händen  des 
jetzigen  Unternehmers  oder  eines  Pamilicuangehörigen  gewesen  sind. 

13.  Freie  Berufe.  Eine  Verordnung  des  österreichischeu 
IfiniBtera  des  Innern  vom  2.  Januar  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  69  Nr.  4, 
Text  BGBl.  1907  IV.  St  Nr.  0)  veranlasst  und  regelt  die  Wahl  von 
Ausschtissen  der  konditionierenden  Phai'mazeuten ;  diese  Ausschüsse  sollen 
bis  zur  Errichtung  von  Apothekerkammern  in  jenen  Fällen  sich  äussern, 
in  denen  die  St&ndesvertretung  der  Apotheker  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetses  vom  18,  Dezember  1906  betreffend  die  Regelung  des  Apotbeker- 
wesens  (RGBl.  Kr.  6)  einzuvemehnen  ist. 

14.  Verkehrsgewerbe.  Der  am  8.  Juli  1903  eingebrachte  fran- 
sösiscbe  Entwurf  zu  einem  Gesetze  Uber  die  Arbeit  auf  Handelsschiffen 

l)  T.  Laodmauu,  KoauucolAr  zur  GewerbeordDTiDgj  5.  Aufl.  Bd.  I  S.  331,  1.  Vor- 
facmeffkang. 


Digitized  by  Google 


—  XXXV  — 


ist  nach  längeren  parlaiuentanscheu  Vorhandlungen  (s.  B  ill.  Bd.  III 
S.  72  iVr.  8,  S.  Hß  Nr.  68;  Bd.  IV  8.  di  Nr.  10,  S.  243  Nr.  ilö;  ßd.  V  S.  75 
Nr  18,  S.  200  Nr.  25,  3.  334  Nr.  36 ;  vergl.  Text  des  Gesetzes  vou  19.  April 
1906,  Ball.  Bd.  V  S.  170  Nr.  2)  zu  einem  Gesetz  boti.  die  Sioherheit 
der  Seeschiffahrt  und  die  Regelung  der  Arbeit  auf  Haudelsschiffen  er- 
weitert worden,  das  am  17.  April  1907  (Au-izu^'  Ball.  Bd.  VI  S.  119 
Nr.  16;  iu  Kraft  getreten  ist.  Das  Gesetz  euiiialL  Bdätiuiiuuugea  über  die 
obligatorische  Inspektion  Amtlicher  fransOsisolien  Schiffe  mit  aber  25  Tonnen 
Baaminhalt  darch  besondere  Kommissionen  und  Seeschiffahrtsinspektmon, 
über  die  Ausj^tellung  des  vorgeschriebenen  Schiffahrtscheines  und  über  die 
Kekursmstanzen.  Ueber  die  Regelung  der  .'Vrbeit  wird  folgendes  bestimmt  : 
Auf  See  und  in  den  otienen  Reeden  zerfallt  der  Arbeiiäiag  des  Deck- 
und  Iffaaehinenpersonals  (Offisiere  und  Mannsohaft)  in  2  Wachen,  bei  der 
langen  Fahrt,  der  internationalen  KUatensohiffahrt  und  der  nationalen 
Küsten grossscliiflFahrt  der  Arbeitstag  des  Maschinenpersonals  (Offiziere  und 
Mannschaft)  in  3  Wachen.  Für  üeberstuudeu  wird,  ausser  in  Fallen 
höherer  Gewalt  oder  bei  Rettuogsarbeiten,  Vergütung  bezahlt.  Im  Hafen 
oder  in  geschdtater  Reede  betrftgt  die  Dienstseit  fiir  die  Of&ciere  nnd 
die  Beckmannschaft  10  Stunden,  für  die  Maschinenmannschaft  8  Stunden ; 
am  Anknnfts-  oder  Ansreisetage  darf  die  Dienstdauer  cler  ersteren  Krite- 
gorie  ohne  Ueberstundeneutschädiguug  auf  12  Stunden  erhöht  werden, 
jedoch  nicht  mehr  als  2mal  in  der  Woche.  Als  Ruhetag  soll  soweit  als 
mttgUoh  der  Sonntag  gefeiert  werden ;  doch  kann  der  Kapitän  ftlr  die  ganse 
oder  einen  Teil  der  Mannschaft  einen  anderen  Tag  wählen.  Sonntags- 
oder Piuhotaü:sarbeit  im  Hafen  nnd  in  geschützten  Reeden  i.st  auf  unauf- 
schiebbare Verrichtuniron,  tiolcbe  auf  hoher  See  auf  die  zur  Bedieiuni<,'  des 
Schiffes  und  Verpflegung  der  Passagiere  notwendigen  Verrichtungen  be- 
schrKnkt  Im  Hafen  aosgefiihrte  Rahetagsarbeiten,  abgesehen  von  Rettnnga- 
uad  Verproviantierungsarbeiten,  berechtigen  zurüeberstandenentschädigung. 
Für  die  beiden  Gattungen  von  Schiffsjangen  (novices  nnd  monsses)  be- 
stehen folgende  Sondervorschiiften :  Die  provisorische  Einschreibung  zum 
Seedienet  und  die  Einschiffung  darf  im  allgemeinen  erst  nach  yollendetem 
13.  Aitersjahr  stattfinden,  nach  ▼ollendetem  12.  Alter^jahr  nur,  wenn  die 
Bewerber  im  Besitze  eines  Primarschulzeugnisses  sind.  Ausserdem  moss 
ihre  körperliche  Tauf^lichkeit  dnrch  ärztliches  Zeugnis  festgestellt  mm. 
Vor  zurückgelegtem  lö.  Aitersjahr  dürfen  Schitfsjungen  an  den  grossen 
Fischxfkgen  nach  Neufundland  und  bland  nicht  teilnehmen«  S<^ffsjungen 
dürfen  nicht  au  Naditwachen  (8h  abends  bis  4h  morgens)  und  nicht  au  Ar- 
beiten in  Feuerräumea  und  Bunkern  verwendet  werden.  Auf  15  Schiffsleute 
darf  nur  1  Schiffsjunge  entfallen.  Das  Gesetz  enthält  ferner  Bestimmungen 
ftber  die  Beköstigung  der  Mannschaft;  untersagt  ist  die  Verakkordierung  der 
Rostliefernng  an  einen  0£Bisier  des  Schiffes;  die  Quantität  der  Rationen 
kann  von  Delegierten  des  Personals  nachgeprtUft  werden. 

m.  Arbeitsverwaltung. 

Ein  Erlasä  des  preussischen  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe 
vom  15.  Mai  1907  (Text  Ball.  Bd.  VI  S.  25  Nr.  7)  afthlt  die  Bedingungen 

auf,  vüu  denen  die  BSmennung  zum  Gewerberoferendar  abliBngig  ist. 

Ein  Erlass  de??  preus.sischen  M^ini-^ter^?  für  Handel  und  Gewerbe 
vom  12.  August  i:i(.>7  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  28  Nr.  12)  entzieht  Eisen- 
bahawerkstätten  der  Tätigkeit  der  Gewerbeauisichtsbe&mten. 
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Durch  königliche  A'erordnunp:  vom  7.  Febnmr  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI 
S.  28)  iat  der  bayribclie  Gewer beaulsiclitbdienst  neu  geordnet  worden. 

Eine  Verordniuig  der  LaiideBregiertrag  Air  Bosnien  nnd  die  Her- 
zegowina vom  9.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  57  Nr.  3  :  bestimmt 
dou  Wirkungskreis  des  Gewerbeinspektors  dieser  Länder,  wobei  sAs  dessen 
Aufgabe  im  besonderen  die  üeberwRchnngf  aller  gewerblichen  Unter- 
nehmungen in  Bezug  auf  Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der 
Arbeiter,  auf  Ärbeitsseit,  ÄrbeitBtmterbreeliiuigen  und  Arbeiterverwendnng, 
eaf  VerBeichiuaae^  Ordnungen  etc.,  auf  Kranken»  und  ünfallversirhening 
und  auf  die  gewerbliche  Ausbildung  der  jagendiichen  Hü&arbeiter  be- 
zeichnet ist. 

Mit  dem  Erlass  eines  Kcglementes  vom  1.  März  lÜOG  (Text  Bull. 
Bd.  V  8.  419  Nr.  2)  wurde  die  spanische  Arbeitsinspektion  geschaffen; 
ein  DrlasB  vom  12.  Dezember  1906  (Titel  Btül.  Bd.  V  8.  488  Mr.  7)  ex^ 

nannte  6  Bezirksarbeitsinspektnren.  In  einem  weiteren  Erlass  vom 
24  Januar  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  C7  Nr.  2)  werden  die  no^i-on 
Anweisungen  für  die  Eröffiaung  der  Inspektionstätigkeit  und  insbeüoudore 
BeetimmmigeiL  über  d«s  Zusemmenarbeiten  der  Inspektoren  und  der  lokalen 
und  proTinsaalen  Juntas  fOr  sociale  RefonuMi  gegeben. 

In  Frankreich  regeln  zwei  auf  Grund  des  Art.  15  des  Wohnunga- 
go.^'etzes  vom  12.  April  lOOG  (Text  Bull.  Bd.  V  S.  483  Nr.  2)  ergangene 
Erlasse  Or^'ruiisntTon  und  Tätigkeit  des  Oberen  Bates  für  billige  Woh- 
nungen (lu.  Januar  19U7;  Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  98  Nr.  3)  und  der 
Patronagekomiteee  (26.  Januar  1907;  Titel  Bull.  Bd.  VI  8.  99  Nr.  7). 
—  In  einem  Bundschreiben  vom  12.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  117 
Nr.  15)  wird  die  Teilung  der  KomjiCtonzen  zwischrn  dem  lilinistprium  der 
öflcntlichen  Arbeiten  und  dem  Arbeit.sministcriuni  in  Bezuf^  aul  die  An- 
wendung der  Berggesetze  behandelt  —  In  einem  Erlass  vom  S.  Mai  1907 
(Titel  Bull.  Bd.  VI  8.  131  Nr.  17)  wird  das  Dissiplinar-  und  Befbrderungs- 
wesen  beim  Personal  der  Aj bcitsinspektion  geregelt,  —  Ein  Erlass  vom 
24.  Mai  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  8.  1P.2  Nr.  19 1  -liedert  dem  Arbeits- 
ministciium  den  Oberen  ^Statistischen  Bat  an  und  erhöht  dessen  Mit- 
gliederzahl. 

Eine  Verordnung  des  Kantons  Schaf  Ihausen  vom  20.  Pebruar  1907 
(Text  Bull.  Bd.  VI  8.  808)  bestellt  eine  ksntonale  Oewerbekommutsion 
mit  der  Aufgabe,  die  wichtigeren  gewerblichen  und  Aibeit.'^fragen  zu 
prüfen  nnd  zu  bp<j^utachten,  Sowie  als  Yermittlungsinstana  bei  Arbeits- 
streitigkeiten zu  amten. 

Der  Kanton  Wallis  hat  mittels  Verordnung  vom  6.  I'ebruai  1906 
(Text  Bull.  Bd.  VI  8.  805)  den  kantonalen  Sekz«tlr  fttr  das  Lehrlings- 
wesen mit  dem  Amt  eines  Fabrikinspektors  bekleidet  und  dessen  Be- 
jfognisse  umschrieben. 

(Arbeitsverwaltung  s.  auch  AJlgem.  ArbdtefBChutz,  Nr.  1  Fabrik-  und  Werk- 
BtittttgtMtie  VietoriaK  V.) 

IV,  Qewerbegerifihte  und.  StnignngaSrnter. 

Die  franaösische  Gtowerbegerichtsbarkeit  ist  durdb  das  alle 
früheren  geaetzgeberischen  Erlasse    auf  diesem  Gebiete  aufhebende  Gesetz 

1)  Vergl.  ÜCB.      15.  Juli  1905,  Text  Ball.  Bd.  IV  S.  204  Nr.  3. 
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vom  27.  Marz  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  8.  101  Kr.  1'"  einheitlicli  .ge- 
regelt worden.  Die  beiden  wesentlichsten  Neuerungen  nuid  das  aktive 
WalJreeht  der  'Fttatmt^  das  auf  d»r  gl6ioii«B  Ontndlage  ruht  wie  das- 
jenige der  Mftnner,  und  die  Einbenehimg  der  Angeetellten  (nicht  nur  der 
Arbeiter)  unter  die  Wirkung  dos  Gosetzfit^. 

Wahlberechtigt  sind  nunmehr  aiöo  auch  die  Frauen  französischer 
Nationalität,  die  daä  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  seit  3  Jahren 
mit  Binschlirf  der  Lefarseit  im  Berufe  stehen,  seit  1  Jahr  im  Benxic  des 
Glewerbegerichts  wohnhaft  sind  und  nie  dnrdi  entehrende  Strafen  nm  ihre 
bürgerlichen  llechto  gekommen  sind,  sowie  die  Angestellten  in  Handel 
und  Gewerbe  un  1  die  Werkmeister,  die  mit  der  Beaufsichtigung  oder 
Leitung  der  Arbeit  betraut  sind. 

Wlhlbar  sind  nieht  nur  die  minnliehen  Wahlberechtigten,  die  80  Jahre 
alt  sind,  lesen  und  sehreiben  können  und  die  Bedingungen  der  Wahlbe- 
rechtigung erfttllen,  sondern  auch  frühere  mflnnliclie  Wahler,  sofern  sie 
ihren  Beruf  seit  nicht  mehr  als  ö  Jahren  anfgegeben  und  ihn  5  Jahre 
hindurch  im  Bezirk  ausgeübt  haben. 

Was  das  Verfahren  anbetrifft,  so  bleibt  die  Bemftmgssumme  auf 
frs.  3(X)  angesetst.  Streitigkeiten  swischeu  Angestellten  und  ihren 
Arbeitgebern  um  Betr^:.'p  von  mehr  als  frs.  lOÖO  fallen  unter  dio  Kom- 
petenz der  Zivilgerichte,  wäluend  für  DilFerenzen  zwiachen  Arbeitern  und 
Arbeitgebern  keine  solche  Grenze  aufgestellt  ist.  Die  Frist  für  die  Gesuche 
um  Kassation  letstinstanslich  geÜLllter  Orteale  der  Gewerbegeridite  ist 
von  3  Tagen  auf  5  erhöht  worden.  Verheiratete  Frauen  und  minderjährige 
Xinder  können  in  Ermangelung  ihres  rechtmassigen  Vertreters  vom  Giuichte 
ermächtigt  werden,  als  Vermittlung^suchondo  oder  als  klägerische  resp. 
beklagte  Partei  aufzutreten.  Deu  Gründen  zur  Ablehnung  eines  Gewerbe- 
riehters  ist  der  Fall  beigefügt  worden,  dass  der  Gewerbericht«r  Arbeit- 
gebor, Arbeiter  oder  Angestellter  ist.  Wie  vor  don  Friedenarichter  soll 
ktinftigliin  auch  vor  den  Gewerbegericliten  da.s  Armenrecht  gewahrt  worden. 
T)i»^  Gebühren  sind  teilweise  herabgesetzt  woj-den  :  eine  Vorladung  vor  die 
V  ermittluugsinstanz  kostete  früher  60  cts.,  jetzt  noch  15  cts.,  ein  Protokoll 
fiber  Zeichnungen  oder  Uodelle  kostet  jetst  fr.  1  statt  frs.  S. 

V.  ArbeftdoaaufBnoige. 

Das  preussische  Wanderarbeitsstättengesetz  vom 29.  Juni  1907 (Text 
Bull.  Bd.  VI  S.  27  Nr.  11)  Terwiiklicht  Postulats,  welche  die  Abgeordneten 

▼.Bodelschwingh  und  v.  Pappenheim  zur  freiwilligen  Errichtung  von  Wander- 
ar beitsstatten  in  Verbindung  mit  Arbf^ir'^rafTiweTHen  anfgestellt  hatten,  weil 
die  Provinz  Westfalen  solche  Wanderarbeitsstätten  schaöen  wollte.  Dem- 
gem&ss  hat  am  6.  April  1905  das  preussische  Abgeordnetenhaus  den  Grund- 
gedanken seiner  Oemeindekommission  angestimmt,  die  audi  im  wesentlichen 
in  das  Gesetz  selbst  ttbergegangoi  sind.  Schon  damals  aber  gingen  die 
Ansichten  darüber  auseinander,  wie  weit  der  Staat  zur  Beihilfe  an  diese 
Arbeitsstätten  rechtlich  und  moralisch  verpflichtet  «ei.  Der  Ministor  des 
Innern  und  der  Finanxminister  betonten,  dass  die  Unterstützung  der 
Wandtt-arbeiter  reGhtli<di  Sache  der  Orts-  und  Armenpflege  sei.  Der  Staat 
sei  zwar  auch  in  Zukunft  wie  früher  zu  materieller  Beihilfe  bereit,  ob- 
wohl eine  Verpflichtung  dazu  nicht  vorliege.  Demgemäss  wurde  auch  ein 
Antrag  auf  Belastting  des  Staates  mit  zwei  Drittein  der  Kosten  abgelehnt. 
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In  der  Sitzung  vom  IL  Februar  JIU07  nahm  der  Mimster  des  Innern  in 
der  gleichfin  Streitfrage  das  Wort  und  erklärte,  dass  die  Begiertmg  sich 
nicht  habe  entsohlieMeia  köimeD,  dem  in  den  erw&hnten  Grundgedanken 

,  geäusserten  Wunsche  nach  einer  angemessenen  B«>teiligung  des  Staates 
an  (1(>!i  Koston  zu  entsprechen,  da  es  sich  bei  den  vorliegenden  Mass- 
naiimeu  um  einen  Akt  der  Armenptlege  handle.  Dieser  Auifassuog 
widersprachen  die  Eedner  mehrerer  ParteieOf  und  der  nationalliberale 
Abgeordnete  Dr.  Schroeder  erkläi-te  die  Fürsorge  ftir  die  Wanderarbeiter 
für  einen  ersten  Schritt  zur  Arbeitslosenvcrsichornng.  Dor  Minister  konnte 
sich  jedoch  dieser  Auffassung  nicht  ansclilie-ssen ;  immerhin  übernimmt  der 
Staat  laut  §  5  Abs.  4  des  Gesetzes  von  den  Kosten  der  mit  Wander- 
arbeitsstätten verbundenen  Arbeitsnadiweise  „nacb  Vereinbarung  mit 
den  Provinzen  einen  angemessenen  firuchteil".  Die  Hauptlast,  zwei 
Drittel  der  Kosten,  liegt  aber  auf  den  Provinzen,  nicht  auf  dem  Staat 
und  nicht  auf  den  Kreisen,  wie  11^1)5  in  den  „Gnindf:^odanken"  vorgeschlagen 
war.  —  Das  Gesetz  ermächtigt  Provinzen,  die  das  Wanderiurbeitswesen  zu 
ordnen  untemehmni,  durch  Beschlnss  des  I^vinziallandtags  Land-  and 
Stadtkreise  snr  Einrichtung,  Unterhaltung  und  Verwaltung  von  Wander- 
arbeitssitätten  zu  verpflichten;  diese  Arbeitsstätten  Laben  „mittellosen 
arbeitsfähigen  JMänTieri;.  die  ausserhalb  ihres  W^ohnortes  Arbeit  suchen, 
Arbeit  zu  vermitteln  und  vorübergehend  gegen  Arbeitsleistung  Beköstigung 
und  Obdach  zu  geiH^ren". 

Der  Kanton  St.  Gallen  hat  am  1.  Joni  l'JOl  (Titel  Bull.  Bd.  VI 
S.  304)  für  seine  mit  Ver;  fl 'j-nnr^sstationen  verbundenen  Arbeitsnach- 
weisbureau-X  und  öffentlichen  Arbeitsämter  ein  Re^ilativ  erlassen,  worin 
den  Arbeitsnachweisbureaux  zur  Pflicht  gemacht  wird,  durchreisenden 
Arbeitsaehenden  womöglich  Arbeitsgelegenheit  zu  verschaffen. 
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1.  Inteniatloualer  Arbeiterschatz. 

Am  16.  November  1887  iiatten  Grossbritannien  und  Frauk- 
reich  ein  LJebereiukommen  abgeäcbloääeQ,  wonack  zur  Autrechterhaltang 
der  Ordnung  und  xam  Sdintie  der  britischen  und  frensOeiechen  Ansiedler 
•nf  den  Neuen  Hebriden  eine  gemachte  Eosuniasion  von  Sohi^ 
of&zieren  pazifischer  Stationen  eingesetzt  wurde.  Der  ftililbare  Mangel 
einer  Gerieb tsbaikeit  aul"  dieser  Inselgrupjio  führte  die  vertragschiieBöenden 
Teile  dazu,  in  einem  neuen  Uebereiukoinmtiu  vom  20.  Oktober  1906  (Auszug 
BnlL  Bd.  VI  8.  411  Nr.  1)  eine  gemeinsame  Ordnung  dee  Bechtsweeens 
Torsnnehmen.  Das  Üebereinkommen  reu  It  in  Artt.  31 — 66  auch  die  An- 
werbung einheiraiflcher  Kulis,  wie  sie  heute  noch  nach  den  Fi'iinseln, 
Samoa,  sowie  den  französischen,  deutschen  and  amerikanischen  Beäit^uugen 
im  Stillen  Ozean  Uebung  ist.  Danach  muss  jedes  Anwerbnngsschiff  eine 
Konseesicn  besüsen  nnd  fiber  die  Anetellnngsvertrftge  ein  Begister  filhm. 
Verheiratete  Frauen  dürfen  nur  niitEinwilli^ung  ihre.?  Gatten,  unverheiratete 
nur  mit  Einwilligung  des  Stammesoberhauptes,  Kinder  nur,  wenn  sie  eine 
von  den  beiden  Kommijssärresidenten  zu  bestimmende  Mindestgröüe  er- 
reicht haben,  angeworben  werden.  Die  Uaximaldaaer  eines  Anstellnngs- 
vertrages,  der  nur  mit  E^ftchtignng  durch  einen  KommissliTesidenten  und 
höchstens  auf  1  Jahr  erneuert  werden  kann,  beträgt  8  Jahre.  Kranke 
Arbeiter  sind  auf  Kosten  des  Anwerbers  zu  verpflegen;  die  Zeit  ihrer 
Arbeitäuni^Lhigkeit  wird  in  die  Anstellungädauer  einbezogen.  Zur  Ueber- 
tragung  eines  AnsteUnngsvertrages  ist  die  Znstinimung  des  Arbeiteirs  nnd 
die  Ermächtigung  des  Eommissärresidenten  erf<Nrderlioh.  Die  Arbeitgeber 
haben  die  Arbeiter  mit  hinreichender  Nahrung  —  die  Heisration  wird  von 
den  Kommissilrresidenten  bestimmt  —  zu  versehen  und  für  Unt-erkunft, 
.  Kleidung  und  äi'ztliche  Behandlung  der  Arbeiter  zu  sorgen.  AIb  Arbeits- 
seit  gilt  die  Zeit  von  Sonnenanfgang  bis  Sonnenuntergang  mit  einsttind^^ 
Mittagspaose.  Sonntags  dürfen  nur  Dienstbotenarbeiten  verrichtet  und 
Tiero  gewartet  werden.  Die  Lohnzahlung  hat  In  bar  und  vor  Zeugen  zu 
ertblgen.  Ist  im  Arbeitöbnch  keine  Vereinbarung  über  die  Hohe  dös 
Lohnes  enthalten,  so  gilt  als  Mouatslohu  der  Betrag  von  10  sh  (Fr.  12,50); 
ein  Teü  des  Lohnes  kann  mit  Einwilligung  des  Arbeiters  bei  einem 
Kommissärresidenten  oder  einer  hierzu  bestellten  Person  hinterlegt  werden. 
Als  Strafen  für  den  Arbeiter  sind  zulässig :  Extraarbeit,  Verlängerung  der 
Anstelinn gf5dau©r  um  höchstens  2  Monate  pro  Jahr,  Geldstrafen  und  Ge- 
fängnis bis  zu  1  Monat;  Anwerber  und  Arbeitgeber  verfallen  in  Geld- 
strafen von  Fr.  6 — 600  nnd  Gefllngnisstrafen  bis  sn  1  Monat;  die  Arbeiter 
haben  Ar  ruh  imf  Schadenersatz.  Weitere  Bestimmungen  regeln  die 
Heimschaffang,  deren  Kosten  der  Arbeitgeber  sn  tragen  hat. 
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Grossherzoglioh  luxemburgische  Betichlüücie  vom  10.  Dez.  1907 
(Text  Boll.  Bd.  VI  8.  461  Nr.  1  o.  2)  V6rfiig«n  die  VereffentUdrang  der 
genehmigten  Bull.  Bd.  VI  S.  295  Nr.  4,  296  Nr,  6  u.  6)  Berner  Ab- 
kommen betr.  Fraucnathchtarbeit  imd  Verwendasg  weissen  Phosphors  in 
der  Zündhrtlzindustrie. 

Mit  Buudeäbesdiluss  vom  19.  Dezember  1907  (Text  Bull.  ßU.  VI  Ö.  498) 
haben  die  eidgenltssischen  Bftte  die  beiden  Bemer  Abkommen  vom 
26.  September  1906  ratifiziert 

(&  «nch  Enqueten  Spenieo  &  LIV.) 

8.  Katlonftler  Arbeitondiiiti« 
L  AlIgeoieiiMr  ArbettenralkiitB. 

1.  Sinder-  und  Jngendliehenschnts.  Lehrlingswesen« 

Wie  das  bulgarische  Gesetz  über  die  Orrjanisation  der  HandwM'ke 
vom  20.  Juni/3.  Juli  1903  ('Auszug  Bull.  III  III  8.  XXXIH  und  321) 
dem  rumänischen  vom  ö.  März  1902  (Auszug  Bull.  Bd.  I  8.  XXTX  und  441 
nachgebildet  ist,  ho  stinunen  auch  die  Vorschriften  der  bulgarischen  Aus- 
ftthrmigsverordnung  vom  28.  Jnli/ö.  Aogost  1905  (Auszug  BulL  Bd.  VI 
8.  429)^  MU  der  wir  die  Bestimmungen  ttber  des  Lehrlingsweeen  wieder^ 
geben,  f^ossenteils  mit  denen  der  rumänischen  Ausführungsverordnung 
vom  17./30.  August  1902  (Titel  Bull.  Bd.  Ii  8.  550,  Text  Annuaire  de  la 
l^isI&tioD  du  travail,  1902,  p.  585)  Uberein.  Die  Verschiedenheiten 
beider  Verordnungen  folgen  denen  der  Gesetze,  die  in  der  Einleitung  zum 
bulgarischen  Gesets  (Bull.  Bd.  III  S.  XXXIII)  klargelegt  sind. 

fKinder-chiitz  s.  auch  Internat.  Arbeiterschutz  Gro^sbritannien  und  Frankreich 
ß.  XXXIX,  Ail^\  ArbeiterBchutz  Nr.  2  Fraueoitckutz  GrooäbrifcauuiHU  6.  XL;  Beruf]. 
ArbeitoBchutz  Nr.  1 ,  Bergbau  liussland  8.  U,  Nr.  4  TeKtOindnatrie  Groaibcitemiiett 
S.  LI;  Enqueten  Spanien  S.  LI  Vi 

2.  Frauenschutz.  Art.  41  des  britischeu  Fabrik-  und  Werk- 
stattgesetzes (Auszug  BuU.  Bd.  I  S.  30}  hebt  die  Bestimmungen  dieseä 
Ghsetses  betr.  Beschiifcigong  und  Arbeitsseit  der  Frauen  und  jugendlichen, 
Personen  für  zwei  Verrichtungen  auf :  fiir  das  Fisehpökeln  sofort  nach 
Ankunft  der  Fischerboote,  und  für  das  Einmachen  von  Früchten  wahrend 
der  Monate  Juni,  Juli,  August  und  September.  Die  erste  dieser  beiden 
Ansnahmsindustrien,  die  nahem  88000  Personen  und  grösstenteils  Frauen 
beschäftigt  (Bauer:  Die  gewerbliche  Nachtarbeit  der  Frauen,  Jena, 
G.  Fischer,  1903,  S.  233  ff.),  war  auf  Grund  des  Art.  58  des  Fabrik- 
und  Werkstattf^esotzes  durch  einen  Erlass  vom  17.  Juni  1902  (Text  Bull. 
Bd.  I  S.  440  Nr.  4)  geregelt.  Durch  einen  neuen  I^rlass  vom  11.  September 
1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  457  Nr.  8)  sind  die  hygienischen  Vorschriften 
des  alten,  nun  au^iehobenen  Erlasses  verschärüt  worden.  Die  Stunde  des 
Arbeitsschlusses  ist  von  6  Uhr  auf  10  Uhr  abends  hinausgeschoben,  vor 
3  Uhr  nachmittags  eine  einstündige  Mittagspause  ein^^cschoben  worden. 
Jugendliche  Personen  dOrfen  erst  nach  zehnstündiger  Buhe  die  Arbeit 
des  neuen  Tages  beginnen. 

(Frauenschutz  s.  auch  Internat  Arbeiterschutz  Neue  Hebridcn  B.  XXXIX 
iAzemburaS.  XL,  Schweiz  8.  XL,  Allg.  Arbeiterschutz  Nr.  6  Lt^zahluns  Fr&nk- 
nidi  8.  XLIV;  BerafL  Arbeitenehuts    r.  1  Bergbau  Buialand  ü.  LI;  Enqueten 
Deulsdiee  Bdch,  8panico  8.  LIV.) 

3.  Arbeitszeit. 

(S.  Internat.  Axbeiterechutz  Neue  Hebrid»  B.  XXXIX,  AUg.  Axbeitenchutz. 
Nr.  2  nanenaebato  Gvonbritaanien  B.  XL.) 


Digitized  by  Google 


—   XLI  — 


4.  Sonntagsruhe  und  Samstagnachmittag.  Aup  Berichten 
d«r  Kegierungspr&sideuten  von  Schlesien  und  Posen  ergab  sich,  dass  in 
einigen  Znckeifabriken  dieser  ProvinEon  das  Abieden  der  Bttben  von 
Eisenbahnwagen  und  das  Verladen  von  Kübenschnitzeln  nngereditfactigte^ 
weipe  Sonntaf^s  statt<xef\mdeii  hat.  Diese  Arbeiten  ddrfen  aber  nur  „in 
Notfällen  oder  im  öüentlichen  Interesse''  (§  105b  Abs.  1  G.O.)  oder  „zur 
Vedifttinig  eines  nsTerhaltniBDiftSigen  Schadens"  mit  Erlaubnis  der  unteren 
Verwaltaogs1>elitfrde  an  Sons-  und  Festtagen  vorgenommen  werden.  Anf 
die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  in  den  Rohzuckerfabriken  wirkt  ein 
preussischer  Ministerialerlasa  vom  12.  Angost  1907  (Text  Boll.  Bd.  VI 
6.  428  Nr.  2)  hin. 

Der  Bdehflikansler  hat  den  deute  oben  Bandesregieningen  durch 
Sofareiben  vom  26.  November  1907  (Text  Bnll.  Bd.  VI  8.  424  Nr.  8  An- 
lage A)  einen  Entwurf  betr.  Abänderung  der  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung über  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  (Text  Bull.  Bd.  VT 
S.  424  Nr.  3  Anlage  B)  zugestellt.  Diesen  Entwurf,  der  die  volle  Sonntags- 
mhe  ab  Gnmdsats  anerkennt,  teilt  ein  prenesiteber  Hinisterialerlass 
von  19.  Des.  1907  (Text  BnlL  Bd.  VI  8.  424  Nr.  S)  den  Regieninge- 
prtoidenten  zur  Vernehmlassnng  mit. 

T.ant  Verordnung  vom  20.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  lS.  427)  ist 
in  Bosnien  und  Hercegowina  allen  gewerblichen  Hilfsarbeitern  in 
der  Regel  ein  Ruhetag  von  24  Standen  ta  gewlhren,  der  fttr  Oirbten 
auf  den  Sonntag  fallen  muß  und  nur  mit  Bewilligung  der  Landesregierung 
unter  Berücksichtijrung  besonderer  Betriebsvprhältni.<?ae  auf  einen  anderen 
Tag  verschoben  werden  darf.  Doch  k^^nnen  die.se  Hilfsarbeiter  zur  Ver- 
richtung bestimmter  dringender. Arbeiten  unter  Anzeige  an  die  Gewerbe- 
behtfrde  ancb  an  Ruhetagen  verwendet  werden,  in  weldien  Fallen  ihnen, 
falls  eine  solche  Beschäftigung  am  Ruhetag  8  Stunden  tibenehreitet,  ein 
Ersatzruhetag  von  24  Stunden  zu  gewähren  ist. 

In  Belgien  gestattet  Art.  7  des  Gesetzes  vom  17.  Juli  UKiB  über 
die  Sonntagsrahe  in  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betrieben  ^BuU. 
Bd.  IV  8.  194  Nr.  3)  die  Besehlftigung  Ton  Arbeitern  und  Angestellten 
in  Eleinverkaufsgeschäften  (magasins  de  detail)  an  Sonntagen  von  8  Uhr 
jjim-^ren?!  Ii"  mittags  (ausser  den  in  Art.  4  vorpofsohenen  Ausnahmen). 
Derselbe  Art,  7  ermächtigt  zur  AoTidornntr  und  Ausdehnung  die.«er  Rtnnden. 
Die  Verwaltung  pflegt  von  dieser  iL^rnjäcliLigung  um  die  Weihnac  htszeit 
Gehrauch  su  machen  (vgl.  BnlL  Bd.  V  8.  415  Nr.  8)  und  hat  durch  Er- 
laas Tom  17.  November  1907  (Bull.  Bd.  VI  S.  428)  den  Klein verkaufs- 
geschäften  der  wichtigsten  Gemeinden  Belf^iens  gestattet,  am  24.  November, 
1.,  22.  und  29.  Dezember  liM  »7  ihr  Personal  während  10  Stunden,  zwischen 
8  Uhr  morgens  und  9  Uhr  abends,  zu  beschäftigen.  Für  jeden  derart  zur 
Arbeit  verwendeten  Sonntag  ist  dem  Personal  in  diesen  swet  Monaten  ein 
halber  Tag  freizugeben. 

Das  danische  Sonntagsruhegesetz  vom  22.  April  1004  (Text  Bull. 
Bd.  m  S.  XL  und  394  Nr.  1)  enthält  ein  allgemeines  Verbot  der  Sonn- 
tagarbeit in  Industrie  und  Handel.  Von  diesem  Verbot  sind  dujch  die 
Bekanntmadkung  vom  18.  August  1904  (Text  a.  a.  0.  Nr.  2)  gewisse  In- 
dustriezweige, zu  denen  durch  Bekanntmachung  vom  1.  Februar  1905 
(Tpxt  Bull.  Bd  VT  s  484  Nr.  1)  einige  weitere  hinzugefügt  worden  sind, 
dauernd  ausgenommen. 

Art.  4  des  spanischen  Sonntagsruhegesetaea  vom  S.  Mftrs  1904 
<Test  Bull.  Bd.  in  8.  XX  und  167)  gibt  OeeeUschaften  und  Oenossen- 
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«diafton  mit  jnristisoher  Pflnttnlichkeit  das  Rächt,  in  Btatutengemtas  ab- 
geschlossenen Vereinbarangen  auch  Bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe 
zn  treffen,  sofern  solche  Bestimmnngen  weder  in  Widerspruch  mit  dem 
Gesetze  stehen,  noch  die  Arbeit  oder  die  Kuhe  anderer  Arbeiter  schädigen 
od«r  hindern.  Als  die  AiMt  oder  die  Buhe  maderer  Arbeiter  hiadinid 
oder  beeintriditigend  wurden  nach  Art.  5  der  VoUziehmigeverardnnng 
vom  19.  August  1004  (Text  Bull.  Bd.  4  .S.  LIV  und  403)  „diejenigen 
Vertrage  angesehen,  von  denen  die  Inspektionsbeamten  des  Institutes  für 
soziale  Reformen  die  Wohlbegründetheit  der  diesbezüglich  eingelangten 
BoMihwerden''  homMiert  hatten,  üeber  Berafnngen  entedued  endgtdtig 
des  Institat  fttr  eosiale  Reformen.  Laut  Art.  13  und  14  der  Vollziehungs- 
verordnung ZTim  gleichen  Gesetz  vom  19.  April  1905  (Bol.  del  Inst,  'ie 
Reformas  Sociales,  I,  Ö4öj  haben  sich  auch  die  Lnspektionsbeamten  des 
Institutes  für  soziale  Reformen  zu  Berufungen  zu  äussern;  in  letzter  Instanz 
enteeheidet  aber  nicht  das  Institut,  sondern  das  Mimsterinm.  Nenerdings 
gibt  ein  Erlass  vom  26.  Juni  1^07  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  489  Nr.  9) 
Erläuterungsvorschriften  Aber  den  AbschlosSi  die  C^ttitigkeit  nnd  LOsong 
solcher  Vereinbarungen. 

Die  russische  Ruhetags  Verordnung  vom  19.  Nov./2.  Dezbr.  1906 
(BnU.  Bd.  VI  8.  666  Nr.  2)  hatte  eine  bestimmte  Aniahl  von  Tagen  ab 
Ruhetage  für  das  Bandeispersonal  aufgestellt  und  sodann  ein  VerseidiniB 
der  dieser  Ruhetagsverpflichtung  nicht  unterstehenden  Verric^i^nngen  ge- 
geben. Eine  Verordnung  vom  r2./25.  September  1907  (Text  liuJl.  ßd.  VI 
S.  497  Nr.  3)  koordiniert  die  einzelnen  Bestimmungen  des  betr.  Artikels 
neu  nnd  vereinfiMdit  das  Veneidmis  der  Ausnahmen,  indem  zugleich  die 
Kompetenzen  der  Qeneinde-  und  Gouvemementsiemstyos  snm  Brlass  ver* 
bind  Ii  eher  BestimmoDgen  (Iber  die  Bewilligeng  von  Sonntagsarbeit  ver- 
mehrt werden. 

Ein  Erlass  des  Kantons  Tessin  vom  17.  April  1906  (Text  Bull. 
Bd.  71  8.  499  Nr.  1)  untersagt  Sonntagsarbeit  in  Bierablagen  von  Hittag 

ab ;  ein  weiterer  Erlass  vom  3.  Mai  1906  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  499  Nr.  2) 
dehnt  dieses  Arbeitsvorbot  auf  Limonaden-  und  Selterswasserablagon  aus. 

(BonntagBrohe  s.  auch  Internat.  ArbdtenchuU  Neue  Hebriden  S.  XXX.IX,  AUgem, 
Afbflitenchuts  Nr.  7  Azbettamrtng  Niederlande  8.  XLVU ;  Enqueten  Spanien  8.  UV.) 

5.  Gewerbe-  nnd  Werkstftttenhygiene  nnd  Unfallver- 
hütung.   In  Beantwortung  einer  Anfrage  betr.  die  Durchführung  des 

österreichischen  MiniBterialer!a^sf>K  vom  23.  Nov.  1905  (Titel  R'ill, 
Bd.  V  S.  12  Nr.  2)  betr.  den  Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der 
Hilfsarbeiter  erl&utert  ein  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  20. 
Oktober  1906  (Titel  Bull.  Bd.  VI  8.  426)  die  Bestimmungen  betr.  die 
Prüfung  der  Eignung  von  Betriebsstätten. 

Der  Wiener  Stadtrat  hat  durch  Beschhiss  vom  5.  März  1907  (Text 
Bull.  Bd.  VI  S.  426)  den  Gebrauch  von  Bleiweiss  und  Minium  bei 
st&dtischen  Arbeiten  gnmds&tsUoh  verboten;  Ausnahmen  sind  nur  in 
Fftllen  zulässig,  in  denen  aus  technischen  GrOnden  die  Verwendung 
solcher  Farben  und  Stoffe  unumgänglich  notwendig  erscheint. 

§  8  des  dänischen  Gesetzes  über  die  Arbeit  in  Fabriken  und  da- 
mit gleichgestellten  Betrieben  sowie  über  deren  ödentUche  Ueberwachnng 
(Text  Bull.  Bd.  I  8.  18)  beauftragte  den  Minister  des  Innern  mit  dem 
Erlasse  von  Regulativen  betreffend  die  Anforderungen,  die  hinsiohtlioh 
der  Gr'Ksse,  Einrichtung,  B<'leuchtnnfr,  Erwärmung,  Ventilation  etc.  an  die 
verschiedenen  Fabriken  und  Werkstätten  gestellt  werden  sollen.  Auf 
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Qnmd  dieses  Paragraphen  erliess  das  Umisteriam  des  Lmem  Begulative 
gewerbehygienischen  Inhalts  für  Bnchdruckereien  und  Sefanftgiessereien 
vom  9.  Januar  1904  (Text  Bull.  Bd.  IV  8.  2G1),  für  Zigarren-  und  Tabak- 
fabrikation  vom  1.  Juni  1904  (Text  Bull.  Bd.  IV  8.  323),  für  Eisen- 
gieäsereieu  und  Madcliiueni'abriken  vom  30.  August  1906  (Text  Bull.  Bd.  V 
S.  269)  und  filr  Scfanh&brücen  vom  8.  Deeember  1906  (Text  Bull.  Bd.  VI 
S.  486  Nr.  3). 

Art.  5  des  französischen  Erlasses  vom  29.  November  1904  betr. 
die  Hygieue  und  Sicherheit  der  Arbeiter  (Text  Bull.  Bd.  III  S.  404  Nr.  2) 
be.stimint  iu  seinem  vierten  Absatz,  dass  die  geschlossenen  Arbeitsräume 
„im  Winter**  hinreidiend  geheizt  verden  mtlssen.  Ueber  die  Bedeutung 
dieser  Zeitbestimmung  „im  Winter^  ist  der  Arbeitsminister  konsultiert 
worden,  der  nach  Einholung  eines  Gutachtons  von  weiten  des  Cornite  con- 
sultatif  des  Arts  et  Manufactures  durch  Rundschreiben  vom  27.  Mai  1907 
(Titel  Bd.  VI  S.  447  Nr.  6)  erklärt  hat,  unter  „Winter"  sei  nicht  die 
Zeit  Tom  22.  Desember  bis  21.  Hi»,  sondern  „die  kslte  Jsbresieit'*  ta 
verstdien. 

Eine  an  Stelle  der  niederläTidisrhen  Verordnung  vom  27.  Juni  1 905 
(Text  Bull.  Bd.  V  S.  186  Nr.  2)  erlafäsene  Verordnung  vom  26.  Januar  1907 
(Text  Bull  Bd.  VI  S.  461  Kr.  1)  ändert  und  ergänzt  in  untergeordneten 
Punkten  die  bisherigen  Bestimmungen  über  die  Oaissonsrbeit 

6.  Lohnsahlung  und  Lohnschutz.    Durch  eine  spanische 

Verfügung  vom  18.  Juli  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  442  Nr.  G)  wird 
Arbeitgebern,  Aufsehern  etc.  verboten,  Läden  oder  Kantinen  in  ihren 
Unternehmungen  einzurichten  sowie  Löhne  in  Vergnügungslokaien  und 
anders  als  in  gesetslidier  Wfthnmg  aussnsahlen. 

In  Manitoba  hat  die  geBctzgebende  Behörde  am  5.  Febmar  1907 
(Text  Bull.  Bd.  VI  S.  459  i  eine  Lohnklausel  für  alle  Submission.^verträge 
und  Betriebe  unter  behördlicher  Aufsicht  nach  dem  Muster  dnriVnipen 
angenommen,  die  das  Parlament  von  Canada  im  M&rz  1900  auf  Antrag 
des  Genwalpoetmeisters  und  Arbeitsministero  Sir  William  Mulodc  ange- 
nommen hat.  In  der  Diskussion  der  Besolution  wurde  bemerkt,  dass  deren 
Prinzip  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  mit  Hilfn  oines  Beamten- 
körpers durchgeführt  werden  könnte,  falls  das  in  irago  kommende  De- 
partement nicht  imstande  sein  sollte,  die  Resolution  befriedigend  durch- 
sufthrm. 

„Um  allfUlige  Reklamationen  von  selten  der  Zivilarbeiter  zu  ver> 
meiden",  mtJssen  laut  Schreiben  den  französischen  Kriegsministers 
vom  16.  April  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  446  Nr.  4)  Soldaten,  die  in 
Btreikf^llen  zu.  insLandiialtungsarbeiten  herangezogen  weiden,  dieselben 
Ltthne  erhalten  wie  die  gewöhelichen  Arbeiter. 

In  Frankreich  ist  am  13.  Juli  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  448 
Nr.  11)  ein  Gesetz  betr.  den  Lohn  der  verheirateten  Fran  und  den  Beitrag 
der  Ehegatten  an  die  Kosten  der  Haushaltung  angenommen  worden. 
Dieses  Gesetz  geht  zurück  aui  die  Initiative  des  Abgeordneten  Ooirand 
(Depntiertenhemmer  9.  Juli  1894),  dessen  Vorschlag  Ton  den  Abgeordneten 
Gouzjn  und  Cruppi  wieder  aufgenommen  wurde  (vgl.  BuU.  Bd.  V  8.  619 
Nr.  n«,  Bd.  VI  S.  H3i  Nr.  25).  Es  garantiert  der  verheirateten  Frau 
unter  allen  Güterrechtssystemen  das  freie  Verfügungsrecht  über  die  Er- 
trägnisse ihrer  persönlichen  Arbeit,  trifft  aber  zugleich  Vorkehrungen,  um 
Hissbrftuohe  dieses  Bechtes,  Yeraehwendang,  ni  veihindera.  Die  Ehe- 
gatten haben  nach  llasi^abe  ihrer  Mittel  Bsitrftge  an  die  Haushaltongs- 
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Icosten  zu  leisten,  widrigenfalls  der  geadiftdigte  Teil  den  Lohn  des  anderen 

Teilsä  nr't  Arrf^Ht  belegen  lassen  kann 

Nachdem  die  von  der  Eegieiuug  des  australischen  Staaten- 
bundes vorgeschlagenen  hohen  ZoUsfttse  auf  landwirtschaftliche  Maschinen 
ftof  lebhafte  Opposition  geetoaaen  waren,  brachten  der  Fk-emiemtinieter, 
der  Hon.  Alfired  Deakin  und  der  Handelsminister,  der  Hon.  Sir  William 
John  Tjvne,  einen  Gosotzentwurf  ein,  der  Yerbrauchsstetiern  für  diese 
Maschmeu  vorsah,  gleichzeitig  aber  bei  EriUllung  gewisser  sos&ialer  An- 
forderungen von  diesen  Steuern  beireite.  Schon  bei  Behandlung  des 
Oostoma  Teriff  (Agricnltnral  ICaohinerj)  KU  hatte  der  Eiiegsmimster 
Senator  Playford  beantragt,  dass  den  VoraehlSgen  der  ZoUkommission 
folgende  Klausel  beigcfflf.'t  werde : 

„Weuu  die  Mohrkeit  der  aiistraliHicheu  Fubrtk&ateu  von  Maschinen  und  Geräten 
derjeoigeD  Art,  welcher  hierdurch  licue  Zölle  auferlegt  werden,  nach  Ablauf  eines 
Jahre8,  von  der  Annahme  dieses  Gt^etzes  an  gerechnet,  ihren  bei  der  Herstellung 
solcher  Maschinen  und  Geräte  beschäftigten  Arbitern  nicht  rechte  und  billige  ^fair 
and  re^onahle)  Luhn«*aizo  bezahlt,  tsu  kann  der  Geiieralgouvertieur  auf  Gruna  eiav 
fl»aieiu«ameo  Adresse  des  Benates  und  des  Bepräseutanienhauses,  welche  versichert, 
oan  keine  lediten  und  biUigon  Lflhne  beiahlt  werden,  Ahr  eine  rar  ratsam  erachtete 
Frist  die  Erhebung  der  neuen  Z&Ue  anspendienil.'*   cFvL  Deh.  SeBS.  1906  8.  5788L) 

D!»^s»pr  Antrag  ist  aber  nicht  anp;enommen  worden,  weil  or  znv  Folge 
gehabt  hütte,  dass  die  ganze  Industrie  hätte  leiden  müsseu,  bobald  ein 
Fabrikant  keine  biUigen  Löhne  bezahlt  h&tte.  Ein  Ausweg  aus  dieser 
Bohwierigkeit  wurde  durch  die  Einfügung  folgender  Klansel  gefunden: 

„Vom  1.  Januar  1907  an  sollen  allen  zollpflichtigen  Waren,  die  in  der  Anlage 
aufgeführt  sind,  Verbrauchsteuern  zu  den  in  der  genannten  Anlage  angegebenen 
S&toBa  auferlegt  werden.*' 

Demgemiss  ist  der  Verbrauchsteuergesetzentwui-f  eingebracht  worden, 
dessen  Steuern  den  im  anderen  Ülntworf  vorgeschlagenen  ZoUsfttaen  ent- 
sprachen.   Er  lautete: 

„Vom  ....  1906  an,  um  . . .  Victorianisdifi  Zeit,  eoUeo  den  hier  ang^ebentn  soll- 
Pflichtigen  Waren  Verbrauchsteuern  auferlegt  werden :  —  (vgl.  Bult  Bd.  VI  8.  100  Anlage.) 

Doch  soll  dieser  Beochluss  keine  Anwendung  finden  auf  Waren,  die  in  ein«n 
TeUe  des  Btaatenbundes  von  jemandem  nnter  Arbeitslohnbedingungen  hergestellt 
werden,  welche 

a)  durch  einen  Beschiuss  beider  Hauser  de»  Parlameutcä  für  rocht  und  billig  er- 
kttrt  Winden  sind,  oder  sudi 

b)  in  Uebereinstimmung  mit  einem  ^werblichen  Enf-^rheido  auf  Grund  dew  Ver- 
raittlungs-  und  Schiodsgesetzes  oder  des  Staattjnbundes  von  1901  (  Mtill.  Bd.  IV  IS.  459> 
befinden,  oder  sich 

c)  in  Uebeninstimmung  mit  einer  auf  Grund  des  V^mittluiun*  und  fichieds- 

Setaee  des  BtaatenbundeR  von  1904  refiiistrierten  geweiblichen  veieinberung  be- 
den,  odrr   i  h 

d)  in  Uettereiuätii Hill  III mit  einer  vorgeschlagenen  gewerblichen  Vereinbarung 
befinden,  welche  nach  Ahm  ht  des  ^nisters  redit  und  bilug  ist  und  weldtie  der  Fa- 
brikant abschliesscn  will,  dessen  Arbeiter  aber  nicht,  oder 

e)  auf  ein  zu  diesem  Zwecke  an  den  Präsidenten  deB  GeriuhUhufeü  für  Ver- 
mittlung und  Hchiedssprechung  des  Btaatenbundes  geHteUtes  Gesuch  hin,  von  diesem 
Präsidenten  oder  von  einem  Richter  des  Oborgerichtes  eine«!  Eiiizftstaatos ,  dt»m  der 
Präsident  die  Angelegenheit  überweisen  kann,  für  recht  und  billii;  erldärt  worden 
sind;  oder 

f)  falls  es  sich  um  Waren  haudeltj  die  vor  dem  31:  März  1907  hergestellt  wotleo, 
entwemr  für  die  Arbeiter  so  vorteilhaft  sind  wie  die  normalen  Bedingungen  (Standard 

condition.*)  dos  Fabrikationsortes,  oder  vom  IVäfidenton  (Jenchtshofes  für  Ver- 
mittlung und  Öchiedauprechung  des  Staatenbundes,  von  einem  Richter  des  Oberaerichtes 
<ie8icnigen  Staates,  in  dem  die  Waren  hergestdlt  werden,  oder  vom  Ifinisler  rar  redit 
und  biUig  erklärt  worden  sind." 

Dieser  Gesetzentwurf  ist  eigentlich  keine  stenerpolitiscbe,  sondern 

eine  sozialpolitische  Massnahme;  er  beruht  auf  der  sogenannten  ,jnew 
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Protection",  derzufolge  Zölle  nicht  nur  dem  T^^nternehmer,  sondern  auch 
den  Arbeitern  und  Konsumenten  zu  gut  kommen  sollen.  ''Pari.  Deb.  Sess. 
lyOÖ  S.  öl 37.)  „Wir  legen  als  eines  der  Prinzipien  det»  ueuen  ZoU- 
«dmtses  fiMt,  du0|  wenn  ZfiUe  eriioben  worden,  Eonsiunfaitai,  Arbeiter 
imd  Fabrikanten  danxL  teil  haben  sollen."  (Ibidem  8.  6150.)  Der  Zwedc 
is;t  nicht  eine  Steigemn£:  der  Steuereinnahmen,  sondern  eine  Verbesserung 
der  sozialen  Lage  der  Arbeiter  (ibidem  5137,  5145,  5147,  6062).  Diese 
VerquickuDg  Steuer-  und  sozialpolitischer  Angel^enheiten  erregte  die  leb- 
baftette  Oppoflition.  Der  Abg.  üdwardSi  Senator  Mulcahy,  und  andere 
wiesen  darauf  hin,  dass  der  Schuta  der  Arbeiter  diircli  besondere  Gesetze 
gewährleistet  werde  und  des  Umweges  nicht  bedürfe ;  der  Abg.  Cook  sah 
in  der  ausachliessiichen  Bezugnahme  dieses  Gesetzes  aut  laudwirtächaft- 
liche  Maschinen  eine  Sonderregelung;  die  Schuhindustrie,  welche  einen 
SchniBaoU  von  40  Pros,  genieese,  nnterliege  keinen  besonderen  sosialen 
MindestanforderungeOf  wirrend  den  Fabrikanten  landwirtschaftlicher  Ma- 
schinen bei  26  Proz.  solrhp  Anfordemnfren  gestellt  würden  iibi'li^m  S  514") 
— 514i>).  Entweder  müssteu  alle  Industrien  geregelt  werden  oder  keine. 
Derselbe  Einwand,  wurde  ihm  vom  Abg.  Batchelor  entgegnet,  sei  bei  Er- 
richtung der  Lobnftmter  in  Victoria  erhoben  worden,  nickt  aber  von  solcken, 
welche  wiikliek  die  Wirkung  der  Lohnämter  hatten  ausdehnen  wollen, 
sondern  von  den  Oo!2-nf>m  dieser  TnstitntioTi  f!})idem  S.  5150).  Endlich 
wurde  hervorgehobeu,  das«*  es  sich  in  diesem  Gesetzentwurf  überhaupt 
nicht  um  Steuern  handle,  sondern  um  Su-afeu,  deren  Eintreibung  grosse 
Schwierigkeiten  bieten  werde  (ibidem  S.  6069,  6071). 

Haupts&chli^  Wurde  aber  gegen  den  Entwurf  eingeweudet,  dass  er 
mit  der  Verfassung  in  Widerspruch  stehe,  deren  Art.  55  lautet: 

«Steuergesetze  dürfen  sich  nur  mit  der  Auferlegung  von  Steuern  befassen,  und 
jede  darin  enthaltene  Bestimmung  über  einen  anderen  Gegenstand  hat  keine  Wirkung. 

Mit  Ausnahme  der  Zoll-  oder  Verbrauchssteuergesetze  dürfen  Bteuergesjetze  sioi 
nur  mit  einem  Gegenstand  der  Besteaenrng  befassen;  ZoUgesetze  dürfen  sich  nur 
mit  Zollgebühren  and  VerbtaiiehisteaevgeMtse  nur  mit  VerlnaiichsBteiieni  bef ■Mwn  * 
<Ibidem  B.  6077.) 

Die  Gegner  des  Entwurfs  wiesen  darauf  hin,  dass  alle  industriellen 
Angelegenkeiten  Sache  der  Binselstaaten  seien  and  nur  industrielle  Streitig- 
keiten,  wel^e  über  die  Grenzen  eines  Einzelstaates  binansgehen,  unter  die 

Kompetenz  des  Staatenbundes  fallen,  in  Steuerfragen  aber  verfassimgs- 
gemäss  keinerlei  einzel staatliche  Grenzen  existieren  (ibidem  S.  5143,  61Ö1, 
606 (j — 6069).  Diese  Schwierigkeit  wurde  vom  Attomey-Generai  auch  zu- 
gegeben: „Die  VeFfiMBong  ist  das  Ergebnis  saMreioher  Kompromisse  und 
bestimmt,  dass  Besteuerungen  ohne  Berücksichtigung  der  Staaten  vorge- 
nommen werden  müssen.  Vermittlung^  und  Schiedsspreehunf?  haben  ihre 
Grundlage  in  den  Staaten,  Wir  haben  kein  Recht,  Gesetze  über  Ver- 
mittlung und  Schiedssprechung  in  indostrieilen  Streitigkeiten  zu  erlassen, 
wenn  diese  Streitigkeiten  nicht  Uber  die  Grenzen  der  Staaten  hinausgehen. 
So  haben  wir  zwei  widerstreitende  Prinzipien  und  daraus  entsteht  die 
Schwierigkeit."  Da  also  die  industriellen  Behörden  staatliche  Behörden 
sind,  raus.ste  der  Entwurf  die  Entscheidung  über  die  Richtigkeit  der 
Arbeitslöhne  den  staatlichen  Behörden  überlassen.  Besondere  Behörden 
zur  Regelung  der  Arbeitsverhaltnisse  existieren  aber  nur  in  Neusttdweles, 
Victoria,  West-  und  Sfidaustralien ;  in  Queensland  und  Tasmania  niclit. 
Damm  sollte  auch  das  Parlament  oder  der  zuständige  Minister  zur  Ent- 
scheidung über  die  Kichtigkeit  dnr  Arbeitsiöhr)p  an^rArnfen  werden  kfinrtprt. 
Gerade  diese  Vielheit  der  zur  iiintäciieidung  berulouen  Behörden  gab  uauu 
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-wieder  711  r  Befürchtung  Anlass,  dass  widersprechende  Eotocbeide  gefWi 
werden  könnten  (^ibidem  S.  6143,  6075). 

Im  eiiutelneiL  wurde  die  BestiiBmimg  a)  sehr  heflbig  mit  der  B»> 
grttndang  angegiiffeiif  deas  das  Parlement  als  eine  politische  li^stitutioo 
als  Tribunal  durchaus  ungeeignet  sei  (ibidem  S.  5141.  5151,  60^8 1;  dem 
hielt  der  Premierminister  entgegen,  diese  Bestimraung  werde  voraus- 
sichtlich nur  unter  aussergewöhnlichen,  nicht  vorherzusehenden  Umständen 
Anwendung  finden  (ibül.  6135).  Die  BeBtimnmngem  b)  und  o)  wurden 
ziemlich  allgemein  gebilligti  ellerdings  mit  dem  Hinweis  derenf,  desa  beide 
denselben  Beschränkungen  unterliegen  denen  das  Bnndesschiedsgesetz 
unterliegt,  und  also  mir  auf  Angelegenheiten,  die  über  die  Grenzen  eines 
Staates  hinausgreiisD,«  angewendet  werden  können,  dass  aber  vielleicht 
diese  BMÜmmungen  geeignet  seien,  das  Btmdessohiedsgesets  sn  bftufigerer 
Anwendung  sa  bringen.  Die  Bestimmungen  a)  bis  c)  sind  unverändflst 
angenommen  worden.  —  Der  lebhafteste  Widerspruch  erhob  sich  gegen 
die  Bestimmung  d);  schon  im  Kepräaentanteuhaus  wurden  am  21.  September 
l^oa  AenderungeB  an  dieHer  Bestimmung  vorgenommen;  im  Senat  warnten 
die  Senatoren  demoas  and  Fearoe  bei  der  «weiten  Lesnng  am  d.  nnd  4. 
Oktober  1906  nachdrücklich  davor,  irgend  einem  Minister  eine  solche 
Kompetenz  zu  geben  (ibid.  GO«52,  (K)?.")) ,  bo  daas  der  Senat  schliesslich 
diese  Bestimraung  strich  und  auch  das  Repräsentantenhaus  am  5.  Oktober 
sich  mit  der  Streichung  einverstanden  erklärte.  —  Die  Bestimmung  e) 
wurde  auf  Antrag  der  Begiemng  selbst  schon  am  21.  September  1906  ab- 
geftndert  und  allgemeiner  gefasst,  so  dass  auch  die  Victorianischon  Lohn- 
ämter als  gewerbliche  Behörde  zu  Entscheiden  auf  Grund  des  Gesetzes 
berechtigt  wurden.  In  dieser  abgeänderten  Form  wurde  diese  Bestimmung 
von  beiden  iiUusern  angenommen  (ibid.  5148,  5152,  6068).  Die  Ueber- 
gangsbestimmung  f)  ist  vom  Senat  gestridien  und  am  5.  Oktober  1906 
auch  vom  Repräsentantenhaxis  fiülen  gelassen  worden,  so  dass  das  Geseta 
(Text  Bull.  Bd.  VT  S.  458)  am  1.  Januar  1907  mit  seiner  vollen  Wirkung 
in  Kraft  getreten  ist. 

(Lohnzahlung  s.  auch  Internat.  Arbeiterschutz  Neue  Hebrid^  S.  XXXIX» 
AUgem.  Aibafeandmts  Nr.  7  Axbcitsvwteag  Niedsrlande  &  XLVH.) 

7.  Arbeitsvertrag,  Tarifverträge.  In  der  niederländisoben 

Gesetzgebung  fehlte  bisher  eine  allgemeine  Bf-gp^lnng  des  Arbeitsver^ 
träges.  Der  Entwurf  von  18C>7  war  infolge  der  Annexierung  durch  Napoleon 
nie  Gesetz  geworden;  an  seine  Stelle  traten  1809  einige  auf  den  Dienst- 
vertrag beattglidie  Paragraphen  dee  unter  Ktfnig  Ludwig  Napoleon  ftlr 
Holland  umgearbeiteten  Code  Napol^n.  Auch  die  beiden  folgenden  Ent- 
würfe von  1816  und  182('  L^c  liVhen  nicht  weiter.  Aup  der  Umarbeitung 
des  Code  gingen  sodann  die  wenigen  einschlägigen  Artikel  (Artt.  1637/39) 
des  Bürgerlichen  Oesetzbuches  von  1838  hervor,  welche  zusammen  mit 
einigen  Beetimmimgen  Uber  den  ArbeitsvMtrag  det  SdufPsmannsdiaft  in 
Artt.  894—468  des  Handelsgesetzbuches  lange  Zeit  die  einzige  dürftige 
llrgelnng  des  Dienstvertrages  bedeuteten.  Bei  der  Etatberatnng  in  den 
Generalstaaten  machte  am  2.  Dezember  1886  das  Mitglied  Golman  Borgesius 
auf  die  Wfinschbarkeit  einer  AbSaderong  dieser  ungenügenden  Bestim- 
mungen anfinerksam;  der  Justizminister  Du  Tour  van  Bellinchave  teilte  mit, 
er  habe  die  Staatskommission  zur  Revision  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
um  ihr  Gutachten  in  dieser  Frajre  gebeten  und  er  möchte  nur  im  Ein- 
verständnis mit  dieser  Kommisaion  oder  durch  diese  Kommission  einen 
Entwurf  ausarbeiten  lassen.  In  den  folgenden  Jahren  nahm  jedoch  die 
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Grondwetrevision  die  Gesetzgebung  stark  in  Ansprach  und  der  Arbeits- 
vertrag trat  in  den  Hintergrund.  Erst  als  bei  der  grossen  Arbeitsenqtiete 
von  1890  sich  herausstellte,  von  welch  bedenklichen  Folgen  das  Fehlen 
einer  Regelung  des  Arbeitsvttrtrages  für  den  Arbeiter  begleitet  war,  hmxat- 
tragte  der  Justizministor  H.  J.  Smidt  1881  «am  aigttnem  Antrieb  Hesm 
H.  L.  Drucker,  Professor  zu  Leiden,  mit  der  Vorbereitnnf^  eines  Gesetz- 
entwurfes. Zu  Anfang  des  Jahres  1894  reichte  der  Beauftragte  seinen 
Entwurf  —  die  Motive  waren  noch  nicht  fertiggestellt  —  ein ;  kurz  daraui 
demisnonierto  dta  Sabiaett  1898  emenerto  JmtisiBiii^ter  Coxt  vtn  d«r 
Linden  den  Auftrag;  im  Oktober  1898  reichte  Prof.  Drocker  einen  revi- 
dierten Entwurf  nebst  Motiven  und  Einftthning  in  die  nenesto  Arbeite- 
Vertragsgesetzliteratur  ein. 

Dieser  im  Jahre  1898  im  Auftrage  des  Justizdepartementes  veröffent- 
lichte Entwurf  diento  ra  einem  nicht  geringen  Teile  als  Gmndlage  für 
den  mit  königlicher  Botschaft  vom  9.  Mai  lOol  durch  Jnetisminister  Cort 
van  der  Linden  der  zweiten  Kammer  der  Generalstaaten  vorgelegten,  beim 
kurz  darauffolgenden  Kabiuettswechsel  von  Justizminister  LoetT'  jedoch 
zurückgezogenen  Gesetzentwurf  zur  Regelung  des  Arbeitsvertrages  (Beil. 
K.  d.  Verh.  1900/01,  Nr.  222),  sowie  ftir  den  gegenüber  dem  1901er  Ikit- 
wurf  in  verschiedener  Hinsicht  abgMnderten,  am  28.  Januar  1904  vom 
Justizminister  Loeff  der  zweiten  Kammer  vorgelegten  Geüetzentwurf  (Beil. 
z.  d.  Verh.  1903/04,  Nr.  137),  der,  noch  mehrfach  abgeändert,  nach  langen 
Debatten  (Bull.  Bd.  IV  B.  106  und  Bd.  V  S.  209)  in  beiden  Kammern 
angenommen  worden  ist  und  am  18.  Juli  1907  (Boll.  Bd.  VI  S.  470  Nr.  9) 
Gesetzeskraft  erhalten  hat.  Von  der  anslftndiscben  Geaetsgebong  nnd  der 
einschlagigen  Literatur  abfi^opfb'^n,  lagen  der  Regierung  vor  fvergl.  Mo- 
tivenbericht, Beil.  z.  d.  Verh.  1903/04  Nr.  137,3  S.  10):  die  tiir  die  Kennt- 
nis tatsächlicher  Zustände  wichtigen  Verhöre  des  StaatsausschusseH  für  die 
Arbeitaenqnete  (Staatsoommieeie  van  Arbeidsenqnete)  nnd  deren  Berichte, 
zahlreiche  einzelne  Arbeitsverträge  und  Arbeitsordnungen,  namentlich  solche 
der  Gemeinden  Amsterdam  und  Arnhem  und  der  Eisenbahngesellschaften, 
der  im  Jahre  1904  durch  einen  Ausschuss  der  „Vereinigung  zur  Forderung 
der  Fabrikinduöti'ie  und  dm  Handwerks  in  den  Niederlanden  '  über  die 
Frage  dee  Arbeitsrertragee  eratattete  Bericht,  der  Gesetaentwnrf  betr. 
die  G^währkiatong  des  Bechts  der  Arbeiter  auf  freie  VerfBgong  Uber 
ihren  Lohn  vom  Jahre  1889  und  der  über  dl  ^en  Entwurf  gepflogene 
schriftliche  Gedankenaustausch  (Beil.  z.  d.  Verh.  1888/89  Nr.  110,  1889/90 
Nr,  16,  1890/91  Nr.  13),  sowie  hauptsächlich  der  erwähnte  Vorentwurf 
Dmoker.  Eine  weeentliehe  Aendemng  braditen  dem  Begierangaentwnrf  noch 
die  Beratungen ;  es  wurde  nämlich  ein  Schritt  anf  dem  Wege  mr  gesetz- 
licben  RegeluP!^  des  Kollektivvertrags  getan,  indem  ein  Artikel 
(Art.  1637n)  beigetügt  wurde,  der  ausser  der  Definition  des  Begriffes 
Kollektivvertrag  die  Bestimmung  enthält,  dass  Abmachungen  zwischen  Ar- 
beitgebern nnd  Arbeiteni,  welche  einem  kollektiven  Arbeitsvertrag  zuwider- 
laufen, auf  den  Antrag  eines  der  Teilnehmer  am  Kollektivverti*ag  mit  Ana- 
Bcblnss  des  Arbeitgebers  selbst  f^ir  nichtig  erklärt  werden  können. 

Das  neue  Gesetz  folgt  im  wesentlichen  den  Linien  des  Deutschen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  des  Schweizerischen  Obligationenrechts, 
geht  aber  viel  mehr  anf  Einzelheiten  ein. 

1)  Begriffsbestimmungen.  Der  Arbeitsvertrag  ist  der  Vertrag, 
durch  welchen  der  eine  Teil,  der  Arbeiter,  sich  verpflichtet,  für  den  andern 
Teil,  den  Arbeitgeber,  gegen  Lohn  gewisse  Zeit  hindurch  Arbeit  zu  ver- 
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richten  (l^>r?7a;  Deutsches  Bürgerliches  Gesetzbuch  611;  Schweizerisches 
Obligationenrecht  SSH).  Unter  K  o  1 1  e  k  t  i  va  rb e  i  t  s  v e  r  t  ra versteht  das 
OeseU  eine  Kegeiung,  die  von  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  oder 
«iner  oder  mehrerm  mit  dem  Beoht  der  joristiaohMi  PerstfiiBehkeit  ver- 
sehenen Arbeitgeborvereinigungen  mit  einer  oder  mehreren  mit  dem  Recht 
der  juristischen  Persönlichkeit  versohouen  Arbeiter  Vereinigungen  betr.  beim 
Abschluss  von  Arbeitsverträgen  zu  berücksichtigende  Arbeitebedingoogen 
vereinbart  wird  (lü37n.) 

8)  Abschlaes  des  Arbeitsvertrags.  Der  Arbeitevertrag  kann 
mündlich  oder  schriftlich  geschlossen  werden  (IG.^Trl);  der  schriftliche  Ab- 
schluss  erfolgt  atif  Kos*^r.n  fes  Arbeitgebers  (]037d).  Schrifrlicber  Vertrag 
i>?t  vorfjeschrieben  bei  Abweichungen  von  der  Arbeitsordnung  und  von 
geseulicheu  Bestimmungen  (1637n  und  16381),  bei  Stipulierung  einer  Karenz- 
zeit (1687z),  kollektiver  Bmsicht  in  die  Bflcher  (1638e),  Anesahlung  des 
Gewinnes  erst  nach  dessen  Feststellung  (1638n). 

3)  B  ee  n  d  i  g  11  Ti  L'  '1  e  s  A  r  1^  i  t  s  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  s  ;  Aufhebung  des 
Vertrags.  Das  iJieustverhäkui.s  endigt  mit  dem  Ablauf  der  (durch  Ver- 
trag oder  Arbeitsordnung,  Gesetz  oder  Verkehrssitte  bestimmten)  Zeit,  fiir 
die  es  eingegangen  ist  (1689e,  D3.G.B.  620).  Wird  das  DieDstverhJÜtnis 
nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  fortgesetzt,  so  gilt  es  als  für  dieselbe 
Zeit  unter  denselben  Bodingangen  erneuert  (1639f;  D  B.Cr.B.  (i'_'5  ..auf  un- 
bestimmte Zeit  verlän^'cri" ;  8.O.R.  342).  Ist  Uaa  JJieustverhältüis  fiir 
unbestimmte  Zeit  eiugegangen  worden,  so  kann  es  uor  durch  vorhergehende 
Kündigung  beendet  werden  (1689g;  D3.G.B.  620;  S.OJL848).  Die  Kün- 
digungstermine riebton  sich  nach  den  Lohnzahlnngsterminen  (1639i;  D.B.G.B. 
621 ;  S.O.R.  343).  Das  Dienstverhältnis  endijj^t  mit  dem  Tod  des  Arbeiters 
(1639j;  S.O.R.  347),  nicht  jedoch  mit  dem  Tode  dea  Arbeitgebers  (lti39k; 
S.O.R.  347).  Der  Vertreter  eines  Minderjährigen  kann  gerichtlidie  Be- 
endigung eines  Bienstverh&ltnisses  beantragen,  wenn  das  Dienstverhftltnis 
für  den  Minderjabrigen  schädlich  ist  oder  den  Bedingungen  nicht  entspricht, 
die  erforderlich  sind,  damit  der  Vertreter  seine  Zustimmung;  zum  .Arbeits- 
vertrag gebe  1639m).  Das  Dienstverkältnis  kann  von  jedem  Teil  ohne 
Kündigung  oder  ebne  BüdMicht  auf  die  fiir  die  Kündigung  vorgeschrie- 
benen Bestimmangsn  gegen  Entrichtung  einer  EntsdiAdigung  oder  bei  Vor* 
bandensein  eines  dringlichen  Grundes  beendigt  werden  (1639o ;  D. B.G.B. 
626  und  fi27  „ein  wichtiger  Grund«;  S.O.R.  34*i  „wichtige  Gründe"). 
Eine  Aufzahlung  dringender  Gründe  für  den  Arbeitgeber  enthalt  Art.  1639p, 
fSr  den  Arbeiter  Art  1639q.  Ist  das  Dienstverlältnis  für  die  Lebensseit 
einer  Person  eingegangen,  oder  für  längere  Zeit  als  fUnf  Jahre,  so  kann 
es  vom  Arbeiter  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  n-ekündi-^t  werden;  die  Kün- 
digungsfrist betragt  sechs  Monate  (1639v;  D.B.Ct.B.  624;  ahnlich  S.O.R. 
345).  Abgesehen  von  den  dringlichen  Gründen  kann  das  Dienstverhältnis 
«ach  wegen  wichtiger  Gründe  (Verftnderungen  im  Vermögensstand  der 
Parteien  u.  s.  w.)  durch  Richterspraoh  beendigt  werden  (1639w). 

4i  Subjekte  des  Arbeitsvertrags.  Xiclit  nur  den  Individual- 
vertrag  umfasst  das  Gesotz,  snndem  auch  den  Kollelttivvertra<;  n637n). 
Besonders  geregelt  wird  das  Vertragsrecht  der  Ehefrau,  welche  die  freie 
Verfügung  über  ihren  Arbeitsertrag  erhalt  (1637f),  und  nunderjahriger  Per- 
sonen (lG37g  und  h).  Den  Bestimmungen  des  Arbeitsvertragsgesetzes  unter- 
steht jedes  Dienstverhältnis,  körperliche  wie  geistige  .\rboit,  z.  B.  auch 
Direktoren  von  Aktiengesell??<'hafton  und  Genossenschaften.  Dienstboten 
sind  ebenfalls  iubegriüen,  nur  richtet  sich  ihr  Lohn  nach  der  Verkehrssitte. 
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Das  Ltthrlrngsweseii  ist  als  öffeatlich-reohtlieheB  Gelnet  aosgesehlossen  und 

wird  in  das  Arbeitegesetz  verwieseu  (s.  Motiven bericht,  Beil.  z.  d.  Verh. 
1903/04  Nr.  137,  4  §  7  S.  13  ff ).  Der  Wirkung  des  Oe-pr/es  sind  ferner 
«ntzogen:  die  Vertrage  zwischen  Keederei  und  Kapitän  und  Mannschaft 
mit  einem  Vorbehalte  (Art.  754  des  Handeisgesetzbuches),  sowie  die  StaatSf , 
Provinsial-f  Gemeinde-^  Polderlkeamten  und  die  Beamten  anderer  öfTent- 
licher  Korporationen,  ausser  wenn  die  Unterstellung  imter  dieses  OesetB 
Tor  dem  Beginn  des  DirnstvorhältuiHse.s  beidseitig  erkl&rt  wordMl  oder 
verordnungsm&ssig  vorgesciirieben  ist  {H)37z). 

5)  Inhalt  des  Arbeitsvertrages.  —  Arbeitsordnung.  Die 
Arbeitsordnung  ist  für  den  Arbeiter  nur  verbindlich,  wenn  er  schriftlich 
seine  Znstimmimg  dam  gegeben  hat  und  daftlr  gesorgt  worden  ist,  dass 
der  Arbeiter  die  Arbeitsordnung  gehörig  hat  einsehen  können  (IGdTj^m). 
—  Lolm  Zahlung.  Bussen  und  Schadenersatz.  Für  die  Berechnung 
des  Greldiohnes  gilt  der  Tag  zu  zehn  Stunden,  die  Woche  zu  sechs  Tagen, 
der  Monat  zu  25  Tagen,  das  Jahr  zu  300  Tagen.  Bei  Stficklohu  wird  der 
Lohn  pro  Tag  nadi  dem  Dorohschnittslohn  der  leisten  dreissig  Tage  oder 
nach  dem  Taglohn  für  Arbeit,  die  der  zu  löhnenden  Arbeit  am  ähnlichsten 
ist,  berechnet  (1637o).  l^'ir  Arbpi»^er.  -He  mit  dem  Arbeitgeber  nicht  in 
häuslicher  Gemeinschaft  leben,  aind  folgende  Lohnarteu  anerkannt:  Geld; 
Nahrongsmittel,  Beleachtungs-  and  HeizuugsmateriaUen ;  Dienstkleidung; 
«ine  gewisse  Menge  der  Erzeugnisse  oder  Rohstoffe  des  Betriebs  mit  Aus- 
schluss alkoholischer  Getränke;  freie  Wohnung,  Land,  Weide,  Stallung; 
Verrichtung  gewisser  Arbeiten  durch  don  Arbeitgebor ;  Unterweisung  des 
Arbeiters  (^1637p).  Wird  in  unstatthafter  Löhnung  bezahlt,  so  muss  als 
Bnsse  der  fünffache  Betrag  in  Geld  ausbezahlt  werden,  jedoch  nicht  mehr 
als  IVt  des  ortsafailichen  Lohnes  (1687r).  Jede  Abmachnng,  durch  welohe 
ein  Zwang  auf  die  Verwendung  des  Lohnes  ausgeübt  würde,  ist  unstatt- 
haft und  nichtig:  ausgenommen  sind  jedoch  der  Zwang  zum  Beitritt  zu 
einer  Kasse  oder  zur  Einzahlung  eines  bestimmten  Teils  des  Lohnes  minder- 
jähriger Arbeiter  in  die  Bei(£sposteparfcasse  (16878).  AnsflOhrliGhe  Be- 
stimmungen regeln  Zeit,  Form,  Ort  und  Hohe  der  Lohnsahlong  (1638e, 
1638h — q),  sowie  das  Abrechnungs-  und  Bussenwesen  (1638r,  s,  1637u  und  v). 
Jede  Partei  hat  das  Recht,  für  Schaden  einen  Schadenersatz  richterlich 
feststellen  zu  lassen  (1637w).  Ebenso  besteht  ein  Schadenersatzanspruch 
bei  nnreditmissiger  Beendigung  des  DienstverhflltniBses  (1639o,  r,  ä,  t; 
D.B.G.B.  628;  8.0Jt.  346).  Sonstige  Pflichten  der  Parteien. 
Der  Arbeitgeber  ist  ausser  zur  Lohnzahlung  zu  folgenden  Verpflichtungen 
angehalten.  Er  hat  den  mit  ihm  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebenden  Ar- 
beitern Kuhepausen  und  Zeit  zum  Besuch  des  Gottesdienstes,  minderjährigen 
Arbeitern  Zeit  anm  Besuch  des  Beligions-,  Fach-  and  Fortbildnngsonter- 
richts  zu  gewähren.  Im  allg«neinen  hat  er  die  Sonntagmihe  einsahalten 
(1638\v),  seine  Arbeitsstätten  und  Gerätschaften  zweckmässig  gegen 
iahren  einzurichten  (163Rx  ;  D.B.G.B.  61H ),  die  Krankenpflege  des  Arbeiters 
bis  zu  sechs  Wochen  zu  übernehmen,  davon  vier  Wochen  unentgeltlich 
(1648y;  D.B.O.B.  617)  and  dem  Arbeiter  ein  Zengnis  anssustellen  (1688aa; 
D.B.G.B.  630).  Der  Arbeiter  ist  yerpflichtet,  seine  Arbeit  nach  bestem 
Können  (1639)  und  in  Person  flOBDft:  D.B.G.B.  613;  SO.Vx.  339;  m  ver- 
richten. Der  mit  dem  Arbeitgeber  in  hjlusü'-hor  Gemeinschaft  lebende  Ar- 
beiter hat  sich  der  Hausordnung  zu  unterziehen  (1639c). 

^beitevertrag,  Taiifvertrage  s.  sadi  Intenaft.  AifasHewehnts  Neoe  Hebriden 
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8.  Oeffentliche  und  Submissionsarbeiten. 

CS.  Allsem.  Arbeit^rochutz  Nr.  6  Lohnahlnag  Huiitoba  8.  XLIII,  Nr.  & 
Gewerbe-  und  Werkttittenhygiene  Wi^  S.  XLIII.) 

9.  Wohntmgsftlrsorg«.  Der  kgl.  preiiBsiscbeii  Staats« 
regienmg  ist  durch  Gesetz  vom  12.  August  1907  (Bull.  Bd.  VI  S.  422  Nr.  1> 

ein  "weiterer  Betrag  von  15  Mill.  M.  aus  Staatsmitteln  zur  Verbesserung 
der  Wohiinnj^sverhsltnisse  von  Staatsarbeitern  und  gerinf^  besoldeten 
Staatflbeamieu  zur  Verfügung  gestellt  worden.  (Vgl.  die  analogen  Gesetze 
frttherer  Jahre:  Boll.  Bd.  I  8.  XIV  und  247,  Bd.  II  6.  XXXI  nnd  282, 
Bd.  m  8.  XXVm  und  260^  Bd.  IV  8.  XXXI  und  190.) 

10.  Ein  -  und  Auswandorun«;. 

(&  mek  Internat.  Arbetterachutz  Nene  Hebriden  8.  XXXIX.) 

IL  BeiTifUoher  AxbeitersohntB. 

1.  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinen wes en.  Eine  Verfügung 
des  fransdsischen  Uinisters  der  Offentlidkoi  Arbeiten  yom  15.  Apiü 
1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  444  Nr.  8)  enthilt  Vorschriften  betr.  Rettongs- 

VOrri(litui!L"^ii  in  Borgwerken. 

Ein  franzüö  iscLes  Gesetz  vom  23.  Juli  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI 
S.  öül  Nr.  18)  ändert  den  duich  das  Gesetz  vom  27.  April  1880  abge- 
änderten Art  60  des  Gesetses  vom  21.  April  1810  (Chailley-Bert  et 
Fontaine,  Lois  sociales,  nouy.  tir.  p.  227)  durch  die  Einführung  des  Wortes 
„et  l'hygi^ne"  ab,  so  dass  nicht  nur  die  Sicherheit,  sondern  auch  die 
Gesundheit  der  Bergarbeiter  künftig  der  Verwaltung  empfohlen  sind. 
Dieser  Erweiterung  entsprechend  nimmt  das  Gesetz  im  Art.  1  Abs.  1  des 
Gesetses  vom  8.  Jnli  1890  betr.  die  Bergarbeiterdelegierten  (a.  a.  O.  p.  112} 
dieselbe  Einfbgnng  vor  und  verpflichtet  somit  diese  Delegierten  zur 
üeberwachung  der  Gesundheitsverhältnisse  in  den  Bergwerken.  —  Ein 
Kuudschreihen  des  Ministers  der  ?)ffentlichen  Arbeiten  vom  31.  Juli  1907 
(Text  Bull.  Bd.  VI  S.  451  Nr.  14}  erläutert  das  Gesetz  vom  23.  Juli  und 
kflndet  die  lünaetsimg  einer  beratenden  Hygienekommission  itlr  die  Montan- 
industrie mit  Sitz  in  Paris  an. 

In  Russland  sind  durch  Verfügung  vom  19.  April/2.  Mai  1906 
(Text  Bull.  Bd.  VI  S.  495  Nr.  1)  Schutzvorschriften  für  Zinkhüttenarbeiter 
erlassen  worden.  Damach  ist  jeder  Arbeiter  vor  seiner  Anstellung  und 
sodann  wenigstens  einmal  im  Jahre  von  einem  Ante  sn  nntersnehen  nnd 
der  Befund  des  Arztes  xn  registrieren  ;  Arbeiter,  die  Anzeichen  der  Berufs- 
krankheit aufweisen,  sind  bis  zu  ilirer  Herstellung  der  Arbeit  zu  entheben. 
Frauen  dürfen  nicht  an  Zinköfen  beschäftigt  werden.  Schwächliche  Personen 
und  Kinder  nnter  16  Jahren  dürfen  nicht  zur  Arbeit  an  Zinköfen,  zum 
Schlaoken-  und  Asohentransport  nnd  su  Hantierangen  mit  Nebenprodukten 
aus  Zinlcrückständen  verwendet  werden.  Die  Betriebsleitung  hat  fUr 
Trinkwasser,  Ankleide-  und  Waschräume  und  für  die  Beobachtung  der 
Beinlichkeitsvorschriiten  zu  sorgen. 

Eine  weitere  rnssische  Verfügung  vom  19.  Jnni/2.  Jnli  1906  (Text 
BulL  £d.  VI  6.  496  Nr.  2)  eigftnat  die  bestehenden  Bestimmungen  über 
die  Zusammensetsmig  nnd  Ausrüstung  der  Bettungsartele  in  Xohlen*  nnd 
Erzgruben.] 

2.  Metallverarbeitung. 

(8.  AUgem.  ArbeiterBchntz  Nr.  5  Gewerbe-  und  iWerkstättcnhygiene  Dänemark 
B>  XLTIL) 
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3.  Chemische  und  gesundheitsgeffthrliche  Industrien. 
Im  Deutscheu  Reiche  sind  an  Stelle  der  durch  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  2.  Febrnar  1897  (Reich!?geMetzbl.  S.  11)  verkündeten 
Vorschrilteu  über  die  Einrichtung  und  den  Butriob  von  Anlagen  zur 
Heratellnng  von  Alkaliohromatan  am  16.  Mai  1906  neu«  Vonchriften  be- 
kannt geniAcht  worden  (Text  BnlL  Bd.  VI  S.  419  Nr.  1),  deren  kleine 
Aenderungen  in  einem  preussischen  Ministerialerlass  vom  26,  Juni  1907 
(Text  Bull.  Bd.  VI  S.  26  Nr.  10)  erläutert  worden  sind. 

(Chemische  und  gesundheiUgefahriiche  Industnea,  b.  auch  Internat  Arbeiter- 
echntc  LazembniK  &  XL,  Bohwdz  B.  XL.) 

4.  Textilindustrie.  Vergiffcongen  beimEnflplen  geftrbtar  Gerne  ' 
heben  in  Oesterreich  zum  Erlass  einer  Verordnung  Ober  die  Verwendung 

von  Farben  und  gesundheitsschädlichen  Stoffen  bei  Erzeugnncj  von  Lebens- 
mitteln und  Gebrauchsgegenständen  vom  17.  Juli  1906  (Auszug  Bull.  Bd.  V 
S.  388  Nr.  3),  in  Preassen  m  Untersnehnngen  Aber  die  Bleivergiftungen  der 
ErenseDknttpferinnen,  yom  36.  April  1907  (Text  Ball.  Bd.  VI  S.  24  Nr.  6) 
gefllhrt.  In  Grossbritannien  sind  diese  gef^rlichen  Verrichtungen 
durch  Vorschriften  vom  6.  August  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  453  Nr.  1), 
die  der  Staatesekretär  kraft  der  ihm  durch  Art.  79  des  Fabrik-  und 
Werkstettgesetzes  von  1901  (Anssng  Bnll.  Bd.  I  8.  30)  erlassen  hat,  ge- 
regelt wonien.  Diese  Vorschriften  sind  gewerbehygienisdier  Natur,  sie 
▼erbieten  die  Verwendung  von  Personen  im  Alter  von  weniger  als  1 6  Jahren. 

Art.  79  des  britischen  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  von  1901 
(Aussug  Boll.  Bd.  I  S.  30)  erm&chtigt  den  Staatssekretär  zum  Erlass  von 
Schutevorschriften  betr.  Venicblnngen,  welche  dem  I^ben  od«r  der  Qe- 
sondheit  beschäftigter  Personen  schädlich  .^ünd.  Auf  Grund  dieser  Sr> 
niäcbtigung  sind  am  28.  August  hygieniHche  Vorschriften  für  das  Spinnen 
und  Weben  von  Hanf,  Jute  oder  Hanfwertr  mid  Jntewerg  erlassen  worden 
(Text  Bull.  Bd.  VI  S.  4öö  Nr.  2),  die  den  Voröcbriften  betr.  das  Spinnen 
und  Weben  von  Flaehs  vom  26.  Pebrosr  1906  (Text  Bnll.  Bd.  V  S.  176) 
Sbnlidi  sind. 

6.  Lederindustrie. 

(Blehe  AH«.  ArbdtMRBcbnts  Nr.  5  Gewerbe-  nnd  Weikstitteiibygiaie  Dincmerk 

a  xLin.) 

6.  Industrie  der  Nahrungs-  und  0 enussmittel. 

(a  Allg.  Arbeltarsdmts  Nr.  2  IVsnflOBclants  GroaBbritsonien  &  XL,  Nr.  4 
SoDutagsruhe  Preus-'-on  S.  lÄ,  TeMin  &  LH,  Nr.  5  Gewerbe-  and  WeriEBtittenlmriene 
Dänemark  8.  XLIIT.) 

7.  Polygraphische  Gewerbe. 

a  xijn^)'^'  ArbeitecMliats  Nr.  5  Gemrbe-  nnd  Werbtf ttenhjrglflDe  Dinenurk 

8.  Handelsgeworb e. 

(&  AUg.  Arbettenchats  Nr.  4  Sonntagsruhe  Freussen  &  LI,  Belgien  &  LI, 
BenlaDd  B.  LH.) 

9.  Verkehrsgewerbe.  Ein  nie d erlftndiselier  Erlass  yom 
89.  Jnni  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  8.  469  Nr.  8)  ergftnst  die  bestehenden 

Vorschriften  für  den  Eisenbahndienst  dahin,  dass  den  Beamten  nnd  An- 
gestellten, denen  von  der  Verwaltung  gekündigt  wird,  eine  nach  Billigkeit 
zu  bemessende  Abfindungssumme  zu  entrichten  ist;  ausserdem  ist  Be- 
rufung an  das  aastftndige  Schiedsgericht  statthaft. 
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TTT  ArbeiUiverwaltuDg. 

Im  Erläse  vom  20.  Juni  19<)7  {Iiiei  Bull.  Bd.  VI  S.  439  Nr.  1> 
wird  ein  Reglement  für  die  Tätigkeit  der  spanischen  Lokalausschüsse 
für  Sodalreformen  anfgestellt.  Die  wichtigsten  Aufgaben  dieser  Aus- 
Schüsse  sind  monatliche  Sitzungen  nnd  Berichterstattini<:  au  dus  Institut 
für  Sozialrefnrmen  (Iber  die  Rf^st^pllnnj?  von  Fabrik-  und  Gewerboaufsichtg- 
beamten,  die  Ergebnisse  der  Inspektion,  die  verhängten  Geldstrafen,  die 
zur  Durchftlhrung  der  Arbeitsgeseize  erforderlichen  Massregeln. 

Ein  weiterer  spanischer  Srlass  von  26.  September  1907  (Titel 
«  Bull.  Bd.  VI  8.  443  Nr.  8)  schafft  gewisse  Erleichterungen  für  die  Er> 
ricbtnn^  und  Erneuerung:  der  Lokalaoseohttsse  für  Sozialreformen  (Jnntaa 
localeci  de  Ivetormas  Bociales). 

Ein  fransösischer  Ministerialerlass  vom  14.  Februar  1907  (Titel 
Boll.  Bd.  VI  S.  448  Nr.  1)  macht  darauf  aufinerksam«  dass  ebenso,  wi» 
stidtisdhe  Zuschüsse  lant  Handschreiben  vom  10.  Oktober  1901  (Text  Bull, 
d^  ] 'Office  du  tiavail,  l-i^  ann^e  p.  712)  den  Arbeitsbörsen  nur  fftr  be- 
stimmte Zwecke  und  mit  der  VerpÜichtung  zur  Rechnungslegung  gewährt 
werden,  auch  ZuschUsae  aus  Departementamitteln  vtm  der  Eilülung  dieser 
beiden  Bedingungen  abhangig  zu  machen  sind. 

In  Frankreich  ist  der  höhere  Arbeitsrat  durch  Erlass  vom  14.  MSxz 
1903  (Text  ßull.  Bd.  IT  S.  168)  und  durch  die  Abandeninfrserlasse  vom 
27.  Januar  1904  (Auszug  Bull.  Bd.  III  S.  38  Nr.  3)  und  vom  4.  August 
1901  (Text  BqD.  Bd.  HE  8.  827  Nr.  5)  reorganisiert  worden.  Diese  Er- 
lasse bestammen  unter  an  denn  die  Zu8ammen8etzun<;  dt^s  Beirates  und 
geben  den  Arbeiterproduktiony^enossenpolmften  das  Recht  auf  einon  Ver- 
treter, der  bisher  von  der  beratenden  Kammer  der  Arbeiiei  Produktions- 
genossenschaften (Chambre  consultative  des  Association»  ouvrieres  de  pro- 
daction)  gewählt  wurde,  da  keine  andere  bedeutende  Vereinigung  solcher 
Arbeiter  existierte.  Auch  heute  ist  die  Cfliambre  cr  nsnlrative  noch  die 
wichtii^i^to  Yereinif^unt?,  doch  könnte  man,  8a<rt  der  Bericht  an  den  Präsi- 
denten der  Republik  (Bull,  de  rOftire  dn  Tiavail,  14«  annee  p.  708j  nicht 
ohne  Ungerechtigkeit  die  zahlreichen  Arbeitervereinigungeu,  welche  der 
Chambre  consultative  nicht  angehören,  von  der  Mitbestimmung  des  Ver- 
trete^rH  im  höheren  Arbeitt^beirate  ausSoUiessen.  Da  aber  ino  gesetzliche 
Definition  der  Arbeiterproduktionsgenopsen^^rliMfren  nicht  existiert,  über- 
l&sst  der  Erlaus  vom  24.  Mai  1907  (Text  iiull.  Bd.  VI  S.  447  Nr.  8) 
einer  ministeriellen  Verfügung  die  Aufgabe,  zu^amnien  mit  der  st&ndigen 
Kommission  des  hohermoi  Arbrntsbeirates  die  Bedingungen  festzusetzen,  unter 
denen  die  vernchiedenen  Gtonossenschaften  an  der  Wahl  teilnehmen  dürfen. 

Durch  P:rla3s  vom  11.  Februar  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  R.  4G7  Nr.  2) 
wird  zur  Durchführuu^r  des  Damjifkraftge*iet/'.rs  eine  Xeueinteiluug  des 
Gebietes  der  Niederlande  in  7  Inspektion^kreise  vorgenommen. 

Ein  niederländischer  Erlass  vom  28.  Februar  1907  (Titel  Bull. 
Bd.  VI  8.  468  Nr.  8)  erm&chtigt  den  Vorsitzenden  der  in  Art.  35  des- 
"Wohnungsgesetres  aufgeftihrten  Reichskommi.ssion,  durch  den  Kommissions- 
sekret&r  örtli(lie  llntersucimngen  vornehmen  zu  läppen. 

Für  die  gemäss  der  niederländischen  Bergordnuug  von  19()ft 
(s.  Bull.  Bd.  V.  8.  668)  vominehmende  Wahl  von  ArbeiterausschUssen  ist 
am  80.  Hai  1907  (Titel  BuU.  Bd.  VI  8.  469  Nr.  7)  ein  Reglement  ev^ 
lassen  worden. 
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Gemifis  Art  6  des  franzGaisolieii  Gesetsee  yom  8.  Juli  1890  über- 
die  Bergarbeiterdelegierten  in  seiner  durch  Gesets  vom  9.  Mai  1905  (Text 
Bull.  Bd.  IV  S.  201  Nr.  1)  abgeftnderten  Fassung  wird  bestimmt,  dass  die 
gewählten  Delepier+en,  falls  sie  ein  Monatsgehalt,  das  einem  Lohne  flir 
20  Arbeitstage  entspricht,  beziehen,  nicht  gleichzeitig  Verkäufer  sein  dürf  en. 
Laut  Schreiben  des  ArbeitsmiaistaFS  Tom  18.  Mftrz  1907  (Text  BolL  Bd.  VI 
8.  444  Nr.  2)  ist  b«i  Anwendung  dieser  Bestimmung  des  genannten 
Art.  6  in  Fällen,  in  denen  die  Frau,  ein  Kind  oder  ein  naher  Verwandter 
eines  Arbeiterdelegierten  oino  Rchankstelle  hat,  dieser  selbst  als  Verkäufer 
anzusehen,  sofern  er  nicht  an  einem  anderen  Orte  wohnt  oder  am  Betriebe 
keinen  AnteU  nimmt. 

(Ärbeitsfennütang  •.  andi  BBrnfUclMr  Arbeifandmte  Nr.  1  BencbMi  Ftuk-. 
Kkh  8.  U) 

IV.  ArbeftsUMOiflliKnge. 

Gemftm  Bnndsdireiben  des  fransösiscben  Jnstisminiflters  vom 
25.  April  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  446  Nr.  6)  sind  wandernde,  be- 
schäftigungsuchende Arbeiter,  welche  Inhaber  von  Wegzeliruugsböciieni. 

der  Arbeiter^^erbände  sind,  nicht  als  Landstreicher  zu  beliandoln. 

Auf  Grund  dea  französischen  Erlasses  vom  9.  .September  1906, 
betr.  die  Subventionierung  der  Arbeitslosenkastieu  ^Text  Bull.  Bd.  V  8.  15 
Nr.  1),  der  dnrcih  die  Iirlasse  vom  20.  April  (Text  Bnll.  Bd.  V  8.  174 
Nr.  31  und  vom  31.  De»ember  1906  (Text  Bnll.  Bd.  V  4^57  Xr.  25)  ab- 
geändert worden  Ist,  wetzt  ein  Erlass  vom  30.  Juni  19('>7  Titel  Bull.  Bd.  VT 
ö.  448  Nr.  9)  die  für  das  zweite  Halbjahr  1906  zu  entrichtenden  Sub- 
ventionen auf  16  Proz.  der  von  den  Kassen  bezahlten  Unterstützungen 
und  auf  24  Pros,  ftlr  solche  Kaseen  fest^  welche  in  mindestens  drei  De- 
partementen wirbnon  sind  und  wenigirtaiB  1000  Aktivmitglieder  haben. 
Diese  Prozente  sind  das  Maximum,  dn^  nach  Art.  12  des  genannten  Er- 
lasses vom  9.  Sept.  gewährt  werden  darf. 

V.  Enqueten. 

Zur  Ergänzung  der  im  Herbst  1905  vom  Kaiserlich  Deutschen 
Statistischen  Amte  veranstalteten  Umfragen  Über  die  Arbeitszeit  der 
in  Waseh>  imd  Pl&ttanstalten  beschftftigten  Personen  hat  der  Beirat  fttr 

Arbeiter  Statistik  vom  24.  bis  26.  Juni  1907  über  die  Arbeitszeit  in  den 
nicht  als  Fabriken  oder  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  anzusehenden  Platt- 
und  Waschanstalten  AusJsunftspersonen  vernommen  (Drucksachen,  Ver- 
handlnngen  Nr,  18a).  Vom  11.  1^  14.  Dezember  1907  wurde  der  Berieht 
des  Anssohnsses  fiber  die  Ergebnisse  dieser  Erhebung  und  der  Bericht 
über  die  Ergänzungen  der  Erhebung  betr.  die  Arbeitszeit  im  Binnen- 
Bcbiffahrtsgewerbe  (Druckpachen,  Erhebungen  Nr.  7)  erstattet,  auch  wurden 
Auskunftapersonen  aus  diesem  Gewerbe  vemonuuen  (Drucksachen,  Ver- 
handlungen Nr.  19). 

Zui  Vorbereitung  der  Beform  der  geltenden  Vorschriften  bezüglich 
der  Kinderarbeit  hat  das  Österreichische  Handelsministerium  im  Ein- 
vernehmen mit  den  anderen  beteiligte!!  ^Ministerien  eine  Erhebung  ttber 
die  Verhältnisse  bei  der  Verwendung  von  Kindern  zu  Arbeiten  aller  Art 
eingeleitete  Mit  der  Vornahme  dieser  Erhebung  wnrde  das  Arbeitsstatistische 
Amt  im  Handelsministerinm  betraut  (6os.  JEtondschaa,  Vlll.  Jg.  II.  Bd.  S.  896). . 
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Art.  6  und  12  des  spanischen  OesotiM  vom  18.  Min  1900^ 
Kinder-  und  Frauenarbeit  betreffend,  lauten: 

«Art.  öb  Mindfiqihrigen  im  Aitor  Too  10  tri«  16  Jahna  ist  tmtecMigl: 

1)  jede  Arbeit  unter  Tage, 

2)  j(Hle  Arbf  it  in  R*  trieben  zur  Ver;irl)-  Ifung  und  Behandlung  eut/undhcher 
Stoffe  und  in  den  als  gefährlich  oder  geeundheitaschadlieb  beseichneten  Industciea, 
deren  fUhmen  dfo  Eefcierung  nach  (»rfoigter  gutachlUolier  AeuMenn^  der  Lolnl-  tind 

P^[>viaziaIaasschü^<^^  ;uif  dem  Verordnung-^ wr  iro  ziehen  wird, 

3)  die  Reinigung  von  Motoren  und  Trau^niiasionen,  wäturend  die  Maschinen  im 
Gange  sind. 

Art.  12.  Die  Regierung  wird  nafb  Anhören  deß  Gefundhoitsrates  und  der 
Froviozialauiischügäe  und  nach  Eiuhoiuag  der  erforderlicheo  iniuriuaUoD  alle  luduatrien 
und  Arbeiten  klassieren,  zu  dem  Zweok»,  die  entqaechenden  ArCikal  dieNi  Geaetni 
dieser  Klassierung  anzupassen." 

Auf  Grund  dieser  Artikel  fordert  ein  Rundschreibon  vom  2.  JuH  1907 
(Boll.  BdL  VI  S.  440  JS'r.  8)  die  Provinzial-  und  Loi^alausschUsse  auf, 
durch  VenniUluug  der  ZivügoavenMtiv«  aieli  Uber  die  Qemmdheiteadild- 
lidikflit  und  Qe&hrlichkeit  der  Indastrien,  anf  welolie  der  Abs.  2  dea 
wiedergegebenen  Art.  5  Anwendung  finden  soll,  zu  äussern.  —  Ein  £.und- 
schroibon  vom  2.  Juli  1W7  (Text  Bull.  Bd.  IV  S.  441  Nr.  4)  trifft  Anord- 
nungen für  die  Vornahme  statistischer  Erhebuugen  in  StreikiWen.  —  £in 
Erlaas  vom  13.  Juli  1907  (Text  Boll.  Bd.  VI  S.  443  Nr.  5)  mSUgt  die 
Vornahme  yon  Erhebangen,  auf  Grand  derer  die  Bedeutung  des  Berner 
Abkommens  betr.  Frauennachtarbeit  ^)  beurteilt  werden  soll.  —  Ein  Erlass 
vom  3.  Sept.  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  113  Nr.  7)  fordert  die  Zivil- 
gouverneure zur  Auskunfterteilung  über  folgende  Punkte  auf:  1)  Ort- 
Bdiafben  Ihrer  Provinz,  in  denen  &>anteg8  Markt  gehalten  wird,  mid  Art 
dieser  Kttrkte;  2)  welche  von  diesen  Märkten  sind  althergebradit; 
3(  Permisse,  die  vmh  Regierungs  wegen  in  der  Zeit  zwischen  dem  Monat 
Marz  1904  und  dem  1.  Febr.  1907  zur  Abhaltung  von  Sonntajjsmärkten 
aufgestellt  worden  sind;  Aufl'Uhrung  der  Fälle,  in  denen  zu  Zwecken 
dieser  Brmftchtiguug  eine  Erhebung  vorgenommen  worden  ist. 

Der  britische  Staatssekretär  des  Innern  hat  versdiiedene  Departe- 
mentskommissionen be.stellt,  welche  untersuchen  sollen:   die  geeigneten 

Mittel,  nm  Arbeitern  der  Eisen-  und  .Stahlindustrie,  die  nach  dem  Gewicht 
be/.iihlt  werden,  eine  Koutrolle  der  iiichtigkeit  ihrer  Löhne  zn  sichern 
(^Lab.  Gaz.  1907  S.  154;,  die  besten  Mittel,  um  diejenigen  Personen,  welche 
in  Kalk-  und  Zementwerken  und  I[alkbrttchen  beschiftigt  and  nadi  Mass 
und  Gewicht  bezahlt  werden,  eine  Kontrolle  ihrer  Löhne  zu  ermöglichen 
(Lab.  Gaz.  liK)7  S.  281),  die  künstliche  Feuchtigkeit  in  Baumwollwebereien 
(Lab.  Gaz.  1907  S.  381).  —  Die  Departementskommission,  welche  die 
Ventilation  in  Fabriken  und  Werkstätten  zu  untersuchen  hatte,  hat  einen 
sweiten  Bericht  erstattet  (Lab.  Gas.  1907  S.  217).  —  Das  Unterhaus  hat 
eine  Kommission  bestellt  „zur  Untersuchung  der  Arbeitsbedingungen  in 
Berufen,  in  welchen  Heimarbeit  vArlierrncht ,  und  der  Vorschläge  (ein- 
schliesslich der  Errichtung  von  Lohnämiern  und  der  Konze^sionierung  der 
Arbeitsstätten)  zur  Abhilfe  der  bestehenden  Missbräuche'-  (Bull.  Bd.  VI 
8.  S48  Nr.  18). 


1)  BoU.  Bd.  V  8.  256. 


Digitized  by  Google 


Bd.  VI,  No,  12,  1907. 


Bulletin 


laternationalen  Arbeitsamtes. 


Arbeitenohnts. 

Nationaler  Arbeiterschatz« 

I.  AUgemflinar  ^bflitenaluila. 

1.  Kinder-  und  JagendliohengcIiiitB. 

{'^.  ADg.  ArbeiteTBchutz  Nr.  -2  Frauengchutz  Itali«n  8.  LV,  Nr.  3  Boiultf(pniil» 

md  Saui-^tagnachmittag  GroBsbniannicn  S.  LV.) 

2.  Frauenschutz.  In  Italien  sind  die  Gesetze  über  Frauen-  nnd 

Einderarbeit  vom  19.  Juni  1902  (Text  Bull.  Bd.  I  S.  548  l^r.  1)  und 

▼mn  7.  JnU  1907  (Ttxt  Boll  Bd.       8.  392  Nr.  2)  durah  Gesets  Tom 

10.  Novemher  1907  (Text  Boll.  Bd.  VI  8.  646  Nr.  1)  ko»«olidi«rt  worden. 

iFranenPchutz  8.  auch  Allg.  ÄrbcittfiohntB  Nr.  3  SomitagiHndM  und  Stinttag^ 
nachmittag  Groeabritannien  8.  ITV.} 

8.  Sonntagsruhe  und  Samstagnachmittag.     Art.  3  us 

französischen  Rnhetaggesetzes  vom  13.  Juli  1906  (Bull.  Bd.  V  S.  171 
Nr.  3)  nennt  unter  den  Betrieben,  welche  die  Ruhezeit  in  Schicliteu  ge- 
währen dürfen,  „10.  Gewerbe  zur  Verarbeitung  von  Stoffen,  die  schneller 
Vertndening  nnterUegeD,  nnd  11.  Gewerbe,  bei  denen  jede  Arbeftsaitay 
hrechnng  den  Verderb  oder  die  Entwwtnng  des  in  Herstdlung  befindlichen 
Prof^nlftA'^  verursachen  würde",  unH  vprs-ytrirht  den  Erlasa  eines  Vorwaltnnofg- 
regiements  zur  Bezeichnung  dieser  Gewerbe  üowie  weiterer  Betriebskate- 
gorien, welche  von  dem  Rechte,  die  wöchentliche  Bnhez^t  in  Schichten 
m  gewahren,  Gebraneh  machen  dttrfen.  Bin  solches  Beg^ement  ist  mittels 
Erlaus  des  Arbeitsministers  vom  14.  August  1907  (der  im  n&chsten  H^lbe 
des  Bull,  abgedruckt  wird)  ergangen  nnd  durch  ein  Rundschreiben  vom 
9.  September  1907  (Bull.  Bd.  TT  S.  640  Nr.  1)  erl&utert  worden. 

In  Grossbritannien  hat  gemäss  Artt.  26  und  27  des  Fabrik-  und 
WerkstattgesetMS  von  1901  (Anamg  Boll.  Bd.  I  S.  80}  die  Arbeit  der 
Kinder,  JngendHohen  nnd  Eranen  in  Nicbtlextilfabriken  nnd  Werkstatten 
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SftuuitAg  nachmittags  früher  als  an  anderen  Werktagen  xn  enden*  Wird 

aber  :^'ir  Zufriedenheit  des  Staatssekretärs  iiarbire wiesen,  dass  die  Ifflancen 
oder  die  Erfordernisse  eines  Gewerbes,  waä  den  Arbeitsäckiuiis  augelit, 
den  ErsatE  des  Samstags  dardi  «inen  enderen  Woohentag  erheischen,  so 
darf  der  Staatasekretlr  durch  Brlass  eine  solche  Sabstitntion  ala  beB<mdere 
Ausnahme  gestatten.  Von  dieser  Befugnis  hat  der  Staatssekret&r  in  einem 
ErU"!^  vom  26  Dezember  1901  (BulL  Bd.  VI  8.  644  Nr.  2)  fttr  ver- 
schiedene  Betriebe  Gebrauch  gemacht. 

4  Gewerbe-  and  Werkstlttenhygiene  nnd  Unfallyer- 

Itütung. 

(S.  ßernfl.  Arbeiter^chutz  Nr.  1  ßergbaa,  Hütt««-  und  SalinaawaNn  f^MlknidL 
8.  LVI,  Nr.  5  Polygraphische  Gewerbe  Dänemark  S.  LVIl.) 

6.  Lohnzahlung  und  Lohnschutz.  Die  Bestimmungen  des 
Art.  11 G  des  britischen  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  von  1901  (Aus- 
zug Bull.  Bd.  I  8.  30),  welche  Stückarbeiten!  die  Möglichkeit  geben  sollen, 
dnroh  Bekanntgabe  des  LobasatBes  den  ihnen  xostehenden  Lohnverdienst 
ansmrechnen  (Particulars  clause),  kann  der  Staatssekret&r  mit  den  ihm 
angezeigt  erhscheinenden  Abändornngen  auf  Nicbttextilfabriken  und  auf 
Werkstätten  jeder  Art  ausdehnen.  Durch  Eriass  vom  28.  September  1907 
(BulL  Bd.  VI  S.  643  Nr.  1)  hat  er  für  Fabriken  und  Werkstätten,  in 
denen  das  IGsehen,  Gieaaen  oder  Verarbeiten  von  Meeeing  oder  Mes^oig* 
wäre  betrieben  wird,  r<m  dieser  Befbgnie  Qebranoib  gemadit 

6.  Arbeitsnacliweis.  Eine  Österreichische  Mmistenalver- 
ordnong  vom  6.  August  1907  (Titel  BolL  Bd.  VI  S.  689  Nr.  1)  regelt 
die  JPohrung  der  Bttdier  in  Dienst-  nnd  SteUenTermitttungsbureaiia. 

Zar  AusAibning  des  norwegischen  Geeetses  betr.  Staats-  nnd 

Kommunalbeitr&ge  zu  den  Arbeitsloaenkassen  vom  12.  Juni  1906  (Text 
BuH.  Bd.  V  8.  179)  hat  das  Handels-  und  ludustriedepartement  am 
5.  Juli  1907  ein  Eeglement  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  661  Nr.  1)  erlassen, 
daa  die  Verwaltang  nnd  den  Betrieb  der  Offeatlidien  Arbeitsnadiwaiae 
regelt. 

(Arbeitanachweis  s.  andi  Allg.  AilMlt«scbitB  Nr.  7  ESn*  und  Ansmadenuiff 

Oesterreich  8.  LVI.) 

7.  Ein-  und  Auswanderung.  Durch  Eriass  vom  80.  November 
1907  (Bull.  Bd.  VI  S.  639  Nr.  2)  sucht  das  österreichische 
Ministerium  des  Innern  den  aus  Amerika  zurtickstrümeuden  Auswanderern 
Arbeit  m  veradiaffiBn. 


IL  Berufliober  Adbeitecsohata. 

1.  Bergbau,  Hütten-  und  Salinen wesen.  Der  franztf« 
sische  Conseil  g4nf  ral  des  Mines  hatte  in  einer  Sitzung  vom  Xovember 
1906  die  Vornahme  einer  Erhebung  über  die  Verwendung  offener  Lampen 
in  Bergwerken  mit  brennbaren  Stoffen  für  ratsam  gefunden  und  gemftss 
dieeem  Bat  iat  doreh  Ministeriabnndsdireiben  vom  24.  Janoar  eine 
aolehe  Brhebnng  Teranlaast  worden.    Als  deren  Ergebnis  hat  nnn  der 
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Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  darch  Eundschreibttn  yom  21.  Oktobsr 
1907  (Bv.ll  Bd.  VI  S.  642  Nr.  2)  die  VerwendunL'  offoner  Lampen  in 
allen  Gruben  mit  Brennstoffen  verboten  nnd  das  iur  Explosiv.stoife  in 
Schlagwettergruben  vorgesehene  Kegiuic  uaf  solche  Gruben  ausgedehnt. 

Damit  die  französischen  Bergarbeiterdelegierteu  bei  Unfällen  die 
ihnen  durch  das  G«MtK  ▼om  8.  Juli  1890  liberwiesenen  Peststeliungen 
vornehmeii  kOnntti,  haben  die  Bergwerksnnteniebmer  bmt  Idusteriahimd- 
schreiben  vom  11.  Juli  1899  diesen  Delegierten  jeden  Unfall  aiiBiizeigen, 
der  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  wenigstens  20  Tajren  verurpacht  hat. 
Unterlassungen  öolcber  Anzeigen  wegen  vermeintlicher  kürzerer  Arbeits- 
nnfkhigkeit  haben  ein  Bimdachreiben  vom  22.  Oktober  1907  (Bull.  Bd.  VI 
S.  642  Nr.  8)  yeranlaaet^  demzufolge  s&mtliche  ünfiUle,  Aber  deren  Folgen 
hinsichtlich  d«r  Dauer  ein  Zweifel  besteht,  ansoMigen  sind. 

2.  Metallverarbeitung. 

(8.  AUgem.  ArbetterBchntz  Nr.  5  Lohnzahlung  und  Lohnschutz  Groesbritannien 
&  Lvl.) 

3.  Chemische  und  gesundheitsgef&hrliche  Industrien. 
Durch  belgischen  Brlass  vom  26.  November  1907  (Boll.  Bd.  VI  8.  689 
Nr.  1)  werden  Pbosphorsäure-  ttnd  Phosphatfabriken  in  die  Liste  der  ge- 
fthrhchen,  gesnndheitssohidlichen  oder  Ulatigen  Betriebe  an^genoBunen. 

4.  Bekleidung  und  Beinigung.  In  Grossbritannien  sind 
die  Wftsohereien  dnioh  Ossete  vom  28.  August  1907  (Text  fiull.  Bd.  VI 
S.  1 45  Nr.  21)  unter  gewiss«!  Beschrftnkongen  allen  für  Nicht-Teztüfabrikein 
und  Werkstätten  gültigen  B^timmungen  des  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes 
von  1901  (Auszug  Bul).  Bri  I  s.  30)  unterstellt  worden.  Infolgedessen 
kann  der  StaatBsekretär  aui  Grund  von  Art.  151  des  Fabrik-  und  Werk- 
stattgesetssa  anoh  in  Wftsdiereien  die  Behandlung  einielner  Betriebs- 
abteilungen als  selbständiger  Betriebe  gestatten,  was  er  unter  gewissen 
Bedingungen  durch  Erlass  vom  26.  Desember  1907  (Tejct  Boll.  Bd.  VI 
8.  645  Nr.  3)  getan  hat. 

6.  Pc  1 V g raphisciie  Gewerbe.  Den  bereits  erlassenen  dani- 
schen Regulativen  (Bull.  Bd.  VI  S.  XLII/XLIII)  zur  Durchführung  des 

Fabrikarbeitsgesetzes  schliesHt  «icli  ein  Regulativ  für  Steindruck-,  Licht- 
druck- und  Reitroduktionsanstalten  vom  31.  Mai  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI 
S.  640  Nr.  1}  an.  Neben  den  üblichen  Vorschriften  über  Grösse,  Ein- 
richtung, Ventilation,  Erwärmung  der  Arbeitsrftnme,  sind  darin  Beetinunungen 
(Iber  die  Aufbewahrung  von  Säuren  nnd  fttsenden,  feuergeiUirlichen  oder 
giftTY'en  Stoffen  und  über  die  Verwendung  von  Respiratoren  beim  Bron- 
zieren  und  ähnlichen  stauberzeugenden  Verrichtungen  enthalten. 
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AsbciteorTOTtiolieniiig» 
1.  Iiitentttt€iia]«  ArfeettomnMemgw 

1.  Durch  Bescklutyä  des  fiuudesrates  vom  4.  Mai  1905  (Amtliche 
Nftchrichten  des  Beichsrersicherangsamtea)  Nr.  5.  Vom  15.  Mti  1906; 
▼ergl.  BnU.  VI  8.  1)  werd«ii  gewisse  BagtimmuTigen  der  Unfall  Ver- 
sicherungsgesetze zugunsten  der  Angehörigen  des  Grossherzogtums 
Luxemburg  ausser  Kraft  gosotzt.  Das  Ruhen  der  Rente  von  Aus- 
Iftadem,  weiche  nicht  im  Inland  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  haben, 
findet  auf  Lossemburger  keine  Anwendung.  Dae  Bentenbemgereeht  ist 
aber  davon  abKftngig,  dass  der  Bentenberechtigte,  solange  er  weder  im 
Gebiete  des  Deutschen  Reiches  noch  innerhalb  des  Grossherzogtums 
Luxemburgs  sich  aufh&lt,  die  vom  ReichsverHicherungsamt  erlassenen  und 
noch  zu  erlassenden  Vorschrifben  befolgt.  Für  Ausl&nder,  die  im  Gross^ 
Iieraogfeiim  Luxemburg  wobnen,  gilt  cUeeee  Land  als  Grenzgebiet,  so  daee 
der  Anspruch  auf  Hinterbliebenenrente  Air  die  Angehörigen  des  Aasländers 
nicht  aufgehoben  wird.  Die  Bestimm  mir ea  dieees  Beechlnases  erhalten 
rtlckwirkeDde  Kraft  vom  15.  April  1903  ab. 

2.  Zwischen  Frankreicb  und  Italien  wurde  eine  am  9.  Juni  1906 
unterzeichnete  Vereinbarung  betr.  Entschädigun  der  Arbpits- 
unf&lle  (vergi.  Bull.  VI  S.  2  und  S.  635 1  getrofleu,  wonach  Arbeiter 
italienischer  Nationalit&t,  welche  bei  Beschäftigung  auf  französischem  Boden 
Unfall  leiden,  in  den  nlmlichen  Kntiwihidignngen  bereehtigt  sind,  wie  sie 
französischen  Arbeitern  gew&hrt  werden  und  umgekehrt.  Die  Betriebs- 
leiter und  Versicherer  jedes  Lande.=i  können  die  Renten-  oder  EnrBchftdi- 
gungsbetrftge,  weiche  sie  zu  entrichten  haben,  bei  der  Konsularbehörde 
des  anderen  Landes  «nsahlen;  diese  Behdrde  hat  sich  die  nötigen  Iden- 
titatHdokumente  zu  besehaffen.  Die  SntsohAdigangsansprQohe  werden 
durch  die  französische  nationale  Altersrentenkasse  resp.  durch  die  ita- 
lienische Nationalunfallversicherungskasse  nach  MaHHjrabe  des  der  vor- 
liegenden Vereinbarung  beigegebenen  Konventionaltarif  sichergestellt. 
Dieser  Tarif  hat  einslnrailen  nur  proviserisdie  Gtaltnng;  er  soll  von  den 
beiden  nationalen  Kassen  aof  Onmd  der  erhaltenen  technischen  Angaben 
nach  Bedarf  revidiert  werden.  Die  Befreiung  von  Gebühren  und  die 
finanziellen  Vorteile,  welche  jedes  der  beiden  nationalon  Gesetze  gew&hrt, 
sollen  für  beide  Länder  Geltung  haben.  Die  Vereinbarung  bleibt  von 
dem  von  beiden  Staaten  festansetsenden  Tage  an  5  Jahre  in  Vjndt  nnd 
wird,  sofern  keiner  der  vertragschliess enden  Teile  vom  Kflndigangareohte 
Geknaooh  maoht,  von  Jahr  sa  Jahr  stillschweigend  verlingert. 

3.  In  gleicher  Weise  ganiessen  luzemburglMhe  Staatsangehtfrige, 

welche  in  Frankreich  von  einem  Arbeitsun&U  betroflfen  werden,  nach  dem 
zwischen  Frankreich  und  Lujcemburjr  abf?:Aschlosgenen  und  am 
27.  Juni  1906  unterzeichneten  Abkommen  über  aie  Entschädigung 
der  Arbaittvnf&lle  (vergL  Boll.  VI  S.  5)  die  gleichen  Entschä- 
digongen  und  Garantien,  wie  sis  dnioh  die  UnfaUversicherongs- 
gesetse  den  fransOsisohen  Staatsangehörigen  gewährt  werden  ond  mnge- 
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kahrt.  Penonen,  w«leh6  nur  yorObergehend  und  weniger  ala  6  Monate 
im  anderen  Staate  arbeiten,  sowie  die  Angestellten  von  Tr&nBportunter- 

nehmangen  werden  nach  den  Gesetzen  des  eigenen  Staates  entschädigt. 
Die  von  der  luxemburgischen  Geaetzyebungr  vorgeseheneu  Befreiungen  von 
Gebühren  etc.  werden  auch  auf  die  zur  l>urchiUhruug  der  französischen 
Oeaetai^biuig  erforderliohan  Bokomente  anegedelmt.  Dieses  Abkommen 
tritt  einen  Monat  nach  erfoJgter  Batifikation  in  Kraft  nnd  ist  jakrlieh 
kttndbar. 

4.  Bndlich  ist  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  and  den  Nieder* 

landen  am  27,  August  1907  ein  Unfallversicherungsvertrag  abgeschlossen 
worden,  der  den  von  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen 
Arbeite^schatz  in  ihrer  dritten  Generalvei-seunmlung  ^)  aufgestellten  Grund- 
aatS|  daaa  ftr  die  Beehtei  weldbe  dem  Arbeiter  xaad  sunoi  Hinterbliebenen 
in  den  Veraieherongs-  und  Haftpflichtgeaetsen  gewftbrt  sind,  keine  Unter- 
scheidung nach  Staatsangehörigkeit,  Wohnort  oder  Aufenthalt  dfr  Be- 
rechtigten stattfinden  und  nur  das  Geseta  des  OrteB|  WO  der  Betrieb  ii^t, 
massgebend  sein  solle,  durchführt. 

Dieser  Qrondaate  liegt  der  dentsehen  ünlkllTenrichemng  ztigronde, 
weldie  gemiae  dem  Territorialprinzip  gmndsfttzlich  nur  die  innerhalb  der 
Äeichsgrenzen  betriebenen  T^nfemohnjen  trifft.  .,S()lcho  inländischen  Unter- 
nehmen brauchen  aber  räurulich  nicht  immer  auf  da^^  Tnlaud  beschränkt 
zu  sein.  Vielmehr  werden  un.selbntändige  in  d&t<  Aunland  übergreifende 
Betriebsteile  (sog.  AnastrahluDgen),  z.  B.  in  der  Regel  Montagen,  yersiche- 
nmgsrechtlich  als  Zubehör  des  deutsdien  Betriebes  angesehen').^' 

Uir.2:pkehrt  werden  Ausstrahlungen  ausländischer  Betriebe  naoh 
Deutschland  vor    ler  deutschen  Unfallversicherung  nicht  erfasst. 

Auch  das  mederlandische  Unfallversicherungsgesetz  vom  2.  Januar 
1901  (Boll  Bd.  I  a  296)  iat  auf  dem  Temtorialprinzip  aufgebaut,  weicht 
mbar  davon  in  Art  9  ab.  Dieaer  Artikel  9  lautet: 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  tinden  auch  Anwendung: 

a)  auf  den  Arln  it  Lu-^bor,  do-F;en  Unternehmen  in  den  Niederlanden  be- 
legen ist,  insoteru  er  seinen  Betneb  im  Auslände  austlbt,  hinsichtlich  der 
Arbeiter,  welche  von  ihm  hierbei  verwendet  werden  and  im  Inlande  ihren 
Wohnaita  haben; 

b)  auf  Arbeiter  der  vorbeaeidmeten  Ar^  welche  einen  Un&U  im  Ana- 
lande  erleiden. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  keine  Anwendung  ; 

1)  auf  den  Arbeitgeber,  welcher  seinen  Betrieb  in  den  Niederlanden 
«oattbt,  aber  deosen  üntemeihmen  im  Auslände  bel^^  ist,  hinsiehtUeh 
dar  Arbeiter,  welche  von  ihm  hierbei  in  den  Niederlanden  verwendet 
werden  und  nicht  in  den  Niederlanden  ihren  Wohnsitz  haben,  falls  in  dem 
Lande,  wo  das  Unternehmen  belegen  ist,  •^ine  Zwangsversicherung  gegen 
ünfälle  besteht,  weiche  keine  Anwendung  auf  Arbeiter  findet,  die  in  den 
Kiederlandan  ihren  Wohnaita  haben  und  für  ein  in  dan  Niederlanden  be- 
lagenea  Unternehmen  in  dam  Iianda  tittg  sind,  wo  daa  aratarwSJmta  Unter- 
nahmen bdagen  ist; 


1)  Baael,  26.  Mi  28.  September  1904.  Sohrifteo  Nr.  3.  Jeo«,  Gortav  Fiecbw,  1906. 
iO  OaakMinfft.  Batdiilif .  IS.  htg^lfw*  L  Sw.  Snidfci.  Nr.  472. 
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2)  auf  Arbeiter,  welche  im  Dienst  des  vorbezeichneten  Arbeitgebers 
dessen  Betrieb  in  den  Niederlanden  ausüben  und  nicht  daselbst  wohnhaft 
sind,  falls  in  dem  Lande,  wo  dat>  Unternehmen  ihres  Arbeitgebers  belegen 
ist,  eine  Zwangsveraiclieriuig  gegen  Unftlle  besteht,  welche  keine  Anweai- 
dung  auf  Arbeiter  findet,  die  in  den  Niederlanden  wohnhaft  sind  und  für 
ein  in  den  Niederlanden  belegenes  Unternehmen  in  dem  Lande  tfttig  sind, 
wo  das  ersterwähnte  Unternehmen  belejren  ist. 

Der  Absatz  a)  dieses  Artikels  i)  betrilit  im  aligemeineu  niederländische 
Ansstrahlnngen  nadi  Dentschland,  die,  als  Ausstrahlungen,  vom  deatsdien 
Gesetz  nicht  erfasst  werden,  wohl  aber  vom  niederländischen,  sofern  näm- 
lieh  die  Arbeiter  iliren  Wolnisitz  in  don  Nioderlaiideu  haben.  Er  betrifft 
aber  nicht  nur  Ausstrablungen,  sondern  auch  solche  Betriebe  im  Ausland, 
deren  Unternehmen  zwar  ihren  Sitz  in  den  Niederlanden  haben,  und  die 
demnach  als  Ansstrahlnng  ansnsehen  w&ren,  aber  ihrem  ümfaags  nach 
ttber  den  Begriff  der  Ansstrahlnng  hinausgehen,  somit  also  als  selbstftn- 
di^re  Betriebe  in  Dentschland  angesehen  ^verden  nnd  vcrsichemngspflichtig 
sind.  Haben  jedoch  die  Arbeiter  solcher  zum  selbstandifjeM  Betrieb  aus- 
gewachsenen niederländischen  Ausstrahlungen  ihren  Wohnsitz  in  den 
Niederlande,  so  sind  sie  Qberdies  noch  nadh  niederliadisehem  Gesets  wa 
versiehem,  so  dass  in  solchen  Fällen  Doppelversich  er  nng  vorliegt. 
Dagegen  sind  die  Arbeiter  von  Betrieben,  die  nicht  ttber  don  Umfang 
einer  Ausstrahlung  hinans::eiien.  demnach  also  vom  deutschen  (tesetz  nicht 
erfasst  werden,  überhaupt  nicht  versichert,  sofern  sie  nicht  ihren 
Wohnsits  in  den  Niederlanden  haben.  ^  Der  Abs.  1  des  genannten 
Art.  9  betrifft  deutsche  Aasstrahlungen  nach  den  Niederlanden:  die  im 
Auslande  wohnenden  Arbeiter  ausländischer  Ausstrahlunf^en  nach  den 
Niederlanden  -werden  vom  nirderlftndischen  Unfanversichorungsgesotz  nicht 
betroffen,  falls  m  den  Niederlaudeu  wohnhafte  Arbeiter  niederländischer 
Ansstrahlnng  nach  dem  Anstände  von  der  Versicherang  dieses  Anslandes 
anch  nicht  erfasst  werden.  Da  aber  das  deutsche  Gesetz  keinerlei  Besag 
auf  den  Wohnort  des  Arbeiters  nimmt,  und  nioderlftndi.sche  Ausstrahlungen, 
sobald  sie  ihrem  Umfange  nach  über  den  Begrill  der  Ausstrahlung  hinaus- 
gehen, wie  ein  selbständiges,  in  Deutschland  betiiebene^  Unternehmen  be- 
hand^t  werden,  so  trifft  lant  einer  ErUftning  von  niederlftndischer  Seit» 
die  in  diesem  Abs.  1  genannte,  die  Gesetzesanwendung  aufhebende  Vor- 
bedingung nicht  zu,  so  dass  also  alle  deutscheu  Ausstrahlungen  sowohl 
in  den  Niederlaudeu  al»  auch  in  Deutschland  versicherungspflichtig  sindf 
also  wieder  Doppel  Versicherung  besteht. 

Infolge  dieser  Doppelversiohenmgen  worden  die  Unternehmer  xnm 
Teil  in  sehr  erheblichem  Umfange  zu  doppelten  Beiträgen  herangezogen, 
was  zu  lebhaften  Kla^jeu  Anlass  gab,  so  dass  der  Abschlnss  eines  Staatn- 
vertrages  angezeigt  erschien,  der  sowohl  die  Doppel  Versicherung  alä  die 
mangelnde  Versicherung,  als  anch  andere  aufgetretene  Unzuträglichkeiten 
beseitigen  sollte.  Ein  solcher  Vertrag  ist  am  27.  Angnst  1907  sn  Berlin 
get^chlossen  (Bull.  Bd.  VI  S.  416  Nr.  2)  und  laut  Bekanntmachung  yom 
1.  Dezember  1907  (Bull.  Bd.  VI  S.  421  Xr.  2)  ratifiziert  worden. 

Dieser  Staatsvertrag  hat  natürlich  die  Verschiedenheiten  in  der  Ue- 
setigebnng  der  beiden  Linder  aieht  beseitigt.  „Wir  können",  sagte  Herr 
ICnisteriatdirektor  Easpar  in  der  Beidistagssitsang  vom  28.  November 
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1907,  „nidit  da)iliiwirk«!ii,  daas  dnroh  diM«n  Veilatic  weitergehende  Be- 
Btiiiiiirangen  der  deatschen  G«setzge1nmg  in  den  Kielerlanden  sn  geeete- 

licher  Geltang  kommen  und  ebensowenig  umgekehrt.  Soweit  es  sich 
uamentlich  um  die  landwirtschaftliche  und  die  Seennfallversichernng 
handelt,  kann  diirch  diesen  Vertrag  natürlich  die  Einführung  in  den 
Niederlanden  nicht  beansprudit  werden.  Wm  die  Frage  betrifft,  wie  es 
in  der  Hinsicht  nach  Abechlnse  dieaee  Vertrages  liegt,  so  ist  durch  die 
Fas^sung  desselben  vorgesehen,  dass,  sobald  in  den  Niederlanden  eine 
landwirrschaftliche  oder  Seeunfallversicherung  eingeführt  wird,  die  gleiche 
Abgrenzung  auch  fiir  dies  Gebiet  der  Arbeiterversicherung  Platz  greift, 
wie  sie  hiar  ftr  die  gewerbliche  Versicherang  eiugeftlhrt  werden  aoU." 

Art.  1  des  Vertrages  legt  allgemein  für  beide  L&nder  das  Tenitorial- 
jirinzip  fest,  so  dass  in  Zukunft  jede  Ausslraliluu^'  als  .selbstäiulif^er  Betrieb 
angesehen  und  behandelt  wird.  Diese»  Prinzip  wird  aber  für  die  fahren- 
den Teile  von  Beförderungsbetrieben  durchbrochen  (Art.  2),  da  diese  Be- 
triebe, t.  B.  Schifiahrtannternehmongen,  mit  ihrem  häufigen  Wechsel  dee 
Verkefara  awiachen  beiden  Lftadern  leichter  nach  dem  stabileren  Sits  der 
Untemehmnnpen  greregelt  werden.  Solche  Betriebe  unter.stehon  also,  anch 
wenn  sie  im  Ausland  tälig  sind,  hinfort  immer  der  Unfallversicherung  des 
eigenen  Landes,  das  ist  desjenigen,  in  dem  das  Unternehmen  seinen  Sitz 
hat  Eine  aweite  DnrchbrediQng  dea  Territorialprinripa  bedentet  die  Be- 
stimmung, dass  Betriebe  jeder  Art  wfthrand  der  ersten  6  Monate  ihrer 
Tätigkeit  hinsiclitlich  derjeni;:.^en  Personrr.  welche  bis  zur  Beschäftignrg 
im  anderen  I^ande  in  dem  der  Unfalivorsicherunrr  des  eigenen  Landes 
nnteriiegenden  Teil  des  Betriebes  tätig  gewesen  sind,  den  Gesetzen  des- 
jenigen Landes  nnterliegen,  in  dem  das  Unternehmen  seinen  Bits  hat. 
Diese  Bestimmung  soll  diejenigen  Betriebe,  die  zwar  keine  Befordaronga- 
betriebe  sind,  aber  doch  nnr  vorfibprj»'ehend  ins  Ausland  übergreifen, 
ordnen  und  einem  voriiber^^ohendon  Ausscheiden  aus  der  bi^^heiiiren  Ver- 
sicherung vorbeugen.  Nach  Abiaul  der  6  Monate  unterliegen  auch  diese 
dnrdk  Art.  8  aoagenommenen  Personen  dem  Territorialprinsip. 

Der  Vertrag  aneht  demnach,  ohne  die  Verschiedenartigkeiten  der 
beiden  GesptzirrHünrrpTi  zu  beseitigen,  einen  Ausgleich  zn  scbafTen,  der  für 
die  Fälle  der  mangelnden  V  ersicherung  den  Arbeitern,  für  die  der  Doj>pel- 
versicherung  den  Unternehmern  vorteilhaft  ist.  Der  Entlastung  der  Unter- 
nehmer dient  anaserdem  das  Verbot,  Betriebaontemehmer  deshalb  in  einem 
liande  zu  höheren  Beiträgen  heranzuziehen,  weil  ihr  Betrieb  meinen  Sitz 
im  anderen  Lande  hat  (Art,  7),  Dieses  Verbot  nimmt  in  Deut  rl  liind 
versicherungsptiichtige  Betriebe,  deren  Sitz  sich  in  den  Niederlanden  be- 
findet, von  der  Bestimmung  des  §  33  des  deutschen  Gewerbeunfallver^ 
aidiernngsgesetaeB  ans,  laut  der  die  üntemehmer  solcher  Betriebe  mit 
Beiträgen  bis  aar  doppelten  Höhe  aar  Sidierheitsleistang  herangeaogen 
werden  können. 

Am  30.  November  1907  hat  die  Auswechalung  der  Ratifikations- 
nrknnden  des  am  27.  Ai^fost  1907  unterzeichneten  Vertrags  zwischen 
Bentecfaland  nnd  dea  Nie<krlaaden  in  Bsriin  atattgefnnden  (vergL  Boll. 
VI  8.  421). 

Deutscherseits  sind  am  16.  Dezember  1907  zu  die.sem  Vertrage  Aas- 
ftlhmngsbestimmQngen  (Bull.  Bd.  VI  S.  636  Nr.  1)  erlassen  worden. 
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8.  Nattoiiftle  AiMterrenkberiiig'« 

Deatsches  Reich.  1)  Darob  G«6eU  vom  8.  Aprü  1907  (Text 
BqQ.  Bd.  vi  8.  10  Nr.  6)  ist  die  Anlegung  und  V«rw*ltuDg  des  „Hinter- 
bUebenen-Vetflicherangsfonds''  geregelt  worden,  der  gem&ss  §  15  des  Zoll- 
tarifgesetzes vom  25.  Dezember  1902  zur  Erleichterung  der  Durchführung 
einer  Witwen-  und  Waiflenversorgong  durck  Anaammlnng  von  Zollertrftgen 
gebildet  wird. 

2)  Dm  Beiehsversielieraugsamt  hat  die  nedifolgenden,  von 
den  Berafsgenossenecbaften  eriasseneiiUnf  a  UrerhU  tnngBTorschrift  en 
genehinigt. 

Datum  der  r>  ^  tut  \    e*  Bulletin 

Genehmigung  "  Bd.  d. 

1)  3.  Des.  190Ö  Lippische  landwixtschaftL  BeratsgeDOseeuMhaft  VI,  12 

2)  27.  Des.  1206  ScUeeisdM  hmdwirCidiaftl.  Bernftnooeseneehaft  VI,  12 

3i  1.  Febr.  1907  öerhprufagcnoaeeiischaft  für  DarnpFer  VI,  12 

4)  1.  Mai  1907  Bciilef^wig-bolBteinieche  landw.  Heru^eoOMen-  VI,  12 

Achaft 

5)  1.  Mai  1907  He88en-Na^i-aui»che  lanifw.  Berufsgenoseenschaft  VI,  421 

6)  15.  Mai  1907  Goburgiache  land- und  forstwirtädiaftliche  Berufs-  VI,  421 

^QDO08OIIScJlAft 

7)  13.  Jnni  1907      Eheiniflch  •  Weetfälische    Beogewerks .  Berufsge-     VI,  037 

noMeuBchaft.  —  Abgeänderte  UnfallTerhütungB- 

vorschriftcn,  Auegabe  1907 
8>  27.  Juni  1907      Badolstädtische  laod-  und  fontwirtochaftliche    VI,  637 

Bffufegenoeeemefaaft 
9)  3b  Aug.  1907       Bheinische  land-  und  forstwirtachaftL  BonfH    VI,  421 

gea<Mseü8chaft  zu  Düjseeldorf 
10)  3.  Sept  1907       Land-  und  forstirirtachaftliche  Berufairenoaeen-    VI,  422 

r^phnft  des  FürBtentnms  fienss  j.  L.  fXMrrtwirt- 

U)  3.  8epi  1907       Land-  und  foratwirtschaf  tliche  BerufegenoMCDp     VI,  422 

Schaft  des  Farstentums  BeoM  j.  Ii.  Fontwirt- 
schaftliche Nebenbetriebe. 

12)  4.  ficflt  1907        Bchwarzburg  -  Sonder8hau)ien8che  landwictMbaft-    Yl,  688 

liehe  mniyig<*no'WPnfff hf^ft 

13)  4.  Sept.  1907      Ltppieehe  land-  und  fontwirtiehaftiiefae  henb-    VI»  638 

gen  Oasen  Bchaft 

14)  5.  Sept.  1907       L^d-  und  forBttrirtscbafÜiche  Berut.sgenossen-     VI,  422 

Schaft  Oldenburger  Landwirte 

15)  22.  Ang.  Oetpreussiache  landwirtschaftU  fiemfiagHiOMen«    VI»  422 
13.  Bflftt.  Schaft 

16)  13.'  8ept  1907     Luidwirttdiaftlfdie  Beralbgenoiiflmwhaft  Unter-    VI»  422 

17)  25.  Bept  1907      Sdiaumburg-Lippisclic  latid  wirtschaftliche  Berufe-     VI,  638 

genossenschan 

18)  11.  Okt  1907      Süddeutsche   F.<lel-  und  Unedelmetall  •  Beruf»-     VI,  422 

gcnos8cn8chaft  für  die  Herstellung  von  Alu- 
minium iu  Pulver  ( AluminiumfaraiM) 

19)  11.  Okt.  1907      Fohrwerksberu&genosseoachaft  VL  638 

20)  11.  Okt  190?      BlbwAiflidurlB-BmfcgenoMaBM^  VT  638 

21)  11.  Okt.  ][<<)7      ThQringisohe  BaugewerksbegnftgenosaenBdiaft        VX  638 

22)  11.  Okt.  1907  Glas-Beruf sgenoseenschaft  VI,  688 

23)  9.  Dei.  1907       Oobmgtoche  land-  und  fontwirtMliaftJich«  Beniii-    VJ^  638 

irenoflsenschaft 

24)  9.  Des.  1907        Mamburgische  land wirtachafllicheBeru&genoseen-     VI,  638 

adiaft 
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D&nemark.    1)  Durch  VeroTdiiiing  Tom  9.  Januar  1906  (Titel  fiulL 

Bd.  VI  S.  65  Nr.  1)  werden  die  Bestimmungen  des  Seennfallversiclierungs- 
gesetzes  vom  1.  April  1906  (Text  Rnll.  Bd.  TV  J^.  323  Nr.  4)  auf  die 
staatlioheDi  im  Dienste  des  Laadwu-töchaftsmimätüiiums  und  Wa»serbau- 
dep^rtettflikta  atehanden  Sehitf»  ▼«!  melir  ab  20  iCogistertoxmen  Baum- 
iahalt  anegedelmt 

2)  Durch  Verordnung  vom  10.  August  1906  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  66 
Nr  4  i  \vü'd  das  Gesetz  vom  30.  M&rz  Vjm  -BüU.  Bd.  VI  8.  435  Nr.  2), 
durch  welches  da?  Gesetz  vom  3.  April  19(K)  über  die  ÜDfallversicherung 
d&nischer  bchiiie  aui  andere  Seefahrtsbetriebe  ausgedehnt  wurde,  auf  den 
FftrSern  in  Ejraft  geeetot 

Frankreich.  1)  In  Art.  30  des  Gesetzes  vom  29.  Dezetiiber  1905 
Über  die  Vorsorgekaeee  der  französischen  Seeleute  gegen  Berufügefahren 
und  -onfUle  (Text  Boll.  Bd.  VI  S.  89  Nr.  1,  IBuü.  Bd.  V  B.  LXIV)  wurde 

die  Oeltang  des  Gesetzes  für  die  Kolonien  statuiert.  Ein  Erlass  vom  12. 
Januar  1907  (Titel  Bull.  Bd  VI  S.  99  Nr.  5)  regelt  die  Anwendung 
des  Gesetzes  auf  die  zum  Seedienst  eingeschriebenen  Schilfsleute  der 
Kolonien. 

2)  Durch  EUmm  Tom  10.  November  1906  (Titel  Boll.  Bd.  VI  8.  98 

Nr.  2)  wird  das  franstaisdi-luxemburgisohe  Abkommen  (Text  Bull.  Bd.  VI 
S.  5  Nr.  3)  über  Arbeit.sunfallentschädigung,  das  am  27.  Juni  1907  zu 
Pari.s  von  den  beiden  vertragsch  Ii  essenden  Teilen  unterzeichnet  wurde, 
promulgiert,  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1907  (Text  Bull.  Bd.  VI  S.  132 
Nr.  90)  die  «aieprecheiide  fruufieitah-italienieohe  Vereinbarang  Tom  9.  Joai 
1906  (Text  BqH.  Bd.  VI  8.  3  Nr.  9)  genehmigt 

8)  Ein  Briass  vom  14.  Januar  1907  (Titel  BnlL  Bd.  VI  S.  99  Nr.  4) 
behandelt  die  Auszahlung  des  Krankengeides  an  nicht  in  der  £*amilie 
lebende  Arsenalarbeiter. 

4)  Ein  Erlasa  vom  17.  Januar  1907  fTitel  Bull.  Bd.  VI  S.  99  Nr.  6) 
ändert  deu  am  8.  Dezember  1904  zur  Genehmigung  des  neuen  Tarifs  der 
nationalen  Un&llTersicherangBkaese  verftigt«i  Brlaas  ab. 

Orossbritannxen.  Das  Arbeiterentsch&digungsgesetz  1906  hat 
in  seinem  dritten  Anhang  6  Beraftkrankheiten,  nlrnUidi  Anthrax,  Blei- 

Vergiftung,  Quecksilbervergiftung,  Phoephorvergiftnng,  Arsenikveigiftang 

und  Wurm,  in  den  Bereich  der  Entschftdigtmgspflicht  hineingezogen. 
Auf  Orund  von  Absatz  6  des  Art.  VIIT  jenes  Gesetzes,  worin  der 
Staatssekretär  ermächtigt  wird,  die  Bestimmungen  diese»  Artikeiu  mit 
oder  ohne  Abftndemngen  anf  weitere  &ankheiten  nnd  andere  Besohil* 
tigungaarten  auszudehneni  beruht  nun  ler  Brlase  des  Staatssekre> 
tärs  zur  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  Arbeiter- 
entachad  igungBgesetzes  von  ]9()()  fWnrkmou's  Compensation 
Act,  1906)  auf  gewisse  Berufskrankheiten,  vom  22.  Mai  1907 
(▼ergl.  Boll.  Bd.  VI  8. 187).  Bereits  im  Angast  1906  hatte  der  Minister  des 
Innern,  Mr.  Herbert  Gl  ad  »tone,  einen  besonderen  Ausschnes  be« 
zeichnet  mit  dem  Auftrage,  alle  in  Frage  kommenden  Berufskrankheiten 
zu  untersuchen  und  hierüber  an  den  Minister  zu  berichten.  Nach  diesem 
Bericht  (Report  ot  the  Departmental  Committee  upon  Compensation  for 
Indnstrial  Diseases,  1907)  wmrdeB  unter  den  whlreioben  Saohventftndigen 
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nicht  weniger  als  92  Aerate  Teniomnien.    Auf  Onuid  der  gemaditen 

Aussagen  und  nach  Ausscheidung  von  Krankheiten,  welche  als  nicht  zur 
Entscb'fldignTig  berechtif^end  betrachtet  wnrHpn,  wurden  vom  Committee 
18  Krankheiten  zur  Aulnalimc  in  die  ininiätenelle  Verordnung  empfohlen 
und  vom  Staatäsekretär  ohne  Ausnahme  akzeptiert.  Diese  Krankheiten 
sind  Bonftehst  die  VergÜtongen  dordb  1)  Nitro>  und  Amidobenaolderivate 
(Dinitrobenzol,  Anilin  und  andere!,  2)  Schwefelkohlenstoff,  3)  Salpetrige 
Dampfe,  4)  Nickelkarbonyl,  5'  Arsenik,  G]  Blei-  m\A  7}  ChromsÄurepra- 
parate,  podann  Haut-  und  Krebsgeschwüre  H)  ekzemartigen  Charakters, 
oder  9)  Epithelkrebs,  10)  Hodenkrehe,  femer  11)  Vergiftungen  durch 
Gonioma  Kamaaei,  12)  Angenlidkrawipf,  18)  Dmse,  endUoh  eine  Reibe 
von  Krankheiten,  die  mit  dem  Bergbau  zusammenhängen  wie  14)  Loft- 
drxickkrankheit  'Cni'^sonkrankheitX  15)  ITyjiodermische  Zellulitis  an  der 
Hand,  Ib)  Hypodermiache  Zelluiitiö  am  Knie,  17)  Akute  Bursitia  am 
Ellenbogen  und  18)  Synovialen tzündungen  am  Handgelenk  und  an  Sehnen- 
seheiden. 

Auf  Grund  des  Arbeiterentscbadifrunfr-^gesetzee  worden  weiter  er- 
lassen (vergl.  Bull.  VI  S.  143—145  Nr.  11—19): 

1)  Arbcitercntschadigungsvorschriften  1907,  vom  1.  Jxmi  ItK)?. 

2)  Verordnmigen  des  Staatssekretärs  und  des  iScLatzamt.s  über 
Pflichten  und  Gebühren  der  Amts-  und  sonstigen  Aerzte  und  über  die 
Anrufting,  ISntschftdigung  imd  Ausüben  ftrzüioiher  SchiedsnUüuier  in  Eng- 
land  und  Wales  auf  Grund  des  Art  8  des  Gesetsea  (Workm.  Comp. 
Act,  1906)  vom  21.  Juni  1907. 

3)  Vorschriften  des  Staatssekretärs  und  des  8chatzamts  über  Pflichten 
und  Entschädigung  ärztlicher  Schiedsmänner  in  England  und  Wales 
gemäss  den  Bestimmungen  des  ersten  und  zweiten  Anhangs  zum 
Arbeiterentsch&digungsgesets  1906.  Vom  24.  Juni  1907. 

4)  VorsehriftMH  des  Staatssekretärs  und  des  Schateamts  aber  Pfliditen 

und  Gebühren  von  Amts-  und  sonstigen  Aerzten  und  Aber  die  Anrechnung, 
EntschädiL'^nn^'  und  Auslagen  ärztlicher  Schiedsmänner  in  Schottland 
auf  Gruti<i  von  Art.  8  des  Gesetzen.    Vom  26.  Juni  1907. 

5)  Verordnungen  des  Staatssekretärs  und  des  SchatKamts  über  Pflichten 
und  Entschädigung  ftrstlidier  Schiedsmänner  in  Schottland  gemäss  den 
Bestimmungen  des  ersten  und  zweiten  Anhangs  zum  Arbeiter- 

entschädigunfrsf^esetz  von  1906.    Vom  27.  Juni  1907. 

6)  Verordnun^Lren  des  8taatäsekretrirs  für  die  Untersuchung  eines  Ar- 
beiters durch  einen  vom  Arbeitgeber  bestellten  und  bezahlten  praktische 
Arst  gemäss  den  Bestimmungen  des  ersten  Anhangs  sum  Arbeiter^ 
entschä'hV'iiTi^rsgosetz  von  1906.   Vom  28.  .Tuni  1907. 

7)  V  1  si  hriften  des  Staatssokretürs  nnd  des  Schatzamts  über  PfKchton 
und  Gebühren  von  Amts-  und  son.stigeu  Aerzten  und  über  Anreeimiing, 
Entschädigung  und  Ausiageu  ärztlicher  Schiedsmänner  in  Irland  auf 
Ghrund  von  Art.  8  des  ArbeiterentsdiädignTigHge^jetBes  von  1906.  Vom 
29.  Juni  1007. 

P  '  "^'nr^^chriften  des  Staatssekretäre  und  des  Schatzamt!?  über  Pflichten 
und  EnTsch&dii,niii^^  ar^-tliclier  Schiedsmänner  in  Trlruid  gemäss  den 
Bestimmungen  des  ersten  und  zweiten  Aniiuugs  des  Arbeiter- 
entschädigungsgesetses  von  1906.    Vom  29.  Juni  1907. 
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9)  Vorschriften  des  Hilfskassenoberregistrators  auf  Grund  dM  Ar* 
beiterentechftdignngsgesetzee  von  li^OÖ.    Vom  1.  Juni  1U07. 

In  Ungarn  wurde  am  6.  April  1907  ein  Gesetz  über  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung'  der  industriellen  und 
kommerziellen  Angestellten  ^Getiet^- Artikel  XIX  v.  J.  19ü7y,  er- 
lusen  (vergl  BalL  VI  S.  392),  welehcs  olcli  an  die  entspreofaenden  Gesetse 
in  OesteiTeioh  und  in  Dentsolilsnd  ralehnt. 

L  Verticheruugspflicht.  —  I>ie  Versicherungspflicht  für  den 
Pall  einer  Krankheit  eratreekt  «oh  ohne  Bttcksidit  dee  Gteedileohta,  des 
Alters  und  der  Staatsangehörigkeit  auf  Penonen,  die  in  den  im  Geaets 

genannten  Arten  der  Bcsrhfiftigung  weniger  als  2400  K.  jährlich  ver- 
dienen. Unfallversicherungrtptlichtig  sind  die  Personen,  die  iu  den  im 
Gesetz  genannten  Unternehmungen  beachättigt  aind;  jeduch  wird  aaa 
länkommen  der  Versidierten  sowohl  hinaiohtli(£  der  Unfallentediftdigungen 
als  der  Koetenverteilung  und  des  Umlageverfiüirens  nur  bis  zum  j&hr» 
Uchen  Betrage  vnn  24W  K.  in  Rechnung  gezogen.  Ausländer  unterliegen 
der  Krankenversicherung  in  allen  Fällen,  der  Unfalhersichernnir  jedoch 
nur,  wenn  dei*  betreffende  iStaat  den  dort  beäcbältigteu  ungaiiächen 
Staatsangehörigen  die  gleiche  Behandltmg  soncfaert.  Aneh  die  freiwillige 
Versicherung  gegen  Krankheit  ist  unter  gewissen  Bedingungen  ermög- 
licht. Xicht  versifhornngspflichtig  sind  Angestellte  der  öffentlichen  Ver- 
waltungen und  Uniernehmungen,  wenn  sie  im  Krankheitsfälle  auf  ihre 
Bezüge  während  wenigstens  20  Wochen  Anspruch  haben,  sowie  pensious- 
AUbige  Beamte. 

II.  An-  und  Abmeldung.  —  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet, 
ihre  Angestellten  binnen  8  Tagen  nadk  dem  Arbeitoantritt  bei  der  Besirks- 

Arbeitervei  sicliHrungakasse  mit  allen  nötigen  Angaben  ansiunelden.  Die 
angemeldeten  Krankenkassenmitglieder  erhalten  Legitimationen.  In  gleicher 
Weise  ist  auch  das  Erlöschen  der  Mitgliedschaft  oder  irgendeine  Ver- 
änderung der  Mitgliederverh&ltnisse  (Gefahrenklassen  etc.j  anzuzeigen« 
Die  ans  der  ünterlannng  der  Anzeige  erwadiaeaen  Kosten  trt^  der 
Arbeitgeber. 

m.  Beitr&ge.  —  Der  Beitrag  der  ▼ersicberten  Mitglieder  sehwankt 
zwischen  2  nnd  4  Pros,  des  durchschnittlichen  Taglohnes;  es  werden 

eine  Anzahl  Taglohnsklassen  festgesetzt,  die  höchste  kann  nicht  mehr 
als  8  K  betragen.  Mitglieder,  welche  durch  Simulierung  oder  auf  andere 
Weise  die  Kasse  schädigen,  sind  zum  vollen  SchadenersaU  verpflichtet. 

rV.  Gofahrentarif  —  Für  die  Unfallversicherung  ist  ein  von 
5  zu  5  Jahren  m  prüfonder  Gefahrentarif  aufzustellen:  dio  Unfall- 
versicheruugskasse  teilt  jedes  Mitglied  einer  besonderen  Geiahreuklasse 
zu;  diese  Zuteilung  ist  bei  Betariebsreriliideningen  an  revidieren.  Znr 
Grundlage  der  Berechnung  der  ünfallversicherungsmitgliederbeiträge  dient 
die  Summe  der  PTOfs^^rtionsziffer  der  Unfallgefahr  als  Tnrif-^atz  und  des 
durch  den  Arbeitgebor  jahrlich  geboteneu  Arbeitsverdienste«,  und  zwar 
derart,  dass  s&mtliche  Unfall  Versicherungsausgaben  der  Landes-Arbeiter- 
krankanmterstfltsQngs-  tmd  Unfall versicherongskasse  ausser  den  nur  Last 
des  Staates  fiülenden  Verwaltnngskosten,  sowie  auch  die  snr  Bildung  des 
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Reservefonds  verwendeten  Summen,  rlnii  h  die  Direktion  der  Kasse  jahr- 
lich summiert  und  auf  Htp  einzeliieu  Arheit^eber  uacii  dem  Tarifsatase 
üires  IBeiriebeB  verteilt  und  bemeätieu  werden.  Eine  Versicherungstaxe 
Bahlen  nur  die  freiwillig  Verriclierten,  eowie  Arbeitgeber,  die  in  ihreni 
versicherungspflichtigen  Betrieb  gewöhnlich  nicht  mehr  als  5  Arbeiter 
beschäfti^'^T!  Für  diese  betr&gt  die  Tersicherungstaze  in  den  eretea 
10  Jahren  der  Versicherung  3  K,  spater  jedoch  5  K  jahrlich. 

Die  Beitr&ge  fallen  zur  Hälfte  zu  La&teu  des  Arbeitgebert»  und  zur 
Hftlfte  m  Lasten  de»  Angestellten ;  der  Arbeitgeber  darf  den  Anteil  des 
Arbeiten  ▼em  Lohne  abridien.   Die  Beitrige  werden  eis  Urningen  necb- 

tr&glich  an  die  Bezirkskrankenkame  re^.  Unfallversicherungskasse  g^ 
leistet;  doch  können  diese  Kassen  Tim  den  Arbeitgebern  auch  die  Zahlung 

von  Vorschüssen  verlangen« 

V.  V ersicher unp'^r^naprüche.  —  a)  Krankheit.  Die  Ver- 
sicherton ImVion  Anspruch  auf  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung  bis  zu 
20  Wochen,  auf  Arzneien  und  ärztliche  Hilfsmittel,  auf  Wochenbett- 
nntenittttsnng  wihrend  6  Wochen,  auf  Ennkengeld  fitr  den  Fall,  dass 
die  Krankheit  mit  Erwerbsunfähigkeit  Terlrnnden  ist  nnd  ftber  S  Tage 
dauert,  vom  ersten  Tag  der  Erkrankung  an  gerechnet  und  zwar  mit  der 
Hälfte  des  zur  (irundlage  des  Mitgliederbeitrages  dienenden  durchschnitt- 
lichen Tagelohnes  20  Wochen  hindurch ;  in  Todeäfüllen  endlich  auf  einen 
Beerdigongsbeitrag  bis  snr  20^fachen  Höhe  des  Tagelohnea.  IHe  Lsndes- 
Unfallkssse  kann  auch  noch  höhere  Unterstützungen  aossahlffiD,  jedoch 
höchstens  75  Proz.  dep  Tap-el^hnow,  während  höchstens  eines  jRlirt^^. 
Mehrfache  Versicherungen  sind  ausgeschlossen.  Militärdienstleistoude 
sind  w&hrend  der  Dauer  des  Dienstes  von  der  Beitragspflicht  befreit, 
können  aber  auch  nicht  UnteratfltBnng  besiehen.  Mitglieder,  welche  die 
gesetsliche  Unterstützung  ganz  in  Anspruch  genommen  haben,  k0nnen 

infoliTf»  derselben  Krankheit  nur  dann  An-fnir)^  erlicbon,  wenn  wie  nach 
Ablaut  der  Unterstützung  wenigätens  8  Wochen  in  Arbeit  standen  und 
ihre  Mitgliederpflichten  erfüllt  haben. 

b)  Unfall.  —  Hat  ein  Versicherter  Unfall  erlitten,  so  hat  er  An- 
sprach anf  unentgeltliche  Heilbehandlung  von  der  11.  Woche  an,  auf 

Jahresrente  =  60  Proz.  de.s  durchschnittlichen  Jahresverdienstes,  wahrend 
der  Dnuer  der  Erwerbsunf^ähigkeit :  im  Falle  teilweiser  Erwerbsniii;iln;:'lteit 
auf  einen  proportionalen  Teil  der  liente.  Ist  der  Verletzte  völlig  hilflos, 
so  kann  er  bis  100  Proz.  des  früheren  Jahresverdienstes  als  Rente  er- 
halten. Femer  wwden  Beerdigung^beitrigCi  Witwenrenten,  Ersiehungs- 
beitrlge  etc.  in  gewissen  Verhidtnissen  cor  Bente  nnsbeeahlt. 

Unfallsanzeigen  sind  vom  Arbeitgeber  nach  bestimmton  Vorschriften 
zu  erstatten.  Die  weiteren  Bestimmtingen  betreifen  die  Organisation 
der  Landes-,  Bezirks-  und  Betriebs- Arbeiterkrankenunterstfitzungskassen 
und  der  Unfall vereicherungskasseu  in  Budapest  und  Agram,  sowie  das 
bei  Entscheidung  yon  Streitfragen  sn  beolwchtende  Verfiüiren  nnd  die 
Organisation  der  Schiedsgerichte. 

Niederlande.  1)  Ein  Brlass  tou  10.  Hei  1907  (Titel  Bull  Bd.  VI 
S.  468  Nr.  4)  behandelt  Emennang  und  Entlassung  des  Personals  der 
Beiohsversichernngsbank. 
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2)  Zwei'  Frlaf^P^  vom  14.  Mai  1907  (Titel  Bull.  Bd.  VI  S.  4<^8  Nr.  r» 
xmd  6)  andern  die  Tabellen  der  Oefahrenklassen  usd  die  Tabeile 
Berechnung  des  Kapital^rtes  einer  Kente  ab. 

Schweiz.  —  Kanton  Waadt.  Da  der  Bund  von  der  liini 
von  der  Yerfasäung  auferlegten  PÜicht  (Versicherungsartikel  34bi8  yom 
26.  Oktober  1890),  die  Kf«iikeii>  usd  ünfallyeraidienmg  eiiuvricbten, 
gegenwärtig  noch  y.u  sehr  in  Anspruch  genommen  ist  und  voraussichtlich, 
auch  noch  längere  Zeit,  sowohl  gesetzgeberisch  als  finanziell,  in  Ans}  1 1  <  h 
genommen  sein  wird,  bleibt  die  Durcbftlhrun^  der  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung einstweilen  den  i>Lantonen  überiasaeu.  Dun  h  die  langjährigen 
VorbereitnngsarbeiteD  des  fraaiOaiBdien  Parlaments  angeregt,  macht  sich  aber 
in  den  sdnreizerischen  Kantonen,  namentlich  in  denjenigen  der  romanischen 
Schweiz,  eine  mächtige  Bewegung  zugunsten  der  Alters-  und  Tnvaliden- 
Tersirherung  geltend.  Neuen  bürg  besitzt  bereits  seit  29.  Marz  1898 
ein  Altersversicherungtigetietz,  Waadt  seit  2.  M&rz  1907  und  in  Genf 
befindet  sich  gegenwärtig  ein  solches  in  Beratung  des  Grossen  Bates.  In 
ÜBT  deotschen  Schweiz  stehen  eine  EeiLe  von  Vorlagen  in  Anssidit^  so  in 
GlaruH  St  Gallen,  Basel-Stadt  und  Solothurn  und  in  neuester 
Zeit  sind  auch  in  den  H&ten  der  Kantone  Bern,  Zürich  und  Appen- 
zell A.-Rh.  Motionen  angenommen  worden. 

Das  waadtlftndische  Gesetz  zur  Schaffung  einer  allge- 
meinen Altersrentenkasse  (Caisse  cantonale  vandoise  des  retraites. 
popolaires)  vom  2.  März  1907  (vergl.  Bull.  VI  8.  661)  hat  die  Grund- 
gedanken den  französischen  Entwürfen  entlehnt.  Ks  wird  eine  kanto- 
nale, privilegierte,  vom  Staate  verwaltete  Altersrentenkasse  geschaiTen  mit 
dtm  Zwedc,  die  Erriditttng  yon  Altersrenten  m  den  günstigsten  Bedingungen 
an  ennfiglichen.  Der  Beitritt  an  dieser  Kasse  ist  freiwillig  und  allen  in- 
oder  ausserhalb  des  Kantons  wohnenden  Personen  gestattet.  Der  Renten- 
genuss  beginnt  zwischen  dem  50.  und  65.  Lebensjahre.  Die  Höhe  der 
Bente  wird  berechnet  aus  der  Summe  der  Bentenwerte  der  einzelnen 
EinnUongen.  Dieses  Individnalsystem  gestattet,  die  Bincahhuigen  jedei>. 
seit  zu  unterbrechen  und  aufzunehmen,  wenn  die  Verhältnisse  es  wieder- 
erlauben,  ohne  dass  dem  betreffenden  Mitgliede  irgendwelche  Verluste 
auf  die  bisher  erworbenen  Ansprüche  erwachsen.  Die  Einzahlungen  können 
entweder  unter  Preisgabe  {k  capital  abandonne)  oder  unter  Vorbehalt  (& 
eapital  rAservi)  des  Kapital  erfolgen ;  in  letzterem  lUle  sind  die  Eeoten 
natürlich  niedriger,  da^  aber  erhalten  die  Hinterbliebenen  eines  Ver- 
sichrrtrn,  wr-lcher  nrch  nicht  in  den  Genuss  der  T'citrp  getreten  ist,  die 
Summe  aller  Einzahlungen  ohne  die  Zinsen  wieder  znrtlck.  Das  Maximum 
der  Bente  ist  auf  1 200  fr»,  angesetzt ;  die  maximale  Einzahlung  pro  Jahr 
betrtgt  1000  frs.  Die  Benten  sind  nnpftodbsr  nnd  nnabtretbar  bis  snm 
Betrage  der  Tom  Staate  oder  von  Drittpersonen  geleisteten  länsablnngen. 

Der  Staat  unterstfttst  nan  die  Errichtung  von  Altersrenten  durch 

Gewährung  von  Aufmuntemngsprämien  an  Personen,  für  welche  im  Laufe 
eines  Recbnungfijahres  mindestens  6  frs.  an  die  Altersrentenkasse  einbe- 
zahlt  worden  sind.    Diese  staatliche  Aufmunterung.'^prfinnie  betrögt 

6  fTB.  für  die  Versicherten ,  deren  Einzahluoeen  6—12  frs. 

8 1S>  9A 
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immer  im  Laufe  doaselben  Rechnungsjahres  betragen.  Für  Kinder,  welche 
durch  Vermittlung  der  Sohulkasse  ihre  Einzahlungen  machen,  wird  dm 
warn.  0«aQ8s  der  StMtaaabvwitioft  befMiitigaiide-  Hininram  von  6  frs.  «if 
2  frs.  herabgesetzt.  Die  Stafttssabvention  wird  nicht  gew&hrt:  Aus- 
ländern oder  solchen  Schweizern,  die  nicht  im  Kanton  Waadt  wolnien, 
Personen,  die  nicht  aus  ihrem  Beruf  oder  Handwerk  leben  (gewisse 
Auanahmen  vorbehalten),  und  Personen,  für  welche  das  Maximum  der 
jfthrlicheii  oder  totalen  Einsahlnngen  CDMFBcliritlMi  worden  ist.  Anok  die 
gegenseitigen  Hil&kassen,  welche  der  Altersrenteukasse  neue  Mitglieder 
zufuhren,  erhalten  bestimmte  Aufmunterungspräralen.  Die  Kasse  muss 
mindestens  alle  3  Jahr«  eine  versicherung.stechnische  Bilanz  aufsteilen; 
allfkllige  Defizite  werden  zunächst  aus  einem  Keservefonds,  in  letzter 
Linie  aber  Tom  Staate  bestritten.  Das  Gesets  ist  an  1.  Jannar  1906  in 
Kraft  getreten. 
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1.  [Deuttoliet  Beich.]  Bekaxmtmaolmiig,  balar.  die  Aiuserlraiflaeliimg 

von  Bestunmungen  der  Unfallversicheningsgesetze  zn  Qansten  den 
Grosshersogtoms  Luxemburg.  Vom  y.  Mai  1^05.  (Amtliche  Kachriohten 
deä  Xiei&bsversicberuug8amte8,  Nr.  5.    Vom  15.  Mai  1^05.) 

Der  Bundesrat  bat  in  aeiner  SitEong  Tom  4.  Mai  1906  beadhloaaan: 

1)  Die  Bestimmungen  im  §  94  Ziffer  2  ded  Gewerbe-Unfallveraiclie* 
rungsg:e5etzes  and  ij  37  Abs.  1  dos  Bau-Ünrallversichemng'sgefetzos  über 
düH  liuiien  der  Rente  von  Ausläudorn,  welche  nicht  im  laiand  iliron  ire- 
wöliulichen  Aufeuthalc  liaben,  iiiideu  aui  die  Augehorigen  dea  Oross- 
beraogtams  Luxemburg  keine  Anwendung,  audi  wenn  die  Bentenbereeb- 
tigten  nicht  in  dem  zufolge  dee  Buudesratsbeschlusses  vom  18.  Oktober 
1900  ale  Grenzgebiet  im  Sinne  dieser  Gesetzesbestimmungen  geltenden 
Gebiete  des  (Trosshensogtums  Luxemburg  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt 
haben  (vgl.  Bekauntmachung  vom  16.  Oktober  Ib^OÜ,  Zentraiblatt  für  das 
Deutaohe  Beieb  S.  640). 

Das  Bentenbesugaireobt  ist  aber  davon  abhftaglg,  dass  der  Benten- 
berechti^to,  solange  er  weder  im  Gebiete  des  Dent^f  hen  Reiches,  noch 
innerhalb  des  Grosäherzogtums  Luxemburg  Bich  aulLält,  die  vom  Reichs- 
versicherungsamt auf  Grund  des  §  Ü4  ZiÜer  3  des  Gewerbe-Unfaliver- 
flidieningsgeeetBes  ftlr  Inlftnder  erlaaaenen  und  noch  au  erlaaaenden  Vor- 
schriften befolgt.  Dabei  gilt  für  diese  Rentenberedktigten  als  Tag  des 
Inkrafttretens  der  Vorschriften  des  Re ich sv ersieh erungSamtea  TOm  6.  Juli 
IdOl  der  Tag  des  Inkrafttretens  dieses  Beschlusses. 

2)  Das  Gebiet  des  Grossherzogtums  Luxemburg  gilt  im  Sinne  der 
UnfallversioberungsgeaetKe  als  Grenagebiet  mit  der  Wirkung«  daaa  die 
Bestimmungen  im  §  21  des  Gewerbe-Uufallversioherungsgesetzes,  §  22  des 
UnfallversicherungsgeRotzes  für  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  §  9  des 
Bau- Uutail Versicherungsgesetzes  und  §  27  des  See-Unfall versicherungs- 
gesetaes  Uber  den  Ausschluas  des  Anspruchs  auf  HinierbliebenenrMite  für 
die  Angebdrigen  eines  Ausländers,  welche  aur  Zeit  des  ünfallee  nidit  im 
Inland  üimn  gewöhnlioben  Aufentbalt  hatten,  auf  diejenigen  Angehörigen 
von  Ausländem  keine  Anwendung  finden,  welche  im  Gebiete  des  GrosB- 
berzogtnms  Luxemburg  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  hatten. 

8)  Die  Bestimmungen  dee  §  21  des  Gewerbe-Unfallversioberungsge- 
setzes  und  des  §  9  des  Bau-Ünfallversioberungsgesetzes  über  den  Aus- 
schluHs  des  Anspruchs  auf  Hinterbliebenenrente  finden  auf  die  Ange- 
hörigen des  Grossherzogtums  Luxemburg  keine  Anwendung,  auch  wenn 
sie  ihren  gewöhnlichen  Auienthalt  zur  Zeit  des  Unfalles  nicht  inner- 
balb  des  Gebietes  des  Grossberzogtums  Luxemburg  (vgL  ZUftr  2)  batten. 
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4)  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  rückwirkende  Kraft  vom 
15.  April  1903  ab,  soweit  über  den  Anspruch  Lei  dem  Ixkkrafttreten  dieses 

Beschhisses  noch  nicht  rochtskrätug  entschieden  ist, 

6)  Dieser  Boschluss  tritt  am  15.  Mai  UM  15  in  Kiai:. 

2.  Arrangement  signe,  lei^juinlU06,  entre  la  France  et 
l'Italie,  ooncemant  la  r^paration  das  doianiages  r^evltant 
des  accidents  du  traTail.   (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.4,  avril  1907, 

p.  351— 353.^  »1 

Vorcinbanmg  zwischen  Prankreioh  und  Italien  betr.  die  EnU 
schädigiuag  der  Arbeitsunfälle.    Unterzeichnet  am  9.  Juni  1Ü06^). 

Art.  1.    Die  Arbeiter  oder  Angestellten  itaUenischer  Nationalittt, 

welche  infolge  von  oder  bei  Gelegenheit  von  Arbeiten  auf  fransOsischem 

Boden  einen  Unfall  erleiden,  oder  ihre  Vertreter,  sind  zu  den  nämlichen 
Entschädigungen  berechtigt,  wie  sie  den  Arbeitern  oder  Angestellten  franzö- 
sischer Nationalität  oder  ihren  Vertretern  gewährt  werden  und  umgekehrt. 

Art.  2.  Diese  Bestimmungen  gelten  gleicherweise  nnter  den  in  den 
folgenden  Artikeln  aufgestellten  Bedingungen  für  die  Angehörigen,  welche 
zur  Zeit  des  Eintretens  des  T'nfalls  niclit  auf  dem  Territorium  des  Landen 
ansässig  waren,  wo  sicii  der  Un^edl  ereignete,  oder  später  ihren  Wohnsitz 
daselbst  aufgegeben  haben. 

Art.  8.  Falls  der  Unfall  eine  üntersadrang  nötig  macht,  so  ist  die 
Beendigung  der  TTntersuchung  der  Konsul arbehörde  des  Bezirkes,  in  welobem 
der  Wohnsitz  des  Verunglückten  znr  Zeit  des  l'nfalles  sich  befand,  an  an- 
zeigen, damit  die^e  im  Interesse  der  Angehörigen  von  der  Untersuchung 
Kenntnis  iiehnien  kann. 

Art  4.  Die  Betriebsleiter  und  die  Versidierer  jedes  Landes  kOnnen 
die  Kenten-  oder  Entschädigungsbetrtge,  welche  sie  zu  entrichten  haben, 
bei  der  im  vorhergehenden  Artikel  genannten  Konsularbehörde  des  anderen 
Landes  einzahlen;  dieser  lie;_'t  es  oh.  sich  die  Identitätijdoknraente  und 
Lebenszeugnisse  zu  besciialleii,  sowie  für  die  Zustellung  der  Beträge  oder 
Entsohftdigangen  an  die  sur  Zeit  des  ünfalls  in  ihrem  Besirk  ansftssigen 
Landesangehörigen  zu  sorgen. 

Art.  5.  Die  italif'üi  rhe  Nationalunfallversicliernngskasse  wird  durch 
Rückversicherung  von  seilen  französischer  Versicberei-,  welche  von  allen 
Nachforschungen  und  dlfttUigen  weiteren  Schi  ittcn  in  dieser  Hinsicht  ent- 
lastet sein  wollen,  nach  Hassgabe  des  der  yorliegendra  Vereinbarung  bei« 
gegebenen  Konventionaltarifs  die  Entschädigungsansprüche  der  nicht  in 
Frankreich  ans&saigen  Vertreter  von  italienischen  nnfallverletsten  Arbeitern 
sicherstellen. 

Dieser  Tarif  hat  einstweilen  nur  provisorische  Geltung  und  wird 
baldmöglichst  von  den  sast&ndigen  Behörden  der  beiden  L&nder  nach  den 

erhAltlichen  technischen  AnL-^abcn  revidiert  werden. 

Art.  6.  Wenn  der  Botriebsinliaher  oder  der  Versicherer  bei  der 
französischen  Nationalen  Altersrentenkaase  die  Kenten  flir  itaiieuii^che 
Arbeiter  oder  ihre  Vertreter  entrichtet  hat,  so  sind  auf  deren  Verlangen 
die  Rentsnbetrftge  von  der  italienischen  Nationalen  Vorsorgekasse  für  Alter 
tmd  Invalid  itnt  der  Arbeiter  auszuzahlen.  In  diesem  Falle  sahU  die  franzi?- 
sische  Nationaikasse  alle  3  Monate  die  Rentenbetrapre,  welche  sie  in  Frank- 
reich entrichtet  hätte,  der  italienischen  Nationalkasse  ein. 

1)  BstifiiUft  an  4.  Juni  1907. 
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Bei  Kenten,  deren  Betrag  endgültig  feststeht,  kann  sich  die  iran- 
sOsiMfae  NfttionalkasBe  gegenllber  der  italieniachdB  NatioiiaUnsee  dweh 

Einzahlung  des  auf  Grund  des  Tarifes,  zu  dem  die  Beute  erworben  worden 
ist,  berechneten  Kapitalwertes  freimachen;  diese  Pausclialzalilnng  wird  zur 
Errichhmg  einer  Rente  nach  Massgabe  dos  zur  Zeit  der  Einzahlung  für 
die  Italienische  Nationalkasse  in  i^Lralt  stehenden  Tarii'es  verwendet  werden. 

Alt.  7.  Wenn  du:  Betriebeinbaber  oder  der  Versidierer  der  italieniaehen 
Yorsorgekasse  die  Entschädigung,  welche  er  französischen  Arbeitern  sohnldig 
ist,  bezahlt  hat,  so  wird  diese  Kasse  den  Arbeitern  anf  Verlan2"eii  per 
Postmandat  die  Summen  zustellen,  die  sie  ihnen  in  Italien  bezahlt  hätte. 

Was  die  Kenten  aubetriä't,  deren  Betrag  endgültig  feststeht,  so  können 
sie  sich  gegenttber  dor  fransösisohen  Kationalkwse  dnroh  Einsuhlnng  des 
auf  Grund  des  Tarifes,  zu  dem  die  Beute  erworben  worden  ist,  berechneten 
tatsächlichen  Kapitalwerte>^  '!er  RAntenbeträge  freimachen;  diese  Pauschal- 
zahlung wird  zur  Errichtung  einer  Itente  nach  Massgab©  dos  zur  Zeit  der 
Einzahlung  für  die  italienische  Nationalkasse  in  Kraft  stehenden  Tarifes 
vwwendet  werden. 

Die  infolge  TOB  tOdlidien  ünfUlen,  welche  fransQsischen  Arbeitern  in 
Italien  zugestossen  sind,  zugesprochenen  EntschadignnL'en  l<"'nnen  in  Form 
einer  Pauschalsumme  bei  der  französischen  Depositenkasse  (Caisse  des 
däpöts  et  consignations  de  France)  eingezahlt  werden,  die  den  Berech- 
tigten den  Betrag  gegen  Nacbweis  ihrer  Berecbtignng  mr  VeilUgimg  au 
halten  hat. 

Art.  8.  Die  in  Absatz  1  des  Art.  7  vorgesehenen  Postmandatsendungen, 
sowie  die  auf  Grund  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  stattgehabten 
Geldsendungen  der  nationalen  BentenverBicherangskasse  an  die  itdliemsohe 
nationale  VorsoTgekaase  oder  umgekehrt,  können  unter  den  in  Art.  5  der 

Vereinbarung  betr.  den  Ueberweisungsdienst  zwischen  den  gewöhnlichen 
Sparkassen  der  beiden  Länder  aufgestellten  Bedingungen  in  Form  von 
Amtsmandaten  (mandats  d'office)  geschehen. 

Art.  9.   Die  beiden  nationuen  Kassen  bebalten  stetsfort  das  Reoht| 

für  die  Zukunft  ihre  Tarife  absnftndem. 

Art.  10.  Die  Befreiung  von  Gebühren  und  die  finanziellen  Vorteile, 
welche  das  französische  Gesetz  für  die  behufs  Erlangung  einer  En tschädigungs- 
aahlung  einzureichenden  Dokumente  zur  Zeit  gewährt,  gelten  auch  in  den 
Fftllen,  wo  diese  Dokumente  für  die  Besahlung  einer  ^tsohftdigung  nsdh 
dem  italienischen  Gesetz  erforderlich  wären,  und  umgekehrt. 

Art.  11.  Falls  ein  nicht  in  Frankreich  ansässiger  italienischer  Arbeiter 
die  Rentenbetrage,  auf  welche  er  Anspruch  hiltte,  nicht  auf  den  Verfalltag 
erhalten  und  infolgedessen  den  durch  das  französische  Gesetz  errichteten 
Garantiefonds  in  Anspruch  nehmen  sollte,  so  würden  die  in  dieser  Sache 
der  C^emeindebehörde  zustehenden  Kompetenien  unter  gewissen  von  den 
zuständigen  Behörden  der  beiden  Länder  gegenseitig  zu  verelnhnrf  iid(ni 
Bedingungen  zu  seinen  Gunsten  von  der  italienischen  Konsulaibehörde 
iu  Paris  wahrgenommen. 

Art.  12.  Jeder  der  beiden  yertragsohlieesenden  Tefle  behJÜt  sieh  das 
Hecht  vor,  im  Falle  höherer  Gewalt  oder  unter  erschwerenden  ümstftnden 
die  Wirkungen  vorliegender  Vereinbnnmg  hinsichtlich  der  bezüglichen 
Dienstleistungen  der  nationalen  Kassen  der  beiden  Länder  ganz  oder  teil- 
weise aufzuheben.  Den  zuständigen  Behörden  des  andern  Landes  ist  auf 
diplomatiscbem  Wege  dayon  IGtteilnng  an  machen.  In  dJeser  Hitteilnng 
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ist  auch  der  Zeitpunkt  fefltntstellen,  von  dem  an  die  Bmlammmagmi  Ober 

die  betr.  Dienstleistimgen  aosser  Kraft  treten  sollen. 

Art.  13.  Die  zviatftndic^en  Behörden  der  beiden  Lrin  l»^!-  werden  sich 
darüber  verständigen,  welche  Beweisstücke  in  den  m  Art.  4,  5,  ö  und  7 
vorgesehenen  Fällen  beizubringen  sind,  sowie  unter  welchen  Bedingungen 
die  genannten  Artikel  auf  UnfaUverletate  oder  ihre  Vertreter,  die  anderswo 
als  in  Frankreich  oder  in  Italien  ansässig  sind,  Anwendung  finden  sollen. 
Sie  werden  f^leicher  Zeit  die  zur  Diirchfühninp;  vorlieirender  Vereinbarung 
erfordern clien  Uetailmassn ahmen  und  Auordiiuugöu  vüreiabaren. 

Art.  14  Die  vorliegende  Vereinbarung  tritt  von  dem  durch  die 
beiden  Staat«i  festgesetaten  Tage  an  in  Kraft,  sobald  die  Promnlgation 
nach  den  G^esetzen  jedes  der  beiden  Länder  geschehen  ist. 

Abgesehen  von  dem  in  dem  Abkommen  vom  15.  April  1904  vor- 
gesehenen Falle  bleibt  vorlie^ronde  Vereinbarung  während  einer  Dauer  von 
&  Jahren  in  Kraft.  Wenn  die  beiden  vertragschliessenden  Teile  die  Ver- 
einbarong  nach  Ablauf  dieses  Termins  an&uheben  wünschen,  so  haben  sie 
sich  gegenseitig  ein  Jahr  zum  voraus  davon  Mitteilung  zu  machen.  Unter- 
bleibt f'ino  solclie  Mitteiluug,  .so  lauft  die  Vereinharuno;  duich  .still- 
schweigende Erneuerung  Jahr  nm  Jahr  je  für  die  Dauer  eines  Jahres  weiter. 

Art.  15.  Wenn  einer  der  beiiien  vertragschliessenden  Teile  dem 
andern  seine  Absicht»  die  Vereinbarung  zn  kfinden,  mitgeteilt  hat,  so  be- 
hält die  Vereinbarung,  soweit  es  sich  um  die  Rechte  der  Unfallverletzten 
oder  ihrer  Vertreter  gegenüber  den  Arbeit^ebein  liandelt,  für  alle  Unftllle. 
die  sich  bis  zum  Ablauf  der  Vereiubaruno;  erei^^net  haVten,  ihre  volle  Kraft 
und  Oültigkeit  Ihre  Wirkung  wird  jedoch  vom  Aüiaul  an  aufhören,  so- 
weit es  sieb  um  die  den  KonsularbehOrden  sngewiesmen  Sx>mpet«iiBen 
nnd  um  die  Verpflichtungen  oder  Buchte  der  nati«  i  l1  n  Kassen  der  beiden 
T  nrider  handelt;  nur  dass  die  zwischen  den  beiden  Kassen  noch  laulenden 
Eechnuni^en  gore^':<^lt  v.-erdon  mtissen  und  die  Ansz.ahltir»':'  üller  der  Eenten- 
beträge,  für  dorou  Errichtung  sie  seinerzeit  einen  Kapitalbetrag  erhalten 
haben,  weiter  zu  geschehen  hat 

An  läge. 

Jährliche  Rückversicherung»- 
prämie  iür  1000  fts.  Lioho 

Indu  tri  Ilr  Betriebe  im  «Hgpimain-*   .},9H 

Bergwerke   12^6 

Btäntarfiche   10,02 

Ziegeleien   4jSi 

Eiaea  und  btahl    .  .  .  •  •   BJBO 

UMO»  immm  EImi  midStshl),  MMonsrnsahsnik,  Murikiiitln. 

mente  •  .  .  .  1,14 

Metalle  (ausser  Eisen,  Stahl)   0,96 

PräziBionsmechanik   .  .«   138 

Ghemische  Indostrie    4^6 

Gm  and  Waanr   3,30 

Bauarbeiter   6,06 

8cdtonis(einfi%ffir  im  besonderu   0,82 


BtaatwiiHinhsBiiffli  IDies  ist  eine  Deutachland  eigeDtüiuhcho  wirt- 
PriTilmiinnhiihnfiii  juridische  Einteilung,  die  un- 


7,72 
6,54 

iao 


J gefähr  der  gel&nfigen  £^ntcUung  in  groase, 
mittlere  und  kkUM  ladaBtrie  «niBi«idit 

Spedition,  Magaxin-  und  Fahrdienst   9,84 

Fuhrdienst   14,46 

Btaneudiiffsfart   18,90 
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3.  Conventioii  signid,  le  27  jnin  1906,  entre  1*  France 

et  le  Lnxembr)nrg  relative  k  la  reparation  des  dommages 
rösultant  des  accidentß  du  travaiL  (B,  d.  TO.  d,  XIV,  No.  4, 
avril  19ü7,  p.  350—361.) 

Abkommen  iwümIimi  Ikuikraiali  mid  Komiiliiixg  betr.  die  Snt- 
•dhftdigang  der  ArbeitranfSIle.   Unterseicbiiet  am  27.  Juni  1906. 

Alt.  1.  In  Fraukreicli  von  einem  Arbeitsanfall  betroflfene  luxem- 
burgische Staatsaiif^ehörige  und  ebenso  auch  ihr©  Angehörijjen,  sollen  die 
den  französischen  Staatsangehörigen  durch  die  (iesetzgebung  über  die  Eni- 
sdiKdigung  der  Arbeiteniiftlle  gewfthrtea  Entacli&diguDgen  und  Garantien 
geoiessen. 

Andererseits  .sollen  die  im  Grossherzogtum  Lnxenjburo;  von  einem 
Arbeitsanfall  betrotionen  fran-'öpischen  Staatsangehörigen,  und  ebenso  auch 
ihre  Angehörigen,  die  den  iu^euiburgischen  iStaatsangehüngen  durch  die 
GeMtageboBg  über  die  ISntecbftdigung  der  Arbeitouiälle  gewilurten  Ent- 
sdiftdigungen  und  Garantien  gemessen. 

Art,  2.  Von  dieser  Eegel  wird  eine  Ansnahmo  hinsichtlich  solcher 
PersoT^pn  statuiert,  die  vorübergehend  ausgesandt  und  seit  weniger  als 
6  Monuten  auf  dem  Territorium  desjenigen  der  beiden  Vertragsschliessen- 
den Staaten,  in  welcbem  der  Unfall  s£li  ereignet  hat,  beschäftigt  sind, 
jedooh  einer  auf  dem  Teiritorium  des  anderen  Staates  befindlichen  Unter* 
nehmnng  angehören.  In  polclien  Fällen  \^erden  die  Beteiligten  nur  auf 
die  von  der  Gesetzgebung  des  letzteren  Staates  vorgesehenen  £nt* 
Schädigungen  und  Garantien  Anspruch  haben. 

Diiaeelbe  Ansnahme  wird  hineiohtlieh  aoloher  Angdifbigen  von  Trane- 
pOttontOTnehmungen  statuiert,  die  stilndig,  jedoch  mit  Unterbrechongen  in 
einem  anderen  Lande  als  dem,  in  dem  die  Unteraehmnng  ihren  Sita  hat, 
beschäftigt  werden, 

Art.  3.  Die  von  der  grossherzoglichen  Gesetzgebung  über  Arbeits- 
nnfUle  Tcngeeehenen  Befretimgen  von  den  8t«npel-,  Kaaslei*  nnd  £in- 
regiatierangsgebühren  und  die  unentgeltliche  Auslieferung  werden  anf  die 
von  dieser  Gesetzgebung  bezeichneten  Akten,  Zertifikate  und  Dokumente 
ausgedehnt,  die  zum  Zwecke  der  Durchitlhrung  des  franssösischen  Gesetze 
ausgefertigt  oder  ansgeliefert  werden. 

Art.  4.  Die  Inzemborgiachen  nnd  die  franaOnnehen  Behörden  werden 
sich  gegenseitig  zum  Zwecke  der  Srleichtening  der  Durehfthrong  dw  ün* 
fidlgesetzgebnüg  ibro  TTnterstfltznTig  gewRhren. 

Art.  5.  JJiese»  Abkommen  soll  ratifiziert  und  die  Batitikationen  sollen 
sobald  als  möglich  in  Fans  ausgetauscht  werden. 

1^  wird  in  Frenkreidi  wie  im  Qroedmraogtwm  iHtzembm'g  einen  Monat 
nach  der  in  beiden  L&ndem  gemfiss  den  durch  die  bezügliche  Gesetz» 
gebnng  vnrgescbrieVjenen  Formen  erfolgten  Publikation  in  Kraft  treten. 

£s  wird  bis  zum  Ablaufe  eines  Jahres,  vom  Tage  der  Kündigung 
dordh  eine  der  vertragsschlieesenden  Parteien  an  gerechnet^  in  Kraft 
verUeibeik. 
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Nationaler  Arlwiterschiitz. 
L  Gesetze  und  Verordnungen. 

* 

I.  Allemagne.  Deutsciies  Reich. 

A.  Belek. 

L  GeBet£,  betxeüend  die  Abanderimg  der  Qewerbeordnnng.  Vom 
7.  Jaiiiiar  1907.   Nr.  8286.   (B0B1.  1907  Nr.  2  8.  8.) 

Art.  1.  Ln  §  85  der  Gewerbeordnimg  wird  folgender  neuer  Ahe.  5 
eingefügt : 

Der  Betrieb  des  Gewerbes  als  Bauunternehmer  und  Bauleiter  sowie 
der  Betrieb  einzelner  Zweige  des  Baugewerbes  ist  zu  untersagen,  wenn 
Tateedien  vorliegen,  welche  die  ÜnauTerlaesigkeit  des  (Gewerbetreibenden 
in  Bezug  auf  dieeea  Gewerbebetrieb  dartun.  Der  Untersagang  moss  nach 
näherer  B«s«^nnmnTiL''  lor  T.nnf^fs-Zentralbehördo  die  AiihttmnL''  vnn  Sach- 
verständigen vorangebeu,  welche  zur  Abgabe  von  Gutachten  dieser  Art 
nach  Bedarf  im  voraoB  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ernannt  sind. 
Soweit  es  sieh  um  die  Begatadhtong  fittr  handwerksrnftsaige  Gewerbe» 
betriebe  handelt,  erfolgt  die  Ernennung  nach  Anhffrong  der  Handwerks- 
kammer (§  103)  dos  Bezirkes. 

Art.  2.  Hiutor  §  35  der  Gewerbeordnung  wii'd  der  folgende  neue 
Paragraph  eingefügt: 

§  8&a.  Mangel  an  theoretischer  Vorbüdnng  kann  als  eine  Tatsache 
im  Sinne  des  §  35  Abs.  5  gegenüber  Bauunternehmern,  Bauleitern  oder 
Personen,  die  einzelne  Zweige  des  Baugewerbes  betreiben,  nicht  geltend 
gemacht  werden,  wenn  sie  das  Zeugnis  Uber  die  Ablegung  einer  Prüfung 
fttr  den  höheren  oder  mittler«!  bautechnischen  Staatsdienst  oder  das 
Prüflings-  oder  Reifezeugnis  einer  staatlichen  oder  von  der  zuständigen 
Landesbehr>rde  glolrlignstelltcn  baugewerkliohen  Eachschnle  besiteen  oder 
wenn  sie  Dipiomiagonieure  sind. 

Mangel  an  theoretischer  oder  praktischer  Vorbildung  kann  als  eiue 
Tatsache  im  Sinne  des  §  86  Abs.  5  nicht  geltend  gemacht  werden  gegen- 
über Bauunternehmern  ond  Bauleitern,  wenn  sie  gemäss  §  133  die  Meister- 
prüfnn»:  im  Maurer-,  Zimmerer-  oder  Steinmctzgeworbe  bestanden  haben, 
sowie  gegenüber  Personen,  die  einzelne  Zweige  des  Baugewerbes  betreiben, 
wenn  sie  gemäss  ^  löc^  die  Meisterprüfung  in  dem  von  ihnen  ausgeübten 
Gewerbe  bestanden  haben. 

Die  Landes-Zentralbehörden  sind  befugt,  zn  bestimmen,  welche  Prü- 
foagen  und  Zougnis.se  den  im  Ab.s.  1  bezeichneten  gleichzu-stellen  sind. 

Art.  3.   Hinter  §  53  wird  der  fölgeude  neue  Paragraph  eingoschaltot ; 

§  53 a.  Die  unteren  Verwaltungsbehörden  können  bei  solchen  Bauten, 
zu  deren  facligemässer  Ausfllfarang  nach  dem  Ermessen  der  Behörde  ein 
höherer  Örad  praktischer  Erfahrung  oder  technischer  Vorbildung  erforder- 
lich ist,  im  Einzelfalle  die  Ausführung  o  lor  Leitung  des  Baues  durch  be- 
stimmte Personen  unteraagen,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  aus  denen  sich 
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ergibt,  dass  diese  Personen  wegen  Unsaverlftssigkeit  zur  Aosfilhrang  oder 

Leitung  des  beabsichti^^^ten  Baues  ungeeignet  sind. 

Landesrechtliche  Votschriften,  welche  den  Baupolizeibehörden  weiter- 
gehende Befiignisse  einriiumen,  bleiben  unberührt. 

Art.  4.    §  54  erhält  folgenden  zweiten  Absatz : 

Gegen  die  Untersagung  der  Aneltthrung  oder  Leittuig  eines  Baues 
(§  58  a)  findet  innerhalb  einer  Frist  von  ewei  Wochen  nach  der  Zustel- 
lung der  Einspruch  bei  der  nntoven  Verwaltnnfjsbohörde  statt,  (los«pr(  Kr- 
hebniig  keine  aufschiebende  Wirkung  hat.  Die  Erteilun«^  des  Bescheids 
auf  den  Einspruch,  welcher  die  Anhörung  von  Sachverständigen  gemäss 
§  85  Abs.  5  TorangehaL  mnss,  soll  spfttesteos  tnnexfaalb  drei  Wochen  n»di 
der  Erhebung  des  Binspruchs  erfolgen.  Der  Beeeheid,  der  die  Unter- 
sagung der  Ausfuhrnng  oder  Leitung  eines  Baue«  rrpfrenübior  dem  erho- 
benen Einspruch  aufrecht  erh&lt,  kann  im  Wege  des  Kekurses  gemäss 
§§  20,  21  angefochten  werden.  Die  Landesregierungen  können  bestimmen, 
dftse  die  Anfeditnng  im  VerweltungSBtreityeifAhren  sa  erfolgen  hat.  Die 
Anlegung  von  Rechtsmitteln  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Alt.  6.   Dieeee  Gesets  tritt  am  1.  April  1907  in  £raft. 

2.  Bekanntmaohcing,  betr.  die  SlnricditTing  xmd  den  Betrieb  der  zur 
Anfbctigaiig  Ton  mgasrrai  beadnimten  Aidageii.  Vom  17.  Februar  1907. 
Nr.  8292.   (BGBl.  1907  Nr.  7  S.  27.) 

Auf  Grund  des  §  120  e  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat 
folgende  Vorschriften,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der 
zur  Anfertigung  von  Zigarren  bestimmten  Anlagen,  erlassen: 

§  1.  Die  nachstehenden  Vorschriften  iinden  Auwendung  auf  alle 
Fabriken  und  sonstigen  gewerblichen  Anlagen,  in  welchen  zur  Herstellung 

von  Zigarren  erforderliche  Verrichtungen  vorgenommen  oder  Zigarren 
sortiert  werden,  soforn   in  den  Anlagen  nicht  ausschliesslich  zur  Familie 

des  Arbeitgebers  gehörige  Personen  beschäftigt  werden. 

^  2.  Die  Arbeits-,  Lager-  oder  Trockenräume  dttrfen  nicht  als  Wohn-, 
Schlaf-,  i^k^üch-  oder  Vorratsräume  benutzt  werden.  Die  Zugänge  von  den 
Arbeits-,  Lager-  oder  IVoclcenr&umen  wa  benaohbarten  Wohn-,  Sdilaf-, 
Koch-  oder  Vorratsrftumen  sowie  die  Zug&nge  von  den  Arbeitsrikumen  zu 

benachbarten  Lager-  oder  Trockenräumen  müssen  mit  selbstschliessenden 
dichten  Türen  versehen  sein,  welche  während  der  Arbeitszeit  geschlossen 
sein  müäsen. 

§  3.  Räume,  in  welchen  das  Abrippen  von  Tabak,  das  Wickeln, 
Bollen  oder  Sortieren  von  Zigarren  vorgenommen  wird,  mflssen  den 
folgenden  Anforderungen  entsprechen : 

l"!  Sie  dfirfen  mit  ihrem  Fussbnd en  höchstens  einen  halben  Meter 
unter  dem  ihn  umgebenden  Erdboden  liegen  und  müssen,  wenn  sie  un- 
mittelbar unter  dem  Dache  liegen,  verputzt  od«r  versehalt  sein; 

2)  ne  müssen  mindestens  8  m  hoch  sein; 

3)  sie  müssen  mit  feston  und  dicliten  Fiissböden  versehen  sein ; 

4)  sie  müssen  mit  unmittelbar  ins  Freie  führenden  Fenstern  versehen 
sein,  welche  nach  Zahl  und  Grösse  genügen,  um  für  alle  Arbeitsstellen 
Luft  und  Licht  in  ausreichendem  Masse  au  gewtthren.  Die  Fenster  mflssen 
80  eingerichtet  sein,  dass  sie  wenigstens  für  die  Hftlfte  ihre«  Flachen- 
raumes  geOffioiet  werden  kSnnen; 
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5)  in        Rftnmen  müssMi  auf  jsd«  iMBcbiftigfee  Person  mindestans 

10  cbm  Luftraum  entfallen. 

§  4.  Im  übrigen  gelten  für  die  im  §  d  beaeiclmetea  Bäume  folgende 
yorachriften: 

1)  Iii  den  B&i]m«D  daif  Tabak  nicht  anden  ab  in  ang«l!BaoIit6tom 
Zustande  gemischt  und  nicht  getrocknet  werden. 

Tabak  oder  Halbfabrikate  dürfen  nur  in  der  durchschnittlich  füi*  eine 
Tagesarbeit  erforderlichen  Menge  gelagert  werden.  Auch  dürfen  daselbbi 
nidbt  mehr  Zigarren  vorhanden  sein,  als  durchschnittHch  an  einem  Tage 
angefertigt  werden.  In  Anlagen,  in  welchen  nicht  mehr  als  5  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  ist  es  gestattet,  in  den  Bäumen  Tabak  und  Halbfabri- 
kate in  der  durchschnittlich  für  eine  Wochenarbeit  erforderlichen  Menge 
und  soviel  Ziganen,  als  durchschnittlich  in  einer  Woche  angefertigt 
werden,  aa&abewahreii,  sofern  die  Anfbewahrung  in  dicht  geschlossenen 
Behältnissen  erfolgt. 

2)  Die  Käume  müssen  täglich  mindestens  dreimal  eine  halbe  Stunde 
lang,  lind  zwar  jedenfalls  morgens  vor  Beginn  der  Arbeit,  während  der 
Mittagspause  und  nach  Beendigung  der  Arbeitszeit,  durch  vollständiges 
Oefhen  der  Fenster  nnd  der  nicht  in  Wohn-,  Schlaf-,  Koch-  oder  Vor- 
ratsräume führenden  Türen  gelüftet  werden.  Während  diestt*  Zeit  darf 
den  Arbeitern  der  Autentlialt  in  den  Räumen  nicht  gestattet  worden. 

3)  Die  Kclume  ujid  deren  Einrichtungen,  insbesondere  auch  Wände, 
Becken,  Gesimse,  Begale  sind  miudesteuä  zweimal  im  Jahre  gründlich  zu 
reinigen. 

Von  den  Fussb^jden  und  Arbeitstischen  ist  täglich  mindestens  einmal 
dnrch  Abwaschen  oder  fouchtpp  Abreiben  der  Staub  zu  entfernen. 

4)  In  den  Bäumen  sind  mit  Wasser  gefüllte  und  täglich  zu  reinigende 
Spucknäpfe,  und  zwar  mindestens  einer  für  je  5  Personen,  aufzustellen. 

5)  In  den  Räumen  oder  in  deren  unmittelbarer  Nfthe  sind  fllr  die 
Zahl  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  ansreiohende  Wascheinrichtiingen 
mit  Handtüchern  und  Seife  anzubringen. 

§  5.  Kleidungsstücke,  welrhe  wahrend  der  Arbeitszeit  abgelegt 
werden,  sind  ausserhalb  der  Aibeila-,  Lager-  oder  Trockenräume  aufzu- 
bewahren. Innerhalb  dieser  Bftnme  ist  die  Aofbewahrong  nnr  dann  ge- 
stattet, wenn  sie  in  ausschliesslieh  dam  bestimmten  verschliessbarra 
Schranken  erfolgt.  Die  letzteren  müssen  w&hrend  der  Arbeitsseit  ge> 
schlössen  sein. 

§  6.  In  Anlagen,  in  welchen  10  oder  mehr  Arbeiter  beschäftigt 
wsrden,  mtlssen  für  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  getrennte  Aborte  mit  be- 
sonderen Eingängen  und,  sofern  vor  Beginn  und  nach  Beendigung  der 
Arbeit  ein  Wechseln  der  Kleider  stattfindet,  getrennte  Ans-  and  Ankleide- 
räume vorhanden  sein. 

§  7.  Aibeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter  dürfen  nur  dann  be- 
schäftigt werden,  wenn  sie  im  unmittelbaren  ArbeitsreihRltniBBe  sum 
triebsuntemehmer  stehen.  Das  Annehmen  und  Ablohnen  dieser  Personen 
dnrch  andere  Arbeiter  oder  für  deren  Rechnung  ist  nicitt  gestattet.  Diese 
Vorschrift  findet  auf  Arbeiter,  die  zu  einander  iu  dem  Verhältnisse  von 
Ehegatten  oder  Geschwistern  stehen  oder  mit  einander  in  gerader  Linie 
verwandt  oder  verschwägert  sind,  keine  Anwendung. 

§  8.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  sind  befugt,  auf  Antrag  Aus- 
nahmen von  den  Vorschriften  des  §  S  Ziffer  2,  Ziffer  4  Sate  2,  Ziffer  6 
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«ad  des  §  4  Ziffer  2  Bozulassen,  wenn  die  Arbeiterftume  mit  einer  wirk« 

samen  Einrichtung  zur  ITorLoifiilirung'  eines  ausreichenden  Luftwechsels 
versehen  aind.  Im  Falle  der  Bewilligung  von  Ausnahmen  von  der  Vor- 
gcbrift  des  §  d  ZiÖ'er  5  müssen  jedoch  für  jede  beschättigte  Person  miu- 
deetene  7  cbm  Ltifbreum  verbleibiBii. 

Die  höheren  Verwaltungsbehörden  können  ferner  auf  Antreg  Aus- 
nahmen von  der  Vorschrift  §  3  Ziffer  2  für  sdlche  R&ume  zulassen,  in 
denen  auf  die  darin  beschättigten  Persuuen  ein  grösserer  als  der  im  §  3 
Ziffer  ö  bezeichnete  Luftraum  entfällt.  Auch  können  für  die  Arbeitsraume 
in  Sbedbauten  sowie  for  solche  Rfttune^  welche  mit  ein«r  besoBders  grossen 
Fensterfläche  ausgestattet  Bind,  Aosnehmen  von  der  Vorschrift  des  §  8 
Ziffer  4  Satz  2  nachgelassen  werden. 

Die  höheren  Verwaltungsbehörden  sind  befugt,  l'iir  Anlagen,  in  denen 
nicht  mehr  ah*  5  Arbeiter  beschäftigt  werden,  in  Abweichung  von  den 
Vorschriften  des  §  2  and  des  f  4  Ziffer  1  Abs,  1  anf  Anüag  zu  ge- 
statten, dass  das  Trocknen  des  Tabaks  in  der  Küche  oder  im  Arbeits- 
ranme  vorgenommen  wird ,  sofern  durch  geeignete  Einrichtungen  aup- 
reichonde  Fürsorge  gegen  hiervon  dirohende  Gesundheitsschftdigungeu 
getrotien  ist. 

§  9.  ünberflhrt  bleibt  die  Belbgnis  der  anstftndigen  Behörden  im 
Wege  der  Verfligtuig  flLr  einzelne  Anlagen  (§  120  d  der  Gewerbeordnung) 
oder  durch  allgemeine  Anordnungen  fUr  alle  Anlagen  ihres  Bezirkes 

(§  12Ue  Abs.  2  a.  a.  0.): 

1)  die  Anbringung  besonderer  Einrichtungen  zur  Herbeiführung  eines 
ansreichenden  Luftwechsels  in  den  Arbeitsiiimnen  vorsasdireiben; 

2)  die  für  die  Instandhaltung  und  Beinhalt&ng  der  Becken  nnd  Wftnde 

erforderlichen  Bostimmnngen  zu  treffen; 

3)  Anordnungen  über  die  Jjanrichtang  der  Arbeitstische  und  •sitze  zu 
erlassen ; 

4)  Massnahmen  rar  Vermeldiing  yon  Staubbelftstigung  b«  der  Ver- 
wendung von  Maschinen  anzuordnen. 

§  10.  Der  Ari  ri^L'f^^rr  hat  für  die  Arbeiter  Terbindliche  Bestiziun* 
nngen  über  folgende  Gegenstände  zu  erla.ssen: 

1)  Die  Arbeiter  dürfen  nicht  auf  den  Fussboden  ausspucken. 

2)  Die  Arbeiter  dürfen  Zigarren  nicht  mit  dem  Mnnde  bearbeiten 
und  die  Zigarrenmesser  nicht  mit  Speichel  befeuchten. 

In  den  zu  erlassenden  Vorschriften  ist  vorzusehen,  dass  Arbeiter, 
welche  trotz  wiederholter  Warnung  den  vorstehend  bezeichneten  Bestim- 
mungen zuwiderhandeln,  vor  Ablauf  der  vertragsmftssigen  Zeit  und  ohne 
Anfkandigung  entlassen  werden  kdnnen. 

Ist  für  den  Betrieb  eine  Arbeitsordnung  erlassen  (§  184  a  der  Ge- 
werbeordnung), so  Hind  die  vorstehend  beeMchnetm  Bestimmungen  in  die 
Arbeitsordnung  aufzunehmen. 

§  11.  In  den  Arbeitsrftumen,  in  denen  das  Abrippen  von  Tabak,  das 
Wickeln,  Bollen  oder  Sortieren  von  Zigarren  vorgenommen  wird,  rnnss  an 
der  Eingangsttbr  «n  von  der  Ortspolizeibehdrde  nnteneichneter  Anshang 
befestigt  sein,  aus  welchem  ersichtlich  sind  : 

1)  die  Länge,  Breite  und  Höhe  des  Arbeitsraumes; 

2)  der  Inhalt  des  Luftraomes  in  Kubikmeter; 

8)  die  ZtM  der  Personen,  welche  demnach  in  dem  Arbeitsramne  be- 
sehftftigt  werden  dttrüen; 
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4)  die  v<m  d«r  hlAiflmi  T«rwaltiiiigibeh(Me  gmMm  §  8  filr  dm 
Arbeitsraom  etwa  zugeUwatiAil  AusnahmeiL 

In  jedem  Arboitaraume  imis^i  ferner  eine  Absclm'ft  oder  ein  Abdruck 
dieser  Vorscbrifton  «owie  der  gem&sö  §  10  vom  Arbeitgeber  erlassenen 
Beätimmungen  au  eiuer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  au&b&ngen. 

§  12.  Die  vorstehenden  Bestünmongen  treten  am  1.  Mai  1907  in 
Kraft  und  an  die  Stelle  der  durch  die  Bekanntmaehtuigen  des  Eeicha- 

kanzlers  vom  8.  Juli  1898  (Eeichfl-OeeetsbL  S.  218)  und  vom  9.  April 
1905  (Reichs-Gesetzbl.  S.  23(^>  verkündeten  Vorschriften  über  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  zur  Anfertigung  von  Zigarren  bestimmten 
Anlagen.  Jedoch  bewendet  es  für  die  beim  firlasse  dieser  fieetimmiing«a 
bereits  im  Betriebe  stehenden  Anlagen  hinsichtlieh  der  Grttase  des  jedem 
Arbeiter  zu  gewährenden  Luftraumes  bis  zum  1.  Januar  1913  bei  den 
Vorschriften  des  ^  5  der  BekanntTna'linnL'  vom  8.  Juli  1893. 

3.  Verordnung»  betr.  die  Ausdehnung  der  §^  186  bis  139  b  der 
OeverbeoaxUiiing  auf  W«dntittaiL  der  TSbskiiidiisbled  Vom  21.  Febmar 
1907.   Nr.  $297.    (BGBl.  1907  Nr.  10  8.  66.) 

§  1.  Auf  Werkstätten,  in  denen  zur  Herstellung  von  Zigarren,  Ziga- 
retten, Rauch-,  Kau-  oder  Schnupftabak  erf >rJerli<lic  Vernchtun^en  vor- 
gonnmmen  o<Jr»r  forti^'o  Tabakwaren  sortiert  werden,  tiiidon  die  Bestim- 
mungen der  13Ö  hin  139  b  der  Gewerbeordnung  Anwendung.  Dies 
gilt  ftlr  Werhitfttten  mit  Motorbetrieb,  anch  wenn  in  ihnen  in  der  Regel 
weniger  als  10  Arbeiter  beschttÜbigt  werden. 

Ausgenommen  bleiben  solche  Werkst&tten,  in  denen  ausschliesslich 
zur  Familie  des  Arbeitgebers  gehörige  Personen  beschäftiget  werden. 

§  2.  Biese  Verordnung  tritt  mit  dem  1«  April  1907  in  Kraft. 

4.  Bekanntmachung ,  betr.  die  Ansfllhniiigsbestiiiiiiitmgm  des 
Bondstnits  Uber  die  BeatihifUgniig  von  jagendUahen  Azbeitern  nnd 
von  Arbeiterinnen  in  Werkstätten  mit  Motorbetrieb.    Vom  27.  Febroar 

19()7.    fReichs- Arbeitsblatt,  II.  Jahrg.,  Marz  1  !♦<»?,  Nr.  3  8.  270.) 

Die  vom  Bundesrate  für  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern 
nnd  von  Arbeituinnen  in  Werkstfttten  mit  Motorbetrieb  sngelassenen  Ans« 
nahmen  von  der  Anwendung  der  §§  135  f£.  der  Gewerbeordnung  (Bekannt» 
maclmn;'  vom  13.  Juli  19(K),  Eeichs-GeBotzbl.  S.  öGo'i  finden  anf  ^^nl-^hf 
Werkstütton  mit  Motorbetrieb  keine  Anwendun«:,  in  welchen  zur  Her- 
stellung von  Zigarren,  Zigaretten,  Hauch-,  Kau-  oder  Schnupftabak  er- 
forderliehe  Verrichtungen  vorgenommen  oder  fertige  Tabakwaren  sortiert 
werden. 

5.  Gesetz  Vootr.  den  Hinterbliebenen-Versicherungstönds  und  den 
Beiohs-Invalidembnds.  Vom  8.  April  1^07.  ^r.  3314.  (RöBl.  1^07 
Nr.  15  8.  89.) 

§  1.  IMe  im  §  15  des  Zolltarifgesetses  Tom  25.  Desember  1902  vor> 
gesehene  Ansammlung  von  Zollertrftgen  sur  Erleiohtenmg  der  Bordh- 

führnng  einer  Witwen-  und  Waisen versnrgnnji:  c:e5?chieht  zu  einem  be- 
sonderen Fonds  unter  dem  Namen  „Hiuterbliebeneu- Versicherungsfonds". 

§  2.  Die  zinsbare  Anlegung  und  die  Verwaltung  des  Fonds  erfolgen 
nnter  der  oberen  Leitung  des  Beiohskanslers  und  unter  der  Anftieht  der 
Reiohsschnldenkommission  durch  die  Verwaltung  des  Beichs>IxivaUden> 
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£»iidB  Baoh  den  ftt  diesen  geltenden  Vorecfariften  mit  folgenden  Mass- 
gaben: 

V)  Die  Bestände  des  Hinterbliebenen- Versicherungsfonds  werden  ge- 
trennt von  den  Beständen  anderer  der  Verwaltung  des  Reichs-Invaliden- 
fouciä  unterstellender  Fonds  aufbewahrt.  Die  Anlegung  durch  Eintragung 
in  das  Sdbnldbndi  des  Reichs  oder  eines  Bandesstaats  ist  solftssig. 

2)  Die  bis  snm  Inkrafttreten  eines  Oesetses  ttber  die  Witwen-  und 
WaisenversvM  L'nng,  jedoch  längstens  Ins  zum  1.  Januar  1910  aufkommenden 
Zinsen  des  Hinterbliebenen-Versicherungsfonds  sind  in  gleicher  Weise 
wie  die  Kapuaiaui'kommen  zinsbar  anzulegen  und  treten  dem  JbLapital- 
bestande  hinsn. 

3)  Die  Erwerbung  von  Schuldverschreibungen  für  den  Hinterbliebenen- 
Versicherungsfonds  aus  den  Beständen  des  üiOiohs-LivalideQfonds  geschieht 
ohne  Vorniittolung  von  Bankhäusern. 

4)  Eine  Ausserkorssetzung  der  für  den  Hinterbliebenen- Versicherungs- 
fonds erworbenen  Sdinldversdireibungen  findet  mcht  statt. 

5)  Während  der  Dauer  der  gemeinschaftlichen  Verwaltung  werden 
Verwaltungskosten  aus  dem  Hinterblicbonen-Versicherungsfonds  nur  inso- 
weit bestritten,  als  bare  Auslagen  durch  den  Erwerb  von  8chuldver- 
sciueibuiigeu  für  ihn  oder  durch  Verftusserung  von  {Schuldvei-schreibungen 
ans  sdnen  Bestftnden  entstanden  sind. 

§  3.  Der  Beichskanzler  wird  ermächtigt,  die  aus  den  Best&nden  des 
Reichs-Invalidenronds  notwendig  werdenden  Veräusserungen  von  Schuld- 
verschreibungen auch  über  den  8chluss  eines  Rechnungsjahres  hinaus  aus- 
zusetzeu  und  die  exfordeilichen  Beträge  aus  Keichsmitteln  vorzuschiessen. 

§  4.  Die  im  §  11  Abs.  1  des  Gesetses  ttber  den  Beichs-BiTaliden- 
fonds  vom  28.  Hai  1873  über  den  Vorsitzenden  enthaltenen  Bestimmungeii 
werden  dahin  geändert,  dass  die  Stelle  des  Vorsitzenden  auch  einem 
Beamteu  im  Nebenamt  and  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerrufs  übertragen 
werden  darf. 

6.  Bekanntmachung  betr.  die  BesohfifUgiiiiig  von  Arbeiterinnen  auf 
atedokolileiibergwerken»  Snl^  und  BlsiaiBbeigwerkMi  im  Begieonings- 
besirk  Oppeln.    Vom  12.  April  1907.    (Beichs-Arbeitsblatt,  V.  Jahrg., 

Mai  1907,  Nr.  5  S.  440.) 

Auf  Grund  des  §  139  a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Biudesrat  die 
nachstehende  Bestimmung  erlassen : 

Die  Beschftftigung  von  Arbeiterinnen  auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink- 
und  Bleierzbergwerken  im  Begienmgsbczirk  Oppeln  in  Gomassheit  der 
Ziffer  II  und  III  der  Bestimmungen  über  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink-  und  Bleierzbergwerken  und  auf  Koke- 
reien im  Kegierungsbezirk  Oppeln  (Bekanntmachung  vom  24.  März  1892, 
Beichs-Gesetzbl.  S.  881),  und  in  Oemassheit  der  hienu  eigangenen  Be- 
StimitJui.L*  II,  1  etreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  auf  Stein- 
kohlenbergwerken, Zink-  und  Bleierzbergworkon  im  Regierungsbezirk  0]){)eln 
(Bekanntmachting  vom  20.  März  ]  !*<  »2,  Reichs-Gesptzbl.  S.  77)*),  wird  unter 
den  daselbst  bezeichneten  Bedingungen  und  mit  der  Massgabe,  dass  die 
Beschäftigung  der  Arbeitwinnen  in  Gemftssheit  der  Ziffer  IQ  erst  von 
5  Uhr  morgens  an  stattfinden  darf,  weiter  bis  zmn  1.  April  1912  nach- 
gelassen. 

1)  OdM  «Mb  BoU.  Bd.  I  B.  148  Ni.  8. 


Digitized  by  Google 


i 


—  12  - 

7  Bekanntmachung  betr.  die  Besch äftigmig  von  Kindern  bei  der 
Beinigung  von  Dampfkeseelii.  Vom  1.  Juli  VJOl.  Nr.  3350  {BXjBl  IdOl 
Nr.  3<»  8.  401.) 

Auf  Gruud  de»  §  4  Abs.  2  des  Gesetzen  betr.  isLiuderarbeit  in  gewerb- 
liehen  Betrieben,  vom  80.  Min  190S^)  (BOBL  S.  118),  l»t  derBondemt 
beschlossen :  Die  Beach&ftigimg  von  Kindern  bei  der  Reinigung  von  Dampf- 
keseela  ist  verboten. 

8.  Bekanntmacilung  betr.  die  Einriohtang  und  den  Betrieb  der 
Baolidmiakefeieii  imd  Bahriftgio— wolen.  Vom  5.  Joli  1907.  Nr.  8361. 
(KGBL  1907  Nr.  81  6.  406.) 

Auf  Omnd  des  §  120e  der  Gewerbeordnung  liat  der  Bnndesrat  be« 

ScbloBf^en  : 

Die  Be.stimmuugen  unter  III  der  BeksLuntmacbuug ,  betr.  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  Bnehdra^ereien  und  Schriftgiessereien,  vom 
81.  Juli  1897  (RGBl.  8.  614),  werden  durch  die  folgenden  Vorschriften 
ersetzt: 

Abweichungen  von  den  Vorschriften  imtor  Ziffer  3  Abs.  1,  3  können 
auf  Antrag  des  Unternehmers  durch  die  höhere  Verwaltungsbehürde  für 
solche  Anlagen  zugelassen  werden,  in  welchen  in  der  Regel  nicht  mehr 
als  6  Arbeiter  beschäftigt  werden,  sofern  die  fttr  den  Betrieb  benutzten 
Arbeitsr&ume  bereits  am  31.  Juli  1897  im  Besitze  des  jetsigen  Unter- 
nehmers oder  eines  Familienangehörigen  gewesen  sind. 


Vom  Bet^TeisIciienuigMiiit  genehmigte  UnftUmUltaitgt- 

TOtMdulflen. 

L  ün&Uverbütangsvorschnften  für  die  landwirtscboftUcben  Betriebe 
der  lippesoiheii  laxidwIrtsohaftUcthen  BerulligenoBBensobafL    I.  Teil. 

Landwirtschaftliche  Maschinen.    II.  Teil.   Landwirtschaftliche  Gerate  und 

Sprengiuittel.  TTL  Teil.  LandwirtschaftlicLe  Vieh-  und  Fulirwerkshaltung. 
TV.  Teil.     Landwirtschaftliche  Bauhaltung.    Vom  Reichsversichenmgsamt 

am  3.  Dezember  1906  geuebiaigt.  •  ' 

2.  Unfal!vorhütnr>p:flvor8Chrlft©n  für  die  landwirtschnftlichen  Betriebe 
der  Schlesischen  landwirtschaftlichen  Beru&genossenschaft.  III.  TeiL 
Landwirttichaitiiche  Hauptbetriebe  (Geräte,  Viehhaltung,  Puhrwerk,  Ban- 
wesen).    Vom  ReicbsversiehernngRamte  am  27.  Desemb«*  1906  genehmigt. 

3.  Dritter  Nachtrag  zu  den  abgeändert  on  Un  fall  vor  liütungsvor- 
sohrifbeu  der  Seeberu&gonossenschaft  für  Dampfor  (Ausgabe  1003). 
Vorschriften  über  wasserdichte  Schotte  ffir  Passagierdampftr  in  ausser' 
europäischer  Fahrt,  Ausgabe  1907.  Vom  Reichsversichemngramt  am 
1.  Februar  1907  genehmigt. 

4.  UnfUlvedifitniigBVorsidizifteii  der  SehlM^vig-Bolateinisoihai  Imid- 

wirtschaftlichen  BemlbgenoBsenschaft  I.  Teil.  Landwirtschaftliche 
Maschinen.  II.  Teil.  LandwirtschaftUche  Gerftte  nnd  SprengmitteL  III.  TeiL 


1)  Bau.  Bd.  Q  8.  1  Nr.  2  n,  8.  L 
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Landwirtsehi^liohe  Vieih-  und  Fohrwerkahaltimg.    IV.  TeaL  Landwirt» 

schaftliche  Baohaltung.  V.  Teil.  Landwirtschaftliche  Nebenbetriehe. 
VI.  Teil,  i'orstwirtsohaft  Vom  BeiohsversioherQDgsamt  am  1.  Mai  1907 
genehmigte 

B.  BviklMstaatoii« 

1.  Königreicli  Preusseu. 

L  Der  Mimster  fUr  Handel  und  Grewerbe  an  die  Herreu  Begidruugs- 
prioideDteB,  betr.  OoaohMlobctrIeb  der  QesliideTenaleter  und  SteUeii- 
vennittier.  Vom  5.  März  1907.  (MiiiL-^terialblatt  der  Handel«-  und  Oe- 
"Werbeverwaltunj;^  vom  19.  März  1907,  Nr.  6  S.  55.) 

Auf  Örund  des  §  38  Abs.  1  niid  3  der  Gewerbeordnung  habo  ich 
lür  den  Geschäftsbetrieb  der  (iesindeveruiieter  und  SteUenvermittler  {&u»- 
acUiesslich  der  Theateragenten)  nene  Vorschriften  erlassen,  die  Yom  1.  Juli 
d.  Js.  an  die  Stelle  der  jetzt  geltenden  Vorschriften  vom  10.  August  1901 
(HM BT  S.  184)  treten.  Sif  wollen  die  Beilage  znm  Amtsblatt  sogleich 
veröffentlicben.  Dir«  eri'orderliche  Zahl  Druckexemjdare  der  Beilage  wird 
Ihnen  die  fiuciidruukerei  Julius  Sittenleld  hier^elbst  zugehen  lassen. 

Die  Ort^UseibeliOrden  haben  sich  die  aorgftltige  Ueberwachnng  des 
Oeechftftabfitrifibfl  der  Oeslndevermieter  und  Stellenvermittler  angelegen 
sein  zu  lassen.  Zu  dem  Zweck  ist  unter  anderem  der  Geseliäft.sbetrieb 
mindestens  einmal,  in  StUdten  über  10 CHX)  Einwohner  mindeBten.s  zweimal 
im  Jahre  einer  unvermuteten  Revision  zu  unterziehen.  Dabei  bietet  flir  die 
Kontrolle  der  rollstiadigen  EHntragnng  der  abgescblossenen  Vertrftge  in 
das  Gleechftftsbucb  A  die  Numerierung  der  Auswei  s  eine  geeignete  Hand- 
habe, die  zugleich  eine  Prüfung  darüber  zulässt,  dass  bei  jedem  VertragS- 
abschloss  auch  die  Au.sweise  au.sge.stellt  wind. 

Nach  Zitier  4,  5  sind  ibrtan  die  Geschälttibücher  spätestens  14  Tage 
nach  Ablauf  das  Salenderjahree  der  OrtapolieeibehOrde  einaoreioben. 
Bücher  sind  bei  dieser  Gelegenheit  anf  ihre  ordnungsmässige  Fithrong  hin 
m  prüfen.  Soweit  die  Strafverfolgnng  nodi  nicht  verjährt  ist,  ist  bei 
etwaigen  Verstössen  die  Bestrafung  des  Ge.sindevermieters  oder  Stellen- 
vermittlers herbeiKuiiihren.  Unabhängig  hiervon  ist  aber  in  jedem  Falle 
sn  prfifen,  ob  auf  Orond  der  durch  &  Binsichtnalone  der  Geachiftibltcher 
gewonnenen  nlüieren  Kenntnis  der  GeschäftsfUnnmg  die  Entanhnng  der 
JBrlaubnis  svp'jev.  UT>zuverlä8.sigkeit  in  die  Wege  zn  leiten  ist. 

Am  Schlüsse  des  auf  der  RtickHeite  des  Ausweises  (Pormular  0)  ab- 
gedruckten Auszugs  ist  den  Beteiligten  anheimgestellt,  sich  fUr  den  Fall, 
dase  der  Geetadevegnoniefeer  oder  SteUenvemiittler  die  Gebtthr  nicht  iiirttdc- 
zahlt,  an  die  OrtBpolizeil>ehi>rde  an  wenden.  Die  Ortspolizeibehörde  hat, 
sofern  eine  entsprechende  Mitteilnn«?  eingeht,  die  Berechtigung  der  Weige- 
rnng  des  Gewerbetreibendon  eingehend  zu  prüfen.  Ergibt  sich  hierbei, 
dass  die  Eückzahlung  der  Gebühren  zu  Unrecht  verweigert  wird,  so  bat 
die  OrtspoliaeibehOrde  dem  Gesindevennieter  oder  StellenTennitÜer  unter 
kurzer  Darlegung  des  Sachverhalts  zu  erOffiien,  dass  die  Entziehung  der 
Erlaubnis  flir  den  Fall  werde  in  Erv.-nL'''nv»  L'^ezogen  werden,  dass  durch 
die  ordentlichen  Gerichte  die  Unrechtmäsäigkeit  der  Weigerung  zur  Er- 
stattung der  Gebühren  festgestellt  werde.  Die  an  den  Bahnhöfen  anf- 
geafeellten  ÜMmtiTbeamten  sind  «of  die  Ueberwaehnng  der  Befolgong  der 
Ziffsr  19  der  Voradhiiften  beeondera  enfberhsam  nt  machen. 
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Anlage.  Varschriften  Uber  den  Umfang  der  Belug- 
nisse  nn<l   Verpflichtungen  sowie   über    den  Geschäfte» 

betrieb  «1er  Gesindo  Vermieter  und  Stollen  v  er  in  ittl^r  mit 
Ausschluss  der  Stellea  vermittler  für  Bühnenangehörige 
(Theateragentenj. 

Anf  Grand  dee  §  88  Abs.  1,  8  der  Gewerbeordnung  (Beichsgesetasbl. 
1900,  S.  871)  wird  über  den  Um]fang  der  Befugnisse  und  Verpfliohtnngeni 
sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und  Stellenverraittler 
mit  Au.s8chlii.sH  der  StellenvermitUer  lUr  Bühnenangehöhge  (Theater- 
agenten) folgendem  bestimmt: 

1.  Wer  daa  Gewerbe  eines  GesindeTemieters  oder  SteUenvennittiiecs 
betreibt^  ist  Terpflichtet,  ein  Geschäftsbuch  nach  dem  anliegenden 
Muster  A  zu  ftlhren.  FÖr  männliche  und  weibliche  Personen  kann  je  ein 
besonderes  (TOf^chnttsbuch  geführt  werden.  Das  Geschäftsbuch  mnss  dauer- 
haft gebunden,  nuL  fortlauienden  Öeit^uzalileu  versehen  sein  und  vor  der 
Ingebraaohnahine  Ton  der  OrtapoliseibebOrde  unter  B^jüanbigung  der 
Seitensahl  abgestempelt  werden. 

2.  Die  im  Geschäftsbetriebe  des  Gesindovermieters  oder  Stellen- 
vermittlers abgeschlossenen  Dienst vertrSge  sind  unmittelbar  im  Anschluss 
au  den  Vertxagsschluss  unter  lortlauleuden  Nummern  vollständig  ein- 
zatragen.  Der  Siagang  von  Zahlnagen  ist  im  Laufe  des  Tages,  aa  dem 
sie  eingehen,  zn  vermerken.  In  der  Spalte  „Bemeilrangea"  ist  bei  minder- 
jährigen  zur  Dienstleistung  Verjvflichteten  y,u  vermei^ea,  dsss  die  Za- 
Stimmung  den  geHetzlichen  Vertreters  erfolgt  ist. 

3.  Alle  Eintragungen  und  alle  Schriftstücke  müssen  in  deutscher 
Sprache  nad  mit  Tiste  bewirkt  werden.  Der  Gesindevermieter  oder  Stellea- 
vermittler ist  auch  dsna  fttr  die  ordanngsmftssige  Führung  des  Geschäfts- 
buches persönlich  verantwortlich,  wenn  er  sie  einem  Dritten  ttbertraf^^en  hat. 

4.  Das  Geschäftsbuch  ist  alljährlich  sowie  bei  Aulgabe  des  Gewerbe- 
betriebes abzuschliessen  imd  binnen  14  Tagen  nach  Anfang  des  nächsten 
Ealeadeijahres  oder  nach  An%abe  des  Gewerbebetriebes  der  Ortq[»oliMi> 
behOrde  zor  Best&tignng  des  Abschlusses  und  zur  Nachprüfung  der  Ein- 
tragungen einzureichen.  Das  abgeschlossene  Gescbäitsbuch  ist  fünf  Jahre 
lang  aulizubewahreu.  Nach  dem  Abschlüsse  dürten  weitere  Eintragungen 
nicht  mehr  gemacht  werden. 

5.  Die  Gesindevermieter  and  Stellenvermittier  haben  femer  ein  Ge- 
schäftsbuch nach  dem  anliegenden  Muster  B  zu  f\ihren,  in  das  die  Auf- 
träge der  zur  Dienstleistung  Verjyflichteten  im  Laufe  des  Tages,  an 
weichem  sie  eingehen,  in  der  Eeihenlblge  des  Eingangs  unter  fortlaufenden 
Narnmem  Tollstftadig  einsratragen  sind.  Aaf  dieses  Geschäftsbuch  finden 
die  Yorsdiriften  unter  Ziffer  1,  3  und  4  mit  der  Massgabe  Anwendung, 
da.ss  die  am  Schlüsse  des  Kalendei^ahres  nicht  erledigten  Anftrftge  ia  des 
neue  Buch  zu  übertragen  sind. 

6.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet^  ihren 
Familiennamen  and  mindestens  einen  aosgesohriebenen  Vorasmea  mit  dem 
Zusätze:  „Gesinde  vermie  ter(i  n)  oder  ^tellenyermittler(in)" 
in  deutlich  lesbarer  Schrift  an  der  Strnssnnseito  des  Hauses  auf,  über 
oder  neben  dem  Hauseiugang  und  am  Eingänge  zu  den  Geschäftsräumen 
anzubringen. 

Die  Beilegung  der  Beseichnungea:  „konsessioaierter  G^esindevenaieter**, 
„koasessioaierteT  SteUenvermittleir",  ist  verbotsai. 
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7.  Die  Gfisiiideveniiieter  oder  SteUenyenmitier  haben  alle  Anzeigen 

in  den  Zeitungen,  Anachlftgen,  Reklamozetteln  und  dergl.  mit  der  genauen 
Angabe  des  Geschaftslokals,  ihrem  Vor-  und  Zunamen  und  der  in  Ziffer  6 
Abs.  1  angeordneten  Bezeichnung  zu  versehen.  Ziifer  6  Abs.  2  findet 
andi  hier  Anwendung.  Alle  Angaben  ttbw  die  ZaU  der  offenen  Stellen 
oder  der  stellungsuchenden  Personen  sind  yerboten« 

Die  Gesindevenuieter  und  StellonvonnittlGr  haben  im  Anschluss  an 
die  Vermittelun^  in  den  Gosindebüchem  an  der  vorf^ezeichneten  Stelle, 
solange  aber  die  Ge»iudebücher  eine  besondere  Spalte  für  die  Eintragungen 
nicht  enthalten^  in  Spalte  7  ihren  ausgesohriebenen  Vor-  and  Znnameii 
unter  genauer  Angabe  doB  Geechäftslokals  nnd  des  Datums  in  deutscher 
Schrift,  leserlich  einztitragen.  Die  Verwendung  eines  Stempels  ist  zulässig. 
Im  übrigen  ist  ihnen  untersagt ,  in  die  Gesindebtlcher ,  Dienstbticher, 
Arbeitsbücher,  Quittungskarten  oder  sonstigen  Legituuationspapiere  Ke- 
klamesettel  einssolegen  oder  ihre  Adressen  oder  dergL  einsatragen. 

8.  Für  Gesindevermieter  und  Stellen  Vermittler,  welche  sich  im  Besita 
einer  Erlaubnis  auf  Grund  des  §  34  der  Gewerbeordnung  befinden,  richtet 
ßich  die  Befugnis,  ihr  Gewerbe  durch  einen  Stellvertreter  auszuüben, 
nach  §  47  a.  a.  0.  Inwiefern  ftlr  die  übrigen  Gesiudevermieter  und  SteDen- 
vennittler  eine  SteUvwtretung  snlAssig  ist,  hat  in  jedem  Fall  die  Orts- 
Polizeibehörde  zu  beetinunen.  Die  Beschäftigung  von  Hilfspersonal 
(QehiMV^ii ,  Lehrlingen,  Agenten  u.  s.  w.)  einschliesslich  der  i'amilien- 
anjrt  li' ri^'en  ist  nur  mit  Erlaubnis  der  Ortspolizeibehörde  gestattet.  Diese 
Erlaubnis  darf  nur  für  solche  Personen  erteilt  werden,  welche  iUr  den 
Gesdiftftobetrieb  die  erforderliche  Zuverlässigkeit  besitsen;  sie  kann  jeder» 
zeit  ohne  Angabe  von  Gründen  widerrufen  werden. 

9.  Die  Gesindevermicter  und  Stellenvermittler  haben  sorgfältige  Er- 
kundigungen über  die  Dieustverhiiltnisso  der  Dienstberechtigten  und 
der  zu  Dieuätleistuugen  Verpflichteten,  i^uwie  über  die  Brauchbarkeit  des 
sor  Dienstleistiing  Verpflichteten  flfr  die  in  Aossidit  genommene  Be> 
schäftigung  einzuziehen.  Sie  dtirfen  hinsichtlich  solcher  Stellen,  deren 
Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisse  ihnen  nicht  bekannt  sind,  eine  Vermitteiong^ 
tlberbaupt  nicht  ausfHhren. 

Die  Geäindevermieter  und  Stellenveimittler  dürfen  Personen,  von  denen 
sie  wissen  oder  den  Umstanden  nadi  wissen  müssen,  dass  sie  ohne  län- 
haltung  der  Kündigungsfrist  ihre  letzte  Stelle  verlassen  haben,  keine 
Dienstleistung  gewähren,  gofern  nicht  ein  gesetzlicher  Grund  filr  das  Ver- 
lassen der  Stelle  nachgewiesen  wird  ;  die  Verwendung  solcher  Personen 
zu  Dienstleistungen  im  eigenen  Haui^halt  ii»t  verboten.  Dasselbe  gilt  für 
Personen,  welche  nch  den  gesetslichen  Vorsdiriflen  snwider  nidit  im  Be- 
sitz  eines  ordnungsmässig  ausgestellten  und  ansgeftUlten  Gesindebuchs 
oder  Arbeitsbuchs  befinden,  oder  welche  die  zur  Verdingung  erforderliche 
Zustinunung  des  gesetzlichen  Vertreters  (§  118  des  Btlrgerlichen  Gesetz- 
buches) nicht  nachweisen  können. 

Die  Gesindevermieter  nnd  StellenTennittler  dUffen  nnr  fOr  solche 
Ammen,  welche  sich  Uber  ihren  Gesundheitszustand  durch  das  höchstens 
S  Tage  alte  Zen  L^ni»  eines  approbierten  Arstes  ausweisen  können,  eine 
Stellung  vemutteln. 

10.  Den  Gesindevermietem  und  Stellenyermittlem  ist  jede  Ver> 
nuttelnagstatigkeit  filr  eine  Person,  der  sie  eine  die  Brwerbstfttig^it  dee 
rar  DiensÜeistQng  Verpfliehteten  ToUstandig  in  Ansprach  nehmende 
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Stellung  vermittelt  haben,  verboten,  soluige  nicht  der  erste  ftür  das  be- 

ßtehendp  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  massgebende  Kündi^in^rf^termin 
verstri*  Iieu  ist;  es  sei  denn,  dasjs  von  dieser  Person  olieubar  ein  gejietz- 
licher  Grund  fiir  das  vorzeitige  Verlassen  der  Stellung  nachgewiesen  wird. 

11.  Die  Gkttiiidevenmeter  iind  SielleaTennittler  dQrfen  Dieoetbüdier 
(GtosindebUcher),  Arbeitsbücher,  Zeugnisse,  Ausweifipapiere  tuid  sonstige 
Gegenstüride,  die  aus  Anlass  der  Stellenvermittclnng  in  ihren  Rositz  ge- 
langt  sind,  gojren  den  Willen  dea  Eigentümers  nicht  zurückbehalten,  ina- 
benoudere  au  solchen  Gegenständen  ein  Zurückbehaltungs-  oder  Pfandrecht 
nidit  aasaben. 

Die  Qesiiidevermieter  und  Stellenvermittler  haben  sich  jeder  Ein- 
Wirkung  auf  y.nr  Dienstleistunir  Verpflichtete  dahin,  da^^s  diese  ihre 
Stelluiifz^  mit  einer  anderen  vertauschen,  zu  enthalten.  Eben:<o  10t  ihnea 
jede  Einwirkung  auf  Dieustberechtigte  wegen  Entlassung  von  sur  Dienst- 
leistung Verpflichteten  untersagt 

13.  Dienstberechtigte  oder  zur  Dienstleistang  Verpfliohtete^  die  eine 
Veruiiitelungs''^t'L^keit  des  Oe'^indevermieters  oder  ötellenvermittlers  nicht 
in  Anspruch  nelmiea  oder  ablehin  i  oder  sich  weigern,  die  för  die  Ver- 
mittelung  oder  für  die  Eintragung  in  das  Geschäftsbuch  erforderlichen 
Angaben  su  nuudienf  sind  unTersttglich  ans  den  QeschftftBiAnmen  in  ent^ 
fernen.  Für  die  von  solchen  Personen  unmittelbar  abgeschlosSSniHl  Dienst- 
xf>rtv:\'ip  darf  weder  ein  Answeis  (Ziffer  16)  erteilt^  noch  eine  Gebfibr 
erhoben  werden. 

14  Gesindevennieter  nnd  SteUenTormittler,  welche  Stellen  im  Ans- 
land  an  weibliche  Personen  vermitteln,  haben  der  OrtspoliseibehOrde  nach 
nftherer  Anweisung  regefanftssig  Verzeichnisse  der  vermittelten  Stellen  ein« 

zureichen.  Dasselbe  gilt  fi!r  die  Vf^rmittehtng  von  Rtelluni^n  für  Kellne- 
rinnen und  sonstige  in  Schankräumea  tätige  weibliche  Angestellte  sowie 
für  Anunen  im  Inlaade. 

15.  Gesindevsnnaeter  nnd  Stellenvennittler  haben  sofort  naeh 
IHntragung  des  Vertragssohlusses  in  das  Geschäftsbuch  über  jede  von  ihnen 
bewirkte  Vermietung  oder  Vermittelnng  sowohl  dem  Dienstberechtigten 
als  auch  dem  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  einen  Ausweis  nach  bei- 
liegendem Muster  0  anssratell^.  Die  Formulare  sind  mit  forUavftndsn 
Nummern  zu  versehen,  die  Nununem  der  ausgestellten  Ausweise  sind  in 
Spalte  12  deH  Geschäftsbuchs  A  einsutragen. 

1(\  Den  Gesindevermietem  und  St^llenvermittlern  sowie  ihrera  Hilfii- 
persouai  eiuschliesalioh  der  Familienangehörigen  ist  der  Betrieb  des  Ga st- 
und Schankwirtschaftsgewerbes,  der  Kleinhandel  mit 
Bier,  Branntwein  nnd  Spirituosen,  der  Handel  mit  Klei* 
dungs-,  Gebrauchs-  oder  Verzehrungsge^enstanden  \ind 
mit  Lotterielosen,  sowie  der  Betrieb  des  Gewerbes  eines 
Geldwechslers,  Ffandleihers,  eines  Schlafstellen-  und 
Zimmervermieters  untersagt;  auch  kann  der  Oesdiiftsbetneb  in 
H&usern,  in  denen  oder  in  deren  unmittelbarer  Kfthe  sich  eine  Gast-  oder 
J^rhankwirt.schaft  oder  eine  Kleinhandlung  mit  Bier  oder  Branntwein  und 
Spirituosen  befindet,  von  der  Ort,spolizeibohörde  untersagt  werden. 

17.  Gesindevermietem  und  Stellen  Vermittlern,  die  sich  im  Besitse  der 
Erlaubnis  auf  Orund  des  §  84  des  Gesetses  befinden,  kann  von  der  Orts- 
polizeibehörde  die  Brlsnbnis  sur  Beherbergung  von  stellnngsudisaideB 
Psraonsn  erteilt  w«rden,  wenn  flUr  die  Unterbr^gimg  geeignete  B&uAe 
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Torhanden  sind.  Hftnalidie  und  weibliche  Per0on«i  dürfen  nioht  gleich- 
zeitig  beherbergt  werden.  Die  ErlaubniB  kann  jederzeit  von  der  Orts- 
polizeibehörde ohne  An^be  von  Ot  ünclcn  mtT.ogen  werden. 

Das  Verzeichnis  der  Preise  für  dio  (Towiihnmg  der  Unterkunft  und 
jede  Abänderung  desselben  ist  von  der  Ortspolizei behörde  zu  genehmigen 
und  in  den  SchlftfiHnmeD  anssuhftngcn. 

18.  Den  in  Ziffer  17  beieiehneten  Gewerbetreibenden  kann  von  der 
Ortspol izeibehörde  die  Tiiofernng  vonSpeisen  und  nicht  f^eistigen 
Getränken  an  die  beherbergten  Personen  gestattet  werden.  Das  Preis- 
verzeichnis der  Speisen  und  Getränke  und  jede  Abänderung  desselben 
ist  von  der  Ortepoluseibehtfrde  an  genehmigen  und  in  allen  Rftnmen,  in 
welchen  die  Verabreidinng  von  Speisen  und  Getränken  erfolgt,  auszuhängML 
Die  Erl;ribnis  kann  von  der  Ortapolizeibahtfrde  jederseit  ohne  Angabe  von 
Gründen  entzogen  werden. 

19.  Den  Geeindevennietem  und  Stellenvermittlem  sowie  ihrem  Hilfs- 
persooal  einacUieealich  der  Familienangehörigen  ist  untersagt,  ohne  vor^ 
herigen  Auftrag  ausserhalb  ihrer  Geschäflbsrftume  insbesondere  auf  öffent- 
lichen Rtrassen,  We^en,  Plätzen  oder  an  anderen  öffftntli<'hen  Orten 
(Bahnhöfen,  EisenbahuzUgen  u.  s.  w.)  mit  den  Dieustberechtigten  oder  zur 
Dienstieistung  Verpflichteten  fflr  die  Zwecke  des  Gewerbebetriebes  in 
nnmittelbarafli  persttnlichen  Verkehr  nt  treten.  Sie  dttr^Bn  weder  Dritten 
(sogenanntm  Schleppern)  den  Auftrag  zum  unmittelbaren  Heranfahren  von 
zur  Dienstleistung  Verpflichtet-en  erteilen,  noch  znr  Dien8tleistun<j:  Ver- 
pflichteten,  die  von  solchen  Personen  herangeführt  werden,  eine  Stelle  ver- 
mitteln. Die  Ausflhung  des  Gewerbebetriebes  im  Umhersitäien  ist  verboten. 

20.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sowie  ihr  Hilfspersonal 
einschliesslich  der  Familienangehörigen  dürfen  von  den  Dienstberechtigten 
und  den  zur  Dienstleistung  Verjjflichteten  Geschenke  nicht  annehmen  und 
Gebühren  nur  erheben,  wenn  eine  Stellen vermittelong  stattgefunden  hat. 

KelMiL  den  Gebühren  dtbrfen  Nebenkosten  nicht  berechnet  werden. 
Die  Erstattung  barer  Auslagen  darf  nur  insoweit  gefordert  werden,  als 
ihre  Verwendung  auf  Verlangen  des  Auftraggebers  erfolgt  ist  und  naoh- 
gewiesen  werden  kann. 

Gebühren  und  sonstige  Vergütungen,  mit  Ausnahme  ttnes  Vorschusses 
anf  bare  Aoslagou,  dürfen  nur  nach  Abschluss  des  IHoistvttrtFBges  erhoben 
werden;  insbesondere  ist  die  Brhebnng  eines  Einsdireibegeldes  bei  An- 
nahme des  Auftrages  verboten. 

Die  GJesindevermieter  und  StoUouvermittlor  haben  über  alle  iiineu 
geleisteten  Zahlungen  sofort  Quittungen  auszustellen.  Sofern  die 
Zahlung  bei  Abschluss  des  Dienstvertrages  erfolgt,  muss  die  Quittung  auf 
dexa.  Ausweis  (Ziffer  16)  erteilt  werden. 

21.  Dio  Gesindevermief  er  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet,  an 
den  Dienstberechtigten  auf  schriftliches  Ansuchen  die  Gebühr  binnen  drei 
Tagen  zurückzuzahlen,  wenn 

1)  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  die  Stelle  nicht  antritt; 

2)  sie  die  GewBhr  Air  bestimmte  Eigenschaften  des  zur  Dienstleistung 
Verpflichteten  übernommen  haben  und  der  Dienstvertrag  innerhalb  vier 
Wochen  nach  Beii:inn  der  Dienstzeit  j:;olöst  vävci,  weil  sicli  herauj^stollt, 
dass  der  zur  Dienstleistung  Verptiichteie  die  zugesicherten  Eigenschaiten 
nicht  beeitst; 

3)  sie  ^e  Ausstellung  dee  Ausweises  (Ziffer  15)  unterlassen  haben. 
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82.  Di«  G«smd«Tenmetor  und  SteUenvwrmitthr  and  Twiifliolitet,  tat 
den  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  anf  sohnftliehes  AnsQCilieil  bimiMk 
drei  Ta^en  Hip  Ot>})!ihr  zrtrtlckzuzahlen,  wenn 

1)  sie  den  zur  Lhenstleistuu^  Verpliichteten  bestimmte  £igenBcliaiteD 
der  zugewiesenen  StelluDg  zugesichert  haben  and  der  Dienstvertrag  binnen 
-vier  Wodien  nadi  Beginn  der  Bienetmit  gelOet  wird,  weil  ridi  die  ün- 
ricshtigkeit  der  zugesicherten  Eigenschaften  herausstellt; 

2)  sie  die  Auastellung  des  Ausweises  (Ziffer  15)  unterlassen  haben. 

23.  Ansprüche  auf  Bückzahlung  der  Gebühr  küuuen  nur  binnen  vier 
Wochen  nach  dem  Zeitpunkte,  zu  dem  der  zur  Dienstleistung  Verpfliohtete 
den  Dienst  ai^etreten  hat  oder  hatte  antreten  mOas«!,  oder  ra  dem  der 
Vertrag  gelöst  ist,  geltend  gremacht  werden  Den  Gesindevermietem  und 
Stellenvermittlorn  ist  untersagt,  den  Anq^ruch  auf  Hiiokzahlang  durch 
Vertrag  auszuschliessen. 

24.  Die  PolixeibeliSrden  nnd  ihre  Organe  sind  befogt,  in  den  Ge- 
sohftftabetrieb  des  Geaindevennieters  oder  Stellenvermittlers  jederaeit  £in- 
sioht  zu  nehmen.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sind 
verpflichtet,  den  Beamten  jederzeit  den  Zutritt  zu  allen  für  den  (resr liiu'ts- 
betrieb  bestimmten  und  den  in  Ziffer  17,  18  bezeichueten  Käumiichkeiten 
zu  gestatten,  ihnen  aQe  GesdiftftslNtdier  auf  Verlangen  im  Dienstranme 
der  Polizeibehörde  vorzulegen,  nnd  jede  fiber  den  GeschiftsVetrieb  ver- 
langte Auskunft  wahrheitsgetreu  zu  erteilen. 

Je  ein  Abdruck  dieser  Vorschriften  und  des  Gebühre  n  tarifs  ist 
in  grosser  Scbrii't  und  in  deutscher  Sprache  in  den  Geschäftsräumen  am 
Eingang  an  gut  zug&nglicher  Stelle  aunmhSngen. 

Die  Verlegung  der  GeBoh&ftBrB.ume  und  die  Einstellung 
des  Geschäftsbetriebs  ist  binnen  drei  Tagen  der  Ortepoliaeibehfirde 
anzuzeigen. 

25.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  änden  auf  Stellenvennittelungen 
nnd  Arbeitsnachwttsei  welche  Ton  Gemeinden  oder  weiteren  KommnniaU 
▼erbftnden,  Handelskammern,  Landwirtschaftskammem,  Innungen,  Linangs- 

ausschüKsen,  Iiiniin<iRverlniii<loii,  KHn<h\erkskammern,  Berufsvereinen,  Ge- 
werbevereinoii  und  sonst  igen  Voroinen  sowie  von  Vereinsvorbilnden  errichtet 
und  nicht  gewerbsmänsig  betrieben  werden,  keine  Anwendung. 

26.  Diese  Vorschriften  treten  am  1.  Juli  1907  in  Kraft;  mit  dem 
gleichen  Tage  verlieren  die  Vorschriften  vom  10.  August  1901  ihre  GKÜitig- 
keit.  Gesindevermietem  nnd  Stenen\ ermittlorn,  die  die  l)islior  viirjre- 
sclii-iebenen  Geschäftsbücher  ordnungsf^emäsa  gofflhrt  lia])on,  kann  durch 
die  Ortspoiizeibehörde  die  Weiterführung  der  Bücher  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1907  gestattet  werden. 

27.  Jedem  Gesohftftsbuch  A  ist  ein  Abdruck  dieser  Vorschriften  vor- 
suheften. 

28.  Zn Widerhandlungen  freien  diese  Vorschriften  werden  nach  §  148 
Abs.  1  Ziffer  4  a  der  Gewerbeordnung  mit  Geidstraie  bis  zu  150  M.  und 
im  ünvennflgensfalle  mit  Haft  bis  zu  vier  Wochen  bestraft. 

2.  Der  Minister  ft'ir  Handel  nnd  Gewerbe  nn  die  Herren  Rcg^ernngs- 
präsidentcn  und  den  Herrn  Polizeipr:i8idont cn  in  Berlin,  betr.  Be- 
schäitiguug  von  Arbeiterinnen  und  jugoudlickün  Arbeitern  in  Work- 
stftten  der  Tabeklndiistxla  Vom  28.  Hftrs  1907.  (Ministerialblatt  der 
Handels-  und  GewerbeTerwaltnng  vom  16.  April  1907,  Nr.  8  8.  76) 
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Anlfisalich  der  VeröfCantüctang 

•)  der  Kaiserlichen  Verordnung,  betr.  die  Ansdehnnnn-  der  §§  135 
bis  139b  der  (Gewerbeordnung  auf  Werkstätten  der  Ta bakindustri«, 
vom  21.  Febrnar  1907  (Beiclis-Gttetzbl.  a  66), 
b)  der  Bekanntmachung,  betr.  die  Ausf  Qbru  ngHbentimmTineen  des 
Bundesrats  Ober  die  JBeschäf tigunj^  von  juj^eudlicbeu  Aroeitern 
und  von  Arbeiterinnen  in  Werkstatten  mit  Mototbetrieb.  TOm 
2.7.  Februar  1907  (£eich»-GttetebL  8.  6tt)» 
e)  der  BeJcanntmachiing,  betr.  die  Elnriehtttag  und  den  Betrieb  der 
zur  Anfertigung  von  Zigarren  bat  ti  mm  teil  Anlagen,  TOm  17.  Fe- 
bruar 1UU7  (Keichs-Gesetzbl.  S.  M), 
mache  icih  auf  folgende«  aufmerksam: 

T.  Bei  der  Ausarbeitiirtr  drr  ersten  Vorschriften  über  die  Einrichtung  und  den 
Betrieb  der  zur  Anfertigung  von  Zigarren  bestimmten  Anla^eu  vum  9.  Mai  1888  (Keichs* 
GeeetzbL  8.  172)  ist  von  der  Auuassong  aosgegangen,  dass  mit  Bücksidit  auf  den 
Sprachg^rauch  alle,  auch  die  kleinsten  gewerblichcu  Anlagen,  in  denen  Zifürrrn  her- 
gestellt werden,  als  Fabriken  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  anzuseheu  seien.  Es  iat 
daher  angenommen,  dass  diese  Anlagen  lui  h  insoweit  als  Fabriken  zu  behandeln  seien, 
als  es  airch  um  die  AnweDdiUK  der  nur  iür  Fabriken  geltenden  VorBchiiftoi  in  den 
^  195  bis  139  b  der  Gewerbeordnung  ttber  die  fieacfaiftigung  von  Aibeiterinnen  nnd 
jugendlichen  Arlicit'-rn  nrA  llr  f  u  \vprbeaufBicht  handele.  Diese  Auffassung  hat  je* 
doch  neuerdings  mehrfach  Widerspruch  und  namentlich  auch  bei  den  Gerichten  nidit 
flberall  Anericomung  gefunden.  Um  die  Anwendung  der  §§  135  biti  139  b  der  Ge- 
werbeordnung auch  auf  die  kleineren  Anlagen  zur  HerstellTinr'  von  Zigarren  sicher- 
zustellen, sind  die  Bestimmungen  der  §§  lü5  und  139b  deshalb  durch  die  unter  a  ^- 
w&hnte  KaiserUdie  Verordnung  auf  Grund  des  ^  154  Abs.  4  der  Gewerbeordnung  auf' 
alle  Werkstätten  ausgedehnt  worden,  in  denen  Zigarren  hergestellt  oder  sortiert  werden. 
Zugleich  sind  jene  Bestimmungen  auch  auf  Werkstätten  aut^gedehnt  worden,  in  denen 
Verrichtungen  zur  Herstellu!ij'  m n  Zigaretten,  Rauch-,  Kau-  oder  SchnupftabHk  vor- 
^nommen  oder  fertige  Tabakwaren  dieser  Art  sortiert  werden.  Bei  allen  solchen  An- 
ugen  soll  ee  keinen  untersohied  madien,  ob  ee  sidi  nm  Werkitttten  mtt  MotorbtMeb 
oder  um  andere  Work'^fättrn  haijdrlt.  rnfolgedessen  .'*ind  durch  die  unt  r  h)  aufgeführte 
Bekanntmachung  des  iiunUL«ritti+  die  deu  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  sonst  ge- 
waLi  ten  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  der  §§  135  fL  der  Gewerbeordnung  für 
die  Werkstätten  drr  Tnlinkin  liistrie  aufgehol)en  worden.  Die  §§  135  bis  139h  der  Ge- 
werbeordnung sind  daher  in  Zukunft  ohne  Eiuschräukung  auf  alle  Fabrikeu  und  Werk- 
stätten anzuwenden,  in  denen  ZigMcmn,  Zigaretten,  Bauch-,  Kau-  oder  Sclttnirfitabak 
hei^^esleJlt  oder  fertige  Tabakwaren  sortiert  werden,  mögen  die  Anlagen  gross  oder 
klein  sein,  mdgen  sie  mit  oder  ohne  Motor  betrieben  werden.  Ausgenommen  bleiben 
nur  solche  Anlagen,  in  denen  überhaupt  keine  gewerblichen  Arbeiter  oder  aOMlddieM* 
Ikh  zur  Familie  des  Arbeitgebws  eebwgB  Personen  beschäftigt  werden. 

IT.  Die  unter  c)  aufgerahrte  aehauintmadrang  tritt  am  f.  Min  d.  J.  an  die  8tdle 
(]cr  srlrii  hartigrn  l^ekiinntmachungen  vom  8.  Juli  l^^OS  (Reicha-< ht  t:-l>l.  S.  2T^;  r.rul 
9.  April  lDo5  (Reiciis-Üesetzbl.  230).  Sie  beschränkt  inr  Anwendungsgebiet,  ebenso 
wie  die  früheren  Bekanntmachungen,  auf  die  Anlagen  cur  Anfo'tigung  von  Zigarren, 
unterscheidet  aich  aber  von  den  bieherigen  Bestimmungen  haaptsftchJieh  in  folgenden 

l'unkt^n  : 

1.  Die  Beetimmungen  sind  nicht  mehr  zum  Teil  auf  Grund  des  §  139  a,  sondern 
mnsechlieeslich  auf  Omnd  des  §  120  e  der  Gewerbeordnung  erlassen.  Sie  fmden  daher 
limtlich  nicht  nur  auf  die  fabrikartigen,  sondern  auch  auf  alle  kleineren  Anlagen  der 
Zigarren ind  US trie  Anwendung. 

2.  In  den  §  2  sind  Beetimmungen  über  die  Benutzung  von  Lag^-  oder  Trocken- 
tinmen  nnd  über  die  Beediaffenhdt  der  Zugänge  von  diesen  BSnmen  su  benacbbaxten 
Wohn-  u.  dgl.  Räumen  ncn  unfgenommen  worden. 

3.  Im  §  3  Ziffer  4  «ind  neue  Vorschriften  über  die  Fenster  der  Arbeitsräunie 
TOigesehen,  um  die  Zuführung  guter  Luft  in  h()herem  Grade  ab  bisher  eicherzustellcn. 

4.  Tni  §  3  Ziffer  5  ist  der  den  einzelnen  Arbeitern  zu  gewährende  Mindestluft- 
raum  von  7  cbm  auf  10  cbm  erhöht,  gleichzeitig  jedoch  im  §  12  Satz  2  den  l)ereit8 
im  Betriebe  stehenden  Anlagen  eine  mehrjährige  Uebergangsfrist  für  die  Umgestaltung 
ihrer  Räume  gewahrt  worden.  Daneben  ist  der  höheren  VerwaltungsbehdaDofe^  die  Bo- 
fugnis  belassen,  beim  Vorhandensein  zweckmässige  Einrichtungen  zur  HerbeifBhrong 
eines  ausreichenden  Luftwechseli'  die  im  die  Grösse  des  Luftraums  gestellte  Forderung 
für  einzelne  Anlagen  herabeomindem,  jedoch  sollen  hierbei  für  jede  beschäftigte  Feraon 
mindeBtene  je  7  cboi  Laftntom  TerbkiMii  (9  8  Abe.  1). 
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j.  Im  §  4  ist  unter  Ziffer  1  eine  Vorschrift  aufgenommen,  welche  dM  MiHuM 
von  labak  m  anderem  al«  in  aageleachtetem  ZusUuid  In  den  Arbätoräumen  verhiptat 
Anderaneit«  hat  e«  Bich  als  erforderlidi  heniugeeteUt,  für  kleinere  Betriebe  Erlwchta- 
nmpen  hmsichthch  der  Vornchrift^n  über  da^  Lat^ern  von  Tabak,  Halbfabrikaten  mid 
§  i*Ab"  3)     "      ^  Trocknen  von  Tabak  zuzuiaasea  (g  4  Zilfer  1  Ah«,  2  fifitf  3; 

6.  Die  im  §  4  unt^r  Ziffer  3  Ab^.  1.  Ziffer  4,  5  enthaltenen  neuen  Beetimmuniren 
Uber  die  Itemi^ng  der  Arbeitaräume  und  üure  Einrichtung,  die  Aufstellung  von  Spuck- 
nipfen  und  die  Anbringung  von  WamdMinriehtangen  sind  den  Vor8chriit4!n  der  ße- 
kanntmac  hunp,  betr.  die  Einrichtung  und    n  Betrieb  der  liuchdruckere«  nndttahrift. 

gieHstreieu,  vom  31.  Juü  18Ü7  (BeidiJ9-üe«etzU.  S.  614)  nachgebildet. 

V    -^uT®**  Wir  Torgeschlagen  worden,  die  Anbringung  bc^nderer 

^nnchtungen  zur  Herbeiführung  eine«  ausreichenden  Luftwechsels  in  den  Arbeita- 
rtumen  vorzuschreiben  und  über  die  Instaadiiaitung  und  Eeinigung  der  Decken  und 
>VSnde  die  unter  I,  4  Abs.  2  der  erwähnten  BekratilmadiuDg  vom  31.  Juli  1897  vor- 
«»enen  Bestimmungen  zu  treffen.  Mit  Rück-Hicht  auf  die  Verschierlenheit  der  in 
JletW<*t  kommenden  Anlagen  ist  jedoch  von  allgemeinen  Vorachrifteo  dies»  Inhalte 
abeeRehcn  und  statt  dessen  den  zuständigen  Behörden  das  Recht  vorbehalten  worden, 
•      i.Tff"   ?^  BS^^'^'  ^^'^\VLTb«)rdnung  die  nötig  bleibenden  Anordnungen 

'  5iL?^™T-*^  f  1,  2).  Auch  iMad.snahmen,  die  etwa  im  Intcresee  der  Sittlichkeit, 

«W  die  Einrichtung  der  Arbeitatische  oder  die  zur  Vermeidung  von  Staabbelästigumc 

'Zzä'J^^^^JSS.i^'^'^^  flriordedich  «ofaMiMn,  aoUai  in  glndur  Wom  in- 
jeotdn«*  wwdaD  (f9  Ziffer  4,  4).  • 

8.  Im  §  10  wild  flodliefa  den  Arl)eitgcbcrn  die  Verpflichtung  auferlegt,  dnrch  die 

Arbeitsordnungen  oder  sonstige  verhitidlicho  Bestimmungen  den  Arbeitern  das  Aua- 
epacken  auf  den  Fussboden,  das  Bearbeiten  der  Zigarren  mit  dem  Monde  und  das 
pflimchten  der  Zigarrenmeeser  mit  dem  Speichel  zu  nBlanagen. 

Ich  ersuche  bie,  dafür  i:5orge  zu  tragen,  dass  die  ncaen  Bestimmungen  den  Polizei- 
behörden und  den  beteiligten  Gewerbetreibenden  rechtzeitig  bekannt  wenien.  In 
Gegenden,  wo  die  Tiibakinau.«trie  verbreitet  ist,  wird  es  sich  insbe.sotulere  empfehlen, 
die  Xageezeitangen  su  einem  voUst&ndigen  Abdrucke  der  anter  c  erwähnten  ^^wnlr 
madhang  m  twanbuMMo.  Atuaerdem  wird  m  Aufgabe  der  OnwiBrtwunfliirhtelwiaBiitiio 
sein,  alle  von  den  neuen  Bestimmungen  bfllxoffenen  UnteriMllllMr  liniffhit  bald  auf 
ihre  veränderte  Verpflichtungen  auimerkiam  an  machen. 

8.  Dftr  lEInlster  ffir  Handel  and  Qewerbe  an  die  Herren  Begiemngs-- 

präsidonten  und  den  Herrn  Folizelpräsidentezi  in  BerUa,  betr.  Blei- 
erkrankungon  der  Peilenhauor.  Vom  11.  Aj)ril  11)07.  (Ministerialblatt 
der  Handels-  und  Gowerbevorwalluug  vom  27.  April  1907,  Nr.  9  8.  119.) 

Die  Berichte,  die  mir  auf  den  Erlass  vom  15.  Juni  1905  —  III  4630  — 
über  die  GeenadheitiTerhiltniBee  der  Feilenhaaer  erstattet  worden  aind, 
sprechen  sich  ttberainstUDniend  dahin  aus,  daas  eine  Bundesratsverordnung, 
welche  die  Verwendung  von  Bleiunterlagen  verbietet,  für  Betriebe,  die 
Kaspeln  lertigen,  nicht  dorchfiihrbar  sein  wilrde,  im  übrigen  aber  nicht 
mehir  notwendig  sei.  Viele  Feilenhauereien  verwenden  schon  jetzt  Zinn 
oder  Zink  oder  eine  ZinnUeilegieirang  als  Gesenke.  In  den  Jdben  1901 
bis  1905  ist  nnr  ein  geringer  Froaentsatz  der  Feilenhaaer  bloikrank  ge* 
worden.  Zudem  ist  die  Bleivergiftungsgefahr  vorwiegend  von  der  Sauber- 
keit der  Feilenhauer  abhängig,  so  dass  von  einer  Einwirkung  nach  dieser 
Biohtnng  hin  eine  weitere  wesentliche  Verbesserang  der  Gesnndheitsver- 
hUltniiwie  zu  erwarten  steht 

Hiemach  ist  von  BondesratSTorschriften  zur  Verhütung  der  Bleivergiftong 
der  Feilenhauer  abgesehen  worden.  Dagegen  erscheint  en  zweckmässig,  die 
Feilenhauer  auf  die  ihnen  drohende  Bleivergiftungsgefahr  aufmerksam  zu 
machen.  Za  diesem  Zwecke  ist  das  anliegende  „Merkblatt  für  Feilenhauer'*  im 
Elaiserlichen  Gesundheitsamt  aufgearbeitet  worden.  Sie  wollen  mOg- 
liohste  Verbreitung  dieser  gemeinyerst&ndliohen  Belebrnng  nnter  den  Feilen- 
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h&uem  Sorge  tragen,  üelwr  die  Bezugsbedingniigen  des  Merkblattes  gibt 
eine  Fussnote  nähere  Auskunft. 

Zugleich  firsnche  ich  Sie,  die  Gewerbeaufsichtsbearaten  anzuweisen, 
dass  sie  auch  ferner  den  Fcilenhauereien  ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden 
und  sich  den  Ersatz  der  noch  vorhandenen  Bleiunterlagen  durch  Unter- 
lagen ans  weniger  achidlichen  Metallen  angelegen  sein  lassen. 

Merkblatt  für  Fellenhauer'). 

Bearbeitet  im  Kait-icrlichcn  Gefixindheitsamte. 

Die  Verwendung  von  Unterlageo  (Gesenken)  aus  Blei  oder  Gemischen  (Ltjgie- 
rnngeo)  aus  Blei  mit  anderen  Metaüen  bat  in  der  Feilenhaiurei  schon  wiederiiolt  sn 

Bleivf-rriftungen  geführt.  Auch  die  anprMirh  aus  Zinn  hergestellten  Unterlagen  ent- 
huiLcii  uicist  recht  bedeutende  Beimeugungen  vou  Biet  und  sind  dann  eböualls  ge* 
sundbeits^ährlich. 

Die  Feiianhauer  sind  der  Gefahr,  an  Bleivergiftungen  zu  erkranken,  um  m  mehr 
SQBgeMtEt,  je  stirker  der  Bieigehalt  der  Gesenke  ist,  mit  denen  sie  arbdten. 

Die  BleivergiftniiL'  l-:uniiiit  bei  ihnen  gewöhnlich  dadurch  zustande,  dass  metalli- 
achee  Blei,  w^n  auch  nur  in  gsnngex  Menge,  durch  Yermittelung  der  beachmutzten 
Bände  bdm  Bssan,  THnken  oder  beim  Baadieo,  Sehnnpfan  nna  Eanen  Ton  Tkbak 
in  den  Mund  anfgenommen  wird. 

Die  Folgen  dieser  Bleiaufnahme  machen  sich  nicht  alsbald  bemerkbar;  sie  tretm 
vielmehr  erxt  nach  Wochen,  MootttefD  oder  telbet  Jahren  auf,  nachdem  die  in  d«D 
Körper  gelangten  Bleimengr>n  ^ich  soweit  angwiawiilBfilt  hebeDf  daaa  aie  Yttffituagfh 
erscheinun^eu  hervorzubringen  im  utande  sincU 

Worin  äussert  sich  die  Bleivergiftung?  Die  ersten  Zeichen  der  Hea> 
Yaphuni^  pfl^en  in  einem  blaugrauen  Saume  am  Zahnfleisch,  Bleisaum  genannt, 
nsa  in  einer  durch  Blässe  des  Gefachtes  und  der  Lippen  sich  kundgebenden  Blut- 
armut zu  bestellen.  Die  weiteren  Kran kheit8ersohciu nagen  sind  sehr  mannigfaltig. 
Am  häufigsten  tritt  die  Bluikolik  auf:  Der  Kranke  empfindet  heftiae  krampuirtigef 
TOD  der  Nabelgegend  ausgehende  LeifaedmienBen  (KolikaäimeTzen) ;  der  Iieib  iat  «&• 

Sizogen  und  hart;  dahei  bestehen  häufig  Erbrechen  und  Stuhlverstopfung,  selten 
uräifali.  In  anderen  Krankheiti$fälleu  zeigen  sich  Lähmungen;  sie  oetr^en  ge- 
wöhnlich diejenigen  Muskeln,  durch  welche  das  Strecken  der  Finger  besorgt  wird, 
und  trrf<'n  meistens  an  beiden  Armen  auf;  ausnahrnnweise  werden  aucli  andere  Mutikeln 
an  den  Armen  oder  Muskeln  an  den  Beinen  oder  ani  Kehlkopf  befallen.  Mitunter 
äussert  sich  die  Bleivergiftung  in  heftigen  Gclenkschmerzen ;  von  ihnen  werden  meLst 
die  Eni^eleuke,  seltener  Gelenke  an  den  oberen  GUedmassen  ergriffen.  In  besonders 
schweren  Fällen  treten  Erschdnungen  einer  Erkrankung  des  Gdiims  auf  (heftige 
Kopfschmerzen,  allgemeine  Krämpfe,  tiefe  Bewusstloeigkeit  oder  CTOsse  Unruhe, 
blindung).  £Ddlioh  steht  die  Bleivergiftung  mit  dem  ala  Schrumpiniare  bezeichneteo 
schweren  Vierenleiden  mid  mit  der  Gicht  in  etnem  nrrtdilldM«  ZunrnnenhaDge. 
Bei  bleikranken  Frnnrn  sind  Fehl-  und  Totgeburten  häufig.  Lebend  zur  Welt  ge- 
brachte Kinder  können  infolge  von  Bleisiechtum  einer  erbeten  Sterblichkeit  in  den 
enten  Jahren  unterli^en.  Von  bleiknuikeo  Frauen  an  dat  Brost  genährte  ffind« 
werden  mittels  der  Milch  vergiftet. 

Abgebehen  von  den  schweren,  mit  Gehirnerscheinungen  einhergehenden  Fällen, 
welche  nicht  .selten  tödlich  verlaufen,  pflegen  die  Bleivereiftungen  meist  zu  heilen, 
wenn  die  Kranken  sich  der  weiteren  schädigenden  Einwirkong  des  Bleies  attziehea 
können.  Die  Heilung  tritt  nach  mehreren  Wochen  oder  in  sdiweren  Fällen  auch  ent 
nach  Monaten  ein. 

Den  wirksamsten  Schutz  vor  Blei  er  krankungen  verleüien  Sauberkeit  und 
Massigkeit.  Personen,  welche,  ohne  gerade  zu  den  Trinkern  zu  eehören,  geistige  Ge- 
tränke in  rddüicher  Menge  an  eieh  sn  nehmen  pflegea,  sind  der  BlMverginongiigrfahr 


1)  Abzfig«  dieses  Merkblattes  werflen  fom  Katseiliehen  Qerandhettetmte  onentgeltHeh 

abgegeben.  Der  Abdnick  die-ses  ^I(rkbln,tte8  in  Zeifnngen,  Zeit^sdiriftin,  Büclieru  u.  «.  \\  . 
sowie  die  HenteUnng  von  besonderen  Abdrüekea  ist  gestattet  unter  der  Bedingung,  dust» 
die  Qiidle  safsgeben  wird.  Süzemplare  dieses  MerkbliStes  saf  stsikem  KartonfMipier,  snm 
Anfhangen  bcstimmi,  sind  im  nnchh;indel  von  der  Vcrlnpsbiichhandlnng  von  Julius  Springer 
in  Berlin  N  tu  naohstehenden  Freisen  zu  beziehen:  Einzeln  b  Ff.,  100  Exemplare  3  M., 
1000  Szenpiax«  M. 
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iü  hSbarero  Mwm  auiigeMtot  als  euthaltumore.  Branntwein  loUta,  namentlich  während 
der  ArbflitBMjt,  nicht  werden.  In  Bcnw  anf  die  SraMifait  ofinsn  mit 

bleihaltigen  GeFPiikm  urheitenden  Fcilenhnnflr  gMu  beeondcn  pflbdich  ada  nnd  dabei 
TornehmUch  foigoude*«  beobachten : 

1)  Da  Verunreinigungen  der  Hände  mit  metallischen  Blei  nicht  gänzlich  zu  w- 
mciden  sein  werden,  ist  dM  Bauchen,  Schnuplea  «od  Kanem  fom  Tabak  «ihrend  der 

Arbeit  zu  untcrlasBcn. 

2)  Die  Arbeiter  dürfen  erst  dann  Speisen  und  Getränke  zu  sich  nehmen  oder  die 
Arbeitsstätte  ?arlaMeo,  nachdem  sie  aoTor  die  H&nde  mit  Seife,  womAgiiGh  mit  Bima- 
•tein*  oder  llannoneife,  grfindlioh  gsanaiehan  habeo.  Liiet  aidi  daaTnnkni  wtimnd 
der  Arbeit  au^^nahn  ^wl  *  nicht  Teraieiden,  eo  sollen  die  Binder  der  IMnkfifibse  nidit 
mit  den  Händen  berührt  werden. 

3)  Erkrankt  ein  mit  bleihaltigen  Chieenken  arbeitender  Fdienhaaer  trotz  dieser 
Vorpicntflmft8sregdn  unter  Erschein nngen,  welche  den  Verdacht  einer  Bleivergiftung 
(siehe  oben)  erwecken,  so  suii  er  in  »einem  und  in  sdner  Fanülie  Interesse  die  Hil& 
eines  Arztes  sogleich  in  Anspruch  nehmen  und  dienm  (^ciehBcit^  mitteiln,  daaa  w 
mit  bieibaltigen  ünterlagao  an  arbeiten  gehabt  hat. 

4.  Ber  Mlntffcflf  für  Hnadil  und  Gewerbe  an  die  Herren  Begiemngs- 

pctaidenten  und  den  Herrn  Poliseipräaidenten  in  Berlin,  betr.  Brkraa- 
knngen  in  Ohromgerbereien.  Vom  17.  April  1fin7.  (Ministerialblatt  der 
Handels-  und  öe Werbeverwaltung  vom  27.  Aprü  1907,  Nr.  9  S,  120.) 

Nadi  den  Banoliten,  die  mir  aof  den  Srlaas  vom  Bl.  August  1901^  » 
(HMBl,  a  27G)  Aber  die  geenndheitaschadlichen  Wirkungen  derOhremate 
in  den  Gerbereien  erstattet  worden  sind,  haben  Erkrankungen  in  neuerer 
Zeit  nm-  ganz  vereinzelt  .stattgefimdeu.  Von  Bimdesratsvorschriften  über 
die  i^inrichtung  und  den  Betrieb  von  Chromgerbereien  ist  deshalb  abge- 
■elien  worden.  Dagegen  ist  daa  anliegende  „Merkblatt  für  Arbeiter  in 
CHiroingerbereibetrieben^'  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  aasgearbeitet 
worden.  Ich  ersuche  Sie,  für  seine  mö<^dichste  Verbreitung  unter  den  in 
i'rago  kommenden  Arbeitern  Sor<j:o  zu  tra^^en. 

Ueber  die  Bezugsbedingungen  gibt  die  Eusduote  den  Merkblatts  uähere 
Auskunft 

Merkblatt  für  Arbeiter  in  Chrt»mgerberelbetrieben 

B^Äibuitet  im  Kaiserlichen  Ciei*undheiti«arate. 

Dio  bei  der  Chromgerberoi  nach  dem  Zweibad  verfahren  für  das  erste  Bad  zur 
Anwendung  kommende  Lösung  von  rotem  chnimsauren  Kalium  (Kaliumdichroniat). 
welcher  zumeist  noch  tSaksäure  zugesetzt  wird,  wirkt  auf  wunde  Hautstellen  (Qaut- 
iliae,  HantKhranden,  sogenannte  aufget^prungene  H»at,  AnssddSge  n.  dgl.)  Stsaid 
ein.  Infolge  der  Aetzün^'  cnt^trhrn  rundüche,  mit  einem  harten  Rande  vcrsehi  nr. 
schwer  heilende  Hautgeschwüre  (Chrom atpeschwüre),  die  sich  in  der  Hegel 
immer  mehr  vergros^ern,  wenn  nicnt  die  Beschäftigung  mit  jener  Gerbflftwlgkeit 
unterbrochen  wird.  Bei  Personen  mit  heiler,  alx  r  lir.^nr^fier»  empfindlicher  Haut  fiihrt 
dafi  Hantieren  mit  der  Flüsdi^keit  mitunter  zu  einem  hariuäckigen  Uautausüchiage 
(Efaam^  an  den  Händen  und  Unterarmen. 

Die  beim  Einbadveriahren  gebräuchlichen  ChromsalzlOanogoi  ifirken  nicht  itaend. 
Bind  aber  ebenso  wie  die  Ealiumdichromatlösung  des  Zwdbad^rfahrens  itailce  Oitte. 
InncrÜch  genonui  rri,  verursachen  «ie  glei' h  lirser  Erbre<'hen,  Durchfalli  Niin  nleiden 
n.  8.  w.  und  können  sogar  ziun  Tode  führen.  Chromverbindungen  küuneu  auch  vw 
wanden  HaotstelleQ  ans  in  den  Kdrper  gelangen  nnd  cor  Erkiaakong  fOhien. 

Verhütung  der  Erkrankungen. 

Um  die  Entstehung  von  Chromatgeüch würen  zu  vermeiden,  haben  die  mit 
Chromaten  oder  OHnornntlöBungen  beschäftigten  Arbeiter  sich  —  auch  ausserhalb  ihnr 
Berufstätigkeit  ~  aoigfäUig  davor  in  Acht  an  nehmen,  da«  aie  UantTerietBangHi  an 


1)  FMuMte  wie  mf  8.  21. 
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den  Händen  oder  Unterannen  Rieh  zuziehen.  Die«  gilt  insbesondere  für  solche  Ar- 
beiter ,  die  mit  dem  Oeffneu  der  Chromate  enthaltenden  Yentandbehälter  (Tonnen 
IL  dgL),  mit  dem  Abwägen  und  Auflösen  von  Kaliumdidiromat  zu  tun  haben  oder 
die  mit  der  aus  dieaem  fials  heifeateUteii  Qerbbrfihe  oder  mit  Häuten  und  F^en 
(fiUtaaen)  in  BerSbrang  kommen,  wddbe  in  eolclie  Brflhe  gelegt  waren. 

Haben  sie  eich  trützdem  »ol-  hc  TTiiutverletzungcn  zugezogen,  oder  finden  sich 
sonst  an  ihren  Händen  od^  Unterarmen  Uautrisse,  Uautschnmdeo,  Ausschläge  oder 
dgl*,  so  empfiehlt  es  sich,  dass  sie  bis  zu  deren  Abholung  lUle  Arbeiten  nntarlnaaen,  bei 
denen  sie  mh  Htzender  Gerbbrühe  in  Berührung  kommen. 

Um  üa^^  Haften  der  Oerbbrühe  an  der  Haut  zu  erschweren  und  Anätzungen  vor- 
xubmigra,  werden  die  in  der  oben  angeführten  Weise  beschiftigfeen  Arbeiter  gnt  tun» 
wenn  sie  vor  dem  Beginne  der  Arbeit  sich  Hände  und  Unterarme  mit  ungeeabsenm 
Schweinefett,  Vaseline  oder  dgL  oidentilich  dnfetten  und  während  der  Arbeit  eine  Be- 
echmutzung  der  UoaMn  Hände  und  Axmn  mit  der  Gerbbrülu^  eoireit  es  dorchtthrbtt 
ist,  vermeiden. 

Hat  sich  dn  Arbeiter  dennodi  ein  CSbromatgesdiwür  oder  einen  Hnntauaxchlag 

an  den  Händen  oder  Unterarmen  zugezogen,  so  soll  er  die  Hilfe  eines  Arztes  in  An- 
spruch nehmen  und  diesem  gleichzeitig  mitteilen,  dass  er  bei  Beschäftigung  mit 
itaenden  Chramverimulnngen  in  Berüfirong  geinauMn  ist 

Die  inneren  Chromerkranknngen  ,  die  sowohl  im  Ein-  als  auch  im  Zwei- 
badverfahren beschäftigte  Arbeiter  treffen  können,  sind  dadurch  vermeidbar,  dass  die 
zur  Verwendung  kommenden  Chromverbindungen  we<ler  als  Staub  noch  in  Lösung  in 
den  Körper  amai^iL  Daher  haben  die  mit  der  Zubereitung  der  Bader  behauten 
Arlidter  jede  venanbanf  der  GbromBalee  eorgeam  so  Tsriküten.  Diese  und  alle  eonst 
mit  chromhaltigen  Hrüben  benchSftigten  Arbeiter  sollen  erst  dann  Speisen  und  Ortrfujko 
zu  sich  nehmen  oder  die  Arbeit**»tatte  verlassen,  nachdem  sie  vorher  die  Arbeitekleider 
abgelegt  und  I lande  und  Unterarme  mit  Seife  gewasdien  haben.  Einer  gleichen 
Beiniguog  bedürfen  dii^  Uesicht  und  besonderB  cTcr  Bart,  wenn  während  der  Arbeit 
eine  Bei^chmutzung  erfolgt  ist.  Läa^t  sich  das  Trinken  während  der  Arbeit  ausnähme- 
WLi-o  DK  ht  vermeiden,  bo  sollen  die  Ränder  der  Trinkgefässe  nicht  mit  den  Händen 
berührt  w&dsa»  Das  Bauchen,  Schnnplen  und  Kaoen  von  Tabak  ist  wäluend  der 
Azoen  sn  notenasaen. 

5.  Der  Minister  für  llandel  und  Gewerbe  an  dio  Herren  Regieninga- 
präsidenten  und  den  Herrn  Polizeipräsidenten  in  Berlin,  betr.  Brkran- 
Jrangen  in  Metallsohleifereien.  Vom  17.  April  1907.  (Miniaterialblatt 
der  Handel»*  und  GewerbeTerwaltong  toh  S7.  April  1907,  Nr.  9  8.  122.) 

Nach  dem  Ergebnisse  der  aufgestellten  Ermittlungen  liegt  ein  Bedürfnis 
nach  reichsrechtlichen  Vorschriften  über  die  FinnVbtnug;  und  den  Betrieb 
von  Metallschleifereien  nicht  vor;  von  ihrem  iiaias»  mt  daher  abgesehen 
worden.  Im  KaiBerlichen  G^ecrandheitaemt  ist  dae  anliegende  „SchleiHar- 
Merkblatt"  anagearbeitet  worden.  Idi  ersuche  Sie,  für  seine  mCgUoihete 
Verbreitung  nnt^r  den  in  Frage  kommenden  Arbeitern  Sort^e  zu  tragen. 

üeber  die  Bezugsbedingungen  daa  Merkblatta  gibt  seine  ruaanote 
nähere  Auskunft. 

Schleifer-Merkblatt»). 

Beiirbeitet  im  Kai'irrüohen  (Te«nndheil>*anite. 

Der  gefährlichste  Feind  des  Metallschleifers  ist  der  Staub,  der 
beim  SoUmi  der  Bdilei&teine  und  bei  den  Arbeiten  an  trockenen  Schmirgdtfteinen 


1}  Behörden,  iv.!  -  ^jetn»  Innützi^e  Körperschaften  und  Vereine  kflnnen  Abzüge  dieses 
Merkblatts  vom  Kubcriieheu  (^ettoudbeitoauit  uueotgeltliob  beziehen,  eiiuelne  ExempUre 
aneh  PrivatperBonen.  Der  AhdmA  des  Merkblatts  in  Zeitungen,  Zeitschriften,  Büchern 
M.  vr.,  snirie  die  Herett'lluDK  Ton  bfr^oudereu,  nicht  tum  Verkauf  bpstimintcn  Al)druckea 
ist  gestattet  unter  der  Bc<linpunj?,  ihiö.^  die  Quelle,  der  Verltig  und  die  Bezugspreise  ange- 
geben werden.  Exemplare  di^en  Merkblatts  auf  starkem  Kartonpapier,  zum  AnfbAngen 
bafcimm^  lind  an  naeiiitabenden  Preisen  zu  bestehen:  JEiiueln  6  100  EzjJ.  3  M. 
iCOO  txfi,  95  H.  Terlaf  v«n  JnliM  Springer  in  Bedin  N. 
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ond  Schnoirgelscheiben  ?i<"h  bildet.  Er  Ixsteht  au«  feinstem  Metall-,  Sandstein-  oder 
ßchmiivelt^chen,  die  aehr  liart  Biad,  ach&rfe  Kanten  und  spitze  Ecken  haben.  Wird 
dieser  Staub  eingefttmet,  M>  kmn  «r  die  nrte  BcJiMmhint  dar  Atmmgßwtgb  triam 
und  ?ennindeD. 

Die  EinatiBfinf^  dei  StaülMS  fet  tnfänglieh  mit  iinr  geringen  Betehwcadtt,  mviat 

nur  mit  einem  Gefühl  von  Kitzrl  (xler  von  Trockcnhrit  im  Halse  verbunden.  Die 
Arbeiter  Bind  daher  leicht  genejgt,  die  Gefahr  zu  unterRchatzen  ond  die  gebotenen 
VoniditiiBaMregeln  «usaer  acht  zu  lassen. 

Der  ein^entmcfr^  St^mh  lagert  sich  in  der  Lunge  ah  nnd  verursacht  dort  allmäh- 
Uch  hartnackige  Kuuutlie  und  schleichende  Entzündungen,  die  sich  zunachät  durch 
HuBten  und  Auswurf,  später  auch  durch  Btechen  in  d«r  Amt,  AppclitfoiigMti  Matt^ 
keit  und  Kunatmigkeit  (Bchläfcnathma^  anzeigen. 

F&r  die  Gesundheit  d»  BcbleffetB  nt  «■  ulier  Ton  gröester  Bedeutung,  dan  er 
di*'  Kinatninng  von  Staub  nach  ^löglichkeit  vermeidet.  Ins^beeondere  haV'<  n  -p  h  die 
bchleiier  beim  Schärfen  der  Schleifsteine,  sofern  nicht  das  Schärfen  mittels  eiu^ 
mechanischen  Vorrichtung  unter  Wamerbericsclung  erfolgt,  tonliehtt  vor  Staubeinat- 
muQg  zu  8chüt7pn.  Die  liildung  von  f*t-!iub  beim  Schleifen  kann  ajn  einfachsten  durch 
Befeuchtung  d«8  «MateriiilH  vermindert  werden.  Mus.-'  triK-kcu  geschliffen  werden,  bo 
ist  daranf  xn  aditin,  da^s  die  Abisaugevorrichtungen  währen«]  der  Arbeit  sich  stelB 
in  ordnungsniSssigem  Betriebe  befinden  und  gut  gedichtet  sind.  Der  Umhüllungs- 
kästen  für  die  Schleif-  und  PoKerscfaefben  darf  nur  so  wdt  offen  gehalten  werden,  alt 
die  Arbeit  ^  -  (  i  f nrdert. 

Der  Schkifcr  sollte  bei  der  Arbeit  immer  durch  die  Nase,  niemals  durch  den 
Hund  atmen.  Bei  behinderter  Naf^atmong  odor  Ungar  daneioder  Vertto^iiDg  der 
Hase  sollte  ärztlicher  Rat  eingeholt  werden. 

Da  der  Schleifer  bei  der  Arbeit  starker  Beschmutzung  auscesetzt  ist,  sollte  er 
one  besondero  Arbdtskleidnng  tragen,  die  Uhifig  gereiniet  wercMO  moa».  Bri  dw 

Arbeit  geistige  Cctränke,  insbeeondere  Branntwein,  zu  gicn  zu  nehmen,  TCnnc^  er, 
weil  sie  ihm  nicht  Kraft  geben,  sondern  nur  Schaden  bringen. 

Eine  naeh  vom  libergebeugte  Haltung  ist  ttei  der  Atbeit  so  venneiden,  weil 
dabei  die  Lungen  in  ihter  Anedehoong  iMEindert  weiden  und  infolg^deBeea  leielilcr 
erkranken  können. 

Wenn  ein  Husten  nicht  bald  von  selbst  vergeht,  sollte  der  Schleifer  nicht  säumen, 
ärztliche  Behandlung  nach/n^nt  hin,  damit  der  Geldlr  der  ErkiMÜning  an  Lungen- 

•chwindsucht  vorgebeugt  wird. 

Wer  an  Husten  leidet,  sollte  mit  seinem  Auswurf  vorsichtig  umgehen,  insbeson- 
dere nicht  auf  den  Erdboden  spucken,  sondern  womöglich  in  Hpucknäpfe  mit  feuchter 
Füllung.  Andernfalls  können  KrankheitBenreger,  insMeondere  Xub«rkelbacUlen,  die  in 
dem  AvBwm-f  enthalten  sind,  hrim  Eintrof^nen  imd  VcntanlieB  des  Avanmch  in  die 
Atmnngslnft  und  mit  dieser  in  die  Lungen  anderer  Famooi  gdang^  und  bri  diesen 
gleichfalls  Erkrankungen  hervorrufen. 

6.  Der  Minister  für  Uandel  und  Qowerbe  süo.  die  Hetrren  Begiertmgs- 
präsidonten  und  den  Herrn  Polizeipräsidenten  in  Berlin,  betr.  Blei- 
vergiftungen in  Fransenknüpfereion.  Vom  26.  April  1907.  (Ministerial- 
blatt der  Handels-  und  Gewerbevei-Mvaltung  vom  6.  Mai  1907,  Nr.  10 
8.  147.) 

Nach  Nr.  1  der  Wiener  Zeitschrift  für  dcwcrbchygienc  u.  v.  vom  Jannar  1907 
liat  der  Gewerbchy^^iker  Professor  Dr.  Telckj  Bleivergiftungen  bei  solchen 
Fransenknöpferinnen  fet^tgestdlt,  die  sdiwarze,  seidene  Oame  Terarbdllen.  Die 
schwarzen  Peidengame  BolUn  häufig  mit  Blcizucko'  (Bit  iacetat)  beschwert  sein,  fieira 
Einzicheu  Ucö  Uarueö  in  die  Tücher  und  beim  Knüpfen  der  Fransen  lüöt  m-h  diese« 
BleisaJz  vielfach  als  dichter  Staub  von  den  Fäden  ao,  erfüllt  die  Luft  und  lagert  sicii 
auf  Kleidung,  Kopfhaar,  Fussboden  und  Gerätschaften  nieder.  In  diesem  Staube  sind 
bis  7!«  42  Froz.  acs  leicbtlösliehen  Bleizuckcrs  nachgewiesen  worden.  Die  Fransen- 
knü]  f'  ri  :  soll  in  Oesterreich  nicht  nur  in  Fabriken  und  Werkstätten,  sondern  auch 
in  der  Hausiudustrie  betrieben  werden.  Zar  Verhütung  der  Bleivergiftungsg^ohr  ist 
in  Oesterreich  durch  eine  unter  dem  17.  JnH  1906  erlasseoe  Verordnung  „Ueber  die 
Vcrwendnntr  von  Farben  und  gesundheitsschädlichen  Stoffen  bei  ErzeuirunL'  vnn 
Lebensmitteln  und  Gebrauchsg^enständen**  die  Verwoidung  von  BleiverDiuduueen 
rar  Beedivenuig  oder  Apptetor  vom  Gespineten,  Garnen,  Wndcwaren  GeiraÄen  alHr 
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Art  oder  Po^mentierwina,  BOierD  diew  OegsnstiiMiA  Beklädiiingatwec^fla  di«nai,  Vor- 
boten worden. 

Ich  ersuche  Sie,  durch  die  Gewerbeauf-nichtsbeaniten  feststellen  zu  lasfien,  ob  und 
ia  wdcbem  Umiaitge  die  FraDB^kaüpferei  im  dortigen  Verwaltongsbesirk  betrieben 
wM,  wieriele  Penonen  dsmit  beeddlftigt  eind  und  ob  und  in  wetdum  Umlmge  BM- 

vfTL'IflunL'r-n  liri  ihnon  brobachtot  "u-nrnrn.  Zuplcii'h  en»uchc  ich  um  eine  gutacntliche 
Aeudeerune  darüber,  ob  Ibneo  reichsrechtliche  V  orechriiten  geoiüj«  §120e  Abs.  1  der 
Owrarbcoroniu^  zam  Sehnte»  d«r  FnmaeDknflpler  geboten  eiadMina»* 

7.  Der  Min1«t>er  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Herren  Be^enmgs- 
prtflidenitMi  imd  den  Httni  FoUMiprisIdenteiif  b€tr;  AimsImB  von 
werbereüBre&daTCn.   Vom  15.  Mai  1907.    (Ministerialblatt  der  Handela- 

«md  Gewerbeverwaltung  vom  4.  Juni  1907,  Nr.  12  S.  182.) 

Die  Anträfe  auf  Annahme  cur  Vorbonitnng  fär  den  GewerbeaafsichtfidioDst 
lassen  häuüg  erkennen,  dass  den  StodieieDdca  und  anch  den  BdiOrden  unbekannt  iet, 
von  welchen  BediDgongen  g^guwirtig  d»  Emennuig  mm  QMrerbenfndar  ab- 
nangiR  ist 

Die  BestintmnngCT  der  VorbUdungs-  und  PrfifnngBordnnng  für  die  Gewerbe» 
aufsichtsbcamten  vom  7.  September  1897  und  der  Anweisung  dazu  vom  13.  November 
1897  (Min.-BL  d.  i.  V.  18dö,  S.  29)  haben  auch  heute  noch  Geltung.  Seit  dem 
1.  Januar  1904  ist  ansaer  den  darin  bezeichneten  Voraussetzungen  aucn  der  Besitz 
des  Keifezeugnisses  einer  neunkiassigen  hAhenn  Lehiaostalt  Vorbedingung  filr  den 
Eintritt  in  den  Crewerbeaufsichtsdienst 

Demnach  ^ind  den  Cienuchen  um  Annahme  zur  VorbOKitang  ffir  dcO  GoWOlbe» 
aabichtsdienst,  die  mit  einzureichm  sind,  beizufügen: 

1.  Der  von  dem  fiewerber  Müb*!  vorfiiMto  nnd  eigenhändig  gewdnidwne  Lebendanf . 

2.  Das  ReifezeugniK  ein«  nennld— igen  bfiheren  Lehianaadt. 

3.  Das  Zeugniä  über 

a)  die  Prüfung  als  Bergreferendar  oder 

b)  die  Diplom-,  Vor-  und  Hauptprüfnnp  als  ITQtteninf^nieur  oder  als  Maschinen- 
ingenieur  an  uer  Bergakademie  o<ler  einer  anderen  jireurit^iHchen  technischen  Hoch- 
icanile  oder 

c)  die  in  den  BundesratabeBtimmuDgen  vom  22.  Februar  1894  bezeichnete  Vor- 
pcilftmg  ab  NahronflnDilteldieaiflfer  oder  die  Diplomprüfung  als  Chenriker  an  einer 

preussischen  technischen  Hochschule  oder  die  Unbilitation  für  Chemie  oder  die  Doktor- 
piomotiou  an  einer  preussischen  Universität,  wenn  Chemie  bei  der  Promotionsprüfung 
daa  Hauptfach  l^ldeCe. 

4.  Von  den 

a)  diplomierten  Hütten-  und  Maschineningenieuren  der  Nachweis,  dass  sie 
wcnipteny  1  Jahr  lane  auf  einem  Hüttenwerk  oder  in  einem  verwandten  Betrieb  oder 
im  Maschinenbau  praktiBcb  gearbeitet  oder  ein  eolches  Werk  2  Jahre  lang  ganz  oder 
teilweiae  geleitet  haben; 

b)  von  den  NabruiiL'^mittelchcmikcrn,  den  Diplomchemikeni  und  den  Doktoren 
und  Dozenten  der  Chemie  der  Nachweis,  daüti  ttie  wenigstens  2  Jahre  lang  den  Betrieb 
einer  Fabrili:  ranz  oder  teilweise  gdeitet  haben. 

.').  Das  Zeugnis  einet«  beamteten  (Krei.s-)Arzte8  darüber,  dasa  der  Bewerber  TOn 
kräftigeni  Körpen)au  und  frei  von  korperUchen  Gebrechen  ist. 

Die  Zeugnisse  und  Nachweise  sind  in  Urschrift  einzureichen. 

Ich  ersuche  Sie,  für  m^^lkhete  Verbrätung  dieser  Vorschriften  Borge  an 
tragen. 

8,  Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Herren  Begienings- 
präsidenten  und  den  Herrn  Poiizeipraaidenten,  betr.  Besohaftignng  Ton 
Aebeiterlmien  In  SteinbrllolMii  und  Stefnhftiieinton.  Vom  21.  Mai  1907. 
(Ministerialblatt  der  Handeln-  nnd  Gewerbeverwaltong  vom  4.  Juni  ld07, 

Nr.  12  S.  181.) 

Ueber  die  Auslegung  des  S  10  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mira  1902,  betr. 
die  ^riehtang  nnd  den  Betrieb  von  Steinbrüchen  und  Steinhanereien  (Steinmete- 

bctricbi  Ii'  -  Kf  irb-ef^ptrblnti  8.  78  —  sind  Zweifel  entstanden.  Einipe  Gerichte 
haben  Gewerbeuulernehuier,  welche  Arb^terinncn  im  Bteinbruche  mit  der  Zerkleine- 
rung von  grileflcten  tieiteinestfieken  an  Ohanaeeesteinen  (Sdiotter,  Klanwhlig)  beeobif- 
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tigten,  wegea  ZuwiderhADdlung  gesen  die  BcHtimuiuugea  de^  §  10  Abs.  1  der  fiek&aot* 
mMhiuig  verurteilt,  weil  diese  Arbeit  unter  den  B^riH  der  ,  Rohauf arbeikung;  fQb 
Pt^inen'  falle,  während  andere  Gerichte  auf  Ghrnnd  dar  gag/tUbä^gKi  AofiEttMUlg  M 
eiüeiu  freisprechenden  Erkenntnis  gel&njrt  sind. 

Da  auch  die  KnUjtchungsgeticaic'.hte  und  die  Begründung  der  Bekanntmachung 
«ioe  «idMre  Stellungnahme  nicht  enaÖKÜcheD,  8o  ist  in  Autwicht  finnommeo.  dem  §  lu 
eine  F^uanng  eo  geben,  ans  der  unzweideutig  hervorgeht,  ob  «Be  Hermilune  von 
Chan-^eesteinen  fiir  Arbeiterinnen  in  Si^inlun  .hi  ri  verU:)t'  r»  i^i  oder  nicht.  Hierbei 
wird  zu  prüfen  eein,  ob  die  Arbeit  fiir  Arbciteruineu  gesiui!dhciie.8chiidlich,  und  ob  isie 
für  diesen  Fall  völlig  zu  untersagea  oder  unter  gewissen  Bedingungen  zuzulaasen  ist 
Nach  den  im  Reichsamt  des  Innern  vorhegendeii  Eingaben  wird  lii  Vrhdt  vielfach 
io  der  NVeii»e  ausgeführt,  dass  zunächst  grössere  (Testeinsatücke  uui  Liatui  schweren 
Vorschlagehammer  zerschlagen  und  alsdann  mit  kleineren,  leichten  Hämmern  weiter 
verkleinert  werden.  Von  diaen  Arbuten  wird  die  Handhabang  dee  VocschlanhunaMn 
all  echwer  ond  f&r  Arbeiterinnen  als  ungeeignet  bezeidmet  Die  weitere  Zemeineinxiig 
des  Gesteins  er-  In  int  wegen  der  dabei  »taltTindenden  Staul)entwicklung  mindestens  in 
dea  FiüleQ  geäundheitöschadhch,  wo  weichere  Gesteiiisarten,  wie  z.  B.  Kalkstein  und 
Bandstein,  ^arbeitet  wotien.  Bei  der  Verwendung  härterer  Gesteinsarten,  wie  z.  B, 
Basalt,  Porpbyr  und  Granit,  mag  eine  schädUche  Staubentwicklung  nicht  stattfindrai. 
Immerhin  kommt  in  Betracht,  das»  die  Arbeiterinnen  dabei  den  Unbilden  der  Witte- 
mng  aoBgeeetzt  sind.  Arbeitsbuden  und  Schutzdicher,  wie  sie  im  §  4  der  Bekaani- 
maoiung  zum  Schutze  der  im  Freien  arbeit«nden  Stdnhaaer  vorgeschrieben  sind, 
werden  sich  wegen  der  Eigenart  der  Beschäftigung  oft  nur  sdiwer  anbringen  laeaeiL 

Ich  ersuche  Sie,  die  eitibchlägigen  Verhältnisse  durth  die  GewerbeÄufsicTitubeamtaD 
prüfen  zu  iaaeen  imd  sich  binnen  6  Monaten  gutachtlich  zur  Öache  zu  äussern. 

SoUteo  nach  den  dortigen  Wahrnehmung^  noch  andere  Punkta  der  Bekannt- 
machung vom  20.  März  1902  abändenuigabeafliftig  etecfaeineDi  ao  woUea  Sie  üne 
Aeusserung  auch  darauf  erstrecken. 

9.  Der  Minister  itir  Handel  und  Gewerbe  an  den  Herrn  Begieron«^ 
Präsidenten  in  M".,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben.  Vom 
14.  Juni  1907.  (Ministerialblatt  der  H&udels-  und  Qewerbeverwaltung 
vom  2.  JuH  1907,  Nr.  14  S.  219.) 

In  dem  letzten  Jahresberichte  dee  dortigen  Begierungs-  und  Gewerberate  ist  auf 
Zweifel  hinmwieeen,  die  bei  der  Dorchfährung  dee  Geeetcee,  betr.  Kinderarbeit  in  ga- 
weri>lidMn  Betrieben,  vom  30.  Min  1903  (R.O.BL  Sb  113)  in  der  Richtung  hsrqr- 
getreten  sind,  ob  die  na^b  §  8  zulässige  B^chäftigung  von  Kindern  bdm  Anatnigcn 
von  Waren  und  bei  sonstigen  Botengängen  auch  für  Fal»ikengestatt^  sei. 

Durch  die  in  §  8  Abs.  1  dee  Gesetzes  aufgenommenen  WaitB  .und  in  anderen 

gewerblichen  BetriebMi"  bat  lediglich  zum  Ausdruck  kommen  sollen,  dass,  soweit  nach 
en  bestehenden  roichsrc^tlichea  Vorschriften  (vgl.  §  1  des  Gesetzes)  eine  Beechif- 
tigung  von  Kindern  beim  Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen  Botengängen  in 
anderen  als  den  in  §^  4 — 7  des  Gesetzes  beceichneten  Betrieben  überhaupt  zu> 
lies  ig  ist,  diese  gleichfalle  der  in  §  8  gntrotfenen  Regelung  uQterli^  Der  §  135 
der  Oewerbeordnuog  eilUirt  daher  dozdi  die  beniduieta  Voceohiift  kefiia  Anndarang. 

10.  Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Herren  Be^eron^ 
priUdenteii  woA  ilen  Stenn  Pdiietpvlelileiiteii  In  Bet^fn»  l>etr«  Xiniioh- 
tung  und  Betrieb  von  Anlagen  znr  Herstellung  von  Alkali-Chrometen* 

Vom  26.  Juni  1907.  (Ministerialblatt  der  Handels«  und  OewerbeTflrwal- 
tang  vom  16.  JuU  1907.  Nr.  16  S,  242.) 

Am  SM.  T.  M.  iit  die  m  ITr.  21  dee  dieejährigen  SebdttgeaelablatleB  vofOffimt- 

iirhtp  neue  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  Ion  Betrieb  von  \nlui:  ii  z  ur 
Herstellung  von  Alkali -Chromaten,  vom  16.  v.  M.  in  Kraft  und  an  tSteUe  der  älteren 
Bekanatmachang  vom  2.  Februar  1897  (R.G.BL  8.  II)  getreten.  Die  neuen  Ba> 
atinunniiKen  unterprhridon  s^ich  von  den  älteren  in  folgenden  Punkten: 

1.  Die  neue  Ikkanutmachung  ist  lediglidi  auf  Grund  des  §  120  e  (nicht  auch  dee 
§  139  a)  der  Gewerbeordnung  erlassen.  Bio  findet  daher  in  allen  ihren  Bestimmungen 
anf  eimtUohe  Anlagen  Anwendung,  in  denen  die  Herstellung  von  AlkaU-Chromatra 
od«  die  G9iromatreaan«Blioii  staUündet,  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  diese  Ajüagai 
eian  iUwikartigen  Uhaiakter  haben  od«  nioht. 
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2.  Dementaprtschend  ist  auch  §  9  in  seiner  Gültigkeit  zeitlich  nicht  m.  hr  hpirronzt. 

3.  §  2  Abs.  2  bat  folgeade  neue  Fassung  erbalten:  «Die  iSchmclzL-  ciart  au^aer 
bei  den  Oefen  nur  in  einem  von  den  sonstigen  Arbeitsräumen  abgesonderten  Baume 
gelagert  werden,  fieiaee  Schmelze  darf  in  bäiebigen  QefftMon,  kalte  likh'nriCT  oar  in 
veideckton  Oeflbran  transportiert  werden.* 

Dielte  Aenderunp  erHcheint  geboten,  weil  sich  ein  Transport  der  Schmelze  in 
nmam  Zustande  ala  schwer  durchfflhriMr  erwiesen  hat  Die  aus  den  Oefen  gezogene 
Sdimelse  liasC  man  regelmässig  neben  den  Oefen  etwas  erkalten,  sie  wird  Mraano  in 
noc  h  zähflüssigem  Zustande  in  (iefai^so  gt^schaufelt  und  nach  dem  Lagerräume  trans- 
portiert. Uieitiei  kann  ein  Verstäuben  nicht  stattfinden,  da  die  Schmelze  noch  brei- 
artig ist  Erst  nadi  ihtem  EMeaitcn  wird  irie  Iwrt  and  8pr6de  und  stinbt  ImI  tnekanar 
Wfliterbearbeitun^. 

4.  Die  Bestimmung  in  §  3  Abs.  2  ist  dahin  geändert  worden,  dass  die  Zerkleine- 
rung der  Chromate  in  „tunlichst"  dicht  ummantelten  Apparat rn  vorgeschrieben  wird. 
Die  ZerkleinwTinggapparate  während  des  Betriebes  dicht  zu  nmmanteln,  erschdnt 
tedmisdi  kann  aoflnurtMur. 

Die  von  einigen  Seiten  angeregte  AusdeJinung  der  Voröchriftm  nuf  Anlagen, 
welche  Chromate  bearbeiten  oder  verwenden,  en>chien  bei  näherer  Pniiung  nicht  an- 
geieigt.  Denn  die  Einrichtungen  solcher  Betriebe  weichen  untmiuander  so  sehr  ab, 
dftss  e*  itntunlich  ist,  die  Bestimmungen,  die  für  die  besonderen  Verhältnisse  der  An- 
lagen zur  Herstellung  von  Alkali-Obromaten  getroffen  worden  sind,  auf  jene  zu  über- 

Ich  ersuche  Sie,  die  Oewerbeaufsichtebeamten  zu  veranlassen,  dsM  sie  die  Be* 
triebakiter  aller  Anlagen,  in  doDan  die  Herstellnng  yod  AlkaH^nrointten  oder  die 
Ghromatxegeneratlon  stattfindet,  alsbald  auf  die  neuen  Voteofariften  aufmerksam  madun. 

IL  Waaderarbeitaatatte&geaeta.  Vom  29.  Juni  1907.  Nr.  10832. 
(PteoBOMlie  GeaeteBaimnlimg  Nr.  80  8.  205.) 

§  1.  Li  Provinzen,  welche  das  Wanderarbeitswesen  zu  ordnen  unter- 
nehmen ,  können  Land-  und  Stadtkreise  durch  l^eschluss  des  Prorinzial- 
landt&ges  yerpüichtet  werden,  Wanderarbeitestatten  einzurichten,  zu  unter- 
haltan  und  m  verwalten. 

Der  BesoUnw  erfordert  eine  Mehrheit  von  wenigsteits  «w«t  Dritteln 
der  abgegebenen  Stimmen. 

§  2.  Wanderarbeitsstatten  haben  die  Aufgabe,  mittellosen,  arbeite- 
fäiugen  Männern,  die  ausserhalb  ihre««  Wohnortes  Arbeit  suchen,  Arbeit 
m  Termittehü  nnd  vorübergehend  gegen  Arbeitsleistung  Beköstigung  und 
Obdach  zu  gewähren. 

§  8.  Der  Provinziallandtag  erlasst  eine  Ordnung  tiber  die  lUnriohtuilg, 
Unterhaltung  und  Vorwaltung  der  Wauderarboitastiltteu. 

§  4.  Kreise,  in  denen  keine  W ander arbeitastätto  eingerichtet  wird, 
denen  aber  die  von  anderen  S^reisen  deraelbai  Provins  eingerichteten 
Wanderarbeitsst&tten  zu:i  ite  kommen,  können  durch  Bescbluss  des 
Prorinziallandtages  verpflichtet  werden,  SQ  den  Kosten  dieser  Wander- 
arbeitsstätteu  beizutragen. 

Die  Höhe  dee  Beitrages  setst  der  FroviniialuisschnBS  fest. 

§  5.  Die  Pravittsen  haben  den  Kreisen  swei  Drittel  der  Kosten  der 
Wsnderarbeitsst&tten  zu  erstatten. 

Zu  diesen  Kosten  gehören  auch  die  Kosten  welche  durch  die  Be- 
fbrderung  von  ö&stea  der  Wanderarbeitsst&tteu  innerhalb  der  Provinz 
erwachsen. 

Die  den  Kreisen  an  erstattenden  Kosten  setst  der  ProTinnmlaos- 
schiiss  fest. 

Von  den  Kosten  der  mit  Wanderarbeitsstäiteu  verbundenen  Arbeits- 
nachweise übernimmt  der  Staat  nach  Vereinbarung  mit  den  Provinzen 
einen  angemessenen  BraebteiL 
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§  6,  Gegen  die  Pestsetztmgen  des  Provinzialaussclinsses  in  den 
Pälleu  des  §  4  und  des  §  5  steht  den  beteiligten  Kreisen  innerhalb  einer 
Txialt  Ton  2  Wodien  der  Einsprudi  lo. 

üeber  den  Einsj^ruch  besohliesst  der  ProvinzialanndkiUB. 

Gegen  den  Beschlußs  ist  innerhalb  einer  Frist  von  2  Wochen  die 
Klage  im  Verwaltungästreitverfahren  zulftssig.  Zost&ndig  in  erster  Instiana 
ist  der  Bezirksausschusg. 

%  7.  Ifit  ZnatunmiiDg  de«  IVorinzialaiunohiuwefl  kfimuii  sidk  die 
Kreise  bei  der  Einrichtung,  Unterhaltung  und  Yerwtltmig  der  Wandor- 
arbeitsst&tten  der  Mitwirkung  Dritter  bedienen. 

Die  Znstimmnng  kann  nur  versagt  oder  zuröckgenommen  werden, 
wenn  und  insoweit  die  Mitwirkung  Dritter  die  Erfüllung  de»  Zweckes  der 
WraderarbeitflslAtten  geftlirdet. 

Im  Streitfall  entscheidet  der  Provinzialrat. 

§  8.  Gemeinden  (Gutsbezirke) ,  in  denen  eine  Wanderarbeitsstätte 
eingerichtet  wird,  sind  auf  Erfordern  des  Kreisausschusäes  zur  Mitwirkung 
W  deren  Verwaltimg  tmd  bot  Hei^be  passender  Bftimüiehkeiten,  soweit 
solche  schon  bisher  einem  gleichen  Zwecke  dienten,  verpflichtet. 

Die  Er(>iso  Laben  den  Gemeinden  (Gutsbezirken )  hierfür  eine  an- 
gemessene Entschädigung  zu  gewähren,  über  deren  HJUhe  im  Streitfälle 
der  Bezirksausschuss  beschliesst. 

§  9.  Die  BesirksTerbSnde  der  FroviiiE  Heeeen-Nusati  und  d«r  Lendea- 
kommunal verband  der  HohenBollenieelien  Lande  gelten  im  Sinne  dieaee 
Qesetses  als  Provinaen. 

Pr    IS.  Der  Hiniater  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Heiren  Begie- 

mngsprasidenten  und  den  Herrn  Polizeipräsidenten  in  Berlin  betr. 

Eisenbahnwerkstfitten.  Vom  12.  August  1007.  (Miniaterialblatt  der 
Handels-  und  Gewerbe  Verwaltung  1907,  Nr.  18  S.  B2t>.) 

Nachdem  in  mehierem  ürtdlen  von  OberUmdeegerichten  dahin  tffcaimt^wordm 

ißt,  das»  Werkstatten,  die  Icdlj^lir-h  Irm  Zwecke  und  der  Fördonnig  oines  Eisenbahn- 
untemchmeD8  dienen,  al*»  dessen  wesentliche  Bwtandteile  gemäss  §  6  der  (iewerbc- 
erdnun^  den  gesamten  Vorschrifteo  der  Gewerheordiiung  nicht  unterworfen  seien, 
ordne  ich  im  EinverBt&ndnis  mit  dem  Herrn  .Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in 
ICrgnnzung  des  Erlasse«  vom  18.  Februar  (H.MHl.  S.  44)  und  in  Abiinderung  der  Er- 
lasse vorn  27).  Mai  und  15.  Juni  1S'J2  —  B.  4305  und  5377  —  hierdurch  an,  dass  sidi 
die  Gewerbeaufsichtsbeamten  in  den  staatlichen  wie  in  den  nicht  staatlichen  EiacD' 
bahnwerkstätten  jeder  Tätigkeit  enthalten  cmd  dieae  Werkatittan  aneh  in  dan  Jalms» 
henchten  and  den  dasu  g^harigen  atatutiadian  Nacüiwaianngan  nldit  melir  berSck- 
sichtigea. 

&  Königreich  Baycra. 

KAnlglielL  AllerliOoliste  Veronliiii]^  Tom  7.  Febniar  1907,  die  Ge- 
werboaoi^ichtsbeamten  betrefltaid.    No.  8S16.    (Oes.  n.  Ver.-Bl.  vom 

12.  ±'ebr.  1907,  Nr.  10  S.  73.) 

Wir  finden  Uns  bewogen,  zum  Vollzüge  des  §  139  b  der  Gewerbeordnung  tu 
▼erordnen,  was  folgt: 

§  1.  Die  AiüBicht  übor  die  Ausfühniog  der  Beatimraangw  der  §§  105a,  105  b 
Abs.  1,  der  §§  105c  bis  105h,  l20a  bis  120e,  134  bis  1398  der  Oewerbeordnung  ein- 
schliesslich der  Aufsicht  in  Bezug  auf  die  Pieherting  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für 
Lebeu  uod  Geüuudheii  iu  deujeuigcii  Anlagen,  welche  nach  ^  16  und  24  der  Gewerbe- 
ordnung einer  besonderen  Genehmigung  bedfirfeo,  oUi^  neben  den  ordaatüelien 
Pohzeibehörden  den  GcwerhoaufBichtsbcamten. 

Denselben  obliegt  ferner  die  Aufsicht  über  die  AuHführung  der  §§  107  bis  113, 
lUa  bia  119a  dar  Oewerbeordnungt  dann  nach  Maaagabe  der  luerüber  basondan  cr- 
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gangen en  Bestimmungen  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  §§  126  bis  128  der 
Cieiveriwocdnimg  und  der  Rwitimmniigm  des  Beicbsgeaetees  ycm  30.  lön  1903,  be- 
tntfend  KinderarMt  in  gew«rblidien  Betrieben. 

Es  bleibt  vorbehalten,  den  (»ewerbeauMchtsbeanit« n  u  nh  dii  Wabrnehmung 
von  weiterea  mit  ihrem  Wirkungskreise  im  ZusMnmeuiiaug  ütehendeo  Geschäften  zu 
mMrtngnk. 

§  2.  Villi  dem  \VirkungHkm8e  (lie«s0r  Beamten  sind  diojonigen  Anlagen  uusge- 
nommen,  welche  nach  dem  Beigeesetse  unter  d«r  Aofticht  der  dun;ii  die  A&erhöchate 
Verordnung  Tom  30.  Joli  1900  (Gesels-  und  TerordnongsUatt  1900  B.  839)  enfehlcften 
Bergbehörden  stehen. 

Diese  Anlagen  bleiben  iecnerhin  auch  nach  den  in  §  1  bezeichneten  Bichtuogen 
dan  Bergbehftrden  nntersteUfc. 

5  3.  Hrw  f  rh<  aufsichtsboamtf!  im  Sinne  des  §  1  sind  der  Zeiif  ralinspektor  für 
Fabriken  und  Gewerbe,  die  Gewerberäte,  die  Geweroeaseessoren,  die  Gewerbeaufsichts- 
anisteDteii  imd  die  Gewarbeanfaicht— seiataaiinnep. 

§  4.  Der  Zentralinsf)€ktor  für  Fabriken  und  Gewerbe  gehört  dem  TV>amtenkürper 
dla  K.  Ötaatsministeriuma  des  Königlichen  Hauses  und  des  Aeussem  an  und  hat  Htd, 
Bing  und  Gehalt  eines  Regierungsrates. 

Er  übt  im  Benehmen  mit  dem  einachlägigen  Referenten  des  Ministeriums  die 
Oberaufsicht  über  die  Tätigkeit  des  geuuuteu  (j^werbeaufeiiiitäpenKjaaLi  aue  und  hat 
äU^  über  die  Verhältnisse  der  gewerblichen  Arbeiter  im  Königreich  zu  unterrichten. 

Für  seine  Dioiafeoblii^genlieiieo  im  änteinqi  iat  die  nuniateiuUe  DiamBteeanweigmig 
massgebend. 

§  5.  Der  Regierungsbezirk  Oberbayem  zerfällt  in  zwei  Aufsichtsbezirke;  im 
übrigen  bildet  jeder  E^efuogsbenrk  einen  An&ichtsbezirk.  Dem  K.  Staatemipisterium 
des  Königlichen  Haasee  nnd  des  AenMeren  bleibt  die  Vermelming  der  AnfirichtibegEiÄe 

im  Bedarfsfälle  vorbehalten. 

§  6.  Für  jeden  Auisichtsbezirk  wird  ein  Gewerberat  und  zwar  bei  der  K.  Begie- 
rnnff,  Kammer  des  Innern,  angestellt.  Als  Wohnsitz  des  Gewerbente  lllr  Hittelftnmno 
wira  ausnahmsweise  wie  bisher  die  Stadt  Nürnberg  bestinmit. 

Für  die  Gewerberäte  gelten  die  für  die  Mitglieder  der  R^erungcn  b^tehenden 
allgi  iiieinon  IMwiSteBVorschriften.  J?ie  haben  Rauu'  lin  i  (iehalt  von  Kegierungsassessoren. 
Für  ihre  Dienstreisen  werden  ihnen  entweder  die  r<^;uiatiTmis8igen  Taggekler  und 
Beieehortenrergütungen  oda*  anganeraene  Pauschsummeo  gewährt 

Den  Gewerbcräten  werden  die  erforderlichen  mifskrute  beigegeben. 

Wir  behalten  Uns  vor,  neben  den  Gewerberäten  zur  Beauisichtigune  der  hygi- 
enischen  Verhältnisse  der  Fabriken  und  eewabliehen  Anlagen  Oewetbenfi&ittibeemte 
mit  entsprechender  Fachbildung  anzu^teuen. 

§  T.  Al8  Hilfskräfte  der  Gewerberät«  werden  angestellt  GewerbeauMchtsassistenten 
und  Oewerbeauf^^icht*as^^ihtentinnen  mit  den  der  Gehalt«klaflse  IIa  de«  GehaltsregulativH 
dff  nicb^ragmatlschen  Staatabeamten  im  Ressort  des  tStaatsministerinma  des  Innern 
«ntqneehenden  Bezügen. 

§  I^(;r  Zentralins;>ritor  für  Fabriken  und  Gewerl  o  md  dir  r'n  -.vorberäte  werden 
von  Lns  ernannt.  Hierfür  suid  Uiid  iu  der  Regel  nur  iJewerber  uiit  wi.sHenschaftlicher 
Bildung  in  Vorschlag  zu  bringen,  welche  entweder  eine  höhere  technische  Lehranstalt 
absolviert  und  demnächst  einige  Zeit  als  teohni.scbe  ReAmt«  im  öffentlichen  oder  Privat- 
<üenst«  tätig  gewesen  sind,  oder  welche  mehrere  Jahre  eine  grüööcre  gewerbliche  An- 
lage mit  tccnnischem  Betriebe  selbst  geleitet  haben. 

Die  Gewerbeao&ichtsaasiateateo  und  Assistentinnen  werden  vom  K.  Staats- 
mloMerimn  des  KOnigHdton  Hnuaee  nnd  des  Aeostem  ernannt  Bei  da-  Beeetcong 
dieser  Stellen  sind  n.  t  rn  Bewerbern  mit  Wissenschaft lir^h  r  ^'^rbildung,  die  den  im  vor- 
stehenden Absätze  erwähnten  ^'orau.•i^^ctzungen  entsprechen,  auch  geeignete  Bewerber 
4H18  dem  Arbdtenstande  eu  berücksichtigen. 

Die  Einführung  einer  Prüfung  für  den  Oewerbeaufsichtadienst  bleibt  vorbehält«!. 

§  9.  Wir  bebaJteji  Uns  vor,  im  Rahmen  der  budgetmässigen  Wiliigungen  nach 
lingerer  erspriessUcher  Dienstleistung 

1)  den  Zentmlinapektor  für  Fabriken  and  Gewerbe  zum  Obecreigieranssrat, 

2)  Oewerberite  ta  Begienings-  und  Gewerberiten  mit  Bang,  Gehalt  nnd  oonätigen 
Bezügen  von  R<^gierung8räten  zu  befördern, 

3)  Gewerbeaufsichtsassistenten  als  Gewerbmesccisoreu  anzustellen. 

Die  aar  Zeit  mit  dem  Titel,  Rang  und  Gdialt  eines  Fabriken-  und  Gewerbe 
Inspektors  nnp-est<;l]ten  Oewerbeaufr*icht.>4a(<8istcnten  haben  unter  Beibehaltung  ihies 
bianerigen  liaugutt  und  Gdialtes  den  Titel  „Gewerbeai»»t«fioreii''  zu  führen. 
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§  10.  Den  Gewerbeaufsichtbeaniten  (§  3)  stehen  in  dem  ihnen  zugewie^uen 
Ituecren  Wirkonipskreise  die  Matiichen  Hefugniiee  der  Orty)li»etbeh4kdeo  xu;  aie 
litbeo  jedodi  polizdliche,  eventaell  im  We^e  aamliiiiitorthwa  Zw«ng«B  dnnhrafBlireDde 
Verfüfungen  nicht  zu  erlassen.  Wegen  der  2ur  Abstellung  wahrpcnomniener  G'-ft7 
widrtgkeitoB  und  Uebebtände  zu  ergreifeodeu  iVIaü^r^elo,  »owie  wegen  etwa  zu 
stdiender  8trafanträ>!^e  haben  sie  sich  aa  die  ordentUcnen  Polii^b^finlen  mit  den 
£nucbpn  iini  llorbeifübrung  de?  ■ivritfren  gesetzlichen  Verfahren«  zu  wenden. 

Die  i  ulizeibchßrdcn  sind  verpflichtet,  den  üewerbeauffeichtebeamten  bei  AucuUuii^ 
ihrer  Amtstätigkeit  die  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  liegende  Unterstützung  zu  TeU 
weiden  ca  lanMO,  inabeeoDdera  aul  desfiaUaigeB  £nuctiea  der  Beakhtünug  gewortH 
lidiar  Anlagen  Aasisteas  n  letaten  and  ihnen  von  dem  Ausgang  dea  anfmien  An^ag 
«ingeleitete!!      t  r  n  Verfahren»  Kenntnis  zu  geben 

Die  Betugni8  und  Verpfüchtoiiig;  der  ordentiicheu  Polizeibehörden  zur  Wahr- 
Behruung  der  Aufsicht  fiber  die  gewwUidien  Betriebe  wird  dnrch  gagenwirt^  Ver- 
ordnung nicht  berührt. 

Der  DieuHt  der  Qewerbeaufsichtßbeamteu  sowie  ihre  Beziehungen  zu  den  be- 
taUgten  Behörden  nad  dein  geworbatnibenden  PnbUknm  wird  dnrai  miniateEidla 
Dieoataawaiaong  geregelt. 

$  11.  Die  g^enwartige  Verordnung  tritt  vom  15.  Februar  1907  ab  an  die  SteBe 
der  All- rh!K  haten  Verordnung  vom  31.  Mär;-  1- dio  Fabriken- und  Oewerbeinapdr- 
tereu  betreffend  (Gesetz-  and  Verordnungsblatt  b.  83). 


3»  Hjungiam.  GotluL 

Gesete  Uber  die  w/^i>»in»tg^«.ifci/i>*f.  ^om  9,  Apffl  1907  mit  Ge- 
fletseakraft  vom  10.  Mal  1907. 

§  1.  Ueber  die  Beechaiieobeit  Bowie  nb^  die  Benutzung  von  Wohjuuugeu  uud 
sonatigen  Bäumen,  weldie  zum  längeren  Aufenthalt  von  Menschen  dienen,  können 

durch  PoIizeiTerordnung  gemäss  §§  8  und  28  des  Gesartzes  üIxt  die  Organi-^nfion  der 
Verwaltungsbehörden  im  Herzogtum  Gotha  vom  II.  Juiii  18.%  (Gc»*etz»amiiil.  Bd.  X 
8.  315  ff.)  allgemeine  \'orschriftcn  erlasBeu  werden  (W'ohnungBordnungen). 

§  2.  In  Fällen,  in  denen  die  Durchführung  der  Vorschriften  der  Wohnaiug»- 
ordnnng  wa  beaanderen  Hirten  fSfaran  wnrde,  kann  die  Berirkavo'waltungsbdiBrdeBe* 
ftainng  eintreten  lassen. 

^3.  Zur  Durchfüiiruag  einer  regelmühäigeu  VV  uimungHaufaicht  sind  Wohnunga- 
kommissionen  dur^-h  Ortn^tatut  cinznaetcoi,  aimm  nidit  ana  bewMideren  Grflnden  die 
BezirksvfT^Taltnng^behörde  diivoii  lirfroit. 

Iii  diese  Kummitutiuu  isiud  ab  Mitglieder  (Wobnungapflc^er)  auch  eiircaaxuiiich 

tätige  PcrBoncn,  tnnliebat  anelL  Bacbvemäbidige  (Aente  mid  BaoMdiTentindige)  aof- 

sunehmen. 

§  4.  Die  Wohnuu^kommission  Iwt  aidi  fortlaolend  von  den  Znatibtden  hn 

WobnuiigHweHcii  Kenntnis  zu  verschaffen,  auf  die  Fernhaltung  und  Beseitigung  von 
Missstandeii,  Huwie  auf  die  Verbesserung  der  WohnunKSV^hältnisse,  namentlich  der 
Minderbemittelten,  hinzuwirken  «nd  die  Befbignng  der  Beatimmnngen  der  Wohnnnga- 
Cardnnng  zu  überwachen. 

§  D.  Die  mit  der  W'ohBungsaufsicht  betrauten  Personen  sind  berechtigt,  bei  Aus- 
übung der  Wohnungsaufsicbt  alle  Räume,  die  zum  längeren  Aufenthalte  von  Menschoi 
banntet  werden,  sowie  die  dazu  gehörigen  Nebenriume,  Zugänge,  Aborte  zu  betreten. 
8ie  haben  den  Wdmungiinhabar  oder  deaean  Vertreter  bei  dem  Beginne  der  Be- 
.sichtlgung  mit  dem  Zweck  ihres  Erscheinens  bekannt  zu  machen  und  aidl  Uoauf* 
gefordert  durch  öffentliche  Urkunde  über  ihre  Berechtigung  auszuweisen. 

Die  Besichtigung  muss  so  vorgenommen  werden,  dass  eine  Belästigung  der  Be- 
teiligten tunlichst  vermieden  wird.  Sie  darf  nur  in  der  Zeit  von  9  Uhr  morgens  bis 
6  IJnr  abend»,  bei  Wohnungen,  in  die  Schlafgänger  aufgenommen  werden,  nur  io  der 
SSeit  von  6  Uhr  morgen»  bis  9  Uhr  abfn(ij4  erfolgen. 

Der  Wohnungsmliaber  oder  sein  Vortreter  ist  verpflichtet,  iiber  die  Art  der  Be- 
nutzung der  Bäume  wahrheitsgcmässe  Auskunft  zu  erteilen. 

§  6,  Ergibt  Hich  bei  Aiisiibuiifr  der  Wohuungsaufsicht,  dass  die  Wohnung  hin- 
fiichtUch  ihrer  Beschaffenheit  oder  Benutzung  den  au  sie  zu  stellenden  Anforderuugjen 
nicht  entspricht,  so  ist  Abfailfa  in  der  B^l  znnSehat  dnrch  Rat,  Belehrung  oder 
Mahnung  zu  versuchen.  LäHst  sich  auf  die^n  Wri-^e  Abhilfe  nicht  schaffen,  so  ist  daa 
Erforderliche  wegen  Herbeüühruug  polizeilicbeu  Einschreitens  zu  veianlaaeon. 


Digitized  by  Google 


-   31  - 

§  7.  Die  B«MrtBiuig  jgegandheitwfhMliphfir  oder  den  Vonchriftea  der  WofanangB» 

OTtlmin^n  nirht  pntsprechender  Wohnungen  und  Räume  f§  1)  knnn  durch  die  lU« 
ßiaiidige  i'oliy.eibüiiarde  entweder  ganz  unternagt  oder  von  der  Beseitigung  der  festge- 
■tdlten  Unzulä«8igkeiten  abhingig  gemacht  wvden. 

Bäume,  deren  Benutzung  untersagt  ist,  dürfen  vor  Beedtigung  der  das  Verbot 
b^ündenden  Ursachen  und  ohne  poliznliche  Geciebmiguup  nicht  wieder  in  Benutzung 
ggoonunen  wer 

§  8.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  VorBchrifton  der  WohnungeordnuDgm  werden, 
sowdt  auf  Grund  anderweiter  Vorschriften  nicht  höhm  Btnifen  ▼erwiilct  sfaid,  mft 
Geldfltnife  bis  ZU  100  M.  oder  mit  Haftstrafe  bi?  zu  14  Tagen  bestraft. 

Handelt  es  sich  um  Zuwiderhandlungen  von  Peraooen,  die  der  Eigent&mer  zur 
yenuietung,  Beaufsichtigung  oder  Verwaltung  der  beaartaadatea  Biume  bestellt  hat, 
so  ist  neben  diesen  Personen  der  Eigentümer  strafbar,  wenn  er  es  bei  der  nach  den 
Umständen  möglichen  eigenen  Beanfuchtigung  oder  bei  der  Wahl  seiner  V^ertreter  an 
der  «JmdaJieliett  Soigfiufc  hat  fehkn  Urnen. 


IL  Af^MÜM*  Arjwliiiidiii 

Verordnang  zur  AosftihruDgsyerordnung  vom  18.  November  ld06') 
mm  GeMti  ftber  cUa  Soimta«arohe,  ITa  4061 3).  Vom  22.  M&rs  1907. 
{BoL  d.  L  üni^n  Induatml  Axg^  ZXI,      Apsrü  1907,  8.  2a) 


III.  Autiiche.  Oesterreich. 

1.  Qcnotz,  betreffend  die  Abändemiag  nnd  Ergänscmg  der  Gewerbe- 
ordnung.   Vom  5.  Februar  1907.    (RGBL  1907,  XVL  Stück,  Nr.  26.) 

[Auszug.] 

Oewerbem&ssige  Dienst-  und  Stellenvermittlung. 

§  21  a.  Die  gewerb emUssig  betriebene  Dienst-  und  Stellenvermittlung 
bildet  ohne  Unterscheidung  der  Kategorie  der  zu  venmttelndeu  Stellen 
und  DiflüBtplfttie  ein  konz^ioniertes  Gewerbe. 

Zum  Antritte  dieses  Gewerbes  wird  nebet  der  Erftallong  der  warn 
selbständigen  Betrieb  f"(ir  alle  Gewerbe  vorgeschriebenen  Bedingungen 
(§§  2  bis  10)  eine  genügende  allgemeine  Bildung,  Verlässlichkeit  mit  Be- 
ziehung auf  das  Gewerbe  und  ein  geeignetes  Betriebslokal  gefordert. 

Bei  Verleihung  der  Eonxesaion  iet  flberdiee  anf  die  LokelvwhlltiiiBae 
Bedacht  zu  nehmen  und  ist  dieselbe  auch  davon  abhängig,  das»  vom 
Standpunkte  der  Sicherheits-,  Gesundheits-  und  Sittlichkeitspolixei  gegen 
den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  kein  Anstand  obwaltet. 

Bei  Prüfung  der  Lokalverhaltnisse  ist  insbesondere  auch  darauf  ent« 
spreoihend  Bflokaidit  za  nehmen,  ob  und  inwiewmt  in  der  Gemeinde  nicht 
schon  durch  den  Staat,  das  Land,  den  Bezirk,  die  Gemeinde  oder  durch 
Vereine  selbst  fllr  die  Dienst-  und  StellonTermittlung  ausreichend  Voiporge 
getroöen  erscheint,  zu  welchem  Zwecke  diese  Anstalten  vor  Verleihung 
der  Konzession  m,  hQr«a  sind.  Wird  die  Konzession  ungeaditet  der  Ein- 
Wendung  der  einvemommeDen  Anstslten  erteilt,  so  steht  denselben  binnen 
14  Tagen  nach  Verständigung  der  Bekus  mit  anieohiebender  Wirkung 
offen. 

Die  Konzession  kann  auch  auf  Widerruf  erteilt  werden. 


Ii  Text:  Bull.  Bd.  V  S.  379. 

2)  Vom  31.  Angnrt  1905.  Text:  fiaU.  Bd.  IV  8.  3X0. 
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D«r  Handelsinmistar  kann  im  EinTflnielimen  mit  dem  Mmister  de) 
Buern  ftlr  die  Erlangung  der  Konzession  zur  Vermittlung  von  Stellen 
und  Dienstplätzen  einzelner  Kategorien  weitargehende  Bdfiümmungen  im 
Yerordnungswege  erlassen. 

§  21b.  IMe  KonBflMifnieii  kOnneii  auf  Vermittliuig  von  DianstplfttMii 
und  Stellen  überibaiipt  lauten  oder  mit  BeHchrftnktmgen,  namentUoh  auf 
bestimmte  Arten  von  Dienstplatzen  oder  Stellen  erteilt  werden. 

§  21  c.  Der  gleichzeitige  Betrieb  des  Dienst-  und  Stellen  Vermittlungs- 
gewerbes mit  einem  anderen  Oe werbe  durch  dieselbe  Person  oder  in  dem- 
selben Lokale  ist  nur  gegen  besondere  Genehmigung  der  politisohen 
LandesbehOrde  gestattet. 

Konzessions inhabern,  die  nicht  auch  die  Berechtigung  znr  Bohorberfnmj^ 
von  Fremden  (§  16,  lit.  a)  besitsen,  ist  die  Beherbergung  fremder,  arbeit- 
suchender Franenspereonen  nnteraagt. 

§  21  d.  Das  Dienst-  and  SteUenyennittlimg^gewerbe  ist  in  der  Begel 
persönlich  von  dem  Konzcssionsinhaber  aosiQflbeii.  Die  Verpackfeimg  eines 
solchen  Gewerbes  ist  unzulässig. 

Dagegen  kann  die  Ausübung  des  Gewerbes  durch  einen  Stellvertreter 
von  der  poHtisdien  Landesbeihttrde  ans  wichtigen  Grflnden  genehmigt 
werden. 

§  21e.  Jeder  Bewerber  um  ein  Dienst-  und  Stellenvermittlungs- 
gewerbe  hat  der  Verleihungsbehörde  unter  einem  mit  dem  Konzessions- 
ansuchen  eine  Geschäftsordnung  zur  Genehmigong  vorzulegen,  in  der 
namentlich  die  BiSh»  und  die  Bedingungen  der  vom  Oewerbeinliaber  in 
seinem  Geschftflabetriebe  beansj^ohten  Gebfihren  genaa  festgeeetst  sein 
mtlssen. 

Die  Gewährung  oder  Entgo^gennahme  von  Vorachüssen  sowie  die  Ent- 
gegennahme yon  Eantiooen  fkb*  die  so  vermittelnden  Stellen  ist  dem  Kon- 
seesionsinhaber  untersagt. 

Die  Geschäftsordnung  ist  im  Betriebslokalc  anzuschlagen. 

Jede  Aenderung  der  Geschäftsordnung  bedarf  der  vorherigen 
nehmigung  der  politischen  Landesbehörde. 

Die  Konseesionsinhaber  sind  verpflidktet,  Uber  Anfforderang  der  G«- 
Werbebehörde  die  zu  Zwecken  der  Statistik  des  öffentlichen  Arbeitsnaoli- 
weises  erforderlichen  Daton   beziin;! ich  ihres  Geschäftsbetriebes  zu  liefern. 

§  21  f.  Personen,  ^\  olcho  eine  Bewilligung  zum  Betriebe  der  Dienst- 
nnd  Stellenvermittlung  bereits  auf  Grund  der  früheren  Vorschriften 
crdnongsmtesig  erlangt  haben,  miterliegen  in  Ansehmig  der  weiteren  Ans» 
libung  dieser  Konzession  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  und  haben  die 
im  §  21  e  vorgesehene  Geschäftsordnung  binnen  4  Wochen  der  politischen 
Landesbehörde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

VI.  Hanptstflck.   Gewerbliches  Hilfspersonal 

Gewerbliche  Fortini  In ngsschulen. 
ij  75  a.  Die  Gewerbe inhaber  .sind,  unbeschadet  der  im  §  100  ihnen 
speziell  hinsichtlich  der  Lehrlinge  auferlegten  Pflichten,  verhalten,  den 
Hilfsarbeitern  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  zum  Besuche  der  be- 
stehenden allgemein  gewerbliehen  FortbildnngsschQlen  (besw.  Vorbereitongs- 
kurse)  sowie  der  fachlichen  Fortbildungsschnli  n  die  erforderliche,  durch 
das  Statut  und  den  Lehrplan  der  betreffenden  Schule  iestgesetcte  Zeit 
einzuräumen« 
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Insoweit  gewerbUohe  Fortbildungaachul«!!  fttr  weibliche  Hiliaarbeiter 
nicht  bestehen,  gilt  die  Bestimmung  des  vorstehenden  Absatzes  auch  be» 
xttglioh  der  etwa  vorhandenen  Handarbeita-  und  ■Haaahaitongaschulen. 

Halten  von  Lehrlingen. 

§  98.   Lehrlinge  dttrfen  nur  von  solchen  Gewerbeinhabem  gehalten 

werden,  welche  selbst  oder  deren  Stellvertreter  r?ie  erforderlichen  Facb- 
keuntüisse  besitzen,  um  dfi;  Vrrr-cb.riftpn  df  s  >  I  H  )  iu  Betrett' der  gewerb- 
lichen Ausbildung  der  Leiuimga  uuciLzuküiumeu  und  die  auch  nach  der 
Etinriehtnng  und  der  Art  der  Ansttbong  des  Gewerbe«  tateftehlich  in  der 
Lege  sind,  dies  zu  tun. 

J.-i  p  rrewerbeinhaber,  welche  we<2:en  einep  Verbrechens  tiberhanpt  oder 
wegen  emes  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  gegen  die  difentliche  8itt- 
Uohkeit  gerichteten  Vergehens  oder  einer  derlei  Uebertretong  ▼erorteüt 
worden,  dürfen  Lehrlinge  weder  «nfaehmen  noch  die  bereits  angenommenen 
Iftnger  behalten. 

Das  Recht,  Lehrlinge  zu  halten,  kann  von  der  Gewerbebehörde  solchen 
Gewerbeinhabem,  welche  sich  grober  Flüchtverletzungen  gegen  die  ihnen 
anTertnnten  Lehrlmge  schuldig  gemeoht  heben  oder  gegen  welche  Tatseehen 
▼erliegen,  welche  sie  in  sittlicher  Bezielmng  anm  Halten  von  Lehrlingen 

ungeeignet  erscheinen  lassen,  nnabh&ngig  von  der  sonstigen  nach  der 
Gewerbeordnung'  oder  dem  allgemeinen  Straff;esetzo  zu  verh&ogenden 
8traie,  für  immer  oder  auf  bestimmte  Zeit  euuogeu  werden. 

losbesondere  kann  dann,  wenn  aus  dem  Ergebnisse  der  Lehrlings- 
prüfung (Qesellenprüfnng)  hervorgeht,  dass  der  Lebrherr  an  dem  nicht 
entsprechenden  Erfolge  des  Lehrlings  schuld  trägt,  dem  Lehrherm  das 
Becht,  Lehrlinge  zu  halten,  für  immer  oder  auf  bestimmte  Zeit  entzogen 
werden. 

Die  Entziehung  des  Rechtes,  Lehrlinge  zn  halten,  erfolgt  nach  An- 
hörung der  Genossenschaft,  welcher  der  Lehrherr  angehört. 

Gewerbeinhabern,  welche  Lehrlinge  beschäftigen,  kann  die  Gewerbe- 
behürde die  gleichzeitige  Haltung  jugendlicher  Hilfsarbeiter  über  Antrag 
der  beireffen&n  Genossensehaft  oder  des  Gewerbeinspflltton  dann  unter- 
sagen, wenn  dwoh  die  Haltung  der  jogendKchsn  Hilfaarbeiter  die  filr  dtm 
Lehrlingswesen  geltenden  Vorschriften  umgangen  werden. 

In  Fallen,  in  welchen  ein  Nachteil  oder  Missbrauch  nicht  zu  besorgen 
ist,  kann  die  Gtewerbebehörde  den  im  Alinea  2  genannten  Gewerbeinhabem 
die  ammahimiweise  Bewilligung  sur  Av^ahme  von  Ldirlingtti  erteilen. 

Die  Vorschriften  über  die  strafweise  Sntsiehnng  des  Recbtss,  Lehr- 
linge an  halten,  enth&lt  §  IdSa. 

Lehrseit. 

§  Ma*  Die  Lehrzeit  darf,  sofern  diesfalls  nicht  die  besonderen  Be- 
stimmungen des  §  14  und  §  114,  lit.  b,  bezw.  die  auf  Grund  des  §  23, 
Alinea  1  und  3,  im  Verordnungswege  oder  im  Gesetze  vom  26.  Dezember 
1893,  KGBl.  No.  103,  getroü'eueu  Anordnungen  in  Betracht  kommen,  bei 
nicht  fabriksmftssigen  Gewerben  nicht  weniger  als  2  und  nicht  mehr  als 
4  Jahre,  bei  fabriksmassigen  Gewerben  jedoch  nicht  weniger  als  2  und 
nicht  mehr  als  3  Jahre  betragen.  Infierhalh  dieser  Zeitgrenzen  hat  die 
Festsetzung  der  Lehrzeit  durch  das  Geuot^enschaftsstatut  (§  114,  lit.  b, 
und  §  119  c,  lit  f),  bezw.  durch  den  Lefarrerttag  su  erfolgen. 
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Für  einMlnd  nicht  fabrikoiUtesig  betxiebane  freie  Gewerbe  kann  der 

Handelsmin ister  nach  Arihfirnnp;  der  Handels-  und  Gewerbekatmner  im 
Verordnongswege  bestimmen,  dass  die  Lehrzeit  auf  1  Jahr  herabgeeetst 
werde. 

Bat  der  Lehrling  erneu  Teil  der  LehrEett  bei  emem  Lehrherm  bemte 
sttrttekgelegt|  eo  ist  m  FaUe  den  ordnungsmässigm  üelMCtrittes  zu  einem 
anderen  Lehrherm  ^eser  Teil  der  Lehnseit  in  die  Oeeeutdaner  der  Lehr- 
zeit einzurechnen. 

Aufnahme  der  Lehrlinge. 

§  99.  Die  Aufnahme  der  Lchrlin^'o  hat  auf  Grund  eines  besonderen 
Vertrages  zu  geschehen,  der  binnen  4  Wochen  nach  Beginn  des  Lehrver- 
h&ltnisses  schrittlich  abzoschliesaeu  ist.  Ein  Exemplar  desselben  ist  eotort 
naoli  Abechluea  der  GenoeeenecliaftevorBtehnng  oder,  wenn  der  Lehriierr 
keiner  GenoHsenschaft  angehöH,  der  Gemeindebehörde  einzusenden  und  in 
dem  hiofür  bestimmten  Protokollbuche  zn  verzeichnen. 

Der  Lehrvertrag  ist  stompel-  und  gebührenfrei. 

Dei'selbe  muss  enthalten : 

1)  den  Nemen  des  Lehriienm,  des  Oeverbe^  weldies  er  betreibt,  imd 
den  Aufenthaltsort  desselben; 

2)  den  Namen  (Vm>  und  Zunamen),  das  Alter  und  den  Wohnort  des 

Lehrlings ; 

3)  sofern  es  Mi  um  einen  mindeijllirigQii  Lehrling  handelt,  den 
Namen,  die  Besehiftigtmg  und  den  Wohnort  seiner  Bltem,  seines  Vor- 
mundes oder  sonstigen  gej^etzlichen  Vertreters ; 

4)  das  Datum  des  Vortrages  und  die  Dauer  des  Vertragsverhältnisses; 

5)  die  Bestimmung,  dass  insbesondere  —  unbeschadet  der  den  beiden 
Eonla^enten  obliegenden,  sonstigen  gesetzlichen  Verpfliebtungen  —  der 
Ghewerbeinhaber  sich  verpflichtet,  den  Lehrling  in  den  Fertigkeiten  des 
■von  ihm  zn  erlahmenden  Gewerbes  zu  unterweisen  oder  durch  einen  hiezu 
beftJiigten  ^Stellvertreter  unterweisen  zu  lassen  und  dass  der  Lehrling  zur 
üeisaigen  Verwendung  in  diesem  Gewerbe  verhalten  ist; 

i)  die  Bedingungen  der  Aufnahme  in  Betreff  des  Lehigrides  oder 
etwaigen  Lohnes,  der  Verköstigong,  der  Bekleidong,  der  Wohnung,  der 
Dauer  der  Lehrzeit,  der  Prttfbngstaxe  nnd  der  genoesenschaft^ohen  Aof* 
ding-  und  Freisprechgebühr. 

Die  wesentlichsten  Vertragsbedingungen  sind  Ton  der  Gemeindebehörde 
in  das  Arbeitsbuch  an&nnehmen. 

Gewerheinhaber,  welche  bei  der  Aufnahme  von  Lehrlingen  sich  nicht 
an  diei^e  Bestimmungen  halten,  machen  sich  einer  Uebertretung  der  Go- 
werbeordnung  schuldig. 

Pflichten  des  Lehrlings. 

§  99  b.  Der  Lehrling  ist  dem  Ijelirherm  zur  Folgsamkeit,  Treue  nnd 
Verschwiegenheit,  zu  Fleiss  und  anständigem  Betragen  verpflichtet  und 
muss  sich  nach  deeswi  Anweisung  im  Gewerbe  verwenden. 

Bin  mindeijihriger  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht  des  Lehrherm 
nnterworfen,  dessen  Schutz  und  Obsorge  er  geniesst. 

Die  Lehrlinge  sind,  insofern  sie  den  gewerblichen  Fortbildungs-  oder 
einen  anderen  mindestens  gleichwertigen  Unterricht  noch  nicht  mit  Erfolg 
absolviert  haben,  Terpfliohtet,  dia  bestehenden  allgemein  gewerblidbsa 
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Fortbildungsschulen  (bezw.  Vorbereitungskurse)  sowie  diö  fa«iUich€ii  Fort- 
bildunirsscLuleii  in  der  durch  den  bezüglichen  Lehrplan  vorgeschriebeil6II 
Weise  bis  zur  vollständigen  Erreichung  des  Lehnüelea  regelmäsaig  m 
besuchen. 

Die  Entscheidung  über  die  Gleichwertigkeit  des  Unterrichtes  wird 
vom  Minister  fttr  Kultus  oad  TJntemcht  im  EinvemelunMi  mit  dem  Haodels- 
minister  gefüllt. 

Für  jene  Lehrlinge,  welche  durch  eigenes  Verschulden  einen  genügen- 
den Unterriclitserfolg  nicht  erreichen  oder  im  DifTiijtlinarwep^e  von  dorn 
Schulunterrichte  zeitweilig  ausgeschlossen  werden,  kann  seitens  der  Ge- 
wwbebehOrde  auf  Grand  der  von  dem  betreffendsa  QdiulanfBichtsorgane 
erstatteten  Anzeige  die  Statuten-  oder  vertragsrnflssig  festgssotste  regele 
mftasige  Dauer  der  Lehrzeit  verlängert  werden. 

Eine  Verlan frernnjE^  der  Lehrzeit  tritt  femer  dann  ein,  wenn  der  I>ebr- 
ling  die  vorgeschriebene  Lehriingsprüfung  (Gesellenprüfung)  vor  Beendigung 
der  liehrzeit  nioht  bestanden  hat. 

Bis  Dauer  der  im  Sinne  der  vorsteheodsn  Bestimmus^ii  verlAogerten 
Lehrzsit  darf  jedooh  in  keinem  Falle  mehr  als  ein  halbes  Jahr  betrageo. 

Pflichten  des  Lehrherrn. 

§  100.  Der  Lolirhen-  hat  sich  die  frewerbliche  Ansbildiing:  des  Lehr- 
lings angelegen  sein  zu  lassen  und  ihm  die  erforderliche  Zeit  und  Gelegen- 
heit durch  Verwendung  zu  anderen  Dienstleistungen  (§  76)  nicht  zu  ent- 
siehea. 

Ihm,  bssw.  seinem  StsUvertrster  obliegt  die  Ueberwachung  der  Sitten 

und  der  Aufführung  des  minderjährigen  Lehrlings  in  und  ausser  der  Werk- 
stÄtte;  er  hat  denselben  zur  Arbeitsamkeit,  zu  guten  Sitten  und  zur 
ErftQlung  der  religiösen  Ptiichteu  zu  verhalten;  er  hat  femer  jede  Miss- 
haiMllung  desselben  sa  unterlassen,  ihn  gegen  solohe  von  Seite  der  Arbeits- 
imd  Hausgenossen  su  schütien  und  dafür  Sorge  sn  tragen,  dass  dem  Lehr- 
}inf2;e  nicht  Arbeitsverrichtiinpen,  wie  TransportienmiT  von  Tjasten  u.  dgl., 
in  einer  solchen  Art  und  Dauer  zugewiesen  werden,  dass  sie  seinen 
physischen  ELräften  nicht  angemessen  sind. 

Der  Lehrherr,  bezw.  sein  Stellvertreter  ist  weiter  verpflichtet,  jenen 
Lehriingen,  welohe  den  gsurerbUohen  Fortbildungs*  oder  einen  anderen 

mindestens  gleichwertigen  Unterricht  noch  nicht  erfolgreich  absolviert 
haben,  die  zum  Besuche  der  im  s<  Vi)  b,  Alinea  3,  erwähnten  Anstalten  er- 
forderliche Zeit  bis  zur  vollständigen  Erreichung  des  Lehrzieies  einzu- 
rftumsn,  sie  sum  Besoohe  dieser  Sohidsn  so  verhalten  und  die  üeberwaehnng 
des  regelmässigen  Si^ulbesucbes  durdi  die  An-  und  Abmeldung  der  Lehr- 
linge bei  der  Schalleitung  zu  ermöglichen. 

Ln  Falle  der  Erkrankung  oder  des  Entlanfon^^  Af^  minderjährigen 
Lehrlings  und  bei  anderen  wichtigen  Vorkomiimisseu  hat  der  Lehrherr 
die  Mtem,  Vormünder  oder  sonstigen  Angehörigen  desselben  sowie  die 
GenossenscAaft  hiervon  sofort  su  benaohriehtigen. 

Wenn  der  Lehrherr  durch  sein  Verschulden  eine  mehi-  als  14-tägige 
Verzögernng  der  Aufdingung  oder  Freisprechung  des  Lehrlings  herbeiführt^ 
begeht  er  eine  Uebertretung  der  Gewerbeordnung. 

3» 
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Bestimmuug  des  Zahlenverhältnisses  der  Lehrlinge. 

§  100  a.  Soweit  filr  einzelne  Otewnha  keine  Bestanmungen  ttber  das 
'Verhältnis  der  Zahl  der  Lehrlinge  zu  jener  der  Gehilfec  im  Wege  des 
■Genossenscliaftsstatutes  getroffen  werden,  kauu  der  Handelsministcr  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  nach  Anhörung  der  Handels- 
und  Gewerbekammer  dieses  Zalileuverhältnis  im  Verordnuugswege  fest- 
setzen. Diese  Festsetsoag  kann  im  aUgemeinen  oder  ftir  bestimmte  Be> 
airke  erfolgen. 

§  103  a.  Gehört  der  LehHin?  einer  Genossenschaft  an,  so  ist  es  in 
den  Ii'ällen,  wo  das  Lehrverbältuis  ohne  Verschulden  des  Lehrlings  vor 
Ablauf  der  Lehrzeit  aufgelöst  wurde,  Aufgabe  der  Genossenschaft,  für  die 
weitere  ünterbringang  des  Lehrlings  bei  einem  anderen  snr  Genoasensehaft 
gehörigen  Lehrherm  tunlichst  Sorge  zu  tragen. 

Bei  Abschkiss  des  neuen  Lehrvertrags  ist  die  bereits  znrtickgelegte 
Lehrzeit  entsprechend  einzurechnen. 

Die  Genossenschaft  ist  Überdies  verpfliditet,  in  den  nach  §§  101,  102, 
102  a  nnd  103  eintretenden  Fällen,  wenn  die  Krkl&rung  des  gesetzlichen 
Vertreters  des  minderjährigen  Tiehrlings  nicht  rechtseitig  an  beschaffen 
i8t|  diese  Erklärung  zu  ersetzen. 

Lehraeognis  und  Lehrbrief  (Oesellenbrief). 

§  104.    Bei  Auflösung  des  Lehrrerhftltnissea  hat  der  Lehrherr  dem 

Lehrlinge  ein  Zeugnis  über  die  zugebrachte  Lehrzeit,  sein  Betragen 
während  derselben  und  die  gewonnene  Aasbildang  im  Gewerbe  aossa« 
stellen. 

Im  Falle  der  Anfltenng  durch  ordnnngsm&ssige  Beendigung  des  Lehr- 
verhältnisses  ist,  wenn  der  Lehrherr  einer  Genossenschaft  angehört,  von 

der  Genossenschaftsvorstehim;^  unter  Benützung  des  Lehrzeugnisses,  bezw. 
der  Lehrzeugnisse,  des  Abgangszengnisses  der  Fortbildungsschule  und  ge- 
gebenen Falles  des  ZeugnisBeä  über  die  mit  oder  ohne  Erfolg  abgelegte 
Lehrlingspmfnng  sowie  der  seitens  der  Genossensdialt  gemäss  §  114  ge- 
machten Wahrnehmungen  ein  Lehrbrief  auszustellMl ;  an  dessMi  St^e 
tritt  bei  handwerksmassigen  Gewerben,  jedoch  nur  im  Falle  ecfblgreich 
abgelegter  Gesellenprüfung  (§  104  b),  der  Gesellenbrief. 

Der  Titel  Geselle  wird  nur  dnroh  die  erfolgreiche  Ablegung  der  Ge- 
sellenprüfung erworben.  Der  nur  mit  Lehrlwief  ausgestattete  BoSbarbeiter 
hei^t  Gehilfe. 

Der  wesentliche  Inhalt  der  obenerwähnten  Bescheinigungen  des  Lohr- 
herrn sowie  der  Genossenschaft  ist  in  das  Arbeitsbuch  einzutragen  und 
▼on  der  Ortq^oliseibehOrde  kosten-  nnd  stempelfrei  an  beglaubigen. 

Gesellenprüfung  bei  handwerksmässigen  Gewerben. 
§  104  b.  Die  Gewerbegenossenschaften  haben  Vorsorge  zu  treffen, 
dabä  alle  in  handwerksmässigen  Gewerben  verwendeten  Lehrlinge  sich  am 
Ebüde  der  Lehrseit  ean^  G^esellenprUfung  unterziehen  kdnnen,  welche  den 
Nachweis  zu  erbringen  hat,  dass  der  Lehrling  sich  die  in  dem  betreffenden 
Ge'vcrV  o  für  einen  Gesellen  erforderlichen  Kenntnisse  and  Fertigkeiten 
angeeignet  hat. 

Die  gleiche  Vorsorge  hat  die  Gew  erbebehörde  in  Ansehung  solcher 
Lehrlinge  sn  treffen,  welche  in  analogen  Fabriksbetrieben  beaw.  in  band- 
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-werksm&ssigen  Gewtirbebetriebeiii  die  k«iner  Qe&oMeniehaft  angehttFen, 

TflTWendet  werden. 

Die  GesellenprüfiiDg  ist  vor  der  von  der  betreffenden  Genossenschaft 
gebildeten  Prüftoigskommission  abzulegen.  Doch  können  dio  beteiligten 
Genossenschaften  im  gegenseitigen  Einvernehmen  auch  die  Bestimmung 
treffen,  dass  ibre  Lehrliiige  die  Gheaelleaprttibng  vor  der  fOr  das  betraffende 
liandwerksmftssige  Gewerbe  bei  einer  dieser  GknowenedialtML  galnldeten 
PrttfangskommisBion  abzulegen  haben. 

Di©  Prüfungskommission  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  min* 
destens  zwei,  höchstens  vier  Beisitzern.  Der  Vorsitzende  wird  von  der 
G^ewerbebehSrde  nach  länveinelmrang  der  Handel»-  und  Gewerbekuumer, 
des  etwa  bestehenden  Oenossenschaftsverban  I  s  auf  3  Jahre  bestellt.  Von 
den  Beisitzern  wird  ein  Mitglied  aus  der  Zahl  der  Gesellen,  welch©  min- 
destens 4  Jahre  im  Gewerbe  tlUig  sind,  die  übrigen  werden  aus  der  Mitte 
der  Gewerbeinhaber,  welche  mindestens  3  Jahre  ihr  Gewerbe  selbständig 
ansflben,  bestellt.  Die  BeisitBer  sind  nach  je  einer  von  d«t  G^ossen- 
sdiaftsversammlung  und  bezüglich  der  Gesellen  von  der  Gehilfen  Versamm- 
lung ftlr  3  Jahre  anznlegenden  Namensliste  Ton  Eall  in  fall  dorofa,  die 
Genossenscbaftsvorstehung  zu  bestimmen. 

WKbrend  der  ersten  4  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Vorschriften 
kutanen  auch  Gehilfen,  welche  die  Gesellenprttfiuig  nicht  abgelegt  haben, 
in  die  Liste  der  Beisitzer  der  Prtifungskommission  aufgenommen  werden. 

Ffir  Lehrlinge  handwerksmassiger  Gewerbe,  welche  die  Lehre  in  einem 
Pabrik betriebe  oder  bei  einem  keiner  Genossenschaft  angehörenden  Lehr- 
herm  oder  einer  der  im  §  14b  Alinea  2  gedachten  Anstalten  Eorflckgelegt 
haben,  bat  die  Gewerbebehörde  nach  Anhörung  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer die  Prüfungskommissionen  tinter  sinngemAsser  BertLcksichtigang 
der  vorangehenden  Bestimmungen  zu  bestellen. 

§  104  c.  Der  Vorgang  bei  der  Prüfung,  der  Umfang  und  die  Art  des 
PrüfungsstofTes  sowie  die  Höhe  der  vom  Lehrling  zu  entrichtenden  Prti- 
foniprtaze  wird  dnrch  besondere  Prttfhngsordnnngen  geregelt^  welche  fttr 
die  einzelnen  Genossenschaften  nach  den  verschiedenen  Kategorien  hand- 
werksmSgsiger  Gewerbe  von  der  politischen  Landesbehörde  über  Antrag 
der  Genossenschaften  und  nach  Anhörung  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer  sowie  des  etwa  bestehenden  Oenossenschaftsverbandes  erlassen 
werden.  Die  Kosten  der  Prüfung  werden  von  der  Genossenschaft  ge- 
tragen, der  auch  die  Prüfcingstaxen  zufliessen. 

Für  die  Prüfung  der  im  §  104b,  Abs.  6,  erwähnten  Lehrlinge  werden 
analoge  Prüfungsordnungen  von  der  politischen  Landesbehörde  nach  An- 
hörung der  Handels-  nnd  Gewerbekammer  erlassen.  Die  EoBtem  der  Prtt* 
fang  werden  in  diesen  FftUen  von  den  Handels-  and  Gewerbekanunem 
getragen,  welchen  hingegen  die  Prüfungstaxen  zufliessen. 

§  104  d.  Der  Lehrling  oder  Gehilfe  hat  ein  stempelfroies  Gesuch  um 
Zulassung  zur  Gesellenprüfung  an  die  Genossonscliaftsvorstehung,  bezw. 
(§  104  b,  Abs.  6)  an  die  Prüfungskommission  zu  richten  und  seinem  Ge- 
snohe  das  Lehrzengnis  nnd,  sofern  er  mm  Besndie  einer  Fortbildungs- 
sdinle  (§  99  b,  Abs.  3)  verpflichtet  war,  die  Zeugnisse  Uber  den  Schul- 
besuch oder,  im  Falle  derselbe  bereits  als  Gehilfe  t&tig  war,  das  Arbeits- 
zeugnis  beizulegen. 

Die  Prüfungskommission  hat  Uber  das  Ergebnis  der  Prüfung  ein 
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stompelfreies  Zeugnis  koetenlos  aosrastttllMtr  welches  im  Falle  gllnetigMi 

Drfolges  In  dem  Gesellenbriefe  einsnitragen  ist. 

Wird  die  Prüfung  nicht  bestanden,  so  hat  die  Prüfungskommissi  on 
bei  Lehrliugeu  unter  BeUachtnahme  auf  die  Bestimmungeu  des  ^  üBb, 
Alinea  7,  den  Tennin  fUr  die  Wiederholung  der  Prtlfbng  MDumbemimieo. 

Wenn  eine  Genossenschaft  die  ihr  nach  §  104  b,  Abs.  1  und  8,  in 
Ansehung  der  Vornahme  dor  GesoIlenpHifunfj  oblieg^ende  Vorsorge  nicht 
trifft,  steht  es  den  dieser  Genossenschaft  angehörigen  Lehrlingen  irei,  die 
Gesellenprüfung  vor  einer  anderen  nach  den  Vorsduriftoi  dieses  Gesetzes 
gebildeten  fachlich  berufenen  Prüfungskommission  abzulegen. 

Die  im  §  104b,  Abs.  G,  erwilbnten  Lehrlin^'e  können  über  ihr  An- 
suchen und  mit  Zustimmung  der  beti-etfenden  Genossenschaft  die  Gesellen- 
prüfung auch  vor  einer  genossenschaftlichen  Prüfungskommission  ablegeiL 

Dem  Gehilfen  steht  das  Recht  zn,  die  PrOfung  nachzatragen  nnd  nach 
Ablauf  wenigstens  jo  eines  halben  Jahres  zu  wiederholen. 

§  ]04e.  Gehilfen,  welche  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  die 
Lehrzeit  ordntingsmassig  beendifit  haben,  steht  das  Kecht  zu,  sich  freiwillig 
der  Ge^ellenprülung  zu  uaterzieheu. 

YEL,  Haaptstaek.  Genossenschaften. 
Bestand  nnd  Errichtung  von  Genossenschaften. 

§  106.   Unter  denjenigen,  weldkc  Reiche  odw  verwandte  Gewerbe 

in  einer  oder  in  nachbarlichen  Gemeinden  selbständig  oder  als  Pftchter 
betreiben,  mit  Inbegriff  der  Hilfsarbeiter  derselben,  ist  der  bestehende 
gemeinschaftliche  Verband  aufrecht  zu  erhalten  und,  insofern  er  nocli  nicht 
besteht  und  es  die  örtlichen  Verhältnisse  nicht  unmöglich  macheu,  nach 
XSnveniehmvng  der  Handels-  nnd  Gewerbekammer,  welche  diesfalls  dis 
Beteiligten  zu  hören  hat,  und  des  etwa  bestehenden  Gtonossenschafts» 
Verbandes  durch  l'i^  Gewerbebebörden  unter  Bcdachtnahme  auf  die  für 
das  Zustandekommen  und  die  Leistungsf^gkoit  der  G^ossenschaft  mass- 
gebenden Verhältnisse  herzustellen. 

Die  Gewerbeinhaber  (bezw.  Pftchter)  sind  Hitglieder,  die  Hilfsarbeiter 
der  zu  einer  Genossensdiaft  vereinigten  Gewerbeinhaber  sind  Angehörige 
der  GenoPsenschaft. 

Eine  Genossenschaft  kann  nach  Umständen  auch  die  Gewerbetreibenden 
nnd  Hilfbarbeiter  mehrerer  Gemeinden  oder  Bezirke  und  aosnahmsweise  ver- 
schiedenartige (Jewerbe  umfassen. 

Sofern  in  diesem  Ilauptstücke  von  Gehilfen  die  Rede  ist,  sind  hierunter 
gewerbliche  Hilfsarbeiter  überhaupt  mit  Ausnahme  von  Lehrlingen  (§  7£S, 
Üt.  a,  b  vmd  d)  zu  verstehen. 

Wenn  sich  anter  den  Angehfiiigen  einer  Genossenschaft  eine  grossere 
Anzahl  von  Arbeitspersonen  befindet,  welche  zu  untergeordneten  Hilfi» 
di'^n^ren  bein'.  Gewerbe  verwendet  werden  (§  73,  lit.  d),  können  für  diese 
Arbeiispersonen  abgesonderte  tronosseuschaftliche  Institutionen  ('schiedi- 
gerichtliche  Ausschüsse,  Hilisarbeiterverbammluugeu  uuu  lüaukeukasseo) 
gebildet  werden. 

Z  w  ecke. 

§  114.  Der  Zweck  der  Genossenschaft  besteht  in  der  Pflege  des 
Gemeingeistes,  in  der  Eihaltang  nnd  Hebnng  der  Standesehre  sowie  ii 
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der  Förderung  der  htunanitäran,  wirtflohaftliolMlt  und  BildoogsiiltoiFeBBeil 
ihrer  Mitglieder  und  Angehörigen. 

Die  Förderung  der  hiuuauitäieu  lutereäsou  icaim  insbesondere  duroh 
OrOndnng  von.  Krulktak*  und  üntanrttttgnngwIniHHWi,  besw.  Unteintat8iuig8> 
fonds  ftlr  die  ]Ctj^ed€r  und  Angehörigen  .sowie  diuch  Uebemahme  der 
Termittlung  v^n  Versicherungen  f>lr  die  Mitgliedf^r  bei  einer  bestehenden 
Versicherungsanstalt,  die  Förderung  der  wirtüchattiichen  Interessen  durch 
Einführung  dea  gemeinaoheftliehen  Maschinenbetriebes  und  verbesserter 
Ereeugtmgserten,  doroh  Ekriditung  von  Eohstofinagem,  VttrkaufidiAllen, 
Musterlagem,  Vorschusskassen,  durch  Hintanhaltung,  bezw.  Beseitigung 
von  geschäftlichen  Einrichtungen,  welche  den  reellen  Wettbewerb  unter 
den  Grenoaseoschaftsmitgliedem  stören,  die  Förderung  der  Büdungsintereasea 
duxeh  ESrriehtong  und  Unteretateung  gewerblioher  üntemohtammitalten 
(Fach»  und  FortbildungsBchulen,  Lelirwerkfltfttten  u.  dergl.),  durch  Ver» 
anstaltnng  von  fachlichen  Lehrkursen  für  Mitglieder  und  Angahttrigei  von 
Lehiiingsarbeitenausstellungon  tt.  s.  w.  erfolgen. 

Insbesondere  obliegt  der  Geuoäi»euschait : 

«)  die  Fittirung  einer  ordenttiohen  Svideni  (Iber  die  Uitglieder  und 

Angehörigen  der  Genossenschaft,  die  Soxge  für  die  Erhaltung  geregelter 
Zust&nde  zwischen  den  Gewerbeinbabem  und  ibren  Gehilfen,  besonders 
in  Bezug  auf  den  Axbeitsyerband,  dann  die  Errichtung  und  Erhaltung  von 
Oenossenschaftsherbergen  und  die  Arbeitsvermittlung; 

b)  die  Vorsorge  ftlr  ein  geordnetee  Lehrlinge  weeen  durch  Erlaeeung 
von  der  behördlichen  Genehmigung  zu  unterbreitenden  Bestimmungen, 
soweit  in  dieeem  Geeetee  keine  beeonderen  Vorechrifben  enthalten  sind, 
und  zwar: 

ttber  die  Bedingungen  für  das  Halten  von  Lebrlingen  flberhaupt 
aewie  ttber  das  Veiiüütnie  der  letstoren  nur  Zahl  der  Gehilfen  im  6e* 

werbe ; 

ttber  die  fachliche  und  religiös-sittliche  Ausbildung  der  Lelirlinge; 

über  die  Lehizeit,  die  Leiirlmgä-  und  Gesellenprüfungen; 

Uber  die  Ueberwadinng  der  Btuhaltung  der  vontelienden  Beetimmungen 
durch  die  Genossenschaft; 

e^  die  Bestätigung  der  Lehneugnieee  und  die  AueeteUung  der  Lehr- 
briele ; 

d)  die  Fürsorge  ftir  erkrankte  Lehrlinge; 

e)  die  üeberwschung  der  Ton  der  Genoesenschaft  erriehteten  und 

erhaltenen  gewerblichen  Unterrichtsanstalten  und  Lehrkurse  sowie  der 
von  ihr  veranstalteten  und  subventionierten  Lehrüngaarbeiten&usstellangen 
u.  dergh; 

f)  die  Beetfttigung  der  Arbestszeugnisae  der  der  Geneseensdhaft  an« 
gehltaigen  Gelulfen; 

g)  die  Vorsorge  für  die  erkrankten  Gehilfen  durch  Gründung  von 
Krankenkassen  oder  den  Beitritt  zu  bereits  bestehenden  Exankenkasaeu ; 

h)  die  Bildung  eines  schiedsgerichtlichen  Ausschusses  (§§  122,  123, 
184)  sur  Austragung  der  swifldhen  den  GenoesenecihaftimiTt^iedeni  und 
ihren  Hilfsarbeitern  aus  dem  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverli&ltnisee  ent- 
stehenden Streitigkeiten; 

dann  die  Förderung  der  schiedsgerichtlichen  Institution  zur  Aus- 
tragung von  Streitigkeiten  zwisdien  den  Genossenschafbmitg Uedem,  su 
welcfamk  Zwecke  sich  auch  mehrere  (^enoesensehalfcea  vereinigen  kOnniwi; 
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i)  die  Beschlussfassnnf^  'behufs  Beseitigunp:  von  Gewohnhf itrn.  Ge- 
bräuchen und  Neueningen,  wolche  dem  reellen  Wettbewerbe  onter  den  Öe- 
nossenschaftBmitgliedern  im  Wege  ätehen ; 

k)  ctia  al^fthrliehe  Brstottimg  yon  Beriobtan  ttber  alle  jm  Vorkomm- 
msse  innerhalb  der  Genossenschaft,  welche  ftr  die  AoftteUmig  einer  Qe- 
Werbeptatistik  von  Weserh^it  sind. 

Ausser  den  in  k)  vorgeschriebenen  regelmässigen  Berichten  haben 
die  Genossenschaften  über  die  ihren  Zweck  beortthrenden  Verh&ltnisee  an 
die  Behörden,  an  den  Oenosaensohaftsverbaiid  nnd  an  die  Handels-  und 
Gewerbekammer  ihres  Bezirkes  tlber  Verlangen  Auskünfte  und  Gatachten 
SU  erstatten  Tind  können  in  diesen  Beziehung^en  auch  ans  eigenem  An- 
triebe diese  öÖentlichen  Organe  behufs  Förderung  ihrer  Zwecke  in  Au- 
epnich  nehneiL 

§  114  b.   Diese  Genossenschaften  sind  berechtigt,  für  den  Bereich 

der  Of^Avrrbe  ihrer  Mitglieder  innerhalb  d^^^  T^nhmrns  der  gesetzlichen 
Vorschriften  Bestimmungen  über  Beginn  tind  Endo  der  täglichen  Arbeits- 
zeit der  Hilfsarbeiter  und  über  die  Arbeitspausen,  über  die  Zeit  und  die 
Htthe  der  Ikitlohnung  der  Hilfiarbeiter  nnd  Uber  die  EHndigongsfrist 
featEQStellen.  Diese  Feststellung  hat  durch  die  Gtonossenschaftsversanun- 
hmg  im  Einvernehmen  mit  der  Gehilfenversammlung  nach  Geschnft-^^weigen 
geordnet  zu  erfolgen  und  ist  von  der  politischen  Landesbehörde  nach  Ein- 
yeniehmung  der  Handels-  nnd  Gewerbekammw  nnd  des  etwa  bestehenden 
Genosaenschaftsverbandefi  zu  genehnig<Mi. 

Diese  Vereinbarung  ist  in  den  einzelnen  Betriebsstätten  anzuschlagen. 

Die  Beschlussfassung  hat  snwolil  in  der  Genossenschaftsversammlnng 
als  auch  in  der  Gehilfenversammlung  mit  Zweidrittelmajorit&t  zu  erfolgen. 
Mit  der  gleichw  Stünmenmehrheit  kann  jede  der  beiden  Versanmünngen 
ihren  Rücktritt  von  diesen  Bestimmungen,  soweit  dieselben  nicht  filr  eine 
bestiuinite  Zeit  festgestellt  wurden,  erklären.  Der  bezügliche  Bcsdünss  ist 
der  politischen  Landesbehörde  zur  Kenntnis  mitzuteilen. 

Die  ei'wähnten  Bestimuiungen  haben  für  den  Pali,  dass  von  den  der 
Genoflsensdiaft  angehOrigen  Gewerbemhabem  mit  ihren  Hiliaarbeitem  in 
dieser  Beziehung  nicht  im  Wege  des  Vertrages  oder  der  Arbeitsordnung 
abweichende  Vereinbarungen  gotroffen  worden  pind,  für  die  Parteien  rechte- 
verbindliche Geltung  und  schiiessen  insofern  die  Anwendung  der  im  §  77 
enthaltoien  Vorsdimlen  ans. 

§  116.  Die  Genossenschaften  sind  berechtigt,  An&ahme(InkorporationsV 
gebilhren,  welche  von  den  Mitgliedern  der  Genossenschaft,  dann  Auf- 
nahme- (Aufding-)  und  Freisprechgebühren,  welche  von  den  Lehrlingen  zu 
entrichten  sind,  statutenm&ssig  vorzuschreiben  und  einzuheben;  doch  ist 
im  Statut  die  Bestiotmmig  sn  treffen,  dass  Lehrlinge,  welche  sislbet  oder 
deren  Eltern  mittellos  sind,  von  der  Entrichtung  der  Au&ahme-  (Aufding-), 
Gesellenprüfnngs-  und  Freisprechgebxihr  durch  die  Genossenschaft  befreit 
werden  können,  falls  die  gesetzlichen  Vertreter  der  Lehrlinge  unter  Nach- 
weis der  Mittellosigkeit  darum  ansuchen. 

Für  die  riditige  Abfiihr  der  Lehrlingegeblihren  an  die  Genossenschaft 
haftet  der  Lehrherr. 

Gewerbetreibende,  welche  aus  einer  Genopsenschaft  ausgeschieden  und 
in  eine  andere  Genossenschaft  einverleibt  werden,  sind  bis  zur  Höhe  der 
an  die  bisherige  Genossenschaft  entrichteten  BetrSge  von  dw  neoerliehen 
Etotrichtung  der  Attfnahme(Inkorporations)geb11hr  befreit.  Im  Wege  des 
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G^«nossenschftfls8tatnt8  können  auch  die  Witwe  und  die  erbberacbtigten 
Deszendenten  des  Inhabers  oinos  freien  Gewerbes  von  der  neuerlichen 
Entrichtimg  der  Aufnahmegebühr  befreit  werden,  wenn  sie  den  Betrieb 
desselben  Gewerbes  nach  dem  Tode  des  Gewerbetreibenden  anmelden  und 
dieeer  Befiieb  aidi  als  ForlMtBiuig  des  frflheren  ünteniehmeaB  dantellt 

Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Gebühren  steht  der  Genossenschafts- 
versammlnng  zu,  bedarf  jedoch  der  Genehmi^ng  der  politischen  Landes- 
behörde, welche  dieselben,  wenn  sie  unverhältniamftsaig  hoch  bemessen 
ersebeinen,  herabfletsen  kann. 

Von  dem  jährlichen  Eingange  an  Iiik<npoiationsgebtUureii  dürfen 
höchstens  drei  Vierteile  zu  den  laufenden  Ausgaben  der  Genossenschaft 
verwendet  werden,  wogegen  der  Rest  fruchtbringend  anzulegen  ist.  Der 
Ertrag  der  Lehrlingsgebühren  ist  mindestens  zur  Hälfte  zu  solchen 
Zwecken  sa  verwenden,  welcbe  der  Aasbildung  der  Lebrlinge  oder 
sonstigen  Interessen  derselbett,  mit  Anmelune  der  ErankenTersioberang, 
svgate  kommen. 

Im  übrigen  werden  die  für  die  Erfordernisse  der  Genossenschaften 
mit  Ausnahme  der  Beitr&ge  für  die  Krankenkasse  (§  121)  nötigen  Geld- 
mittel, soweit  soldie  ni(£t  ans  den  Zinsen  des  ▼<H%andenen  VsnnOgens 
die  Deckung  erhalten,  auf  die  Mitglieder  der  Genossenschaft  (§  106)  in 
einem  nach  der  Höhe  der  Erwerbsteuervorschreibung  oder  nach  einem 
anderen  statutenmässig  festgestellten  Massstabe  umgelegt. 

Die  erwtlmttt  Binfcttnfte  der  Genossoucbafben  sowie  die  Ordanogs« 
strafen  (§  125)  werden  im  Terwaltongswege  eingetrieben. 

Kranken-  und  Unterstützungskassen  für  Mitglieder. 

§  115a.  Die  im  §  114,  Alinea  2,  erwähnten  Kranken-  und  Unter- 
statzungskassen  fUr  Mi^^lieder  der  Genossensdiaften  sind,  sofern  sie  auf 
dem  Gnmdsatze  der  Freiwilligkeit  beruhen,  naob  den  V(w8obriflen  des 
Gesetses  vom  16.  Juli  1892,  BGBl.  No.  202,  sa  erriobten. 

Zulftssigkeit  der  Binfflbrnng  eines  Versiobernngsswanges, 
Umfang  desselben  nnd  Art  seiner  Dnrchfllbrang. 

§  115  b.  Die  Genossenschaften  können  die  Verpflichtung  ihrer  Mit- 
glieder zur  Versicherung  aof  Krankengold,  auf  Gewährung  unentgeltlicher 
Arztlicher  Hilfe,  Medikamentenbezug  oder  auf  solche  Leistungen  in  Ver- 
bindung mit  einem  Begräbnisgelde  besohlieeaen* 

Eine  Verpfliebtong  mr  Versieherung  anf  Begr&bnisgeld  allein  ist  nn- 
salAssig. 

In  dem  betreffouden  Besrhlnsse  ist  die  Ilühe  und  Bezugsdauer  des 
Krankengeldes,  bezw.  die  Höhe  des  Begräbnisgeldes  festzusetzen;  es  darf 
jedoch  das  Krankengeld  wöehentlicfa  38  E,  das  Begrftbnisgeld  400  K  niebt 
ttbersteigen. 

§  115  c.  Zur  Gfiltigkeit  des  im  §  115  b  erwähnten  Beschlusses  ist 
ordnungsmässige  Einbenifung  der  Gtenossenschaftaversammiung,  die  An- 
kündigung des  wesentlichen  Inhaltes  des  su  fassttiden  Besoblnsses,  die 
Anwesenbeit  tod  mindestens  drei  Vierteln  aller  stimmberecbtigten  Qe- 
nossenschaftsmitglieder  und  die  Zustimmung  von  mindestens  drei  Vierteln 
der  Anwesenden  erforderlich. 

Der  Beschluga  bedarf  überdies  der  Genehmigung  der  politischen 
JCjandesbebOrde. 
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Die  Q^nehaagtmg  des  Besohlasses  auf  Einftdiniiig  siiiM  VeraaoheruDgs- 
zwaii«re?  kann  von  der  vorherigen  Emohtoilg  einet  ütttetstlltMIllgS^rads 
nach  §  115w  abhängig  gemacht  werden. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Abeatses  finden  aneh  auf  BeeoIilfiaBe 
Anwendang,  durah  welche  ein  eingeführter  Vereicheninguwang  iimeriieib 
der  zulässigen  Orensen  (§  116  b}  erweitert,  geludert  oder  anfgehobea 
werden  soll. 

§  115d.  Der  ordnuugsmassi^'  get'asste  und  genehm  jrp  fieschluss  ist 
für  alle  Mitglieder  der  Geuosseuschaft  bindend;  die  Verüicherungspflicht 
besteht  jedodi  nidit  ftlr  solche  Mitglieder^  weldie  bei  einer  anderen  Oe- 
nossMiscbaft  bereits  versicherungspflichtig  sind,  solange  der  VerncheriuigB* 
zwang  bei  der  letzteren  Genossenschaft  besteht. 

§  115e.  Die  Yorsicherungspflicht  erlischt  mit  dem  Verluste  der  Mit- 
gliedtjchait  zur  Genossenschaft.  Solchen  Personen  kann  jedoch  die  Frei- 
willige Fortsetzung  der  Versicherong  gestattet  werden. 

§  115  f.  Die  rar  BrftLllbarkeit  der  VersioherangsleistQngen  erforder- 
lichen Mittel  sind  durch  entsprechende  regelmässige,  im  yorhinein  stt 
xahlende  Beitrage  der  Mitglieder  aufzubringen. 

Diese  I^Iittel  dürfen  nicht  zu  anderen  Zwecken  verwendet  werden. 

Die  rücksUindigeu  Mitgliedsbeiträge  küunon  im  Verwaltungswege  ein- 
getrieben werden* 

§  115  g.  Ist  ein  Mitglied  widerrechtlich  in  den  Genuss  einer  Leistong 
gelangt,  so  ist  ihm  dieselbe  sofort  zu  entziehen.  Die  ungebührlich  be- 
zogenen Beträge  sind  unbeschadet  der  strafrechtlichen  \'erfoigung  zuiück- 
zueKtatten.  Der  Kückersatz  der  widerrechtlich  bezogenen  Leistung  kann 
auch  im  Wege  der  Brhöhimg  des  Beitrages  bis  anf  deesen  doppelten  Betrag 
gefordert  werden. 

Auf  die  Kinhrir.LniT:;:^  i^qs  ßrsatses  hat  die  Bestimmong  des  §  115^ 

Absatz  3,  Anwendung  zu  linden. 

§  115  h.  Die  Durcliliihrung  der  Zwangsversicherung  hat  durch  be- 
sondere Kassen,  welche  zu  diesem  Zwecke  errichtet  werden,  zu  erfolgen. 

In  der  Bogel  ist  von  jeder  Genoasensehaft  eine  solche  Kasse  za  er- 
richten. Es  können  sich  jedoch  auch  mehrere  Genossenschaften,  sofern  sie 
übereinstimmende  Versicherungsverpflichtungon  beschlossen  haben,  mit 
staatlicher  Genehmigung  zur  Errichtung  einer  gemeinschaftlichen  ELassa 
Tereinigeo. 

Die  Erfeihing  der  Genehmigung  steht  der  politischen  Landesbehörde 
zn.  Wenn  e.s  sich  um  Genossenschaften  desselben  politischen  Bezirke.s  oder 
mehrerer  politi.schen  Bezirke  desselben  Kronlandes  handelt,  erteilt  die 
politische  Landesbehorde  dieses  Landes,  sonst  jene,  in  deren  Verwakungs- 
gebiet  die  Esasa  ihren  Sitz  haben  8011,  die  Genehmigung. 

Unter  denselben  Voraussetzungen  ist  den  Genossensdiaften  aach  der 
Beitritt  zu  einer  bereits  bestehenden  Kassa  gestattet. 

§  115i.  Die  im  §  115  h  erwähnten  Kassen  können  in  ihrem  Namen 
Bechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  vor  Gericht  klagen  und 
geklagt  werden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  das  sachlich  snstftndige  Gericht,  in 
deesen  Sprengel  die  Kassa  ihren  Sitz  hat. 

Die  Gebarung  und  Verwaltung  ist  unabhängig  von  jener  der  Genossen- 
schaften selbst  und  der  bei  diesen  etwa  sonst  bestehenden  Institotioaen. 
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Für  alle  Verbindliehkeiteii  der  Eassa  haftet  den  Kewongltabigem 

nur  das  Vermögen  der  Kassa. 

§  115  k.  Für  jede  Kassa  ist  ein  Statut  aafzustellen.  Dieses  Statut, 
dessen  erste  Festsetzung  von  der  Genossenschaft,  bezw.  von  den  üenossen- 
Bcbaften  zu  beschliesseu  ist,  sowie  jede  Aeuderung  desselben  bedarf  der 
Genelmiii^g  der  naoh  §  llSh  berofenen  poUtiscfaen  LutdeebehCrde. 

Das  Statut  hat  insbesondere  zu  enthalten: 

1)  Namen,  Zvcf^rk  und  Sitz  do"  Kassa; 

2)  Bestimmungen  über  die  Mitgliedschaft; 

S)  die  Hohe  der  von  den  Mitgliedern  an  die  Eassa  su  entrichtenden 
Beitriige; 

4)  die  Bedingmigeii,  die  Art  und  den  Uxn&ng  der  Verstchenrngs- 

leistungen ; 

5)  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung,  Bestellung,  Beschluss- 
iUiigkeit,  die  Art  der  BeschlnasfiuBetmg  und  den  WirknngakreiB  dee  Vor- 
Standes  nnd  des  UeberwachungsausschnaaeB,  die  Daner  ihres  Mandates  und 

den  Ersatz  von  Mitgliedern  im  Falle  von  Abgängen ; 

6)  BeHUmuiuiiL'en  über  die  Zusammensetzung,  Berufung,  Bescbluss- 
Ähigkeit,  die  Art  der  Beschlussi'assung  und  den  Wiriiungskreis  der  Geueral- 
YerBammlnng  sowie  die  Stimmbereohtigung  in  derselben; 

7)  Bestimmungen  Aber  die  Vertretung  der  Eassa  naeh  aussen  and  die 
Formen  rechtsverbindlicher  Akte  und  Eundmachungen  : 

8)  Bestimmungen  tlber  die  Schlichtung  von  Stieitigkeiten  aus  dem 
Eassenverh&ltnisse ; 

9)  BestimnrangNi  über  die  fireiwillige  Fortsetsong  von  Versidienaigen 
(§§  116  e  und  u),  eventuell 

10)  die  Zahl  nnd  die  Art  der  Wahl  und  die  Dauer  der  Funktiona- 
periode  der  Delegierten  für  die  Delegierten  Versammlung  (§  115  o). 

§  1151.  Die  Verwaltung  der  Eassa  wird  vom  Vorstände  und  von 
der  Generalversammlnng  besorgt. 

Als  Eassavorstand  hat,  sofern  die  EAssa  nur  für  eine  Genossenschaft 
besteht  und  die  Generalversammlung  nicht  besondere  Pun^Ttionäre  bestellt, 
die  Genossenschaftsvorstehtmg,  als  Gboeral Versammlung  die  Genossenschafts- 
versammlung zu  fungieren. 

Sofern  bei  der  Eassa  die  IGtglieder  mehrerer  Oenossensduften  ver- 
sidiert  sind  (§  115  h,  Abs.  2),  ist  die  Zusammensetzung  des  Vorstandes 
nnd  der  Generalversammlung  in  dem  Kassastatute  besonders  zu  regeln. 

§  115  m.  Dem  Vorstande  obliegt  die  gesamte  Geschäftsführung  und 
Vertretung  der  Eassa,  soweit  hiezu  nicht  die  Generalversammiuiig  be- 
rufen ist. 

Die  Vorstandsmi^lieder  verwalten  ihr  Amt  als  Ehrenamt,  doch  sind 
ihnen  bare  Auslagen  zu  ersetzen;  auch  können  denselben  für  Arbeiten, 
welclio  eine  grössere  Mühewaltung  erfordern,  angemessene  Vergütungen 

gewaliiL  werden. 

§  115n.  Zur  Eontrolle  der  Geschftftsgebarung  der  Eassa  ist  ein 
TJeberwaohnngsausschuss  zu  bestellen.  Die  Mitglieder  dieses  Anssohnsses 
dürfen  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Vorstandes  sein. 

^  115  o.  Die  Generalversammlung  besteht  aus  den  stimmberechtigten 
Mitgliedern  oder  aus  Delegierten,  welche  aus  der  Mitte  der  stimmberech- 
tigten Mitglieder  zu  wählen  sind. 
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Die  Generalversammlnng  mofls  am  Del«gi«rtaii  badUh«»,  wenn  dio 
Eassa  mehr  als  oCM)  Mitglieder  zahlt. 

Die  Dauer  der  FanktiouBperiode  der  Delegierten  darf  B  Jahre  nichts 
überäclireiteQ. 

Die  Ansahl  der  Delegierten  nraes  wenigstene  drwiiial  eo*  groee  als  dii» 

Zahl  der  Vorstandsmitglieder  sein. 

§  115  p.  Die  Generalversammlung  hat  jihrlich  mindeatena  einmal  so- 
sanun  enzntreten. 

Der  GeneralTeraammliiDg  iet  jedenlaUs  Torbebalten : 

1)  die  BeschlosslMBiing  Uber  den  Jabreabeneht  dea  Vontandee  aowie 
Uber  fseino  Entla.stunfr ; 

2)  die  Be«clilu8.^fa8sung  über  etwaige  AeDderungen  der  Statuten : 

3)  die  Beschlussfassung  darüber,  ob  und  in  welcher  Höhe  den  Vor- 
Btandamitgliedem  für  beetimmte  Arbeiten  VergütnngeQ  an  gewSlireii  sind 
(§  115  m); 

4)  die  Beschlusefassung  über  die  Modalitä^^^-n  der  Aufl(i8Qng; 

5)  die  SystemisieiTuag  des  besoldeten  Hilisjpersonals. 

§  115  q.  Die  Kassen  haben  alljährlich  einen  Eechnungsabschluss, 
beetehend  ana  einer  Betriebarechnnng  und  einem  VermögenBanaweiae,  iemer 
Ausweise  über  die  Bewegung  des  Versicherungsstandes  und  die  eingetre- 
tenen Vorsichorungsfällo  aufzustellen.  Diese  Nachweisongen  sind  der  Auf» 
Sichtsbehörde  alljährlich  bis  81.  März  vorzulegen. 

Der  Handelaminister  ist  berechtigt,  beaondere  Vorsehriften  beiflglieh 
dieser  Kachweiaangen  zu  erlaaseD. 

Als  Kassenjahr  hat  das  Kalenderjahr  zu  gelten. 

§  115  r.  Die  Kassen  haben  einen  Reservefonds  in  der  II<ihe  der 
zweiiacheu  durchschnittlichen  Jahresausgabe  der  letzten  ü  Keclmungsjahre 
ananaammeln  nad,  falle  er  xmter  die  bezeichnete  Höhe  geennken  aein  aollt«^ 
vieder  bis  zu  dieser  Höhe  zu  erg&oaen.  So  lange  der  Beeervefonds  diesen 
BetrsL'  niclit  erreicht,  sind  ffir  denselben  mindnstens  zwei  Zehnteile  der 
JUitgliedtibeiträge  für  jedes  Bechnungsjahr  zurtickzulegen. 

Ergibt  sich  ans  fUnf  aufeinander  folgenden  Bechuungsabschlttssen,  dasa 
die  Einnahmen  znr  Deckung  der  ttbeniommenen  Verpflichtungen  und  zur 
Ansammlung  der  Tleserve  nicht  ausreichen,  so  ist,  falls  das  Missverhältnis 
sich  nicht  durch  andere  geeignete  Massnahmen  beheben  lässt,  die  Abhilfe 
entweder  durch  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Beiträge  oder  eine 
Kinderong  der  Leistungen  oder  endlich  durch  eine  Verbindung  beider 
Hassnabmen  zu  treffen. 

§  115s.    Der  Reservefonds  der  Kassen  darf  nur  angelegt  werden: 

1)  in  ^ur  Anlage  von  Pupillarvermögen  geeigneten  inländischen  Wert- 
papieren } 

2)  in  der  k.  k.  Poataparkassa  oder  in  einer  nach  dem  Sparkassen« 

regtilativo  eingerichteten  Sparka.'^sa. 

Das  den  Beserrefonda  übersteigende  KassaTenntfgen  kamt  auch  ange- 
legt werden: 

8)  in  inlSndisehen  pnpillarsicheren  H37>otheken; 

4)  in  inländischen  zinstragenden  Realitäten,  in  welchem  FsHe  jedodi 
diese  Kealitnten  Uber  daa  Drittel  dea  Schfttanngawertea  nicht  belaatet 

bleiben  dürfen. 

§  115  t.  Die  Gebarung  der  Kassa  steht  unter  der  Aufsicht  der  Ge- 
werbebehörde.   Dieselbe  ist  berechtigt,  jederzeit  in  aUe  Btldier  und  Becb- 
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mmgexi  der  Kassa  BSiiiaoht  zu  ndunea  und  die  Kassa  zu  skontrifiren;  sie 

ist  verpflicbtnf,  die  genaue  Befolgi;r\£]^  der  Statuten  zu  übervvaclien.  Die 
Auiäichtäbehürde  liat  sich  bei  den  bezüglichen  Amtshandlungen  der  von 
der  politischen  LandesbehOrde  m  bezeichnenden  fachkundigen  Organe  zu 
bedienen. 

Der  Handelsminister  ist  berechtigt,  den  Kassavorstand  seiner  Funk- 
tionen zu  entheben  und  die  Greschäftsführung  und  Vertretung  der  Kassa 
bis  zur  Neuwahl  des  Kassavorstandes  provisorisch  einem  Verwalter  zu 
Übertragen,  erentaell  aaeh  die  Xaaaa  anfralOaea. 

Die  AnilOBiingBverfilgimg  bat  die  Wirkung  der  Aufhebung  des  Ver- 
aohernngszwanges. 

§  115  u.  Der  BescLilu.«s  der  Genossenschaft  auf  Aufhebung  des  Ver- 
aicherungszwanges  hat,  sofern  lur  diese  Genossenschaft  eine  besondere  Kassa 
besteht,  die  Wirknng  der  AnfKtaung  der  Eaesa,  in  allen  anderen  FftUen 
jene  des  Ausschlusses  der  Mitglieder  aus  der  gemeinschaftlichen  Kassa. 
Solchen  Mitgliedern  kann  jedocil  die  freiwillige  Porteetenng  der  Vendohe- 
rang  gestattet  werden. 

Uebergangsbeetimmangen. 

§  115v.  Die  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bereits  als  Trager 
einer  Zwangs  Versicherung  bestehenden  Meisterkranken-  und  Unterstützungs- 
kassen  haben  ihre  Einrichtimgen  diesem  Geseuo  binnen  l&ngstens  2  Jahren 
anzupassen. 

Unters  tützungsfonds. 
§  115w.   IHe  im  §  114,  Abs.  2,  erwähnten  UnterBttttirangafonde  bfldea 

einen  Teil  des  Vermögens  der  Genossenschaft  und  werden  ans  den  Ein- 
künften der  Genossenschaft  sowie  durch  besondere  Zu-wcndungcn  dotiert. 
In  (iiese  Fonds  fliessen  auch  die  fibpr  die  Genossenschaftsmitglieder  im 
Grunde  des  §  125  sowie  die  im  Grunde  des  ^  127,  Abs.  5,  verhängten 
Geldstrafen. 

Die  üntersttitzungsfonds  dienen  im  allgemeinen  aar  Förderung  der  Tom 

den  Genossenschaften  vorfoU'ton  hnmanitÄrfln  Zwecke. 

Zu  einer  regelmässigen  Dotierung  der  Üntersttitzungsfonds  können 
mit  Genehmigung  der  Gewerbebebörde  besondere  Umlagen  eingehoben 
werden. 

Aus  den  erwähnten  Fonds  können  insbesondere  die  von  dürftigen 
Mitgliedern  an  die  etwa  im  Sinne  des  §  Höh  bestehenden  Kassen  zu 
leistenden  Beiträge  ganz  oder  teilweise  bestritten  werden,  worüber  im 
einigen  Falle  a^  &nnd  der  Ton  der  Genossenschaftsversammlung  fest- 
gesetitea  Bestinunmkgen  die  QenossensohaAsTcastehiing  entscheidet. 

Errichtung  von  UnterstUtzungskassen,  wir tsch aitiichen 
Ünternehmungen  nnd  üntersttttsangsfonds. 
§  116x.   Die  Brrichtnng  der  im  §  114,  Alinea  2,  erwähnten,  anf 

Freiwilligkeit  beruhenden  Kranken-  und  Unterstützungskassen  und  wirt- 
schaftlichen Unternehmungen  für  Mitglieder  sowie  Unterstützungsfonds 
kann  von  der  Genossenschaftsverc«ammluug  nur,  nachdem  der  Gegenstand 
in  der  Tagesordnung  dieser  Versammlung  genau  angegeben  und  mit  der 
Tagesordnnng  vorher  gehörig  verlaatbart  worden  ist,  mit  einer  Hi^oiitKit 
von  drei  Vierteilen  sftmtlidier  anwesenden  Mitglieder  beschlossen  werden. 
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Die  materielle  Förderung  dieser  Einrichtungen  aus  den  Mitteln  der 
Genosäenscliaft  sowie  die  Geschäftsteilnahme  der  letzteren  an  Wirtschaft- 
lidiea  ünteraehntangen  kaxm  die  GtenoagenachaftaverBaiBTnlmig  mü  der  im 
Abs.  1  angegebenen  Majorit&t  nur  dann  beschlieeeon,  wwa  die  Anwesen- 
heit  Ainer  Anzahl  von  Genossenschaftsmitgliedern  in  f!em  nachfolgend  be- 
zeichneten Yerh&ituisse  protokollarisch  bei  der  Abstimmung  konstatiert 
wird.  Bieees  VociilltiiiB  wird  ftr  Genoasensduiftaii  mit  einer  MitgliedeneU: 

bis  <Q  100  mit  50  Ftos., 

von  V)(^ — mit  40  Proz.,  jedoch  mindestens  mit  50  Mitgliedem, 
von  500 — lOÜO  mit  30  Proz.,  jedoch  mindestens  mit  200  Mitgliedem  und 
über  100  mit  20  Proz.,  jedoch  mindestens  mit  300  MitgUedem  fest- 
gesetst 

Ftir  die  vorataheiideik  Beetimmiixkgeii  ist  jene  Mitgliederzahl  mmw 
gebend,  welche  die  Qenoaaeiieehiift  am  Tage  der  Eiubemiang  der  VerBamm* 

lung  besitzt. 

Kommt  zu  einer  solchen  Versammlung  der  Genossenschaft  die  be- 
aohluBsfUiige  AnsaU  ihrer  Mitglieder  nicht  nuammen,  so  ist  innerhalb 
des  Zeitraxunds  von  4  Wochen  eine  neue  Versammlung  mit  derselben 
Tagesordnnng  einzuberufen,  welche  unter  den  vorstehendon  Modalitäten 
jedoch  nur  dann  gültige  Beschlüsse  fassen  kann,  wenn  die  Anwesenheit 
einer  veihlltnismftssigen  Ansahl  von  GenoasensdhalfaBmitgliedem,  nimHcA 
bei  GenoaseDBchaften  mit  einer  ICitgUedenahl  bis  zu  500  von  80  Pros,  nnd 
bei  Genosf^cnsohaften  mit  einer  grösseren  Mitgliederaahl  von  20  Pros, 
konstatiert  ist. 

Auf  diese  Bestimmungen  muss  bei  dieser  neuen  Sinberofiing  aos- 
drttcklioh  hingewiesen  werden. 

Die  Beschlussfassung  der  Genossenschaft  über  die  im  Alinea  2  be- 
zeichneten Oegenstftnde  nnterliegt  der  Genehmigung  der  poUtischen  Landes- 
behörde. 

Die  Genehmigimg  ist  nur  dann  zu  versagen,  wenn  die  Beschlüsse 
gesetswidrig  sn  stände  gekommen  sind  oder  wenn  die  Oenossensohafb 

"Widmungen  auf  ihrem  Vermögen  in  solchem  Umfange  machen  will,  dass 
durch  dieselben  die  Erffillnng  der  übrigon,  ihr  gesetzlich  zugewiesenen 
Zwecke  unmöglich  gemacht  werden  würde. 

Zar  aktiven  Beteiiigang  an  den  im  Alinea  1  erwfthnten  wirtschafW 

liehen  Unternehmungen  kann,  ausser  in  Fällen,  wo  derlei  Anlagen  aus 

(LifTontliL-hen  Rücksicliteu  errichtet  oder  angeordnet  werden,  kein  Mitglied 
oder  Angehöriger  der  Genossenschaft  wider  seinen  Willen  herangezogen 
werden. 

Arbeitsvermittlung. 

§  116.  Die  (Jeno^asenschaften  haben  zur  Vermitflnng  von  Arbeitsi- 
stellen  für  die  in  ihnen  vertretenen  Gewerbe  geeignete  Einrichtimgen  zu 
treffen  nnd  nfthere  Bestimmungen  über  die  Geschftft^Ührung  dieser  Arbeits- 
yermitütmg  sowie  über  die  mit  der  GesdiftftsMarnng  zu  betrauenden  Or- 
gane mittels  eines  besonderen  Statuts  festzusetzen.  Für  die  Vermittlimg 
von  Arbeitsstellen  darf  von  den  Gehilfen  eine  Gebühr  nicht  eingehoben 
werden. 

Das  Statat  ist  von  der  GenossenschafiteTersammltmg  nach  gepflogeneoi 
Einvernehmen  mit  der  Gehilfenversaomilang  ZU  beschliessen  nnd  der  poli- 
tischen Landesbehörde  sar  Qenehmigong  vorznlegen. 
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Genossenschaften,  welche  nach  dem  jeweiligen  Durchschnittsstande  dee 
letzten  Jahres  mindestens  2Ü<  i  Gehilfen  als  Angehörige  besitzen,  sind  ver- 
päichiet,  die  Beauisichtigung  der  erwähnten  Einrichtungen  einem  Aus- 
BOhiifiM  m  ftbertragen,  welcher  ans  einer  gleichen  Anzahl  von  Cbnoeseur 
sehaftsmitgliedeni  und  Gehilfen  za  bestehen  hat. 

Er  tPie  werden  von  der  GeiUNMenscluiftsyenaniittlnag,  letetere  Ton  der 
Gehüfenversammlung  gewählt. 

Der  jeweilige  Obmann  dieses  Ausschusses  and  dessen  Stellvertreter 
Bind  von  den  Bfi^Hedem  dee  AnasGlraeeeB  aoe  ilirer  Ifitte  m.  wählen. 
Kommt  eine  Wahl  nach  sweimaligem  Wahlgange  ni«sht  ni  stände,  so  ent- 
scheidet das  Los,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  zunfi-chsr  drr  rtbmann  und 
sodann  aus  der  anderen  Bemfsgrupp©  dessen  Stellvertrernr  bestimiiit  vrird. 
Die  beiden  haben  nach  statutarisch  iestzuäetsendeu  Fuuiiuoiuipenoden  ab* 
weehselnd  den  VoniitB  m  flnhren. 

Sofem  Genossenschaftsverb&nde  (§  130  c)  eigene  Arbeiterennittlungs« 
einrichtungen  schaffen  oder  bereit.?  gpf^rhnffen  haben,  ist  zur  Beaufsichti- 
gung dieser  Einrichtungen  unter  Herauziekung  der  Vertreter  der  Gehilfen- 
schaft ein  Ansschuas  einsuaetaen.  Die  von  der  Verbandsversammlung  iest- 
xnetellenden  Statuten  Uber  dia  Geschftitsftihrang  und  dia  mit  derselben  an 
betrauenden  Organe  unterliegen  der  Genehmigung  der  politischen  Landes- 
behörde. In  Betreif  der  Einhebung  von  Oebtthrem  aeiteaa  der  Gehilfen 
gilt  das  im  Alinea  1  Gesagte. 

Sofem  Oenoeeenadiaron  einem  Verbände  angehören,  welcher  die 
Arbeitsvermittlung  im  Sinne  des  vorhergehendan  Aleatzes  regelt,  sind  sie 
^'on  der  Yerpflichtuag,  besondere  Einrichtungen  för  die  Arbeitsvermittlung 
zu  treÖen,  bel'reit ;  das  gleiche  gilt  anch  dann,  v.-cnn  sie  die  Besorgung 
der  Arbeitsvermittlung  einer  für  den  öli'entlicheu  Arbeitsnachweis  be- 
ateheuden  Anstalt  übertragen. 

Genossenschaftsy  er  Sammlung. 

§  119.  Die  GenossenBchaftsyersammlnng  bestdit  aas  s&mtlichw  stimm- 
berechtigten Mitgliedern. 

Dieselben  haben  ihr  IStimmrecht  persönlich  auszuüben ;  Bevollmächtigte 
sind  in  der  GenossensehafliSversammluDg  nidit  znsoUssen. 

Bei  Genossenschaften,  welche  mehr  als  600  Mitglieder  zählen,  kann 
durch  das  Statut  bestimmt  werden,  dass  auf  Grund  eines  qualifizierten 
Beschlusses  der  Genossenschaftsvorsammhing  die  GenossenschaftsTersaram- 
long  aus  Delegierten  zu  bilden  ist,  sofem  sie  nicht  Wahleu  vorzunehmen 
oder  Aber  die  in  den  §§  115  b  tmd  115  z  angeDBhrten  Angelegenheiton 
Beschlnss  zu  fassen,  sondern  über  andere  Gegenstände  zu  bera  ii  hat. 
Dabei  ist  durch  entsprechende  WahJordnnngen  eine  Vertretong  der  Mino- 
rität sichei'zustellen. 

Das  Statut  hat  die  näheren  Beatimmungen  über  die  Zahl  der  Dele- 
gierten nnd  deren  Wahl  au  enthalten. 

Die  Anzahl  der  Delegierten  muss  wenigstens  5  Pros«  der  Genossen- 
schaftsmitglieder betragen  und  mindestens  dreimal  so  grOBB  als  die  Zahl 
der  Mitglieder  der  Genossonsclinftsvorstehung  sein. 

Dom  AiT^schussc  der  Gehiltenversammlung  steht  es  zn,  iu  die  Genossen- 
schai'täversammluug  die  ätatuteumäj»dig  festgesetzte  Zahl  von  Gehüien  (2 
bis  6)  abanordnen. 
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Dieselben  sind  berechtig,  an  der  Verhandlung  jener  Oegenetiade, 
welche  die  Interesspn  der  Gehilfenscliaft  ((T<»^fllen.schaft  i  berühren,  mit 
beratender  Btüume  teilzanehmen  sowie  auch  diesbezügliche  Wünsche  vor- 
zubringen. 

Wirkungskreis  der  Genossenschafts  Versammlung. 
§  li9c.   In  den  Wirkungskreis  der  Aah  ftaitAngAh t ^irArtuLmmi  nn ge- 
hören: 

a)  die  Webniehmmig  und  firtrterung  der  IntereBsen  der  sor  Oe- 
nosseneehAft  gehörenden  G  rv. « i  beinhaber,  soweit  die  Fördeinng  dieser 
Interessen  zu  den  Zweeken  der  Genossenschaft  gehört,  und  die  Beecblnss- 

fassung  hierüber: 

b)  die  Wahl  der  Genossenschaftsvorstehung  und  der  Mitglieder  des 
sohiedsgericbtliehen  Ausschusses  sowie  des  im  §  116,  Alinea  8^  yoige- 

sehenen  Ausschusses  für  die  Arboitsvermittlung  aos  dem  Stande  der  Ge- 
werbeinhaber, dann  die  Wahl  der  Mitglieder  ans  dem  Stande  der  Ge- 
werbeinhaber für  den  Vorstand,  den  Ueberwachungsausschuss  und  die 
GeeaeralvsrBsmnilnng  der  genosseoschaffcliolieii  KranVmiksiwft  (§  121),  end- 
lieh die  Wahl  der  Vertreter  der  Genoasensohaft  Ar  die  Verbaadsver^ 
Sammlung  des  GenossenschaftKverbandes; 

c)  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  die  Gebarung  bei  der  Genossen- 
schaft betreffenden  Kedmungsabschlüsse  und  Jahresvorauschläge  aowie 
die  Beskimmiuig  des  doiefa  Umlagen  anfimbringendem  Betrages; 

d)  die  Systemisierung  des  besoldeten  Hil&persenals ; 

e)  die  Beschlussfassung  über  Errichtung  und  organische  Aenderung 
der  im  §  114,  lit.  e,  bezeichneten  Unterrichtsanstalten;  femer  die  Beschluss- 
fassung über  die  Errichtung,  Umgestaltung  und  Auflösung  der  genossen- 
sehafOiehen  ErankenliasBeQ  im  Sinne  der  §§  121  bis  131  i  sowie  Aber  den 
Beitritt  zu  anderen  Krankenkassen; 

f)  die  Beschlnssfassung  Über  die  Regelung  des  genossenschaftlichen 
Lehrlingswesens,  insbesondere  über  die  Lehrzeit,  die  Lehrlings-  und  Ge- 
sellen prüfiing; 

g)  die  grundHätzHehen  Besdilüsse  Über  die  G-rQndmig  von  genossen- 
schaftlichen Einrichtungen  zu  Lehr-,  Arbeits-,  Unterstützungs-  und  Wirt- 
sehaftszweckon  sowie  über  die  Uinilnderung  oder  Auflassung  dieser  Ein- 
richiungeu,  danu  über  deu  Beitritt  zu  solchen  schon  bestehenden  Ein- 
riehtnngen; 

h)  die  Beschlussfassung  Uber  die  Einführung  der  Meisterprüfung  bei 
handwerksmässigen  Gewerben  sowie  über  die  bezügliche  Prüfungsordnung : 

i)  die  Beschiussfassung  über  das  Genossenschaftsstatut  und  dessen 
Aenderongen ; 

k)  die  Besdblnssfassiuig  Aber  das  Statut  der  besonderen  Genossen' 

Schaftskrankenkassen  für  Lehrlinge; 

1  die  Feststellung  entsprechender  Bestimmungen  ttber  den  Beginn 
und  das  Ende  der  täglichen  Arbeitszeit,  über  die  Arbeitspausen,  Uber  die 
Zeit  nnd  die  Hdhe  der  Iintlohnimg  der  Hilfsarbeiter  und  Uber  die  KUn- 
dignngsfrist  (§  114  b); 

m)  die  Besohl n'^sfassting  über  die  in  Jen  §§  115  b,  115h,  115k  und 
115u  erwähnten  Angeiogenheiteu  sowie  die  FcsTstollwng  von  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Leistung  von  Beiträgen  au  die  im  ^  115  h  erwähnte  Kasse 
ftlr  dürftige  Mitglieder  aus  dem  UnterBtüt8angBfonds.(§  115  w); 
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n)  äie  Besclilu.^sfassung  ttber  den  Beitritt  zu  einer  Kasaa  nach  §  115  h, 
bezw.  zu  eiuer  VorbanJskiissa  (§  130d,  Alinea  2)  und  der  Beschldrae  ttber 

die  Ausscheidung  aus  donselbon  115u); 

o)  die  Besctilussfassung  über  die  im  §  115  x  erwäiinten  Angeiegeu- 
lieiten; 

p)  die  Bescblussfassimg  ttber  die  Einxichtimg  und  das  Statut  der  ge> 

nns?!enschaftlichfin  Arboitsvennittlung  bezw.  übor  die  IJobertra^^Ming  der- 
selben au  einen  Verband  oder  an  eine  ölfentliche  Arbeitsnachweiaanstalt 

(§  Hö); 

q)  die  Besehliifiafaasaiig  darttber,  ob  bei  Oeiio88en8eliafte&  mit  mehr 
als  500  Mitgliedern  die  Geuoeseneohaftsyereammlong  ans  Delegierten  an 

bilden  ist  (§  119); 

r)  die  Beschlussfassung  darüber,  ob  einzelne  Geschäfte  der  Genoeaen- 
schait  an  Vertraaeoem&nner  Übertragen  werden  eoUeo  (§  119  h); 

b)  die  BeedUwafasaQng  Ober  den  Beitritt  tn  einem  freiwilligen  Ge- 
noaeenschaftsverbande  sowie  über  das  Ausscheiden  aus  demselben ; 

t'  die  Verfügung  über  das  der  Genossenschaff  gehörige  Verm''rren ; 
dieses  Vermögen  sowie  dessen  Erträgnisse  dilrien  nur  zu  Genossensclialts- 
swecken  yerwendet  werden; 

n)  die  Beechlussfassung  in  anderen  dnreh  das  Statot  n&her  beieioli- 
neten  wichtigen  Angelegenbeiton. 

Die  erforderlichen  Vorlagen  sind  der  "S'orsamndung  von  der  Genos.son- 
fichaftsyorstehuug  zu  macheu,  welche  aUjährlich  auch  einen  Tätigkeits> 
berieht  unter  besonderer  Bedaehtnahme  aof  das  genoaBenaohafUiche  Lehr- 
lingswesen  an  erstatten  hat 

Gehilieuvertjammluiig. 

§  120.  Die  Gehilfen  haben  sich  ale  Gehilfenversammluug  za  kon> 
«Ütiiieren  und  als  solche  einen  Obmann,  einen  ObmannsteUvertreter  sowie 

die  im  Statute  festzusetzende  Anzahl  von  An.sschussmitgliedem  und  Er- 
satzmännern ans  ihrer  Mitte  jeweilig  aof  die  Dauer  von  3  Jahren  sn 
wählen. 

Der  gew&hlte  Obmann  und  ObmannstellTertreter  sind  dmr  Gewerbe- 
behörde  und  auch  der  Qenossenscfaaftsvorstehung  sur  Anzeige  zu  bringen. 
Die  Wahl  kann  nnr,  wenn  sie  gesetzwidrig  zu  stände  gekommen  oder 

wenn  der  GewiUilte  von  rlor  Wählbarkeit  gesetzlich  ausgeschlossen  ist 
(§  llHj,  von  der  Gewerbebehoide  lür  ungültig  erklärt  werden,  in  weichem 
PaUe  sogleieh  eine  Neuwahl  zu  veranlassen  ist. 

Die  Gehilfenversammlung  besteht  aus  sämtlichen  stimmberechtigten 
Gehilfen  der  ir«  eine  Genos'senschaft  vereinigten  Gewerbetreibenden. 

Gehilfen,  welche  weniger  als  G  Wochen  ausser  Arbeit  stehen,  können 
an  der  Gehilfenversammlung  weiter  teilnehmen  und  die  ihnen  anvertrauten 
Funktionen  fortführen.  Durch  das  Statut  kann  diese  Frist  bis  cur  Dauer 
von  6  Monaten  erstreckt  werden. 

Bei  Gehilfenversammlungen,  wolclien  mehr  als  Pi' "'"^  stimiuberochtigte 
Gehilfen  angehören,  kann  durch  das  Statut  bestimmt  werden,  dass  auf 
Grund  eanee  quaUfisierten  Beschlusses  der  Gehilfenversammlung  die  Ge- 
hilfenversammlnng,  sofern  sie  nicht  Wahlen  vorzunehmen,  sondern  über 
andere  Gegenstände  zu  beraten  hat,  ans  Delegierten  zu  bilden  int.  Dabei 
ist  durch  entsprechende  Wahlordnungen  eine  Vertretung  der  Minorität 
sicherzustellen. 
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Das  Statut  (§  120  e)  hat  die  nähereu  Bestimmungen  über  die  Zahl 
der  Delegierten  und  deren  Wahl  zu  enthalten. 

Die  Ans^  der  Delegiert«!  hmt  mindestMiB  6  Pros,  der  der  Genoeseii' 
schalt  angehörigen  Gehilfen  zu  betragen  und  muss  wenigstens  dreimal  so 
gross  als  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Of^hilfenausschusses  sein. 

Der  Genosseoschaftsvorstehung  steht  es  zu,  in  die  Gehilfen  versamm- 
lang 2  bis  6  Gewerbeinhabejr  absQordnm,  welche  an  derselben  mit  be- 
ratender Stimme  teilnehmen  ktfnnmi. 

§  120  a.  Die  Gehilfen  Versammlung  wird  das  erste  Mal  diirclj  die  Ge- 
werbebehorde, in  der  Folge  mindesteus  einmal  im  Jahre,  in  weiteren  Be- 
darfsfällen jedoch  nur  nach  vorher  eingeholter  Zustimmung  der  Genossen- 
sdiaftsvorstelntng  durch  ihren  Obmann  einberufen. 

Wenn  die  OenossensdiafbTorBtehung  ihre  Zostimmimg  bot  Bünbemfung 
der  Gehilfen  Versammlung  \er\veigert,  kann  vom  Obraanne  der  letzteren 
die  Entscheidung  der  Gewerbebehörde  daiüber  eingeholt  werden,  ob  die 
Verweigerung  der  Zustimmung  gerechtfertigt  ist. 

In  FftUen,  wo  die  GehilfenverMaunlnng  die  Kosten  ihrer  Einbemfnng 
und  Abhaltung  aus  den  besonderen  Gehilfenumlagen  (§  120  b,  lit.  f)  deckt, 
bedarf  es  der  in  Alinea  1  vorgesehenen  Zustimmang  der  Genoseenscba^ 
vorstehung  nicht. 

Falls  die  Stellen  des  Obmannee  nnd  des  ObmannetoUvertretere  nicht 
besetzt  sind,  erfolgt  die  Einberafong  der  G^ehilfen  zum  Zwecke  der  Wahl 
dieser  Funkticiuare  durch  die  GewerbeVieh'-T-dn.  v-olche  auch  den  Genossen- 
schaftsvorsteher zur  Vornahme  der  Ausachreibung  und  zur  Durchführung 
der  Wahl  delegieren  kann. 

Von  jeder  Einberaihng  der  Gdiilfenversammlimg  ist  unter  Bekannt- 
gabe der  Tagesordnung  sowohl  der  Oenoesenschaftsvorstehnng  als  atich 
der  Gewerbobohürdo  rechtzeitig  die  Anzeige  zu  erstatten,  welch  letzt^e 
behufs  Ueberwachung  eines  gesetzm&ssigen  Vorganges  einen  behördlichen 
Kommiesir  entsenden  kann. 

Hinsichtlich  der  Beschlnasfthigkeit  der  Gehüfenvemammluug  haben 
die  BestimmangMk  des  §  119  a  analog  anr  Anwendung  au  kommen. 

Wirkungskreis  der  G  e  h  i  1  f  o  n  v  o  r  s  a  ui  m  1  u  n  g. 

§  120  b.  In  den  Wirkungskreia  der  Gehiifenverbammlung  (§  120) 
gehört: 

a)  die  Wahrnehmung  rmd  Erörterung  der  Interessen  der  sur  Genossen* 

Schaft  gohorigon  Geliilfen  und  die  Beschlussfassung  hierüber,  soweit  die 
Förderung  dieser  Interessen  zu  den  Zwecken  der  Genossenschaft  (§  114) 
gehört ; 

b)  die  Wahl  dee»  Obmanued,  des  Übmauustellvertreters,  der  Mitglieder 
des  Gehilfenausschussea  und  der  Brsatam&nner  derselben; 

c)  die  Wahl  der  Kitglieder  des  schiedsgerichtlichen  Ausschusses  (§  122), 

des  Vorstandes,  des  Ueberwachungsausschusses  und  eventuell  der  Dele- 
gierten zur  Genoral  Versammlung  der  Krankenkassa  aus  dem  Stande  der 
Gehilfen  (§§  121c,  121  d  und  121  f)j  dann  der  Mitglieder  des  Ausschusses 
fttr  die  geno88ens<^aft]iche  Arbeitsvermittlong  (§  116); 

d)  die  Beratung  und  Beschlussfassung  Uber  das  Statut  der  Qehillen- 

versammlung  f^nwie  die  Begutachtung  des  Statuts  des  AuBSchusses  £ür  die 
genossenschaftliche  Arbeitsvermittlung  (§  116,  Alinea  2); 
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e}  die  Beratusg  und  Beäcklusäfaastmg  Uber  die  nach  §  114  b  festzu- 
stoUendeii  Bestixiimiuigcii  fiber  den  Beginn  und  das  Bade  der  täglichen 
Arbnteieit,  über  die  Arbeitspausen,  über  die  Zeit  and  Htflie  der  Ent- 
lohnung dnr  Hilfsarbeiter  nnH  über  die  Kündig^ungsfriat ; 

f)  die  lieratung  und  Besciiiussfasaang  darüber,  ob  im  Wege  deä  Ötaiuts 
die  Einhebung  besonderer  Gehilfenumlagen  behii&  Deckung  der  Kosten, 
welche  dnrdi  die  T&tigkeit  des  GehilfenanBsehoMes  und  der  Oehilfenver- 
Munmlung  entstehen,  eingeführt  wird. 

Diese  Beschlussfassung  hat  mit  Zweidrittehuehrheit  der  stimmbe- 
rechtigten Anwesenden  zu  erfolgen.  Die  jeweilige  Festsetzung  dieser  Um- 
lagen unterliegt  der  GKmelunigung  der  GtowerbebehOrde,  welcher  auch  all- 
jährlich ein  Bericht  über  die  Jahreeveraammlang  und  die  ordnungsmässigen 
Wahlen  sowie  eine  mit  den  ordnungfnnassigen  Behelfen  verselieno  Scbluss- 
rechnnng,  welche  vom  Obmanne  und  zwei  Ausschüeeen  gefertigt  sein  moss, 
vorzulegen  ist. 

BMchwerden  gegen  Beschlllefle  der  Oehilftmveraaiumliing  sind  bannen 
einer  Frist  von  14  Tagen  bei  dar  OewerbebdkQrde  erster  Instana  einm* 

bringen. 

§  120  c.  Die  Wahlen  sind  von  den  stimmberechtigten  Gehilfen  in 
der  fltatntorifleb  festgestellten  Weise  ümerfaalb  der  ebenso  festgesetzten 
Fristen  vorzunehmen.  Jedenfalls  sind  bei  Wahlen  die  Stimmzettel  von  den 
Wahlberecbt igten  pnrsnulicb  in  den  betieffendeu  Wahllokalen  abzugeben. 

Durch  das  Statut  kann  bostininit  werden,  days  die  Wahlen  nach  Be- 
darf auch  in  mehreren  Wahllokaliiaton  gleichzeitig  vorgenommen  werden 
kfonen,  wobei  die  Wahlbereditigten  nach  ihrer  örtUehen  Zugehörigkeit 
oder  in  alphabetischer  Ordnung  sozaweisen  sind. 

Proteste  gegen  vorgenommene  Wahlen  sind  binnen  einer  Frist  von 
14  Tagen  bei  der  Gewerbebehdrde  erster  Instanz  einzubringen,  welche 
hierüber  zu  entscheiden  hat. 

§  120d.  Dem  Anssehtisse  der  GMulfenversammlmig  (Gtehilfenaassohnss) 
obliegt  die  Besorgung  der  laufenden  Angelegenheiten  der  Gehilfenver- 
Sammlung,  die  Yorboratung  der  der  Beschlussfassung  der  letzteren  vor- 
behaltenen Verhandlungsgegenst&nde  sowie  überhaupt  die  Erledigung  aller 
demselben  gesetslich  oder  statatarisoh  zugewiesenen  Angelegenheiten,  soweit 
dieselben  iddit  der  Beschlnssfassting  der  Gehilfenversttuunlang  vorbehalten 
werden. 

Der  Au3Rchus8  der  Gehilf'enversammlung  ist  berechtigt,  Wünsche,  Gut- 
achten und  Beschwerden  in  Sachen  der  Gehilfen  sowohl  an  den  Genosseu- 
sohaftsverband  als  auch  an  die  Behörden  zu  richten. 

§  I20e.  Jede  Gehilfenversammlnng  muss  ein  Statut  haben,  welches 
im  Rahmen  der  grundsätzlirben  Bestimmungen  der  §§  120  bis  120 d  den 
Wirkungskreis  des  Obmannes  und  des  Ausschusses  der  Gehüfeuversamm* 
Ivng  sowie  die  Tätigkeit  nnd  die  Bechte  und  rfliohten  der  GehOfiniver- 
Mmmlung,  die  Anaahl  der  Ansschnssmitglieder  and  deren  Brsatzm&nner 
regelt.  Diese.-i  Statnt  unterliegt  nach  erfolgter  Begtttaohtang  durch  die 
Genossenschaft  der  behördlichen  Genehmigung, 

§  120  f.  Insofern  bei  einer  Genotisouschaft  gemäss  §  106,  Alinea  5, 
fttr  solche  Angehörige,  welche  zu  nntergeordneten  Hilfsdiensten  beim  Ge- 
werbe verwendet  werden  (§  78,  lit.  d),  abgesonderte  Hilfsarbeiterver- 
sammh^Ti^cn  gebildet  werden,  finden  auf  die  letzteren  die  Vorschriften  der 
vorstehenden       120  bis  120e  sinngemäss  Anwendung. 

4* 
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Krankenkassa. 

§  121.  Die  O«]i0M«i»diafteii  können  tat  UnterstStzimif  ihrer  Ange- 
hörigen (Gehilfen  und  Lehrlinge)  för  den  Fall  der  Erkrankung,  bezw.  zur 

Leistuiif^  eines  Re^rcll)nisj2;6ldes  eigene  Anstalten  (Krankenkassen)  grümleQ 
und  erhalten  oder  einer  besuchenden  nach  dem  G(^s'etze  vom  30.  M&rz  1888| 
BQ-Bh  No.  ö3,  emgerichttiteu  RrankenkaHsa  beitreten. 

Fttr  die  Vwncherung  der  Lehrlinge  kdnnen  jedoch  die  Genoeseii'' 
Schäften  besondere  Anstalten  (Lehrlingakrankenkaasen)  grdnden  ond  be- 
atehende  dorarti<ie  Kassen  erhalten. 

Zu  den  Krankenkassen  haben  die  ü-enossenschattomitglieder  und  die 
bei  denselben  besch&ttigten  Gehilfen  (§  106,  Alinea  4)  Beitr&ge  zu  leisten. 
Die  aof  die  Lehrlinge  entlbllenden  Beitrage  haben  die  betreffenden  Ge- 
ncesenschaftsmitglieder  zur  G&nze  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten. 

Der  Beitrag  der  QehUfen  darf  nicht  mehr  als  3  Pros,  vom  Lohn  be- 
tragen. 

Die  für  die  Lehrlinge  ra  leistenden  Versioherangsbeitr&ge  stnd  ia 
Wege  des  Statutes  festzusetzen  und  können  abweichend  Ton  den  Bei- 

trftgen  für  die  ilbrigon  Kassenmitglieder  bemessen  worden. 

Auf  die  GenossenschaftBkrankenkausen  linden  im  übrigen  die  Be- 
stimmungen des  §  58  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888,  KGBl.  No.  33, 
in  der  dnreh  das  Gesets  vom  4.  April  1889,  BGBl.  No.  89,  abgeänderten 
Fassung  Anwendung. 

Bei  Lehrlingen,  die  im  Erkranknngsfalle  bei  dem  Lehrherm,  bei  ihren 
Angehörigen  oder  bei  ihrem  Vormunde  häuslich  verpflegt  werden,  ist  das 
Krankengeld  an  die  genannten  Personen  als  Entschädigung  itlr  diese  Ver- 
pflegung zn  leisten. 

Tm  Kassenstatiite  kann  bestimmt  werden,  dass  Gehilfen,  welche  aus 
der  die  Mitgliedschaft  begrün ilenden  Beschäftigung  ansscheiden  tmd  nicht 
zu  einer  Beschäftigung  übergehen,  vermöge  deren  sie  Mitglieder  einer 
anderen  Eratikenkassa  (§11  des  Gesetses  vom  80.  Htrs  1888,  RGBL 
Ko.  33)  werden,  s  *  lauge  fireiwillig  Hitglieder  der  Kassa  bleiben  können, 
als  sie  sich  in  den  im  Reich/?rate  vortretene-n  Küuitrreicheu  und  Ländern 
aufhalten,  die  vollen  statutenraäsaigen  Beiträge  zahlen  und  nicht  etwa 
selbständig  oinou  Gewerbebetrieb  (als  Gewerbeiuhaber  oder  Pachter)  au- 
tretnL  Die  Mitgliedschaft  dieser  Personen  und  mit  derselben  das  Becht 
auf  die  Kaasenleistungon  erlischt,  wenn  die  Beitrage  durch  sechs  aufein» 
ander  folgende  Wochen  nicht  goleisfet  werden.  Ferner  kann  im  Kassen- 
stature  in  Ansehung  der  in  Saisongewerben  beschältigteu  Hilfsarbeitor 
Vorsorge  getroffen  werden,  dass  sich  dieselben  durch  Leistung  entsprechend 
erhdhter,  zur  G&nse  aus  den  Mitteln  der  Hüfsarbeiter  zu  entrichtende 
Beitrage  die  Mitgliedschaft  bei  der  Erankenkassa  auch  f&r  die  Zeit  dcor 
toten  Saison  sichern. 

Die  Genossenschaftsmitglieder  haben  die  statutenm&ssigen  Beiträge 
der  Gehilfen,  soweit  diese  Beitr&ge  wfthrend  der  Daner  der  Arbeit  bei 
ihnen.  ikUig  werden  und,  insofern  dieselben  nicht  seitens  der  Gehilfen  an 
die  genossensrhaniiche  Kriuikonkassa  enti-ichtet  werden,  auf  Rechnung 
des  Lohnes  au  die  Kassenverwaltinii:  abzufuhri'u. 

Die  Genossenschaftsmitglieder  haben  ihi  e  zum  Eintritte  in  die  Kranken- 
kasse verpflichteten  Hilfsarbeiter  bei  dieser  sp&testens  am  dritten  Tage 
nach  Beginn  der  BesdiAftigong  anzomelden  und  jeden  aus  dar  Beschiftigong 
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tretendon  Hil&ftrbeiter  spfttestoiui  am  dritten  Tage  nach  Beendigung  dea 
ArbeitsverhftltnisseH  wieder  abzumelden. 

Genossensdiaftsmit^'Iieder,  welche  ihrer  Meldepflicht  nicht  genttgen, 
sind,  iinbe.sfhadet  ihrer  StraffäUifrkeit,  verptiichtet,  nicht  nur  die  pnnrfn 
VerHicherungHbeiträge  nachträglich  zu  leisten,  sondern  auch  den  gesamten 
An^ftBcl  za  .erstatten,  welchen  die  Kaesa  auf  Grund  gesetalicSmr  oder 
Btatatarischer  Vonchrift  zur  UntefstfitBong  der  gar  nioht  oder  erat  naoh 
der  Erkranknnf^  angomoldeten  Personpn  £:cmacht  hat. 

Die  GebaruD«,'  und  Verwaltung  lior  (Tonossonschaitskrankeukassen  mnss 
selbständig  und  unabhängig  von  den  äonBtigeu  bei  den  Geuo&äeutiohaften 
etwa  beetdienden  üntersttttaungaaartalten  eein. 

Die  BtatatenmftsRig  festgestellten  Erankenkaaaenbeitrige  kflnnen  im 
Vwwaltnngswpge  einfietrieben  werden. 

Die  Mittel  der  Krankenkassa  dürfen  nur  für  Zwecke  dieser  Kassa 
verwendet  werden. 

§  121h.  Jede  genosflensehafÜiche  Krankenkaaea  mnas  «in  Statut 
haben,  welches  Bestimmungen  enthält  : 

a)  übor  Namen,  Zweck,  Standort  und  Umfang  der  Kassa; 

b)  über  die  Höhe  der  von  den  Gehilfen  zu  entrichtenden  Beiträge 
und  Uber  die  Höhe  der  Beitrftge  der  Oewerbeinhaber,  dann  Uber  die  Art 
der  Einzahlung; 

c)  (Iber  die  Höhe  und  Art  der  Einzahlung  der  für  die  Lehrlinge  TOn 
den  Genossenschaftsmitgliedern  zu  leistenden  Beitrage: 

dj  über  die  Bedingungen,  die  Alt  und  dea  Umfang  der  von  der 
Kasea  ni  leistenden  Unteratataangen ; 

e)  Uber  die  im  §  121,  Alinea  8,  vorgesehene  Beibehaltung  der  KaSSeU' 
mitgliedschaft  der  GpliiHeT>.  ^vr^lrhr^  ptns  dem  dieae  Mitgliedachaft  begrün- 
denden Arbeitsverbältnisso  auubcheideu ; 

f )  Aber  die  Bildung  des  Vorstandee,  den  Umfang  und  die  Bauer  aeiner' 
Befugnisse  und  die  Vertretung  der  Genossenichafkamitglieder  im  Vorstände; 

g)  über  die  dem  Vorstande  an  die  Seite  zu  setaenden  Auftiehtaoigane, 
d&nn  über  die  Formen  der  Ka8senmani})uliition  : 

h)  über  die  Zusammensetzung  und  die  Beratung  der  Generalversammlung 
der  Mitglieder,  Uber  die  Art  ihrer  Beachloaefthigkeit  xmd  Uber  die  Stimm- 
berechtigung  der  Geno88en8clmft.smitglieder; 

i)  über  die  Vertretung  der  Kaaaa  nach  awsen  und  Uber  die  formen 
rechtsverbindlicher  Akte; 

k)  über  die  l'orm,  in  welcher  die  Kundmachungen  der  Kaösa  zu  er- 
folgen haben; 

1)  Uber  die  Bedingangen  einer  Abänderung  der  Statuten; 

m)  über  die  System Isi'^riin fr  des  besoldeten  Hilfsperson ales  der  Kassa. 

§  121  c.  Die  Krankeukaäba  muss  einen  Vorstand  haben,  welcher 
mit  zwei  Dritteilen  am  Gehilfen  und  mit  einem  Dritteile  aus  Genoeaen- 
schaftsmitgliedem  zu  bestehen  hat.  Die  Mitglieder  aus  dem  Stande  der 
Gehilfen  sind  durch  die  Gehilfenversammlnng  und  die  Mitglieder  aus  dem 
Stande  der  Gr-werbpinhaber  durch  die  GenossenschaftsverHammlnng  zu 
Wählen.  Der  Vorataud  hat  die  Kassa  nach  ausHen  zu  vertreten,  ihre 
aSmtlichen  Geschäfte  zu  besorgen  und  Uber  alles  zu  entscheiden  und  zu 
Torftigen,  was  nicht  ausdrücklich  der  Generalversammlung  vorbehalten  iat. 

§  121  d.  Dem  Vorstande  ist  zur  üeberwachun'_'  der  Geschi^ftsleitung 
und  zur  Prtlfung  und  Bogutachtung  der  Bechuungen  ein  stäudiger  Aas- 
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gehuas  mr  Saite  rat  seteen,  welcher  gleichfaUs  mit  swei  DritteUen  durch 
die  Gehilfen  ene  ihrer  Mitte  und  mit  einem  Dritteile  durch  die  Oewerbe- 

inhaber  aus  deren  Mitte  gewählt  zu  werden  hat. 

§  121  e.  Der  Wirkungskreis  der  Generalversammlung,  des  Vorstandes 
und  des  Ueberwacbungsansschusses  ist  im  Statute  genau  zu  begrenzen  und 
ist  der  GeneralTereammlung  inalteeondere  ▼onntbeludteii : 

a)  die  Besohl ussfuaniig  ttber  den  Jahresbericht  des  Vorstandes  tind 
die  Entlastung^  des  letzteren ; 

b)  die  Abfassung'  der  Statuten,  die  Besclilussfassnng  Aber  spätere 
Abänderung  derselben  und  Uber  die  Verächmelzung  der  Ka^sa  mit  anderen 
dw.  geeetsUdien  Bedingungen  entsprechenden  Xrwakenkassen; 

c)  die  Boschlussfassung  tiber  die  Auüiahme  von  Darlehen,  weldie  die 
im  Statute  festzusetzenden  Grenzen  überschreiten; 

d)  die  Beschlossfassung  über  die  AuJdöeong  der  Kassa  (§  121  h, 
Absatz  4,  P.  2). 

§  121  f.  In  der  Generalversammliing  hat  jedes  anwesende  Mitglied 
(Geliilfo)  eine  Stimme,  die  Lehrlinge  sind  von  der  Teilnahme  an  der  Be- 
ratung und  vnn  dem  kStimmreclite  ausgeschlossen. 

Die  Gen ered Versammlung  kann  auch  aus  Delegierten  gebildet  werden, 
welche  ans  der  Mitte  det  stünmftiiigen  Mitglieder  la  wählen  sind. 

Die  Qeneralyersamminng  muss  aus  Delegierten  dann  bestehen,  wenn 
die  Kassa  mehr  als  300  Mitgü^  l'^r  z-^Vilt. 

Das  Statut  hat  die  nähereu  Bestimmungen  Uber  die  Zahl  der  Dele- 
gierten und  deren  Wahl  zu  enthalten. 

Die  Anaahl  der  Belegierten  mnss  wenigstens  Ainimal  so  gross  als 
die  Zahl  der  Vorstandsmitglieder  sein. 

§  121  g.  Die  Genossenflchaftsmitglieder  haben  das  Recht  auf  die 
Hälfte  der  den  Gehilfen  zustehenden  Stimmen  in  der  General-,  beziehun^- 
weiae  Delegierten-versammltmg  nnd  kennen  sidi  durch  BevoUmftchtigie 
vertreten  lassen. 

§  121  h.  Die  Generalversammlung  der  genossenscLaftlichen  Krauken- 
kassa wird  das  erste  Mal  durch  die  Ge%vnrh»!bohörde,  welche  hierzu  auch 
ein  Mitglied  des  Geiueiudevorstandes  abordueu  kanu,  beziehungsweise  dort, 
wo  bereits  Qenossensdiaften  bestehen,  durch  den  Genossenschaftsvorsteher, 
in  der  Folge  aber  durch  den  Vorstand  der  Eassa  (§  121  c)  einberufen. 

Die  SrHtnteii  der  Krankenkassen  bedfirfen  der  Genehmigixnj^  der  poli- 
tischen Laudosbehörde,  wtdche,  sofern  die  Statuten  nicht  ohnehin  von  der 
GenossOTRchaftsversammlung  zu  beschliessen  sind  (§  119  c,  lit.  k),  vorher 
die  Genossenschaft  zu  hören  hat. 

Die  Gebarung  der  Erankenkassa  steht  unter  der  Aufsicht  der  Ge- 
werbebehörde. Dieselbe  ist  berechtigt,  jederTinit  in  alle  Bücher  und 
Bechnungen  der  Kassa  Einsicht  zu  nehmen  und  die  Kassa  zu  skontrieren, 
und  ver^dbitet,  die  genaue  Befolgung  der  Statuten  su  ttberwachen.  Die 
Anfticht-sbehörde  hat  sich  bei  den  be/Jlglichen  Amtshandlungen  der  von 
der  politischen  LandesbehOrde  sn  beseicbnenden  fachkundigen  Organe  an 
bedienen. 

Die  Auflösung  einer  geuoK>:^euschalUicheu  Kraukeukassa  kann  von  der 
politischen  LandesbehQrde  verfitgt  werden: 

1)  im  Falle  von  wiederholten  groben  Unregelmässigkeiten  in  der 
Kassen fri"'barun<r  oder  von  Gesetzwidrigkeiten,  wenn  dieselben  trot^  einer 
seitens  der  Autsichtsbehördo  erfolgten  Aulibrderung  nicht  behoben  werden ; 
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2)  wenn  die  Anflösung  der  genossenschaftlicheu  Krankenkasfia  von 
der  Gfenosaenachaftsvereammiung  and  von  der  Generalversammlung  der 
Kassa  in  beiden  Fftllen  mit  Zweidrittelxiielixlieit  der  Anwesenden  be- 
sohl o?;sen  wird. 

Die  Aoflaanng  der  Kassa  ist  sa  verftlgen,  ureon  die  Genossensoliaft 

eingeht. 

Zugleich  mit  Verfügung  der  Auflösung  sind  die  sofort  erforderlichen 
Anordnnngen  in  Betreff  des  Eänirittee  der  Kassamitglieder  in  andere 
Krankenkassen  zu  treffen.  Das  Vermögen  der  aufgelösten  Kassa  ist  zu- 
nächst zur  Bericbti2:nng  der  etwa  vorhandenen  Schulden  und  zur  Deckung 
der  vor  der  AuÜösung  bereits  entstandenen  Unterstützungsansprüche  zu 
▼erwenden.  Der  etwa  verbleibende  Vermögensrest  fällt  derjenigen  Kassa 
IQ,  welcher  die  Genoesensehaft  beitritt;  winl  die  Kassa  bei  Einehen  der 
Genossenschaft  von  Amts  wegen  aufgelöst,  so  ist  dieser  Veimögenarest 
unter  Festsetzung  der  Verwendungsart  jener  Gemeinde  ansaweisen,  in 
welcher  die  aufgdöste  Kassa  ihren  Sitz  hatte. 

§  121  i.  Die  Bestinimimgen  der  §§  121  bis  121  h  finden  anf  jene 
genossenschaftlichen  Krankenkassen,  welolie  ansschliesslicli  ftr  Lehrlinge 
errichT»"t  sind,  niit  nachfoliz:enden  Aendernngen  sinngeinasse  Anwendung. 

Zur  Verwaltung  der  Kassen  können  durch  da.s  Statut  entvs-eder  die 
Verwaltungaorgaue  der  Geuosseuscliaft  oder  aber  besondere  Verwaltongs- 
Organe  berufen  werden.  Im  enteren  Falle  ist  snr  TJeberwaebong  der 
GesdiftfiBfUhrung  ein  Ueberwachungsausschnss  sa  bUden,  dem  nur  solche 
Genossenschaftsmitglieder  auf^ehören  können,  welche  Lobrlinije  halten. 

Werden  zur  Verwaltung  der  Kassa  besondere  Verwaltungsorgane  (Vor- 
stand, Ueberwaohangsausschoss,  Generalversammlnng)  bestellt,  so  besteht 
die  Generalversammlnng  aosschliesalich  ans  jenen  Genossensohaftsmitgliedeni, 
welche  Lehrlinge  halten.  Die  Mitglieder  dos  Vor.sitandes  und  des  Ueber- 
wachnn^^sausschusses  sind  in  diesem  Falle  von  der  Geueralverfiammlung 
zu  wählen. 

Die  bestehenden  Lehrlingskrankenkassen  haben  sich  innerhalb  einer 

vom  Handelsminister  zu  bestimmenden  Frist  den  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes entsprechend  umzubilden,  widrigenfalls  diese  Umbildung  durch  die 
politische  Landesbehörde  von  Amts  wegen  zu  erfolgen  hat 

Schiedsgerichtlicher  Ansschnss. 

§  122.  Zur  Aiurtragong  der  im  §  114,  lit.  h,  beseiohneten  Streitig* 
keiten  wird  ein  sduedsgeridhtlicher  Aassehoss  gebildet 

Die  Kompetenz  dieses  Ausschusses  wird  dadurch  begründet,  dass 
beide  f^rreittpile  sich  demselben  ^schriftlich  unterwerfen.  Wird  der  Aus- 
sohoss  ohne  solche  vorherige  Unterwerfung  von  einer  Partei  angerufen,  so 
wird  dessen  Znst&ndigkeit  dadurch  begründet,  dass  die  Gegenpartei  in- 
folge der  an  sie  ergangenen  Vorladung  vor  dem  Ausschusse  ersdieint  und 
dessen  Zuständigkeit  anerkennt. 

Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  gchied.^gericbtlichen  Au.sschns.ses,  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Wahl  dersolbon,  über  die  Dauer  und  die 
Eeiheufolge  ihrer  Funktion,  über  die  Wahl  des  Obmannes  und  seines 
StellTertreters  und  über  die  Daner  der  Funktion  dieser  letsteren  wird 
durch  ein  besonderes  Statut  geregelt,  welches  von  der  politisdien  Landea- 
behOrde  an  genehmigen  ist 
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Für  die  Statuten  sind  folo;encle  Grundsätze  inaspgel)end : 
J)  Der  schieds^erichtlicho  Ausschu.s.s  hat   aus  einer  gleichen  AnzaLl 
von  Mitgliedern  au»  dem  btande  der  Gewerbemiiaber  und  der  Gehilfen  zu 
basteheii.   Die  Zahl  der  Mitglieder  nnu»  sar  ordiningBinKeBigen  Beeetsung 
des  Schiedsgeriditee  nach  der  Vorschrift  dee  §  123  ausreichend  sem. 

2)  Der  jeweilige  Obmann  des  schiedsgerichtlichou  Ausschusses  und 
dessen  Stellvertreter  werden  von  den  Mitgliedern  des  Ausschusses  aus 
ihrer  Mitte  gewfthlt.  Diese  beiden  Ftmktionftre  können  sowohl  dem  Stande 
der  Gtowerbeinliaber  eis  auch  jenem  der  GehiUSm  engeliOreii.  Dieaelben 
sind  durch  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  des  Ausschusses  mit  ahsolnter 
Stimmenmehrheit  zu  wählen.  "Wird  binnen  Her  im  Statute  zu  bestimmenden 
Frist  diese  Mehrheit  nicht  erzielt,  so  haben  beide  Funktionäre  für  die  im 
Steinte  veigeeehene  Fnnktionsdaner  abweduMlnd  dem  Stande  der  Oe- 
werbeinhaber  und  jenem  der  Gehilfen  aamgekdren.  Dabei  ist  fsstznhaltenf 
dass  der  Obiuann  und  dessen  Stcllvortrotor  aus  dem  Stande  der  Gewerbe- 
inhaber von  den  Au.sschussmit/^'liodern  aus  dem  Stande  der  Gehilfen,  und 
der  Obmann  sowie  dessen  Stellvertreter  aus  dem  Stande  der  Gehilfen 
von  den  AusschiuBmitgliedeni  ans  dem  Stande  der  Gewerbeuihaber  ge- 
w&hlt  werden. 

§  180  d.  Verbandskranken-  und  Untersttitzungskassen ,  welche  auf 
dem  Grundsatze  der  FreiwilHgkeit  beruhen,  sind  nach  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1S92  (EGBl.  No.  202)  ea  errichten. 

Die  Brrichtnng  einer  Verbandakassa  fttr  die  Mitglieder  aller  eder 
mehrerer  der  sogehörigen  Genossenschaften  als  TrtLgerin  eines  VersichenmgB^ 
Zwanges  ist  von  der  im  §  115L,  Alinea  2  vorfiesohenen  iihereinsthninenden 
Beschlussfassuupr  (§  115  c)  der  betreifenden  Genossenschaften  abhängig. 

Den  im  Abs.  2  erwähnten  Kassen  ist  die  Uebemahme  der  freiwilligen 
Veraicherang  Ton  Mitgliedon  solcher  Verbandsgenosaenschaften,  welche 
den  Versicherungszwang  nicht  beschlossen  haben,  anf  Gmnd  besonderer, 
mit  den  betreffenden  Genossenschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen 
gestattet. 

Im  übrigen  finden  hinsichtlich  der  Errichtung  und  materiellen  För- 
demng  von  Kranken-  und  Untersttttaangsanstalten,  UnterstOtanngsfonds 

and  wirtschaftlichen  ünternehmongen  dur(^  den  Verband  die  Bestimmungen 
des  §  115  X  sinngemJisse  Anwendnnjr,  wobei  jedoch  an  Stelle  der  in  dem 
eben  erwähnten  Paragraphen,  Abs.  2 — 4  enthaltenen  Kegelung  der  Be- 
schlnssf^igkeit  die  Vorschrift  tritt,  dass  in  der  betreffenden  Verbands- 
versammlang  jedenfalls  die  Hälfte  der  Vertreter  der  sngehörigen  Genossen- 
schaften anwesend  sein  muss. 

§  133.    Eine  Geldstrafe  von  20—1000  Kronen  hat  zu  treffen: 

a)  diejenifren ,  welche  den  Anordnungen  über  die  Aufnahme ,  Ver- 
wendung und  Behandlung  der  Geliillen  und  Lehrlinge  zuwiderhandeln; 

b)  die  im  §  53  genannten  Gewerbetreibenden,  wenn  sie  den  Gewerbe- 
betrieb ohne  Anseige  einstellen  oder  bei  angezeigter  Zarflddegung  des 
Gewerbes  die  von  der  Behörde  geforderte  Fortsetsung  wShirand  der 

Kündigungsfrist  unterlassen; 

c^t  jene  rJewerbotrelbpnden ,  welche  ihre  Berechti^nn«:^  zur  Deckung 
unbefugten  Gewerbetriebes  Dritter  missbrauchen  sowie  diejenigen,  welche 
diesen  Missbrauch  zur  Deckung  ihres  unbefugten  Gewerbebeü-iebes  ver- 
anlassmi; 
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d)  jene  Ciewerbetreibendeo,  welche  den  Anordnungen  über  die  zum 
Sdratse  dm  Ldbens  und  der  Geeondlieit  der  ffilft«rbeitM>  erfordwiidieii 
Einrichtongen  bttEtiglich  der  Arbeitsrftume ,  Mafldiinen  und  Werkgerät- 
schaften entgegenhandeln,  bei  der  Beschftftignng  von  Hilfsarbeitern  bis 
zum  vollendeten  18.  Jahre  und  von  Frauenspersonen  überhaupt  die  ge- 
botene Eücktiicht  auf  die  Sittlichkeit  gröblich  ausser  acht  lassen,  die  Vor- 
sehriften  Uber  die  tttfrliche  Arbeitaseit,  die  Nachtarbeit,  die  Sonntags-  und 
die  Ersatzruhe  der  Hilfsarbeiter  Twletaen  oder  die  Beetimmangen  ttber 
die  Lohnzahlungen  nicht  befolgen. 

§  133  a.  Die  für  immer  oder  auf  beätimmte  Zeit  auszusprechende 
Entziehung  des  fiechtes,  Lehrlinge  oder  jugendliche  Hilfsarbeiter  zu  halten, 
hat  an  treffen: 

a)  Oewerbetreibende,  welche  den  Vorschriften  über  die  Verwendung 
der  Kinder  vor  vollendetem  12.  Lebensjahre  in  Gewerbebetrieben  über- 
haupt, bezw.  der  Kinder  vor  vollendetem  14.  Lebensjahre  in  Fabrik- 
betrieben oder  den  Voraduiften  Aber  die  Art  und  die  Dauer  der  Ver- 
wendung der  jugendlichen  Hilfsarbeiter  zwischen  dem  vollendeten  12.  und 
dem  Tollendeten  14.  Lebensjahre  wiederholt  zuwiderhandeln: 

b)  Gouerbotreibende ,  welche  die  Anordnungen  über  die  NichtVer- 
wendung jugendlicher  Hilfsarbeiter  in  bestimmten  gei^rUchen  oder  gesund- 
heitsscIdldHchen  gewerbliohen  Verriohtangen  anssw  acht  lassen; 

c)  Gewerbetreibende,  welche  den  Vorschriften  über  die  Nachtarbeit 
jugendlicher  Hilfsarbeiter  wiederholt  entgegenhandeln ; 

d)  Gewerbetreibende,  welche  ungeachtet  vorausgegangener  wieder- 
holter Bestrafung  die  Vorschriften  über  die  Aufnahme  von  Lehrlingen 
verletsen,  eine  mehr  als  14-tftgige  VenOgerang  der  Anfdingong  oder  fSrei- 
sprechung  ihrer  Lehrlinge  verschulden  oder  ihren  Lehrlingen  die  zum 
Besuche  der  im  §  99,  Abs.  3  erwähnten  Lehranstalten  erforderliche  Zeit 
vorenthalten. 

IX.  Hnuptstück.   Besondere  administrative  Verfflgungen. 

Entziehung  des  Reohteft,  jugendliche  Hilfsarbeiter  an 

halten. 

Ausser  den  im  §  133  a  vorgesehenen  F&llen  der  strafweisen  Ent- 
ziehung (Jen  Rechtes,  jugendliche  Hilfsarbeiter  zu  halten,  kann  1;?^  Knt- 
ziehuntr  dieses  Rechtes  von  der  (iewerbebehörde  als  eine  udmmistrativo 
Massnahme  gegen  Gewerbetreibende  verhängt  werden,  welche  sich  grober 
Pflichtrerletsongen  gegen  die  ihnen  anvertrauten  jugendlidhen  £Bl&arbeiter 
schuldig  gemacht  haben  oder  gegen  welche  Tatsachen  vorliegen,  welche 
sie  in  sittlicher  Beziehung  anm  Halten  jugendlicher  Hilfsarbeiter  un- 
geeignet erscheinen  lassen. 

Die  Fälle  der  administrativen  Entziehung  des  Rechtes,  liehrlinge  zu 
halten,  sind  im  §  98  geregelt. 

2.  Verordnung,  betr.  die  Verhütung  von  Unfällen  und  den  Schutz 
des  G^SQBdhalt  der  AzbeLter  M  der  gewerbliehen  AuaflUiniiig  von 
BooiilMniteii.   Vom  T.Februar  1907.  (BGBl.  1907,  XIV.  Stttck,  Nr. 24) 

8.  Verocdnung  mir  Beetlmmiuig  des  Wirknagakrelses  dee  Oenresbe- 

inspektors  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  Vom  9.  April  1907.  (Soa. 
Rundschau,  VIU.  Jg.,  Mai  1907,  Kr.  6  S.  678.) 
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§  1.  Die  Tätigkeit  des  Gewerbejnspekton  omfant  alle  sewerblidiea  Unta^ 
iMlimiui||«n  BoBnieoB  und  der  Herzegowina,  «nrait  dicM  nient  dmdi  Bpoblbe- 
itiiiiinungen  der  Aufsicht  de«  GewerbcinHjK-ktors  entzogen  werden. 

§  2.  Die  Au^be  des  GewerbeinHuektors  gegenüber  den  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  bwtebt  In  der  TJAmwmcSaag  der  im  §  1  MgeCfilirtfln  BaCnebe  ia 
BoEUff  auf: 

1)  die  YorlEdimiifMi  nnd  ESmiditongeD,  weldie  die  GewerlMinluiber  snm  Sdmtw 

dos  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  sowohl  in  den  Arbeitsräumen  ab  aadl 
in  den  Wohnräumen,  falb  aie  eolcbe  bebteUea,  zu  treffen  verpflichtet  sind; 

2)  die  Verwendung  von  Arlieitani,  die  tiglidie  Aifaettmelt  und  die  periodiadMii 
Arbeit^utiterbrechungen ; 

3)  die  Kontrolle  der  Arl>eiterverzeicbui>)He,  Arbeiteordnungen,  Luhnzaliiuiigeo, 
ArbeiteniuweiBe,  femer  der  Kranken-  und  Unfallversicherung; 

4}  die  gewerbliche  Ausbildung  der  jugendlichen  Hilfaaroeiter. 

§  3.  Gewerbeinspektor  luA  nihrn  seiner  Anfsichtstiitigkeit  der  Landet- 
rcfriorung  als  berichtendes  und  beratendes  Fachorgan  in  allen  i'inr-chläiripen  Fragen 
der  GewertMverwaltung  behilflich  zu  sein  und  wird  derselbe  auch  mit  der  Schlachtung 
von  Oeineheil  um  Ofenehmigung  von  Betriebeanlagen  oder  TOD  Aendemngen  an  bereits 
genehmigten,  inaoirät  hierbei  Rücksichten  auf  das  I^ben  und  die  Gesundheit  iler 
Arbeiter  in  Frage  kommen,  zu  beauftragen,  femer  auch  zur  Mitarbeit  bei  organiaa- 
torieelien  Arl)citen  in  Betreff  der  Kranken-  niid  der  ünfdtnnidienmg  soirie  der  Alten> 
Tersorgnng  der  Arbeiter  heranzuziehen  sein. 

§  4.  Zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  hat  der  Gewerbeinspektor  sich  durch  fort- 
laufende Revision  der  seiner  Aufsicht  unterst«llton  Goworbeunternchmungen  von  den 
seinen  Wirkuogilcreis  berührenden  Veihaltnissen  derselben  eingehende  Kenntnis  zu 
verechaEtaiL 

§  5.  Dem  GewerbeinspAtor  ift  nach  Vorzeigung  einer  von  der  Landesrcgicning 
ausgestellten,  alljährlich  zu  emeuflniden  L^timaUonskarte  der  Eintritt  in  s&mtliche 
ViGnks-  und  Arbettsrinme  sowie  in  die  Aibttletwtdmnngen  jeder  aeiner  Anlriolit  nnter- 

li^enden  Gewerl>onntcrnehraung  jederzeit  gestattet 

Der  Gewerbeinspektor  hat  die  Befugnis,  jede  Person,  welche  im  Gewerbeunter- 
nehmen beschäftigt  ist,  auch  die  Gewerbemhaber  odo*  deren  Stellvertreter,  überall  wo 
der  Arbeits  betrieb  der  betreffenden  Unternehmung  stattfindet,  über  die  in  seinen 
Wirkungskreis  einschlagenden  Angel^enheiten  nötigenfalls  ohne  Zeugen,  jedoch  tun- 
lichst ohne  Stflnmg  des  Betriebes,  erentueil  «odi  auf  soiuiftücliem  Wi^  so  nr- 
nehmen. 

TTeber  Verlangen  des  Gewerbeinspektot*  sind  die  (Sewecbeinhaber  oder  deren 

Stellvertreter  vcrijriichtet,  die  auf  ihre  Betriebstolflge  besfiglidMO  üitoiden,  oebstdflD 

Plänen  oder  Zeichnungen,  vorzuweisen. 

§  6.  Findet  der  Gewerbcinspelctor,  dass  in  einem  Oewerbenntemehmen  jene  Be- 
stimmungen, welche  in  den  Bereich  seiner  Wirksamkeit  fallen,  nicht  gehörig  gehand- 
habt wenien  oder  dass  das  Unternehmen  in  einer  das  Leben  und  die  Gresundheit  der 
Arbdter  gefährdenden  Weise  bi  tnohen  wird,  so  hat  er  die  8oforti|^  Abslellulf  der* 
artiger  Gesetzwidrigkeiten  und  r'ehelständo  vom  Gewerbeinhaber  zu  verlangen. 

Wird  diesem  Verlangen  In»  zu  einem  bfsstiramtcn  Zeitpunkte  nicht  entsprochen, 
8o  hat  er  sich  wegen  Erlassung  der  geeigneten  Verfügung  an  die  Gewerbe beliörae  I.  In- 
stanz zu  wenden,  welche  dem  Ansuchen  des  Uewerbeinqpektors  in  der  B^gel  Folge  zu 
leisten  ]iat  Gegen  die  von  dieser  BettOrde  eriassene  Verfügung  stdit  innerhalb 
14  Tigsnder  Rekurs  an  die  Landeer^crung  offen.  Sollte  jedoch  die  Gewerbebehorde 
aus  besonders  wichtigen  Gründen  Einwendungen  g^n  die  Verfügungen  des  Glewerbe- 
inspektors  vorzubringen  haboi  oder  sollten  Rücksichten  öffentliclier  Katar  gegen  die 
Durchführung  der  vom  Gewerbeinspektor  verlangten  Mansnahmen  sprechen,  so  hat 
die  (Tewerhehehorde  die  Angelegenheit  binnen  8  Tagen  der  Landesr^ierung  zur  Ent- 
scheidung vorzul^en. 

Die  Landesregierung  entscheidet  hierüber  unbeschadet  des  dem  Qewerbeinhaber 
g^n  die  Verfügung  der  Gewer bebehOrde  znstdienden  Baknnrsohlss. 

Zur  Dnnhführung  der  rechtskräftigen  VerfSgnqgen  stelieo  der  Behflcdo  <Ue  im 
g  8  genannten  l'^ekutionsmittel  zur  Verfügung. 

§  7.  Wenn  der  Qewerbeinhaber  oder  eine  der  im  Betriebe  beschäftigten  Personen 
dem  Gewerbeinspektor  den  Eint  ritt  in  die  zu  inspizierenden  Lokalitäten  verweigern, 
sich  der  von  ihm  verlangten  Aussage  entziuheu  oder  and(»«  davon  abhalten,  falsch 
aussagen  oder  andere  zu  einer  falschen  Aussage  zu  bew^eo  sndien,  endlich,  wenn  der 
Gewerbeinhaber  oder  sein  SteÜTertnter  di«  anf  ihre  Betriebsaolage  becfkjB^ieheo  Ur- 
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künden,  Pliaeoder  Ztuchnuagen  vürzuweie^n  verweigera,  ao  macht  sich  der  Betreffende, 
sofern  nicht  dm  Talbeiland  einer  nach  dem  Strafgesetse  zu  ahndenden  Handlang  vor- 
liegt, einer  Uebertretnog  schuldis;  und  wird  von  der  Gewerbebehorde  I.  Instanz  mit 
Verweis,  mit  Qeldbuasen  bis  zu  ^000  K.,  mit  Arrest  bis  zu  drei  Muualen,  eventuell 
audi  mit  Entiiehong  der  GewariMbanehltguig  fdr  inmMr  od«  auf  beHimmte  Zeit 
bcBtraft. 

G«geii  dieae  SlnfericaintoiBee  steht  den  OeweriMiiihriwni  innerhalb  eines  Zelt- 

iBomes  von  14  Tagen  der  BekutB  an  die  Landesregioning  fiffpn. 

6  8.  Bei  Vollziehung  der  gtxaferkeontnisse  nach  §  7  und  der  rcrliukräitigen 
Anordnun^n  der  Gewerbeoehörden  nach  $  6  ist  <fi«  Bdiörde  berechtigt,  die  zur  Biaie- 

nmg  dcfl  Erfolges  nötigen  Massnahrapn  rn  ergreifen,  und  zwar:  noschlagnahmc  von 
Warcu  und  Werkzeugen,  Auaserbetriebsotzung  von  Maftchinen  uml  Sfk^hheesung  von 
Betriebsstätten. 

§  9.  Da  Gewerfaeutspekt«»'  hat  das  BechL  wenn  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
dnreh  die  Art  nnd  Weine  ihrer  Verwendnog  oder  dnreh  das  in  der  Betriebsanlage 

übliche  Betriebsverfahren  gefährdet  zu  .Hein  Bcheint,  zu  den  erforderlichen  Unter- 
Bttchnngen  Aerzte,  Chemiker  und  andere  Sachverstäudige  beizuziehen,  deren  Bezahlung 
dem  GewerbdDhaber  obliegt,  wenn  das  VoihandeneeiD  der  vom  GewerbeiiiapelEtor  w> 
muteten  Uebelstiinde  fertfgr^tcllt  wird. 

§  10.  Der  üewcrbcuif'^xiktor  wird  aber  auch  den  Arbeitgebern  Aber  deren  Er- 
suchen auf  Grund  seiner  Lrfidirung  und  fachlichen  Kennlriif*<*e  Ratschläge  erteilen 
und  sie  hierdnrch  bei  Erfüllung  det  seitens  dw  Behörden  gestdUten  Anl(nderungea 
nnterstfltcen. 

Ml.  Der  G  wr tIh  i  i  pektor  ist  lAndesbeamter  and  nnteriiegt  den  für  dieeelbeo 

besteheudeu  DiejiSlvorschrütea. 

§  12.  Der  Gewerbeina pektor  ist  durch  seinen  Aniti^eid  zur  G^elmhaltong  der 
zu  seiner  Kenntnis  gelangten  OcHchafts-  und  ßetriebevcrh  Sit  niese  verpflichtet  und  hat 
namentlich  über  die  ihm  von  den  ( icwerbeuntemehmern  aiä  geheim  bezeichn^en  tech- 
nischen  Einrichtungen,  Verfahrunghweiscn  und  etwaigen  Et^tfimliehkcitflil  dee  Be- 
triebes daa  ttrenrate  Geheimnis  zu  bewahren. 

§  13.  Der  uewecbeinapeiktor  darf  mit  eeinem  Whdnmgelcraise  Inmdan  Au^ndMD 
nicht  beauftragt  und  in^bet^ondore  nicht  von  der  Iliiaiisverwaltniig  nach  ilgend  einer 
Kichtung  hin  m  Aospruch  geuommea  werden. 

4.  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  betr.  die  Bostellnng  von 
Aoaaoliüfisen  der  konditionierendeu  Pharmazeuten.  Vom  2.  Januar  1907. 
(BOBl.  1907,  XIV.  Stfick,  Nr.  «.) 

6.  Verordnung  des  k.  k.  Acker bauministeriums  im  jBinvemehmen 
mit  dem  k.  k.  MiniBterinm  de»  Innern,  betr.  die  B6«Qhiftigung  Ton 
jngoidlioheii  Arbflitflnn  xaaA  Elndem  beim  Befgban.   Vom  8.  Jimi  1907. 

(RGBl.  1907,  LXVI.  Stück.) 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1884,  RGBl.  \o.  115,  findet 
das  Ackerbauministerium  im  Einvemebmeu  mit  dem  Ministerium  des  Inuem 
hinmelitUcfa  der  BeeehftftigTmg  von  Jugendlieben  Arbeitern  nnd  Kindern 
beim  Bergbau  folgendes  zu  verordnen : 

§  1.  Unter  jugendlichen  Arbeitern  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind 
Personen  tnflnnlichen  Geschlechtes  zwischen  dem  vollendeten  14.  und 
16.  Lebensjahre,  dauu  f  raueutipersonen  zwischen  dem  vollendeten  14.  und 
18.  Lebeiurjahre  m  Terstehen. 

§  2.  Jugendliche  Arbeiter  dürfen  ibeim  Bergbaubetriebe  (§  131  a.  BG.) 
nur  mit  .solchen  Arbeiten  be.Mchäftigt  werden,  welche  ihren  Kräften  ange- 
messen und  ihrer  körperlichen  Entwicklung  nicht  nachteilig  sind;  eine 
Beechftftigung  jugendlicher  Arbeiter  veibliehen  GeechledkteB  ist  fiberdiee 
nnr  bei  Arbelten  ober  Tage  gestattet. 

Zum  Haspel-  oder  Wasserziehen,  Bremsen,  Karreulaufen  in  anstei- 
genden Bahnen,  zur  Fortbewegung  von  Förderhunden  in  ansteigenden  oder 
lallenden  Bahnen  und  von  Förderbuuden  grösseren  Gewichtes  oder  mit 
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schwererer  Ladung  überhaupt,  dann  au  Arbeitspunkten  in  der  Grube, 
deren  Tempemtnr  28*  G  flbersteigt  und  sn  aoldien  Arbeiteleietiaigeii,  bei 

welchen  mit  Rücksicht  auf  besondere  Verhältnisse,  wie  die  Entwicklung 
schädlicher  Gase  oder  sr-hndlichen  Sfanbes  in  den  Arbeitfiraumon.  die  Ge- 
sundheit der  dabei  beschäftigten  Personen  in  höherem  Masse  gefährdet 
ist,  eowie  sa  sonstigen  Arbeitsvemditnugen,  bei  iprelehea  leiolit  Schadn 
genommen  werden  kann,  dürfen  jngendliclie  Arbeiter  nicht  Terwendet 
werden. 

§  3.  Eine  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  zur  Nachtzeit,  d.  i. 
zwischen  8  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens,  darf  in  der  Kegel  nicht  zu- 
gelassen werden.  Li  Betrieben,  wo  in  swei  Tagesschichten  gearbeitet 
wird,  können  jugendliche  Arbeiter  mftnnlidien  GeseUeehtes  bis  11  Uhr 
nachts  verwendet  wprdon. 

§  4.  üeberscliichten  im  öinne  des  §  3,  Abs.  3  des  (iesetzea  vom 
21.  Juni  1884,  RGBl.  Nr.  115  und  Art.  I,  §  3,  Abs.  8  des  Gesetzes 
▼om  27.  Joni  1901,  BGBl.  Nr.  81,  dürfen  für  jugendliche  Arbeiter  nicht 
gestattet  werden. 

Bei  drinfrender  Gefahr  für  die  Sicherheit  des  Lebens,  der  Gesundheit 
nnd  des  Eigentums  dürfen  jugendliche  Arbeiter  über  das  in  diesen  Öe- 
setsen  fftr  die  Schicht-  und  Arbeitsdaner  festgesetste  Ansmass,  bttw.  mr 
Nachtaeit  (§  8  der  gegenwärtigen  Verordnung)  nnr  in  dem  Falle  verwendet 

werden,  wenn  zur  Yerrichtunfr;  der  vorzunehmenden  Arbeit  erwachsene 
Personen  nicht  zur  Verfügung  stehen  und  die  Arbeit  den  Kräften  der  zu 
ihrer  Verrichtung  bestimmten  jugendlichen  Arbeiter  angemessen  ist. 

§  5.  Zwischen  den  Arbeitsstunden  mtlssen  den  jugendliehen  Arbeitern 
regelmässige  Ruhepausen  gewährt  werden.  Diese  Pausen  sind  derart  fest- 
zusetzen, dass  deren  Daner  in  der  Arbeitsschicht  jene  dernarh  den  geltenden 
Gesety.en  den  erwachsenen  Arbeitern  einzuräumenden  Pausen  mindestens 
um  eine  Stunde  übersteigt. 

Die  den  jugendlichen  Arbeitern  ro  gewährenden  Pansen  sollen  derart 
angeordnet  werden,  dass  die  Dauer  der  ununterbrochenen  Arbeitszeit  in 
der  Repe!  nicht  mclir  als  4  Stunden  beti  ri*^t ;  eine  anderweitige  Anordnung 
der  Ruhepausen  darf  nur  in  jenen  Fällen  zugelassen  werden,  in  welchen 
dies  ans  Rücksichten  auf  den  Gang  des  Betriebes  oder  die  Arbeiter  selbst 
erforderlich  ist. 

Während  der  Pansen  darf  den  jngendliohen  Arbeitern  eine  Beschäf- 
tigung im  Betriebe  nicht  gestattet  ^verden. 

§  6.  Werden  jugendliche  Arbeiter  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  §  4  des  Gesetees  vom  21.  Jnni  1884,  RGBL  Nr.  115,  sn  Arbeiten 
an  Sonntagci^  ]i erangezogen,  SO  ist  denselben  ein  Ersatnxdietag  in  der 
darauffolgenden  Woche  7.n  crftwähren. 

§  7.  Ausnahmen  von  den  in  §§  2  bis  6  dieser  Verordnung  getroffenen 
Bestimmungen  können  für  jugendliche  Arbeiter  männlichen  Geschlechtes 
▼on  den  Bergbehörden  dann  bewilligt  werden,  wenn  dnrch  das  Zengnis 
eines  öffentlichen  Ar:d*>s  oder  eines  anderen  auf  Verlangen  der  Bergwerks- 
untemehmung  vom  Kevierbergamte  zn  bestimmenden  Arztes  nachgewiesen 
ist,  dass  die  körperliche  Entwicklung  des  jugendlichen  Arbeiters  die  für 
denselben  in  Aassicht  genommene  nnd  im  änstlichen  Zeugnisse  genan 
anangebende  Beschäftigung  ohne  Gefahr  flir  seine  Gesundheit  zulässt. 

Werden  auf  Giund  eines  deiartiixen  Zeu^riiisses  )Uf,'endliche  Arbeiter 
zur  Nachtarbeit  zugelassen,  so  ist  die  ächichteinteilung  derart  zu  treffen, 
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dass  mindesteiiii  allwöchentlich  der  Wechsel  dieser  Arbeitar  in  der  Nacht- 
ond  der  Tagschicht  vorgenommen  wird. 

§  8.  Kinder,  d.  s.  im  Sinne  dieser  Verordnung  Personen,  welche  das 
14.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  dürfen  beim  Bergbau  als  * 

Arbeiter  nicht  bescht\ftigt  werden. 

Ausnahmsweise  dürfen  Kinder  zwischen  dem  vollendeten  12.  und 
14.  Lebensjahre  unbewhadet  ihrer  St^iilpfiieht  fibw  Ansnoheik  ihrer  Eltern 
oder  Voi  münder  mit  besonderer  Bewilligung  der  Bergbeh<$rde  su  leichten 

Arbeiten  ober  Tag  verwendet  werden. 

Die  Ansuchen  nm  die  Bewilligung  zur  \'^erwendung  von  Kindern 
zwischen  dem  volleiideteu  12.  und  14.  Lebeusjahre  haben  die  Angaben  der 
Wochentage,  an  welchen  die  Besch&ftigung  stattfinden  soll,  des  Beginnes 
und  Endes  der  Arbeitsieit  und  der  eingerftumten  Buhepausen  sowie  der 
Art  der  Beschäftigung  7.n  entbulton,  zu  welcher  die  Kinder  vorwendet 
werden  sollen.  Vor  Erteilung  der  Bewilligung  haben  die  Bergbohfirden 
eingehend  m  prüfen,  ob  die  Beschaffenheit  der  Arbeitsleistung  und  die 
ZaU  der  Arbeitsstonden  sowie  die  Anordnung  der  Ruhepausen  dem  kind- 
lichen Organismus  angemessen  sind,  dann,  ob  die  Verteilung  der  Arbeits- 
stunden sich  mit  dem  Schnlnnterrichte  Tereinbaren  lässt.  Bei  Beurteilung 
der  in  erster  Beziehung  zu  berücksichtigenden  Verhältnisse  haben  den 
Bergbehörden  als  Mindestmass  des  zu  fordernden  Verwendungsschutses 
die  in  den  §§  2  und  5  der  gegenwärtigen  Verordnung  fUr  jugendliche 
Arbeiter  getroffenen  Anordnungen  zur  RichtscLnur  zu  dienen.  Tm  Falle 
von  Zweifeln  ist  mit  den  iSaoitätsbehörden,  besw.  den  Schulbeliörden  das 
Einvernehmen  zu  pflegen. 

Zu  Arbeiten  sur  Naditzeit  oder  Uber  die  normale  Schiehtieit  (§§  3 
und  4  der  gegenwärtigen  Verordnung),  dann  zur  Venichtung  von  Arbeiten 
an  Sonntagen  dürfen  Kinder  in  keinem  Falle  herangezogen  werden. 

§  9.  lieber  die  in  Verwendung  stehenden  jugendlichen  Arbeiter  und 
Kinder  ist  auf  jedem  Bergbau  ein  Verzeichnis  zu  fühi-en,  welches  Namen, 
Alter,  Wohnort  dieser  Personen,  Namen  und  Wohnort  ihrer  Eltern  oder 
Vormünder,  die  Art  der  zugewiesenen  Beschäftigung,  B^inn  und  Ende 
der  Arbeitsschichten  und  der  eingerftnmten  Ruhepausen,  dann  die  Ein-  und 
Austrittszeit  zu  enthalten  hat. 

Bei  Gewährung  von  Ausnahmen  gemäss  §  7  dieser  Verordnung  ist 
in  dem  Verzeichnis  audi  die  Art  derselben  und  bei  Verwendting  von 
Kindern  die  Zeit  und  Dauer  de.«  tiKrlidien  Scliuliuiterriclite.i!  anzufjoben : 
ftuch  ist  in  diesen  Fällen  da.s  Datum  und  die  Zahl  der  einteilten  bergbe- 
hördliclien  Bewilligung  zu  beziehen. 

Das  Veneidmis  ist  der  Bergbehörde  auf  Verlangen  vorsnlegen. 

lY.  Belgique.  Belgien. 

1.  Arrfttö  Royal.  Oonseil  de  Pindustrie  et  du  travail  de 

Bruxelles.  Convocation  des  13«,  14«  et  IB^'soctions.  28  jan- 
-vier  1907.   (Revue  du  Travail,  XIT,  Ko.  3,  15  fevrior  iUül,  p.  181-  18'2.} 

Kgl.  Erlass  betr.  die  Binberufung  der  13.,  14.  und  16.  Sektion  des 
Indiutiie-  und  Arbeitstates  tob  BrüasA   Vom  28.  Januar  1907. 

Art.  2.  Folgende  Tagesordnung  ist  aufgestellt :  „Feätsetsnng  des 
jede  Arbeiterhategorie  in  das  Ffliohtenlieft  der  Stadt  Brüssel  geuAss  dem 
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Beschlnss  des  GemeinderftteB  Tom  26.  Oktober  1896  anfBiuiehmenden 
Minimallohnes.** 

2.  Arretä  Royal,  Kepoa  du  diinaucLe.  —  Coiifeurs: 
antorisations  aeeord^es  poar  l'annö»  1907,  en  application 
de  l'article  7  de  la  loi  du  17  juillat  1905.  7  fi&Viier  1907.  (B. 
d.  T.,  XIT,  Xn   H,  15  fevrier  1907,. p.  183— Ist., 

KgL  Erlass  betr.  die  Sonntagsruhe.  —  Arbeitabewillignngen,  die  in 
Anwendung  des  Art  7  des  G^etaes  vom  17.  Jidi  1906  gewinMn 
BarUMMik  für  das  Jahr  1907  erteilt  worden  rind.  Vom  7.  Febmar  1907. 

3.  Arrßte  Royal.  Repes  du  dimancho.  —  Coiffeurs  de 
Louvain:  autorisation  accordee  poar  l'aanee  1907,  en 
application  de  l'article  7  de  la  loi  du  17jiiillet  1906. 
2  mar«  1907.    (R.  d.  T.,  XII,  No.  6,  16  mars  1907,  p.  338—839.) 

Kg!.  Erlass  betr.  die  Sonntagsruhe.  —  ArbeitabewiEigung,  die  in 
Anwendung  des  Art  7  des  öesetzes  vom  17.  Juli  1905  den  Barbieren 
von  Löwen  für  das  Jahr  1807  erteilt  worden  ist.    Vom  2.  März  VJOl. 

4.  Arrete  RoyaL  Duräe  du  travail  souterrain  dans  las 
min  es  de  houille.  —  Institution  d'unecommission  d'enquöte. 
6  avril  1907.    (R.  d.  T.,  XII,  No.  7,  15  avril  1907,  p.  459— 462.J 

EgL  ftlaaa  war  ffinsetsang  einer  UnterBPohnngskomTnliafop  betr. 
die  Daner  der  Arbeit  unter  Tage  Jn  den  Kohlengruben.  Vom  6.  April  1907. 

Al  f.  1.  Es  wird  eine  Kommiesion  yon  23  Mitgliedern  euageaetst  mit 
dem  Auftrag.'«  : 

1)  sich  darüber  zu  vergewibsem,  ob  in  den  Kohlengruben  deü  Landes 
die  Dauer  der  Arbeit  unter  Tage  an  Ifieabrftuchen  Anlass  gibt,  und,  wenn 
dies  der  Fall  wÄre,  in  welchem  Masse  die  gesetelidie  Beechrtknkong  der 
Arbeitsdauer  Abhilfe  schafFcn  kann  ; 

2)  au  untersuchen,  welche  Wirkung  in  den  verechiedenen  Kohlen- 
becken die  vorgeschlagenen  Massregeln  voraussichtlich  haben  würden, 
vornehmlich  vom  Gesidhtspunkte  der  Gesundheit  und  der  Sidierbeit  der 
Arbeit,  der  Produktion,  des  Arbeitsertragee  (main-d'oenvre)  und  der 
Löhne  aus ; 

3}  Erhebungen  über  die  Rückwirkung  besagter  Massnahmen  auf  die 
Ausfuhr  von  Kohlen  und  auf  die  Lage  der  anderen  belgischen  Industrien 

au  veranstalten. 

Art.  2.  Zu  Mitgliedern  dieser  Krimmis.'jiün  wrrden  ernannt  die  Herren: 
Baron  Ancion  (A.),  Senator;  Dallenjagne  ( J.i,  Mitglied  des  Abgeordnetcn- 
hauses;  De  liruyn  (L.),  Mitglied  des  Abgeordnetenhauses,  frülierer  Minister 
der  Leoidwirtscbaft,  der  Industrie  und  der  Öffentlichen  Arbeiten;  Dejaoe 
(Gh.),  Professor  an  der  UniversitÄt  Lutticli,  Mil^lied  des  höheren  Arbeits- 
rates; Dejardin  'L.),  Generaldirektor  der  Bergwerke;  Dr.  Demoor  (J.), 
Professor  an  der  freien  Universität  Brüssel ;  Dumont  (Andre),  Professor  an 
der  katholischen  Universität  Ltfwen ;  Flehet  (F.),  Mitglied  des  Abgeordneten* 
hauses;  Gillieaux  (F.),  Direktor  der  Kolilenborgwerke  zu  Jumet;  Dr. 
Glibert  i'D.),  Oberarbeit.>-Tii;s]iektor ;  Gr:if  do  ITenricourt  de  Gruime  i  A.\ 
Senator;  Kaes  (N.),  Grubenarbeiter  zu  Gugree;  Labbe  (A.),  Gmbenarbeiter 
zu  Horuu ;  Leduc  (V.),  Duektor  der  Kohlenbergwerke  zu  Jemeppe  a.  d.  Maas ; 
Leroy  (A.),  Direktor  der  Kohlenbergwerke  zu  Cnesmes;  Magis  (A),  Senator  ^ 
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Mmsart  (J.),  Üfitglied  des  Abgeordnetenhauses;  Melot  (A.),  Mitglied  des 

Abgeordnetenhauses;  Paris  (V.),  Grubenarbeiter  zu  Strepy-Bracquegnies ; 
Picard  (E.),  Senator ;  Van  Marek  (C),  Mitglied  des  Abgeordnetenhauses ; 
Versteylen  (A.),  Mitglied  des  Abgeordnetenhauses;  Watteyue  ^V.),  Geueral- 
inspektor  der  Bei^gwedke. 

Art.  8.  Unser  Industrie-  nnd  Arbeitsminisfcer  wird  ohne  beratende 
Stimme  den  Vorsitz  in  der  Kommission  fHhren. 

Die  Herren  De  Bruyn  und  Magis  werden  als  Vizepräsidenten,  Herr 
Derjardin  als  Sekrettr  amten. 

Durch  MinisterialerlaSB  kttnnen  ausseilialb  der  Kommission  Hil&s^retftre 
bestimmt  werden. 

Art.  4.  Die  Kommission  kann  sich  vermittelst  Pragebogen  Auskünfte 
verachaffen. 

Sie  kann  UntmiiiflBclitfsse  einsetsen  mit  dem  Anflfcrag,  Erhebimgen  an 
beetunmten  Oerttiehkeiten  oder  in  bestimmten  Gegenden  vorzunehmen  und 

kann  alle  andorpn  jreeignet  erscheinenden  Auskunftsmittol  zu  Kate  ziehen, 
wie  Vornahme  eines  Augeuscheines,  Beiraguug,  praktische  Versuche. 

Die  Unterausschüsse  dürfen  Personen  aus  der  Gegend,  die  ihnen  bei 
der  Erftdlong  ihres  Auftrages  behilflich  sein  können,  beisieheii. 

Art.  5.  Die  Höhe  der  Reise-  und  Aufenthaltsentschädignngen  der 
Kommissionsmitglieder  wird  nach  MaBsgabe  unseres  Erlasses  vom  23.  Jan. 
1898,  abgeändert  durch  den  Erlass  vom  8.  Juni  1899,  betr.  die  zur  General- 
direktion der  Bergwerke  gehörenden  Kommissionen,  festgesetst. 

Die  vorauBgeh enden  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die 
Hilfssekret&re  nnd  die  in  Abs.  S  des  vorhergehenden  Artikels  genannten 
Personen. 

Art.  6.  Unser  Industrie-  und  Arbeitsminister  wird  mit  der  Ausführung 
des  gegenwftrfeigen  Briasses  betraut. 

5.  Arr§t6  Royal.  Projet  de  loi  modifiant  et  completant 
les  iois  du  21  avril  1810  et  du  2  mai  1837  sur  les  mines. 
Aetrait.  11  aTnl  1907.  (B.  d.  T.,  XH,  No.  7,  15  avrfl  1907, 
p.  468.) 

Kgl  ErlasB  betr.   die  Znriinkziolmng  dee  GcaotzeTit'WTirfcfl  znr  Ab 
Änderung  mid  Vorvoilständigung  der  Gesetze  vom  2L  April  1810  und. 
vom  2.  Mai  1S37  über  die  Bergwerke.    Vom  11.  April  1907. 

Bar  Gesetaesttktwurf  vom  88.  Desember  1904  zur  Abftndening  und  Ver- 
yoUstftndignng  der  Gesetze  vom  31.  April  1810  und  vom  2.  Mai  1887 
Uber  die  Bergwerke  wird  zurückgezogen. 

Unser  Minister  der  Finanzen  und  der  öffentlichen  Arbeiten  hat  den 
gesetzgebenden  Kammern  davon  Mitteilung  zu  machen. 

6.  Arr  6 1 6  R  o y  a  1  p  r  i  s  e  n  a p  p  1  i  c  a  t  i  o  n  d  e  T a  i- 1  i  c  l  o  5,  a  1  i  n  e  a  2, 
de  la  loi  du  17  jnillet  190  5.  —  Repos  du  di  man  che.  15  avril 
1907.    (E.  d.  T.,  XU,  No.  8,  30  avrü  iyu7,  p.  ÖÜ2.} 

SriaM  Uber  die  Bonntaemilie^  auf  Onmd  des  Art.  6  Aba.  a 
d«0  Geaetses  vom  17.  JuU  1806^).    Vom  16.  April  1907. 

Art.  1.  Die  Inhaber  der  zu  einer  der  im  folgenden  aii*^'nfnhrten 
Kategorien  gehörigen  Betriebe  werden  enuAchtigt,  wenn  die  Arbeit  nach 


1)  8.  BbU.  Bd.  IV  &  194. 
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Schichten  organisiert  ist,  die  Arbeit  der  Naditschicht  bis  Bonnti^  früh 
6  Ubr  anssrndehnen.  Li  diesem  Falle  dtbf(Mi  jedodi  die  Arbeiter,  welche 
diese  Schicht  bilden,  ihre  Arbeit  nidit  vor  Montag  frOh,  snr  gleichen 

Stande,  wieder  anfnehmen : 

Herstellung  der  Salpetersäure;  Hersteilung  der  Phosphorsäore  und 
reiner  Phosphate;  Alkoholbrennereran ;  Herstellung  der  Maisstürke;  Her- 
stellung' künatlicher  Schiefer;  Herstellung  des  Ultramarine:  Mechanisdie 
Holzverarbeituntj;  Borarraffinorien;  Nagf^lschmieden :  Mechanische  Kon- 
ötruktionswerkmilt  ton ;  Zinnwalzwerke ;  ilohlmiihlen ;  Oelmtlhlen ;  Her- 
stellung von  BaumwüUdocliteu  für  Lain|)eu ;  Herstellung  von  Schwarz  für 
Gieesereien;  Herstellnng  der  Ealkpliuäphate ;  Medianisdie  Steinslgereien 
and  Polier werkst&tten ;  Bleiwalswerke,  Pottascherafßnerien;  Heratellong 
des  Salpeters;  Drahtziehereien. 

Art.  2.  Unser  Minister  der  Industrie  und  der  Arbeit  ist  mit  der  Aus- 
führung dieses  Erlai»es  betraut. 

7.  Arrt  to  Tloval.  Classement  des  fabriques  de  sulfate 
de  magneaie.  2U  mai  1907.  (R.  d.  T.,  XII,  No.  10,  31  mai  1907, 
p.  626—627.) 

KgL  Briass  betr.  die  ZUuMletiiiig  der  MagnewfnmiwillIfctlMitikeiL 

Vom  20.  Mai  1907. 

Art,  1.  Die  Fabriken,  in  denen  schwefelsaures  Magnesium  durch  die 
Einwirkung  von  Schwefels&ure  auf  das  aus  der  Kalzinatiou  des  kohlen- 
sanren  SalEee  hervorgegangene  Oxyd  hergestellt  wird,  werden  unter  die 
geffthrlicihen,  go.suudheitsschftdlichen  oder  listigen  Botriebe  klassiert. 

8ie  worden  iu  der  dem  Kg\.  Erlass  vom  31.  Hai  1887  beigegebenen 
Liste  unter  folgender  Rubrik  eingereiht: 

Bczcichmmff                     KIabpc  Nachteile 

Schwefelsaurem  Miijjrnesiuni  (Fabrikatiou        IB  Kauch,  StAub,   Lärm,  Dämpfe, 

von — )  durch  Einwirkung:  von  Schwefel-  Durchsickern  von  Substanzen, 

sftore  auf  daa  aua  der  Kalziuation  des  die  das  Qnmdwaaaer  vecuo- 

kohleiwanren  Bsina  ]ier?org^Dgeae  rehiigeii  konnten, 
Oxyd. 

Art  2.  Unser  Hinister  der  Industrie  und  der  Arbeit  ist  mit  der 
Ausftthmng  gegenwärtigen  S^lasses  betraut. 

8.  Arrete  Royal.  Repos  du  dimanche.  —  Fabricatiun 
de  conser^es  de  Idgumes:  ouvriers  prot^g^s  par  la  loi  du 
13  decembr  1S8  9.  —  Application  de  l'article  9,  alinea  2, 
d  e  1  a  1  oi  d u  17  ]  u  i  1 1  e  t  1 906.  27  mai  1907.  (R,  d.  T.,  XII,  No,  10, 
31  mai  1907,  p.  627—628.) 

EgL  Briass  hetx.  die  Sonntagsruhe  in  der  GemüsekonBervenftbri- 
kation.  —  Anwendung  dee  Art  9^  Abs.  2  dee  GeeetMB  TOm  17*  JvM 
1905^)  auf  die  durch  Gesetz  vom  18.  Desember  1889  geedbUteten 
Arbeiter,    Vom  27.  Mai  1907. 

Ai-t.  1.  In  den  GemUsekonsorvenfabriken  dürfen  in  der  Zeit  zwischen 
dem  10.  Juni  und  dem  10.  August  Jugendliche  von  14  bis  zu  16  JafarMi, 
sowie  Mädchen  oder  Frauen  von  über  16  und  unter  21  Jahren  18  Tage 
auf  14  oder  6Vi  Tage  aof  7  mit  Arbeit  besohftflagt  werden. 


1)  6.  BoU.  Bd.  IV  S.  194. 


Digltized  by  Google 


—  66  - 

Der  Tag  oder  die  beiden  Haibtage,  welche  auf  je  14  Tage  ftir  die 
Eahe  bestimmt  sind,  brauclien  mcht  notwendigerweise  aul  den  Bonntag 
gelegt  21t  v«rdea,  noeh  in  jedwi  einaelnea  BetrielM  ftr  idle  oben  genumten 
^beiter  und  Arbeiteriimen  die  gleichen  zn  sain. 

Der  halbe  Ruhetag  soll  in  die  Zeit  vor  oder  nach  1  Uhr  mittags 
fallen;  die  Arbeitsdauer  darf  nicht  mehr  als  5  durch  eine  wenigstens 
viertelstündige  Kuhepause  unterbrochene  iStundeu  betragen.  Auf  jeden  Fall 
BoU  den  betreffenden  Arbeiteni  und  Arbeiterinnen  die  nötige  Zeit  gewftliit 
werden,  damit  sie  einmal  in  der  Woehe  «n  den  üebnngen  ihres  Knltae 
teUnehmen  können. 

Art.  2.  Unser  Minister  der  Indui^trie  und  der  Aibeit  wird  mit  der 
Ansftlunmg  gegenwärtigen  Erlasses  betraut 

9.  Arr§t6  Royal  pris  en  application  de  Tarticle  6, 
alinea  2,  de  la  loi  du  17  juillet  1905.  —  Repos  du  Di- 
m  an  che.  18  aoüt  1907.   (K.  d.  T.,  XII,  Xo.  16,  Sl  aoüt  1907,  p.  928.) 

Sji^  Wclam  auf  Onind  ron  Artlkal  5  Abnti  S  de«  OeMlaee  Tom 

17,  JnJi  1006,  betr.  die  Bonntagsruba   Vom  18.  August  1907. 

Art.  1.  Die  Leiter  von  Betrioben,  welche  zu  einer  der  im  f'];jendeii 
genannten  Industriekategorien  gehören,  sind  ermächtigt,  wenn  die  Arbeit 
durch  sich  ablösende  bchichteu  verrichtet  wird,  die  Arbeit  der  Kacht- 
aohidbt  bis  Sonntage  früh  nm  6  Uhr  sa  verlängern.  In  dieeem  Falle 
dürfen  die  Arbeiter,  aus  denen  diese  Schieht  besteht,  ihre  Arbeit  nicM 
▼or  MontRo-  fViih  7.ur  selben  Stande  aofaehniiM; 

Aether  (Herstellung  von); 

Kunstseide  (Herstellong  von)  dnroh  das  Kollodiumverfabreo. 
Art  2.  Unser  Induetrie-  nnd  ArbeitaminiBter  ist  mit  der  AnirflBhmng 
vorliegenden  Erlasses  beauftragt. 


V.  Dänemark.  Dänemark. 

1.  Anordning,  hvorved  Bestemmelserne  i  Lov  nr.  64  af 
Iste  April  1905  om  Sofolks  Forsikring  mod  Folger  af 
U ly kkestilfüelde  i  i^ofartsvirksomhed  gores  anvendelige 
paa  de  Staten  tilherende,  under  Landbrngsministeriet  og 
Vandbjgning  vsesenet  henhorende  Skibe,  der  ere  maalte 
til  ©n  Brutto  Register  Tonnage  af  20  Tons  eller  derover. 
9de  Januar  1906.    (Lovtidenden  for  ltK>6  No.  3.) 

Verordnnng,  woDaeh  die  Beatiinmnngen  dee  Geeetaea  Ko.  64  vom 
1«  Apxü  1805  bete,  dia  Vermcherung  der  Seeleute  gegen  die  Folgen  von 
Bernftimrällen  bei  der  Seefahrt  niif  dio  dem  Stante  zugehörigen,  im 
Dienste  des  Landwirtschaflsniinistenums  und  Wnsscrbaudcparlomonts 
Stehenden  Sohifin»  ausgedehnt  werden,  wenn  ihr  Brutto tonnengehait 
90  Beglstertoaneii  oder  mebz  betrilgt.   Vom  9.  Januar  1906. 

2.  Bekendtgorelse  om  Undtagelse  fra  "Pni-1>udet  mod 
Arbejde  i  Fabrikker  m.  v.  paa  Foikekirkeus  Helligdage. 
22de  Januar  1906.    (Lovtidenden  for  1906  No.  11.) 

fffffcftTifi**fM»»"**g  betr.  BeArelong  vom  Aibeftsverbot  in  Fabriken 
IL  «.  w.  an  den  Vetartagen  der  gatfomaTMrohi»,   Vom  22.  Januar  1906« 
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Unter  Ziffer  II:  Betriebe,  welche  unter  litt,  b  der  Bestunznungeu  des 
Gesetzes  fallen,  wird  folgende  Hubrik  eingefügt: 

8b)  I'abriken  zur  Devulkanisation  und  Zartaatamng  des  Emtsehiiksb 
bei  den  iurbeitoii  des  £<>cheiis,  sowie  bei  dem  Teil«  des  Veor&Iireiis,  der 
mit  ffilfe  iiieoliaiii8<dier  Xnft  tot  sidi  geht 

8.   Lot   om  Anmeldelsespligt  for  Lsager  »ngasende 

Ulykkestilfselde,  der  indtrseffe  i  Landbrug  og  Sikorbrng 
m.  m.    4de  April  l'XW.     Lov-tidenden  for  1906  N"o.  83.) 

QesetB  über  die  Auzeigepflioht  der  Aeizte  bei  Unfällea  in  der 
Land-  und  V6ntwirt«oiheft  n.  i.  w.   Vom  4.  April  1906. 

4.  Anorduing,  hvorved  Lov  nr.  65  af  30te  Marts  d.  A.  om 
Udvidelse  af  Lot  nr.  71  af  Sdie  April  1900  om  danske 
Fiskeres  ülykkesforsikring  til  ogsaa  at  omfatte  andern 
Sef artsvirksombed  m.  v.  sattes  i  Kraft  paa  Fnrserne. 
lOde  AugiiHt  1^^(16.    (Lovtidenden  for  19n<l  No,  204.) 

Verordnung  mr  Inkraftsetsang  des  Gesetzes  No.  65  vom  30.  M&a 
1006^)  Mr.  die  Anadeihnnng  dea  Oeaetaee  Wo.  71  Tom  8.  AptU  1800  Aber 
jOe  ViilUlTiniahanzng  der  diaiadhen  Fischer  auf  die  anderem  fieetthrla- 
betriebe  n.  s.  w.  auf  den  Färöem.    Vom  10.  August  lOOfi. 

Gemäss  Art.  7  des  Ge-setzes  vom  30.  Marz  1906  betr.  die  Ausdehnung 
des  Gesetzes  vom  3.  April  lUOO  über  die  Unfallversicherung  der  dänischen 
Fiedler  auf  die  anderen  Seefahrfabetriebe  n.  s.  wird  das  Geseta  Tom 
60.  Mära  1906  ohne  AbSnderongen  aaf  den  FftrOem  in  Kraffc  geeetst 

6.  Lot  om  Hjeelpekaseer.  4de  Maj  1907.  (LoTÜdenden  for  1907 
No.  126.) 

Oeae«B  über  HmbkaaaeiL  Vom  4.  Mai  1807. 


VI.  Espagne.  Spaniea 

1.  Ley  reiormando  el  art.  9  de  la  ley  de  13  Marzo  1900 
en  lo  relaÜTO  al  trabajo  de  la  mnjer.   8  de  Bnero  de  1907. 

(B.  d.  I.  d.  R.  S.,  m,  S.  561—562.) 

Geseta  zur  Abänderung  des  Art.  9  des  Oesetaea  TOm  18»  Hin  1900 
ftber  die  Frauenarbeit.    Vom  8.  Januar  1907. 

Binziger  Artikel.  Art  9  des  Gesetxea  Tom  18.  M&ra  1900  wird  ab- 
geändert wie  folgt:  Art.  9.  Während  einer  Frist  Ton  4  bis  6  Wochen 
nach  der  Niederkunft  ist  den  Frauen  keine  Arbeit  gestattet.  Diese  Frist 
darf  auf  keinen  Fall  wenit'or  als  4  Wochen  botragen :  sie  bat  5  oder 
6  Woüheu  zu  betragen,  wenn  aus  einer  ärztlichen  Bescheinigung  hervor- 
geht, deaa  die  Fraa  nidit  <dine  Ekihaden  fär  ihre  Gesundheit  die  Arbeit 
wieder  aufnehmen  kann. 

Wahrend  dieser  Zeit  hat  der  Gesohftftaleiter  der  Arbeiterin  ihren 
Arbeitsplatz  zu  reservieren. 

Wenn  eine  Trm  im  8.  Monat  der  Schwangerschaft  ist,  dann  kann 
sie  Beurlaubung  von  ihrer  Arbeit  Terlangen,  welohe  ihr  ra  gewähren  ist, 
wenn  der  ärztliche  Bericht  günstig  lautet.  In  diesem  Falle  hat  sie  ein 
Hecht  darauf,  dass  ihr  die  bisherige  Beschftftigang  reserviert  bleibe. 

1)  Dw  Tnrt  äSmm  Oirtwa  wird  Im  nlchaten  H«ft  4m  Boll,  en^dnen. 
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Frauen,  welche  Kinder  sq  stülen  liaboii,  BoU&a  innerhalb  ihrer  Arbeits- 
stnnden  eine  Freietumde  im  Tag  bekommeni  um  ihren  Kindern  die  Broat 

zu  geben. 

Diese  Stunde  iät  in  zwei  Pausen  von  30  Minuten  zu  teilen,  von  denen 
die  «ne  wahrend  der  Hoi|rettarlMit|  die  andere  wfthrend  der  Naobnii- 

tagsarbeit  zu  machen  ist 

Dio  Mütter  dtirfen  von  diesen  Halbstundon,  wann  sie  es  ftir  gnt 
linden,  Gebrauch  machen.  Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  lediglich  dem 
Arbeitaleiter  beim  Beginne  der  Arbeit  die  Stande  mitzuteilen,  die  sie 
gew&hlt  haben. 

Die  zum  Stillen  bestimmte  Stünde  darf  auf  keine  WeiBe  vom  TtLg^ 
lohn  abgezogen  werden. 

2.  Real  erden  iniciando  el  funcionami ento  del  servicio 
de  Inspecciön  del  trabajo  conform©  al  reglamento  apro- 
bado  por  Heal  decreto  del"  de  Marzo  de  1906,  y  encomen- 
dado  &  los  Inepeetoree  regionales  que,  ä  propnesta  del 
Instituto  de  Eeformas  Sociales,  ee  nombraron  por  Real 
Orden  de  12  deDiciembre  del  miemo  afto.  24  de  £nmo  de  1907. 
(B.  d.  T.  d.  V..  S.,  m,  S.  f>77— <^7;vi. 

£gl.  ErlaHS  zur  Eröfihung  der  Wirksamkeit  des  Arbeitsinspoktions-  • 
dienetee  gemln  dem  doMih  HgL  Verordnung  Tom  1.  Hin  1906  ge- 
nohmjgfean  ond  den  auf  dm  Vorschli^g  des  Institutes  für  soaiato 
Reformen  durch  Kgl.  Hrlass  vom  12.  Desember  desselben  Jahres  er- 
nannten Besirksinspektoren  zur  ITaoliaohtting  empfohlenen  Beglement, 
Tom  24.  Januar  1907. 

3.  Real  orden  sobre  los  obreros  de  los  arsenales.  15  de 
marzo  de  1907. 

Ej|^  Wm8  Mr.  die  jlneoalaxbeitae.   Vom  15.  Hsns  19071). 

In  der  Absicht,  zum  Vorteil  der  Interessen  des  Staates  und  der 
Arbeiter  die  Beftigni^se  7n  reglementieren,  die  den  Sektionsvorständen 
und  Yerwaitungsaussciiüssen  des  Arsenals  im  Artikel  142  der  ihr  Verhalten 
betreffenden  Verordnung  eingerftnmt  werden,  hat  8.  M.  der  K5nig  (den 
Gott  behüte!)  anzuordnen  geruht,  Bore  Exzellenz  möge  Terftlgen,  daes 
sämtliche  Arbeiter  des  dortigen  Arsenals  einer  Musternnj^  unterzogen 
werden  zum  Zwecke ,  festzustellen ,  ob  nie  die  rhrem  Tagelolin  ent- 
sprechende Leistungsfähigkeit  besitzen,  und  demgemäss  die  nötigen 
JUditigsteUangen  yommefamen.  Diese  ]Ia8ieraage&  sind  aUjtthrlieh  an 
m  der  vom  QeneralkapitKn  des  Departementa  m  bestimmenden  Zeit  ab- 
snhalten. 

Diejenigen  Arbeiter,  die  Aulseher  ausgenommen,  welche  diurch  ihr 
Alter  oder  infolge  anderer  Ursachen  der  Abnahme  ihrer  LeistongsfUiigkeit 
fllr  die  Arbeit  oder  Arbeiten,  für  die  sie  angestellt  sind,  nicht  tauglich 
l)efunden  werden,  sind  aus  dem  Arsenal  zu  entlassen,  falls  sie  nicht  zehn 
Diei^stjahre  als  Werkstattangeh<irige  in  den  Arsenalen  und  auf  den  Kriegs- 
schiiien  hinter  sich  haben. 

Die,  welche  mehr  ala  aeihn  Dienalgahre  stthlen,  werden  ftr  den  Wachte 
dienst  und  andere  leichte  Dienste  verwendet;  hierbei  erhalten  diejenigen, 
welche  mehr  als  10  nnd  weniger  als  15  Dienstjahre  zählen,  1  Pesete 

1)  An  die  G«n«nlk«i>ittbie  dtr  DapsrteoMnia  CMI%  Fanal  und  Gurti^iSBa. 
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Tagelohn;  diejoni^'en  mit  mehr  als  15  und  weniger  als  20  Bienstjahren 
©rhalton  P,  1,25  und  dieieuigeu  mit  mohr  als  20  Dienstjahren  P.  1.50. 

iJxe  Aulbelier,  welche  aus  deuselbeu  Griiudeu  aimser  ätaude  mud, 
ihraii  Beruf  anasattb«!)  «riialteB  «in«i  Tagelohn  von  P.  1,26,  1,50  tmd 
2,—  für  dieselbe  Zahl  von  Dienstjahren,  wenn  sie  den  Posten  eines  Anf- 
eelx^rs  v.-!\hri»n<l  wi^nigstons  3  Jahren  bekleidet  haben.  Dabei  werden  je 
800  iJiei^ttage  als  ein  Jahr  gerechnet. 

Diese  Arbeiter  sind  bei  den  wegen  ArbeiteTermindening  in  den 
Arsenalen  voi^nommenen  Entlaseongen  nidit  inbegriffen,  nnd  die  Ter 
kurzem  im  Arseiial  von  Cartagena  entlassenen  Arbeiter,  die  sich  in  eineoi 
der  erwähnten  Fälle  befinden,  werden  sofort  wieder  zugelassen. 

Desgleichen  ist  es  der  Wille  S.  M.,  dass  der  Gesamtbetrag  der  von 
diesen  Arbeitern  erworbenen  Lohne,  nnter  Verantwortlichkeit  dee  OeeehUts- 
vorstandes  von  Gras,  6  Proz.  des  Tagolehnlietrages  der  völlig  tauglichen 
Arbeiter  keinesfalls  üborschroite  und  der  Ta^^nlohn  der  Aufseher  nicht 
ö  Proz.  des  Ta<xelohnes  der  im  selben  Falle  beiindlicLen  Aufsober.  Wenn 
die  genannten  Betrüge  weniger  ald  5  Proz.  auäiuuchen,  so  sind  sie  den 
oben  als  Hazimnm  bezeichnetlai  Beträgen  entsprechend  an  ▼erteilen. 

Im  Gennas  solcher  TagelOhne  befindliche  Arbeiter,  denen  nadigewiesen 
wird,  da.'^s  sie  sich  ausserhalb  des  Ai-senals  oder  ihrer  Wohnunjren  be- 
zahlten Arbeiten  widmen  oder  weiche  dabei  Verkaufsgegenstande  anfertigen, 
werden  entlassen,  damit  sie,  die  ja  im  Besitze  ausserordentlicher  Mittel 
Bur  Gewinnung  ihres  Unterhaltes  sind,  nicht  snr  Verminderong  des  Tage- 
lohnos  derjenigen  beitragen,  die  über  keine  anderen  als  die  ihnen  rem 
Staate  zufremc^sr'nen  Mittel  verffipren. 

Jeder  von  diesen  Arbeitern  kann  sich  in  der  vorgeschriebenen  Form 
beim  Oeneralkapit&n,  nnd  im  Falle  er  keine  G«Dtigtiinng  erhalt,  beim 
Marineministerium  beschweren  über  irgend  eine  Verl  t  u ng  obengenannter 
Vorschriften,  die  geeignet  ist,  jetst  oder  sp&ter  den  Betrag  seines  Tage* 
lohnes  zu  schmälern. 

Ausser  dem  oben  m  Betracht  gezogenen  Palle  wird  in  Zukunft  auf 
unseren  Arsenalen  kein  Arbeiter  angelassen,  der  sich  nidit  sniror  über 
seine  körperliche  Leistungsfähigkeit  vollstAndig  ausgewiesen  hat,  noch 
definitiv  angestellt ,  bevor  er  sich  durch  eine  zweimonatliche  Probezeit  über 
seine  Berofstüchtigkeit  ausgewiesen  hat.  Zur  Zeit  bleibt  die  Zulassung 
yon  Arbeitern  aufgehoben. 

VII.  Etats  Unis.  Vsrsinigte  Staatsn. 

A.  Union. 

An  Act  to  regulato  the  immig ration  of  alieus  iuto  the 
United  States.  Febru&ry  20,  1907.  (Dep.  of  Comm.  and  Lab.,  Doc. 
No.  7a) 

Go'^etz  TTtir  Hegelang  der  Binwanderong  von  Itomden  in,  die  VeB^ 
einigten  Staaten^).    Vom  20.  Februar  1907. 


1)  Titel  von  Beamten,  Inttitutionen  u.  s.  w.,  die  in  diesem  Gesetce  geoAiiat  wwdMi: 
Handali-  nnd  ArbeitssekreiAr  =  äecretjuj  of  Commcrco  and  Labor»  QsDeralkommin&r  d«r 
ESnwandernii;     CommissioDer*0«D«ral  of  Immigration,  Oowraderertntpektor  —  Immigrant 

inxpcctor,  PpcziiiInnter«Tichuug8kommi«sion  =  board  of  special  iiiijuin-,  ITypionf-  und  MMpine- 
spitaldicnat  der  Vereinigten  Staaten  =  United  State*  Public  Health  and  Marine  Hospital 
8flrri«e^  EimDd«niB«i'  vad  JBinbiixgmmgMmt »  Bmm  «f  Immlgnttoa  «adNalanllMtian. 
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Art.  1.  Vtnt  jedem  Franden,  der  die  Vereinigten  Staaten  T>etritt>  soll 

eine  Steuer  von  4  $  erhoben,  eingezogen  und  bezahlt  werden.  Diese  Steuer 
ist  dem  Zolleinnehmer  des  Halens  oder  des  Zollbezirkes,  in  welchen  der 
Fremde  kommen  soll,  oder,  wenn  sioh  an  dem  Hafen  oder  in  dem  Bezirk 
kain  ZSollaimialimer  liafiiidet,  dam  nmidiat  wohnendaii  ZoDaimieliiiMr  von 
dam  Kapitfta,  Agenten,  Eigentftmar  oder  Empi^ger  daa  Sehiffaa,  dar 
Transportanstalt  oder  des  sonstigen  Verkehrsmittels  oder  Fahrzeuges,  worin 
der  Fremde  nach  den  Vereinigten  Staaten  gebracht  wird,  zu  entrichten. 
Das  derart  eingezogene  Geld  ist  zugleich  mit  all  den  Stri^geldem  und 
Padhtbatrftgen,  die  anfGnmd  dar  Gaaataa  mr  Kegelung  dar  Biawandamii^ 
von  Fremden  in  die  Vereinigten  Staatan  aingasogan  wordan  sind,  an  daa 
Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  abzurflbr^^n ;  es  soll  daraus  ein 
ständiger  Fond,  genannt  der  „Ein wander erlond",  gebildet  werden,  der 
unter  der  An&idit  daa  Handais-  und  Arbeitssekretars  zur  Bestreitung  der 
AaigAban  fitlr  dia  Ragalimg  dar  Einwaadanmg  von  Framdan  in  dia  Var^ 
einigten  Staaten  auf  Grund  der  genannten  Gesetze  mit  Einschluss  der 
Kontraktarbeitergesetze,  der  Kosten  der  ttq  Händen  des  Generalkommissärs 
der  i^wandernng  hergestellten  Sammlung  der  Entscheide  der  Bundes- 
garidifahsfa  und  daa  Anamga  ans  diaaan  SSnteGheidan,  aowia  dar  Gahsltw  nnd 
Aoakgan  aller  Beamtan,  Kornmis  und  AngaetaUten,  die  mit  der  Durchführung 
genannter  Gesetze  betraut  sind,  verwendet  werden  soll.  Die  in  diesem 
Artikel  vorgesehene  Steuer  lastet  als  Pfandrecht  auf  dem  Schiff  oder  sonstigen 
Fahrzeug  oder  Verkehrsmittel,  worauf  die  Fremden  nach  den  Vereinigten 
Staatan  gabraoht  Warden;  da  stallt  eine  Sdraldfordamng  der  Vareinigtan 
Staatan  gegen  dan  oder  die  Eigentümer  des  betreffenden  Schiffes  oder 
sonstigen  FahrzoTirr<^  dar,  und  die  Bf^zahlung  der  Steuer  kann  mit  jedem 
gesetzlichen  oder  rechtmässigen  Mittel  erzwungen  werden.  Die  Steuer 
darf  nicht  erhoben  werden  von  Fremden,  welche  die  Vereinigtou  Staaten 
betretan,  naehdam  sia  wenigstens  1  Jahr  unmittelbar  vor  ihrem  Eintritt 
ohne  Unterbmch  in  Kanada,  Neufundland,  der  Republik  Kuba  oder  der 
Republik  Mexiko  wohnhaft  gewesen  sind,  noch  von  anderweitig  annehmbaren 
Bewohnern  einer  Besitzung  der  Vereinigten  Staaten,  noch  von  Fremden, 
dia  anf  dar  Dnroh&hrl  dnröh  die  Vardnigtan  Staatan  l>agTi£fon  aind,  noch 
von  Fremden,  dia  gesetEmässig  in  die  Vereinigten  Staaten  eingalaasan 
worden  sind  und  spater  von  einem  Teil  der  Vereinigten  Staaten  nach 
einem  anderen  durch  ein  fremdes  austossendes  Land  durchgehen. 

Der  Generalkommisaär  der  Einwanderung  kanu  jedoch  unter  der  Auf- 
sieht das  Haadala-  nnd  Arbeiiasekrat&rs  oder  im  EihivaratftndniB  mit  ihm 
dnroh  Yarsttndignng  mit  gewiesen  Verkehrsanstalten  anf  Grund  der  Be- 
stimmungen Ton  Art.  32  dieses  Gesetzes  andere  Anordnungen  treffen  für 
die  Bezahlung  der  in  diesem  Aitikel  für  gewisse  oder  alle  Fremden,  die  von 
einem  fremden  anstossenden  Land  her  Einlass  begehren,  vorgeschriabanen 
Stenar» 

Wenn  der  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Artikels  eingezogene 
Geldbetrag  2  600000  §  in  einem  Rechnungsjahr  tibersteigt,  so  soll  der 
Kehrbetrag  nicht  in  den  „Einwandereribnd"  eingeschossen  werden. 

Dia  Beatimmungen  diasaa  Artikels  galtan  nicht  fttr  Fremde,  dia  in 
Gnam,  Portorico  oder  Hawaii  ankommen;  aber  wenn  solche  Fremde,  ohne 
Bttrger  der  Vereinigten  Staaten  geworden  zn  sein,  später  nn  einem  Hafen 
oder  Ort  der  Vereinigton  Stiiaten  auf  dem  norHnmpriktinisfhen  Kontinent 
anlangen,  so  treten  die  Bestimmungen  diei^ed  ^Vrtikels  in  Geltung. 
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Wenn  der  Frlacleiit  findet,  das«  Ibisse,  die  von  einer  fremden  Be 
gieiting  ihren  Staatsangehörigen  nach  irgeud  einem  Land  mit  Ausnahme 
der  Vereinigten  Staaten  oder  nach  einer  Seebesitzung  der  Vereinigten 
Staaten  oder  nach  der  Kanalzone  ausgestellt  worden  sind,  dazu  benutzt 
werden,  den  Liliabem  das  Betreten  dea  Feadnndee  der  Vereinigten 
Staaten  nun  Schaden  der  Arbeitsbedingungen  daaelbBt  m  ennSgliohen,  so 
kann  er  den  Staatsangehörigen  des  Landes ,  das  solche  Passe  ausstellt, 
die  Erlaubnis  zum  Betreton  dos  Featlandes  der  Vereinigten  Staaten  von 
einem  »olchen  anderen  Laude  oder  den  iSeebeäitzuugen  oder  der  Kanal- 
ione  her  yeraagen. 

Art.  2.  Folgende  Klaanfiti  yon  Fremden  aand  von  der  Zulassung  in 
die  Vereinigten  Staaten  ausügeschlossen :  alle  idiotischen,  blödsinnigen, 
schwachsinnigen  Personen,  Epüeptiker,  geisteskranke  Pei^onen,  oder  solche, 
die  während  der  Torhergehenden  5  Jahre  einmal  geisteskrank  gewesen 
aind;  Personen,  welche  vorher  zwei  oder  mehr  AnfUle  vom  G^eiateBkraak- 
heit  durchgemacht  haben ;  Arme ;  Personen,  die  voraussichtlich  dem  Gemein- 
wesen zur  Last  fallen  werden;  berufsmassige  Bettler;  Personen,  die  von 
Tuberkulose  oder  einer  ekelhaften  oder  gefährlichen  ansteckenden  Krank- 
heit befallen  sind;  Feraonen,  die  swar  an  keiner  der  TOrgenannten  ans- 
geaehlossenen  Klassen  gehören,  aber  nach  dem  Befund  und  dem  Zeugnis 
des  untorsncliouden  Arztes  geistig  oder  körperlich  defekt  sind  nnd  deren 
geistiger  oder  körperlicher  Defekt  derart  ist,  dass  dadurch  die  f'abigkeit 
des  Premdeu,  seinen  Lebensunterhalt  verdienen,  in  Präge  gestellt  wird ; 
Feraonoi,  die  eines  aohweren  Veiln-ecliena  oder  sonst  eines  entehi^B^ftden 
VerbrecheoB  oder  Vergehens  fiberfuhrt  oder  geständig  sind;  Polygamisten 
oder  Pprsnnen,  welche  sich  7nm  Glauben  an  r^ic  Ausübung  der  Vielweiberei 
bekennen,  Anarchisten  oder  Personeo,  weiche  den  gewaltsamen  Umsturz  der 
Begienmg  der  Vereinigten  Staaten  oder  jeder  Eegierung  oder  aller  gesetzlichen 
Formen,  oder  die  Ermordung  Offentlioher  Beamten  anm  Gßanbenssata  erhoben 
haben  und  verteidigen;  Prostituierte  oder  Frauen  oder  Mädchen,  die  zum 
Zwecke  der  Prostitution  oder  zu  sonst  einem  unsittlichen  Zwecke  nach  den 
Vereinigten  Staaten  kommen ;  Personen,  die  Prostituierte  oder  Frauen  oder 
Mftdehen  sum  Zwecke  der  Frostitation  oder  an  sonst  ^em  nasittlieheii 
Zwecke  beschaffen  oder  einzuftihren  versuchen ;  sogenannte  Eontraktarbeiter, 
d.  h.  Personen,  die  durch  Angebote  oder  Versprechungen  von  Beschäftigung 
oder  zufolge  von  Vereinbarungen,  soipti  sio  nun  mündlich,  schriftlich  oder 
gedruckt)  deutlich  ausgediückt  oder  impliziert,  behufs  Verrichtung  von 
gelernter  oder  angelernter  Arbeit  irgend  welcher  Art  in  den  Vereuiigtflii 
Staaten  aar  Aaswanderung  nadi  den  Vereinigten  Staaten  veraolaast  oder 
eingeladen  worden  sind:  Personen,  welche  im  l  aufe  eines  Jahres  von  dem 
Datum  des  Zulassungsgosuches  an  abgeschoben  worden  sind,  weil  sie  sich 
auf  die  oben  geschilderte  Weise  zur  Einwanderung  haben  veranlassen 
oder  einladen  lassen;  Fersonen,  deren  Billet  oder  Ueberfahrt  mit  dem 
Gelde  anderer  bezahlt  ist  oder  zu  deren  Ueberfahrt  andere  behilflich  sind, 
ausser  wenu  positiv  und  hinreichend  nachgewiesen  wird,  dass  die  Person 
zu  keiner  der  vorerwähnten  ausgeschlossenen  Klassen  gehört  und  dass  ihr 
BiUet  oder  ihre  Üeberfahrt  weder  mittelbar  noch  nnmittelbar  von  einer 
Körperschaft,  Vereinigung,  Gesellschafl,  Behörde  oder  fremden  Begienmg 
bezahlt  worden  ist:  alle  Kinder  unter  IG  Jahren,  die  nicht  von  Vater 
oder  Muttor  oder  von  beiden  Eltern  begleitet  werden,  nach  dorn  Gutfindeu 
des  Handels-  und  Arbeitssekietärs  oder  gemäss  den  von  ihm  von  Zeit  zu 
Zeit  an  erlassenden  Vorscbriften. 
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Doch  irerd«ii  Permmen,  die  einM  rein  politisehon,  nioht  entehnndaiL 
Vergthtm  libeifthrt  sind,  wenn  sie  flonet  ennehubur  aindi  durch  keine 

Bestimmung  dieses  Gesetzes  au^i^TeHoblosson. 

Die  Bestimmungen  dieses  AitikeJs  über  die  Bezahlung  der  Billeta 
oder  Ueberfahrten  durch  eine  Körperschaft,  Vereinigung,  Gesellschaft, 
Behörde  oder  fremde  Begiemng  gelten  nicht  für  Billete  oder  üeberfohrten 
von  Fremden,  die  sich  auf  der  direkten  und  ununterbrochenen  Durchfahrt 
durch  die  Vereinigten  Öteaten  nach  einon  fremden  anatossenden  Land 
befinden. 

Gelernte  Arbeiter  dürfen  eingeführt  werden ,  wenn  unbeschäftigte 
Arbeiter  der  gleichen  Gattong  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  Tor- 
finden. 

BeraftmlflBige  Schauspieler,  Artisten,  Vortragende,  8&nger,  Oeistliche 
irgend  welcher  religifiser  Bekenntnisse,  Lehrkräfte  für  Kollegien  und 
Seminarien,  Personen,  die  irgend  einem  anerkannten  gelehrten  Berufe  an- 
gehören, oder  FeiTCoen,  die  aneechlieadich  fUr  pereOnlidie  oder  hlneliohe 
Dienste  angeetelit  sind,  dfirfen  durch  die  für  Kontraktarbeit  geltenden 
Bestimmungen  dieses  GeeetMC  nicht  als  ausgeschloasen  gölten. 

Art.  3.  Die  Einfulir  von  froin  inn  Frauen  oder  Mftdcben  zum  Zwecke 
der  Prostitution  oder  zu  sonst  emom  unsittlichen  Zwecke  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  hiermit  verboten;  wer  mittelbar  oder  unmittelbar 
fremde  IVanen  oderlfftdehen  warn  Zvecke  der  Ptoetitation  oder  an  sonst  einem 
misittiichen  Zwedce  nach  den  Vereinigten  Staaten  einftlhrt  oder  einsafUiren 
versucht,  oder  wer  in  Verfolgung  einer  solchen  ungesetzlichen  Einfuhr 
fremde  Frauen  oder  M&dchen  h&lt  oder  au  halten  versucht,  oder  wer 
fremde  Franen  oder  Mftdchen  binnen  8  Jahren  nach  ihrer  Ankonft  in  den 
Vereinigten  Staaten  zu  Zwecken  der  Prostitution  oder  zu  sonst  einem 
,  unsittlichen  Zwecke  in  einem  Hause  oder  sonstwo  hält,  unterhält,  beauf- 
Bichtigt,  unterstützt  oder  beherbergt,  macht  sich  in  jedem  der  genannten 
Fälle  eines  schweren  Verbrechens  schuldig  und  wird  nach  Ueberführung 
sn  einer  OefiLngnisstrafe  von  hOdistens  5  Jahren  nnd  m  einer  Mdstrafe 
von  höchstens  5000  $  verurteilt;  die  Anwesenheit  fremder  Frauen  oder 
Mädchen  in  den  Vereinigten  Staaten,  die  innerhalb  3  Jnhren  nach  ihrer 
Ankunft  in  den  Vereinigten  Staaten  als  Bewohner  eines  Bordells  oder  bei 
der  Austibung  der  Prostitution  betroffen  werden,  gilt  als  gesetzwidrig; 
diese  Franen  oder  Hidchen  sind  nach  den  Bestinmrangen  der  Art  20 
xmd  21  dieses  Gesetzes  abztischiebon. 

Art.  4.  Eine  Pei-son,  Gesellschaft,  Kompagnie  oder  Körperschaft  be- 
geht eine  gesetzwidrige  Handlung,  wenn  «ie  irgendwie  den  Transport 
eines  oder  mehrerer  Kontraktaibeiter  nach  den  Vereinigten  Staaten  vorauä- 
bcMhlt  oder  irgendwie  ihre  XÜnfrilir  oder  Einwanderung  untersttttst  oder 
Teranlasst,  ausser  wenn  der  oder  die  belr.  Kontraktarheiter  auf  Grund 
der  zwei  letzten  Abs&tse  des  Art.  2  diss^  Geaetses  von  dem  Ansschlna« 
befreit  sind 

Art.  5.  Für  jede  Uebertretung  einer  der  Bestimmungen  des  Art  4 
dieses  Qesetses  verfUlt  die  Person,  Kompagnie,  Gesellschaft  oder  E^irper* 

Schaft,    die  sich   die  XTebertretui      ^lurch  wissentliche  Untei-stütznng, 

Förderung  oder  Veranlassung  der  Einwanderuntr  oder  Einfuhr  von 
Kontraktarbeitem  in  die  Vereinigten  Staaten  zu  schulden  kommen  l&sst, 
filr  jeden  einzelnen  Fall  einer  Geldstrafe  von  1000  $.  Dieser  Betrag 
kaon  von  den  Vereinigten  Staaten  oder  von  irgend  einer  Person,  die  im 
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eigensn  Namen  nnd  sn  ihren  Ghmatcn  eine  Klage  einreicht,  mit  Ein- 
schlnss  der  Fremden ,  denen  auf  diese  Weise  Arbeit  oder  Dienst  irgend 
welcher  Art  wie  oben  erwähnt  zugesagt  worden  ist,  eingeklagt  und 
eingetrieben  werden,  wfe  Sobnldeii  von  gleichem  Betrage  deraeit  in  den 
GerieihtdiOfen  der  Vereinigten  Staaten  eingetrieben  werden;  für  jeden 
Fremden ,  dem  auf  diese  Weise  Arbeit  oder  Dienst  irgend  welcher  Art 
wie  oben  erwRhnt  zugesagt  Avorden  ist,  kann  eine  besondere  Klage  ein- 
gereicht werden.  Der  Distriktsataatsanuaii  (diütriot  attomej)  des  be- 
traffionden  Distrikte  hat  jede  denurtige  Klage,  die  Ton  den  Vereinigten 
Staaten  anhiagig  gemaelit  wird,  an  ftihren. 

Art.  6.  Die  UnteretUtzang  oder  FSrdenmg  der  Einfuhr  oder  Ein- 
wandeTOü?  vnn  Premde^i  mittels  Versprechens  von  Beschäftigung  durch 
Annoncen,  die  in  fremden  Ländern  gedruckt  und  veröffentlicht  werden, 
ist  gesetsEwidrig  und  gilt  als  Uabarfawtting  des  Art.  4  dieses  Oesetaes. 
Jeder  Fremde,  der  infolge  einer  soldien  Annonce  nach  den  Vereinigten 
Staaten  kommt,  wii-d  behandelt,  wie  wenn  er  auf  Grund  eines  TersjirecLeus 
oder  einer  Vereinbarung  gemäss  Art.  2  dieses  Gesetzes  gekommen  wäre; 
die  in  Art.  6  dieses  Gesetzes  verhängten  Strafen  gelten  auch  f(ir  diesen 
Fall 

Dieser  Artikel  gilt  jedoch  nicht  iOr  den  Fall,  dass  Staaten  nnd  Tem- 

torien,  der  Distrikt  Columbia  oder  Orte,  welche  zur  Gerichtsbarkeit  der 
VovAiriL'ten  Staaten  gehören,  die  Vorteil«^  welche  Sie  den  J^wanderem 

bieten,  oii'entiicii  anitüudigen. 

Art.  7.  Transportgesellschaften  oder  der  resp.  die  Eigentümer  von 
Sdiiffen  oder  andere  Personen,  die  sicih  mit  dem  IVansport  von  Fremden 
nach  den  Vereinigten  Staaten  befinssen,  dürfen  weder  mittelbar  noch  un- 
mittelbar. v,-«^'lor  schriftlich,  durch  Dnicksachen,  noch  mündlich.  Fremde  lur 
Einwanderung  nach  den  Vereinigten  btaaten  auffordern,  einladen  oder  auf- 
muntern ;  diese  Bestimmung  hindert  jedoch  die  TransportgesellMchaiten 
nicht,  dnrch  Sdireiben,  Zirknlare  oder  Annoncen  die  Abfthrtsseiten  ihrer 
FahrMnge  sowie  die  Bedingungen  nnd  Vorteile  des  Transportes  an£  diesen 
Fahrzeugen  bekannt  zu  geben.  Für  die  TTebertretnng  dieser  Bestimmung 
verfallen  die  Transportgesellschaften,  die  oder  der  Eigentümer  der  Fahrzeuge 
oder  sonst  alle  Personen,  die  sich  mit  dem  Transport  von  Fremden  nach 
den  Vereinigten  Staaten  befassen,  sowie  die  von  ihnen  angestellten 
Agenten  jeder  ftr  seine  Person  den  nach  Art.  6  dieses  Gesetaes  verhängten 
Strafen. 

Art.  8.  Jede  Person,  mit  Einschluss  dos  Kapitilns,  Agenten.  Eiijen- 
lümers  oder  Empfängera  des  Schifl'os,  die  einen  vom  Einwaudererinspektor 
nieht  in  aller  Form  rechtens  zugelassenen  oder  anf  Omnd  des  Ghesetaea 
zum  Betreten  der  Vereinigten  Staaten  nicht  berechtigten  Fremden  an 
Schiff  oder  sonstwie  nach  den  Vereinigten  Staaten  bringt  oder  dort  ans 
Land  set^t,  oder  persönlich  oder  mit  Hille  anderer  nach  den  Vereinigten 
Staaten  zu  bringen  oder  dort  ans  Land  zu  setzen  versucht,  macht  sioh 
einer  GesetzesQbertretnng  scihnldig  und  wird  nach  Ueberflahrung  zu  einer 
Geldstrafe  von  höchstens  KX)0  $  oder  zu  einer  Gefängnisstrafe  von  höch- 
stens 2  Jahren,  oder  sowohl  zu  einer  Geld-  als  auch  zu  einer  Gefängnis- 
strafe für  jeden  Fremden,  der  auf  diese  Weise  ans  Land  gesetzt  oder  ein- 
gefilhrt  worden  ist,  oder  dessen  Landung  oder  Sinfbhr  venmcht  worden 
ist,  verorteilt. 
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Art.  9.    Die  Einfblir  von  Fremden  dnrdL  irgoid  eine  Person  ein- 

BcliUesslich  s&mtlicher  Transportgesellächaften^  aber  mit  Ausschluss  der  Eisen- 
bahnen, welche  dieVeroinicrten  Staaten  von  einem  anstossenden  fremden  Lande 
her  berühren,  oder  durch  den  EigentümeTi  Kapit&n,  Agent  oder  EmpiUnger 
irgend  einee  Sehiffee  ist  geeetswii&g,  wenn  die  Fremden  irgend  einer  der  im 
folgenden  genannten  Kategorie  Von  Kranken  angehören:  Idioten,  Blüdsinnlgei 
Epileptiker  oder  Personen,  die  von  Tuberkulose  oder  einer  ekelhaften  oder 
peführlichen  ansteckenden  Krankheit  befallen  sind.  Wenn  der  Handels-  und 
ArbeitssekretÄr  findet,  dsMn  ein  auf  diese  Weise  nach  den  Vereinigten 
Staaten  gel»r»ditor  Fremder  tor  Zeit  eeiner  Etnsoliiffung  im  fremden  Luide 
mit  einem  der  genannten  Leiden  oder  Defekte  behaftet  war,  und  dass  das 
Vorbandonsein  des  betr.  Leidens  oder  Defektes  bei  einer  richtigou  ärzt- 
lichen Untersuchung  zu  jeuer  Zeit  hätte  entdeckt  werden  konneu,  ho  hat 
die  Person  oder  Transportgesellschaft  oder  der  Kapitän,  Agent,  Eigeu- 
tflmer  oder  Emp&nger  eines  aolohen  SohJffee  dem  Zolleinnelimer  des  Zoll- 
bezirkes,  in  dem  der  Ankunftshafen  liegt,  100  $  filr  jede  einzelne  Ueber- 
trettin^  der  Bestimmungen  dieses  Artikels  zn  bezahlen.  Solange  die  Frage 
nach  der  Haftung  ftir  die  Bezahlung  der  Strafe  nicht  entschieden  ist,  und 
taJÜB  eine  solche  Strafe  Teilütngt  wird»  solange  sie  nicht  hewüüt  ist,  dacf 
dem  Schiffe  kein  KlarienuigBbrief  gegeben  werden.  Sine  soldie  Strafe 
darf  weder  erlassen  noch  zurückerstattet  werden. 

Jedoch  kann  der  Klarierungsbriet  auch  vor  der  Entscheidung  der 
H&ftpflichtsfiage  gegeben  werden,  wenn  ein  zur  Bezahlung  der  Strafe  und 
Beokting  der  Kosten  hinreichender  Geldbetrag  hinterlegt  wird;  die  Hdhe 
des  Betrags  ist  vom  Handels-  und  Arbeitssekretär  zu  bestimmen. 

Art.  10.  Die  Entscheidung'  der  im  folrrenden  cJn;:<^'^"T/',ten  Sjiezial- 
untersuchuugskommission,  die  sich  auf  das  Zeugnis  deu  untersuchenden 
Arztes  zu  statin  haben  wird,  ist  endgültig,  was  die  ZortLokweisong  von 
Fremden  betrifft,  die  mit  Taberknloee  oder  einer  ekelhaften  oder  gefUir- 
liehen  ansteckenden  Krankheit  behaftet  sind,  oder  mit  einem  geistigen  oder 
körperlichen  Defekt,  vermöge  dessen  die  Fremden  zu  einer  der  anf  Grund 
des  Art,  2  dieses  Gesetzes  von  der  Zulassung  in  die  Vereinigten  Staaten 
ausgeschlossenen  Klassen  gehOren  wllrden. 

Art.  11.  Wenn  das  Zeugnis  eines  Arztes  des  Hygiene-  und  Marine- 
spitaldienstes der  Vereinigen  Staaten  dahin  lautet,  dass  ein  zurückgewiesener 
Fremder  wegen  Krankheit,  preistiger  oder  körperlicher  Defekte  oder  zu 
grosser  Jugend  hilflos  ist,  so  kann,  wenn  der  Premde  von  einem  audern 
IWiden  breitet  irird,  dessen  Sdrats  oder  Obhut  flKr  den  sorttckgewiesenen 
Fremden  mnnnginglich  notwendig  ist,  der  begleitende  Fremde  ebenfalls 
ausgeschlossen  werden.  Der  Kapitän,  Ags  ut,  Eigentümer  oder  Emj  fHnger 
des  S(  hl  ff  es,  auf  welchem  der  Fremde  und  der  begleitende  Fremde  her- 
gebracht worden  sind,  ist  anzuhalten,  den  Fremden  and  den  begleitenden 
Fremden  auf  dieselbe  Weise  mrttcksnbefördem,  wie  Schiffe  angehalten 
werden,  sonstige  znrllckgewiesene  Fremde  zurückzubefordern. 

Art.  12.  Bei  der  Ankunft  eines  Fremden  zu  Wasser  in  irgend  einem 
Hafen  der  Vereinigten  Staaten  ist  der  Kapitön  oder  der  kommandierende 
Ofifisier  des  Dampf-,  Segel-  oder  sonstigen  SchiffeSi  an  Bord  dessen  sich 
der  Fremde  befindet,  verpflichtet,  den  E^wanderungsbeamton  im  Ankunfta- 
hafen  Listen  oder  Verzeichnisse,  die  zur  Zeit  und  am  Ort  der  Einschiffung 
des  Fremden  an  Bord  des  Dampfers  oder  Schiffes  an=!gefertiirt  worden 
sind,  einzureichen.  Diese  sollen  in  Beantwortung  der  am  Kopf  jeder  Liste 
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entbaltenen  Fngea  Air  jeden  IHremden  enthftlteii :  den  vollstitndigea  Kamen, 
Alter  und  Oeedileoht;  ob  yerheiratet  oder  ledig;  den  Beruf  oder  die  Be* 

Bchäftigun^:  ob  imstande  zu  lesen  oder  zuschreibeu;  die  Xatioualität ;  die 
Kasse ;  den  letzten  Wohnort ;  Namen  und  Adresse  des  uäcbsteu  Verwandten 
in  dem  Land,  ras  welchem  der  Fremde  kam;  den  Seeihafen,  an  dem  er 
in  den  Vereinigton  Staaten  landen  will;  den  allfiLlligen  soliliesslichen  Be> 
Stimmungsort  über  den  Landungshafen  hinaus;  ob  er  ein  direktes  Billet 
an  seinen  schließnlichen  Bestimmungsort  hat;  ob  der  Fremde  seine  eigene 
Ueberfahrt  bezahlt  hat  oder  ob  sie  von  einer  andern  Person  oder  von 
einer  Körperschaft,  Gesellechaft,  BebOrde  od«r  Kegierung  beiahlt  vordan 
iat^  wenn  ja,  von  warn;  ob  er  im  Beattse  Ton  50  $  ist,  wenn  weniger, 
von  wieviel;  ob  er  einen  Verwandten  oder  Freund  aufsucht;  wer^n  ja, 
was  fiir  einen  Verwandten   oder  Freund   und  Namen   und  vollsian  i)i.fo 
Adresse   der   betreJ^fenden   männlichen  oder  weiblichen  Person j   ob  er 
jemals  vorher  in  den  Vereinigton  Stoaton  war;  wenn  ja,  wann  nnd 
wo;  ob  er  jemals  im  Qeftngnis  oder  in  einem  Armenhaus  oder  in  einem 
Institut  o'ler  Spital  zur  Pflege  und  Behandlung  von  Geisteskranken  oder 
in  einer  Wohlt&tigkeiisanatalt  war;  ob  Polygamist;  ob  Anarchist;  ob  er 
auf  Grand  eines  Angebotes,  einer  Einladmigi  eines  Verspreohens  oder  einsr 
Vereinbarung,  sei  sie  deutlich  ansgedrfiokt  oder  implisierti  behn&  Vemeh- 
tung  von  Arbeit  in  den  Vereinigten  Staaten  kommt ;  welches  sein  geistiger 
und   körperlicher  Gesundheitszustand   ist;   ob   er  verunstaltet  oder  ver- 
krüppelt ist ;  wenn  ja,  wie  lange  schon  und  aus  welchen  Ursachen.  Femer 
ist  es  Pflidit  des  Kapit&ns  oder  des  konmiandierenden  Offisiers  jedes  Schiffes, 
welches  fremde  Passagiere  ans  den  Vereinigten  Staaten  von  irgend  einem 
ihrer  Häfen  mitnimmt,  vor  der  Ausreise  beim  Zolleinnehmer  des  betr. 
Hafens  eine  vollständige  Liste  aller  fremden  Passagiere  an  Bord  zu  depo- 
nieren.   Diese  Liste  soll  Kamen,  Alter,  Geschlecht,  Nationalität,  Wohnsitz 
in  den  Vereinigten  Stoaton,  Besehftftigang  und  Zeit  der  letstmaligan  An- 
kimft  jedes  solchen  Fremden  in  den  Vereinigten  Staaten  enthalten;  dem 
Kapitän  eines  solohon  Schiffes  darf  kein  Klarierungsbrief  ftir  sein  Schiff 
gegeben  werden,  bn>  er  diese  Liste  oder  Listen  beim  Zolleinnehmer  des 
Anareisehafens  deponiert  und  eidlieb  versiehert  hat,  dass  sie  hinsiciitiieh 
des  Namens  und  der  andern  für  jeden  Fremden  an  Bord  seines  Schiffes 
erfor'lrrlirhen  Auskünfte  vollständig  seien.    Jede  Ausserach tlassung  oder 
Nichterluilung  der  Erfordernipsp  riieses  Artikels  ist  nach  den  Vorschriften 
des  Art.  15  dieses  Gesetzes  strafbar.    Der  Zolleümehmer,  bei  dem  eine 
-  solche  Idsto  gemSss  den  Bestinunvngen  dieses  Artikels  deponiert  worden 
ist,  hat  dem  Oeneralkommissär  der  Einwanderung  unverzüglich  Mitteilung 
2U  machen,  dass  bei  ihm  eine  solche  Liste  nach  Vorschrift  deponiert 
worden  ist;  er  hat  mit  der  Liste  im  weiteren  so  zu  verfahren,  wie  von 
den  durch  den  Generalkommissär  der  Einwanderung  im  Einverständnis 
mit  dem  Handels-  nnd  Arbeitosekretftr  an  erlassenden  Vorsdiriften  ver^ 
ordnet  wird. 

Falls  CS  sich  um  Schiffe  handelt,  die  regelmässige  Fahrten  nach 
Häfen  der  Vereinigten  Staaten  aueführen,  kann  der  Generalkommissär  der 
Einwanderung  im  EinTSrstftndnis  mit  dem  fiandels-  nnd  Arbeitssekretftr, 
wenn  er  es  für  tunlieh  erachtet,  verftlgen,  dass  die  Ablieferung  der  Listoa 
solcher  abreisenden  Fremden  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  stattfinde. 

Es  ist  Pflicht  des  Kapitäns  oder  kommandierenden  Ofliziers  von  Schiffen, 
die  von  Häfen  der  Philippinen,  Guams,  Portoricos   oder  Hawaiis  nach 
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<&n«m  Hafen  der  Vereinigten  Steeten  enf  dem  nordamedkanisolien  Kon- 
tinent fahren,  den  EinwanderungsLeamten  im  Ankunftahefeu  Listen  oder 
"Verzeicliuisse,  die  zur  Zeit  und  am  Ort.  <I<  r  Einschiffung  auflgefertigt  worden 
Bind,  mit   den  Xamen  aller  Fremden  an  Bord  des  Schiffes  einzureichen, 

Axt.  id.  Alle  fremden,  die  zu  Wasser  in  den  Häfen  der  Vereinigten 
StMtten  eiikoiitmeD,  sind  in  geeigneter  Qnippienmg  in  Lietra  enfinnehmen; 
keine  Liste  oder  kein  Verzeichnis  darf  mehr  als  30  Namen  enthalten; 
jedem  Fremden  oder  Familien  oberhau;  t  ist  eine  Karte  (ticket)  zu  vera^fnl-.'cn, 
welche  seinen  Namen,  eine  Zahl  oder  einen  Buchstaben,  womit  die  seinen 
Namen  n.  s.  w.  enüialtende  laste  gekennzeichnet  wird)  und  seine  Nummer 
anf  der  betr.  Liate  nun  Zwecke  der  Identifikation  bei  aeinar  Ankunft  ent- 
hält. Jede  Liste  oder  jedes  Verzeichnis  ist  vom  Kapit&n  oder  komman- 
dierenden Offizier  oder  dem  ersten  reap.  zweiten  unter  ihm  im  Kommando 
Stehenden  Offizier  mit  seiner  Unterschrift  zu  versehen  und  der  eidlichen,  vor 
eumn  ^nwandanmgsbaainten  un  Aakonflabafen  absngebenden  yeraiche- 
rang,  dasa  er  donih  den  mitfahrenden  Arzt  des  Schiffes  eine  körperliobe 
Untersuchung  und  mündliche  Prüfung  jedes  einzelnen  Fremden  hat  vor- 
nehmen lassen ,  und  dasa  er  auf  Grund  des  Berichtes  des  Arztes  und 
seiner  eigenen  Nachforschungen  glaub L,  daaa  keiner  der  Fremden  Idiot 
oder  bltfdainnig  oder  sehwadurinnig  oder  geisteskrank  oder  arm  ist,  oder 
voraussichtlieh  dem  Gemeinwesen  zur  Last  fallen  wird  oder  mit  Tuber« 
kulose  oder  einer  okelhaffen  oder  gefährlichen  ansteckenden  Krankheit 
behaftet  ist  oder  eine  Person  ist,  die  eines  schweren  Verbrechens  oder 
sonst  eines  entehrenden  Verbrechens  oder  Vergebens  flberftlhrt  oder  ge- 
fltindig  ist,  oder  Polygamist  ist  bezw.  sich  zum  Glauben  an  die  Aas> 
flbung  der  Vielweiberei  bekennt,  oder  Anarchist  ist,  oder  auf  Grund  einer 
ausdrücklichen  oder  implizierten  Versprechung  oder  Vereinbarung  zur  Ver- 
richtung von  Arbeit  in  die  Vereinigten  Staaten  kommt,  oder  eine  Prostituierte 
oder  eine  IVan  oder  ein  Msdehen  ist,  die  snm  Zwedre  der  Prostitation 
oder  SU  sonst  einem  unsittlieben  Zwecke  nach  den  Voreinigten  Staaten 
kommen,  und  dass  nach  Reinem  besten  Wissen  und  Gewissen  die  in  den 
Listen  oder  Verzeichnissen  enthaltenen  Antraben  über  jeden  einzelnen  der 
darin  genannten  Fremden  in  joder  Hinsicht  genau  und  zuverlässig  sind. 

Art.  14.  Dar  mitfahrenda  Arst  des  Sohiffes  bat  ebenfalla  jede  List« 
oder  jedes  Verzeichnis  zu  unterzeichnen  und  in  gleicher  Weise  vor  einem 
Einwandernngsbeamten  im  Ankunftshafen  einpn  Rid  abzulegen  oder  eine 
Versicherung  abzugeben,  des  Inhalts,  dass  er  in  seinem  Beruf  erfahren  und 
als  Arzt  und  Wundarzt  qualifiziert  ist,  and  dass  er  persönlich  eine  Unter* 
snebang  jedes  einzelnen  der  in  dar  Liste  genannten  IVemden  vorgenommen 
hat  und  dass  die  Liste  oder  das  Verzeichnis  nach  seinem  besten  Wissen  und 
Gewissen  in  allen  Ang'aben  über  den  geistigen  und  körperlichen  Zustand 
der  Fremden  vollständig,  genau  und  zuverlässig  ist.  Wenn  kein  Aizt 
mit  dem  Seldff  fiüirt,  welehea  XVemde  ftbrt,  ao  bnt  die  geistige  und 
IcSrperliche  ünteraachang  und  die  Verifikation  der  Listen  rmd  Veneich- 
nisse durch  einen  Bach  verständigen  Arxt^  der  von  den  EigentQmem  des 
Schiffes  angestellt  wird,  zn  ffoschohen, 

Art  15.  Falls  der  ivapiiiin  oder  kommandierende  Offizier  des  Schiffes 
wuterllsat,  den  ESnwanderongabeamten  listen  oder  VersaidiniaBe  aller 
Fremden  an  Bord  des  Schiffes,  wie  solche  in  Artt.  12,  13  und  14  dieses 
Gesetzes  vorgeschrieben  sind,  einzureichen,  so  hat  er  dem  Zolleinnehmer 
am  Ankunftshafen  den  Betrag  von  10  $  für  jeden  Fremden,  über  den  die 
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obenerwähnten  Angaben  in  den  genannten  Ueten  nidkt  enthalten  eind, 

an  entrichten. 

Liegt  zu  der  Unterlassung  der  Ablieferung  der  Passa^ierliste,  wie 
sie  auf  Grund  des  Art.  12  dieses  Gesetzes  vom  £apit&n  oder  komman- 
dierenden OfBaier  jedes  Scbiffee,  welehes  fremde  Paangiere  a«a  den  Vei>- 
ainJgtmi  Staaten  wegfahrt,  verlangt  wird,  kein  genügender  Gnmd  vor, 
80  ist  die  Geldstrafe  dem  Zolleinnehmer  am  Ausreisehafen  zu  entrichten; 
sie  betragt  10  $  für  jeden  nicht  in  der  Liste  aufgeführten  Fremden, 
jedoch  aoU  der  Gesamtbetrag  der  Oeldstra^m  in  keinem  Falle  100  $ 
ttbersteigen. 

Art.  16.  Haben  die  Eicwandorungsbeamten  an  einem  Ankunftshafen 
die  Li.sten  oder  Verzeiclinisse  der  ankommenden  Fremden,  wie  solche  in 
Artt.  12, 1'6  und  14  dieses  Gesetzes  vorgeschrieben  sind,  entgegen  genommen, 
so  ist  es  ihre  Pflicht,  selbst  auf  das  Schiff  au  gehen,  woravf  die  Listen  oder 
Verzeichnisse  sich  beaiehen,  oder  kompetente  Hilfsbeamte  hinzusenden,  and 
dort  alle  Fremden  r.n  inspizieren.  Oder  aber  kfinnen  die  E-nwandemnj^s- 
beamten  anordnen,  dasa  tiio  Fremden  zu  einer  bestimmton  Zeit  vorüber- 
gehend zur  Untersuchung  au  einen  bestimmten  Ort  gebracht  werden. 
Diese  Torfibergehende  Ortorerftnderung  gilt  aber  nicht  als  Landung  und  ent- 
hebt die  Verkehrsanstalten,  Kapitäne,  Agenten,  Eigentümer  oder  Empf^ger 
des  Schiffes,  auf  dem  die  Fremden  nach  einem  Hafen  der  Vereinigten 
Staaten  gebracht  werden,  keiner  Verpflichtimg,  welche,  falb  die  Fremden 
an  Bord  blieben,  die  betr.  Verkehisanatelten,  Kapitäne,  Agenten,  Eigen- 
tümer oder  Bmpftnger  auf  Qrand  der  Bestimmungen  dieses  Qesetses  an 
erfüllen  hmt  on. 

Jedoch  haben,  wo  ein  geeignetes  Gebäude  für  die  Internierung  und 
Untersuchung  der  Fremden  vorhanden  ist,  die  Einwanderungsbeamten  die 
FOrsorge  ftbr  die  Fremden  an  tibemebmen  und  die  TransportgeseUschafken, 
KapitAne,  Agenten,  Eigentümer  und  Empfänger  der  Schiffe,  welche  solcba 
Frein  len  heüirdem,  sind  von  der  Verantwortlichkeit  für  ihre  Internierung 
von  dem  Zeitpunkt  der  Internierung  an  bis  zur  JElückkehr  der  Fremdea 
unter  ihre  Obhut  befreit. 

Art.  17.  Die  körp«rlicbe  und  geistige  üntersnchnng  der  ankommenden 
Fremden  ist  von  ärztlichen  Beamten  des  Hygiene-  und  Muinespitaldienstes 
der  Vereinigten  f^taaten  vorzunehmen.  Diepe  Beamten  müssen,  seitdem 
sie  den  Titel  eines  Doktors  der  Medizin  erhalten  haben,  wenigstens  eine 
2-jfthrige  praktische  l^ahmng  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  besitsso. 
Sie  haben  zu  Händen  der  Binwanderungsbeamten  und  der  im  folgenden, 
vorgesehenen  8jjozinlnntersuchiingskommissionen  alle  kürperliclien  und 
geistigen  Defekte  und  Krankheiten,  die  sie  an  solclion  Fremden  beobachten, 
zu  bescheinigen.  Sollten  ärztliche  Beamte  des  Hygiene-  und  Marinespital- 
dienstes  der  Vereinigten  Staaten  nicht  aur  Verfügung  stehen,  so  können 
Privatärzto,  die  wenigstens  4  Jahre  praktischer  Brfiihrung  besitzen,  in 
einem  solchen  Falle  für  die  betrefTendo  Untersuchnn^r  7m  den  vom  General- 
kommisfiär  der  Einwanderung  unter  der  Aufsicht  oder  im  Einverständnis 
mit  dem  Handels-  und  Arbeitssekret&r  aufgestellten  Bedingungen  an- 
gestellt werden.  Dem  Hygiene»  und  Harinespitaldienst  der  Vereinigten 
Staaten  sind  alle  Auslagen  für  die  Vornahme  der  Ärztlichen  Untersuchung 
von  Fremden  anf  Grund  von  Vorschriften  des  Handels-  und  Arbeita« 
Sekretärs  vom  Einwanderungsamt  zu  vergüten. 

Art  18.   Es  ist  Pflicht  der  Eigentttm^,  Beamten  oder  Agenten  von 
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SohiiFea  oder  Verkehrsanstalten  (mit  AussgUiim  der  EiswlMhiilmiAii,  w«lcbe, 
vie  in  Art.  8'2  ^ipmes  Gesetzes  vorgeseheD,  einen  Vertrag  schliessen  können), 
die  einen  Fremden  nach  den  Vereinigten  Staaten  bringen,  die  L&udong 
des  IVemdM  in  dea  Vereinigteii  Stmattn  sn  einer  anderen  Zeit  und  an 
einem  anderen  Ort,  als  von  den  EinwendMtingsbeamten  bestiinint  wird, 
TO  verhindern.  Falls  ein  Eigentümer,  Beamter  oder  Agent  aus  Fahrlässig- 
keit die  Befolgung  vorstehender  Vorschriften  unterl&sst,  so  macht  er  sich 
einer  Qeaetzestibertretung  schuldig  und  verf^t  in  jedem  Falle  einer  Qeld- 
ttnlh  von  wenigsteoB  100  nnd  höchstens  1000  $  oder  einer  Geftngnis- 
strafe  von  höchstens  1  Jahr  oder  sowohl  einer  Geftngnis-  als  einer  Geld« 
strafe;  die  Anwesenheit  jedes  Fremden  in  den  Vereinigen  Staaten,  der 
anf  diese  Weise  ans  Land  gesetzt  worden  ist,  gilt  als  gesetzwidrig;  er  ist 
nach  den  Bestimmungen  der  Ait.  20  und  21  dieäe»  Gebetases  abzuschiebeu. 

Art  19.  Alle  Framden,  die  snf  Grand  einer  G^esetsesverletsnnf  naoh 
S/t»  Tereinigten  Staaten  gebracht  worden  sind,  mtissen,  wenn  es  angeht» 
Tmverzflglich  nach  r\pvA  T^ande  /iiriickgesandt  werden,  woher  sie  auf  den 
Schiffen,  die  sie  gebracht  haben,  gekommen  sind.  Die  Kosten  ihres  Unter- 
lutlts,  solange  sie  am  Land  sind,  sowie  die  Auslagen  für  die  BSckfahrt 
der  betr.  Fremden  sind  von  dem  EigentHmer  oder  den  EigentOmem  der 
BohifTe,  auf  welchen  sie  gekommen  sind,  zu  bestreiten.  Wenn  ein  Kapitän, 
Vertreter,  Agent,  Eigentümer  oder  Empfänger  eines  solchen  Schiffes  sich 
weigert,  solche  Fr^de  wieder  an  Bord  zu  nehmen  oder  an  Bord  sonst 
«ines  Sohiffee,  das  im  Besitse  des  gleichen  Eigentümers  ist  oder  be- 
trieben wird,  oder  sie  nidit  weiter  darauf  behalten  will,  oder  sich  weigert 
oder  nnterlJlsst,  sie  nach  dem  fremden  Hafen,  von  welchem  sie  kamen, 
xnriif^k^nfnhren,  oder  die  Kosten  ihres  Unterhalts  zu  hpstreiten,  solange 
sie  am  Laud  sind,  oder  irgend  eine  Bezahlung  fiir  den  Ilückiianäport 
solcher  Fremden  verlangt  oder  sieh  von  den  Fremden  eine  Sicherheit  ftr 
die  Entrichtung  einer  solchen  Bezahlung  geben  lässt,  mseht  sich  der  betr. 
Kapitän,  "^'^rtreter,  Agent,  Eigentttmer  oder  Emi>tXnger  einer  Gesetzes- 
fibertretuag  schuldig  und  verfallt  nach  Ueberftihrung  einer  Geldstrafe  von 
wenigstens  800  $  für  jede  einzelne  Uebertretung,  und  solange  eine  solche 
Geldbnsse  nidit  bezahlt  isty  erhilt  das  Schiff  keinen  Elsiierangsbrief  Ton 
einem  Hafen  der  Vereinigten  Staaten. 

Der  GeneralkommissRr  der  Einwanderung  kann  im  Einverständnis  mit 
dem  Handeis-  und  Arbeitssekretär  unter  Bedingungen,  die  vom  General- 
kommissftr  der  Einwsndernng  enfkastellen  sind,  die  Absohiebnng  von 
IVemden,  die  nachgewiesenermassen  unter  üeberfcretong  einer  Bestimmnng 
dieses  Gesetzes  hrr^-^pkommen  sind,  sufl]  <^ndieren,  wenn  seiner  Meinung  nach 
dm  Zeugnis  des  iietr.  i'remdon  för  die  Strafverfolgting  von  Personen,  die 
eine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  übertreten  haben,  seitens  der  Kegierung 
der  Vereinigten  Staaten  notwendig  ist. 

Dia  Eosten  für  den  Unterhalt  einer  derart  internierten  Person,  die 
sich  R'i«  der  Suspension  lor  Ahschiebung  ergeben,  sind  ans  dem  „Ein- 
wanderertondö"  zu  bestreiten ;  jedoch  darf  kein  Fremder,  der  nach  dem 
ftrztlichen  Zeugnis,  wie  es  in  Art.  17  dieses  Qasatses  vorgesofarieben  ist, 
an  Toberknlose  oder  an  einer  ekelhaften  oder  gefthrlichen  ansteckenden 
Krankheit  (ausgenommen  Krankheiten,  deren  Natur  eine  Quarantäne  er- 
fordert) leidet,  behufs  arztlicher  Behandlung  in  einem  Spital  der  Ver- 
einigten Staaten  sich  ans  Land  begeben,  es  sei  denn  mit  ausdrücklicher 
Bewüligung  des  Bandela^  nnd  Arbeitsselcretftrs. 
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Wenn  das  Zengoie  eines  ärztlichen  Beamten  des  Hyg^iono-  und  Marine- 
gpitaldienetes  der  VereiDigten  Staaten  dahin  lautet,  dasa  die  Gesundlieit 
oder  die  Sicherbeit  eines  geigtaehriakea.  IVemdeii  «of  imziilftflsige  Weise 
durch  unverzügliche  Äbsdbiebmig  gefthrdet  würde,  so  kann  der  be- 
treffende Fremde  auf  Kosten  des  „Einv  nndererfonds*'  lanirr  '^v.  Behand- 
lung gelassen  werden,  bis  nach  dem  Hd  iiid  des  Ärztlichen  Beamten  seine 
Abschiebang  mit  Sicherheit  geschehen  kaun. 

Art  20.  iVemde,  die  die  Vareinigten  Staaten  auf  Qroad  einer  Ver- 
letnmg  des  Gesetzes  betreten,  und  Fremde,  die  aus  Grtliideii,  welche 
schon  vor  ihrer  Landung  bestand cn  haben,  dem  Gemeinwesen  zur  Last 
fallen,  sind  auf  einen  VerhafLbefehl  des  Handels-  und  Arbeitssekretärs 
hin  in  Haft  zu  nehmen  and  binnen  8  Jahren  nach  dem  Zeitpunkt 
ihzer  Ankauft  in  den  Yere&aigteii  Staaten  nadi  dem  Lande,  woher  ob 
kamen,  abzuschieben.  Die  Kosten  der  Abschiebung,  mit  Einschloss  des 
hnllu  II  Betrages  der  vollständigen  Kosten  der  Ueberführung  nach  dem 
Absciuebungshafen,  fallen  zu  Liasten  des  Kontrahenten,  Vermittlers  oder 
der  Person,  welche  den  IWnden  nun  geeetswidrigen  Betreten  der  Ver- 
einigten Staaten  veranlasst  hat.  Im  Falle  des  Unvermögens  fallen  die 
Kosten  der  Ueberführnng  nach  dem  Abschiebungshafen  zti  Lasten  dee 
in  Art.  1  dieses  Gesetzes  genanntf^n  „Einwarsdorprfouds"  und  die  Ab- 
schiebung von  dem  betreffenden  Halen  fUllt  zu  Lasten  des  Eigentümers 
oder  der  Eigentllmer  dee  Sdiiffes  oder  der  Transportanstalt,  wodnxoh  die 
Fremden  hergebracht  worden  sind. 

Rflniir^'n  dir  endgültige  Entscheidung  dos  Falles  einos  derartigen  in 
Haft  genouimeneu  Fremden  nicht  stattgefunden  hat,  kann  er  gegen  Stellung 
einer  vom  Handels-  und  Arbeitssekretär  gutzuheissenden  Kaution  von 
wenigstens  600  $  in  Freiheit  gesetit  werden,  unter  der  Bedingong,  das» 
er  sich  einfindet,  wenn  dies  behufs  eines  oder  mehrerer  Verhöre  über  die 
Ansfhuldigung,  auf  Grund  deren  er  in  Haft  genommen  worden  ist,  oder 
behufs  seiner  Abschiebung,  falU  seine  Anwesenheit  in  den  Vereinigten 
&»aten  eicth  als  gesetswi£ig  heranastellt,  notwendig  ist 

Art.  21.  Falls  der  Handels-  und  Arbeitssekretar  findet,  dass  ein 
Fremder  sich  auf  Grund  einer  Verlof^nng  dieses  Gesetzes  in  den  Ver- 
einigten Staaten  aufhält  oder  dass  om  tVemder  auf  Grund  der  Bestim- 
muugau  dieses  Gesetzes  oder  irgend  eines  Gesetzes  dar  Voreinigten  Staaten 
al^gCNsohoben  werden  rnnas,  so  hat  er  dafHr  m  sorgen,  dass  der  Fremd» 
binnen  8  Jahren  nach  seiner  Landung  oder  nach  dem  Betreten  der  Ver^ 
oimVfen  Staaten  in  Haft  genommen  und  auf  Grund  des  Art.  20  dio«f>!4 
Gesetzes  nach  dem  Lande,  woher  er  kam,  abgeschoben  werde.  Unterlassen 
oder  weigern  sieh  die  Kapitäne,  Agenten,  Eigentümer  oder  Emp&nger 
d«r  Schiffe,  die  Verftgong  des  Handels-  nnd  Arbeitssekretftrs  anssnführen, 
wonach  ein  solcher  Fremder,  dessen  Abschiebung  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  verfügt  worden  ist,  an  Bord  und  in  sichere 
Hut  zu  nehmen  und  nach  dem  Lande,  woher  er  kam,  zurückzuschaffen  ist, 
so  verfallen  sie  den  in  Art.  19  dieses  Qesetzes  voxgesehenen  Straftn. 

Wenn  jedoch  nach  der  I^Icinung  des  Handels-  nnd  Arbeitssekretirs 
der  geistige  cder  körperliche  Zustand  dos  Fremden  persönliche  Sorge  und 
Pflege  erfordert,  so  kann  er  zu  diesem  Zwecke  eiue  geeignete  Person  an- 
stellen, die  den  Fremden  oder  die  Fremde  au  seineu  oder  ihren  schliess- 
lichen  Bestimmungsort  an  begleiten  hat;  die  An^^ben  für  diese  Dienst- 
leistong  sind  anf  die  gleiche  Weise  zn  bestreiten. 
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Art.  22.  D«r  G«n«ra]koxiimi<tfr  der  Emwcnderung  bat  aiuwar  den 
Bonatigen  Pfiichten,  die  ihm  durch  Gesetz  zngewiesen  werden  können, 
unter  der  Aufsicht  des  TT.'mflel?^  in  I  Arbeit.sselcretflrs  für  die  DurchfUlming 
aller  Gesetze  betr.  In!  l^viiiwaiiuorung  von  Fremden  in  die  Voreinigten 
btaateu  zu  sorgen  und  führt  die  KoutroUe,  Leitung  und  Aiüsicht  über  alle 
««f  Gnmd  dieser  Oesetse  bestellten  Beamten,  Kommis  und  Angestellteo. 
Er  hat  Vorackriften  und  Verordniingen  zu  erlassen,  Fennnlare  für  Bürg- 
schaften, Berichte,  Eintragungen  und  andere  Papiero  vorziisrli reiben  und 
von  Zeit  zu  Zeit,  wie  er  ea  zur  Auaführang  der  Beätiimuungon  dieses 
Gesetzes  und  zum  Schatz  der  Vereinigten  Staaten  und  der  einwandernden 
IVemden  vor  Betrog  nnd  Verlnst  am  besten  angeaeigt  findet,  Listatiktionen, 
die  dem  Gesetze  nicht  zuwiderlaufen  dürfen,  zu  geben.  Er  hat  die  Be- 
fugnis, behufs  Unterstützung  und  Hilfeleistung  zu  Gunsten  von  Fremden, 
die  in  Not  geraten  oder  der  öffentlichen  Hilfe  bedürftig  werden,  Verträge 
absosdblieeswi ;  aUes  unter  der  Anftioht  des  Handels-  und  ArbeitesekretSrs 
odw  im  Binverständnis  mit  üun.  Ks  ist  femer  Pflicht  des  General- 
kommissars der  Einwanderung,  von  Zeit  zu  Zeit,  je  nachdem  er  es  für 
nötig  erachtet,  Beamte  abzuordnen,  um  Ausktlnfte  über  die  Zahl  von 
Fremden,  die  in  Zuchthäusern,  Besserangsanstalten  und  öffentlichen  und 
privaten  Wddtätigkeitsinsfeitnten  der  Ver^nigten  Staaten,  des  Distriktes 
Columbia  und  anderer  Staatsgebiete  der  Voreinigten  Staaten  untergebracht 
sind,  zu  bescbaffon  nnd  die  leitenden  Personen  in  solchen  Anstalten  mit 
$[en  Gesetzesbestimmungen  betr.  die  Abschiebung  von  Fremden,  die  dem 
Gemeinwesen  zur  Last  gefallen  sind,  bekannt  zu  machen. 

Der  Generalkommissar  der  Binwanderang  kann  aooh  im  EinTerstAndnls 
mit  dem  Handels-  und  ArbeitssekretAr,  falls  er  diesen  Schritt  zur  £ri\illung 
der  Zwecke  dieses  Gesetzes  für  notwendig  erachtet,  EinwanderuuL'^boamte 
sowie  auf  Grand  von  Art.  17  Aerzte  zum  Dienste  in  fremden  i^andern 
abordnen. 

Art.  23.  Die  AnSgAm  der  Einwandenrogskommissäre  sind  ad- 
ministrativer Natur;  sie  werden  durch  unter  der  Aufsicht  des  Kandels- 
xmd  Arbeitssekrotärs  oder  im  Einverst&ndnis  mit  ihm  ausgearbeitete  Ver- 
ordnungen vorgeschrieben. 

Art.  24»  Li  dar  Folge  sollen  Einwsndemngsinspektoran  nnd  andere 
Einwandemngsbeamte,  -kommis  und  -angestellte  ernannt  und  ihre  Ent- 
8chftdi<rnn^r  von  Zeit  zu  Zeit  durch  den  Handels-  und  Arbeitssekretär 
nach  Genehmigung  durch  den  Generalkommiesär  der  Einwanderung  nnd 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Beamtengesetzes  (civil-service  Act) 
Tom  16.  Januar  188S  festgesetzt  und  erhöht  oder  gektlrzt  werden. 

Zur  Durchftihning  des  Teiles  dieses  Gesetzes,  worin  der  Ausschluss  von 
Kontraktarbeitern  verfügt  wird,  kann  der  Sekretär  ohne  Rücksicht  auf  die 
Bestimmungen  des  genannten  Beamteugesetzes  oder  der  verschiedenen 
Oosetse  betr.  die  Anfstellnng  des  offinellen  Bexten  nach  Gntfinden 
geeignata  Personen  anstellen  nnd  von  Zeit  zu  Zeit  ihre  Entschädigung 
feststellen,  erhöhen  oder  kttrzen.  Kr  kann  dem  „Einwandererfonds"  jähr- 
lich 60000  $  oder  soviel  er  von  diesem  Betrage  für  nötig  erachtet,  ent- 
nehmen und  für  Gehälter  und  Auölagen  von  derart  beschäftigton  Personen 
md  flfr  Auslagen,  die  ans  dar  genannten  Besehlfkigong  erwadisen,  tst^ 
wenden;  die  Rechnungsbeamten  dos  Schatzamtes  sollen  Ausgaben  von 
der  genannten  Summe  dem  zuständigen  Zahlungsbeamten  ohne  detaillierte 
Abredmong  kreditieren,  wenn  dei'  Handels-  und  Arbeitssekretär  be- 
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scheinigt,  dass  eine  detaillierte  Abredmung  nicht  im  Intereese  der  fi.e< 

gienmg  iRge. 

Keine  Beätimmung  dieneä  Artikels  darf  dahin  ausgelegt  werden,  alb 
flollte  dadnrolL  der  Modne  der  Beetelltmg  von  Einwenderangekommiesarea 

in  den  verschiedenen  Häfen  der  Vereinigten  Staaten,  wie  er  nach  dem 
Gesetz  botr.  besondere  AnsJltze  im  Bucltret  für  den  Staatsdienst  fsundry  civil 
appropnation  Act)  vom  18.  August  1894getlbt  wird,  oder  der  oftizieile  Status 
▼<m  solchen  froher  ernannten  Eonuniflaftren  ge&ndert  werden.  EÜnwande- 
mngsbeamte  haben  die  Befngnie  zur  eidlichen  Einvernahme  nnd  zur  Vor» 
ladung  lind  Verhörnng  von  Zeugen  in  Bezug  auf  das  Kecht  eines  Fremden 
2um  Betreten  der  Vereinigten  Staaten  und,  wo  sich  dies  als  notwendig  er- 
weist, ZOT  Aufnahme  eines  schriftlichen  Protokolls  solcher  Einvernahmen; 
jede  Person,  der  auf  Qmnd  der  Beetimmnngen  dieaee  Gesetses  ein  Eid 
aufwiegt  worden  ist  und  die  wissentlich  oder  geflissentlich  ein  falsches 
Zeugnis  ablegt  oder  eine  falsche  Aussage  beschwört,  wodurch  irgendwie 
das  Kocht  eines  Fremden  auf  Zulassung  zu  den  Vereinigten  Staaten  be- 
einträchtigt oder  berührt  wird,  macht  sich  des  Meineids  schuldig  und  wird 
nach  den  Bestimmongen  des  Art  6392  der  revidierten  Qmndgeeetse  der 
Vereinigten  Staaten  (ünited  States  Hevised  Statntes)  bestraft.  Die  Ent- 
«cl((^idung  irgend  eines  solchen  Beamten  kann,  wenn  sie  zxi  Gunsten  der 
Zulassung  des  ifVemdea  lautet,  von  jedem  andereii  Kinwanderungsbeamten 
angefochten  werden.  Die  Anfi»chtnng  hat  sor  Folge,  daas  der  Fremde, 
dessen  Berechtigung  zur  Landung  derart  angefochten  wird,  vor  eine  Special* 
untorsuchungskommission  kommt,  welche  die  Anfechtung  zu  prüfen  hat. 
Jeder  Fremde,  dessen  Berechtigung  zur  Landung  dem  untersuchenden 
Einwanderungsinspektor  im  Ankuuitshafeu  nicht  klar  und  über  jeden 
Zweüel  erhahen  erscheint,  soll  swecks  einer  beztiglichen  Untersoclinng 
dnrch  eine  Spezialontersuchnngskommission  interniert  werden. 

Art.  26.  Nach  Bedarf  sind  zum  Zwecke  schneller  Erledigung  aller 
F&Ue  von  Einwanderern,  die  auf  (^rund  von  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  den  E&fen  interniert  worden  eind,  vom  Einwauderungskommissär  au 
den  versdiiedenen  Anknnftshftfini  Speablnntersnchiingskommissionen  einsa» 
setsen.  Jede  Kommission  soll  aus  9  Mitgliedern  bestehen ;  diese  sind  aus 
den  Einwandenmgsbeamten  im  aktiven  Dienste  zu  wfth'f^n;  der  General- 
kommissftr  der  Einwanderung  hat  im  Einverständnis  mit  dem  Handels-  und 
Arbeitssekretftr  Ton  Zeit  zu  Zeit  die  Leute  zu  bezeichnen,  die  zur  Be- 
setsnng  einer  solcJien  Kommission  geeignet  erscheinen. 

An  Hilfen,  wo  weniger  als  3  Einwandererinspektoren  vorhanden  sind, 
kann  der  Handels-  und  ArbeitssekretÄr  auf  Empfehlung  des  General- 
kommiss&rs  der  Einwanderung  sonstige  Beamte  der  Vereinigten  Staaten 
cor  Mitwirkung  bei  soldhen  Bpestaluntersnehungskommiseionen  beseichiieti. 
Die  Kommissionen  haben  die  Befugnis,  zu  entscheiden,  ob  ein  Fremder, 
der  rechtmässig  zurückgehalten  worden  ist,  landen  darf  oder  abgeschoben 
werden  soll.  Sämtliche  Verhandlungen  vor  diesen  Kommissionen  haben 
geheim  und  unter  AusschluB»  der  Üefieutlichkeit  zu  geschehen ;  die  Kom- 
missionen müssen  jedoch  ein  ToUstandiges,  fortlaufendes  Protokoll  Aber  ihre 
Verhandlungen  und  tlber  alles  Beweismaterial,  das  ihnen  vorgelegt  wird, 
führen;  die  Entscheidungen  werden  mit  Zweidrittelmehrheit  gefüllt;  aber 
sowohl  der  Fremde,  als  auch  das  Mitglied,  das  abweichender  Meinung 
ist,  können  durdi  den  ESnwanderungskommiss&r  am  Ankunftshafen  und 
den  Qeneralkommissftr  der  Einwanderung  an  den  Handels-  und  Arbeits* 
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Mikr«tftr  app«llMran;  die  Binreiehnng  einer  Appellation  bewirkt  die  Sin- 

steUuBg  aller  weiteren  Schritte  in  Bezug  auf  das  Schicksal  eines  Fremden, 
in  dessen  Fall  appelliert  worden  ist,  so  lange  bi^i  der  Einv  aTiH^rnnofs- 
kommiss&r  am  Anknnftabafen  den  bezüglichen  £utscheid  zugenteiit  erhält  ; 
dieeer  Entedieid  kenn  nur  auf  Grand  des  Beweismateriak  gefallt  werden, 
das  der  Spezialuntersnehnngskommission  vorgelegen  hat. 

In  jedem  Falle,  %vo  ein  Fremder  auf  Ginnid  eines  bestehenden  oder 
in  der  Folge  ergangenen  Gesetzes  oder  Staat« Vertrags  von  der  Ziilafsnng 
in  die  Vereinigten  Staaten  ausgeschlossen  wird,  ist  die  Entscheidung  der 
sastloidigen  Bänwandanmgsbeainten,  wofern  aie  an  XTngnneten  der  Zulassung 
des  Fremden  lautet,  endgültig,  es  sei  denn,  sie  werde  auf  die  Appellatiom 
an  den  Handels-  nnd  Arbeitssekretär  hin  tiragestossen ;  keine  Bestimmung 
dieses  Artikels  darf  jedoch  dahin  ausgelegt  werden,  dass  eine  Appellation 
im  Falle  eines  Fremden,  der  auf  Grund  der  Bestimmungen  dea  Art.  10 
diesM  Ghesetaes  aorttekgewiesen  wurde,  soliasig  sei 

Art.  26.  Jeder  Fremde,  der  ansgesohlossen  werden  sollte,  weil  er 
aller  Voraussicht  nach  dem  Gemeinwesen  zur  Last  fallen  wird,  oder  weil 
er  körperlich  defekt  ist,  jedoch  nicht  an  Tuberkulose  oder  an  einer 
•kelkaften  oder  geftkrUdien  ansteckenden  Krankheit  leidet,  kann,  falls 
er  sonst  annehmbar  ist,  nach  Gutfinden  den  üandels-  und  Arbeitssekretftrs 
zugelassen  werden,  wenn  er  dem  Volke  der  Vereinigton  Staaten  eine  hin- 
reichende und  geeignete  Bürgschalt  stellt  oder  Sicherheit  gibt,  die  vom 
Sekretär  gutzuheinsen  ist  und  einen  von  diesem  vorgeschriebenen  Betrag  er- 
reichen und  allfllllige,  von  diesem  Torgeschriebene  Bedingungen  erflülen  mnss 
and  wodurch  die  Vereinigten  Staaten  oder  irgend  ein  Staat,  Territorium, 
eöne  Grafschaft,  Gemeinde  oder  ein  Distrikt  dagegen  schadlos  grhalren 
werden,  dass  ein  solcher  Fremder  dem  Gemeinwesen  zur  Last  fallen  könnte. 
Die  Zulassung  eines  solchen  Fremden  gilt  als  Aequivalent  für  die  Hinter- 
legosg  einer  solchen  Btfigsehafb  oder  Sidierheit.  Diese  kann  im  Namen 
der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  oder  eines  Staates,  Territoriums, 
Distrikts,  einer  Grafschaft  oder  Gemeinde,  wo  ein  solcher  Fremder  dem 
Gemeinwesen  zur  Last  iMlt,  und  durch  die  zuständigen  Gerichtsbeamten 
eingeklagt  werden. 

Art.  27.  Keine  Klage  oder  kein  Frosess  betr.  die  Verletzung  von 
Bestimmnngen  dieses  Gesetzes  darf  geschlichtet,  durch  einen  Vergleich 
beigelegt  oder  sistiert  worden,  ohne  dass  die  Einwilligung  des  Gerichtes, 
vor  weichem  die  Klage  oder  der  Prozess  auiiäugig  ist,  mit  den  Gründen 
daftor  m  Protokoll  gebracht  wird. 

Art.  28.  Keine  Bestinunoag  dieses  Gesetzes  darf  so  ausgelegt  werden, 
dass  dadurch  Strafverfolgungen,  Klagen,  Verfahren  oder  Prozesse  oder 
Handlungen,  Sachen  oder  Geschäfte  ziviler  oder  krimineller  Natur,  die 
snr  Zeit  dM  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  geHtlhrt  oder  getan  worden 
oder  im  Gange  waren,  berührt  würden,  sondern  für  alle  derartigen  Straf- 
verfolgungen, Klagen,  Verfahren,  Prozesse,  Handlungen,  Sachen  oder  Ge- 
schäfte bleiben  die  Gesetze  oder  Teile  von  Gesetzen,  welche  dnrf  b  vor- 
liegendeü  Gesetz  auigehoben  oder  abgeändert  werden,  in  Krait  und 
Geltung. 

A<  r  20.  Die  Kreis- nnd  Distriktsgerichte  (circuit  and  distriot  courts) 
der  Vereinigten  Staaten  werden  hierdurch  mit  der  vollständigen  nnd  kon- 
kurrierenden Gerichtsbarkeit  in  allen  Zivil-  und  Strafsachen,  die  aul'  Grund 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  entstehen,  betraut. 

ArtMitendMta.  6 
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Art.  30.  Alle  ausschliesslichen  Vorrechte  im  Geldwechsel,  Passagier» 
oder  Gepäcktransport  ode^-  Ilaltcn  von  Spoisehansern,  sowie  alle  sonstigen 
älinlichen  Vorrechte  bei  einer  Emwandererstation  der  Vereinigten  Staaten 
»iud  aul  Grund  einer  öfifentlichen  Ausschreibung  zu  vergeben.  Die  Aus- 
schmbung  hat  nnter  d«n  Bedingaagen  «ad  mit  den  Biiwnhritnfcmigea,  wie 
sie  der  Generalkommiss&r  der  Einwanderung  unter  der  Aufsicht  dm 
Handels-  und  Arbeitsaekretftrg  oder  im  IiinverstAndniB  mit  ihm  yorachreibt, 
KU  erfolgen. 

An  Bolchen  lünwandererstationen  dttifen  keine  bez»iisdie&de&  Getrioke 
verkauft  werden.    Alle  Einkünfte,  die  aus  der  Verleihnng  derartiger  ans» 

schlies.sliclier  Vorreclite,  wie  yie  hier  aufgef'ülart  sind,  erwachsen,  sind  an 
das  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  vn  Händen  des  in  Art.  1  dieses 
Gesetzes  genannten  „EÜnwanderertondä  abzuitihren. 

Arti  81.  Zur  Wabrung  dee  Friedens  und  ram  Zwedke  der  Festnahme 
von  Leuten,  die  nach  den  Gesetsen  derjenigen  Staatesx  und  Teiritorien  der 
Vereinigten  l^t-inten,  wo  die  verschiedenen  Einwandererstationen  liegen, 
Verbrechen  begangen  haben ,  haben  die  mit  der  Beaufsichtigung  der  be- 
treuenden Stationen  betrauten  Beamten  gegebenenfalls  die  zuständigen 
Staate-  und  Gemeindebeamten,  welche  mit  der  DnrchfBhmng  der  betrelfon- 
den  Gesetze  beauftragt  sind,  in  die  Station  einsolassen ;  die  Gerichtebar- 
keit  der  betr.  Beamten  und  der  Ortsgerichte  erafareekt  aich  für  die  Zweoka 
dieses  Artikels  auch  auf  diese  Stationen. 

Art.  82.  Unter  der  Au&idit  des  Handels-  nnd  Arbeitasekretikrs  oder 
im  Einverständnis  mit  ihm  soll  der  Generalkommissftr  der  Einwanderung 
Vorscliriften  erlassen,  die  die  Einlassung  und  die  Untersuchunitr  von  Fremden 
an  den  Grenzen  von  Kanada  und  Mexiko  so  regein,  dass  der  gewöhnliche 
Keisendenverkehr  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  den  genannten 
Lftndem  nicht  unnötigerweise  verzögert,  behindert  oder  bel&stigt  wird. 
Der  Generalkommiss&r  hat  die  Befugnis,  sa  diesem  Zwecke  mit  Trans^ 
portanstalten  Verträge  abzupf Id'osscn. 

Art.  33.  Für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  bedeutet  der  Ausdruck 
„Vereinigte  Staaten",  wie  er  im  Titel  und  in  den  verschiedenen  Artikeln 
dicMB  Gesetses  gebraucht  w^ird,  die  Vereisigten  Staaten  und  die  ihrer 
Gerichtsbarkeit  unterstehenden  Gewässer,  L&ndereien  und  sonstigen  Orte^ 
mit  Ausnahme  der  isthmischen  Kanalzone. 

Wenn  ein  ifVemder  jedoch  die  Kanalzone  verl&sst  und  irgend  einen 
unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Vereinigten  Staaten  stehend«!  Ort  su  be- 
treten sucht,  so  darf  keine  Bestimmting  dieses  Gesetzes  dahin  ausgelegt 
werden,  als  ob  ihm  der  Eintritt  unter  anderen  Bedingungen  als  denen, 
welche  für  alle  Fremden  freiten,  gestattet  sei. 

Art.  34.  Der  Generalkommiöskr  der  Einwanderung  kann  im  JOin- 
verstiUidnis  mit  dem  Handels-  und  Arbeitssekret&r  einen  Binwanderungs- 
komniissär  bestimmen,  der  in  New  Orleans,  Louisiana,  die  Aufgaben  zu  er» 
füllen  haben  wird,  welche  /nr  Zeit  anderen  EänwanderungskommisBftren 
an  ihren  beztigUchen  Posten  obliegen. 

Art.  85.  Die  in  diesem  Gesetze  vorgesehene  Abschiebung  von 
iVemden,  die  nach  ihrem  Eintritt  in  den  Vereinigten  Staaten  festge» 
nommen  worden  sind  nnd  deren  An«  esenheit  sich  als  ungesetzlich  heraus- 
gestellt hat,  muss  nach  den  tiunsatlanrischen  oder  tranppa'/ifischen  Häfen 
geschehen,  wo  die  betr.  Fremden  sich  nach  den  Vereinigten  Staaten  ein- 
geschifft haben,  oder  wenn  die  Einsdiiffnng  nach  einem  fremden  anstossen« 
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dnn  Xia&de  ging,  nach  dem  frvodtn  HafMi,  wo  die  Tr&taAm  rieh  filr  das- 

\Mitr.  Liand  eingeecTiifft  haben. 

Axt.  36.   Aile  IVemden,   welche  die  Vereinigten  Staaten  an  anderen 
Ortoa  aIs  den  Seahftfeo,  oder  an  einem  Orte  oder  an  Orten,  die  der 
HwndeUk  und  ArbeitMekntir  deftr  von  Zeit  sn  Zeit  beetinmtp  betretto, 
gelten  als  widerrechtlich  in  das  Land  eingedrungen  und  ai&d  wnf  Oitind 
der  Artt.  20  und  21  dieses  Gesetzes  abzuschieben. 

Doch  wird  durch  keine  Bestimmung  dieses  Artikels  die  Befugnis  zur 
ErleMDiig.  von  VcneobirifUn  Atr  den  Bintrüt  vmd  die  Unteranohiing  voa 
IVemden  linge  den  Grenien  tob  Kanada  und  Mexiko,  wie  sie  dem  General* 
kommiss&r  der  Einwaaderong  dnreh  Art  92  dieeee  Oeeetaes  llbeitregen 
worden  ist,  berülirt. 

Art  37.  Wenn  ein  liYemder  seinw  bleibenden  Wohnsitz  in  den 
V«reinigten  Staaten  genotamen  nnd  die  ErUSnrog  deponiert  hat,  daee  er 
beabsichtigt,  Bliiger  EQ  werden,  und  sodann  seine  Frau  oder  seine  minder* 
jahrigen  Kinder  nachkommi^n  Insj^r,  so  sind,  falls  festirestollt  v/ini,  dasg 
die  Frau  oder  eines  der  genannten  Xmder  von  einer  auaieckeuden  Krank- 
httt  befallen  ednd,  die  Frau  oder  die  Kinder  gemäss  den  vom  Handels-  und 
Arbeitaeekretftr  erlieeanen  Verordnungen  so  lange  an  internieren,  bis  ftet- 
gestellt  ist,  ob  die  Krankheit  leicht  zn  heilen  ist  oder  ob  ihnen  die 
Landong  ohne  Gefahr  für  andere  Personen  gestattet  werden  darf.  Sie 
dürfen  weder  eingelassen  noch  abgeächoben  werden,  bis  diese  Tatsachen 
feetgeetellt  sind,  und  wenn  feststellt  wird,  dasa  -  die  Kraakheit  leidit 
heilbar  ist  oder  dass  ihnen  die  Landimg  ohne  Qefahr  ftlr  andere  Personen 
gestattet  werden  kann,  eo  sind  sie,  wenn  sie  sonst  annehmbar  sind,  ein- 
zulassen. 

Art.  38.  Personen,  die  an  keinerlei  geordnete  Kegierun^^  glauben, 
oder  einer  solchen  feindHoh  gesinnt  sind  oder  im  Uitgliedsdiaftsrerhlltuis 
zu  oder  sonstwie  in  Verbindung  mit  einer  Organisation  stehen,  welche 
Unglauben  an  oder  Feindschaft  gf*gen  jede  geordnotr^  Regiening  nährt 
oder  lehrt,  oder  die  die  Pflicht,  die  Notwendigkeit  oder  die  Zulässigkeit 
des  widenreGhtUohen  Ueberfallens  oder  Ermordens  eines  Beamten  oder 
▼on  Beamten,  handle  es  sieh  mn  bestimmte  Lüdividnen  oder  om  Beamte 
im  allgemeinen,  um  Beamte  der  Eegiemng  der  Vereinigten  Staaten  oder 
solche  irgend  einer  anderen  geordneten  Kegiernng,  wegen  seine?  resp. 
ihres  Beamteucharakters  verteidigen  oder  lehren,  dürfen  die  Vereinigten 
Staaten  oder  irgend  ein  Land  oder  einen  Ort  unter  ihrer  Oeriehtsbarkeit 
nioiht  betreten.  Dieser  Artikel  ist  vom  Handels-  und  Arbeitssekretär  gemäss 
den  von  ihm  zu  erlassenden  Vorschriften  und  Verordnungen  durchzuführen. 
Wer  wissontlioh  einer  solchen  Person  zum  Betreton  der  Vereinigten  Staaten 
oder  eines  Landes  oder  Ortes  unter  ihrer  Gerichtöbarkeit  verhilft  oder 
sie  darin  nntersttttst  oder  wer  mit  einer  oder  mehreren  Personen  sieb 
verständigt  oder  verabredet  zu  dem  Zweeke,  einer  solchen  Person  den 
Eintritt  in  die  Vereinigten  Staaten,  ausper  nach  Maspgabo  der  Vorschriften 
und  Verordnungen,  die  der  Handels-  und  ArbeitH»ekretär  erlassen  hat, 
zu  gestatten,  zu  ermöglichen  oder  zu  erlauben,  verMlt  einer  Geldstrafis 
▼on  kOdistena  5000  $  oder  einer  Oeftngnisstrafe  von  höchstens  5  Jahren 
oder  beiden  Strafen  zugleich. 

Art.  39.  Efi  wird  hiermit  eine  Kommission  geschaffen,  die  aus  3  vom 
Präsidenten  des  Senats  zu  ernennenden  Senatoren,  3  vom  Speaker  des 
Eepräsentantenhaiisee  an  ernennenden  Kitgliedem  des  Beprftsentantenhauses 
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und  3  vom  Präsidonton  der  Voreiuitj:tou  iStaaton  zu  ernennenden  Personen 
zu  büstelion  hat.  Dio  Kommis.sion  hat  durch  Unterausschüsse  oder  sonstwie 
eii^eheude  Untersuchungen,  Prüfungen  und  Studien  über  das  Einwauderungs- 
weaen  vorssanehmen.  Zum  Zwecke  aoloher  Untenraehangeii,  PHIfangen  oder 
StudioQ  ist  die  Kommission  befugt,  Personen  vorzuladen  und  Dokumente 
herbeischaffen  zu  lassen,  alle  orforilerliehon  Reisen,  sei  es  in  den  Vereinigten 
Staaten  oder  im  Auslände,  zu  unternehmen,  und  durch  den  Präiiidenten 
oder  irgend  ein  Mitglied  der  Kommission  Leute  eidlich  einzuvernehmen 
und  Zeugen  und  Dokumente  ttber  alle  das  Eiawandeningeweeen  beeohlagen- 
den  Dinge  zu  prüfen  and  die  nötigen  Boreaa-  viud  sonstigen  Hilfskräfte 
anT'.ustellen.  Die  Kommission  hat  dem  Konfj^resa  über  ihre  Schlussnahmen 
Bericht  zu  erstatten  und  nach  Gutänden  geeignete  VorschlAge  zu  machen. 
AJlfUÜge  für  die  genannten  Untennichungen,  Prüfungen  nad  Stadien  «r- 
forderliche  Geldbeträge  sind,  wozn  baermit  die  Befugnis  und  Brmachtigung 
gegeben  wird,  auf  die  Bescheinigung  de-s  Kommissiouspräsidonten  hin  ans 
dem  „Eiuwandcrerfonds"'  auszuzahlen,  mit  Einschluss  aller  Auslagen  der 
Kommissäre  und  einer  angemessenen  vom  Präiiidenten  der  Vereinigten 
Staaten  sn  bestinunenden  Bntoohfcdigung  fOr  die  Mitglieder  der  Kommission, 
welche  nicht  Kongressmitglieder  sind.  Der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  ist  ebenfalls  ermilrhtif'f,  im  Namen  der  Regierunfr  der  Vereinigtr^n 
Staaten  nach  seinem  Ermed^eu  eine  internationale  Koniereuz  zu  berufen, 
die  aiok  an  einem  zu  vereinbarenden  Orte  versammeln  wird,  oder  be- 
sondere Kommiss&re  nach  den  firemdeai  Lftndem  ni  schicken  sum  Zwecke, 
die  Einwanderung  von  Fremden  nach  den  Vereinigten  Staaten  auf  dem 
Wege  internationaler  Vereinbarung,  mit  Vorbehalt  der  Begutachtung  und 
Zustimmung  seitens  des  Senats  der  Vereinigten  Staaten,  zu  regeln,  für  die 
geistige,  sittliehe  und  kttrperliolie  üntersncS^ung  der  betr.  Fremden  durok 
amerikanische  Konsuln  oder  sonstige  Besaite  der  Begierung  der  Vereinigten 
Staaten  in  den  Einachiffungshä.fou  oder  sonstwo  m  sorgen,  dio  fremden 
Regierungen  zu  veranlassen,  dass  sie  auf  ihrem  oigeuon  Urund  und  Boden 
zur  Verhütung  der  Umgehung  der  Gehetze  der  Vereinigton  Staaten,  welche 
die  Einwanderung  nach  den  Vereinigt«!  Staaten  regeln,  behilflidi  sind, 
internationale  Vereinbarungen  abzuschliessen,  die  geeignet  sind,  die  Ein- 
Wanderung  von  Fremden,  welche  nach  den  Gesetzen  der  Vereinigten  Staaten 
vom  Betreten  der  Vereinigten  Staaten  ausgeschlossen  sind  oder  ausge- 
eohlomen  werden  können,  zu  yerhttten,  und  alle  auf  die  Einwanderung 
beaOglichen  Dinge  zu  regeln. 

Art.  10.  Der  Generalkommissär  der  Einwanderung  wird  hiermit  er- 
mächtigt, unter  der  Aufsicht  und  Kontrolle  des  Handels-  und  Arbeits- 
sekretärs eine  Informationsabteilung  im  Einwanderungs-  und  Ein- 
bürgerungsamt zu  errichten.  Der  Handels-  und  Arbeitssekretftr  bat  die 
nötigen  Bureauhilfskräfte  zur  Verfügung  zu  stellen.  Es  ist  Pflicht  der 
genannten  Abteilung,  für  eine  nützliche  Verteilung  der  in  die  Vereinigten 
Staaten  eingelassenen  Fremden  unter  die  verschiedenen  Staaten  und 
Territorien,  welchen  Einwanderung  erwünscht  ist,  Sorge  zu  tragen.  Die 
Abteilung  soll  mit  den  sust&ndigen  Beamten  der  Staaten  und  Territorien 
in  Verbindung  treten  und  aus  allen  verf^baren  Quellen  zweckdienliche 
Auskünfte  über  dio  Bodenschätze,  Erzeugnisse  und  natürliche  Beschaffen- 
heit jedes  Staates  und  Territoriums  sammeln.  Sie  soll  diese  Auskünfte 
in  versohiedenen  Sprachen  verttffentUohen  und  die  betr.  VerOfifentUchungeii 
an  alle  sngelaseenen  Fremden,  die  tn  den  Einwandererstatiooen  der 
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Yeareinifi^n  StMtea  »llenfalla  Bolohe  Antdranft  heiselien  oder  an  andere 
Personen,  die  solche  Auakonft  rerlangen,  verteilen.  Wenn  ein  Staat  oder 

ein  Territorinin  einen  od^r  mehrere  Agenten  als  Vertreter  an  den  Ein- 
wandererstatiouea  der  Vereinigten  Staaten  bestellt  und  unterhält,  so 
sollen  diese  Agentea  nach  Masagabe  von  Verordnungen,  die  der  General- 
kommiaalr  der  EinwandeniDg  im  EinTerattndnis  mit  dem  Handels-  und 
Arbeitssekretär  erlSsst,  Zutritt  zu  den  in  die  Vereinigten  Staaten  ein- 
gelassenen Fremden  haben  zum  Zwecke,  diesen  die  besonderen  Vorteile, 
welche  ihr  Staat  oder  ihr  Territorinin  den  Fremden  fdr  die  Niederlassung 
liietet,  m1tndli(A  oder  aoluriftlidi  darsulegen.  Solange  eich  aoldie  Agenten 
an  einer  l^wandererstation  im  Dienste  befinden,  nnteroteken  sie  allen  vom 
Generalkommissär  der  Einwanderung  erlassenen  Verordnurii^cn.  Dieser 
kann  im  Einverständnis  mit  dem  Handels-  und  Arbeitssekretäi'  zur  btral'e  tlir 
eine  Verletzung  solcher  Verordnungen  dem  Agenten,  der  sich  der  Ueber- 
tretong  schuldig  madtt,  jedes  der  hiermit  gewährten  Vorredite  entziehen. 

Art.  41.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  darf  so  ausgelegt  werden, 
dass  dadurch  akkreditierte  Beamte  fremd rr  Kegriernngen  oder  ihr  Gefolge 
oder  ihre  Familie  oder  ihre  Gäste  betroÖen  würden. 

Art.  42.  Eine  Gesetzwidrigkeit  begeht  der  Kapitän  eines  Dampf- 
sehiffes  oder  sonst  eines  Fahraeoges,  anf  weldiem  einwandenide  Passagiere 
oder  andere  als  Kabinepassagiere  in  irgend  einem  Hafen  oder  Ort  eines 
fremden  Landes  oder  einer  Kolonie  (auss^enommen  Häfen  und  Orte  in 
fremden  Ländern,  die  an  die  Vereinigten  Staaten  anstosseu)  aufgenommen 
▼orden  sind,  wenn  er  das  Fahrzeug  nnd  die  Passagiere  nach  einon 
Hafen  oder  Ort  in  den  Vereinigten  Staaten  fahren  läsßt,  o}ine  dass  die 
Abteile,  TJäumliclikeiteij  i  nd  Einri('htnnn;en,  wie  sie  im  folgenden  aufge- 
führt werden,  für  und  durch  die  Passagiere  während  der  ganzen  Keise 
beschafft,  zugeteilt,  in  Stand  gehalten  und  gebraucht  worden  sind.  D.  h. 
in  einem  Dampfiichiff  sollen  ctie  nicht  dnrch  Ladung,  Vonr&te  oder  Otiter 
in  Anspruch  genommenen  Abteile  oder  Räume  von  hinreichendem  Aus- 
mass  sein,  um  Jedem  mitgeHilirten  oder  trany|)ortierten  Passagier  18  Fuss 
freie  Bodeu£äche  auf  Deck  zu  seinem  resp.  ihrem  Gebrauch  zu  lassen,  falls 
der  Abteil  oder  Raum  auf  dem  Hauptdeck  oder  auf  dem  nächst  unteren 
Deek  des  Schiffes  liegt,  nnd  20  Fnss  freie  Bodenflftche  an  Deok  su  seinem 
reep.  ihrem  Gebrauch  für  jeden  Passagier,  der  mitgefürt  oder  transportiert 
wird,  falls  der  Abteil  oder  Raum  auf  dem  xweiten  Deck  unter  dem  Hanpt- 
deck  des  Schiffes  liegt. 

Wenn  jedodi  £e  Höhe  zwischen  dem  nnteren  Passagierdeck  nnd 
dem  nnnüttelbar  darüber  liegenden  Deck  weniger  als  7  Fuss  beträgt 
oder  wenn  die  Oetfnungen  (mit  Ausschluss  der  Seitenluken  ),  durch  welche 
Luft  und  Tjicht  ^uclf'ich  zu  dem  imteren  Passagierderk  Zutritt  iinden,  das 
Verhältnis  von  6  (^uadratfuss  auf  je  100  Fuss  Büdenliäche  nicht  erreichen, 
80  darf  die  Anzahl  der  Passagiere,  welche  das  Schiff  fbhrt,  anf  diesem 
Deck  das  Verhältnis  von  1  Passagier  anf  je  80  Fuss  freie  BodenfiJidie 
nicht  übersteigen.  Es  ist  verboten,  Passagiere  auf  einem  anderen  als 
einem  der  oben  genannten  Decke  zu  befördern  oder  zu  transportieren. 
Handelt  es  sich  um  Segelschiffe,  so  dürfen  die  Passagiere  nur  auf  dem 
Beck  beflirdert  oder  transportiert  werden  (ansgeechlMsmi  sind  Plattform- 
decke), welches  zunächst  unter  dem  Hanptdeck  des  Schiffes  liegt,  oder 
in  einer  Achterhotte  oder  Deckhütte,  die  auf  dem  Hauptdeck  erstellt 
ist;  der  nicht  durch  Ladung,  Vorräte  oder  Güter  in  Anspruch  genommene 
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Abteil  odar  Baim  Boll  von  hinreichendem  Aasmasse  sein,  um  jedem  darin 
beffjrderten  Passagier  110  KubikfuHS  zn  lassen.  Die  Pas^ian-ieve  dürfen 
nicht  in  Zwischendecken  oder  Abteilungen,  Kä,umen,  Achterhütten  oder 
Deckhiitten,  deren  Höhe  von  Deck  zu  Deck  weniger  alä  Ü  Fuss  beträgt, 
l»«förd«ri  worden.  Bei  der  fiereehnniig  der  Zahl  der  in  einen  Schiff  he- 
förderten  oder  transportierten  Passagiere  sind  Kinder  YOn  weniger  als 
1  Jahre  nicht  uiitzui^ählen  und  2  Kinder  im  Alter  von  1  bis  8  Jahren 
sind  als  1  Passagier  zu  rechnen;  ebenso  dürfen  auch  auf  einem  seichen 
Schiffe  beförderte  Pereon«!,  die  w&hrend  der  Seereise  von  einem  anderen 
Sduff,  welohea  anf  hober  See  Sdiifflirach  gelitten  hat  oder  in  Not  geeaten 
ist,  übernommen  worden  sind,  oder  auf  hoher  See  von  (from)  einem  Boot, 
Floss  oder  sonstwie  aufr^efischt  worden  sind,  nicht  in  die  Berechnung  ein- 
geschlossen werden.  Der  Kapit&n  eines  Schiffes,  der  unter  Verletzung 
einer  der  Bestimmungen  dieses  Artikel«  nach  einem  Hafen  oder  Ort  in 
den  Vereinigten  Staaten  kommt,  macht  noh  einer  €heetzesübertretung 
schuldi^r;  und  wenn  die  Zahl  der  Passagiere,  die  anf  dem  Schiffe  O'.ler  in 
einem  Abteil,  Raum,  einer  Achter-  oder  Deckhütte  des  Schifies  betordert 
oder  transportiert  werden  (mit  Ausnahme  der  Kabinepassagiere)  grösser 
ist,  als  die  Zahl,  deren  BeftSrd«ning  oder  Transport  nach  den  vorher* 
gehenden  VorschiiAen  erlaubt  ist,  so  verfällt  der  Kapit&n  für  jeden  Aher» 
zähligen  Passagier  einer  Strafe  von  60  $  nnd  allenfalls  einer  Gefängnis- 
strafe von  höchstens  6  Monaten. 

Dieser  Artikel  tritt  am  1.  Januar  1909  in  Ejraft. 

Art  48.  Anfgehoben  werden  hiermit  das  Gesets  vom  8.  M&rs  1908 
(Gesetz  zur  Regelung  der  Einwanderung  von  Fremden  in  die  Vereinigten 
Staaten)  mit  Ausnahme  von  Art.  B4,  das  Gesetz  vom  22.  März  1904  (Gesetz 
zur  Ausdehnung  der  Befreiung  von  der  Kopfsteuer  auf  Bürger  von  Neu- 
fundlandf  welche  die  Vereinigten  Staaten  betreten),  sowie  alle  Geeetu 
und  Teile  von  Gesetzen,  welche  diesem  Gesetz  zuwiderlanfen. 

Jedoch  darf  diese.s  Go.setz  nicht  dabin  ausg-nl'^^f  werden,  dass  da- 
durch die  bestehende  (resetzgebung  über  die  Einwanderung  oder  den  Aits- 
schluss  von  Chinesen  oder  Pernouen  chinesischer  Abkunft  aufgehoben,  ab- 
geändert oder  amendiert  wttrde,  noch  dass  Art.  6,  Kapitel  4&d,  8.  Session, 
68.  Kongress,  genehmigt  am  6.  Februar  1905,  oder,  vor  dem  1.  Januar 
1909,  Art.  1  dpc  am  2.  August  1882  genehmigton  Gesetzes,  betitelt  (Je- 
setz  zur  Kegeiuug  des  Seetransportes  von  üeisenden,  aufgehoben,  abge- 
ändert oder  amendiert  wtü-de. 

;i9  Axt.  44.  Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  und  ist  dnrchsnf Hhren  vom 

1.  Juli  1"07  an. 

Alt.  'öd  diese.s  Ge.'^etzes  nnd  der  letzte  Ab.satz  von  Art.  1  treten  bei 
Annahme  dieses  Gesetzes  und  Art.  42  am  1.  Januar  1909  in  Kraft 

Ein  wände rungs  Verordnung e  n. 
[Vor  s  f  h  r  i  f  t  e  n  über  die  K  o  j»  f  s  t  e  n  e  r :  I.Bezug  der  Kopfsteuer, 

2.  Befrei ungtiu  von  der  Kopfsteuer,  3.  Abrechnung  über  Kop&tener  und 
sonstige  Einnahmen. 

Vorschriften  ttber  Znlassnng  oder  Aussoblnss:  4. Geltungs- 
bereich des  Einwanderungsgesetzes,  6.  Untersncliung  der  Fremden,  6,  Appel- 
lation, 7.  und  8.  Appellation,  Verfahren,  9.  Aerztliche  T^ntersnchung, 
10.  Landung  behufs  Spitalbehandlung,  11.  Internierung  von  kranken 
I^uea  oder  Kindern,   12.  interuierung   des  Wartepersonals  hilfloser 
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fremder,  13.  Untaugliche  Fremde,  Verfahren,  14.  Interuierung  von  Eremdeu 
aU  Zangen,  16.  Unt«ntfltsmig  sugelMsenw  Fremder,  16.  GebtOireii  fttr 
Pflege  und  Unterhalt,  17.  Vereidigung  der  SpozialuntersuchungskommisBiOD, 
18.  Beiziehnnij^  von  Anwälten,  19,  Anzeige  der  Abfahrten,  20.  Zolassiiiigen 
gegen  Bürgschaft] 

21.  Japanisch«  und  koreanisehe  Arbeiter.  Folgende  Vorschrift  wird 
bekannt  gemacht  som  Zwecke  der  Inkraftsetzang  einer  am  14.  Mars  1907 
(rla^scnfln  AoafUmingvverordnmig  des  Präsidenten,  welche  folgendermamen 
lautet  : 

^Da  auf  Grund  (ies  am  20.  Februar  HK37  genehmigten  Gesetze«,  betitelt  „Oeüets 
snr  Regelung  der  Einwanderung  von  Fremden  in  die  Vereinigten  Staaten",  do"  I^risi* 
dent.  -obald  er  findet,  das«  Päsue,  welche  von  einer  fremden  Kr-^riening  ihren  Staat«- 
ftritrf'hüngcn  nacli  einem  andern  Land  als  den  Ver»'iiiiirtci)  ^ftajikui  oder  nach  einer 
S<:tho.-itzung  der  VereinijLTton  >taaten  oder  nach  der  j\arial/.(me  ausgc^t(■llt  worden 
sind,  zu  dem  Zwecke  gebraucht  werden,  den  Inhabern  das  Betreten  dee  Featlandgebiets 
der  Veroinifften  Staaten  zum  Sdiaden  der  Aibeftsbedingungoi  daadbet  m  ennSnidien, 
die  Pfli'  ht  liat,  den  Stnat^iangehÖrigen  des  Landes,  welche?'  Kolehe  Päase  ausstellt,  die 
£rlaul>uii^  zum  Betreten  des  FceUandgebietee  der  Vereinigten  St-aatm  von  aitiem 
adcheo  Lande  oder  von  einer  Beebesitzung  oder  von  der  Kanalzone  her  zu  versagen; 

Tind  da  ich  auf  Gnind  hinrei«-hen(ien  Ikweism  uteri  als,  das  mir  vom  Ilanilel»- 
tind  .Vri>cit-fidepartc!nent  vorgelegt  worden  ist,  ersehe,  da«8  Pässe,  welche  von  der 
Regierung  v(jn  Japan  ^^taatj« bunkern  dieses  Landes  oder  Koreas,  die  gelernte  oder 
UQgelerste  Arbeiter  sind,  nach  Jt&xiko,  Kaoada  aod  Hawaii  auageatelit  worden  sind, 
sa  dcn>  Zwecke  gebrancht  werden,  ihrai  Inhabmi  daa  Betreten  des  Featland^^etea 
dar  Vereiniirten  ftnaten  zum  Schaden  der  Arheitsbedinguniren  da-^olbr^t  zu  ermöglichen; 

verordne  ich  hiermit,  daiw  solchen  Bürgern  von  Japan  und  Korea,  da»  heiöst 
also  japanischen  und  koreanisch«!  gidemten  und  ungelernten  Arbeiteru,  welchen  Passe 
nach  Mexiko,  Kanada  und  Hawaii  ntiEgfstellt  worden  sind,  die  Erlaubnis  zum  fietreten 
des  Feetlandgebietei4  der  Vereinigten  ötaaten  verjiagt  wej^e; 

femer  wird  verordnet,  das»  der  Handels-  und  ArbeitssekretÄr  angewiesen  wcnle 
(was  hiennit  geaehieht)*  durch  die  Vennittlung  des  Einwandenmjm*  und  £inbuigerunga> 
amtea  die  snr  DurdirBbroi^  dieser  TerordDOng  notwendigeD  Masn^gda  m  ergrei'feii 
nnd  Vorschriften  und  V^erfaguagen  zu  erlassen  und  aar  Ausführung  zu  bringen." 

a)  Fremde  ans  Japan  und  Korea  stehen  unter  den  allgemeinen  Ein- 

wanderung.sgesctzen. 

b)  Jedem  japauidchen  oder  koreanischen  gelernten  oder  ungelernten 
Arbeiter,  der  an  einem  Seehafen  oder  einem  Landeegrenahafen  der  Ver» 
einigten  Staaten  am  Binlaflg  nachsucht  und  in  seinem  Besitze  einen  von 
der  Regierung  Japans  ansp^estellten  Pass  hat,  der  ihn  bloss  zum  Betreten 
Mexikos,  Kanadas  oder  Hawaiis  berechtigt,  ist  der  Einlass  zu  versagen. 

c)  Wenn  ein  japanischer  oder  koreanischer  Aitteiter  mu  Einlass  nadi- 
sncbt  nnd  keinen  Pees  vorvveist,  so  soll  angenommen  w^den,  1)  dass  er 
bei  seiner  Abreise  von  Japan  oder  Korea  keinen  Pass  besass,  der  ihn 
zum  Betreten  der  Voreinif^ten  Staaten  bereohti^^te,  nnd  2)  dass  or  zu  jener 
2eit  einen  auf  Mexiko,  Xanuaa  oder  Hawaii  beschränk teu  Pasä  besass. 

d)  Wenn  ein  japanischer  oder  koreanischer  Fremder  um  Bänlaas  nach- 
sucht und  einen  Pass  vorweist,  der  ihn  zum  Betreten  der  "Vereinigten 
Staaten  berechtigt,  oder  einen  Pass,  der  nicht  auf  Mexiko,  Kanada  oder 
Hawaii  beschränkt  ist,  so  soll  er  zugelassen  werden,  wenn  sich  heraus- 
stellt, da.ss  er  zu  keiner  der  Klassen  von  Premden  gehört,  welche  durch 
die  allgemeinen  Einwanderangegesetae  an^jesdilossen  sind. 

e)  Wenn  ein  japanischer  oder  koreanischer  Fremder  um  Einlass  nach- 
sucht, und  einen  anf  Mexiko,  Kanada  oder  Hawaii  beschränkten  Pass 
vorweist  und  behauptet,  er  sei  weder  ein  gelernter  noch  ungelernter 
Arbeiter,  so  ist  ein  hinlftnglioher  Beweis  für  diese  Behauptung  zu  fordern, 
damit  ihm  das  Betreten  der  Vereinigten  Staaten  gestattet  werden  kann. 
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f)  Wenn  ein  japanischer  oder  koi*eanischer  Arbeiter  in  seiner 
scbaft  als  gelernter  oder  angelernter  Aibeiter  mit  einem  auf  Mexxko, 
Kanada  oder  Hawaii  beschränkten  Fass  zurückgewieeen  wird,  so  soll  ihm 
das  Recht  gewfthrt  werden,  nntttr  den  gleichen  Bedingnngen,  wie  sie  fttr 
Fremde,  die  auf  Grund  der  allgemeinen  Einwauderuagsgesetze  zurück- 
gewiesen worden  sind,  za  Kecht  bestehen,  au  den  Handele-  und  Arbeits- 
sekrotäi-  zu  appellieren. 

g)  Wenn  ein  gelernter  oder  imgelerater  japanischer  oder  koreanischer 
Arbeiter  auf  dem  festländischen  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  yorgeitmden 
wird,  ohne  von  Rechts  wegen  anf  Grund  einer  Untersuchung  eingelassen 
worden  zu  sein,  ko  ist  zum  Zwecke  der  Feststellung  des  Reclites  des  botr. 
Fremden,  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  sein  und  zu  bleiben,  das  gleiche 
Verfahren,  das  gemftas  den  aUgemeinen  Einwanderungsgesetien  für  die 
Festnahme  imd  das  Verhör  von  Fremden  zm  Anwendung  kommt,  die  sich 
in  die  Verein iL'tfMi  Staaten  eingeschlichen  haben,  7.n  beobachten;  wenn  sich 
herausstellt,  dass  der  betr.  Fremde  zu  der  in  der  obenstehendeu  Ausiührungs- 
verordnung  ausgeschlossenen  Klasse  gehört  ond  nach  dem  14.  M&rz  1907 
nach  den  Vereinigten  Staaten  gekommen  ist,  so  ist  der  Fremde  gemiss 
den  Bestimmungen  der  Artt.  20,  21  und  35  des  am  20.  Febraar  X907 
genehmigten  Kongressgesetzes  abzuschieben. 

h)  Falls  ein  Japaner  oder  Koreaner  auf  Grund  der  obenstehenden 
Ansftihnmgsverordnang  interniert  wird,  oder  ihm  der  BSnlass  versagt 
wird,  so  ist  ihm,  ausser  dass  er  von  dem  il  i:!  zustehenden  Hechte  der 
Appellation  an  den  Handels-  und  Arbeitssekretür  in  Kenntnis  gesetzt 
werden  muss,  mitzuteilen,  dass  er  sich  telegrapliisch  oder  sonstwie  mit 
einem  diplomatischen  oder  konsulai  iächen  Vertreter  seiner  Regierung  in 
Verbindmig  setsen  darf,  imd  es  soll  ihm  Gelegenheit  dasn  gebotoa  wenlen. 

i)  Die  Beamten  des  mit  der  DordiftOiroDg  der  Einwanderungsgesetse 
betrauten  Departements  worden  angewiesen,  bei  der  Anwendimg  dieser 
Vorschriit  peinlich  Borge  dafUr  zu  tragen,  dass  die  gleiche  höüiche  und 
achtnngSTolle  Behandlung,  die  das  Departement  fOr  aUe  Fremden,  welöher 
Natienalit&t  sie  anch  angehören,  vorsehreibt,  den  von  dieser  Vorschrift 
BetrnfPenen  zuteil  werde.  Alle  Beamten  werden  hierniit  erinnert,  dass 
ungleiche  Behandlung  nicht  geduldet  wird,  und  dass  den  unter  diese 
Vorschrift  fallenden  Fremden  alle  die  Höflichkeit  und  Achtung  erwiesen 
werden  mnw,  anf  weldie  die  Angehörigen  von  meistbegflnstigten  Nationen 
Anspruch  haben,  wenn  sie  nach  den  Vereinigten  Staaten  kommen. 

j)  Für  praktische,  verwaltungstechnische  Zwecke  ist  der  Atisdnick 
„gelernte  und  ungelernt©  Arbeiter",  wie  er  in  der  Ausführungsverordnung 
vom  14.  März  1907  gebraucht  wird,  dahin  zu  verstehen,  dass  er  sich  in 
erster  Linie  auf  Personen  besieht,  deren  Arbeit  wesentlich  körperliche 
oder  wenigstens  Handarbeit  ist,  wie  Landarbeiter,  Strassenarbeiter,  Fabrik- 
arbeiter, Akkord arbeitcr,  Rtallknechte.  Lader.  Rtaiier,  Bergarbeiter  u.  s.  w., 
tind  auf  Personen,  deren  Arbeit  in  geringerem  Grade  körperliche,  aber 
immer  noch  Handarbeit  ist,  ond  die  in  hohem  Ghttde  gelernt  sein  kSnnen, 
wie  Ziminei  1(  Ute,  Manrer,  Dachde^er,  Maler,  Schmiede,  Mechaniker, 
Schneider,  Drucker  u.  s.  w.,  aber  der  Ausdruck  soll  nidit  so  vorstanden 
werden,  dass  er  sich  auf  Feisonen  bezieht,  deren  Arbeit  weder  ausdrück- 
lich Handarbeit  noch  mechanische  Arbeit  ist,  sondern  eher  den  freien 
Bemfen  oder  Kttnsten  sich  nfthert,  kaufmftnnisohe  oder  Bnreanarbeit  ist, 
wie  Pharmazeuten,  Zeichner,  Photographen,  Dessinateure,  Verkäufer,  Buch- 
halter, Stenographen,  Schreiber  n.  s.  w.   Diese  Definition  kann  jedoch  ab- 
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geändert  \Af>rden  und  hindert  den  Handels-  und  Arbeitssekrntar  nidit^ 
jeden  einzelnen  fall,  der  auf  dem  Wege  der  Appellation  vor  ihn  gebracht 
wird,  nach  den  besonclereii  Tatmchen  und  ümfllAnden  d«s  Fanes  m  ent- 
floiheiden. 

[22.  Seeleute,  23.  Blinde  Tassagiere,  24.  Eintrittslinfm  In  Kanada, 
25.  Zulassung'  und  Ausschluss  in  kanadischon  Häfen,  2Ü.  Emtntt.shäfen  in 
Mexiko,  27.  Zulassung  und  Ausächluss  m  ALexiko,  28.  Strai'e  für  die  Ein- 
ftahr  von  kranken  Fremden,  39.  Strafe  für  die  Nit^tainUeferung  von  Listen, 
80.  Bericbterstattung  über  Strafen. 

Vorschriften  über  die  Ab  s  c  Ii  i  e  b  u  n  g:  31.  Abzuscbiobende 
Fremde,  32,  Fremde,  die  dem  Gemeinwesen  aus  weiter  zurückliegenden 
üivachen  £iir  Last  fallen,  33.  Aerstiiches  Zeugnis  fttr  solche  Fremde, 
84.  Emkolen  des  Haftbefehb  ftr  die  Abschiebung,  35.  Yei^ahren  bei  der 
Abschiebung,  36.  Abschiebung,  I'nterhaltskosten,  37.  Abschiebung,  Warte- 
personal,  38.  Ziel  der  Abechiebang,  39.  Abechiebnng  mit  Einwilligung 
des  Fremden. 

Vorschriften  Qber  den  DnrchgangsTerkehr:  40.  Fremde 
anf  der  Durchreise,  41.  Kopfsteuer  fllr  Fremdo  auf  der  Durchreise. 

Ve  r  f- r  h  i  c  d  0  n  n  Yr  r  s  c  h  r  i  f  t  e  n  :  42.  Yirhtroiber,  48.  Eidlei.^tung, 
44.  Ansciila^  der  Ei ;i wände runjfrsgesetze,  4Ö.  Offizielle  Ankündigungen, 
46.  Telegraphieren,  47.  Uniformen. 

Statistische  Vorschriften:  I— XXXH] 

B.  BtnzelstMten. 
KaiBBehiiMttiL 

BoodhWsso  l)etr.  eine  Abfindening  der  Bnndesverflissnng,  dnroh 
die  der  göngreü  smn  Bdass  von  Oesetsen  zur  Begelang  der  Arbeits- 
zeit ermächtigt  wflrde.   Vom  28.  (Abgemrdnetenhans)  und  28.  (Senat) 

Februar  1906. 

Nach  Ansicht  der  gesetzgebenden  Behörde  von  Massachusetts  ist  es 
wllnschenswert,  daes  die  Verfassnng  der  Vereinigten  Staaten  so  abgeftndert 
werde,  dass  der  Erlass  Ton  Gesetzen  zur  Regelung  der  Arbeitszeit  in  den 
Einzelstaaten  gemSss  einem  einheitlichen  System  ausdrücklich  zu  den  Befug- 
nissen des  Kongresses  liinzug'efttgt  werde.  Die  Senatoren  und  Abp-eni  dneteu 
des  Oommonwealth  of  Massachusetts  werden  hiermit  aufgefordert,  ihren 
Etnflnss  xu  ▼erwenden,  um  die  Annahme  des  ediwebenden  Besehlnsses,  der 
eine  solche  Abänderung:  der  Verfassung  vorschlägt,  zu  sichern. 

Geluirig  beglaubigte  Ab'^chriften  dieser  Bescblfl.'^Be  sind  vom  Sekretär 
des  Commonwealth  den  Präsidenten  beider  Häuser  und  auch  den  im 
Kongress  vertretenen  Senatoren  und  Abgeordneten  des  Comm<mwealih  lu- 
snstälen. 

VIII.  France.  Frankreich. 

1.  Lei  du  29  d^cembre  1 905  sur  la  Caisse  de  pr^voyaoee 
des  marine  fran^ais  contre  les  risques  et  accidents  de  leur 

profession.         d    l'O.  d.  T.,  XITT,  N     "2   fV  v:  ier  irM)«:.  r    171  —  178.) 

Gesetz  über  dio  Vorsorgekasse  der  üronzösisohen  Seeleute  gegen 
die  Oeii»bren  und  Unialle  ihres  Berufes Vom  2d.  Dezember  lUOö. 

I)  B.  Bau.  Bd.  V  B.  LXTV  (Einleitang). 
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Erster  Titel. 

Schaffung,  Beitrüge,  Leiatungen  der  Kasse. 

Art.  1.  Es  wird  für  die  französischen  beeieute  eine  nationale  Vor- 
sorgekasse zur  VeFsioberong  gegen  die  Gefahren  and  UnfUUe  ihres  Berufes 
errichiet  und  dar  Harine-InvaUdemkaflse  angegliedert,  jedodi  mit  nnab* 
hftngiger  Existenz. 

Dieser  Kasse  gehören  obligatorischer-  und  ausschliesslicherweise  an : 
alle  2um  Seedienet  Eingeschriebenen  (^inscrits  maritimes )  vom  Alter  von 
10  Jahren  an,  sowie  die  nicht  eingeschriebene  Bemannung  aller  französi- 
schen Seefahrzeuge  mit  Ausnahme  der  Kriegsschiffe  oder  der  anssdiHesS- 
lieb  für  den  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Schiffe. 

Art.  2.  Die  Kasse  ist  mit  dem  Beohte  der  joristiaohen  Penon  aus- 
gestattet.    Sie  wird  gespeist: 

1)  aus  der  Steuer,  welche  von  den  Schiffseigentümem  oder  Beedem 
an  erlegen  ist; 

2)  aus  dem  Beitrag  der  Versicherton; 

3)  ans  Geschenken  und  Vermachtnissen  von  Privatpersonen  und  ans 
allfaUigen  Zuschüssen  von  Departementen,  Gemeinden,  öffentlichen  Anstalten 
oder  Vc««inen; 

4)  ans  einer  Subvention,  die  den  Fonds,  welche  ans  dem  6-proaentigen 

Abzug  an  den  Handelsmarinepr&mien  gebildet  werden,  zu  entnehmen  und 
alljährlich  vom  Marinomiuistor  festzusetzen  i.st ;  die  Subvention  darf  den 
Betrag  von  zwei  Dritteln  dieser  Fonds  nicht  überschreiten; 

6)  ans  einem  Abzog  von  hOdbetens  60  cts.  anf  100  frs.  an  den 
MateriaUieferungs Verträgen  der  Marine; 

6)  aus  den  Zinsen  der  Kapitalien  der  Kasse; 

7)  wofern  diese  Mittel  nicht  hinreichen  sollten,  aus  unverzinslichen 
Staatsvorschüssen,  die  später,  wenn  hiureichende  Mittel  vorhanden  sind, 
in  j&lirlichea  Baten  absusahlen  sind. 

Geschenke,  Vermächtnisse  und  Untersttttznngen  dürfen  auch  an- 
genommen werden,  wenn  sie  ausdrücklich  zu  ZiischuBsentschädigungen, 
-Unterstützungsleistungen  oder  -reuten  in  bestimmten  Fällen  oder  zu 
Gunsten  besonders  genannter  Gegenden  bestimmt  sind. 

Art.  8.  Der  von  Bingesdiriebenen  nnd  Nicdtteingeeehriebenen  sa  er* 
legende  Jahresbeitrag  wird  fest^setzt  wie  folgt: 

1)  Für  die  Eingeschriebenen  oder  Nichteingeschvichpnen ,  welche  an 
der  langen  Fahrt,  an  der  internationalen  Küstenschiflahrt  (cabotage  inter- 
national) oder  an  den  grossen  Fisclizügeu  (grandes  pechesjj  teilnehmen : 

OfE^erspersonal  oder  Personal  gleidien  Banges  1  fr.  anf  100  frs.  der 
in  der  Musterrolle  angegebenen  Besoldung, 

Nichtoffizierspersonad  75  cts.  auf  100  frs.  der  in  der  Musterrolle  an- 
gegebenen Besoldung. 

Die  Kapitäne,  weldhe  iSand^kschüfe  ko<nniandieren,  haben  ausserdem 
noch  den  gleichen  Beitrag  ftr  alle  Extraprofite  zu  entrichten,  wie  be- 
sonders für  Kaplaken  j'(diajieau),  Primgelder.  Die  Beitragspfiicht  der  Obor- 
maachinistea  erstreckt  sich  auch  auf  die  Prämien,  die  ihnen  für  Kohlen- 
ersparnis zuerteilt  werden.  Im  Falle  von  Verheimlichungen  oder  falschen 
Angaben  werden  die  Beiträg»  auf  den  dreifaolien  Betrag  der  hinteraogenen 
Bnmme  erhttht» 
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3)  Für  die -fiiiigescbnebeQeii  oder  Nicbteingeschriebenen,  welche  die 

französische  Küstenschiffahrt  fcahota^e  fran^ais) ,  die  Hochseeli'^rliprei 
(peche  au  lar^e),  den  Lotoendienat  (pilotagey.  den  engeren  K.üsteudieust 
(boruagej  oder  die  Eleinfischerei  (petite  pecbe)  betreibeii: 

Kapit2.n,  Meister,  OfiBzier  oder  Personal  gleicbeii  Ranges,  75  cts.  im 
Monat; 

Patron  tind  Lotse  oder  Personal  gleichen  langes,  40  cts.  im  Monat; 
llatrose  oder  Personal  gleichen  Ranges,  öi»  ctö.  im  Monat: 
ScbiÜ'sjuuge  (novicej   oder  Personal  gleichen  Banges,   20  cts.  im 
Monat; 

Sdiiffsjonge  (monMe)  oder  Personal  gleichen  Ranges,  10  cts.  im 
Monat. 

Art.  4.  Die  Eigentümer  oder  Peeder  von  Schiffen,  welche  für  die 
lange  Fahrt)  die  internationale  Küsteuschifi'alirt,  die  grossen  Fiscbztige, 
die  HochBeefisclierei  und  die  Eleinfisdberei,  den  Lotsendienst  und  den 
engeren  Ktlatendiensr  ausgorüstet  .siniJ.  sowie  die  Eigentümer  von  Ver- 
"rnflEning.'^bootcn,  welche  eine  Mustei-iolle  oder  einen  Schiffahrtsschein  (jiermis 
de  na\'igation)  führen,  sinrl  znr  Zahlung  einer  Taxe  von  3,Ö0  irs.  auf  1(X)  frs, 
der  Besoldungen,  die  für  die  in  Art.  1  auigeführten  eingeschriebenen  und 
niditeingeschriebenen  Seeleute  in  der  Musterrolle  angegeben  sind,  rer- 
pflichtet. 

Die  Eigentümer  oder  Reeder  von  Schiffen,  deren  Bemannnng  Gewinn- 
anteil bezieht  (sont  arm^  4  la  part),  sind  zur  Zahlung  einer  Taxe  ver- 
pflichtet, die  den  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  11.  April  1881  monatlich 
in  die  LaTalidenkasse  einzüsahlenden  Betragen  entspricht. 

Wenn  ifie  l^entUmer  von  Schiffen,  welche  zur  Hochseefischerei,  zur 
Kleinfi.<5oherei,  zum  Loteendienst  oder  zum  ougeren  Kü-stendienst  bestimmt 
sind,  ihre  Schiffe  selbst  befehligen,  so  sind  sie  von  der  im  vorhergehenden 
AbeatB  genannten  Taxe  befreit  nnd  haben  nnr  ihren  persönlichen  Beitrag 
nadi  Art.  3  sa  entrichten. 

Witwen  und  Waisen  von  solchen  Schiffseigentflmem  haben  an  der 
selben  Befreiung  teil. 

Die  Waisen  stehen  im  Genüsse  der  Befreiung  bis  zum  Alter  von 
16  Jahren  und  so  lange,  bis  das  jüngste  der  Kinder  diosea  Alter  erreicht  hat. 

Art.  5.  Werden  die  Versicherten  von  Verletzungen  betroffen  oder  von 
Brlaraakangen  befallen,  die  ihre  Ursache  nnmittelbar  in  Bem&nnftllen 

oder  Berufsgefahren  haben,  welchen  die  Seelente  wlhrend  ihrsr  Anstellung 
auf  r^rrt'-m  frürtzrs-ischen  Schiffe  atisgesetzt  gewesen  sind  oder  welche  in 
engem  Zusammeuhaug  damit  stehen,  so  haben  sie  Aurecht  entweder  auf 
«ine  Invaliditfttsrente  oder  eine  Tagesentschädigung,  die  nach  Massgabe 
des  vorliegendem  Qeeetse  beigegebemen  Tarifee  anter  den  im  folgenden 
«a%eführten  Bedingungen  festgesetzt  werden: 

Wenn  die  erworbene  Arbeitsunfähigkeit  vollständig  und  danemd  ist, 
80  erhalten  die  Versicherten  eine  Invaiiditätdrente  1.  Grades. 

Wenn  die  Arheitsnnf^higkeit  swar  danemd,  aber  nnr  partiell  ist,  er- 
halten sie  eine  Invaliditätsrente  2.  Grades. 

Wenn  die  Arheit.><unfcihiglceit  nur  vorühergehend  ist,  erhalten  die 
Versicherten  während  der  Dauer  der  Arbeitsuufähigkeit  eine  Tageaent- 
soh&digting,  die  auf  Grund  der  im  obenerwähnten  Tarif  fUr  die  Invalidität^- 
ratten  X.  Grades  angeftlhrten  Ansfttse  berechnet  wird. 


Digitized  by  Google 


—  92  — 


Die  gleichen  Versicherten  können  wahrend  2  Jahren  nach  ihrer  Auß- 
schifftmg,  unbeschad(^t  einer  oder  mehrerer  späterer  lieisen,  ihre  Rechte 
und  die  ilirer  liechtsnachfolger  wahren,  wenn  aie  vor  jeder  neuen  Heise 
Uiren  GegnncUieitBsastftnd  von  dem  dnrcli  die  SeebehOrde  besaichneten 
Arzte  fiMtstellen  lassen. 

Wenn  die  datiernde  partielle  ArbeitstinfHhigkeit  im  Lanfe  der  2  Jahre 
infolge  des  ursprünglichen  Unfalles  in  dauernde  und  vollstäiidi<ie  Arbeits- 
unfähigkeit übergeht,  so  hat  der  Versicherte  ein  liecht  auf  Kevision  seines 
Falles  and  auf  die  Znsprechimg  einer  Invaliditfttsrente  1.  Grades. 

Keinerlei  Rente  oder  Entschildi^ang  erhftlt  der  Versicherte,  der  den 
Unfall  oder  die  Krankheit  vorsätzlich  h erb oiti'^^ führt  hat.  Der  Beweis 
dafUr  f^llt  zu  Laoten  der  Partei,  welche  den  Vorwurf  betrügerischen 
^mdelns  erbebt. 

Art.  6.  Auf  eine  nach  Mass^abe  des  obengenannten  Tarifs  festen- 
setzende  Kcnte  haben  ebenfalls  Ansj^ruch :  die  V^^itwen  der  Versicherten, 
die  aus  den  Ursachen  und  unter  den  Mmständen,  wie  sie  im  vorhergehenden 
Artikel  genannt  sind^  getötet  worden  oder  umgekommen  sind  oder  die  an 
den  Folgen  der  im  obengenannten  Artikel  erwftlmten  Verletsrangen  oder 
Krankheiten  gestorben  sind,  vorausgesetzt  jedoch,  dass  die  Heirat  in  die 
Zeit  Tor  dem  Eintritt  der  Verletzung  oder  dem  Aasbraoh  der  Krankheit 
fkllt. 

Wenn  die  Frau,  welche  aof  die  in  diesem  Artikel  au^^gesetzten 
Renten  Ansprach  bat,  eich  wieder  verheiratet  nnd  wieder  Witwe  wird,  so 

kann  sie  auf  Grund  dieser  zweiten  Ehe  keinen  Anspmdi  anf  eine  zweite 
Rente  gleicher  Art  wie  erste  erheben,  es  sei  denn,  aie  Tttrsichte  auf  die 
Rente,  in  deren  Genuss  sie  sich  bereits  befand. 

Auf  dieselbe  Rente  haben  Anspradi  die  Witwen  der  Venneherten, 
welche  im  Besitze  einer  der  in  Art.  5  genannten  Renten  Stehen,  wenn 
die  Heirat  in  die  Zeit  vor  dem  Unfall  oder  der  Krankheit,  welche  die 
Gewährung  dieser  Kente  veranlasst  hat,  fällt. 

Keinerlei  Kente  empfangt  die  Prau,  welche  geschieden  oder  gegen 
welche  die  Trennung  von  Tisch  nnd  Bett  ausgesprochen  worden  ist 

Art.  7.  Nach  dem  Tode  des  Vaters  und  der  Mutter  oder  wenn  die 
verwitwete  Mutter  gemäss  dem  letzten  Absatz  ^Ip^-  vorhergehenden  Artikels 
ihren  Anspruch  auf  eine  Rente  verwirkt  hat,  erhalten  die  Waisen  der 
Venicberten,  welche  unter  den  im  vorhergehenden  aufgeführten  Umständen 
gestorben  sind  oder  im  Besitse  einer  InT^ditfttsrente  standen,  ohne  Back« 
sieht  auf  ihre  Anzahl  und  bis  das  jüngste  Kind  ein  Alter  Ton  16  Jahren 
erreicht  hat,  eine  einmalif!:e  jährliche  Unterstfityiung  (Becours  annnel  uniqne) 
von  der  Höhe  des  Betrags  der  Reute,  welche  ihr  Vater  empfangen  hat 
oder  empfangen  bfttte. 

Gleicherweise  nnd  unter  denselben  Umständen  f^illt  als  jlbrliehe 
Unterstützung  von  Vaterseire  her  verwaisten  Kindern  die  Witwenrente 
zu,  die  infolge  der  iremäsa  Abs.  2  des  vorhergehenden  Artikels  von  der 
Mutter  getroffenen  Wahl  frei  geworden  ist.  Jedoch  sind  in  diesem  Fall  die 
Baten  der  jährlichen  Untersttttsungssahlungen  der  Mutter  und  Vormttnderin 
der  Waisen  zu  entrichten. 

Die  natürlichen  Kinder,  die  vor  dem  Entstehen  der  Verletzung  oder 
dem  Ausbruch  der  Krankheit,  auf  welche  sich  der  Anspruch  gründet, 
anerkannt  worden  sind,  nehmen  in  demselben  Masse  Anteil  an  der  Unter- 
stützung wie  die  legitimen  Kinder. 
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Jedesmal,  wenn  eines  der  alteren  Kinder  das  Alter  von  16  Jahren 

eirTeic"ht,  wird  sein  Anteil  auf  die  jüngeron  umgelegt 

Handelt  es  sich  um  Waisen  aus  veräcluedeuen  Ehen,  die  unter  sich 
«der  mit  der  Witwe  konkurrieren,  so  findet  die  Verteilung  ähnlich  wie 
bei  der  Halbsoldverteilung  statt,  unter  dem  Vorbdhelt  der  im  2.  Abeet« 
▼erliegenden  Artikels  auf^eführtön  Re.stimmnng. 

Art.  8.  Don  Vcrsichorton  und  ihron  Witwen,  die  Anspruch  auf 
solche  nach  Art.  ö  und  zu  gewährende  Beuten  und  Unterstützungen 
baben,  wird  fOr  jedes  Kind  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  ein 
^Mter  Jahreszuschuss  von  50  frs.  zugesprochen. 

Art.  9.  Wenn  die  Versicherten  weder  Witwen  noch  Waisen  hinter- 
lassen, so  wird  ihren  Aszendenten  ersten  Grades  aui  Lebenszeit  eine  jiihr- 
liche  Unterstützung,  deren  Höhe  in  dem  vorliegendem  Gresetze  beigegebenen 
Tarife  fesigeeetit  ist,  ▼erabfolgt 

Im  Falle  vorzeitigen  Ablebens  eines  Aszendenten  1.  Grades  wird  die 
Unterstützung,  die  dorn  verstorbenen  Aszendenten  verabfolgt  worden  ist 
oder  verabfolgt  worden  wäre,  auf  etwaige  Aszendenten  höheren  Grades 
in  derselben  Famüie  fibertragen;  sie  wird  mt  gleiehen  Teilen  anter  diese 
Aszendenten  verteilt,  mit  Heimfall  an  den  oder  die  üeberlebenden. 

Die  in  gegenwartigem  Artikel  genannten  Unterstützungen  werclen  nur 
Aszendenten ,  die  weni^'-tenö  60  Jahre  ult  ^^ind  und  Anspruch  auf  eine 
Alimentierung  (pension  aLimentaire)  gehabt  hätten,  gezahlt.  Zudem  kann 
derselbe  Assendent  nicht  anf  mehr  als  eine  der  anf  Grand  vorliegenden 
Artikels  verabfolgten  UnterstQtzungen  Anspruch  erheben. 

Art.  10.  Die  auf  Grund  der  vorhergehenden  Artikel  gewährten 
Kenten  und  Zuweisungen  sind  unabhängig  von  den  Militär-  oder  Zivil- 
pensionen, den  sogenannten  Halbsold-  oder  den  daraus  abgeleiteten  Pen- 
eiomen,  sowie  den  Waisemmtarstfitnmgen,  welche  aas  den  Staatsfonds 
oder  den  Mitteln  der  Marineinyalidenkasse  bestritten  werden. 

Jedoch  kennen,  wenn  mi«isbränchliohe  oder  betrögerischo  Handinngen 
entdeckt  worden  sind,  die  Invalidenrenten  nach  dem  Antrag  des  besonderen 
Vttwaltungsrates  der  Vorsorgekasee  gekttrzt  oder  entaogen  werden. 

Wenn  ein  Versicherter,  der  Anspruch  auf  eine  Invalidenrente  2.  Grades 
hat,  trotzdem  er  seinen  Seedienst  berufsmässig  weiter  versehen  hat,  nicht 
imstande  gewesen  ist,  im  Alter  von  55  Jahren  die  Zeit  des  8eedienstes 
zusammenzubringen,  welche  nach  dem  Gesetz  vom  11.  April  lb81  zum 
AuBprndi  anf  eine  sogenannte  Halbsoldpension  ans  deit  IMüsrineinvaliden» 
kasse  erforderlich  ist,  so  ist  er  berechtigt,  seine  Invalidenrente  2.  Orades 
in  eine  Invalidenrente  1.  Grades  umwandeln  zu  lassen. 

Art.  11.  Die  oben  gegebenen  Bestimmungen  hindern  die  Versicherten, 
ihre  Bechtsnachfolger  oder  die  ihre  Hechte  vertretende  nationale  Vor- 
eoTgekasse  nicht,  die  Personen,  die  nach  Qesets  für  den  Unfall  oder  die 
Krankheit  verantwortlich  sind,  gerichtlich  zu  vorfolgen. 

In  Abweichung  von  den  Artikeln  1384  des  bürgerlichen  Gosotzl)uches 
und  216  des  Handelsgesetzbuches  ist  der  Reeder  oder  der  Eigentümer 
des  Sduffes  von  der  sivilrechtliohen  Haftung  fttr  Vergehen  des  Eapitftns 
oder  der  Mannschaft  befreit.  Er  ist  nnr  ftlr  persönliches,  vorsfttüiches 
oder  unentscliuldLares  Vergehen  haftbar,  und  unter  Abzng  der  von  der 
Vorsorgekasso  geschuldeten  Entschädigungen  und  Renten. 

Derselbe  Abzug  wird  zu  Gunsten  eines  Versicherten  vorgenommen, 
der  gegenüber  einem  andeni  Versioherten  ftr  persönlich  haftbar  erkl&rt  wird. 
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Entschädigungen  von  weiten  Dritter  hingeL'f'n  werdMi  von  dta  durch 
die  Vorsorgekaääe  2u  leiäteuUen  Zahlimgen  abgezogen. 

Die  Veraicherteu,  Kapit&ne  odAr  Mannscbaft,  sind  nur  in  dem  Masse 
und  unter  den  Bedingungen  sa  Schadeneraate  verptfliditety  wie  oben  ftr 
den  Boeder  oder  den  Bigentttner  engegeben  iat 

Art.  12.  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  verabfolgten  Renten  und 
BonstiL'<^n  Znwäisungeu  sind  onfibertragbar  und  unp^Uidbar. 

bie  lauieu : 

ftlr  die  Versieherfeen)  die  auf  Seliiffen  dieneOf  die  Eigentum  des 
FatrouB  oder  seiner  Witwe  sind,  vom  Tage  ihrer  Landung  an; 

für  die  sonstigen  Versic^herten  vom  Tage  an,  an  dem  die  Lolinxalllnng 
aufgehört  hat,  gemäsa  Art.  216  des  Handelsgesetzbuches; 

für  die  Witwen,  die  Waisen  und  ihre  Aszendenten  vom  Tage  des 
Todeafalls  an,  auf  welchen  die  Ansprache  eich  grflnden,  oder,  ftiUs  der 
Versicherte  auf  der  See  verachwunden.  ist,  vom  Tage  an,  da  die  lotste 
Kunde  von  ihm  kam. 

Verurteilungen  zu  entehi*enden  »Straten  oder  zu  Zuchthausstraten  von 
mehr  als  0  Monaten  bedingen  die  Einstellung  der  ZaUnng  der  Renten 
oder  sonstigen  Zuweisungen  wahrend  der  Dauer  der  Strafe.  Im  Falle  der 
Rehabilitation  oder  der  Hegna<Hgung  oder  nach  Ablauf  der  Strafe  wird 
die  Zahlung  wieder  anfiienoninien. 

Während  der  Eiu.Mtellung  der  Beuten  oder  sonstiger  Zuweisungen 
erhalten  die  IVau  oder  die  Kinder  des  Berechtigten  an  seiner  Statt  den 
Betrag  der  dem  Zeitranm  der  Einstellung  entsprechenden  Baten. 

Art.  13.  Die  Zahlung  der  der  Vorsorgekasse  obliegenden  Benten 
und  jälirliclien  Unterstützungen  wird  sichergestellt: 

1^  durch  die  fünf  in  Art.  2  vorgesehenen  Arten  von  Einnahmen  im 
Jahr,  mit  Ausnahme  der  Oesdienke,  Vermftohtnisse  nnd  ünteratHteangen, 
welche  zu  besonderen  ergänzenden  Zwecken  bestimmt  sind; 

2)  nötigenfalls  durch  die  Entnahme  eines  gewissen  Betrages  aus  dem 
gemSps  Art.  14  dieses  Gesetzes  gebildeton  Re.servefonds ; 

3)  fall»  diese  Mittel  nicht  hinreichen,  durch  rückzahlbare  Staatsvor- 
sdhttsse  von  der  Hohe  des  Defizits. 

Art.  14.  Wenn  der  Ertrag  der  jährlichen  Einnahmen  der  Kasse  die 
zur  Entrichtung  der  Renten  und  Unterstützungen  nötige  Summe  i'Iberstaigt» 
so  wird  aus  dem  Uebersclins?!  eine  Keserve  gebildet,  zu  dem  Zwecke,  bis  zn 
einem  gewissen  Betrag  die  Detizite  zu  decken,  welche  später  entstehen 
könnten,  und  die  Staatsvoxsehttsse  surdcksuerstatten. 

Falls  infolge  des  Anwachsens  des  Besetz efonds  die  finanzielle  Lage 
der  Vorsorgekasse  dies  gestatten  sollte,  so  krmnen  auf  dem  iu  Art.  16 
bezeichneten  Wege  die  Beiträge  sowie  die  entsprechenden  Taxen  herab- 
gesetzt weiden. 

Art.  15.  Wenn  der  Ertrag  der  jährlichen  Einnahmen,  wie  sie  unter 
Ziffer  1  und  2  des  Art.  18  aa%efilhrt  sind,  nicht  hinreicht,  um  die  Aus- 
gaben des  Jahres  zu  besti'eiten,  und  der  Staat  genötigt  ist,  das  Defizit 
mit  Vorschüssen  zu  decken,  so  sind  diese  Vorscliüsse  dem  Staate  zurück* 
zuerstatten,  sobald  die  Einnahmen  die  Ausgaben  überschreiten. 

Art.  16.  Die  Holm  der  iu  Art.  14  genannten  Herabsetzungen  sowie 
der  Betrag  der  Bttckvergtttung  an  den  Staat  werden  duidi  einen  Erlass 
bestimmt,  der  naoh  dem  VorecUag  des  Marine-  und  des  Finansministeis 
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«qI  «inen,  dahüogdienden  Antrag  des  in  Art.  18  eingflMtitoo  Verwaltnngs- 

rates  zu  enrphen  hat.  Die  Abäiideniugen  der  An8ftt86  gieltttB  yon  t.  Juuiar 
des  dem  betr.  Erlasse  folgenden  Jahres  aa. 

Zweiter  Titel. 
Verwaltung  der  Kasso.    Verschiedene  Bestimmungen. 

Art.  17.  Der  Marinemini.ster  ist  beauHragt,  mit  Hilfe  der  Beamten 
und  des  PeriionalB,  welches  die  Verwaltung  und  die  f  üLrung  der  Marine- 
invalidMdkMse  besoigtr  di«  Voraorgekaaso  sm  führen. 

Die  finanzielle  EontroU«  der  Anstalt  liegt  in  den  Händen  der  Ober- 
kommission  der  Mnnnemvali'deDanstalt  (oommission  8iq>^iieiire  de  l'^tabliBBe^ 
meut  dm  invalidos  'it-  1;l  .Manne). 

Art.  18.  Ee  wird  beim  Manueministehum  ein  besonderer  Verwaltungs- 
mt  der  Voiaoig«k«88e  (oonseU  d'admimstaration  ap^dal  de  la  caiBM  de 
pr^Toyanee)  geediaffi^n. 

Dieser  Rat  besteht  ans: 

1)  2  Senatoren  und  2  Deputierten  (einer  davon  Vor^tasender)|  die  vom 
MarineuiLDister  ernannt  werden; 

2)  2  Vertretei-n  des  oberen  Bates  der  Invalidenanstalt,  die  von  diesem 
Bete  beaeiehnet  werden; 

3 1  einem  Staatsrat  und  einen  Mitglied  dee  Beehnungshofeef  die  vom 
Marineminister  ernannt  werden ; 

4)  dem  Direktor  der  Handelsmarine  und  dem  Administrator  der  In- 
vaUdenanstalt,  als  HitgUedera  von  Rechts  wegen ; 

5)  5  Vertretern  der  Reeder  und  5  Vertretern  der  Versicherten^  die 
von  den  bezüglichen  KoniItee.=^  oder  Syndikaten  ernannt  werden,  nnd  zwar 
einem  Kajiitäln  der  langen  Fahrt,  einem  Vertreter  der  MaschinenoitiKiere^ 
einem  Eingeschriebenen  des  Deck-  oder  des  Maächinenpersonals,  einem 
AngekOrigen  des  allgemeinen  Dienstpersonals  nnd  einem  Fischer. 

Die  in  Abs.  1,  2,  8  nnd  5  genannten  Ifitglieder  werden  anf  8  Jahre 
ernannt 

Dieser  Verwaltnngsrat  ist  bojsondei's  Über  Vorwondung  und  Anlage 
der  Fonds  der  Vorsorgekasse  zu  befragen,  und  hat  sich  über  Fragen  und 
VorseU&ge,  weldie  die  Organisation  nnd  Beglementiemng  dw  Anstalt  be> 
treffeni  an  ftnssem. 

Art.  19.  Der  Berechnung  der  Taxen  und  Beitrftge,  die  nach  Art.  S 

und  4  erhoben  werden,  sind  die  von  der  Marineverwaltung  aufge.stellten 
Desarmierungsrolleu  (röles  de  desarmement)  der  Schiffe  und  Fahrzeuge  zu 
Grunde  zu  legen. 

Die  gleidien  VmrsehrKften,  die  fttr  den  Einnig  der  der  Harineinvaliden- 
ka^  geschuldeten  Qebtthrsn  bestehen,  gelten  auch  ftr  den  Einxng  d«r 
Taxen  und  Beiträge. 

Art.  2u.  Wenn  ein  Versiebertor  soiuo  An.s]irüche  auf  eine  der  in 
Art.  5  genannten  Zuweisungen  geltend  machen  will,  so  hat  er,  bei  VerluBt 
seiner  Klage,  binnen  6  Monaten  nach  seiner  Anssohiffong  oder  seiner  Ttüdk" 
kehr  nach  Frankreich,  \\enn  er  im  Ausland  oder  in  den  Kolonien  aasge- 
schifft  wird,  an  den  Adminintrator  der  8ee-Einsohreibnng  i'adniinistrateor 
de  riuscription  maritime)  ein  sohriftlicheö  oder  mündliches  Gesuch  ZU 
richten,  über  welches  ihm  ein  Empfangsschein  ausgestellt  wird. 
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Dssselbe  Gesuch,  über  welches  ebenfalls  ein  Empfangsschein  ans- 
sr(»stellt  -vrird,  ist,  bei  Verlust  der  Klage,  binnen  einem  Jahr  vom  Todestag- 
des  Vei'sicherten  an  oder  binnen  2  Jahren  vom  Tage  an,  da  die  letzte 
Kunde  von  ihm  kanii  falb  er  auf  der  See  Terachwaaden  ist^  von  der  Witwe, 
den  Waisen,  den  Assendenten  oder  den  Vormflndem,  WMche  die  Wohltat 
der  Art.  n — 10  anrufen,  zu  stellen. 

Im  Fallo  des  Verschwunden.sein.s  wird  das  Gesuch  in  Rehandlung 
gezogen,  gobaid  der  Entächeid  des  Marineuiiniäter»  gefallen  ist,  worin  da« 
Venohwinden  dee  Seenuamea  oder  der  Untergang  dee  Sehüfee  oder  Falir* 
seuges,  auf  dem  er  sich  befand,  mit  Mann  und  Maus  festgestellt  wird. 

Ein  öffentliches  Verwaltunf^refflpnient  bezeichnet  die  Beweisstücke, 
welche  zur  Erwerbung  des  Pensionsreuhtos  vorzulegen  sind,  sowie  die 
Pristen,  innerhalb  deren  diese  Beweisstücke  vorgelegt  werden  sollen.  Was 
die  iQT^diditfttarente  und  ihre  in  Art  5  vorgeseheae  Bevision  belrifit,  so 
wird  die  Behandlung  des  Gesuches  auch  die  Untersuchung  durch  die  in 
Art.  1  des  Gesetzes  vom  11.  April  1881  vorgesehene  Spezialkommission 
nnd  die  Feststellung  der  Tatsache  durch  diese  Kommission  in  sich 
Behliesseiii  daae  der  Znatand  des  Gesnchstalleni  von  den  Ursachen  heirahrt 
nnd  die  Folgen  mit  sieh  bringt,  die  in  Art  6  anfgeAlhrt  sind. 

Art.  21.  Dia  Oawihmng  der  Invalidit&toeaten  and  der  daraus  ab- 
geleiteten Witwenpensionon  und  Unterstützungen  an  Waisen  nnd  AsTien- 
denten  geschieht  nach  dem  für  die  Einriohtong  der  sogen,  ü&lbsoldpeusion 
geltenden  Verfahren. 

Die  Tagesentsoh&digtmg  wird  ohne  weiteres,  nadidem  eine  dringlit^e 
administrative  Untersuchung  stattgefunden  hat,  auf  die  Verfügung  des 
Quartieradministrators  (administrateur  du  quartier)  mit  Vorbehalt  des 
Eekurses  au  den  Marineminister,  fUr  einen  Zeitraum  von  nicht  mehr  als 
4t  Monaten  gewfthrt. 

Nach  Ablauf  dieser  Zeit  kann  sie  anf  einen  dahingehenden  Antrag 
der  in  Art.  1  des  Gesetzes  vom  11.  April  1881  vorgesehenen  Unter- 
such nnorskommission,  durch  rainistoriPÜf»  Verfflgung  in  eine  alle  ^fo-natp 
zu  erneuernde  Knt.schädigung  umgewandelt  werden;  jeder  Erneuerung  hat 
eine  Untersuchung  vorauszugehen.  Drei  Jahre  nach  Erlass  der  im  vor- 
hergehenden Sats  genanntMi  ministeriellen  VerAlgang  wird  diese  emener- 
bare  Entschädigung  entweder  aufgehoben  oder  nach  einer  nochmaligen 
Untprsnrhuug  gemäss  dam  vorhergehenden  Artikel  in  eine  Invaliditfttsrents 

nmge\^  andelt. 

Der  in  Absatz  2  diesem  Artikels  genannte  liekurs  au  den  Minister 
hat  binnen  8  Tagen  nach  der  Beikanntgabe  der  vom  Qaartieradministrator 
getroffenen  VerlSgong  zn  erfolgen. 

Art.  22.  Die  Gelder  der  nationalen  Vorsorgekasse  werden  in  Staats» 
renten,  Staat-^papiercn  und  staatlich  garantierten  Obligationen  angelegt. 

Die  Gelder,  welche  beim  Erlass  vorliegenden  Gesetzes  das  auf 
Gmnd  des  Qesetses  vom  21.  April  1898  geschaffene  Garantiekapital  dar- 
stellen, sind  in  derjenigen  Wertform,  in  der  sie  sich  alsdann  befinden,  d.  h. 
in  Staatsrenton,  Staatsiiapioron  oder  staatlich  garantierten  Obligationen 
dem  in  Art.  14  genannten  IJoservet'onds  einzuverleiben. 

Art.  23.  Auf  der  Zentraiverwaltung  der  Mariueinvalidenanstalt  wird 
ein  Stammregister  geführt,  in  welches  die  Beuten  und  die  jährlichen 
Unterstfitsnngen  nadi  Massgabe  ihrer  Smchtnng  eingetragen  warden. 
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Dem  Berechtigten  wird  eine  Bescheinigung  der  Eintragung  mit  or- 
knndliehem  Quinkter  wngwhindigfc. 

Art.  24.  Die  Baten  der  Leibrenten  und  der  jlturliehen  Untetettttnogen 
der  nationalen  Voraoigekasse  werden  vierte^'fthrlich  gegen  Verweieong  eines 
Lebenaaeiignisses  ausgezahlt. 

Art.  25.  Wenn  die  Raten  drei  Jahre  lang  nicht  reklamiert  werden, 
so  werden  die  Kenten  und  jährlichen  Unterstützungen  aus  dem  ^tamm- 
rtgitfter  geetrichen ;  ihre  WiederherBtellnng  gibt  kein  Recht  auf  die  Nadi- 
»ahfimg  Ton  Raten,  die  in  die  Zeit  vor  der  Reklamation  fallen. 

Den  gleichen  Verlust  erleiden  Erben  oder  RechtsnacLfolijor  von  Renten- 
berechtigten, die  binnen  drei  Jahren  uach  dem  Tode  der  Kontenberechtigten 
die  iluen  Rechtsanspruch  begründenden  Beweisstücke  nicht  vorgelegt 
haben. 

Die  nicht  bezahlten,  aber  binnen  di'ei  Jahren  nach  dem  Tode  des 
RentcnberechtigteD  reklamierten  Eentenraten  unterliegen  nnr  der  fünf- 
jährigen Verjährungsfrist. 

Art»  26.  Die  Zivilstandsakten,  die  Zeugenurkunden  und  andere  Doku- 
iMnte,  die  mr  Barcitftthrang  iKeses  Geeetses  erferderiieli  eind,  werden 
I         von  den  Mairee  nnd  den  Be<£t8beiBt&nden  der  Seelente  (8}nidics  dea  gene 
I         de  nicrl  nnentgeltlich  abgegeben  nnd  sind  von  Stempel-  nnd  Begister- 

gebübrou  beireit, 

Arr.  27.  Die  für  die  Liquidation  und  Zahlung  der  sogen.  Halbsold- 
Pensionen  in  Kraft  stehenden  Vorschriften  gelten,  soweit  nicht  im  vor- 
Ikgenden  Oesets  besondere  Bestimmnngen  enthalten  sind,  auch  flfr  die 
ans  der  nationalen  Vorsorgekasse  yerabfolgten  Renten  und  Unterstützungen. 

Art.  28.  Die  nationale  Torsorgeka.'^.se  trJlgt  die  besonderen  Ter- 
waltungskosten,  welche  ihr  Betrieb  mit  sich  bringt,  jedoch  Itirfen  die  Aus- 
gaben flir  Personal  und  Material  des  Zentraldienstes  in  Paris  1  ProK.  der 
darchachnittlichen  Einnahmen  der  Kasse  wfthrend  der  drei  voransgehendMi 
Jahre  ihres  Botriobos  uicht  überschreiten. 

Art.  29.  Die  Kenten  und  die  bezfigUchen  Zuschüssn,  sowie  die  jähr- 
lichen Untcrbtützungeu,  welche  vor  dem  Erlass  des  vorliegenden  Gesetzes 
2ur  Auszahlung  gelangt  sind,  sollen  nach  den  Ausätzen  der  beigegebeuen 
nenen  Tarife  Tereinlieitlieht  werden. 

Die  Renten  tmd  Zuweisungen,  welohe  in  AusfOhning  des  Art  10  des 
Gesetzes  vom  21.  April  1898  halbiert  worden  sind,  sollen  wieder  ganz 
hergestellt  und  nach  den  Ansätzen  der  neuen  Tarife  vereinheitlicht 
werden. 

Art.  80.  Gegenwärtiges  Gesetz  gilt  für  Algerien,  Martinique,  Guade- 
loupe, Eeunion,  Guyana,  die  Infseln  St. -Pierre  tmd  Miquelon  und  alle 
sonstigen  Kolonien,  wo  die  Einschreibung  zum  Seedienst  von  Gesetzes  wegen 
vorgenomm^  würde. 

Es  tritt  am  1.  Jsanar  nach  seiner  Bekanntgabe  in  Kraft. 

Art  S 1 .  Alle  frttheren,  diesem  Gesetae  mwiderianfenden  Bestimmungen 
werden  nnd  bleiben  aufgehoben. 

(Tleichfall.s  au%ehoben  wird  Art  81  Abs.  1  des  Finanzgesetses  vom 
30.  März  1902. 

Das  gegenwirtige,  von  Senat  nnd  Depntiertenkammer  beratene  nnd 
angenommene  G^eaeta  wird  als  Staatsgesets  durobgeflBlirt  werden. 
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Tarif  1  r  T ii v alitl i 1 5 tsren t cn ,  der  Pensionen  und  der  jährlichen 
Unteretützungen  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  29.  Dezeniber  190ö. 


lovaUditäto- 
nnte  (Alt  5) 


I.Grad  2.  Grad 
frs.  frs. 


Kapitäne  der  langen  Fahrt  im  Besitze  eines 
bcüieren  Brevets.  —  Maechinistfin  1.  Kiamse,  < 
die  während  ihrer  letzten  Reise  eine  Maschine 
Yon  4000  HP  und  meiir  bedient  haben        (  2200 

J^apitäne  der  langen  Fahrt,  die  niclit  im  Be-  j 
Bitze  eiue.-i  hüberen  Brevets  fiind.  —  Maschi-  j 
nifiteo,  die  während  ihrer  letzten  Aeise  eine 
Mtr*fa<^  Ton  weniger  «Is  4000  HP  bedient 
haben.  —  Aerzte  1600 

Schiffemdster  der  Küt^tenschiffahrt,  Offiziere 
der  Handelsmarine.  —  Maschinisten  1.  Klasse. 

—  Maschinisten  2.  Klasse,  welche  während 
ihrer  letzten  Reise  eine  Maschine  bedioit 
haben.  —  Kommissäre.  —  Sanitätsoffiziere    '  1320 

Zum  Beedienst  Eüngeecfariebene,  welche  im  Be- ' 
aiCse  dnes  Lotseine^iBBes  einer  Seostation,  | 
eines  Zeugnisses  als  Patron  für  die  isländische 
Fischerei,  als  Maschiniiiten  2.  Klasse  bind.  — 
Aerzte  der  grossen  Fisciizüge,  welche  kein 
8anitätsoffiziersbrevet  besitzen.  —  Venvalter. 

—  RochnungsbtÄmte  und  Unterkommissäre  1000 
Zum  irtH-ilienst  Kinpescliricbene,  die  keines  der 

erwähnten  Brevets  besitzen  and  zuletzt  als 
OffizMraderKibteittehifiifthTt  oder  der  gToeaen 
Fischzüge  oder  als  Patrone  auf  Schiffen, 
weiche  die  II (xiiaeef ischerei  oder  die  Klein- 
fiMihsrei,  den  engeren  Küstendienst  oder  den 
Lotsendienst  betreiben,  gefahren  sind.  — 
Dienstpersonal  beiderlei  Geschlechts  mit  einem 
Monat-sgclialts  vnn  mehr  als  frs.  75.  800 
Zum  Seedienst  Einggschriebeae,  die  unter  keine 
der  angegebenen  Kkt^rien  nllen.  —  DienBtr 

Srsoiial    beiderlei    Geschlechti^    mit  einem 
onatsgehalt  von  frs.  75  und  weniger  600 


1430 


1040 


840 


650 


1100 


80O 


720 


600 


520 


390 


5ö0 


400 


300 


300 


480  240 

360  I  180  i 


50 


2.  Döoret  da  10  novembre  1906  portant  Promulgation 
de  la  Convention  flignee  h  Paris,  le  27juin  190G,  entre  la 
Franco  et  le  Li^xeml:)OTirg  relative  k  la  reparation  des 
dommages  resultant  des  acoidents  du  travail.  (B.  d.  TO.  d. 
T.,  XIV,  No.  6,  jnin  1907,  p.  608;  J.  O.,  15  novembre  1906.) 

Brlass  zur  Bekanntmachung  des  am  27.  Juni  1906  swisohen  Frank- 
reich und  Luxemburg  zn  Paris  unterzoichneten  Abkommens  betr«  die 
£ntaohädigang  von  Arbeitsmifalleii.    Vom  10.  November  1906. 

8.  Dicret  du  10  janyitr  1907,  portant  riglement  d'ad- 
ministration  publique  pour  I'organisation  et  le  fonctiosne- 
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ment  du  Oonseil  sap^rieur  dts  li»bitatioii0  i  bon  marchä. 
(B.  d.  ro.  d.  T.,  XIV,  No.  4,  »vnl  1907,  p.  877.  J.  O.,  19  jaavier  1907.) 

ErlasH :  Verwaltungsrcglcmont  über  Organisation  und  Tätigk0it  des 
Oberen  Bäte«  tOx  bUUge  Woimmigen.   Vom  10.  Januar  1907. 

4.  DÖcret  da  14  janvier  1907  relatif  an  payemant  da 
salaire  de  maladie  aux  ouvriers  des  arsonanx  ne  vivant 
pas  en  famille.  (B.  d.  l'O.  d.  T.,  XIV,  No.  4,  avrü  1907,  p.  877. 
J.  O.,  16  janvier  1907.) 

Waw  betr.  dto  Annablnng  de«  ITinnlrimgeidea  «a  die  AzMnal- 
MlMlter,  die  nklit  in  flsreir  Vttnille  Üben.  Vom  14.  Jaimar  1907. 

6.  D4cret  du  17  janvier  1907  portant  riglement  d'ad- 
ministration  publique  relati  f  ^  l'application  aux  inscrits 

maritimes  coloniaux  de  la  Ini  du  21)  decembre  1905^)  sur 
1  a  c  a  i  s  s  e  de  ]>  r  e  v  o  y  a  u  c  e  d  e  a  m  a  r  i  ri  m  !•  a  n  c  a  i  s.  (B,  d.  l'O.  d.  T., 
XIV,  No.  4,  avril  1907,  p.  377.    J.  0.,  22  jauvier  19u7.) 

■Elawx  VerwaltimgnegleBMnt  betr.  die  Anwendung  dee  Geeeteee 

▼om  89.  Dezember  1906  über  die  Voraoigekasse  der  fransöaiaohen 
Seelente  anf  die  eingesQbxiebenen  Seelente  der  Kotonim  Vom 

17.  Januar  1907. 

<>.  Döcret  du  17  janvier  1907  modifiant  le  decret  du 
ä  d6cembre  1904  approavant  le  nouveau  tarif  de  la  Caisse 
nationale  d'assurance  en  cas  d'accidents.  (B.  d.  l'O.  d.  T., 
XZV,  No.  4,  aTrfl  1907,  p.  877.   J.  O.,  19  janvier  1907.) 

Brlaaa  betr.  Ab&ndemng  des  Erlasses  vom  8.  Desember  1904  zur 
Oenehmignng  des  nenen  Tarifta  der  naticmaJen  TTnfMlrfniriflhnmngnliraBnfl. 
Vom  17.  Januar  1907. 

7.  Arrete  du  Ministre  du  Travail  en  date  du  20  janvier 
1907  relatii  aux  Comit^s  de  patronage  des  habitations  & 
bon  mar  oh  A  (B.  d.  PO.  d.  T.,  XIV,  No.8,  mars  1907,  p.  264.  J.  O., 
27  janvier  1907.) 

Verfügung  den  Arbcitsminlsters  betr.  die  FatRnmgelrailltteee  IBr 
billige  Wnhnnngfin-    Vom  26.  Januar  1907. 

8.  Circulaire  duGarde  des  sceaux  du  4  f6vrierl9078ur 
l'effet  suspensifdes  recours  an  Onus  eil  d'Htat  contre  les 
arretesprefectorauz  rejetant  des  demandes  de  ddrogations 
an  repoa  dn  dimanche.  (B.  d.  VO.  d.  T.,  XTV,  No.  8,  mars  1907, 
p.  270—271.) 

"Rundsclirelbon  des  Siegelb cwnhrers  über  die  auftchiebonde  Wirkung 
der  Rekurse  an  don  Staatsrat  ^^egen  die  Vorfügungen  von  Präfekten, 
in  weiclieii  Gesuclio  um  Befreiungen  von  der  Sonntagsrnbe  abgewiesen 
wnrdeiL   Vom  4.  Febrnar  1907. 

Dnri  Ii  t'^rt  il  vom  18.  J&Duar  1907  hat  der  Kassationt^hof  i  Kriiuinalkammer),  der 
ia  den  Fall  kam,  sich  über  die  Auslegung  des  Art,  9,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom 
IdL  Joli  1906*)  auBzuBprechen,  entschieden,  ^da^  nach  doD  Wortlaut  des  Art,  2  be- 
sagen Geeetzcs  die  wixhentHclip  Itiilnzeit  am  Sonntag  gegeben  werden  mnas,  und 
doM  in  den  ixu  »elbeu  Artikel  vorgegebenen  Fällen  von  dieser  B^el  nur  dann  abge- 


1;  S.  Biill.  Bd.  VI  8.  89  Nr.  1. 
S)  3.  Boll.  Bd.  V  S.  171. 
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wichen  wardso  kann,  wenn  die  nötige  Ermächtigung  nacbgeRucht  und  erlangt 
«örden  isl;  dass,  wenn  nach  Art  9  der  ge«en  die  Verffigung  des  Prafekten  ergriffcnü 
Ilfikurs  die  Ausführung  der  Verfügung  aufschiebt,  die^c  autechiebende  Wirkiinc  eich 
nur  auf  die  Verfügung  erstreckt,  indem  dadurch  je  nach  den  Umständen  eutaprechende 
Folgen  eintntMi,  kehmwflpi  mber  die  unTertQgUäie  AntPindiiiig  des  Art  8,  Abs.  1  des 
Gesetzes  irgendwie  in  Ftage  netellt  wird". 

Indem  ich  Ihnen  diese  Entscheidung  zur  Kenntnis  bringe,  rufe  ich  Ihnen  die  in 
meinem  Rundschreiben  vom  G.  November  lU  'T  i  onthalt^nen  Instruktionen  in  Erinne- 
ruag  und  bitte  bic,  die  nötigen  MAseregein  zu  ergreif eu,  damit  die  den  Uebertretuugeu 
des  Oesetsee  vom  13.  Juli  gewidnMten  Protokolle  sobald  als  möglich  der  Prüfung 
durch  die  zuständige  R 'f  ht^inetanz  unterzogen  werdeu.  Die  Staatsanwalt -i  haft  wird 
sidi  in  ihren  J^Iassnahmcn  an  die  in  oben  erwähntem  Urteil  des  Kassationifiiote»  auf- 
nstellte  Theorie  zu  halten  haben  und  sich  insbesondere  gegen  jeden  Aufschub,  den 
die  Angeklagten  durch  missbräuchliche  Anruf ung  der  fiestimmiuigai  des  Art  9,  Abs«  2 
det»  Gesetzes  beanspruchen  könnten,  wenden. 

9.  Circulaire  du  19  fevrier  1907  duMinistre  duTravail 
et  de  la  Prävoyance  sociale  aus  Prefeta  et  luspecteurs 
diTisionnaires  du  travail  sur  la  posaibilii^  d'aatoriscr 

Binmltanöment  le  roulement  et  l'une  des  autres  dero- 
gations  prevues  par  l'article  2  de  la  loi  du  13  juillet  1906 
enr  le  repos  hebdomadaire.  (B.  d.  TO.  d.  T.,  XTV,  No.  6,  juia 
1907,  p.  608— e09.) 

Bnndschr^ben  des  Ministers  der  Arbeit  und  der  sosialexi  Vorsorge 
an  die  Präfektcn  nnd  Kreisarbeitainspektoren  über  die  Möglichkeit, 
gleichzeitig  den  ScliichlwochBol  nnd  eine  der  übrigen  im  Art.  2  des 
Gesotzeti  vom  13.  Juii  i&Oö->  iiber  die  wöch.untiioheüiüieseitvorgeeeheiien 
B«Miiiigeii  BQ  gowibreai.  Vom  19.  Febmar  1907. 

Zu  verschiedenen  Malen  ist  die  Frage  an  micih  gestellt  worden: 
„Kann  einem  Betriebe ,  der  zur  Gewährung  der  wöchentlichen  Ruhe  in 
Schichten  ermäciiügt  ist  und  sie  in  der  Tat  einem  Teile  seines  Personals 
in  Schidtten  gibt,  von  der  Pkftfektur  gestattet  werden,  einem  anderen 
Teile  seines  Personals  die  in  Art.  2c  des  Oesetses  vom  18.  Juli  1906 
vorgesehene  Ruhe  (Ruhe  am  Sonntag  Nachmittag  mit  einer  ErsatzmlieBeit 
von  einem  Tag,  schichtweise  und  alle  14  Tage)  zu  frewahren?" 

Aus  der  Tatsache,  dass  Ziffer  d  des  Art.  2  lautet:  „d)  Schichtweise 
dem  gaxuen  Personal  oder  einem  Teil  desselben*',  geht  hervor,  dass  der 
Schichtwechsel  nur  auf  einen  Teil  des  Personals  angewendet  werden  kann 
und  dass  die  übrigen  Porsonalkategorien  dem  Regime  der  gemeinsamen 
Ruhe  imd  den  anderen  Befreiungsregimes  unterstellt  bleiben. 

Diese  Auslegung  ist  übrigens  im  Einklang  mit  den  Absichten  des 
Geeetsgebers,  dessen  hauptsächliche  Bemühungen  augenscheinlich  dahin 
gingen,  die  Sonntagsruhe  soweit  durchzufuhrenf  als  sidi  mit  den  Betriebs- 
bedtlrfnissen  der  nnterstellten  Unternehmungen  vereinbaren  Hess.  Nun 
ist  unbestreitbar,  dass  der  freie  Sonntagnachmittag  plus  einem  Ersatznihe* 
tag  schichtweise  und  alle  14  Tage  der  allgemeinen  Vorschrift  eher  ent- 
q>richt,  als  wenn  der  Einselne  seine  Bnhe  nach  Schichten  antritt.  Da 
andererseits  dieses  Regime,  wenn  es  länger  im  Gebrauch  steht,  dazu  an- 
getan ist,  die  Betriebsleiter  in  vielen  F&llen  zu  überzeugen,  dass  die 
Sonntagsruhe  ihnen  keinen  wirklichen  Einti-ag  tut,  so  dürfte  es  angezeigt 
scheinen,  die  wemi  audb  nur  teOweise  Durchführung  dieses  Begimes  za 
fttrdem. 


1)  8.  Boll.  Bd.  V  8.  461. 

2)  8.  Bun.  Bd.  Y  8.  171. 
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Ich  bin  also  der  Meinungr.  dürfe  in  den  sonst  zur  Gewährnnpr  der 
•cbichtweisen  Kuhezeit  ermächtigten  Betrieben  die  Anwendung  des  Kegimes 
des  AbsfttsM  e  ma£  einen  Teil  des  Personals  durch  Pr&fektoralverfügung 
gestattet  weirdeiii. 

10.   Loi  du  27  msrs  1907  conoernsnt  les  oonseils  de 

pmd'liommes.    (B.  d.  VO.  d.  T.,  XIV,  No.  4,  a\Til  1907,  p.  860^876). 
Gesetz  betr.  die  Gewerbegerichte.    Vom  127.  März  1[K)7. 

Erster  XiteL  Funktion, EinrichiuuK  und  Organisation  der  Gewerbe- 

gericKte. 

Art  1.  Eb  werden  Gowerb^i  richte  errichtet  zum  Zwecke  gütlicher  Beilegung 
▼OD  Streitigkeiten,  die  in  Handel  and  Indoetrie  anii  dem  i>ieDBtTertnige  zwischoi  den 
Aibei^berii  oder  ihren  Vertretern  und  den  dnrdi  sie  beschäftigten  Angestellten, 

Aibeitern  und  Lehrlingen  beider  Ge-^rhlechter  entstehen  können. 

bie  erkennen  nach  Maßgabe  ihrer  in  Art.  32,  33,  34  und  35  TorUegeuden  Ge- 
aetzee  bestimmten  ZuHtändigkeii  Aber  Streitigkeiten,  becflglidi  deren  die  Vermittlung 
cline  Erfolp  L'oblicben  int. 

Ihre  Aufj^abe  ab  Vermittlung«-  oder  Erkenntnisbehörde  erstreckt  »ich  auch 
snf  Strcitigkcittii,  die  swiSichw  Arbeitern  hinsichtlich  der  Arbeit  ausbrechen. 

Doch  dürfen  sie  keine  Klage  auf  Schadenersatz  auB  Arbeitsunfällen,  denen  die 
Arbeiter,  Angeetellten  oder  Letuninge  zum  Opfer  gefallen  lind,  entscheideo. 

Sie  haben  ihr  c^utachleo  Aber Rsgeo  aoEageSen,  die  ihneii  roa  der  Venndtongi- 
bdkOrde  vorgelegt  werden. 

Si»  fiben  auBserdem  die  ihnen  von  besonderen  Gesetzen  zugewies^en  Befugnisse  au«. 
Art.  2.  Gewerbe<rerichte  werden  auf  Vorschlag  des  Justizminieterh  und  des 
ifinisters  der  Arbeit  und  der  sozialen  Vorsorge,  nach  Befragung  der  Handelskammern, 
der  beratenden  Kammern  für  Knnst  und  Ifandwerk  und  der  Gemänderate  der  betr. 
Gemeinden,  in  den  Städtoi,  wo  die  Bedeutung  d^  Industrie  und  des  Handels  dies  als 
DOitwendig  erscheinen  lässt,  anf  dem  Wege  emes  Erlasses  in  Form  eines  öffentlichen 
Verwaltungsreglcraentö  errichtet. 

Die  bchaffaog  eines  Gewerbegerichtes  hat  von  Bochts  wegen  zu  erfolgen,  wenn 
dies  vom  GcmeindertI  der  Ckmeinde,  wo  das  Gewevbegericbt  eingesetzt  werden  soll, 
verlanpt  wird  und  das  Gutachten  der  ITandelskammom  und  der  bi  rntcndrn  Kuramern 
für  Kuubt  und  Huidwerk,  des  Generalrates  des  Departemmts,  des  oder  der  Arrou- 
dbscuientnite  des  beedcluieteo  Bezirkes  nml  der  Mehrh*  it  der  Gemeinda>äte  der  Ge- 
meinden, aus  denen  der  in  Aussicht  genommene  Kreis  bestehen  soll,  günstig  lautet. 

Art.  3.  Der  Errichtungserlass  (decret  d'iuHtitution)  bestimmt  den  Bezirk  des 
Qewerb^erichtes,  die  Anzahl  der  Kategorien,  in  welche  die  seiner  Gerichtsbarkeit 
nntantelieodeo  Handels-  und  Indostriebetnebe  zerfallen,  und  die  Anzahl  der  für  jede 
^tegorie  bflsUnmiten  Gewerteriditer;  doeb  darf  dieGeBamtmitriiedenabl  des  Gewerbe- 
fferichtes  nicht  un§[erade  sein  oder  weniger  als  12  betngeo.  Arbeiter  und  AngestcUte 
follen  unter  verschiedene  Kategorien. 

Der  Erlaas  gibt  nDtigenttlls  Bestimmungen  Aber  die  AbtcUnngen  des  Geridhtes 
und  ihre  Zusammensetzung. 

Abänderungen  können  in  derselben  Form  am  Errichtnngeerlaas  vorgenommen  werden. 
Art  4.   Die  Mitglieder  der  Gewerbogcrichtc  werden  für  6  Jtmre  gewählt.  Sic 
 ea  alle  3  Jahre  zur  Hälfte  erneuert,  (toch  behalten  die  Austretenden  ihre  Funk- 
tionen }fiB  war  ESnsetznng  ihrer  Nachfolger. 

Art.  5.  Wfthlborechtipt  find  unter  der  Bedingning,  1)  dn.«-»  nie  auf  den  politischen 
Wiihlerlisteu  stehen,  2)  dass  sie  das  2b.  Lebensjahr  zuriickgolegt  haben,  H)  dass  sie 
seit  3  Jalümi  mit  Einschluss  der  Lehrzeit  einen  im  Erlass  zur  Errichtung  des  Gewerbe* 
gerichtA^  ecnnnnteu  Beruf  ansabeo  und  seit  dnem  Jahr  un  Bezirk  dea  Gewerbe 
gerichtes  wuhucu, 

von  den  Arbeitern:  die  Arbeiter,  Vorarbeiter  oder  Werkmeißtor,  die  ^-ii  h  an 
der  materiellen  Ausfilhrnng  der  gewerbUchen  Arbeiten  beteiligen,  und  die  I^itir  von 
Heimarbdtsbetrieben,  die  sdbet  mitarbeiten; 

von  den  Angestellten:  die  Angostcllkii  in  Handel  und  Gewerbe  und  die  Werk- 
meietcr,  die  nur  als  Aufseher  oder  Leiter  fungieren ; 

von  den  Arbeitgebern:  die  Arbeitgeber,  welche  auf  eigene  Rechnung  einen  oder 
mehrere  Arbeiter  oder  Anp  ^-tellt..  b.-f  h;tftigen,  die  Teilhaber  auf  gemeinsamen  Namen, 
diejenigen,  welche  auf  ßechnung  eine«*  andern  eine  Fabrik,  Manufaktur,  Wcdetitte, 
ein  Idü^asin,  eine  Grube  oder  gsns  allgemein  eine  kmlmfinnische  oder  gewerblidis 
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TTnterMhinuDg  fühzon  oder  leiten ;  die  PrSsidcnten  und  Mitglieder  der  Venraltung»- 
rate,  die  Ingenieure  und  Dienstcheis  sowohl  bei  Beq;wadcBiiiiteciieliiiimigw  $k  wSk 

in  den  verswiedenen  Industrion. 

Aul  den  Wahllisten  figurieren  gleichfalle  nach  der  obeu  vorgesehenen  Eintciliuig, 
die  Frauen,  welche  Französinnen  sind,  die  vorgwchriebeuen  Bediugungeu  hiiihichtlicvh 
des  Alters,  Berufes  und  Wohnsitzes  erfüllen,  uud  niemals  auf  Qrund  der  Art.  15  und  16 
des  ErlMMt  (dteet  organiqn«)  vom  2.  Februar  1852  bestraft  worden  sind. 

Art.  G.  Wählbar  sind  unter  der  Bedingung,  da«?  «ie  seit  3  Jahren  im  Bezirk 
des  Gewerbegerichteä  wohnen,  1)  die  männlichen  Wahlberechtigten,  weiche  30  Jahre  alt 
Und,  lesen  und  schreiben  können  und  auf  den  SpecialwelilliBten  stehen  oder  allfülliec, 
zur  AufnnLnie  auf  diese  Listen  erforderlichen  Bedingungen  nachweislich  erfüllen;  2)  die 
frühereu  iiiäiinlicheii  Wühler,  die  ihren  Beruf  seit  nicht  mehr  als  5  Jahren  aufgegeben 
und  Um  5  Jahre  hindurch  im  Bezirk  ausgeübt  haben. 

Art.  7.  Die  Gewerbegerichtc  boHtehcn  für  jetle  Kategorie  n.m  finer  gleichen  Zahl 
von  Arbeitern  oder  Angestellten  und  Arbdtgcberu.  In  je<Jer  Kategorie  solleu  sich 
iranigirtens  2  Arbeitgeber  und  3  Arbeiter  oder  Angestellte  als  Gewerbaridiler  befinden. 

Art.  8.  Die  Arbeiter-  und  Angestcllten-Gewerbericht^r  werden  von  den  wahl- 
berechtigten Arbeitern  oder  Angestellten,  die  Arbeitgcbcr-Oewerberlchter  von  den 
wahlberechtigten  Arbeitgebern  gewählt  Arbeiter  oder  Angestellte  und  Arbeitfeber 
haben  in  besonderen  Venammlangeo,  derer  jede  vom  Friedensrichter  oder  einem  seiner 
Ersatzmänner  zu  leiten  ist,  zusammenzutreten. 

Falls  zur  Erleichtcrune  der  Stimmabgabe  ein  oder  mehrere  Stimmburoaus  ge- 
öffnet \Ycrden,  kann  der  Fntekt  in  seiner  Verfügung  einen  Haire  oder  einen  Adjunkten 
mit  der  Leitung  eines  oder  mehrerer  Bureaus  betrauen. 

Art.  9.  Die  Wahlen  finden  mittels  Listenskrutininms  nnd  nach  Kategorien  statt. 

Beim  ersten  Wahlgang  ist  eine  Wühl  nur  gültig,  wenn  der  Kandidat  das  abso- 
lute Mehr  der  abgegebenen  Btimmcn  erhalten  hat  und  dieses  ludir  als  ein  Viertel  der 
eingeschriebnen  Wahlberechtigten  beträgt;  beim  zweiten  Wahlgang  gilt  das  relative 
M&r.  Bei  Btimmeogleichheit  im  zweiten  Wabl^g  gilt  der  ältere  Kandidat  als 
gewählt. 

Art.  10.  Jedes  Jahr  haben  im  Laufe  der  der  Bereinigung  der  politischen  Wahl- 
listm  folgenden  l^sge  die  Maires  jeder  Q«neinde  des  Beurkes  mit  Hille  eines  wähl« 
berechtigten  Aibeiten,  dnes  waUberedhtigtai  Angestellten  und  eines  wahlbereditfgten 

Arbeitgebers,  die  vorn  Oemeinderate  b(  timmt  werden,  nnf  verschiedenen  Tabellen 
Namen.  Beruf  und  Domizil  jedes  einzelnen  wahlberechtig teu  Arbeiters,  Angestellten 
nnd  Arbeitgebers  anzuzeichnen. 

Während  des  gldchcn  Zeitraumes  soll  die  Einschreibung  der  wahlberechtigten 
Frauen  vorgenommen  werden  und  die  Entg^oonahme  von  Enclärangeu  seitens  der 
Angestellten  fiber  die  Art  des  Handda-  od<r  Indnatiiebetriebes»  dem  sie  angehtem, 
stattfinden. 

Diese  Tabellen  sind  dem  Frifekten  zu  übermitteln,  der  daraus  die  Liste  für  jede 
Kategorie  von  r:i  aufstellt  und  verfasst. 

Die  ^Vahlilsten  werden  sowohl  auf  dem  Sekretariat  des  Oewerbegerichtes  ab  auf 
dem  Sekretariat  der  einzelnen  Mairien  des  Bezirkes  deponiert.  Den  Wählern  wird 
die  Deposition  durch  Anschlag  an  der  Tür  der  Mairie  bekannt  gegeben.  Beschwerden 
über  die  Aufstellung  der  Listen  können  binnen  Ii  Tagen  nach  der  Bekanntgabe  der 
Listen  angehoben  werden;  sie  sind  beim  Friedensrichter  des  Kantons  anhängig  zu 
macboa  und  nach  Art  5  und  6  des  Gesetzes  vom  &  Dezember  1883  fiber  die  Konralnr^ 
mhlen  en  bdumdeln  nnd  zu  bescheiden. 

Die  Berichtigun^n  sind  nach  Art.  7  desselben  Gesetze»  vorzunehmen. 

Art.  11.  Die  dreijährige  Erneuerung  umfasst  die  Hälfte  der  Vertreter  der  Arbeiter 
und  Angestellte  nnd  die  BSlfte  der  Vertreter  der  Arbeitgeber  in  jeder  Kategorie  des 
Gewerbegerichtes.  Die  zum  er^^ten  Male  zu  eraetnodea  Getrerbariditer  werden  in 
jeder  Kaicgurie  durch  das  Los  bezeichneL 

Die  austretendan  Oewerberichter  sind  iriederwUiIbar. 

Art.  12.  Wenn  eine  Wahl  vorgenommen  werden  soll,  so  ladet  der  Präfekt  die 
WShler  wenigstens  20  Tage  vorher  unter  Angabe  von  T^  und  Ort  der  Zusammen- 
kunft dazu  ein.        setit  die  Zeit  des  Beginnea  nnd  des  SchlasMR  jedea  Wahl- 

gang^  fe»t. 

Es  kann  in  mehreren  Abteiinngen  abgestimmt  mrden* 

Die  Wahlen  finden  immer  an  einem  äonntag  Statt.  Dff  SWeitO  WaUgSDg  JuiA 

am  darauffolgenden  Sonntag  stattzufinden. 
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Art.  13.  Die  in  Art.  13,  18-^5,  26  Abe.  1  uod  3,  27—29  des  Gesetzes  vom 
5.  April  1884  über  die  Gemeindewahlen  aufgestellten  Vomduiftoi  gattaa  Mich  lür  die 
"Vornahme  von  Wahlen  für  die  Gewerbegerichte. 

Binnen  3  Tagen,  nachdem  der  Maire  da^  Wahlprotokoll  erhalten  bat,  atellt  er 
dem  Ober8t«ala«omüt  (procnreor  gdn^nd)  und  dem  SekretÄr  des  Geverb^gmchteK  eine 
b^laubigte  Abschrift  des  AvtokoUi  fo. 

Einsprachen  gegen  die  Wahlen  Bind  nach  Art  II,  Abs.  5,  6  und  7  und  Art.  12 
des  Gesetze«  vom  8.  Dezember  1883  zu  tfheben,  zu  instruieren  und  zu  entscheiiien. 
Dem  Präfekten  i^t  von  der  Vorfl^guig  Kenntnis  zu  geben. 

Art.  14.  Der  Staatsanwalt  (prociireur  de  la  Rt-publifjue)  fordert,  wenn  eine  Be- 
schwerde vorliegt,  binnen  14  Tagen  nach  Erhalt  den  rrotokoUs,  sonHt  binnen  14  Tagen 
nach  der  endgültigen  Entscheidung  die  Gewählten  auf,  vor  dem  Zivdgericht  zu  er- 
scheinen; dieses  vwanstaltet  eine  öffentliche  Aufii«2une  und  nimmt  d«raber  ein  im 
Begieter  anfnibewahraideB  Pkoloktdl  inf. 

Im  Verlauf  dieser  Aufnahme  haben  die  Gewählten ,  jeder  für  seine  Person, 
loleenden  Eid  zu  leiBten :  „Ich  schwöre,  meine  Pflicht  eifrig  imd  getreuUch  zu  erfüllen 
und  die  Beratungen  geheim  zu  halten." 

.\m  Tage  der  öffentlichen  Ein!^>tzni^  des  Oewerbqgendites  triid  das  Protokoll 

der  Aufnahme  zur  Verleöung  gebracht. 

Art.  15.  Falls  im  Gewerbcgerichte  infolge  Todesfalls,  Amtsniederlegung,  Annul- 
lierang der  taHm  Wahl  oder  aas  andern  Gründen  eine  oder  mebrere  WakiUMax  ent- 
■tabsD,  so  wfpd  Unnen  eines  Monates  von  dem  Vorfidl  an,  der  zu  einer  Ken  wähl  An- 
läse Beigeben  hat,  eine  Ersatzwahl  vor<:onommen,  es  sei  denn,  der  Zeitraum  zwischen 
dem  Vorfall  und  der  n&chsten  dreijährigen  Erneuerune  betrage  weniger  als  3  Monate. 

Jedes  unter  diesen  Bedingungen  gew&hlte  Mitglied  bleibt  nnr  so  lange  im  Amte, 
ab  die  Dauer  des  seinem  Vorgänper  anvertrauten  Mandates  betragen  hatte. 

Je<ler  Arbeiter-  oder  Aü^e>*tellten-Gewerberichter,  der  Arbeitgeber  wird  oder  um- 
gekehrt, hat  dem  Staatsanwalt  und  dem  Vorsitzenden  des  Gewerbegerichtes  davon 
Mi^'""g  zu  machen,  dasa  er  der  fdgeoachaft«  auf  Qmud  deren  er  gewählt  worden 
Tcrlnstig  gegangen  ist  Dfese  ErKlIrang  hat  notwendigerweise  die  Amtsnieder- 
Icgnng  zur  Folge. 

Unterbleibt  eine  solche  Erklärung,  so  bringt  der  Präsident  oder  der  Staatsanwalt 
die  8ache  tot  die  Chmeralversanunlung.  Das  betr.  lO^^ied  des  Gewerfaegerichtes  wird 

in  diese  ."^itznnp  zur  AtHkunfterteilung  eingeladen. 

Das  Protokoll  ist  binnen  8  Tagen  vom  Vorsitzenden  dem  Stjuitfianwah,  uiui  von 
Lesern  innerhalb  der  gleichen  Frist  dem  Vorsitzenden  des  Zivilgeric  htLs  zuzu-t*  lleji. 

Nach  Einaicht  des  l'rotokolls  wird  nötiganfalla  die  Amtsniederlegung  durch  das 
Zlrilgericht  als  Ratakammer  (par  le  tribnnal  dml  en  chambre  dn  oonseil)  ausgesprochen, 
mit  Vorbehalt  der  Ikriifung  an  den  Appellhof  (cour  d'appel)  des  Bezirkes.  Dem 
Ptäfekten  wird  von  der  Ent^^cheidung  durch  den  ßtaatsauwalt  Keimtnis  g^eben,  im 
Bendongsfalle  durch  deu  Geno^staalaanwalt. 

Art.  16.  Mü-^sen  Ersatzwahlen  vorgenommen  werden,  sei  es,  dans  die  ersten 
Wählen  kein  befriedigendes  Kesultat  für  die  Bildung  oder  Er^izung  des  Gewerbe- 
gnriehtes  ergeben  hab^,  sei  es,  dass  dn  oder  mehrere  der  gewählten  Gewerberichter 
ndi  geweigert  haben,  sich  in  ihr  Amt  einsetzen  zu  lassen,  ihr  Amt  niedergele|g;t  haben 
oder  m  Anwendung  des  Art  44  znr  Amtsniederlegung  veranlasst  worden  sind,  und 
wiederholt  Rieh  einer  dieser  verschiedenen  Vorfälle,  to  werden  die  Vakanzen,  die  auf 
diese  Weise  entstellen,  erst  bei  der  nächsten  dreijährigen  Erneuerung  besetzt  und  amtet 
das  Gewerb^ericht  oder  die  Abteilung,  gleichvid  welcher  Art  die  regelmät^^ig  ge- 
wählten oder  im  Amte  stehenden  Mitglie<ler  seien,  wenn  nur  ihre  Aiizah  I  -ItT  Hälfte 
der  Get<anjtzahl  der  Mitgheder,  aus  denen  das  Gericht  oder  die  Abteilung  zu  bestehen 
htA,  eot«pricht. 

Die  gleiche  Bestimmung  plt  für  den  Fall,  dasa  ttne  oder  mehrere  Wahlen 
w^^  Unwählbarkeit  des  Gewahlten  annulliert  worden  sind. 

Alt.  17.  Die  Gewerberichter  vereinigen  f-ich  zu  .Vbteilungsgcneralversammlungen 
unter  dem  Vorsitz  des  Alterspräsidenten  und  wählen  in  geheimer  Abstimmung  aus 
flmr  Mitte  mit  dem  absoluten  Mehr  der  anwesenden  Mitglieder  einen  Prisidenten  und 
daM  Viseprasidcnten. 

Wenn  nach  zwei  Wahlgängen  keiner  der  anwesenden  Kandidaten  da.-i  aljsolute 
Mehr  der  anwesenden  Mitghäer  erreicht  hat,  und  beim  dritten  Wahlgane  Stimmen - 

fleichheit  besteht,  so  gilt  als  gewählt  derjenige  Kandidat,  der  langer  im  Amte  steht, 
'alis  die  Kandidaten  eine  gleicne  Dienstdauer  hätten,  so  wive  dem  Hieran  der  Vor- 
zug zu  gebeo;  dio  gldaho  vonduift  gill  lilr  die  Schaffnog  eum  nenen  Geweroe- 
gvichtes. 


Digitized  by  Google 


—  104  — 

Art.  18.  Wird  der  Präsident  aus  den  Arbeiter-  oder  Angeatelltenvertretem  ge- 
wühlt, so  darf  der  VizepräeidcQt  nur  aus  den  Arbeitgebervertretern  gewählt  werden, 
und  umgekehrt 

Der  Vorsitz  wird  abweduhnfgswMM  Ton  emem  Arbcitor  od«  AngesteUtea  oder 

einem  Arl>eitgeber  geführt. 

Doi'  Los  ent-:choidet,  ob  zum  er.^it^n  Ma'«  l^r  VoraitaTOII  etncm  ArbdlgelMi  odm 
TOn  einon  Arbeiter  oder  Angestellten  geführt  wird. 

AmnahniweiM  kSonen  in  dem  in  Alt.  16  TOtjgCMhenen  Fille  Pilaideiit  und 

Vizepräsident  zuj^leioh  aus  den  Yertretom  der  Arbeiter  oder  Angestellten,  oder  ans 
dob  Vertreteru  der  Arbeitpel>or  gewählt  werden,  wenn  das  Gewerbegericht  nur  aus 
d«in  einen  oder  andom  Elcinonr  l>etit«ht. 

Eineprnchcn  ppgen  die  Wahl  der  Vorfitnridf^nntplietler  sind  beim  Appellhof  (Cour 
d'appel)  zu  erheben,  unter  den  im  vorletzten  Abf<atz  des  Art.  13  aufgestellten  Be- 
dingungen ;  sie  nind  binnen  14  Tagen  einzureichen. 

Ajt.  19.  Der  Präsident  und  der  Vizepvisident  werden  auf  ein  Jahr  gewählt; 
irie  find  wieder  wihlbar  unter  der  im  voriierg^eBdea  Artikel  an^geatellten  Bedingung 
dee  Wechsels. 

Sie  bleiben  im  Amt  bis  zur  Einsetzung  ihrer  Nachfolger. 
Art.  20.   Jede  Abteilung  der  Qdwerbegerichte  umfasal; 

1)  eine  Verraittlungsinstanz  (bnrean  de  conciliatioo)) 

2)  eine  Erkenntnisinstanz  (bureau  de  jugement). 

Art.  21.  Die  VcrrnittlungsinHtanz  besteht  aus  einem  Vertret^^r  der  Arbeiter  oior 
AiimBteUtea  und  einem  Verteeter  der  ArbdtgdMr;  den  Vonits  führt  wecbaelweise  der 
Aiwnter  oder  Angettellt«  oder  der  Arbei^eber,  nadi  Htti^abe  ehier  fifar  fedß  BAtioa 
dnt'  Ii  !      rnlrrf>  Ro^lomcnt  .lufger^lolKen  Eint<'ilunp. 

lia-4  1j<w  entscheidet,  wer  vou  beiden  ziun  ernten  Male  das  Amt  präsidiert. 

Au^nalimsweise  und  in  den  in  Art.  16  vorgesehenen  Fällen  können  die  die  loatans 
bildenden  Mitglieder  beide  aus  den  Vertretern  der  Arbeiter  cKier  Angestellten  <>der  aus 
den  Vertretern  der  Arbeitgeber  gewühlt  werden,  wetm  die  Abtciluug  nur  aus  ein«n 
einzigen  Element  besteht. 

Art  22.  Dia  Sitsungen  der  VermitUungsiDBtanz  finden  wenigistens  einmal  in  der 
Woche  statt  Bie  sind  nicht  öffentUdi. 

Art.  23.  Die  Erkenntnisin'^tanz  besteht  aus  einer  Ht-  S  cleichen  Zahl  von  Ver- 
tretern der  Arbeitgeber  und  solchen  der  Arbeite  oder  AngeHtelltcu  mit  Hinschluss  dee 
FrieMenten  oder  des  Vizepräsidenten,  welche  wechaelwcue  araten.  I  >ie  Z;ihl  beträgt 
wenigstens  2  Arbeitpeh,  r  und  2  Arbeiter  oder  Angestellte.  Fehlt  der  Präsident  oder 
Vizepräsident,  tK>  übern  mimt  der  am  längsten  im  Amte  stehende  Qewerbericbtcr  den 
Yomtz,  bei  gleich  langer  Amtsdauer  der  älteste. 

Ansnahmsweise  kann  in  den  in  Art  16  vorgesehenen  Fällen  die  £rlceontme> 
Instanz,  sobald  nnr  eine  eende  Zahl  von  Mitgliedern  und  zwar  mindestens  4  an- 
wesend sind,  rechtsgültig  Be:s('hlu-^^^  fassen,  selbst  dann,  wenn  sie  nicht  aus  dcrglejchflB 
Anzahl  von  Arbeitern  oder  Ang^tellten  und  von  Arbeit£;ebem  bestände. 

Die  Beschlüsse  der  Erkointaiainataas  werden  mit  dem  «beolnten  Hehr  der  na- 
Wesenden  Mitglieder  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  der  Fall  innerhalb  der  kiirzestmöglicbeQ  Frist  wieder 
vor  dieselbe  Erkaontnieinstanz  gebracht,  die  dann  unter  dem  VonitB  dee  Friedena- 
lichtem  oder  eines  eeiner  Ersatzmänner  den  Fall  behandelt. 

Wenn  der  Kreis  des  Üewcrbegeriohtes  mehrer«  Kantone  oder  Arrondisaomcpte 
mit  Friwlcn'-gerichtsbarkeit  umfa-st.  so  wird  zur  Ti-ilnahme  nn  der  Erkenntnit»instanz 
und  zum  Vorsitz  derjenige  Friedensrichter  berufen,  welcher  am  längsten  im  Arote 
steht  oder  der  Aelteete  ist,  wie  wdter  oben  fSr  den  Vorsitz  bestimmt  wird. 

Doch  Süll  <ler  Vorsitzende  des  Zivilgfriehte«.  in  dessen  Bezirk  da«  (Icworlj^ericht 
seinen  öitz  hat,  falls  dies  vom  Ju.'-tizminii^ter  so  angeordnet  wird,  unter  den  Fnedcna- 
ricbtern  de«  Kreises  des  Gewerbegerichtos  einen  Turnus  einführen,  wonSidh  dJflse 
während  einer  bestimmten  Zeit  wechselweise  ihre  Hilfe  zu  bieten  babwi. 

Befreit  von  dieser  DieuKtleietunp  sind  auf  ihr  Gesmch  hin  die  Friedensrichter 
der  Kantono,  an^^•^prh!llh  deren  der  >it,z  dr*  Gewerbegerichte^  lioL't. 

Die  iSitzimgen  der  Erkenn tnisinstanz  sind  Öffentlich.  Sind  die  Verhandlung» 
dunt  angetan,  OnentlidieB  Aergernis  so  erregen ,  so  kann  das  Oeriefat  Veritandlnng 
hinter  gcHchlossenen  Türen  bpschliessen. 

Der  Urteilflfli>ruch  uiuss  immer  in  öffentlicher  Sitzung  güfällt  werden. 

Art  24.  Jedem  Gewerbegericht  werden  ein  oder  mehrere  Sekretäre  und  nötigen- 
tslls  ein^  oder  mehrere  Hilfssekretäre  (eecr<5taire«  «djoint«)  beigegeben.  Sie  werden  auf 
Gmndeines  nach  Vorschlag  des  Juütizministers  ergangenen  Erla^cs  iwdan  Hand  einer 
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In  der  GrnpmlverBamnjlnng  mit  ^cm  absoluien  Mohr  anfgestcllten  Liste  von  3  Kan- 
didaten eriiHinit.  Sie  hab^  ihren  Aniiseid  vor  doiti  Zivilgericht  zu  leiaten.  Ihre  (i«- 
halter  werden  für  die  beBteheoden  Qewerbegerichtc  durch  ein  öffentlicheB  Verwaltmifi- 
n^em«nt,  f&r  die  in  Zukunft  zu  »chaffaideu  Gewerbefforichte  auf  dem  Eriaüwege 
benimint. 

Der  Sekretär  ht  bei  den  Sitzvngcu  der  YanmttlangiB-  Und  der  Erkeuntnie- 
instanz  behilflich  und  besorgt  die  Schreibariieiten. 

Die  Sekretäre  und  Hilfssekretäre  können  ihres  Amtee  nur  mittels  eines  EilBaeee 
enthobiMi  w«'rden,  dor  auf  den  Vorschlag  des  Juntizmin isters  entweder  von  Amts  w(^n 
oder  auf  CrruDd  eines  von  */.  der  zur  Generalversammlung  zusammengetretenen 
QevrerberichtCT  unterzeichneten  Beschluflses  verfflgt  wird. 

Art.  25.  In  jeder  Stadt  darf  nur  ein  Gewerbo^ericht  bestehen. 

Dm  Oewerb^gericht  kann  in  Abteilungen  gt^liedert  sein.  Die  Arbeiterkategorien 
und  die  Angt-stelltenketigQflen  hllen  unter  TOBcfuedeiie  Abteilungen.  Jede  Abteilung 
ist  selbständig. 

Präsidenten  und  Vizepräsidenten  jed«:  Abteilung  treten  jedes  Jahr  znr  Wahl 
6eB  Prfi'sidfnten  dee  Gewerbt-pcrichtes»  atjs  der  Mitte  der  ersteren  naeh  dem  in  Art.  17 
vorge^eheuen  Modua  zusammen.  Dem  Präsidenten  lieg/t,  da  Vorkehr  mit  der  Ver- 
waltung, sowie  die  interne  Yerwaltong  und  die  u%emeiii«  Ordnung  Innerliulb  der 

Abt^ungcn  ob. 

Zweiter  Titel.    Das  Verfahren  vor  dem  Gewerbegericht. 

Art»  2ti.  Die  Parteicu  «iod  verpflichtet,  persönlich  aa  einem  bestimmten  Tage 
und  tsn  dner  bettimmten  Stunde  Tor  der  VennltÜnngB-  oder  der  Erkrantnisinstanx 

zu  erscheinen. 

Sie  können  sich  einen  Beistand  nehmen  oder,  im  Falle  der  Abwesenheit  oder 
der  Krankheit,  sich  durch  einen  Arbeiter  oder  Angestellten  oder  durch  einen  Arbtit> 
geber,  der  den  gleichen  B<>ruf  liat,  vertreten  la-s^en. 

Die  Inhaber  vuu  indut^trieileu  oder  iiunduhiuutcrnelmiungen  können  sich  immer 
durch  den  geechiltaffthrenden  Direktor  oder  einen  Angeetdlten  ilüee  Betiiebee  ver> 
treten  lassen. 

Der  Bevolhniditigte  soll  fan  Besitze  einer  VoHmscht  auf  uneeetempelCein  Papier 

sein ;  diese  Vollmacht  kann  am  Fu^se  des  Oripinah  oder  der  ADschrift  diT  ^rericht- 
lichen  Vorlagt  uns  angemerkt  werden.  Die  Parteien  können  schriftliche  Anirägu  cin- 
VHcihen;  sie  dürfen  keine  Verteidigungsschrift  vorlegen. 

Die  Parteien  können  «ich  durch  einen  rite  -f'!:i-»?cncn  Advokaten  (nvocat 
r^^liferement  inscrit  au  barreau)  oder  einen  am  ZiMigLrlchi  dct4  Arrondissements 
tUigen  Anwalt  (avoud)  vertreten  oder  assistieren  lassen. 

Adrokat  und  Anwalt  sind  von  der  Beibringung  einer  Vollmacht  befreit. 

Art.  27.  Der  Beklagte  wird  durch  einfaches  portofrdes  Schrriben  des  Bdcrettrs 
TOT  die  Vcrmittlungüin>*tanz  geladen. 

Da«  Schrei Ixin  hat  Tag,  Monat  nnd  Jahr,  Namen,  Beruf  und  AVohnsitz  des 
Klägers,  Bezeichnung  des  Klagg^cnstandos,  Tag  nnd  Stunde  dfö  Erscheinens  vor 
Gericht  zu  enthalten.  wird  auf  Antrag  des  Klägers  vom  Bekretir  derPoBtsnlg^gsben 
oder  durch  den  Kiiiecr  dem  Beklagten  uberbracht. 

Art.  28.  Die  Parteien  können  sich  jederzeit  freiwillig  vor  der  Vcrmitthingsinstanz 
einfinden.  In  diesem  Falle  ninunt  das  Voifahren  seinen  Gang,  eis  ob  die  Bacne  durch 
eine  direkte  Klage  vor  Gericht  gebracht  wordoi  wÄre. 

Art.  29.  Ersch  in!  <;  r  Kläger  an  dem  im  Schreiben  dt^  Sekr  t'ir-  bezeichneten 
Tage  nicht,  so  wird  die  Klage  aus  dem  Register  getrieben  und  kann  erst  nach  Ver- 

von  8  Tagen  wieder  angehoben  werden. 

Frscheiiit  weder  der  Ikklagte  noch  eine  für  ihn  berechtigte  Person  oder  ist  es 
ru  keiner  Vermittlung  gekommen,  lio  wir<i  der  Fall  nn  die  nächstfolgende  Sitzung 
der  Erkenntnisinstanz  verwiesen. 

Der  Sekretär  ladet  die  Partden  entweder  durch  eingeschriebenen  Brief  mit 
Empfangsbestätigung  oder  durch  den  Gerichtsdiener  vor. 

Bleibt  im  Falle  der  Vorladung  durch  eingeschriebenen  Brief  die  Fnipfangsbe- 
atätigung  aus,  so  wird  der  Beklagte  durch  den  Gerichtsdiener  zitierL  Die  Zitatioa 
hat  nie  in  Art.  S7  fBr  die  sehrifSicihe  Voriadung  vorgesdurtebenen  Angaben  su  ent- 
halten. 

Die  Frist  des  Erscheinens  beträgt  für  beide  Fälle  einen  ganzen  Tag.  Findet 
die  Vorladung  durch  angeschriebenen  Brief  statt,  so  Uluft  die  Frist  vom  Zeitpunkte 
der  Be=:tel!Tiüg  an,  die  auf  der  Frapfangsbestätigiuig  angegeben  ist. 

Die  Zeugen  werden  nach  demselben  Modus  und  mit  denselboi  Bristen  geladen. 
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Art.  30.  In  den  Fällen,  wo  ee  zu  keiner  Vermittlung  gekommen  ißt,  kann  der 
Fall,  anstatt  an  eine  nächstfolgende  Sitzung  verwiesen  zu  wecden,  mit  Einwilliguag 
der  Fiucteiai  unTerniglieli  6mdL  dla  Erlmuitiiirinstanc  entochieden  wcvdeii. 

Art.  Bl.  Erscheint  eine  der  flntden  an  dem  bwtimmten  Tige  nidit»  ao  «iid 
ein  iCootmnazentscheid  gefällt. 

Art.  32.  Die  Entsdiride  d«r  Gewe>bc;seridrte  liiid  andgültig  und  m  kum  da- 
gegen, wenn  die  streitige  Sunnne  einen  Eapitalwert  von  300  fam.  nidifc  flbenUigt,  IceiBe 
Berufung  eingelegt  worden,  ausser  wegen  Inkompetenz. 

Sttdtigkdten  zwischen  Angcetolteili  und  ihren  Arbeitgebern  fallen  unter  die 

Kompetenz  der  gewöhnlichen  Genchte,  wenn  die  strdtige  Summe  10  " » fr^  übersteigt. 
Keine  solche  Begrenzung  gilt  für  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  ihren  Arbeit- 
gebern. 

Art.  33.  Die  Gewerbegerichte  entscheiden  über  alle  Widerklags-  oder  Kompen- 
sationsforderungen,  die  ihrer  Natnr  nach  zur  Zuständigkeit  der  Qewerbegerichte  ge> 
llftren. 

Wenn  sämtliche  Uaupt-,  Widerklags-  oder  Kompenratioosforderungen  in  den 
Balunen  der  Kompetenz  des  Qewerbegericbtes  in  lelster  uetans  lalleii,  ao  nnn  gegen 
aeinen  Spruch  keine  Berufung  eingelegt  werden. 

Wenn  über  eine  der  Fordt  rnngen  nur  unter  der  Bedingung  der  Berufung  ent- 
Bchieden  werden  kann,  ho  ent^^ohcidet  daa  Gewerbegericht  über  sämtUeba Forderungen 
nur  in  erster  Instanz,  jedoch  hat  daa  Üewerbegericht  in  letzter  Instanz  zu  ratscbdMn, 
wenn  einzig  die  Widerklagsforderung  auf  Schadenersatz,  die  sich  ausschliesslich  auf 
die  Hauptklagu  gründet,  seine  Komix-tenz  in  erster  Instanz  iibersteigi. 

Wenn  l^ei  Streitigkeiten  zwischen  Angestellten  und  ihren  Arbeitgebern  die  Haapt- 
ktage  die  Kompetenz  des  Gerichtes  in  leteter  Instanz  fibersteigt,  so  hat  daa  Gericht 
über  die  Widerklagsf ordern ng  auf  Schadenersatz,  die  sich  ausschliesslich  auf  die 
HauDtklage  gründet,  selbst  wenn  sie  lÜUÜ  frs.  übersteigt,  unter  der  Bedingung  der 
Berufung  zu  ent.HL-heiden. 

Sämtliche  Forderungen,  die  aus  einem  Mietsvertrage  zwischen  den  gleichen 
Parteien  herrühren,  sind  zum  Gegenstflud  einer  einzigen  Klage  zu  machen,  ansonst 
sie  für  un^itatthaft  erklart  werden;  es  aei  denn,  der  Ki  iL^i  r  weise  unbestreitbar  noch, 
daes  die  Gründe  zu  den  neuen  Forderungen  erat  nach  der  Einreichung  der  ursjprüng- 
licbeo  Klage  sidk  za  sdnen  Gunsten  ergeben  haben  oder  za  seiner  Keantois  ge- 
kommen sind. 

Die  Entscheide,  gegen  welche  Berufung  eingelegt  werden  kann,  können  für  vor- 
läufig vollziehbar  erklärt  werden;  bis  zur  Höhe  emcs  Viertels  de^i  Betrages  ist  der 
Kläger  von  der  BürgschaftaleistunL"  t '«fnut ;  doch  darf  die.«es  Viertel  103  frs.  nicht 
übetBteigen.  Für  den  .MehrbetraK  i^aau  die  vorläufige  VoUzitihuug  augeorduet  werden, 
nntttr  der  Bedingung,  dnr^s  der  Kläger  Bürgschaft  leistet. 

Art.  34.  Wenn  die  Forderung  mehr  als  HCO  frs.  beträgt,  ßo  kann  gegen  die 
Entscheide  der  Gewerbegerichte  Berufung  vor  dem  Zivilgcrieht  eingelegt  werden. 

Die  Berufung  ist  nicht  statthaft,  bevor  3  Tage  seit  dem  Urteusspruch,  ausser  es 
handle  aidi  um  einen  Fall  vorläufiger  Vollaehnng,  noch  nachdem  10  Xitge  seit  der 
Anzeige  des  üiteila  Terflossen  sind. 

f)ie  Berufung  wird  wie  bei  Handelssachen  eingeleitet  und  entschieden,  ohne 
dfm  ein  licchtsbeistand  obligatorisch  wäre.  Wenn  die  beteiligten  Partien  nicht  persdn- 
Uch  eradieinen,  können  sie  flieh  nur  unter  den  in  Art.  2(3  aufgestellten  Bedingungen 
vertreten  la-sson,  d.  h.  nie  können  ^i'-h  'or  dem  Zivilgericht  entwetler  durch  einen 
Anwalt  (avout)  an  dem  betr.  Gericht  oder  durch  einen  rite  zugelassenen  Advokaten 
favocat  inscrit  au  barroau)  vertreten  und  verteidigen  lasaen.  In  diesem  Falle  iat  keine 
Vollmacht  erforderlich. 

Das  Zivilgerioht  hat  seinen  Entacheid  binnen  3  Monaten  seit  der  Einlegung  der 
Berufung  zu  fallen* 

Art.  35.  Die  von  den  Gewerbegcrichton  in  letzter  Instanz  gefüllten  Urteile 
kOnnen  auf  dem  Bekurswege  (recours  en  ca.-'sation)  wegen  Ueberschreitung  der  Amts- 
gewalt oder  Genetzesverletzung  angefochten  werden. 

Die  Kassationsgesucbe  eind  spätestens  am  b.  Tage  nach  der  Anzeige  des  Urteile 
in  Fonn  einer  Erklirung  anf  dem  Särebsriat  dea  GenrerbegerichtB  sa  steUen  und  binnen 
8  Tagen  zu  notifizieren,  ansonst  sie  dahinfallcn. 

Binnen  14  Tagen  seit  der  Notifikation  sind  die  Aktenstücke  dem  Kassationahofe 
einzureichen;  Stn^ebuhren  sind  nidit  an  hinterlegen;  ein  BechtabeiBtand  bt  nidit 
obligatorisch. 

Das  Kassationsgesuch  gelangt  direkt  au  die  Ziviükammer. 
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Der  KaasatioDshof  hat  falnnaB  «faum  Monat  ntudk  dem  Empfang  der  AktenatllolM 

n  Eiitfichcid  zu  fällen. 
Die  Urteile  der  Zivilgerichte,  welche  in  Anwendung  de?*  Art.  34  vurliegendea 
Gei-etzes  auf  eine  Berufung  hin  gefällt  worden  sind,  können  auf  dem  Rekurewegs 
w«tten  Inkompetenz,  Uebenchreitüng  der  AmUgewalt  oder  GeMtseayerleUnuig  iii{Ee- 
TocuSGu  weraen. 

Die  Gesuche  um  Kassation  dieser  T'^rteile  unterliegen  den  in  Abfl.  2,  3,  4  und  5 
j^enwaiti^ao  Artikek  gegebeuea  Vurticliriften.  Nur  ist  die  betreffende  Erklärung  auf 
r  Kanzlei  des  Gerichtes  abzugeben. 

Art.  Sf).  Falls  der  Gatte  !U)wes.(aid  oder  verhindi  rt  i-t,  oder  ihm  die  Ermächtigung 
verweigert  wird,  kann  da.s  Gericht  die  verheiratet©  Frau  ermüchtigeu,  vor  dem  Gericht 
•b  Vermittlungs.suchende,  als  Klägerin  oder  als  Beklagte  aufzutreten. 

Art  37.  JiliudeKjährige,  die  nch  nicht  von  ihirai  Vater  oder  ihrem  Vonnond 
wbeiatinden  laasen  können,  Unnen  vom  Oeridite  ermächtigt  werden,  vor  den  Bichtem 
ide  Vennittlunffssochrn  !r,  nl-  KItl^t  r  ler  als  Jk-khi^te  aufzutreten. 

Art.        Mitglieder  de;d  Gcwerbegedchts  künuen  abgelehnt  werden: 

1)  wenn  eie  emen  persönlichen  AnteO  an  der  Streitsache  haben ; 

2)  wenn  sie  mit  einer  der  Parteien  verwandt  oder  veiBchirifeirt aiiuif  mit  Knfchlwffe 
des  Verwandtschaftsgrade«  der  leiblichen  Vetternschaft; 

3)  wenn  in  dem  der  Ablehnung  vorhergehenden  Jahre  zwischen  ihnen  und  einor 
der  Parteien,  imp.  dam  Gatten  oder  den  Verwandten  und  Verschwicorten  der  betref- 
fluiden  Partd  In  direkter  Linie,  ein  Proeeee  etrafrechtUcher  oder  zivi&echtlicher  Natur 
stattgefunden  hat; 

4)  wenn  sie  in  der  Sache  ein  i^chriitUcheii  Gutachten  &bgeLr(lH>n  haben; 

5)  wenn  eie  Arbeitgeber,  Arbeiter  oder  Angestellte  dner  der  Streitparteien  rind. 
Die  Partei,  welche  einen  Gewerberichter  abzulehnen  wünscht,  hat  das  Ablehnunps- 

Emch  vor  Beginn  der  Verhandlung  zu  Htellen  und  m  einer  mit  Unterschrift  veradienen 
Uärung,  die  dem  Sekretär  dee  Gewerb^erichtes  einzureichen  ist  oder  die  mündUdl 
TOT  dem  Sekretär  abgegeben  wird,  die  Grunde  dafür  ansoCährea.  Für  die  £rkliniilg 
wird  eine  Empfangsbestätigung  ausgestellt. 

Der  abgelehnte  <  Tcwerbericliter  hat  am  Fusse  der  Erklärung  binnen  2  Tagen  seine 
Antwort  anzubringen ;  diese  hat  entweder  sein  Einveratändois  out  der  Ableimung  oder 
■einen  Einsprach  dagegen,  nebet  seinen  Bemerkongen  Aber  die  Gründe  der  Abldnung 
80  enthalten. 

3  Tage  nach  der  Antwort  de«  Gewerberichters,  der  seine  Zustimronng  zur  Ab- 
lehnung verweigert,  oder  beim  Ausbleiben  einer  Antwort,  hat  der  Gerichtspriisident 
eine  Abechrift'  der  Ablehnungserklärung  und  der  allfälligen  Bemerkungen  des  Gewerbe» 
ridhters  dem  Präsidenten  des  Zivilgenchtes,  in  dessen  Gerichtsbarkeit  das  Gewerbe- 
giflricht  liegt,  einzusenden. 

Dort  soll  das  Ablehnungsgesuch  binnen  8  Tagen  ohne  weitere  V'orladung  der 
Parteien  tn  letzter  Instanz  entschieden  und  der  Entscheid  dem  PrlsideDten  des  Ge- 
werb^erichtes  durch  den  Staatsanwalt  unvcrzuc'lieh  mitgeteilt  werden. 

Art  39.  Die  Gewerberichier  haben  den  irarteien  mre  Dienste  durchaus  uncnt- 
geltlidi  zur  Verfügung  zu  stellen;  sie  dürfen  von  den  Parteien  fiir  die  zu  erfOllenden 
F'ocmAHtäten  keinerlei  Entschädigung  verlangen. 

Art.  40.  Die  Prozessakten,  die  Urteile  und  die  zu  ihrer  Vollziehung  erforder- 
hchen  Akten  sind  auf  Papier  mit  Stempelvisum  abzufa-ssen  und  als  Passiva  zu  regi- 
strieren.  Das  Stempelvisom  ist  auf  dem  Original  bei  d«  Bcgdstrierung  anzubringen. 

Jedodi  werden  Pttytokolle,  Urteile  und  Akten  unentoeltlich  registriert,  wenn 
darin  festgestellt  ist,  dass  das  Ptreitohjekt  die  Summe  von  20  frs.  nicht  übersteigt. 
i>iese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  vor  Berufungsinstanzen  oder  vor  den 
stionahof  gebrachten  Streitfälle. 

Die  verlierende  Partei  hat  dem  Staats.sehatz  die  Kosten  zu  erstatten. 
Die  vorhcrgeliendeii  Absätze  gelten  auch  für  alle  die  Streitfälle,  welche  eigentlich 
unter  die  Kompetenz  der  Gewerbegerichte  fallen,  aber  gemäss  Art.  27  des  Gesetzes 
fom  22,  Januar  1851  vor  die  FriMenarichtor  gebracht  werden  an  Orten,  wo  iceine 
Oosverbegoriciite  bestehen. 

Das  Annenrecht  kann  vor  den  Gewerbegerichten  in  denselben  Formen  mid  unter 
denselben  Bedingungen  wie  vor  dem  Friedensrichter  gewährt  werden. 

Die  das  Annenrecht  geuiessende  Fntel  kann  vom  Vonteher  der  Advqkatwmchaft 
fb&tonnier  de  l'Ordre)  einen  Advokaten  zngeveie<;en  erhalten,  um  ihre  Vertädigung  vor 
dem  Bchledsamt  des  Gewerbegerichtes  vurzuiirmgen. 

Art.  41.  Die  Kompetenz  der  GrewcrbegericiUe  ist,  wenn  (he  Arbeit  in  einem  Be- 
trieb vor  sidi  gdit,  darcb  die  I^ige  des  iktriebes,  und  wenn  die  Arbeit  ausserlialb 
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eines  Betricl>e8  vor  sich  eeht,  ilurch  d(n  Ort,  wo  die  Annt'^ütmL'  vertr;i-lirh  geregelt 
worden  int,  heetimmt.  Wenn  das  Gevrerbcgericht  in  Abteiiuugeu  gegliedert  ist,  so 
richtet  sich  die  Zustündigkat  der  Abteilungen  ntcb  der  jkrt  der  Arbeit,  weldiee  uidi 
die  Natur  des  Betriebes  sei. 

Art«  42.  la  ürioglichen  Ffillen  kouuea  die  Gowerbc^erichte  die  nötioea  Anord- 
nungen treffon,  um  zu  yerhindem,  dass  die  Objekte,  welche  so  einer  Beecihwefd« 
AoImb  geben,  beseitigt,  weneenomnien  oder  vernichtet  werden. 

Art.  43.  Di«  Art  5,  7,  10,  11,  12,  13,  14,  15,  18,  20,  21,  22,  2ö,  29,  31,  32,  33, 
34,  35,  36,  37,  38,  39.  40,  41,  42,  43,  46.  47,  54,  55,  73,  130,  131,  156,  lOS,  ICU,  170, 
171,  172,  442,  452.  403,  454,  455,  456,  457,  458,  459,  4üO,  474,  4tiO  und  1033  der  Zivü- 
pmcMordnung  (Oode  de  procMnre  dvüe),  Art  iSS  des  Eriasfee  vom  20.  April  1810^ 
Art.  17  des  Gt-sctze«  vom  30.  August  18S3  gelten  in  ihren  dem  gopen wartigen  Gesetze 
nicht  zuwiderlaafeudeu  Beetimmungen  auch  für  die  Kecht^prc-chung  der  (  lewerberichter. 

Dritter  Titel.   lieber  die  Disziplin  der  Gewerberichter. 

Art.  44.  Wenn  ein  Mitglied  eines  Gewerb^richtes  ohne  rechtmässige  Gründe 
und  nach  dringender  Aufforderung  sich  weigert,  den  Dienst,  r.n  dem  m  berufen  wird, 
sa  leisten,  so  Kmn  es  sor  Amtaniederlegui^  veranlasst  werden. 

Art  45.  Der  Prisident  konatatiert  dM  Dienstverweigerung  mittels  eines  Pitiio» 

kollf'j^,  welches  ein  motivirrtcs  Gutachten  de?;  Gerichtes  oder  der  Abteilung  zu  ent- 
halten hat;  der  Gewerberichter  ist  zuvor  anzuhören  oder  in  aller  Form  rethteus  vor- 
nUadcn. 

Wenn  das  Gericht  oder  die  Abteilung  binnen  einem  Monat  seit  der  Einberufung 
kein  Gutachten  abgibt,  so  hat  der  Präsident  diese  Unterlassung  in  dem  Protokoll,  das 
dem  Staatsanwalt  einzureichea  Jet,  TO  vccmerken.  Dar  Stuteanwalt  unterbreitet  die 

Sache  dem  Zivilgoricht 

Art.  46.  ifadi  Einsidit  dee  FrotokoUei  wird  die  Amtniiederlegung  vom  Zivil- 

gericht  als  Ratskammer  (par  le  tribnnal  cn  chanibrc  du  con-ielt)  auf^gesprochen,  mit 
oder  ohne  vorhergehende  Beratung  durch  das  Gcvverbegericht.  Wird  Beschwerde  er- 
hoben, 60  enthclioidet  der  AppclThof  als  Katskammer.  Di«  Beschwerde  iüt  binnen 
14  Tagen  nach  der  Verkünciigung  des  UrtcilsspHiches  anruhebcn.  Der  l)etref£ende 
Richter  ist  sowohl  vor  du.s  (Icwerbegerieht,  wie  vor  den  ApjJclLhuf  zu  laden. 

Art.  47.  Wenn  ein  Mitglied]  dcf^  (Jewerhefrerichtes  bei  der  Erfüllung  meiner  Funk- 
tionen sich  schwere  Pflichtverletzungen  zu  schulden  kommen  lasst,  so  wird  es  vor  das 
Qeridit  oder  die  Abteilung  geladen,  um  sich  fiber  die  ihm  vorgeworfenen  Tatbestind» 
zu  verantworten. 

Der  Präsident  des  Gewerbepprichteb  und  der  Staatsanwalt  veranlaf'f'ifn  diöie  Vor- 
ladung. Binnen  einem  Monat  hvit  der  EinbemJong  hat  der  Präsident  di-ä  Gewerbe 
^crirhtes  dem  Staatsanwalt  das  PiotokoU  der  Sitauog,  zu  der  der  Betr^ende  enchieiMn 

iHl,  einzusenden. 

Das  Protokoll  wird  vom  Staatsanwalt  mit  seinem  Antrag  dem  Jwitizmlotater 
übermittelt.  Je  nadi  dem  Fall  werden  folgende  ßtrafen  vearfaingt: 

Verwds;  Einetdlnng  im  Amt  für  eine  Zmt  von  nicht  mehr  ab  6  Monaten;  Ab- 
iebsung. 

Art.  48.  Verweiä  und  Einstellimg  im  Amt  können  durch  Verfügung  (arrötä) 
des  Jnatisminiiteta  verbingt  werden.   Dte  Abeetsong  erfolgt  durdi  anen  &Iaee 

(d^ret). 

/\jrt.  4Ü.  Wenn  ein  gewählter  Gewerl>erichter  hich  weigert,  fieii  in  sein  Amt  eia- 
aetzen  zu  lassen,  sein  Amt  niederlegt  oder  auf  Grund  von  Art.  44  zur  Amtsnieder- 
Iwnng  veranlaast  wird,  so  kann  er  vor  Ablauf  von  3  Jahren  seit  seiner  Wagenm^^ 
•emer  Amtsniederlegung  oder  dem  Entseheid  des  Oeridites,  weMier  ihn  snr  Amts» 

niederlegung  veranlH!^>i  unt,  nicht  wieder  gewählt  werden. 

Art.  K).  Wenn  über  einen  Gewerberichter  die  Amtsentsetzung  verhängt  worden 
ist,  fio  kann  er  nicht  wieder  für  die  nXmIiche  Funktion  gcfwShlt  woden. 

Art.  r>l.  Die  Annahme  des  Zwangsmandate!«  be<leutpt  von  seiten  eines  Gewerbo- 
richters  eine  schwere  i^fiichtvcrletzung,  zu  weicher  Zeit  und  in  welcher  Form  sie 
erfolge. 

Wenn  die  mit  der  Vahdierung  der  Wahleu  betrauten  Richter  dieses  Tatbeständen 
gewahr*  werden,  so  erfolgt  von  rechtswegen  die  Annullierung  der  Wahl  desjenigen,  der 
■ich  seiner  Bchuldig  gemacht  hat. 

Wenn  erst  sp^er  der  Beweis  erbracht  werden  Icann,  so  wird  nach  den  Besiina- 
mungen  der  Art  47  und  48  verfahren. 

I)ic  dcrmassen  konstatierte  Annahme  de?«  Zwang^^mandates  hat  im  ersten  Falle 
die  Uu Wählbarkeit,  im  zweiten  die  Absetzung  zur  notwendigen  Folge. 
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Art  52.  FftUa  gflgoi  die  Mitelieder  des  Gewerb^erichtes  Klage  wesen  amto- 
vidrigen  Haaddi»  Qiümiaitioo)  erlioben  wird,  m>  wirdge^eo  sie  id  der  Weise  yor" 
grgan^'on,  die  in  Art.  48B  der  Stm^roMssoffdnang  (Oode  d'instraetioii  crimindlfl)  Uta 

die  Kichter  vorgeselien  ist. 

Art.  53.  Die  Art  4  und  5  des  Zivilgenetzes  (Code  ciyll),  Art  505—506,  510—616 
der  ZivilprozessordnunK  (Code  de  proc<5dure  civile),  Art.  126,  127  und  185  de«  Straf- 
gesetzes (Code  p<^'nal)  gelten  für  die  Gewerb^richte,  sowie  für  die  eiuzclucii  Mitglieder. 

Die  Belangaog  eines  Richters  ist  beim  Appellhof  anhängig  zu  madiai. 

Art  54.  Die  Cewerbegerichte  oder  ihre  Abteilangen  können  durch  «Ben  Mlf 
Vorsdüaff  des  Justizministers  verfügten  Erlass  aufgdöst  worden. 

In  diesem  Falle  finden  die  allgemeinen  Wahlen  Üniien  2  Moiwton  wit  dem  auf 
dem  Auflöeungsdekret  aog^benen  Tage  statt 

Bis  zur  Einsetzung  des  neuen  Gerichtes  oder  der  neneu  Abteilung  sind  StrritfUle 
beim  Friedenpriobter  am  Wohnsitz  de«  Roklnplpn  vorzubringen. 

Die  Gewerbegerichte  können  ebeufalln  durch  einen  Erla»»  aufj^ehoben  werden^  der 
auf  den  Vorsdüag  des  Jnstizminigters  und  de»  Ministers  der  Arbeit  nod  der  MCUÜeo 
YonoigB  m  Form  eines  öffentUcheo  Verwaltungsreglementes  eigeht 

Vierter  Titel.   Allgemeine  Bestimmungen. 

Art  55.  Jedes  Gewerbegericht  stdlt  in  seiner  GeneralTcrsanunlung  ein  BeglenieDt 
ftr  seine  innere  Tätigkeit  mC 

IMesee  Iteelement  tritt  erst  nach  seiner  Genehmip:ung  durch  den  Ju^tizminister 
und,  was  die  auminiHtrativen  und  konsultativen  Befuguii^se  anlangt,  durch  den  Minister 
der  Arbeit  imd  der  sozialen  Vorsoi^e  in  Kraft 

Art.  56.  Die  Gewerbeeerichte  treten  zur  CJeneralverHammlang  zusammen,  wenn 
die  Oberbehörde  o<ler  die  Hälfte  plus  1  der  Mitglieder  es  Verlanen  oder  der  Vor- 
sitzende es  für  nützlich  erachtet  Der  Präsident  hat  hinnen  14  lagen  das  Protokoll 
jeder  GeoendTersaaunluns  dem  Justizminister  und  gegebenenfalls  dem  Minister  d» 
Arbeit  und  der  eodalea  vonom  zuzustellen. 

Art  57.  Die  Mit^dicder  acr  Gowerbegerichte  tragen  bei  den  Sitzungen  und  bei 
dffenUichen  Feierlichkeiten  zum  Zeichen  ihres  Auito^  auf  clcr  Unken  öeite  der  Brust 
an  einem  Band  eine  silberne  Medaille.  Eine  minic^terielle  Verfügung  bestimmt  Dnzch- 
meascr  und  Aufschriften  der  Medaille,  sowie  die  Farbe  de«  Bandes. 

Art  58,  Den  Sekretären  der  Gewerbegerichte  werden,  ausser  ihrer  Besoldung, 
noch  folgende  Vergütungen  bezahlt:  für  eine  Vorladung  vor  die  VmiiittluiijfHinstanz 
mittelst  einfachen  echreibens  15  cts.;  für  eine  Vorladung  vor  die  Erkenntuisinstanz 
mittebt  eingesehiiebenen Briefes  und  Empfnng^besiäti^ung  75  et«. ;  fflr  jeden  zu  Händen 
des  Schatzamtes  anzufertigenden  Auszug  aus  einem  Lrteil  "25  et«.;  für  'ydc  beglaubigte 
Abschrift,  die  sie  anfertigen,  von  durchschnittlich  20  Zeilen  pro  Seite  und  12  Silben  pro 
Zeile  40  cts.;  für  die  l^laubigte  Abschrift  (wofern  eine  soUÄe  Tcrlugt  wird)  OM 
Protokoller«  über  eine  nicht  zu  stände  gekommene  Vermittlung,  welche?'  mir  die  kurze 
Bemerkung  enthalt,  das-»  die  Purleioii  zu  keiner  Verständigung  gekommen  sind,  SÜcti?.; 
für  die  Aufnahme  dee  Protokolls  über  hinterlegte  Zeichnungen  oder  Modelle  und  als 
t^Mitel  für  die  b^laubiete  Abschrift  1  fr.  Die  Ausgaben  lür  Papier  (Betpster-,  Ab- 
■äirift>  oder  •ornttges  Papier)  fallen  tu  Letten  des  StArretlrB,  mit  AtuiiBlune  dee 
f^temwlfi  der  im  Torhergehfiitlrn  8alz  genennten  Protokollij  und  bedaubigten  Ab» 
fichniten.  Der  Sekretär  nimmt  die  ihm  zukommenden  Gebühren  uirekt  ron  den 
Peneien  entocgen;  auch  die  Gebühren  für  die  Abschriften,  welche  er  anfertigt 

Dem  (Sinchtsboten  gebührt:  für  jede  Zitation  1,25  fru. ;  für  die  Anzeige  eines 
L'rteila  1,75  fr».;  wenn  die  Entfernung  zwi.-^chen  der  Wohnung  des  Gerichtsboten  und 
dem  Ort  wo  die  Zitation  und  die  Anzeige  abgegeben  werden  müssen,  mehr  als  5  km 
beträgt,  eo  woden  dem  Gerichtsboten  auf  je  10  km  und  «uf  jeden  darüber  hinaus- 
eeheiiden  Bruchteil  von  10  km  hin  und  znrflck,  für  die  Zitation  1.75  frs.,  für]  die 
Anzeige  2  frs.  und  für  die  all  fällig  dem  Urteile  beigegebenen  Abschriften  von  Doku- 
menteu  für  jede  beglaubigte  Abschrift  von  durchschnittlich  20  Zeilen  pro  Seite  und 
12  Bilben  pro  Zeile  SO  cts.  bezahlt. 

Art.  :j9.  Den  vom  Gewerbegericht  einvernommenen  Zeugen  i?t  auf  ihr  Ver- 
langen für  Zeitverlust  ein  Betrag  von  2  frs,  als  Entschädigung  zu  tnirichten.  Die 
ausserhalb  des  Kantons  in  einer  Entfernung  von  mehr  als  25  und  weniger  als  50  km 
wohnhaften  Zeugen  erhalten  4  frs.;  wenn  die  EoLtonung  mehr  als  50  iou  betrSgti 
erhalten  sie  4  frs.  für  je  50  km  und  jeden  darfibor  binansgehenden  BmditeO  Ton 
90  km. 

Art  60.  Wenn  ein  Gewerb^erichtssekrelär  nachgewiesenennassen  eine  erüssere 
ab  die  llim  snkommende  GebÜir  eriioben  bat,  eo  wiid  er  iMgen  üntereehleifi  beebaft. 
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Fünfter  Titel.   Unkosten  der  Gewerbcperichte. 

Art.  Gl.  Die  für  das  Gewerbegericht  erforderliche  Kiiumlichkeit  i.xt  von  der 
Stadt,  in  der  da»  Gericht  seinen  Sitz  hat,  zu  stellen. 

Art.  62.  Die  im  fiezirke  eines  Gewerb^erichtes  geJc^en^  GemeindeD  sind  zur 
Beetreitune  folgenclcr  ünkosten  verpfliditet: 

1)  Kosten  der  ei-sfcn  Einrichtung;  2)  Ankauf  der  Abzeichen;  3)  Heizung; 
4)  Beleuchtung  und  kleinere  Auslagen^  5)  Wahlunkosten  j  Vergütung  für  d&t 
resp.  die  8elmlra  und  dem  rmp.  die  HiVaadnetbe  dce  OendilM* 

Art.  63.  Per  Präsident  jedes  Gcwfr1>e^erichte8  hat  jährlich  in.  T  niife  des 
Deeemben  dem  Departementspräfekten  einen  BtAtus  der  im  vorbeigehenden  Artikel 
anfgeffflirten  Aiiahig«ii  TomdcfeQ. 

Sechster  Titel.  Gewerbegericbte  in  den  Kolonien  und  in  Algerien. 

Art.  64.  Das  TorKegoide  GewtE  findet  anf  die  Kolonien  Ooadeloupe,  Martinique 

QSd  B<?union  Anwendung'. 

Art.  65.   Ee  findet  auf  Algerien  mit  den  folgenden  Abänderungen  Anwendung. 

Art.  60.  Wählbar  sind  die  .Stimn^berechtigten,  die  30  Jahre  alt,  Mit  2  Jflkraa 
in  dear  Kolonie  ansässig  sind  und  französich  lesen  und  schreiben  können. 

Art.  67.  In  den  Bezirken,  wo  die  mo»liniische  Bevölkerung  bedeutend  genug 
ist,  um  (lie^i  angezeigt  erscheinen  zu  lassen,  ^^ind  zu  den  Gewerbegerichten  raoelimiedM 
Beisitzer  beizuziehen.  Die  Zahl  der  moelimiflcbea  Bdsitser  ist  in  den  ErriclitQ]ig|B> 
erlassen  anzugeben. 

Jede  Kategorie  des  Gewerbegerichtes  roII  unter  ihren  moslimischen  Beisitzern 
steta  die  gläche  Zahl  von  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  solchen  dar  Arbeiter  nnd 
Allgesteliten  mnf  weben. 

Art.  68.  In  Btnitfälien,  woran  ein»  oder  mehrere  Moslims  beteiligt  s  m  (  die 
sich  nicht  im  Genüsse  des  französischen  Bfirgerrechta  befinden,  sollen  der  Ver- 
mitütmgainstanz  und  der  Erkenntnisinstanz  ausser  den  in  Art.  21  und  23  vorgesehenen 
Mitgliodem  noch  2  moslimische  Hei.'-itzer  mit  borati  inler  Stimme  nngpllörent  denn  cinCT 
Arbeitgeber,  deren  anderer  Arbeiter  o<ler  AngeHteiicer  sein  muss. 

Art.  69.  Die  moslimischen  Beisitzer  des  Gewerbegerichts  werden  von  dea 
Mo^liinH  gewählt,  die  nicht  im  Genüsse  des  franztjpischeii  Bürgerrechtes  stehen,  aber 
in  die  Gemeindewahlliste  aufgenommen  sind  und  die  in  Art.  5  des  vorliegenden  Ge- 
MtMS  aufgestdlten  Bedingongen  erfüllen. 

Die  Liste  dieser  Wahler  wird  bosonden?  peffihrt. 

Art.  70.  Die  moslimi^ichen  Ik'ii^itxer  des  Gewer bcgericbtes  werden  auf  dieselbe 
Weise  wie  die  übrigen  Gewerl»  richter  gewählt. 

Bie  haben  dieselben  Wähibarkeitsbcdingungcn  zu  erfullpn. 

Jedoch  genügt  e»<,  wenn  diese  Beisitzer,  wofern  fie  ihre  Muttersprache  k-rvn  und 
schreiben  kilnnm,  im  j'ranzösischen  nur  i^iirechfcriigkeit  bisitzen. 

Sic  dürfen  dem  Vorstand  nicht  angehören ;  doch  nehmen  ide  an  deasen  Wahl 
mit  dem  gleichen  Bechte  teil  wie  die  fibngen  Mitglieder. 

Art.  71.  Den  Gowerb^erichten  Algeriens  können  Dolmetscher  beigegebcD 
werden,  die  auf  dieselbe  Weise  au  emoanen  sind  wie  die  8dcretän;  bevor  sie  ihr  Amt 
antraten,  haben  sie  vor  dem  Zivilgericht  den  Bemfaeid  za  Idsten. 

Ihr  Gehalt  wird  auf  die  iti  Art,  24  vorgeschriebene  Weise  bestimmt. 

ArL  72,  Die  moslimischen  Beisitzer  de»  Qewerbegerichtes  werden  alle  3  Jahse 
gemäss  Art.  11  zur  Hälfte  erneuert 

Siebenter  Titel.   Besondere  Bestimmungen. 

Art.  73.  Aufgehoben  sind:  1)  Art.  1—9,  2fl  ff  des  Gesetzes  vom  la  März  1806; 
2)  der  ErlnsB  vcm  11.  Juni  1809  ;  3)  der  Erlass  vom  3.  August  1810;  4)  die  Erla-^se 
vom  27.  Mai  und  0.  Juni  1046;  5)  das  tiesetz  vom  7.  August  1B50,  unter  Vorbehalt 
seiner  Anwendung  auf  die  in  Art.  27,  Abs.  2,  des  Gesetzes  vom  28.  Januar  18S1  ge> 

nannten  Streitfälle,  (1)  Art.  18.  Ab.«.  1  d.s  Oe>otzf«  vom  92.  Februar  18.".!,  7)  da.'» 
GetHiU  vuui  1.  Juni  1853,  8)  da»  (.it»ttz  vom  4.  Juni  18'j4,  9)  das  Gesetz  vom  7.  Februar 
1880,  10)  das  Gesetz  vom  23.  Februar  1881,  11)  das  Qcsets  vom  21.  November  1883, 
12)  das  Gesetz  vom  10.  Dezember  1884,  l.:J)  dos  Gesetz  vom  15.  Juli  liJOO'),  und  im 
allgemeinen  alle  Bestimmungen,  die  dem  vorliegenden  Gesetze  zuwiderlaufen. 
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A c h  i f  r  Titel.   T' e b e r ^' ft ii g g b e 8 1 i m m u ii g. 
Art.  74.    Die  Sekretäre  und  Kouiiuid»ekretare,  welche  sich  zur  Zeit  der  EckÄnat- 
vorliegondcu  Gesetzes  im  Amt  befiodoD,  bdMÜteO  Um  FimktknMD  bei  mit  dem 
litel  Öekrctäre  und  Hilfapfkrotäro. 

11.  Lettre  du  27iuar8l907  duMiuiätre  duTravail  et  de 
la Pr^Toyanc«  sociale  but  ladur^e  de  la  Periode entre deax 
jonrs  de  repoB  hebdomadaire.  (B.  d.  l'O.  d.  T.^,  JLiV,  No.  5»  nai 
J907.  p.  402.) 

Schreiben  des  Ministers  der  Arbeit  und  der  sozialen  Vorsorge 
flbar  die  Bauer  dea  Zettranmea  Bwlsohen  swet  Bnlietagen  ^j.  Vom 
27.  M&rs  1907. 

In  BeimtTivortnng  Ihre«  Schreibens  vom  26.  Febnmr  ir*ii7  letzthin  lml)e  Ich  die 
ülire,  Ihnen  mitzuteilen,  dass  Art.  1  des  GeBetite»  vom  13.  Juii  IliUti  über  die  wüch ent- 
liehe Ruhezeit  bloss  verbietet,  einen  Angestellten  mehr  als  ö  Tage  in  der  Woche  zu 
bcscb&itieeD,  Dicht  mehr  als  6  Tage  MatereiDaiider.  LHe  XismfüEier  and  .ficluifEner 
ktaaen  atmpmli»  meiiicr  Bfinntm^  nadi  «nooemiTe  RnheCag«  erhalten,  die  mdhroder 
^yesiger  als     Tnre  hintcreinanderliogen,  wenn  nur  keine  Woche  ohne  Kuhi  i  ii:  !  leibt. 

Die'^e  Auslegung  eaaktioniert  eine  Praxi»,  die  beruit«  von  gewij*heu  Betrieben  von 
eiDer  bestimmten  Anzahl  von  Transportuntemehmungen  (bcsoDdcrs  der  Compagnie 
g^n<'rale  des  Omnibus  de  Paris)  geübt  wird  und  die  den  Vorteil  bietet,  <lti^^-  iwlor 
Augeaitellte  snocessive  unter  7  iiuhetagen  einen  ESonntag  erhalt  8ie  scheint  mir  daher 
dazu  angetan,  den  Wmuch,  den  Bis  im  Namen  Ibrar  Benilivenitiigiiiig  «nigeiproetoi 
hsbes,  zu  erf&llcn. 

12.  Lei  dn28mar8  lOOTrolntive  aux  r^nnions  publiques. 
(B.  d.  rO.  d,  T.,  XIV,  No.  4,  avrü  1007,  p.  376.) 

aosela  Aber  die  mia^kSbm  VeHWDunlimgen.  Vom  28.  Mftrz  1907. 

Art,  1.  Oeffentliche  Versammlungen  dtlrfen  nicht  ohne  vorg&ngige 
Erkl&rtmg  fd^claration)  nbfze]in.l*en  v -orrlen,  welches  auch  ihr  Zweck  sei, 

Art.  2.  Die  Bestimmnji^^en  der  Ge.setze  vom  3^.  Juni  1881, 
y.  Dezember  lÜOö  und  2.  Jauuar  1907  werden,  soweit  sie  dem  gegen» 
wirtigen  Geeetse  sawiderlaofen,  aufgehoben. 

Art.  3.  Verwaltnngsre^lemente  werden  die  Bedingungen  fastsctzeu, 
nnter  denen  das  gegenwärtige  Gesetz  und  dasjenige  vom  2.  Januar  1907 
anf  Algerien  und  die  Kolonien  angewendet  werden  können. 

18.  Girculaire  du  29  mars  1907  da  Garde  des  sceauz, 
Ministre  de  la  Justice,  anx  procurenrs  ginöranz  pris  la 
Courd'appel,  sur  la  röpression  des  infraetions  k  la  loisur 
le  repos  hebdomadaire.  (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.  4,  aviil  1907, 
p.  877—378.) 

Rnndscbreiben  des  Siegelbewahrers  und  Justizministers  an  die 
Gteneralstafttsanwälte  am  Appellhoi;  betr.  die  Bestrafung  der  Uebeiw 
tMtongen  des  Oeeoties  Aber  die  wfi<dieiitliohe  Rnbeseit.  Vom  29.  M&rz  1 907. 

In  üebereinstinnnung  mit  den  Erkläningen,  welche  die  PLegierunp  pcstem  in  der 
Deputiertenkammer  abgegeben  hat,  bitte  ich  öie,  Ihren  Öubötituten  die  fulgcndeu  In- 
etroktionen  betr.  die  Bestrafung  der  Udwrtratnngen  des  Gesetzes  über  die  wöchent* 
liehe  Ruhezeit  und  der  damit  nuammenhingenaea  IMikte  und  Zuwiderhandiunges 
zur  Kenntnis  zu  bringen. 

I.  IJebertretiuigen,  die  vor  den  30.  März  1907  fallen:  Die  Verfolgung  dcT  üelwr- 
tretuxifen,  die  vor  den  30.  Mfirz  ^en,  soll  auagesetzt  werden. 

U.  Uebertieimigwi,  die  seit  30.  Min  1907  iBkinnve  begangen  worden  äiud :  Die 
rel>ertrctnngen,  welche  seit  '  '  ^lärz  inklusive  begangen  WOCOOB  sind,  aoUea  der  m- 
ständigen  I^chtsprechung  überwiesen  werden. 

ni.  Verurteilungen,  die  am  HO.  März  1907  endgültig  geworden  sind :  Es  ist  an- 
geifligt»  die  Vemrteilangai  su  Fniheits^  nnd  Oeldatrafen  anwoeetcen.  Was  die  iets- 
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teren  aubelaugt,  so  werde  ich  meinen  Kollegeo,  deo  Finaozminiator,  bitten,  sie  bis  aaf 
weiteres  auezusetzea. 

IV.  Damit  zasainiDeiüiiiuKeode  Ue4)ertretaDgen :  Was  speziell  die  damit  zu- 
sammenhangendeD  Delikte  und  Zuwiderhandlungen  betrifft,  die  allgemein  von  Arbeitern 
begaugen  werden,  i^o  bitte  ich  Sie,  mir  baldmögliobf^t  t 'n  ^'^  rzeichnis  der  Delinquenten 
und  Zuwiderhandelnden  einzureichen,  die  am  30.  März  1Ü07  in  Ihrem  liesiK>rt  end- 
gültig yemrtirilt  wtonm,  und  swar  im  Hfaiblick  auf  allföliige  Begnadigungsgesuche, 


KniiiLu  und  Vornamen  de»  Verurteilten,  die  Behürde,  welche  den  Urteilseprueh  gefällt 
hat,  daä  Datum  der  Verurteilung,  die  Tatsachen,  welche  zur  Verurteilung  geführt 
baboi),  die  verbangte  Strafe,  die  iuit  des  Bdgiunes  der  Frelheitsatrale  und  das  Datum 
der  Freilassung  enthalten. 

Es  ist  unter  dem  .Stempel  der  Eiiminddiraktion,  No.  2354, 8^  1907  (B^adigimgB- 
boreau)  an  mich  zu  richten. 

Tdi  aende  Ihnen  eine  genügend«  Annhl  von  Exemjiknn,  damit IlivBSubatitatMi 
unTTTziiizIi  ti  die  Polizeigerichte  (tribunrax  de  eimple  poliee)  von  fCgviwirt^Ben  In- 
etrukti  neu  lu  Kenntnis  setzen  küunea. 

14.  Circulaire  du  lOavril  1907  duMinistre  du  Travail  et 
d«  la  Prevoyance  sociale,  adress^e  aux  pr^fete  et  aux  in- 
speotears  divisionnaires  du  travail»  aar  i'applie*tion  dd 
la  loi  sur  le  repos  heb  dorn  adaireu   (B.  d.  1*0.  d.  T.,  XIV,  Ko.  ^ 

avrü  1907,  p.  378—382.) 

BandBchreiben  des  Ministers  der  Arbeit  und  der  sosialen  Vorsorge 
an  die  Mfekten  und  ENtabeitaJtuipektoceii,  hett,  die  Aximdung 
des  Gesetne  über  die  wöchentliche  Bnheseit.   Vom  10.  April  1907. 

OegenwJ\rtiges  Euudscbreibeii  ]iat  den  Zweck,  die  bereits  iVülier  l)e- 
züglich  dos  (resetzos  vom  13.  Juli  l!)ütj  auf  verschiedene  Fragen,  die  von 
Präfekten  oder  Kreihaibeitsinspektoren  geöteilt  und  nicht  in  den  voraus- 
gcibenden  Bundschreibm  behandelt  worden  sind,  gegebenen  einaelnen  Ant- 
worten in  allgemeinen  Instruktionen  zusammenzufassen.  Es  präzisiert  die 
UeberganjorBTTiassregeln,  die  als  notwendig  erkannt  worde?i  1.  Es  sucht 
nach  Möglichkeit  das  Vorgehen  der  Präfekten  zu  veroiujitntlKhen,  ohne 
sich  jedoch  auf  eine  Prflfung  der  örtlichen  Umstände  eiuzulaäseu,  die  nui- 
an  (ht  nnd  Stelle  richtig  er&ast  werden  können. 

Es  kann  keine  Rode  davon  sein,  die  hauptsächlichen  BestinuDungen 
dos  Gesetzes,  die  im  Grundsatz  auirecht  zu  halten  die  Regierung  fest 
entschlossen  ist,  anzutasten.  Aber  daraus  folgt  nicht,  dass  man  nicht 
dmt^  eine  progressiTe  Anwendung  alle  die  notwendigen  Uebergänge  vom 
Begime  des  Laisser  faire  zu  demjenigen  der  gesetzlichen  Pflicht,  das  ihm 
unmittelbar  «refolgt  ist,  sorgfältig  herstellen  kann,  ^^fan  darf  nicht  an.S?;er 
acht  lassen,  dass  das  Gesotz  •über  die  wricbentHohe  Ruhezeit  eine  neue 
Materie  geregelt  hat  und  deshalb  nicht  alle  Öonderftllle  hat  voraussehen, 
noeh  alle  die  delikaten  Fragen  anf  den  ersten  Streich  hat  ISsen  können. 
In  dem  Masse,  als  diese  Sonderfalle  sich  ereignen  und  diese  Fragen  auf- 
tauchen, erwächst  deshalb  die  Verpflichtung,  die  beobachteten  Schwierig- 
keiten mit  der  allgemeinen  Anwendung  des  Gesetzes  zu  versöhnen.  Diese 
Anpassnngsarbeit  ist  unerlässlich ;  ich  habe  das  selbst  anerkannt  dadurch, 
daas  ich  vorgeschlagen  habe,  nach  den  ersten  nunmelir  verflosseaen 
Monaten  des  Versuchs  die  letzte  Hand  an  das  Gesets  an  legen. 

I.  Durch  die  Präfekten  frewährte  Ausnahmen. 

Art.  2  des  Gesetzes  gibt  den  Präfekten  die  Befugnis,  auf  ihre  eigene 
Verantwortung  hin  folgende  Auenahmen  sozugestehen : 

a)  Ruhe  an  einem  anderen  Tag  als  Sonntags, 

b)  Ruhe  vom  Sonntag  Mittag  bis  Montag  Mittag, 
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c)  Rohe    am  Sonntog  Nachmittag  mit  einem  Ersataruhetag  alle 

14  Tage, 

•1    T\u]io  in  Schtcliten. 

Die  l*r&iekten  habeu  von  dieser  Befugnis  auf  recht  verschiedeue 
VTeise  Gebranch  gemacht  ;  die  einen  liaben  sich  sehr  entgogenkommend 
gezeigt,  andere  haben  im  Gegenteil  nur  sehr  wenig  Ermftchtigungen  ge- 
geben. Das  hatte  zwischen  zwei  benachbarten  Departementen,  zuweilen 
zwischen  zwei  benachbarten  Stäidten  Ungleichheiten  der  Bebandlunfj  znr 
Folge,  die  lebhafte  Unzufriedeuheic  hervorgerufen  habeu.  Es  scheint  im 
Sinne  des  Gesetzgebers  zu  liegen,  wenn  diese  Unterschiede  im  Kegime 
80  viel  als  möglich  ausgeglichen  werden,  dadurch,  dass  deu  Pr&iekten  die 
aus  der  Gosamtprttfung  ihrer  Entscheidungen  zu  gewinnenden  Fingerzeige 
gegeben  werden. 

Der  Unterschied  im  Kegime  zwischen  zwei  sehr  nahe  beieinander  liegen- 
den Ortsdiaften,  die  zwei  ▼erschiedenen  angrenzenden  Departementen  an- 
gehören, ist  dazu  angetan,  die  Bedingungen  des  kaufmftnnischen  Wettbewerbs 
gröblich  zu  tUlschen.  Es  ist  darnm  vor  allem  von  Wiohtiffk^'it,  dass  die 
Praiekten,  bevor  sie  das  Wochenruheregime  für  diejenigen  Weiueiuden  fest- 
setzen, die  am  äusäersten  Bande  ihres  Departemente  liegen,  sich  mit  der 
Präge  befassen,  was  mit  Kaehbargemeinden,  die  unter  die  Oerichtsbarlteit 
ihrer  Kollegen  fallen,  zu  geschehen  hat  und  sich  mit  den  Kollegen  Uber 
die  Festsetzung  eines  gemeinsamen  passenden  Recrimes  zu  verständigen. 

Mit  vollem  B^cht  hat  man  in  einer  grossen  Zahl  von  Departementen 
den  Absichten  des  €leeetzgebera  dadurdi  nadizukommen  Tersncht,  daas 
man  am  Anfang  die  Befreiungen  des  Art  3  in  weitherziger  Weise  gew&hrt 
hat,  um  so  durch  Uebergangj^massregeln  die  Oewnhnhftitnn  des  T^ublikums 
und  die  kaufmännischen  Gebrauche  in(igli(  hst  wenig  zu  verletzen. 

Als  ndtzliche  Vorbereitung  für  diesen  Uebergang  sind  vornehmlich 
za  bezeichnen  die  beiden  Ausnahmen  b)  und  c)  (Ruhe  von  Sonntag  Mittag 
bis  Montag  Mittag,  Ruhe  am  Sonntag  Nachmittag  mit  Ersatzruhe  in 
Schirhten\  welche  beide  gestatten,  den  Betrieb  am  Renntag  Morgen  im 
Gang  zu  halten  und  welche  den  Klein  Verkaufsgeschäften  wirklich  auf 
liberalste  Weise  gew&hrt  werden  müssen. 

Es  mnsa  bei  der  gegenwärtig  bestehenden  Organisation  der  Arbeit 
auch  auf  die  Schwierigkeit  Bedacht  genommen  werden,  welche  sich  für 
die  Arbeiter,  die  Eink&ufe  zu  besorgen  haben,  ergeben  würde,  wmn  die 
Kleinverkaulsgesch&fte  von  nun  an  mit  einem  Schlag  deu  ganzen  Sonntag 
geschlossen  wftren.  Wenn  in  Zukunft  Gesetzgebung  und  Sitten  in  Frankrei(£ 
die  teilweise  Ruhe  am  Samstagnachmittag  werden  eingeüElhrt  haben,  dann 
werden  die  Arbeiter  ihre  Einkäufe  besonron  können,  ohne  die  Ruhe  der 
Angef?tellten  zu  stören,  und  die  wocliontliche  Ruhezeit  wird  sich  mehi*  und 
mehr  über  deu  ganzen  Sonntag  erstrecken. 

Die  Ausnahme  b)  ist  oft  in  der  Weise  mit  dem  n<ninalea  Regime 
(vollständige  Sonntagcomhe)  verbunden  worden,  dass  ein  Teil  des  Personals 
den  bürgellichen  Sonntag  vnn  Mitteniufdit  bis  ^littemacht  und  ein  anderer 
Teil  die  Ruhezeit  von  Sonntag  Mittag  bis  Montag  Mittag  erhält.  Diese 
Kombination  ist  durchaus  nicht  ungesetzlich;  sie  stellt  einen  Sdiicht^ 
Wechsel  besonderer  Art  dar;  und  da  der  Prttfekt  die  Befugnis  hat,  den 
Schichtenwechsel  bedingungslos  zu  gestatten,  sn  kann  er  a  fortiori  diese 
Befreiung  gewähren,  wenn  sie  sich  aiif  eine  bestimmte  Koinbinatinn  des 
Schichtwechsels  beschränkt.    Wenn  man  sich  immer  von  dem  Gedanken 
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ftu  die  Erleichterung  des  Ü6b6rgan>.'s  leiten  Iftsst,  bietet  diese  Ait  der 
Ruhe  oft  grosse  Vorteile  unter  der  Bedingung,  dass  die  Pi  äfektoralver- 
füguug  den  Umfang  dtn  ;r(  ^relionou  Ermächtigung  genau  umschreibe. 

Die  Ansnnhme  ai  dait  ebenfalls  ni  weitem  Umfange  gewährt  werden 
wegen  de»  kuUektiveu  Charakter»  der  Ruhe,  den  sie  vorsieht;  sie  erweist 
sich  als  besonders  nützlich  an  Orten,  wo  der  Markt  auf  den  Sonntag  fUlt 
und  die  Präfekten  glauben  annehmen  XU  mttssen,  dass  die  Ausnahmen  b) 

und  c)  nicht  hinreichen  wdrden. 

Was  die  Ausnahme  des  Schichtwechsels  anbelangt,  so  darf  sie  in 
den  Fällen,  wo  die  anderen  Befreiungen  das  Interesse  des  Publikums  und 
den  normten  Qaog  des  Betriebes  nidit  hinreichend  garantieren  wflrden^ 
wie  l)isher  gestattet  werden ;  aber  es  ist  dabei  auf  die  nunmehr  durch 
den  Htaatsrat  geübte  Kecbtsprechung  Rücksicht  zu  nehmen.  Man  daif 
eben  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  dass  sich  diese  Art  der  Betreinng', 
wenn  sie  schon  gelegentlich  für  den  Handel  von  Kutzen  ist,  doch  am 
meisten  vom  Geiste  des  Oesetses  entfernt,  da  sie  am  leichtesten  eine  Um- 
gehung der  Kontrolle  und  dadurch  einen  illoyalen  Wettbewerb  mit  den 
sehr  zablreicLen  KaufJeaten,  welche  die  wöchentliche  Buhe  peinlidb  be- 
obachten ,  ^'estattet. 

II.  Aufliebung  der  w^ichentlichen  Ruhezeit. 

Ortsfeste.  Abs.  4  des  Art.  ö  gestattet  den  Maires,  an  Orts-  oder 
Qnartierfesttagen  in  den  KleinTerkaufsgeschttften,  welche  die  Ruhe  am 
Sonntag  gewähren,  die  wöchentliche  Ruheseit  aufzuheben. 

Diese  Bestimmung  ist  sehr  wcitherriir  ausgelegt  worden  und  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Städten  ist  man  dor  Ansicht  gewesen,  der  Zutius.-^ 
yon  Besuchern  um  die  Weihnachts-,  Neujahrs-  und  Ostenseit  gebe  den 
Sonntagen  dieser  Jahreszeiten  den  Charakter  von  Ortsfesten.  Meiner 
Meinung  nach  lauft  es  den  Abliebten  des  ftesetzg^ebers  keineswegs  zuwider, 
dass  die  Maires  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  machen,  wenn  ans  Gründen 
allgemeiner  Art  der  Kleinhandel  an  einem  solchen  Tag  eine  ausserordent- 
liche Gelegenheit  eu  gxiten  Einnahmen  h&tte,  die  ihm  wfthrend  der  Wodie 
nicht  wieder  zu  teil  würden.  Aber  die  Präfekton  haben  wohl  darauf  au 
achten,  dass  diese  Ennäehtigun<?en  ihren  Ausnahmerharakter  bewalu-en; 
wenn  die  Maires  damit  Missbrauch  treiben  sollten,  wenn  r.  B.  die  Zahl 
dieser  Sonntage  mehr  als  6  oder  8  im  Jahre  betrüge,  so  hätten  die  Prä- 
fekten  Nachforschungen  darfiber  ansustellen^  ob  nicht  die  Maires  eine  su 
weitgehende  Auslegung  der  erwähnten  Bestimmung  vorgenommen  haben. 

Trh  mache  Sie  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  anfnieiksam,  das8  eine 
gewisse  Anzahl  von  Präfekten  sich  am  Beginn  des  Jahres  von  den  Maires 
eine  liste  der  in  ihrer  Gemeinde  alt  Ortsfesttage  bezeichneten  Sonntage 
geben  lassen. 

lömalige  Aufhebung  der  wöchentlichen  Ruhezeit  per 

Jahr.  Art.  H  des  Gtsotzos  gestattet  in  f^ewissen  Fällen  durch  seine 
Abs.  2  und  Ö  die  Aufhebung  der  wöchentlichen  Ruhezeit  während  15  Wochen. 
Diese  beiden  Abs&tee  reden  nur  von  „Gewerben  (industries)" ;  aber  es 
entspricht  zweifellos  den  Absichten  des  Gesetzgebers,  wenn  dieses  Wort 
„Gewerbe"  (iudustrie)  in  einem  sehr  weiten  Sinne  aufgefasst  wird.  Wenn 
auch  der  Kleinhandel,  der  sich  tibrigens  ausnahuisweiser  Befreiungen  und 
Begünstigungen  erfreut,  nicht  auf  gesotzliche  Weise  der  Wohltaten  der 
Abs.  2  und  3  des  Art.  6  teilhaftig  werden  kann,  so  dttrien  sie  dodi  allen 
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Betrieben  sngnte  kommra,  die  in  irgend  einer  Beziehung  als  gewerbliohe 

bezeichnet  werden  können,  wie  B.  Transport-,  Auf-  und  Abladeunter- 
nehmungen,  Hok-  und  Kohlenlager,  Hotels  und  iiestaurauts  u.  0.  w. 

m.  Zerlegung  der  Ruhezeit. 

Die  Ausnahme  c)  und  Abs.  2  des  Art.  ö  sehen  beide  die  Ruhe  am 
Sonntag  Nachmittag  mit  emeu  E^atsrolietag  alle  14  Tage  vor  ]  Abs.  2 
dee  Art.  5  stellt  jedodi  fSr  die  bei  ihrem  Arbeitgeber  wohnenden  Jngend» 

liehen  ein  besonderes  liegimo  auf  (Ersetzung  des  Ersatzruljetags  durch 
zwei  Halbtage).  Diese  Souderbefugnis  bat  durcliaus  zufriedenstellend  ge- 
wirkt in  den  Pillen,  wo  die  Verpüicktung  zur  Freigabe  eines  ganzen 
Tages  Ton  den  Arbeitern  aelbet  nnr  ungern  ftbemommen  wurde.  Es  hat 
somit  den  Anscheiit,  ala  ob  es  in  fthnlichen  FftUen  wirklich  von  Vorteil 
sei,  wenipsteng  vorläufig  zuzulassen,  dass  dem  jjanzen  Personal  die  Ersatz- 
rohe in  Foim  von  zwei  Halbtagen,  die  zusammen  der  Dauer  eines  voll- 
Ständigen  Arbeitstages  entsprechen,  gegeben  werde. 

Daa  Geaeti  hat  gleicfafalls  (Art  6,  Aba  S)  eine  Zerlegnng  deeBobe- 
tages  in  den  Betrieben  vorgesehen,  die  weniger  als  5  Angestellte  und 
Arbeiter  beschäftigen  und  die  zur  Gewährung  der  Ruhezeit  in  Schichten 
ermächtigt  sind.  Ich  glaube,  es  dürfte  von  Vorteil  sein,  diese  Befugnis 
pnnriaorisob  auf  die  i^triebe»  die  weniger  ala  8  Arbeiter  beachiftigen, 
ansnidebnen. 

Regime  fflr  die  Restaurants  und  Hotels.  Das  allgemeine 
Ruudsi'breiben  vom  H.  September  T»«»*;  }iat,  um  den  Schwierin^keiten  bei 
der  Anstellung  von  Ersatzpersoual  entgegenzukommen,  in  folgenden  Worten 
besondere  Nachsicht  empfohlen : 

„Ans  der  in  Terschiedenen  Beadrken  yorgenommenen  TTntersnchtmg 

ergibt  sich,  dass  fUr  gewisse  Arbeiten  und  für  gewisse  Oertlichkeiten  eine 

ziemlich  lange  Zeit  verfliessen  wird,  bis  das  Ersatzpersonal,  das  wco;on 
der  Organisation  der  w  öchentlichen  Kuhezeit  nach  Schichten  nötig:  werden 
wird,  angestellt  und  formiert  ist.  Wollen  Sie  diese  Schwierigkeiten  in 
BerQcksiditigung  ziehen,  sobald  nnr  ein  Betrieb  seine  Anstellongsverb&it- 
nisse  in  fortschrittlicher  Weise  und  immer  aufs  neue  ordnet  tmd  sein  mög- 
lichstes tut,  um  dem  Gesetz  binnen  einer  vernünftigen  Frist  nachzuleben.^ 

An  diese  Mahnung  ist  verschiedentlich  bei  Anlass  der  Hotels  und 
Restaurants,  wo  die  besprochenen  Schwierigkeiten  sich  in  besonderem 
Masse  einstellen,  erinnert  worden.  Was  die  Betriebe  dieser  Art  betrifft, 
so  glaube  ich,  dfirfte,  wenn  an  dem  Ort  oder  in  der  Gegend  der  Grad 
der  Arbeitslosigkeit  den  Ersatz  der  verschiedenen  Personalkategorien,  die 
ihre  Ruhe  antreten  müssen,  unter  normalen  Verhältnissen  nicht  leicht  ge- 
stattet, die  Begünstigung  darin  bestehen,  dass  mau  für  die  Angestellten 
nnr  einen  freien  Tag  im  Monat  verlangt  und  einen  freien  Halbtag  in  jeder 
weiteren  Woche  des  Monats;  diese  halben  Ruhetage  sollen  den  Arbeiter 
▼on  der  Hlllffp  seiner  effektiven  täglichen  Arbeit  entlasten. 

£s  ist  hier  daran  zu  erinnern,  dass  die  Befreiungen  des  Art.  6  als 
anf  die  Hotelindustrie  anwendbar  zu  gelten  haben,  und  dass  vornehmlich 
die  Hotels  und  Bestanrants  der  Seebäder  und  der  Kurorte,  die  nur  einen 
Teil  des  Jahres  geOffinet  nnd,  der  Vorteile  des  Abs.  2  dieses  Artikels  teil- 
baftig  sind. 

Was  den  Abs.  3  betrifft,  der  die  Ruhe  des  ganzen  Personals  am 
seJbea  Tage  voranasetsti  so  bat  es '  vorerst  den  Anschein,  als  ob  ihm 
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keinerlei  jiraktLsche  Anwendbarkeit  auf  Hotels  und  Reatauranti«  ztikomme. 
Doch  dart'  daniul'  aufmerksam  gemacht  worden,  dass  er  mit  Nutzen  ange- 
rufen worden  kann,  wenn  ea  sich  um  die  zahlreichen  Betriebe  handelt, 
die  nor  einen  Angestellten  haben;  es  kann  auch  vorkommen^  dass  infolge 
besonderer  Umstände  Beti  iebe  mit  zwei  oder  mehreren  Angestellten  diesen 
am  gleichen  Taire  freigeben.  Abs.  3  des  Art»  6  erleichtert  altio  tatsäch- 
lich die  Ausübung  ganz  kleiner  Betriebe. 

Zeit  des  Miiitärdieuä tes.  £ü  ist  wiederholt  auf  die  grossen 
Schwierigkeiten  hingewiesen  worden,  die  einer  gewissen  Anzahl  7on  kleinen 
Unternehmungen  daraus  erwachsen,  dass  es  gUt»  die  notwendige  Konti- 
nuität in  der  Fabrikations-  oder  Verkaufstätigkeit  während  der  Abwesen- 
heit des  Betriebsleiters  im  Militärdienst  zu  wahren.  Es  dürfte  angezeigt 
sein,  in  diesen  besonderen  fällen  zu  gestatten,  dass  einer  der  Angestellten 
wahrend  der  Abwesenheit  des  Betriebsleiters  als  OeschSlfcsAlhrer  (görant) 
betrachtet  und  der  Verpflichtong  der  Buhe  enthoben  wird. 

Unterhaltsarbeiten.  In  einer  gewissen  Anzahl  von  Betrieben, . 
welche  die  gemeinsame  Ruhe  eingeführt  haben,  hat  -ii  !i  heransgestellt, 
dass  die  für  den  Unterhalt  der  Einrichtung  oder  der  Werkzeuge,  für  die 
Besorgung  der  Pferde,  für  die  Konservierung  der  Bohstoffe  oder  des  voll» 
endeten  oder  in  Herstellung  befindlichen  Erzeugnisses  notwendigen  Arbeiten 
nur  am  Ruhetag  ausgeführt  werden  können;  andernfalls  würde  der  Gang 
der  Unternehmung  in  hohem  Grade  gehemmt  und  die  Unternehmung  ge- 
zwungen, zum  iScliicht Wechsel  zu  greifen. 

Art.  4  sieht  einige  dieser  Notfälle  vor  (Arbeiten  zur  Verhütung  oder 
Ausbesserung  eines  Schadens).  Art.  6,  Abs.  1  gestattet  seinerseits  die 
Aufhebimg  eines  halben  Buhetages  zum  Zwecke  einiger  der  oben  er- 
wähnten ArbeiroM  Besorgung  der  Dampfke!^.>^ol  und  Motoren,  Unterhalt 
der  Transmissionen,  £«iniguug  der  Arbeitsräumlichkeiten,  Wächter  und 
Abwarte). 

Diese  Ausnahmen  sind  jedoch  nur  in  beschrankten  Fällen  gestattet 
und  die  Auizihlung  des  Gesetses  ist  augenscheinlich  zu  wenig  ausführlich; 

es  ist  daher  meiner  Ansicht  nach  notwendig,  für  die  Ail)ei(on,  die  unbe- 
dingt am  gemt^insameTi  Kuhetag  verrichtet  werden  mti«^sen,  eine  Beireiuiig 
zu  gestatten,  die  der  in  Art.  4  im  l^alle  von  Arbeiten  zur  V^erhütimg 
oder  Ausbesserung  eines  Schadens  analog  ist;  da  aber  hier  das  Bedürfnis 
andauert  und  nicht  nur  ausnahmsweise  vorkommt,  so  sollte  man  diese 
neue  Vergünstigung,  sobald  dadurch  die  ununterbrochene  Ruhe  auf  wonicrer 
als  24  Stunden  reduziert  wird,  nur  gegen  Gewährung  einer  Ersatzruhezeit 
im  Laufe  der  Woche  einräumen. 

Ausstellungen,  Inventare.   Zur  Vorbereitung  der  Sai8onaos> 

Stellungen,  wie  sie  von  den  grossen  Hagasinen  veranstaltet  zu  werden, 

pflegen,  i^^t  bisher  den  Magazinen,  die  nonnalerwoise  ihiom  Personal  den 
ganzen  Sonntag  freigeben,  die  Ver<]^ün5?tigung  gew  ilhrt  worden,  von  der 
Befreiung  des  Art.  5,  Abs.  1  Gebrauch  zu  macheu.  Diese  Vergünstigung 
kann  aach  weiterhin  gew&hrt  werden  unter  der  Bedingung,  dass  diese 
Ausstellungen  ihren  Ausnahmecharakter  beibehalten. 

Die  Inventare  erfordern  ebenfalls  die  Anwc55enheit  von  Angestellten 
im  Magazin  am  gemeinsamen  Buhetag;  es  wiid  angezeigt  sein,  diese  An- 
wesenheit bis  auf  weiteres  su  gestatten,  jedoch  nur  ein  oder  zwei  Mal 
im  Jehr. 
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Wenn  toh  diesen  ErrnftchtiguDgen  Qebrandi  gemadit  wird,  so  wird 

man  verlanjz;en  müssen,  dass  die  ATipeftellten  am  ßuhetajr  nur  mit  der 
Inventararbeit  oder  mit  der  Vorbereitung  der  Ausstellung:  besrhüt'tigt 
"werden  und  dass  der  Verkauf  au  das  Publikum  vollständig  uuterbieibt. 

Biese  Übende  Anwendnog  des  Gesetzes  ist,  ich  wiederhole  es,  durchaus 
keine  Preisgebe  seiner  Vorschriften.  Betreffend  die  Punkte,  welche  keinen 
Anlass  zu  den  Schwierig;keiten  t^egoben  liabcn,  die  «r^'jrPnwHrtiji^e?«  "Rund- 
schreiben zu  lösen  versucht,  soll  auf  die  erste  beobachtete  Uebertreiung 
hin  eine  Mahnung  erfolgen  und  dann  das  Gesets  mit  Festigkeit  gehandhabt 
werden;  es  soll  ohne  Bratalitftt,  aber  auch  ohne  Schw&che  gehsndhabt 
werden,  wenn  man  sü  Ii  vor  Betrug  oder  schlechten  Glauben  gestellt  sieht. 

Ich  bitte  t?ie,  mir  den  Enijifang  gegenwartigen  Rundschreibens  zu 
bestätigen,  welches  im  Bulletin  de  Tlospection  du  Travail  zu  veröüentlichen 

und  in  die  Sanunlnng  der  adnunistrativen  Verftigungen  (Becueil  des  Actes 

administratifs)  jedes  Departementes  anfsimehmen  ist. 

15.  Oircnlaire  dn  12avril  1?*  < '  7  du  Mini  s  t  r  e  d  es  T  r  a  v  a  ii  x 
publics,  des  Postes  et  des  T elegi' aphes  et  du  Minist re  du 
Travail  et  de  la  Fr^voyance  sociale,  adress^e  anz  pr^fets 
et  d^terminani  le  partage  d'attributions  entre  les  deux 
Ministres  en  co  (\ni  concerne  l'application  des  loin  snr  les 
mines  et  carri^res.  (B.  d.  TO.  d.  T.  XIV,  No.  6,  juin  lUUT,  p.  009 
—eil.) 

Bimdsohrrtbein  das  MlnlateTS  der  AflOmtlicihen  Arbeiten,  der  Post 

und  dos  Tclpgrnphon  wv.d  des  Mirjistrrr;  der  Arbeit  und  der  Kozinlcn 
Vorsorg©  an  die  PräiekLcu,  betr.  dio  Teilung  dt  r  Befugnisse  zwischen 
den  beiden  Ministem  in  Bezug  auf  die  Anwenoung  der  Gesetze  über 
Bergwerke  imd  Stefnbrflohe.   Vom  12.  April  1907. 

Art.  2  di's  Erla.-f-f*  vom  öTctober  19f^6*).  durch  wolrhoii  das  UTinlsteriiim  der 
Arbeit  und  der  Boziaien  Vorsorge  iree-chaffen  worden  i«t,  hat  den  Kompetenzen  dieses 
ministeriellen  Departements  die  früher  zu  den  Funktionf  n  der  Verwaltung  der  öffent- 
licheii  AiTreiten  fjchörenden  Dienstzwei^e  angereiht,  die  eich  mit  der  Anwendung  der 
Gesetze-  und  Reglemente  über  die  AxbeitsbedineuDgea  in  den  Bergwerken,  Ta^bauten 
und  Steinbrüchen,  sowie  mit  d«n  Vonorge-  nnd  ^ntefsttttoingsrnssimshinen  sttl3iu»ten 
der  Bergarbeiter  befassen. 

Es  handelte  sidi  alM>  dämm,  eine  TeUang  der  fTompetensen  zwischen  den  beiden 
Miiilr^tericn,  demjenigen  der  öffi  ntlichen  Arbeitiri  lutd  denjenigen  der  Arbeit,  Sach 
Maecgabe  des  neuen  Standes  der  Dinge  vorzunehmen. 

Vorliegende»  HundsclireilK  n  verfolgt  den  Zweck,  diese  Teilung  genauer  zu  unj- 
Echrrlbeii.  Die  beiden  l)et(  iltgten  Verwaltungen  sind  fibereingekommen,  der  Tdluog 
folgeiide  Prinzipien  zu  Cirunde  zu  I^ea: 

1)  Die  Frages,  «ekhe  auf  die  venchledenen  genannt»  Gegepstinde  Besi^  haben, 
irerden  gen^t: 

was  die  Vorsorge-  nnd  ÜRterBtAtenngsmesmahmen  betrifft,  dorcfa  die  Gesetee 

vom  2*1  Juni  WM,  19.  Dm-inber  1^,  !A.  Juli  1896  und  22.  A\>r\\  1900.  betr.  die 
Errichtung  und  Keglementicrung  der  Hilf»-  und  Kentcnversichcrungskai^seu  des  Per- 
AonalB  der  BergwerKsunternehmungen,  und  dio  Gesetze  vom  31.  März  1903'J,  21.  Juli 
1903,  22.  April  1905  und  17.  April  1906*)  aber  die  Verbeeaerang  der  Beuten  der  ge- 
wc-^euen  Bergarbeiter; 

was  dio  Arbeitsbedingungen  betrifft»  durch  dss  Gesets  ?om  29.  Jnni  1906^)  über 
die  Arbeit«dauer  in  den  Bergwerken; 


1)  S.  Bull.  Bd.  V  S.  459. 

2)  S.  Bull.  Bd.  II  S.  253. 

3)  S.  Boll.  Bd.  V  8.  441. 

4)  S.  BtSL  Bd.  IV  8.  208. 
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wa?  die  Delegierten  zur  Sicherheit  der  Bergarbttter  betnffti  durch  die  Oeeetie 
vom  8.  Juli  1890,  25.  März  I9i)l  und      Mai  190d'). 

2)  i)if_'  Uelx-rwcisuii^  der  auf  Uutt'rstülzuujr.s-  und  Vorrior^fiiua'^snahiiien  bezüg» 
lichßn  Funktionen  aa  das  Arb«itBiuiiii£teriuiu  bietet  keiuerlei  iächwieriKkeit«D ;  ihre 
Abgransang  geht  ans  der  Nator  der  Dinge  hervor.  Alle  Geschäfte^  welcne  eDtveder 
die  durch  Oeeetz  vom  29.  Juni  1SÜ4  vorgeHchrieboneu  Eiiifahlungea  für  die  Renten- 
versicberung,  die  Tätigkeit  der  auf  Grund  gcnaontcn  U(«etzee  KCgründeten  Uilfsv^reiac, 
die  Liqiddation  der  fniher  schun  bestdieMeD  alten  VorBorgekaB^en  oder  die  fieiedh' 
tignnff  zur  Zuweisung  und  Verbessnning  von  Renten  auf  Grund  des  Gc-^ctzes  vom 
31.  März  l!iMJ3 betreffeo,  gehören  zur  auiiachlieäähchea  Zuc^Uiudigkeit  des  Arbeite- 
mi nisterioiD»;  die  VermUtniig  dar  Öffentlichen  Arbeiten  hat  sich  duntt  nicht  m  be* 
iasaen. 

3)  1>le  Oemhifl^  welche  tkik  auf  die  Arbeitsbedingungen  beridien,  sind  Iromplt* 

zierterer  Xntnr;  die  einen  sind  technischer  und  materieller  Art,  die  anderen  l>et*chlagen 
die  Allste! iungsbedingungen  der  Arbeiter  und  die  lieziehuogea  der  Arbeiter  zu  den 
Meistern.    Sie  geben  Anlai»  zu  einer  Kunipotenzteiluug  zmschen  den  beiden  Ministerien. 

Zur  Zuständigkeit  de**  Minif^tera  der  öffentlichen  Arl^dten  gehören  die  Geschäft»', 
welche  die  Uaterbuchun^j,  die  Konzestiiouierung  und  die  Ausbeutung  der  ßei^werke, 
^uwie  ( Gesundheit  und  Bicherheit  der  Arbeiter  in  den  Bergwerken  und  ihnn  gesetc* 
liehen  Ferttnensieor  den  Tagebaoten  and  dteinbrüchen,  betreffen. 

Immerhin  blabt  das  Arbeitsmtnisteriam  siutindig  fttr  die  Bedingungen,  unter 
denen  Frauen  und  Kinder  mit  Rück;<icht  auf  ihre  Gesumlüett  beschSftigt  werden  dürfen. 

Zur  Zuständigkeit  des  Arbeituministeriums  gehören  die  Geaehäfte,  welche  die 
Beziehungen  k wischen  Arbeitgeber  und  Arbätnehmer  und  die  Arbdter^I uns  betreffen. 

4)  Art.  2  des  Erlasses  vom  25.  Oktober  1906*)  nennt  unter  den  vom  Budget  de« 
Ministeriunufl  der  öffentlichen  Arbeiten  lo^zulösendea  und  mit  dem  Budjget  des  Arbeita- 
ministeriums  zu  vereinipnden  Kapiteln  daa  Eftpitd,  betr»  die  Entschädigung  der  Dele* 
gierten  aar  Sicherheit  der  Beigarbeiter. 

TOese  Del^erten  warai  ursprünglich  nnr  aar  KontroQIemng  der  Sidterlutt  be* 
stellt ;  ihre  KomjM.'t^nzen  i^ind  aber  au?  andere  Fragen  ausgedehnt  worden,  die  nicht 
mehr  die  Öicherhdt,  sondern  die  Anstellungsbedingungen  der  Arbeiter  beireflen.  Bei 
einer  Teilnng  der  Geschäfte  zwischen  den  beiden  Ministerien  i^i  m  berücksichtigen, 
da.«ts  ebenso  wie  die  Bergwerksingeoieure  und  -kontroUeure  als  Personal  7iuu  Ministerium 
der  öffeathchen  Arbeiten  gehören,  jedoch  einzelne  Arbeiten  für  da^  Ari>eitsmimstenuui 
ausführen,  auch  die  Delegierten  als  Personal  zum  Arbeitsministerium  gehören,  ftbcr 
einige  FunJnionen  für  daa  tf inisterium  der  öffentlichen  Arbeiten  ausüben. 

In  Anwendung  dieses  Ontndsatses  fg/hbren  zur  Zuständigkeit  des  Arbdtsmtniste- 
riums  die  Geschäfte  der  Delegierten  zur  8ir!).  rlirit  der  ßergarueiter,  die  .sich  auf  die 
Schaffung  und  Abgrenzung  der  Wahlkreii^'e,  Ii  \S'ahien  und  die  daraus  eot^tehendcD 
Streitigiieiten,  die  aUgeniMnen  Beziehuugeü  I  r  Delegierten  zum  Unternehmer,  die 
Dienstordnung,  die  Festsetzung  und  Zahlung  der  lCnt.*ch:idigungen,  die  ünterstützungs- 
nnd  VorsorgemassDahmen  beziehen,  kurz  und  gut  aües,  was  die  amtliche  Tätigkeit 
der  BergarbeiterdeJegiflrtea  und  die  Anifendang  der  auf  dieee  Del^erten  besS^dien 
Gesetze  betrifft 

Der  Mfaifater  der  öffiendfchen  Arbeiten  hat  dnrttber  an  entsoheidai,  weidie  Folge 

den  Bemerkungen  der  I>e!egierteD  betr.  die  Sicherheit  zu  geben  .sei,  einxchliessh'ch  ihrer 
Berichte  über  die  Unfälle  und  über  die  hinsichtlich  der  Ge.sumlhcii  und  »:>ichcrht-it 
bei  Anlass  dieser  Unfälle  zu  gebenden  Bat^chliige;  vurbchaitcu  bieibeo  jedoch,  wie 
bereits  erwälmti  die  BedingangeOt  unter  welchen  .naaen  und  Kinder  besdiänigt  wevdea 

dürfen. 

Die  Fälle,  zu  denen  polizeiliche  Massnahmen,  betr.  das  Betreten  der  Unterneh- 
mungen durch  die  Del^erten  Veranlassung  ^beu  könnten,  sind  vor  den  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  zu  bringen,  der  nadi  verständiining  mit  dem  Arbeitsuunister 

seinen  I'iitscheid  fällen  wird.  Gi^benenfsll'^  i-*t  eine  Ab.sclirift  der  B<'raerkungpn  dvr 
Delegierten  über  den  betreffenden  Gegoaatand  dem  Arbeit^iuii nister  zuzustellen.  l>ie 
Bemerkungen,  zu  denen  die  den  Delegierten  anvertraute  Mission,  nämlich  die  Anfaicht 
hin-^iehtlich  der  Sicherheit  der  Bergarbeiter  auszuüben,  Anläse  geben  könnte^  and  an 
daö  Miüiöterium  der  ^öffentlichen  Arbeiten  zu  richten. 

ö)  Grundsätzlich  ist  hei  jedem  dieser  beiden  ministeriellen  Departements  ein  be- 
sonderes Ftfsonal  mit  der  Behandking  der  Geschäfte  und  mit  der  Soige  für  die  Be- 


rt     Bull.  Bd.  IV  -  ^Ol. 

2)  S.  BulL  Bd.  11  6.  253. 

3)  &.  BoU.  Bd.  y  8.  4S0. 
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iolgUQg  der  Gesetze  und  KeglemeQte,  die  zur  Zuständigkeit  jedes  MuuBteriani«  Kebören, 
beauftragte  Bergingeoieure,  -kontroUflure  und  -kommi»  (Iog(^nienrs,  CkiatiAleurB,  iCV>minii 
des  mine«)  kömifn  zu  iliescrn  Hohnfe  dem  Arbeit^iministerimM  zur  Verfiipiinc:  pest*'IIt 
werden;  i^ie  loiHien  almlauu  UeUu:hierteD  Dicast;  Ihre  QeMlter  und  Reiriekoeten  iHlleu 
zu  Laoten  des  Arbeittiniinietenumu. 

Dio  S)K  zlHlisieninir  ^li^  Personals  soll  '>t-h ritt  weise  nach  Macsgabe  der  Umstiode 
und  der  vcn'iigbarcii  Mittel  vorgenommen  werden. 

*lt  Bei  ik'ti  Dienstzweigen,  wo  diese  Maßnahme  noch  nicht  zur  Anwendung  ge- 
kommea  ist,  steht  das  fiergweriupenonal  unter  der  üewall  dar  beiden  Minister,  soweit 
die  Verwaltangsgescliifte  betrofraa  werden.  Es  hat  eteh  nicht  mit  der  Behandlung 
der  VLrr-iclirrunt.'s-  und  Vorsorgesaehen  zu  Ix-fassen.  .lodoch  haben  die  Inc:enieure 
auch  weiterhiu  tuitzuwirkeo  bei  der  Anwendung  des  (ioetzps  vom  29.  Juni  1894  über 
die  Pensloua-  und  Hilfskaaaen,  iowie  des  Gesetzes  vom  März  1903*)  über  die  Ver- 
besserung der  Renten  der  gewesenen  Bergarbeiter.  Sie  haben  auf  Verlangen  Gutachten 
abzDgebui  über  die  Genehmigung  oder  die  Abüiulerung  der  Satzungen  der  HilLs vereine. 
Sie  haben  an  den  Arbeiten  der  Departementalkommissionen  dos  Gesetzes  von  19fM 
teilzunehmen,  den  Maires  die  ZahlnngegutM^eine  fik  die  Benehziatan  zuzustellen  und 
die  OntHcheine,  welditt  den  Betreffenden  nidit  haben  «ugehindigt  werden  können  und 
welche  ihnen  von  den  Haires  wieder  angebellt  worden  sind,  an  us  ArbdtnnmiateriQni 
zurückzuschicken. 

7)  Die  Bergingenieure,  -kontroUeure  und  -kommis  stehen  als  Personal  unter  dem 
Minister  der  öffentfichon  Arbeiten,  der  ihre  Cehälter  zahlt,  mit  Ausnahme  derjenigen 
der  detachierten  Ingenieure,  Kontrolleure  und  Kommis,  welche  im  auHSchliesslichen 
Dienste  des  Arbeitsrainisteriums  stehen. 

Die  im  Tontahenden  enthaltenen  Angaben  dfiriten  genfigen,  nm  die  bezüglichen 
Kompetenee»  der  beiden  Dqwrtements  fBr  die  Ortsbehdroen  in  unsweideutiger  Wdse 
darzulegen.  Diese  Angaben  werden  den  Ix'freffenden  Behörden  gef^tatten,  in  jedem 
eiAzeiueu  Fall  zu  eutecheiden,  welcher  der  beiden  Minister  zuständig  ist  und  welchem 
info^cdessen  das  Dossier  in  ^Sachen  snaostellen  ist  Es  scheint  also  nicht  notwendig 
zu  sein,  in  weitere  ausführliche  Erörterungen  einzutreten,  da  wir  glau!>en,  uns  darauf 
verlassen  zu  dürfen,  da^a  Ihr  Eifer  und  Ihr  klares  Urteil  Sie  in  Stand  setzen  werde, 
den  unter  Ihrer  Leitung  stehenden  Beamten  die  zur  genauen  Beobeiehtnng  dieser  An* 
weisniunn  notwendigen  Massregein  vorzuschreiben. 

fine  Absehlift  des  forliegenden  Bundschrdbens  geht  direkt  «n  die  Ofaerberg- 
ingenienre  (lng6nieaie  en  ehef  a»  minea)« 

16.  Loi  da  17  %vri\  1907  relative  k  U  e^curit^  de  U 
navigation  maritime  et  k  la  r^glementation  du  travail  k 
bord  des  navires  de  commerce.  (B.  d.  TO.  d,  T.,  XXV,  Ho,  6,  mai 
1907,  p.  403—492.) 

Oesete  betr.  die  Btothsdielt  der  Seesolhifliihrt  und  die  Begelnng 
dar  Arbeit  auf  HmdelMQfaiflbn.  Vom  17.  April  1907. 

Titel  L   lieber  die  Sicherheit  der  Seeschiffahrt. 
Eap.  I.   Neu  erbaute  nnd  neu  im  Analand  erworbene  Schiffe. 

Art  1.  Kein  französisches  durch  Seidel,  Dampf  oiler  Propeller  ge- 
triebene.s  Ha  i  ?rls-,  Fi^>cllerei-  oder  Vor^^^nliguugfisclnlV  mit  mehr  als 
25  Tonnen  Bnittoranminhalt  darf  ohne  einen  vom  Administrator  der  tSee- 
einschreibuug  (inscription  maritime)  ausgestellten  Schiffahrtsschein  (permis 
de  navigation)  in  Dienst  gestellt  werden.  Zuvor  ist  dnreh  die  in  Art.  4 
vorgesehene  Kommission  festzustellen :  1 )  d&aä  alle  Teile  des  Schiffes  in 
gutem  baulichen  Zti.stande  nnd  wohlerhalten,  seetüchtig  und  betriebsfähig 
sind)  oder  dass  das  öchiff  unter  die  erste  Nummer  eines  der  durch  Erlaus 
des  Marineministers  nach  dem  Gutachten  des  obem  Bates  für  Seeschiff- 
fSahrt  (Conseil  supdrieor  de  la  navigation  maritime)  bestimmten  Klassi« 
fikationsregisters  aufgenommen  ist;  2)  dass  dem  in  ArL  53  vnrrre.sohcneu 
{öffentlichen  Verwaltangsreglement  hinsichtlich  der  Einrichtung,  Bewohnbar- 

1)  s.  Bull.  Bd.  n  8.  m. 
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keit  uud  Zuträglichkeit  vnn  Ellnmliclikeiten  aller  Art  Genüge  getan  5?^: 
8)  dapf?  das  Schiff  mit  dou  nautischen  Instrumenten  und  Dokiunenteu, 
sowie  mit  den  Ausrüstungs-  und  Ersatzgegenständen,  die  im  betr.  Kegle- 
ment  aufgel^rt  sindi  ausgestattet  ist;  4)  dass  die  Art,  wie  die  Rettiiogs» 
boote  inxl  Hettungsapparate  und  -Vorrichtungen  an  Bord  angebracht  sind 
wnä  funkt i'tnieren.  Howie  der  Vorrat  an  Heilmitteln  den  liestimniuugen 
des  betr.  liegiementes  entsprechen;  ö)  dass  die  Vorschriften  des  liegle- 
mentes  ttber  die  Bereehnung  des  Haximaltiefgangs  and  die  Zeichen,  die 
dieses  Maximum  am  Schiffsrumpf  keimtlich  machen  sollen,  beobachtet 
worden  sind;  das  Freibordzcugui.«  einer  vom  Marineminister  anerkannten 
Kla^sifikationsgesellschaft  kann  an  .Stolle  dieses  Nachweises  treten ; 
6)  wenn  es  sich  um  ein  Dampfschiif  oder  um  ein  iSchiff,  welches  Dampf- 
apparate  mit  sieb  ftthrt,  handelt,  dass  diese  Apparate  die  Bedingungen, 
die  in  dem  in  Art.  53  gegenwartigen  Gesetzes  vorgesehenen  öffentlichen 
Verwaltnnprsrpglemnnt  arif^'esfont  sind,  ei'fiillen ;  7)  da-s  die  ^ra.\i)i;a!/alil 
der  aul  dem  iSchitie  uutei  zubringenden  Passagiere  jeder  Kategone  den 
Bestimmungen  des  in  Art.  53  gegenwärtigen  Gesetzes  vorgesehenen  öffent<^ 
liehen  Verwaltnngsreglementes  entspricht. 

Art.  2.  Ftir  die  in  Frankreich  erbautMi  Schiffe  werden  die  im  vor- 
hergehenden Artikel  vorgeschriebenen  Feststelinn jtpti  vorgenommen:  ai  so- 
weit sie  sich  auf  den  Schiffsrumpf  erstrecken,  im  Bauhafen,  wo  diese  erste 
Besichtigung  immer  anf  dem  Trocknen  stattzufinden  hat;  die  nnter  die 
erste  Nnmmer  eines  der  oben  erwähnten  Klassifikationsregister  aufge- 
nonimenen  Schiffe  r^ind  von  '-^icpor  Fe.ststcllung  lu'lreit ;  wa^  dio 
aniU'ton  Feststellungen  betrifft,  in  dem  Hafen,  w^o  die  eiste  Benianimci: 
stattiinden  soll.  Was  die  unter  dem  liegime  des  Gesetzes  vom  lU.  April 
1906  erbanten  Schiffe  betrifft,  so  entheben  die  obenerw&hnten  Fest- 
stellungen von  den  in  Art.  4  des  Gesetzes  vom  80.  Januar  1893  vor- 
gesehenen. Was  die  im  An.sland  erbauten  oder  erworbenen  Schiffe  betrifft, 
80  finden  unter  den  nämlichen  Bodingimgen  die  nämlichen  Festsetzungen 
in  dem  französischen  Hafen  statt,  in  w  eichen  das  Schiff  zu  seiner  FranzG- 
sierung  geführt  worden  ist. 

Art.  3.  Kein  fremdes  Schiff  darf  Passagiere  in  einem  französischen 
Hafen  aufnehmen,  wenn  e?  nicht  durch  die  in  Art.  4  vorgesehene  Kom- 
mission hat  feststellen  lassen,  dass  es  di»  in  Art.  1  des  gegenwärtigen 
Ghesetses  Sir  die  französischen  Sdiiffe  aufgestellten  Bedingungen  erfüllt. 
Immerhin  sind  die  oben  genannten  Schiffe  von  diesen  Feststellungen  be- 
freit, wenn  der  Kapitän  ein  Zeugnis  seiner  Kegierung  vorweist,  welches  vom 
Marineministor  als  dem  tVanziisisehen  Schiffahrtsschoin  gleichwertig  an- 
erkannt wird,  und  unter  der  Bedingung,  dass  den  französischen  Schiffen  in  den 
HAfen  der  betreffenden  Nation  dieselben  Vergünstigungen  gewahrt  werden. 

Art.  4.   [Zttsammensetsnng  der  Besichtigungskommissionen.] 

Kaj>.  11,    Scliiffü  iiu  Dienst. 

Art  5.  Nach  ihrer  Indienststellung  sollen  die  in  Art.  1  genannten 
französischen  Sdtuffe  in  den  durch  Erlass  bezeichneten  französischen  oder 

Kolonialhäfon  besichtigt  werden.  v.  fiin  nach  der  ersten  Besichtigung,  der 
sie  unterzogen  worden  sind,  12  Monate  verflossen  sind.  Die  Schiffe, 
welche  nach  Verfluss  von  12  Monaten  in  einem  dieser  Häfen  anlaufen, 
können  von  der  oben  beschriebenen  Besichtigung  in  diesen  Hftfen  befreit 
werden,  wenn  sie  darin  nur  einen  Teil  ihrer  Ladung  löschen  und  binnen 
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eines  Monats  nach  einem  der  anderen  im  Briase  bezeichneten  Häfen 

"weiterfahren,  wo  sie  sich  der  Besichtigung  zu  unterziehen  bal)en.  Gleicher- 
weise sollen  sie  auf  Anordnung  des  Administrators  der  äeeschiliahrt  in 
der  Zwiechenseit  jedesmal,  wenn  sie  sehwere  Havarien  erlitten  haben  oder 
namhafte  Aendenmgen  an  ihrem  Bau  oder  an  ihrer  Einrichtung  vor- 
genommen worden  sind,  und  wenn  der  "Reeder  es  beantragt,  besichtigt 
werden.    Diese  Besichtigungen  halten  sieh  auf  den  Schitfsmmpf,  die  Aus- 
rüstung und  die  Dampfapparate  oder  die  Vorrichtungen  des  mechanischen 
Antriebes  m  erstrecken.    Die  an  besichtigenden  Schiffe  ktfnnen  flott 
bleiben,  ee  sei  denn  die  auf  Grand  des  Art.  6  mit  der  Besichtigung  be- 
traute Kommission  treffe  einen  anderweitigen  Entscheid.    Die  Kommission 
kann,  wenn  sie  es  für  unumgänglich  erachtet,  verlangen,  dass  man  ihr 
das  Schiff  leer  vorführe.    Jedoch  dürfen  die  zur  langen  Fahrt  oder  zur 
intennattosalen  KllstenschifPahrt,  su  grossen  Fischzügen  oder  «ir  Hoch8ee> 
fiseberei  bon atzten  Segel-,  Dampf-  oder  Fropellersdiiffe ,  WMin  sie  aus 
Holz  sind,  niclit  länger  als  3  Jahre,  und  wenn  sie  ans  Eisen  oder  S^tahl 
sind,  nicht  länger  als  ly,  Jahre  fahren,  ohne  dass  sie,  sei  es  in  einem 
fraiusOeischen ,  sei  es  in  einem  dnroh  Brlass  braeidmeten  Kolonialhafen, 
gem&ss  den  Bestimmungen  des  Abs.  1  des  gegenwftrtigen  Artikels  auf 
dem  Trockenen  besichtig^t  werden,    Znr  Durchführung  dieser  V'-rschrift 
habeu  die  Jleoder  dem  Administrator  der  Seeeinschreibung  den  Zeitpunkt 
anzugeben,   au    dem  ihre  Schifi'e  ins  Trockendock  kommen.    Die  vor> 
geedho^ebenen  Besichtigungen  auf  dem  Trockenen  sollen,  wofern  es  die  im 
vorhergehenden  Absatz  genannten  Fristen  gestatten,  mit   der  Zeit  zu- 
sammenfallen, wo  die  Schiffe  ins  Trockendock  kommen.    Scldffe,  v.eldie 
die  erste  Xumraer  in  einem  der  in  Art.  1  erwähnten  Klassifikationsregi.ster 
beibehalten  haben,  sind  von  der  Verpflichtung  zur  Besichtigung  auf  dem 
Trockenen  befreit   Fremde  Schiffe,  die  Passagiere  in  fransösischen  Hftfen 
anfiiehmen,  haben  sich  in  den  betreffenden  Hftfen  den  jährlichen  Be- 
sichtismngen  zu  unterziehen .   sowie  den  Besichtigungen  nach  schweren 
Havarien  oder  namhaften  Aenderungen,  wie  sie  in  diesem  Artikel  vor- 
gesdirieben  sind.   Ibnmerhin  sind  sie  von  diesen  Besichtigungen  befreit, 
wenn  der  Kapitän  ein  Zeugnis  seiner  Regierang  vorweist,  welches  vom 
Marineminister  alB  dem  französischen  Besichtiguufjssf  liein  gleichwertig  er- 
kannt wird,  und  unter  der  Bedin^^nnp,  dass  den  französischen  Schiffen  in 
den  Häfen  der  betreli'endeu  Nation  dieselben  Vergünstigungen  gewährt 
▼erden. 

Art.  6.    [Zusammensetsong  der  Kommission  znr  Vornahme  der  Be- 

aichtignngen  laut  Art.  5  ] 

Art.  7.  In  jedem  der  durch  Erlass  bezeichneten  Hälen  wird  unter 
der  Aufsicht  des  Administrators  der  Seeeinschreibnng  ein  Seeschiffkhrts- 
inspektor  (inspectenr  de  la  navigation  maritime)  geschaffen,  der  jedes 
firanzösische  oder  fremde  Schiff,  das  vor  der  Ausreise  auf  eine  lange  Fahrt, 
auf  nationale  oder  internationale  Küstenschiffahrt,  oder  auf  einen  grossen 
Fischzug  steht,  zu  besichtigen  und  sich  darüber  zu  vergewissern  hat,  dass 
das  Schiff  wohlerhalten  nnd  seetflchtig  ist;  dass  die  Dampfkessel,  der 
Bewegnngsapparat  und  alle  Dampfapparate  oder  sonstigen  maschinellen 
Xebenapparate  sieh  in  gntcm  Znstande  befinden;  dass  die  nantisehfn  In- 
srrumento  irnt  funktionieren;  dass  die  Seekarron  nnd  alle  nötigen  Doku- 
mente für  die  bevorstehende  Jieise  brauchbar  sind ;  dass  der  Mannschafts- 
bestand hinreicht,  tun  normalerweise  die  Dorchftthrung  der  Artt.  21—80 


Digitized  by  Google 


-   122  — 


hinsichtlich  der  unteni ommonon  Seefahrt  7ä\  gewahr! ei steu ,  und  dass  im 
allgemeiuen  da6  iSohiii'  den  Vorächiiiteu  der  vertichiedenen  Absätze  des 
Art  1  des  gegeiiwftrtig«n  Qoeetzes  Genttge  leistet.  Er  hat  die  Lebens- 
mittel,  die  Getränke,  daa  Trinkwasser  zu  prüfen  und  sich  za  yergewissem, 
dass  die  Voisohriffr'n  des  Art.  31  beobachtet  worden;  er  kann  zu  diesem 
Behuie  die  h^utnahiue  von  Mastern  von  Lebensmitteln^  (betränken  oder 
Trinkwasser  anordnen,  sowie  irgendwelclie  Analysen  eder  sonstigen  Nach- 
prttfongen.  Die  Aosreisebesichtigaiigen  sind  im  nftmlichen  Hafen  immer 
nur  einmal  im  Monat  für  diejenigen  Schiffe,  die  in  häufigeren  Zeit- 
abschnitten dahin  zurückkehren,  obligatorisch.  Doch  kann  der  beesdiiil- 
fahrtsinspektor,  wenn  er  es  für  angebracht  hält,  jedes  im  Hafen  anwesende 
SohifF  besichtigen.  Er  hat  jedes  Schiff  su  besichtigen,  welches  ihm  durch 
eine  genaue  und  ausführliche  Beschwerde,  die  so  rechtzeitig  abgescliickt 
worden  ist,  dass  die  Ansroiso  dt-s  Schiffes  dadurch  nicht  verzögert  wird, 
und  die  von  wenigstens  drei  Srhitisjenten  unterzeichnet  ist,  als  in 
schlechtem  Zustand  hinsichtlich  dei-  iSeetüchtigkeit,  der  Hygiene  oder  der 
Versorgung  mit  Lebensmitteln  und  Getrilnken  befindlich  beseichnet  worden 
ist.  Er  hat  bis  zur  Ausftlbrung  seiner  Vorschriften  die  Ausreise  jedes 
Schiffpf.  welcher  Katefj;orie  und  welcher  Nationalität  os  anic;;ehöre,  aufzu- 
schieben oder  zu  verbieten,  das  seines  Erachtens  infolge  Alters,  Mangels 
an  Stabilität,  der  Art  der  Liidung  oder  ans  anderen  Grflnden,  wie  in 
Art.  1  dieses  GFesetzes  vorgesehen  ist,  nicht  ohne  Gefahr  für  Mannschaft 
oder  Pai^sar^iere  in  See  gehen  kann.  Die  Gründe  des  Verljotes  sind,  un- 
verzüglich dem  Kapit?ln  des  Schiffes  schriftlich  mitzuteilen. 

Art  8.  [Appellation  des  Kapitiius  gegen  die  Vorschriften  des  Bee- 
flchiffahrtsinspektoTs;  Qegenbesidhtigung  dujreh  eine  Kommission  von  drei 
Fachrnftunem.] 

Ari  9.    [Ernennung  der  Seeschiffahrteinspektoren,] 

Kap.  IIL   Schiffahrtsschein  (permis  de  navigation). 
Art.  10.    [Formalitaten  sur  Erlangung  eines  Schiffahrtssoheines.] 
Art.  11.    [Protokolle  der  Besichtigungen.] 

Art.  12.  [Sofortige  Ausstellung  eines  Schiffahrtsscheines  für  neue 
oder  neu  französierte  Schiffe,  die  zu  keinen  Aussetzungen  Anlass  gegeben 
haben.] 

Art.  18.    (FOr  nene  oder  neu  französierte  Schiffe,  die  nicht  allen 

Anforderungen  entsprechen ,  wird  der  Schiffalirtsschein  erst  ausgestellt, 
weuQ  die  Kommission  bei  einer  zweiten  Expertise  alles  in  Ordnung  ge- 
fuuden  hat.] 

Art.  14.   [Aufhebung  des  Erlaubnisscheines  bis  sur  Instandsetsong 

der  Schaden,  wenn  bei  einer  Besichtigang  nach  Art.  5  etwas  nicht  in 

Ordnung  i^efunden  worden  ist.] 

Art.  15.  [Verkauf  der  Schiffe  in  den  Kolonien.] 
Art.  16.  Besichtigung  der  Schiffe  im  Ausland.] 
Art.  17.   p^rovisorische  Schiffahrtsscheine.] 

Kap.  IV.  Oberkommission. 

Art.  18.  Die  von  den  in  Artt.  1,  4,  G  und  H  des  gegenwärtigen 
Oesetses  genannten  Kommissionen  gefassten  Beschlüsse  kOnnen  sum  Gegen- 
stand von  Rekui  nen  an  den  Mariueminister  gemacht  werden.  Dieser  hat 
nnges&nmt  die  Hekurse  und  Beschwerden  des  Eigenttlmers  oder  des 
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Ka])itän3  des  "Schittes  der  m  Art  TD  eingesetzten  Obf^rkommission  zur 
Bdgutaclitiuig  vonsalegen.  Die  uuuiliche  Kommiäaiou  hat  auch  ihr  Gut- 
Mshtea  tlbcnr  die  Tom  lüu^eouiiiBtar  allf^Uig  zur  Anwendung  dieses  OeeetBaB 
in  dem  Kolonien  oder  in  den  fTtMiuien  Traten  getroifenen  Bestimmungen 
abziijEreben,  h'^^^' ndeis  was  die  Beritt  Ihing  der  in  Artt.  4,  15  und  IG  vor- 
gesehenen Kommissionen  oder  die  Eraennung  der  in  Artt.  15  und  16 
vorgesehenen  Pachmfiiiner  betrifft. 

Art  19.  Die  im  ▼orhergehenden  Artikel  genannte  Oberkomnussion 
besteht  aua:  zwei  Senatoren,  drei  Deputierten,  einem  Mitglied  dos  Staate- 
rates, dem  Diroktor  der  Schiffahit  und  ilr>r  Seefischerei  beim  Marine- 
ministerium, dem  Direktor  der  Kautiahrtei-  und  Transportmai-ine  beim 
HandelBnonüterium,  einem  GeneraloiBsier  der  Marine,  einem  General-  oder 
höheren  Ofifizier  des  Marine-Gtenie-Eorps ,  einem  General-  oder  höheren 
Offizier  des  Marine-Maschinisten-Knrps,  dem  Generalinspektor  des  GesunJ- 
heitsdienstfi.s  in  P'rankreich,  einem  Mitghed  des  oberen  Marinfi-Ge.snndheits- 
Eates,  zwei  Reedern  oder  Vertretern  von  Keedereien,  einem  Geschäfti^mann 
als  Vertreter  der  Spediteure,  einem  Vertreter  der  SeeTersieherer  fransOsi- 
scher  XatlonalitAt ,  einem  Vertreter  einer  firanzOeischen  Klassifikations' 
£re>:cll.schal't  französischer  Xationalität ,  oincm  Kapitän  der  langen  Falirt, 
der  wenigstens  4  Jahre  in  dieser  Eigenschaft  zur  See  kommandiert  hat, 
einem  Maschinenoffizier  der  Kauffahrteiflotte  mit  Brevet  erster  Klasse,  der 
wenigstens  4  Jahre  in  dieser  Eigenschaft  snr  See  gewesra  ist,  swei  ein- 
geschriebenen Schiffsleuten  (inscrits  maritimes),  von  denen  der  eine  An- 
gehöriper  des  Deckpernonals,  der  andere  Angehöriger  des  Maschinen- 
personals ist  und  die  beide  mindestens  60  Monate  Seedienst  geleistet 
haben.  Alle  Mitglieder  dieser  Kommission  werden  vom  MarineminiBter 
auf  3  Jahre  ernannt;  nnr  die  Reeder,  der  Geschäftsmann  und  <Iie  Vf^r- 
sicherer  werden  vom  Minister  des  Handels  und  der  Industrie  auf  dienelbe 
Zoit  ernannt.  Der  Ka])itan  der  langen  Fahrt,  der  Maschiuenofiizior  der 
Kauilahrteiflotte  und  die  eingeschriebenen  Schiffsleute  werden  vom  Mariue- 
minieter  auf  Grand  von  Listen,  die  von  den  beteiligten  Gruppen  eingweicht 
worden  sind,  ernannt.  In  den  in  Abs.  8  der  Artt.  15  und  16  vorgesehenen 
Fallen  werden  auch,  je  nachdem,  der  Tinstilndige  Direktor  beim  Departement 
der  Kolonien  oder  der  Direktor  der  Konsulate  beim  Departement  des 
Aensseren  snr  Teilnahme  an  der  Oberkommission  berufen;  sie  haben  be- 
ratende Stimme  fHr  die  sie  betreffenden  Geschäfte. 

Art.  20.  Die  Beteiligten  werden  von  dem  Zusammentritt  der  Kom- 
miBsion  in  Kenntnis  gesetzt  und  es  wird  ihnen  auf  ihren  Wunsch  gestattet, 
Bemerkungen,  die  ins  Protokoll  aufzunehmen  sind,  anzubringen.  Die 
Kommission  hat  ihren  Entscheid  binnen  höchstens  10  Tagen  sa  ftlleu, 
ansgenommen  im  Fall  besonderer  Erhebnngen  oder  Expertisen. 

Titel  II.    Begelnnt"  der  Arbeit  an  Bord  der  Schiffe. 

Kap.  L   Die  Offiziere. 

Art.  21,    Die  in  Art.  1  genannten  Schiffe,  die  einen  Brutto-Raum- 
inhalt  von  wenig^stens  700  Tonnen  haben,  und  die  auf  lange  Fahrt  frohen, 
sollen  neben  dem  Kapitftn  für  den  Deckdienst  wenigstens  einen  diplo- 
mierten Sekondeoffisiar  (of&cier  en  seeond)  tmd  einen  diplomierten  Leut- 
nant an  Bord  haben.    Schiffe  mit  einem  Brutto-Raomüthalt  von  über 
1000  Tonnen,  welclie  internationale  Kostensohiffahrt  oder  nationale  Kttsten- 
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Schiffahrt  odfr  natinnnlt"'  Kil^tPiiirrnffsscliifTiihrt  betroibon  nnd  Roiseu  aus- 
führen, wobei  sie  sich  mehr  als  4(X»  Aleilcn  von  jedem  französischen  Hafen 
des  Matterstaates  entfernen,  sollen  neben  dem  KapitiUi  für  den  Deckdienst 
wenigstens  einen  Sekondeoffisier  an  Bord  haben.  Schiffe,  die  auf  lange 
Fahrt  gehen  und  einen  Bmtto-Rauminhalt  von  weniger  als  70(^,  jedoch 
mehr  als  20()  Tonnen  haben,  ffoUen  neben  dem  Kn' itän  für  den  Deck- 
dieust  wenigstens  einen  diplomierten  ^»ekcmdeciiiziei-  an  Bord  haben. 
Schiffe  mit  einem  BruttO'Raaiutnbalt  7on  weniger  als  ICKX),  jedoch  mehr 
als  200  Tonnen,  welche  internationale  Küstenschiffahrt  oder  nationale 
Küstengrossschiffahrt  betreiben  und  Rpist  n  ausführen,  wobei  sie  sich  mehr 
als  4(X)  Meilen  von  jedem  französisrhrn  Hufen  des  Mutterstaates  entfernen, 
sollen  neben  dem  Kapitän  für  den  Deckdienöt  wenigstens  einen  Öekonde- 
offizier  an  Bord  haben. 

Art.  22.  Auf  See  und  in  aen  offenen  Reeden  geht  das  Deck-  und 
Maschinenoftizierpersoi  1 1    'Anchc   um    Wiiolio:    es    bestehen  ^venipr^t^ens 

2  Wachen  für  das  Deckoliizierpersonal ;  es  bestehen  3  Wachen  für  das 
Mascbinenoffizierpersonal  in  allen  den  PäUen,  wo  das  Maschinenpersonal 
selbst  3  Wachen  umfasst.  Jeder  Maschinist,  der  Waehenchef  (chef  de 
quart)  ist,  muss  brevetiert  sein.  Kein  Offizier  an  Bord  darf  seine  Mit- 
hiHo  verweigern,  welches  auch  die  Dauer  der  l^ienntzeit  sei,  die  ihm 
kommandiert  wird.  Aber  die  Organisation  der  Wachen  iist  so  zu  regeln, 
dass  kein  DeckofBsier  mehr  als  12  Stunden,  und  kein  Maschinenoffisier 
mehr  als  8  Stunden  in  allen  den  Fftlleti,  wo  das  Maschinenpersonal  selbst 

3  Wachen  unifnsst ,  Dienst  zu  leisten  hat.  Ausser  in  Filll-  n  höherer 
G^ewalt  und  in  den  i'äüen,  wo  die  Rettung  des  Schiffes,  der  aulgenommenen 
Passagiere  oder  der  Ladung  auf  dem  Spiele  steht ,  worüber  einzig  der 
Kapitftn  «a  entscheiden  hat,  berechtigt  jede  Uber  die  im  vorhergehenden 
Absate  bestimmte  Grenze  hinaus  kommandierte  Dienststunde  SU  einer  ent- 
sprechenden Ueberstundt  n.  iif ,( l.n.üfrnnfr .  'h>  nit  ht  '.venifrer  nls  1  fr.  für 
jede  über  den  normalen  Dieust  hinaus  geleistete  Dienstsiunde  betragen  dttrf. 

Art.  23.  Im  Hafen  oder  in  einer  geschfltsten  Reede  ist  das  Offi- 
zierspersonal ausser  in  Fftllen  höherer  Gewalt  nur  zu  einer  Dienstseit  von 
10  Stunden  im  Tage  verpflichtet.  Jedoch  darf  sich  am  Tage  der  An- 
kunft, sowie  am  Tage  der  Ausreise  die  Zeit  des  Dienstes  in  der  Reede 
oder  im  Hafen  und  des  Dienstes  zui'  See  zusammengerechnet  auf  1 2  Stunden 
für  das  ganze  Ofßzierspersonal  belaufen,  ohne  dass  dadurch  eine  Verpflich- 
tung zur  Ausrichtung  einer  Uebeistnndenentscbftdigung  erwftdist,  unter 
der  Bft'lingun;:  immerhin,  dass  diese  Ankunfts-  nnd  .\usreisetago  sich  nicht 
mehr  als  zweunal  in  der  Woche  wiederholen;  im  gegenteiligen  Falle 
kommen  die  Bestimmungen  der  Abs.  2  und  3  des  vorhergehenden  Artikels 
zur  Anwendung. 

Ka]».  II.    Die  Mannschaft, 

Art.  24.  Auf  See  und  in  den  offenen  Reeden  geht  die  Deck-  und 
Maschinenmaonschaft  Wadie  um  Wache.  Bas  Deckpersonal  umfasst 
wenigstens  zwei  Wachen.  Der  Bestand  dieser  Personalkategorie  ist  so 
anzusetzen,  dass  von  '  u  m  /u  ihr  gehörenden  Manne  nur  12  Stunden 
Arbeit  im  Tage  gefordert  werden  niüsKen. 

Art.  25.  Das  Maschiuenpersonal  umfasst  bei  der  Schiliaju  t  auf  lange 
Fahrt,  sowie  bei  der  interaationalen  Küstenschiffahrt  nnd  bei  der  nationalen 
EOstengrossschiffahrt,  wenn  das  Schiff  Reisen  ausfahrt,  wobei  es  sich  mehr 
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als  4<><>  Meilen  von  jedem  französischen  Hafen  dns  IVrutrorstaates  entfernt 
und  M'enii  sein  Bruttorauimnhalt  melu'  als  lUOO  Tonnen  beträgt^  '6  W  aciieu. 
Das  in  Art.  54  vorgesehene  öffentlichB  Verwaltungsreglement  bMÜmmt  die 
weiteren  Fülle,  in  «ienen  die  o^rascIiineiimaiiiiBchaft  in  3  Wachen  SU  teilen 
ist.  Je>ie  Wache  des  ilaschinenpnrs-na!^  hoII  aus  wenigstrns  1  ^farme 
auf  H  Offen  he.stchen.  Der  Heizer  dait  während  «einer  Wache  nicht  in 
seinem  Heizungödienst  gestört  werden,  &ä  sei  denn  für  dringende  Bedürf- 
nisse der  Mftsdiine.  Der  Reeder  oder  der  Eapitftn  ist  gehalten,  die  Zu- 
sammensetzung der  Mannschaft  und  die  Zahl  der  im  Peuerraoiu  vor- 
handenen Oefen  den  Leuten,  die  .sich  amimstoin  lassen.  Lekannt  zu  :reben 
und  bei  Ausfertigung  der  Musterroiie  hinter  den  Heuorbodingungeu  zu 
deklarieren.  An  Bord  der  Damp&chilfe,  wo  die  Bedienung  der  Maschine 
in  3  Wachen  eingeteilt  ist,  wird  die  Instandhaltung  deir  Maschine  durch 
das  Masdiinenpersonal  ausserhalb  der  Wachzeit  und  ohne  Anspruchs- 
berechtigung auf  eine  UeberstundenvergÜtung  besorgt;  doch  soll  die  Re- 
äcLäl'iigung  des  einzelneu  mit  dieser  Arbeit  nicht  mehr  als  1  Stunde  auf 
24  betragen.  An  Bord  der  Schiffe,  wo  das  Maschinenpersonal  nur  in 
2  Wachen  eingeteilt  ist,  berechtigt  die  Arbeit,  welche  zur  Instandhaltung 
der  Ma.sfhinen  ansserhalb  der  Wachtstnnden  verrichtet  \\ird,  zu  der  im 
folgenden  vor^^eselieneii  UeV)erstundenvergütnng.  In  allen  Fällen  hat  bei 
jeder  Ablösung  das  Masiohinenpersonal  zusammen  mit  dem  Deckpersonal 
das  erforderliche  Aschehieven  (enlövement  des  escarbilles)  sn  besorgen. 

Art.  26.  Kein  Schiffsmann  der  Deck-  oder  Maschinenmannschaft  darf 
den  Dienst  verweigern,  welches  auch  die  Dauer  der  Arbeitszeil  .'^oi,  die 
ihm  kommandiert  ist  Doch  berechtigt,  ausser  in  Fällen  höherer  Gewalt 
oder  in  den  Fällen,  wo  die  Rettung  des  Schiffes,  der  aufgenommenen 
Passagiere  oder  Ladung  auf  dem  Spiele  steht,  worttber  einzig  der  Kapitftn 
zu  entscheiden  hat,  jede  über  die  in  Artt.  24  und  25  bestimmte  Grenze 
hinaus  kommandierte  Arbeit  zu  einer  Ueberstnndenverr^n'itnn;!,  deren  Betrag 
sich  nach  Vertrag  und  Brauch  richten  wird.  Der  Kapitän  des  Schiffes 
hat  in  seinem  Seerapport,  sowie  im  Schiffstagebuch  die  in  Abs.  3  des 
Art.  22  und  Abs.  2  des  gegenwirtigsn  Artikels  genannten  ausnahms- 
weipen  Uniptflnde  zu  vermerken.  Dieser  Vermerk  ist  im  Schiffstagebuch 
dui'ch  einen  Vertief  er  den  Decks-  odt^r  ]\rHscLinonperRrinals  zw  vif^ieren. 

Ai't.  27.  Beiludet  sich  das  iSchiii  im  iialeu  oder  in  einer  geschützten 
Reede,  so  ist  der  Schifbmann  nur  in  F&Uen  btfherer  Gewalt  zu  mehr  als 
10  Stunden  Arbeit,  Wachdienst  eingeschlossen,  was  das  Deckpersonal 
betrifft,  und  zu  mehr  als  8  Stunden  Arbeit,  was  das  Maschinenpersonal 
betriüt,  verptiichtet  Jedoch  darf  sich  am  Tage  der  Ankunft,  sowie  am 
Tage  der  Ausreise  die  Zeit  des  IHenstes  in  der  Reede  oder  im  Hafen  und 
des  Dienstes  zur  See  zusammengerechnet  auf  12  Stunden  für  das  Deck- 
p'^"^  nal  belaufen,  olme  dass  daraus  eine  Verjüiclitunfr  zur  Bezahlung''  einer 
Utbersrundenentsc'hädi^'ung  erwächst,  unter  der  Bedingnn;jr  inunerbin,  dass 
diese  Aukuuits-  und  Ausreisetage  sich  nicht  mehr  als  zweimal  in  der 
Woche  wiedwholen ;  im  gegenteiligen  Palle  kommen  die  Bestimmungen  des 
Abs.  2  des  vorhergehenden  Artikels  zur  Anwendung. 

Ai't.  28.  Soweit  als  mfjf::Vich  soll  der  Sonntag  der  zur  wöchentlichen 
Buhe  bestimmte  Tag  seirj.  Doch  kann  der  Kapitän  für  die  ganze  Mann- 
schaft oder  für  einen  Teil  derselben  einen  andern  Tag  wählen.  In  den 
Bfftfen  und  den  geschtttEten  Beeden  Ibrankreichs  und  der  Kolonien  darf 
die  SchiffsmaimscibiA  am  wöchentlichsn  Buhetage  mit  Arbeit  nur  beschäftigt 
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werden^  wenn  sich  diese  Arbeit  nicht  verschieben  Iftsst.  Auf  See  ist, 
ausser  im  Falle  höherer  Gewalt  und  in  den  Fflllen,  wo  die  Rettnng  des 
Schiffes,  der  auigenommenen  Passagiere  und  der  Ladung  auf  dem  Spiele 
steht,  worüber  einzig  der  Kapitftn  ro  «iteeheiden  hat,  die  Muuuchaft 
nicht  verpflichtet,  am  wöchentlichen  Ruhetage  andere  als  die  tat  Sicher- 
heit und  Führung  des  Schiffes,  tut  BorHcnnnfr  'l«  r  ]\ra?!cbinon,  7.nT  tafrlichen 
Keinigung,  zum  Unterhalt  und  zur  Bedienung  der  aufgenommenen  Pas- 
sagiere notwendigen  Arbeiten  zu  verrichten.  Die  Eeinigungsarbeiten  dürfen 
die  wachthabende  Mannschaft  nicht  mehr  als  2  Standen  am  Vormittag  in 
Anspruch  nehmen.  Ausser  in  Fallen  höherer  Gewalt  und  in  den  Fftllen, 
wo  die  Ret  tun  p  dpa  SchiflFes,  der  angenommenen  Passagiere  und  der 
Ladung  auf  dem  Spiele  steht,  und  abgesehen  von  den  Arbeiten,  die  zum 
Unterhalt  tind  zur  Bedienung  der  anfgenommenen  Passagiere  notwendig 
sind,  berechtigt  jede  während  des  wöchentlichen  RiJietages  im  Hafen  oder 
auf  drr  Rcedo  kommandierte  ArbeitsHttmde  zn  dor  in  Art,  26  des  gegenr 
wärtigen  Gesetzes  vorgesehenen  Ueberstunden Vergütung. 

Kap.  m.   Schiffsjungen  (novksee  ^  monsses). 

Art.  29.  Die  berufsmässige  provisorische  Eintragung  in  die  Register 
der  Soeeinschreihung  (inscription  maritime)  sowie  die  berufsmässige  Ein- 
schiffung ist  Knaben,  die  das  13.  Lebensjahr  nicht  zurückgelegt  haben, 
untersagt  Sie  dttrFen  jedoch  provisorisch  eingeschrieben  und  eingeschifft 
werden,  wenn  sie  mindestens  12  Jahre  alt  und  im  Besitze  eines  Primär- 
,schnl7PTignif?SRS  sind.  Die  provisorischf  P^inschreibiiTifr  hflnj^  von  der  Vor- 
weisung eines  Zeugnisses  über  körperliche  Tauglichkeit  (certiticat  d'apti- 
tnde  phjsique)  ab,  das  dem  Knaben  durch  einen  von  der  Seebehörde 
bezeichneten  Arzt  unentgeltlich  aussastellen  ist  Wenn  das  Zeugnis  Tang* 
lichkeit  des  Knaben  nur  für  eine  bestimmte  Art  der  Schiffahrt  konstatierti 
80  ist  nur  diese  statthaft. 

Art.  30.  Der  Dienst  der  Schiä'sjungen  (novices  et  mousses)  an  Bord 
der  in  Art  1  genannten  Schiffe  ist  durch  die  Artt  24,  26,  26  und  37, 
betr.  die  Arbeit  der  Deck-  und  Maschinenmannschaft,  geregelt;  aber  ihr 
Dienst  ist,  unbeschadet  ilrr  Bcstiuimnnprcn  dos  vorhergehenden  Artikels, 
von  folgenden  Sonderbestmimungen  abhängig,  a)  Die  EinschiJfung  von 
Schiffsjungen  (mousses),  die  zur  Zeit  der  Ausreise  des  Schiffes  das  15. 
Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  ist  künftighin  auf  allen  Schiffen, 
die  anf  die  propspri  Fisrlizfiirf  in  Neufundland  und  Island  ausziehen,  nnter- 
mpt.  h)  Auf  jedem  der  in  Art.  1  frenannten  Schiffe  ist  es  ^  erbot-n  den 
^atlitwachtdienst,  von  .S  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens,  durch  die  Äciiiäs- 
jungen  (novices  et  mousses)  besorgen  su  lassen;  die  G^esamtdaner  ihrer 
Arbeit  darf  die  reglemeularische  Arbeitsdaner  des  Personals  nicht  Über- 
steigen. Ihre  T'^obersttnidnnarbeit  ist  zu  v«»riniten.  Die  Schiffsjungen 
(mousses  et  novices j  dttrieu  nicht  mit  Arbeiten  in  den  Feuerräumen  und 
den  Bunkern  beschäftigt  werden,  c)  Die  Zahl  der  in  die  betavffenden 
Schiff.'  anf/.unehmenden  Schiffsjungen  (novices  et  mousses)  bemisst  sich  im 
V('ili;iltiiis  von  einem  Schiffsjungen  {k  raison  d'un  mon.^ise  OU  d'un  novice) 
auf  je  15  Schiffsieute  oder  einen  Bracbteü  dieser  ZahL 

Kap.  IV.   Nahrung  des  Sdhiffspersonals. 

Art.  31.  Es  ist  jedem  Schiffseigentttmer  unterlagt,  die  Verkitetigung 
der  aufgenommenen  Schiffsmannschaft  dem  Kapitän  oder  einem  Mitglied 
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des  Stabes  des  Schiffes  gegen  eine  Abfinduagsäumme  zu  fiberlasseu.  Die 
für  die  Mannschsft  beBtimmten  Nahnmgsmittel  sollen  gesund,  von  guter 

Qualität  und  frentlgender  Quantität  und  von  einor  für  die  unternommene 
Kpisp  «jopjo^neTen  Beschaffenheit  sein.  Die  ZusammeDBetssuBg  der  zur  Ver- 
t«iiiuug  gelangenden  liation  soll  der  für  die  Seeleute  der  Flotte  vorge- 
aebenen  gleidhwertig  sein.  Zur  Ausfllbniiig  und  KontroUierung  dieser 
Vorschrift  wird  durch  Ministerialverffi^unp  eine  Gleicbwertigkeitstabeüe 
aufges;tellt.  Diesö  Tabelle  bef^tinimt  die  Maxirnalration  alkoholischer  Ge- 
tränke, die  eingeschiift  und  verteilt  werden  darf.  Die  obenerw-ähnte  Gleich- 
wertigkeitstabelle  und  die  Zusammensetzung  der  zur  Verteilung  gelangenden 
Rationen  ist  in  den  Räumlichkeiten  des  Personals  in  dauernder  Weise  an- 
zuschlagen. Bei  jeder  Verteil unt:  kann  abwechslungsweiue  das  Deck-  und 
das  Ma.schinenpersonal  oinen  der  seinig'en  mit  der  Nachprüfung  der  ver- 
teilten Quantitäten  beauttrageu.  Kürzungen,  die  der  Kapitän  an  den 
Bationen  yorgenommen  hat,  bereditigen,  ausser  im  Falle  höherer  Gewalt 
oder  im  Falle  der  Kürzung  gegorenen  Getränks«  wie  sie  zur  Strafe  unter 
den  im  Erlass  vom  24.  März  1852  vorf^pf ebenen  Be« I ;n'j"nnpen  verfügt, 
werden  kann,  zu  einer  der  vorgenommenen  Kürzung  entsprechenden  Ent- 
schädigung. Der  Fall  höherer  Gewalt  wird  mittelst  eines  Protokolles  ieet- 
gestellt,  das  vom  Slapitftn,  yom  Sehiffsarzt  (fidb  ein  solcher  an  Bord  ist) 
-ind  von  den  beiden  obengenannten  Vertretern  des  Schiffspersonals  au 
unterzeichnen  ist 

Kap.  V.  Besondere  Bestimmungen. 

Art.  32.  Die  Bestimmungen  der  Artt.  21,  22,  23,  24,  25,  26,  27  und 
28  und  des  Abs.  b  des  Art.  30  finden  keine  Anuenduniz  auf  die  zum 
Fischl'ang  ausgerüsteten  Sehlde,  welches  auch  der  Tonneninhalt  der  betr. 
Bebtffe  und  die  Art  des  Fischfanges  sei,  die  sie  an^bw.  —  Dasselbe 
gilt  flBr  Handelsschiffe  ^on  weni^^er  als  2()0  Tonnen  BruttornraniuLalt, 
welche  eine  andere  Schiffahrt  als  diejenige  der  lanfren  Fahrt  oder  die 
intern ationale  KüHtenscbiffahrt  betreiben.  —  Das  in  Art.  54  Tor<resehene 
Venvaltuugsreglemeut  wird  die  Bediugunguu  aufstellen,  unUsr  doueu  die 
Arbeit  an  Bord  der  in  den  beiden  vorhergehenden  AbsKtaen  genannten 
Schiffe  organisiert  werden  aolL 

Titel  III.  Strafen. 
Kap.  I.  Eigentümer  und  Reeder. 

Art.  33.  Einer  Geldstrafe  von  100—1000  frs.  verfallt  joder  Reeder 
oder  Eigentümer  eines  der  in  Art^  1  fi;enannten  Schitie,  der  ^r-m  Schilf 
ohne  den  in  dem  betr.  Artikel  geuauuiun  ächiilalirtäticheiii  iiat  laineu  lassen. 
—  Oleidifalls  einer  Geldstrafe  von  100—1000  frs.  für  jede  festgestellte 
TJebertretung  verfilllt  jeder  Reeder  oder  Eigentümer,  der  sich  den  Vor- 
Bchriften  der  Artt.  21 — 31  dos  gegenwärtigen  Gesetzes  und  der  in  Art.  58 
und  54  vorgesehenen  Verwaltungsregiemente  nicht  unterzieht. 

Art.  34.  Einer  Geldstrafe  von  200—2000  frs.  und  einer  Geftognis* 
strafe  von  8  Tagen  bis  zu  G  Monaten  oder  nur  einer  dieser  beiden  Strafen 
verfällt  joder  Reeder  oder  Kigentümer,  der  ein  in  Art.  1  genanntes  Schiff, 
dessen  Öchiftahrtsschein  auf  Grund  von  Art.  14  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes aufgehoben  worden  ist,  weiter  hat  fahren  lassen.  —  Einer  Geld- 
strafe von  400—4000  fira.  und  einer  Gtofitngnisstrafe  von  einem  Monat  bis 
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zu  einem  Jahr  oder  nur  einer  dieser  beiden  Strafen  für  jede  festgestellte 
Uf Vn-rtif  tTini:  vorfallt  jcdor  Reeder  oder  Eigentümer,  dor  ein  in  Art.  1 
genannten  >Sckiit,  lüi  welches  der  Scliiffahrtsscheiu  auf  Grund  der  Art.  13 
und  14  des  ^gegenwärtigen  GeaetaM  verweigert  oder  mrfickgezogen  worden 
ut,  hat  fahren  lassen. 

Alt.  .^^).  Einer  GeMstrafe  von  l(M1-1fM«)  fre.  verfallt  jeder  Reeder 
oder  Eigentümer,  der  ein  im  Art.  1  genanntes  Üchiff  mit  einem  verjährtön 
Schiffahrtöschein  hat  falureu  lassen,  ausser  wenn  der  Verfall  des  Öchift- 
fahrtsscheins  wahrend  der  Beise  ein^treten  ist. 

Art.  3rt.  In  den  in  den  3  vorhergehenden  Ai-tikeln  vorgesehenen 
Füllen  kann  der  RiHvIor  oiler  Eigentümer,  der  selbst  sein  St  hiff  befehligt, 
unabhängig  von  den  btrafcu,  denen  er  kralt  der  uulgefüiu'ten  Artikel 
ver&llt,  noch  vom  Marineminister  mit  dem  seitweiligeu  oder  endgültigen 
Entzug  seiner  Elonunandogewalt  bestraft  werden. 

Kap.  II.  Kapiiäne  und  2Jamischaft. 

ArL  37.  Der  Kapitän,  der  sich  persönlich  oder  im  Einverständnis 
mit  dem  Reeder  oder  Eigentümer  des  Schiffes  die  in  Artt.  33,  34  und  36 
vorgesehenen  und  mit  Strafen  bedrohten  Uebertretungen  hat  zu  .schulden 
kommen  lassen,  vortMlt  den  in  den  betr.  Artikeln  vorgesehenen  Strafen. 

Art  38.  Die  gegen  den  Kapitän  auagesprocheuen  Strafen  küuneu 
auf  den  vierten  Teil  der  gegen  den  Reeder  oder  Eigentflmer  ausge- 
sprochenen reduziert  werdeü,  wenn  der  Kuj-itrin  nachgewiesenennas.Hen 
einen  schriftliclu:  u  oder  mttndiichen  Befehl  des  betr.  Reeders  oder  Eigen» 
tümers  erhalten  hat. 

Art.  39.  Jedes  Mitglied  der  Schitfsmanuschaft,  das  wissentlich  ge- 
stutzt auf  ungenaue  Behauptungen,  eine  Besichtigung  des  Schiffes  veran- 
lasst hat,  verfallt  einer  Gefängnisstrafe  von  6  Tagen  bis  zu  3  Monaten: 
falls  es  nicht  in  schlechtem  Glauben  gehandelt  hat,  kann  die  QefiUtgnie- 
strafö  weniger  als  G  Tage  betragen. 

Kap.  III.  Wiederholungsfall.  Zuständigkeit,  Verjähruiiir. 

Art.  40.  Trn  Wiederholungsfälle  Ii "iinen  die  in  Art.  — 85  und  in 
den  Aitt.  37,  3H  und  39  vorgesehenen  Geld-  und  Gefängnisstrafen  ver- 
doppelt werden.  —  Als  Wiederholnngsfall  gilt,  wenn  der  Zuwiderhandelnde 
innerhalb  der  12  vorhergehenden  I^ionate  eine  Verurteilung  wegen  eines 
im  gegenwärtige n  Or^etz  mit  Strafen  bedrohten  Vergehens  erfahren  hat. 

Art.  41.  Die  im  gegenwärtigen  Gesetz  vorgesehenen  Uebertretungen 
fallen  unter  die  Zuständigkeit  dci-  Zuchtpolizeigerichte  (tribunaux 
oorrectionnels). 

Al  t.  42.  Die  Bestimmungen  des  Art.  463  des  Strafgesetzbuches  und 
des  Gesetzpq  vom  2('k  März  1891  über  don  Aufschub  des  Strafvollzugs 
£nden  auf  die  im  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehenen  Uebertretungeu 
Anwendung. 

Art.  43.  In  den  im  gogenwftrtigen  Gesetz  vorgeschriebenen  Fftllen 
verjähren  Straf-  und  Zivilklage  unter  den  in  den  Artt»  686  und  638  der 
Stralprozessordnung  vorgeschriebeneu  Bedingungen. 

Art.  44.  Im  Falle  der  Nachlässigkeit  oder  irgend  eines  Versäumnissos, 
das  sich  Mitglieder  der  In  Art  4  vorgesehenen  Kommission  oder  Experten, 
deren  Ei-nennung  in  den  Artt.  6  und  8  vorgesehen  ist  und  die  weder 
Ofäziere  noch  Beamte  des  aktiven  Dienstes  sind,  in  der  Ausübung  ihrer 
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Punktion  za  sdialden  kommen  lassen,  kann,  je  nachdem,  der  Marinemiuister 
oder  der  Minister  für  Handel  und  Industrie,  die  vorSbeigahende  oder 

eTülgiilriiTL'  Streicliung  der  betr.  Miri^'lieilf-r  von  der  allgemeinen  in  Abs.  12 
des  Art.  4  vorgesehenen  Liste  voilü^riiu.  —  Die  Streichnni^  wird  aiü  An- 
trag der  im  Axt  19  eingesetzten  Überkommission  veriügt.  —  Die  Be- 
stimmungen der  Abss.  1  nnd  2  des  Art  177  des  Strafgesetses  finden  anf 
die  in  Abs.  1  des  gegenw&rtägen  Artikels  geoannten  Kommissionsmitglieder 
vnä  Experten  Anwendnnf^.  —  Die  Bestimmungen  dor  Artt.  IT!)  mul  IsO 
aes  Strafgesetzes  hndeu  auf  die  Scbiffsreeder  und  -Eigentümer,  sowie  auf 
ihre  Kapitlne  oder  sonstigen  Vertreter  Anwendung. 

Art.  45.  Der  ans  den  Geldstrafen,  die  anf  Grund  des  gegenwärtigen 
Gesetze^  verhRngt  worden  sind,  liern'ihrende  Betrag  wird  zur  Hälfte  an 
die  Muriueinvalidenka.sse  (Cai.-;so  des  Invalides  de  la  Marine),  znr  Hälfte 
au  die  Vorsorgekasso  der  französischen  Seeleute  (Caisse  de  prevoyance 
des  marins  fran^ais)  abgeftlhrt. 

Titel  IV.  Allgemeiue  ßestimmuiifj^en. 

Art.  4Ü.  Jede  Bedingung  des  Heuervertrages,  die  den  Bestimmungen 
der  Artt  21 — 90  nnd  den  daraitf  bezüglichen  öffentlichen  Verwaltungs- 
reglementen  zuwiderläuft,  ist  ipso  jure  nichtig. 

Art.  47.  In  allen  Artikeln  deH  /^etjonwartigen  Gesetzes  ist  der  darin 
vorkommende  Ausdruck  Kapitän  so  zu  verstehen,  dass  er  sich  auf  den 
Kapitän,  Meister  oder  Patron  (capitaine,  maitre  ou  patronj  oder  auf  den- 
jenigen, der  tati^Uddtdi  die  hetr.  Fonktion  ansflbt,  besieht 

Art,  48.  Von  der  Bekanntmachung  des  gegenwärtigen  Ge.setzes  an 
trägt  der  Scliiffsschein  (permis  de  navigation),  der  anf  Grund  de.s  Art.  l 
des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1897  ftir  die  Vergntigungsschiffahrt  ausgestellt 
wird,  den  Namen  Vergnügungsschein  (permis  de  plaisance). 

Art  49.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  mit  Ausnahme  der  Be* 
Stimmungen  der  Artt.  21 — 31  (Titel  II,  Kaj).  I,  II,  III  und  IV)  Anwendung 
auf  die  Vcrgnnc^uiigsscbilfalirt  -  Ein  besonderes,  nach  Begutachtung 
durch  den  Oberrat  für  Seeschiifahrt  zu  erlassendes  Verwaltungsreglement 
wird  bestimmen,  unter  welchen  Bedingungen  die  Artt  21 — §1  auf  die 
Ijnstschüfe  von  mehr  als  25  Tonnen  Banminhalt  Anwendung  finden  sollen, 
tmd  welche  Bedingangen  die  Kipentfimer  dieser  Schiffe  zn  erfüllen  haben, 
um  das  Recht  zur  Ausübung  des  Kommandos  zu  erhalten, 

Art.  50.  Die  Schiffe,  welche  den  Transport  von  Auswanderern  oder 
«inen  Postkors  besorgen,  bleiben,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des 
gegen warti neu  Ge.setze.^,  dem  besonderen  Regime  unterworfen,  das  ffir 
sie,  sei  es  durch  die  auf  die  Ausnvandorunfr  bezüfrlichen  Gesetze  und  Er- 
lasse, sei  es  durch  die  Pflichteuhefte  betreffend  die  Besorgung  der  See- 
postkurse, geschaffen  worden  ist. 

Art.  51.    [Entschädigung  der  Kommiflsionsmitglieder.] 

Art.  52,     Gebühren  (\\v  die  Besichtic^mfi^en.] 

Art.  53.  Ein  auf  den  Vorschlag  dos  Marineniinisters  und  des 
Hinisters  für  Handel  nnd  Industrie  nadi  Begutachtung  durch  den  Ober^ 
rat  filr  Seeschiffahrt  zu  erlaseendea  Verwaltungsreglement  wird  bestimmen: 

1)  die  Au;:,'abeii,  Zeichnun^'on  und  PliUie ,  die  joilos  vom  Eigentflmor 
eines  .^chiffe.s  mit  einem  Brut toraumiulu^lt  von  mehr  als  25  Tonnen  um 
Erlangung  eines  Schiffahrtsscbeines  au  den  Administrator  der  Seeeinschreibuug 
gestellte  Gbauoh  m  enthalten  hat;  2)  den  Luftraum  der  für  die  ünter- 
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knnft  der  Schiffsmannschaft  und  der  aufgenommeiMn  Passagiere  bestimmten 
Rnnniliclikelten  und  die  allgemeinen  Vörkehninf^en,  dir?  im  Interesse  der 
GeäuuUbeit  geboten  sijid,  die  Anbringung  der  Lagerstätten,  Waschein- 
richtungen  und  andere  diese  Räumlichkeiten  betreffende  Dinge,  die  Bein- 
lichkeits*  nnd  ünterhaltsmassregeln,  die  zu  treffen  sind  und  die  zur  gnten 
Konservierung  von  Loberii^mitteln  und  Getränken  nntwf^ndifrfMi  Vorkehrungen  ; 
3)  die  Anforderun^u'eu,  welchen  die  l)ampfap])araio  entsiircfbeu  müssen, 
gleichviel  ob  aui  iJampfschitfen  oder  PropellerschiÜ'eu  oder  8cliiä'en,  die 
Dampfapparate  mitführen;  4)  die  Liste  der  nautischen  Instnimente  nnd 
der  Ausrüstuugs-  und  Ersaligegenstände,  die  sich  nnbedingt  an  Bord  jede» 
Schiffes  betin  leu  infisspn,  sowie  dio  Bedingungen,  denen  die?je  vcrscliie  leiien 
Instrumente  otier  Lregenaiande  genügen  müssen,  um  ihrem  Zwecii  ent- 
sprechen; 5)  die  Liste  der  Bettmigsvoniditungen,  -boote,  -apparate  oder 
•mascbinen,  welche  ein  Schiff  znr  Ebml^liehung  gemeinsamer  Rettung  oder 
Rettung  des  einzelnen  aufweisen  sr  ll ,  sowie  die  Kommunikationsmitti  1 
zwischen  Schiff  und  Land  im  Unglücksfalle;  nähere  Voi-schriften  über 
den  Vorrat  an  Heil-  und  pharmazeutischen  StoÜ'en,  die  sich  nach  der 
Daner  der  Reiee  nnd  der  Zahl  des  anfgenommenen  Personals  zu  richten 
haben  wird;  7)  die  allgemeinen  Eegeln,  wie  der  Maximnltiefgang  zu  be- 
rechnen und  die  diesen  Maximaltief<?arg  nnzeigeudon  Z*  ichen  am  Srhiffs- 
rumpf  anzubringen  sind;  zur  Auisteilung  dieser  Kegeln  sollen  die  vom 
Marineminister  anerkannten  Klasslfikationsgesellschaften  herangezogen 
werden;  8)  die  allgemeinen  Regeln,  wie  die  MazimalBahl  der  Passagiere 
Lei  Pu.-sa^ier^chiffen  zn  beiochnen  ist;  9)  die  Regeln  darüber,  wann  ein 
Arzt  an  Bord  der  KauiiahrLeischiffe  erforderlich  wird;  10)  dio  nfibereu 
Vorbthriften  bezüglich  der  Tätigkeit  der  Oborkommisiiion  und  de«  bei 
Appellationen,  Gutachten,  E!rhebnngen  und  Expertisen  einenschlagenden 
Verfehl ens  .  11)  die  Art  ond  Weise,  wie  gegenwärtiges  Gesetz  und  die 
SU  seiner  Durclifühning  erlnssenen  Verwaltungsregleniento  zur  Kenntnis 
der  Betriligteu  gebracht  werden  sollen.  —  Die  Vorschriften  dieses  Ver- 
waltungäruglementes,  welche  namhafte  Aenderungeu  in  der  Ausstattung, 
Einrichtung  oder  Konstruktion  erfordern,  finden  keine  Anwendung  anf 
Schiffe,  die  zur  Zeit  des  Inki*afttretens  im  Dienste  stehen. 

Art,  54.  Ein  at;f  (Inn  Vorschlag  des  Marineminist^rs  uud  des 
Ministers  für  Handel  und  Industrie  nach  Begutachtung  durch  den  Uberrut 
ftlr  Seeschiffahrt  sn  erlassendes  Verwaltungsreglement  wird  bestimmen: 
1)  diejenigen  Vorschriften,  welche  nicht  oder  nur  unter  bestimmten  Vor- 
behalf'Mi  auf  die  SohifTo,  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  ira  Dienst  steiien,  Anwendung  huden;  2)  die  Umstände,  unter 
denen  die  Seebehörde  verlangen  kann,  dass  der  Deckdienst  der  Offiziere 
in  mehr  als  2  Wachen  organisiert  werde;  3)  weitere  FftUe,  als  die  in 
Art.  25  Abs.  1  anfgeführten,  in  denen  das  Maschinonpersonal  in  3  Wachen 
eingeteilt  werden  s  1!:  4^  die  Art  und  Weise,  wie  die  Arbeit  anf  den  in 
Art.  32  des  gegenwärtigen  Gesetzes  genannten  SchiÖ'en  zu  orgauiiüereu 
ist;  6)  die  Ausnahmen,  welche  im  allgemeinen  die  in  den  Artt  21 — 80 
vorgesdbriebene  Regelung  der  Arbeit  gestatten  soll,  gleichviel  ob  diese 
AuMnahmon  in  der  Kürze  dci  I '( bei  lalirt,  der  Häufigkeit  nnd  Dauer  der 
Aufenthalte  in  den  Häfen,  der  An  des  Dienstes,  welchen  das  Schüf  be- 
sorgt oder  in  einer  andern  Ursache  begründet  sind. 

Art.  65.  Die  Bandeis-  oder  Fischereischiffe  mit  einem  Bruttoraum- 
iubalt  von  weniger  als  25  Tonnen  werden  einer  jährlichen  Besichtigung 
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unterKogeD.    Bin  Verwaltnngsroglement  wird  die  Form  bestiimnen,  in  der 

diese  Besichtigungen  vorzuuohmen  sind,  sowie  die  Art  und  Wei^^e,  wia  die 
beständige  Autsicht  tiber  die  Dampfapjiarate  oder  Propeller  statt/.uHnden  hat. 

Art.  56.  Die  Öchitie  vou  uiehr  als  25  Tonnen  werden  andern  als 
den  in  Art.  1,  5  nnd  7  des  gegenwtrtigen  Geeeteee  vorgeeelienen  Be- 
siehtigungen  nicht  untei  zo<reu.  —  Das  gegenwärtige  Geeet«  wird  6  Monate 
nnrh  der  Bekanntgabe  der  in  den  Artt.  53  und  54  vnrfjeselK^nen  Ver- 
waltungsreglemente  in  Kraft  treten.  Doch  kann  der  Marineiuinistcr  für 
die  zui'  Zeit  im  Dienst  steheudeu  Schide  Verzugalristen  nach  Massgabo 
des  gegenwftrtigen  Znetondes  ihrer  Anaetattung  und  der  Bedeatung  dee 
Materials  der  Kompagnie  oder  der  Beederfirma,  der  eie  gehören,  ein- 
treten  lassen,  um  die  pro!]rre«i8ive  Anwendung  der  Bestimmnngen  dee  gegen- 
wärtigen Gesetzes  zu  erleichtem. 

Art,  67.  Vom  iLikrafttreten  der  im  gegenwärtigen  Gesetse  vorge- 
«ebenen  Verwaltungsreglemente  an  sind  alle  Geseteestexte,  Erlasse,  Kegle- 
mente,  Bundschreiben,  die  sicli  auf*  die  Besichtigung  der  SchitTo  beziehen, 
vomehmHch  dio  bfziip'li'-hpn  Bestimmun','C'u  des  kgl.  Roirlementes  vom 
1'6.  JFebruar  ITÖö,  der  iü-lasjse  vom  4.  Juli  185o,  des  Erlasses  vom 
19.  November  1859  nnd  des  Erlassee  vom  2.  Jnli  1894  angehoben.  — 
Ebenfalls  aufgehoben  vom  Inkraflhoten  des  gegenwartigen  Gesetzes  an 
sind  der  Erlass  vom  1.  Februar  iSlKi  und  alle  auf  die  EinschifTur  i'  d»>r 
Sohüfsjungen  (novices  et  moussesj  an  Bord  von  Handels-  und  i'ischorei- 
sehiffsn  becflgHehen  gesetzgeberischen  Akte,  vornehmlich  dee  Oesetzes- 
erlass  und  die  Erlasse  vom  23.  März  1862,  15.  Marz  1862  Tind  2.  Mai 
1863.  —  Art.  76,  Abs.  2  des  Disziplinar-  und  Strafgosetzorlassos  f(ir  die 
Kauffalirteimanne  vom  24.  Marz  1852  ist  aTifjrehobcn.  ■—  Tin  allizenieinen 
sind  aufgehoben  alle  trüiieien  Gesetzesbestimiaungeu,  ErldHsse  uud  Kegle- 
mente,  soweit  sie  dem  gegenwartigen  Gesetze  mwiderlanfen. 

17.  D^cret  du  3  mai  1907  regiant  l'avancemeut  ot  la 
discipline  dang  le  corps  de  l'inspection  du  travail.  (B.  d. 
l'O.  d.  T.,  XIV,  No.  6,  juin  1907,  p.  608;  J.  0.,  11  mai  1907,  p.  8441.) 

Erlass  zur  Begelung  der  BefSrdemng  imd  dar  XMe^lln  Im  Arbeite- 
ioepektionekoipe.   Vom  8.  Mai  1907. 

18.  Circniaire  dn  22  mai  1907,  du  Ministre  dn  Travail 

et  de  la  Pr6vo3'ance  sociale  et  du  Ministre  des  Travaux 
p  a  b  1  i  r  >  .  des  P  o  s  t  o  s  o  t  des  T  e  1  e  *^  r  a  { » h  e  s  ,  s  u  r  l '  a  p  p  1  i  c  a  t  i  o  n 
aux  tramways  de  la  loi  du  13  juillet  190G  sur  le  repos 
hebdomadaire.  (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.  6,  juin  1907,  p.  611—612.) 

Hundscdireiben  des  Ministers  der  Arbeit  und  der  sozialen  Vorsorge 
und  dos  Ministers  der  öfibntlichen  Arbeiten,  dor  Post  und  doR  Tole- 
graphen  betr.  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  l&OQ  über 
die  wdolheiitilehe  Bnhenit  auf  die  TramwayB.   Vom  22.  Mai  1907. 

Ein  auf  Gnind  einer  Verständigung  zwischen  dem  Minister  der  Arbeit  und  der 
sozialen  V^oi8orge  und  dem  Minister  der  öffeutlichen  Arbeiten  erlassenes  Bundschreiben 
vom  17.  l>esember  1906 hat  die  Bedingungen  aufgestellt,  unter  denen  Art.  11,  Abs.  2 
c; -..fitzee  vom  13.  Juli  190()  über  die  wöchentliche  Rnhezolt  znr  Anwendung 
ivoiiutit  n  sull ;  dieacr  Artikel  bestimmt,  wie  die  Beaufsichtigung  der  Durchführung  ge- 
nannten Gesetzes  in  den  unter  der  Kontrolle  des  Ministen  der  MfanUichen  Armitea 
stehenden  Betrieben  ni  geschehen  babei 


])  &  BuIL  Bd.  y  8.  466—407. 

9* 


Digitized  by  Google 


-   132  — 


Dieses  Rundschreibou  beAtimmt  im  besonderen,  data  die  Tramways  dem  Regime 
der  wöchentlichen  Ruhe  unterstehen;  da  es  jedoch  keine  näheren  Angaben  enthält, 
welche  Arten  von  Unternehm iiiigon  unter  dip.-oiu  Namen  „Tramways"  sn  vonteibeo 
seien,  »o  sind  darüber  Zweifel  entatandeu,  die  aufgehellt  werden  müssen. 

Es  ist  zu  beachteil,  dass  der  Ausdruck  „Tramways'-  in  dem  Gresetze  vooa  13.  Juli 
1906  nicht  vorkomrat ;  Art.  17  einerseits  beschränkt  sich  darauf,  zu  bc^tiiuracn,  das« 
die  Vorbchnflcu  de»  GeseUca  nicht  für  die  Angestellten  und  Arbeiter  der  „EiKeu- 
bfümen"  gelten;  Art.  3,  Abs.  9  andererseits  berechtigt  die  LandtranaportausUilten  mit 
AuMchiuss  det  «Eiseobahaen'*  sai  Qewihnuig  der  KuheaEeit  in  öchjcbtea.  Ea  ini  alao 
notwendig,  zu  untersuch«!,  weldie  Kate^^en  von  IVimwvra  «i  den  in  diaum  Art.  3 
bezoirlmetf'n  Landtrans[x)rtanstnlk'n  mit  .\aHsehhish  der  Eisenbahnen  gebfiiran  und  anf 
welche  allein  da-s  (re^etz  vom  13.  Juii  liKX>  anzuwenden  ist 

In  liici^er  liiimicht  ist  feetzastelien,  dass  die  auf  Grand  der  gesetzlichen  Form, 
in  der  ihre  Konzession iening  stAttgefundon  hat,  als  ,,Tramway8"  bezf iehiieten  ünter- 
nehmuugeu  in  zwei  gauz  verschiedene  Art«ii  zerfallen:  die  einen  sind  für  den  Passa- 

S'ertransport  und  in  einigen  Fällen  für  den  Packettransport  bestimmt  und  befahren 
e  Ötädte  oder  ihre  Bannmeile;  »ie  führen  aehr  viele  Fahiien  im  Tage  ans  und  stellen 
aewiBMotmimen  dnen  Omnibnadienst  auf  Schienen  dar;  die  anderen  verbinden  Zentren, 
Hie  recht  oft  voneinander  weit  entfernt  liegen  ,  und  ermöglidicn  zwischen  diesen 
Punkten  nidit  nur  den  Transport  von  Passagicreu,  sondern  auch  von  Gutem  ;  sie 
lassen  sich  von  den  Eisenbahnen  weder  vom  Standpunkt  der  baulichen  noch  der  be- 
triebstechnisclien  Iknlin^nngen  aoa  trennen  nnd  aind  trota  ihrem  J^amen  tatsächlich 
wirkliche  Lokal eiscubahnen. 

Die  Identität  dii  r  Ivat^'gorie  von  „Tramways"  und  der  I>okaleiscnbahiien  wird 
zudem  noch  durch  Art.  des  (iesetcee  vom  11.  Juli  1880  ausdrücklich  bestätigt; 
dieser  Artikd  sieht  die  GenriQumng  von  staatlidiea  Bnbventimien  fflr  die  Tnmmijn, 
welche  auch  niit'^rfransport  besorgen,  vor  —  gleich  wie  Art.  13  diese  Subventionen 
auch  für  die  LokaieiBeoDahnen  einführt  ~;  er  schhesst  jedoch  die  önzig  für  den 
Fasaagiervcarkehr  oder  fflr  den  Faasagierverkidbur  und  Packettransport  hestinunten  Tram- 
ways aus. 

Andererseits  ist,  sobald  man  die  Vorbercitungsarbciten  zum  Gtoetz  vom  13.  Juli 
1900,  VürnelimUch  den  Bericht,  den  Herr  Poirrier  itn  Senat  vorgelegt  hat,  m  Herück- 
sichtigunc  zieht,  leicht  ersichtUch.  dass  der  Gesctu^ber  das  Gesetz  nur  auf  die  Tram- 
ways,  wdche  sich  in  ihrer  BetriewweiBe  von  den  läaenbahnen  unterscheiden,  hat  an- 
wenden wollen. 

Von  diesem  Get^ichtspunkt  aus  fallen  aii>o  die  Trauiways  der  zweiten  Kategorie, 
d.  h.  diejen%ao,  wdche  Giiter-  und  Ftosagiertransport  besolden,  unter  die  EiseDbahn- 
nntemebmnn^en  und  das  Gesets  vom  13.  Juli  190Ü  gilt  gemäss  dem  oben  erwähnten 
Art.  17  für  ne  nicht;  die  Vorechriften  des  Rundschreibens  vom  17.  Doserober  1906 
haben  dem^emäsB  keinen  Bezug  auf  die^^e  Tramways. 

Ich  bitte  Sie,  sich  nach  den  \'ors(diriftea  d&s  vorli^eoden  Bundachreibens  richten 
zu  wollen;  ein  Eaümphur  wird  direkt  den  Strassen-  und  firfidceningenieoren (Ingänie«iBB 
dea  Foota  et  Chanssees;,  sowie  den  £reiaarbeitaineiMktoren  augeatollt  werden. 

19.  D^cret  da  24  mai  1907  rattachant  le  Conseil  sa- 

p^rienr  de  statistique  au  Miniatöre  du  Travail  et  de  la 
Prövoyancc  sociale  et  augmentant  le  nombre  de  ses 
membros.  (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.  6,  juin  1907,  p.  t>Üb;  J.  0., 
24  mai  1907,  p.  3679.) 

Brlaas  betr.  die  Angliedemng  des  Oberen  Stntiatiaohon  Batea  aa 

das  MiniwtpHnm    der  Arbeit  und  der  sozialen  VoiBOTge  Wld  die  Vo^ 

mehrong  seiner  Mitglieder.    Vom  24.  Mai  1^7. 

20.  Loi  du  3  juin  1907  portant  approbationd'un  arrange- 
ment  signe,  le  9  juin  ^9i)C,,  entre  la  France  et  l'Italie, 
concernant  la  r^paration  des  dommages  rösultaut  des 
accidents  du  travaiL  (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.  6,  juin  1907,  p.  608.) 

Gesetz  zar  QenelunignDg  einer  am  0.  Jiui  1906  Evrisohen.  Srank» 
reicl^  nnd  Italien  nntenioi ebneten  Vereinbaning  betr.  die  Bnteoihldigaiig 
Tou  Arbeit£tmflllen.    Vom  d.  Juni  1U07. 
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Einziger  Aitikel.  Der  rrJisideiit  der  Republik  wird  znr  TJatifiziernng 
und  gegebenenfalls  zur  Durdilährung  der  zwischen  Frankreich,  und  Italien 
gescUoBseneD,  unB.  Juni  1906  sa  Paris  imtflnEeichneten  Verainbftnmg.betr. 
die  Entsch&diY'ung  von  Arbeitsun^llen,  durch  die  ihre  StaatSftDgehii'rigeik 

in  den  beiden  L&ndeni  Letrofien  worden  sind.  cnijilcliii;_^f . 

Eine  Kopie  der  Vereinbarung  ist  diesem  Gesetze  beigegeben. 

IX.  Grande-Bretagne.  Grossbritannien. 

1.  Model  byelnws  issned  by  the  Local  Government  Board. 
XVIII.  Means  ot  escape  in  caseof  fire  in  certain  factories 
and  workähopg.    June  1906. 

Xiuter-SigliisiiiigfTevordiMmgen,  anagegeben  ▼om  Lokalverwal- 
tnngsamt.  XVHL  Flnohtmittel  bei  Ftaangedhlir  in  gerwinen  gabrikan 
und  W«rkatitt«ii.   Vom  Jon!  1906. 

2.  The  explosives  in  coal  mines  order  of  tliel7<k  deoamber 
19(m;.    fS  r^v  Knies  and  Orders,  190<\  N     018. i 

£rlas8  betr.  die  Verweudang  von  £xpl08i¥8toffeo.  in  KotLlengraben. 
Vom  17.  Dez.  1906. 

3.  Order,  dated  December  22,  1906,  made  by  the  Se- 
cretary  of  State  under  the  Notice  of  Accidents  Act,  1906, 
requiring  the  Reporting  of  certain  olasaea  of  Dangeroua 
Occurrences  in  Factories  and  Workshops  whether  personal 
injurv   ']H  cau.-^ed  or  not.    (Stat.  Rules  and  Orders,  190G,  r*H3.) 

Erlass  des  Staatssekretärs  auf  Qnmd  des  Unfallanaeigegesetaos  von 
leoe  ^)  mar  Snfindetnag  dtf  BeilohtarBUttang  über  gewisse  Kitegoiten 
gefährlicher  Vorkommiiisse  In  Abtüten  und  WeskstStten,  einerlei  ob 
dadurch  Körperverletningen  ▼enmaioht  werden  oder  niobt.  Vom 
22.  Dez.  1906. 

GonSas  Art  R  des  Unfallaozeige^eftelzeB  toü  1906')  diline  Idk  biermit  diejenigen 

Vorschriften  diese*  ( ,i  ■  tzcf,  welche  du-  Anzdpp  von  Unfallrn  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten au  den  DL<trikt.-;iu«pektor  verlangen,  auf  folgende  i^tegorien  von  Vorkomm- 
nissen in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  (darin  eingeschküsen  jeden  Platz,  der  für 
Zwecke  der  Von*chriften  des  Fabrik-  und  Wfrk--trittfnpr«ptzpR  von  lOri]  liin.-iclirlirh 
eines  Unfalles  als  Fabrik  oder  Wcrkstali  gilt  oder  der  in  der  liczoithnuiig  FalTü 
oder  Werkstatt  cin^'ochlossen  ist  oder  einen  Teil  einer  Falirik  (Hier  \\'(Tk8tatt  bildet) 
aiu,  einerlei  ob  dadurch  Körperverlützungeo  oder  Arbeitsunfähigkeit  verursacht  werden 
oder  nicht . 

Alle  Fänc:  in  denen  ein  durch  nic<:'hani3che  Kraft  iretriebenes,  sich  drehendes 
Gefii.^.'*,  liad,  6chinirpelmd  oder  ein  Ut-rarligcr  Schleif>'lein  birst;  in  denen  ein  Tau, 
eine  Kette  oder  eine  undere  \'orriehtung  zum  lieben  oder  Hinunterlanan  von  Penonen 
oder  Gütern  mittels  mechanischer  Kraft  reisst;  in  denen  Feuer  in  einem  Baum  aus- 
bricht ,  in  dem  PerM>nen  beschäftigt  sind ,  und  eine  vollstfindige  Unterbrechung  der 
darin  verrichteten  gewohnten  Arbeit  von  weniir-tens  21  Stunden  verur-aeht. 

4.  Order,  dated  Deceraber  2  3,  19  0G,  made  by  the  Se- 
cretary  of  State  under  the  Notice  of  Accidents  Act,  1906, 
requiring  the  Beporting  of  certain  classes  of  Dangerotts 
Occnrences  in  Mines  and  Quarries  whether  porsonal  in- 
jnry  i^  or^ii'^^^»>d  or  not.    rStat.  Rules  and  Ord<r-.  T'i'G,  Xo.  9?>-i} 

Erlass  des  Staatssekretärs  anf  Qrtmd  des  Unfallanzeigegesetzes  von 
1006 ')  znr  Einfbrdertmg  der  Bericbterstattung  über  gewisse  Kategorien 

l)  Bull.  Bd.  y  8.  497  Hr.  5. 
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gefährlicher  Vorkommmsse  in  Qruibeu  und  äLeinbrüchen,  einerlei  ob 
dadurob  KScfMKrerletrangeii  ▼ernvBaoht  werden  oder  nioht.  Vom 

22.  Dez.  UJOü. 

Gemäss  Art.  5  Uos  UofalUiueigetteseUee  von  1906  dehne  ich  hiermit  diejeni^ 
VorBchriften  diean  Cteaetee«,  wddbe  w  Anzeige  von  ünfiÜlen  in  Gruben  und  Btnn- 

hri'icben  aii  den  Inspektor  verlangen,  auf  folgende  KÄtepori(^ii  von  Vorkomtnnisaen 
aus,  einerlei  ob  dadurch  Körperverletzungen  oder  Arbeiteunfähigkeit  verursacht  werden 
oder  nicht : 

Alle  1  ulk-  von  Gru4.  oder  ßtaubentKOodung  unter  Tige,  ausgenommen  die  Gw- 

entzüiiduu>rcn  in  Bicherhcitalaropen. 
Alle  Brände  unter  ia^. 

Aile  FäJiß,  in  deoeo  Taue,  Ketten  oder  andere  Yoirichtungen  zum  Uinunter- 
latten  oder  Heben  von  Mensdhea  leiMen. 

Alle  Fälle,  in  denen  FörderkItebQ  übeidieht  werden,  wihiend  Menechen  hinan ter> 
gelassen  oder  ^hoben  werden. 

Alle  FS&,  in  denen  WMier  ans  altoi  fianen  einaMmt. 

6.  Begalations  dated  Jannary  21,  1907,  mada  by  tha 
8ocretary  of  State,  for  the  Manufacture  of  Painta  and 

Oolour«.     -'.'^tat.  Rules  nr,'\   Or.lnr^-.   1907,  Ni^.  -inS.! 

VorschrifLen  des  Staatsaokretars  für  die  Fabrikation  von  färben 
und  AiiHinuhen.    Vom  21.  Januar  1^07. 

Da  die  Fabrikation  von  Farben  und  Anstriciien  kraft  Art.  79 
des  Fabrik-  und  Werkstattengeeetsee  von  1901  ^)  fOr  gefUirlieh  erklärt 

worden  ist, 

erlasse  ich  kraft  der  mir  durch  dieses  Gesetz  übertragenen  Befugnis 
die  folgenden  Vorsokriften  nnd  verfbge  ihre  Anwendung  aiu  alle  FabnkMi 
und  Werkatätten,  in  denen  trockenes  BleiweiBs  oder  Mennige  bei  der 

Fabrikation  von  Farben  nnd  Anstriciien  verwendet  oiler  cln  omsaui'es Bleioxyd 
iu  einem  Siedeproy.ess  liergestellt  Avird,  unter  folgenden  Einschränkungen: 

1)  Die  Vonichriften  finden  keine  Anwendung  auf  Fabriken  und  Werk- 
stätten, in  denen  Farben  und  Anstrioke  nicht  zum  Verkauf,  sondern  aus- 
tdilieaslich  zum  Gebrauch  im  Geschifte  des  Arbeitgebers  fabriziert  werden ; 
oder  auf  Fabriken  und  Werkstätten,  in  dener«  nur  die  Fabrikatinn  von 
Malerfarben  betrieben  wird;  oder  auf  die  Fabrikation  von  Farblacken. 

2)  Vorschrift  3  und  V<»8clirift  8,  soweit  sie  die  Beacbiftigung  von 
Frauen  mit  der  Fabrikatton  von  Bleifarben  verbietet,  finden  keine  Anwen- 
dung  auf  das  Packen  von  Packcben  oder  Fä^^sclien  von  weniger  als 
14  Pfund  Gewicht,  wenn  und  so  lange  der  Oberfabrikinspektor  (Chief  In- 
spector  of  Factoxiesj  nicht  durch  schriftliche  Anzeige  das  entsprechende 
Begehren  stellt 

3)  Die  Vorschriften  4,  5,  6,  11  nnd  12  finden  keine  Anwendung  auf 
Fabriken  tind  Werkstätten,  in  denen  das  Mahlen  von  Bleifarben  weniger 
als  drei  Stunden  pro  Woche  in  Anspruch  nimzat,  wenn  und  so  lange  der 
Oberfabrikinspektor  nicht  durch  scbriftliche  AniMge  daa  entsprecbende 
Begehren  stellt. 

Begriffsbestimmungen. 
Für  die  Zwecke  dieser  Vorschriften  bedeutet: 
Bleifarbe"  trockenes  Bleiweiss  und  Mennige,  sowie  jede  Farbe,  iu 
der  eine  dieser  beiden  Substanzen  vorkommt; 

„Bleiverfahren"  jedes  Verfahren,  bei  welchem  Bleifarbe  gemisdkt, 
aerstossen,  gesiebt,  mit  Oel  verrieben,  oder  sonatwie  behandelt  wiid,  sodaaa 

1)  B.  BuU.  Bd.  I  S.  30. 
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dabei  Staub  entsteht;  o<ler  die  Fabrikation  und  Behandlung  von  durch 
einen  Siedeprozpps  in  der  Fri  VI nUbe  hergestelltem  chromsauren  Bleioxyd. 

Es  ist  Pflicht  des  Arbeitgebers,  Teil  I  dieser  Vorschriften,  Pflicht 
aller  Aibeitnebmer,  Teil  II  dieser  Vorschriften  gut  zu  beachten. 

Teil  I.  Pflichten  des  Arbeitgebers. 

1.  "Bleifarben  dürfen  nur  in  Trichter  oder  Kinnen  mit  kräfri^ron  Saug- 
apparateu  und  Luttabzügen,  die  bo  angebracht  sein  müssen,  dasn  sie  den 
Staab  möglichst  nahe  bei  seinem  l^tstehnngsorte  vom  Arbeiter  wegsaugeu, 
getan  werden. 

2.  Bleiverfahren  dürfen  nur  vor  sich  gehen : 

a)  mit  kräftigen  Saugapparaten  und  Luttabzügen,  die  so  angebracht 
sein  müssen,  dass  sie  den  Staub  oder  Dampf  möglichst  nahe  beim  Lut- 
stehungeorte  wegführen; 

b)  falls  bei  den  Verfahren  Staub  entsteht,  in  einem  Apparat,  der  so 
gut  geschlossen  ist,  dass  das  Entweichen  von  Staub  verhindert  wird. 

Diese  Verordnung  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  das  Eintauchen  und 
Behandeln  von  Bleifarbe  in  Wasser. 

3.  Frauen,  Jugendliche  oder  Kinder  dOrfen  nicht  mit  der  Behandlung 
von  Bleifarbe  be>5chflfri':t  werden. 

4.  Jede  Person,  die  in  einem  Bleiverlahren  oder  an  den  Walzappa- 
raten (roUer  milla)  zum  Verreiben  der  Bleifarben  mit  Oel  (im  folgenden 
Icun  ffWalsapparate"  genannt)  beechftfkigt  ist,  hat  sich  einmal  in  jedem 
Kalendeimonat  an  einem  ihr  vorher  anzuzeigenden  Tage  vom  attestieren- 
den Arzte  des  Distriktes  (Certifying  8ari:;con  of  the  district"  oder  einem 
andern  hierzu  berechtigten  praktischen  Arzte  (im  folgenden  als  „bestallter 
Arat"  [Appointed  Surgeon]  beseiohnet),  wenn  dieser  bq  dem  Zwecke 
vom  Oberfabrikinspektor  mittels  eines  eigenhändig  unterzeichneten  Zerti- 
fikates  unter  den  im  Zertifikat  anf<;efiihrtcn  Bedingungen  bestallt  worden 
ist,  untersuchen  zu  lassen.  Dieser  attestierende  oder  bestallte  Arzt  hat 
die  Vollmacht,  von  der  Beschäftigung  in  einem  Bleiverfahren  oder  an  den 
Walzapparaten  zn  suspendieren. 

5.  Nach  laut  Vorschrift  4  erfolgter  Suspensinn  darf  niemand  ohne 
pehrifrliche,  vom  attestierenden  oder  bestallten  Arzte  ins  Gesundheits« 
regiäter  eingetragene  Erlaubnis  in  einem  Bleiverlahren  oder  an  den  Walz- 
apparaten beschBftigt  werden. 

6.  Es  soll  ein  Gesundheitsregister  geführt  werden,  dessen  Form  vom 
Oberfabrikinf?poktor  zu  genehmigen  ist  und  dns  eine  Liste  sämtlicher  im 
Bleiverfahren  oder  an  den  Walzaitjiaraten  beschäftigter  Personen  enthält. 
Der  attestierende  oder  bestallte  Arzt  hat  darin  Datum  und  Ergebnis 
stf  n«r  ünterauchnng  der  betreffenden  Personen  mit  n&heren  Angaben  Aber 
aüf^lHg  gegebene  Anweisungen  einzutragen. 

Das  Gesnndheitsrecnster  ist  jederzeit  vorr.n weisen,  wenn  dies  von  einem 
Fabrikinspektor  8.  M.  oder  vom  attestierenden  oder  bestallten  Arzte  ver- 
langt wird. 

7.  Fttr  alle  im  Blei  verfahren  oder  an  den  Walzapparaten  beschäftigten 
Personen  .sind  Feberkleiiler  zu  beschaffen  J  diese  sind  jede  Woche  wenigstens 
einmal  zu  waschen  oder  zu  wechseln. 

8.  Der  Arbeitgeber  hat  zum  Gebrauche  für  alle  in  Bleiprozessen  oder 
an  den  Walsapparaten  beschiltigten  Personen  sn  beschaffen  und  in  Stand 
ni  haltsB: 
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a)  eine  Gavdcrobe  oder  sonst  einen  p:eeigne;eu  Platz,  wo  die  be- 
tretenden Personen  ihre  Kleidung  während  der  ArbeiUstuudeu  ablegen 
kdnnen,  sowie  gesonderte,  passende  Emrichtongeo  snr  Aufbewahrung  der 
in  Vorschrift  7  verlangten  Uebarkleider ; 

einen  Speisera^im ,   wenn  nicht  sAmtlicbe  Arbeiter  wAhrend  der 
Essenszeit  die  Fabrik  verlassen. 

9.  Niemand  darf  in  den  Rftumen,  wo  ein  Bleiverfahren  vor  sich  geht, 
Speise  oder  Trank  (vom  Arbeitgeber  beachaffite  nnd  vom  attestierenden 
oder  bestallten  Arzte  zugela:>sene  ^fedikamente  aasgenoinmen)  oder  Tabak 
einschlepj^nn,  atifbewalirfn,  zubereiten  oder  geniessen.  Es  sollen  geei^'neto 
Einrichtungou  zur  Aid'bewahrung  von  Nahrungsmitteln,  die  vom  Personal 
mitgebracht  werden,  beschafft  werden. 

10.  Der  Arljeit;.'eber  hat  zum  Gebrauche  für  sein  in  Bleiverlkhrat 
oder  an  den  Walzai.jiaratcn  beschäftigtes  Personal  einen  Waschra^tm  7ax 
beschaffen  und  in  sauberem  und  gutem  Zustande  zu  halten.  In  diesem 
Waschräume  sollen  vorbanden  sein  entweder: 

a)  wenigstens  ein  Wasehbeeken  fbr  je  fünf  Personen,  das  einen  Ab- 
lauf hat  oder  In  einem  Trofj  mit  Ablauf  steht,  und  das  mit  einer  Kak- 
wasserleitung und  einem  stets  zur  Verfügung  stehenden,  genügenden 
Warmwasservorrai  ausgestattet  ist,  oder 

b)  Tröge  ans  Email  oder  anderem  glatten  wasserdichten  Material  mit 
Ablaufröhren  ohne  Verschluss  und  einer  ständigen  Warm  Wasserleitung. 
Die  L5nü;e  der  Trü<:e  soll  im  Verhältnis  nicht  weni^^er  als  2  Fuss  auf  je  ö 
in  Bieiverfahren  oder  an  den  Walzapparaten  beacLäftigte  Perbonon  betragen. 

Der  Arbeitgeber  hat  in  dem  Waschraum  auch  Seife,  NagelblUsten 
und  einen  genflgenden  Vorrat  an  reinen,  tSglich  frisch  aufgelegte  Hand- 
tttchem  bereitzustellen. 

Teil  IL  Pflichten  der  Arbeitnehmer. 

11.  Alle  in  Blei  verfahren  oder  an  den  Walsapparaten  beschiftigten 

Personen  haben  sich  zur  bestimmten  Zeit  zur  Untersuchung  durch  den 
attestierenden  odf-r  V^estallten  Arzt  auf  (rrurid  von  Vor.^chrift  -1  einznflnJen. 

12.  Nach  einer  laut  Vorschrift  4  erfolgten  öuspension  darf  niemand 
ohne  schriftliche,  vom  attestierenden  oder  bestallten  Arzt  ins  Gesundheits- 
register  eingetragene  Erlaubnis  in  Farbfebriken  oder  -Werkstätten,  auf 
welche  diese  Vorschriften  Anwendung  finden,  in  einem  Bleiverfahren  oder 
an  den  Walzapparaten  beschäftigt  werden. 

13.  Jede  Person,  die  in  einem  Bloiveriahren  oder  an  den  Walzappa- 
raten beschäftigt  ist,  hat  die  in  Vorschrift  7  vorgesehenen  Ueberkleider 
zu  tragen  und  di<  se  T"^eberkleider,  .^<a\  io  allfällig  während  der  Arbeits- 
stunden abgelegte  Kleider  an  den  in  Vorschrift  8  vorgesehenen  Orten 
aufzubewahren. 

Die  Ueberkleider  dürfen  vom  Personal  nicht  aus  Fabrik  oder  Werk- 
statt entfernt  werden. 

14.  Niemand  darf  in  den  Räumen,  wo  ein  Bleivorfahron  vor  sich 
^^eht,  Speise  nnd  Trank  (vom  Arbeitfrebrr  beschaffte  und  vom  Arzt  zrrre- 
lassene  Medikamente  ausgenommen)  oder  Tabak  einschleppen,  aufbewahren, 
zubereiten  oder  gemessen. 

15.  Wer  in  einem  Bleiverfahren  oder  an  den  Walzapparaten  beschäf- 
tigt ist,  hat  sich,  bovnr  er  den  Betrieb  verläset  oder  Nahrung  geniesst, 
sorgfältig  die  Hände  zu  reinigen  und  zu  waschen. 


i 

I 
I 
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16.  Niemand  darf  ohne  Klrlaubnis  des  Inliabers  oder  Leiters  die  Ein- 
richtungpn  nnd  Apjiarate,  die  zur  Beseitigunff  von  Staub,  Dampf  und 
AuädüEtätuxigeu  unu  zur  AusfüliruDg  dieser  Vorbchiiiten  angebracht  worden 
smd,  irgendwie  berflhreiL 

Diese  Vorschriften  treten  am  1.  Febmar  1907  in  Kraft 

6.  Tlie  explosives  in  coal  mines  order  of  the  8th  April 

1907.    'Stat.  fiules  and  Orders,  1907,  No.  256.) 

Eriass  betr.  die  Verwendung  TOn  Siplosivstoilta  in  KoUengraben. 

Vom  b.  April  1;K)7. 

7.  C)  r  d  e  r  o  f  t  h  o  S  e  c  r  e  l  a r y  o  f  St  a t  e ,  d  a  t  e  d  M  a  y  2  2.  1007, 
exteiidiiig  tlie  proviüions  of  the  Workmen's  Compensation 
Act,  1906,  to  oertain  indastrial  diseases.  (Stat.  Bules  and 
Orders,  1907,  Xo.  407.) 

Erlass  des  Staatssekret ars  zur  Ausdehnung  der  Bcstimmiiiigen  des 
Arbeiterentach ftdigungsgesetaes  von  1906  ^)  (Workmen's  Compensation 
Aet»  1006)  auf  gewisse  Berufskrankheiten.   Vom  22.  Mai  1907. 

Da  laut  Art.  8  des  Arbeiterentsch&digungagesetzes  von  1906  ^)  die  Be> 
stiminnTigcn  dieses  Gesetze.'^  in  gewissen  Füllen  und  unter  gewissen  Modifi- 
kationen auf  Arbeiter  angewendet  werden,  die  zu  ihrer  gewohnten  Be- 
schäftigung uniiihig  sind  oder  davon  suspendiert  werden,  weil  sie  sicli 
eine  der  in  der  dritten  Anlage  zu  diesem  besetze  ervilmten  Krankheiten 
sogeiogen  haben; 

und  da  Ziffer  2  des  genannten  Artikels  Ijostimmt,  dass,  wenn  der 
Arbeiter  zur  Zeit  oder  unmittelbar  vor  der  Zeit  der  Erwerbsunfähigkeit 
oder  der  Suspension  in  einem  der  in  Spalte  2  der  dritten  Anlage  zu 
diesem  Gesetze  aufgeführten  Verfahren  beschäftigt  war,  und  die  zugezogene 
Krankheit  die  Krankheit  ist,  die  in  Spalte  1  dieses  Anhanges  der  Be- 
schreibung des  Verfahrens  gegenübersteht,  die  Krankheit,  ausgenommen 
die  anderweitigen  Bestimmungen  dieser  Ziffer,  als  aus  der  Natur  dieser 
Beschäftigung  hervorgegangen  gilt,  wenn  nicht  der  Arbeitgeber  das  Gegen- 
teil beweist; 

nnd  da  Ziffer  H  de.s  genannten  Artikels  den  Staatfpekretär  erma<diflgt, 
Verordnungen  zu  erlassen  zur  Ausdehnung  der  Bestimmungen  dieses  Ar- 
tikels auf  andere  Krankheiten  und  andere  Verfahren  und  auf  Verletzungen, 
die,  ohne  Verletzungen  aus  Unfall  su  sein,  ans  der  Natur  der  in  dem 
Fi  la.-s  auf^ez.'iLIten  Be.'chaftigungen  hervorgehen,  sei  es  ohne  Abftndenmg, 
sei  es  mit  den  Abänderungen,  die  allenfplls  der  Erlass  entlinlt  : 

darum  verfüge  nun  ich,  der  sehr  ehrenwerte  Herbert  Johu  Giadstone, 
einer  von  S.  M.  Hauptstaatssekretaren,  durch  diesen,  auf  Ornnd  der  Ziffer  6 
j«&eB  Artikels  gegebenen  Erlass  hiemit,  dass  die  Bestimmungen  des  Art.  8 
des  Arbeite rent?chadignngf:geHet?:es  innn  auf  die  Krankheiton,  Verletzungen 
nnd  Verfahren,  welche  in  der  ersten  und  zweiten  Spalte  der  Anlage  zu 
diesem  Erlass  bezeichnet  sind,  ausgedehnt  nnd  angewendet  werden,  als 
ob  die  genannten  Krankheiten  und  Verletzungen  in  der  ersten  Spalte 
zur  dritten  Anlage  zu  dem  Gesetze  vorkämen  und  als  ob  die  genannten 
Verfahren  denjenigen  Krankheiten  oder  Verletzungen  in  der  zweiten 
Spalte  jener  Anlage  gegenüberständen ,  welchen  sie  in  der  zweiten 
Spalte  der  Anlage  zu  diesem  Erlass  gegenttberstefaen. 

1}  Ball.  Bd.  V  S.  473  Kr.  4. 
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Anlage. 


Bcflchreibun;;  der  Erankhrit  od«r 


Rr-,c)irrilM! !'<_'  «i»^   1  'r 


1.  Vergiftungen  durch  >iitro-  und  Auiido- 
Denvate  von  Benzol  (Dinitrobenzol, 
Anilin  und  aadere)  oder  derea  Folge- 
kran kbeiten. 

2.  Vergiftungen  durch  Schwefelkohlenstoff 
oder  deren  FolgdotankheitMi. 


3.  Vergiftungen  durch  nitrooe  Dimpfe 
oder  deren  Folgekrankheiten. 

4.  VcigiflDngeD  durch  Nickelkarbonyl 
oder  deren  Folgekrankbeiten. 

5.  Vergiftungcu  durch  Anenik  oder  deren 

Folgekrankheiten. 

6.  Yrrtrifttingcn  durch  Blei  oder  deren 
Fol  gek  ran  Ehoi  tcn . 

7.  Vergiftungen  durch  Gonioma  Kamassi 
iHinkaiüsches  Buchsbaumhols)  Oder 
deren  Folgekrankheiten. 

S,  OhromgeBchwflre  oder  deren  Folge- 
knuikoeiten. 


9.  EkseniAtiiicheHautjfeBcbwüre,  die  durch 
Sttnh,  «duife  oder  iteende  FlSmig- 

keiten  entstehen,  oder  r;,-;i  Irvirr  der 
Schleimhaut  der  Nase  oder  dea  Mundes 
infolge  von  Btaab. 

10.  Epithelkreb« ,  Hautgeächwüre  oder 
Oeeohwüie  der  Hornhaut  des  Auges 
infolge  Yoo  Pedi,  Teer  oder  Xeer- 


Je»ler  rroze»»,  der  die  Verwendung  eines 
Nitro-  oder  Amido-Derivatee  von  Ikuzol 
oder  von  dessen  IViiiiaratpn  oder  Ztt- 
sammeneeUuugcu  mit  sich  bringt. 

Jeder  Prozess,  der  die  Verwendung  von 
SchwciVlkolilenstoft  (»der  von  deeeen  Prä- 
paraten oder  Zufiammenaetsungea  mit 
sich  bringt. 

Jeder  Prozees,  bei  dem  aidi  nltroM  Dämpfe 

entwickeln. 

Jeder  PrOKOBS,  bei  dem  aich  MickeUcarbonjl- 
gas  entwiokett. 

Anfassen  von  Arsenik  oder  von  deeaen 
Präparaten  und  Zusammensetzungen. 

Anfassen  von  Blei  oder  von  dessen  PlÄ- 
paraLeu  und  Zußammen&eUungeii. 

Jeder  Prozess  bei  der  HersteJInng  von 
CiegetiHtänden  aus  (Jonioma  KaOMaei 
(afnkauijHdiem  Buchsbautuhoiz). 

Jeder  Froaees,  der  die  Verwendung  von 
CSiroraeiuie,  doppeldirouiaauiem  Am- 
monium, Kali  oder  N'at  ron  oder  von  deren 
Präparaten  mit  sich  bringt. 


11.  Hodenkrebe  (8cshomaMn£^gerknibe). 

12.  NystagnUDS. 

13.  Dtme. 


14.  Lufulruckkrankfaeit  oder  deren  Folge- 

krankheit*^n. 

15.  Subkutane  ZoUgewebeentzündung  der 
Hand  (ßchl^hand). 

16.  Subkuiniie  Zellgewebeontzündung  ober 
halb  der  KnieMheibe  (Schlagknie  der 

Bergleute). 

17.  Akute  Bursitia  oberhalb  des  Ellbogeuä 
(Sdil^^Ibogm  der  Bef|^te>. 

18.  I-nf/iindiingderSvnovialhantdceHand- 
gelcnks  uoa  der  SebneDschetden. 


Anfassen  oder  Verwendung  von  Pech,  Teer 
oder  TeeKzaeammenaefecungai. 


Schometeinfeger. 

Bergbau. 

Wartung  dnes  pferdcartigen  Tieree,  das  au 
Druae  leidei;  Anfaaaen  des  Aaaes  eine« 
aiddian  Ti€ 


Jeder  Prozees,  der  unter  LufldnuA  TOT 

Ki'ch  geht. 

Bergbau. 
Bergbau. 


Bergbau. 
Bergbau. 
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8.  Tho  Homo  Work  Order  of  23rd  of  May  1907.  (Stat. 
üuies  and  oHr-r^.  UK»?,  Xo.  408.) 

Heimarb eitö er iass.    Vom  '25.  Mai  ]!)07. 

Auf  Gruud  der  Artikel  1Ö7,  108  und  liu  de»  Fabrik-  und  Werk- 
stfttteugesetzes  1901  ^)  (Factory  and  Workshop  Act,  1901}  gebe  ich  hiermit 
folgenden  Erlaas: 

1.  1)  Art.  1"7  (\»tt.  die  Lieten  der  Heimarbeiter)  und  Art.  108 
(betr.  die  Beschäftigung  in  unge^andcn  Räumlichkeiten)  finden  auf  die 
folgenden  Arbeitekategorien  Anwendung: 

Herstelleo,  Beinigen,  Wasehen,  Aendem,  Vencieren,  FertigsteUen  und 
AoBbeeaeni  von  KloidungsstUcken ; 

Herstellen,  Verzieren,  Flicken  und  Fertigatellen  von  Spitsen,  Spitsen- 
vorhängen  und  Netzen ; 

Tischler-,  Schreiner-  und  Tapezieieiaibeiten ; 

Herstellen  von  Alfenidware  (electro-plate) ; 

Herstellea  ron  Feilen ; 

Eniliaaren  von  Fellen; 

Herstellen  von  eisernen  und  stählernen  Ankertauen  und  Ketten; 
Herstellen  Ton  eisernen  und  stfthlernen  Ankern  und  Dreggankern ; 
Herstellen  von   Wagengeschirr,    einscfaUessIidi  Brehringe,  Bange, 
Scbleifen,  Geschimchnallen,  MuUinbohrer,  Haken,  eowie  aller  Arten  von 

Anfügungen ; 

Herstellen  von  bchlüHseni,  Klinken  und  äclilüs.seln; 
Herstellen   und  Ansbessem   von  Begensdbinnen^  Sonnenschirmen 
(sunshades,  parasols)  und  deren  Teilen; 

Herstellen  künstlicher  Blumen: 

Herstellen  von  Netzen,  Drahtnetze  ausgenommen; 

Herstellen  von  Zelten; 

Herstellen  und  Ausbessem  von  Säcken; 

Ueberzierhen  der  Kacket-  und  Tennisballe; 

Herstellen  von  Pai»iei*8äcken ; 

Heratelleu  von  Schachteln  oder  anderen  Behältern  oder  Behäiterteilen, 
die  ganz  oder  teilweise  ans  Papier,  Pappe,  Spänen  oder  ihnlichem  Material 
hergestellt  werdoi; 

Herstellen  von  Bdrsten; 

Erbsenausmachen ; 

Fedemsortieren ; 

Verpacken  (carding,  boxing,  or  packeting)  von  Knöpfen,  Haken  und 
Ofleen,  Nadeln  und  Haarnadeln ; 

Herstellen  von  Spielzeug  aus  Tuch; 

Hersteilen  von  Körben; 

and  alle  damit  anaammenli&ngenden  Arbeiten. 

2)  Art  110  (betr.  des  Verbot  der  Heimarbeit  an  Orten  mit  an- 
steckenden KranUieiten)  findet  auf  die  folgenden  Arbeitskategorien  An- 
wendung : 

Herstellen,  Heinigen,  Waschen,  Aendern,  Verzieren,  Fertigstellen  und 
AnsbeBsem  von  Kleidangaetacken  und  alle  damit  ausammenhttugenden 
Arbeiten  (wie  aie  im  besagten  Artikel  angegeben  sind); 


1)  BdL  Bd.  I  8.  80. 
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Herstellen,  \  et  zieren,  riicken  und  JFertigsteUeu  von  Spitseu,  Spitaen- 
vorhängeu  uud  Netzen; 
Tapeziererarbeiten ; 

Enthaaren  von  Fellen; 

Herstrileii   un  i   Ausbessem    von  RegenBChimen ,  SonnenBchirmen, 
(sunsbades,  parasols;  und  deren  Teilen; 
HoBtelien  kttnstltcher  Binmen; 
Hentellen  von  Neteen,  Drahtaetse  «ugenommen; 

Hersi tollen  von  Zelten: 
Herstellen  und  An«bosseru  von  Siickcn ; 
Ueberziehen  der  Kacket-  uud  Teuuisbiille; 
Herstellen  yon  Papieraftdcen ; 

Herstellen  von  Schachteln  oder  anderen  BehtÜtern  oder  BebUterteileOi 
die  gnn7  oder  teilweise  ans  Papier,  Pappe,  Spftnen  oder  Ähnlichem  Hateiial 

hergestellt  werden; 

Herstellen  von  BfU*sten; 
Erbsenausmachen ; 

Federn pnrtieren  ; 

VerjniLkuii  c  arding,  boxing,  er  packeting)  von  Knöpfen,  Haken  und 
Oesen,  Nadeln  uud  Haarnadeln; 

Herstellen  von  Spielseng  aas  Tnch; 
Herstellen  von  Körben 

and  alle  damit  zn««ammenhRTi*;priiloii  Arbeiten. 

2.  Die  Listen  der  Hexmarboit^r,  welche  gemäss  Art.  107  getiihit 
werden  mflssen,  and  deren  Abschriften  eind  in  der  Art  and  Weise  und 
mit  den  Angaben,  die  in  der  Anlage  geaeigt  sind,  aa  f&hren  and  anau* 
fertigen. 

3.  Dieser  Erlnss  ist  als  Heiuiai  beitserlasä  vom  23.  Mai  1\)01  (Home 
Work  Order  of  the  2'6rd  May  1907)  zu  zitieren. 

4.  Der  Heimarbeitserlass  vom  15.  Aagost  1906^)  ist  hiermit  anf> 
gehoben. 

Anlag  o.    1  leimarboiterlistc. 

FAae  korrekte  Lwts  der  Hdnuurbeitar,  welche  in  lolgsnd«Q  Arbeitakaugimen  be- 

«chäftiirt  sind. 

Horstollen.  Reinigen,  Wasdisn,  A«nd«ni,  Vernereo,  F«rtigBtdlen  und  Aas* 
bessern  vou  Kleidun^tücken ; 

b)  HentdleD,  veizier«i,  Flicken  und  Fertigst«llfln  von  Bpitseoi  SpitieaTorhSogen 

nnd  Netzen : 

c)  Tischler-,  Schreiner-  uud  Tape/iererarbeiten ; 
d^  Horstellen  von  Alfentdware  (eiectro-plate); 

e)  Herstellen  von  Feilen; 

f)  Enthaaren  vou  Fellen; 

g)  Herstellen  von  eisernen  und  8t:*iIiliTiicii  AiikcTiuiicii  und  Ketten; 

h)  Herstellen  von  eisernen  und  Btählenien  Ankern  und  Dr^mnkeru; 

i)  Herstellen  von  ^VagcnKeKehirr,  «inRchlieesltch  Drehrinoe,  Binge,  ächkifisn,  Ge- 

•chiTTHehnallen,  Muilinbolircr,  Haken,  sowie  aüfr  Arten  von  AnfQgnagOi; 
j)  Herstellen  von  8ehlos?ern,  Klinken  uud  Schliwsel; 

k)  Herstellen  und  Ausbessern  von  R^muchirmen,  Sonnsnschiraien  (sonshadest 
peraaob)  und  derai  Teilen: 

1)  Herstenen  kün8tli<aier  Binmen; 
ni)  H<TMtelien  von  Netzen,  Drahtnetae  ausgenommen; 
n)  Ucrätellen  von  Zelten; 

0)  Herstdlen  and  Aosbeasem  von  Säcken; 

1)  BuU.  Bd.  IV  S.  a5l  No.  2. 


Dlgltized  by  Google 


—  141  — 


p>  Uebemehen  der  Backet-  and  Tcniiisbilki 

4;  Herstellen  von  Papierüäcken ; 

r)  Hewtellen  von  Siüiachteln  ader  anderen  Behältern  oder  Beh; LI t erteilen,  die 
od«r  teUweiM  aus  Papter,  Fa^e,  Spüneo  oder  ihnüchau  Matenal  liei|;aBteUt 
wvdea; 

s)  Herstellen  von  Bünten; 
t)  Erbsenausmachen ; 
xk)  Fedemsortieren ; 

V)  Verpacken  (ciiriling^  bozing,  or  paekttiiii^  mo.  Knöpfen,  Bakm  and  0«8cn, 

Nadeln  und  >Iaarna<leln ; 

■SV)  Herstellen  von  Spielzeug  an»  Tuohj 

X)  Herstellen  von  Körben; 

j)  und  alle  damit  xoMunmenli&ngenden  Arbeiten 
vaxxm  in  der  Form  und  mit  den  Angaben,  welche  unten  angegeben  sind,  in  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  oder  an  dem  Ort,  an  dem  die  Arbeit  vergeben  wird,  geführt  werden 
und  moM  der  Inspektion  durch  M.  Inspektoren  und  Beamte  dar  Lokalbchörde  otfen 
stehen;  auch  soll  eine  mit  Unterschrift  und  Datum  versehene  und  bis  zu  dioflcm 
Datum  korrigierte  Abschrift  der  Liste  am  oder  vor  dem  1.  Februar  und  dem  1.  Auguf-t 
jedes  Jahres  der  Lukalbehörde  detf  Bezirks  zugestellt  werden. 

i^unit  eine  solche  Läste  korrekt  ist,  sollte  der  Name  jeder  neu  beschäftigtoi 
PnoB  unvcrzOgUch  eingetragen  und  der  Name  jeder  Peiaon,  denn  Beadiiftiguug  endet, 
nnTenfiglich  gea  trieben  weraoi. 

Phbrik.  Werk^tÄtt  oder  |  Vollstindign  Foatadnme  

Ort,  wo  die         >  Beruf  — ,  

Arbdt  Torgebem  wild   J  Name  dea  JBetriebainbaben   

liste  der  Fereonen, 

welche  von  lai  (b)  direkt  im  Geschäfte  der,  aber  aoaaer- 

hAlb  der,  obengenannten  Fabrik,  Werkstatt  oder  ijteUe  in  den  obengenannten  Arbdta- 

kaftegorien  beaehfiftigt  wecden. 


(a)  Nain«  de*  AvbeltKeben.  (b)  Anfalle,  ob  BetrIeMiihaber  oder  ein  BetrfeWnhaber 

beschäftigter  Z wisch enmeistor. 


1 

Volbtindigs 
Nama 

(1) 

Ob  als  Arbeiter 
(A)  oder  ab 

Zwischenmeister 
(Z)  beschäftigt 

(2) 

Arbeitskategorie 
mit  iiilfe  der 
Buchstaben  des 
obigen  Verzeich- 
maaea  ansngeben 

(3) 

Ort  der  Beschäf- 
tigung, d.  h.  Ort, 
an  dem  die  Ar- 
beit tatsächlich 
veniditet  wiid 

(4) 

Adresse 
(falls  die  Ein- 

tragung  in 
Spalte  4  eine  ge- 
nugende Adresse 
enthalt,  ist  eine 

Eintragung  in 
diese  Spalte  un- 
nötig) 

0.  Order  of  the  Secretary  of  State,  d  ated  May  23,  1  907, 
applyin^r  tlie  provisions  ofsection  11t!  of  tho  Factory  and 
Workshop  Act,  1901,  with  moditicatiouB  to  certaiu  In- 
da stri  es.   (Stat.  Bnles  and  Orders^  1907,  No.  409.) 

Brlass  des  Staatasekretars  zur  Anwendtnig  der  Bestimmungen  des 
§  118  des  Fabrik-  und  Werkstattengesetzes  von  1001 '  (Factory  and 
Workshop  Aot,  1001)  mit  Abändernngen  atif  gewisse  Industrien.  Vom 
23.  Mai  1901. 


1)  BnU.  Bd.  I  8.  80. 
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Auf  Giuii'I  des  Art.  116  des  Fabrik-  und  Werkstflttengesetze^i  ron 
190n)  (Factory  and  Workshop  Act,  1901)  gebe  ich  hiermit  lolgendeD 

Die  BeBtimmungen  des  gensnnteii  Artikels  gelten  mit  den  hierin 
enthaltenen  Abttnderungen  &te  Nicht-Textilfabriken  und  -Werkstätten,  in 
denen  eine  der  in  der  Anlage  an«^effihrt©n  Industrien  betrieben  wird,  für 
Heimarbeiter,  die  in  solchen  Indiiätiien  beächJlftigt  werden  and  für  Be- 
tiiebsinhaber  und  Zwisehmuneifiter  (contractor),  von  denen  solche  Heim- 
arbeiter beschftftigt  werden. 

Der  ^oriaiiiite  Artikel  wird  auf  folgenden  Wortlaut  abgetUuJcrt : 
Lj  Damit  jeder  Arbeiter,  der  nach  dem  Stück  bezahlt  wird,  die  ganze 
Lohnsumuie,  die  ihm  lur  seine  Arbeil  zu  bezahlen  ist,  ausrechnen  kann, 
soll  der  Betriebsinhaber  oder  Zwischenmeister  (contractor)  veranhissen, 
dass  Angaben  Uber  die  Lohnsätze,  nach  denen  die  auszuführende  Arbeit 
bezahlt  wird,  und  An<];aben  über  die  Arbeit,  auf  welche  diese  Lohnsätze 
Anwendung  finden,  foigendermasseu  bekannt  gemacht  werden ;  nämlich : 

a)  Er  soll  jedem  Arbeiter  Angaben  ttber  die  Lohnsätze,  nach  denen 
die  auBzoftihrende  Arbeit  bezahlt  wird,  machen,  indem  er 

I.  entweder  ihm  diese  Angaben  schriftlich  beim  Vergeben  der  Arbeit 
übergibt ;  oder 

U.  falls  Personen  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt  werden, 
diese  Angaben  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  mittels  eines  Plakates  ans- 

hängt,  weh  heg  nichts  anderes  als  die  Lohnsätze,  nach  denen  die  auszu- 
führende Arbeit  bezahlt  wird,  oiitliiilt,  niid  dieRes  Plakat  an  einem  Orte 
anbringt,  wo  es  von  den  Arbeitern  loichi  gelesen  werden  kann. 

b)  Diejenigen  Angaben  über  die  zn  vergebende,  von  jedem  Arbeiter 
anezuführende  Arbeit,  welche  die  dem  Arbeiter  zu  bezahlende  Lohnsumme 
botreifen,  sollen  diesem  Arbeiter  gleichzeitig  mit  dem  Vergeben  der  Arbeit 
übergeben  werden. 

c)  Weder  die  Angaben  über  die  Lohnsätze  noch  die  über  die  Arbeit 
dürfen  mittels  Zeidien  (symbols)  gemacht  werden. 

2)  Befolgt  der  Betriebsinhaber  oder  der  Zwischenmeister  die  Be- 
stimmungen dieses  Artikels  nicht,  so  vcrf^lllt  er  f(ir  jede  TTebertietung 
einer  (ieldstrafe  bis  zu  10  £,  und  im  Wiederholungsfälle  binnen  2  Jahren 
von  der  letzten  üeberfUhrnng  dieser  TJebertretung  an  einer  Geldstrafe  von 
wenigstens  1  £. 

3)  Wenn  jemand,  der  als  Arbeiter  in  einer  der  in  der  Anla^'-e  n,nfz;e- 
fühi'ten  Industrien  bescliiif ti^^t  ist  und  solche  Angaben  erhallen  hat  seien 
diese  ihm  dii-ekt  oder  einem  Mitarbeiter  mitgeteilt  worden),  diese  Angaben 
mitteilt  in  der  Absicht,  ein  Geschftftsgeheimnis  tn  verletzen,  so  verfUlt  er 
einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £. 

4)  Wenn  jemand,  in  der  Absii  lit,  ein  GeschäftRixeheimni.«?  in  Krfahmnjr 
zu  bringen  oder  zu  verletzen,  einen  derart  beschäftigten  Arbeiter  aul- 
fordert oder  veranlasst,  solche  Angaben  mitzuteilen,  oder  zn  diesem  Zwecke 
jemanden  bezahlt  oder  entlohnt  oder  veranlasst,  dass  jemand  für  die  Mit- 
teilung solcher  Angaben  besahlt  oder  entlohnt  wird,  so  verfallt  er  einer 
GoldHtrafe  bis  zu  10  £. 

in  diesem  hlrlass  bedeutet  der  Ausdruck  „Heimarbeiter"  (out-worker) 
jede  Person,  die  in  den  Gesch&ften  einer  Falnik  oder  Werkstatt  aoseer- 

1)  BulL  Bd.  I  8.  30. 
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halb  d«r  Fabrik  od«r  Werkstatt  beschäftigt  wird  (geschehe  diee  mmiittel' 

bar  durch  den  Betriebsinhaber  oder  durch  einen  vom  BetricbBinhaber  be- 
schäftigten Zwischenmeister),  smvie  jeHe  Pfrson,  Hie  vom  Inhaber  eines 
Ortes,  von  dem  aus  Arbeit  vergeben  wird,  oder  von  dessen  Zwischeumeister 
beecbiftigt  wird. 

Dieser  Erlass  tritt  am  1.  August  1907  in  Kraft. 
Anlage. 

H erstellen  von  titiefeln  und  Schuhen:  Herstellen  und  Beparatur  von  EeiKea-  und 
SonnenschinDcn  (»unshadee,  paraBoli)imd  oerm Teilen;  Hentellcn  kfiiutlicherBItiinen ; 

Schneiden  von  Rarohcnt.  IIcrstHlon  von  7  hm  'in  l  Wflfrrndwken  ''tcnts);  Hrrstollon 
und  Au»be«ik'rii  vdufcäc'kea;  lierHtelleu  vnn  iati  iiud  Zwirn;  Uebcrzi^'hen  der  lütcket- 
und  Tennißbälle;  Herstellen  von  Papierbäcken ;  HerHtellen  von  Sohachtein  oder  anderen 
Behältern  oder  Behälterteilen,  die  ganz  oder  teilweise  au«  I*apier,  Pappe,  Spänen  oder 
Ähnlichem  Material  hergestellt  werden :  Herstellen  von  Bürsten  ;Kdief8tenipeln :  Magazin- 
arbi'itfn  V'oi  der  H»rstolliui^'  von  Nahrungsmitteln,  Drogen,  l'iirtuuis.  W  ie  li-o  oder 
anderen  Putzmittdo  fiirötiefei  und  Schuhe,  Stärke,  Bläue.  Soda  oder  Seile;  und  alle 
damit  zosammenhfinge&den  Arbeiten. 

10.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  May  23, 
1907,  applying  the  provisions  of  section  116  of  tbe  Fae- 
tory  and  Workshop  Act,  190  1,  with  modificatious,  to 
certain  indnstries.    t'Stat.  Kn^es  and  Ovlor--,  19fi7.  Nn.  410.1 

£rla88  des  Staatssekretärs  zur  Anwendung  der  Bestimmungen  des 
§  116  des  Mirik-  und  We^tftttengosotMS  Yon  1801^)  (Flsotory  and 
Workshop  Act»  lllOl)  mit  AbSndenuagon  auf  gewiase  Indnatiian.  Vom 
23.  Mai  U.HiT. 

[Diesor  EriaisS  lautet  gleich  wie  der  oben  abgedruckte  Erlass  Xo.  409 
vom  23.  Mai  1907;  nur  ist  dem  Absatz  1  b)  ein  Satz  beigefügt,  so  das» 
dieser  Absats  1  b)  lautet:] 

1)  b)  Diejenigen  Angaben  über  die  sn  veigebende,  von  jedem  Arbeiter 
anfznf^lhrendo  Arbeit,  weldie  die  dem  Arbeiter  Tin  bezahlende  Lohnsuuimo 
betreÜen,  sollen  diesem  Arbeiter  gleichzeitig  mit  dem  Vergeben  der  Aibeit 
-flibargeben  werden ;  jedoch  dürfen  solche  Angaben  in  P&llen,  bei  denen  sie 
der  Natur  der  Arbeit  gemäss  erst  nacli  deren  Beendigung  feststellbar 
sind,  nach  Beendigong  der  Arbeit  schriftlich  übergeben  werden. 

Herstellen  von  Netzen,  Drahtnetze  angenommen;  Erbsenauamachen ;  und  aUe 
damit  CTSsmmenhingendgn  Arbeiten. 

11.  The  Workmen*B  Gompeusation  Rnles,  1907,  dated 
the  first  day  of  June  1907.    (Stat.  Bules  and  Orders,  1907, 

Ko.  U.) 

Arbeitereatschodigungsvorschriften,  1907 Vom  1.  Juni  1907. 

12.  R  e  i,'  u  1  a  t  i  o  n  .  d  a  t  o  d  T  ii  n  e  2  1  ,  1  9  0  7 ,  m  a  d  e  b  y  t  h  o  S  e  c  r  e- 
tary  of  State  and  the  Treasury  as  to  the  duties  and  fees 
of  Certifying  and  othar  Surgeons,  and  as  to  references  to, 
and  remnnoration  and  ezpenses  of,  Medicnl  Referees,  in 
England  and  Wales,  under  section  8  of  the  Act,  (Stat.  Buleu 
and  Ordf^rs,  1907,  No.  484/ 

Vorsohriften  des  Staatssekretärs  und  des  Schatzamts  über 
Pfllohten  und  Oebülimi  der  Amts-  und  aomitigeii  Aeiste  und  Uber  die 

1)  Boll  Bd.  1  8.  80  ff. 

8}        dw  ArtwtowwtttdiifflgnagUMwt«  ron  1900  in  Bell.  Bd.  V  &  478  Kr.  4. 
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AnruAuig,  BntMiUdigang  und  Aiid«g«ii  lisüioliM  fkflii€>diniimer  in 
England  und  Wales  anf  Grand  des  Art.  8  des  Qeaetns*).  Vom 

21.  Juni  1907. 

18.  Begulations,  datncl  Jane  24^  1907,  made  by  the 
Sccretarv  of  .State  a  n  J  t  Ii  e  T  r  e  a  s  ii  ry  as  to  the  duties  and 
r  e  m  u  n  e  r  a  t  i  n  n  o  f  M  e  d  i  c  a  1  1{  e  t'  o  r  e  e  s  in  England  and  W"  a  1  e  s 
undor  tiie  pruviHiuuti  oi  tlie  firt^t  aud  »ecoud  ücliedules  to 
the  Workmen's  Oompensation  Act,  1906.  (Stet.  Rnles  and 
Orders,  1907,No.  487.) 

Vorschriften  des  Stantssokretärs  tmd  des  Schatzamts  über 
Pflichten  and  Entschädigung  ärztlicher  Sohiedsmänner  in  England  und 
Wales  gemSsa  den  Bestimmungen  des  enten  mul  sweiten  Anhangs 
nom  ArbetterentsrthMfgnngiigeeeti  von  1906^.   Vom  84.  Juni  1907. 

14.  Hegulations,  dated  June  25,  1907,  made  by  the 
Secretary  of  State  and  the  Treasnry  aa  to  the  dntiea  and 
feea  of  Gertifying  and  other Surgeons ,  and  as  to  referenoes 
to,  and  rein  tiner ation  aud  expenses  of,  Medical  Referees, 
in  Seotland,  under  section  8  of  the  Act  (iStat.  Bulos  aud 
Ordert*,  1Ü07,  No.  486/S.  19.) 

VonHdutifcen  des  BtaatssekretSm  nnd  des  Botastsamta  Aber 
Pflidtiten  und  Gebühren  von  Amts-  und  sonstigen  Aersten  und  über 
Anruftmi^.  Entsohadigtmg  und  Auslagen  ärztlicher  Schiedsmänner  in 
flehottland  auf  Qnmd  des  Art,  8  des  Q^setses').    Vom  26.  Juni  1907. 

15.  Regula tions,  dated  June  27,  19  07,  made  by  the 
S  e  c  r  0 1  a  r  3'  o  f  S  r  a  t  o  and  f  h  e  T  r  e  a  s  n  r  \-  a  s  t  o  t  h  e  d  n  t  i  e  9  and 
reinunera  iiou  ol  Medical  Referees  in  Seotland  under  the 
provisioDS  of  the  firat  and  aeeond  aohedulea  to  the  Work- 
men's Componeation  Act,  1906.  (Stat.  Bulea  and  OrderSf  1907, 
No.  495/S.  20.1 

Vorschriften  des  Staat<^^ekretär8  nnd  des  Sohatsamts  über 
Fflioihten  nnd  Bntaoh&digung  ärztUcher  Schiedsmänner  in  Schottland 
gemäss  den  Beatlmmnngen  des  ersten  und  zweiten  Anhange  com  Aj> 
beiterentsohSdlgongagesete  Ton  19061).   Vom  27.  Jnni  1907. 

16.  Regiilations  of  the  Secretary  of  State,  dated  Jane 

28,  1907,  aa  to  examinations  of  a  Workman  by  a  Medical 
Praefitionerprovided  and  paid  by  theEmjiloyor  undor  tlic 
provisions  of  the  first  schedule  to  the  Workmen 's  Oompen- 
sation Act,  190  6.    (Stat.  Rules  and  Orders,  1907,  No.  505.) 

Vorscihxiften  des  StaatssekretSis  fOr  die  Unteranohnnff  eines  Ar- 
beiters durch  einen  vom  Arbeitgeber  bestellten  nnd  bezahlten  pRSki- 
tisohen  Axzt  gemäss  den  Bestimmongen  des  ersten  Anhängig  som 
Aibeiterentschädigungsgeseta  von  1906^).    Vom  28.  Juni  1907. 

17.  Tl  egu  la  t  i  on  s ,  dated  June  29,  1907,  made  by  the 
.Secretary  ofHtatP  and  theTreasury  as  tothedntiesand 
fees  of  Certiiyinjj  and  other  Surgeons,  and  as  to  reierencos 


1)  Tgl.  dM  ArbctterantwliidigangifeMtB  von  1906  im  BnlL  Bd.  Y  8.  473  Kr.  4. 
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to,  and  remnn«ratioii  and  ezpenses  of,  Hadioal  Beferees 
ander  sectiou  8  of  tha  Act,  in  Iraland.  (Stat.  Bole« and  Orden, 

1907,  No.  514.) 

Vorsohnften  des  Staatasekretärs  und  des  Scliataamta  über  Ffliohteii 
and  QebtUireik  von  Amts-  nnd  sonstigen  Aenrt«n  and  Aber  Anniftuig, 
■ntaet^idigang  und  Auslagen  ärztlicher  Sohiedsmanner  In  Kiand  «of 
Orond  de«  Art.  8  dM  GaMtMS  %   Vom  29.  Juni  1907. 

18.  Begulationa,  dated  Jane  29,  1907,  made  hj  the 

Secretary  of  State  and  theTreasnrv  astotheduties  and 
remuueration  of  Medical  Referees  in  Treland  under  the 
provisioüs  of  tlie  first  and  äecoud  schedules  to  the  Work- 
men's  Compensation  Act,  1906.  (Stat.  Bulea  and  Orders,  1907, 
No.  515.) 

Vorschriften  des  Staatssekretärs  und  des  Schatzamts  über  Pflichten 
und  Entschädigung  äcstlicher  Schiedsmänner  in  Irland  gemäss  den 
Beetimxnimgen,  des  exaten  und  aweiten  AwiiMg»  dea  Arbattwentaohft- 
digongflgeeetaea  toü  1806 1).   Vom  29.  Juni  1907. 

19.  Begalationa,  dated  July  1,  1907,  made  by  the  Chief 
Regiatrar   of  Friendly  Societies   under    the  Workmen's 

Compp    s  n  t :  r,  n  Act.   19<tH.     'Strit.  Hiilos  and  OrrJer^,  H>07,  N-:.  'no.) 

Vorschnfton  des  Hilfskassenoberregiatriitors  aul"  Grund  des  At- 
beiterentßcliädiguiiiisgoaetiies  von  19üü  ).    Vom  1.  Juli  19()7. 

20.  An  Act  t  0  r  e p  e a  1  s e  c  t i  o  u  f  i  f  t y  - s e  v e n  o  f  the  F  a c  t  o  r  y 
and  Workshop  Act,  1901,  and  part  ofHectiou  »eveu  of  the 
Goal  Hines  Begulation  Act,  1887,  relating  to  theEmploy- 
jnentof  Women  an.^  Ghildren.   0th  Au^^ust  1907.  (7  Edw.  7,  Cli.lO.) 

Gesetz  sur  Aufhebung  dea  Art.  57  des  Fabrik-  und  Workstätton- 
gesetzes  von  1901  und  eines  Teiles  des  Art.  7  des  Kohlengruben- 
H^elungsgesetMa  ▼on  1867  betr.  dfo  BeMbUttgung  der  Stenern  nnd 
Kinder.    Vom  9.  Au^mst  1907.   Kap.  10. 

1.  Art.  57  des  Fabrik  und  Werkstftttengesetzns  von  1901*)  'der  die 
ßescbättiguug  von  Frauen  m  Flachsschwingercion  betriflFt)  und  im  Abs.  5) 
des  Art.  7  des  Kohlengruben-liegelungdgetzea  von  1887  (der  die  Be- 
adkiftigung  von  Frauen  nnd  Kindern  Aber  Tage  betrifit)  die  Worte  „Die 
Zeit  zwischen  dem  Ende  der  Beschäftigung  am  Freitage  und  dem  Be- 
ginne der  Beschsftiigung  am  daranffolgeiuien  Samstage  muss  wenigstens 
acht  Stunden  betragen,  und  in  allen  anderen  Fällen"  sind  hiemit  auf- 
gehoben. 

2.  Dieses  G^eaett  kann  als  Frauenbesch  äftigongegeaeta  von  1907 
<£mplo)rment  of  Women  Act,  1907)  zitiert  werden. 

21.  An  Act  to  amend  the  Factory  and  Workshop  Act, 
190  1,  with  respeot  tn  Laundries,  and  to  extend  that  Act 
to  certaiu  Institutions  and  to  provide  for  the  inspection 
of  certain  premi^eö.    28tli  August  1907.    (7  Edw.  7,  Gh.  89.) 

GeMti  mr  Abiadenmg  des  WOaSk-  nnd  WeikatittengesetMa  von 
1801     In  Besag  anf  Wladheveten  nnd  mr  Anadebnnng  dieaaa  Qoaotioa 

1)  Yfi.  das  ArbeiterentoolMdürangsgesetz  vou  190ü  im  Bull.  Bd.  V  S.  473  No.  4. 

2)  BolL  Bd.  I  8.  80. 

ArbtitaKiHtt.  10 
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auf  gewisse  Anstalten  und  zur  TWnfRiirq^        Inspektion  gflfwlSMr 

Oebäulichkeiten.    Vom  28.  Au^t  1907. 

Wäschereien. 

1.  Das  Fabrik-  und  Werkst ättengesetz  von  1901^)  (welches  im  folgenden 
in  «einer  dnrch  spfttere  geaetsgeberiiohe  X^lasse  mit  EinschliuBB  Torllegen» 

den  Gesetzes  abgeftnderten  "Form  als  Hanptgesetz  bezeichnet  wird),  findet 
gemäss  ilei»  Bestimmungen  vorliegenden  Gesetzes  auf  Wäschereien  An- 
wenduiifT,  wie  wenn  am  Schlnss  des  Teiles  II  der  G.  Aiilan;e  zu  jriiem 
Get^etz,  in  welcher  die  Xichttextilfabriken  und  -Werkstätten  aul'gei'iihi't 
worden,  folgiender  Abeats  beigefügt  wAre: 

„(29)  Wäschereien,  die  gewerbsmässig  oder  /.um  Zwecke  dee  Oewinnes 
oder  als  Nebenbetrieb  eines  anderen  Geschäftes  oder  im  Zuaammrabang 
mit  den  Zwecken  einer  öü'entlichen  Anstalt  betrieben  werden.'* 

2.  1)  In.  Wlsdiereien,  mit  Ananahnie  solcher,  die  als  Kebenbetriebe 
eines  GeschSftes  in  Gebänlichkeiten  betrieben  werden,  welche,  abgesehen 
von  Bestimmungen  dieses  Oesetees,  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  sind,  gelten 
folgende  Vorschriften : 

a)  Die  Beschäftigung  von  Frauen  darf  an  8  beliebigen  Tagen  der 
Woebe,  ausser  Samstags,  um  6  übr  firfib  beginnen  und  um  7  Übr  abends 
enden,  oder  um  7  ühr  früh  beginnen  und  um  8  Uhr  abends  enden,  oder 
um  8  TThr  früh  beginnen  und  um  9  TTir  abends  enden ; 

jedoch  ist  an  anderen  Wochentagen  eine  entsprechende  Reduktion  in 
dor  Beeebftftigungsdauer  Yorxnnebmen,  so  dass  die  Oesamtstondenzabl  der 
Beedi&ftigungsdauer  von  Frauen  mit  Einschluss  der  Zeit  ftlr  Hahlzeits- 
paiieen  nicht  mehr  als  68  in  der  Woche  beträgt. 

b;  Falls  der  Inhaber  einer  Wäscherei  dies  vorzieht,  huden  folgende 
Bestimmungen  an  Stelle  der  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes 
auf  die  Wäschereien  Anwendung: 

Die  Beschäftigung  von  Frauen  darf  an  höchstens  4  Tagen  in  der  Woche, 
ausser  f^amstags,  nnd  an  h?5chstens  60  Tagen  im  Kalenderjahr  nm  G  Uhr  frflh 
beginnen  und  um  7  Uhr  abends  enden,  oder  um  7  Uhr  früh  beginnen  und  um 
8  ühr  abends  enden,  oder  um  8TJbr  früh  beginnen  und  um  9  Ubr  abends  enden. 

c)  Für  verschiedene  Tage  der  Woche  darf  eine  versdiiedMie  Be- 
schftftigungsdaner  bestimmt  werden. 

2)  Die  vorhergehenden  Vorschriften  dieses  Artikels  gelten  als  be- 
sondere Ausnahmen  im  Sinne  des  Art.  60  des  Hauptgesetzes;  doch  hat 
der  Inhaber  einer  Wäscherei  kein  Recht,  öfters  als  einmal  im  Jahre  vom 
Beschäftignnizssystem  nacli  Absatz  a)  zum  Beselin ftif::nnf:ssystem  nach  Ab- 
satz bl  odtT  UMif^ckchrt  iU/orzugoliOii.  Der  nach  Zilfor  4  de^  ^^'nannten^ 
derart  Anwendung  tindenden  Art.  60  erforderliche  i^intrag  in  das  vor- 
geschriebene Raster  ist,  falls  es  sieh  um  üeberseitbeechftftigung  im 
Sinne  des  Absatees  b)  bandelt,  vor  Beginn  der  Ueberzeitbeschäftigung  an 
jedem  TafTP  vorznnehnien ,  an  dem  eine  solche  UeberzeitbeschHftiOTn«2;  in 
Aussicht  genommen  ist,  und  bei  der  Berechnung  der  CO  Tage  ttir  die 
Zwecke  des  Absatzes  b)  ist  jeder  Tag,  an  dem  eine  Frau  Aber  dUe  Arbeita* 
seit  hinaus  beschäftigt  worden  ist,  in  Bechnung  zu  ziehen. 

.Ti  Unter  den  vnrrrpnannten  Einschrfmkiin^^en  finden  die  Bestimmungen 
des  Hauptgesetzeä  botreffend  die  Beschäi'tigungsdauer  Anwendung  auf 
Wäschereien. 

1)  B«U.  Bd.  I  B.  30. 
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3.    Iq  jeder  W&schorei 

a)  ist,  wenn  mechaniscLe  Kraft  benutzt  wird,  ein  Ventilator  oder 
eine  andere  sweckentsprechende  Vorrichtung  beliuiä  Regulierung  der 
Temperatur  in  jedem  FlAttraam  und  behuüa  Abführung  des  Dampteä  in 
jedem  Waschhaose  ra  beoohaffen,  sn  unterhalten  und  su  benfltaen; 

b)  sind  alle  Oeten  /ujii  Erhitzen  der  Pl&tteisen  gehörig  von  jedem 
Pl&ttraum  oder  Pliltttisch  gesondert  zn  halten  und  dürfen  Gasdteu,  die 
irgendwie  schädliche  Düuate  au»8trömea,  nicht  benützt  werden; 

c)  sind  die  FuasbGdea  in  gutem  Zustande  sn  erhalten  und  derart  mit 
Abzügen  zu  versehen,  dass  das  Wasser  ungehindert  abfliessen  kann. 

Eine  Wascherei,  in  welcher  diesen  Bestimmiin£ren  ■7;inviderg:ehandelt 
wird,  i»t  als  eine  nicht  im  Einklang  mit  dem  Hauptgosetze  betriebene 
Fabrik  oder  Weikstatt  an  erachten. 

Ziffer  2  dee  Art  114  des  Hauptgesetzes  (weleher  bestimmt,  dass 
gewisse  Eaaswerkst&tten  nicht  al»  Werkstätten  im  Sinne  jenes  Gesetses 
gelten  sollen)  findet  auf  Wäschereien  Anwendung,  wie  wenn  an  Stelle 
der  Wörter  „das  Aendem,  Ausbessern,  Verzieren  oder  Fertigstellen  von 
Gegenständwi"  die  Wörter  stünden:  „das  Aendem,  Ausbessern,  Verzieren, 

Waschen,  Reinigen  oder  Fertigstellen  von  Gegenstanden**. 

* 

Anstalten. 

« 

5.  1)  Wenn  in  Oebftnlichkeiten,  die  zu  einer  zu  urohltfttigen  oder 
ßesseinmgszwecksn  betriebenen  Anstalt  gehören  und  nicht  der  Inspektion 

durch  ein  Re<xieningi^departement  oder  der  Inspektion  unter  der  Aufsi(ht 
eines  Regierun^j«departcmonts  unterstehen,  Handarbeit  verrirhtet  wird  bei 
oder  in  Verbindung  mit  dem  Ilerätelleu,  Aeuderu,  Ausbesiseru,  Verziureu, 
Fertigstellen,  Wasdien,  Reinigen  oder  Verkauisbereitmachra  von  Gegen» 
fft&nden,  die  nicht  zum  Gebrauch  der  Anstalt  bestimmt  sind,  so  finden  die 
Bestimmungen  des  Hauptgesetzes  Vinter  den  in  den  Bestimmnn«2:en  vor- 
li^enden  Gesetzes  gegebenen  Einschränkungen  Anwendung'  ani  diese  Qe- 
b&ulidikeiten,  auch  wenn  die  darin  yerrichtete  Arbeit  nicht  gewerbsmässig 
oder  zum  Zwecke  des  Gewinnes  verrichtet  wird  oder  die  darin  arbeitttiden 
Personen  nicht  auf  Grund  eines  Dienst-  oder  Lehrv^crtragcj?  arbeiten. 

2)  Wenn  in  einer  Anstalt,  lür  welche  dieser  Artikel  gilt,  die  Personen, 
welche  die  Anstalt  leiten  (im  folgenden  als  Leiter  [managers]  bezeichnet), 
dem  Staatssekretftr  zur  Genflge  nachweisen,  dass  darin  einzig  Personen 
arbeiten,  welche  Insassen  der  Anstalt  sind  und  von  ihr  erhalten  werden, 
oder  welche  mit  der  Reanfsichtigung  der  Arbeit  oder  der  BedienunL'  von 
Maschinen  betraut  sind,  und  dass  die  genannte  Arbeit  in  gutem  Glauben 
zum  Zwecke  des  Unterhalts,  der  Eraiehnng,  der  Schulung  oder  der 
Besserung  der  dazu  vorwendeten  Personen  yerrichtet  wird,  so  kann  -der 
Staatssekretär  mittels  Erlasses  verfügen,  dass.  solange  der  Erlass  in  Kraft 
steht,  das  Hauptgesetz  auf  die  Anstalt  unter  folgenden  Modifikationen 
Anwendung  finde: 

a)  Die  Lnter  kOnnen  dem  Staatssekretär  einen  Plan  zur  Regelung 
der  Beschäftigungsdauer,  der  Pausen  ffir  die  ^Nfalilzeiten  und  der  Freitage 
der  Arbeiter,  sowie  der  Erziehung'  der  Kinder  zur  Genehniigunir  unter- 
breiten. Wenn  der  Staatssekretär  findet,  dass  die  Bestimmungen  des 
Planes  nicht  weniger  günstig  sind  als  die  entsprechenden  Bestimmungen 
lies  Hauptgesetzes,  so  kann  er  den  Fl<.n  genehniigen.  Nach  der  Geneh- 
joigang  des  Planes  findet,  bis  die  Genehmigung  aufgehoben  wird,  das 

10^ 
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Haiii'ttrp'jpf 7  Anwendung,  wie  wenn  die  Bestimmungen  des  Planes  an  Stelle 
dei  eutöpieciiendeu  Beätimuiungen  des  Hauptgesetases  getreten  w&ren ;  wenn 
ein  PlttEL  derftrt  genehmigt  worden  ist,  so  ist  er  beftrderliohst  beiden 
H&nsern  des  Parliuiients  vorzulegen.  Wenn  eines  der  SMiser  binn  i  ier 
nächsten  40  Ts-::«  nach  der  Vorlegung  des  Planes  vor  das  betreffende 
Haus  die  Annullieruag  des  Pianos  beschliesst,  so  soll  vom  Tage  dieses  Be 
Schlüsse»  ab  dieser  Plan  keine  Gültigkeit  haben,  ohne  dass  damit  der 
Rechtskraft  irgend  einer  auf  Grand  desselben  in  der  Zwisehenssit  Torge- 
nommenen  Hendlung  oder  der  AnssrbMtiing  eines  nenen  Planes  prljadinert 
sein  »oll. 

b)  Etwaige  Anstalts&raite  können  auf  Ersuchen  der  Leiter  vom  Haupt- 
fshrikinspektor  sn  sttestierenden  Aersten  (eertifying  surgeon)  d«r  Anstalt 
bestellt  werden. 

c)  Die  Bestimmungen  des  Art.  128  des  Hau])tgesetzes  betreffend  den 
Anschlag  eines  Aaszuges  aus  dem  Hauptgesetz  und  von  Anzeigen  linden 
kerne  Auweudung;  jedoch  sollen  unter  den  Angaben,  deren  Auütiihrung 
im  allgemeinen  Bester  erfordert  wird,  die  ▼orgseohriebenen  Angaben 
des  Planes  eingeschlossen  sein,  oder  wo  kein  solcher  Plan  in  Kraft 
steht,  die  vorgeschriebenen  Angaben  tiber  Beschftftigungsdaner,  Pausen 
für  Mahlzeiten  und  Freitage,  sowie  Erziehung  von. Kindern,  und  andere 
im  Hauptgesetae  behandelte  Ponkte. 

d)  Wenn  es  sich  nm  GMAnlichkeiten  handelt,  die  zu  einer  Anstalt 
gehören,  welche  zu  Besserungszwecken  betrieben  vird  so  darf,  wenn  die 
Leiter  der  Anstalt  dem  Oberfabrikinspektor  davon  Anzeige  machen,  kein 
Inspektor  ohne  Einwilligung  der  Leiter  oder  der  der  Anstalt  unter  Auf- 
sieht der  Leiter  vontebenden  Pers<m  Anstaltsinssssen  ontersnchen,  ausser 
im  Beisein  eines  der  Leiter  oder  der  genannten  Person. 

Indessen  kann  der  Staatssekretär,  wenn  er  findet,  es  sei  Grund  zur 
Annahme  vorhanden,  dass  eine  Zuwiderhandlung  gegen  das  Hauptgesetz 
in  einer  solchen  Anstalt  stattfindet,  die  Wirkung  dieser  Bestimmiing  in 
Besag  auf  die  betreffende  Anstalt  in  dem  Umfange  anfheboi,  als  er  fbr 
nötig  erachtet. 

e)  Die  Leiter  haben  jedes  Jahr,  spätestens  am  15.  Januar,  dem 
Staatssekretär  einen  genauen  Bericht  in  der  vorgeschriebenen  Form  ein- 
snreiehen,  in  weldiem  die  Namen  der  Leiter  und  der  Name  der  allfUlig 
der  Anstalt  anter  der  Aufsicht  der  Leiter  vorstehenden  Person  enthalten 
sind,  sowie  die  vom  Staatssekretär  verlangten  Angaben  über  Zahl,  Alter, 
Geschlecht  und  Beschäftigung  der  Insassen  oder  anderer  Personen,  die 
mit  der  iu  der  Anstalt  betriebenen  Arbeit  bebchättigt  werden.  Wenn  ein 
Erfordernis  dieses  Absatses  nicht  erftaUt  wird,  so  Terfidlen  die  Leiter 
einer  Geldstrale  bis  in  6  £. 

Nachtrag. 

6.  Wenn  in  Gebäulichkeiten,  die  der  Inspektion  durch  ein  Begierungs» 

departeraent  oder  der  Insj>ekrion  unter  der  Aufsicht  eines  Regierungs- 
departements unterstehen,  üaiidarbelt  zu  anderen  als  zu  Unterrichtsz wecken 
bei  oder  iu  Verbindung  mit  dem  Herstelleu,  Aeudero,  Ausbessern,  Verzieren, 
Fertigstellen,  Waschen,  Beinigen  oder  Verkao&bereitmadien  von  (Hgan« 
ständen  verrichtet  wird,  und  ^e  Gebäulichkeiten  keine  Fabrik  oder  Werk- 
statt bilden,  weil  die  darin  verrichtete  Arbeit  nicht  gewerbsmässig  und  nicht 
zum  Zwecke  des  Gewinnes  verrichtet  wird  oder  weil  die  mit  der  Arbeit 
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b^haftlgten  Fertonen  nicht  auf  Grund  eines  Dienet-  oder  Lehi^^ei-trages 

arbeiten,  so  kann  der  Staatssekretär  mit  dem  D<»partement  sich  darüber 
verständigen,  das»  die  Gebäulichkeiten  mit  Bezug  iiuf  die  im  Ilaui»tfrosetze 
behandelten  Punkte  durch  einen  aui  Grund  jene^  G6bet:£&8  beuleilten 
Inspektor  inspudert  werden.  FaUs  eine  solclie  Veratftndignng  getroffen 
wird,  steht  den  auf  Grund  des  Hauptgesetzes  bestellten  Inspektoren  in 
Beztifr  anf  die  genannten  Punkte  dasselbe  Ixoclit  zu,  GebUulichkeiten  zu 
betreten  und  zu  inspizieren,  wie  den  Inspektoren  des  zuständigen  Departe- 
ments. 

7.  1)  Vorliegendes  Gesetz  kann  als  Fabrik-  und  Werkst&ttengesetz 

von  1907  (Factory  and  Workshop  Act,  li^^T^  zitiert  worden  und  ist  als 
mit  «lern  Fabrik-  und  Werkstättengefetz  von  1901  eine  Einheit  bildend 
zu  konstruieren;  das  Fabrik-  und  Werkstftttengesetz  von  1901  und  vor- 
liegendes Gesetx  können  znsanunen  als  Fabrik-  nnd  Werkstättengesetse 
von  1901  und  1907  zitiert  werden. 

2)  Vorliegendes  Ge>;etz  tritt  am  1,  Januar  1908  in  Kratt. 

3)  Art.  103  des  Fabrik-  und  Werkstattengesetzes  von  1901  wird 
hiennit  anfgehoben. 

IX  a.  Colonies  britanniques.  Britische  Kolonien. 

1.  Kenflmdland. 

1.  An  act  respecting  the  immigration  of  Chinese  per- 
8oas,  lOth  May  190G.    (6  Bd.  VII,  Cap.  2.) 

Gesets  aber  die  GhlneiMmsInwaadaning.   Vom  10.  Mai  1906. 

2.  An  act  to  regulate  the  law  with  regard  to  aliens^ 

HJüh  Vnv  15Ki»v      f;  Ed.  VTT,  f'np    H  ' 

Gesets  snr  Begelnng  des  Fremdenreohts.    Vom  10.  Mai  1906. 

2.  Victoria. 

1.  An  Act  to  consolidate  theLaw  relating  to  the  super- 
Tision  and  regulation  of  factories,  work-rooms  and  shops 
and  for  other  pnrposes.   No.  1975.  6tb  Oetober  1906^). 

Oeietl  Sur  Konsolidienuig  der  Gesetzgebung  botr.  die  ITebeir- 
wacbtmg  und  Hogehing  der  Fabriken,  Werkstätten  and  Lädm  und  m 
anderen  Zwecken.    Nr.  1975  vom  G.  Cktober  1905^). 

2.  An  Act  to  amend  the  Eactories  and  Shops  Act  1905. 
No.  2008.    12th  December  19051). 

Oesets  sor  Abftndenmg  des  Gesetnes  von  1006  betr.  die  I^brfken 
und  L&den.   Nr.  2006.    Vom  12.  Dezember  1905  i). 

1.  Dieses  Gesetz  ist  als  ^Gesetz  von  1005  betr.  die  Fabriken  und 
Luiden  '  (Factories  and  Shops  Act  1905)  zu  zitieren  und  tritt  am  10.  Oktober 
1905  in  Kraft. 

1.  Dieses  Geeeix  isi  als  ^Gesetx  Nr.  2  von  1906  beir.  die  J^niken  und 
Läden"  (Faelories  and  J&iops  Act  1905  [No.  2J)      xt^e»  und  sutsanmen 

1}  Beid«  QoMtn  (Nr.  1975  vnd  2008)  lind  hier  raaunmcBgeDommcn.  ABe  AitQul 
und  BwIfmiwonfBii  des  3.  GewtHB  Nr.  8008  liiid  Aurriv  gcaetik 
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mit  dem  Oeseiz  pon  1905  betr.  die  Ftibriken  und  Läden  {ßo»  Menn  Hauptgeseix 
[PrincijKU  Ad]  gpnnnnf  ül .  a/.<r  fin  Ocselx  zu  lesen  und  -xu  konstrtnrren. 
Alle  Gesetze  zur  Abänderung  des  üauptgesetxes  oder  dieses  Gesetzen  sind  zu- 
sammm  als  Oeaetxe  betr.  dU  I\cAriken  und  Läden  (fhcfories  and  Shops  Acts) 
XU  xitieren. 

2.  Dieses  Oe^e/x  triff  am  1.  Marx   190ß  in  Kraß. 

2.  Dieses  Gesetz  wird  in  Teile  und  Äb.schniTte  eingeteilt,  wie  folgt: 

Teil  I.  EiflilUhrung.  Abschnitt  1.  Erläuterungen.  Abschnitt  2.  An- 
wendung. 

T«il  n.  DardiftlhraDg  des  Gwetaiefl.  Abschnitt  1.  LaBpektoren.  Ab- 
schnitt 2.    Amtsftnte. '  Absckaitt  8.  Begistrierimg  der  Fabriken  und 

Werkstatten. 

Teil  III.  loHpoktion  der  Fabriken,  Werkstätten  und  l.äden.  Ab- 
schnitt 1.  Befugnisse  und  Pflichten  der  Inspektoren.  Abschnitt  2.  Ver- 
ceiohnisse,   die  gefitthrt  werden  mfiseen.    Abschnitt  8.  Begistriening 

von  Arbeitsstätten,  die  keine  registrierton  Fabriken  oder  Werkstätten  sind. 
Abschnitt  4.   He^'istriening  der  Heimarbeiter.    Abaohnitt  5.  Qeheimhaltang 

der  Vorzeic'hnis.so.    Abschnitt  (i.  Jahresbericht. 

Teil  IV.  äanitarische  Vorschritten  in  Fabriken  und  Werkstätten. 
Abschnitt  1.  Beinhaltung  und  Ueberfüllung.  Abschnitt  2.  Sicherheits- 
massnahmen,  bestimmte  Einrichtungen  und  Vorkehrangen.   Abschnitt  8. 

Schlafräiime.  Abschnitt  4.  Abhilfe  der  Mängel  und  AbflussstÖrungen,  Ab- 
schnitt ö.  Tünchen.    Abschnitt  6,  Mahlzeiten  der  Arbeitnehmer. 

Teil  V.  Besondere  Vorschriften  fftr  bestimmte  Berufe.  Abschnitt  1. 
Bäckereien.  Abschnitt  2.  Stauberzeugende  Fabriken.  Abschnitt  8.  Bäume, 
in  denen  nass  i^eeponnen  wird. 

Teil  VI.  Beschränkungen  betr.  Arbeitnehmer  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten. Abschnitt  1.  Alter  und  Arbeitsstunden  der  Arbeitnehmer.  Ab- 
schnitt 2.  Arbeitsstunden  in  Betrieben,  welche  Chinesen  beschäftigen  oder 
Kdbel  herstellen.  Abschnitt  8.  Beed^ftftignngs  -  Tauglichkeitsseognis  fOr 
Personen  unter  16  Jahren.  Abschnitt  4.  Verbot  der  Knaben-  nnd  Mädchen- 
arbeit in  Fabriken  nnd  Werkstätten  am  Abend  oder  in  der  Kacht.  Ab- 
schnitt ö.  Beschäftigung  jugendlicher  Personen  als  Schriftsetzer.  Ab- 
schnitt 6.  Befugnis  der  Schulbosuchinspektoren.  Abschnitt  7.  Minimallobn 
nnd  Prftmienveriwt  in  bestimmten  Berolen. 

Teil  VII.  Regelung  und  Verwendung  der  Maschinen.  Abschnitt  1 . 
Personen,  denen  Maschinen  anvertraut  sind,  brauchen  Zetignisse.  Ab- 
schnitt 2.  Vorschriften  über  die  Einfriedigung  von  Masoiiinen  und  Zubehör. 
Abschnitt  8.  Schleifsteine.  Abschnitt  4.  Beechrftnknngen  betr.  jugendliche 
Personen  und  Frauen.    Abschnitt  5.  UnfUle. 

Teil  VIII.  Stempeln  der  Möbel. 

Teil  IX.  Spezialämter.  Abschnitt  1.  Gegenstand  der  Speziaiämter. 
Abschnitt  2.  Bestellungsmodus  und  Amtsdauer  der  Mitglieder.  Abschnitt  3. 
Beetellnng  des  Voisitsenden.  Abschnitt  4.  Befugnisse  eines  Spesialamtes. 
Abschnitt  5.  Lehrlinge,  Volontäre  und  jugendliche  Arbeiter.  Abschnitt  6. 
Wann  StQckarbeitslöhne  vom  Arbeitgeber  festgesetzt  werden  dürfen.  Ab- 
schnitt 7.  Alte,  langsame  und  gebrechliche  Arbeiter.  Abschnitt  8.  Dauer, 
VerOfPentlichnng  und  Anwendung  der  Entscheide.  Absdinitt  9.  Bestimmungen 
betr.  Möbel-f  Brotb&cker^  nnd  Konditorämter.  Abschnitt  10.  Die  Befug- 
nisse der  Aemter  kOnnen  ausgedehnt  werden.    Abschnitt  11.  Suspension 
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der  Eatscheide.    Abachuitt  12.   Allgemeiiie  Vorschriften.    Abschnitt  13. 
vor  Gbriolitalidftn.   Abschnitt  14.  Strafen. 

Teil  X.    Gerichtshof  ftlr  gewerbliche  Berufungen. 

Teil  XI.  LadeuscMuss,  Verkauf  mu\  Abliefernnf^  der  Waren.  Ab- 
schnitt 1.  Ladenschluässtuudeu.  Abbchuitt  2.  Regelung  der  Ablieforung 
und  des  Verkaufs  von  Brot,  Fleisch  und  Milch.  Abschnitt  3.  Der  Fleisch- 
verkaof  ist  an  Sonntagen  verboten.  Abedmitt  4.  iPeiertage  fttr  Personen, 
die  Milch,  Fleisch  oder  Brot  abliefern.  Abschnitt  5.  Halbfei ertagre  in  Luden. 
Abschnitt  G.  Fuhrleute  und  Trärrer.  Abschnitt  7.  Vor^nh ritten  betr.  die 
Läden  der  4.  Anlage.  Abschnitt  Ö.  Beschränkung  der  Arbeitsstunden  in 
L&den.  Abeehnitt  9.  Sospeneion  der  Ladenbeedirftnkinigen  Air  WoUtatig- 
keitsveranstaltungen.  Abschnitt  10.  Allgemeine  Vorschriften. 

Teil  XIT.  Ausführungsverordnungen. 

Teil  XIII.  Verschiedenes. 

3.  1)  Die  in  der  ersten  Anlage^)  zu  diesem  Gesetze  au^eführten 
Qesetse  werden  in  dem  Umfange,  in  dem  ihre  Aufhebung  dort  ans» 

gesprochen  ist,  hiermit  aufgehoben. 

2)  Diese  Authebung  soll  nicht  berühren:  Vorschriften,  Ausführungs- 
verordnungen, Ernennungen,  ergänzende  Verordnungen,  Erlasse,  £.egistrie- 
rongen ,  OtMudLS,  Brkl&rungen,  Entscheide  oder  g^Ülte  Urteile,  einge- 
reichte Petitionen,  Anieigen,  Bekanntmaehnngen,  Erlaubnisse  oder  ans- 
gestellK-  Z<>ugni8Be,  gewährtn  LiERnmn,  fpstfresetzte  Gebiiliron,  jrcfasste 
Resolutn  iien,  eingereichte  Klagen,  schwebende  Verhandlungen  oder  Ver- 
folgungen, begonnene  Schiedssprechungen  oder  Erlasse  und  Veifügungen, 
die  aaf  Grund  der  genannten  Gesetze  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  in  Kraft  stehen. 

1.  Die.s6s  Gesetz  soll ,  wenn  nicht  und  bis  andere  V(nsc}irifteii 
von  und  gemäss  der  Gesetzgebung  getroffen  sind,  auf  die  Personen, 
Dinge  and  Umstftnde  Anwendung  finden,  die  anf  Grund  der  vw- 
aohiiedenen  hierdurch  auf<^eliol)enen  Gesetse  besiehungsweise  bestellt  oder 
gescliatfeu  wurden  oder  bestanden  und  fortdauerten.  Alle  diese  Personen, 
Dinge  und  Umstände  sollen,  wenn  nicht  und  bis  andere  Vorschriften 
von  und  gemäss  der  Gesetzgebung  getroffen  sind,  auf  Grund  dieses  Ge- 
setses  denselben  Status,  dieselbe  Tätigkeit  und  Wirksamkeit  haben,  die 
sie  auf  Grund  der  erwähnten  aufgehobenen  Gesetze  unmittelbar  vor  be- 
ginn dieses  Gesetzes  hatten,  und  sollen  als  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
bestehend  angesehen  werden.  Die  verschiedenen  entsprechenden  Vor- 
Bchxiften  dieses  G^esetsee  sollen  besiehnngsweise  auf  diese  Personen, 
Dinge  nnd  Umstftnde  angewendet  und  besogen  werden. 

Teil  I.  Einftthrnng. 

1.  Erläuterungen. 

5.  Für  die  Auslegung  und  die  Zwecke  dieses  Gp-.-r'tzes  sollen  die 
folgenden  Ausdrücke,  sofern  dies  nicht  mit  dnn;  Zusammenhang  oder  der 
Materie  in  Widerspruch  steht,  die  ihnen  im  iulgouden  zugewiesenen  Be- 
deutungen habe»,  ntmlich: 

„Lehrling"  (apprentice)  bedeutet  jede  Person  im  Alter  von  weniger 
«Is  21  Jahren,  die  durch  einen  Lehrvertrag  gebunden  ist. 


1)  Siehe  S.  209. 
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„Amt"  (Board)  bedeutet  das  Geeuadheitsamt  (Board  of  Public  Health). 

„Amtsarzt"  (Certifying  medical  practitioner)  bedeutet  jeden  pesetz- 
Udi  quftlifinerten  praktüdieii  Ant,  der  vom  Hinister  snr  AiUBtollnng  von 
Attesten  auf  Grund  dieses  Geseteefl  befugt  ist. 

..riiGfinspektor"  (Chief  Inspector)  bedeutet  den  Chefinapektor  £Ur 
Fabriken,  Werkstätten  und  Läden. 

„Kind"  (child)  bedeutet  eine  Person  im  Alter  von  weniger  als 
13  Jahren. 

„Hat"  (Council)  bedeutet  den  Rat  einer  Stadt  (city  nnd  town),  Stadt> 

gemeinde  odpr  Grafschaft. 

„Fabrik  oder  Werkstatt"  (lactory  or  work-room)  bedeutet:  jedes 
Lokal,  jedes  Oebftnde  nnd  jeden  Plats,  wo  4  oder  mehr  Peraoneo,  die 
nidit  Cbine.sen  sind,  oder  wo  1  Chinoso  oder  mehrei'e  Chinesen  mittelbar 
oder  unnnttelbav  L'-ew.-'ililich  fin  any  haii'iit  iaft',  be- f  }i?\ftii:f  sind  oder  Waren 
für  den  Handel  oder  Verkauf  zurichten  oder  herstellen,  und  umfas.st  auch 
alle  Lehnigi'uben  und  Steinbrüche,  welche  der  Inhaber  einer  Töpferei  oder 
Ziegelei  in  Verbindung  mit  einer  solchen  Töpferei  oder  Ziegelei  betreibtt 
benützt  oder  inne  hat;  und  jedes  Lokal,  jedes  Gebäude  und  jeden  Platz, 
wo  1  Pernort  oder  mehrere  beschäftigt  fsind,  und  wo  Dampf,  Wasser.  Gas. 
Petroleum  oder  elektiische  Kraft  zur  Zurichtung  oder  Herstellung  von 
Waren  fflr  den  Handel  oder  Verkauf  benfltzt  wird,  oder  Höhel  zagmchtet 
oder  hergestellt,  oder  Brot  oder  £onditorwaren  für  den  Verkauf  gemacht 
oder  gebacken  werden. 

Wird  der  Betrieb  eines  Gewerbetreibenden  aus  Gründen  der  Sicher- 
heit oder  Bequemlichkeit  in  verschiedenen  aneinandergrenzenden  Gebftnden, 
die  in  einem  und  demselben  Gehege  beieinander  stehen,  vorgenommen,  so 
sind  diese  Geliilnde  für  die  Zwecke  der  Registrierung  und  Registriertnifrs- 
gebührenbereclmuntr  h1$>  eine  und  dieselbe  Fabrik  oder  Werkstatt  zu 
klassifizieren  und  zusammenzunehmen. 

Eine  Person  gilt  als  beechftftigt,  ob  sie  auf  eigene  Rechnung  oder 
zu  eigenem  Nutzen,  mietweise  oder  gegen  Entacbidigung  unmittelbar  oder 
mittelbar  rätig  ist  oder  tu'rht. 

„Möbel"  (fumituiej  bedeutet  Möbel,  die  teilweise  aus  Holz  bestehen 
nnd  Boldiei)  die  gewdhnlich  von  Kunsttischlern,  Stuhl-  nnd  Bettschreinem, 
Tapesierem,  Holzschnitzern  tmd  Holzdrehem  hergestellt  werden. 

..GeweTblicli''  ( lian<lieraft  i  schliesst  jede  Arbeit  in  einer  Wüsrlierei 
oder  Färberei  mit  ein,  ernerlei  oh  die  Arbeit  xur  Zurichtung  oder  Her- 
stellung von  W'aren  für  den  Handel  oder  Verkauf  verrichtet  wird  oder 
nidit. 

„Volontär"  (improver)  bedeutet  jede  Peraon  (Lehrlinge  ausgenommen), 
die  weder  Strickarbeit-  noch  Zcitarbeit-l'reise  oder  -T-öhne  pmpf^rifrt.  wie  sie 
von  einem  Öpezialamt  für  andere  Personen  als  Lehrlinge  oder  Volontäre 
festgesetzt  werden,  und  welche  nicht  Uber  21  Jahre  alt  ist,  oder,  wenn  sie 
über  21  Jahre  alt  ist,  eine  Lixens  des  Ministers  beeitst,  wonach  sie  als 
Volontär  bezahlt  werden  darf. 

^Inspektor"  hnspectnr  i  bedeutet  einen  auf  Grund  dieses  Gesetze.«  be- 
stellten Hispektor  iür  l'ubiiken,  Werkstätten  und  Läden  uud  schliusst 
den  Cbefinspektor  mit  ein. 

„Wascherei"  (laundry)  nmfasst  nicht:  Einrichtungen  oder  Plfttse,  wo 
aus!^chliesslich  folgende  Personen  beschäftiget  sind  : 

a)  Insassen  von  Gefäugnissen,  Besserungsanstalten,  Industrieschulen 
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oder  anderen  Anstalten,  die  zur  Zeit  auf  Grand  «UM  anderen  als  dieses 
Gesetzes  der  In^spektion  unterstehen,  oder 

b)  Insassen  einer  Anstalt,  die  in  guten  Trenen  lu  religlüsen  oder 
wohlifttigen  Zwecken  geführt  wird. 

.,Triehtccrk''  }nUl-ijraring)  utnfnssl  (die  Wellen,  oh  seitlncrht,  .schräg  oder 
wayrecht,  und  aüe  liiider.  Trommeln,  Schrihen  und  anderen  Vonich f t/n fjm, 
durcii  welche  die  Kraß  der  ersten  Triebkraft  auf  Mcuchüien^  die  xu  einem 
iVoMiton^osess  ^teAAwi,  überWagm  wird. 

Q Vorgeschrieben''  (prescribed)  bedeutet:  durch  Ausfftlimngsverord* 
Höngen  vorgeschrieben,  dio  auf  Grund  Hiestis  Gp.setzes  erlassen  werden. 

„Ausführungsverordnungen''  (regulationsj  bedeutet:  Auäfilhrungsver- 
ordnnngen  auf  Grand  dieses  Gesetzes. 

„Laden"  (shop)  bedeutet  jedes  Gebäude  und  jeden  Teil  eines  Gebäudes 
oder  Orten,  oder  jeden  Slmul,  jeden  Zelt,  Fuhrwerk  oder  Biindch  in  dem  "Waran 
zum  \'erkaut'  im  Detail  aiisirelegt  oder  feilgeboten  werden  und  schliesst  alle 
Lokale  von  Friseuren  und  Barbieren,  sowie  diejenigen  Ijokalitaten  ton 
&M/Ni6iern>  Fftrbem  nnd  Kleiderreinigem  ein,  die  gemeiniglich  als  deren 
Lftden  (dyers'  shops  and  clothes  cleaners'  shops)  bekannt  sind. 

.^Ladeninhaber"  ^<ihopkeeper)  bedeutet  den  Inhaber  eines  Ladens 
%md  «shliesst  Eauftierer  und  Kolporteure  mit  ein. 

tMdU  Mi  JüMmMwiAl  änt  näehttfol^nden  SamdagnadA. 

2.  Anwendung  des  Gesetzes. 

6.  1)  Vorbehaltlich  der  Ausdehnung  von  Vorschriften  diesem  Gesetzes 
durch  eine  Kabinettsordre  (Order  in  Council)  sollen  dessen  Vorschritten 
nur  anf  diejenigen  Fabriken,  Werkstätten  nnd  Liden,  die  in  einer  Stadt 
(city  nnd  town)  oder  Stadtgemeinde  liegen,  Anwendung  finden. 

2)  Der  Staatsrat  (Govemor  in  C runcil)  kann  jeweilen  nnd  jedenseit 
eine  Verordnung  erlassen,  durch  wc  lclie  alle  oder  irgend  eine  derjenigen 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  die  sich  auf  Fabriken  und  Werkstätten 
beziehen,  anf  eine  bestimmte  Klasse  von  Fabriken  nnd  Werkstätten  oder 
auf  alle  Fabriken  und  Werkstätten  einer  ganzen  Grafschaft  oder  eines 
bestimmten  Teiles  einer  Grafschaft  ausgedehnt  werden. 

3'  Der  5>taatsrat  kann  jewoiliMi  und  jederzeit  eine  Verordnung  er- 
ias-sen,  wodurch  diejenigen  Bestimmungen  der  Gesetze  über  Faltriken  und 
Läden,  die  sioh  anf  Fabriken  und  Läden  beziehen,  insgesamt  oder  teilweise 
auf  eine  bestimmte  Klasse  von  Läden  oder  auf  alle  Lftden  einer  ganzen 
Grafschaft  oder  eines  bestimmten  Teiles  einer  Grafschaft  ausgedehnt  werden, 
wenn  die  Mehrheit  derjenigen  Ladeninhaber,  welche  Lndeu  dieser  be- 
atimmten  Klasse  innehaben,  bezw.  aller  Ladeninhaber  des  zu  treffenden 
Gebietes,  nm  eine  solohe  Verordnung  petitioniert  haben. 

4)  Wenn  eine  derartige  Petition  vom  Hinister  dem  Gemeindeschreiber 

überwiesen  wird,  so  hat  dieser  festzustellen,  ob  die  Petition  von  der 
Mehrheit  derjenigen  Ladeninhaber,  die  Läden  die-^er  bestimmten  Art  inne- 
haben, bezw.  alier  Ladeninhaber  des  zu  treffenden  Gebietes  unterzeichnet 
worden  ist  oder  nicht 

4b)  in  dm  Absätze»  3  und  4  eehUeut  das  Wort  „Lad^ninhaber"  /diop' 
keeferi  nn  sämUAdun  &eüm,  teo  et  vorkonwU,  BoMsieresr  und  Kolporteure 
nicht  mü  ein. 
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7.  Der  Staatsrat  kann  jeweilen  durch  eine  im  Kegierungsblatt  ver- 
öffentlichte Verordnung  jede  aut  Grund  der  ßestüninungen  dieses  Gesetzes 
«rlassene  Vdrordniuig  anfliebeii,  al>ftiideni  oder  ergänzen. 

8.  Keine  Bestimmung  dieses  Qesetzea  soll  Anwendung  finden :  auf 
Milclimeiorelen ,  Buttoreien ,  Käsereien  und  Fabriken  konzentrierter  und 
kondensierter  Milch  oder  auf  Jb'ei'sonen,  die  in  der  Milchwirtschaft,  im 
Ackerbau,  im  Gartenbau,  Weinbau  oder  in  der  Weidevntedhaft  in  einer 
Qrafsohaft,  Stadt  oder  Stadtgemeinde  ausserhalb  des  in  diesem  Gtoaetze 
definierten  hanptstftdtiBolien  J^sirks  besehftHbigt  werden. 

Teil  II.    Durcli l'ü Ii run g  des  Gesetzes. 
1,  Inspektoren. 

9.  1)  Vorbehaltlich  der  Vorschriften  der  Beamtougesetze  (Public  Ser- 
vice Actsj  kann  der  Staatsrat  jeweilen  einen.  Cheiinspektor  für  Fabriken, 
Werkstätten  und  L&den  und  so  viele  Lispektoren  fttr  diese  Betriebe  er^ 
nennen,  als  imr  Durchführung  dieses  Gesetzes  notwendig  orsebcint,  und 
kann  jeweilen  diesen  Chefinspektor  oder  diese  Inspektoren  entlassen. 

2)  Dem  ChefLnspektor  soll  in  Melbourne  ein  Bureau  angewiesen  werden. 

8)  Der  Minister  kann  fUr  Zweoke  dieses  Geseties  Victoria  in  solche 
und  so  viele  Bezirke,  als  ihm  geeignet  scheint,  einteilen  und  einen  oder 
mehrere  Besirke  einem  oder  mehreren  Inspektoren  zuteilen  oder  niweiaen. 

2.  Amtsftrzte. 

10.  1)  Der  Minister  kann  auf  Empfehlung  des  Amtes  hin  beliebige, 

gesetzlich  qualifizierte,  praktische  Aerzto  zu  Amtsärzten  für  die  Zwecke 
dieses  Gesetzes  ernennen  und  einen  oder  mehrere  der  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  geschaffenen  Bezirke  einem  oder  mehreren  Amtsärscten  zuteilen 
oder  suweisen,  und  kann  jederseit  jede  dieser  so  ernannten  Feraonen  ent- 
lassen. 

2)  In  jedem  Teil  von  Victoria,  in  dem  kein  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  bestellter  Amtsarzt  vorhanden  ist,  soll  jeder 
staatliche  Impfer  ohne  anderweitige  Befugnis  als  die  dieses  Artikels  inner- 
halb des  Besirks  oder  Bezii^steiles  oder  Ortes,  in  dem  er  staatlicher 
Impfer  ist,  Amtcarst  sein  und  die  Funktionen  eines  solchen  aosttben. 

8.  Registrierung  der  Fabriken  und  Werkstätten. 

11.  1)  Jede  Person,  die  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  übernimmt, 
hat  binnen  14  Tagen  nadi  dieser  üebemahme,  und  jede  Person,  die 
ein  Gebäude  oder  einen  Platz  inne  hat,  der  zum  ersten  Male  oder  nach 
einer  Periode  der  Nichtbenützunj^  neuerdinc^s  eine  Fabrik  oder  Werkstatt 
wird,  hat  binnen  14  Tagen,  nachdem  dieses  Gebäude  oder  dieser  Platz 
eine  Fabrik  oder  Werkstatt  geworden  oder  neuerdings  geworden  ist, 
dem  Cliefinspektor  in  der  durch  Ausfohningsverordnungen  allftllig  YOi]ge> 
schhebenen  Form  eine  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten. 

2j  Diese  Anzeige  soll  enthalten:  genaue  Angaben  über  den  Namen 
dieser  Person  und  eine  Beschreibung  der  Fabrik  oder  Werkstatt,  deren 
Standort,  die  Art  dcnr  darin  verrichteten  oder  sa  verrichtenden  Arbeit, 
f'ine  Beschreibung  der  darin  (allenfalls)  vorhandenen  Triebkraft,  den 
Namen  der  Finna,  unter  der  das  Geschäft  der  Fabrik  oder  Werkstatt 
betrieben  wird,  und  andere  etwa  vorgesohriebene  Einzelheiten. 
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3)  Jede  Person,  die  sich  einer  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel 
schuldig  macht,  verfällt  bei  UebeHfShrung  einer  Busse  bis  zu  10  £. 

<k)  Wenn  nachwei^^lich  alle  Krtoi  dernisse  dieses  Gesetzes  erftiilt  worden 
aind,  so  hat  der  OhefiugpekLor  ^egeu  Besafalung  der  im  folgenden  vorge- 
sehenen Registrierungsgebuhr  eine  von  ihm  unterschriebene  Bescheinigung 
über  die  Begistnsiiing  der  betreffenden  Fabrik  oder  Werkstatt  auszu- 
stellen. 

12.  i)  Jede  Person,  die  ein  Lokal,  ein  üebäude  oder  einen  Platz 
übernimm^  welehes  odw  weleher  demnichst  Bom  ersten  Haie  oder  nach 
einer  Periode  der  Niditbentltsmig  demn&chst  neuerdings  eine  Fabrik  oder 

Werkstatt  werden  soll,  hat  vor  einer  solchen  Benützun«;  oder  Wieder- 
benützung  dem  Bezirksrat  in  der  alltaliig  vorgeschriebenen  Foim  genaue 
Angaben  über  dieses  Lokal,  Gebaudo  oder  diesen  Platz  zuzustellen. 

2)  Bin  soldies  Lokal,  Oebftnde  oder  ein  solcher  Plats  darf  nicht  als 
Fabrik  oder  Werkstatt  registriert  werden,  ehe  der  betreffende  Rat  oder 
der  Chefinspektor  schriftlich  bescheinij^'t  hat,  dass  dieses  Lokal,  Gebäude 
oder  dieser  Platz  sich  zu  einer  i'abrik  oder  Werkstatt  eignet  und  dass  die 
▼orgeschriebenen  EffordemisM  erMlt  worden  sind. 

3)  In  diesem  Artikel  bedeatet  das  Wort  „vorgeschrieben"  (prescribed) : 
durch  AiisfUhrungsverordnnnf2;on  des  Amtes  vorgeschrieben,  das  hiermit 
aum  üria^p  solcher  AuHf'uhranirsvei-ordnnniren  ermächtigt  wird. 

4)  Dieser  Artikel  nudet  auf  ein  Lokal,  Gebäude  oder  einen  Platz, 
wekbes  oder  weldier  durch  die  Anwendung  oder  Ansdehnung  dieses  Qe» 
aetses  aof  eine  Grafschaft  oder  einen  Teil  einer  Grafschaft  zum  ersten 
Male  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  wird,  keine  Anwendung. 

13.  1)  Jede  Fabrik  oder  Werkstatt,  über  welche  dem  Chef- 
inspektor  yorschriftsgemäss  Angaben  ztigestellt  werden,  soll,  nachdem 
ihr  Inhaber  oder  der  Arbeitgeber  der  in  ihr  arbeitouden  Personen  (hierin 
später  als  „Inhaber""  [occii;  i'-r]  bezeichnet'''  die  liegistriernng.sgfibiihr  lur 
das  Jahr,  in  dem  die  Fabrik  rci^istriert  wird,  bezahlt  hat,  in  einem  Re- 
gister, das  zu  diesem  Zwecke  im  Bureau  des  Chefint^pektors  zu  führen  ist, 
registriert  werden. 

2)  In  dieses  Reinster  sind  audl  alle  Angaben,  die  nacb  Vorsdirift 
dieses  Gesetzes  dem  Cheiinspektor  zugestellt  werden  müssen,  and  ausser- 
dem diejenigen  einzutragen,  deren  Eintragung  der  Minister  oder  der  Chef- 
inspektor jeweilen  ftr  notwendig  wachtet. 

8)  Keine  Bestimmung  dieses  Artikels  darf  so  aufgefasst  werden, 
als  verlange  oder  ermächtige  sie  die  Eintrarnmfi;  anderer  Angaben  in  das 
Retfii'ter  als  derjenii'pn.  deren  Zustelluiii^r  an  den  Chel'inspektor  vor  der 
Registrierung  einer  i'abrik  oder  Werkstatt  dieses  Gesetz  oder  die  Aus- 
fUimngsvaroidnungen  verlangen. 

14.  1)  Die  BegistriemngsgebUhr,  die  für  jede  Fabrik  oder  Werk- 
statt zu  entrichten  ist,  soll  snviel  betraj^en,  als  in  der  zweiten  Anlage -  i  /u 
diesem  Gesotz  angegeben  ist,  und  soll  vom  Inhaber  dieser  Fabrik  oder 
Werkstatt  in  jedem  Jahre  am  oder  vor  dem  31.  Januar  bezahlt  werden. 

2)  Wird  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  nach  dem  30.  Juni  eines  Jahres 
eröffnet,  so  soll  die  fiir  dieses  Jahr  zu  bezahlende  Registriemng^ebflhr  die 
Hälfte  der  in  der  Anlage  festgesetsten  Summe  betragen. 

1)  Uta  lidM  8. 811. 

2)  8i«fa«  8.  210. 
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8)  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  die  nicht  nach  den 
Vorschrifteu  dieses  Gesetzes  registriert  ist,  verlällt  bei  Ueberfdlirung  einer 
Baase  bis  sa  10  £. 

Teil  III.    Inspektion  der  Fabriken,  Werkstatten  und 

ij  ü  d  e  u. 

1.  Befugnisse  und  Pflichten  der  Inspektoren. 
15.   Jeder  Inspektor  ist  sum  Zwecke  der  Durchlühnuig  dieses  Ge- 
setzes befugt,  die  folgenden  Amtdiandlungen  insgesamt  oder  einseln  vor- 

BUnehmen: 

a)  Fabriken  und  Werkstätten  und  deren  Teile  zu  allen  passenden 
Zeiten  bei  Tsig  und  Xacht  zu  betreten,  zu  inspizieren  und  zu  untersuchen, 
falls  sr  vemflnftiige  Ursache  lu  der  Annahme  hat,  dass  darin  jemand  be- 
schäftigt werde,  und  bei  Tag  jeden  Raum  zu  betreten,  den  er  vemflnftige 
Ursacho  hnt,  für  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  zu  halten; 

b)  in  beiden  Fällen  einen  Schutzmann  in  eine  Fabrik  oder  Werkstatt 
mitsunehmen,  in  welcher  er  ernste  Behinderung  in  der  Austtbung  seiner 
Pflichten  zu  gewärtigen  vernünftige  Ursaclio  hat; 

c)  die  Vorwcipuntr  der  Registrierungsbescheinigung,  der  Büclior,  Ke- 
gister,  Bescheinigungen,  Anzeigen,  Listen  und  Dokumente,  die  gemäss 
diesem  Gesetz  oder  gemäss  den  dazu  erlassenen  Ausführungsverordnungen 
g^tlhrt  werden,  zu  verlangen,  und  diese  Schriftstücke  su  prflfen,  sn  unter- 
suchen und  zu  kopieren ; 

d)  jede  Prüfimg  und  Untersuchung  vorzunehmen,  die  notwnndipr  ^»ein 
mag,  um  festzustellen,  ob  die  zur  Zeit  in  Kraft  stehenden  gesetzlichen 
Kassnahmen  über  die  Öffentliche  Gesundheitspflege  und  diejenigen  dieses 
Geset/os  beobachtet  werden,  soweit  sie  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  und 
darin  beseliäftit,'to  Porsonon  betroffen; 

e)  jede  »Schule  zu  betreten,  von  der  er  vernünftige  Ursache  hat,  an- 
zunehmen, dass  darin  Personen,  die  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  be- 
sehftftigt  worden,  zur  Zeit  Unterricht  empfengen; 

f)  jede  Person,  die  er  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  in  einer 
Folclien  vorgrenannten  Schule  antrifft,  odor  von  der  er  vernünftige  Ursache 
hat,  anzunehmen,  dass  sie  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt 
wird  oder  innerhalb  der  lotsten  swei  Monate  beschftftigt  wurde,  allein 
oder  in  Gegenwart  des  Inhabers  oder  in  Gegenwart  yon  dessen  Agenten 
oder  Dienstpersonal  in  Bezug  anf  die  von  diesem  Gesetz  betroffercn  An 
gelegenheiten  einzuveinehmen  und  zu  verlangen,  dass  eine  solche  Person 
derart  einvernommen  werde  und  dass  sie  eine  Bestätigung  der  Angaben 
Uber  die  Angelegenheiten,  betreffs  derer  sie  einYomommen  worden  ist, 
unterzeichne; 

dio  Vorweisung  aller  Lohnlisten  und  -bücher  zu  vorlangen,  in 
welchen  die  wirklichen  Löhne  {ob  für  »Stückarbeit  oder  nicht)  gebucht 
werden,  soweit  sie  irgend  einem  Arbeitn^mer  einer  Fabrik  oder  Werk- 
statt, auf  welche  ein  Entscheid  eines  Spezialamtes  Anwendung'  findet, 
bcx.dilt  werden,  und  von  diesen  Buchungen  Abschriften  oder  Ausztige  su 
nehmen ; 

h)  für  die  Zwecke  von  Teil  XI  zu  jeder  passenden  Zeit  jeden 
Laden  zu  betreten  und  allein  oder  in  Gegenwart  des  Inhabers  jeden 

Ai beitrielmifsr  in  Bezug  auf  die  Angelegenheiten  einzuvernelimen,  welche 
unter  die  Bestimmung  dieses  Gesetzes  betr.  Läden  fallen,  und 
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1)  diejenigen  anderen  Befugnisse  geltend  iq  madben,  die  snr  Dnroh- 
führung  dieses  Gesetzes  erforderlich  sein  mögen. 

16.  1)  Jeder  Inspektor  kann,  wenn  er  ein  Lokal,  ein  Gebäude  oder 
einen  Platz  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  betritt,  in- 
q[>isiert  und  bwi«litigt,  in  dieses  Lokal,  dieses  Gklritade  oder  sa  diesen 
Plsts  jede  Person  mit  sieh  nehmen,  die  er  fbr  geeignet  hSlt^  als  Dol- 
xnetscb  zu  f  ingieren. 

2)  -t  ragen  und  Erstichen,  die  einem  iuiaaber  oder  dessen  Agenten 
oder  Arbeitnehmer  oder  irgend  jemandem  von  der  als  Dolmetsch 
fungierenden  Person  im  Namen  des  Inspektors  gestsllt  werden,  sind  in 
Jeder  Beziehung  ak  tats&chlich  vom  Inspektor  geetdlt  ansusehen,  und  jede 
Antwort,  die  auf  solche  Fragen  und  Ersuchen  von  einem  Inhaber,  von 
dessen  Agenten,  Arbeitnehmer  oder  irgend  jemandem  der  als  Dolmetsch 
fungierenden  Person  erteilt  wird,  gilt  als  tatstchlich  dem  Inspektor  erteilt. 

3)  Wer  eine  derart  als  Dolmetsch  fongierende  Person  behindert,  ist 
anzusehen,  als  habe  er  den  Inspektor  bei  der  Ansttbnng  seiner  f  fliehten 
gebindert,  und  ist  demgemäss  strafbar. 

17.  1)  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  seine  Agenten 
und  sein  Dienstpersonal  haben  diejenigen  Anstaltrai  sa  treffen,  die  ein 
Inspektor  oder  ein  Beamter  des  Amtes  oder  Batee  fttr  den  Zutritt,  die 
Inspektion,  Prüfung  und  Einvernahme  oder  die  Ausübung  seiner  durch 
dieses  Gesetz  ihm  ubertragoneu  Befugnisse  hinsichtlich  dieser  Fabrik  oder 
Werkstatt  als  eriordei-lich  verlangt. 

2)  Wer  abdöhtlich  einen  Inspdctor  in  der  Ansttbnng  einer  durch 
dieses  Gesetz  ihm  tlbertragenen  Befbgnis  aufh&lt  oder  wer  nnterlässt,  einer 
auf  Grund  einer  solchen  vorgenft luvten  Befugnis  von  einem  Inspektor  ge- 
stellten Aufforderung  nachzukommen  oder  eine  liegistrierongsbescheinigung, 
ein  Buch,  Begister,  mne  Bescheinigung,  Anzeige,  Liste  oder  ein  Dokiunent 
irormweisen,  deren  Vorweisung  durch  dieses  Gesetz  oder  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  von  ihm  verlangt  wird,  oder  wer  jemanden  verbirgt  oder  zu 
verbergen  sucht  oder  dessen  Erscheinen  vor  oder  dessen  Einvernahme 
durch  einen  Inspektor  verhindert  oder  zu  verhindern  sucht,  ist  als  eine 
Person  ansusehen,  die  einen  Inspektor  in  der  Ansflbong  seiner  durch  dieses 
Oesetz  ihm  übertrageneu  Befugnisse  bindert. 

3)  Niemand  darf  auf  Grund  dieses  oder  des  niuhstfolgenden  Artikels 
verhalten  werden,  Fragen  zu  beantworten  und  Aussagen  zu  tun,  durch 
weldie  er  sidi  sdbst  ^chnldigen  wttrde. 

18.  1)  Wer  einen  Inspektor  in  der  Ausübung  seiner  durdi  dieses 
Oesets  ihm  fibertragentti  Pflichten  bindert,  verftUt  bei  UebsnfUimng  einer 
Busse  bis  7:ti  5  £. 

2)  Wird  ein  Inspektor  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  derart  ge- 
hindert, so  verfällt  der  Inhaber  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  bei  Ueber^ 
ftihrong  einer  Busse  bis  sa  6  £  und,  wenn  die  Zuwiderhandlung  bei 
Kacht  begangen  wird,  bis  sa  20  £. 

19.  1)  Joder  Inspektor  muss  mit  seiner  Amtslegitimation  versehen 
sein  und  diese,  wenn  er  Einiass  in  eine  Fabrik,  Werkstatt  oder  Schule 
begehrt,  auf  Verlangen  dem  Inhaber  oder  Schullehrer  vorweis«:!. 

2)  Wer  eine  derartige  Legitimation  fUsdit  oder  naoionaeht  oder  eine 
geflUschte,  nachgemachte  oder  falsche  Legitimation  bentttzt,  oder  sich  für 
einen  in  einer  derartigen  Legitimation  bezeichneten  Inspektor  iUsehlich 
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ausgibt  oder  fälscLlicL  behauptet,  ein  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bestellter 
Ins]>pkt<)r  7M  .sein,  verilUlt  bei  Ueberführun^  einer  G^flkognisstrafe  bis  zu 
'6  Muiiuteu,  mit  uder  ohne  Zwangsarbeit. 

2.  Versoichnisse,  die  in  Fabriken  und  Werkst&ttan 

«rofiihrt  werden  müssen. 

20.  In  joder  Pal)rik  oder  W  erkstatt  ist  ein  genaues  Verzeichnis 
in  der  vorgedclu'iebenen  Form  ^)  und  mit  den  vorgeäcliriebeneu  Angaben 
ttlter  Kftmen,  Art  der  Arbeit  und  Lobn  jeder  darin  besehftfltigtoD  Person 
und  über  Namen  und  Älter  einer  jeden  solchen  Person,  die  weniger  als 
21  Jahre  alt  ist,  zu  fuhren.  Dieses  Verzeichnis  ist  auf  Verlangen  des 
Inspektors  jederzeit  aar  Einsieht  vorzuwei.sen  und  j&hrlich  dem  Uhef- 
inspektor  Bur  vorgeechriebenen  Zeit  and  jederaeit       dessen  Verlangen 

SOBOStellen. 

2)  In  le.serÜcheii  lateinischen  Buclistaben  soll  an  einem  auffällenden 
Platze  an  oder  noben  dem  Eingange  jeder  Fabrik  oder  Werkstatt  und  in 
denjenigen  andern  Teilen,  welche  der  Inspektor  jeweilen  dazu  bestimmt,  eine 
Bekanntmachung  so  gedraekt^  gemalt  oder  angeschlagen  werden,  dass  sie 
von  den  in  einer  solchen  Fabrik  oder  Werkstatt  beschBftigtsn  Personen 
leicht  gelesen  werden  kann ;  sie  soll  enthalten : 

a)  Name  und  Adresse  des  Bezirksinspektors ; 

b)  Name  und  Adresse  des  Amtsarztes; 

c)  Feiertage  und  Arbeitsstunden  der  Fabrik  oder  Werkstatt ; 

d)  vollständige  oder  resümierende  W^iedergabe  dcrjeni<fcn  Teile  dieses 
Gesetzes  und  dazu  erlassener  Ausführungsverordnungen,  hinsichtlich  welcher 
diese  Wiedergabe  vorgeschrieben  ist  oder  vom  Minister  angeurdnet  wird 

8)  Auch  soll  an  einem  Plattse,  den  der  Inspektor  bestimmt  oder  ge- 
nehmigt, nahe  an  der  Aussenseite  des  äusseren  Haupttores  jeder  Fabrik 
oder  Werkstatt  der  Name  des  Inhabers  oder,  wenn  dieser  Inhaber  eine 
Gesellschaft  ist,  der  registrierte  .Name  dieser  Gesellschaft,  oder,  wenn 
dieser  Inhaber  eine  Personenfirma  ist,  der  Firmenname  dieser  Firma  in 
leserlichen  lateinischen  Buchstaben  gedruckt,  gemalt  oder  angeschlagen  sein. 

4)  Auch  sd!  an  deni)enifren  Platze,  den  der  Inspektor  bestimmt  oder 
genehmigt,  in  jeder  Fabrik  oder  Werkstatt  ein  ausführliches  Verzeichnis 
aller  Bussen,  die  den  Arbeitnehmern  vom  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werk- 
statt auferlegt  werden,  in  leserlichen  lateinischen  Buchstaben  angeschlagen 
sein.  Ein  Exemplar  dieses  Bussen  Verzeichnisses  ist  vom  Inhaber  jeder 
Fabrik  oder  Werkstatt  dem  Ohnfinspektnr  jeweilen  zu  den  vorgeschriebenen 
Zeiten  und  in  der  vorgeschriebenen  Form  einzusenden 

5)  Im  Falle  einer  Zuwiderhandlung  gegen  eine  der  Bestimmungen 
dieses  Artikels  betr.  eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  veifUIt  deren  Inhaber 
bei  Ueberföhruiii:  finer  Russe  bis  zu  20  .^h.  fiir  joden  Tag,  an  dem  eine 
der  genannten  Bestimmungen  nicht  betbigt  worden  ist. 

21.  1)  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  der  ausserhalb 
seiner  Fabrik  oder  Werkstatt  Arbeiten  verrichten  lässt,  soll  ein  Verzeich- 
nis fiihreii  Ein  solches  Verzeichnis  soll  den  allfhlligen  Vorschriften 
entsprcM  hond  geführt  werden  und  allfallig  vorgepchri ebene  An<»aben  ent- 
halten, und  soll  so  abgefasst  sein,  dass  es  ein  materiell  genaues  Verzeich- 
nis der  Art  und  Menge  der  ausserhalb  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  ver- 


1}  Titel  «tobe  S.  ii'ii. 
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richteten  Arbeit,  der  Namen  und  Adressen  der  diese  Arbeit  verrichtenden 
Personen  nnd  der  in  jedem  Falle  fiir  solche  Arbeit  bezahlten  Preise  darstellt. 

2)  Unterbleibt  die  Führung  eines  solchen  Verzeichnisses,  so  vertkilt 
der  betreffende  Lilwber  bei  üeberfidming  einer  Bnase  bis  sa  2  £ 
für  jeden  Tag,  ea  dem  ohne  hinreichende  Entschuldigung  des  Veneichnie 
nicht  vnrarhriftsgemaHs  f^e^hrt  "wurde.  Das  Verzeichnis  isf  zum  Zwecke 
der  Information  der  Inspektoren  zu  führen,  die  allein  zur  Kmaichtnahme 
berechtigt  sind  und  es  zu  jeder  passenden  Zeit  priifeu  dürfen. 

8)  Jeder  lohaber  einer  Fabrik  oder  Weitotatt  hat  dem  Chefinapektor 
zu  dessen  Information  jedenseit  auf  Verlangen  ein  solches  Verzeichne  imd 
periodisch  zn  allen  etwa  vorgeschriebenen  Zeiten  eine  Abschrift  oder  einen 
Auazug  jedes  solchen  Verzeichnisses  in  der  etwa  vorgeschriebenen  Form 
snznstellen. 

4)  Ungeachtet  irgend  einer  Beetimmnng  dieses  Oesetses,  soll  der 

diefin.spektor  im  iriorunf^sblatte  znr  allf^emeinen  Information  alle  in 
einem  solchen  Verzeiciiuis  enthaltenen  Angaben,  deren  Veröffentlichung  der 
Staatsrat  jeweilen  für  notwendig  oder  wünhchenswert  hält,  veröÜentlichen, 
nnd  swar,  wenn  der  Staatsrat  es  fttr  angeseigt  eraditet,  mit  Nennung  des 
Namens  und  der  Adresse  eines  solchen  Inhabers. 

5)  Solche  Angaben  dürfen  aber  nur  beztiglich  einer  Zuwiderhandlung 
gegen  dieses  Gesetz,  deren  der  betreffende  Inhaber  überfuhrt  worden  ist, 
derart  ▼«Offentlicht  werden. 

6)  Jedermann,  der  irgendwelches  Material  zum  Zwecke  der  völligen 
oder  teilweisen  Zubereitung  oder  HersJellnng  von  Kleidern  oder  Kleidungs- 
stücken ausserhalb  der  Fabrik  für  den  Handel  oder  Verkauf  verlegt  oder 
hmausgibt,  oder  zu  verlegen  oder  hinauszugeben  ermächtigt  oder  gestattet, 
gilt  für  die  Zwecke  dieses  Artikels  als  LihalMr  ein^  Fabrik  oder  Werkstatt. 

7)  In  diesem  Artikel  schlieft  der  Ausdruck  „Kleider  und  Kleidungs- 
Stücke"  (articles  of  clothing  or  wearing  apparel),  Stiefel  und  Schuhe  mit  ein. 

8)  Niemand  soll  einer  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel  schuldig 
erklirt  werden»  wenn  er  nachweist: 

a)  dass  er,  nachdem  er  alle  passenden  Vorkehrungen  zur  Vermeidung 
einer  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel  getroffen  habe,  /nr  Zeil  der 
behaupteten  Zuwiderhandlung  keinen  Grund  zur  Vermutung  hatte,  dass 
seine  Handlung  eine  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel  sei,  und 

b)  dsss  er  anf  Verlangen  dss  Inspektors  oder  seines  Beanitaragten 
hinsichtlich  der  behaupteten  Verletsong  jede  Ansknnflb,  die  er  geben 
konnte,  gegeben  habe,  oder 

c)  dass  er  überhaupt  arglos  und  bona  iida  und  ohne  die  Absicht,  die 
Beetimmungen  dieses  Artikels  m  umgeheu,  gehandelt  habe. 

3.  Registrierung  der  Urto,  di©  keine  registrierten 
Fabriken  oder  WorkstÄtten  sind. 

22.  1)  Der  Inhaber  jedes  Ortes,  an  welchem  eine  Person,  die 
kein  im  ersten  oder  sweiten  Ghrade  durch  Blut  oder  Heirat  verwandtes 
Mitglied  der  Familie  des  Arbeitgebers  ist,  in  einem  Prozess,  Handel 
oder  Geschäft  beschäftigt  wird,  auf  welche  ein  Entsciioid  eines  Spezial- 
amtes  Anwendung  findet  und  welche  nicht  als  Fabrik  oder  Werkstatt 
registriert  sind,  moss  beim  Ghefinspsktor  seinen  voUen  Namoi  nad  die 
Jj^e  (Angabe  des  Strassennamens  mid  der  allftlligen  Nnmmer)  diesss  Ortes 
registrieren. 
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2)  Die  Bestimmungen  der  Absätze  1),  3)  und  5)  des  Art.  20  dieses 
Gesetzes  finden  auf  jeden  solchen  Ort  und  dessen  Inhaber  Anwendung, 
als  ob  in  diesen  Absätzen  die  Wörter  „Fabrik  oder  Werkstatf^  einen 
Ort,  an  dorn  ein  flolcher  Ptosen,  Handel  oder  ein  solohee  GeeebSlt 
betrieben  wird,  mit  eineoUfiaMn;  nnd  mit  Bezug  auf  einen  solchen  Ort 
und  dessen  Inhaber  nnr\  dessen  Agenten,  Dienstpersonal  und  Arbeitnehmer 
und  die  dort  vorhandeaen  Bücher,  Register  und  Dokumente  hat  jeder 
Fabrikinspektor  dieselben  Befugnisse,  wie  auf  Grund  des  Art.  15  dieses 
Oesetcee  hinaiolitlieli  einer  Feiwik  oder  Werkatett 

4.  Regifltriernng  der  Heimarbeiter. 

23.  1)  Jede  Person,  die  ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
ganz  oder  teilwein"  irijend welche  Kleider  oder  Kleidungsstücke  für  den 
Handel  oder  Verkaul  zurichtet  oder  herstellt,  musä  entweder  persönlich 
oder  doroli  eobriftUohe  Aneeige  beim  Cbefinq^tor  ihren  vollen  Namen 
and  ihre  Adreeae  nnd  ebenao  jeweilen  jede  Aendenmg  der  Adresse  regi> 
strieren  lassen. 

2)  Jede  so  registrierte  Person  hat  alle  von  einem  Inspektor  ihr  ge- 
steUten  Fragen  hinsicbtUoh  der  Person,  fttr  weldie  die  Waren  zugerichtet 
oder  hergestellt  werden  und  hinsichtlich  des  ihr  daftr  besahlten  Preises 
oder  Lohnsatzes  zu  beantworten;  jedoch  dürfen  Frauen  oder  MftdcfafliP 
solche  Fragen  nur  von  weiblichen  Inspektoren  gestellt  werden. 

3)  Jede  Person,  die  sich  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  Absätze 
1)  oder  2)  dieses  Artikeb  schuldig  macht,  verftllt  fto  jede  Znwiderhand- 
tan  Ii  Ici  Ueberfühi-ung  einer  Busse  bis  zu  10  sh. 

4)  Ungeachtet  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  dürfen  keine  auf 
Grund  dieses  Artikels  registrierten  Namen  oder  Adressen  in  irgend 
einer  Weise  pnblixiert  werden  oder  dem  Pnbliknm  offen  stehen  oder  von 
jemand  anderem  als  dem  ünterstaatssekretär,  dem  OheHni^tektor  oder  den 
dem  Cbefinspektor  unterstehenden  Beamten  eingesehen  werden.  Der 
Untern taatäsekretär,  der  Chefinspektor  und  die  Beamten  sollen  hinsicht- 
lich der  so  registrierten  Isamen  und  Adressen  V'erBchwiegenheit  beob- 
achten nnd  fttr  Versdiwiegenheit  sorgen  nnd  dOrftn  keinen  soldhen  Namen 
und  keine  solche  Adresse  irgend  jemandem  mitteilen,  es  sei  denn  zum 
Zwecke  der  Durchfühi-ung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  Jedermann 
hat,  ehe  er  als  Uutei*staatäsekretfti-,  Cheflnspektor  oder  Beamter  des  Chef- 
Inspektors  fungiert,  vor  einem  Richter  den  vorgeschriebenen  Eid  auf 
heimhaltung  zu  leisten  und  zu  unterzeichnen.  Wer  wissentlich  diesem 
Artikel  oder  dies«  Eide  snwiderhandelt,  verfmit  bei  Ueberfllhning  einer 
Busse  bis  zu  100  £. 

5)  In  diesem  Artikel  schliesst  der  Ausdruck  „Kleider  und  Eieidungs- 
stttcke"  Stiefel  nnd  Schuhe  mit  ein. 

5.  Geheimhaltung  der  Verzeichnisse. 

2i.  Jeder  Inspektor,  welcher  die  Angaben  eine.s  Verzeichnisses  der 
in  einer  Fabrik  beschäftigten  Personen  oder  der  in  oder  an^^erhalb 
einer  Fabrik  oder  Werkstatt  verrichteten  Arbeit  anderen  als  dem 
Minister  und  den  Beamten  seines  Departements  mitteilt,  und  jeder  In- 
spektor oder  Beamter  dieses  Departements,  der  von  seiner  Kenntnis  solcher 
Angaben  Gebrauch  macht,  es  sei  denn  su  Zwecken  der  von  diesem  Gesetse 
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verlangten  Zusammenstellungen,  allgemeiner  statisfeiachen  Information  oder 
zu  Z\s'6cken  <Ier  DurchföhruDg  von  Bostinunongen  dieaee  Gtoaetias,  maoht 
sieb  eines  V^ergehens  scboldig. 

6.  Jahresbericht. 

25.  1)  Der  Cbefinspektor  hat  dem  Hinister  einen  Jahreeberidit  zvl 

erstatten. 

2)  Dieser  Bericht  aoW  allgemein  und  uiuiustieuti  sein  und  das  Parla- 
ment Uber  den  Gang  nnd  die  Bedingungen  der  Volkswirtechafb  (national 

trade;  informieron. 

.*>  Dic.-^er  B'>richt  darf  nicht  namAntiir  h  auf  einen  bestimmten  Inhaber 
einer  Fabrik  oder  Werksttttt  Bezug  nehmen,  noch  so  abgeiasst  sein,  dass 
er  eine  leidite  Identifizierung  eines  solchen  Inhabers  snl&sst. 

4)  Dieser  Be;  ielit  s^^ll  genau  als  möglich  die  Gesamtzahl  der  mit 
Arbeit  in  Fabriken  und  Wei  kstl\Tten  in  Victoria  beschäftigten  Personen, 
klarisiriziert  nach  Geschlecht,  Alter  nnd  durchschnittlichem  Wochenlohn 
(erfolge  dieser  nach  Zeit-  oder  Stückarbeit  oder  beiden)  in  jedem  In- 
dnstriesweige,  dwen  Ärbeitsseit,  den  Prosentsats  der  in  nnd  der  ausserhalb 
der  Fabriken  und  Werkstätten  verrichteten  Arbeit,  sowie  alle  andern  vom 
Minister  verlangten  Angaben  der  gleichen  allgemeinen  Art  enthalten. 

Teil  IV.  Sanitarisohe  Vorschriften  in  Fabriken  nnd 

Werkstätten. 

1.  fteinhaltnng  nnd  UeberfflUnng. 

26.  1)  Jeder  Fabrik-  oder  Werkstätteninhaber  hat  seine  Fabrik 
oder  Werkstatt  in  reinlichem  Zustande  und  frei  von  Ausdünstungen  aus 
Abüussröhren,  Abtritten,  Pissoirs  oder  Abflussstörungen  zu  halten. 

2)  Bine  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  ein  Teil  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt : 

a)  darf,  während  darin  Arbeit,  verriclitet  wird,  nidit  dorart  fiberfilHt 
sein,  dass  dadurch  die  Gesundheit  der  darin  beschäftigten  Personen  ge- 
schädigt wird ; 

b)  soll  fttr  jede  beschäftigte  Person  so  viel  Eubikraum  und  Venti< 

lation  haben,  als  durch  Verordnung  des  Amtes  vorgeschrieben  sein  mag; 
aom  Erlas8  solcher  Verordnungen  ist  das  Amt  hiermit  ermJlcbti^r: 

c)  soll  derart  ventiliert  sein,  dass  alle  im  Laufe  des  darin  ausgeführten 
Produktionsprozesses  oder  Gewerbes  erzeugten,  möglicherweise  gesundheits- 
schädlichen Gase,  Dämpfe,  Stanbarten  und  Verunreinigungen  so  weit  als 
möglich  unschädlich  gemacht  wnnlen ;  und 

dj  jede  HeizvorridUung  in  eimr  Fabrik  oder  Werkstatt,  diene  sie  xur 
Srwärmung  der  darin  beaehäßigten  Pet  somn  oder  xnm  Prodmkiionsproxust 
90Ü  mU  mnem  Kamin  von  »oleher  Grösse  und  Beaekaffenheit  versehen  eem, 
eis  in  Ausführun{i  des  Art.  12  des  Il'tuptijrspfxcs  rorgesrhrirbm  sriti  mag. 

3)  Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  weicher  oder  in  Zusammeuhanfr  mit 
welcher  eine  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel  vorkommt,  ist  als 
nicht  in  üebereinstimmung  mit  diesem  Gesetz  betrieben  ansnsehen. 

2.  Sicherheitsmassnahmen,  bestimmte  Einrichtungen 

und  Vorkehrungen. 

27.  1)  Ist  der  Ghefinspektor  der  Ansidit,  dass  eine  Fabrik  oder  Werk- 
statt, oder  ein  Teil  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  verwahrlosti  unsicher, 
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fur  die  Benutzung  ungeeignet  oder  gerandheitsschadlich  ist,  oder  ungenügend 

mit  Abtritten  oder  Pissoire  n<]pv  mit  un«Teeigneten  Feuerlöfchvnrrichtnnjren 
oder  nicht  mit  hinreiclieudeQ  Notausgängen  für  den  Fall  eines  Brandes 
yersehen  ist,  so  bat  er  dem  Inhaber  dieser  Falnik  oder  Werkstatt  schrift- 
lich davon  Mitteilung  zu  machen. 

2^  Eine  Abschrift  der  Mifteihmg  soll  der  Cliofiijsiiektor  dem  Kate 
zustelleu,  und  der  Rat  soll  binnen  zweier  Monate  vom  Datum  ab,  an  dem 
er  diese  Mitteilung  vom  Cbeiinspektor  erhalten  hat,  diesen  wissen  lassen, 
ob  die  notwendigen  Reparaturen  nnd  Verbesserungen  vorgenonumen  worden 
sind  oder  nicht. 

3)  Wenn  dieser  Rat  nicht  binnen  zweier  Monate  vom  Datum  dieser 
Mitteilosg  des  Cheflnspektors  ab  dem  Cheiinspektor  seine  Zustimmung 
BOT  Weiterbenutnmg  der  Fabrik  oder  Werkstatt  mitteilt,  so  kann  der 

Ohefinspektor  dem  Friedensgericht  (court  of  petty  sessions)  die  Anzeige« 

dasB  der  hotr.  Inhaber  die  Vorschriften  dieses  Artikels  nicht  innehalte, 
erstÄtten  und  diesen  Inhaber  auf  Gnind  der  Anzeige  einladen  lassen,  vor 
dem  Friedensgericht  zu  er»cheiiieu  und  vorzubringen,  wad  er  gegen  die 
beabeaditigte  Streidinng  der  Begistrierung  seiner  Fabrik  einntwenden 
habe.  Wenn  sich  das  Fi  iedensgerid^t  nidit  übersengt,  dass  die  betr.  Fabrik 
oder  Werkstatt  oder  der  betr.  Teil  der  Fabrik  oder  Werkstatt  von  allen 
Defekten,  welche  in  der  Mitteilung  des  Chefimspektors  genannt  sind,  frei 
ist,  so  soll  es  einen  Befehl  ansstellen,  dnrdh  den  die  B^^trierang  dieser 
Fabrik  oder  Werkstatt  gestrichen  wird. 

G.  r  Alle  Titren,  Gänge  und  Treppen  in  oder  in  Znsminrnrnliayty  mit 
eimr  Fabrik  oder  Werkstatt  trollen  frei  von  Jiindemüsen  Jeder  Ali  gehalten 
werden  und  ateU  als  Flucidinitiel  benutAMar  sein. 

2)  War  toUAß  TUren,  Gänge  oder  Truppen  irgendwie  versperrt  oder  deren 
Ter  Sperrung  dtUdU,  oder  wer  duldd,  da»  Smdemwse  in  solche  Türen,  Gänge 
oder  TVeppen  oder  in  deren  Nähe  f/eJefjf  u^den,  rn- fallt  bei  TJebcrführung 
einer  Busse  bis  zu  5  £  für  die  erste  Vebei-treiung  und  von  ö  £  bis  20  £  für 
jede  folgende». 

7.  l)  ht  der  Mist  oder  der  Chefinpekior  laut  Verordnungen  des  Amte» 

hererhliijf  xv  rerln'ngen,  dass  in  rinejn  Lokal,  Gebäude  oder  Platx  Van  ich - 
tungen  {auch  mit  Wasser  gefüllte  Feuereimerj  zur  Verhinderung  und  LöscJiung 
eines  Brandes  da  sein  sollen,  so  müssen  diese  Vorrichiungen  stets  m  gutem 
Zmtmde  und  jeden  AugenhHek  errdehbar  eem. 

2)  Eine  FabiHk  oder  Werkstatt,  in  wekker  eine  JSuunderhandlung  gege^t 
difinen  Artikel  rorhnnmt,  ist  als  nicht  in  UebereinsUmmung  mit  den  FcUfHk- 
und  Ladengesetzen  betrieben  anzusehen. 

Besondere  V  orschriften  für  Läden  und  Gebftade. 

B1.  I  i  Dei'  Eigentiimer  jedes  Ladern,  I^okals,  Warenhaiifief!  oder  Ge- 
bäudes (welcßies  keine  Fabrik  oder  Werkstatt  tjiij ,  worin  Personen  arbeiten 
oder  irgendwie  bescMftigt  sind,  soll  auf  schriftliches  Verlangen  des  Amtes  hin 
XU  deemn  Befriedigung  binmn  einer  angemeeeenen  Zeit  di^emge  Jnxahl  von 
Abtraten  und  Pissoirs,  die  nach  Ansicht  des  Amtes  für  die  Bedürfnisse  der 
bescJiäftigten  PerFonm  genügt,  und,  falls  Personen  beider  Gesrhhchier  beschäftigt 
werden,  getrennte  Abtritte  für  die  Bedürfnisse  jedes  Gesciüechte^  mit  für  die 
OeeeMeeiUer  eorgfaUig  getrennten  Sktgä^igen  er^i^en, 

2)  Der  Eigentümer  eines  Gebäudee,  der  den  Vorschrißen  dkee»  Ärtikda 
meht  naohkommt,  verßlU  einer  Busee  wn  2  £  bi»  20  £, 
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3.  Schlafrikume. 

28.   1)  Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  der  irgend  jemand  sn  iigemd 

einer  Zeit  besch&ftigt  ist,  darf  niemals,  und  ein  Kaum  oder  Ort,  der  mit  einer 
Fabrik  oder  "Werkstatt  in  Verbindung  steht  oder  in  derselben  Einfrie^lirrnrii^ 
sich  befindet,  nur  dann  als  Schlafraum  benutzt  werden,  wenn  dieser  Sckial- 
raoxn  dnrch  eine  solide  Maaer  oder  Scheidewand,  die  vom  Fussboden  bis 
snr  Becke  reicht,  ▼on  der  Fabrik  oder  Werkstatt  wirki^am  getrennt  ist. 

2)  Wer  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  ArtikolH  eine  Fabrik 
oder  Werkstatt  oder  einen  Kaum  vermietet  oder  inne  hat  oder  zu  ver- 
mieten fortfWirt  oder  die  Verwendung  wissentlich  duldet,  vertkllt  bei 
UeberfiUirimg  einer  Busse  bis  sa  2  £  für  die  erste  Uebertretang  und  von 
1  £  bis  6  £  ftlr  jede  folgende. 

4.  Abbilfe  der  Mängel  und  Abflussstörungen. 

29.  1)  Findet  ein  Inspektor,  dass  eine  Handlung,  eine  ünterlassnng 

oder  ein  Defekt  betrefifend  eine  Dohle,  ein  Wasserklosett  oder  einen  anderen 
Abtritt,  eine  Kehriehtgrube,  die  Wasserzufuhr  oder  eine  Abflussstörung  oder 
betr.  eine  andere  äache  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  auf  Grnnd  der 
Gesetze  über  die  öffentliche  Gesundheit,  aber  nicht  auf  Grund  dieset»  Ge> 
setaes,  beatraft  und  bMeitigt  werden  kOnne,  so  soll  er  dem  Rate,  in 
dessen  Bezirk  die  Fabrik  oder  Werkstatt  liegt,  diese  Handlung,  Unter- 
lassung  oder  diesen  Defekt  schriftlich  anzeigen. 

2)  Hierauf  ist  es  Pflicht  dieses  Eates,  diejenige  Untersuchung  des 
Gegenstandes  der  Anseige  nnd  darauf  diejouigo  Aktion  vorznnebmen,  die 
ihm  zur  Durchführung  des  G^esetses  geeignet  scheint.  Die  Befugnisse, 
die  der  Art.  262  des  Gpf?undh6it8ge8etzes  von  180O  (Health  Act  I8O01  den 
Käten  für  diejenigen  Fabriken  und  Gebäude  verliehen  bat.  in  welchen 
mehr  als  20  Personen  anf  einmal  versammelt  oder  beschäftigt  sind  oder 
versammelt  oder  beschftftigt  werden  sollen,  können  vom  Amte  sowohl  als 
von  jedem  Rat,  in  dessen  Bezirk  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  liegt,  hin- 
sichtlich dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  ausgeübt  werden.  Die  Bestimmungen 
des  letztgenannten  Gesetzes  zur  DurchfUhi-uug  der  Anordnungen  eines 
soleben  Batee  finden  anf  die  Dnrehltthning  dieser  nenen  Anordnungen  eines 
Rates  oder  des  Amtes  Anwendung  und  Ausdehnung. 

3^  Ein  Inspektor  ist  befufTt,  711  Zwecken  dieses  Gesetzes  nnd  jedes 
Gesetzes,  das  die  üffentliche  Gesundheit  betrittt,  einen  Gesundheitsbeamten 
oder  Sanititsinspoktor  oder  einen  andern  Beamten  des  Amtes  oder  Bates 
mit  sich  in  die  Fabrik  oder  Werkstatt  zu  nehmen,  und  jeder  solche  öe- 
sTindheitslieamte,  PanitJltsinspektor  oder  andere  Beamte  des  Amtes  oder 
Rates  darf  zu  jeder  vernünftigen  Zeit  jede  Fabrik  oder  Werkstatt  be- 
treten und  inspizieren. 

5.  Tünchen. 

30.  1)  Um  die  Erfüllung  der  Anforderungen  dieses  Gesetzes  an  die 
Beinlichkeit  der  Fabriken  und  Werkstätten  zu  sichern,  mflssen  alle  !bmen- 
wände  der  K&nmlicfakeiten  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  und  alle  Decken 
je  1'  1  \rt  (ceilings  or  tops)  dieser  Räumlichkeiten  Cob  diese  Wündo  oder 
Decken  jeder  Art  verputst  sind  oder  nicht)  und  alle  Gänge  und  Treppen- 
bftuser  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  w«kn  sie  nieht  wenigstens  einmal 
im  Xdinfe  der  letzten  7  Jahre  mit  Oel  gestrichen  oder  gefimi^  worden  sind, 
wenigstens  einmal  in  je  14  Monaten,  vom  Datum  der  letzten  Tttnchung 

11* 
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oder  des  letzten  Äns^chs  ab  gereehnet,  getttndit  oder  mit  einein  andern 
vom  Chef  Inspektor  zu  genehmigenden  Material  gestrichen  werden ;  wenn 

sie  aber,  wie  gesa<:»t,  mit  Opl  p^estrichen  oder  »efirnisst  worden  sind,  so 
müssen  sie  wenigstens  einmal  in  je  14  Monaten,  vom  Datum  der  letzten 
Waschnng  ab  gerechnet,  mit  heissem  Wasser  nnd  Seife  gewaschen  werden. 

2)  Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  weloher  eine  Zuwiderhandlang 
^egcTi  >Iieso]i  Artikel  vorkommt,  ist  als  nicht  in  Uebereinstimmong  mit 
diesem  (toscIzo  Ijeirieben  anzusehen. 

3)  Wenn  der  Minister  findet,  dass  in  irgend  einer  Klasse  von  Fabriken 
oder  Werkstätten  oder  in  Teilen  von  solchen  Fabriken  oder  Werkstätten 
die  Bestimmungen  dieses  Artikels  nicht  notwendig  sind,  um  darin  die 
Erfüllung:  iler  Anforderungen  dieses  Gesetzes  an  die  Reinlichkeit  zu  er- 
zielen, oder  dass  sie  mit  EUcksicht  auf  besondere  Umstände  nicht  anwend- 
bar sind,  so  kann  er,  wenn  er  dies  fttr  geeignet  ansieht,  auf  Empfehlang 
des  Amtes  durch  einen  Erlass  auf  Grund  dieses  Gosetaes  für  jene  Klasse 
von  Fabrikoii  oder  WerkstÄtten  ncirr  für  jene  Teile  von  Fabriken  oder 
Werkstätten  eine  besondere  Ausnahmebestimmung  treffen,  der  zufolge  die 
Bestimmungen  dieses  Artikels  auf  jene  Betriebe  keine  Anwendung  linden. 

4)  Dieser  Artikel  findet  keine  Anwendung  auf:  Schmiedewericstfttten, 
die  Herstellung  von  landwirtschaftlichen  Geräten,  Stellmacherbetriebe, 
Giesseroien,  Mahlmühlen,  Sagemühlen,  Knochenmühlen,  Gerbereien,  Seile- 
reien, Schmelzhütten  und  Betriebe  zum  Heu-  und  Komhäckselschneiden, 
inm  Zennalmen  von  £om,  snm  WoUwasdien  und  cur  Herstellung  von 
DMnpfkesseln. 

6.  Mahlseiten  der  Arbeitnehmer. 

81.  1)  Personen  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren  und  Frauen 
dttrfen  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  keinesfalls  Iftnger  als  5  Stunden 
lang  ununterbrochen  olme  <nn«^  wenigstens  halhstundigo  Mahlzeitspause 
beschäftigt  worden :  ausgenommen  sind  Haibfeiertage  und  Fälle,  in  denen 
der  Minister  auf  Grund  gehöriger  Untersuchung  findet,  dass  Berufs- 
bedttrfnisse  die  Suspension  der  Bestimmung  diesm  Artikels  «'heischen. 

2)  IHndet  der  Minister,  dass  BerufsbodUrfnisse  die  Suspension  der 
Bestimmung  dieses  Artikels  erheischen,  so  kann  er  A]mo  ßestimranng 
suspendieren  i  eine  solche  Suspension  erfolgt  durch  eine  vom  Minister  unter- 
seiohnete  Bekanntmachung,  die  im  Begiemngsblatt  zu  Teröffentlichen  ist. 

8)  Auf  Fabriken  oder  Werkstätten,  in  denen  Zeitungen  gedruckt 
wwden,  findet  keine  Bestimmung  dieses  Artik(ils  Anwendung. 

32.  1)  Niemand,  der  in  einer  FaV)rik  oder  Werkstat i  beschäftigt 
ist,  darf  Mahlzeiten  in  einem  Kaum  der  Fabrik  oder  Werkstatt  ein- 
nehmen, in  welchem  zur  Zeit  ein  Froduktionsprosess  oder  eine  Arbeit  aus- 
geführt wird  oder  in  welchem  sur  Zeit  Fersonen,  die  in  der  Fabrik  oder 
Werk«tfirt  beschäftigt  sin<l,  ihre  Arbeit  verrichten,  wenn  nicht  die  betrof- 
fende Fabrik  oder  Werkstatt  oder  die  betretfende  Klasse  von  Fabriken 
oder  Werkstätten  offen  gebaut  und  vom  Lispektor  durch  ein  Zeugnis  aus« 
drflcklich  von  dieser  Bestimmung  ausgenommen  worden  ist. 

2)  Ist  ein  Produkt ionsprozess,  eine  Arbeit  oder  Boschilftigung  vom 
Staatsrat  für  «childlich  im  .Sinuc  dieses  Gesetzes  erklärt  worden,  so  darf 
keine  in  einer  Fabrik  oder  W^eiksLatt  (in  der  ein  solcher  Produktions- 
prozess,  eine  solche  Arbeit  oder  BeschftfUgung  vor  sich  geht)  be> 
sehftftigte  Person  ihre  Mahlseiten  in  einem  Baum  der  Fabrik  oder  Werk> 
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fltatt  einnehmen ,  in  weldiem  zur  Zeit  ein  solcher  Prodnktionsprozess, 
eine  wiche  Boschilftirt^iinir  oder  Arbeit  vor  sich  ;i'phr  odfr  in  v,o]chom  in 
dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  beüciiäitigte  Persoueu  bei  der  -ii  boit  gerade 
gind  oder  im  Lfttife  des  Tages  gewesen  aiad.  Der  Inhaber  jeder  solchen 
Fftbrik  oder  Werkstatt  soll  einen  geeigneten,  sauberen  Raum  herstellen 
lassen,  in  dem  die  "beschäftigten  Personen  ihre  Mahlzeiten  einnehmen 
können,  ohne  den  \'orj:chrit"ten  dieses  Gesetzes  zuwiderzuhandeln. 

3)  Wird  dem  Minister  einleuchtend  klargelegt,  dass  aus  irgend  einem 
Onmde  die  Herstellnng  eines  solchen  Speiserenmes  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  nicht  notwendig  ist,  so  kann  er  für  eine  bestimmte  Dauer,  die 
nicht  lan;7er  als  1  Jahr  sein  dnrf,  den  Inhaber  der  betreffenden  Fabrik 
oder  W'orkstatt  durch  eine  eigenhändig  unterzeichnete  Bewilligung  von 
denjenigen  Besti'mmnngen  dieses  Artikels  ausnehmen,  welche  die  Her^ 
stellnng  eines  solchen  Speisemnmes  fordern. 

Teil  V.  Besondere  Vorschriften  für  bestimmte  Berufe. 

1.  Bftckereien. 

98.  1)  Li  dner  Biokerei,  die  in  einer  8t»dt  (city,  town)  oder  Stadt^ 
gemeinde  liegt,  müssen  alle  Innenwftnde  der  Hftumlichkeiten  dieser  Bäckerei 
und  alle  Derkcn  jeder  Art  (ceilinj^  or  tops)  dieser  Raiimlichkeiten  (oh 
diese  Wände  oder  Decken  jeder  Art  verputst  sind  oder  nicht)  und  alle 
Gftnge  nnd  Treppenhftnser  dieser  BKokerei  entweder  mit  Oel  gestrichen 
oder  gefimisst  oder  mit  Kalk  oder  einem  anderen  vom  Chefinspektor  zu 
genehmigenden  Material  gestrichen  ■n'crden,  oder  aber  teilweise  mit  Oel 
g;estriclien  oder  getimisst  oder  dorait  gestrichen  werden;  wenn  sie  aber 
mit  Oel  gestrichen  oder  geüruisöt  werden,  so  soll  der  Anstrich  oder  Firnis 
in  drei  Schiditen  aufgetragen,  wenigstens  einmal  in  je  7  Jahren  erneuert 
nnd  wenigstens  einmal  in  je  6  Monaten  mit  heissem  Wauer  nnd  Seife 
abgewaschen  werden  W^erden  sie  anderweitifr  gestrichen,  so  maSB  dieser 
Anstrich  wenigstens  einmal  in  6  Monaten  erneuert  werden. 

2)  Iline  Sk^ersi,  in  weldier  eine  Zuwiderhandlung  gegen  diesen 
Artikel  ▼orkommt,  ist  als  nicht  in  Uebsreinstimmang  mit  diesem  Chseetse 
betrieben  anzuRohen. 

34.  1)  In  '■"'npT-  BlU'kerei,  die  in  einer  Stadt  icity.  tra\'Ti^  oder  8tadt- 
gemeinde  liegt,  aari  kein  liaum,  weicher  auf  dem  Niveau  der  Bäckerei 
liegt  nnd  sn  demselben  Gebende  gehört  wie  die  Bftckerei,als  Sdilafratun 
benntst  werden,  es  sei  denn,  dass  dieser  Banm  folgendomassen  angelegt 
wftre  (nfimlich) : 

dass  dieser  Schlafraum  von  der  Bäckerei  duich  eine  Scheidewand, 
die  vom  Boden  bis  znr  Decke  reicht,  wirksam  getrennt  ist;  nnd 

dass  ein  nac-h  aussen  gehendes,  vergla-stea  Fen.ster  von  wenigstens 
9  Qnadratfnss  Flilche  vorbanden  ist,  von  ^^-(d('hem  wenigstens  Qttadrat- 
fuss  zu  Ventilationszwecken  geöfinet  werden  können, 

2)  Wer  entgegen  Jeu  Bestimmungen  dieses  Artikels  einen  Raum  ver- 
mietet oder  innehat  oder  zu  vermieten  fortfUirt  oder  dessen  Verwendung 
wisaentlich  duldet,  verfällt  bei  Ueberführung  einer  Busse  bis  va  20  sh.  filr 
die  erste  Uebertretnng  and  bis  sa  6  £  fiOr  jede  folgende. 

2.  Stanberzeugende  Fabriken. 

35.  Wenn  in  einer  Fabrik  oder  W'erkstatt  beim  Sc  hh  ifeu,  Gl?ltten 
oder  Polieren  auf  einem  Bade  oder  bei  einem  anderen  Prozesse  ^taub 
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erzeugt  und  von  den  Arbeitern  in  scLädlicher  ^^enge  eingeatmet  wird  und 
der  Inspektor  tindet,  dass  diese  isanatmimg  zu  einem  grossen  Teile  durch 
di»  Vemandimg  eines  Ventilators  oder  anderer  medumisohea  Vonich- 
tungen  verhindert  werden  könnte,  so  kann  er  anordnen,  dass  ein  Venti- 
lator odfr  audere  mocliaiiis(-hen  Vorrifhtungon  von  oiner  Konstruktion, 
die  zur  Voihin  !o-un<,'  dieser  Eauatmuiig  ^'eciguet  ist,  binnen  einer  ange- 
me»t»eneu  Fiiüt  angebracht  werden.  Wird  eine  solche  Vorrichtung  nicht 
angebraeht  oder  nicht  in  stand  gehalten  oder  nicht  VMwendet,  so  ist 
die  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  in  Uebereinstimmiing  mit  diesen 
Oesetse  betrieben  anzusehen. 

8,  B&nme|  in  denen  nass  gesponnen  urird« 

36.    1)  Person«!  im  Alter  Ton  veniger  als  18  Jahren  und  Franen 

dürfen  in  einem  Teil  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welchem  nass  gesponnen 
wird,  üiclit  boscLaftigt  werden,  wenn  nicht  ausreichende  Vorkolirungen 
getroüeii  öiud  und  dauernd  verwendet  werden,  um  die  Arbeiter  vor  dem 
Kasswerden  zu  sohtttzen  und  (falls  heissea  Wasser  verwendet  wird)  das 
ISndringen  von  Dampf  in  den  Arbeitsranm  m  irerhindem. 

2)  Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher  eine  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Bestimmungen  dieses  Artikels  vorkommt,  ist  als  nicht  in  Ueber- 
einstimmung  mit  diesem  Gesetze  betrieben  anzusehen. 

Teil  VI.  Besohrftnkangen  betr.  Arbeitnehmer  in  Fabriken 

und  Werkst&tten. 

1.  Alter  and  Arbeitsstunden  der  Arbeitnehmer. 

87.  Kinder  dürfen  in  einer  Fabrik  oder  Werkstett  nicht  beabhftftigt 

worden. 

88.  1)  Personen  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren  und  Frauen, 
die  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschAftigt  sind,  sei  es  fiir  Lohn 

oder  nicht,  in  einem  Produktiousproziess  oder  gewerblich  oder  zum 
Heinigen  eine«  Teiles  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  welche  für  einen 
Produktionsprozess  oder  gewerblich  vorwendet  wird,  oder  ziun  Reinigen 
oder  Oelen  eines  Teiles  der  Maschinen,  oder  zu  irgend  einer  andern  Ar- 
beit, welche  mit  dem  Frodnktionsprosess  od«r  dem  Gewerbe  sosammen- 
h&ngt  oder  dazu  gehört,  oder  mit  der  hergestellten  Ware  oder  sonst  mit 
dem  Gegenstände  des  Produktionsprozesses  oder  Gewerbes  zusammonh&ngt, 
dürfen  keinesfalls  in  anderem  Sinne  als  in  dem  dieses  Gesetzes  für  im 
Sinne  dieses  Oesetzes  beschäftigt  angoMhen  werden. 

2)  Für  die  Zwecte  dieses  Gesetzee  iat  ein  Lehriing  als  fttr  Lohn  ar- 
beitend anzuseh'MT 

39.  1)  Niemand  darf  entgegen  den  Beschränkungen,  welche  in  der 
dritten  Anlage  ^)  zu  diesem  Gesetze  erwähnt  sind,  in  den  in  dieser  Anlage 
genannten  Fabriken  oder  Werkstitten  beechsftigt  werden. 

2)  Eine  Anzeige  des  Verbotes  dieses  Artikels  ist  in  allen  Fabriken 
ond  Werkstätten,  auf  welche  dieses  Verbot  Anwendung  findet,  anzuschlajren. 

40.  1)  Vorbehaltlich  der  in  diesem  Artikel  getroffenen  Ausnahmea 
darf  niemaxul  eine  Person  im  Alter  von  weniger  ak  16  Jahren  oder  eine 
Frau  oder  ein  Midchen  langer  als  48  Stunden  in  einer  Woche  oder  lln^fer 
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»Is  10  Stunden  an  einem  Tage  oder  später  als  9  Uhr  abends  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  bescliiiln;^en  oder  deren  Beschs  ftiirnnir  gnülieissen  oderdiüden. 

2)  Um  imvorheriresehenem  Arbeitpandrange  bei,'o<jnen  zn  können,  darf 
der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  Knaben  von  weniger  als  lü  Jalireu 
und  lUdehttOi  im  Alter  von  ttber  16  Jahren  und  Frauen  bis  m  51  Stunden 
in  der  Woche  unter  folgenden  Bedingungen  beschftftigeni  nftmlieh: 

a'  Die  s^mvöhnliche  gliche  Arbeitadauer  daif  nur  an  einem  Tage 
in  der  Wocii©  überschritten  werden. 

b)  Die  gewöhnliche  tSgliohe  Arbeitsdaner  darf  in  einem  Zeitramn  7on 
12  Kalendermonaten  höchstens  an  10  Tagen  überschritten  werden. 

c)  Wenn  der  Inhaber  einer  Fabrik  o<l('r  Werkstatt  sieh  der  Bestim- 
muncreii  die.'^es  Absatzes  Ijcdiont  h^it,  sn  luit  er  binnen  21  Stuiideu  nach 
dem  Beginn  solcher  Ueberzeiturbeit  den  Inspektor  davon  zu  benachrich- 
tigen ond  eine  Abeduift  dieser  Benaohriditigimg  binnoi  derselben  Frist 
in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  ansnschlagen.  Die  Benachrichtigang  des 
Chefinspektors  mnss  von  einer  ausführlichen,  vom  Inhaber  nnterzeichneten 
Darstellung  durjouigeu  Verhältnisse  begleitet  sein,  durch  welche  der  In- 
haber begründet,  daas  diese  Uebenseitarbeit  bona  fide  erfolgt  sei,  um  einem 
unvorhergesehenen  Arbeitsandi  ange  zu  begegnen. 

I  i  Der  Inliaber  der  Fabrik  oder  Werkstatt  hat  ein  Verzeichnis  aller 
Tage  und  Wochen  zu  fiihron,  an  denen  er  sich  der  Bestimmungen  dieses 
Absatzes  bedient  hat,  und  eine  Abschritt  dieses  Verzeichnisses  für  die 
leticten  12  Monate  moss  in  leeerlidien  Buchstaben  beständig  an  einem 
auffallenden  Platze,  wo  sie  leicht  von  >!en  in  der  Fabrik  oder  Wexkstatt 
beechäftigten  Personen  prelesen  werden  kann,  anj^eschlagen  sein. 

e)  Für  jeden  Tag,  an  welchem  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werk- 
statt sidi  der  Bestimmongen  dieses  Absatzes  bedient,  ist  nach  dem  Satse, 
der  in  der  fünften  Anlage  ^)  zu  diesem  Gesetze  vorgeschrieben  ist ,  eine 
-Bezahlung  fflr  die  Ueberzeitarbeit  und  ein  Teegeld  zu  entrichten. 

t'}  Knaben,  Mädchen  oder  Frauen  dtürfen  nicht  ohne  ihre  Zustimmung 
derart  beschäftigt  werden. 

g)  Wenn  der  ICnister  nicht  tberseugt  ist,  dass  diese  Arbeit  bona  fide 
erfolgt  ist,  um.  einem  unvorhergesehenen  Arbeitsandrange  zn  begegnen, 
so  hat  er  den  Inhaber  schriftlich  von  dieser  Auffas5?nng  zu  benachrichtigen, 
imd  wenn  der  Inhaber  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  nicht  binnen  eines 
Monates  vom  Datum  dieser  Benachrichtigung  ab  dem  Minister  sn  dessen 
Befriedignng  nachweist^  dass  diese  Arbeit  bona  fide  zu  dem  genannten 
Zwecke  erfolgt  ist,  so  soll  der  Minister  den  Chef  Inspektor  ;hi  weisen,  vor- 
zumerken, dass  diese  Arbeit  nicht  bona  fide  zum  angegebenen  Zwecke 
erfolgt  ist 

h)  Wenn  der  Minister  dreinul  binnen  12  Kalendermonaten  hinsicht- 
lich desselben  Inhabers  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  eine  solche  Vor- 
merkung anordnet,  ao  verliert  der  Inhaber  die  Berechtigimg,  sich  hinfort 
Jemals  wiedw  der  Bestimmungen  dieses  Absatzes  zu  bedienen. 

8)  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  snwiderhandelt,  ▼erftllt  ftti 
jede  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel  bei  Ueberführung  einer  Busse 
Ws  zu  5  £  für  die  erste  Uebertretung  nnd  von  2  £  bis  20  £  fiir  jodo  folgende. 

4)  Mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  eines  Berufes  kann  der  Minister 
auf  Grund  gehöriger  Untersuchung  und  nach  Bezahlung  der  vorgeschriebenen 
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Gebiilir  nacli  Gutdünken  jeweilen  für  eine  oder  mehrere  Fabriken  oder 
Wei  kstilttoi  oder  für  alle  Fabriken  oder  Werkstatten  einer  bestiiDinten 
Art  oder  iür  einen  bestimmten  Berul  oder  einen  besonderen  Zweck  eines 
bestunmten  fierafes  di«  Wirkaamkeit  dieseB  ArtikelB  durch  eine  von  Sun 
imteneichnete  und  im  Regieroa^blatte  verüüentlichte  Bekanntmachung 
enspendieren.  Eine  solche  Sngpension  hat  jedoch  höchstens  für  2  Monate 
vom  Datum  dieser  Bekanntmachung  ab  Kratt  und  Wirkung  und  kanzii 
falls  die  Bedingungen  dieser  Suspeneion  in  irgend  einer  Weise  nicht  er>- 
ftllt  werden,  jederzeit  vom  lünister  dnrch  eine  Bekanntmachung,  welche 
von  ihm  zn  unterzeichnen .  dem  betroffenen  Inhaber  der  Fabrik  oder 
Werkstatt  durcli  die  l'ost  zuzustellen  und  auch  im  Hegierongsblatt  zu 
verott entliehen  i»t,  widerrufen  werden. 

5)  Jede  Bekannünachnng,  duroh  weldie  der  Minister  die  Wirksamkeit 
dieses  Artikels  für  eine  oder  mehrere  Fabriken  oder  "Werkstätten  oder 
für  alle  Fabriken  orler  Werkstätten  susi^eudiert,  aoll  in  der  in  der  fünften 
Anlage  ^)  zu  diesem  Gesetz  angegebenen  Form  erfolgen  und  die  dort  feet- 
gssetiten  Bedingungen  enthalten. 

6)  Von  allen  Personen  im  Älter  von  weniger  als  16  Jakren  und  aßen 
Frauen  und  Mädrlien,  dir  in  irgmdwelcher  Funktiof)  in  eiuer  FahrH:  oder 
Wrrkstalt  besrhüftigt  uerdcn,  taird  (die  Mahlzeiten  ausgrnoinrnpyiß  für  jeden 
Tag  angenommen,  datis  sie  von  dem  Zeitpunkt,  an  dem  »ie  die  Fabrik 
betreten  haben,  bis  som  Zeitpunkt  des  Verlassene  in  der  Fabrik  oder 
Werkstatt  beschäftigt  unuren. 

41.  Wird  eine  Perpon  in  ircrend  einer  i'unktion  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  wahrend  eines  Tages  oder  einer  Woche  beschäftigt,  so  ist  alle 
Zeit,  wfthrend  derer  dioie  Person  m  irgend  einer  Arbeit  Air  den  Inhaber 
der  Fabrik  oder  W^erkstatt  während  dieses  Tages  oder  dieser  Woche  ver- 
wendet wurde,  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  als  Zeit  anzusehen,  w&hrend 
welcher  diese  Person  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  gearbeitet  hat. 

2.  Arbeitsstunden  in  Betrieben, 
welche  Chinesen  beschäftigen  oder  Mt^bel  hersteilen. 

42.  1)  In  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  der  tw  irgend  einer  Zeit 
ein  Chinese  beschäftigt  ist,  und  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  der 
irgend  jemand  mit  der  Znriehtnng  oder  Herstellung  oder  tmhreise  nut 
der  Zurichtung  oder  Herstellung  eines  Möbels  beschäftigt  ist.  darf  niemand, 
\ved»  r  fiü-  si(  Ii  selbst  noch  mietweise  oder  ffir  T^i^bn,  mittelbar  oder  un- 
mittelbar an  irgend  einem  Tage  vor  Uhr  morgens  oder  nach  ö  Uhr 
abends,  oder  an  einem  Samstage  nach  2  Uhr  nachmittags,  oder  an  einem 
Sonntage  zu  irgend  einer  Zeit  arbeiten  oder  jemanden  beecbftftigen  oder 
dessen  Beschäftigung  gutheissen  oder  erlauben. 

o\  ■^Ver  eine  Bestimmung  dieses  Artikels  t'ibertritt,  verfallt  ftlr  jeden 
Tag  der  Uebertretung  bei  UeberfUhrung  einer  Busse  bi»  zu  10  £  für  die 
erste  üebertretung  und  von  5  £  bis  25  £  Air  eine  sweite  nnd  folgende. 
Die  Registrierung  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  deren  Inhaber  auf  Grund 
dieses  Attikels  einer  dritten  Uebertretung  llberfiihrt  wird,  ist  vom  Chef- 
inspektor zu  If'schen. 

3)  Bei  der  VeHblgung  einer  Uebertretung  dieses  Artikels  gilt  der 
Nachweis, 
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a)  dass  zu  irf^enrl  einer  Zeit,  während  welcher  die  Arbeit  iu  einer 
Fabrik  oder  Werkötati  durch  diesen  Artikel  verboten  ist ,  Geran.-chc 
vernommen  worden  sind,  wie  sie  unter  gewöhnlichen  Umständen  %vuideu 
yernonuiieii  werdaOf  wenn  sie  von  Pemonen  ventnacht  wftreiif  welche  in 
dieser  Fabrik  oder  Wei^tatt  mit  der  gewolmten,  darin  betriebenen  Arbeit 
beechäftigt  sind:  und 

b)  dass  während  dieser  Zeit  einem  Mitglied  des  Poüzeikorps  oder 
einem  Inspektor  der  sofortige  Zutritt  m  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt 
Terveigert  wurde  oder  nicht  erhältlich  war  — 

prima  facie  als  Beweis,  daes  der  Angeklagte  die  Bestimmungen  dieses 
Artikels  übertreten  hat. 

4i)  Mit  Etlcksidit  auf  die  BedUr&isse  eioeä  Berufes  kann  der  Miuibter 
nntw  den  Bedingnngen  nnd  Binsehrtnknngen,  die  ihm  Ar  Art  40  dieses 
Gesetzes  auferlegt,  die  Wirksamkeit  diesee  Artikels  für  eine  oder  mehrere 
Pabriken  oder  Werkstätten  bis  zur  Dauer  von  2  Monaten  suspendieren. 

9)  Bei  der  Verfolgung  einer  Zttwiderhandlung  gegen  dm  Art.  42  des 
BauptgeMixe»  ist  der  Inhaber  einer  Fhhrik  oder  Werkatatt  als  einer  mxusehm, 
der  einer  Person  die  Arbeit  in  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  eben  genatttUm 
Artikrl  'jc.stattd  hat,  wenn  nachgeunesen  ist,  dass  irgend  jemand  uälirend  der 
Zeit,  ivüiirend  xcelcher  der  genannte  Artikel  die  Arbeit  verbietet,  in  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  dieses  Inhabers  gearbeitet  hat. 

3.  Bes6h&f tignngs-Tauglichk e  i  tsTieagnis  ittr  Personen 

unter  16  Jah  ron. 

43.  1)  Eine  Person  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  darf  in 
einer  Fabrik  oder  Werkstatt  nicht  beschäftigt  werden,  ohne  dase  der 

Inhaber  der  Fabrik  ein  Zougnls  über  die  Tauglichkeit  dieser  Person,  in 
der  betreflTeiulen  l-'abrik  beschäftigt  zn  werden,  in  der  vorgeschriebenen 
Form  erlaugt  hat,  oder,  wenn  ein  Holches  Taugiichkeitäzeugnis  nicht 
erforderlich  ist,  ohne  dass  der  Inhaber  einen  Geburtsschein  oder  eine 
Altersdeklaration,  wie  sie  spftter  hierin  vorgeschrieben  ist,  erlangt  hat  nnd 
auf  Verlangen  jedes  Inspektors  vorweist. 

2>  Beschäftigungs-Tauglichkeitszeugnissc  Find  ftlr  die  Zwecke  difse?* 
Gesetzes  von  dem  Amtsarzte  des  Bezirks  auszustellen  und  sollen  dahin 
lauten,  dass  diesem  Amtsarste  auf  Gmnd  dee  vorgelegten  Geburtsscheines 
oder  anderer  genUgenden  Beweise  als  erwiesen  gilt,  dass  die  im  Taug» 
lichkeitszeugnis  preTianTife  Person  das  darin  nncregebene  Alter  erreicht  hat, 
von  ihm  persönlich  untersucht  worden  ist  und  nicht  durch  Krankheit  oder 
körperliche  Gebrechen  untauglich  ist,  täglich  während  der  gesetzlich  zu- 
lässigen Zeit  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt,  welche  im  Zeugnis  genannt 
ist,  zu  arbeiten. 

3)  Ungeachtet  irfrend  einer  Besinumung  dieses  Artikels  i^t  ein 
Beschäftigungs-Tauglichkeitszeugnis  nur  in  den  jeweils  vorgeschriebenen 
IWlen  oder  dann  erfiMrderlieh,  wenn  der  Ghefinspektor  es  in  Anbetracht 
besonderer  Umstände  durch  schriftliche  Mitteilung  verlangt 

44.  1)  Alle  Fabriken  o  I er  Werkstätten  oder  einige  von  ihnen  k'-nnen 
im  Beschältigungs-Tauglichkeityzeugnis  namhaft  gemacht  werden,  wenn 
der  ^^mtsajrzt  glaubt,  das  Beschäftigungszeugnis  für  diese  Betriebe  in 
guten  Treuen  ausstellMi  sa  können. 

2)  Der  Geburtsschein  (welcher  eventuell  dem  Amtsärzte  beizubrinf^on 
ist)  soU  entweder  eine  beglaubigte  Atmchrift  der  £int3*aguiig  der  Geburt 
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der  betreftendßn  Person  in  ein  Gebnrtenregiater,  das  auf  Grund  eines 
Gesetzes  Uber  die  Registrierung  von  Geburten,  Todesfällen  und  Heiraten 
gefüllt  wird,  oder  ein  Affidavit  Uber  das  Alter  dieser  Person  sein. 

3)  Wenn  ein  Beschilfti^'ungs-Twogliclikeitszeugnis  dabin  lautet,  daas 
der  Amtsarzt  das  Alter  der  Person  auf  Grund  anderer  Beweise  als  dos 
Geburt«sohoinea  als  erwiesen  angenommen  hat,  so  kann  der  Iiis}iGktor 
durcli  eine  bchrütliche  Anzeige  das  Zeugnis  des  Amtsarztes  für  nichtig 
erklären,  wenn  er  vemtlnftige  Ursache  cor  Annahme  hati  dass  das  tat- 
sächliche Alter  der  im  Zeugnis  genannten  Person  niedriger  ist  als  das  im 
Zeugnis  an>^'egebene,  und  daraoi  soll  dieses  Zeogiiis  für  die  Zwecke  dieses 
Gesetzes  ungültig  sein. 

4)  Auf  Verlangen  hat  der  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkstatt,  in 
welcher  eine  Person  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  besdiifügt  istf 
einem  Inspektor  das  Beschäftigungs-Tauglichkeitszeuguis  dieser  PersOBi 
das  er  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlangt  haben  muss,  vorzuweisen. 

4.  Verbot  der  Knaben-  nnd  tfidchenarbeit  in  Fabriken  und 

Werkstätten  am  Abend  oder  bei  Nacht. 

45.  Knaben  im  Alter  von  weniger  als  14  Jahren  und  Mädchen  im 
Alter  von  weniger  als  16  Jahren  dürfen  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
xwisehen  6  Uhr  abends  nnd  6  Uhr  morgens  nicht  arbeiten. 

6.  Beschäftigung  jugendlicher  Personen  alsLSchriltsr-tTcr. 

46.  Knaben  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  und  Mädchen  im 
Alter  von  weniger  als  18  Jahren  dürfen  in  einer  Druckerei  nicht  länger 
als  8  Stunden,  nodi  swischen  6  Uhr  abends  nnd  6  Uhr  moiigenfl  arbeiten; 

ausgenommen  sind  dringliche  Fälle,  in  denen  die  Arbeit  mit  Erlaubnis 
des  Ministers  und  nur  unter  der  Bedingung  gestattet  ist,  dass  diese  Per- 
sonen in  den  12  Stunden,  welche  der  Nachtarbeit  vorhergehen,  und  den 
swttlfen,  welche  ihr  folgen,  nicht  beschäftigt  werden  dttrfen. 

6.  Befugnis  der  S  c  h  n  1  h  e  s  u  c  h  s  i  n  s  p  e  k  t  o  r  e  n. 

47.  Jede  i'erson,  welche  das  Amt  eines  Schulbesuchsinspektors  im 
Unterrichtsdepartement  (Department  of  public  Instruction)  einnimmt,  darf 
eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  während  darin  jemand  mit  Arbeit  besdiftfltigt 
ist,  betreten  und  jeden  Teil  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  dem  jemand 
mit  Arbeit  beschäftigt  ist,  inspizieren,  sowie  die  Altersliste  der  Personen 
im  Alter  von  weniger  als  20  Jahren  prüfen  und  persönlich  jede  Person 
befri^en,  oder  die  Vorweisnng  des  Qeburtsscheines  oder  anderer  genügen^ 
der  Beweismaterialien  TWlangen,  welche  ihm  ermöglichen,  das  Alter  jeder 
so  beschäftigten  oder  arbeitenden  Person  festrastellen. 

7.  Minimallohn  und  Pr  ftmienverbot  in  bestimmten  Berufen. 

48.  1)  Niemand  darf  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  zur  gäna- 
lichon  ('dar  teilweisen  Zuiichtung  oder  Herstellung  eines  Handels-  oder 
Vorkautsgogonstandos  beschäftigt  werden,  ohne  einen  Wochenlohn  von 
mindestens  2  sh.  6  d.  zu  erhalten. 

2)  Ausgenommen  die  FlUe,  in  denen  es  sich  um  die  Besohiftignng 
in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  handelt,  findet  der  Absats  1)  dieses 
Artikels  keine  Anwendung  auf  ein  Familienmitglied,  das  im  ersten  oder 
zweiten  Grade  durch  Blut  oder  Heirat  dem  Arbeitgeber  verwandt  ist. 
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■iD.  Wer  mittelbar  od^r  unmittelbar  oder  unter  einem  Vorwand  oder 
durch  eine  List  für  die  Eugagierung  oder  Beschäftigung  eines  weiblichen 
Weeonfl  als  Lehrling  oder  Volont&r  zur  Zurichtung  oder  Herstellung  von 
Bekleidnngsgegenst&nden  irgend  eine  Enteehftdignng,  Frlmie  oder  Grftti- 
fikation  von  jemanden  erhält  oder  jemanden  auffordert  oder  ihm  gestattet, 
jemandem  eine  solche  Entschädigung,  Prämie  oder  Gratifikation  7.n  «be- 
zahlen  oder  zu  geben,  noiacht  sich  einer  Uebertretung  schuldig  und  veriällt 
bei  üeberAihning  emw  Bosse  bis  sn  10  £.  Wer  diese  Entschädigung, 
Prftmie  oder  Gratifikation  bezcililr  oder  gegeben  hat,  darf  sie  darcb  einen 
iQSt&ndigen  Geriditsbof  vom  EmpflUiger  xarttckverlangen. 

Verbot  gewisser  Garantien. 

11.  1)  Amtier  mU  tekr^Uiek  trtmäer  BswüHgung  des  Ministers  darf 
niemand  verlangen  oder  fjpsfatfcn,  da^a  eine  Person  eine  hestimmte  G^hhumme 
bezahlt  oder  eine  Qarcmtie  oder  ein  Versprechet^  leistet^  des  InhcUts,  dass  diese 
effw  (eilMniMte  CMdtmimm  hextüdm  wird,  falb  die  Führung,  die  Begd- 
mässigkeit  dtä  Kommens  oder  die  Dü<ziplin  eines  Lehrlings,  Volontärs  oder 
Arf'ri'nekmere  tu  irgend  einer  Zeü  nieht  xtar  Zt^riedenheit  des  Arbei^ebere 
ausfällt. 

'Ij  Garaniien  oder  Verspreclien,  welche  derart  oder  tnil  der  gleichen  Ab- 
stdU  nadi  dem  InkrafHreten  dieses  Otmites  und  i^me  eine  solehe  BeuriUigung 
dee  Ministers  geleistet  tverden,  sind  ntäl  und  nirJdig,  und  wer  o^ktte  eine  solche 
Bewilligung  rinf  derart  ir^r  Gamrifie  nd^r  ein  derartiges  Verspr^ehen  leistet  oder 
verlangt,  verfälU  bei  Ueberführung  einer  Busse  bis  zu  10  £. 

3)  Jede  Summet  imIoAs  iumA  dem  InhrafUreten  dieses  Oesetees  auf  Ctrund 
von  Oaraniien  oder  Verspree^n,  die  derart  oder  mit  der  gkirf/m  Absicht  in 
Zuiriderhandhing  gegen  diesen  Artikel  geleistet  werden,  hexahlt  wird,  i.^t  dn- 
Person,  welche  diese  iSumme  bexafiU  hat,  xurücJixuer statten ;  wer  eine  soidie 
Summe  bexahU  hat,  kann,  wenn  diese  Summe  ilmi  auf  Verlangen  nicht  xurüek- 
erstaUef  wird,  sie  mU  dm  Koskn  durch  einen  mutäsudiigen  Geriehtshof  «om 
Empfänger  xurückosrlangen, 

Teil  Vn.   Eegelnng  nnd  Verwendung  der  Masobinen. 

1.  PersoaeBi  denen  Haschinen  anvertraut  sind,  brauoben 

Zengnisse. 

."0.  1)  Keiner  Person  darf  die  Bedienung  von  Dampfmaschinen  oder 
Dauiiiikesseln,  welche  in  oder  im  ZuBammenhang  mit  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  benutzt  werden,  anvertraut  werden,  ohne  dass  diese  Person  ein 
Dienst-  oder  Flbigkeitssengnis  innebat,  welches  von  der  auf  Orond  eines 
Bergwerksgeseizes  ernannten  Prüfnngsbflbtfrde  (Board  of  Kxaminors)  fttr 
Maschinisten  erteilt  worden  ist. 

2)  Solche  Dampfmasrhinen  und  Dampfkessel  müssen,  wenn  sie  in  Betrieb 
sind,  ufUer  der  Obhut  und  ÄufsiciU  eina"  Person,  welche  ein  solches  Zeugnis 
«MsW,  st^en. 

51.  1)  Ein  Dienstzeugnis  gilt  nur  als  ein  Zeugnis  tlbor  den  auf  der 
Vorderseite  anfj?*^«rhr!ebenen  Dienstzweig  und  bercchtig-t  den  Inhaber  nur 
znr  Uebemahme  der  Bedienung  von  Dampfmaschinen  oder  Damptkesaeln, 
welcbe  in  oder  im  Znsammenbang  mit  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  ver- 
wendet werden. 

2)  Die  zuständige  Pi-üfungsbehörde  darf  keiner  Person  ein  derartiges 
DieaetzeugniB  ausstellen,  ohne  dass  diese  Person  zur  Befriedigung  dieser 
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Beliürdo  nachweist,  dass  sie  über  Ertahnmgen  verfügt,  welche  sie  quali- 
fizieren, die  Aufsicht  über  Dampfmaschinen  oder  Dampfkessel,  welche 
Bpftteatons  seit  12  Monaten  vor  dem  1.  Oktober  1896  in  oder  im  Zn- 
sammenhang mit  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  verwendet  worden  sind,  au 

übernehmen. 

«  3)  Diese  Prüiuugsbehörde  wird  hiemit  ermächtigt,  Vorschrift sgemfiss 
Ptflfongen  abzuhalten  und  Personen  m  prttfen,  welche  sieh  als  Maschinisten 
für  Fabriken  und  Werkstätten  zu  qualifizieren  vvüuKchen,  und  denjenigen 

Pcr5?nnon,  wl-IcIio  dio  vorgeschriebene  Prüfung  erfolgreich  bestehen,  oder 
der  genannten  Behörde  befriedigend  nachweisen,  dass  sie  euie  gleich- 
wertige Prüfung  vor  einer  zu  diesem  Zweck  vom  Staatsrat  anerkannten 
Behörde  bestanden  haben,  nthigkeitesengnisse  aussnstellen. 

52.  1)  In  diesem  Abschnitt  nmfasst  der  Ausdruck  „Fabrik  oder 
Werkstatt"  (factory  or  workroom\  wo  immer  er  vorkommt,  alle  Häuser, 
Gebäude,  Grundstücke  und  Plätze,  in  oder  auf  denen  dauernd  oder  zeit- 
weilig Dampfkessel,  welche  nicht  anf  Gmnd  eines  andern  als  dieses  0e> 
setaes  unter  Aufsiclit  stehen,  vorwendet  werden.  Jeder  Dampfkessel  in 
einer  solclien  Fabrik  oder  Werkstatt  soll  von  einer  Person,  -welnhe  ein 
von  der  genannten  Prüfungsbehörde  ausgestelltes  Dienst-  oder  Fähigkeits- 
Zeugnis  innehat,  bedient  werden. 

2)  Die  Bestimmnngen  dieses  Artikels  sollen  6  Monate  lang  nach  der 
Ausdehnung  dieses  Gesetzes  auf  eine  Grafschaft  oder  einen  Teil  einer 
Grafschaft  keine  Person  betreffen,  welche  vor  einer  aolchen  Ausdehnung 
einen  derart  verwendeten  Dampfkessel  bedient  hat. 

58.  1)  Der  Staatsrat  kann  jederaeit  durch  einen  Srlass,  den  er  im 
Rr  n^iorimgsblatt  veröffentlicht,  für  die  Zeitdauer,  die  ihm  angemessen  er- 
.«( hpint,  jede  besondere  Art  von  Dampfkesseln,  oder  alle  Dampfkessel, 
welche  ausschliesslich  für  einen  bestimmten  Beruf  oder  Geschäftszweig 
gebraucht  werden,  oder  jede  besondere  Art  von  Dampfkesseln,  welche  in 
bestimmten  Lokalen  gebrandit  werden,  von  der  Wirksamkeit  dieses  Ab- 
schnittes ausnehmen. 

2)  I'm  festzustellen,  ob  die  Bestimmungen  des  letztvorhergohf nden 
Artikels  beobachtet  werden ,  darf  jeder  Inspektor  zu  allen  veruünltigen 
Zeiten  alle  H&user,  Gebftude,  Grondstflcke  und  Platze,  die,  wie  er  Grund 
hat  anzunehmen,  Fabriken  oder  Werkstätten  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
sind,  bf  trfttf>n,  inHjtizieren  und  untersuchen  nnd  daif  jedem  Inhahcr  und 
Aabeitnehmer  einer  solchen  Fabrik  oder  Werkstatt  alle  erforderlichen 
Fragen  vorlegen,  und  jeder  solche  Inhaber  oder  Arbeitnehmer,  der  die 
Beantwortung  einer  soldien  Frage  verweigert  oder  unterlKsst,  verfllLllt  bei 
Ueberführuujr  einer  Busse  bis  zu  ö  £. 

54.  Unbeachtet  irgendwelcher  go^enteiligen  Bestimmungen  des  B«^rp- 
werkgesetzes  von  189Ü  soll  die  Pi  üiungsbehörde  ein  Dienstzeuguis  nur 
unter  den  etwa  vorgeschriebenen  Bedingungen  jeder  Person  aussteUen^ 
welche  durch  das  Inkrafttreten  di«  ov  Gc  et/j  s  eum  ersten  Mal  ein  Ffthig- 
keits-  (idor  DienstzenfiTiiB  dieser  Behörde  haben  niuss  und  dieser  Behörde 
befriedigend  nachweist,  dass  sie  während  wenigstens  12  Monaten  inner- 
halb der  drei  dem  1.  Oktober  1S9G  vorangehenden  Jahre  selbständig  und 
erfolgreidi  eine  Dampfmaschine  oder  einen  Dampfkessel  (je  nach  dem  Fall) 
in  Tictoria  beaufsichtigt  und  bedient  hat. 

55.  Die  Bostimmunj^en  dieseH  Ahpehnittes  finden  keine  Anwendung 
auf  Dampfinaschinen  oder  Dampfkessel,  weiche  auf  Farmen,  Weingärten, 
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Gärten   >der  Obstgärten  oder  ixL  Küchmeiereien  oder  ButtereieiL  oder  fttr 

die  Zwecke  solclier  Anwesen  verwendet  worden. 

56.  Urif^eachtct  irfj^rnd  einer  im  \>  iiberpelienden  enihaltonen  l!e- 
stinunimg  Jaif  diu  Dieuäizeuguis  in  keineiu  l'alle  ohne  eine  besondere 
Erm&ebtignng  des  Staatsrats  ausgestellt  werden. 

57.  1)  Jeder  Inhaber  eines  von  der  gemannten  Prüfimgsbehörde  aus- 
gestellten Fahiirkeits-  oder  Dienstzeugnisses,  welcher  einer  Uebertrefung 
oder  einer  die  richtige  oder  wirksame  Erfüllung  seiner  Pflichten  möglicher- 
weise beeintiilchtigenden  schlechten  Führung  beschuldigt  wird,  kann  vor 
die  Prüfungsbehffrde  geladen  werden,  damit  er  vorbringe,  was  er  gegen, 
seine  Dis(jnalifizierang  als  diplomierter  Masohinist  oder  Dampfkesselwttrter 
anzuführen  hat. 

2)  Wenn  seine  Erklärungen  die  genannte  Behörde  nicht  befiiedigen, 
8o  kann  er  durch  einen  Erlass  des  Staatsrates,  der  im  Regiemngsblatte 

zu  veröffentlichen  ir^f,  für  jede  Dauer  für  die  Funktion  eines  Maschinistaiir 
oder  Dampfkesseln iUtera  disqualifiziert  werden,  und  jede  solche  Perpon 
soll  nach  einem  solchen  Erlass  ihr  Fähigkeit^-  oder  Dienstzeugniä  in  die 
Obbnt  der  genanntea  Behörde  geben,  welche  es  fttr  die  Datier  der  DiS' 
qnalifikation  zurückhalten  wird. 

3)  Jede  r^olche  Per  '  n,  die  wRlnend  der  Datier  ihrer  Disqualifikation 
die  Bedienung  einer  iJamptumisehine  oder  eines  Dampfkessels  übernimmt, 
verfällt  bei  Ueberfiikrung  einer  Busse  bis  zu  2  £  für  jeden  Tag,  an  dem 
sie  diesem  Artikel  zuwidergehandelt  hat 

2.   Vorschriften  über  die  Einfriedigung  von  Maschinen 

und  Zubehör. 

58.  Besflglieh  der  Einfriedigung  von  Maschinen  in  Fabriken  oder 
Werkstätten  gelten  folgende  Vorschriften : 

a)  Jeder  Aufzug  oder  Kran ,  in  de.-;!<en  Nahe  eine  Person  vorüber- 
gehend be.schilfti^'t  werden  muss,  und  jedes  mit  der  Dampf-,  Wass-er- 
oder  anderen  mechanischen  Kraft  direkt  verbundene  Schwungrad,  sei  es 
im  Maschinenbanse  oder  nidit,  sowie  jeder  Teil  einer  Dampfinaaobine  und 
eines  Wasserrades  muss  sicher  eingefriedigt  sein. 

b)  Jede  nicht  anderweitig  o;cgicherte  Badstnbe  muss  didit  am  Bande 
der  Kadstube  sicher  eingefriedigt  sein. 

e)  Alle  Teile  der  f^ransmissionsanlage  müssen  entweder  sieber  ein- 
geMedigt  oder  derart  angebracln  :  i-  konstnuert  sein,  dass  alle  in  der 
Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigren  Personen  gleichermassen  davor  sicher 
sind,  wie  wenn  diese  Teile  sicher  eingetriedigt  wären; 

d)  Alle  Einfriedigungen  müssen  so  lange  beständig  in  einem  wirk- 
samen Zustande  giften  werden,  als  die  einsufriedigenden  Teile  ftlr  die 
Zwecke  eines  Produktionsprozesses  in  Bewegung  oder  in  Vorwendung  sind. 

Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher  eine  Znwiderhandlnni:^  fregen 
diesen  Artikel  vorkommt ,  ist  als  nicht  in  Uebereinstimmuug  mit  diesem 
Oesetee  betrieben  anzusehen. 

59.  Ist  ein  Inspektor  der  Ansicht,  daas  in  einer  Fabrik  oder  Werk- 
statt irgend  ein  Teil  der  durch  Dampf-,  Walser-  oder  andere  nir  r-liRn Ische 
Kraft  getriebenen  Maschinen,  auf  welche  die  Bestimmungen  dierfes  (iesetzes 
über  die  Einfriedigung  von  Maschinen  nicht  Anwendung  finden,  nicht  ge- 
DOgend  eingefriedigt  und  dermassen  gefUirlich  ist,  dass  er  leicht  den  in 
der  Fabrik  oder  Werkstatt  besdi&ftigtea  Personen  eine  Ktfrperrerletraing 
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zufligen  könnte,  so  sind  für  die  Einfriedigung  solcher  Maschinell  folgende 

Vorschriften  anzuwenden,  nämlich: 

a)  Der  Inspektor  soll  den  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkstatt  auf- 
fordern, den  Maschinenteil,  welchen  er  ftu  getährlich  hftlt^  einscifiriedigeii. 

b)  Der  Inhaber  Innn  binnen  7  Tagen  nach  Empfang  der  Aofforderong 

den  Inspektor  ersuchen,  die  Angelegenheit  r-i-if-m  Scliieds^^erichte  t-a  fiber- 
weisen ;  daraufhin  muas  die  Angelegenheit  eiuem  fcichiedsgerichte  über- 
wiesen xind  gemäss  den  Ausführungsverordnungen die  der  Staatsrat 
eriftasti  geführt  werden. 

c)  Wenn  die  Schiedsrichter  oder  der  Unparteiische  entscheiden,  dass 
es  unnötig  oder  unmö£r!ich  ist.  die  in  der  Aufforderung  als  gefährlich  be- 
zeichneten Maschinen  einzutriedigen,  so  ist  die  Auiforderung  zurückzuziehen, 
und  so  kann  der  Inhabw  nicht  anf  Grand  dieser  Anfforderong  cur  Ein^ 
friedigung  angehalten  werden.  Die  Kosten  der  Schiedssprechung  sind  wie 
die  Kosten  der  Int^j)oktoren  auf  Grund  dieses;  Gesetzes  zu  bezahlen. 

d)  Ersucht  der  Inhaber  nicht  binnen  der  genannten  7  Tage  den  In- 
spektor, die  Angelegt!nheit  einem  Schiedsgerichte  zu  überweisen,  oder  er- 
nennt er  nicht  binnen  der  von  den  vorgenannten  Ansführnngsverordnungen 
angesetzten  Frist  einen  Schiedsrichter,  oder  entscheiden  \\  eder  die  Schieds- 
richter, noch  der  Unparteiische,  dass  es  unnötig  oder  unmöglich  ist,  die  in 
der  Aufforderung  als  gefährlich  bezeichneten  Maschinen  einzufriedigen,  so 
mnss  der  Bihaber  die  genannten  Maschinen  gemftss  der  Anffordening  oder, 
falls  der  Schiedsspruch  der  Schiedssrichter  oder  des  Unparteiischen  die  Auf- 
forderung abgeändert  hat,  f^eniäss  diesem  Srhie<l.-<spnich  eiiifi-ierlifreri.  Die 
Kosten  der  Schiedsspj  ecliung  sind  vom  Inhaber  zn  bezahlen  und  können  durch 
den  Inspektor  vom  Inhaber  beim  Grafschaftsgerichte  eingetrieben  werden. 

e)  UnterlRsst  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  den  An* 
fordorungen  dieses  Artikels  betreffend  sichere  Einfriedigung  der  ge- 
nannten Maschinen  gemäss  der  Auffordeninfr  oder  dem  8chiedssprnche 
binnen  einer  entsprechenden  Zeit  nachzukommen ,  oder  ditjöo  ila.-cLinou 
demgemftss  sicher  eingefriedigt  za  hsiten,  oder  diese  Einfriedigung  so  lange 
beständig  in  einem  wii  ksaiiu  n  Zustande  zu  erhalten,  als  die  einsufriedigende 
Mascliino  Rir  die  Zwecke  eines  ProduktiensproTiesfes  in  Bewefr'miT  ist,  so 
ist  die  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  in  üebereinstimmung  mit  diesem 
Oesetze  betrieben  anzusehen. 

f)  Für  die  Zwecke  dieses  Artikels  und  aller  darauf  sidh  besiehttideii 
Torschriften  dieses  Gesetzes  he^'ieift  <]ej-  Aii.^druck  nMaschinen**  (machinery) 
alle  Treibriemen  und  Treihbiiniler  mit  ein. 

Gü.  1)  Ist  ein  Inspektor  der  Ansicht,  dass  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  Kessel,  Fifonnen  oder  anderes  ZnbehOr,  weldie  en  den  in  dieser 
Fabrik  oder  Werkstatt  betriebenen  Prozessen  oder  Arbeiten  gebraaditwerden, 
■weil  sie  mit  heisser  Flüssi;_'keit  oder  iresehnudzenem  Metall  oder  senstwie 
angefüllt  sind,  dermassen  gefährlich  sind,  dass  sie  leicht  Veranlassung  zu 
einer  Edrperverletzung  einer  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  beechAftigfcMi 
Person  bieten  könnten,  so  soll  er  den  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkstatt 
auffordern,  diese  Kes>el,  Pfannen  oder  dieses  andere  Zubehör  einzufriedigen. 

2)  Die  V'^r>(  linften  dieses  Gesetzes  über  die  Einfriedigung  von 
Maschinen,  welche  ein  luspektor  lüir  ungenügend  eingefriedigt  und  gefähr- 
lich h&lt,  finden  gl^chennassen  Anwendung,  wie  wenn  sie  in  diesem 


1)  Sl«h«  S.  216. 
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Artikel  wiederholt  und  an  Stelle  des  Wortes  „Mssehmen'*  die  Worte 
„Kessel,  Pfannen  oder  anderes  Zubehör"  eingeftlgt  worden  wftren.  Wenn 

der  Inhaber  einer  "Fabrik  oder  Werkstatt  unterlagst,  die  in  diesem  Artikel 
verlangte  Einfriedigung  so  lange  beständig  in  einem  wirksamen  Zustande 
10  halten,  als  diese  Kessel,  P&mten  oder  dieses  Znbehtfr  derart  angeßült 
oder  sonst  gefUirlich  siud,  v.'ie  oben  angegeben,  so  ist  die  Fabrik  oder 
Wcrk.^tatt  als  nicht  in  Uebereinstimmnng  mit  diesem  Geeetse  betrieben 
anzusehen. 

3.  Schleifsteine. 

61.  1)  Bemerkt  oin  Inspektor  in  einer  l^abrik  oder  Werk.statt.  dass 
ein  durch  Dampf-,  Wasser-  oder  eine  andere  mechanische  Kraft  getriebener 
Schleifstein  so  schadhaft  oder  in  einer  so  fehlerhaften  Weise  angebracht 
ist,  dass  er  leicht  eine  EUrperrerletsang  ▼emrsadien  kitainte,  so  soll  er 
den  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkstatt  auffordern ,  diesen  schadhaften 
Schleifstein  zu  ersetzen  oder  den  fehlerhaft  angebrachten  Sohlei&tein 
richtig  zu  befestigen. 

2)  Die  Vorschriffcen  dieses  Gesetses  Uber  die  Einfriedigung  von 
Maschinen,  welche  ein  Inspektor  ftir  nngenflgend  eingefriedigt  und  gefähr- 
lich halt,  finden  gleichermassen  Anwendnng,  -vrie  wenn  sie  in  diesem 
Artikel  mit  den  notwendigen  Abänderungen  wiederholt  wären. 

3)  ünterl&sst  der  In^ber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  den  in  der 
Anffoniening  oder  in  dem  Sdiiedssprodie  erwfthnten  Sohlei&tein  in  solch 
einem  Zustande  oder  derart  angebracht  zu  halten,  dass  er  nicht  gefährlich 
ist,  so  ist  die  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  in  Uebereinstimmung  mit 
diesem  Gesetze  betrieben  anzusehen. 

4*  Besokr&nknngen  betr.  jugendliche  Personen  and  Frauen. 

62.  1)  Weder  einer  Person  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren 
noch  einer  Frau  darf  gestattet  werden,  einen  Teil  einer  Maschine,  die  zur 
Transmissionsanlage  gehört,  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  zu  reinigen, 
Bolaage  die  Trannnissionsanlage  zum  Treiben  irgend  einer  Prodnktions- 
maschine  in  Bewegung  ist. 

2)  Weder  einer  Person  im  Alter  von  weni^'er  als  IS  Jahren  noch  einer 
Frau  darf  gestattet  werden,  zwischen  dein  festen  und  dem  sich  bin  und 
her  bewegenden  Teile  einer  selbsttätigeu  Maschine  zu  arbeiten ,  solange 
die  dnrdi  Dampf,  Wasser  oder  andere  mechanische  Kraft  getriebene 
Maschine  in  Bewegung  ist. 

3)  Personen  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren  und  Frauen,  denen 
gestattet  wird,  in  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Artikel  zu  reinigen 
oder  sn  arbeiten,  sind  als  entgegen  den  Bestinanungen  dieses  Gesetses 
beschäftigt  anzusehen. 

63.  1)  Der  Staatsrat  kann  nacb  Gutdünken  durch  einen  Erlass,  den 
er  im  Regierungsblatte  verotfentlicht ,  die  Beschäftigung  jeder  Person  im 
Alter  von  weniger  als  16  Jahren  bei  oder  im  Zusammenhange  mit  be- 
stimmten Hasehinen  oder  Arten  von  Masdiinen,  die  in  einem  solchen 
Erlass  als  gefthrlioh  m  beseiohnen  sind,  in  einer  Eabrik  oder  Werkstatt 
▼erbieten. 

2)  Der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher  eine  Zu- 
widerhandlang gegen  ein  auf  Onmd  dieses  Artikels  erlassenes  Verbot 
▼orkommt,  mMht  sich  einer  Znwiderhandlnng  gegen  dieses  Qesets  sdioldig. 
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5.  Uiifälie. 

B4.    Weuu  sich  in  einer  ii'abrik  oder  Werkstatt  ein  Unfall  ereignet, 

welcher  entweder 

a)  den  Tod  einer  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  beediiftigten  Penon 
▼warsacht,  oder 

1)  ^  eine  Körperverletznnj^  einer  in  der  fabrik  oder  Werkstatt  be- 
ach&ftigten  Person  verursacht,  und 

entweder  durch  eine  durch  Dampf-,  Wasser*  oder  andere  mechanische 
Kraft  betriebene  Maschine  oder  durch  Kessel,  Pfannen  oder  anderes  Zu- 
behör, \velcho  mit  einer  Leiss,t'u  Fliis^iigkeit  oder  gef^chmolzenem  Metall 
oder  mit  einer  audereu  Substanz  gefüllt  sind,  oder  durch  eine  Explosion 
oder  duich  Entweichen  von  Gas,  Dampf  oder  Metall  veranlasst  wurde 
und  derart  ist,  dass  die  von  ihm  betroffene  Person  nicht  binnen  48  Stunden 
nach  Ereignis  des  Unfalles  zu  ihrer  Arbeit  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt 
zurückkehren  kann,  po  ist  sofort  nach  Ablauf  der  48  Stunden  dem  Bezirks- 
inspektor eine  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten,  in  welcher  die  Wohnung 
der  getöteten  oder  -verlets^en  Person  oder  der  Ort,  an  welchen  diese  Person 
gebracht  worden  sein  mag,  anzugeben  ist.  Wird  eine  solche  Anzeige  nicht 
erstattet ,  so  A'erf^Ult  der  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkstatt  bei  Ueber* 
fOhrung  einer  Busse  bis  zu  5  £. 

65.  1)  Der  Minister  kann  nach  Gutdünken  von  einem  Amtsarzte 
oder  Sachverstftndigen  einm  Beridht  ttber  die  Natur  oder  Ursachis  eines 
solchen  Todesfalles  oder  einer  solchen  Verletzung  verlangen. 

2)  Ein  solcher  Amtsarzt  oiler  Sacbvorstrindiger  bat  dann  darüber  eine 
UnterRuchnng  einzuleiten  und  besitzt  für  die  Zwecke  dieses  Artikels,  aber 
nur  dafür,  dieselben  Befugnisse  wie  ein  Inspektor,  und  auch  die  Befugnis, 
Jeden  Raum  in  einem  Geb&ude,  in  welches  die  getötete  oder  yerletcte 
Person  gebradit  wurde,  sn  betreten. 

66.  1)  Wenn  ein  Inspektor  oder  ein  Sachverständiger  dem  Minister 
berichtet,  dass  der  Tod  oder  eine  Köii^orvcrlotznni^  einer  Person  in  einer 
Fabrik  oder  Werkstatt  durch  die  darin  verwendeten  Maschinen  oder  durch 
eine  Explosion  oder  durdb  Entweichen  von  Gas,  Dampf  oder  Metall  oder 
durch  Elektrizität  veruraacht  worden  ist  oder  leicht  verursacht  werden 
könnte,  so  l<anu  der  Minister  auf  den  Empfang  eines  solchen  Berichtes 
hin  den  Inhaber  einer  solchen  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  jeder  anderen 
Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher  die  gleiche  Gefahr  besteht,  anweisen, 
diejenigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  er  sur  Verhinderung  des  Ein- 
tretens von  Unftlllen  für  notwendig  erachtet. 

2)  Werden  solche  Vorkehrungen  nicht  demgemRss  binnen  der  vom 
Minister  bestimmten  Frist  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  getroöen,  so 
ist  eine  solche  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  in  üebereinstimmQng  mit 
diesem  Gesetse  betrieben  ansusehen. 

Teil  VIIL    Stempeln  der  Mübel. 

67.  Alle  ^Ffibel,  welche  von  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  hergestellt 
oder  versandt  werden,  ratlssen  leserlich  und  dauerhaft  gestempelt  sein. 

13.  Alle  Möbelt  welcJie  ganz  oder  leilwetM  in  Victoria  Itergeateüt  oder 
zugerichtet  werden,  mtüsen,  «Aald  «is  toirldkk  firtig  ami  und  M$  jMMngung 
dM  Sten^peU  mögtidi  madwn,  m  dor  im  Eatiptgttäxe  vorgesdiirkbeiim  Witiae 
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tu  der  Fabrik  oder  W$rk»ittU,  in  wMet  ms  httgeeleUt  oder  xugeridUet  toerden, 

guUmpeU  werden. 

14.    Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  eines  Ladern 
H    fffilrker  eiwm   Käufer  n'n   nfi^uf.f  Möhfl,   daf^  iii^hl  auf  Orund  der 
FabriJo-  und  Ladengesetze  gestempelt  ist,  liefert  oder  lie/erti  Uissi,  oder 

b»  leekher  einem  Käufer  eine  Fnktur,  Note,  Ret^mung  oder  Quittung 
ausstellt  od'  i-  xusMU,  oder  eine  ä  Oonto~2!ahlung  oder  ein  anderes  Abkommen 
eingeht,  ohne  dasfi  rin  PoHtrs  Thkiimfnt  eine  Erklärung  cnfhicffe  utid  ohne 
xuvor  diesem  Käu  fr  r  rine  srhrl  fliiche  Erklärung  zugesfrllt  lu  hahcn,  rtns  der 
ausdrücklicih  und  klar  fienvrgehi,  ob  dieses  neue  Möbel,  auf  das  die  Erklärung 
Bexug  mnmt,  importiert  oder  durA  CfUneeenaiiteit,  oder  oueeMieedidi  dunA 
eunqiäiaehe^  oder  durch  europäieche  und  andere  Arbeit  heryakSt  wmdBf 
macht  sich  einer  Uebertretung  schuldig  und  verfallt  bei  üeberßihrtw;/  rlner 
Busse  bis  zu  6  £  für  die  erste  Uebertretung  wui  von  2  £  bis  20  £  für 
Jede  folgende. 

»38.  Alle  Möbel,  welche  ganz  oder  teilweise  in  Victoria  hergestellt 
oder  zugerichtet  werden,  mttssen,  ehe  sie  versandt  oder  von  dem  Oebftude, 

Qrundstü<A:  oder  Ort,  in  oder  auf  dem  sie  derart  hergestellt  oder  zu- 
g^erichte»^  worden  sind,  weggebracht  werden,  mit  einem  iinverlöschlichen 
dauernden  Zeichen  mittelst  Tinte,  Farbstoff  oder  Aufdruck  gestempelt 
werden. 

69.  1)  Dieses  Zeichen  mnss  in  leserlichen  Typen  den  richtigen  Namen 

<les  Fabrikanten  und  die  Adresse  des  Ortes  augeben,  an  welchem  diese 
Mühel  hergestellt  oder  znj^enVhfet  wor  lon  sind.  Wenn  diese  Möbel  nur 
teilweise  von  diesem  Fabrikanten  hergestellt  oder  zugerichtet  worden  öind, 
80  sind  die  Worte  „teilweise  sogerichtet  von"  (partly  prepared  by)  Über 
den  Namen  und  die  Adresse  des  Fabrikanten  zu  stempeln. 

2  Dieses  Zeichen  rauss  an  einem  Teile  los  M  iIjoIr  nnjjobracht  sein, 
an  dem  es  bei  dei-  Besichtigaug  des  Möbels  deutlich  und  leicht  gesehen 
und  gelegen  werden  kann. 

8}  Wenn  ein  solches  Möbel  ansschliessUch  durch  europäische  Arbeit 
hergestellt  oder  zugerichtet  worden  ist,  so  soll  das  Zeichen  in  leserlichen 
Typen  auch  die  Worte  „ausschliesslich  europäische  Arbeit**  (European 
labour  only)  enthalten. 

4)  Wenn  ein  solche«  Hfibel  ausschliesslich  oder  teitweise  durch  die 
Arbeit  eines  Chinesen  oder  auf  dem  Orundstück  eines  chinesisclien  Arbeit- 
gebers herjrostt'llf  odor  zairorichtet  worden  ist,  so  soll  das  Zeichen  in 
leserlichen  Typen  auch  die  Worte  „chinesische  Arbeit^  (Ohiuese  labour) 
enthalten. 

5)  Wenn  ein  solches  MObel  teilweise  durch  chinesische  Arbeit  und 
teilweise  durch  die  Arbeit  anderer  als  cluDesischer  Personen  hergestellt 

oder  zugerichtet  worden  ist,  m  hoII  das  Zeichen  in  leserlichen  Typen  Rnch 
die  Worte  „europaische  und  andere  Arbeit"  (European  and  other  labom) 
enthalten. 

6)  „Buropäische  Arbeit"  (European  labour)  bedeutet  die  Arbeit  von 

Personen,  welche  in  Eiiropa  jjeboren  sind  oler  die  Arbeit  von  deren 
Desasendeiiten,  einerlei  ob  diese  in  einer  britischen  Kolonie  oder  Besitzung 
oder  in  den  Vereinigten  titaateu  von  Amerika  oder  anderswo  geboren 
sind;  der  Ausdruck  „Chinese"  (Chinese)  umfasst  Personen,  welche  einen 
chinesischen  Vater  und  eine  diinesische  Mutter  haben. 
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70.  Alle  MSbel,  welche  zu  VerlurafaBWeeken  nach  Victoria  importiert 
werden,  Rind  vom  Importeur,  Kommissionär  odfir  Käufer,  der  diese  Möbel 
zu  Wioderverkaulszwecken  ersteht,  binnen  4b  Stunden  nach  dem  Aus- 
packen diflAor  Möbel  mit  einem  nnTerlOschlicben  daneniclen  Zeichen  mittelst 
Tinte,  Farbstoff  oder  Aufdrnok  zu  stempeln;  ein  solobee  Zeichen  soll  in 
leserliclion  Typen  die  Worte  ^importierte  Hobel**  (imported  fomitare) 
enthalten. 

71.  1.  Die  Zeichen  auf  allen  Möbeln,  welche 

a)  nach  Victoria  zu  Verkaufszwecken  importiert  werden,  oder 

b)  in  Victoria  so  VerkaofssweckeD  aassohlieMlieh  dnrdh  eoropftische 

Arbeit  hergestellt  werden,  oder 

c)  in  Victoria  zu  Verkaufszwerkeii  reilweise  durch  europaische  Arbeit 
und  teilweise  durch  die  Arbeit  anderer  als  chinesischer  Personen  her- 
geetellt  werden,  mUssen  die  Form  eines  Beobtec^  baben,  und  jede«  eoll 
(je  nach  dem  Fall)  die  im  vorhergehenden  Artikel  imd  im  Art.  96  dieecB 
Gesetzes  angegebenen  Worte  enthalten. 

2)  Die  Zeichen  auf  allen  Mölielii,  welche  in  Victoria  zu  Verkaufs- 
swecken ausschliesslich  oder  teilweise  duich  die  Arbeit  eines  Chinesen 
oder  auf  dem  Grandstflok  eines  chinesischen  Arbeitgebers  hergestellt  oder 
zugerichtet  werden,  müssen  die  Form  eines  Dreiecks  haben  und  die  Worte 

„chinesische  Arbeit"  (chinese  labour)  enthalten. 

72.  Für  Klcidfrsf'liränke,  "Rfiffets,  Tische,  Wasrhtische,  Büclierpclirllnke, 
Kästchen,  FlureJtänder,  Öessel,  «Serviertische,  Kirchenaltäre,  öchenktisciie, 
Stftnder,  Fliegensohrftnke,  Nshtischchen,  Kflchentische ,  Kommoden  nnd 
Nachttischohen  gelten  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  über  Stempeln  der 

Möbe!  nur  dann  als  bofol<;(,  wonn  jeder  von  den  Buchstaben,  mit  welchen 
dieFo  Getrensf i'iude  ^jjestompeit  sind,  wenigstens  einen  Viertelszoll  hoch 
und  einen  Acblelszoll  breit  ist. 

78.  Wer  — 

a)  Möbel  ganz  oder  teilweise  herstellt  oder  surichtet  und  nnterlAeat 
oder  verabsäumt,  diese  Möbel  gem&ss  den  Bestimmungen  dieses  GesetM» 

stempeln  7.\\  lR.«seTi,  oder 

b)  Möbel,  welche  ganz  oder  teilweise  von  andern  Personen  als  ihm 
selbst  und  seinen  unmittelbaren  Arbeitnehmern  hergestellt  oder  zugerichtet 
worden  sind,  zum  Verkanf  ausstellt  oder  yerkanft  und  mit  seinem  eigenen 
Zeichen  stempelt,  oder 

r)  Mfibel,  welche  ganz  oder  teilweise  von  andern  Personen  als  ihm 
selbst  oder  seinen  unmittelbaren  Arbeitern  hergestellt  worden  sind,  mit 
einem  Zeichen  versieht,  welchee  ihn  als  alleinigen  Fabrikanten  dieeer 
Hobel  angibt  oder  stillschweigend  erkennen  iBsst,  oder 

d)  ^r'"bcl  ftllschlichorweise  stempelt,  oder 

e)  Möbel,  welche  ganz  oder  teilweise  in  Victoria  hergestellt  oder  zu- 
gerichtet, aber  nicht  gemäss  diesem  Gesetze  gestempelt  worden  sind,  oder 
solche,  Ton  denen  er  weiss,  dass  sie  fUschlich  gestempelt  worden  sind, 
cum  Verkaufe  ausstellt  oder  verkauft  oder  zu  Verkaufszwecken  anbietet,  oder 

f)  ein  Zeichen  auf  einem  Möbel  beseiti<jt,  ausradiert,  findert  oder 
etwas  hinzufügt,  oder  zu  beseitigen,  auszuradieren,  zu  Ändern  oder  etwas 
hinausufiElgen  veTsnöbt,  macht  sich  einer  Uebertretnng  sdinidlg  nnd  ver- 
fUlt  bei  UeberfÜhrung  einer  Busse  bis  zu  6  £  ftar  die  erste  Uebertretusg 
nnd  von  2  jß  bis  20  £  ftlr  jede  folgende. 
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74.  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  eine.^  Tradens 
und  dessen  Agenten  und  Dienstpersonal  haben  aul  Verlangen  eines  In- 
spektors diwem  za  zeigen,  wo  ein  Mdbel,  du  flieh  in  dieser  F«1»jk  oder 
Werkstatt  oder  in  diesem  Laden  beßiidet,  gemäss  den  Vorschriften  dieses 

Gesetzes  rrestempelt  ist.  Wer  den  Bestiinmnn^^en  dieses  Artikels  ztnvider- 
bandelt,  macht  Müh  einer  UebertretUDg  schuldig  und  verf^lt  bei  Ueber- 
lukriiug  einer  Buäse  bis  zu  5  £. 

Teil  IX.  SpesiaUmter. 

1.  Gegenstand  der  Spezial&mter. 

75.  1)  üm  die  niedrigsten  Preise  und  Lohnsfttse  lesteostellen,  welche 

einer  Person  oder  mehreren  Personen  oder  Personenklassen  bezahlt  werden 
dürfen,  welche  in  oder  ansswhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt 
werden : 

mit  der  gftnslichMi  oder  ieilweisen  ZmiohtQng  oder  Hmstellnng 

irgendwelcher  Konfektions-  oder  Bekleidnngsgegenstäade  oder  Möbel, 

oder  mit  Brotbacken  odei-  Backen  (iberhaupt,  oder 
bei  irgend  einem  Betrieb,  Berui  uder  Geschäft,  wie  sie  gewöhnlich 

oder  häa£g  in  Fabriken  oder  Werkstätten  betrieben  werden,  oder 
beim  Betriebef  Beruf  oder  Gesohftft  eines  Hetsgers,  oder  Fleisohhftndlera 

oder  eines  Fabrikanten  oder  Händlers  von  Fleischwaren, 
kann  der  Staatsrat  nach  Gutdünken  jeweilen  ein  Spezialamt,  welches  aus 
nicht  weniger  als  vier  noch  mehr  als  zehn  Mitgliedern  und  einem  Vor- 
sitsenden  bestehen  soU,  bestellen  und  jederzeit  jedes  Mitglied  eines  Spesial- 
amtes  seiner  Stellung  entheben. 

2)  Bei   der  Festsetzung  solcher   niedersten  Preise   oder  TjulniHätze 
hat  das  Spezialamt  die  Natur,  Art  und  Kategorie  der  Arbeit,  sowie  die 
Art  und  Weise,  in  welcher  die  Arbeit  auszuführen  ist,  und  das  Alter  und 
Geschlecht  der  Arbeiter  und  jeden  anderen  Umstand,  dessen  Erwägung 
jeweilen  vorgeschrieben  werden  mag,  in  Erwägung  zu  ziehen. 

3>  Ausser  für  die  Berufe  und  Geschäfte,  welche  am  1.  Oktober  1806 
schon  unter  die  Vorschriften  der  Fabrik-  und  Ladengeseize  über  t^pezial- 
imter  gefallen  sind,  darf  kein  Spezialamt  bestellt  werden,  ohne  dass  von 
beiden  Häusern  des  Parlaments  eine  Resolution  angenommen  worden  wftrs, 
welche  die  Bestellung  eines  solchen  Spesialamtes  fiir  ratsam  erkl&rt. 

2.  Bestellungsmodns  nnd  Amtsdauer  der  Mitglieder. 

76.  1)  Eine  H&lfte  der  Mitglieder  des  Spesialamtes  soll  aus  Ver- 
tretern der  Arbeitgeber  nnd  eine  Hälfte  ans  Vertretern  der  Arbeitnehmer 

bestellt  worden. 

2}  Die  Vertreter  der  Arbeitgeber  sollen  bona  üde  und  wirkliche 
Arbeitgeber  des  betreffenden  Berufes  sein  oder  gewesen  sein,  und  die 
Vertreter  der  Arbeitnehmer  sollen  bona  fide  und  wirkliclie  Arbeitnehmer 
des  betreffV^TvIp'i  Berufes  sein  oder  ^ewewen  sein;  doch  findet  diese  Ein- 
schränkung keine  Anwendung  auf  BestellungeUi  die  der  Minister  vornimmt 

2)  a)  Die  Bestellung  als  Mitglied  eines  Spesialamtes  gilt  nur  fbr  drei 
Jahre,  dodi  kann  jedes  Mitglied  eines  Spesialamtes  nach  AUauf  seiner 
Amtsdauer  wiederbestellt  werden. 

b)  Der  Vorsitzende  eines  Bpezialamtes  ist  als  Mitglied  dieses  Amtes 
anzosehen. 

12* 
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77.  1)  Ehe  die  Mitglieder  eines  Spezialamtes  bestellt  worden,  kann 
der  Minister  in  einer  Bekanutmachungj  die  er  im  BegieruDgäblatte  ver- 
0ff»iitUcht,  PeMondii  »Is  V«rtreter  der  Arbeitgeber  und  Vertreter  der 
Arbeitnebmer  bezeidlinen,  die       Mitgliedern  des  Speeialamtee  bestellt 

werden  dürfen. 

2)  In  jedem  Falle,  in  welcbem  ein  Fünftel  der  Arbeitgeber  oder  Arbeit- 
nehmer eines  Betriebes,  Berufs  oder  Geschäftes  ausserhalb  des  haupt- 
städtischen Bezirks,  wie  dieser  in  diesem  Gesetz  definiert  ist,  diesen  Be- 
trieb, diesen  Beruf  oder  dieses  Geschäft  betreibt,  oder  darin  beschäftig 
ist,  muss  wenigstens  eine  der  so  als  Vertreter  der  Arbeitsgeber  und 
wenigstens  eine  der  so  als  Vertreter  der  Arbeitnehmer  bezeichueteu 
Personen  ansserhalb  des  hanptstftdtiscben  Bezirkes  wohnen  nnd  dort  einen 
derartigen  Betrieb,  Beruf  oder  ein  derartiges  Gescb&ft  betreiben  oder  darin 
beschäftigt  sein,  oder  aber  betrieben  haben  oder  darin  beschäftigt  ge- 
wesen sein. 

3)  Wenn  nicht  binnen  21  Tagen  nach  dem  Datum  der  Veröffentlich- 
ung solcher  Bezeichnungen  wenigstens  ein  Fttnftol  der  Arbeit^ber  oder 
wenigstens  ein  Fünftel  der  erwachsenen  Arbeitnehmer  der  dem  betreffen- 
den iSpezialamto  unterstehenden  Betriebe,  Borufo  oder  Geschäfte  schrift- 
lich beim  Minister  gogen  die  Bestellung  der  als  seine  V'ertreter  bezeich- 
neten Personen  (je  nach  dem  Fall)  Einsprach  erbebt,  so  können  diese 
derart  bezeichneten  Personen  vom  Staatsrat  zu  Mitgliedern  des  Spezial- 
amtes als  Vertreter  der  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  (je  nach  dem  fall) 
darin  bestellt  werden. 

4)  Wenn  zur  Befriedigung  des  Ministers  nachgewiesen  ist,  dass 
wenigstens  ein  FOnftel  der  Arbeitgeber  oder  der  erwachsenen  Arbeitnehmer 
binnen  der  vorliln  genannten  Zeit  gegen  die  als  seine  Vertreter  bezeich- 
neten PerKoneu  Einspruch  erhebt,  so  müssen  dieee  Vertreter  der  Arbeit- 
geber oder  diese  Vertreter  der  Arbeitnehmer  nach  dem  Modus,  der  auf 
Grund  der  Vorsdiriften  dieses  Gesetzes  vorgeschrieben  werden  mag  ge- 
Wfthlt  werden. 

5)  Der  Minister  entsclieidof ,  ob  wcuig.^tons  ein  Fünftel  der  Arbeit- 
geber oder  erwachsenen  Arbeitnebmer  (je  nach  dem  Fall)  gegen  die  als 
Vertreter  bezeichneten  Personen  Einsprudi  erhoben  hat ;  dabei  stutzt  er  sich 
au£  die  Feststellungen  des  Ghefinspektors  in  dessen  letztem  Jahresbericht. 

78.  T'ni^nacliti't  irgendwelcher  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sollen 
die  Mitglieder  einos  Spezialamtes  zur  PiUtscheidung  oder  Festsetzung  der 
niedrigsten  Preise  oder  Lohnsätze,  welche  einer  Person  für  die  ganze  oder 
teilweise  Zurichtung  oder  Herstellung  von  Möbeln  gezahlt  werden  dflrfen, 
nicht  gewählt,  sondern  jeweilen  vom  Staatsrat  bestellt  werden. 

71*.  Bei  oinem  Spezialamt  für  Horrpn-  inid  Knaboiikonfektii m  sollen 
die  Arbeil gebervertreter  aus  di"ei  Vertretern  der  Fabrikanten  lerüger 
Kleidungsstücke  und  aus  zweien  der  Fabrikanten  von  Kleidungsstücken 
nach  Mass  bestehen,  und  die  Listen  für  eine  Wahl  soldier  bcoOglichen 
Vertreter  sollen  in  der  etwa  vorgeschriebenen*)  Weise  vorbereitet  und  die 
Stimmen  ebenso  abgegeben  werden. 

80.  Wenn  die  Anzahl  der  als  Vortreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer (je  nach  dem  Fall)  besmdmeten  Personen  die  Anzahl  der  zu 


.1  I  Siolio  S.  211. 
2)  Siebe  S.  212. 
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wahlMiden  Personen  nicht  überschreitet}  so  gelten  diese  bezeiohneten  Per- 
sonen als  gewäblr  uml  sind  ycm  Staatsrat  demgeniAsa  ale  Mitglieder  dea 

8pezialamtes  zu  liestellen. 

81.  Tritt  um  irgend  einem  Grunde  lu  einem  Spezialamt  eine  Vakanz 
ein,  80  kaan  der  Staatsrat  oime  vorhergehende  Beseichnung  oder  Wahl 
eine  Person  als  Vertreter  der  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer,  wie  der 
Fall  erfnrriort,  liesrellen  i  uiitl  die  derart  bestellte  Person  gilt,  als  sei  sie 
von  den  Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern,  je  nach  dem  Falle,  gewählt 
wordenX  und  diese  Person  soll  derart  fttr  den  noch  nicht  abgüiaufenen 
Teil  der  Amtsdaner  desjenigen  Mitgliedes,  das  gestorben  ist  oder  seinen 
Austritt  gen(HDamea  oder  erhalten  hat,  bestellt  werden. 

fi.  Bestellung  des  Vor  sitsenden. 

82.  1)  Die  IßtgUeder  eines  SpesialainteB  sollen  binnen  14  Tagen  nach 
ihrer  Beeteliting  schriftlich  (nicht  aus  ihrer  Mitte)  eine  Person  beaeichnen, 

welche  sie  zum  Vorsitzenden  dieses  Spezialamtes  vorschlagen,  and  diese 
Person  soll  vom  Staatsrate  für  dieses  Amt  bestellt  werden. 

2)  Falls  der  Minister  nickt  binnen  14  Tagen  nach  der  BMtellong  der 
genannten  Mitglieder  eine  solche  Bezeichnung  erhält,  so  kann  der  Staats- 
rat den  Vorsitaenden  auf  Empfehlting  des  Ministers  hin  bestellen. 

4.  Befugnisse  eines  Spesialamtas. 

S8,  Bei  jeder  Festsetanng  von  Preisen  oder  LohnsKtsen  soll  jedes 
Spezialamt,  das  nach  dem  80.  Oktobsr  1908  ernannt  ist,  folgende  Grand' 
Sfttze  beobarhton,  nämlirh  : 

a;  Das  Amt  soll  die  tatsächlichen  Durchschnittspreise  oder  Lohnsätze 
(Stfickarbeitspreise  oder  -Lokns&tze  oder  Zeitarbeitspreise  oder  Lobns&tze), 
die  von  angesehenen  Arbeitgebern  (reputable  employers)  Arbeitnekmern 
mittlerer  Qualität  bezahlt  werden,  feststellen. 

b)  Die  niedrigsten  Preise  oder  J.olinsiltze.  die  m  einem  Entscheide 
festgesetzt  werden,  dürfen  in  keinem  Falle  Lüher  sein  als  die  derart  fest» 
gestellten  Dordiscknittspreise  oder  -Lohnsfttse. 

c)  Wenn  nach  Ansicht  des  Spezialamtes  die  derart  festgestellten  Durch- 
schnittspreise oder  -T-olinsätze  nicht  hinreichen,  um  als  vernfhif'f  i^re  Grenze 
fUr  die  f estsetzung  der  niedrigsten  Preise  oder  Lohnsätze,  welche  zu 
zahlen  sind,  zn  dienen,  so  beri(£tet  das  Amt  darUber  dem  Minister,  der 
in  diesem  Falle  die  Festsetzung  dem  Gerichtshofe  zur  Erwägung  Uber- 
weist, und  der  Geriditshof  kann  dann  nhne  Benirksichtigung  der  Be- 
st immuiig  des  Absatzes  b)  dieses  Artikeln  die  niedrigsten  Preise  oder 
Lohnsätze  festsetzen ; 

d)  wenn  es  geradit  ond  zweokmftssig  ersdieint,  dürfen  besondere 
Löhne,  Preise  oder  Lokns&tse  für  alte,  gebrechliche  oder  langsame  Arbeiter 
festgesetzt  werden. 

Ö4.  Alle  Befugnisse  eines  Bpezialamtes  dürfen  von  einer  Mehiheit 
der  Mitglieder  des  Amtes  ausgeübt  werden. 

85.  Während  einer  Vakanz  in  einem  Spezialamte  (au.sgenommen  der 
rles  Vorsitzenden)  k('^;nnen  die  Cihrifren  Mitglieder  ihr  Amt  ausüben  als  ob 
koine  Vakanz  existierte,  falls  kein  Mitglied  des  Amtes  Einspruch  dagegen 
erhebt. 

86.  Der  Vorsitsende  eines  Speaialamtes  darf  von  jeder  Person  (aneh 
T<m  einem  Mitgliede  des  Spesialamtes),  die  vor  einem  Amte  Zeugnis  leistet, 
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verlangen,  dass  sie  ihr  Zeagtua  unter  Eid  abgebe,  und  zu  diesem  Zweck 

ist  er  berechtigt,  (Ir-mgpmilss  einnr  snV  ^on  Person  einen  Eid  abzunehmen. 

87.  1)  Soweit  es  Gegeubtäude,  iJöliiebe,  Berute  oder  Gesch&tte  be- 
beirifft,  für  welche  ein  Spezialamt  bestellt  worden  ist,  soll  diesem  Spezial- 
amt  die  niedrigsten  Preise  oder  Lohnsfttse  festsetzen,  welche  einer  Person 
oder  mohreren  Personen  oder  Personenklassen,  die  in  einem  solchen  Be- 
triebe, Berufe  oder  Geschäfte  beschäftigt  sind  oder  zur  j^anzen  oder  teil- 
weisen Zui'ichtung  oder  Herstellung  irgend  welcher  vom  Speziaiamte  be- 
seichnetan  Gegenstände  verwendet  werden,  bezahlt  werden  mdssen. 

2  Solche  Preise  oder  Lohnsätze  können  je  nach  Gntdtlnken  des 
Spezialamtes  als  Stückarbeitspreise  odor  -T.olinpilt'/c  odor  als  Zeitnibeits- 
proi>t'  ider -Lohnsätze  oder  als  beide  lest  «gesetzt  werden;  doch  sollen  für 
die  ganze  oder  teilweise  Zurichtung  oder  Herstellung  von  Konfektions- 
und  Bekleidnngsgagaostftndan  ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  nur 
Stückarbeitspreise  oder  -Lohnsätze  festgesetzt  werden,  aber  auf  Verlangen 
eines  Inhabers  einer  Fabrik,  Werkstatt,  eines  Ladens  oder  Platzes  soll 
das^Amt  füi*  die  Arbeit  von  Personen,  welche  Maschinen  handhaben,  die 
in  einer  solchen  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  einem  solchen  Laden  oder 
Platze  verwendet  werden,  Zeitarbeitspreise  oder  •Lohnsätze  festsetzen. 

HS.  Unc^'eachtet  irgendwelcher  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sollen 
alle  Preise  oder  Lohnsätze,  die  ein  Spezialamt  für  die  ganze  oder  teil- 
weise Zurichtung  oder  Herstellung  eines  Möbels  festsetzt,  wenn  immer 
tmüich  beide,  Stflckarheitspreise  oder  -Lohnsätse  und  Zeitarbeitspreise 
oder  -Lohnsätze,  sein.  Die  Stückarbeitspreise  oder  -Lohnsätze  sollen  auf 
den  xon  einem  solchen  Amte  festgesetzten  Zeitarbeitspreisen  oder  -Lohn- 
sätzen basieren. 

89.  Setst  aaf  Omnd  dieses  Gesetzes  ein  Spezislamt  in  einem  Ent- 
scheide beide,  Stückarbeitsproise  oder  -Lohnsätze  und  Zeitarbeit^preise 
oder  -Lohnsätze,  für  eine  Arbeit  fest,  so  sollen  die  Stückarbeitspreise  oder 
-Lohnsätze  auf  den  Zeitarbeitspreisen  oder  -Lohnsätzen  basieren ;  aber 
kein  Entscheid  soll  fraglich  oder  ungültig  sein,  weil  ein  Stückarbeitspreis 
oder  -Lohnsatz  weniger  oder  mehr  beträgt,  als  er  betragen  würde,  wenn 
er  auf  den  Zeitarbeitspreisen  oder  -Lohnsätzen  basierte. 

90.  Jedes  Spezialamt  soll,  wenn  es  die  niedrigsten  Zoitarbeitspreise 
oder  -Lohnsätze,  welche  einer  Person  oder  mehreren  Personen  oder  Per- 
sonenklassen bezahlt  werden  mflssen,  festsetzt,  andi  die  Htfdistanzahl  der 
Wochenstunden  bestimmen,  ftir  welche  solche  niedrigsten  Zeitarbeitspreise 
oder  -Lohnsätze  gemäss  der  Xntnr  oder  den  Bed inijungen  der  Arbeit  be- 
zahlt werden  müssen,  und  dia  Zeitarbeitspreise  oder  -Lohnsätze,  welche 
für  eine  kürzere  Arbeitszeit  bezahlt  werden,  dürfen  nicht  weniger  betragen 
als  einen  Betrag,  der  im  Verhältnis  zu  diesen  festgesetzten  Preisen  oder 
LohnF:ifzen  steht.  Das  Amt  soll  auch  für  jeden  männlichen  Arbeitnehmer 
im  Alter  von  mehr  als  16  Jahren,  der  eine  Zeitlang  länger  als  die  fest- 
gesetzte Höchstanzahl  Stunden  arbeitet,  höhere  Zeitarbeitspreise  oder 
•Lohnsätze  festsetzen  als  diejenigen  sind,  welche  in  dem  Ibtscheid  des 
Amtes  über  die  Preise  oder  Lohnsätze  ftlr  die  HOchstansahl  der  Woch^- 
stnnden  festgesetzt  sind. 

6.  Lehrlinge,  Volontäre  und  jugendliche  Arbeiter. 
Ol.    1)  Bei  der  Festsetzung  von  Preisen  oder  Lohnsätzen  auf  (Srond 
dieses  Teiles  soll  jedes  Spezialamt  meh  die  Anzahl  oder  die  Verhlltnis- 
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anzahl  der  Voloutäre,  welche  in  eiuer  "Fabrik,  Werkstaft,  einem  Laden  oder 
Platze  beschäfiigt  werden  dürfen,  mxd  die  niedrigsten  Preise  oder  Lohn- 
Atze  festaeiKen,  welche  Lehrlingen  oder  VolontAren  besahlt  werden  dOrfeo, 
die  ganz  oder  teilweise  mit  doi-  Zuiiditung  oder  Herstellung  von  Gegen- 
stÄuden  'hinsicLtlicli  derer  ein  Enrsclieid  eines  Lfdmamtes  n:eft.llt  worden 
ist)  bescililfriirt.  oder  in  einem  Berriebe,  Bernte  oder  Geschäft  (hinsichtlich 
dessen  ein  Eulächeid  eines  iSpeziaiamtes  geiUllt  worden  ist)  angestellt  sind. 

2)  Das  Amt  kann  bei  einer  solchen  Festsetsnng  Alter,  (Geschlecht  und 
Erfahrimg  Solcher  Lehrlinge  oder  Vol  tntilre  in  Erwägung  ziehen  und  eine 
Skala  der  Preise  oder  LohnsJltze,  ^\olchB  solchen  Lehrlingen  oder  Volon- 
tären zu  bezahlen  sind,  gemäss  Alter,  Geschlecht  und  Erfahrung  solcher 
Lehrlinge  oder  Volont&re  and  eine  verschiedene  Verhftltnisanzahl  :^lr  männ- 
liche nnd  weibliche  VolontRre  festsetzen. 

92.  Bei  der  Festsetztinj^  der  Lolnisätzo,  welche  Personen  fLolirlini,'o 
und  Vojoiitäre  ausgenonunen  i  im  Alter  von  wenifrPT'  als  21  Jaliren  fiir  be- 
stimmte Arbeitskategorien  zu  bezahlen  Hind,  dari  ein  Spezialamt  unter 
Berflcksichtigung  der  Daner  der  Erfahrung  solcher  Personen  in  diesen  be* 
atimmten  Kategorien  verschiedene  Lohnsätze  festsetzen. 

93.  Alle  Lehrlinire,  welche  nicht  durch  Lehrvertrflg'e,  die  den  Arbeit- 
geber zur  Unterweisung  des  Lehrliugs  in  dem  botreiieuden  Betriebe,  Ge- 
B<^&ft  oder  Berofe  für  eine  Dauer  von  wenigstens  3  Jahren  veipfliditeii, 
gebunden  sind,  gelten  für  die  Zwecke  dieses  Teiles  als  Volontllre. 

17.  Vngmäud  irymdweUur  gegenteiligen  BeeÜmmungen  de»  Baupi" 
geaetxes  — 

a;  darf  äieli  jemand  mü  svltrifUiciter  BeuHlligung  des  Ministers  als  Leht- 
Hng  in  einem  Birufe  ftar  eine  hOintiKre  Fkiat  aie  3  Söhre  verpfiekUn,  wenn  ee 
m  Anbetracht  seiner  bisherigen  Erfaknov/  oder  Dauer  der  Bescftäßigung  m 
dieeem  Berufe  nicht  moglicii  ist,  ihn  ah  Lehrling  für  3  Jahre  zu  binden; 

b)  soll  niemand,  der  sich  auf  Orund  dieses  Artikels  mit  der  BewüUffung 
des  Minietere  verpflu^äet  hat,  ale  VidoniSr  angeeehen  werden. 

94.  Wenn  gemäss  eines  Bntscheides  eines  Spesialamtes  die  Löhne 
eines  Lehrlings  oder  eines  VolontHrs  nach  dessen  Erfahrungen  oder  der  Daner 
sfli'ier  Berufsboschäftignng  variieren  sollen,  so  muss  zur  Festsetzung  des 
Ijuiiues,  auf  dessen  Empfang  ein  solcher  Lehi  liug  oder  Volontär  Anspruch 
hat,  jede  Zeit,  wfthrend  welcher  ein  solcher  Lehrling  oder  Volontir  in 
seinem  Berufe  gearbeitet  hat,  ftlr  die  Dauer  der  BervdEsbeschftftigong  an- 
^rerecbnet  werden. 

95.  Hat  ein  Lehrling  im  Alter  von  weniger  als  21  Jahren  sich 
eohrifUich  fiDir  eine  Daner  von  wenigstens  3  Jahren  verpflichtet,  so  kann 
keine  Bestimmung  eines  Spemalamtsentscheidee  einen  sohdien  Lehrvertrag 
ir':;ond\\  ie  aufheben  oder  ändern,  falls  dieser  Lehrvertrag  von  allen  seinen 
Parteien  unterzeichnet  wurde,  ehe  ein  Antrag  auf  eine  Resolution  zur  Be- 
stellung des  betreffenden  Spezialamtes  in  einem  der  beiden  Häuser  des 
Parlamentes  angekttndigt  worden  war. 

9G.    Der  Minister  ist  hiermit  ermächtigt,  einer  Person  im  Alter  von 
mehr  aN  21  Jahren,  welche  ihm  zn -seiner  Befriedigung  nachgewiesen  hat, 
dass  Sie  nicht  die  volle,  von  einem  Spezialamt  für  Volontäre  vorgeschriebene 
£rfahrang  besitat,  eine  Bewilligung  zu  gewähren,  wonach  sie  als  Volont&r 
die  in  dieser  Bewilligung  bezeichnete  Dauer  zu  dem  Lohne,  welcher 
vom  Amte  f^r  einen  Volontär  der  gleichen  Erfahrung  festgesetzt  worden 
ist,  arbeiten  dari. 
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97.  Wenn  der  Zusammenhanp;  keine  andere  Deutung  verlangt,  so 
sollen  die  Ausdrücke  Lehrling  (appreutioe)  und  Volontär  (improver)  in  dem 
Entscheid  eines  Spezialamtes  die  gleiche  Bedeutung  wie  in  diesem  Gesetze 
haben. 

6.  Wann  btückarbeitelöhne  vom  Arbeitgeber  festgesetzt 

werden  dürfen, 

98.  1}  Jedes  Spesialamt  kann,  anstatt  selbst  die  niedrigsten  Stfick- 
arbeitspreise  oder  -LohnsAtse,  welche  für  die  ganze  oder  teilweise  Zürich- 
tnnp:  oflpr  Herstellung  von  Gegenständen  zu  be/ahlpn  sind,  fpst zusetzen, 
bestimmen,  dass  diese  Stückarbeitspreiae  oder  -LohnsÄtze  auf  Grund  der 
vom  Spezialamte  selbst  festgesetzten  Zeitarbeitslohnsatze  gemäss  dem 
nftchstfolgenden  Absatz  feetgesetst  und  bezahlt  wei'den  dürfen. 

2)  Jeder  Arbeitgeber,  der  auf  Grund  eines  solchen  Entscheides  Stuck- 
arbeitspreise oder  -Lohnsätze  festsetzt  und  bezahlt,  soll  diese  8tückarboits- 
preiae  oder  -Lohnsätze  auf  die  Einnahmen  eines  Duichschnittsaibeiters 
basieren,  welcher  zu  denselben  Bedingungen,  wie  diejenigen  sind,  fttr 
welche  die  Stückarbeitspreise  oder  -Lohn.sät/o  festgesetzt  werden  sollen, 
arbeitet  und  iiach  der  Zeit  auf  Gi  und  von  Zeit  arbeitslohnpatzen,  die  das 
Spezialamt  lestL^eseizt  hat,  bezahlt  wird.  Jeder  derartige  Arbeitgeber 
muss  auf  Verlangen  des  Chefin spektors  diesem  eine  Aufstellung  solcher 
Preise  oder  Lohnsfttze  Torweisen. 

8)  Wer  einen  Stückarbeitsprois  oder  -Lohnsatz  gemäss  den  Be- 
stimmungen dieses  Artikels  festiLrosetzt  hat  und  entweder  nnniitte^bar  oder 
mittelbar  oder  unter  einem  Voruande  oder  dmch  einen  Kniü  jemandem 
einen  Stttclcarbeitspreis  oder  «Lohn,  welcher  niedriger  ist  sIs  der  von  der 
erstgenannten  Person  festgesetzte  Preis  oder  Lohn,  bezahlt  oder  anbietet, 
oder  anzubieten  f^e.stattet  oder  zu  bezahlen  versucht,  <>(]ot  wer  sich  einer 
Zuwiderhandluji^  f^erren  eine  der  Bestimmtinp'pn  des  vorhergehenden  Ab- 
satzes schuldig  macht,  ist  als  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestim- 
mungen dieses  Tefles  schuldig  anzusehen. 

4)  Bei  Oerichtsverhandlungen  gegen  eine  Person  wegen  einer  Zii- 
widorhandlnnpr  gegen  die  Bestimmungen  der  zwei  letztvorhergehenden 
Absätze  dieses  Artikels  liegt  die  Last  zu  beweisen,  dass  diese  Person 
einen  Stttckarbeitspreis  oder  -Lohn  gemäss  den  Bestimmungen  jener  Ab- 
s&tae  festgesetzt  oder  bezahlt  hat,  in  allen  Fallen  auf  dem  Beklagten. 

7.  Alte,  lanpsa  m  e  und  gebrechliche  Arbeiter. 

99.  1)  Wenn  zur  Befriedigung  des  Clieiintpektors  nachgewiesen  ißt, 
dass  jemand  ans  Gründen  des  Alters,  der  Langsamkeit  oder  Gebrechlich- 
keit nicht  imstande  ist,  zu  dem  von  einem  Sj^ezialamte  festgesetzten 
Mindestlohne  Beschäftigung  zn  fiTulen,  so  darf  der  Chefir.p]  el'tor  in  einem 
solchen  JTalle  einem  solchen  aiten,  gebrechliehen  oder  langsamen  Arbeiter 
ftlr  die  Dauer  von  12  Monaten  eine  Bewilligung,  zu  einem  niedrigeren 
Lrluie  der  in  dieser  Bewilligung  anzugeben  ist)  als  dem  genannten 
I^fiiiilesth  hne  zu  arbt  iton,  gewBJbrstt,  und  eine  solche  Bewiliigung  darf  je- 
weiien  erneuen  weiden. 

2)  Die  Anzahl  der  Personen,  welche  derartige  Bewilligungen  für  laug- 
same Arbeiter  innehaben  und  in  einer  Fabrik  beschRftigt  sind,  darf  ohne 
die  Zustimmung  des  Ministers  nicht  mehr  als  ein  Fünftel  der  Gesamtzahl 
derjenigen  Personen  betragen,  welche  in  dieser  Fabrik  zu  dem  fttr  Er* 
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wadksene  festgesetzten  Mindeetseitlohne  oder  m  Stflekarbeitsltflmen  beech&f- 

tigt  werden,  doch  darf  in  jeder  registrierten  Fabrik  ein  lizenzierter  Iftiig« 
samer  Arbeiter  beschäftif^t  werden.  Wer  ohne  eine  solche  Zustimmung 
des  Ministers  eine  grössere  Anzahl  als  diese  Verhältnisanzahl  beschältigt, 
macht  eich  einer  ZnwiderJiandlniig  gegen  diesen  Teil  schuldig. 

3)  Wer  unmittelbar  oder  mittelbar  oder  unter  einem  Verwände  oder 
dnicli  einen  Kniff  einem  solchen  alten,  prebrochlichen  oder  lanirsamen 
Arbeiter  einen  niedrigeren  Lohn,  als  den  vom  Uheiinspektor  in  oini  i  d*  i- 
artigen  BewilU^uu«,'  festgesetzten,  bezahlt  oder  anbietet  oder  anzubieien 
c»der  za  benhlen  geatattet»  ist  als  einer  Zuwiderhandlung  gegen  diesen 
Teil  schuldig  anzusehen. 

4)  Verweiiicrt  der  Chefinspektor  einer  Person  die  Gewahrtmjj  einer 
solchen  Bewilligung,  so  kann  diese  Person  beim  Minister  Berufung  ein- 
legen, der  die  Bewilligung  an  Stelle  des  Inspektors  gewAhren  kann. 

8.  Dauer,  V  e  r  ii  1 1  e  n  1 1  i  c  h  u  n  g  u  n  d  A  ii  w  e  n  d  u  u  g  d  e  r  E  n  t  s  c  h  e  i  d  e 
der  Speziaiämter  und  des  Gerichtshofs  fttr  gewerbliche 

Berufungen. 

100.  Preise  oder  Lohns&tze,  die  von  einem  Spesialamte  festgesetzt 

werden,  treten  an  dem  vom  Spezialamte  zw  bestimmenden  Datum  (frühestens 
30  Tage  nach  Fallung  des  Entscheides)  in  Kraft  und  bleiben  in  Kraft 
bis  stur  Abänderung  durch  einen  Eutscheid  des  Spezialamtes ;  doch  kann 
«in  solcher  Entscheid  jederzeit  vom  <}eriohtshof  für  gewerbliche  Berufungen 
abgeändert  oder  ka.s.siert  werden. 

101.  1)  Der  Entselieid  eines  S|)f'7ialamtes  ist  von  dessen  Vorsitzendem 
zu  unterzeichnen  und  im  Hegieruni^^sblatte  zu  verörtentiichen  und  findet 
auf  jede  Stadt  (city  or  townj  Anwendung  und  auch  auf  jede  Stadtgemeinde, 
auf  welche  der  ESntscfaeid  ausdraeklich  vom  Staatsrat  durc^  eine  im 
Regierungsblatte  veröffentlichte  Bekanntmachang  angewandt  wird. 

2^  Ausgenommen,  soweit  ein  Entscheid  eines  Spezialamtes  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Fabriken-  und  Ladenfortführungsgesetzes  von  1902 
(Factories  And  Shops  Oontinuance  Act»  1W2)  auf  eine  Qrafschaft  oder  einen 
Teil  einer  Ghrafsohaft  angewandt  worden  ist,  und  aui^genowmen  gem&ss 
len  hierin  vnr^regehenen  l^estimrannp^en,  soll  kein  Entscheid  eines  Spezial- 
amtes auf  eine  Grafschaft  oder  einen  Teil  einer  Graischaft  Anwendung 
finden. 

8)  a)  Ein  Entscheid  eines  Specialamtes  kann  durch  einen  Erlass  des 
Staatsrates  auf  jeden  Teil  einer  Grafschaft,  der  im  Umkreis  von  10  Meilen 
einer  Stadt  (city  or  town)  liegt,  angewandt  werden. 

bj  Ein  Entscheid  eines  Spezialamtes  kann  durch  einen  Erlass  des 
Staatsrats  auf  jeden  Teil  einer  Graisebai^,  der  wenigstens  10  Meilen  von 
einer  Stadt  (city  or  town)  entfernt  liegt,  angewandt  werdtti,  wenn  der 
Bat  lieser  Grafschaft  beim  Staatsrat  um  eine  solche  Anwendung  des  Ent* 
echeides  ]ietirioniert, 

c)  Jeder  Erlass  des  Staatsrates,  der  auf  Grund  dieses  Artikels  er- 
folgt, ist  im  Begierungsblatte  zu  verOffentlidien,  und  jeder  Entscheid,  der 
dadurch  auf  einen  Orafschaftateil  angewandt  wird,  hat  in  diesem  Teil 
volle  Kraft  und  Wirkung. 

4)  Wenn  der  Entscheid  eines  Spezialamtes  vom  Staatsrat  ausdrück- 
lich auf  eine  Stadtgemeinde  oder  Grafschaft  oder  einen  Grafsohaftsteil 
angewandt  worden  ist,  so  finden  auch  alle  Abänderungen,  welche  das 
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SpeEialamt  oder  der  Gerichtshof  für  gewerbliche  Benifungeu  za  irgend 
einer  Znit  an  diesem  EulscheiMo  vornimmt,  Anwendung  auf  diese  Stadt- 
gemeinde, üral'schalY  oder  den  GrrafschaftHt-ell. 

102.  Kein  Entscheid  eines  Spezialamtes  ündet  Anwendung  auf  Kinder 
des  Arbeitgebers. 

9.  Bestimmungen  betr.  Möbel«,  Brotb&cker-  und  Konditor* 

ftmter. 

108.  1)  Ein  Spezialamt  kann  bostellt  werden  zur  Festsetzung  der 
niedrigsten  Preise  oder  T.  hnsätze,  welfl^e  he/al»lt  werden  sollen:  einer 
Person  oder  mehreren  P&rsouen  oder  Peiäoneukiassen  für  die  ganze  oder 
teilweise  Zurichtung  oder  HersteUung  bestimmter  Mdbel,  und  einer  Person 
oder  mehreren  Personen  oder  Personenklassen,  die  bei  Arbeiten  sur  Her- 
«tellung  von  Ueberma.nteln  (über  Kaminsimse'i  nnd  hölzernen  Kaminsimsen 
(ausser  erst  noch  anzustrtüchenden  hölzernen  Kaminsimsen,  wie  sie  gewöhn- 
lich in  Sägemühlen  hergestellt  werden)  beschäftigt  sind,  und  einer  Person 
oder  Personen  oder  Personenklassen,  welahe  bei  der  Herstellung  von 
]ICatratBen  oder  Bettaseug  t&tig  sind. 

2,  Kin  Sitezialamt  kann  zur  Festsetzung  der  niedrigsten  Preise  oder 
Lohnsätze  bestellt  werden  ,  welche  einer  Person  oder  mehreren  Personen 
oder  Personenklassen  fUr  Brotbacken  oder  Backen  Uberhaupt  und  einer 
Person  oder  mehreren  Pecsonan  oder  Personenklassen,  welche  bei  Ar- 
beiten Eur  Herstellung  von  Konditorwaren  beschllftigt  werden,  gesahlt 
werden  mflssen. 

10.  Der  Staatsrat  kann  die  Befugnisse  der  Aemter 

erweitern. 

104.  Wenn  eine  Person  oder  mehrere  Pei-souen  oder  Personenklassen 
von  ein«m  Arbeitgeber  sur  Zurichtung  oder  Herstellung  von  Gegenstinden 

beschäftigt  wird  oder  werden,  für  deren  Zurichtung  oder  Herstellung  von 
einem  Sr^^^'i-Uanite  die  niedrigsten  Preise  oder  Lohnsätze  festgesetzt 
worden  sind,  so  soll  irgend  ein  Spezialamt  auf  Anordnung  des  Staatsrats 
in  der  von  diesem  Qesetse  vorgeschriebenen  <  Weise  auch  die  niedrigsten 
Preise  oder  Zjohnsfttae  bestimmen,  welche  ein  Arbeitgeber  einer  solchen 
Person  oder  solchen  Personen  oder  solchen  Personenklassen  für  die  ganze 
oder  toilvvoiso  Zurichtung  oder  nenstellnni'  irgendwelcher  bestimm<-cn  Gegen- 
btiinde,  sei  es  in  oder  ausserhalb  oinor  i'abrik  oder  Werkstatt,  be/.ahlen  darC 

16.  1)  Der  SiaaimU  katm  durch  dnm  im  Segierungsblatte  verö^mit^ 
lichten  EHau,  wmn  er  äaxu  von  «mer  BatckUum,  die  von  boidm  Bäü»&m 

deji  Parlaments  angenommeu  wordm  ist,  ermächtigt  wurde,  die  Befugnisse^ 
rvelche  ein  Sprxialamt  auf  Grund  der  Fabrik-  utul  iMdengeseixe  l>esitxt ,  der- 
art erweitern,  dojts  etn  aoldtes  Amt  die  niedrigsten  Preise  oder  Lohnmixe  für 
aUß  ötgeruiände  oder  Beirid»,  Beruß  oder  Quchäfte  oder  TeiUo  von  soJMeM 
festsetien  kann,  weOehe  nach  Ansicht  des  Staatsrates  von  derselben  oder  einer 
ähnlichen  Katrgorie  ^»^fr  Art  .^ind  wir  diejenigen,  für  rcelehe  dieses  Afnt  be- 
stellt worden  ist;  ein  derartiges  Amt  liat  hinsichtlich  der  GegenständSf  Betriebe, 
Berufe  oder  QutkäfU,  tMfefte  tn  dm,  Erweüerungaerlaas  du  SkuUaraU»  go- 
nannt  sind,  alle  Befugnisse,  welche  einem  S^^SMokmi  dmth  di$  FaMtr  md 
LadeagMetxo  übertragon  worden  sind. 
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einen  Erttus  zur  AtU' 

deJinung  der  Befiignüse  eines  SpexidtmUea  enihiUt,  gilt  aL  hinUinglk^  Beu?eia 
des  Bestehens  Hncs  ."okh-  n  Erlasses,  und  ein  solcher  JBriass  kann  von  keinem 
Gerichtshöfe  aufyehoben  oder  beslrüten  werden. 

11.  Suspension  der  £nt8cheide. 

T^">.  1)  Ungeachtet  irfrend  einer  Bfstiraniung  dieses  Goset/o«  kann  <lr»r 
t^taatsrat  jederzeit  durch  einen  im  itegierangs blatte  veroJientlicliten  Erlass 
die  Wirkrämkmt  eines  Entscheides  eines  Spexialamtes  bis  zur  Höchst- 
geMkmtdauer  von  sechs  Monaten  für  jed«;  ilmi  ;;eeignet  .scheinende  Frist 
suspendieren.  Wfnii  airi  Wh ks:uiik--ir  eines  EntscheideH  (ob  im  Kegierungs- 
blatte  veröfiViitlichr  oder  nicht;  dorart  su.spendiert  ist,  so  hat  da.s  be- 
treffende Spexialaint  sofort  hinsichtlich  dieses  Entscheides  Zeugen  zu  ver- 
bOreiif  vorzuladen  und  einznvernehiDen,  und  kann  dann  entweder  auf  dem 
ersten  Entseheid  beeteben  oder  daran  diejenigen  AbAndemngen  vomehmeni 
die  ihm  aneezeigt  erscheinen. 

*2)  Macht  eia  solches  Spezialami  derartige  Abänderungen,  so  ist  der 
abgeänderte  Bntsdieid  nnrerstiglicb  im  Begierungsblatte  zu  verSffent- 
licheu  und  gilt  f)Br  alle  Zwecke  als  Entscheid  dieses  .Spezialamtes,  und 
findet  von  dem  "Datum  an,  das  in  diesem  abgeüti  lerten  Entscheide  fest- 
gesetzt i«;r,  auf  jede  Sra  lt  »  itv  and  town)  nwd  auch  auf  jede  8tadt- 
gemeiude  oder  ürafscball  uud  jedeu  Grafschaftsteil  Anwendung,  auf  den 
(die)  er  ansdrttcklicdi  durch  eine  Bekanntmachung  des  Staatsrates  im  Re- 
^äei  iingsblatte  Anwen  lans:  eri^dirt.  Der  suspendierte  Btttscheid  bat  darauf- 
hin keine  Kraft  noi  !i  W  irkung  mehr. 

d)  Zeigt  ein  solches  Spezialamt  dem  Minister  an,  dass  es  auf  seinem 
Entscheide  ohne  Abänderung  besteht,  so  ist  die  Suspension  der  Wirksam» 
keit  dieses  EutecheideB  durch  einen  im  Regierungsblatte  verö£fentlichten 
Erlass  des  Staatsrares  von  dem  Datnrri  iiicJit  spater  als  14  Tage)  ab, 
welches  in  diesem  Erlass  festgesetzt  ist,  aufzulieV>en. 

12.  Allgemeine  Vorschriften, 

106.  Tn  diesem  Teil  umfasst  der-  Ansdnuk  „Kleider  oder  BekleidnngS* 
stticke"  (clorhing  or  wearing  apparelj  au^  li  Stiefel  und  Sclinhe. 

107.  Wenn  jemand  damit  beschäftigt  wird,  zwei  oder  mehrere  Ar- 
beitskategorien anssuflben,  fttr  welche  von  einem  Sperialamte  Löhne  fest- 
gesetzt sind,  so  soll  er  im  Verhältnis  zur  Zeit,  die  er  bei  jeder  Arbeits- 
kategorie beschäftigt  wird,  7.n  dem  vom  Spezialamte  für  diese  Arbeit  fest- 
gesetzten Batze  outlohnt  werdeu. 

15.  Warn  jeuumd  wn  Laufe  «tnes  Thge^  /Vir  einen  Ätheügdier  mit  einer 
ArbeU  hesehäfligt  ist,  für  welcJie  ein  Spevialamt  Zeitarheüepreise  oder  -Lohn» 
xätxc  fr.vtgrsrtrt  hat,  so  ftoll  nUr  Arht  U.  in  lehr  dl-  sr  Person  imhrend  dieses 
Tage«  für  diesen  Arbeitgeber  verric/Uet,  ob  innerhalb  oder  ausserhalb  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt,  zu  demselben  Zeitarbeitspreis  oder  -Lohmatz  bezahlt  werden. 

108*  Wird  ein  Entscheid  eines  Spezialamtes  abgeftndert  oder  aufge- 
hoben, BO  beeiriflusst  diese  Abänderung  oder  Aufhebung  weder  unmittelbar 
noch  mi'ffelbar  allfallige  Reclitsverfol^ningen,  welche  auf  Grund  diof?e8 
Gesetzes  zuvor  wegen  einer  Üebertretung  dieses  Entscheides  unternommen 
worden,  nodi  irgwidwelche  Rechte,  die  anr  Zeit  der  betreffenden  Ab- 
Sndenmg  oder  Aufhebung  auf  Ghrund  der  Beetimmungen  dieses  Teiles 
bestanden. 
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109.  Der  Staatsrat  kann  durch  einen  im  Eegierungsblatte  TerOBTent- 

lichten  Erlass  anordnen,  daps  r-iii  Sjjezialamt  in  allen  Ausfülirungsveronl- 
nungen,  Entwcheidou,  ErlusseMi,  Urkunden  oder  Rechtsvorfolfjungen  für  alle 
Zwecke  mit  einem  kurzen,  m  einem  solclien  Erla^ä  angegebeuen  Titel  be- 
zeidmet  werden 

110.  Eine  getreue  Abschiifr  eines  Entscheides  eines  Spezialamtes 
über  dip  niedrigsten  I'ivdse  oder  Lohnsätze,  wir  sde  dieses  Amt  rnst*j;e.setzt 
hat,  ist  in  leserlichen  römischen  Lettern  an  auffallender  ätelie  an  oder 
nahe  dem  Eingang  jeder  Fabrik  oder  Werkstatt  jedes  Landes  oder  Platzes, 
auf  welche  der  Entscheid  dieses  Spezialamtes  Anwendung  findet,  derart 
gedruckt,  ^n-Hialt  oder  angescli]n£<:en  SSO  halten,  das«  die  darin  beschRftigten 
Personen  sie  leicht  leson  können. 

111.  Wenn  ein  ISpezialamt  Stückarbeitspreise  oder  -Lohnsätze  für  die 
ganze  oder  teilweise  Zorichtung  oder  Herstellaug  von  Oegenst&nden  in 
einem  Entscheide  festgesetzt  hat,  und  dieses  Amt  bei  einer  Beschreibung 
der  Arlieit,  für  welehe  solche  Stückarbeitspreipe  oder  -T-ohnsätze  bezahlt 
werden  müssen,  verschiedene  Operationen  aulzählt,  und  wenn  eine  oder 
mehrere  solcher  Operationen  auf  Anordnung  oder  mit  ansdrttcklieher  oder 
stillschweigender  Zustimmung  des  Fabrikinhabers  oder  von  dessen  Ge- 
scliilftsfillirer  oder  Voraidjeiter  oder  Agenten  weggelassen  werden,  sü  wird 
der  Frei«  oder  Lohn,  velclier  fiir  die  betreffende  Arbeit  bezahlt  werden 
muas,  von  dieser  Weglassung  nicht  betrotfen,  sondern  dieser  Preis  oder 
Lohn  blmbt  bis  m  anderweitiger  Festsetsung  in  einem  Entscheide  der- 
jenige, welcher  als  Preis  oder  Lohn  fttr  die  ganze  bezeichnete  Arbeit  fest- 
gesetzt worden  ist. 

112.  Wenn  ein  Spezialamt  für  die  ganze  oder  teilweise  Zurichtung 
oder  Herstellung  von  Oegenst&nden  innerhidb  oder  ausserhalb  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  oder  für  die  Verrichtung  irgend  einer  Arbeit  ausschließlich 
einen  Zt-itai-beitslohn  festgesetzt  liar.  so  ist  veiluiten,  für  diese  Arbeit 
iStückarheitslöhne  zii  bezahlen  oder  bezahlen  zu  lassen,  und  der  Emj  lang 
oder  die  Annahme  von  Stückarbeitslühnen  gilt  dann  nicht  als  Zahlung 
oder  als  Teilzahlung  dieser  Zeitarbeitsltthne. 

113.  Wenn  ein  Spezialamt  für  die  ganze  oder  teilweise  Zurichtui  ii 
oder  Herstellung  von  Gegenständen  innerhalb  oder  aufi.«?erl.alb  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  oder  füi*  die  Verrichtung  irgend  einer  Arbeit  Stückaiboit^- 
pi-eise  oder  -Lohns&tze  oder  Zeitarbeitspreise  oder  -Lohnsätze  festgesetzt 
hat,  so  darf  niemand  eine  von  diesem  Entscheid  betrotfene  Person  un- 
mittcllfiir  oder  mittelbar  veranlassen  oder  zwingen,  an  Stelle  von  Geld  orlor 
als  Zalilun<z"  odei-  Teilzahluii;^  dir  geleistete  .Arbeit  oder  verdiente  Lohne 
Naturalien  iigouJ  welcher  Art  anzunehmen,  und  der  Empfang  oder  die 
Annahme  von  Naturalien  gilt  dann  nicht  als  Zahlung  oder  ah  Teilzahlung 
für  eine  solche  Arbeit  oder  solche  Löhne. 

o^!.  1",  Kein  hihaher  phif^r  VabriJ:.  rinry  ]Vcrksfaff  odrr  nnfs  Ladi'ns 
{ausser  den  in  der  vierten  Anlage  zum  Hauptgesctx  genannten  Laden)  nocJi 
seine  Frau,  noch  mn  Kind  darf  unmiü$S>ar  oder  mittelbar  eruHuhaene  Arbeit'- 
nehmer  gegen  inji  nd  eine  Entschädigung  ah  Kostgänger  oder  Logi^urren  etn- 
neJn/ieu  oder  hnhrn,  noch  an  der  F/'/hmng  einer  T'»tfrnrhumtip.  in  n'ffrher 
aeine  Arbeitnehmer  verköstigt  werden  oder  logieren,  irgeruiivie  ItetetUgt  sein. 
Doch  kann  der  Chefinspektor  nacJi  Outdünken  einem  Inliabei'  einer  Fabrik, 

1)  Bidie  8.  210. 
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Werkstatt  oder  eines  Ladens  oder  dfft.tm  Frau,  oder  dr<?s:en  Kind  j-statten,  unter 
dm  von  ihm  auferkglen  Bedingungen  Geld  für  Kost  oder  Logis  von  einem 
Arheäfiehmer  anzunehmen. 

-  I  Attsser  in  dem  von  diesem  Artikel  vorgesehenen  Falle  darf  kein  Arbeit 
jt^hmn-  firiern  Fabrik-,  Wrrksffttf-  ofk-r  Lodeuirihaber  odir  dessen  Frau  oder 
Kind  [ur  Kost  oder  Logis  irgend  eine  Ueldsumme  bexakUtn  oder  kreditieren. 

114.  Wenn  ein  Arbeitgeber  eine  Person  beschAftigt,  welche  iimi  eine 
Arbeit  verrichtet,  filr  die  ein  Spezialamt  die  niedrigsten  Preise  oder  Lohn- 
sätze fcstj^efjetzt  hat,  so  ist  dieser  Arbeitgeber  verpflichtet,  dieser  Person 
den  tesf fr*^«^f>tzten  Preis  oder  Lohn  ohtse  irgend  einen  Abzii^^  in  bar  voll 
au8zubezaiilen  und  »oll  darnach  bandeln.  Bie^e  Person  kann  biimen 
12  Honaten,  von  dem  Zeitpunkte  ab,  an  dem  ihr  eine  solche  Geldsiunme' 
zustellt,  bei  einwi  «udtändij^ou  Gerichtshöfe  Schritte  tun,  um  von  dem 
Ai-be:tt,'ol)or  »len  f^©m!l'5s  dem  Ent^chcMo  ;j:öHrhuldotGn  \i'lU'u  HiMi-ul,''  r.rlor 
RösS:  öiiizutreibeu,  ungeachtet  einer  kleineren  Entlohnung  oder  einer 
gegeutciligen  ausdrücklichen  oder  stilh>chweigenden  Vereinbarung  oder 
Abmachung. 

115.  Die  S})0ziii1riintfT,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge.sotzf^s 
tiii"  den  Betrieb,  den  Beruf  oder  das  Geschäft  eines  Wa^on-  oder  Karren- 
baueis  oder  eines  Verfertigers  anderer  Vehikel  (Stosswagen  [porambulators] 
ausgenommen)  und  auch  ftlr  die  Arbeitnehmer  bestellt  worden  sind,  welche 
bei  der  Herstellung  von  irgendwelchen  Teilen  solcher  Wagen,  Karren  und 
andern  Vehikel  (^iStosswa^rf'n  [poramliulati^rs]  aus^rf^nomTnen),  bcscliäftigt 
sind,  sollen  nicht  wieder  eingesetzt  noch  fortgesetzt  werden,  und  kein  von 
diesen  Spezial&mtem  gefällter  Entscheid  soll  in  Zukunft  angewendet 
werden  oder  in  Kraft  stehen. 

llü.  Die  Entscheide,  welche  vom  Spezialamt  für  dfn  Beruf  oder  das 
Geschäft  eines  K!oinj>npr>;  tinsmith)  vor  dem  9.  September  l^O'l  gefällt 
worden  sind,  und  alle  künftigen  Entscheide  eines  solchen  Spezialamtes 
finden  keine  Anwendung  nnd  stehen  nicht  in  Kraft,  soweit  sie  sieh  anf 
die  Löhne  beziehen,  welche  deigenigen  Peraonen  zu  zahlen  sind,  die  bei 
der  Herstell Qii^  von  Büchsen  und  Gefli'«sr>n  zur  Konservipimns^  odnr  Auf- 
bewahrung von  eingemachten  Früchten  oder  Gemüsen  oder  irgendwelcher 
als  Speise  ftlr  den  menschlichen  Konsum  bestimmten  Produkte  beschäftigt 
werden. 

13.  Verfahren  vor  Gerichtshöfen, 

1 17.  Vor  jedem  Gerichtshöfe  oder  Hichter  (Court,  Judge  or  Justices) 
genügt  die  Vorweisung  eines  Exemplars  des  Regiemn^blattes,  welches 
einsn  Eurscheid  eines  Spezialamtes  enthält,  als  end^xüli i^ar  Beweis  der 
gehörifren  Fillhmfr  und  Existenz  dieses  Entscheides  und  der  i.'eliiirip:6n  Be- 
stellung dieses  Amtes,  &owie  aller,  für  die  Fällung  eines  solchen  Ent- 
scheides notwendigen  Pr&liminarien. 

118.  1)  Will  jemand  die  Gültigkeit  eines  Entscheides  bestreiten,  der 
von  eii/Om  S|,ezialamte  auf  Grund  einer  der  Best irnmnnf^en  dieses  Gesetzes 
oder  auf  Grund  eines  hiernach  aufgehoLoncn  Gesetzes  gelallt  worden  ist 
oder  gefüllt  worden  sein  soll,  so  kann  er  mittelst  Affidavits  vom 
Obergericht  (supreme  eourt)  um  einen  Gerichtsbefehl  einkommen,  durch 
den  der  Chefinspektor  aufgefordert  wird,  vorzubringen,  was  er  gegen 
die  AnnulliernTV'  des  hetrefTenden  Entschoi  les  wegen  gänzlicher  oder  teil- 
weiser Ungesetzlichkeit  einzuwenden  habe.     Der  genannte  Gerichtshof 
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kann  einen  solcheu  Bofehl  erla»»eu  oder  nickt,  und  zwar  nach  Gutdünken 
jxdt  oder  ohne  Sostan. 

2)  Jeder  Entscheid  eines  Spesialamtes  hat,  wenn  er  sidit  derart 

annulliert  worden  ist,  nnd  bis  zu  einer  derartigen  Annullierung,  dieselbe 
Kraft,  Gültigkeit  und  Wirkung,  als  ob  er  einen  Teil  dieses  Oesi  tzes 
bildete,  und  ist  demgem&ss  anzusehen  und  zu  respektieren  und  kann  in 
keiner  Weise  aufgehoben  cder  bestritten  werden;  aber  jeder  solche  Sat- 
Bcheid  kann  durch  einen  folgenden  Entscheid  aixf  Gnmd  dieses  Gesetzes 
geftndert  oder  anfgehoben  werden. 

14.  Strafen. 

119.  1)  Wenn  ein  Preis  oder  Lohnsatz  für  eine  Person  oder  mehrere 
Personen  oder  Personenklassen,  welche  in  einem  Betriebe,  Bemfe,  oder 
Geschäfte  zur  ganzen  oder  toilweisen  Zuridituug  oder  Herstellung  von 
Gegenständen  beschäftigt  sind,  wie  oben  ausgeführt  \nn  einem  Spezial- 
amte  festgesetzt  worden  ist  und  in  ivraii  »teht,  dann  macht  sich  jede 
Person,  — 

a)  welche  entweder  unmittelbar  oder  mittelbar  oder  nnter  einem  Vor- 
wand oder  durch  eine  List  eine  Person,  einen  Lehrling  oder  einen  Volontftr 

in  einem  Betriebe,  Berufe  oder  neschäft,  oder  zu  solcher  Zurichtung  oder 
Herstellung  von  snlclien  (Tef^enstiiiiden  /u  eiiieiii  Zeit-  oder  Stfickarbeits- 
preise  oder  Lohn  (je  iiacii  dem  Fall),  der  uiediiger  ist  als  der  so  festge- 
setzte, zu  beschiftigen  versncht  oder  beschäftigt  oder  beschäftigt  zu  werden 
▼eranlasst  oder  duldet,  oder 

b^  Avelche  einen  Volnntar  mit  Ueberpehreitunf^  der  auf  Grund  dieses 
Teiles  festgesetzten  Anzahl  oder  Verhaltnisanzahl  zu  beschäftigen  versucht 
oder  beschäftigt  oder  besdiäfUgt  zn  werden  veranlasst  oder  duldet,  oder 

o)  welche  einer  Zawiderhandlnng  gegen  eine  der  Bestimmangen  dieses 
Teiles  schuldig  ist  — 

einer  Uebertretung  ilioses  Gdsetzes  schuldig  und  verlUllt  bei  1«  ber- 
führung  einer  Busse  bis  zu  10  £  für  die  erste  Uebertretung,  von  5  £  bis 
zu  25  £  fitlr  die  zweite  nnd  von  60  £  bis  zn  100  £  für  die  dritte  nnd 
jede  fol  tuende. 

2)  Die  TJegistrierung  der  l'abi-ik  oder  Werkstatt  einer  Persnn,  welche 
auf  Grnnd  iliesea  Teiles  einer  drittfii  l'ebertretung  überführt  wird,  ist 
unverzüglich  ohne  weitere  oder  andere  Eruiüchtigung  zu  löschen. 

Teil  X,   Gerichtshof  fttr  gewerbliche  Bernfnngen. 

130.    1)  Ein  Gerichtshof  fttr  gewerblidie  Berufungen   (Conrt  of 

Industrial  Appeals)  soll  bestehen  mit  der  Aufgabe,  alle  Berufungen  gegen 
einen  Eutscheid  eines  Spezialamtes  zu  entscheiden  und  alle  Entscheide 
eines  »Spezialamtes,  welche  ihm  vom  Minister  übei'wiesen  werden,  zu  b<H 
handeln. 

2)  Dieser  Geriditshof  soll  aus  einem  Biditer  des  Obexgerichtes  be- 
stehen, welcher  jeweilen  vom  Staatsrate  bestellt  wird. 

3)  Kann  aiis  irgend  einem  Grunde  ein  derart  bestellter  Richter  sein 
Amt  nicht  ausüben,  so  kann  der  Staatsrat  einen  beliebigen  andern  Richter 
des  Oliergerichtes  als  £rsatz  während  der  Behinderung  des  ersten  be- 
stellen. 
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4)  Der  Staatsrat  kann  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  einen  Schreiber 
des  Gerichtshofes  für  gewerbliche  fiemfongen  (Hegistrar  of  the  Court  of 
Industrial  Appeals)  bestellen. 

82.  Unfo^Me^  «in  Enltdieid  eines  Spexiakmies  der  Behandlung  durch 
den  Oeriehtehof  ßr  [/' teerbliche  Bertifungen,  so  kann  der  Gerichishof  l><  i  df>r 
Fkttsetxung  vov  Preisrn  oder  Lohnsätzen  (ob  Stück-  odrr  Zeifarbeitsj  /'  fs>  oder 
-Lohmätxe)  nach  seinem  Ermessen  die-.se  entweder  erhöhen  oder  hernh.« t\fn. 

121.  Unterliegt  ein  Entscheid  eines  Spejüalamtes,  welchem  nach  In- 
krafttret^  dieseB  Gesetsu  bestellt  worden  ist,  der  Behandlang  des  Ge- 
richtshofs  für  gewerbliche  Berufungen,  so  hat  der  Gerichtshof  in  allen 
Fftllen  die  im  Art.  83  dieses  Gesetzes  erwähnten  Grundsätze  zu  beobachten. 

122.  Hat  der  Gerichtshof  einen  Entscheid  zu  behandeln,  welcher 
vor  oder  nach  dem  IDÜEraffctreten  dieses  Gesetzes  gefUlt  wnrde,  so  soll  er 
erwägen,  ob  der  Entscheid,  gegen  welchen  Berufung  eingelegt  ist,  eine 
Schädigunj^  des  Fortschrittes,  der  Erhaltung  oder  Ausdehnung  des  Arbeits- 
marktes  derjenigen  Berufe  oder  Industrien,  welche  von  den  festgesetzten 
Freisen  oder  Lohnsätzen  betroffen  werden,  bewiikt  hat  oder  bewirken 
kann.  Kommt  der  Geriehtsliof  sn  dem  Sdünsse,  dass  der  Bntseheid  eine 
solche  Wirkung  gehabt  hat  oder  haben  kann,  so  soll  er  diejenigen 
Aenderungen  vornehmen,  die  nach  seiner  Ansicht  zur  Beseitigung  oder 
Verhinderung  einer  solchen  Wirkung  notwendig  sind  und  gleichzeitig  den 
Arbeitnehmern  der  vom  Entscheid  betroffenen  Berufe  oder  Industrien 
einen  Lohn  sichern,  mit  welchem  diese  auskommen  kOnnen  (living  wage). 

123.  1  T'ngeachtet  irgend  welcher  Be.stiuimnnfren  dieses  Gesetzes 
kann  eine  Mehrheit  der  Arbeitgebervertreter  oder  eine  Mehrheit  der 
Arbeitnehmervertreter  eines  Spezialamtes  und  jeder  Arbeitgeber,  sowie 
jede  Arbeitgebergrappe,  weldier  (welche)  wenigstens  26  Pros,  der  G^esamt- 
zahl  der  Arbeiter  eines  Berufes  beschäftigt,  jederzeit  in  der  vorgeschriebenen 
Weise  ^)  gegen  einen  Entscheid  beim  Gerichtshöfe  Berufung  einlegen.  Für 
die  Zwecke  dieses  Absatzes  wird  sich  der  Gerichtshof  an  die  Angaben 
halten,  welche  der  Chefinspektor  in  seinem  lotsten  Jahresbericht  ge> 
^ben  hat. 

2)  Der  Minister  kann,  auch  ohne  dass  Bei  vifnng  eingelegt  worden 
wäre,  jederzeit,  nachdem  ein  Spezialamt  einen  Eutscheid  gefällt  hat.  diesen 
B^tsdheid  der  Behandlung  durch  den  Gerichtshof  überweisen.  Er  kann 
dem  Geriditdiof  anch  jede  Bemfnng  snr  Behandlung  flberweisen,  die  in 
der  oben  vorgesehenen  Weise  vorgelegt  worden  ist, 

3)  Keine  Berufung  gegen  einen  Entscheid  noch  eine  Ueberweisunrr 
eines  Entscheides  an  den  Gerichtshof  hat,  sofern  dieser  Entscheid  im 
Regierungsblatte  TerSffentlidit  worden  ist,  die  Suspension  oder  Vencögemng 
dieses  Entscheides  zur  Folge. 

4"*  Jeder  Entscheid  eines  Spezialamtes,  der  dem  Gerichtsh.  fe  vom 
Minister  überwiesen  wird,  und  alle  darauf  bezüglichen,  für  notwendig 
erachteten  Dokumente  sind  vom  Cheünspektor  dem  GeriditssdiTeiber  zn- 
rastellen. 

5)  Ausser  gemäss  den  im  folgenden  gesehenen  Vorschriften  dai  t'  kein 
Anwalt  fbarrister  und  solicitor)  oder  Bevollmächtigter  vor  dem  Gerichts- 
hof erscheinen  und  angehört  werden.  Auf  Anordnung  des  Gerichtshofes 
oder  mit  der  Zustimmung  beider  Parteien  der  Berufung  oder  üeberweisung 


1)  »die  8.  919. 
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kann  jode  Partei  aut  eigene  Kosten  sich  von  einem  Anw  alt  i  ban  ister 
und  solicitor)  oder  Eevollmächtigteu  vertreten  lassen.  Bei  Berulimgeii 
seitooB  einer  Minorität  von  Arbeitgebern  oder  Arbeitneluneni  gem&as 
Abe.  1  dieses  Artikels  kann  der  Gerichtshof  den  Um8tln.den  angemessene 
Anordnungen  für  die  Vertretung  der  Parteien  tu^ffon. 

6)  Der  Gerichtshof  hat  alle  Befugnisse,  welche  dieses  Gesetz  einem 
Speziaiamte  Überträgt,  und  kann  diese  Befugnisse  ausüben;  auch  hat  er 
die  Befngnis,  jeden  Bntscheid  eines  Spesialamtes  gans  oder  teilweise  absn- 
&ndem. 

7)  Der  Gerirlitshof  hat  hinsichtlich  der  Vorladung,  Vomeisung  und 
£invernalune  von  Zeugen,  Dokumenten  und  Büchern  und  hinsichtlich  der 
Personen,  welche  vor  den  G-erichtshof  vorgeladen  sind  oder  Zeugnis  ab- 
legen, dieselben  Befugnisse,  wie  die  sind,  welche  das  Zeugenaussagegesets 
von  ISfff)  I  EvMonci«  Act,  18!>0)  den  vom  Staatsrat  bestellten  oder  oingo- 
setzten  Aeuitern  und  Kommissionen  überträgt,  und  kann  diese  Befugnisse 
ausüben ;  doch  müssen  alle  Vorladungen  vor  den  Gerichtshof  vom  Gerichts- 
Schreiber  nnteneichnet  sein. 

8)  Keine  Aussage  Uber  ein  Berufsi^eheiranis,  oder  über  Gewinn  oder 
finanzielle  Lage  eines  Zeugen  oder  einer  Partfi  dai-f  ohne  Zn^timmnng 
der  am  Beru&geheimnis  oder  der  Geheimhaltung  interessierten  Person 
weitergegeben  oder  veröffentlicht  werden. 

9)  Das  Urteil  des  Gerichtshofes  ist  endgültig  und  letztinstanzlich  und 
darf  ohne  Erlaubnis  des  Gerichtshofes  von  keinem  Speziaiamte  icvidiert 
oder  abgeändert  werden.  Hat  jedoch  der  Gerichtshof  genügende  durch 
eidliche  Aas.sageu  erh&rtete  Beweise,  dass  prima  facie  ein  Bevisionsfall 
vorliegt,  so  kann  er  entweder  eine  solche  lärlaabnis  erteilen  oder  eine 
Neueinvernahme  \  or  ihm  selbst  veranlasseni  woraof  er  dann  selbst  sein 
Urteil  ändern  oder  ergänzen  kann. 

10)  Das  Urteil  des  Gerichtshofes  ist  dem  Minister  vom  Gerichts- 
schreiber  suznstellen. 

124.  1)  Bei  jeder  solchen  Berofang  oder  Ueberweisung  an  den 

Gerichtshof  soll  dieser  zwei  Beisitser  sur  Baterteilttog  in  Fragen,  welche 

den  Entscheid  betrefTen,  bestellen. 

2"i  Kiner  dieser  Beisitzer  ist  von  den  Arbeitgebei'verti oteru  und  einer 
von  den  Arbeituehmervertretern  des  8pezialamtes,  welches  den  Entscheid 
gefüllt  hat,  binnen  der  vom  Gerichtshöfe  festgesetzten  Frist  zu  bezeichnen. 

3)  Unterbleibt  die  Bezeichnung  eines  Beisitzers  für  die  Arbeitgeber 
oder  'lie  Arbeitnehmer  i^je  nach  dem  FalT;.  so  kann  der  Gerichtshof  nhne 
eine  Bezeichnung  einen  Beisitzer  für  die  Arbeitgeber  oder  für  die  Arbeit- 
ndimer  (je  nach  dem  Fall)  bestellen. 

4)  Jeder  Beisitser  hat  ftir  jeaen  Tag,  an  dem  er  anf  Befehl  dee  Gerichts- 
hofes dem  Gerichtshofe  beiwohnt»  Anrecht  auf  ein  Tagegeld  von  1  £. 

125.  1)  Der  Minister  soll  veranlassen,  dass  jedes  Urteil  des  Gerieb ts- 
hnfes  im  Regioningsblatte  veröflFontlicht  wird;  ein  solches  Urteil  findet 
auf  jede  Stadt  (city  and  town)  und  auf  jede  Stadtgemeinde,  jede  Graf- 
schaft und  jeden  Grafschaftsteil,  anf  welche  der  betreffende  Entscheid 
Anwendung  findet  oder  ausdrücklich  angewendet  wird,  Anwendung. 

2;  Vor  jedem  Gericht^fe  oder  Richter  (Court,  Judge  or  Justice) 

genügt  die  Vorweisung  eines  Exemplars  des  T'egiemngsblattes,  welche'^ 
ein  Urteil  des  Genchtshotes  enthält,  als  endgültiger  Beweis  der  Fällung 
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und  Exi.-itenz  dieses  Urteils  und  der  Bestellung  des  G^ditehofeSi  sowie 
aller  für  die  Fällung  eines  solchen  Urteils  notwendigen  Präliminarien. 

3)  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  oder  betreffend  die  Durch- 
fllmiiig  ein«e  Entaoheides  eines  Speiialamtes  finden  gleicherweise  eof 
jedes  Urteil  des  Gerichtshofes  Auwendnng  and  sind  demgenUlss  mit  sllen 
notwendigen  Substitutionen  /n  lesen  und  auszulegen. 

126.  1)  Ein  Urteil  des  üenchtshofes  für  gewerbliche  Berufungen  kann 
durch  einen  Erlass  des  Staatsrates  auf  jeden  Grafschaftsteil,  welcher  im  Um- 
kreise von  10  Meilen  einer  Stadt  (city  or  town)  liegt,  engewendet  werden. 

2  Ein  Urteil  des  Gerichtshofes  für  gewerbliche  Berufungen  kann 
durch  einen  Erlass  des  Staatsrates  auf  einen  Grafschaftsteil,  welrlior 
wenigstens  10  Meilen  von  einer  Stadt  (city  or  town)  entfernt  liegt,  an- 
gewendet werden,  wenn  der  Bat  dieser  Grafechaft  beim  Staatsrat  um  An- 
wendung des  Urteils  petitioniert. 

3"^  Jeder  Erlass  des  Staatsrates,  welcher  auf  Grand  dieses  Artikels 
en'olgtj  ist  im  liegienmgsblatte  zu  veröfi'entlichen  und  jedes  Urteil,  welches 
dadurch  aof  einen  Grafschaftsteil  angewendet  wii'd,  hat  innerhalb  dieses 
Teiles  volle  Kraft  und  Wirkting. 

Ladenschluss, 

18.  Dk  Art.  127  tmi  132  äe»  JEbuptffuetxe»  häbM  innerhalb  du  haupt- 

g(ädlisch€ti  Bexirks  keim  GiiUigkeU,  und  alle  Amführungs-  und  ergänzenden 
Verordnungen  xu  dir.vrn  Artikeln,  wfffhr  den  ftanpLstäd tischen  Bezirk  oder  einen 
Teil  diesem  Bexirke^  beircffcn,  sind  hiermit  aufyeJioben. 

19.  Wenn  im  7h7  IV  des  Hauptgeseixes  und  in  den  folgenden  ArHhein 
diese.^  Gesetxes  eine  htstimmte  Stunde  angegelmi  üst,  so  ijit  darunter,  falls  nitht 
aua'fr>ir!:h'rh  etwas  atuieres  be.ffimntt  isf,  die  betreff'  itdr  Stf/ndr  yinrhrnitfarja  rrt 
verstehen,  und  wenn  der  Schlms  eines  Ladens  von  einer  Imliminten  Ütundc  an 
verfügt  ist,  so  soll  dieser  Laden  fttr  dm  Best  des  Tages  gest^ihssen  bleuen. 

L  a  «i  e  n  ü  c  Ii  1  u  s  S8 1  u  Ii  d  en  im  Ii  a  n  j»  t  s  r  il  d  ti  «  cli  eii  iJezirk. 

21.  Für  die  Zwecke  der  Fabrik^  und  Ladengesetze,  bilden  die  Gemeinde' 
bexirhe  Brighton,  Bnmmok^f  Oamberweü  und  Baroondara,  Caulfield,  Coburg, 
(bliingirood,  Essetulon,  FUxroy,  Footsfrag.  HawOnrn,  Ketv,  Malvern.  M'  lboume 
KorDwote.  Porf  Melhmfrnf.  Prnhran.  Preston.  PicJniinnd,  South  M>'!l>oiirnr , 
St.  Kilda  und  WiUiaimtown  einen  ßezü'kj  welcher  als  Itauptstädtisdwr  Bexrirk 
bexeichnei  wird. 

22.  1)  FbUe  mdU  auadrikkUeh  etwas  ondene  bestimmt  wird,  sind  alle 

Luiden  famser  denjenigen  Kategorien  oder  Arten,  weletw  in  der  vierten  Anlage  V 
zum  Hauptgesett  oder  in  der  AnJngr^l  xu  diesem  Oesetx  erwähnt  oder  bezeichnet 
sindj,  wekiie  im  Jmtptstädtischen  Bez  irk  gelegen  sind,  in  Jeder  Woche  folgender- 
mmen  xu  a^^iessen,  nämUeh: 

am  Montag  taui  Dioisfag  von  6  Uhr  an; 

am  }ntfii-orh  von  1  Plir  oder  ß  Tltr  an,  jr  na/1/flr»i  dn-  Lndeniiüifüm 
diesen  oder  jenen  dieser  Zeitpunkte  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gewählt  luU  ; 
am  Donnerstag  von  6  Uhr  an; 

am  Freitag  a)  von  6  Uhr  an,  wenn  am  vorhergehenden  Mtlwodt  1  Uhr 

dn-  S'-}dus<sxn}purikt  war;  oder  h)  von  10  Uhr  an,  ttmn  am  vorher- 
gehenden Mittwoch  6  Uhr  der  Sehlussxeitjntnkt  war; 

1)  Siebe  S.  210. 
2j  Si«-hp  S.  211, 
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am  Sajnstag  a)  von  1  Uhr  an,  rcenn  am  vorhergehenden  Miihmdi  0  Uhr 
der  Sf}flu,'isxeitpifnkt  trar ;  oder  h)  van  10  llir  an,  teenn  am  vorher» 
gehenden  Mittwoch  1  Uhr  der  SciüussxeüpunJä  war. 
2)  üngeathki  irgend  tmer  BeeHummmg  dee  Jbsatxee  1  dktes  Jriikela  »md 
Laden,  imlehe  innerhalb  des  hauptstüdtiitchen  Bcxirks  detn  Verkauf  von  frij-irhem, 
ungrkoehiem  Fleisch  dienen,  m  jeder  Woche  folgendermassm  xu  echüeeeen, 
nämlieh : 

am  Montag  und  Dienstag  van  5  Uhr  an; 

am  Mütooeh  von  1  Uhr  oder  5  Uhr  m,  je  nachdem  der  Ladeninhaber 

diesen  oder  jenen  dieser  Zeitpunkte  auf  Orund  dieses  Gesetzes  ffewähH  hat; 

am  T>m>nfrsfag  von  5  Uhr  an; 
am  Freitag  von  6  Uhr  an; 

am  Samstag  a)  rvm  1  Uhr  an,  wenn  cm  vorhergehenden  Mdiwodt  5  Uhr 

der  i^r}ili/ss\>vt/>intkf  tear ;  h)  vwi  9  Uhr  an,  loenn  am  vorhergehenden 
MittU'if  h  1  T'hr  der  Schlnssxeitpunli  irar. 

23.  Alle  Läden  d&r  Kategorim  oder  Arten,  weiche  in  der  Anlage  ^  si/  diesem 
Gesetze  enee^t  oder  bexeiJmef  «nd  im  hauptslädiisdten  Bexirk  gelegeti  sind, 
sind  in  jeder  Woche  folgetiderinassen  seu  sehliessenj  nämlich : 

am  Montag,  Dienstag,  Donverstag  vnd  Freitag  von  8  Uhr  an  ; 

am  Mittitoch  von  J  flir  oder  S  IJlir  an,  je  naehdent,  uelchen  mn  diesen 

Zeitpunkten  der  Ladeninhaber  auf  Grund  dieses  Gesctxcs  gnvahlt  hat; 
am  l^mstag  a)        1  Uhr  mty  wenn  am  vorh^gehewk»  MÜteot^  8  Uhr 

der  Schill-      fpnnkt  war;  oder  b)  von  11  I'hr  an,  wenn  am  vorher- 

gehend'' >i  Miiivofh  J  Tin-  der  Srhl^fsf^^eitpunkf  war. 

24.  1)  Dieser  Aiükel  findet  auf  die  xwei  letUvorlieryeJiendeti  Artikel  dieses 
Gesetxes  Anwendimg. 

2)  Ausgenommen  anderweiiige  ßegehmgen  durch  dieses  Oesetx,  darf  ein 
solcher  Laden  am  To;/  iiinnHlrJhnr  vor  einem  öffenfVclni  Feiertage,  an  ,Irm  du 
solcher  Laden  den  ganzen  Tag  geschlossen  sein  muss,  bis  10  Ulir  offen  g^ 
Jialten  werden. 

3)  Ein  LadeninhcAer  hmn  die  Wahl,  die  er  hinstoküidi  eks  Si^luesxeii- 

punkies  am  Mittwodt  für  seinen  Laden  oder  für  seine  Laden  getroffen  hat, 
dunh  F'  l}>  i  srmlung  rinn'  Atf  xeiffe  rrimehnini ,  die  in  der  vrrrgeschriebenen  F'»"^»» 
durch  die  Fast  in  einem  etngcschnebenen  Briefe  tw*  den  Chefinspektor  xu  sendcti 
ist.  Bis  eine  solche  Wahl  deimi  erfolgt,  wird  an^nommen,  der  Ladeninhaher 
habe  1  Uhr  ah  den  Sihluesxeiipunkt  für  seinen  Laden  am  Mthcoch  gen  UhÜ. 

4)  Ein  Ladeninhaber,  welcher  x  wei  oder  mehr  verschiedene  Läden  dersellten 
Kofi  ijCfrie  oder  Art  hat,  irelche  alle  xreniger  als  eine  Meile  im  hauptstädtischen 
Lk  itrk  von  einander  entfernt  liegen,  niuss  alle  diese  Lüden  entweder  um  1  Uhr 
am  MUtwoeh  oder  um  1  Uhr  am  Samstag  sehliessm  und  dementspreelund  seine 
Wahl  treffen. 

f))  Hnf  n'n  Ladeninhnhrr  dem  gemäss  eine  Wahl  getroffen,  SO  darf  er  vor 
Ablauf  von  drei  Monaten  keine  andere  Wald  treffen. 

26,    1)  Artikel  235  des  Hauptgcseixes  ist  hiermü  aufgehoben. 

2)  Dieser  Artikel  fvndei  nur  auf  den  hauptstädtisdien  Bezirk  Anwendung, 
und  zwar  nur  auf  Läden  der  fxatrgnrien  oder  Arte?/.  irrh  Jir  in  der  vierten 
Anlage^)  xum  Uaupigesetz  cnvähnt  oder  bezeichnet  sind,  ubtrdiis  und  für  die 
Zwecke  dieses  ArHhels  angenommen,  die  genannte  vierte  Anlage  -)  umfasse  auch 


1)  Siehe  S.  211. 
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Lädefif  weidu  dem  Verkauf  «m  gekoclUetn  Fkiseh  faugser  Büeksmfieitdi^ 
die*un. 

3  t  Der  Staatsrai  kann  Am/iihruugsrerordituntjen  eriamfcn  mit  dtr  Wirki/nff, 
dass  alle  Läden  einer  Kalegarie  oder  Art,  wcldic  in  der  genannten  Herten 
Anläse^)  tnoäkrU  oder  h&aekhnU  aindt  in  oder  innerhalb  de»  ganzen  kau^ 
etädiischen  Bexirks  oder  in  oder  innerhalb  eines  beliebigen  Gcnieindebexirkx  öder 
Xfif'in'  nder  mehrerer  rttirp'rtfxrnrhn  (innrinfhhrxfrke  (je  varJi  dnn  Fall)  diette^ 
Jtauptstadtisciien  Bexirkes  uuiirenä  de^  ganzen  Jahren-  oder  nährend  eines  Teiles 
Jedes  Jukres  xu  sdtliessen  sind: 

0)  m  allen  oder  an  gewissen  fes^fteelxkn  jeder  Woclie  rnn  den 
SUtndm  af).  utle/ic  in  dieifen  Auafitlmingsverordnungen  feMgcsrixl  sind;  oder 

b)  au  einem  festgesetzten  Tage  Jeder  IVorJie  von  l  Uhr  an. 

4)  Eine  solche  Ausfülirungsverordnung  kann  für  die  Läden  jeder  der  dort 
erufälmien  oder  bsxeichneten  KiUegorie  oder  Art  für  emen  oder  beide  vorgenannten 
ZtPeeke  erlassin  nrrden,  aber  keinesfalls,  ohne  dass  xuv<rr  Imm  Siaalsrai  um 
eine  solche  Verordnung  eine  Petition  eingereieht  worden  tmre,  welche  dem 
Minister  zugestellt  worden  ist. 

6)  FbUI»  eine  Ausföhrungteerordmmg  betreffend  eine  bestimmte  Kategorie 
oder  Art  von  Läden  für  den  ganzen  hauptstädtischen  licxirk  geuninscJit  wird, 
so  mt4ss  die  hetrefpudr  PtÜ/lon  mti  rhirr  }frhrhn'f  aller  Ladeninhahei;  Hau- 
sierer (haickers  and  j/edlersj  ausgenmnmen,  tceiehe  dieser  zu  regelnden  KategoHe 
oder  Art  angehören  und  iin  Itauj/Lstädtischen  Lkxhk  Läden  füftrcn,  unter- 
xeiehnet  sein. 

(Jj  Falls  eine  Ausführungsverordnung  für  einen  üenteindehexirk  oder  für 
zwei  odrr  virhr  angrenzendr  f IrDirindrhcxirke  des  haiipfsh'ifffi.<irhfn  Hrxirks  der- 
art gemtnjiciä  wird,  so  viuss  die  Ijetreffaulc  I'ctiliwi  von  cnur  Mcinlteä  d&r 
Ladeninheiber,  Bontsierer  ßawkers  and  pedlers)  ausgenommen,  weldte  dieser  zu 
regehtden  Kategorie  oder  Art  angehören  und  in  diesem  Bezirk  oder  diesen  on- 
grenxetulen  lJe:irhii  L'i'hri  fülirrn,  lotli  rxeifhnrt  srit». 

1)  Der  üemcindcsciurcibcr  jedes  Uenuitndcbeurks ,  welchen  eine  Fetitu/n 
betrifß,  mues,  u«nn  ihm  eine  sokhe  Petition  überwiesen  wird,  beglaubigen,  wie 
viele  von  den  Personen,  weldie  die  Peiilion  unterzeichnet  haben,  LadeninJiaber, 
Hausierer  fhaukers  and  pedkrs)  ausgeuommen,  sind,  die  in  diesem  (Jemeinde- 
bexirk  Läden  derjenigen  Kategorie  innehcd>cn,  welche  durch  die  (von  dieft/r 
PetUionJ  gewünsclUe  Itcgclung  betroffen  werden,  und  rums  die  Gesanitaniahi 
der  ^mmnten  LadeniMber,  wddie  Läden  dieser  Kndegofrie  oder  Art  in  dem 
beireffenden  Gemeindebt  xirk  imwhal>en,  festsieUen  und  beglaubigen. 

f<)  T'itffoarhfH  finrr  Petition,  die  Iteim  Ministc^r  um  .{/■■'iiflrnirt;i  odt  r  Auf- 
hebung einer  vom  ÜtaaisrcU  OMf  Grund  der  ikstimmungcn  dieses  AtiikcU 
erhteaenen  Ausführungsverordnung  einkommt,  sM  üne  derartig  Ausführungs- 
verordnung mindestens  secJui  Monate  von  und  noch  de»n  Datum  ihrer  Veröffent- 
Hdntng  im  Kegierungsblaltc  in  Kraft  bleH>cn. 

2G.  Kein  Ladeninbalter,  der  seinen  Laden  wahrend  der  ganzen  Datier 
eines  auf  diwn  Wocltentag  fallenden  öffentlidwn  Feiertages  geschlossen  hält, 
darf  angesehen  werden,  als  mache  er  sieh  hinsidttlieh  dieser  Woche  einer  Zu- 
widerhandlung gegen  eine  Bestimnmug  dieses  Gesetzes  oder  gegen  eine  Verord- 
nung auf  Grund  dieses  Gesetzes  schuldig,  wehhe  dm  S<hluss  aller  Läden  einer 
bestinunteti  Kategorie  oder  Art,  wie  sie  in  der  vierten  Atdage  zum  Uaupt- 
geseix  erwähnt  tind,  an  etnem  Haehmätage  jeder  Woehe  vorührabi. 
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Teil  XI.    Ladenschluss  (ausserhalb  des  hauptstädtischen 
Beiirkea)  und  Verkauf  nad  Ablieferung  der  Waren. 

1.  LadenBcJklnssBttinden. 

127.  1)  Alle  L&den,  anegenommea  diejenigen  der  in  der  vierten 
Anlage^)  m  diesem  Gesets  genannten  Art  und  jene,  welche  laut  ir<i;end- 
einer,  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  oder  zur  Zeit  in  Kraft  stehenden 
ergänzenden  Verordnung  nachts  oll'eugehalten  werden  dtirfen,  müssen  an 
jedem  Wochentage,  ausser  Samstags,  von  siebet.  Uhr  an  und  am  Samstag 
abend  von  aebn  Dbr  an  geeeUoseen  sein. 

2)  Am  Tage  unmittelbar  vor  einem  öffentliclien  Feiertag,  an  dem  ein 
solcher  Laden  den  ganzen  Tag  gescblossf^n  sein  mua&f  darf  ein  solcher 
Laden  bis  zehn  Uhr  abends  offen  gehalten  werden. 

128.  Jeder  Gemeinderat  darf  nach  Gutdünken  jederseit  in  nnd  fOr 
Min  Gemeindegebiet  für  alle  oder  jeden  einzelnen  der  folgenden  Zwecke 
ergftnzpnde  Verordnungen  erlassen,  Ändern  und  aufheben,  n&mhch: 

um  XU  veranlassen,  dass  Läd&n  einer  Kategorie  oder  Art,  welche  in  der 
tierfen  Anlage^)  xmm  Bauptgeaetx  erwähnt  oder  bexekhnet  sind,  wäJtretid  der 
Cksemtdauer  jedes  Jahne  oder  utäkrend  eme»  TtUks  jede»  Jiahree  geeehhseen 
werden : 

a)  an  allrti  oilrr  jr-iH.fftm  feMgenctxtrn  Thgen  einer  Woehe  iwt  den  Stunden 
Ofti,  die  in  einer  miehen  ergänxenden  Verordnung  fcstgesetxi  sind;  oder 

h)  tm  emmi  festgeeeixten  Tage  jeder  Wethe  von  1  Uhr  an, 

F!,i''  solche  ergänxende  Verordnung  hnin  für  die  Läden  jeder  derart  be- 
xeuhneien  Knie/jnrir  odrr  Art  n/  nnmi  oder  l)eiiln}  fvyrrjf^jnrmten  Z/wecJien  er- 
lassen werden,  aber  keinesfalls,  ohne  dass  zuvor  beim  Siaaisrai  eine  PeiHion 
eingereiiM  worden  wSre,  von  der  der  Qememdeethreiber  beglaubigt  hat,  dose  eie 
von  einer  Mehrheit  der  Ladeninhaher,  Haumerer  (hawkers  and  pedlerej  auege- 
nomnien,  tveh-he  in  dptn  hetreffendeu  Gnnfiri'lfh  \)rk  Läden  der  xu  regektden 
Koif'Hirir  oder  Art  innehaben,  nnterzeichnei  worden  ist. 

Das  Wort  „Ladeninliaber"  (Sltop-keepersj,  wo  es  auch  immer  in  detn 
genannten  Artikel  [128],  den  dieser  ArHkd  abändert,  vorkommt,  eehlieaet  Bau- 
eierer  (hawJm's  and  pedlerx)  nicht  mit  ein: 

um  zu  gestatten,  dass  Laden  einer  bestimmten  Kategorie  (die  nicht 
in  der  genannten  vierten  Anlage^)  vorkommen)  auch  nacli  den  oben  er- 
wähnten Stunden  nnd  vridirend  derjenigen  Standen,  die  in  einer  derartigeii 
ergftnxenden  Verordnung  angegeben  sind,  offengehalten  werden  dtirftn; 
aber  keine  ergänzende  Verordnung  darf  erlassen  werden,  ohne  dass  zuvor 
bei  dem  betreffenden  Gemeinderat  eine  Petition  eingereicht  worden  wiire, 
von  der  der  Gemeindeschreiber  beglaubigt  hat,  dass  sie  von  einer  Mehr- 
heit der  Ladeninhaber,  welche  in  dem  betreffenden  Gemeindebenxk  Lftden 
der  betreffenden  Kategorie  innehaben,  unterzeichnet  worden  ist; 

um  7Ai  veranlassen,  dass  Läden  (die  nicht  in  der  genannten  vierten 
Anlage  ^)  vorkommen)  vor  den  oben  erwähnten  Stunden  geschlotiueu  werden ; 
aber  eine  solche  ergänzende  Verordnung  darf  nur  iMoh  Empfang  einer 
derartigen  vorgenannten  Petition  erlassen  worden; 

um  die  Oesamtanzahl  der  Stunden  zu  bestimmen,  während  welcher 
Personen  in  der  Woche  oder  am  Tage  oder  in  der  Nacht  in  Läden,  die 
auch  nachts  geöffiiet  bleiben  dürfen,  beschäftigt  werden  können.  Durch 

1)  Siehe  S.  810. 
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eine  solche  Bastimmang  darf  die  Arbeitszeit  eines  Tagee  und  einer  Nadit 
nicht  auf  weniger  als  8  Stunden  beschränkt  werden; 

um  innerhalb  seines  Gemeindebezirkes  an  einem  bestimmten  Tage  der 
Woche  TOD  1  ühr  nadimittags  an  alle  L&doi,  die  nicht  in  der  genannten 
vierten  Anlage  ^)  erwähnt  sind,  oder  alle  Läd«n  einer  bestimmten  Kategorie 
zu  schliessen ;  jedoch  darf  keine  solche  ergänzende  Verordnung  erlassen 
werden,  ohne  dass  zuvor  bei  dem  betretFenden  Gemeinderat  eine  Petition 
eingereicht  worden  wäre,  von  welcher  der  Gemeindeschreiber  beglaubigt 
hat,  dase  sie  von  einer  Mehrheit  aller  dm-jenigen  Ladeninhaber,  mit  Aus- 
nahme der  in  der  vierten  Anlage  ^)  erwähnten  oder  aller  Ladeninhaber 
der  bf^tiüimten  zn  regelnden  Kategorie  nach  dem  Fall\  welche  in  dem 
betreüeuden  Gemeindebezirk  Laden  innehaben,  unterzeichnet  worden  ist, 
und  Toransgesetst,  dass  im  hauptstädtischen  Besirk  (wie  er  im  folgenden 
heschrieben  wird)  kein  Ladeninhaber  darum  allein  einer  Uebertretong 
einer  solchen  ergänzenden  Verordnung  Kchuldig  Hein  soll,  dass  er  diese 
Verordnung  nicht  befolgt  hat,  sofern  er  nur  am  Samstag  jeder  Woche,  in 
der  er  diese  ergänzende  Verordnung  nicht  befolgt  hat,  seinen  Laden  um 
1  ühr  nachmittags  schliesst  nnd  von  da  an  gescUossen  hält.  Kein  Laden- 
inhaber soll  einer  Znviderhandlnng  gegen  eine  solche  ergänzende  Verord» 
n'ing  schuldig  sein,  sofern  er  an  einem  Wochentage,  on  dem  Läden  des- 
beiben  Geschäftszweiges  wie  des  von  ihm  betriebenen  geöchlossen  sind, 
seinen  Laden  am  1  Uhi-  nachmittags  schliesst  und  von  da  an  geschlossen  hält. 

129.  Wenn  anf  Ghmnd  der  Bestimmungen  des  Art.  47  des  Fabrik- 
ond  Ladengesetzes  von  1890  (Factories  and  Shops  Act,  ISOOi  oder  des 
Art.  38  des  Fabrik-  und  Ladengesotzes  von  18*J(J  (Factories  and  Shops 
Act,  1896)  eine  ergänzende  oder  eine  Ausführungsverordnung  erlassen 
worden  ist  nnd  in  einem  bestimmten  Gemeindebwirk  oder  einem  Tttle 
eines  solchen  beim  Likrafttreten  des  Fabrik-  und  Laden gesetzes  von  1900 
(Factnnes  and  Sb-p^  Act,  19001  in  Kraft  gestanden  und  Läden  einer  be- 
stimmten Kategone  nach  Erlangung  einer  Lizenz  gestattet  hat,  nach  den 
im  Art.  46  des  Fabrik-  nnd  Ladengesetzes  von  1890  (Factories  and  Shop» 
Act,  1890)  angegebenen  8tonden  offen  zu  bleiben,  so  ist  hinfort  allen 
Läden  dieser  bestimmten  Kategorie  innerhalb  eines  solchen  Bezirkes  oder 
Bezirkpf f iles  gestattet,  während  der  in  einer  derartigen  ergänzenden  oder 
Außiuhrungsverordnung  angegebenen  Stunden  offen  zu  sein,  selbst  wenn 
eine  derartige  Lisens  nieht  erlangt  worden  ist 

130.  Wenn  eine  Ausftihrnngs-  oder  eine  ergänzende  Verordnung  er- 
lassen worden  ist,  welche  f'fr  den  8chlui?s  aller  Läden,  die  nicht  in  der 
vierten  Anl^e^j  zu  diesem  Gesetze  erwähnt  sind,  oder  aller  Läden  einer 
hestimmtsn  Kategorie  an  Samstagnachmittagen  Sorge  trägt,  so  dOrfen  aUe 
diese  Läden  oder  alle  Läden  der  bestimmten  Kategorie  (je  nach  dem 
Fall)  an  Freitagabenden  bis  10  T'hi-  offengehalf on  worden. 

131.  Kein  Ladoninhalier,  der  soiuen  Laden  während  der  ganzen 
Dauer  eines  auf  einen  Wochentag  fallenden  öffentlichen  Feiertages  ge- 
scUoBsen  hftlt,  darf  angesehen  werden,  als  mache  er  sich  hinsichtlich  dieser 
Woche  einer  Zuwiderhandlung  gsgsn  eine  Bestimmung  einer  ergftnsenden 
oder  einer  Ausführungsverordnung  schuldig,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
erlassen  worden  ist  und  ftlr  den  Schluss  aller  Läden  oder  aller  Läden 
einer  bestimmten  Kategorie  an  einem  Nachmittage  jeder  Woche  Sorge  trAgt. 


1}  Sidie  8.  SlOi 
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132.  1)  Zu  jedem  der  Zwecke,  7.n  denen  ein  Gemeinderat  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  ergänzende  Verordnungen  zu  erlassen  befugt  ist,  kann  der 
Staatarftt  seinerseits  AiiflAümmgsverordiiungeii  erlassen,  die  in  einem  be- 
stimmten Gemeindebeeirk  oder  im  Falle  einer  Grafschaft  in  einem  be- 
stimmten Teilo  einos  solchen  Bezirkes  Gültigkeit  haben. 

2)  Wenn  der  Staatsrat  für  einen  Gemeindebezirk  oder  für  einen  Teil 
eines  solchen  eine  Ausftüirungsverorduang  auf  Grund  dieses  Artikels  er- 
lassen hat)  so  gilt  jede  Irtther  oder  sptter  wlassene  erg&nsende  Verordnnng 
des  betreffenden  Bezirksrates,  die  mit  dieser  Ausführungsverordnung  [des 
ötaatsrates]  unvereinbar  ist,  als  ausser  Kraft  oder  Wirknncr.  soweit  sie 
einen  solchen  Bezirk  oder  Bezirksteil  (je  nach  dem  FhU)  betriiit. 

8)  Wenn  mittels  einer  ergänsenden  Verordnung  gestattet  worden  ist, 
dass  Läden  einer  bestimmten  Katef^orie  nach  den  in  diesem  Gesetze  an- 
gegebenen Stuiidon  oCTon  soiu  können,  so  können  die  Bcliltif-s.stiniden  für 
diese  Kategorie  Läden  innerhalb  der  in  diesem  Gesetze  angegebenen 
Stunden  mittels  einer  Ausführungsverordnung  auf  Grund  dieses  Artikels 
festgesetst  werden. 

4)  In  Fällen,  in  denen  dieses  Gesetz  verlangt,  dass  zuvor  eine  Petition 
um  Erlafis  einer  solchen  erglänzenden  Verordnung  eingereicht  worden  ist, 
darf  keine  derartige  Verordnung  erlassen  werden,  ohne  dass  eine  derartige 
nnterseichnete  und  vom  Gemeindesohrelber  beglaubigte  Petition  an  den 
Staatsrat  gerichtet  und  dem  Minister  SQgestellt  wrarden  wäre. 

;  Der  Geraeindeselii  oibor  muss,  wenn  ihm  eine  solche  Petition  vf>n 
eiuom  Petenten  eingereicht  oder  vom  Minister  überwiesen  wird,  beglaubigen, 
ob  diese  Petition  von  einer  Mehrheit  der  Ladeniuhaber,  welche  in  der 
betroffenen  Oertliohkeit  Lftden  der  so  regelnden  Kategorie  innehaben, 
naterzeichnet  worden  ist  oder  nicht, 

f>)  Jedermann,  der  sich  einer  T^ebcrtrctung  einer  auf  Grund  dieses 
Artikels  erlassenen  Ausführungsverordnung  oder  einer  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  von  einem  Gemeinderat  erlassenen  erg&nsenden  Verordnung 
schuldig  macbt,  verfUIt,  un (geachtet  irgend  einer  Bestimmung  einer  er- 
gänzenden Vorordnnntr,  bei  UeberfUlming  einer  Busse  bis  zu  2  £  fttr  die 
erste  üebertretung  und  von  1  £  bis  zu  10  £  für  jede  folgende. 

7)  Ungeachtet  einer  Petition,  die  beim  Minister  um  Abänderung  oder 
Aufhebung  einer  vom  Staatsrat  auf  Gmnd  dieses  Artikels  erlassenen  Ans- 
führuntTSverordnung  einkrininr.  soll  eine  derartige  Verordnung  mindestens 
6  ]\[onato  vor  und  nach  dem  Datum  ihrer  Veröffentlichung  im  Begierungs- 
blatte  in  Kraft  bleiben. 

188.  Wenn  jemand  in  einem  Laden  Iftnger  als  eine  Stunde  nach  der 
Schlusszeit  an  oinGin  Halbfeiertage  beschäftigt  wird,  so  verfällt  der  Arbeit- 
geber bei  der  Uebertubruiii/  einer  Busse  bis  za  2  £  für  jede  Uebertretong 
und  jode  derart  beschäftigte  Person. 

131,  1)  Wenn  in  einem  Laden  ein  derartiger  Beruf  oder  ein  der- 
artiges Gesidi&ft  betrieben  oder  mit  derartigen  Waren  gehandelt  wird, 
dass  auf  Grund  der  Bestimmnngen  dieses  Gesetzes  oder  auf  Grund  einer 
ergänzenden  oder  Ausführungsverordnung,  welche  auf  Grund  dieses  G^e- 
setzes  erlassen  worden  ist  oder  zur  Zeit  in  Kraft  steht,  dieser  J^aden 
wfthrend  gewisser  Standen  geschlossen  werden  mllsste,  so  muss  er  fflr  alle 
Zwecke  wahrend  jener  Stunden  geschlossen  sein,  welche  durch  dieses 
Gesetz  of^er  solche  erg&nzende  oder  Ausführungsverordnungen  vorge- 
schrieben sind. 
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2)  Der  Minister  kann  die  Bestimmungeil  das  Absatzes  1  dieses  Artikels 

bis  zu  dem  erforderlich  sclioinenden  Ausmäste  und  unter  den  erfoiderlich 
scheinenden  Bedingungen  für  einen  Laden  aufheben,  und  eme  solche  Auf- 
hebung mittels  einer  von  ihm  nnterschiiebenen  Anzeige,  die  dem  Inhaber 
des  davon  betroffeneu  Ladens  zuzustellen  ist,  widermfen.  Aber  keine  solche 
Aufbebung  darf  den  Verkauf  iMler  das  Anirebot  zum  Verkauf  oder 
Ausstellung  zum  Verkaul'  von  Waren  ermäclitigou.  weuu  dor  Handel  mit 
diesen  Waren  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Artikels  die  Schliessung 
eines  solchen  Ledeas  erheischen  würde. 

135.  [Aufgehoben  durch  Art.  25  dos  Gesetzes  2008.] 

136.  Keine  ergänzende  und  keine  Ausführung'sverordnnnf»,  die  auf 
Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  oder  eines  hierdurch  auigehobenen 
Ctoeettt»  arlMUMn  worden  ist  oder  sein  soll  oder  weiterhin  in  Knit  steht 
nnd  den  Zweck  hat,  alle  Lftden  oder  alle  Laden  einer  bestimmten  Kategorie 
nachmittags  von  1  Uhr  an  in  einem  GemeinJeljezirk,  dem  Teil  eine.s  Ge- 
roeindebezirkes  oder  in  dorn  hanptstäiitischeu  Bezirk  zu  schliessou.  soll 
darum  allein  ungültig  sein,  oder  für  ungültig  gelten,  weil  diese  ergänzende 
oder  AusfBhrungsverordnang  1  Uhr  als  Schlnssstande  für  den  Nachmittag 
festsetzt. 

2.  Regelung  der  Ablieferung  und  des  Verkaufs  von  Brot, 

Fleisch  und  tf  ilch. 

137.  1)  Anf  Empfang  einer  Petition  bin,  von  welcher  der  Gemeinde- 

Schreiber  eines  Gemeiudebezirks  beglaubigt  hat,  dass  sie  von  einer  Mehrheit 
der  Bficker  oder  Metzger  oder  Milchhändler  beziehungsweise,  welche  Läden 
in  diesem  Bezirk  innehaben,  unterzeichnet  worden  ist,  kann  der  iStaatsi'at 
AnsfUhningsTerordnungen  erlassen,  welche  die  Ablieferang  von  Brot,  Fleisch 

1  le;  Milch  (je  nach  dem  Fall  von  einem  Wagen  aus  oder  auf  der  Strasse 
Oller  in  ein  Haus  oder  in  Gebäulichkeiton  nach  1  Uhr  au  eiü'Mii  bestimmten 
Tage  jedes  Monats  oder  au  einem  bestimmten  Nachmittage  jeder  Woche 
verbieten. 

2)  Der  Gemeindeechreiber  eines  solchen  Besirks  mnss,  wenn  ihm  eine 

solche  Petition  von  einem  Petenten  eingereicht  oder  vom  Minister  über- 
wiesen wird,  beglaubigen,  ob  diese  Petition  von  einer  Mehrheit  der  Bäcker 
oder  Metzger  oder  Milchverkäufer  beziehungsweise,  welche  in  diesem  Bezirk 
Laden  innehaben,  imterseichnet  worden  ist. 

3)  Wenn  jemand  einer  von  ihm  mit  der  Ablieferung  von  Milch  be> 
schäftigten  Person  gestattet,  im  Laufe  einer  Woche  einen  Halbfeiertag  mn 
1  Uhr  nachmittags  an  an  einem  Montag,  Dioustag,  Mittwoch,  Donnei-stag, 
Freitag  oder  Samstag  zu  haben,  und  wenn  diese  beschäftigte  Pei'son  tat- 
sächlich den  HalMeierkag  genommen  hat,  so  macht  sich  die  erstgenannte 
Person  keinesfalls  einer  Uebertretung  einer  der  Be?itimmungen  dieses  Ge- 
j*et7.es  dadurch  schuldig,  dass  sie  nach  1  Uhr  nachmittags  an  einem  3Ion- 
tag,  Dienstag,  Mittwoch,  Donnerstag,  Freitag  oder  Samstag  Milch  ablietert 
oder  abliefern  Iftast. 

19a   [Aufgehoben  durch  Art.  80  des  Gtosetsee  2008.] 

3.  Der  F 1  e i  s c h  v  o r  Ic  a  u  l"  ist  an  Sonntagen  v  ü  r  b o  t e n. 
139.    1)  Jedermann,  der  an  einem  Sonntage  verkaufsweiae  Fleisdi 
liefert,  geschehe  dies  im  grossen  oder  kleinen  und  sei  das  Fleisch  suvor 
besahlt  worden^  oder  m^se  es  vor  oder  nach  der  Lieferung  beeahlt  werden. 
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nnri  jedermarr.  der  veranlasst,  dass  Fleisch  derart  geliefert  wiid,  macht 
sich  einer  T'oberrretung'  srhuldif^  und  verfallt  bei  Ueberftthrung  einer  BuöSe 
vüu  1  £  bi»  zu  5  £  iür  jede  bolche  Uebertretuug. 

3)  Wenn  ein  FleisoUliindlttr  aelbet  oder  mittels  eines  seiner  Arbeit- 
nehmer oder  mittels  einer  anderen  Person  jemandem  oder  in  jemandes  Hans 
oder  GebRuHcbkeiton  Fleisch  an  einem  Sonntage  liefert,  so  ist  bis  zur 
Erbringung  des  (i^enbeweises  anzuoehmenj  dass  dieses  Fleisch  verkaufs- 
weise  im  Sinne  dieses  Artikels  geliefert  worden  ist. 

140.  Die  in  Art.  31  des  Gesetzes  über  Poliseivergehen  %'on  1890 
(Police  Offences  Act,  1890,  No.  112*!,  enthaltene  Ansnalimebestimmung 
wird,  soweit  »ie  Hich  auf  die  G^ch&fte  oder  den  Handel  der  Metzger  be- 
zieht ,  hiermit  aufgehoben. 

4.  Feiertage  für  Personen,  die  Milch,  fleisch  oder  Brot 

abliefern. 

141.  1)  Jeder  Metzgei-,  Fleischbändier,  Fabrikant  oder  Haudlei*  von 
Fleischwaren  nnd  jeder  HilchfaSndler  soll  jeder  Person,  die  er  zum  Ab- 
liefern von  Fleiscli  oder  Milch  (je  nach  dem  Fall)  beschäftigt,  am  Nach* 

mittag  irgend  eines  filontags,  Dienstags,  Mittwoclis,  Donnerstags,  Freitags 
oder  Samstags  jeder  ^^'oche  von  1  Uhr  an   einen  Halblciertag  freigeben. 

2)  Jeder  Bäcker  und  Koudiior  soll  jeder  Person,  die  er  mit  Abliefern 
von  Brot  beschäftigt,  in  jedem  Kalendennonate  den  gansen  dritten  Uitt- 
Woch  als  Feiertag  freigeben. 

B)  Der  Arbeitgeber  jeder  Person,  die  mit  dem  Abliefern  von  Fleisch, 
Milch  oder  Brot  beschäftigt  wird,  gilt  ak  einer  Uebertretung  der  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  in  jedem  Falle  schuldig,  in  dem  eine  solche 
Person  in  einer  Woche  oder  einem  Monate  (je  nach  dem  Fall)  einen  Halb» 
feiertag  oder  Feiertag  nicht  frei  gehabt  hat. 

3(3)  Der  dritte  iJienslaij  des  Jamtars  jrdnt  Jahns  ist  ein  Fabrikfeiertag 
für  Brotbäcker ;  an  diesem  Tage  dar J  kein  Brot  hergesielü  oder  gebacken  werden. 

80)  Art.  138  de»  EeuqtigeMtzes  ufird  Mermii  at^gdwben,  und  dieses  6e- 
setz  findet  keine  Anwendung  aitf  jemanden,  der  an  einem  hierin  vorgesehenen 
Feiertage  oder  Halbfeiertafje  Mikh  ausruft,  verkauft  oder  im  kleinen  reikaufs- 
weiae  liefert,  vorausgesetxt,  dass  die  Bestimmungen  des  Art.  141  vott  jedem  Müdi- 
händkr  bejolyi  werden. 

6.  H  a  1  b  f  0  i  0  r  t  a  g  e  in  L  ä  d  e  n. 

142.  1)  Jeder  Ladeninbaber  muss  jeder  in  »einem  Laden  beschäftigten 
Person  in  jeder  Woche  an  einem  Montag,  Dienstag,  Mittwoch,  Donners- 
tag, Freitag  oder  Samstag  nachmittags  von  I  Uhr  ab  totshchlieh  freigeben. 

2)  Wenn  in  einer  Woche  eine  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  -Artikel 
in  einem  Laden  vorkommt,  i.^^t  der  Ladeninhahor  be/tlgUrli  jeder  l'eifion, 
welche  nicht  gemäss  diesem  Artikel  einen  Halbfeiertag  tatsachlich  gehabt 
hat,  einer  üebertretnng  mit  Besng  auf  einen  Laden  sehnldig  nnd  wird 
demgemAss  bestraft.  Keine  Bestimmung  dieses  Artikels  findet  auf  jemanden 
Anwendnng,  (Irr  hanptpJiohlich  als  ^^l}lrmaTln  und  AtL^-tr^ger  verwerdet  wird. 

14ö.  Ungeachtet  irgend  einer  Bes<timmung  diesen  Gesetzes  wird  der 
letstvorhergehende  Artikel  auf  jede  Grafschaft  angewendet  und  hieimit 
ai^gedehnt  und  gilt  hinsichtlich  jeder  Zuwiderhandlung  gegen  die  Be- 
i.timmnn:rrn  des  genannten  Art  161  dieses  Oesetees  ihr  angewandt  und 
ausgedehnt. 
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6b  Fährleute  and  Aastr&ger. 

144.  Der  Staatsrat  kann  Ausfluhrungsverordnimgeii erleaaen,  die 

im  hauptst&iULschen  Bezirke  Gfiltigkeit  haben  und 

a)  dif^  (Tesüintanzabl  der  Wnchenstiuiden  beschränken,  an  denen  jemand 
gegen  Loku  aiä  Auäti'^er  oder  l'ulirmauu  kulu  Auftragen  oder  Abliefern 
TOD  Ofltern,  Waren  oder  Materialien  irgend  welcher  Art  nach  oder  Ton 
einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  einend  Laden  oder  ala  Qehilfe  eines 
eoldien  Austragers  oder  Fuhrmannes  b(>.schäfti;L,'t  werden  darf;  nnd 

b)  da^lr  Sorge  trageoi  dasa  jemand,  der  so  beschaitigt  wird,  an  irgend 
etnem  Tage  jedw  Woche  (anaeer  am  Sonntage)  wihrend  der  Stunden,  die 
in  einer  solchen  Aitafühningeyerordniuig  angegeben  s«n  mögen,  einen 
Halbt'eiertag  frei  hat.  Dieser  Absatz  findet  keine  Anwendung  anf  jemanden, 
der  mit  Abliefern  von  Brot  beschäftigt  wird. 

Wenn  jemand  an  einem  Tagt  oder  einer  WocJie  als  Auslräyer  oder  FuJir- 
manu  oder  ol»  Othi^e  emee  Amlrägera  oder  FuhrmemiMa  beaehäßigt  toird,  «o 
gSi  alle  Zeit,  während  der  eine  solcfte-  Person  mit  irgend  einer  Arbeit  von 
fhrffn  Arbeiigehrr  beschäftigt  wird,  für  die  Zwecke  dieses  Arfikeh  als  Zeit, 
uxUtrend  weklier  diese  Person  als  Austräger  oder  Fulmnann  oder  als  Üehüfe 
«NM»  Austrägers  oder  Ftdunrumnes  (je  nä^  dem  Fall)  ffearbeiM  hat. 

7.  Arbeitsstunden  und  Halbfeiertage  in  Lftdeu  der  vierten 

Anlage'). 

145.  1)  Der  Staatarat  kann  AneftthnmgererordDnngeD*)  «rlaesen 

snr  Beschränkung  der  Gesamtzahl  der  ^\'<  henetnnden,  an  welchen 
Persiynen  in  Läden  der  in  der  vierten  Anlage  zu  diesem  Oceetee  ange- 
gebenen Kategorien  beschäftigt  werden  dürfen,  und 

um  zu  bewirken,  dass  jede  Person,  die  mietweise  oder  gegen  Lohn 
in  einem  eolehen  Laden  oder  bei  einer  Arbeit  in  Verbindung  mit  ein«n 
solchen  Laden  beschäftigt  wird,  an  einem  Tage  jeder  Woche  (ausser  an 
einem  Sonntage)  von  1  Uhr  nachmittags  an  einen  Halbfeiertage  frei  bat 
oder,  wenn  die  Ausführungsverordnungen  für  eine  bestimmte  Kategorie 
▼on  Personen  also  verfügen,  von  3  Uhr  nachmittags  an. 

2)  für  die  Zwecke  dieses  Artikels  gilt  jeder  Koch,  KochgikUfs,  Billard- 
nar^nenr,  Kellner  und  jede  Kellnerin,  welche  in  einem  Restanrant,  Caft', 
Hotel,  Speisehaus,  Fisch-  oder  Austerniaden  oder  anderen  (iebäulichkeiten 
beschäftigt  werden,  für  die  eine  Kolonial weinlizenz  oder  eine  Billardlisens 
in  Kraft  steht  oder  die  als  Klnb  benntst  werden,  als  eine  Person,  die  in 
einem  Laden  einer  in  der  vierten  Anlage -i  zu  diesem  Gesetze  angegebenen 
Kategorie  beschäftigt  ist;  und  der  Leiter,  Besitzer  oder  Inhaber  eines 
jeden  solchen  Restaurants,  Cafäs,  Hotels,  Speisehauses,  Ladens  oder  solcher 
Oebinüchkeiten  gilt  als  Inhaber  einee  Ladens  im  Sinne  dieses  Artikels. 

8.  Beschränkung  der  Arbeitsstunden  in  Läden. 

146.  1)  Vorbehaltlich  der  anderweitigen  Bestimmungen  dieses  Ar- 
tikels darf 

a)  niemand  im  hauptstädtischen  Bezirk,  der  nicht  ausschliesslich  als 
Fuhrmrinn.  Trager  oder  Nacht wiichter  beschäftig,'*  ist,  und 

b;  niemand  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  in  einem  Teile  von 
Victoria,  in  dem  die  Bestimmungen  dieees  Gesetsee  ttber  Laden  Anwen- 
dung finden,  nnd  keine  Fran  nnd  kein  Mftdchen 

l)  mOf  8.  218. 
S)  8Mis  8.  910, 


« 
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mietweise  oder  gegen  Lohn  in  ciuoin  I.adeu  oder  bei  einer  Arbeit  in  Ver- 
bindung mit  einem  Laden  länger  als  ü2  Stunden  in  der  Woche  (die  Mahl- 
seitspansen  aoflgeschlosaen)  oder  länger  als  9  Stunden  an  einem  Tage  (die 
Malilzeitspaueen  ausgeschlossen)  beschäftigt  werden,  ausser  an  einem  Tage 
jeder  Woche,  nn  dem  xwölf  Stunden  lan<^  t^'ear})eitet  wrrdon  daj-f.  Wenn 
in  einer  Woche  ein  ötfentlicher  Feiortag  vorkommt,  doi-  nicht  auf  einen 
Samstag  fällt,  m  darf  an  swei  Tagen  zwölf  Stunden  laug  gearbeitet  werden, 
wenn  der  Laden  an  diesem  öffentlichen  Feiertage  geschlossen  ist. 

2)  Jede  Person  darf  mit  schriftlicher  Bewilligung  des  Chefinspektors 
in  einem  Laden  oder  mit  einer  Arbeit  in  Verbindung  mit  einem  Laden 
durch  höchätenä  3  Stuudöu  au  jedem  Tage  über  die  gewöhnlichen  Arbeits- 
stunden htnaos  beschäftigt  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  Gesamtzahl  der 
Tage  eines  Jahres,  an  welchen  in  einem  Laden  oder  bei  einer  Arbeit  in 
Verbindung  mit  einem  Laden  eine  solche  Person  beschäftigt  wird,  nicht 
mehr  als  vierzig  beträgt. 

3)  Personen  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  und  Trauen  und 
Mädchen  dflrfen  nicht  ohne  eine  wenigstens  halbstündige  Mahlzeitspause 
länger  als  5  Stunden  ununterbrochen  beschäftigt  werden. 

4)  Personen  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren,  sowie  Frrr.en  und 
Mädchen  dürfen,  wenn  sie  vorher  an  demselben  Tage  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  doroh  8  Stunden  beschäftigt  waren,  an  diesem  Tage  überhaupt 
nicht,  und  wenn  sie  vorher  an  demselben  Tage  in  einer  Pabrik  oder  Werk- 
statt dureli  weniger  als  8  Stunden  L(^stLriftiLr<"  waren,  nur  diifch  so  viele 
Stunden  in  einem  Laden  oder  bei  einer  Arbeit  in  Verbindung  mit  einem 
Laden  beschäftigt  werden,  dass  die  Gesamtdauer  beider  Beschäftigungen 
nicht  mehr  als  8  Stunden  beträgt. 

5)  Der  Inhaber  eines  Ladens,  in  dem  eine  Zuwiderhandlung  gegen 
diesen  Artikel  vorkommt,  vorftlUt  bei  Ueberfilhrung  einer  Busse  bis  zu 
5  £  für  die  erste  Uebertretimg  und  von  2  £  bis  zu  20  £  für  jede 
folgende. 

d.  Suspension  der  Ladenbeschränkungen  für  Wohltätig- 
keitsveranstaltungen. 

147.  1)  Der  Minister  kann  durch  eine  von  ihm  unterseidmete  und 
im  Regierungsblatts  veröffentlichte  Bekanntmachung  auf  Grund  gehöriger 

Uulorsuchung  und  unter  den  erforderlich  scheinenden  Bedingungen  für 
Gebiiude  oder  Plätze,  in  oder  an  denen  eine  öffentliche  Ausstellung  von 
Werken  der  Industrie  odor  Kunst  oder  ein  Bazar  oder  Jahrmarkt  zu 
Zwedcen  der  Wohltätigkeit  oder  Bannherzigkeit  abgehalten  wird,  die  Be» 
stiinmungen  dieses  Gesetzes,  welche  sich  auf  Läden  beziehen,  aufheben, 
voiansgesptzt,  dass  eine  solche  Ausstellung  nicht  für  den  Gewinn  oder 
Nutzen  irgend  welcher  Privatpersonen  stattfindet. 

2)  Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  Bedingungen,  unter  welchen  eine 
solche  Suspension  gewährt  wurde,  Kann  der  Minister  durch  eine  von  ihm 
uuter/eichiioto  und  im  Begierungsblatte  verffffentliche  fiekanntmachling 
diese  äuspension  jederzeit  widem^en. 

10.  Allgemeine  Vorschriften. 

148.  Wenn  jemand  in  irgend  einer  Eigenschaft  während  eines  Tages 
oder  oiTior  in  rincm  Laden  br*<r*!i»ift:u''t  ist.  so  gilt  alle  Zeif,  w  iUn  end 
welcher  eine  solche  Person  mit  irgend  einer  Arbeit  für  den  Inhaber  des 
Ladens  an  dem  betreffenden  Tage  oder  in  der  betreffenden  Woche  beschäftigt 
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war,  ftlr  die  Zwecke  dieses  C^etaee  ale  Zeit,  w&hreod  der  sie  in  diesem 
Laden  gearbeitet  hat. 

149.  1)  Jeder  Inhaber  eines  Ladens  hat  für  alle  in  .seinem  Laden 
beschäl'tigten  Personen  passende  Sitzgelegeubeiteu  bebclialieo,  üo  dass 
auf  je  drei  besi&lftigte  Personen  ein  Bits  kommt;  diese  Sitzgelegenheiten 
müssen  für  die  Benutzung  der  Personeni  für  welche  sie  besakafft  sind, 
bequem  gelegen  min. 

2)  Der  Inhaber  eines  jeden  Ladens  muss  jeder  darin  besch&ttigteu 
Person  gestatten,  diese  Sitsgelegenkeiten  za  allen  vemttnfligen  Zeiten 
wfthrend  des  Tages  sa  benntsen. 

Teil  XII.  Ausführungsverordnungen. 

160.  Der  Staatsrat  kann  durch  einen  im  Kegierungsblatte  veroüent- 
Ucbten  Eärlass  jedeneit  Ans^Shrongsverordnnngen  ^)  erlassen: 

zur  Festsetzung  eines  Tarifes  der  Gebtihren,  welche  von  den  Amts- 
ärzten für  die  Vornahme  von  Untersuchungen  und  Erstattung  von  Be- 
richten und  für  die  Ausstellung  von  Zeugnissen  gemäss  den  Vorschritten 
dieses  Gesetaes  bMOgen  werden  dfirfen^  und  durch  weldie  allgemeine  Be- 
stimmungen fiber  solche  Untersnchnngen,  Zengnisse  nnd  Beridite  getroffen 
werden  ') ; 

zur  Bestimmung  des  Formulars  für  die  gemäss  diesem  Gesetze  zu 
erstattenden  Anzeigen,  welche  Angaben  Uber  Fabriken  oder  Werkstätten 
enthalten  *} ; 

zur  Bestimmung  des  Formulars  für  dir^  von  den  Fabrik-  und  Werk- 
stfctteninhabern  und  den  Arbeitgebern  zu  er.statteuden  Berichte'*); 

zur  Bestimmung  des  Formulars  iixv  die  beglaubigten  Berichte,  welche 
die  ^Pabrik-  nnd  Werkstfttteninbaber  anf  Grnnd  dieses  Gesetaes  an  er- 
statten haben  ; 

zur  BestimmnnfT  dor  Art  des  Scli-nd.sverfahrens  für  die  F^Üle,  in 
welchen  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  von  einem  Inspektor 
aufgefordert  worden  ist,  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  einen 
Teil  der  Haaehinenanlage  oder  einen  Keesel,  eine  Pfanne  oder  sonstiges 
Zubehör  mit  Schutzvorrichtungen  zu  veisehen  oder  einen  Sdilei^ltein  ans- 
ÄQwechßeln  oder  g;ehörig  zu  befefärij^en  * ; 

zur  Bei>timmung  derjenigen  Vorschritten  dieses  Crosetzes  und  derjenigen 
AusAlhrungsverordnnngen  anf  Grand  dieses  Gesetzes,  welche  in  Fabriken 
und  Werksliltlon  an/aischlagen  sind,  und  der  Formulare  der  Kegi.ster,  welche 
V'iii  ilen  rnhaberii  von  Fabi-ikeii  oder  Werkstritteii  fjefuhrt  werden  müssen, 
sowie  der  Angaben,  die  in  htdclie  iiegister  emzutragon  sind  5); 

zur  Bestimmung  der  Zeiten,  innerhalb  welcher,  und  der  Materialien, 
init  welchen  die  Bdden  nnd  Fenster  der  Fabriken,  Werkstätten  und 
Bäckereien  und  die  in  Verbindung  damit  bentttsten  Abtritte  nnd  Pissoirs 
gewa^fhon  und  gereinigt  werden  müssen ') ; 

mr  Bestimmung  derjenigen  Kategorien  von  Fabriken  und  Werkstätten, 
denen  Personen  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  Beschftftigungs- 
^ngliohkeitszeugnisse  innehaben  müssen  '  ] ; 

zur  Aüffordenincr  dor  In]ial)er  vr.n  Fabriken  oder  Werkst  ."Uten  mit 
f^üifichJnss  der  Fabrik-  und  Werkstätteuinhaber  im  iSinne  des  Artikels  21 

Ii  Siehe  8.  211. 
2(  Titel  siehe  S.  216. 
3j  Titel  siehe  S.  219. 
4)  Stehe  8. 816. 
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dieses  Gesetzes,  nlle  diejenigen  MitteiUmpen  zu  raachen,  welche  zur  Vor- 
bereitun«;  der  Wilhlerlisten  (kein  Wllhler  darf  weniger  als  18  Jahre  alt 
seiii^  iUr  Spezialämter  notweudig  tiiud,  sowie  zur  Bestmiuiung  der  Art 
und  Weise  der  Anferttgmig  solcher  Listen  und  des  Vorganges  bei  der 
Wahl  von  Mitgliedern  solcher  Aemter,  der  Stimmenzahl  (nicht  mehr  als 
vier),  welche  jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  ab^'ebcü  darf, 
der  E^mennung  und  der  Ptiichten  der  Wahlkonunissärei  der  Zeiten  und 
Orte  fiür  die  VerBaniinlixngen  der  Spezialämter  und  deren  Gescfaftllsordiiiiiig, 
and  snr  Anordnung  der  Wahl  <  i>  Mitgliedes  solcher  Spezialftmter  durch 
die  ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  benchÄftigten  Personen  nnd 
der  anderen  Mitfrlieder  des  Amtes,  weiche  uiclit  Vertreter  der  Fabrik- 
oder Werktitätteiuuliaber  sind,  durch  die  in  Fabriken  oder  Werkätätteu 
beschlftigten  Personen,  wenn  die  Anxahl  solcher  Helmsrbeiter  grSsser  ist 
eis  ein  Fflnftel  aller  im  Berufe  beschäftigten  Personen  ^) ; 

zur  Pestsetznn der  Art  der  Prütnnjien,  durch  welche  nnd  der  Be- 
dingungen, unter  welchen  Dienst-  und  Tauglichkeitszeugnisse  auf  Grund 
dra  Abschnittes  1)  des  Teiles  VIZ  dieses  Gesetses  gewfthrt  werden  kOnnen  >); 

zur  Fest.setzung  der  Oebtlhren,  welche  für  die  Suspension  der  Wirk- 
samkeit von  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
auf  Grund  der  Bestimmungen  diese^;  Gesetzes  zu  entricliten  .sind  '  : 

zur  Yerhftngung  von  Strafen  bis  zu  5  £  über  Personen,  welche  unter- 
lassen oder  Temaohllssigen ,  AosftUimngsyerordnnngen ,  die  anf  Grand 
dieses  Gesetzes  erlassen  worden  sind,  zu  befolgen; 

znr  Festsetzung  der  Stelle,  an  der  bei  irgendeiner  Kategorie  oder 
Art  von  Möbel  der  Stempel  anzubringen  ist*); 

snr  Festsetsnng  der  Taggelder,  welche  den  Vorsitsenden  nnd  den 
Mitglied«m  von  Spezialftmtem  für  ihre  Anwesenheit  bei  den  Sitzungen 
solcher  Aemter  zu  bezahlen  <ind ;  nnd  Uberhaapt  SttT  besseren  Dnn^- 
führung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  i). 

151.  1)  Wenn  jemand  die  Gültigkeit  einer  ergänzenden  oder  einer 
Ansittbrnngsverordnong,  welche  anf  Gmnd  von  Vorschriften  dieses  Gesetses 
oder  eines  hierdurch  aufgehobenen  Gesetzes  erlassen  worden  sind,  oder 
sein  sollen,  bestreiten  will,  bo  ist  er  berechtigt,  beim  Obergericht  (Supreme 
Court;  mittelst  Affidavit  um  einen  Gerichtsbefehl  einzukonunen,  durch  den, 
falls  es  sich  nm  eine  AtisAlhrungsverordnnng  handelt,  der  Ohefinspektor, 
falls  es  sich  um  eine  ergiinzende  Verordnung  handelt,  der  betr.  Gemeinde- 
rat 'je  nach  dem  Fall)  autL'efordcrt  wird,  vorzubringen,  \vas  er  ^C'jzen  die 
Annullierung  dieser  Ausftihrunirs-  oder  ergänzenden  Verordnung  wegen 
gänzlicher  oder  teilweiser  Ungesetzlichkeit  einzuwenden  habe.  Dieser 
Geriditshof  kann  nach  Ermessen  einen  solchen  Geriditsbefehl  erlassen 
oder  nicht,  und  zwar  nach  Ermessen  mit  oder  ohne  Kosten, 

2)  Jede  solche  Ausführnnps-  oder  erp-Sn/ende  Verordnnnjr  hat,  wenn 
sie  nicht  und  bis  sie  deiart  aulgehoben,  die  gleiche  Kralt,  Gültigkeit  und 
Wirkung,  als  ob  sie  einen  Teil  dieses  Gesetses  oder  eines  hierdurch  anf- 
gehobenen  Gesetzes  bil  Ino.  und  kann  in  keiner  Weise  aufgehoben  oder 
bestiittrn  werden,  aber  jede  solche  Ausführungs-  oder  ertrf\nzende  Ver- 
ordnung kann  durch  eine  spatere  Ausführungs-  oder  ergänzende  Verordnung^ 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  geändert  oder  aufgehoben  werden. 

1)  Siehe  H.  211. 

8)  Titel  siehe  S.  218. 

3^  Titel  si.  h.,  P.  221. 
4)  Titel  siehe  S.  210. 
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Teil  XIII.    V  e  r  ä  c  h  i  0  d  0  n  0  s. 

152.  Wird  jemandem  eine  Uebertretung  gegen  dieses  Gesetz  zm- 
Last  gelegt,  so  soll  sein  Fall  vor  einem  fhiedensgericht  (Conrt  of  Petty 
Sessions),  bestehend  ans  swei  oder  mehr  Richtern,  Terhandek,  und  alle 
Strafen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  sollon  vor  einem  solchen  Gerichtsliofe 
eingetrieben  werden.  Wo  in  diesem  üeseize  vor^'osohen  ist,  dass  etwas 
von  Richtern  getan  werden  kann,  kann  es  von  zwei  oder  mehreren 
Bichtern  getan  werden. 

153.  1)  Jede  Uebertretung  der  Vorschriften  dieses  Gesetaea  mnas 
dem  Minister  angezeigt  werden,  der  nach  Ermessen  die  Cinleitnn^  eines 
Verfahrens  gegen  den  lieber  treter  anordnet. 

2)  Jedes  Verfahren  gegen  eine  Person  wegen  Zuwiderhandlung  gegen 
die  Vorschriften  dieses  Gesetzes,  dessen  Einleitung  der  Minister  anordnet, 
kann  von  ir;,reiid  einem  Organ  der  Poliaei  oder  von  einem  Inspektor  ein- 
geleitet  werden. 

31.  Wenn  der  Minister  auf  Qrund  des  Artikels  153  des  Uauj/igesetiss 
4i»  EMeUimg  mne»  Verfakrma  gefftn  einm  lübertrefer  an^ftorAut  hat,  vnd 
der  Gerichtshof  oder  die  RirJiter  die  Ankhgeschr^  oder  die  Vorladung  ändern 
tcjen  irgend  einer  Verschitdinlmt  zwischen  einer  solchen  Schriß  und  der 
kiägerischen  Zeugenaussage,  so  hat  doch  diese  Verfügung  dieses  Ministers  ge- 
ffügmdb  Kraß,  um  die  ForUeixmg  de»  Verfahrme  gegen  den  ÜAertreier  aud^ 
nach  einer  eMen  Mändenmg  dun^  den  OeridiMtof  oder  die  SidUer  xu 
bewirken. 

154.  1)  Wenn  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  Backerei  (je  nach 
dem  FaU)  nicht  In  Uebereinstimmung  mit  diesem  Gesetze  geführt  wird, 
oder  wenn  eine  Znwiderhaadlong  gegen  eine  Bestimmung  dieses  Gesetsee 
in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  B&ckerei  (je  nach  dem  Fall)  statt- 
findet. HO  verfallt  deren  Inhaber,  wenn  im  Gesetze  koin«^  andere  Bnsse 
vorgesehen  ist,  einer  Busse  bis  zu  10  £  und  einer  weiteren  Busse  von 
\it  ffkr  jeden  Tag,  an  welchem  die  üebertretnng  fortdauert,  nachdem  der 
Inspektor  dem  I^aber  der  betreffenden  Fabrik,  Werkstatt  oder  Bäckerei 
(je  nach  dem  Fall)  eine  Anzeige  srnj^cstellt  liat,  in  welcher  er  die-em  In- 
haber mitteilt,  dass  in  der  betr.  Fabrik,  Werkstatt  oder  Bäckerei  ye  nach 
dem  Fall)  eine  Uebertretung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  stattüudet, 
weil  diese  Fahrik,  Werkstatt  oder  Backerei  nicht  gemSss  diesem  Oesetse 
betrieben  oder  daiin  sonst  eine  Zuwiderhaiidlang  gegen  dieses  Geseta  be- 
gangen wurde. 

2)  Def  Gerichtahof  kann  neben  dieser  Busse  oder  an  t:>telle  dieser 
Busse  verfügen,  dass  der  Inhaber  binnen  der  im  Befehle  festgesetsten 

Frist  bestimmte  Massnahmen  treffe,  um  seine  Fabrik,  Werkstatt  oder 
Biu-kerei  i'je  nach  dem  FalF  in  Uebereinstimmnng  mit  diesem  Gonetze  zu 
bringen  und  kann  auf  Antrag  die  so  festgesetzte  Frist  verlängern.  Wenn 
aber  nach  Ablauf  der  ursprttnglich  festgesetzten  oder  durch  s^Ateren 
Befehl  verlängerten  Frist  der  Befehl  nicht  ausgefthrt  worden  ist,  so  ver- 
ftlllt  der  Inhaber  bei  Ueberführung  für  jeden  Tag,  an  weldiem  die  Nicht- 
befolgung  fortdauert,  einer  Busse  bis  zu  1  £. 

155.  1)  Wenn  eine  Person  getötet  wird  oder  eine  Köj'perverletzung 
erleidet,  wed  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Wo'kstatt:- 

a)  verabsäumt  hat,  eine  Maschine,  welche  tceniilss  diesem  Oesetse 
-ber  liätte  einge&iedigt  werden  müssen,  mit  SohutKvorrichtnngen  su  ver- 
sehen, oder 
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b)  verabsäumt  hat,  eine  solche  Einfriedigung  in  Stand  zu  erhalten  oder 
q)  verabsäumt  hat,  einen  Kessel,  eine  Pfanne  oder  sonstiges  Zubehör 

einzufriedigen,  welche  gem&ös  diesem  Gesetze  hätten  sicher  eingefriedigt 

werden  BoUen,  oder 

d)  verabBtamt  bat,  diese  Einfriedigung  in  Stand  zu  erhalten, 

so  verfällt  der  Inliaber  der  Fabrik  «dev  Wprkstalf  bei  Ueberfiihmng;' 

einer  Busse  bis  zu  lO  >  £,  welcher  Betrag  ganz  oder  teilweise  zum  Besten 

der  verletzten  Person  oder  deren  Familie  oder  anderweitig  je  nach  der 

Entsdieidnng  des  Ministers  verwendet  werden  kann. 

2)  Der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  "Werkstatt  verfallt  aber  keiner 
Strafe  auf  Grund  Hief^es  Artikels,  wenn  eine  Anklage  gegen  ihn  wegen 
mangelnder  Einfriedigung  des  Teiles  einer  Maschine,  des  Kessels,  der 
PÜMme  oder  des  sonstiges  Zubehörs,  wodurch  der  Tod  oder  die  kOrper* 
liehe  ScbAdigmig  verursacht  A\orden  ist,  innerhalb  eines  Monats  vor  der 
Zoit,  zu  welcher  der  Todesfall  oder  die  Ktfrperverletsimg  erfolgt  ist,  be- 
handelt und  abgewiesen  worden  ist. 

3)  Dieser  Artikel  beraubt  keine  verletzte  Person  nodi  deren  Verü-eter 
des  Eeohtes,  bei  einem  sustftndigen  Geriditsbofe  Haftpflichtansprttehe 
geltMid  zu  machen. 

156.  1)  Wenn  ein  Kind  oder  eine  Person  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  entgegen  den  X'orschrüten  dieses  Gesetzes  beschäftigt  worden 
ist,  verfiült  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  bei  Ueberfilhrang 
einer  Bosse  bis  zu  3  £,  oder  wenn  die  Uebertretung  während  der  Nacht 
begangen  worden  ist ,  oiiiei  Busso  bin  zu  6  £  für  jedes  Kind  und  jede 
Person,  welche  derart  beschäftigt  worden  sind. 

2)  Personen,  denen  keine  Pausen  fttr  Mahlseiten  und  Entfernung  von 
der  Arbeit,  wie  in  diesem  Gesetse  vorgeschrieben  sind,  gewährt  werd^ 
oder  welche  während  irgend  eines  Teiles  der  für  Mahlzeiten  oder  Ent- 
fernnn^^  von  der  Arbeit  gewährten  Pausen  in  Znwiderhand!nn£r  pegen  die 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt 
werden  oder  welchen  wfthrend  dieser  Zeit  das  Verweilen  in  einem  Arbeits- 
räume  gestattet  wird,  sind  als  entgegen  den  Vorsehriften  dieses  Gesetses 
besch&ftifrt  anznsebpn. 

157.  Der  Vater  eines  Kindes  oder  einer  Person  im  Alter  von 
weniger  als  18  Jahren  verfällt,  wenn  diese.s  Kind  oder  diese  Person  in 
einer  Fabrik  oder  Werkstatt  entgegen  den  Vorschrlflen  dieses  Ohesetses 
beschäftigt  wird,  einer  Busse  bis  zu  20  Scliillin^^  für  jede  Uebertretung, 
CS  =!ei  denn,  dnss  der  Gerichf.-lmf  als  erw  iesen  annimmt,  dass  diese  I'ebor- 
iretung  ohne  Zustimmung,  Duldung  oder  wissentliches  Verschulden  des 
Vaters  begangen  wurde. 

158.  1)  Wer  ein  ftir  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  bestimmtM  Zeugnis 
(für  dessen  Fnl.schTinp:  oder  Nachahmung  keine  andere  Strafe  vorj^osehen 
ist)  iUlscht  oder  nachahmt,  oder  ein  solches  Zeugnis  aasstellt  oder  unter- 
seichnet,  obwohl  er  weiss,  dass  es  in  einem  wesentlichen  Punkte  fikbch 
ist,  oder  wer  wissentUdi  solche  geftlschte,  nachgemachte  oder  derairt 
falsche  Zeugnisse  vorweist  ofler  benfitzt,  oder  wer  wissentlich  ein  Zeii<:^nis 
vorweist  oder  benützt  als  für  eine  rorson  j^'eltend,  für  welch«^  p'^-  nicht 
gilt,  oder  wer  sich  fälschlich  fiir  eine  in  einem  Zeugnisse  namuaü  ge- 
madbte  Person  ausgibt,  oder  wer  wissentliefa  die  FBlsebung,  Nachahmung, 
Brteflnng,  Unterzeichnung,  Vorweisung,  Bcntttsung  oder  das  Fälschlich* 
sidi-ausgeben  duldet,  verfUlt  bei  UeberitUirnog  einer  Busse  bis  su  20  iß 
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oder  einer  GeftagiumtrAfe  b»  su  8  Honaton  mit  oder  ohne  Zwangs- 
arbeit. 

2)  Wer  wissentlich  eine  falsche  Eintragung  in  ein  Buch,  ein  Register, 
eine  Anzeige,  ein  Zeugnis,  eine  Liste,  ein  Verzeiclinis  oder  ein  Schriftstück 
maeht,  weld^es  nach  den  Erforderttiasen  dieaea  Oooetioe  an  lUimi,  sam- 
stellen  oder  zn  übersenden  ist,  oder  wer  wissentlich  eine  falsche  Erkl&rung 
oder  einen  falschen  Bericht  abtribt  oder  initorzeichnot,  die  anf  Grund 
dieses  Gesetzes  abzugeben  oder  zu  unterzeichnen  sind,  oder  wer  wissent- 
lich eine  falaohe  Eintragung  oder  Erldftmng  oder  einen  aolohen  falachaD 
Bericht  benützt,  verfällt  bei  Ueberfühmng  einer  Busse  bis  an  20  £  oder 
einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  H  ^^nTlaten  mit  oder  ohne  Zwangf=!arbeit. 

159.  1)  Wenn  eine  Uebertretung,  für  welche  nach  diesem  Gesetze 
der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  einer  Strafe  verfällt,  tatsächlich 
von  einem  Agenten,  Untergebenen,  Arbeiter  oder  einer  andern  Person 
begangen  worden  ist,  so  verfällt  dieser  Agent,  Untergebene,  Arbeiter  oder 
diese  andere  Person  derselben  Strafe,  wie  wenn  er  oder  sie  der  Inhaber  wäre. 

16ii.  1)  Wenn  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  wegen 
Uebertretnng  dieees  Cheeetees  angeklagt  ist,  so  ist  er  nach  einer  von  ihm 
erdnnngamlasig  erstatteten  Anzeige  berec-Lti^'t,  zu  verlangen,  dasa  die 
andere  Person,  welche  er  als  den  tatsächlich  Schuldigen  anklagt,  zu  dem 
beetimmten  Verhandlungstermin  vor  den  Gerichtshof  geladen  werde. 

2)  Wenn,  nachdem  erwiesen  worden  ist,  dass  die  Uebertretung  be- 
gangen worden,  der  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkatatt  aar  Befriedignng 
des  Gerichtshofes  nachweist,  dass  er  alle  schuldige  Sorgfalt  angewendet 
habe,  um  die  Durchftihrung  des  Gesetzes  zu  bewirken,  und  dass  die  be- 
sagte andere  Person  die  fragliche  Uebertretung  ohne  sein  Weissen,  sein 
EinTeratindsia  oder  seine  stiUschweigende  Gutheissung  begangen  hat,  so 
ist  die  besagte  andere  Person  im  summarischen  Verfahren  dieser  Ueber- 
tretnng wegen  r.v  vprnrteilen,  der  Inhaber  aber  geht  strafft'ei  aus. 

3)  Wenn  einem  Inspektor  bei  der  Feststellung  einer  Übertretung  zur 
Befriedigung  dargetan  wird,  dass  der  Inhaber  der  Fabrik  oder  Werk- 
statt oder  des  Ladena  alle  aeholdige  Sorgfalt  angewendet  hat,  am  die 
Durchführung  dieses  Gesetzes  zu  bewirken,  und  femer,  durch  welche 
Person  diese  Uebertretung  begangen  worden  ist,  und  endlich,  dass  dies 
ohne  Wissen,  Einverständnis  oder  stillschweigende  Gutheissung  des  In- 
kabers  and  in  Zuwiderhandlang  gegen  seine  Befehle  geschehen  ist,  so  soll 
der  In8]jektor  gegen  diejenige  Person  Torgehen,  welche  er  in  erster  Linie 
für  tatsächlich  schuldig  liälr,  ohne  zuvor  gegen  den  Inhaber  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  oder  dea  Ladens  vorzugehen. 

16  L  Jede  Person,  welche  sich  einer  Uebertretung  gegen  dieses  Qe- 
sets  oder  gegen  eine  auf  Grand  dieses  Gesetzes  erlassene  AnsAlhranga- 
oder  ergänzende  Verordnung  schuldig  macht,  ffir  welche  Uebertretung  in 
diesem  Gesetze  keine  andere  Strafe  vorgesehen  ist,  verfällt  bei  Ueber- 
führung  einer  Busse  bis  zu  2  £  für  die  erste  Uebertretung  und  einer 
Bosse  von  1  £  bis  an  10  £  Itfr  jede  folgende. 

162.  Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  vor  den  Friedensgerichten  (Courta 
of  Petty  Ses'sions)  wegen  Uebertretung  gelten  die  folgenden  Vorschriften; 

a)  die  Anzeige  einer  Uebertretung  in  Verbindung  mit  der  Znrichtungf 
Erzeugung  oder  Stempelung  von  Möbeln  ist  binnen  12  Uonaten  nadi  der 
Begehung  der  Uebertretung,  und  die  Anaeige  aller  andarnn  TJebertretnngen 
binnen  2  Monaten  nach  der  Begehung  au  etatatten; 


Digitized  by  Google 


—   206  — 


b)  es  genügt  ohne  weiteres,  zu  behaupten,  dass  eine  Fabrik,  Werk- 
statt, B&ekeniL  oder  ein  Laden  Mne  Fftbink,  l^orkstatt,  fiftokeirei  oder  ein 
Laden  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist; 

c)  efl  genüo^t  die  Ant^abo  des  Namens  des  offenkundigen  Inhaliere  der 
Fabrik,  Werkstatt,  Bäckerei  oder  des  Ladens,  oder  des  Titels  der  Firma 
oder  der  6e0eU8chaft,  unter  welchem  der  Inhaber  der  Falnik,  Werkstatt, 
Bftokerei  oder  des  Ladens  allgemein  bekannt  ist; 

d)  die  Beweislast,  dass  die  im  Vorladunfzsschreiben  genannte  Person, 
Firma  oder  GeselLschalt  nicht  dei-  Inhaber  der  Fabrik,  Werkstatt,  Bäckerei 
oder  des  Ladens  ist,  liegt  aul  dem  Angeklagten; 

e)  die  BeweisUuBt,  daas  die  BestiaunQngen  diesee  Qesetzee  über  die 
Registrierung  der  Fabriken  oder  Werkstätten  und  über  die  Maschinen- 
und  Kfis'sol\va.rtor  bezflizlich  einer  bestimmten  Fabrik  oder  Werkstatt  oder 
bezüglicii  sölc))cr  Personen  befolgt  worden  Bind,  liegt  in  allen  Fällen  auf 
dem  Angeklagten ; 

f )  die  Bewoiälast,  daaa  KogMichtete,  hergestellte  oder  gemachte  Waren 
nicht  zum  Verkanf  ungerichtet,  hergestellt  oder  gemaeht  worden  Bind,  liegt 
in  allen  Fällen  aui^  dem  Angeklagten ; 

g)  beim  Veriahren  gegen  eine  Person,  wegen  Beschäftigung  von 
Volontären  in  Ueberaehreitung  der  von  einem  Spesialamte  festgesetsten 
Ansahl  oder  Verhältnisanzahl  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  liegt  die 
Boweislast,  dass  die  Bestimmungen  dieses  (Jesetzes  nnd  eines  solchen  Ent- 
scheides ttber  die  Anzahl  oder  Verhältnisanzahl  der  Volontäre,  welche  in 
der  betreffenden  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt  werden  dttrfen,  befolgt 
worden  sind,  in  allen  Fällen  auf  dem  Angeklagten ; 

h)  die  Beweislast,  dass  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  tlbor  — 

die  Freigabe  eines  Halbfeiertages  In  jeder  Wodte  fttr  jede  in  einem 

Laden  beschäftigte  Person;  oder 
das  Stempeln  der  Möbel;  oder 

dae  Malen  oder  Anstreichen  der  Fabriken  oder  Werkstatten  oder  das 

Waschen  oder  Tünchen  der  Fabriken  oder  Werkstätten 
befolgt  worden  sind,  liegt  in  allen  FJillen  atif  dorn  Angeklagten: 

i)  die  Beweislast,  dass  die  in  einem  Vorladungsschreiben  als  Arbeit- 
nehmer des  Angeklagten  in  irgendeiner  Funktion  namhaft  gemachte  Person 
nicht  in  der  Fnnktion,  die  in  diemnn  VorladnngaBchreiben  namhaft  gemacht 
worden  int,  beschäftigt  war,  liegt  in  allen  Fällen  auf  dem  Angeklagten ; 

kl  die  Bewoislast,  dass  die  in  einem  Vnrladuugsscbreiben  namhaft 
gemachten  Gebänliciikeiteu  oder  Plätze  nicht  in  dem  Gemeindebezirk,  der 
Stadtgemeinde  oder  Üertiichkeit  liegen,  weiche  in  diesem  Vorladungs- 
schreiben  genannt  sind,  liegt  in  allen  F&llen  anf  dem  Angeklagten ; 

1)  es  wird  angenommen,  dass  ein  Laden  nicht  im  Sinne  dieses  Gft> 

setzes  geschlossen  war,  wenn  hinsiclitlich  dieses  Ladens  bewiesen  ist,  dass 
in  diesem  Laden  fünfzehn  Minuten  nach  der  für  den  Schbiss  eines  Haar- 
schueider-  oder  Friseurladens  festgesetzten  Stunde  noch  Haarschiieiden  oder 
Basieren  vorgenommen  wurde;  nnd 

m)  es  wird  angenommen,  dass  ein  Laden  nicht  im  8inne  dieses  Ge- 
setzes geschlossen  war,  wenn  hinsichtlich  dieses  Ladens  bewiesen  ist,  dasa 

a)  Waren  verkauft  wurden;  oder 

b)  Waren  feilgeboten  wurden;  oder 

c)  Waren  anm  Verkanf  ansgestellt  wurden. 
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163.  1)  Wenn  eine  oder  mehrere  Personen  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  unter  solchen  Umständen  angetrotfen  werden,  dass  nach  An- 
sicht des  zuständigen  Gericlitähofe^  die  Präbumptiou  entsteht,  duss  diese 
Person  od«r  Personen  in  dieeer  Fabrik  oder  Werkstatt  entgegen  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzen  beschäftigt  worden  sind,  so  gilt  als  eine 
praesumptio  juris  et  de  jure,  dass  diese  Person  oder  Personen  ^f»rnrf  be- 
schäftigt worden  sind.  Wenn  jedooh  eine  solche  Person  oder  solche  i^er- 
wmm  nachgewiesenermsssen  in  der  betreflSniden  Fabrik  oder  Werkstatt 
weilten,  wahrend  alle  Maschinen  der  Fabrik  oder  Werkstatt  stilleatanden, 
oder  mir  dem  einzigen  Zweck ,  in  der  Fabrik  be.schäfti;^'ten  Personen 
Nahrungmiitel  7m  bringen,  oder  wenn  der  Zeitpunkt,  an  dem  man  sie  so 
augetrolTen  hixt,  uachgewiesenermaiiBen  in  die  iür  die  Mahlzeiten  bestimmte 
Zeit  IUlt|  so  besteht  keine  solohe  PrSsamption. 

2)  Httfe ,  Spielpl&tze  und  dem  allgemeinen  Einblick  offene  Plätze, 
Schnlzimmer,  Wartesale  und  andere  Räumlichkeiten,  welche  zu  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  gehören  und  in  denen  weder  Maschinen  verwendet  werden 
noch  Prodaktionsproeease  vor  sich  gehen,  gelten  nklit  als  Teüe  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  im  Sinne  dieser  Bestammnng. 

3)  Eine  Ei-l:lärung  dea  Bezirksamtsarztes,  dass  er  persönlich  eine  in 
einer  Faln  ?!:  <  ier  Werk^-fatt  dieses  Bezirks  beschäftigte  Person  untersucht 
habe  \xn<i  datm  uacn  .seinem  Dafürhalten  diese  Person  sich  in  dem  in  der 
BrkUnmg  angegebenen  Älter  befinde,  ist  ek  Beweis  ßSr  das  Alter  dieser 
Person  anzulassen. 

35.  1)  Wo  dag  Haupigesetz  duteh  dieMs  oder  folgend»  Geeetxe  abgeändert 
wird,  fiamiich  in  Form  von 

a)  Aufhebung  oder  Äu^aeeung  getoieeer  WSrter;  oder 

b)  JEineetxung  gewieeer  Worter  an  Stdle  von  aufgehobenen  oder  auege- 
ktesenen;  oder 

r)  Eivffi^tng  ijeirüsser  Wörter, 
so  soU  bei  Jedem  Nettdruck  des  Hauptgesetxes  durch  die  Begierungsdrucfxrei  das 
EBH^igeeetc  in  dieeer  dbgeänderlen  Fhuu  ng  gedntdd  werden. 

2)  Bei  jedem  Neudruck  dejt  derart  abgeänderten  Eemg^eeetxes  soll  am  Bande 
oder  mittels  Fvsmoten  auf  dm  Oesetc  kmgeurieam  wvden,  durch  toeldiee  jede 
Abänderung  vorgenommen  wurde. 

3)  Ji»  dieeem  ArHkei  eiAUeeet  der  AatedruA  „Wörter**  {wordej  Teile,  Ab- 
schnitte, Uebereekr^kn,  ArHkel,  JJntmaiikel,  Abeäixe,  Anlagen  und  Zahlen 
mit  ein, 

Anlagen. 

Erste  Anlage '). 

Ausmass  der  Aufhebung 

8o  viel,  als  nodi  nicht  angehoben  ist 

So  viel,  '\h  ntx-h  nicht  aufgehoben  ist 
Su  viel,  als  noch  nicht  aufgehoben  ist. 

üo  viel,  ali)  noch  nicht  auf  gehoben  ist. 
So  viel,  als  noch  nicht  aufgehoben  ist. 
So  viol,  als  noch  nicht  aufgehoben  iat. 
So  viel,  aU  noch  nicht  aufgehoben  ist. 

8o  viel,  als  nodi  nicht  aufgehoben  ist 

Ganz. 


1  Vel  Art.  3  dm  OeMtMi  Kr.  1976,  8.  151. 
ArbciHncbuts.  14 


Kurzer  Titel 


Nummer 
ds  OOBfltlOO 

Nr.  lOBl  lUvrik-  tmd  Ladengesetz  1890 

Nr.  1445  FabriV-  und  Laden -^-ot;;  IS^'! 

Nr.  M76  Fabrik- undLadenabänderuriL' 

pesetz  18iW 

Nr.  15L8  Fabrik-  und  Ladengesetz  1897 

Nr.  1507  Fabrik-  un.i  La.lenge«ctz  1808 

Nr.  1654  Fabrik-  und  Ladenge«etz  1900 

Nr.  1801  Fabrik- und  LiadeniOTtBetzuagft- 

geeels  10OB 

Nr.  mi  Fabrik-  und  Ladengesetz  1903 

Nr.  1955  Fabrik-  und  Ladengesetz  1904 
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Zweite  Anlage')' 

£    s.  d. 


Jetlo  Fabrik  cnier  Werkatatt,  in  der  mehr  als  sechzig  Personen  beechSftigt 

find,  im  Jahre   3     3  0 

JedeFftbrik  cxlor  Werkstatt,  in  der  mehr  «Ifl  dreitaig,  ab«  weniger  als  aachzig 

Persoocn  beschättigt  sind,  im  Jahre   2     2  0 

Jede  Fabrik  oder  Wolcstatt,  in  der  mehr  als  sehn,  aber  weniger  ab  dreinig 

Pereonpn  he?chäftisrt  sind,  im  .lahrc   1  10 

Jede  Fabrik  oder  Wcrk-itatt,  in  der  mehr  als  aechs,  aber  weniger  ala  zehn 
Personen  beschäftigt  sind  oder  in  der  zwar  nicht  mehr  als  sechs  be- 
schäftigt sind,  aber  Dampf,  Wasser,  Gas,  Petroleum  oder  dektriaohe 
Kraft  verwaidet  wird,  im  Jahre   0   10  0 

Jede  Fabrik  tKlcr  Werkstatt,  in  der  nicht  mehr  als  sechs  Personen  be- 
adiäitigt  sind  und  welche  Dampfj  Wasser,  Qm,  Petroleum  oder  elektriacbe 
Kraft  TOD  einer  schon  Tegietncrten  Fabrik  oder  Werkstatt  beaieht,  im 
Jahre   0  26 

Jede  andere  Fabrik  oder  Werkstatt,  im  Jahre   0  26 


Dritte  Anlage'). 

Besondere  OesundheitsTorfchriften. 

Fabriken  und  Werk.stätt^^n,  in  denen  die  BeMbftft^;iwg  700 P«f80iiea  lok Altar  von 
weniger  als  18  Jahren  beschränkt  ist. 

1.  In  den  Teilen  esner  Fkbrik'  oier  Werintittt  in  welchen 
der  Inln^r  von  Spiegeln  durch  finen  QueekBilberpronM, 
oder  die  Heratelluag  von  Blei  weiss 

bebiAen  wird,  düifan  Panmien  im  Alter  von  wedger  ab  18  Jahren  nkht  baMhifligt 
werden. 

2.  In  den  Teilen  einco"  l'ai)rik,  m  welchen  Glas  gciichraolzen  cxler  eingebranut 
(annealing)  wird,  dürfen  männliche  Personen  im  Alt«r  von  weniger  ala  14  Jahm» 
weibUche  im  Alter  von  wenige  ala  18  Jahren  nicht  beschäftigt  w^eu. 

3.  In  einer  Fabrik  oder  Werkatatt^  in  welcher 

a)  die  Herstellung  oder  Fertlgirtelhmg  von  fiackateuian  oder  Ziqgeln,  «uaer  von 
Zierzi^eln.  oocr 

b)  die  Herstclhiiig    ier  FertigsteUniig  von  Balz 

betrieben  wild,  dürfen  MädfJien  Im  Atter  von  weniger  ala  16  Jahren  nicht  beKhiltigl 
werden. 

4.  In  den  Teilen  einer  Fabrik  t  d.  r  Werkstatt,  in  welchen 

a)  in  einer  Metallindustrie  da»  Trockenechleifen,  oder 

b)  das  Eintauchen  von  ZündhOlaem 

hieben  wird,  dflxlen  PeiBonen  im  Alter  von  wwiger  ab  16  Jahna  nbhfc  beediiltig^ 
werden. 

6.  Pereonen  im  Alter  von  weniger  al»  14  Jahr^  dürfen  weder  in  der  Metall- 
induatrie  bei  andow  Schleifverfahren  ab  beim  Trockenaddeifon  nodi  beim  Sdmeiden 
Yon  Banrnwolbammten  beechaftigt  werden. 

Vierte  Anlage*). 

Ajxjthcken,  KaffechäuHor,  Konditoreien,  h])ei8ehäu8er,  Fisch-  und  Aust«rnlSden, 
Obet-  und  Qemüsel&den,  Bestauranta,  Tabakladen,  Buchhandlungen,  2eitungalädeo  nad 
Laim  ans»  Vtrkmrf  von  fetoehtein  UäteA  (a»mer  BStMm^fUiichJ  im  hauptMUMkm  üaaM. 

Ftnfte  Anlage*). 

EnUsprochend  einem  schriftlich  auf  Grund  der  Vorschriften  dea  Fabriken-  und 
l4ideogeae^;za8  von  1905  eingebrachten  Gesuche  und  nach  mhöriger  Untersuchung, 

suspendiere  ich,  ,  der  zur  Zeit  fär  die  DnrchnUirung  des  genannten 

Ge«pt;">-  verantwortliche  Minbter,  die  Wirksamkeit  des  Abaatzee  1  dos  Art.  40  dee 

fetiannt^n  Gesetzes  in  den  Fabriken  oder  Werkstätten  des  für  die 
)auer  von  .  .  Wochen  vom  ab  anter  folgenden  anadrOoklidian  Bediwgnngan» 

nimlich: 


1)  Vgl,  Art  14  des  Gesetzes  Nr.  1975,  S.  155. 

2)  Vgl.  Art.  39  dea  (ieset»»  Nr.  1975,  S.  166. 

3)  Vgl.  Art.  127,  128,  ISO  n.  145  des  Oesetses  Nr.  1975,  8.  19«,  197.  SOI,  aowi» 
Art.  33,  22,  25  u.  26  des  Gesetzes  Nr.  2008,  ^.  18R,  193,  194  O.  196. 

4}  V^.  Art.  40  des  Gosetse«  Nr.  1975,  ä.  166. 


Dlgitized  by  Google 


—  211  - 


1)  dags  niemand  in  der  genannten  Fabrik  odfr  Wprkstatt  mf»hr  als  .  .  .  Frauen 
oder  melir  als  .  .  .  Knaben  im  AlttT  von  weniger  aln  i^i  Jahren  länger  als  48  8tunden 
in  einer  Woche  beschäftigen  darf,  und  daas  die  genannten  .  .  .  Frauen  und  ,  .  .  Knaben 
im  Alter  Ton  weojger  als  16  Jahren  nicht  mehr  als  .  .  .  Sttmdeo  in  einer  Woche  noch 
mcbr  als  .  .  .  Stiioden  Uber  die  gewöhnlichon  Arbdtwtniidcn  etna  Tmgtß  liiiiAiia  tm 
ZiiVm  r,  iving  od«  H«a»tdliing  TOD  Wann  für  den  Handel  oder  VarkBiif  beecliiftigt 
werden  dürfen; 

2)  da««  jeder  derart  beediiftigto  Knabe  im  Alter  von  weniger  aU  16  Jahr«  n  und 
jede  derart  be^cbüftipte  Frnti  nicht  weniger  als  ...  .  repp.  pro  Woche  für  jode  Woche 
erhalten  soll,  wiihrend  wekber  er  oder  nie  über  Zeit  gearbeitet  hat,  und  dai^s  überdies 
jeder  Zeitk.hnnrbeiter  für  eolche  Ueberzeitarbeit  um  clic  Hälfte  höher  zu  entlohnen  ist 
und  jedem  fcStücklohnarbeiler  zu  eeioen  gewöhnlicheD  btficklöhnen  drei  Pencc  pro 
Stiinae  fOr  TTebendCarbeit  m  benUen  und ; 

3}  dass  jeder  Knabe  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  und  jede  Frati  jeden 
Abend,  an  dem  er  oder  sie  über  Zeit  arl>eitet,  6  Pence  Tccgcld  erhalten  soll. 

4)  daes  .solche  Frauen  oder  Knaben  keine.-> falls  ohne  ihre  ZnatünminDg  derart 
liager  aU  48  Btunden  in  einer  Woche  beschäftigt  werden  dürfen; 

5)  daea  ein  Exemplar  dieees  Erlasees  sichtbar  und  dauernd  in  einer  M>lchen  FabnAc 
oder  Werkstatt  zur  Aufklärung  aller  Betroffenen  angeMhlagen  »ein  mma. 

Unterzeichnet  zu  Melbourne  am  .  .  .  Tage  des  19  .  . 

Der  Arbeitamiaiater  od«  der  varaatirartKciia  llisiater  <]e  nadi  dem  SUl). 

Anlage'). 

FahrradUiden,  Sehuhreparottoiädf»,  Lädm  für  MOdiiufkltduifUprodukte,  NmmiaiMh 
Fruatriääen,  Jifoit4leih«mtaU«n. 

8.  fiegulat  Ions  under  th«  Fftctories  and  Shops  Acte. 
Febmary  19th,  1906.  (Viotoria  Govonmiont  Guette,  19th  Fefamary,  1906, 
No.  25,  4th  Suppl.) 

Ansfühmngsverordnaiig  za  den  Fabrik-  und  Ladengeaetsen.  Vom 
19.  Febraar  1906. 

Kapitel  I.    Modus  für  die  Wahl  der  Mitglieder  von 
Speaiftlftmtern  and  Angelegenlieiteii,  welche  Spesial&mter 

betreffen  *). 

Falls  eine  Wahl  auf  Grund  dor  Vor.scliriften  von  Art.  77  doi?  Fabrik-  und 
Xiftdengesetzes  von  löOö  notwendig  ist,  so  gelten  folgende  Bestimmungen : 

1.  Der  Cbeiinspektor  soll  die  Listen  der  Wähler,  deren  keiner  weniger 
als  18  Jaltre  alt  eetn  darf,  für  die  WaU  der  Hitglieder  yon  Spedalftinteni 
nach  dem  in  Anlage  1  ^  vorgezeichneten  Formular  vorbereiten. 

2.  Für  Zwecke  der  Vorbereitung  solclier  Listen  s-oU  jeder  Arbeitgeber 
auf  schrütliches  Verlangen  des  Chefinspektors  diesem  eine  Liste  der  von 
ihm  beschftftigteD  Peraonen  mittels  eines  in  der  Anlage  2*)  hierzu  vor- 
geseichneten  Formulars  und  mit  den  dort  verlangten  Angaben  übersenden. 

3.  Jeder  Arbeitgeber  und  der  Inliaber  jeder  ..Fabrik  oder  Werkstatt" 
im  Sinne  des  Art,  21  des  Fabrik-  und  LadengesetzeH  von  1905  soll 
auf  schriftliches  Verlangen  des  Cheiiutipektorö  diesem  eine  Liste  der  von 
ihm  beediAffcigten  Personen,  welche  ausserhalb  einer  registoierten  Fabrik 
oder  Werkstatt  arbeiten,  mittels  eines  in  der  Anlago  3  ^)  hierzu  vorgeieioh- 
neten  Formulars  und  mit  den  dort  verlangten  Angaben  übersondon. 

4.  Der  Inhaber  einer  registrierten  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher 
Waren  zubereitet  oder  hergestellt  werden  oder  in  weldier  ein  Prosees, 
Beonif  oder  Geschftfb  betrieben  wird,  hinsichtlich  welcher  Waren  oder 


1)  Yg].  Art.  22  Q.  23  des  Gesetzes  Nr.  2008,  8.  193,  194. 

8)        Art  77  tt.  IM  des  Qesetaes  Nr.  1975,  8.  ISO  d.  204. 

^  JHt  Aalaten  «n  dice«r  AwiahxaiifRfeimdaiiag  lind  hier  sieht  wiedergegeben* 
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Prozesse  etc.  die  niedrigsten  Preise  oder  LohHsätze  von  einem  Spezialamto 
fentgesetzt  weH^n  milssen,  soll  als  Wähler  der  Arbeitgebervertreter  oinea 
Holchen  äpeziaiamtes  eingetragen  werden;  der  Inhaber  einer  registrierten 
Fabrik  oder  Werkstatt^  der  ftlr  daa  Jahr  oiner  Wahlvomahme  eine  Regi- 
striamngsgebfllir  von  weniger  als  21  SohiUicg  bezahlt  hat,  hat  eine  Stimme, 
der  Inhaber  einer  registrierten  Fabrik  oder  Werkstatt,  der  eine  Regi- 
BtrierungsgebtÜu*  von  21  Schilling  bezahlt  hat,  hat  2  Stimmen,  der  Inhaber 
einer  registrierten  Fabrik  oder  Werkstatt,  der  eine  Begistrierungsgebühr 
von  42  Schilling  bezahlt  hat,  kat  8  Stimmen  and  der  Inhaber  einer  regi- 
strierten  Fabrik  oder  Werkstatt,  der  eine  BegiatrierungBgebtthr  von 
68  Schilling  bezahlt  hat,  hat  4  .Stimmen. 

6.  Für  die  Vorbereitung  einer  VV'ählerliste  von  Arbeitgebern  des 
Pk^aesaes,  Berofii  oder  Oeachftlibea  einea  Metagen  oder  Fleieehhftndlers, 
oder  eines  Fabrikanten  oder  Händlers  von  Fleischwaren  soll  der  Inhaber 
oinos  Ladens.  Lokal.^,  Gebäudes  oder  Platzes  in  einer  Stadt  'citv,  town' 
oder  ötadtgememde,  in  der  dieser  Proze-sa,  Beruf  oder  dieaeä  Geschäft 
betrieben  wird,  als  W&hler  der  Arbeitgebervertreter  eines  solchen  Spezial- 
amtes  eingetragen  werden. 

ß.  Jede  Liste  der  Arbeltnehmerwiihlor  soll  nach  den  Arbeitnehmer- 
listen,  welche  die  Arbeitgeber  gemäss  dieser  Ausfühi'ungsverordnung  dem 
(Jhefinspektor  zustellen  und  nach  den  Verzeichnissen  (das  gemäss  Art.  2ö 
dea  Fabrik-  ond  Ladengesetaea  von  1906  an  fahrende  Eegwter  der  Heim- 
arbeiter ausgenommen)  der  Arbeitnehmerf  welohe  auf  Qmnd  der  Fabrik- 
und  Ladengese^'e  angelegt  und  geftihr^^  worden  müssen,  angefertigt  werden : 
ausserdem  soll  jede  Peraon,  die  gemäss  den  hiemach  folgenden  Bestim- 
mungen qualifiziert  ist,  als  WiMer  der  Arbeitnehmerverireter  eines  Spezial- 
amtes  eingetragen  zu  werden,  auf  diese  Wählerliste  gesetzt  werden. 

7.  Jeder  Arbeitnehmer,  der  nicht  weniger  als  18  Jahre  alt  ist  und 
zur  Befriedigung  dos  Chefinspektors  nachweist,  dass  seine  gewohnte  Be- 
schäftigung, wenn  er  Arbeit  hat,  eine  Beschäftigung  beim  Zubereiten  oder 
HersteUem  einar  Ware  oder  bei  einem  Prosesa,  Bcrof  oder  Geaeh&ft  ist, 
binsichtlieih  welciher  Waren  oder  Prozesse  etc.  die  niedrigsten  Preise  oder 
Lohnsätze  von  einf^m  8pe7falfimte  fp^l^rsp'^z*^  v.-i^rdfn  s'^H  nl'^ 
Wähler  der  Arbeitnehmervertreter  eines  solchen  Speziaiamtes  eingetragen 
werden. 

8.  Die  Uate  der  Ärbeitgeberwfthler  soll  gemäss  Art.  13  des  Fabrik- 

nnd  Ladengesotze.«?  von  1905  nach  dem  vom  Chefinspoktor  geführten 
Register  vorbereitet  werden.  Indessen  kann  der  Chefinspektor  den  Namen 
des  Inhabers  eines  Gebäudes  oder  Platzes  ^in  einer  Stadt  [city,  towu]  oder 
Stadtgemeinde),  in  welchem  der  ProsoM,  Beruf  oder  das  Oesbhiflb  einea 
Metzgers  oder  Fleischhändlers  oder  eines  Fabrikanten  oder  Händlers  von 
Fleisohwaren  betrieben  wird,  in  die  Liste  der  Arbeitgeberwähler  einea 
Spezialamtes  für  diesen  Prozess,  Beruf  oder  dieses  Geschäft  eintragen. 

9.  Die  folgenden  beeondersn  Vondiriften  gelten  fttr  die  Vorbareitong 
der  Wählerlisten  fiUr  Arbeitgebervwtreter  eines  Spestalamtea  filr  Herrein- 

Und  Knabenkleider: 

a)  Der  Chefinspektor  soll  eine  Liste  der  Arbeitgeber  vorbereiten, 
welche  sich  mit  der  Herstellung  fertiger  Kleidungsstücke  befassen,  und 
eine  Liste  derjenigen  Arbeitgeber,  welohe  Kleider  naeh  Ifasa  heratelian. 

b)  Wenn  ein  Inhaber  oiner  registrierten  Fabrik  in  einer  Fabrik  beidea 
betreibt,  die  üeratellang  fertiger  Kleidongastüoke  und  solcher  nach  Maas, 
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so  kauii  er  den  Chefinspcktor  ersnchen,  seinen  Namen  in  eine  von  beiden 
Listen  einzutragen,  nach  Waiil  dea  Inhabers,  und  der  Chefinspektor  soll 
dieeen  Kamen  dum  damentiqmohrad  «mtragen,  aber  d«r  Name  darf 
keiBeefalls  in  beide  Listen  emgetragen  werden. 

c"  Wenn  ein  solcher  Unternehmer  nicht  ausdrtickh'ch,  entweder  per- 
sönlich oder  durch  eingeschriebenen  Brief,  den  Chefinsiiektor  derart  er- 
mcht,  eflinen  Kamen  In  eine  beetUDinte  Liate  eincutragen,  so  soll  der 
Chefiaapektor  endgOltig  entsolieideiii  in  welche  Liate  der  Name  eingetragen 
werden  poll. 

dl  Im  Falle  einer  Wahl  sollen  nur  die  Namen  derjenigen  vorge- 
schlagenen Personen,  die  zu  wählen  der  Wähler  ^uaiihzieil  ist,  auf  den 
Wahlaettel  gedmekt  werden,  der  den  Wshlern  aogesandt  wird. 

e)  In  jeder  anderen  Hinsicht  soUen  die  allgemeinen  Vorschriften  über 
die  Wahlen  auch  auf  die  SpeaialAmter  Itlr  Herren-  nnd  Knabe&konfekiion 
Anwendung  finden. 

10.  Der  Cheiinspektor  soll  jedem  Wähler  eines  Spesialamtes  anzeigen, 
daaa  aein  Name  gebtihrend  In  die  Listen  eingetragen  worden  iat. 

11.  Wenn  der  Ghefinspektor  verabaiamt,  Ternaehlftsaigt  oder  aidi 
weigert,  den  Namen  einer  Parmm  in  die  Wahlerliste  einzutragen,  ao  kann 

dieoe  Person  an  den  Minif>t©r  appellieren,  der  den  Cbrf'in'^pektor  anweisen 
kann,  den  Namen  dieser  Person  als  WlQüer  in  die  Lit>te  einzutragen,  oder 
die  Bemftmg  abweiaen  kann,  und  dessen  £ntadieidang  letstinstanaUeh  ist. 

12.  Niemand  darf  ala  Wähler  der  Arbeitervertreter  nnd  ala  Wlüüer 

der  Arheitnehmeryertreter  zugleich  eingetragen  werden. 

13.  Die  Namen  der  Arbeitnehmer  (ausgenommen  die  Arbeitnehmer, 
welche  im  Prozess,  Beruf  oder  Geschäft  eines  Metzgers  oder  Fleisch- 
h&ndlers,  oder  eines  Fabrikanten  oder  Hindlera  von  Fleiachwaren  be- 
aehftftigt  werden),  welehe  anMerhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  arbeiten, 
sind  in  eine  Liste,  getrennt  von  derjenigen,  in  welche  die  Namen  der  in 
einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigten  Arbeitnehmer  eingetragen  sind, 
einzutragen. 

14.  Wenn  die  Anzahl  der  Wähler  eines  Öpezialamtes  (ausgenommen 
die  Arbeitnehmer,  weldie  Im  Proaeea,  Beruf  oder  Oesohlft  einee  Hetzgera 
oder  Fleischhändlers,  oder  eines  Fabrikanten  oder  Händlers  von  Fleisch- 
waren  beschäftigt  sind),  welche  ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
arbeiten,  grösser  ist  als  ein  Fünftel  der  Gesamtanzahl  der  Arbeitnehmer- 
wihler,  80  haben  die  anaseibalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  arbeitenden 
Wftbler  das  Recht,  Kandidaten  an&ndtellen  und  filr  ein  Mitglied  eines 
solchen  Spezialamtes  zn  stimmen  nnd  es  zxi  wählen,  wie  hierin  später 
vorgesehen,  aber  kein  Recht,  eine  Person  als  \'ertreter  der  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  arbeitenden  Personen  aufzustellen  und  üir  sie  zu  stimmen ; 
dagegen  haben  die  in  einer  registrierten  Fabrik  oder  Werkstatt  arbeitenden 
Arbeitnehmer  kein  Recht,  für  eine  Person  zu  stimmen,  welche  für  die 
Wahl  eines  besonderen  Vertreters  der  ausserhalb  einer  registrierten  Fabrik 
oder  Werkstatt  arbeitenden  Personen  vorgenclilagen  wurde. 

16.  Wenn  die  Anzahl  der  Wähler  eines  ypezialamtes,  welche  ausser- 
halb einer  Fabrik  oder  Werkstatt  arbeiten,  nieht  grOeser  ist  ala  ein  FOnftel 
der  Gesamtanzahl  aller  Arbeitnehmerwähler,  so  sind  die  ausserhalb  einer 
Fabrik  oder  Werkstatt  arbeitenden  Wähler  befugt,  ü\r  die  volle  Anzahl 
der  als  Ai'beitnehmervertreter  eines  solchen  äpezialamtes  zu  wählenden 
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Personen  zu  sdmmen,  dürfen  aber  nicht  einen  besonderen  Vertreter  der 
Heimarbeiter  wählen. 

16.  Wenn  eine  Wahl  auf  Ghmad  dar  Vonohnftaa  dae  Art.  77  daa 
Fabrik*  und  I^angasetzes  von  1905  notwendig  ist  und  die  Wählerlisten 
vorbereitet  sind,  wie  hierin  vorgeschrieben,  so  kann  der  Minister  durch 
eine  Bekanntmacliimg  im  Begierongsblatte  einen  Tag  festseuen,  an  oder 
vor  dem  Vorachläge  von  Kandidaten  fUr  dia  Wahl  vom  WaUkommiaaar 
angenommen  werden  können,  und  einen  Tag  ftlr  die  Wahl  der  Kandidaten, 
falls  die  Anzahl  der  (^omacliten  Voraohlftge  die  Atm^M  der  an  fUlleaden 
Vakanzen  überschreiten  sollte. 

17.  Der  Untersekretär  ist  fUr  die  Zwecke  der  Wahl  eines  Spezial- 
amtaa  Wahlkommiaaar  nnd  kann  dnroh  efgwihftndige  TJntaraciirift  einen 
Stellvertreter  für  sich  ernennen. 

18.  Der  Wahlkommissar ,  jeder  Stellvertreter  des  Wahlkommissai-a 
und  jeder  als  Ötimmenzähler  bei  einer  Wahl  beschäftigte  Kommis  hat  vor 
Beginn  dar  Anatlbung  seiner  Amt^ffiohton,  die  ihm  ans  einer  Wahl  er- 
wachsen, yoT  einem  Biehtar  folgende  Erklärung  in  geben  und  zu  unter- 

/ei  linen:  Ich,  ,  erklär©  feierlich,  dass  ich  treulich  und 

nn]iarteiisch,  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen,  alle  Befn^isae,  Voll- 
machten und  Pßichten,  die  mir  durch  die  Ausführungsverordnung  su  den 
Fabrik-  nnd  Ladangeaetaen  gegeb«i  und  auftragen  werden,  ale  Wabl- 
kommissar  (oder  StoUvertreter  des  Wahlkommissars,  oder  als  Stimmenz^ler 
beschäftigter  Kommia)  für  die  Wahl  von  Spezialftmfcem  ansttben  nnd  er« 
füllen  wilL 

Und  idi  verspredie  nnd  eiUftre  ferner  feierlidi,  daaa  ich  btt  keiner 
aolcihen  Wahl,  es  sei  denn  in  Fällen,  in  welchen  iah  anadrücklich  durch 

(rPQrtz  rJaT-T!  nrmflclitigt  bin,  versuchen  M'ill,  tes^^^^nstellen,  wie  jeman  I  ire- 
stimmt  hat,  und  dass  ich,  wenn  ich  bei  der  Ausübung  meiner  genannten 
Pflichten  bei  oder  im  Zusammenhang  mit  einer  solchen  Abätimmung  er> 
fahre,  wie  jemand  stimmt,  weder  dmrah  Wort  oder  Handlmig  nnmittelbar 
oder  mittelber,  dieae  Kenntnis  verraten  oder  enthtlllen  will,  ausser  in  Be- 
antwortung einer  Frage»  welche  an  beantworten  ioh  dnroh  Qeseta  ver- 
pflichtet bin. 

19.  Jeder  Kandidat  filr  die  Fonktton  eines  Axbeitgobervertratera  an 

einem  S[)Ozialamt  ist  schriftlich  von  10  Wählern  vorsuachlagen,  nnd  jeder 
Kaiididat  für  die  Stellung  eines  Arbeitnebmervertreters  an  einem  Spezial- 
amt  ist  schriftlich  von  25  Wählern  vorzuschlaj^-on ;  indessen  ist  ütich  ein 
Vorschlag,  der  von  mindestens  einem  fünftel  der  GeHamtanzahi  der  ^Arbeit- 
geber oder  Arbeitnehmer  (je  nach  dem  Fall)  der  vom  Ohefiebrikinapektor 
vorbereiteten  Wählerliste  getan  wird,  gültig.  Jeder  solche  Vorschlag 
mu<'s  die  schriftliche  Znstimmung  des  Kandidaten  zn  seiner  Kandidatur 
enthalten  und  dem  Wahlkommissar  so  abgegeben  oder  per  Post  zuge- 
schickt werdmi,  daaa  er  diesen  vor  4  Ubr  am  Vorschlagstage  errmeht. 

20.  Sollte  die  Anzahl  der  Personen,  weiche  deorart  fKlr  ein  Spezialamt 
als  Arbeitgebervert roter  oder  Arbeitnehraervortretnr  vorgeschlagen  sind, 
die  Anzahl  der  zu  v.  i'ihh-inden  Personen  nicht  überschreiten,  so  hat  der 
Wahikümmiüjtiar  dorn  MiuL^ter  zu  berichten,  dass  die  so  für  ein  Spezialamt 
vorgeschlagenen  Personen  gebtthrend  als  Arbeitgebervertreter  nnd  Arbeit- 
nehmervertreter  (je  nach  dem  Fall)  gewfthlt  worden  sind. 

21.  Sollte  die  Anzahl  der  Personen,  welche  derart  ftlr  ein  Spezialamt 
als  Arbeitgebervertreter  oder  Arbeitnehmer  Vertreter  vorgeschlagen  sind, 
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AhmU  der  sn  wlblenden  Peraomeii  fiberaebiraitan,  so  hat  der  Walil- 

komm!«Har  diR  Xamen  der  so  vorgeschla^nen  Personen  im  Regierungs- 
Tüatte  zu  verötieDtlichen,  und  so  mass  an  dem  vom  Minister  für  die  Wahl 
der  Arbeitgdbervertreter  oder  der  Arbeitnehmervertreter  oder  für  alle 
Vetrtreter  (je  nach  dem  Falle)  feetgeeetsten  Datum  eine  Abetimmnng  vor- 
jrpn-TTiTTien  werden.  Die  Abstimmung  erfolgt  ausschliesslich  mittels  Wahl- 
zettels, und  kein  AVahlzAttel  ist  gültig,  den  der  Wahlkommissar  nach 
4  Uhr  nachmittags  am  Abstimmungstage  erh&lt. 

2S.  Nadidem  der  WaUkommiasar  die  Namen  der  ToigeecUagenen 
Personen  im  Regiemngsblatte  veröffantliclll  hat^  dürfen  bis  nadi  Vornahme 
dief^f^r  bestimmten  Wa^  Iceine  firginsangmamen  der  W&hlerliste  beigelegt 
werden. 

S8.  Jeder  WaUiettel  soU  die  Namen  jedee  Wahlkandidaten  entweder 
der  Arbeitgeber-  oder  der  Arbeitnehmervertreter  (je  nach  dem  Fall)  ent> 

halten.  Der  Chefinspektor  soll  veranlassen,  dass  jeder  Wahlzettel  jedem 
Wähler,  dessen  Name  und  Adresse  am  Tage,  da  der  Wahlkommissar  seine 
Absicht,  die  Wahl  vorzunehmen,  im  Bogierungsblatte  bekannt  gibt,  aui 
der  WftUerliete  steht,  wenigstens  4  Tage  vor  dem  Datom  der  Wiäil  dnreh 
den  Wahlkommissar  zugestellt  werde. 

24.  Jeder  Wähler  soll  auf  dem  Wahlzettel,  der  ihm  zugestellt  wird, 
alle  Nameu  ausser  demjenigen  der  Kandidaten,  für  welche  er  zu  stimmen 
wttnscht,  durchstreichen  und  darauf  diesen  Wahlzettel  dem  Wahlkommiaaar 
zurttokstellen,  indem  er  ihn  entweder  in  eine  Wahlurne  am  Bnrean  des 
Cheffabrikinspektors  einwirft  oder  durch  die  Post  dem  Wahlkommissar 
zusendet.  Ein  Wahlzettel,  auf  dem  mehr  oder  weniger  Namen,  als  die 
Anzahl  der  zu  erwählenden  Personen  beträgt,  stehen  gelassen  sind,  ist 
«ngültig. 

25.  Der  Wahlkommissar  hat  sobald  als  m5glich  nach  der  ftlr  den 
Empfanrr  r^er  Wahlzettel  bestimmten  Stunde  die  erhaltenen  Zettel  ?m 
zählen  und  dem  Minister  die  Wahl  derjenigen  Kandidaten,  welche  die 
grOsste  Stimmenanzahl  eriialten  haben,  zu  berichten;  doch  dtlrfen  ihrer 
niioht  mehr  sein  als  die  Anzahl  der  zu  Wählenden  betrigt. 

2().  Falls  zwei  oder  mehr  Kandidaten  eine  gleiche  Awealil  Stimmen 
erhalten,  so  hat  der  Wahlkommissar  den  Stichentscheid. 

27.  In  allen  hier  nicht  besonders  vorgesehenen  Fällen  sind,  soweit 
anwendbar,  die  fiegeln  und  Qebrftnehe  der  Parlamentswahlen  su  befolgen. 

28.  Jedes  Spezialamt  hat  im  Bureau  des  Cheffabrikinspektors  zur 
Bestellung  eines  Vorsitzenden  zusammenzt:tref(>n  und  später  zn  den  Zeit- 
punkten und  Orten,  die  von  diesem  iSpezialamt  seihst  bestimmt  werden. 

89.  Der  Chefinspektor  kann  einen  Beamten  beordern,  als  Sekretär 
emes  Spesialamtes  zu  funktionieren. 

30.  Alle  Verhandlungen  eines  Spezialamtes  snllen  vom  Sekretär  mit 
den  Namen  aller  üütglieder,  die  einer  Sitzung  beiwohnen,  protokolliert 
werden. 

81.  Das  Ver^Eihren,  Gesdiftfte^  ftr  welche  ein  Spesiakunt  bestellt  ist, 
zu  behandeln,  kann  vom  Spesialamt  festgesetzt  oder  der  Bnteoheidung  des 
Vorsitzenden  iHi erlassen  werden. 

32.  Jeder  Entscheid  ist  dem  Minister  vom  Vorsitzenden  eines  Spezial- 
amtes  schriftlich  mitzuteilen. 

33.  Nach  der  VerOffentliohnng  ein^  Entsoheides  eines  Spezialamtea 
im  iUgieningiiblatte  hat  sich  ein  solehes  Amt  auf  unbestimmte  Zeit  au 


Digitized  by  Google 


—  216  - 


vertagen  und  er<;t  wieder  ni^ammenziitreten,  waUB  60  TCim  ArlMit0IIUIliat6r 
oder  von  seioem  Vorsitzendeo  oiuberufen  wird. 

84.  Der  Vorsitsende  eines  Spezialamtes  erliftlt  ftr  Mine  AnweBeoheit 
bei  einer  Sitzung  1  £  Air  jede  Sitcung  des  Amtes,  die  aich  über  den 
Vormittag  und  Nachmittag  eines  Tages  erstreckt,  und  1  £  für  eine  Sitzung 
des  Amtes,  die  am  Naciimittag  eines  Tage.s  beginnt  und  bis  nach  7  Uhr 
abends  desselben  Tages  fortdauert.  Für  eine  iSitzung  nur  während  des 
Vormittages  oder  Nadnmttagaa  erhftlt  der  Vmaitseade  aelm  Bdiilling. 

85.  Jedes  Hi^^lied  eines  Spezialamtes  erh&lt  für  seine  Anwesenheit 
bei  einer  Sitzung  zehn  Schilling  filr  jode  Sitzung  des  Amtes,  die  sich 
über  den  Vormittag  und  Nachmittag  eistieckt,  und  zehn  Bchilling  für  eine 
Sitzung  eines  Amtes  von  mindestens  vier  Stunden,  die  am  Nachmittage 
eines  Tages  beginnt  nnd  bis  nadh  7  Uhr  abends  desselben  Tages  dauert. 
Für  eine  Sitzung  nur  während  des  Vormittages  oder  Naohmittagas  eines 
Tages  erhalt  jedes  Mitglied  fünf  Schilling. 

36.  Jeder  Arbeitgeber-  oder  Arbeitnehmervertreter,  der  wenigstens 
40  Heilen  von  Helbonme  entftmt  wohnte  hat  ein  Anrecht  auf  Vergtttong 
der  Fahrkartenauslagen  von  diesem  Wohnort  ans  nnd  auf  sehn  Shilling 
pro  Tag  für  Beiaespesen. 

Xapitel  n.  Aarstliehe  Zangnissa  nnd  Berichte  der  Amta> 
ftrsta  oder  Saohveratftndigan^). 

1.  [Qabflhren  der  Amtsärzte.]  2.  [Untersuchung  durch  die  Amts&rzte*] 
3.  fVnrsorgung  der  Amts&rztP  mit  Rfi'-hem  für  Einschreibungen.]  4.  [Unter- 
suchungenverzeichnis.] 6.  [Anzeige  des  Amtsarztes  bei  Verweigerung  eines 
Zeugnisses.]  6.  [Bericht  der  Amts&rzte  oder  Sachverständigen  auf  Ghmnd 
des  Fabrik'  und  Ladeogesetxes  von  1905.]  7.  [Fabriken  nnd  Werkstitten, 
fttr  welche  ftrstiidie  Zengnisse  Terlangt  werden.] 

Kapitel  III.  Verfahren  bei  Bchiedssprechungen  auf  Grund 
der  Fabrik»  nnd  Ladengesetse*). 

1.  Jeder  Inhaber,  dem  mittels  eines  Formnlars  nadi  Anlage  6*}  sa 

dieser  AusfÜhrangsverordii  in^'^  eine  Aulforderung,  Maschinen,  Kessel  etc. 
einzufriedigen  oder  Schleifsteine  auszuwechseln  oder  richtig  zu  befp«*i;'en, 
zugestellt  worden  ist,  und  der  binnen  der  im  Art.  69  des  Fabrik-  und 
Ladengesetses  vorgeschriebenen  Frist  dsn  Inspektor  ersndht  hat,  die  Frage, 
ob  es  unnötig  oder  unmöglich  ist,  die  Maschinen  oder  Kessel  etc.  oiuza- 
fricdiL''^n  nder  die  Schleifsteine  auszuwechseln  oder  richtig  zu  befestigen 
(auf  wcieiie  in  der  Auffordprung  Bezug  genommen  warl,  einem  Schieds- 
gerichte zu  überweisen,  muäs  durch  seine  Unterschrift  einen  Schiedt^richter 
ernennen  nnd  dem  bispektor  von  dieser  Smennnng  sp&testens  binnen 
sechs  Tagen,  nachdem  er  den  Lispektor  um  die  üeberwaisang  ersaoht 
hat,  schriftlich  Anzeige  erstatten. 

2.  Der  Inspektor  hat  binnen  sechs  Tagen,  nachdem  er  die  schriftliche 
Anseige  des  Namens  des  vom  Inhabw  derart  ernannten  Sehiedsriobtars 
erhalten  hat,  durch  seine  Unterschrift  seinerseits  einen  Schiedsrichter  zn 
ernennen  nnd  diese  Bmennung  dem  Inhaber  anznaeigen. 

1)  Vgl.  Art.  tiü  u.  150  des  Gesetees  Nr.  1975,  8.  176  u.  203. 

2)  Vgl.  Art.  59  a.  150  de«  Gesetzes  Nr.  1875,  8.  173  n.  203. 

3)  Di«  Anlag«!!  sn  diMsr  Aufüliniiifpnrordmag  iliid  hiar  nUkt  «i«daqpig«b«u 
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8.  Die  derart  ernannten  Schiedsrichter  haben  unversflglioh  und  Ahe 
sie  znr  Rchiedssprechmig  Mhreiteii,  durch  ihre  ünteraohrift  einen  Unpartca- 

iscben  7.n  ernennen. 

4.  Die  Sciiiedsricliter  und  der  Unparteiische  haben,  ehe  sie  ein  Urteil 
Üdlen,  pers6nlieh  eine  Inspektion  der  in  Frage  stehenden  Hesehinen  nnd 
▼en  deren  Zugang  nnd  Umgebung  yorzimehmen,  und  wenn  sie  es  für  noU 
wendicf  halten,  aber  sonst  nicht,  dip  Aenp»^ernTi'_'  von  SnchverfitRndigen 
über  die  Trage  der  Unnötigkeit  oder  die  TatBache  der  Unmöglichkeit,  die 
Maschinen,  Sessel  etc.  einsofriedigen  oder  die  Schleifsteine  auszuwechseln 
oder  richtig  211  befestigen,  (welche  in  der  Avffordenmg  für  gefohrlioh 
ovklürt  wurden)  oder  über  aliräIli<^o  Aendemngen  der  in  der  Anffordenuig 
enthaltenen  Erfordernisse  zu  vernehmen. 

5.  Der  Inhaber  oder  die  Firma  und  der  Inspektor  können  persönlich 
oder  dnrdi  ihre  Vertreter  vor  den  Schiedsrichtern  oder  dem  Unparteiischen 
erscheinen  und  selbst  Beweise  beibringen  oder  anf  Beweise  hinfBhren,  die 
sie  für  ratsam  halten. 

6.  Die  Schiedsrichter  oder  der  Unparteiische  können  in  Abwebenheit 
beider  Parteien  oder  einer  von  beiden  gleichwohl  sn  einem  Urteil  schreiten, 
wenn  nach  erfolgter  Anzeige  der  Sitzung  der  Inhaber  oder  Lispektor  oder 
beide  abwesend  oder  nicht  vertreten  sind. 

7.  Keine  andere  Erklärung  der  Unterwerfung  unter  das  Schiedsgericht 
als  die  Ernennung  der  Schiedsrichter  ist  notwendig  und  keine  besondere 
Torrn  des  Urteils,  aber  die  hierin  Torgesehenen  Formulare  rar  Ernennung 
von  Sohiedsriohteni,  «nee  Unparteiischen  nnd  fflr  das  Urteil  sollen  be- 
nutzt werden  nn^l  p:enllgen. 

Ö.  Das  Urteil  der  Schiedsrichter  oder  des  Unparteiischen  (je  nach 
dem  Fall)  ist  binnen  eines  Monates,  von  der  Bniennuug  des  zweiten 
Schiedsrichters  durch  den  Inspektor  an  geredmet,  zu  ftllen,  wenn  nicht 
die  Frist  ftir  die  Füllung  des  Urteiles  vom  Minister  ausgedehnt  wird; 
und  wenn  das  Urteil  nicht  binnen  der  genannten  Frist  eines  Monates 
oder  der  allf^Uligen  verlängerten  Frist  gefällt  worden  ist,  so  berechtigt 
die  Tatsache,  den  das  Urtdl  nicht  binnen  der  festgesetzten  Frist  gefUlt 
und  veröffentlicht  worden  ist,  zum  Schlüsse,  dass  gemäss  Absatz  d  des 
Art.  59  ., weder  die  Schiorlsrichter  noch  der  Ünparteiischo  en^^cliirden 
haben,  dass  es  unnötig  oder  unmöglich  ist,  die  in  der  Aufforderung  a^a. 
gefUu-Hch  bezeichneten  Maschinen  oder  die  Kessel  etc.  einmOriedigen'* 
oder  die  Schleifsteine  aussuwechseln  oder  richtig  zu  befestigen. 

9.  nnd  10.  [Formulare  zur  Ernennung  der  Schiedsrichter.]  11.  [Formu- 
lar zur  Emennong  des  Unparteiischen.}  12.  {jE'onnular  zur  Abfassung  des 
Urteils]. 

13.  Obige  Vorsehriffcen  tmd  Fonnnlare  für  Scfaiedsspreohungen  finden 
mit   den  notwendigen  Abftnderungen  auch  auf  die  Falle  von  Schieds- 

sprechungen  Auwendung,  welche  AuiYordemngen  zur  Einfriedigung  von 
Kesseln,  Pfannen  oder  anderem  Zubehör  auf  Grund  des  Art.  60  und  solche 
auf  Grund  des  Art.  61  zur  Auswechselung  mangelhafter  Schleiftteine,  die 
durch  Dampf,  Wasser  oder  andere  mechanische  Kraft  betrieben  werden, 

oder  zur  richtigen  BefiBBtigang  von  S<^eifsteinen,  die  mangelhaft  befestigt 

sind,  betreffen. 

14.  [Gebühren  und  Spesen  der  Schiedsrichter  und  des  Unparteiischen.] 
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Eaintal  IV.  Gaw&krung  von  Zeugnissen  fftr  Maschinen-  und 

f  ■  Kesselwärter  1). 

1.  {Prütun^ren.j  2.,  3.  und  i.  [Vorbodiagtmgen.]  5.  [Gebüiiren  ]  '1  bis 
11.  (l'ähigkeitszeugnisse  für  die  Uebornahme  der  Bedienung  von  Daiupf- 
mMdhinen.}  12.  bis  16.  [Dionstzeagnisse  ftlr  die  üebeniiSune  der  Be- 
dienung; von  Dampfmaschinen.]  16.  [Fahigkeitazeugnisse  für  Dam{>fke.s>^el- 
wärtor.]  17.  [Dienstzeugni.sse  tür  Dampfkesselw&rter.j  18.  bis  20.  [Dis- 
quali£zierang  von  Zeugnisintiabern.]    21.  bis  25.  [Verschiedeaes.] 

Ejkpitel  Y.   BeschrSnkang  der  Gesamtanzahl  der  Woohen- 

stunden,  w  ä  Ii  r  e  a  d  welcher  bestimmte  F  u  Ii  r  1  e  \i  t  e  und  A  n  s- 
tr^prer  beschäftigt  werden  dürfen,  und  Bestimm  migon 
Uber  einen  wöchentlichen  fialbfeiertag  fUr  bestimmte 
PnBrlente  nnd  Anetriger  im  henptetftdtiselien  Beiirk^. 

1.  Axmaw  gemAsa  diesen  Yorsdiriften  darf  niemand  im  hauptstildtisdien 
Bezirk  gegen  Lohn  als  Fährmann  oder  Austr&ger  zum  Austragen  oder 
Abliefern  von  Gtitem,  Waren  oder  Materialien  irgendwelcher  Art  nach 
oder  von  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  einem  Laden  oder  als  Gehilfe 
eines  solchen  Fuhrmannes  oder  Austrägers  länger  als  00  Stunden,  die 
Mahlzeitspaosen  ausgeschlossen,  in  der  Woche  beschäftigt  werden. 

2.  Jode  solche  Person  darf  mit  schriftlicher  Bewilligung  dos  Chef- 
inspektors als  Austrager  oder  Fuhrmann  (wie  diese  im  letztvorbergehenden 
Artikel  beschrieben  sind)  bis  zu  70  Stunden  in  der  Woche  beschältigt 
▼erden,  sofern  die  Gesamtansahl  der  Wochen  eines  Jahres,  an  welchen  ein 
Arbeitgeber  um  eine  solche  Bewilligung  einkommt,  nicht  sechs  ttbarschreitet. 

3.  Jeder  Arbeitgeber  einer  Person,  welche  kein  Fuhrmann  oder  Aus- 
träger eines  Bäckers  ist  und  welche  im  hauptstädtischen  Bezirk  gegen 
Lohn  als  AnstrAger  oder  Fuhrmann  mit  dem  Austragen  oder  Abliefern 
von  Gütern,  Waren  oder  Materialien  irgendwelcher  Art  nach  oder  von 
einer  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  einem  Laden,  oder  als  Gehilfe  eines 
solchen  Austrägers  oder  Fuhrmanns  beschältigt  wird ,  soll  einer  solchen 
Person  einen  Halbfeiertag,  entweder  von  Mitternacht  biä  2  Uhr  des  nächsten 
Nachmittags  oder  von  2  Uhr  nachmittags  ab  an  einem  Tage  (ausser  Sonn^ 
tags)  jeder  Woche  tatsächlich  freigeben. 

Kapitel  VL  Beschränkung  der  Gesamtanzahl  der  Wochen- 
stunden, wfthrend  welcher  bestimmte  Personen  beschäftigt 

werden  dürfen,  un  d  Bestimmun  gen  üb  er  einen  wöchentlichen 

Halbfeiertag  f  ii ]•  Personen  in   bestimmten  Tv ä  d  e n  und  f fl r 

K  0  1  1  II  0  r  i  n  n  0  n  ,  K  o  1  1  n  e  r  ti  n  d  B  i  11  a  r  d  m  a  r  q  u  o  u  i-  e  * ) 

1.  a)  Ausser  gemäss  diesau  Vorschriften  darf  niemand  in  einem 
Laden  der  in  der  vierten  Anlage^}  zu  dem  Fabrik-  und  Ladengesetz  von 
1906  aufgeführten  Kategorien  länger  als  60  Stunden,  die  Mahlseitspausen 

ausgeschlossen,  in  der  Woche  beschäftigt  werden. 

b)  Ausser  gemäss  diesen  Vorschriften  darf  kein  Koch,  Kochgehiife 
Billardmarqueur,  Kellner  und  keine  Kellnerin  länger  als  60  Stunden,  die 

1)  Vgl.  Art.  50  u.  150  dca  Gesetzes  Nr.  1975,  8.  171  u.  204. 

2)  Vgl.  Art.  144  d«8  GaaeiMW  Nr.  1975,  S.  201. 

3)  Vgl.  Art.  145  4«fl  Ornttam  1975,  8.  201. 

4)  Siehe  8.  210. 
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Hftblzeitspausen  ansgeschlossen,  in  der  Woche  in  einem  Restaurant,  Kafibe- 

hans,  Hotel,  Rpoisehans,  Fischladon.  Aiistemladen  oder  in  Gebiiulichkeiteu 
beschältigt  worden,  lüx  welche  eine  Kolonialweinlizenz  oder  eine  Billard- 
lisenz  in  Exaft  steht,  oder  welche  ab  Klublokal  verwendet  werden. 

2.  Jede  der  Personan,  welche  im  vorhergehenden  Artikel  nfther  be- 
zeichnet sind,  darf  mit  schriftlicher  Bewilligung  des  Chefinspektors  in 
einem  Laden  oder  an  einem  Orte,  wie  diese  im  letztvorhergohendon  Artikel 
erwähnt  sind,  bis  za  70  Stunden  in  der  Woche  beschäftigt  werden,  sofern 
die  Geeamtaamlil  der  Wochen  einee  Jahree,  an  weloheo  (dne  aokhe  Person 
in  einem  solchen  Laden  oder  an  nnem  eoldhen  Ort  derart  beedilftigt  wird, 
aedie  nicht  überschreitet. 

8.  Jeder  Lihaber  eines  Ladens  der  in  der  vierten  Anlage  ^)  zum 
Fabrik-  und  Ladengeseta  von  1905  angeführten  Kategorien  soll  jeder  Person, 
dia  mietweiae  oder  gegen  Lohn  in  einem  solchen  Ladoi  oder  mit  einer 
Arbeit  im  Zusammenhang  mit  einem  solchen  Laden  beschäftigt  ist,  in  jeder 
Woche  einen  Halbfoiertaff  von  2  Uhr  nachmirtafr-  ab,  an  einem  Montag, 
Dienstag,  Mittwoch,  Donnerstag,  Freitag  oder  Saaiütag  tatB&chlich  freigeben. 

4  Jeder  Beeitaer,  Bigentllmer,  Lihaber,  Leiter  oder  6dcret&r,  je 
nach  dem  Fall,  eines  Restaurants»  Kaffeehauses,  Hotels,  Speisehauses, 
Fi.schladens,  Austemladens  oder  von  Gebftulichkeiten,  fiir  welche  eine 
Kolonialweinlisenz  oder  eine  Billardlizeuz  in  Kraft  steht  oder  welche 
ala  Klnblokal  verwendet  werden,  soll  jedem  Koch,  Kochgehilfen,  Billard- 
marqnaor,  EaHner  nnd  jeder  KeUnerm,  welche  in  seinen  Oabioliehkaiten 
beschäftigt  sind,  in  jeder  Woche  einen  Halbfeiertag  von  2  ühr  nachmittags 
ab.  »n  einem  Montag,  Dienstag,  Mittwoch,  Donnerstag,  Freitag  oder  Sams> 
tag  tatsächlich  freigeben. 

Kapitel  Vn.  Ueber  die  verschiedenen  Formulare  f(ir  An- 
achlftge  inFabrikeu  und  Werkstätten  und  f  fir  Mitteilungen 

an  den  Chefiaspektor'). 

1.  [Foi*mular  f(lr  das  Begistrierungsgesuch«]  2.  [Verzeichnis  der  in 
einer  Fabrik  nnd  Werkstatt  geleisteten  Arbeiten.]  8.  [Veraeichnis  der 

ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  geleisteten  Arbeiten.]  4.  [Ver- 
zeichnis der  vom  Lihaber  den  Arbeitnehmern  auferlegten  Bussen.]  5.  [Aus- 
2Uge  aus  den  Fabrik-  und  Ladengesetzen,  weiche  in  Fabriken  und  Werk- 
atfttten  anzasehlagen  sind.] 

Kapitel  VIII.    Vom  Waschen  und  R  e  i  u  i  ir  e  n 
der   Fussböden  und   Fenster,   Abtritte    und  Piüöoirs  der 

Fabriken  und  Werkatfttten*). 

Kapitel  DL   Stempeln  der  Möbel*). 

Kapitel  X.    Modus  der  Berufung  an  den  Gerichtshof  ftlr 
gewerbliche  Berafnngen*). 
1.  Jede  Bemfnng  auf  Qrond    der  Vorschriften  des  Art.  128  des 

Fabrik-  und  Ladengesotzes  von  1905  gegen  den  Kntschcid  eines  S[)ezial- 
amtes  ist  von  der  zur  Berufung  befiigton  Tind  die  Berufung  ^v^ln.sclieuden 
Peröon  einzulegen,  indem  aie  dem  Arboitsminiöter  eine  schrittiiche  Anzeige 

1)  Siehe  S.  210. 

2)  TgL  Art.  160  des  GeietM  Kr.  1076,  8.  208  a.  804. 

3)  YgL  Alt  m  d«  Qmutam  Nr.  1976,  8.  191. 
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mstellt,  welelie  die  TargaschnebeneiL  Angaben  für  ein  solohee  fiegebren 

«mth&lt. 

2.  Die  Berafacgsanzeige  bat  die  Stellung  (character)  anzugeben,  auf 
Grund  welcher  der  Appellant  als  soloher  aa&ntnten  beansprucht,  ond  hat 
ausserdem,  wenn  die  Bemfimg  von  einem  einzelnen  Arbeitgeber  c  1>  i  einer 
Gruppe  von  Arbeitgebern  anpgeht,  welcher  oder  welcLo  wenigsten«  2ö  Pros, 
der  gesamten  Arbeiterzahl  beäcliäi'tigt  oder  beschäftigen,  Angaben  (Iber  die 
Anzahl  der  von  jedem  Appellanten  beschäftigten  Arbeiter  zu  erteilen.  Die 
Anseige  soll  in  leeerliohen  Baehstabm  geschrieben  sein  und  klar  and  dentlicb 
den  Punkt  oder  die  Punkte  des  Entscheides,  gegen  welchen  oder  gegen  welche 
der  Appellant  Berufung  einlegt,  getrennt  dartun  oder  angeben  samt  den 
Gründen  seiner  £inwäude  gegen  diesen  Punkt  oder  gegen  diese  Punkte. 

8.  Die  Berafbngaanieige  ist  von  jedon  Appellanten  in  leserlicher 
Weise  zu  unterzeichnen,  und  die  volle  Adresse  nnd  Besohlftignng  jedes 
Appellanten  ist  mit  jeder  Unterschrift  anzugeben. 

4.  Dieselbe  Anzeige  muss  eine  Adresse  angeben,  die  nicht  mehr 
denn  5  Meilen  vom  Generalpostamt  entfernt  sein  darf  und  au  welche 
Anseigen,  Befidde,  Vcriadnngen,  Dokauente  und  sehriftliclie  Mitteünngen 
für  den  oder  die  Appellanten  zugestellt  werden  können ;  und  alle  Anzeigen, 
Befehle,  Vorladungen,  Dokumente  und  schriftlichen  Mitteilungen,  welche 
an  diese  Adresse  gesandt  oder  bestellt  worden  sind,  gelten  als  dem 
Appellanten  oder  den  Appellanten,  wenn  deren  mehrere  sind,  richtig  tu- 
gMtelli. 

5.  Zwei  Exemplare  der  Be ruf ungsan zeigen  sind  mit  dem  Original  zu 
fibermitteln,  aber  in  diesen  Exemplaren  brauchen  nicht  mehr  als  6  Namen 
und  Adressen  der  Appellanten  angegeben  zu  sein.  Der  Chefinspektor  der 
Fabriken,  Werkstätten  nnd  Lftden  und  der  &shrMber  des  OMiditshofes 
Air  gewerbliche  Benifungen  kann  jedem  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer 
eines  Berufes,  welcher  von  einem  Ent.«choid6  (gegen  den  Berufnni'^  einge- 
legt worden  ist)  betroffen  worden  ist,  erlauben,  eine  Abschriit  von  der 
BMufbngsanzeige  m  nehmen,  damit  er  gegen  eine  solche  Berafung  Schritte 
einleiten  kann. 

R.  Wenn  ein  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  eines  Berufes,  welcher 
von  einem  Entscheide  (der  Gegenstand  einer  Berufung  ist)  betroffen  wird, 
wünscht,  vom  Gerichtshof  gegen  diese  Berufung  vernommen  zu  werden, 
so  soU  er  wenigstens  7  Tage  vor  den  Verhandlungen  den  Sdbrsiber  des 
Gerichtshofes  für  gewerbliche  Berufungen  von  diesem  Wunsche  in  Kenntnis 
setzen  und  seinen  vollen  Namen,  seine  Beschäftigung  nnd  Adresse  in 
dieser  Mitteilung  angeben. 

7.  Der  Ohefinspektor  der  Fabriken,  Werkstiltten  nnd  Liden  soD 
jeder  Berufungsanzeige  eine  Liste  der  Namen  und  Adressen  der  Mitglieder 
desjenigen  Spozialamtes  beif^igou,  dessen  Entscheid  Gegenstand  der  Be- 
rufung ist  und  auch,  wenn  nötig,  eine  Bescheinigung  Uber  die  Anzahl  der 
Personen,  welche  in  dem  betroffenen  Berufe  von  dem  betreffenden  Arbeit- 
geber oder  der  betrefiPenden  Arbeitgebergruppe  beschftftigt  sind,  ond  ttber 
die  Gesamtanzahl  der  Personen,  welche  in  diesem  Bertife  laut  Anlage  a 
zu  dem  vor  dieser  Berufung  zuletzt  erschienenen  letzten  Jahresberichte 
des  Chefinspektors  beschäftigt  sind,  oder  im  Falle  einer  Berufung  von 
Seiten  der  Arbeiter  eines  Berafes  eine  Bescheinigung  über  die  AnseU 
der  Personen,  welche  Ln  diesem  Berufe  laut  Anlage  a  SU  dem  letsten 
Jahresbericht  des  Chefinspektors  beschftftigt  sind. 
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8.  Nichterfüllung  dieser  Vorschriften  verhindert  nicht  die  Behaud- 
Iting  einer  Beruluug  oder  der  Eiuwäude  dagegen,  es  sei  deuu,  daäs  der 
Oeridktahof  im  Sinne  einer  Verhindening  verftgt 

Kapitel  XI.    E r  g äu z  u u  g s  b  e s  t i  111  m  u  u g e a 

1.  [Eid  der  Verschwiegenheit.]  2.  [Gebühren  für  öuspeusioueu  der 
Fabrik-  nnd  Ladengesetxe.]   3.  [Bezahlung  der  BegistriemngsgebtUiren.] 

4.  [Regiatrieruni^sbescheinigung.]  5.  [Anzeige  oinor  Uehortretung  der  Vor- 
schriften der  Fftbrik-  und  Ladengesetse  aa  Inhaber  von  Fabriken  oder 
Werkst&tteu.] 

Kapitel  XII.  Wahl  des  Halbfeiertagee  daroh  Ladeninhaber. 

4.  Begulations  made  nnder  Section  12")  of  the  „Fac- 
tories  and  Shops  Act,  1005,  Xo  197r>.  Febniary  19th,  1906. 
(Victoria  Grivprnment  Gazette.    1 'Hb  Fehru  ir;,  ,  l;*i)f",   Xn.  !?r>,  4th  Suppl.; 

Aasftilinmgsverordnaug  zum  Art.  12^)  des  fabrlk-  und  Laden- 
«■otMi  von  1006t  Vr.  107B.   Vom  19.  Febroar  19  06. 

X.  Hongrie.  Ungarn. 

1.  Gesetz-Artikel  HI  vom  Jahre  1807,  Ober  die  förderang  der 
beimiachen  Industrie.    Vom  9.  Januar  1907. 

§  8.  Die  Bestimmong  des  §  2  G«A.  LI  1870,  wonach  die  den  land- 
wirtschaftlichen und  gewerblichen  Arbeitern  zinsfrei  Uberlassenen  Arbeiter- 
wohuungen  ständige  Steuerfreiheit  gemessen,  wird  dahin  ergänzt,  dass  die 
von  der  Regierung  zu  gewährende  Steuerfreiheit  auch  solchen  vom  Unter- 
nebmer  gebauten,  den  Sanitfttsanforderungen  entsprechenden  Arbeiier- 
wobnnngen  erteile  w  t  rden  kann,  welche  den  Arbeitern  unter  der  Bedingung 
fiberlassen  werden,  dass  sie  daffir  einen  geringeren  Arbeitslohn  erlml^^on, 
oder  dass  vom  Arbeitslohn  ein  gewisser  Betrag  für  die  Wohnungsmiete 
oder  Erwerbung  des  Eigentums  des  Geb&udes  verwendet  wird. 

Denjenigen  Arbeiterwebnnngtn,  welehe  Utr  die  Arbeiter  bebnft  Be- 
nutzting  gegen  Mietzins  oder  deshalb  gebaut  werden,  damit  sie  die  Arbeiter 
gegen  ratenweise  Tilj^mg  des  Kanfsschillings  als  Eigentum  erwerben,  kann 
die  Begierung,  insofern  diese  Wohnungen  als  Neubauten  gelten  können, 
von  dem  Zeitpqnkto  ihrer  Benntsnng  angefangen,  eine  90-jllirige  provi- 
sorische Stenerfireibeit  bewilligen,  in  welchem  Falle  dieselben  f^r  diese 
Zeitdauer  auch  von  den  staatlichen,  munizipalen  und  kommunalen  Stener- 
zuscMägen ,  sowie  von  dem  allgemeinen  Einkommensteuerzuschlag  be- 
freit sind. 

Jene  fiedingnngen,  nnter  denen  die  in  diesem  Paragraphen  gewähr- 
leisteten Begünstigungen  bewilligt  werden  können,  stellt  der  linanBninister 

im  Binvernehmen  mit  dem  Handolsminister  fest. 

Die  Begünstigungen  sind  von  dem  Zeitpunkte  an  zu  entziehen,  wo  die 
Arbeiterbftnser  oder  Wohnungen  Air  andere  Zwedce  verwendet  werden, 

beziehungsweise  ihre  in  diesem  Paragraphen  normierte  Eigenschaft  aufhört. 

§  7.  Der  Handelsmini.ster  wird  ermächtigt,  die  Gewährung  der  auf 
Grund  dieses  Gesetses  erteübaren  Begünstigungen  im  Einvernehmen  mit 

1)  Vgl.  Art.  150  im  Owetiw  Nr.  1076,  8.  904. 
8)  Steh«  8.  155. 
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dem  Finanzminister  an  Bedingungen  zu  knüpfen,  die  sich  anf  die  Dauer 
der  Begünstigungen,  auf  den  Ort,  die  Grösse,  Uebertragbarkeit,  Froduk- 
tionamenge  der  üntinielmraiigeii,  auf  die  Zahl  und  ESgeneolittft  der  An- 
gestellten bezieben,  oder  im  Interesse  der  Förderung  der  beimischen  In- 
duBtrie  snnst  notwendig  erscheinen,  wobei  auf  die  Anstellung  der  heimischen 
Arbeiter  und  Beamten  besonderes  Gewicht  zu  legen  ist,  bezüglich  derer 
bestinunt  wird,  dass  mindestens  76  Ftos.  deraelben  ungarische  Staateange- 
li  t  ige  sein  müssen.  Der  naiidelBminister  wird  ennftchtigt,  diese  Bedingong 
in  begründeten  lallen  abzolkndem. 

a.  Q<eset«  Aber  die  graaken-  und  UnflJIyersiohemng  d»  indnatriellen 
und  kommeisieaeii  A2ig««te]Iteii.   (Gesets-Artikel  XTX  y.  J.  1907.) 

I.  Teil.  Materielle  Vetlllgvigen. 

I.  i\hH'-l'.iutt.   Versichern npjfp flieht. 

§  1.  Der  Vmiicherun^Bpüicht  für  den  FaU  einer  Krankheit  unterliegen  ohse 
Rücksicht  deB  G<^c-hlechti;,  des  Alters  imd  der  StaataangebBrif^t  alle  jene,  die  mf 
dem  Gebiete  der  LüihUt  der  ungarischen  heiUgen  Krone: 

1)  bei  irppnd  pinor  unter  dan  Gewerbege^etz  (Gm.-Art.  XVII  v.  J.  1884)  fallenden 
Benifsart,  einschlic*<sli(  h  der  staatlichen  Alonopole  und  der  damit  verbundenen  Unter- 
nehmungen (GeB.-Art  XVII  v.  J.  XSSi  Funkt  d  S  im  sowie  der  unter  die  köaial 
kidnenn  Bmlien  gehdrenden  MOden  nnd  BchamcgeBcnifte  (G«e.-Ait  XYII  J.  1664 
Ponktf  §  183); 

2)  bei  den  dem  ( i  ewerbegi3»etzc  nicht  unUaUegenden,  jedoch  ^werbe-,  bezw. 
QtttenelunnDgsmSssiK  betriebenen  Erwerbfibeechiftagnogon  (Tadiniadie  Baninfl,  Agan- 
tnren,  Theater,  Apotheken,  Hcilanatalien  etc.); 

3)  in  Berp:-  und  Hüttenwerken,  Salzwerken,  oder  anderen,  Produkte  de»  Berg- 
baucH  vi  rLLrlM  ] rinden  Gewerken  (XIIT.  Aluchnittl,  in  Steinbrüchen,  Sand-,  fc>chotter- 
und  Lehmgruben  und  in  Betriebe,  Anlagen  und  bei  Arbeiten,  welche  sich  mit  dem 
Brechen  und  ndt  der  Verarbeitung  von  Stein-  und  Erdmaterial  beschäftigen ; 

4)  bei  Strassen-,  Brucken-,  Eisenbahn-,  Tunnel-,  Wasser-,  Damm-,  Kanal-,  Hafen-, 
Befestigungsbauten,  sowie  bei  Errichtung  vun  Watsäcrleitungs-,  Gas-  nnd  elektrischen 
Bdeuchtunge-  und  Entftleitungs-Bauten ; 

5)  in  Betrieben,  in  welchen  leicht  zündhaie,  geaandheitmifhid liehe  oder  giftige 
Stoffe,  sowie  Sprengstoffe  nnd  Sprenggegengtlnde  eneagt  and  veiartMitflt  werdn; 

6)  in  diemischen,  physikaliHchen  oder  Anndmittitl^bocBtariai; 

7)  in  Schlachthäusern  und  lu« werken; 

8)  in  Eisenbahnbetrieben,  ohne  Rücksicht  auf  die  Trid3lci!aft,  in  deren  Fabriken 
und  Werkstätten  und  bei  deren  Bau-  nnrl  rn'5*andhaltunp'"nrbeiten,  hoi  den  Post-,  Tde» 
graphen-  und  Telephonanstalten,  deren  Bau-  und  losUiuulialiungsarbeiten  (§  10); 

9)  bei  der  S<»iitfa!urt»  dmwaJiewlich  der  SchiflmBtaaiants,  Sddfbndadnng  und 
Scbiffbanj 

10)  bd  Baggerei-,  Hafen-,  Fihr^  and  FiBlWtdaatffiidununzen ; 

11)  bei  dem  Frachtge«chift»  bd  d«m  QpeditioDaw«Mn,  io  weffldnan  and  kanf- 

mauuischen  Kellereien; 

12)  bei  den  mit  der  land-  und  fontwirtsdiaftUchai  Ftadnktioa,  YldlBodit» 

Fiecherei,  Garten-  nnd  Weinbau,  Pelden-  und  Bienenzucht  zuwiromenhängenden  Neben- 
betrieben, sclbtät  wenn  in  den.-elben  zuuieiet  nur  eigene  Rohprodukte  verarbeitet  werden 
(Oes.-Art.  XVII,  Punkt  a  §  ls;5i; 

13)  bei  öffentUcheu  Anstalten  (§  10) : 

14)  in  staatlichen,  mnnizipalen,   Gemdnde'  and  Fundationsnntemdunungen 

(XIII.  Abpchnitfl  oder  Aemtem  (§  10),  ausschliesshch  der  in  militärischen  Anstalten 
und  QeiHiiäftäauWeu  angestellten  Soldaten  (Ges.- Art.  XVII  v.  J.  1884,  Punkt  e 
§183);' 

15)  in  den  Werkstätten  öffentlicher  Lehranstalten  ; 

10)  bei  Vereinen,  Gesellschaften,  Gewerbekorporationen  und  bei  dea  im  Sinne 
dieses  Geset/.o  entstandenen  Vcrsicherungskassen,  ob  ständig,  ob  provisorisch,  aus- 
hilfsweise oder  Torübergehend  ge^en  einen  solchen  Gehalt  OKler  Lohn,  der  jährlich 
2400  K,  bezw.  täglich  8  K  nicht  ubersteigt,  beschäftigt  sind. 

Auf  die  bei  der  Sec8chiffiihrt  und  der  Seefischecd  bcechüftigteB  PetMOeD  «r> 
strecken  sich  die  B^ümmuugeu  dieses  Gesetzes  nicht. 
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§  2.  Alß  der  im  §  1  erwähnten  VerBichernngBpflicht  unterliegeude  Angestellte 
dod  aach  anzusehen  Lehrling«,  Praktikanten  und  solche  andere  PcrBonen,  die  wegen 
unvollendctoii  Ah^chluB^es  ilirer  Ausbildung  Ix)hn  (xlcr  Gehalt  entweder  flbflriunipt 
nichLoder  nur  in  geiingerem  als  dem  üblichen  Ausmasae  beziehen. 

vcniehCTungBpflichtig  siiid  ferner  auch  joie,  dfe  in  eigenen  wcrkBltttn«  odnr 
In  der  eigenen  Wohnung  im  Anitragr  tind  Erx-hnunp  anderer  Gewerbetreibenden  ee- 
werbemäesige  Arbeit  betrüben  (Hansarbeitcrj,  nclb-t  wenn  8ie  auch  die  Roh-  und  Hifis- 
materialien  perednüch  beschaffen  und  nebenbei  auch  auf  eigene  Bechnung  arbeiten. 
FBr  die  Anmeldung  und  VenieKunuigilMitiige  aoiehat  Haoaarböter  ist  jeder  einsdne 
Arbeitgeber  Terantwortlich. 

3.  Unfallveri*icbcrunpspflirhtiL'  sindoihne  Rüc-ksicht  dos  Ge^ichlccht«,  dcö  Alters 
ood  auf  die  Höhe  dea  Lohnes  oder  des  GehalteB  alle  jene,  welche  iu  den  nachfolgend 
mf^ezählten  Betrieben  od«-  Arbeiten  ob  ständig,  ob  proyiaoriach,  ob  anahilfawetae  oder 
Torubrrrclund  Ix^cliäftigt  sind.  —  I>a>i  F^inkommen  de»  Anpref ff^llten  wird  jedoch 
sowohl  hinsichtlich  der  L  nfallcntschiuliL'ungen  als  der  Kostcnvort«  iinng  und  da»  Uni- 
^gcvcrfahrens  nur  bia  zum  jährlichen  Betrage  von  2400  K  in  Rechnung  gezogen. 

Jene  Unternehmungen,  Betriebe  und  iürbeiten,  auf  welche  aich  die  Wirkung  der 
UnfidhenlelMrun^  erstreckt,  sind  die  folgenden: 

1)  Berg-,  Hütten-,  Salzwerke,  andere,  Produkte  de«  Bergbaues  verarbeitende  Ge- 
werke  fXIlI.  Abschnitt),  Steinbrüche,  Sand-,  tichotter-  und  Lehmgruben  und  Betriebe, 
Anla^'en  und  Arbeiten,  welche  sich  mit  dem  BtodMn  und  mit  dar  Vemrbdtoqg  voo 
Stein-  und  Erdmntmal  beschäftigen; 

2)  Schifflmu-,  Zimmer-  und  Sägewerke; 

3)  sämtliche  Fabriken,  selbst  wenn  dieselben  auch  als  Nebenbetriebe  der  im 
Pnnkte  a  §  183  dea  Qee.-Art.  XVIl  v.  J.  im  beseicbneten  fierufsaxten  betriebea 


md  in  deoadbeo  Bomäst  eigene  Rohprodukte  fcnibeifeat  wwden,  wwi«  simtliehe  ge- 
werblichen Werkstitian,  inaoiani  in  <iwnelhfl|i  itfodig  weoJgrteoa  sww»^  Angeeteflta 

Ixschäftigt  sind; 

4)  samtliche  Banbetriebe  und  Bauarbeiten,  sowie  die  nicht  gewerbemä«»!^,  emidem 
in  eigener  Regie  ausgeführten  Bauten,  auasclüieealich  die  nicht  gewerbsmäst^ig  ausge- 
fäbrten  und  an  keine  Baukonzession  gebundenen  Herstellungaarbeiten  und  Parterbauten 
«illMÜier  Kouf^tniktion ; 

5)  BtraAsen-,  Brücken-,  Eisenbahn-.  Tunnel-.  Waseer-,  Damm-,  Kanal-.  Hafen-» 
BefeBtigung8-,  WftaseriMtttnga-,  Gaa-  und  «Iciktrisdie  Bdenditaiigi-  und  Eranleitangs« 
hmtoi; 

6)  W^aaserleitungB-,  Gas-,  elektrische  Beleuchtung»-  und  Blitzableitermontierungen ; 

7)  Strasaen-,  Haus-,  Kanal-  mid  FmBterreinigungsarbeiten ; 

8)  Rauchfanjgkrfirer-,  Bmniwnmiflhsff-  und  Steiometabetnebei,  Stein-  und  Gipa-^ 
bQdhauerd; 

0)  Fenster-,  Auslagen-  und  Ventilationsmontierungcn,  Tischlereien,  Spenglereien, 
Ziegeldeckereien,  DachdoJcereien,  Schmieden,  Schloesereien,  Anstreicher-,  Zimmermaler-, 
Tifeiierer-  und  Glaserbetriebe; 

10)  Betriebe,  in  welchen  leicht  zündbare,  gesundhcit-ssohädliche  oder  giftige  Stoffe» 
«owie  Sprengstoffe  und  Sprengg^'nständc  erzeugt  und  venurbeitet  werden; 

11)  berofsmasaige  Feuerwehr; 

12)  chemische,  phyeilraliecihe  oder  Arsneimittel-Laboratoriea; 

13)  BchlnrhthfaBgr,  Fteisdiereien,  WfhrMtlerbetriebe  nnd  Bswerke; 

14)  Malz.  Ocl,  Lack,  Farben  nnd  Firnir;  erzeugende  gewerbliche  Anlagen; 

15)  sämtliche  Eisenbahnbetriebe,  ohne  Rücksicht  auf  die  Triebkraft,  deren  Fabriken 
and  Werkstätten)  und  deren  Bau-  imd  Instandhaltungsarbeiten,  sowie  an  den  Eisen- 
bahnstationen betriebene  «fa^t'««*»*  gewerbUduo  Betriebe  (Restaurants,  VerkaufiB* 
stellen  etc.): 

16)  SchiffdittbeMelM^  einaehHesalich  dsr  Sehifbraetonnnts,  Sefaiffmrladiing  und 

Schiffbau; 

17)  Baggerei,  Halin-,  FUir-  nnd  FMsiWeimterpehmnngen ; 

18)  fteditgpcliifte.  Gfpeditiona-,  MagasinsuntenMhmnngeo,  aowie  kanfminnisclie 

KeUereien: 

1^  Handhabung  der  Automobile; 

^  20)  FoBt>,  Telegrapheo-  nnd  Telephonanatalten,  denn  Bau-  and  Instandhsltnngi- 
aibeiteD; 

L'l  i  LM  w.  rbs massige  Holz-  und  Kohlenmagazinc,  Mwwbsmäsaige  llolzproduktion  ; 

22)  Ptunpenan lagen  der  WasaerreguUerungs-  und  WaaserbenätziuusgeaeUscfaaften  ; 

23)  HeOaMlteD; 

24)  Weifcstftlen  «ICentliciler  Lehnmstalten; 
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25)  Unteroehmun^cn,  in  welchen  in  Korrektionsanstalten  untergebrachte  Personen, 
oder  Häftlinge  der  Dotentionnaustalten  boechäftigt  sind; 

26)  alle  jene  Botriebe,  ohne  Bücksicht  auf  die  Zahl  der  beachiftieten  Arbeiter, 
welche  durch  elementare  Kräfte  betriebene  Ibschinen,  oder  an  eine  benordKdie  Kon- 
nasion  gebundene  Dampftest  1  bi  iu'it /en. 

Insofern  die  HtaaUichen,  muiüzipalen,  Gemeinde*  und  Fandationalbctnebe  unter 
6ib  Punkte  1 — 2ü  gereiht  werden  können,  sind  die  in  denselben,  i^owie  in  deren  Nebeo- 
betriebcn  und  Nebenlokalitäten  beschäftigten  Personen  gloichfalls  Vi  rnich.  rtin2;spflichtig. 

Die  in  den  der  Wirkung  des  Ber^erksge^eUes  uaterliegenden  üer{iHreriul>etrieben 
Beechäftigten  werden  in  der  im  XtU.  Abadmitt  dieses  QeeelM  bcmdmetMi  WeiM 
und  Oiiganisation  versichert 

Der  §  26  des  Oes.-Art  XIV  J.  1902  wird  derart  modifisiert,  daas  der  Eigen- 
tfimer  der  Mii^chine  \vrpflichtet  ist,  die  bei  der  Droschmaflchine,  beim  Dampfpflug  und 
in  allgemeiuen  bei  jeder  laud wirtschaftlichen  Maschine  beschäittgten  Arbeiter  auch  mit 
EinscmuAs  des  Maacliioisten,  wenn  derselbe  gemäss  §  25  des  erwähnten  (Steneixm  nicht 
versichert  ist,  al."  nnj^-Jcror  irntHches  Mitglied  dt«  im  Sinne  des  CTe«.-Art.  XVI  v.  J. 
19(JU  und  dcH  voriuu  ctwalintca  Gesotz-Artikels  organisierten  landwirtschaftlichen 
Arbater-  und  Diensthot^'nunterRtützungBka.sse  aufnehmen  zu  lassen  und  die  Mitglieds- 
tnze  (eine  Krone)  atoit  deraelbea  zu  bezahlen :  aiugeDonunea,  wenn  er  sich  die  Ueber- 
seugung  Tendnfffc  luÄ,  daaa  der  Betraffende  bd  d«r  Eaaee  als  otdentHehea oderanaaer- 
ordenUiches  Sfitglied  oder  als  landwirtschaftlicher  Dienstbote  bereits  g^n  Unfall  ver- 
sichert ist.  Kommt  der  Eigentümer  der  Maschine  dieser  Verpflichtung  nicht  nach, 
so  haftet  er  für  den  aus  dieser  VerallunniB  entstandenen  (Schaden  dem  Arbeiter,  besw. 
aeinen  Il<>cht.<^nachfo)gGrn  auch  dann,  wenn  ihn  bei  dem  wilnend  der  Arbeit  eii^ 
tretencn  Unfall  auch  irar  keine  Nachlässigkeit  belastet 

Der  Haudelanuii:-rrr  wird  emiäciitigt,  die  Unfallversicherungspflicht  im  Verord- 
nonipwege  und  hiosichtUch  der  unter  Ponkt  a  §  181^  des  (xes.-ArL  XVII  t.  J.  1884 
fallenden  Albeiten  und  Betriebe  im  EinTemelimen  mit  dem  Minister  für  Landwirt- 
schaft, auch  auf  andere,  für  flie  Beschäftigten  mit  Unfallrrfahr  verbundene  Betriebe 
auHsudehnen.  Die  in  dieser  Angelegcoheit  erlassene  Veronlnung  und  jede  Modifikation 
derselben  ist  dem  Reichstag  vorzulegen. 

§  4.  Die  ständig  im  Aaslande  beschäftigten,  nach  Ung^im  zuständigen  Ang^ 
stellten  der  inländisc&n  Betriebe  sind  im  Buimen  da*  Bestimmungen  der  §§  1—3 
vorgicheruugHpflichtig,  sofern  sie  nicht  schon  nach  den  (ieaetMD  jene»  StMtMi  aal 
dessen  Gebiet  sie  ihrem  Berufe  nachgehen,  versichert  sind. 

Die  vorübo'gehead  im  Auslande  besdiäftigten,  nach  Un^m  zuständigen  Anj^- 
stellten  inländischer  Betriebe,  genieasen  gleichmässig  die  Vorteile  der  nach  aierieui  (tc- 
setze  erfokten  Versicherung  m  gleicher  Weise,  möge  aio  der  im  timnc  de^  gegen- 
wärtigen (^setzes  als  Basis  der  Versicherung  dienenoe  Unfall,  oder  die  Krankheit  im 
'  In>  oder  im  Analande  betrolfoii  haben«  Ana^ommen,  wenn  der  AngeateUte  nach 
den  CtoaetBen  des  betreffenden  anawBrtagen  Staates  dort  fttr  den  Fall  einer  ITntnUieie 
oder  eines  Unfalls  versichert  wiir  lr. 

§  5.  In  inländischen  Betrieben  angeätellte  Aueländer  unterliegen  hmsiehtlich  der 
Kranken verHicherung  in  allen  Fällen,  hinsichtlich  der  Unfallvenifflberuttg  jedoch  nur 
dann  derselben  Behandlniig  wie  di'p  ungarischen  Staatsancrchörigen,  wenn  der  fxjtreffende 
ÖtÄat  den  dort  be«chalLigieu  ungaribchen  StaatsangeiiungcQ  die  gleiche  Behandlung 
zusichert.  (TCgcnübcr  Untertanen  solcher  Staaten,  in  welchen  die  Arbeit«runfall- 
TOieidierttng  gesetzlich  nicht  gercoeit  ist,  Icann  der  fiaadelsminiater  die  in  §  3  erwähnte 
VemleliemngBpfb'eht  auch  ohne  BAdEsidkt  auf  die  Besipn»itll  anordnen. 

5?  Jene  Unlcraehinung,  deren  Betrieb  sich  über  die  Grenzen  des  Landen  er- 
streckt, ist  nur  itt  eiucmi  Staate  versicherungsnf lichtig ;  diesb^uglich  ißt  der  Bitz  der 
Unternehmung  massgebend.  Hat  aber  die  Unternehmung  im  laiande  eine  ständiga 
Vertretung,  so  nind  die  zum  Wirkungskreise  dieser  Vertretung  gehörenden  fieschiftigtan 
gemäss  diesem  (resetze  versicherungspflichtig. 

Den  Angestellten  in-  und  ausländischer  Zustündigkeit  !<  r  im  ersten  Absatz  er- 
wähnten Betriebe  werden  im  Falle  der  Keziprozitäl  hinsichtlich  der  Versicherung  naoh 
S  6  der  gleidken  Behandlung  teilhaftij^. 

§  7.  Für  den  Fall  der  Krankheit  künTim  «^ich  freiwilli|;  verBichern  und  sind  von 
der  im  Sinne  des  X.  Abschnittes  organisierten  Landes- Arbetterla«nkeount«rstützungs* 
und  Un^fessidiennigsinssai  insorarn  das  Ueseta  nicht  anderweitig  nrfilgty  aufni- 
ndunoa: 

a)  die  im  Sinne  des  §  10  nicht  veniobwungspflicbtigen  Angestellten,  d&nn  Jahres- 
gehalt  samt  Q  i  rti  rgeld  1000  K  oder  der  Tagdoha  4  K  nicht  ftbenrteigt; 

b)  die  Dien» l boten; 
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c''  ili»'  HaoAindustriellen ; 

d)  die  ohne  Hilfspersonal  arbeitenden  selbstandiircii  Handwerker; 

ei  die  gewöhnlichen  Tagelöhner  (Punkt  m  §  183  a<Ä)  (ies.-Art.  XvIIt.  J.  16^); 

f  i  die  Familienmitglieder  der  versichertet!  Kassenmitglioder; 

gl  die  Schüler  der  mit  WerkHtätteu  vorntiienen  Lehranstalten; 
)  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten; 
l)  die  lo  Korrekuoiwaastalten  untergebrachten  Personen  und  die  in  den  Werk- 
stitten der  Detentionsanstalten  besdiaftigten  Häftlinge; 

i>  dir  nnf  (tniiid  de-  Gea.-Art.  XIv  v.  J.  IbOl  bei  den  Kmnkftmintorstützung" 
kasHen  imuiiltt'lbar  vur  dem  Inslebentreten  de«  pegeuwartigon  Gt^etiie»  wenigstens 
3  Monate  liindurch  freiwillig  versichert  gewesi  nmi  Pcreonea; 

k)  jene  Angestellten,  welche  im  Sinne  des  S  3  gegen  Unfall  vorsichert  werden, 
aber  im  Sinne  der  §S  1  und  2  für  den  Fall  einer  I{^rankheit  nicht  vcnsichcrungiäpflichtig 
-iiid.  innofem  ihr  JamwigiahAlt,  beftw.  Einkommen  2400  R  oder  ihr  l^gelothii  8  £  nicht 
üben^teigt. 

Die  auf  Grund  der  Punkte  a— h  freiwillig  eintretenden  Personen  können  einer 
vorangehenden  arztluliisn  Untersuchung  untfrzo_'oii  umi  ilir  Anfnuhiiu!  vom  Ergebnis 
deir  ü^tlichen  Untersuchung  abhängig  gemacht  werden,  übmiiee  können  i>etreff8  düär 
Bintrittoberecfatlgung  die  Statuten  auch  hinsichtlich  des  Alters  Beechrinknngen  fest- 
ateUoD* 

Wenn  der  Arbeitg^jer  seine  nicht  versicherungspflichtigen  Angestellten,  welche 
laut  diesem  Paragraph  freiwillig  versichert  werden  können,  bei  der  Ijandm-Arbeiter* 
krankcnunteTBtützung»-  und  Unfallver«ichenin^ka8?e  selbst  anuieldff  wwA  \ tT-^ichert., 
80  kann  in  diesem  Falle  die  Wirkung  der  Veri<icherung  nur  mit  deni  Tul'c  dt^»^  Arinitä- 
aoBtritt'*,  ansonsten  jedoch  nur  mit  Ende  des  Kal<  iMltTj;i}in>  .infgehobeu  werdi-u. 

S  S.  Auf  Grund  ihrer  freien  Entschliesaung  können  sich  bis  /.ur  H  »ht»  ihres 
2400  K  nicht  übersteigenden  Einkommens,  resp.  Gehalten  g^on  Unfall  versichern  alle 
jene  P  ucn,  welche  Steh  im  tMnne  des  §  7  ffir  den  Fall  einer  Krankheit  fieiwiUig  ver- 
sictaiern  können. 

Aoitöer  diesen  können  Tersichem: 

ul  die  Etj:(enrnmor  der  prtMvorl>!irht'n  Betriebe  «ich  «clbp^t; 

b)  ihre  nicht  unfaiiversicherungsptlichtigeD  Angefltellteuj 

c)  andere  in  der  Betnebeanhige  rcgdnuMSig  oder  berafnniang  verkehrende  Per- 
ioueik. 

Die  im  Sinne  de«  Punktes  b  und  c  dteees  Paragraphen  bewirkten  Versicherungen 
treten  mit  dem  Tage  ihrer  Aumcldung  in  Kraft  und  dauern  bi-i  zum  Ende  jenes 
Ivalenderjahres,  in  welchem  die  Eiu^teihiug  der  VerHichcruuff  angemeldet  wird.  Diese 
V^ersichcrungen  erlöschen  sofort,  wenn  der  I3etrieb  eingestellt  wird  oder  in  Avt  Parson 
des  Betriebseigentümers  eine  Vorändcrnng  eintritt,  ausgenommen  im  letzteren  Falle, 
wenn  der  neue  Betriel>seigentümer  die  Aufrechthaltung  der  Vernicherung  hiiinea 
IS  Tagen  von  der  Veränderung  an  gerechnet,  anzeigt. 

Oer  Justizmini^tcr  wird  ermächtigt,  die  Abweichnngeni  mit  welchen  die  Ver- 
ffigungen  ded  gegenwärtigen  Geeelaes  auf  die  im  Punkt  25  3  nnd  im  Punkt  i  §  7 
«mihnten  Betnebe  anzuwenden  sind,  im  Verordnungswege  festzustellen. 

§  9.  Der  im  Sinne  des  gesenwirtigBa  Geeetaea  versicherte  Angestellte  wird  auch 
jgt^geitx  UnfSUe  bei  aolchen  Dtenstleiatmigen  ab  venicfaert  betrachtet,  welche  er  im  Auf- 
trag*'  ie-^  Arbeitgaben  oder  dessen  BevoUmichtigten,  oder  Im  Interesse  das  BetriBbes 

verrichtet  hat 

§  10.  Die  bei  den  staatlichen,  rannidpalcn,  kommunalen  nnd  fnndstionalen 
Unternehmungen  oder  Aemtern,  einschliessUch  d'^  Staaispieenhahnen,  der  Post,  des 
T^c^^phen,  des  Xeiejj^ons  und  auch  der  staatlichen  Fabriken,  ferner  bei  öffentlichen 
Anstalten  (Punkt  13  and  14  des  §  1)  Angestellten,  sowie  die  bei  E^nbähn-  nnd 
Dainpf»chiffalirt«unternehmnnjren  mit  öffentlichem  \'erkf  lir  Ikschäftigten  unterliegen 
nicht  der  Wirkung  der  Kranken  Versicherung,  wenn  nie  laut  den  bei  diesen  Betrieben 
in  Geltung  ntchenaen  Dienstreglements  im  Falle  der  Krankheit  auf  ihre  Bezüge,  vom 
Beginn  der  Krankheit  an  gereumet,  wenigstens  20  Wochen  hindorch  Anspruch  haben. 

Anf  die  mit  Penrionsberecfatigung  ernannten  Beamten,  sowie  anf  solche  Ange- 
!-tellte  dift>er  üiitcmetunungen,  Aemter  und  öffentliehen  Anstalten,  w^'lche,  t^owie  ihre 
Angehörigen  eine  der  im  VII.  Abschnitt  des  gegenwärtigen  Gesetzes  festgestellten  £nt- 
sctSdigung  entsprechende  Pension  besitaeQ,  enstreckt  swh  auch  die  Winnmg  der  Un- 
fallversicherungspfUcht  nicht. 

Die  Bestimmungen  des  G^.-Art.  XVIII  v.  J.  1874  bezüglich  der  liim  uuter- 
Uqpnden  Aogertellten  bkibeo  «nch  ferner  in  Oeltnng,  maofero  aeeelbeii  im  Slmie  dea 

AfWlndMts.  15 
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zweiten  Ab0«taeB  TOQ  d«  UnädlvflnidMnmgiipIlicht  gemias  dieMS  Oeactces  «nthobcn 

werden. 

i:  11.  Bei  der  Foststdinnjj  der  Hobe  des  Lohnes  oder  GehÄlte«  hinBichtlirli  der 
VersicberuQgfpfUcbt  im  Fulle  einer  Krankheit  und  der  zu  ieii^tendcn  Beiträge  können 
das  Quartiergeld  oder  das  A äquivalent  der  Natural wohnnng,  au^geDommen  den  im 
Punkt  a  §  7  feötpe«telltcn  Fall,  sowie  die  eventuell  bezogenen  Zulagen  (mit  Ausnahnie 
der  Verpflegszulagen)  und  die  Dividenden  nicht  in  Rechnung  gezogen  werden. 

Bei  der  Unfulversicherung  ^eniÜHS  dieses  Geeetzc«  hingegen  sind  hiuBichtlich  der 
Aufteilung  und  Umlage  dar  VemchenmKskoeten  sowohl  ala  der  FeatsteUiug  der  Ent- 
schädigungen in  den  JanremrbeltoiiwdleBir andi  die  im  Torangelunden  Abaata  erwiOmten 
•Ämtlicheii  NelM-neinkünfte  ciiiziire«hnen. 

Bezieht  der  Angestellte  htnit  (lehalt  ntitr  Ix^ihii  die  volle  oder  eine  teilweiee 
Verpflegung,  so  i»t  bei  der  J'e8t*teiluug  der  Krankenversicherungspflicht  und  der  Höhe 
der  /u  TeihtendLn  Beiträge,  ebenso  bei  der  Aufteilung  und  Umlage  der  jährlielun  Un- 
fall verfeicheruugskosten,  sowie  hinsichtlich  der  Feststellung  der  £^nt«chädiguiigcn  da» 
im  Orte  übliche  Aequivalent  in  Gelde  mit  dem  tatsächlich  oezogenen  Geiialt  oder  Ix>hn 
Zluammen  in  fiechniuag  xa  aeben.  Das  Aequivalent  der  nebst  don  Oebalte  oder  Lohne, 
oder  «tatft  diaeon  TcrtniginDiaBig  festgeHtdlten  Verpflegung  nnd  MXMtigen  Natural- 
geHUuw  ist  in  deo  Statuten  der  Besirka<ArbeiterTenicn«mogiBkaMe  ieatmteUett. 

IX.  Abacfanitt  Die  Anmeld epfl ich t  ;  die  Anmeldung  und  dar  Nachweia 

der  Mitgliedschaft. 

§  12.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  jede  bei  ihm  beschäftipte,  vereichcrujtjj^e- 
pflichtigc  Person  binnen  8  Tageti  von  deren  Arbeitsantritt  nach  den  diesbezuurhch 
teetgeetellteu  B^eln  (§  19)  bei  der  Bczirks'Aibeitervcrsicherungskaäse  onzimidclen. 
Die  durch  den  Anmelder  unterfertigte  imd  in  ewel  Exemplaren  dnsuaendende  Annige 
hat  Wcnit^fteriB  folgende  Daten  zu  ciitlialtcn: 

1)  den  Namen,  batw.  die  Firma  des  Arbeitgebern; 

2)  die  Bezeichnung,  den  Charakter  und  den  8itz  des  Betriebes ; 

3)  den  Vor-  und  Zunamen  der  angemeldeten  Angestellten,  den  Tag  des  Arbeits- 
antrittes, den  Gehalt  oder  Ix)hn,  die  Ncbeneintrünfte  und  die  Naturalbezuge  der  An- 
geetelitrii; 

4)  die  Art  der  im  Betriebe  benützten  Motoren  ,  Arbeitsmaschinen  nnd  Spreng- 
stoffe. 

Ebenso  ist  der  Arbeitgeber  verpfliclttef ,  im  Arbeitsverhältiii.---'  '!  r  vcr?irhcriingB- 
pflichtigen  Person  bezüglich  der  An  der  AutLelliing  und  de«  (Ichaiics  oeier  Lohnes, 
sowie  bezüglieii  der  Person  de«  Betriebseigcntümers,  bezw.  Arbeitgebers  eingetretene 
nnd  sctdiesalich  eine  Jede  im  Betriebe  vorgelcommene  Verändern  ng,  welche  hinsichtlidk 
der  Kranken-  oder  DnfalhrBraichemngspflicht,  die  Eänreihung  in  Gefahrenkhusen  oder 
überhaupt  hinsichtlich  der  Dnnhführung  der  Kranken-  oder  Unfaüverriicherung  eine 
Wichligkeit  l>esitzt,  binnen  h  Tagen  von  der  Veränderung  an  gerechnet  bei  der  Be- 
atrks- Arbeiterversicherung)»kasse  anzumelden . 

Jener  Arbeitgeber,  der  die  Anmeldung  binnen  der  vorgeschrielTiu-n  Frist  iu<  lit 
erstattet,  ist  verpflichtet,  die  vom  Tage  des  Arbeitsantrittes  bis  zur  laL^nclilich  tr- 
statteten  Anmeldung,  bezw.  wenn  das  Arbeitsverhältnis  früher  aufgehört  liait«  .  die 
während  der  Dauer  des  ArbeitsTerhältoisses  fällig  jgewordeneo  Batrii|;e,  fo^ner  deo  in- 
folge der  durch  die  yeraaumte  Anmddung  der  im  ArbeitsverhiltDisse  eingetreteoen 
Verändernn;r  Nerursachten  S<;haden  aus  eigenen  iiitteln  zu  bezahlen,  überdies  dem 
nicht  zur  richtigen  Zeit  Angemeldeten  die  durch  die  vor  der  Anmeldung  eingetret«De 
Krankheit  erwachsenen  Kosten  und  schlicßrilich  die  Kosten  des  Verfahrejis  der  Lamdes- 
Arl>eiterkrankenunterMützungK-  und  Unfallversichorungskassc  zu  bezahlen. 

§  Jene  Arbeitgeber,  welche  meiir  als  20  nicht  ständig  angestellte  ver- 
sicherungspflichtige P' r-i  Ul  li  b( -rh  iiiij^on,  können  mit  Wochcnlohnlisten,  jene  aber, 
welche  mehr  als  iUO  nicht  ständig  angestellte  versicherungspflichtig  Penooen  be- 
schiiftina,  mit  Monatslohnlfsten  ihre  vcrsichmmgspflichtigen  Angestellten,  beew.  die 
im  ArbeitsverhiiltnisHO  der^^r  lbrn  tuid  die  im  ßemebe  laut  dem  zweiten  Abatta  §  12 
eingetretenen  Veränderungen  anmelden. 

Die  Lohnlisten  müssen  in  diesem  Falle  alle  jene  Daten  enttialten,  auf  welche 
sich  die  eiuaeiueo  Anmeldungsblütter  erstrecken  und  sind  gleichfalls  durch  den  An- 
melder unterfertigt  in  zwei  Exemplaren  spätestens  bis  cum  3.  Tage  jeder  folgenden 
Woche,  bezw.  die  Motuit>1ohnli-teTi  bi->  zum  3.  Tage  jed^  folgenden  Hbnats  der  Be- 
zirkB-Arbeitervcr»icherimg»)ca)**ie  zukommen  zu  lassen. 

§  14.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  dcu  Arbeitsaustritt  seiner  versichenitigif- 
pfhchtigen  Angestellten,  sowie  das  JBinsteUen  des  fietriebes  gleichtells  laut  den  diea> 
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bezüglich  festgestellten  Begelo  (§  19)  und  binnen  S  Tugen  vom  Aiifltritlet  beew.  von 
der  EiiisteliuDg  des  fietnebiw  Ab  gerechnet  hü  der  Besirk8->ArbeitemnkdieningikaaBe 

anziuuelden. 

Die  mehr  als  20,  bezw.  mehr  alu  100  nicht  ständig  angestellte,  versicherungs- 
pflichtige i^enoneo  beschäftigenden  Axbeiteeber  könoeo  deo  Arbeitaaustritt  ihrer 
gertdlteo  in  der  im  §  13  festgestdlten  W«m  doreh  die  Lohnlisten  «nzeigen. 

Falls  der  Arbcitprber  den  Austritt  binnen  der  gesetzlichen  Frist  i-  tTielden 
versäumt,  ist  er  verptlichtet,  die  Beiträge  bis  zur  tataächlich  erfolgten  AmucJdung, 
bezw.  wenn  der  Angestdlte  in  einen  andeeen  TenicherungspfUdifagün  Iktrieb  ein- 
getreten bt,  bi«  nun  Tage  dieees  erneoerten  ArbeitMaitritte«,  guu  aus  Eigenem  ein- 
zuzahlen. 

>;  1').  Die  auf  die  freiwillige  Versicherung  bezüglichen  Annieldungeii  sind  Inder 
in  den  §S  12 — 14  festgestellten  Weise  und  unter  Mitteilung  der  Daten  gleichfalie  bei 
der  BenrKB-Arbeiterv^icherungBkaeae  m  erstatten. 

§  16.  Die  Bezirks- ArbeiterversicheningKkasse  folgt  über  die  im  Sinne  der  8§12 
bid  15  gemachten  Anmeldungen  dem  Arbeitgeber  doe  Bestätigung  aus. 

^17.  Die  ttr  den  Fall  einer  Ennkhiit  vareichertca  Kawrenmitglieder  aind  mit 
Legitimationen  zu  versehen. 

IMe  Mitgiiederl^timationen  stdlt  die  Beeiito-Arbdtervem'cherungBkaMie  ans. 

Der  Handebminister  kann  die  staatlichen,  munizipalen,  kommunalen  und  fun- 
dationalen  Unternehmungen  und  Aemter,  sowie  jene  Arbeitgeber,  bei  welchen  mehr  als 
100  Afbeiter  ständig  beschäftigt  sind,  ermächtigen,  bezw.  verpflichten,  das»  sie  ihre 
angemeldeten  Angestellten  von  der  Bezirks-Arlieiterversichcrungskasse  übernehmend» 
mit  auszufüllenden  Mitgiiedcrlegitimationen  auf  eigene  Verantwortung  versehen. 

Die  Mitglieder  sind  verptlichtet,  die  Kosten  der  Mitgiiedcrlegitimationen  der 
lAndes-ArbetterkrankenuntentütningB-  wid  UnfallTenicheninaakasae  ni  ersetzen;  die 
Hflihe  der  fflr  die  Ivegitimation  zu  zahlenden  Taxe  stellt  die  Landes-Arbeit^kranlcen- 
Unterstützungs-  und  Unfallversicheningska^se  in  ihren  Statuten  fest. 

Die  Taxe  der  Ix'gitiinaUouen  nach  den  versicherun^pf lichtigen  Mitgliedern  er- 
legt der  Arbeitgeber,  ist  aber  berechtigt,  die  für  die  Legitimation  gesohlte  Taxe  Tom 
Gehalt  oder  L<tlin  der  Angestellten  abzuziehen. 

§  18.  Jenem  Arbeitgeber,  der  im  Sinne  des  vorigen  Paragrai»hen  zur  Ausisteiluug 
der  Mitgliederlegitimation  ermächtigt  wurde,  und  sich  bei  der  Ausstellung  der  Legiti- 
mationen Versäumnisae  oder  Uebenretuugeu  zu  schulden  kommen  läset,  kann  daa 
staatliche  ArbeiterrerBidterangsamt  die  Berechtigung  zur  Ansstellong  der  Legitima- 
tionen entziehen.  Ein  solcher  Arbeitgeber  ist  veriifliehtet,  die  mit  der  Aii«=tellnng 
der  X^^timationen  verbundenen  Kosten  und  den  verursachten  h^chaden  der  Landcs- 
ATbeiterbankennntersifitxungs*  ond  UnfaUmBicbertmgBkasse  gins  ans  Eägenem  ta 
bezahlen. 

§  19.  Die  auf  die  im  Sinne  diot^es  Abschnitt«»  zu  erstattenden  sämtlichen  An- 
lurldungeti,  auf  die  Forrij  der  Mitglii  (ierlegiliniaiiunen  uml  auf  das  l>ci  der  Ausstel- 
lung derselben  zu  beobachtende  Verfahren  bezüglichen  Detaiibestimmungen  werden 
vom  staatlichen  ArbeiterverHicherungsnmt  festgestellt. 

§20.  Die  Gewerbebehörden,  Gewerbeinspektoren  und  die  Landes-Arbeiterl  ranVen- 
unterstützungf!-  und  Unfall versicherungskasse,  btv.vv.  dit;  l>ezirkt«-Arl)eiterv('£i^i(,L<  ruu^s- 
ka^saeo  kdnnen  die  Arbeitgeber  betreffs  der  Erfüllung  der  im  gegenwärtigen  Abschnitt 
iestcesteilten  VerpfUchtn^en  flberwacheo,  tmd  kdnnen  zum  Zwecke  dieser  lieber- 
■wmaau^  den  BetriÄ  zn  jeder  Zelt  beslditfgen  lassen.  Die  Landes-Arbaterlcranken- 
untcrstutzung»<kassc,  sowie  die  Pieziiks-An  *  iierver-'cht  rnriL'^-ka.'isen  sind  auch  noch  be- 
rechtigt, die  Betriebe  behufs  Feststellung  des  lür  die  V^crsicbcrungs^icht  und  Im  da 
Vereicharung,  sowie  bei  der  £tnr«hung  in  Gefahrenklassen  wichtigen  Tatbestandes  dordi 
flire  zu  entsendenden  Organe  untersuchen  zu  lassen. 

Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  in  der  durch  das  staatliche  Arbeiterversiche- 
rungsamt festgestellten  Weise  genaue  und  ordentliche  Lohnlisten  zu  führen,  den  Ge- 
verbebehörden,  Gewerbeinspektoren  und  den  Organen  der  Kassen  die  Arbeiterverzeich- 
nisfle  tmd  Lohnlisten  vorzuzeigen,  in  den  Betrieb  nnd  in  alle  bezQgUchen  Evidenz- 
haltungen Einsicht  zu  gewährtii,  sDwie  die  auf  die  Anmeldungen,  Beitragszahlungen 
und  Äfitgliederlegitimationen  htziiirlieln  u  getorderten  Daten  zur  Verfügung  zu  i<tcllen 
und  schliesslich  die  Arbeiter-  un<i  Lohnlisten  3  Jahre  hindurch  aufzubewahren.  Auf 
jene  Arbeitgeber  jedoch,  welche  in  ihrem  versicherungspflichtigen  Betrieb  gewöhnlich 
nicht  mehr  als  5  Arbeiter  beschäftigen,  erstreckt  sich  die  in  diüöem  Gesetze  fest- 
gestellte VerplUchtnng  ZOT  Ffihrong,  sowie  Anfbewahrung  der  Arbeiter-  ond  I^oho* 
£s(en  nicht» 

Wenn  der  Aibeilgeber  die  in  diesem  Abadmiite  Torgeschiiebetten  Anmcldimgen 

16» 


Digitized  by  Google 


9 


—   228  - 


innerhalb  der  gosotzlichen  Anmcldcfriat  zu  eret&tten  versäumt,  oder  die  vorgeschric- 
beoen  Dat^  giui2  oder  teilwvtae  nichl  eiiilieCert  und  dieses  Versiiimnie  aelbet  innerhalb 
15  Tagen  too  einer  dlesbesfiglidbeD  AitffcnderuD^  der  BezirkB>Arbefterv«Bidio-uDg8- 

kasse  ftii  tr»  rechnet  nicht  nachholt,  so  ist  di(^  Ka.-i.'*c  hertrhtigt,  die  Aufnahme  der 
veraäumtüu  Daten  auf  Kosten  dos  Arbeitgeber»  durch  eines  ihrer  Organe  au  Ort  und 
Stelte  vornehmen  zu  lassen.  Die  durch  dieses  Verfahren  entstehenden  Koeten  — 
gegen  die  Fehtstelliiiij;  lU  ri-elbcn  kann  beim  süiiilüohen  Arbeiten-ersicherungsamt 
Einspruch  <'rhubeii  werdeu  —  sin<l  vom  Arbeitgeber,  im  Falle  dieselben  nicht  einge- 
ifttilt  werden,  im  administrativen  Wege  nach  Art  der  öffentlichen  Steuern  einzuhebaa. 

Die  mit  entsprechenda  Leeilimatiun  verschonen  Ofgaoe  der  Lendes- Arbeiter» 
krankeflnntontfitzungs-  und  UnfidlrereicherunKska^.  besw.  der  BezirkS'Arbeiteryar- 
Hieherun^'ska^.-'oii,  bc.'^it/en  beim  Verfahren  Qnmd  dieMS  Paragraphen  den  Ofaanikter 
der  gewer bebehürdiichcu  Organe. 

§  21.  Die  Oewerbebehörden  erster  Instanz  sind  verpflichtet^  nach  dem  losleben* 
treten  dieses  Oesetzes  Ober  jedes  für  die  Innt  1  und  3  ver8icherung8i>flichtigen 
Betriebe  erteiltes  Qewerbczertifikat  und  Konzession  gleichzeitig  mit  dessen  Au8gM}c, 
die  Firma  uiul  rntemchmung,  bezw.  den  Namen  d^  Arbeitoävers,  und  die  Beaeidi- 
nang  der  Art  des  Betriebes  der  Bezirks-Arbeiterversicberungslaase  mitzuteilen. 

In  gleicher  Weise  nind  auch  die  Baubehörden  erster  Instanz  Torpflicbtet,  die  im 
Sinne  der  Bauvorschriften  für  Bauarbeiten  jeder  Art  erteilten  KOMe— iooen  der  fie* 
zirks-Arbeitcrversicherungskasse  mitzuteilen. 

§  22.  Hinsichtlich  der  in  diesem  Oesetae  featgesteUten  Verpflichtungen  wird 
derjenige  als  Arbeitgeber,  bezw.  al^  lietrieliseigentümer  angriiphpn,  für  dessen  Rech- 
nung der  Betrieb  aufrechterhalten  wird,  bei  Bauarbeiten  der  Uuternekmer,  bezw.  der 
berechtigte  Gewerbetreibende,  in  Ermangelung  eines  solchen  der  Bauherr  (§  46). 

§  23.  Die  eingelangten  Anmeldungen,  oder  die  durch  die  enteendetea  Organe 
der  Sassen  laut  8  20  aufgenommenen  Daten  werden  durch  die  Bezirim-ArbeiterTer- 
alcherungskashen  bezüglich  der  Versicherungpflicht  und  überhaupt  liinsiehtlieh  der 
Dnrchfunrung  der  Kranken-  und  Unfailversicaerung  eingehend  geprüft  und  nach  den 
bewirkten  eventuellen  Korrekturen  und  Erginsnngen  in  einem  ^ramplw,  samt  dem 
Gutaehten  innerhalb  der  iti  den  Statuten  n^ätzustellendeii  Frist  der  Landea-Arbeiter* 
krankcnunterstiitzungs-  und  ün  fall  versichern  ngskasse  unterbreitet. 

Die  BczirkB-ArbeiterversichenuD^kaseen  fOhren  aof  Grund  der  Anmeidungea 
und  Aufnahmen  die  im  Bezirke  vosicherten  Personeo,  die  Arbeitgeber  der  venidie- 
mngspf lichtigen  Angestellten  und  deren  Betriebe,  sowie  die  in  den  Anmeldangen  ent* 
haltenen,  und  die  Versieheninrr  beeinfluBsenden  Daten,  nnd  die  in  denselben  einge- 
tretenen  Veränderungen  in  Evidenz. 

III.  Abschnitt.  Die  ffir  die  Krankenversicherung  au  zahlenden 

Beiträge. 

§  24.  Bei  der  Krankenversicherung  iat  der  BcUrag  der  versicherten  Mitglieder 
nach  den  durchachnittüchen  TagetohnHaBwen  zu  zaMen.  Die  durchschnittlichen 
TagelohnUaasen  stellt  die  Landea-Arbeiteirkrankenanterstütaungs-  und  Unfallvaraiche- 
run   :     <  in  ihren  Statutea  fest  und  derra  grSeste  Bnmne  kann  nidit  mehr  als 

S  K  betrafen. 

Die  BinreOrnng  der  yerricheitcn  Mitglieder  in  die  durchschnittlichen  Tagelobn- 
klasseu  erfolgt  Buf  Grund  ihres  tatsächlichen  Gehaltes  oder  Lohnes.  Für  solche  Mit- 
glieder, die  keinen  Erwerb  haben,  sind  Beiträge  nach  der  kleinsten  durchschnittlichen 
TigelohnklaBse  zu  zahlen. 

Die  Mitglieder  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützungs*  und  Unhülveraichie- 
rangskasse  kennen  sich  auf  eigene  Kosten,  nach  dner  höheren  als  Ihrem  Ckihalte  oder 
Lohne  entspreiliendon  Tagelohnklasse  versichern.  Die  Landes-Arbeiterkrankenunter- 
stützungs-  und  Unfall versicherungskasse  kann  die  Aufnahme  |n  die  höhere  durch- 
Bchnittliche  Tagelohnklasse  vom  gOnetigen  Ergebnia  der  voilingehendea  tatliolMi 
Untersuchung  abhängig  machen. 

§  25.  JJi^f  Beitrag  der  versicherten  Mitglieder  darf  nicht  weniger  als  2  Proz. 
und  nicht  mehr  als  4  Proz.  des  durchschnittliche  Xagelohnes  sein.  Die  Ilöhe  de« 
Prozentsatzes  wird  durch  die  Statuten  der  Landes-Arbeiterkrankcnunterstützungs-  und 
ünfaUversicherungskasse  feetgestellt.  Die  versicherten  Mitglieder  könnra  zu  d^  nach 
Erwerbszweigen  und  B^^ächättigungsarten  wechselnden  Untentfitiungskassen  aiudl  aar 
Zahlung  von  pn)portiouierten  Beiträgen  verhalten  werden. 

Können  im  dem  festgestellten  BeitragsprozoitBatz  die  mit  der  Statuten  massigen 
Unterstützanp;  verHnn  leucn  Auslagen  nicht  bestritten  werden,  so  ist  der  Beitrags- 
prozent«atz  iuueriiaio  der  im  1.  Abeatz  feetgesteUten  Grenxe  bis  zum  notwendigen 
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Mass  TU  erhöhen.  Kann  jedoch  die  Landes -ArbeiterkTniikeuunterstützungs-  und 
Vr faUver-ichcniriL'-^kasse  ihren  Statuten mäasigen  Vorptlichtnngen  und  ihrer  Beetim" 
muug  auch  bei  einem  kleiu«reD  «1»  dem  leatcreftelltea  Beitragsprozenlaatc  entafiiechea, 
ist  da  BeitrageproMotoatK  bü  so  der  im  1.  AbMte  feetgeetellteo  Udnsten  Soinme 
hembziisetzen. 

Jene  Arbeitgeber,  welche  in  ihrem  Betriebe  gewöhnlich  nicht  mehr  ab  5  Arl>dter 
bodiiftigai,  können  nach  ihren  Angestellten,  welche  für  den  Fall  einer  Krankheit 
Tersicherungspflichtig  sind,  dnechlieBsIich  auch  der  auf  die  lotztortn  tiitfullondeii  Bei- 
tragsraten, innerhalb  5  Jahren  nach  dem  Inslebentreton  dit-^cs  ClLi>L'tz<  8  nur  hl-y  2  Proz. 
des  durr'h.-chnittlichen  Taj^elohnes  hela^tor  wenk'ti. 

§  26.  Die  im  gemcinaamea  Hauahalt  lebenden  Familienmitglieder  dor^^Kaasea- 
nülglieder  zahlen,  uUb  ab  oluie  Etwerb  aiod  und  io  die  Landea-ArbeitcrkwikeD* 
unter^tützimtr?-  und  UnfallyeniclunuigdEasw  Mvillig  «ntnlen,  die  flUfte  der  Bei- 
träge  dt»  Milglietie»  (§  56). 

§  27.  Die  in  diesem  Abechnitte  feBti;csttllt<  ii  iieitrigie  und  die  zum  Zwecke  der 
Versicherung  im  Falle  einer  Krankheit  auf  (Truiul  dfs  gecenwärtigen  ricsff/»'!*  der 
LÄndeß-ÄrbeiterkrankemiiiterstüUiings-  und  L'nfallvt'rsichoruiigskas««  eintliessendcn 
»OMhtigpn  Kinnahineti  ki^itinen  zu  keinem  aiidfren  Z\v(x.'k  verwendet  werden,  als  ai  zu 
den  im  VI.  Abschnitt  diettee  Oeaetzea  bestimmten  Unterstutzungen  und  zur  Errich- 
tung der  damit  in  Znsamraenhanf  steheDden  Heilanatalten  (Ordiaier-AiMtalten,  KasBLkm^ 
häu8er,  Sanatorien,  Erltnhrr  ::^^^tättell);  b)  rar  Sammlnng  des  BeurrefandB;  e)  rar 
Deckung  der  Verwaltungsko-ttsu. 

§  28.  Von  den  ver!*icherten  Mitgliedern,  bczw.  von  den  Arbeitgebern  kann 
au<«iscr  den  im  Sinne  dieses  Abnehnitt*«  festzustellenden  Bciträ^n,  ferner  laut  dem  §  17 
zu  ziihknden  Le^dtimatiunäla^cu  und  üchUesslich  im  Falle  einer  saumi»elitfen  Zahlung 
ausser  den  tiei  den  öffentlichen  Btcuem  üblichen  Verawglinaeo  und  £inli«l>ii]ig|i- 
gebiihren  keine  andere  Leiatong  eeiordert  werden. 

§  29.  JeneB  Tenidierte  Mitglied,  welehee  die  LandeB-Arbeiterfcran'keniuitar' 
etützuujr-'-  und  Uufallversieherunt.'(^kasse  durch  Siniuliminp  einer  Krankheit  oder  durch 
eine  auf  eine  andere  Weij*e  ungerechtfertigt  erfolt;te  Inanspruchnahme  der  Untw- 
•tütztiuL^en  ^'e-iehädigt  hat,  kann  dvrch  die  LAnde^-ArbeiterkrankennnteiBtatziinga- 
und  Unfallvcr?ichenmgskasse  insolangc  7ut  Zahlung  einen  i<ich  bis  zur  doppelten  Summe 
seiner  rege IniÜ!-*; igen  Beitrüge  erstreckenden  Ertränzungi-heitrages  verpflichtet  werden, 
bis  der  verurnaehtc  Sehaden  ersetzt  ist.  Den  derart  zu  leiHtendeii  I'.rgänzungsbeitrag 
bat  bei  verpfUcbteten  Mitgliedem  aamt  dem  rceeUniaaigeu  MitgUedabeitrag  der  ArbeiU 
geber  ra  boablen,  wdeber  den  ErKinBongabdlng  Tom  Gebalt  oder  Lohn  des  A]ige> 
■teilten  ganz  abziehen  kann. 

Hat  aber  das  Kai^öenmitgiieü  die  Kasse  mit  Wissen  und  Hilfe  des  Arbeitgebers, 
oder  infolge  dee  Versäumnisses  des  Arbeitgeben  geeobldi^  iet  der  Arbeitg^ier  ver- 
pflichtet, flen  zu  ziJ.hlenden  Ergänzungsbeitrag  ganz  aus  Eigenem  einzuzahlen. 

Ist  das  Mitgiuxi  zur  Zeit  der  Feststellung  des  Schauens  bei  einer  anderen  Be- 
zirks-Arbeiterversicherungskasse  angemeldet,  so  hebt  den  festgestellten  £igbirang8* 
beitrag  gkiclizeitig  mit  den  regelmässigen  Ikiträgei  die  letztere  Kaase  ein. 

O^en  die  In  dieeer  Angelegenheit  ergangenen  EDtacheidongen  der  Lande»- Arbeiter- 
krankeriuntcr-tützungs-  und  L'nfali\ r  r  ;  limmgekaaee  loukn  beim  ataatlidieii  Arbeiter^ 
versicherungsamt  Einspruch  erhoben  «erden. 

§  30.  Die  Landes-ArbeiterkrankenunterstiUrangs-  nnd  Unfallrersicherungskasae 
ist  verpflichtet,  zur  Deckung  der  durch  aussergewöhnUche  Umstftnde  venusachtea 
Kraiikenuntcrstützungsausgaben  einen  Rcservefonu  anzusammeln. 

Insolange  der  ^servefond  die  DurchschnittAsumme  der  letzten  5  Jahre  der  für 
ein  Jahr  entfaUenden  KrankenunterstützungsauaAben  der  Kasee  nicht  erreicht,  sind 
wenigstens  50  Proz.  de«  ReiDertrages  der  KSüm  mt  den  Rcaerrefond  au  'rarwendem. 

Hin  grö^.M  r.  r  iN-serveftmd  als  das  Doppelte  die-er  Huonie  darf  nur  raf  Gmnd 
der  Üewilliguug  dcv>  llaudekministers  angesammelt  werden. 

Die  volle  oder  teilweise  Verwendung  des  Rcser^'efonds  bedarf  der  Genehmigung 
de«  Ftant liehen  Arbeiterversicherungsanitf  Der  in  Anspruch  genommene  Betrag  ist 
dem  2.  Absätze  gemäss  zu  ersetzen. 

Der  Handelsminister  wird  ermächtigt,  die  Modalitäten  der  fruchtbringenden  An- 
legum;  und  der  Gebarung  des  Beservefonds  der  Landca-Arbeiterkiankenunterstützunim- 
und  UnfaHversicherungsuase,  sowie  der  im  Binne  des  §  38  anzusammelnden  Unml- 
vnrfiicherung~rt  M  r  cfonds,  sowie  die  zum  Zwecke  der  iTnfallversicherung  dienenden 
iü)|>i(aJauinmea  im  Einvernehmen  mit  dem  Fiuanzminister  im  Verordnungsw^e  zu 
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rV.  Abechnitt  Einteilung  in  G  ofnhrcnklasscn  und  die  Deckung  der 

Kosten  der  Unf al  1  vor  s  i  eher un ^. 

§  31.  Die  Lumicd-Arbeiterkrankenunter-tützungs-  um!  UiifaUveroiLiieningskasse 
überprüft  die  durch  die  Bezirks- Arbeitervcrricheruiigskasaen  pin^c-cadeten  Anmeldungen 
und  Daten  (§  23)  und  eutachflidet  nacJi  der  eveotueUeo  Korrektur  und  Er^cinsung  dar 
Anmddungen  und  Daten  auf  Grand  denwiben  Uber  die  VenieherungRpflicht  der  Be> 
triebe,  sowie  über  die  Ajinahme  der  bozOirlich  der  freiwilligen  Vcr.sirhoruni;  gemachten 
Anmeldungen,  führt  über  die  gegen  Unfall  versicherten  Betriebe  nach  Bezirk»- 
Arbeitervei^ichemngekaBtai  und  nach  Gewerbezweigen  ein  Kataster,  und  teilt  die 
Daten  de«  Katasters  der  ziift^niHiiicn  Bczirk.--Arl>f'iü'rverRicherung8kafl8e  miL 

S  32.  Die  Direktion  d»jr  Lau(lec-Arbeit4jrkrankonunter8tützungs-  und  Unfatl- 
versicherungskasAe  überprüft  jede  Veränderung,  welche  in  der  Perdon  des  ArbeitgLl)ors 
der  versicherten  Betriebe  odtf  im  Betriebe  seTbet  eingetreten  und  im  Sinne  der  12 
und  l.'S  angezeigt  ist,  und  insofern  die  Verlndemnff  huinditlieh  der  ünfitllvenlehening 

von  Bedeutung'  Nr.  hat  die  Direktion  dieselbe  in  (las  Eataeleir  etttSUtMIgell  UOd lliefOll 
die  Bezirks- Arbeucrversicherungskaaee  zu  veriitändigen. 

'  §  33.  Die  Landes-ArbeiterkrankenuntcrstQtcunfi^-  und  Untalivornicherungskasae 
ist  verpflichtet,  eiiu*n  Gefahrentarif  zu  verfertijrcn,  welcher  die  riifiill<;efahrenldass6n 
und  deren  Prupuriiunsziffer  der  Unfallgefahr  ak  Tarifsätze  eatliiilL  und  in  welchem 
die  g|^n  Unfall  versicherten  Beschäftigungszweige  und  Betriebe  nach  dem  Orade  der 
mit  iuien  verbundenen  UnfaUgeiahr  daaxt  einsoreiben  aind»  daas  die  Unfallgiefahr' 
yerhlltn{08e  der  einzdnen  KUmwo  und  Betriebe  «iffennlsrig  zum  Aoedmck  fcommeo. 

Beim  Beginn  der  Täti;^kcit  der  Ka^^'e  stellt  d  ri  «  rsten  Goffthrentarif  das  staat- 
liche Arbeiter  verHicherungsaiut  fent.  Der  erste  Gefahreutarif  kann  abgeändert  werden, 
■obald  diee  die  Zahl  der  in  den  verschiedenen  Betri«lien  vm^fallenen  Unfälle  moti- 
viert. Ebenso  ist  die  Landes- ArbeiterkTtinkentinter^tützung«-  und  Unfallveraicherung»- 
kasse  verpflichtet,  den  Gefahrentarif  von  6  /.u  b  Jahren  unter  !k>rücksichUgang  der 
in  den  einzelnen  I^etneben  vorgefallenen  Unfälle  zu  überprüfen  und  denselben«  imoten 
diee  motiviert  erscheint,  einer  entsprechenden  Revision  au  untensidien. 

Zur  AbSnderung  des  ersten  Gefahrentariia,  betw,  ntr  FeetateUnng  der  apitenn 
Gefahrentarifo  ht  die  (teneralvcmamiulung  det  Laadee^AvbeiteilRankennntocattttKttngt- 
und  Unfall  Versicherungskasse  kompetent. 

Der  Gefahrentarif,  bezw.  die  Abibodemng  deaeelbeo.  bedarf  der  Geoebniignng 
des  ftaiitliehen  Arbeiterversicherungsamts.  Ebenso  kann  t>ei  dicflem  Amt  von  jedem 
Mitgiiede  der  iiiLasse,  bezw.  von  jedem  Arbeitgeber,  welcher  unf  all  versicherungspflich- 
tige Angest^te  beaitzt,  gegen  den  auf  den  Gefahrentarif  bezüglichen  Beschlu&s  der 
Gfeneralversatnmlung  der  Kaaae  innerhalb  lÖ  lagen  nach  dem  Tage  der  General- 
versammlung Einspruch  erhoben  werden. 

Insofern  die  Landes  Arboiterkrankcnunterstützungs-  nnd  Unfall versicherungfViii,  - 
bis  zum  Eude  des  dritten  Monate«  nach  Abiauf  jeden  fünften  Jahres  für  die  licvision, 
bezw.  Abänderung  des  Gefahren tarifs  nidit  gcssorgt  hätte,  so  sorgt  da^  staatliche 
ArbeiterverHichenmgaamt  für  die  Abindemng,  besw.  für  die  BeviBion  dea  Ge- 
fahren  tan  fg. 

8  34.  Die  Direktion  der  I^andas  -  Arbeiterkrankenunterstutzungs-  und  Unfall* 
vcnicnerungekasfle  prüft  die  Betriebe  hinsichtlich  der  obwaltenden  Üniallgefabr  und 
reiht  dieselMn  in  die  Klassen  de«  nach  dem  vorherigen  Absätze  festgestellten  Gefahren- 
tarifs ein.  Sollte  in  einzelnen  Teilen  dessen)ea  Betriebes  die  ünfallgcfahr  verschifHien 
eein,  ao  aind  diese  Teile  des  iktricbes  in  abweichende  UnfaUgefahrenklatisen  einzureiben, 
die  Dirdction  der  Landes-ArbeiterkrankenunteretütznngR-  und  Unfallvereicherunge. 
kasse  kann  aber  ndf  Ziistimmnni:  de<  Arbeitgebers  den  Bei  rieb  bei  Berücksirhtiirung 
der  durchschnittiieh  eni-]irr(Jieud«iii  (icfakreuprüporiiouHzitfcr  als  Tarifsatz  auch  m 
eine  Gefahrenklaase  cinredien. 

Gelangen  nach  der  Einreihung  solche  Umstände  zur  Kenntnis  der  Landes- 
Arbdtcrkrankcnunterstützungs-  und  ünfallverHichenmgskasse ,  welche_  fflr  die  Eün- 
reihung  deH  betreffenden  Betriebes  in  eine  Gefahren kla-se  und  somit  für  da'*  Belogen 
des  Betriebes  mit  dem  Prozentsabse  dieser  Gefahrenklasse  von  länfluss  sind,  so  kann 
der  Betri^  nach  Einvemahroe  den  Eigentamers  in  eine  andere  Gefahrenklaase  nnd 
somit  iintcT  einen  nmleren  Tarif>at/  eingereiht  werden. 

Der  Belriebsei|;e.iitiiiüer  und  die  zuständige  Bezirke-Arboiterversieherungskaäjse  ist 
von  der  Einreihung  des  Betriebes  zn  verständigen. 

Die  Entscheidung  der  Direktion  der  LÄndes-Arbeiterkrankenunterstätzungs-  und 
Uniallvcrsicherungskadäe  betreffs  Einreihung  d^  Betriebes  in  eine  höhere  Gefahren- 
Uaase  nnd  hismut  becflgUch  der  Festatellung  dea  entsprechenden  TuifntM»  iatrfick- 
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wirkend  bis  ni  jenem  Zei^ookta^  in  wetchem  die  erhöhte  Gefahr  tutitftchiiflh  einge- 
treten ist. 

i;  35.  Im  Fülle  verspätrU-r  An:'t 'lh'  Irr  BetricbftvcrärKlcrun^  ist  die  Wirkung  der 
Eonrethung  in  die  Gefahren klat^  von  jeucni  Zcitptmkto  zu  berechnen,  in  welchem  die 
Betrieb^veräuderuDg  eingetreten  ist. 

Ziobt  aber  die  Betriebsvoränderung  das  Erloschen  der  VerBicherungspflicht  nach 
sich,  »o  iät  dm  Erla^cheii  der  Verpflichtung  auch  im  Falle  verspäteter  Ajizeige  nur 
vom  Zeitpunkte  der  Anzeige  zu  berechnen. 

§  30.  Zar  Grundlage  der  Betechnung  der  UnfaJlversicherungsmitgliederbätra« 
dient  die  Summe  der  Proportimwnfler  der  ünfallgefahr  als  Tarifsatz  und  des  duron 
den  Arbei^ebcr  jährlieli  [^ewührteti  Arbeitsverdienstes,  und  zwar  derart,  dass  sämtliche 
UnfallverBicheruugsauägauen  der  Landes-ArbettertmuikeouQtanstützungi»-  und  Ünfatl* 
versicherungakasse  ausser  den  zu  Lasten  des  Btairtes  iallendai  Verwaltangskoeten,  sowie 
auch  '!ie  zur  Bildung;  des  Reservefonds  H8)  verwendeten  Hummen,  durch  die  Direk- 
tion der  K:u>se  jährlich  äuiuuitert  und  auf  die  duzelnen  Arbeitgeiier  nach  dem  Tarif- 
sätze ihree  Betriebes  und  im  Vorhiltniwe  des  dnioh  sie  in  diesem  Jahre  Mugaahlten 
Arbeitavmlienätee  vertalt  und  bwaeenen  werden. 

Die  Direkti<M)  der  Kasse  ist  verpflichtet,  die  Berechnung  der  Verteilung  und 
Umlage  gelegen tüch  derselben  dem  Ar1)eitgeber  mitzuteilen. 

§  37.  Arbeitgeber,  welche  in  ihrem  versicherun^pfiiohtigen  Betrieb  gewöhnlich 
iddbt  mehr  als  .*>  Arbeiter  beacfaiftigen,  eowie  j^e,  welclw  sich  auf  Grund  des  §  8 
gegen  Unfall  freiwillig  versichern,  sind  verpilichtetf  statt  der  nachtriglichen  Kosten- 
Umlage  eine  Versicheruagslaxe  zu  zahlen. 

Die  Versicherungstucen  sind  nach  jedem  einzelnen  Versicherten  zu  berechne 
und  werden  nach  den  vendcheraiigspfiielitt^en  Arbeitern  in  den  ersten  10  Jahren  der 
Versicherung  mit  jährlich  3  Kronen,  spater  j«Hloch  mit  iShrlich  5  Kronen  festgestellt. 
Die  Unfallversicherung^itaxen  derjenigen,  welche  sich  f:egen  Unfall  freiwilli^^  versichem, 
werden  durch  die  Statuten  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützuugs-  und  Uofall- 
fenichemngskame  festgestellt. 

!$  ;is.  Die  Landert-Arh.'iterkrankenunterstiitzungs-  und  ünfallversicherungskasse 
ist  verpflichte,  einen  Unfallvträicht]ruugö-ia»öc'rvefond  anzuftammcln.  An  Zuschlägen 
zur  Bildung  desselben  sind  bei  der  erstmaligen  Umiegung  der  EntAchädigung^beträge 
300  i^aa.,  hei  der  zweiten  200  Proz.,  bei  der  dritten  i::^  not^  bei  der  vierten  100  ProiE., 
\m  der  ffinften  80  Proz.,  bei  der  sechsten  60  Proz.  und  Ton  da  ab  bis  zur  elften  Um- 
lage jedesmal  jährlieh  10  Proz.  weniger  der  jährlich  verteilten  und  urut:elei:ten  (,'nfall- 
versioherunnkostcn  zu  verwenden.  Nach  Ablauf  des  11.  Jahres  ist  zur  Erhöhung 
des  ReeotVMbpds  3  Jahre  lang  je  10  Pro«,  und  weiter  in  ZeitriUimen  von  je  3  Jahren 
je  1  Proz.  weniger  der  jährlichen  Tonfall veraicherungslasten  zu  verwenden,  so  lange, 
biü  diu  dum  lieservefond  zuzuwendende  Summe  nicht  auf  4  Proz.  der  Unfallvcniiehe- 
rungslatuten  herabsinkt.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  ist  der  Beservefond  mit  4  Proz. 
der  jährlichen  Unfallvcrsidierungslasten  zu  vermehren  und  die  Zinsen  des  Seserrefonds 
sind  zur  teilweisen  Deckung  der  Unfallversicherungshisten  zu  verwenden. 

In  den  ersten  10  .Tahren  der  l.'nfallversieherung  ist  die  jährliclie  Reeervesumme 
nur  in  dem  Falle  zu  zahlen,  wenn  die  Unfailvenucberun^b&sten  dce  betreffenden 
Jahres  1  Proz.  der  Arbeitslöhne  des  betreffenden  Jahres  ün  Durchschnitt  nicht  fiber^ 
steigen.  Im  entgcpenpesetzten  Falle  wird  die  im  betreffenden  Jahre  zu  zahlende 
Keeerveeumme  nur  im  folgenden  Jahre  fällig,  und  sind  auch  die  folgenden  jährlichen 
Boeerveeummen  um  so  vmI  Jahre  spater  zu  zahlen,  duioh  wie  viel  Jahre  oas  Beeer- 
▼ieren  in  den  ersten  10  Jahren  unterolieben  ist 

In  dringenden  Bedarfsfällen  können  mit  Genehmigunsr  des  staatlichen  Arbeiter- 
versicherungsarate-s  schon  vor  dem  im  ersten  Absatz  festgestellten  Zeitpunkt  die  Zinsen 
und  erforderlichen  Falles  Mich  der  Kapitalbestand  des  Keservcfonds  in  Anspruch  ge- 
nonunen  werden,  die  in  iknspruch  genommenen  Beträge  sind  jedoch  in  der  anrcfa  das 
ataatliche  Arbeiterversicherungsamt  festzustellenden  Weise  zu  ersetzen. 

Mit  Genehmigung  des  staatlichen  Arbeiterversicherungsamts  kann  die  Geueral- 
verMunmlung  der  Bandes- Arbciterkrankenuntentützungs-  und  UnfallverHichcrungskasse 
die  Vermehrung  des  ll^Aservefunds  anch  durah  höhere  als  nur  im  enten  Absats  fest- 
gestellte  Prozente  beschliessen. 

§  3;».  lYw  Eigentumer,  bezw.  t'nternehmer  ^'cwerbsmiissig  betriebener  Baubetriebe, 
die  in  eigener  B«gie  Baueuden,  sowie  die  Eigentümer  oder  Unternehmer  solcher  Be- 
triebe, deren  Site  sush  im  Auslände  befindet,  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  unga- 
rischen hi  nipijii  Krone  jedoch  nur  provisorisch  einen  versicheningsnflichtigen  oder 
freiwilhif  vereicherten  Betrieb  erhalten,  sind  verpflichtet,  statt  den  jedesmaligen  jähr- 
lidien  vewidwningylcoBtep,  einen  dem  Kapitalwert  der  jlhrliohen  UniellTenidNningB- 
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Teilten  cnteprcchenden  Versicberungsbeitrag  in  die  liondes  -  Arbeiterkranken unter- 
BtötzungH-  und  Unfallv^ditfun^nsse  einzuzahlen.  Zu  diesem  Bchufe  können  die 
provisori>cbi  ri  l'ntfrnchrminsrpn  und  Baubetriebe  in  besondere  Gefahrenklasf*pn  linpe- 
reiht  werdtu,  welche  im  alleeujeiuen  Gefahrentnrif  der  Unfallgefahr  de«  Betriebes  und 
dem  Kapitalwert  der  Cnfallrenten  entsprechend  aufzustellen  und. 

Der  Tarif  und  die  MndRiitaten ,  auf  Gruod  weldier  die  Kapitaldeckune  zu 
leisten  ist,  wird  bei  Genehmigung  des  stastlichen  ArbeitervenricfaeningHamts  durch 
die  Direktion  der  Ijandeh-Arhciterkrankenunterstritzunc»-  und  UnfallverhichenniirskaHse 
to^tgeetelU  und  kann  diese  die  FebtsteUimgea  gegenüber  den  einzeioen  Betnebeu  von 
Fall  zu  Fall  abändern. 

Die  auf  Grund  des  frstcn  Ab?ftt;:es  cinponommenrn  Summen  werden  —  in?ofpni 
für  die  betreffenden  Untemehmungen  tiesondere  GefahrenkiaBBen  aufgeetelit  wurdeu, 
—  von  der  Landes-ArbeitcrkmilceoviitaatitBUi^pB-  und  UnfallTersicheruBgBkaebe  ge- 
sondert verwaltet.  Diese  Summen  können  nur  zur  Deckung  der  im  ersten  Absatz 
erwähnten  Betrieben  entstandenen  Versicherungtiia^ten  verwendet  werden  und  ist  der 
eventuelle  Rent  dem  Reeervefond  der  Landee-Arbeilerkrankeniintentütciiiige-  und  Ua- 
fRlIvei>i('hcrutipskii>*sc  zuzoweison. 

§  40.   Die  detaillierten  Befümmungen  bezüglich  des  bd  dar  diesem  Abschnitte 

Semässcn  Kostenumlage  und  Kapitalbedeckung  zu  iieobachtenden  Terfalireiiit  werdeo 
orch  das  staatliche  ArbeiterreiBicheningiBamt  festgestellt» 

V.  Absdmitt.  Zahlnngapflicht. 

ß  41.  Die  nach  den  vereieherunpsiifliehtigen  Angestellten  für  die  Krankenver- 
sicherung in  die  Bezirks-ArbeiterverMicberungskasse  einzuzahlenden  Beiträge  und  die 
Mitgli^R-LegitimationBtaxe  gemäss  der  in  den  Statuten  der  Landes-Arbeiterkranken- 
unterAtützungs-  und  UnfallversicherungsVa-tpe  feptpcsfellten  P'älligkeit  zahlt  nachtr^- 
Uch  der  Arbeitgeber.  Die  Beiträge  beiu>ten  zur  Hälfte  den  Arbeitgeber,  zur  HaUle 
den  Aiigesff  Ilten,  denunfolge  iet  der  Arbeitgeber  berechtigt,  dw  letetere  Summe  vom 
Gehalt  oder  Lohn  edncs  Angestellten  ab/Aiziuhco. 

Hat  der  Arbeitgeber  den  auf  den  Angt^^tellten  entfallenden  Beitrag  und  die  Legi- 
tiniatioTiHtaxo  gelegentlich  der  nächsten  Auwzahlung  de«  Gehaltes  oder  Diihnes  nach 
der  Fälligkeit  derselb«!  nicht  ahgeu^ta,  so  darf  er  diese  lUte  später  nur  dann  in 
Abkug  brmgen,  wenn  seit  der  betraf fendeo  Austahlung  des  Qelialtee  oder  Lohoes  noch 
kein  ^lonat  verstrichen  ht,  oder  wenn  der  Angestellte  deinen  Qehalt,  besw.  Lohn 
mooailich  bezieht,  noch  keine  zwei  Monate  verstrichen  sind. 

Für  die  im  ersten  Absatz  des  §  2  erwähnten  Personen  zahlt  der  Arbeitgeber  den 
Beitrag  und  die  Le^timationstaxe  ganz  aus  Eigenem,  ist  aber  berechtigt,  in  dem  mit 
den  Eltern  oder  mit  dem  Vonnund  abgeschlossenen  Vertrag  sich  die  Kückvergütung 
der  Hälfte  des  Beitrages  ixler  der  Letriliniution-'^taxe  aiiszul»edingen. 

§  42.  Versäumt  der  Arbeitgeber  die  im  ginne  des  §  41  zu  zahlenden  Beitrage 
an  vier  anfeinanderfolc^den  Fälligkeitstagen  ehmuahlfln,  und  können  dieeelben  von 
ihm  wegen  VemiögcnfilOHiirkcit  auf  administrativem  Wege  nicht  cingehnben  werden,  K) 
kann  ihm  die  Bezirk^^-Arbeiterversichcningska^t^c  den  Abzug  der  llüiile  der  Beiträge 
nnd  der  Legitimationstaxe  vom  Gdudt  oder  Lohn  der  Angestellten  untersagen.  In 
diesem  Falle  belastet  den  Arbeitgeber  nur  die  Hälfte  der  Beiträge,  während  die  andere 
Hälfte  der  Beiträge  und  die  Legitimationstaxe  die  Angestellten  nach  der  festgestellten 
Fälligkeit  selbst  uiunittolbar  in  dioBesirks-ArbeitervenieheningdcaBse  eininnüilm  ver- 
pflichtet sind. 

Der  betreffe  des  AbEUgverboteii  gefaiste  BeKhlnss  der  Begdrke-Arbeitcrveniche» 

mngfkaese  i^^t  dem  Arbeitgeber  und  st-inen  --ämtliehen  Angestellten  hehriftlich  zuzu- 
stellen und  kanu  gegen  Uiecen  l>c.schlü»6  boiui  .stoatlieheu  Arbeiterversielieriiugsamt 
Einspruch  erhoben  werden. 

§  43.  Die  nach  den  Unfallversicherungspflichtigen  Angestellten  dem  IV.  Abschnitte 
gemäss  zu  zahlenden  UnfallversicherungsKOsten  bela»<ten  ausschliesslich  den  Arbeit- 
geber. Für  dicst  llien  vom  Lohne  der  Arbeiter  Abzüge  zu  bewerkfit eiligen  oder  di»» 
l4kBten  im  ganzen  oder  teilweise  auf  eine  andere  Weise  auf  die  Arbdter  zu  üb^tragen, 
ist  unteraagt 

T")ie  im  Sinne  des  IV.  Abschnittes  umgelegten  tJnfallversichernngsbeitrage  ^iind 
inntihalb  30  Tagen,  von  der  Zustellung  in  Angelegenheit  der  l  niiage  gefaapt*'!»  Bc- 
ScbluBscfl  an  gerechnet,  in  die  Berirks-ArbeiterversicEerungskasse  einzuzahlen. 

Die  lAndes-Arbeiterkrankenuntenttütznng''-  und  Uufallversicherunpskasse  kann 
nach  deu  Versicherten  von  den  Arbeitgebern  für  diese  Beiträge  Vorschüsse  einheben. 
IHe  Höhe  der  VonchOsss  und  die  Modautiten  der  Einsahlung  iwden  mi*  GcnehmigUBg 
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des  staatlichen  ArbeiterversicherujigBamte«  durch  die  Direktion  der  Landes-Arbeiter- 
knmkoiiiiiteratütxongB-  und  UnfellTenidMnmgBkMse  festfifeBteUt. 

Diese  Vor<(  hii?-st',  als  t^nfallvfr-^ir  hpningstAxen,  sowie  die  im  8iniie  dos  §  37 
nach  den  ver8icheriu)g.spfiithtißcn  Augesteilten  zu  zahlenden  Unfallversicherungstäxen 
rind  nach  proportionaler  Aufteilung  durch  den  Arbeitpeber  samt  den  für  die  Kranken- 
yersichenuig  zu  zahlenden  Ileiträgen,  gemäi*8  der  für  dii^ellx-n  fesf[:estellt<ti  F'iÜIigkeit 
in  die  Bezirks-Arbeiterversicherungskasse  einztizaliku,  welche  dieselben  auf  einem  ee- 
sondeiten  Konto  verwaltet  und  in  dem  in  deu  Htatuten  fe«tzu8tellendcn  Zeitpunlct 
und^  Weise  in  die  Landes- ArbeiterlErankenuntenlützangB-  und  TJnf^Hy^i^yh^jTungffkaitBtt 
siiiKflCerfci 

§  44.  Die  in  die  Landef-Arbeitcrkrankenunterstützunpn-  und  T'nfallversiehorungs- 
kMse  freiwillig  eintretenden  Personen  sind  verjjf lichtet,  dieiür  die  Krankenversicherung 
ma  sollenden  Beiträge,  die  Legitimationstaxe  und  wenn  uch  die  freiwillige  Veraiche- 
rong  auch  auf  den  Unfall  erstreckt,  die  ünfallverHicheninpstaxen  gemäss  der  in  den 
Statuten  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützungfl-  und  L'nfailverBicherungKkaiSiie  fest- 

fastellten  Fälligkeit  im  vorhinein  in  die  BezirkB-Arbeiterversicherungskasee  einzuzahlen, 
a  diesen  Beiträgen  ut  der  Arbeitgeber  auf  C^and  dieeee  Geaetcee  nicht  verpflichtet, 
«OS  Eigenem  beizutragen. 

Wenn  aber  der  Arbeit^cl)er  seine  zur  Versicherung  nicht  verpflichteten  Ange- 
stellten bei  der  L«ndeH-Arbeiterkrankpnunter*tötzung*»-  und  Unfall versicherungskasse 
selbst  anmeldet  und  versieherl,  so  ist  in  <li»  s.  in  Falle  für  die  Einzahlung  der  Iwi träge 
und  Mitgliedh-Jyegitimationstaxen,  sowie  im  Falle  der  Unfallversi«  hernng  der  Unfall- 
versicherungstaxen  der  Arbeitgeber  verantwortlich;  hierdurch  wird  dem  vertragsmäseig 
zugesicherte  Abzujrerecht  de»*  Arbeitgebers  g^^über  seinen  Angestellten  bis  zur  Höhe 
der  eingezahlten  Beiträge,  Mitgliedsl^timiraonstsxai  iiad  Imfailveraichsonptazen 
nidit  berfihit. 

§  If).  Der  Hnndelsminister  wird  ennächtigt,  im  EinvernehnM  n  mit  (lern  Minister 
des  Innern  und  dem  Finanzminister  im  Verordnungswege  VorkelinihLi  ii  zu  treffen 
und  das  Verfahren  zu  r^^n,  wonach  die  Einzahlung  der  Krank >  n  und  Unfallv^ 
eicherung^bei träge  und  Taxen  bei  der  k.  un^'.  Posteparkasae  und  bei  den  Gemeinden, 
bezw.  durch  Vermittelung  derselben  erfolgen  kjuui. 

§  46.  Die  nach  den  versicherungspflichtigen,  sowie  nach  den  durch  den  Arbeit- 
geber freiwillig  versicherten  Mitgliedern  zu  zahlenden  Krankenversicherungsbeiträge, 
sowie  die  ünnuIrerBichemngBbeitraBe  und  Taxen  werden,  im  Falle  dieselben  nicht  ein- 

E zahlt  werden,  im  administrativen  Wege  nach  .Art  der  nfft  iitlicln  n  Steuern  ein^'ehol>en. 
1  Falle  eintretender  Veränderung  in  der  Person  des  Arbeitgebers  haftet  für  rück- 
stindige  Kranken*  und  Unfallversicheranplx  itnip)  und  for  die  MitgUedalegitimations- 
taxen  dcrjcnitre  Arbeitgeber,  welcher  zur  Zeit  il<  r  Peniessung,  bezw.  dann,  wenn  die  iii 
der  Person  ue^  Arix  itgebers  eingetretene  Veränderung  <ier  l>ande»-Arbeiterkninlcen- 
onterstützungs-  und  Unlallvcrsicherungskaiwe,  bezw.  der  Bezirks-Arlx'iterversichernngs- 
kasse  zor  Kenntnis  gelangt  ist,  odor  im  Falle  der  Einhebung  im  administrativen  Wege 
dMm,  wenn  das  ■dimnistmtive  Einhebiuigsverfshren  im  Gange  ist,  der  Eigentümer  den 
Betriebes  ist. 

Wenn  bei  provisorischen  Betriel>en  (!i  :5y)  die  Forderung  vom  Unternehmer  nicht 
eingehoben  werden  kann,  haftet  für  die  Versicherun^rückstünde  der  im  betreifenden 
provi  -oriaohen  Betriebe  oder  Ariwit  Angestellten  der  Bauherr,  oder  der  Besteller  der 

Arbeit. 

Rückständige  Krankenunterstfitsongsbeiträge  und  LsgitimationsAazen,  sowie  die 
umgelegten  Unfallversicherung^beiiMge  nnd  Uniallveinchenmgstazen  verjähren  von 
ihrer  Umlage  an  gerechnet  bmntn  drd  Jahren.  Fflr  die  nicht  nmgelegten  UnfeUver- 
gichcrnngsbeiträ^:!'  haftet  der  Alfositeeber  bis  zu  fftnf  Jahren  von  der  Entstehung  der 
Schuld  an  gerechnet.  Als  Bask  aer  nachträglichen  Umlage  dienen  der  dem  da- 
maligen Zustand  des  Betriebes  entsprechende  (Gebühren tarifsatz,  die  Summe  der  damals 
gewärten  ArbeitsTerdieoste,  sowie  simtliiÄe  UniaUentschidigungsbetrfige  jenes  Jahres 
der  Kai^. 

Uneinbringliche  Unfallversicherungsbeiträge  und  Taxen  fallen  zu  Lasten  der  Ge- 
guQthett  der  mr  S^hlnng  derselben  Verpflichteten  nnd  sind  bei  der  nächsten  Umlage 
entsprechend  anfeoteilen. 

§  47.  Im  Falle  eines  Konkurses  sind  die  ForderuiiLi  ii  betreffs  der  Ivranken- 
untcrstützun^beiträge  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  Uufallversiche- 
rungskasee.  mit  dem  im  Punkt  1  6  00  des  Ges.- Art  XVII  v.  J.  1881,  bezw.  betreffs 
Kroatien-Slavonien  mit  dem  im  Punkt  1  ß  ftO  der  Konkursordnung  v.  .T.  lS*j7.  die 
UnfailversicherungsbeitrSge  und  Taxen  mit  den  im  Punkte  i  derselben  l'aragrapheu 
cnthalmen  AuprfldMn  in  eine  Klwe  za  reiben. 
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§  48.  Für  jene  Zeit,  während  welcher  das  versicherte  MiU;lied  w^en  seiner  Knuiic- 
fafllt  erwertMun^ig  ist,  ut  ireder  du  Mitglied  nodt  sein  AiMitg^Mr  Torpflichtet,  für 

die  Krankenvorsichcniüg  Beitrag  zu  zahlen. 

§  49.  Verträge  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  seinen  Angestellten,  besw.  den 
Eltern  oder  mit  dem  Vfynnund  der  im  «vten  Abeatc  §  2  erwähnten  Penonen,  welche 

den  Ifcstinimungcn  des  §  2f)  uml  dcM  gegetuvärfigen  Abscbnittee  zuwiderlaufen,  sind» 
insofern  dieselben  für  den  Angestellten  nachteilig  wären,  verboten  und  ungültig. 

VI.  Abechnitt.  Die  su  gewährenden  Ernnkenttnterstfltinngen. 

§  50.  Die  versieherun^pflichtigcn  und  frriwillig  versicherten  Mitglieder  haben 
im  Falle  einer  Krankheit  seitens  der  Landee-Arbeiterkrankenunterstützuugä-  und  Un- 
fidlversicheningskasse  wenigstens  auf  folgende  Unterstützungen  Anspruch: 

1)  auf  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung  (§  133)  während  der  Dauer  der 
Krankheit,  ohne  Unterbrechung  bis  zu  20  Wochen,  —  im  Falle  der  Niederkunft 
ebenfalls  uiiontgeltlich  die  ertorderlirho  (»eburtshilfe  \md  Heilbcb  uullun  j  ; 

2)  auf  Arzneien,  Bäder,  Mineralwasser  und  auf  die  wforderUchea  ärztlichen  Hilb- 
mitlel  (Brillen,  Erüdren,  ^oehbinder,  Kmwtbeine  etc.)  20  Woehen  hindurch  eben&lb 
unentgeltlich ; 

3)  auf  Krankengeld  für  den  Fall,  wenn  die  Kruukbeit  mit  Erwerbsunfähigkeit 
verbunden  ist  und  über  3  Tage  dauert,  vom  ersten  Tage  der  Erkrankung  an  ge- 
rechtiet,  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit,  sollte  aner  die  Erwerbsunfähigkeit 
nicht  schon  früher  ein  Ende  erreichen,  20  Wochen  hindurch,  und  zwar  mit  der  l^lfte 
des  zur  t  ri  iindiage  des  Mitgliedbeitrages  dienendf-n  durühschnitt liehen  Tageloiines  (§  24); 

4)  im  Falle  der  Niederkooft  auf  eine  Wochenbettontorstützung,  welche  in  einem 
dem  im  Punkt  S  erwihnten  Krankengelde  gleichen  Betrage  eoecnfolgen  ist,  vom  «ntn 
Tage  der  Niederkunft  an  6  Wochen  Iii ndiirch ; 

5)  auf  unen^eltliche  ärztliche  Behandlung,  auf  Arzneien,  und  auf  die  erforder- 
lichen ärztlichen  HUfsroittel  für  die  mit  dem  Versicherten  im  gemeinschaftUchcn  Haus- 
halt lebenden  und  erwcrb=lof5cn  nicht  ver'ieherten  FamUienmitglieder  höchstens  20 
Wochen  hindurch,  ül)erdies  im  J'^alle  der  Niederkunft  auf  die  morderUche  Geburts- 
hilfe und  Meilbehftiidlung; 

6)  in  Todesfällen  auf  eiuea  Beerdigungiibeitnig,  und  zwar  h'is  zur  zwauzigfachen 
Höhe  dee  zur  Grundlage  der  Berachnung  des  MitgUedsbeitragcä  genommeaien  durdi- 
«chnittlichen  Tagelöhner  (§  24). 

Diese  und  bezw.  die  Unterstützungen  laut  §  51  gewährt  den  versicherten  Mit- 
gliedern die  Bwirke-Arbeiterrenricherungskasse  in  dem  in  den  Statuten  der  Landea- 
ArljeiterkrankcntintPrstützungs-  und  Unfall verhieherungskasse  festgestellten  Auamaaae 
und  in  der  in  deuhelhen,  sowie  in  den  eigenen  kStatuten  festgestellten  Weise. 

§  51.  Die  Lunde-i-Arboiterkrankcnuiiterstützuiigi^-  und  l'nfallversieheruugHkaj^eo 
kann  nach  Mass^be  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  materieüen  Mittel  ihren  ver- 
aieherten  Mitfflieaem  auch  efaie  htttiere  ab  die  in  dem  vorhergehenden  Paragraphen 
festgestellte  Unterstützung  zu  Teil  werden  hxsBen.    Je^loch  djuf: 

1)  das  zu  gewährende  Krankengeld  oder  die  Wochenbettonterstützung  nicht 
75  Pro/.,  de^  zur  Grundlajrc  der  Berecnnnng  des  Beitrages  genommenen  dnicnachnitt- 
lich^'ü  Tagelohneri  i§  24)  übersteigen; 

'd)  die  Ivrankeuiinterstützung  die  Dauer  eine;*  Jahres  nicht  überschreiten; 

3)  der  Beerdigungi^beitrag  nicht  mehr  als  da.-i  vierzigfache  der  zur  Gnmdlaee  der 
Berechnung  dos  iiei  träges  des  verstorbenen  Mitgliedes  dienenden  dnrchschnitUichen 
Tagelohnes  (§  24)  ausmachen; 

11  die  Wochenbett unten^tiitzung  vor  und  nach  der Niederiranffe  ansammen  hdoh- 

stmi*  b  W'iM  hen  hindurch  gewährt  werden ; 

5)  bei  einem  in  der  Familie  dee  Versicherten  vorkommenden  Todesfalle  nur  ein 
Beenligungst)eitrag  gt  wählt  werden,  wdcher  nicht  grüeser  sein  darl,  aia  der  im  Punkt  6 
§  50  be«tiiunite  lieLra^. 

Eine  darüber  hinausgehende  oder  anderweitige  Unterstützung  kann  die  Landes- 
ArbetterkrankenuDterstätaangs-  and  UniaUvetsicherunffskasso  nicht  gewähren  und  ins- 
besondere darf  aie  ohne  eine  besondere  gesetaUche  VerfQffung  die  Versorgung,  besw. 
Untcrtitützimg  von  Invafiden,  Witwtm  und  Waiaen  nicht  m  ihren  Wiiknngeknia  ein> 
beziehen. 

Der  auf  die  dem  gegwowirtigeD  Gesetze  cntsprechcndo  Erhöhung  der  im  §  60 
festgestellten  Krankenunterstützungen  bezügliche  ß<>^<  hJuss  der  (ictieralversßmmlung 
muss  sich  aul  die  Ausweisung  der  Deckung  und  iuaofem  die  Konten  der  höheren 
ünterstataungen  aus  den  anr  Vecfflgung  geetaodeoen  Einnahmen  niehl  bestritten  weiden 
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können,  giwohwitig  auch  an!  die  erforderHche  ErhOhang  des  BeitmgtpraMiitMtse«  «r- 

streckeo. 

§  52.  Auf  Kranken^d  kann  keinen  An&pnich  erheben  jenes  Mitglied,  welches 
Mine  Krankheit  absichtlich  verursacht  hat.  —  Das  Krankengeld,  sowie  die  Wochen- 
bettunterstützung kann  auch  in  dem  Falle  entzogen  werden,  wenn  das  kranke  Mitglied 
diD  Anonlnungen  de>  Axctes  eheichtlich  nicht  Folge  leistet,  und  dwiareb  aeine  Qe- 
aesuug  verzöfl|0rt. 

Schliessuch  kann  der  UntentQtzung  nicht  teilhaftig  werden  jenes  FamiUenmitgled 
dt^  V<  rsicliorten,  wek^  die  Krankheit  oder  den  Tod  dee  MitgUedee  abeiehtiuh  hm- 

beigefülin  hat. 

§  53.  Jenes  weibliche  Mitt!:lio<l,  welches  nicht  nachweisen  kann,  dass  sie  während 
dem,  dem  Eintritte  in  die  Landes-ArbeiterkrankenunterstQtzungs-  und  ünfallversiche- 
rungfikasse  vorangdicuden  Jahre  zusammen  wenip'stens  3  Monate  hindurch  Kassen- 
rait^'lieil  war,  kann  auf  die  \Vochpnl)f:ttuntfr>rüiziiiiL:  mir  in  (ieiii  Falle  Anspruch 
oheben.  wenn  die  Wiederkunft  nach  einer  3-monatUchea  i^ontinuicrliuben  Mitglied- 
a6bah  bei  der  Lendee-Arbeiterknuikentintentfltzange*  und  ünfiülvenieheningBkame 
erfolgt. 

§  54.  Wurde  die  Wochenbettuntef^tützuQg  iti  Anspruch  genommen  und  bleibt 
das  Mitfl^ied  auch  fernerhin  erwerbsunfähig,  so  ist  für  die  feinere  Daxm  der  Erwerb»' 

Unfähigkeit  dai  Krunkeiigpld  (Punkt  H  ?  ',())  /u  z:ihlpn. 

§  55.  Da«  Kraukeugetd  und  die  Wochenbettuntenttützunc  ist  in  naciiträglich 
filligcD,  wöchentlichen  Raten,  der  Beerdignngsbeitnig  aber  spätestens  em  Tilge  nadi 

dem  Todesfälle  au.^/ubcziihlpn. 

Krankengeld  i.st  aucii  in  dem  Falle  zu  zahlen,  wenn  das  Mitglied  infolge  einer 
gemei:ig<  t;ihrlu  hen  Infektion.^-  oder  ansteckenden  Krankheit,  namentlich  Pest,  Cholera, 
Gattern  und  Typhua  dnxch  die  Behörde  abgesondert  wird  und  infojbedeesen  seinoi 
Erwerb  verliert,  fitr  die  Dauer  der  Autwcbliemung,  iedodi  höchstens  w  Wochen  hin' 
durc-h  und  zw.ir  im  Ir-tzlcrcn  Falli'  in  tlcr  Höhe  des  im  Punkt  15  S  '0  bestimmten 
Betrages.  1«  diesem  Falle  kann  die  aul  dem  \\'irkung«gebieU!  de»  üe*".-Ari.  XXI  v. 
.T.  iSiW  tätige  Landes-Arbeiterkrankenunter-iüizungs- und  Unfallversiciierungskasse  die 
Rückvergütung  des  aasgesnhlten  Kiankengeides  vom  Landesfond  SSx  Krankenpflege 
beanspruchen. 

UA»  Krankengeld  ist  dem  berechtigten  Mitgliede  zu  zahlen ;  gcnicsst  jedoch  das 
Tersicherte  &litgiied  während  der  Krankheit  beim  Arbeitgeber  Woimung  und  die  ganze 
Verpflegung,  so  ist  das  Eiankeogeld  mit  Bewilligung  des  Berechtigten  dem  Arbet^ber 
auszubezahlen. 

Kann  den  versidierien  Mitgliedern  keine  ärztliche  Behandlung  und  Arznei  ge- 
wlhrt  werdm,  so  ist  das  ihnen  ankommende  Krankengeld  anf  den  doppelten  Betrag 
sa  erhöhen. 

§  5ö.  Von  den  auf  Grund  des  §  2ti  versichertea  Familienmitgliedern  hat  auf 
Krankengeld  ntur  die  in  einem  Hausmdt  lebende  Frau  des  versicherungspflichtigen 
Mitgliedes  Anspruch. 

§  57«  In  den  Statuten  der  Bezirks-Arbeiterveraicherung&kasse  ist  jene  tiuiume 
fcstsQstellen»  unter  die  der  Beerdigungsbeitrag  nicht  luvabgehen  darf. 

T  v-r  Beerdigungsbcitriifr  ist  dt  in  Fhcjrattcn,  in  ErninTifpInnir  eines  solchon  den 
Erb4-n  des  verstorbenen  .MiiMliedeä  auszube/^len.  iiiibeu  für  die  licätattung  audore 
eeeorgty  SO  sind  die  tatsächlichen  Beerdigungskosten  bis  zur  fldbe  des  Becvdigungs* 
Beitrages,  mit  Ausnahme  der  Fundationen,  (Ten  Betreffenden  au  ersetzen.  —  Besitst 
daa  Mitglied  keine  Angdiörigen,  so  kann  die  Bezirks-Arbdterversicbemngsltasee  fQr 
die  Besuttnng  des  verdorbenen  Mitgliedes  bis  snr  Hahe  dee  Beerdignngsbeitrsges 
eeibet  porpren. 

§  5b;.  Aii.-<tntt  d(r  im  Punkt  1—5  des  |«  50  festgestellten  ünterstützungen  kann 
von  der  Landcs-Arb<  iterkrankenuntor-tüt/nnL'-  und  Unfallvenichenuigskaflse  andi 
Kmnkenhau8v«rpfl^ung  geboten  werden,  und  zwar: 

a)  jenem  Kianken,  ^cfaer  im  Ehestande  oder  mit  tinem  Mitgliede  seiner  Familie 
in  pinem  Haushalt  lebt  oder  ann  anderem  Grunde  rinrr  f  nt-y>ro  hi  iidcn  häuslichen 
Pfle^  teilhaftig  sein  kann,  mir  dann,  wenn  das  Mitglied  in  die  KriLnki  nhHU>»pfle^e 
einwilligt,  o<ifr  weun  die  Krunkheit  nnstei'kend  oder  soldier  Natur  ie-i.  das-  sie  die 
Pflege  im  Krankenhaus  erhcisclit,  oder  schlics.*lich  wenn  das  Mitglied  sich  den  An- 
ordnungen des  Arztes  nicht  fügt  und  hierduch  die  Genesung  verzögert; 
b|  anderen  Kranken  unbedingt. 

Dnter  der  unentgeltlichen  Krankenhauspfl^  und  V«rpii<^ng  i»t  auch  die  un« 
entgeltliche  BeArderang  des  Knnlcen  in  dae  bantohans  an  verstehen. 
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§  09.  Die  Kosteu  der  Behandlung  und  Verpflegung  in  eiueui  üftentliohen,  odä" 
eineo' öff(  I  I  h  !i  Ml  Charakter  bcvit/emicn  Krankcuhau»e,  nowio  in  Univereitattsklinilwil 
aod  in  deu  Laudeslehraufitalten  für  Hebauunen  belasten  die  L«ndes-ArbeiterkTaukeQ- 
nnteratötzungs-  und  UnfaJlvefrsicherungskasse  nach  der  leteten  filaM«  wShrend  der 
Dauer  von  -4  Wochen;  naili  Alilaiif  dieser  Zeit  ist  im  Falle  «Irr  «li  ui  in  da,-  öff<  iif liehe 
Knwkenbaus  gewiesenen  Mitgliede  —  statt  den  in  den  l'uukten  1—4  §  60  lestge»telitea 
UnteniiitzungeD  —  gewährten  Krankenhauspflege  und  Verptl^ung  während  der 
fprnpren  Dauer  der  KraiikcnLuiifipflege,  jedoch  höchstens  bis  zum  Ablauf  der  irr^-sctz-, 
bezvi,  statutcnnaassigeii  Uuter.stiiuung,  dem  Krankenhausc  nur  dai»  dem  Mitglicde  iui 
Falle  häuslicher  Pflege  zukomnaende  Krankengeld  zu  zahlen. 

Die  Kosten  der  Frivat-Krankenan^^taltspflege  und  Verpflegung  zahlt  die  Landee- 
Arbeiterkrankenuntentutzungs-  und  Unfallversicherung^kasse  nach  der  diesbezüglich 
im  vorhinein  ab/aisciiliessendeu  Vereinburun;;. 

Hat  dm  la  das  Kxankeohaiu  gewiesene  kz&nke  Mitglied  Angehörige,  deren  Unter- 
halt es  bisher  aus  sdnem  ArbeitSTordieoBte  beetritten  hat,  so  ist,  solange  die  Behand- 
lung im  Krankenhause  andauert,  neben  der  freien  Kur  und  Vcrpfhgun;,'  auch  die 
Hälfte  des  im  FhUo  häusücher  Pflege  dem  Mitglitde  /.ukuniuieudcn  Krankengeldes 
fttr  diese  Angehörigen  zu  zahlen. 

Die  lAmlee-ArbeiterkrankenuntcrstützangB'  und  UnfailTerncheningakaBae  it<t  rer- 
pflicfatet,  dte  aus  dem  Krankenhause  cntlaeMoeo  and  nicht  am  Bit»  dea  Kranken- 
iuiu8e»<  u ohtienden  Mitglieder  höchstens  bia  som  fietrage  dea  einwOdiantlicliai  Krankao- 
geldes  mit  lieiäekoBtcn  zu  värsdien. 

Nimmt  das  Mitglied  einen  andoen  Anst  als  einen,  der  die  Bedingungen  derBe- 
«irk8-Arbeiter\'er8icherunpska!<.«n  angpnnnniien  hiit,  titie  andere  Apotheki' od»  r  ein  nrn^rre* 
öffentliches,  oder  einen  ölleullicUen  Charakter  beniuendes  Krankcuhau»,  oUei  ein 
solche»  Privatkrankeuhaus  oiler  eine  HeUanstalt  in  Anspruch  als  die  von  der  Bezirks* 
ArbeiterTersicherungskasse  bezeichneten,  mit  welchen  die  LAudes-Arbeiterkr&nken- 
unterstutzuDgs-  und  Unfallvereicherangskasse  im  vorhinein  keine  Vereinbarung  abge- 
schlofes^Lii  bat,  so  belasten  die  hierdurch  entstandenen  Konten  —  ausgenommen  gcretnt- 
fertigto  dringende  Notfälle  —  nicht  die  XAndee*Arbeiterkrankenunter6tützungi»-  und 
UnnUversicherungskasse. 

§  GO.  Dif  Mitgliixlschaft  und  hiermit  der  Anspruch  auf  die  Krankcnunter- 
stüLzungcn  di^r  verbicheruugsptlichtigen  Hitglieder  beginnt  mit  dem  Tage  de«  An- 
trittes der  Beschäftigung,  bei  den  nicht  verpflichteten  MitgUodern  mit  dem  Tage  dff 
Annahme  der  Beitrittserklärung.  Dor  Anspruch  auf  die  Krankenunterstützungen  be- 
ginnt bei  den  versiciierungspflichtigeu  Mitgliodern  auch  dann  mit  dem  Tage  dcä  Eio- 
trittos,  wenn  die  Versänniung  der  Anmeldung  dnrdi  die  Nacfaliatdgkeit  oder  andere 
Versäumnis  des  Arbeitgebers  erfolgt  ist. 

Die  Mitgliedschaft  and  hieraiit  der  Ansprach  auf  die  KrankennnterstQtcuogen 
erlischt  für  versicherungspflichtige  Mitglit>d(  r  mit  dem  Tage  drs  Au^triftc^  au*  der 
Beschäftigung,  bei  den  freiwilligen  Miigliedern  hingegen  dann,  wenn  da-*  freiwillige 
Uitglied  sich  aus  dem  Gebiete  der  Länder  der  ragarit^chen  heiligen  Krone  entfernt, 
oder  wenn  m  den  KrankenuntcrshitT^ung^lM  iirag  an  zwei  auf  einander  folgenden  Statuten» 
mäsBigen  Terminen  einzuzahlen  uiiLerluriseji  buL 

Zahlt  da-;  frdwillige  Mitplietl  innerhalb  4  Wochen  vom  versäumten  zweiten 
Zahlungstermin  au  gorecanet  die  bis  dahin  fällig  gewordenen  sämtlichen  Betträge  ein, 
60  emeuern  sich  seine  Rechte  anf  die  Blitgliedsdiaft  und  Unterstfitnmgen  obne  iizt* 
liehe  Untersuchung.  Kben«)  verbleil)t  auch  fernerhin  als  freiwillipps  Mitglind  der, 
Landes-Arbciterkrankenuuter&tutzungs-  und  UnfallversicherunK8kaj<se  ohne  ärzilidie 
Untersuchung  jene-  versidierungHpfUaitigeiyiitglled,  welches  die  die  Versicbeningspflicht 
begründende  i>i-s»chäftigii"g  vrrhis«t  und  binnen  t  Wuehen  vum  Tage  de.-  Auhtrittes 
an  gerechui  l  uie  bis  uuhui  l'nUi^  gewordenen  Beivn'igc  auh>  iliguiiem  eiuxAhlt  und  zwar 
so  lauge,  bis  es  sich  im  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  heiligen  Krane  anfhilt 
und  die  Beiträge  nach  der  atatutenmassigen  Fälligkeit  dnzalilt. 

§  6L  Jenes  Mitglied,  wpJclies  bei  der  Landea-ArbeiterkTankenaDteratfitXQngfr- 
und  Unfallvcr!<icheruii„-ka--i  während  der  Dauer  eines  Jahre-*  zusammen  utnitr-tens 
6  Monate  hindurch  versichert  wur  und  wegen  Krwerb?ionigkeii.  die  Beitrage  zu  leisten 
ausser  stände  int,  geniesat  die  Ansprüche  auf  die  kleinste  gcsetzmöseiga  Kraukcn- 
unterstOtzung  (g  "  n,  wenn  es  sich  auf  »lern  Gebiete  der  Ldinder  der  ungarischen 
heiligen  Krone  auiljält,  tuK-h  H  Wochen  nach  dein  Austritt  aus  der  Laudes-ArbeiWar- 
kranKenuiitersiützungs-  und  UnfallversicherungHkasse ;  war  das  MitgUed  aber  binnen 
2  Jahren  wenigstens  12  J^Ionate  hindurch  vcrsidiert  —  so  noch  o  Wochen.  —  Bei 
der  PeststoUang  dieser  VersicheriingssMtriiume  sind  audi  die  ▼er  dem  Tnalebentwten 
dieses  GkMtaes  bestandenen  Veraichenttigizeitränaw  dnzuveehnen. 
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Wird  da**  Mitglied  zu  den  g»?8ctzmä**tiigen,  jährlichen  Waffenabungen  einberufen, 
ao  wird  hieEdurch  die  Mitgliedachaft  nicht  berührt:  ein  aoldiea  Mitelied  ist  aber 
iriQiraid  der  Zelt  der  Waffenflbiinf  BdtrSge  ta  sibien  nicht  verpflichtet  und  Icann 

wTiliriiid  dee  Militärdienste«!  auf  Unter-itützung  keineii  An-pruch  erhöhen;  nach  ■icm 
Müitartiienät  erneuern  sich  aber  die  InterMtiitzungbanj^prüclie  de^  Mitgliedes  auch 
hinuchtlioh  einer  während  de^  .Miliiardicii^to«  zutr^zogcncn  Krankheit. 

§  G2.  Der  ArHpnu  h  .•mf  da«  KrankenK<?ld  inul  <iin  Wochenlicttnntf^rstnf/ung, 
sowie  auf  den  Becrdi^nmgsbeitrap  verjährt,  wenn  UtTbelb«  iniRrhalh  eines  Jahre»  von 
der  Fälligkeit  au  gerechnet  nicht  geltend  gemacht  wurde. 

§  Für  ein  Mitglied,  welcfaea  w&hrend  des  im  Gesetze,  bezw.  in  den  Statuten 
feetgeRtelltot  Zettraumes  die  ünterstützong  in  Anspruch  genommen  hat,  irird  ein  Be- 
erdigiiii-^neitrag  nur  dann  au-^lKzahlt,  wenn  der  T(m1  di.  Folire  jener  Krankheit  war, 
für  welche  das  Mitglied  unterstützt  wurde,  und  innerhalb  2  Jahren  vom  Ablauf  der 
UnteretfitsiiDf;  gerechnet,  dngetreten  iet. 

§  64.  Mit irlifdcr,  wriche  die  gesetz-.  l)e/\v.  -fatiitenmasRige  Unter:^tütynn'.X  iianz 
in  Anspruch  genommen  haben,  können  infolge  derselben  Krankheit  aul  eine  neuerliche 
UnCefBtfiteung  nur  dann  Anspruch  erheben,  wenn  sie  nadi  Ablanf  der  Unterstützung 
wenig.*tene  8  Wochen  in  Arbeit  .«tftndcn,  hezw.  erwerbsfähig  waren  und  während  dieser 
Zeit  Mitglieder  der  Lande8-Arbeiterkrankeuuiiten»tützunga-  und  Unfallversicherungs- 
frwfitrr  gewesen  sind. 

Hat  das  Mitglied  hingegen  die  geectz-  bezw.  statatenmisaige  ünto^tützung 
nicht  voll  in  Anspruch  genommen,  und  fällt  ea  innerhalb  4  Wochen  nach  Ablauf  der 
Untenatützung  in  dieselbe  Krankheit  zuriick.  -<>  winl  der  Zeitpunkt  des  Beginnes  der 
neuerlichen  Untcr.'tützunL'-  vom  Tage  der  ersten  ErkrankiniLr  an  gerechnet. 

§  65.  Bei  der  Landes-Arbeiterkraukenunierstiitztings-  und  Unfallversicherung«- 
kasse  kann  für  den  Fall  einer  Krankheit  niemand  mehrfach  verrticbert  sein ;  die  Landes- 
Arbeiterkrankennnterslützungs-  und  Uufallvcrsichcrungakasse  ist  auch  im  Falle  einer 
mehrfsdiai  Venicherung  nor  rar  Oewfihrung  der  einmaligen  Oddnnterstotscungen  an 
das  Mitglied  verpflichtet. 

§  66.  Befindet  sich  der  venicherougspilichtige  Ani^tellte  zur  Zeit  des  Eintrittes 
der  BjrmUieit  aoaserbalb  der  LSnder  da*  nngwrisdien  heiligen  Krone,  so  hat  der  Arbeit- 
geber dem  Erkrankten  diejeniL'en  l'ntersliazurii;eii  zu  )_M'uäliren,  Avelche  der  letztere 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  von  uer  Landeb-ArbeiierkrtudieniujterHtütznnOT-  und  Unfall- 
Tersicherungskasse  zu  beanspruchen  hat. 

Der  Arbeitgeber  kann  vou  der  Kasse  die  ^^ TLÜtung  der  tataäcbUch  atugeiblgten 
und  beglaubigten  Unterstützungen  beanspruchen. 

Schadenersatz  für  die  im  Punkt  1  und  2  §  50  erwähnten  Unterstütmngen  ge> 
bübrt  nur  bis  znm  B^iag  des  dem  Mitrede  zu  zahloideu  Ezankengeldes. 

Anslinder  kOnnoi  für  die  im  Anstände  wohnhaften  Angehörigen  die  im  gegen- 
wärti'.en  Ab-elinittf'  festgestellten  Unterstützungen  nur  dann  beanspruchen,  wenn  der 
betrettende  ausländische  Staat  g^euüber  den  dort  Tersicherten  ungarischen  Staate- 
büigem  dae  gldche  Verfdinn  Mfolgt. 

^  GT.  Die  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  bezw.  der  Statuten  der  r>ande.s-Arbeifer- 
krankenunteretützuugs-  und  Unfallversicherungskasse  g^enüber  der  Kastie  bestehenden 
Krankenunterstützungsansprüche  de«  Versicherten  k^nen  nicht  übertragen,  nicht  ver- 
pfändet und  nicht  excMiniert  werden  und  diesen  gf^enüber  kann  keine  Einrechnung 
platzgreifen.  Jode  Vertilgung,  oder  jedt«  flecht*geschäft,  durch  welche«  der  Ver- 
sicherte der  auf  Grund  der  Bestimmungen  dies«  Gesetze»,  bezw.  im  Sinne  der 
Statuten  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützungs»  und  Unfallversichcrungskasae 
ihm  zukommenden  Unterstützung  im  ganzen  oder  tolweise  entsagt,  ist  ungültig. 

Die  liandes-Arbeilerkrank.  iinnterstütziini:>-  und  Unfallversicherun{:r^kashe  kann 
dessen  ungeachtet  von  jenen  Mitgliedern,  weiche  die  Kasse  durch  Simulierung  einer 
&«iUieit  oder  anf  eine  andere  Weise  geschidiut  haben ,  den  Betrag  der  unrecht- 
mär^s^ipr  in  Anspruch  genommenen  Untcrstfitznng,  oder  den  sonst  verurpaehteu  Sehaden, 
iosofern  derselbe  nicht  auf  die  im  §  2\)  vorgeachriebene  Weise  ersetzt  werden  kann, 
ebenso  im  ^  42  festgestellten  Falle  die  Hälfte  der  auf  die  Angestellten  entfallenden 
und  nicht  eingezahlten  Beiträge  von  dem  ihnen  für  eine  spätere  Krankheit  zukommen- 
den Krankengelde,  Wochenbett-  oder  Beerdigungsbeitrag  abzidien.  Der  Abaog  kann 
Hich  aber  nur  bis  zum  vierten  Teil  de.s  tätlichen  Krankengeldes,  bezw.  des  Wochen- 
bettbeitrages und  nur  bis  zur  Hälfte  des  BeerdignnET'bci träges  erstrecken. 

Im  Falle  des  letzten  Absatzes  S  56  dient  die  Hälfte  des  doppelten  Kranken- 
geldes als  Taxe  der  ärztlichen  Bchnndlung  und  kann  bis  zur  Höhe  des  Betrages  der 
ausgefolgten  Arzneien  unmittelbar  dem  behandelnden  Arzt  und  der  Apotheke  aus« 
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gezahlt  irerdcn;  der  eventuelle  Ra^t  fällt  zu  GouBten  dtf  lAudes-ArbeiterknuikeD» 

unterstützungs-  und  Unfallvcreieherung^kasge. 

§  68.  Hat  die  LaDdeB-ArbdterkrankeiiiiiilerstötxungB-  und  UnfaUTcraicheniDga- 

kti-^ftr  ihren  Mitfrlietlem  eine  l'nter^'f iitznnp  frewShrt,  zu  deren  Leistunir  niider« 
veri>tü(.ht<;L  jrewesen  wären,  so  bind  die  iiüclivergütutig&uüÄ'prüche  der  Ku-.-<e  den  be- 
sfi^chcn  gi^ctzlicheu  Bcsiini munden  genmaa  geltend  zu  machen. 

Hat  der  Arbeitgebar  oder  demen  BevoUmächtigter  die  Krankheit  abeichtÜch  herbei» 
gefTihrt,  §o  iat  der  betreffende  Arbeitgeber  oder  BeToUmichti^  für  die  {mrührten 
rijtrr<iüi/uM;jcn  rcL^enriher  der  Landeä-Arlu'itrrkrankeniULteratütsaDg^  und  Un&lU 
veröiclieruugoktMjttc  zum  S»  lijuieuersatzc  verpfhehtel. 

Itüt  die  Krankheit  dtuhirch  entstanden,  daas  der  Arbeitgeber  oder  deiieea  BefoU- 
mächtii;te,  für  des-.* n  \'(ir;.i  hcn  iui  Sinne  heines  frcgebeneu  Auftrages  Er-,tcrcr  verant- 
wortlicü  ist,  die  am  Ii  rund  de«  Gesetzes  behördlich  angeordneten  t^cliuLzmassregcln 
nicht  vollzogen,  «o  i«»t  er  für  die  infolge  der  Krankh«  it  entsiaiidcncn  Koeten  und  für 
die  Koatan  äea  Verfabrena  g^enaber  äarKaaae  siuu  öchadenerMtz  verpflichtet»  Hat 
der  BeroOmSditifcte  diese  UnteriaaRung  in  seinem  gwrghnliciw  Wirkniupkreiae  wider 
die  Weisuii^^  de-i  Arlxifiri  Vter?  hrrraiturTi.  so  belastet  in  dieBCoi  I'aUe  die  wiibndenenati- 
ptiicht  äUäBchlieäsilch  den  Bevollmächtigten. 

Wenn  dem  Yersich^ten  infolge  der  Krankheit  einem  Dritt''ii  ;;i-<rt>uiii>ir  eine 
Schadenereatzfordt  ruii^'  zukommt,  so  geht  dir^f  Fordt  riing  bis  zur  Höhe  der  gewährten 
UnteTHtützungen  auf  ilic Landes- ArbeiterkrankeiiuuU  röliJtrungB- und  Unfallversichenuigs- 
kaaae  ühi-r. 

Die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  gegen  den  Arbeiteeber  oder  deasen  ikvoU« 
mfichtigten  der  Lande8-Arbdterkr«n1renwiterRtfltKunge>  nna  UnfallvenichfiningBkasse 

zustehenden  Fordernii.u^cn  ^iiid  im  ^Gewöhnlichen  (Gerichtswege  [reitend  ZU  HOadMO  nnd 
verjähren  binnen  2  Jahren  vom  läge  der  Erkrankung  an  go'echnet. 

VII.  Absdinitt.  Die  ünfallnnterstfitsnngtfii  und  Renten. 

^  (i9.  Der  Zweck  der  Unfallversicherung  ist  der  im  Sinne  dieses  Abschnitte»*  zu 
leistende  Ersatz  desjenigen  i^chadens,  weicheu  die  veraicberte  Person  durch  eine  in- 
folge Betriebe-  oder  im  $  9  dieMS  Gesetsee  enriÖmten  Onfidla  eingetretene  KOrper* 

venetzung  oder  durch  den  Tod  erleidet. 

Auf  die  detu  ge^euwärtigen  Atwchnitte  gemässe  Entschädi^rini^  hai>eii  alle  jene 
Arbeiter  Anspruch«  welche  im  i^inne  d^  §  3  unmliversicherungsftliLliti^'  Mnd  und  zwar 
vom  Arbeitnaii tritt  bis  zum  Arbeitnaustritt ,  ferner  während  »ieni  J-.e-iebcn  der  Ver- 
sicherung die  im  Sinne  des  §  8  freiwillig  Versicherten,  towie  die  Augchüngcii  der 
VersicherungBpfÜchtigen  und  der  freiwillig  Versirheri«  n. 

§  70.  Nnrh  ein>  m  mit  Kür[>i  rvcrletKmig  verbundenen  Unfälle  g^fihit  dem  Ver- 
sicherten foigexidc  Kntnchiidigung: 

1)  Unentgeltliche  Hcilbehandlting,  Arzneien»  Heil-  and  Hilfsmittel  in  der  in 
den  Punkten  1  und  2  des  g  dO  featgesicllten  Wdae  vom  Beginne  der  IL  Woche  nach 

Eintritt  des  Unfalls; 

2)  Jahresrente  fttr  die  Dauer  seiner  Tttlligen  ArbeitBanfihigkdt  becw.  der  Ver- 

mindenirj^-  ders'l'cn  von  der  II.  W(k  ho  an,  bezw".  wenn  die  .\n^zahlung  des  im 
punkte  u  ^  .j-U  erwähnten  Kraiiktiigclde»  früher  autliöri,  vom  Zeitpunkte  der  Em- 
Stellung  des  Rrankengeldei*. 

Die  Jahrceronte  beträgt  im  Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dtkuear  der* 
6ell)en  als  Vollrente  60  Proz.  des  Jabresarbeitsvcrdienstes ;  im  Falle  teilweiser  Ver- 
miinliTiing  der  Erwcrbf«fähitrlM  if  für  die  Dauer  der-i  llx  ii  rlenjcniL'en  Teil  iler  Vullrente, 
weicher  der  durch  den  Unfall  eiugcbü^!*ien  Erwerbs hihigkeit  pro|)ortiouell  entspriehL 

Der  Verletzte  hat  alter  auf  eine  nolche  l'eilrente  nnr  dann  Ansprach,  wenn  die 
£inbn:4.»e  f-eincr  Erwerb-fiMiiLkeit  10  Pro/,  übersteigt. 

Erleidet  der  eiuc  'ieilreJUe  geniwsende  Versicnerte  erneuert  einen  Unfall,  so  ist 
die  Entsch&digang  auf  Grand  der  Gesamtfolgen  der  Unfälle  und  des  bei  der  Fest» 
Stellung  der  ersten  Rente  zur  Basis  dienenden  Arbeitsverdienstes  festcnstellen,  aos* 
eeuonunen  wenn  der  einzurechnende  Arbeitsverdienst  des  Verletzten  zur  Zeit  des 
btsteren  Unfalls  grösser  war. 

Ut  der  Verletzte  infolge  deA  Unfalls  nicht  nur  völlig  erwerbsunfähig,  nondtan 
auch  derart  hilflos  geworden,  da«»«  er  einer  ständigen  Pflege  oder  Wartung  bedarf,  so 
i*-!  in  'lieaem  Falle  i;lr  dir  Dauer  dif  ^i  r  irilflM-iu-L  it  die  TJcnt»'  hih  zum  ganzen  Be- 
trage «ic»  der  Eutschudigung  zur  Urundlage  dienenden  vollen  J  ahresarbeitsverdienstes 
aa  erhohen. 
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§  71.  Nach  einem  tödlichen  Unfälle  des  Versicherte,  ohne  Rücksicht  auf  ihn 
Zotpuukt  des  Todes,  i^l  aus.ser  der  laut  §  70  eventuell  zu  gewährenden  EotacMdigung 
noca  auszufolgen: 

1}  der  Beerdigunesbeitrag,  in  dar  HQiie  des  im  VL  Abaduitt  de»  gvgnwirtigen 

Gesetzes  festgestellten  Betrages; 

2i  die  (len  HlnterbliebeDen  des  Ventorbaiec  im  BiniM  der  $§72—77  TomTodeB- 

tage  an  zu  zahlende  Jahresrente. 

Erleidet  der  eine  Teilrente  genieflsende  Venricherte  infcdge  eines  neaem  ünfdis 

den  Tod,  so  ist  die  Jahrt^rente  der  Angehörigen  auf  Grund  des  bei  der  Feststellung 
der  ersten  Rente  zur  Basis  dienenden  Arbeitsverdienstes  festzuateilen,  ausgenommen, 
mmn  der  ArbeätavardieoBt  dea  VerudMrten  nur  ZAt  d«  neaco  Unblla  grösser  war. 

§  72.  Die  Ront*^-  der  Witwe  bctrft^t  I  is  zu  deren  Tode  oder  Wieilorvt  rheiratUBg 
20  Proz.  de»  Jalirc&arbeitsverdienbte.s  dt^  infolge  des  Unfalls  verstorbenen  (hatten. 

Die  Rente  des  Witwers  betragt,  unfern  seine  Frau  versichert  war  tind  ihn  wegen 
teilweiser  oder  völliger  Erwerb« untähigk eil  erhalten  hat,  für  die  Dauer  meiner  KrwerUr- 
nnfahigkeit  20  Proz.  des  ArbeitJiverdieti.-tes  der  iiifolse  de.s  Unfallt<  versturbeuen  Frau. 

Die  Rente  der  hinterbliebeneu  Kinder  bi.-i  zu  deren  zurückgelegtem  16.  Lebens- 
jahre, und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  gesetzliche  oder  ungesetzliche  Abkunft  des 
BSndes,  «owle  auch  der  vor  dtm  Unfälle  gesetemiflaig  adoptierten  Kinder  betrSgt  je 
15  Proz.,  und  wenn  dieselben  vollständig  verwaist  i  verla.>iHen)  bleiben  oder  in  ein 
solches  Vcrhültois  später  gelangen,  je  30  Proz.  des  Jahresarbeitsverdienstes  des  infoige 
des  Unfalls  Verstorbenen. 

Wurde  eine  Ehe  nach  deni  Unfälle  geschlossen,  so  hat  im  Falle  den  T(Mle«  die 
Witwe  nur  dann  einen  Anspruch  auf  Knt«chädigung,  wenn  aus  der  Ehe  mispruchs- 
twechtigte  legitime  cxier  legitimierte  Kinder  ent*ipro8.-;en  sind. 

Die  im  Genosse  dner  iieote  stehende  Witwe  erhält  im  Falle  ihrer  Wiederver» 
beiratang  80  Ph».  des  Jahresarbeitayervlienates  des  Teratorbenen  Gatten  ab  Abfertigung. 

Die  gesetzlich  geschiedene,  (xier  die  wenigstens  während  eines  Jahre?«  vor  dem 
Tode  des  Gatten  nicht  in  ehelicher  Gmieinächatt  lebende  Frau  hat  nur  üanu  Anspruch 
aaf  Entschädigung,  wenn  sie  ein  gerichtlich  zuerkanntes  Recht  auf  Alimentations* 
kosten  hatk  Diese  Bante  wird  böduttens  bis  snm  Betrage  der  Alimentalionskoatoi 
gewährt. 

Wenn  die  Kinder  vollständig  verwai-t  zurückbleiben  oder  verwaist  werden,  ist 
io  dem  Falle,  dass  beide  Elternt^  versichert  waren,  als  Grundlag?  ihrer  Rmte  der 
Erwerb  desjenigen  EltemteÜs  an  neinnen,  dessen  ArbätsTerdknat  hoher  war. 

Die  Kinder  jener  versicherten  Frau,  deren  Gatte  ndt  ihr  nicht  in  ehelicher  Ge- 
meinschaft gelebt  und  für  seine  Kinder  nicht  gesorgt  hat,  sind  nach  dem  infolge 
Unüdla  eingetretenen  Tode  der  Fkaa  hinaiditlidi  der  FeatsteUung  der  Jahresrente  au 
TfiUig  verwaist  zu  betrachten. 

Wenn  Kinder,  die  eine  Rente  geniessen,  auf  Geiueinkonten  in  einer  öffentlichen 
Anstalt  untergebracht  warden,  SO  iafe  oiaBenle  iüt  die  Dan«  dieier  ihrer  ünterbiuigang 
fär  sie  zu  kapitalisiereo. 

FQr  die  Kinder,  wdehe  eine  Bente  geniessen,  kann  mm  Zwecke  der  Fortsetzung 
ihrer  Studien  die  Rente,  bezw.  eine  Untent&tsiing  andi  nach  dem  nnSckgelQgten 
16.  JLebensjahre  bewilligt  werden. 

($  73.  Eltern  nnd  GroeseHem  eriialten ,  falle  ihr  Lebensunterhalt  Uberwiegend 

von  <i-  -ij  irjfolge  Unfalls  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  bis  zu  ihrem  Toile.  bezw. 
floUnge  sie  auf  eine  Unterstützimg  angewiesen  sind,  insgesamt  als  Jahresrente  20  Proz. 
dea  Jahresarbeitsv«fdienstes  des  infolge  Unfalls  Ventorbenen. 

Vollkommen  verwaiste  Enkel  erhalten,  fall^  ihr  T.»  berisunterhalt  fdicrwif  gend  von 
dem  infolge  Unfalls  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  bis  zum  zurückgelegten 
16l  Lebensjahr  insgesamt  als  Jahresrente  20  Pros,  dea  JahveearbeitBTerdienstes  dea 
VeratOTbencn. 

I  74.  Die  Jahresrenten  der  ilinterbliebenen  dürfen  insgesamt  CO  Proz.  des 
JahresarbeitsverdiensteB  des  Verstorbenen  nicht  übersteigen.  Sollte  die  Summe  der 
Renten  einen  höheren  IVtra^  ergeben,  so  sind  die  Jahresrenten  der  p]hegatt«n  und 
der  Kinder  iiu  Verhältnisse  der  Uohe  ihrer  Jahresrenten  euUpreehcnd  herabzusetzen. 
Eltern  und  Grosseltem  sind  nur  dann  und  insolange  anspruchnberechtigt ,  als  die 
Jahresrenteu  des  verwitweten  Ehegatten  und  der  hinterbliebeneu  Kinder  den  Höcfast- 
betrag  nicht  erreichen.  Enkel  niir  dann  und  insolange,  als  der  HOchstbetrag  der 
Jahresrente  nicht  von  der  Witwe,  den  Kindern,  den  Eltern  und  den  Gro.s.>^elt<'rn  völlig 
in  Anspruch  genommen  wird.  Aul  die  Jahresrente  haben  die  Eltern  vor  den  Gross- 
dfean  AnaivaclL 
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7").  Wenn  die  infolge  Unfalls  verletzte  Pereon  den  Unfall  absichtlich  herbei- 
geführt hat,  v^Uert  sie  jedeu  Anspruch  auf  Entechadigong,  welcher  aus  dieser  Vor- 
Mxung  folgt.  Im  Fiüle  d«B  Tod«  A»  Verletzten  jedoch  erhalten  die  Angehörigen 

die  gesetzinäfsitren  UntPi-stütziinpen  und  Renten  aueh  in  diesem  Falle. 

Ist  hingegen  der  Unfall  durch  einen  anspruch-sberechtiKten  Angehörigen  des  ver- 
letzten oder  verstorbenen  \'ersieherten  absichtlich  herbeigeführt  worden,  ao  TWlieKt 
dor-elbe  im  Falle  den  Todes  des  Versic  herten  je<len  Anspruch  auf  Entschädigung  sdbat 
auch  dann,  wenn  der  Totl  aU  eine  Folge  de«  Unfalls  erst  »j>äter  eingetreten  iat. 

»;  70.  Wenn  die  im  Sinne  der  §§  71  —  74  anspniehsberechligten  Angehörigen  sich 
ins  Auslaad  begeboi,  so  ruht  in  diesem  Falle  ihre  Keute  \Ab  2U  ihrer  Wiederkehr. 
Kehrt  der  An^hftrige  innerhalb  3  Monatoi  zam  ständigen  Aufenthalt  snrnck,  ao 
sind  ihm  die  riiekbenalrr  rn  ii  U.;ti>n  di-r  Ilente  auszufolgen. 

Begilit  sic^h  der  anspruch.-^ berechtigte  Angehörige  zum  ständigen  Aufenthalt  ins 
Aui^land,  80  kann  ihm  die  Landes-ArWiterkrankcnunterstützung«-  und  Unfallver- 
riicherung"kasse  über  sein  Anniichcn  in  berücksichtigungswürdigeu  Fällen  »ine  der 
Jahrorenie  entsprechende  Abfertigung  bewilligen.  Wenn  ein  solcher  au^prueiis- 
l>erechtigter  Angehöriger  sjiätcr  in  das  Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  heiligen 
i^ne  zurückkehrt,  so  erneuert  sich  sein  Anspruch  auf  die  Beate  auch  in  diesem 
Falle,  jedoch  Ist  die  Stimme  der  für  ihn  angezahlten  JahreBrente  Ton  dar  iBr  üm 
nach  seiner  RücIckrJir  gezahlten  Rt  nte  absnsiehen.  Der  Abzuij^  erfdgfe  in  Baten  und 
dürfen  diese  nicht  mehr  als  die  üäifte  der  fälligen  Rente  betragen. 

§  77.  Jene  AngebSrigen  eines  infolge  Unfall»  verstorbenen  und  den  IVstimmungen 
dieses  Gesetzes  iromriss  versicherten  Ausländers,  welche  sieh  zur  Zeit  des  l'nfalls 
ständig  im  Auslände  aufhalten,  haben  nur  dann  Anspruch  auf  KntschädiguJig,  wenn 
der  1  M  l  reffende  auswärtige  Stajit  gegenüber  den  in  den  Ländern  der  ungarischen 
heiügen  J^one  wohnhaften  Angehörigea  der  in  dem  betreffenden  Lande  Teraiichert 
gewesenen  nnd  matorbenen  nngariatmen  Staatsbürger  die  Re/JprozitSt  beobaditet 

Wenn  die  dne  Bento  geniei^senden  AnL';rhürigen  der  .-Viislaiider  zum  siänditien 
Aufenthalt  sich  ins  Ausland  begeben,  bo  haben  sie  auf  eine  Abfertigung  iu  der  Höhe 
des  dreifachen  Betrages  ihrer  Jahrcsrente  Anspruch;  kehren  sie  jedoch  in  das  Land 
zurück,  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  eine  weitere  Rente.  Im  übrigen  ist  hinsieht^ 
lieh  der  lienlenansprücho  solcher  Ausländer  gleichfalls  die  Bedingung  der  Reziprozität 
maasgebend. 

§  7S.  Als  (irundlage  der  Entschädigung  dimt  Jenes  Einkommen ,  welches  der 
Veiletzte  wShiend  der  dem  Unfälle  vorangeganc^enen  52  Wochen  hindurch  in  dnem  Ter* 

sichernngspflichti^ren  Betriebe  bezogen  hat.    \Var  der  Verletzte  in  dem  versichcnings- 

S flichtigen  Betriebe  vor  dem  Unfälle  nicht  52  Wochen  hindurch  Letichäftigt,  so  ist  in 
iesem  Falle  der  JahresarbeitsTerdienst  nach  dem  Durchschnittsverdiennte  der  in  Arbeit 
verbrachten  Woehen  zu  berechnen,  oder  es  ist,  wenn  der  durchschnittliche  Wnehi-nlohn 
nicht  festt^cstellt  werden  könnte,  der  dreihundertfache  Betrag  des  durchschuiiilichcai 
Arbeitslohnes  jener  Arbeitstage  zu  nehmen ,  an  welchen  der  Verletzte  während  des 
letzten  Jahres  vor  dem  Unfall  tatsachlich  in  Arbeit  stand,  derartig  jedoch,  daaa  daa 
«nf  dieee  Art  festznstdlende  Jahreseinkommen  den  gebräuchlichen  aordiedtnittlichen 
Jahresarbeitsverdienst  der  im  selben  oder  benafhiiarten  Betriebe  und  in  di m-elben 
Zeiträume  ähnliche  Arbeit  leistenden  Angestellten  erreicht.  In  periodischen  Betrieben 
eind  bei  Berechnong  des  Dutcfaedmittetfl^ohnee  nmr  die  tatwichlichen  Betriebatage 
Sil  berücksichtigen. 

Zufällige  Betriebsstörungen  oder  Betriebseiuschränkungen  sind  ausser  acht  zu 
laaeen. 

Als  Jahresarbeitsverdienst  ist  bei  Lehrlingen,  l:Yaktikanten  und  anderen  unter 
Ausbildung  stehenden  Personen,  welche  keinen  oder  kleineren  als  den  gewöhnlichen 
Tagelohn  beziehen,  da-^  droihuniiertfache  des  nach  dem  zweiten  .Absätze  bei  §  2-1  fet*t- 
ffeeetzten  durchschnittlichen  Tagelohnes  zu  nehmen«  Bei  wiederholten  Unfällen  ist  zur 
Qmndhigc  der  Entschädigung  solcher  Angestellten  immer  der  ToUe  Betrag  dee  fcet- 
gestellten  durchschnittlichen  Tagelohnes  zu  nehmen. 

§  79.  Die  Heilbehandlung  des  gegen  Unfall  versicbertcn  Verletzten  versieht  bis 
zu  seiner  völligen  Genesung  auch  nach  der  11.  Woche  die  zuständign  Be^irks-Arbeiter- 
Tersichernngskasse,  bezw.  die  Betriebskasse,  und  ist  die  Landes- Arbeiterkrankea- 
nnterstfitznngs-  und  Unfallversicherungskasse  verpflichtet,  letzterer  sämtliche  nach  der 
erwähnteTt  Z'  it  i  nt-tandrnen  Kosten  des  Heilvorfidirens  zu  erset7.cn. 

Der  nach  den  infolge  Unfalls  verstorbenen  Versicherten  zu  zahlende  Beerdigungs- 
beitra^  belastet  in  jedem  Falle  das  letsterwihnte  Konto. 

§  8<).  In  Fällen,  wo  ein  Verletzter,  welcher  nicht  im  Hinne  des  §  1  dieses  Ge- 
setzes für  den  Fall  einer  Krankheit  versichert  ist,  eine  HeUbehandlimg  erfordert,  ist 
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item  Betreff widen  die  dem  Punkte  1  des  §  70  eiitsi»iecheDde  KrankennntentfitKung 

gleichfalls  anszufolgeo.  doch  ist  in  dieeem  Falle  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  den  Gela- 
ngt ausgefolgten  Unterstützungen  vom  läse  den  Uufalk  bis  Ende  der  10.  Woche 
d«  LandaB-Arbeiterln^kenanterHtiitzaiifle-  und  UnfallverBicherungskasBe  zu  ersetzen. 

^  81.  Hat  dar  Arbeitgeber  oder  dessen  Bevollmächtigter  den  Unfall  absichtlich 
herbeigeführt,  so  ist  der  Arbci^ber  oder  Bevollmächtigte  für  die  infolge  des  Unfalls 
gewährte  Entschädigung  und  für  die  aun  dieser  Angeleecubeit  entstandenen  sämtlichen 
Kosten  der  Laudes-ArmüterkraDkenuntcrstützungs»  und  UnfaUversichernngskasee  zum 
Sdiadenersatze  verpflichtet. 

T^t  der  Unfall  dn  l  irch  cntstAnden,  da«!?  der  Arbeitgeber  oder  dessen  Bevoll- 
juachtigter,  für  dsäscn  Vorgühea  im  tiiuue  üeioes  gegebenen  Auftrages  ersterer  ver- 
«Btwoitiich  ist^  die  anf  Grund  des  Gesetzes  behördüch  angeoKdneten  odbntuUMMivgelo 
nicht  vollzogen,  bezw.  für  derart  verfügte  Schutzvorrichtungen  nicht  gesorgt  bat,  so 
ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  die  infolge  des  Unfalls  gewährte  Entschädigung  und 
für  die  aus  dieser  Atipclejreuheit  entstandenen  sämtlichen  ko!*ten  der  Landes- Ari>eitor- 
Immkenonterstützungs-  und  Unfallversicha-ungskasse  zu  ersetzen.  Uat  der  Bevoll- 
miditiffte  die  Unterlassung  in  aeioMci  persönlichen  WirkungskreiM  wider  die  Anofd> 
nujig  dcA  Arbeiter firr  begangen,  80  hduMb  iD  dioMm  FftUe  die  SduKleiicnal^lliclkt 
ausschliesslich  üeu  UevoUmächtigtea. 

Die  Kaaie  Inon  ia  dieeen  fUlen  den  Knpitalfrart  dar  gewihiten  Entadtidigiing 
foideni. 

IHe  Forderungen  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützongs-  und  Unfeüivev- 
sicherunp'kassc,  wclf  1:<  uut  Grund  dieser^  l'aragraphen  geltend  gemtchfe  W6Cden  können» 
vecjahreo  innerhalb  2  Jahren  vom  T^e  des  Unfalls  gerechnet» 

K  92.   Wird  mit  duem  rechtskraftigen  strafgeriäitU^en  Ürteit  feetgestellt,  dam 

der  Arboitfreber  den  T'nfiill  absichtlich  oder  durdl  die  im  zweiten  Abi^atz  des  §  81 
erwähnte  Fahrlässigkeit  herbeigeführt  hat,  so  können  die  versichert^jn  Perdouen.  bozw. 
deren  in  den  ^  71 — 73  dieses  Gesetzes  aufgezählte  Uinterbhebeno,  selbst  wenn  die 
letzteren  im  gegchenen  Falle  im  Sinne  dieses  Gesetzes  nicht  anspruchsberechtigt  wären, 
g^en  den  betreffenden  Arbeitgeber  oder  dessen  Bevollmächtigton  Anspruch  auf  Ent- 
aenidiguDg  erheben. 

Der  in  einem  solchen  FaUe  obwaltende  Eotachfidigungsanspruch  kann  sich  aber 
nur  aaf  jene  TfÜfenax  erstrecken,  welche  eich  ewiscnen  der  anf  avilgerichtlichera 
Wege  festzustellenden  Entschndigimc^  und  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  dem  Ver- 
sicherten oder  seinen  Hinterbliel^nen  zukommenden  Entschädigung  ergibt. 

In  anderen  als  im  g^enwärti^n  Paragraphen  festgestellten  Fällen  haben  vw- 
«cherte  Personen  oder  ihre  Angehöngen  dem  Arbeitgeber,  bezw.  dem  Betriebseigen- 
tümer gegenüber  keine  auf  Grund  eines  Unfalls  zu  erhebende  Schadenersatzansprüche. 

Wenn  dem  VerKichorten  bezw.  seinen  Hinterbliebenen  infolge  Unfalls  einem 
Dritten  gegenüber  eioe  Scbadenersatzforderung  zukommt,  so  geht  diese  Forderang  bis 
gm  HSh»  der  gewXlirten  Ünfaltentschädigungen  und  UntevstUsungra  anf  die  Landee- 
Aibeiterkrankenunterstützungs-  und  I^nmllversicherungskajBse  über. 

§  83.  Der  im  §  82  dm  gegenwärtigen  Gesetses  erwähnte  ächadencrsatzanspruch 
kann  nndi  olme  ein  rechu^kräitiges  strafgerichtltehes  Urteil  im  Wege  des  bürgerlichen 
Prozessverfahrens  zur  Geltung  j^bracht  werden,  wenn  die  strafgerichtliche  Feststellung 
der  Absichtlichkeit  oder  Fahrlässigkeit  derjenigen  Person,  welche  den  Unfall  herbei- 
IpefBhrfe  hat,  nidit  mfi^^tefa  war. 

VIIL  Abschnitt.  Anzeige  und  Untersuchung  der  Unfälle  und  das  ^ 

EntBcbftdigttngeTer  fahren. 

S  84  Der  Arbdtgeber  oder  dessen  fievolimiohtigter  ist  verpflichtei,  von  jedem 
ihm  zur  Kenntnis  gelangten  Unfall,  der  sich  in  den  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
gegen  Unfall  versicherten  Betrieben  ereignet,  innerhalb  24  Stunden  bei  der  für  d^ 
ISitz  des  Betriebes  kompetenten  Polizeibehörde  erster  Instanz  und  bei  der  kompetenten 
Beaiika-Arbeitervenicherungskasse  und  zwar  bei  der  letzteren  mittels  der  durch  die 
l^MW  so  dieeem  Zwecke  herauszugebenden  Formulare^  Anzeige  zu  «ntatten. 

Der  Arbettirrf  er  ist  fOr  die  eventuelle  dieebegtOglidie  ünterlaeeang  aeinee  Bevoll- 
mächtigten verantwortlich. 

Arbeitgeber  oder  dessen  Bevollmächtigter  ist  verpflichtet,  zu  jedem  ihm  zur 
Kenntnis  gelangten  Unfall  sofort  einen  Arzt  in  Ansjvaoh  zu  nehmen,  welcher  in  der 
UnfalLian  zeige  sich  darüber  zu  äussern  hat,  ob  die  Verletzung  voraussichtlich  den 
Tod  nach  sidi  atdieD»  oder  fftr  weiciia  Dauer  dne  Intlidie  fiefaandlnng  notwendig 
«ein  wird. 
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Die  in  §  7  des  Gch.-AH.  XXVIII  v.  J.  1803  fest^Gstetlte  Anzdgepflidit  irbd 
betreffe  der  im  ersten  Absätze  erwähnten  Betriebe  ausser  Kraft  gesetzt. 

§  85,  Die  kutiij)etciitL>  Polizeibehörde  erster  Instan?;  hat  joden  im  Sinne  des 
vorigen  Paragraphen  iJir  zur  Kenntnis  f:pliui<rten  UrjtH]?  welcher  auf  (irund  dieses 
GflsetseB  TorauBsichtlich  doen  Eotschadigungaanapruch  sur  FoJge  haben  wird,  oder  zu 
dflnen  TTütemicIniDg  eie  &tmsh  die  l)irä:UoQ  der  IjeiideB>AibdterkTanken  anter* 
gtüti:uni;^l<:i5.«e,  )yc/.w.  durch  die  n(»zirk8-Arbeiterversielienin<i8kas3c  cTfiTcht  wird,  mög- 
lichst raöcii  am  ScliauplaUo  de»  Unfalls  mit  VermiLtlimg  eiiiös  ArzUa  einer  Unter» 
sndiung  zu  unterziehen. 

Vom  Zeiti)unkte  der  Untersuchung  sind  der  Arbeitgeber,  der  Verletzte,  bezw. 
bei  einem  tödlichen  Unfälle  sein  nächster  Angehöriger,  die  kompetente  Bezirks- 
Arbeitcrvcrsiehcrnn^'bkiiäse  und  der  k^l.  (Tcwerbeinspektor  dieses  Bezirkes  zu  .«olchor 
Zeit  zu  verständigen,  deae  lie  bei  der  Untersuchung  perBönUch,  beew.  die  Bezirka- 
ArbeiterreraidiflningsinBee  durch  ihre  Bevolbaiohtlgtai  teiliMliinen  können. 

Zu  der  Uutersucliun^^  können  auch  der  bdiandelnde  Arzt  des  Verlet^^ten  oder 
andere  Sachverfitiindige  eingeladen  werden.  Der  Verletzte  ist  berechtigt,  sich  bei  der 
ünterNuohung  vertreten  SU  lassen. 

l)i(;  T'ntorsuihiing  erstreckt  sich  ausser  der  FeeteteUung  der  Identit&fc  der  ver> 
letzten  oder  verstorlMuen  Person  auf  folgende»: 

1)  Zeitpunkt  und  l  r><:iche  dej*  Unnills; 

2)  die  Kfttur  und  Polgeu  der  Torgekouimeiien  Verletzung: 

3)  die  FUirUfleigkeiien  des  Arbei%ebere  oder  seineB  Bevolhniehtigten  oder  da» 
Verletzlen,  oder  einer  dritten  Person. 

Die  allfailigeii  Kudteu  solcher  Untersuchungen ,  deren  Vornahme  auf  spezieiies 
Eranchen  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  Unfallversicherungskaaee!, 
hnvr.  der  Bezirks-Arbeiterversit  herungskasse  erfolgt  ist,  sind  von  der  Lnodee-ArbeUeCi- 
krajikenuuterxtützinigs-  und  llnfaliversicherungska^se  zu  tragen. 

Die  Polizeibehörde  iet  vcrpi  liclitet ,  das  ülser  die  Untersuchung  aufgenommene 
ProtokoU  binnen  8  Tagen  der  kompetentoa  Bezirks- Arbeiterversich^rungslcaase  einm- 
Mnden,  weldm  ihrerwite  die  bei  der  üntenuelinng  aufgeoonuneDen  DMea: 

•  a)  mit  den  auf  die  früheren  körperlichen  3Iängel  und  die  Folgen  frOhcnr  UnflQle; 

b)  auf  den  Arbeitsverdienst  des  Verletzten  oder  Veiatorbenen  (§  78): 

c)  auf  die  auf  Qrund  dieses  Gesetzes  anspmohsberediiigtMi  AngdoSrifm  6m 
Verietzten  oder  Verstorbenen  (§§  71-  -73)  und 

dl  insfjfern  der  Verletzte  oder  Vers-torbcne  infolge  eines  frühereu  Unfalls  bcreita 
eine  Rente  bezieht,  bezw.  bezogen  hat,  auf  die  iSumme  denelben  besfigÜdien  nnd  in 
entsprechender  Weiae  feetgesteUten  Daten  er^ÄuzL 

§  86.  &dfi;net  «ich  der  ünfall  avf  der  Kene,  beew.  «neerhnlb  dee  Betriebe»,  an 
i>t  ^ener  Arzt,  der  die  er^tc  Hilf''  leistet,  verpflichtet.,  den  Unfall  binnen  24  Stunden 
bei  jener  Polizeibehörde  erster  Instanz  anzuzeygen«  auf  dam  Gebiet  der  Unfall  erfolgt 
iat,  oder  wo  der  Verletete  nach  dem  Unfidlfl  der  enCen  IntUehen  ffille  tellbarag 
wurde. 

In  solchem  Falle  verstandigt  diese  Polizeibehörde  von  dem  Unfälle  die  für  den 
Kti  des  Betriebes  kompetente  Pezirk^-ArbeiterverKicherungskasse. 

Derselben  Polizeibehörde  obliegt  in  diesem  Falle  auch  die  Darchfnhrung  dar  im 
§  86  vorgeschriebenen  Untermdinng. 

§  87.  Das  Verfahren,  nach  welrhem  die  Anzeige  und  UntersurhnuL'  ^rl- Iht 
Unfälle,  weiche  die  iiu  iSiune  dieses  Gesetzes  versicherten  P&mnm  ausserhalb  der 
Länder  der  ungarischen  heiligen  Krone  betreffen,  so  erfolgen  bat,  wird  dnrdi  dm 
fiandelsminister  im  Verordnungswege  geregelt. 

§  88.  Die  Bezirk8-Arbeiterver»icherungi*ka*8e  verfügt  auf  CJrund  den  durch  die 
Polizei bf  hördc  eingesendet«  n  l'rotokoll»,  sowie  der  vom  Arbeitgeber  eingelangten  An- 
zeu;!B  im  öinne  des  gegenwärtigoi  Geeetzea  nnd  in  aeinem  in  äm  Statuten  der  Landei- 
Andto'lcmnkenanteratfitennga-  nnd  UnfallTerricherungakasM  idUier  feateiMtiellendep 
Wirkungskreise : 

&)  bcireif»  der  i'eststellung  und  Gewährung  der  dem  Punkte  1  des  §  70  gemässcix 
Erankeniuiterstützungcn  ; 

b)  betreffs  der  Feet^itellung  und  Auszahlung  des  Beerditrung^beitragt*!: 

c)  betreffs  der  FestBtellun^j  und  Fliissigmachuntr  der  jirovisorisc-hcn  lionteu  y3). 
Die  stätii Ilgen  Pwcnlen  \V(  rden  durch  die  Direktion  der  Ijandes-Arbciterknmken" 

unterstütenogs-  und  Unfall versicherungskasso  featgeatellt  und  flflaaig  gemacht. 

Die  Benrkn-Arbeiterverfiidienragalnefle,  bezw.  die  Duektion  der  Lendes-Arbeiter' 
krankenunterstützungs-  und  UnfailversieherungskaH^fo  ist  verpf liebtet,  betreffs  der  Ent- 
schädigung unverzüglich  zu  entscheiden;  im  Falle  euer  mit  völhger  und  teilweiaer 
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Erwcibf.iiTifiiLi{rkcit  verbmidfnen  Vcrletzunp  zw  polcher  Zeit,  dn>^s  der  Verletzte  sofort 
n«ch  Einstelluüg  des  KranicDgddes  (Punkt  3,  §  50)  die  mle  ilUige  Bäte  eeioer  Rente 
tblwben  Vom. 

Kann  dor  Grad  der  v5ini:cn  oder  teilweippn  FrwerbsxiTiffthjffkcit  den  Vcrlcfztfn 
nicht  endgültig  feetgeetdlt  werden,  oder  ist  der  Verletzte  noch  aut  eine  weitere  Ueü- 
bduuDdloniir  angewieaai  (Punkt  1,  S  70),  «o  iBt  ffir  ihn  dne  proTiRoriwi^ie  Boite  föt- 
nstellrn. 

Zur  BtPchhissfaFi-njijr  in  Ent^chädifriiTigpangelcgcnheiten,  welche  nrf  Grund  des 
Gutachtens  den  bchaudeltidon  Arzfes  im  1  j' nes  der  Bezirks-Arbeitcrvcrsiciierunpkasse 
erfotet,  ist  die  Anwesenheit  eines  Dhtteis  der  Mitglieder,  sowohl  der  Direktion  der 
LMae««ArlNnterlminkenvntentütcnn^  nnd  ünftdlTemdieniDgflkaaRe,  als  der  Beziirks- 
Arh<:'itm-frRichcninf."-kiis.st'  erforderlich.  Bind  weniger  Milj^Iifdcr  als  crfordfrlirh  nn- 
we^nd,  m  ist  iunerhalb  8  Tagen  eine  neue  bitzung  zu  halteu,  welche  ohne  Kürk.-icht 
anf  die  MitgUederzahl  beechlussfähig  ist. 

§  biK  Ent^cliSdifninpblK  rt rlitipto  (der  dessen  BevoUniächtiptp.  für  wclthp  die 
Entädbadigung  auf  die  erwiiiintc  W  cif-e  nicht  festgestellt  wurde,  küiiiieit  ihre  Ansprüche 
durch  Anmeldung  bei  der  Dircktitui  (Irr  LflDdeB-ArbdterktnDkennntflrBtiMziingp»  und 
CnfaJlTereicbenuigBkasee  geltend  machen. 

Die  Anmddnng  mnaa  innerludb  eines  Jahict  nadk  dem  UsikUe,  oder  wenn  der 
Tod  infolge  de»  Uiddls  «idtter  «ntritt,  innerbtlb  6  Monnten  nach  dem  Todeetage 
erfolgen. 

Eine  Anmeldung,  weiche  nadi  der  im  2.  Abeate  erwfihnten  Friit,  jedoch  höchstens 

innerhalb  2  Jahren  erfolgt,  kann  nur  dann  berückfichtict  werden,  wenn  der  Anhjirtiehs- 
berechti^te  aulLenti^ch  nachweist,  dass  die  Kolf^^eii  di«  Lnfali«  erst  nach  Ablauf 
diwer  «njährigdi  Frist  festgestellt  werden  konnten. 

Brfolcte  die  Anmeldung  nicht  bei  der  für  den  Ort  dea  Unfalles  kompetenten 
Beürke-ArMlterverridianingwfleBe,  so  ist  dieselbe  nnTerzfiglidi  an  dieselbe  alttogeben 
nnd  der  Anmelder  hicrron  zu  vcrptändipcn. 

§  0<i.  Int  die  Direktion  der  Laudöä-ÄrbeiterkrankenunterMtützungs-  und  Unfall- 
ver^ieherung^ka^f^e  der  Ansicht,  dass  der  angemeldete  Unfall  keinen  Ansprach  auf  eine 
Entf-ehädigung  Viepründet,  -o  hat  sie  den  Aneprecher,  be/w.  die  Ansprechor  und  die 
2u«>tändi^  Bczirkö-Arbeitcrvcrsichcrungskasse  von  ihrem  diepf^^iüglichtti  Bet^cldufese 
nebst  Mitteilung  der  Motive  zu  verständigen. 

Gegen  diesen  JBeBchlnss  kann  innerhalb  3  Monaten  nach  des«^  ZnsteUung  mittelst 
der  snstSndlgen  Beciiriks-ArbeiinTenfdiernngBkasae  bei  dem  staallidien  Arbeiter» 
TOTlcherung'^^rinjf  Fir,-prucL  erhoben  werden. 

§  91.  Die  Direktion  der  Landcs-ArbeiterkrankenunterBtützunes-^  und  Unlallver- 
sicbemngskasse  entscheidet  gelcgentUch  der  Feststellung  der  EntscUdignngsaneprOGfae 
gkichzeitig  auch  über  das  Ausma£s  der  Entschädigung. 

Ihr  diesbezüglicher  Bcschluss  ist  dem  Entechüdigunesansprccher,  bezw.  den  Ent- 
f^chädigungsansprechem  auszufolgen,  \vol>ei  auch  die  Höhe  der  EntschädigTing,  ?owie 
die  Art  ihrer  BSoechnung.  und  in  Füllen  völliger,  bezw.  tetlweiser  £rwerbsunf»bigkeit 
andi  der  ab  Grundlage  der  Enfsdiidigung  angenommene  Chad  der  ArbeilsnnfShigkeit 
mitzuteilen  ist. 

Gegen  den  Beschluss  der  Direktion  kann  innerhalb  '6  Monaten  nach  dessen  Zu- 
etdhing  im  Wege  der  Bezirks-ArbeitcrversidMnmgskaBse  beim  staatlichen  Arbeiterrer^ 
BCheningsam t  Einsprueh  r-rlMiben  werden. 

Gegen  den  eine  Krank«  nnnt(  rsiützung  oder  eine  vorübergehende  Jahresrente  fest» 
stellenden  Beschluss  der  ßezirks-Arbeitervi  isiehcmngskaase  kann  mittdst  der  Kasse 
beim  bchiedsgericbt  Einspruch  erhoben  werden. 

Die  EinsprSdte  haben  keine  anfsdriebende  Wirkung. 

Wenn  die  B(^,irkB-ArbeitcrverHehcrungr-kn.--e  oder  die  r,andef.-.Arbr!tcrkränken- 
nnterstutzungs-  und  UnfallverHicherungHkatee  die  lk(schlHS»tjutf«uiig  über  liie  An&pruchß- 
berechtigung  unmotiviert  verzögert,  so  kann  sich  der  Anspruchsberechtigte  behufs 
Geltendmachung  seines  .\n8pruche8  dir(kt  an  das  Schiedsgericht  wenden.  Erachtet 
das  8chiedsgeri«it  die  \  trzögerung  für  unmotiviert,  so  kann  c»  der  Kasse  mit  Aus- 
schluss des  Einspruches  behufs  Beschlussfassung  eine  entsprechende  Frist  ansetzen. 
Fasst  die  Kasse  innerhalb  der  festgesetzt«!  Frist  keinen  Beschluss,  so  entscheidet  das 
Gericht  über  die  Klage  dss  Anmmehsbereditigten. 

§  92.  Die  Arbeitgeber  sinri  verpflichtet,  niier  Aufforderung  der  Landep-.Arheiter- 
krmikaiunterstützunM-  nnd  Unfaiiversicherungskasse  innerhalb  8  Tagen  jene  Daten 
aar  Verfügung  sn  mäko,  weidie  von  ihr  behnfs  Festatellnng  der  Entschidigang  g»> 
foffdert  werden. 

jJefert  ein  Arbeitgeber  die  vuu  liim  geford^en  Daten  selbst  nach  der  an  ihn 
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dicflbczüjjlich  gerichteten  ernenerten  Aufforderung  innerhalb  weiterer  ö  Tairen  nicht 
ein,  8o  ist  die  Landes- ArbeiterkTaiikcnunter«tüt«ung8-  und  Un fall versichening-^k aase, 
bczw.  die  liezirks-Arbeiterver.sicherunfTukaftse  lierechtigt,  auf  Konten  des  dicsi  unter- 
laasendea  Arbeito^ers  ein  Orgaa  an  Ort  and  Stelle  zu  entsenden  and  die  erforder« 
iidieii  Daten  am  dieaem  Wege  einaoholen.  Dar  Arbeitgeber  ist  'verpflichtet,  dieMOi 
Orgauc  die  erforderlichen  Daten  zur  Verfügung  wo.  ateUaa.  FQr  dieaa  Otpaa»  tat  dar 
letzte  Absatz  des  ^  20  gleichfallB  anzuwenden. 

S  93.  Die  Bezirks-Arbeiterversicherungskassen  sind  verpfliohtet»  fiber  die  prcm- 
Borischen  Ronton,  welc-hc  sie  in  ihrem,  im  S  8S  difise«  Gesetzes  umschriebenen  Wir- 
kungskreise fcrftgostcllt  haben,  von  Fall  zu  Fall  der  Direktion  der  Lan<lco-Arbeiter- 
krankenuntorstützungs-  und  LInfiillvcr.-(iclierung8ka.sse  Anzeige  zu  erstatten. 

BeerdigungsbeitiJge  aind,  wenn  der  Veiatorbene  für  den  Fall  einer  Kxaokbait 
Tsntehert  trar,  b^en  der  im  6  55  faBtjg^atelltea  Ftiat,  im  entgcgcugeö<^taii  Falltt 
binnen  21  Stunden  nach  dem  ftateteHanffhewchlniw,  die  Jahraareolea  monaftUch  im 
vorhinein  auszuzahlen. 

Der  zur  Behebung  der  Renten  Berechtigta  iat  verpflichtet,  jadataeli  eine  durch 
dea  Gemeindevorntand  oeglaubigte  Lebonsbestätigung  beizubringen. 
^       Die  Rückzahlung  einer  vor8chri£L-^ni!i.s.sig  ausirezahlten  Keute  kann  nicht  gefordert 
Wdtden. 

Beotenaateile  veii&hxea  binnea  einem  Jahre,  voa  ihrer  Fälligkeit  an  gerechnet 
Der  HandekmiTiieter  wird  ennSchtigt,  im  Einvemelunen  mit  dem  Miniater  des 

Triiicrr;  und  mit  1  tn  Finanzminister  im  Verordnungswoge  zu  verfügen  und  das  Ver- 
fahron  zu  regeln,  wonach  die  Renten  und  Gelduuterstiitzuagen  mit  Vermittlung  der 
k.  nng.  Postsparkasse  und  der  Gemeinden  ausgezahlt  werden  können. 

§  '.H.  Tritt  in  dem  Zustand  dos  eine  Rente  beziehenden  Verletzten  eine  solche 
Verändoruiij^  da,  welche  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  von  Eiuflus8  sein 
könnte,  so  ist  er  binnen  3  Monaten  von  der  Vcrän<[erung  an  gert«chru.-t  berechtigt, 
bei  der  DirekUoa  der  LandM-Arbetterkraukeauotemutzaugs-  und  Unfallversicherung»- 
kaase,  beair.  bei  der  BeaidakAzbeitarreeiidMnifigekaaBe  um  die  enieaerte  Fr&faiig 
seines  Zustande»^  und  auf  Qnmd  deeeen  um  die  Eünleitnng  einee  neuen  ßn(aehldiganp> 
Verfahrens  anzusuchen. 

Die  l<Iinleitung  eines  neuen  EntaebSdignnffBverfalirons  kann  binnen  3  Monaten 
von  der  Kenntnisnahme  der  im  1.  Absatz  erwannten  Veränderung  an  gerechnet  auch 
die  Direktion  der  lÄudt^-Arbeiterkrankenunterstützungd-  und  Unfallver-^icherungskasae 
anordnen.  In  diesem  Falle  ist  der  Rentenbesitzer  verpflichtet,  der  auf  die  Prüfung 
aeines  Zuetandee  geachteten  Aaffordwong  dieeer  Kawe  bei  aonatigem  Verlust  der 
bezogenen  Rente  n#ch"l^ff"""**"- 

Auch  for  daa  nene  Verfahren  aind  die  Verfügungen  dea  §  01  diema  Geeataaa 
massgebend. 

i>er  auf  die  Aufhebung,  Heiabaetzuag  oder  Erhöhung  der  Rente  bezüglidie 
neue  B^chluae  tritt  mit  dem  Monate  nach  der  Verständigang  des  BentenbeaitMn 

in  Kraft.! 

Der  g^o  einen  eolcben  Beeehlnw  erliobene  fiinaprueh  p>at  keine  aafachiebende 

Wirkong. 

9  9S.  Das  Redit  auf  fieang  der  Bente  ruht : 

11  w.  nn  der  Rentenbesitzer  mit  einer,  die  Dauer  eines  Monatos  übersteigenden 
Freiheitsatraie  bestraft  oder  in  einer  Biiss6rang>5ansLalt  untergebracht  wird,  für  die 
Dauer  seiner  Strafe  o^ler  seiner  Unterbringung  in  der  Bo-sserungsanstalt.  Im  ersten 
Falle  erhalton  solche  Angehörige,  welche  im  Falle  seines  Tode^s  Anspruch  auf  R^nte 
haben  würden  (§§  71 — 73)  für  die  Dauer  der  Freiheitsstrafe  die  ihnen  für  den  Fall 
dea  Todes  de«  Verletzten  zukommende  Jahresrente; 

2)  wenn  sich  der  eine  Boote  beziehende  Vfvletzte  ins  Aa»laod  begibt,  bia  an 
«einer  Wieded^elir;  wenn  der  Verletste  innerhalb  3  Monaten  anm  atSndigen  Anfeikt< 
halt  wiedericdirt,  aind  ihm  die  rflckgehaltenen  Baten  der  Rente  naehtcS^ich  naam* 

lolgen; 

3)  wenn  der  Rentenbesitzer  ein  Auslander  ist  und  zum  atSadigen  Anfenthalt  in 
seine  Heimat  zurückkehrt,  so  ist  in  diesem  Fallf^  -i  rnn  Rente  auch  fernerhin  auszu- 
bezahlen, wenn  der  betreffende  Staat  gegenüber  dea  angarischen  Staatsbürgern  das 
gleiche  Verfahren  befolgt. 

§  9&  In  F&Uen  der  teiiweiaeo  ii^werbeuaföhigkeit,  in  deoeo  die  T«lreQte 
20  der  YoUrente  (§  70)  nicht  fibereteigt,  leann  der  Bentenbeeitser  nm  eine  Kapital- 
Abfindung  ansuchen.  « 

Der  Schlüssel  zur  Berechnung  des  Kapitalwertes  wird  durch  das  staatliche 
Aibeitemndebemnfmmt  fartgeeetat» 
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Die  Direktion  der  Landea-ArboitcrkTankoniinttrstfifznnps-  und  ünfallversiche- 
rungskafpe  darf  der  auf  die  Auszaiilung  des  Kapitalwertes  bezüglichen  Bitte  nur  auf 
Grand_  und  Ergebnis  der  auf  die  wahrBchäiiliehe  LebensdaiMr  des  Verletzten  gerich> 
teten  ärztlichen  Untersuchung  und  nur  dann  nachkommen,  wenn  der  zustfind^  Q»- 
mdndeTorstand  des  Rentenbesitzers  der  Erfüllung  der  Bitte  bdpflichtet, 

I>er  um  die  Kapitalabfindung  An,«uchcn(if'  if»t  vor  der  Einleitung  der  auf  dlo 
KapiUlaufizahloDg  bezüglichen  Verfiandlang  zu  bddmo,  dus  er  nach  der  Abtindong 
tnai  in  dum  Falle  keincrtd  Anspnidi  anf  seaeriidie  EntacUdigune  habe,  wenn  aicE 
ttbk  Zaataad  infolg»  des  benMs  entachidigtcn  Un&Ua  ipitcr  erSeb&h  Twachlechtorn 
wQfOe. 

Der  Beschluss  der  Direktion  ht  endgUtig  und  ist  dem  Ansuchenden  durch  die 
für  ihn  kompetente  Bezirks-ArbeiterversicheninpfkasBe  schriftlich  mitzuteilen.  Lehnt 
der  um  Kapitalabfindung  Ansuchende  den  fe(^tges*tellten  Kapitahvert  ab,  eo  erhält  er 
•eine  Entschädigung  auch  femer  in  Form  der  biKherigen  Rente. 

§  97.  Betreffs  der  dem  Yeraicherten  auf  Grund  dieses  Uesetzee,  besw.  im  Binne 
der  matoten  der  Ijmdes-ArMtertonuilrenmiterBtBtnnigB-  und  UnfaUTersichernngskaeBe 
inHoflge  Unfälle  gegenüber  der  Versicherungskafise  zustehenden  AriHnrüche  findet  der 
1.  Aheatz  de«  S  67  entsprechend  Anwendung,  mit  Ausnahme  soldier  Forderungen, 
welche  die  im  Sinne  dieses  Oesetees  Ansprucnsberechtigten  gegitk  den  BenteDbeanMr 
nnter  dem  Ütel  der  Alimentation  geltend  macben. 

II.  TdL  OrgantsatioD. 
IX.  Abscihoitt.  Yersicherungsorganisation. 

§  96.  Die  in  dem  gegenwärtigen  Oesetse  festgestellte  Bäwsken-  und  ünfBllT«w 

Sicherung  versieht  die Landes-Arbeiterkrankf  niintfr--(ütziinps-  und  TJnfallver,«i(herungB- 
kaase;  uie  Yer^ichemng  und  die  Unterstützung  vermittelnde  örtliche  Organe  der» 
sdbcn  sind: 

1)  die  BezirkH-Arbeiterverfichfninuskn'^tien : 

2)  die  Betriebs-Krankenuiitertlützuü^skassen.  eintichlicHhlieh  der  Krankenkassen 
der  Verkehrsunternehmungen. 

Die  vennitt^de  Xatij^ot  der  unter  Punkt  1  erwähnten  Becirks-Arbeitenrer* 
sidiernngskassen  erstredct  sidi  auf  die  Ortlidien  (Jeschifte  sowohl  der  Knnkeno  wkf 
der  Unfallverfichening,  während  die  nnter  Punkt  2  anllBeriDklten  HfltfinllskiiSfn  hlosa 
als  (»rtliche  Organe  der  Krankenversicherung  dienen. 

Die  Organisation  der  auf  Grand  des  fiergwerksgeectzc«!  errichteten  BerawedDl- 
KrankenunterstützunpBkasHPn  (Knappp(hfift-jka««cn\  sowie  der  in  staatlichen  Tabak* 
iabriken  bestehenden  Krankenunteri-tüt/unghkas.-eii  bleibt  ^-^eniä-s  der  im  XIII.  Ab- 
adinitt  de«  gegenwärtigen  Gesetzes  festgestellten  Bestimmungen  unberührt. 

§  99.  In  den  lAndera  der  ungariachen  heiligen  Krone  werden  mit  dem  Sitte 
fn  Budapest  und  ZXgrib  swii  Lapae»-ArfaeiterkTank«iunteritfltBUDg8-  und  ünfsll- 
Tencijrhirungs-kai^.ccn  erricitet;  die  Organisation,  der  Wirkmtgdcrei.s  und  die  Tätigkeit 
derselben  wird  durch  den  X.  Absdwitt  des  gegenwärtigen  Gesetzen  f^tgestellt.  Bämt- 
liehe  anf  die  Landes-ArbeiterkrankcnnnteistutaungB-  und  Unfallversicherungskasse 
bezüglichen  Vecifignngen  dca  gsgcnwirtifen  Gesetxes  finden  auf  beide  Eassen  An* 
wenaung. 

Die  mit  dem  Sitze  in  Budajpest  und  21ägräb  zu  errichtenden  Lande«- A rbeiter- 
knokenunterstützungs-  und  UnfaUrersicbcrungäasBen  sind  vopilichlet»  gicenfiber  den 
nndl»  Ungarn^  benr.  nadi  EnMitien>81aTOnien  xuntindigen  ven^mteii  In  anak)gflr 
Wciao  SU  venunn. 

X.  Abscbnitt  Landet-Arbeiterkrankennnterstfltsnngs-  und 

°U  n  f  all  versicher  un  gsk  aase. 

§  100.  Der  Zweck  der  Landes-ArbeiterkrankenontcrsttttKiings-  nnd  Unfailva^ 

pichcrungskasse  ist: 

1)  die  für  den  Fall  einer  Krankheit  auf  dem  Prinzipo  der  Gegenseitigkeit 
beruhende  Versicherung  der  Arbeiter,  gemäss  den  im  I.  Teil  dieses  Gesetses  ent- 
kaltoicn  Bestimnrangen  und  durdi  dievermittlanf  der  Becirks-ArbeiterTeKBicbenmgB- 

küsen,  sowie  der  Betriebs-KrankcnunterBtützungskaPficn; 

2)  die  proportionale  Aufteilung  der  mit  der  Versichening  für  den  Fall  einer 
Krankheit  verbundenen  Lasten  zwischtti  Arbeitgeber  und  versicherten  Angestellten, 
im  Wege  der  proportionalen,  d(ii  l'i diirfnissen  des  Landes  und  des  Ortes  enW 
sprechenden  Feststellung  der  Veraicheiungsbeiträge  (§  25); 
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3)  die  Eegeiuiu;  der  Unterstütznng  der  versicheruui  Ka^cnmitglitxler  im  ganzen 
Lude  iMsb  dnneiüiehsii  GrundeätzeD  und  Modalit&toD; 

4)  die  An«5tellung  gemeiDSchaftltcher  Aerzte,  fowi..'  die  gemeiiHchaftliclien  Ver- 
önbarungea  betreffs  der  lieferuDg  von  Arzaeien  uod  ileiimitutln  zu  fördern,  und 
im  allgenimaeD  die  mit  dieaea  Angel^gsiiliMteii  ia  VerbitMloiig  •tfllieiid«n  Fmgen  za, 
ngdo; 

5)  die  Fürsorge  für  die  Eniofatnng  Ton  Krankenhfiuieni,  Ordtnienuistalten,  Heil» 

and  Erholungsstätten  für  versicherte  Arbeiter; 

6)  die  Ansammlung  eines  Rosorvefoiid-i  zur  Dockung  der  durch  ausacrgewöhn- 
liehe  ümstfinde  verur8achten  KraDkeDunter.->tützungaau8lagen; 

7)  die  für  den  Fall  eiiiis  ITnfalld  auf  dem  Priiizipc  der  (5egenseitip;keit  horuhon  1« 
Versicherung  dor  nach  dieaeui  Gereue  Tcrsicherungspflichtigen  Arbeiter,  semäsa  den 
im  I.  Teil  dieses  Gesetze«  enthaltenen  Bertimmnngen  und  ^ixdi  die  Vennttttong  der 
Bearks- ArbeiterversicherungskaeMO ; 

8)  die  Ansammlung  eine«  BeMTvefonds  b  der  im  IV.  Abschnitt  festgestellten 
Wfliee  zur  teilweisen  Deckung  der  ünfallrenten ; 

9)  die  Kegelang  der  dienstlichen  Verhältnisse  und  Fensionsangelcffenheiten  der 
AnijeBtellten  der  Lai^eB-Arl>eit«rkrBakenaDtentüteuiig8-  and  ünfallverflieneruugskatM^ 
Bome  der  Bozirks-Arbeitorversicherungskassen. 

Jede  auf  Grund  des  Gos.-Art  XIV  v.  J.  1891  oder  des  gegenwärtigen  Gjsäetzes 
enistaDdcne  Bezirks-  und  Betriebskasae  ist  vom  Tage  ihrer  Ivoaitituierung.  bezw.  vom 
Tai|^  des  Inslebentrotcns  dieses  Gesetzes  das  vermittelnde  Orgu  der  Luidea-Arbeiter- 
knmkennnterstützuiiL'^-  und  UnfallversicherungskasBe. 

§  101.  Die  Ik'zirks-Arböterversicherungt^ktts.^en  und  die  Betricb^-Krankenanter- 
stützungskassen  sind  verpflichtet,  bei  der  Krankenunterstützung  der  versicherten  Mit- 
glieder, bei  der  Kontr^  der  lörank^  Kassenmitglieder,  sowie  der  Arbeitgdier  nnd 
versicherten  Kii'^^cnmiligMeder  hineichtlich  der  ErfüUang  ihrer  Verpflichtnnsen,  fegen- 
seitig  zu  verfahren. 

üeber  die  zwischen  den  im  1.  Absatz  bezdchneten  Kassen  hinsichtlich  der  Er- 
füllung dieser  Verpflichtungen  eaftandieadett  Straitfregen  entecheidet  dee  stetUifhe 

Arbd  terversichernngsamt. 

102.  Die  Landes-ArbeiterkrankenunterBtützungs-  und  lJnfalive^eichenIng■^kasse 
führt  über  die  Kranken-  and  UnfaUversicherungsoponUionea  geaondorte  Bechoungea, 
Evidenshaltungen  and  Ststislilt,  nnd  verwidtel  ancfa  die  in  beiden  VereieliemBge- 
Biraigen  anzusammelnden  Re^^ervetapitalHUinmen  fresondert. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  der  Generalversammlung  der  Kasse  und  mit  Ge- 
nehmigung des  etutücAen  Arbeiterrersicherun^aaite  können  für  die  Zwecke  der 
l>eiden  Versicherungszweige  gemeinsame  Institutionen  errichtet  werden ;  deren  Kosten 
und  eventuelle  Einkünfte  sind  auf  den  zwei  Ven-iichcrungskontos  im  Verhältnisse  der 
Laeteiiparl  i 'ipn'ion  zu  verrechnen. 

Die  Verwaltungskosten  der  Liaades-ArbeiterkrankenuDterBtätzange-  und  Unfall- 
veniehernngskasee,  ansechlieeBlioh  der  nach  §  115  cor  Last  des  Staates  filmenden  Ver^ 
waltungsko'ten,  <40wie  die  Verwattungskosten  der  Bezirks- Arbeiterversicherungskassen 
belasten  das  Krankenunterstütziings-  und  ünfft!lversicherung-'»konto  der  I.andf»-Arbeiter- 
krankenuntcrstützungs-  und  Unfall vcr.-*i('hcruii^-*kaBBO^  und  sind  zwischen  den  zwei 
Kontos  im  Verhältnisse  der  jährlichen  Uateratütsangsaiiflgaben  der  beiden  Vecnche» 
rungszweige  zu  verteilen. 

AusHoronlontlichc  Verwaltungr^kosten,  wie  z.  B.  die  Koste«  der  Augcnseheiuauf- 
nahmen,  der  Sachverständigen  etc.  sind  zu  Lasten  jenes  Vereicherungszwdges  zu  fer- 
teehoen,  in  demen  Interesse  die  anaearordentlidien  Ausgaben  gemacht  Warden. 

g  103.  Die  L:indei5-ArbciterkrankpiumterstützuiiLrs-  und  Unfall  vorsicher  un^'^ka.-'-^ö 
ist  «n  auf  autonomer  Gründl^  steheados  Organ  der  auf  Gruud  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  versicherten  Arbeiter  und  deren  ArbcitgelMir* 

Ihre  Verwaltungsoigane  siod:  die  Generamnammlnog,  die  Direktion  nnd  die 
Aufsicht*  k  0  m  m  i  s^sion. 

^  Ii  i}.  Die  (Tcneralversammluns  besteht  aus  den  Delegierten  d^  Bezirks-Arbeiter- 
versicherungskassen,  welche  durch  die  Qenecalversammlang  der  Kassen  und  zwar  ge- 
sondert die^  Delegierten  der  Arbeitgeber  nnd  gesondert  die  der  Angestellten  aus  ihrier 
Mitte  im  VerhältnisH(>  der  Zahl  der  bei  der  Ka^se  versirhert*>n  .Mir  :Iir  1er  und  der 
Arbeitjjcber  derart  gewühlt  werden,  daös  jede  Kasse  in  der  Generaiversamuiluug  durch 
die  gleiche  Anzahl  Arbeitgeber-  und  versicherten  Arbeiterdelegierten  vertreten  «ei. 

Die  Gesamt-  und  VerhäKniKzahl,  die  Art  der  Wahl,  die  Zeit  der  Tätiirkeit  der 
Del^erteu,  die  Modalitätea  der  Eiuberufune  und  Abhaltung,  der  Ort  und  der  Zeit- 
punkt, die  Verhandlnngsovdnang  und  die  HeiehlaesfiMung  der  Qeoenlvenammlnng 
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werdca  durch  die  Statuten  der  Laades-ArbeiterkraQkeaiinteratütsaQgs-  und  Unfalb 
▼VBicheruDgskaaM  fisteeBtellt 

In  der  im  ersten  Jahre  einzuberufenden  Generalversamm!unj>  kann  t^ich  jinle  eio- 
ielne  Bezirkü-Arbeitervereicherungska^He  und  jinle  Betricbs-KraukeiiUüt«r!jiülzuugH.ka88e 
im  Verhältnisse  der  Zahl  der  versicherten  Mit^dieder  und  Arbeitgeber,  sowie  durch 
die  G^ia^lversammlungsdeic^erten  der  Arbeitgeber  und  Angestellten  am  ihrer  Mitte 
in  ffleicber  Zahl  gewaoltm  Delektierten  der  Arbeitgeber  und  der  versicherten  Ange- 
Bteliten  vertreten  ia.s.sen.  Ik'treffs  der  IConstifuierung  und  Einberofting  der  eiBteo 
Generalvenammluo^  verfügt  das  staatliche  ArbeitenrasicbemiupamL 

Die  doreh  die  BeriAe-AjbdterroreicherongalctOBen,  8(nm  doreh  die  Betviebe- 
Kranken unters tutzunpkassen  zu  wählenden  Deltgiectea  kflnnem  mir  GeneralveKMUnm* 
longsdelcgierte  oder  Dircktionsmitglieder  sein. 

§  1%.   In  den  Wirkungskreis  der  General veimnmliuig  geihOit: 

a)  die  Schaf  fang  nnd  Abänderung  der  Statuten ; 

b)  die  Feststellung  der  durchschnittlichen  Tagelohnklassen  24); 

c)  die  Ffi-^t^iteJhiUf^  des  Au.smuases  der  im  Falle  <*iner  Krankheit  zu  gewährenden 
Unterstützungen  und  die  Beschlnssfassung  über  die  Erhöhung,  bozw.  Ausdehnuqg 
oder  Herabsetzung  der  (Tntentfitznngen,  sowie  der  AuBweüi  der  Bedeckung  nnd  der 
Erhöhung',  bczw.  Herab.'*etrnnp  des  Beitragsprozentsatzes ; 

d)  die  BcschlussfasäUDg  über  die  Frage  der  Vermehrung  und  V^erwcndung  des 
CcMlken  Unterstützungsreservefonds ; 

e)  die  Beschlussfassung  betreffs  der  Errichtnng  von  Kmnkenhäu«crn  nnd  Er- 
holungsstätten und  im  allgemeinen  in  allen  jenen  Fragen,  welche  Mich  auf  die  Bunitäreu 
Angelegenheiten  der  versicherten  Mittrlieder  beziehen  und  eine  (jrnHScrc  Kapitalanlage 
beanspruchen,  über  den  An-  und  Verkauf  von  Beaütäten  sowie  übco:  die  U^)eroahme 
von  y «Achtungen,  weldie  mit  einer  grösseren  Betastung  der  Kaan  ferbtUKlMi  sind; 

f)  nie  Feststellung:  und  Abänderung  do*  Gef  ihri  r  'arifs  für  die  Unfallversicherung; 

g)  die  Feststellung  der  Modalitäten  der  AnBainmlung  und  V^erwendung  des  ün- 
ftülversicherungsreservefondt^ ; 

h)  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Direktion  und  Aufsichtskommission  der  Landc3- 
Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  UnfallverHiohernngskasse,  mwie  der  nicht  ständigen 
Mitglie<;ler  der  richterlichen  Abteilung  de^^  staatlichen  Arboit^TvcrsicherongMint»; 

i)  die  F&'tt^telluag  des  Jahresbudg^  der  Verwaltungskostan; 

j)  die  Uebcrprüfung  der  JnhTeM<£liifl8reclinangen  der  &nkenqnti»Bt8tenng  nnd 
^kr  Ünfallversichening  und  die  Ertt'iluug  oder  Verweigerung  des  Ab.inintoritmis; 

k)  die  Feststellung  des  Ausjuiaases  der  Beiträge  zum  PeasiouBfünds  der  Ango- 
«teilten  der  Kasse: 

1)  die  Beschlussfassung  in  jenen  Fragen,  für  welche  j*io  gt'mäs!^  dem  Genetze 
kompetent  ist,  oder  welche  durch  die  Statuten  in  ihren  Wirkungs^krcis  gewiesen  werden. 

Zur  (Jiiltigkeit  de«  unter  Punkt  v.  erwiUint^iu  Beschlusses  bedarf  t-n  bei  geheimer 
Abstimmung  der  ZosUmmung  der  Zweidrittelmebrlieit  der  in  der  Generalversamm- 
lung Anweeoaden,  und  Uberma  rar  Gfdtigkeit  der  in  den  Ponkten  «— g  und  k  ge- 
fittSteo  Beschlüsse  bedarf  es  der  Genehmigimg  des  Ptaatli'  hm  Arbi  -t«  rv,  r-ieherunL'"r'- 
vntß  nnd  zur  Gültigkt  it  der  im  Punkte  i  gcfassten  Beschlüsfiie  der  Genehmigung  des 
Handeisministere.  Ist  bei  der  ersten  Feststellung  der  zu  gewährenden  Krankenunter^ 
ftützune  keine  Zwcidritteltnehrheit  vorhanden,  so  wird  das  Au^mnR«?  der  zu  ge- 
währenden Unterstützungen  bis  zur  in  gesctzmässiger  Weise  erfolgteu  Aenderung  der- 
selben durch  dos  staatlidic  Arbeiterversicherungsarat  festgestellt. 

§  106.  Die  Dirdction  besteht  aus  der  in  den  titataten  za  bestimmenden  An» 
■ahl,  aber  hflchetene  ane  00  MitgHedem  nnd  der  gleicfafaUs  in  den  Statnten  fesüra" 
h'*-  Ilrndrri  Anzahl  FrsatzniKglieilern.  welche  die  Geueruh'ersümmlung  im  Vnrhältni»se 
der  1  n-legierten  der  Bezirks-Arbeilerversicherungskaiiseü  und  der  l;c[riel)s-Kraüken- 
nnt^rstützutigskassen  (8  104)  und  zwar  sowohl  die  Generalversammluugsdelegierten 
d'  r  Arbeitgeber,  wie  aie  der  Angestellten  aus  ihrer  Mitte  derart  wählen,  dass  in  der 
Direktion  die  Arbeitgeber  und  versicherten  Arbeiter  in  deicher  Anzahl  vcrLrcten  sind. 

Die  Direktion  wählt  aus  ihrem  Schosse  in  der  in  den  Statuten  zu  bestimmenden 
Beihenfolge  und  Zeitraum  afairechaeind  aus  der  Beihe  der  Direktionamitglieder  der 
Arbeitgeber  nnd  Angestellten  einen  Äfiatdenlen,  weldier  «idi  in  der  GenenalyerBainm- 
Inng  präsidiert,  ferner  aus  der  Reihe  der  IMrektioDsmil^ieder  der  Arbeitgeber  und 
Angestellten  je  einen  Vizepräsidenten. 

Der  Wirkungskreis  der  Direktion  erstieekt  eich  auf  alle  jene  AngeleMnlieiten, 
welche  durch  das  Gesetz  oder  durch  die  Statuten  nioht  der  Genöralverummlang  -rar- 
behalten  sind. 

Di«  «I  dem  BitM  der  Landfli-Axbeitakiaiikenniitentatnmgp-  und  UnMw- 
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mL-heningskasse  t&tieen  Aerzte  der  Beurks-  uod  Betrie^kasa«!!  bilden  aas  ihrem 
Bchoos^e  einen  Rtänaipen  Rat,  welcher  der  Direktion  der  Landc«-Arheiterkrankenunttr- 
«tützufljgs-  und  U  üf allverMcherunggk^aae  als  begutachtendes  Organ  dient  und  in  sani- 
tfreo  fragen  angehört  wndan  mtias.  Diessr  «tindige  ärztliche  Rat  kann  in  die 
Direktion  dor  Landos-ArbeiterkrankrrmnterstntzungB-  und  UnfallversicherunpRkaÄtiie 
aus  seinem  Öchoosse  drei  Mitglieder  wühlen,  welche  dort  iu  hanitüren  Frag««  aar  ver- 
aicherten  Arbeiter  Ikratunggrecht  besitzen,  Stimmrecht  aber  nicht  ausüben. 

Die  ^ahl,  die  Modalitäten  der  Wahl,  die  Zeit  der  Tätigkeit  der  Direktionsmit- 

flioder,  sowie  die  Mitghederzahl  des  ständigen  ärztlichen  Rnt^s,  die  Modalitäten  der 
[onetituieninj;,  Kinberuhing  und  Abhaltung,  der  Ort  und  der  Zeitpunkt,  der  Wir- 
)nu)£^krets,  die  Verhandlongsordnang  und  die  Beschlossfähigkeit  der  Direktion  und 
dei  atandiRen  antüicliein  Bates  wird  durch  die  Htetnteo  feeigeBtellt. 

^  107.  Die  Generalversammhin g,  und  zwar  gesondert  nie  Delorierteo  der  Arbeit- 
geber und  Augestcliten,  wählen  aus  ihrer  Mitte  in  gleicher  Anzahl  eine  Aufsicht»* 
Kommission. 

Die  Zahl,  die  ModalitSten  der  Wahl,  die  Zeit  der  Tätigkeit,  die  Art  der  Kon- 
stituierung, der  Eiuberufung  und  der  lätigkeit  der  Mitglieder  der  AufsichtskommibHion 
wird  durm  die  Statuten  festgestellt. 

§  106,  Der  Priaident  und  die  Vizepräsidenten  der  Kaaee^  sowie  weoimtens  die 
Bülte  der  Dfrdctione-,  sowie  der  AniwchtekominiwioneiBitgMeder  iat  «ns  «c  Bdh« 
der  an  dmi  ^itze  der  I^nnde,s-Ar]x>iterkrankeniinlentfttEiingp-  Und  UttfidlvweiolMniqga» 
ka^t^e  wohnhaften  FerHonea  zu  wählttu. 

§  109.  Die  Direktion  der  Kasse  kann  zur  Erledigung  der  ManipolatioiiB^^chäfte 
besoldete  Personen  anstellen  und  hat  das  dienstlidie  VerMltDiB  denettMi  in  einer 
Dienst-  und  Dieziplinarrorschrift  f^tzusteUen. 

Dii'He  Vorsehrift;«!  rind  hAüh  OeDeluiiigung  dem  staatifahen  AuMtaffenlelie» 
rungsamt  vorzulegen. 

Gegen  die  Ton  Stite  der  Direktion  der  Ka— o  in  den  Diaztpiinarangelegeiihetten 
der  Angestellten  der  Landes- Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  UnfallverAicherungs- 
kasse  in  erster  Instanz,  in  den  Disziplinarangelegenheileo  der  Angestellten  der  Bezirks- 
ArbeitGnra^icheriuignkassen  in  zweiter  Instanz.  i§  130)  gelnstea  Beschlüsse  kSnneii 
die  Interessenten  l)eini  staatlichen  Arbeiterverpi(  herung?>amt  Einspruch  erheben. 

§  110.  Zum  Ucnemlverrtnnimlutig-idclogiertcu,  zum  Afitglied  der  Direktion  luid 
AnfHichtskommisMion.  8<:)wie  zum  Ka-s-senbeamten  kann  nur  ein  ungarischer  Btaats- 
bürga-,  welcher  der  ungarischen  Sprache  mächtig  ist,  gewählt  werden  ;  un wählbar  ist 
hingegen  eine  «oldie  Person,  wt^die  nidit  ToUjährig  ist,  nnler  Knratel  atebt  oder  im 
Konkurs  if;t ,  o  Irr  1  hr  -.v  L  ri  ir .  ^  aus  Gewinnsucht  verübten  Verbrechen.«  oder 
Vergehens  mit  rochttfkratugem  richterlichen  Urteil  be^iraft  oder  schlieesUch  welche 
nun  Amtsverlust,  bezw.  Entziehung  der  Ausübung  der  politischen  Beeilte  'venurteük 
wurde,  in  dem  durch  da»  rwhtvskTüftigc  Urteil  festgc^itellfen  Zeitratiin. 

Wenn  diw  ^^cwäldtc  Direktious-  und  AnfsichtäkouimiHHionHmit.glieil,  oder  der 
Kassenbeamte  urii<  r  Kuratel  oder  in  Konkurs  geraten  ist,  oder  wenn  er  wegen  eines 
auB  Gemnnsucht  verübten  Verbrechen»  oder  V^igdieos  mit  rechtakrafUgem  richter- 
lichen Urteil  bestraft  oder  mm  Amteverlnat,  bttw.  EntiiebiiDg  der  Auafllrang  der 

golitischcn  Hechte  verurteilt  wird,  eo  er  dutdi  die  Direklioo  der  Emm  aeinv 
tellung  ohne  jedeu  Schadenersatz  zu  euthuben. 

Wird  gegen  irgend  ein  Dircktions-  und  Aufsichtskommissionsroitglied ,  oder 
grgcn  einen  Kas^enbeamten  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  verübten  Verbrechenf«  oder 
V  ergehenö  das  strafgerichtliche  Verfahren  eingeleitet,  so  üst  der  Betreffende  durch  die 
Direktion  der  Kasse  bis  snr  BeendigoDg  des  stnlipdclitllGiMii  Veffidmne  tarn  Amt» 
au  Buspoidiaren. 

die  in  dieser  Angelegenheit  ergangenen  BestsUflsse  der  Direktton  der  Kmo 

kann  beim  staatlichen  Arbeitcrversieherungsamt  Einspruch  erhobeo  werdCDi  die  Kr» 
hebung  des  Einsprucheis  hat  juduch  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§  III.  Der  Präsident  der  Direktion  und  der  Direktor  &  Kasse  werden  in 
ihren  Stelinngen  durch  das  etiuit liehe  Arl^eit^rvcrsichemngsamt  bestätigt. 

Die  Bestätigung  kann  aii«ser  den  in  §  110  aufgezählten  Fällen  nur  dann  vct^ 
weigert  werden,  wenn  die  Wahl  den  im  (Jcsetze,  beziehungsweii^e  in  den  Statuten  fest- 
geetellten  Bedingungen  nicht  entspricht,  oder  wenn  die  FeESonalverhaltoisse  des  Qe- 
wihlten  für  entsprechende  YendSnng  der  in  Bede  stehenden  Aemter ,  hinsiehtlfcii 
des  Zweckes  und  der  Aufgabe  der  Kasse,  keine  genügende  Cartintie  birti  n. 

§  112.  Die  Stellung  der  Mitglieder  der  Ueneralversammluni^,  der  Direktion  and 
der  AufaiditskommisHion  ist  eine  ehrenämtliche  und  als  solche  mit  keiner  besonderen 
E^tlobsong  Terbnnden;  die  mit  ihrer  Titigkeit  verbundenen  Baianslagtn  «erden 
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ihnen  jedoch  in  der,  in  den  StatnteD  der  Landee-ArbdterkraDkenuntenliUximgB-  und 
UnbllTersicherung^kBBm  fiestrastelleDden  Weise  und  Höhe  ersetzt. 

Es  kann  ihi  i  n  üT  rrdirsi  für  ihren  Zeitverlust  eine  Ehrengebühr  bewilh'gt  werden, 
wdche  zu  Lasten  der  VcrwaJtuu^kosten  über  Vorschlaf;  des  staatlichen  Arbeiterror- 
mdiantDgBamts  vom  Handdeniinister  feetgesteOt  wird. 

§  113.  Bf  trrffs  Irr  au8  Pflichtverletzunppn  oder  aus  Miesbrätichen  der  Direktion 
der  Landes-Arbf'ittrkrankenunterBtiitzung»-  und  Unfallversicheruiigbka.s^8e,  der  Auf- 
ai^tskommissioQ  und  der  Kassen  beamten  cnMadeBen  SchadenerBatzTerpflichtungeOi 
sind  die  bestehenden  gesetzlichen  Be-'^timmung^  massgebend  nnd  iti  die  Schamn« 
ersatzverpfiichtung  im  gerichtlichen  ^^'ego  ^Itend  zu  machen. 

8  114.  Die  VorwaJtung  der  I^mdcfi-ArU'itprkrankcnnnterfitiitzungs-  und  Uiifull- 
versicherungskasse  erfcdgt,  losofem  diesbezüglich  das  gegenwartige  Gesetz  nicht  obli* 
gatorisch  Tofagt,  in  der  in  den  Statuten  der  Käme  vorg^adirteMnett  Weisn. 

Die  Statuten  müssen  besonders  über  folgendes  Bestimmunp  treffen: 

1)  über  die  Zusammensetzung  der  Generalversammlung,  der  Direktion,  des 
Präsidiums  und  der  AuMchtskommission  der  Kasse,  sowie  des  standigen  irztltchen 
Hats,  über  die  proportionale  Vertretung  der  gewerblichen.  Fabrik«-  und  kommerziellen 
Angestellten  in  den  autonomen  Oriranen,  über  die  geneime  Wahl,  Konstituierung, 
Kecht^kreih,  über  die  Modalitäten  <!<  r  Vcrhaudluiijj  und  I5chtbliisfifas,-;img  der  aniu 
somen  Organe,  über  das  bei  der  g;eheimen  Wahl  der  nicht  st&ndieen  Mitelieder  der 
Direktion  der  Kasse,  sowie  der  nchteriidieo  Abteihing  d«a  ataaluehen  Aibeitermiw 

aidierungsamts  zn  bcohnrhtrnHo  Vrrfnlirrr  : 

2}  hinsichtlich  der  Krankenverßieberung,  über  die  durchschnittlichen  Tagelohn« 
klassen,  über  die  zu  leistenden  Beiträge,  über  die  freiwilligen  Mitglieder,  über  die 
Unterstützungen,  über  die  Errichtung  sanitärer  Institutionen,  über  die  AnstellTing  und 
das  dienstliche  Verhältnis  der  Aerzte,  üb«"  die  vermittelnden  Obliegenheiten  der 
Bczirks-Arbeiterversicherungskasscn  und  Betriebfi-KrankenunterBtützunrnkuHHen,  über 
die  Ansucht  de»elhen,  vba  das  zu  beobachtende  Verfahren  bei  der  Aorechnung  mit 
den  BeadrlES-  nnd  Betriefaekasaen,  über  den  KrankennntBretflfanings-Itcocrvofou<r  nnd 
im  allgemeinen  über  das  bei  der  Krankenvercirhorung  zu  befolgende  Verfahren; 

3)  bei  der  Unfallversicherung  über  die  kleiugewerblirhe  und  freiwillige  Ver- 
sicherung, über  die  Feststellung  des  Gefahrentarift,  6ber  das  bei  der  Einreihung  der 
Betriebe  tind  Erwerbiszwdge  in  die  Gefahrenklassen  zu  beobachtende  Verfahren,  sowie 
über  das  bei  der  Beeichtipung  der  Betriebe,  Ansammlung  und  Verwendung  des  Reserve- 
fonds, Aufnahme  der  l'iifälle,  Fest.«lellung,  Bewilligung  und  Ausfolcniig  der  Unter- 
Btötzuogen  und  Beaten,  für  die  Termittelnden  Obliegenheiten  der  iBezirks-Arbeiter^ 
maidMnuisakaaHn,  die  üeberwachnng  und  Alncdmung  und  im  allgemeinen  ffir  daa 
bei  dor  Unfallversicherung  zn  beobachtende  Verfahren ; 

4}  über  die  Verwaltung  der  LflJides-ArbeiterkrankenunterBtützungs-  und  Unfall- 
rersidieamngskasse,  über  die  Anstellung  der  Bcamteo,  über  die  Art  der  Regelung  der 
Dienst-  uno  DihzIplinarangelegcnLcitcn,  sowie  der  Pcn?ionsver8ieherung  der  Beamten 
und  Angestellten  der  Zentrale  und  der  Bezirkft-Arbeitervcrhieheruneskassen ; 

5)  über  die  Führung  der  Kranken-  und  UnfaUversichcrunesrcennuncen,  über  das 
bei  der  £videnzhaltttng  und  bei  der  liefemng  der  »tatietiachen  Daten  zu  neobachtend« 
Yerfahrco; 

6)  über  dir  Mcxlalitätcn  der  Anfeteihmg,  Uebaprttfnng  und  Approbicmng  dar 

Jahre?9chlu88rechnnngen ; 

7)  über  daa  Verahren  im  Falle  einer  Abftndemng  der  Htatuten. 
Verfüßuneen,  wplc'hf^  n>it  dem  Gesetze  und  mit  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes 

erlagpenen  Veroniuuiigeu  im  Widerspruche,  oder  mit  dem  Zweck  und  mit  der  Bo- 
stimroung  der  Kae<?e  nicht  im  ZuHunmenhang  atehen,  kfinnen  in  die  Statuten  nicht 
anigenommen  werden. 

f<  115.  Die  YerwaltimgBkoeten  der  Landes-ArbeHerkrankenunterstfitzungs-  und 
  versicherungskasse,  samt  den  ICoFton    w  li  lir  mit  den  Fit7.nrir<  Ti  der  Direktion, 

der  Genenüversammlung  und  der  Auf k l.i Dküuuuif!.«iüu  verbunden  mui,  sowie  der  im 
XIV.  Abschnitt  dieses  Gesetze»  erwäiintcn  Schiedsgcridifee^  belasten  aas  Budget  des 
Ilandel.'^niinisters,  in  Kroatien-filaTOnien  die  iAndesr^giemng,  und  sind  in  deren  Budget 
jährlich  zu  präliminieren. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  durch  die  General vcrsanindung  der  Ka-sne  angenommene 
KoetenTonnachhig  im  dea  «taatUchen  Arbeiterveraicherungsamts  dem  Haod^ 

minfster,  in  ffronien-Sfammien  dem  Banns  von  Kroatioi-SlavonieD-Dalmatlen  behufs 
Genehmigung  zu  unter!  rritrn. 

§  116.  Die  Landes- Ar>>eiterkrankenmiter8tützungs-  und  Unfaliversichmingskasse^ 
all  Baditopenon,  kann  VetpfUehtangen  ftberaehmen  und  Bachte  erwerben. 
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Die  Kvmo  wird  geron  Sbec  den  Behörden  und  diiUeu  Fenonea  ia  ilireui  gosets-, 
besw.  statntenmä^aigen  wirktin«Blcnds6  durah  den  Pkfadwteo  der  IMrektioD  und 

durch  dcQ  geschättsführendon  Diroktur,  bozw.  (hirch  ihre  Stellvertreter  in  coix  reto 
Tertfetcn.  —  Diese  Becht«vertretung  erstreckt  sich  autth  auf  jene  ReciiUget^chäfte, 
welche  einem  anderen  Gesetze  gemäss  einer  besonderen  Bevollmächtigung  beuärfeo. 

§  117.  Die  rjandes-Arbeiterkrankenuntprstütziing^s-  und  Uiifallvorsiciicrunp.-*kas«;e 
iat  verpHiclitct,  die  durch  den  Handelsmiuister  im  Vcrorduung.swcge  vorgcseliriebenea 
Rechnungen,  Kvidenzhaltungen,  die  Kranken-,  Unfall-  und  eunstigc  statistischen  Aus- 
weiae  zu  füihren  und  die  JahiaBrechnangen  und  das  £icgehni»  ihrer  etatatenmässigea 
TJeberprüfung,  soiri«  die  atatietfadien  Awmiaa  qpiteetwu  Ei^  Jmd  dee  folgeadeit 
Jahne  dem  ataadidieii  ArbeiterrvaidiflnuigBaiiit  roczakgea, 

XI.  Abschnitt   Bezirks- Arbeiterversicheru  ugöka  s  gen. 

§  118.  Der  Zweck  der  Bozirkß-Arbdterver8ichcrnng>*kfiAsc  ii^t  der  in  den  Statuten 
der  Liande8*ArbeiterkraiikenunterBtützung8-  und  UufaiivertiicheruDgskasäe ,  sowie  in 
ihnn  eigenen  Statuten  festgestellte: 

1)  die  YermitUung  wid  Venehnng  der  örtlictun  Geachilte  der  KiankeDver- 
sichernn^;  zn  dem  B^nfe: 

ai  ülierwacht  sie  die  Arbeitgeber  hinsichtlich  der  Erfüllung  der  -linnoldangepfUcht : 

b)  hält  die  versicherungspflichtigen  und  freiwilligen  Mitglieder  m  Evidenz  und 
flO^  rar  ihre  Versehung  mit  Milglio£izertifikaton ; 

c)  sorgt  für  die  Umlage  und  E^inhcbung  der  Bc'itrlge^  hält  die fieitEegBrOokstiode 
in  Evidenz  und  Rorgt  für  die  Eintreibung  dertieibeu ; 

d)  zahlt  die  Beiträge  aus,  sorgt  für  die  ärztliche  Behandlung,  für  die  Ausfolgung 
der  Heihnittel  und  yertugL  betreffs  der  KrankeuhMupflege  dea  erkronkteD  Mitgiiedee; 

e)  fährt  die  in  ihren  Wirkungskreis  gewiesenoi  Banken unterBtütZTing»evid«M- 
Jl«ltnngen  und  die  StAtistik; 

f)  vertritt  die  Landes-Arbeiterkraakenuuterstützuaga*  und  UnfaUreruchaange- 
kasse  und  amtet  im  Falte  einee  Anftra^  im  Namen  der  Käme  vor  Geriehfeen  nnd 
Behörden ; 

2)  die  Vermittlung  und  Veruchuug  der  örtlichen  (icschäfte  der  ünfallTersicheruiig ; 
■a  dem  Behufe: 

a)  überwacht  sie  die  Arbeitgeber  der  versicherungspflichtige  Arbeiter  be> 
schiftigcnden  Betriebe  hinsichtlich  der  Anmeldung  der  Arbeiter  und  Betrt^,  der  im 
Betnelio  vorkommenden  Veränderungen  und  der  Unfälle,  hiiiHichtlich  der  Eiolicfening 
der  auf  die  Iiohnveritältnisse  bezüglichen  Daten,  sowie  bei  der  Durchführung  der 
Unlallverhfltanjgamaiienahmen ; 

b)  hält  die  im  Bezirke  befindlichen,  für  Unfall  versicherten  Personen  und  Be- 
triebe in  Evidenz  und  vermittelt  die  Anmeldungen  laut  Punkt  a,  sowie  die  Einzahlung 
der  IJnfallversicherungsbeiträge  und  Taxen  zur  Landeekasse,  bczw.  geht  bei  der  £Ul- 
hebnng  und  Eintreibung  der  Beiträge  und  Taxen  nach  dem  Gesetze  vor; 

c)  amtet  bei  der  Aufnahme  und  Feststellung  der  Unfälle,  sowie  bei  der  Peet» 
Htclhing  <!.  r  Folgen  des  Unfaliee  und  bestimmt  dte  TorflbergehMiden  Untsrst&tsongaa 
nnd  Kenten; 

d)  vermitteilt  die  durch  die  LandeB-ArbdterktankennnterstatstingBo  tmd  Unfall- 

venricherungskaRHe  geleißteten  T?entenan^zahlnngen ; 

e)  führt  die  in  ihren  Wirkungskreis  gewiencneo  Evidcnzhaltungen  und  Suüätik. 
Zwei  Drittel  der  reinen  JahresüberschüsHe  der  BeB&fca-Arbeiterversicherungskaaaea 

Sehnhrcn  iler  I\.in  ic.--Arl)L'iterkr.inki'Munter»tützung8-  und  ünfallversicherungskaaae; 
eiunach  sind  die  zur  Deikung  der  laufenden  Au8)^ben  nicht  notwendigen  Creldvor- 
räte  der  Bezirks- ArbcitervcrsicherungHkasson  in  die  Landes-Arbeitcrkriinkouunter- 
stützungg-  und  Unfallversicherungakasae  einsuliefern.  Die  Art  der  Vorwendunff  dea 
reetlfchen  Dritteb  des  JabresüberaishnmeB  stellt  die  Beeirke-ArbdterTareichenmgBkasee 
fest;  dieses  Drittel  (hirf  jt-doch  nur  zur  erhöhten  Befriedigung  der  gesetzlichen  L^iitcr- 
8tützungHaii8i»riiiiie  dt  r  \'f  rsicherten  oder  zur  Errichtung  und  Erhaltung  der  der 
Unterstützung  dient  :  [  .  liiHtitutionen  verwendet  und  hie?on  höchstens  10  Vtoz,  als 
Priiiiiie  d<Mi  Aiig'  -trlitt  n  dw  Px  /irks-Arbeiterversicherungskaflse  bewilligt  werden.  — 
Die  auf  die  V'crweu  luug  der  zuriu  kgchaltencn  Ucberschüäse  bezüglichen  Bfächlüsae 
der  Iie/irk8-Arl>citerverHichRrung.-)kasscn  haben  nnr  naoh  der  Genehmigang  des  ataat- 
ichen  Arbei(erren>icherungBamtf(  Geltung. 

§  119.  Die  Zahl,  das  Gebiet  und  der  Sita  der  Becifle«>]&ankenarbfliterv«r- 
siehermigskaasen  gelegentlich  ihrer  Tledr-xanisitTung  auf  Grund  «lie-r-  Cesetzcs  wird 
nach  Anhören  der  lAudes-Arbeiterkraukenunterstiitzungs-  und  UofaUversicherungs- 
kasse  durch  das  ataatliehe  AxfoeiterranioheniDgBBmt  fes<iesteUt. 
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§  120.  Mitf^lied  der  Bczirks-ArhdtPTTcriÄichmingBkasae  wt  eine  jpdc  im  B^^zirke 
beschäftigte  versichcruiigspflicliti^e  Perüuu,  inäuf^oe  de  nicht  in  irgend  einer  auf  dem 
Gebiete  der  Bezirkskasse  befindlichen  Betriebs-  oder  Bergwerks-Krankenunter* 
•tölsniigpkaMe  nach  der  im  GewUe  beitimnateo  Ait  ood  Maate  iät  dm  Fall  eins 
Kranuat  Tcniehert  ist 

Mitglied  der  Bczirka^ArbeiteryerKicherung^kasse  ist  forner  der  Ei;j;rtitüiiK'r  ji  dt-r  im 
Bezirk  befindlichen  Unterndunu^  oder  Anlage  sowie  jedes  Betriebes,  in  weichem  aich 
gemäss  dieMm  Gesetze  für  den  dncr  KnnUieit  odar  «inea  Unfalla  TanichanuigB- 
pflichtige  Angestellte  befinden* 

Ausnahme  bilden : 

aj  die  AngestellteD  solcher  Verkehrsuntemdunitngen,  deren  Betrieb  sich  auf  daa 
Gebiet  mehrerar  Bezirks-ArbetterversioiierangBkaMiien  erstreckt;  sämtliche  Angestellte 
dieMT  ünternehmung  sind  bei  der  für  den  üitz  der  Unternehmung  zuständigen 
Bezirkjj-ArlM'iterversicnerungskasae  anzumelden,  k<)nncn  aber  aueli  bei  jener  Ho/irKs- 
kasse  versichert  werden,  welche  hinsichtlich  der  Beschäftigung,  beizw.  des  Wohnsitzes 
der  Anseitellten  kompetent  ist: 

b)  die  Ansrestelhen  joner  l'^nternohmiingpn,  deren  Betrieb  sich  auch  auf  nine  an 
veri^hiedeuüu  Orten  zu  leibieudo  Arbdl  erstreckt;  die  Angestellten  der  regeliuiicisi^eQ 
Anlage  solcher  Unternehmungen,  welche  auf  der  provisorischen  Anlage  besch&ragt 
aind,  Können  auch  wührend  dieser  letzto'en  Zeit  bei  der  für  den  Sitz  des  gewerblkJlfiD 
Geschäftes  zustSnditron  Bezirks- Arbeitcrversicheruni^kasse  versichert  weruen. 

§  ]_'!.  Die  oinlritt.^pflichtigen  Mit^'iiodor  können  insulaage  der  Betrieb  oder  die 
Beschäftigung  auf  dem  Gebiete  d&c  Bczirks-Arbeitcrversicherungskasse  andauert,  aoa 
dem  Schwee  der  Bezirtrabme  mir  dann  anaadieiden,  wenn  sie  nachweisen,  da«  «e  an 
irgend  einer  ini  Bezirke  l>efindlichen  Betriebe-  <j(]er  Rorglwka-KnmkeDttDteBBttttanoga* 
kasse  in  vorschriftsmäsäiger  Weise  übergetreten  üiod. 

§  122.  Die  autonome  Organisation  und  Tätigkeit  der  Bezirks^Arbeitarrer* 
sicheiungskassen  wird  mittelst  Schaffung  von  Statuten  durch  die  Generalversammlung 
der  Kasse  festgestellt.  Die  Gültigkeit  der  Statuten,  sowie  jedwede  Abänderung  dcr- 
aelben  bedarf  der  Genehmignns  dos  staatlichon  Arbeitcrvi  rriioherungsamts. 

VarfflKOugen,  welche  mit  dem  Gesetze  und  mit  den  auf  Grond  des  Gesetzes 
eriaasenen  Verordnungen,  aowie  mit  dem  Btatuten  der  Landea-ArbelterkTankenimter'- 
Stützung^-  Mw]  T'nfalfver^ichcrnngskasse  im  Widerspruche,  oder  nicht  im  Zusammen- 
halt mit  dem  Zweck  und  der  ikstimmung  der  Ka.s->e  stehen,  können  in  die  6tatuten 
niebt  aufgenommen  werden. 

Die  Bücher,  Keohnnn<:;«n  der  Bezirks-Arbeiterversicherungskassen  sind  in 
ungarischer  Sprache  zu  fühn  u,  ihre  Berichte  sind  an  die  Landes-Arbeiterkranken- 
anterstützungs-  und  L"n  fall  vor -icherungskasse  in  ungarischer  Sprache  vor/ulop-n. 

I  123.  Die  ersten  Statuten  der  &zirkB-Ari>eiterTersicherungBka8JiC  werden  durch 
Hitena  der  im  Bezuice  konakribierten  venndierangsnfliditigen  Ansestdltcn  und 
Arbeitgeber  unter  Mitwirkung  der  Gewerbebehördo  er^tor  Instanz  gesonrlert  in  gleicher 
Zahl  zu  wählenden  Yertrauensmänner  fcHtgesteHt,  welche  die  Stattrton  b('liufs  Ge- 
Bdunigung  dem  stiuitlieben  Arbeiter  versichern  ngsamt  vorl^?eu. 

§  121.  Tnsoferne  diu*  (losot/.  odor  die  Statuten,  bozw.  Reglements  der  LAude^- 
Arbeiiorkrankciiunter6tützun{r^-  tuid  Unfallvcrsichcruiigskassc  nichts  verfügen,  haben 
dieStatuti  ti  der  Bczirka-Ar])oitorvor.4icii<  run^kassen  l)ttOnderB  BeBtimmimg  zu  trefiea: 

1)  über  Namen,  Gebiet  und  Sitz  der  Kaase; 

2)  Qber  dleZtwammensetxnngder  Generahraraammlung,  Direktion  nnd  Prialdinm 

der  Aufsichtskommission  der  Ka-  o.  sowie  des  stäiidiu'on  ärztlichen  Rat«,  über  die 
proportionale  Vertretung  der  gewerblichen,  Fabrik»-  und  kommerziellen  Angestellten 
m  den  autonomen  Organen,  ü^r  die  geheime  Wahl,  KonstituieruDg,  Rechtskreis,  über 
die  Älodalitäten  der  Yorbandlunt^  unu  Beschlu88faSf*tnip;  der  autonomen  Organe,  über 
düö  bei  der  N'cirwaltuug  der  Ka.-ise,  sowie  bei  der  pohoimen  Wahl  der  gewählten 
riiditerlichen  Mitglieder  zu  beobachtende  Verfahren ; 

3)  über  die  Form,  den  Zeitpunkt  and  die  Modalitäten  der  Anmeldungen,  über 
daa  Verfrimn  bei  den  Aninddnngen,  bei  der  Anastellang  der  MitgUeda-Zertifikate 
und  bei  der  Evidenzführung  der  Mitirlieder; 

4)  über  das  bei  der  Aufnahme,  Eridenzführung  und  Ausscheiden  der  freiwilligen 
Mitglieder  zu  beobachtende  Verfahren  und  über  die  Unterstützungsansprüche  derselben ; 

5)  über  das  H  ■:  ler  Auszahlung,  Einhebung,  Eintreibung,  Uebcrprüfung  und 
Evidenzhaltung  der  Im  i  ikenunteri+tützungsbeiträge  und  der  ünfallverfliobcrungsbeiträge 
and  Taxen  zu  beob  u  lu- nde  Verfahren; 

6)  über  das  bei  der  Anmeldongf  Aufnahme,  Untenachung  und  Evidouhaltung 
Unfälle  zu  beobaditenda  VerblirB; 


Digitized  by  Google 


—  262  — 

7)  über  das  bd  der  Ftttstelliuig,  Oewibnuig  der  UnterBtützungeD  und  bei  der 
Kontndlt  dar  Kranken  in  beotMchtende  VerCdiren,  Uber  Anstdlung  nnd  Dienstrer- 

lliltnia  der  Aerzt*«,  bpzw.  fibor  dio  freie  Wahl  der  Aerzte; 

8)  Aber  die  Verwaltung  der  Kasse,  über  die  AnstAllung,  Dienst-  und  Disziplinar- 
angdegcnheiten  der  Barnten; 

Ol  über  die  Ant*tf  l!unp  der  Vertrauengmänner  aupserhalb  det*  Sitzes  der  Kasse, 
Über  deren  Rechte,  Pflichten,  über  die  Kontrolle  ihrer  Tätigkeit  und  über  die  Ab- 
ledinung  mit  denselben; 

10)  über  die  Venehaog  der  yenmUeLDden  Oblicgenbcitea  der  Gemeinden  und 
Gewcrbdcorporatfonen ; 

W'i  über  die  Fühning  der  KrankcnantcrstütnUM»-  und  UnfallverKichcning-;- 
rechnungeu,  über  da**  l>ei  der  Evidenzhaltung  und  bei  der  Lieferung  der  Btatij^tischen 
Daten  zu  beobachtende  Verfahren; 

121  über  die  MrKlaliUiten  der  Aolitdlang,  Uebafuräinng  und  Oenehmigiiog  der 
Jahr^echluBärechnuiigeu ; 

13)  über  daa  bei  der  Abinderong  der  Statuten  zu  beobachtende  Verfahren. 

§  125.   Die  autonomen  Organe  der  Bezirkp-Arbeitervcrpicherungskaaeen  ailid 
1}  die  Gencralversammlang;  2)  die  Direktion;  3)  die  AufBichtHkommission. 
§  126.  Die  Generalversaminlung  besteht: 

a)  ans  den  Delegierten  sfimtlicher  versicherten  KassenmitgUeder; 

b)  aus  den  Delegierten  der  nicht  Tersicherten  Arbeitgeber. 

Die  Delcfriertcn  der  Generalverpammlung  werden  zur  Hälfte  von  den  die  ver- 
aidierten  Arbeiter  beechäftigendeo  Arbeiürebern,  zur  Hälfte  von  den  bei  der  Kasse  rer- 
afeherten  Arbeitern  gesondert  aus  ihrer  Mitte  gewihlt. 

Die  Zahl,  die  Modalitaten  der  geheimen  Wahl,  der  Zeitraum  der  Tätip^lceit  der 
Delegierten,  die  Art  der  Einberufung,  der  Ort  und  die  Zeit  der  Abhaltung,  der 
Wirkungsicreis,  die  Art  der  Verbandlimg,  das  bei  der  AbBtimmung  zu  beobachtenda 
Verfahreji,  die  Art  der  Beechlussfasrang  und  die  B^chlusefähigkeit  der  Generalver- 
sammlung werden  unter  Beobachtung  00*  Verfügungen  dieses  Gesetzes  durch  die 
Statuten  festgestellt. 

§  127.  Die  Mitpliwlir  der  Direktion  und  der  Auf.-ichtskoramifision  werden  ge- 
8ondert  aus  ihrer  Mitte  zur  Hallte  von  den  GcueralvcrBUDimltuigi^-Del^erteu  der 
Arbeitgeber,  zur  Hälfte  Ton  den  GcDeralTcnaoimlangB-Dekgiertcn  der  nnidurtai 
AngeateUtoi  aeirählt. 

Der  Wnrkimgtkreia  der  DireHi<Ri  eretre^  eidi  auf  alle  jeoe  Oeadiifte,  wddie 
In  den  Statuten  der  Generalversammlung  nicht  vorenthalten  find. 

Die  durch  die  ßezirkft-Arbeiterver.-icheningßkaese  zur  Gewährung  der  ärztlichen 
Heilbehandlung  designierten  Aerzte  bilden  aus  ihrem  SchoBse  einen  ständigen  ärzt- 
lichen Rat;  auf  'bs>*n  WirkiiiigBkreis  und  VoigehieD  finden  die  im  4.  Aba.  ma  §  lOtf 
enthaltenen  Verfiigun^t  11  Anwendung. 

Die  auf  die  Konstituierung:,  don  Wirkungskreb  Uld  auf  die  Tätigkeit  der 
Direktion,  dea  ständigen  ärztlicnen  Rats  imd  der  AuldchtakoinmiMion  b«ögUd«n 
näheren  Bestimmungen  (5.  Abs.,  §  106)  sind  in  den  8tatiiten  fcatznstclleD. 

§  128.  Die  auf  den  Erwerb  oder  VeräuPFerung  von  Bealit&ten,  sowie  auch  anf 
die  Üebernahme  der  mit  einer  grOeseren  Belastung  der  Kasse  verbutdeoen  Ver- 
pflichtungen bezüglichen  Beschlüsse  der  Generalversammlnng  der  Beehln-Arbeiter- 
versicheruntr^-kasse  oder  der  Direktion  sind  nur  nach  Zuetiramung  der  Direktion  der 
Landes-ArbeiterkrankeDunterstützongs-  und  UnfaUvereicherungskasse  und  nach  Ge- 
nehmigung des  atairtlichen  Arbeiterviraidierungsamts  gültig. 

§  120.  Der  Handelsniinister  wird  erniarhtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  im  Verordnungsw^ge  jenes  Verfahren  und  joie  Modalitäten  festzustellen, 
lant  «ddien  dia  Gerndnoen  m  die  Örtliche  Yermittiimg  der  KrankeiiTcraidMruiig 
elnbfliBOgen  werden. 

In  jenen  Gemeinden,  in  weleheij  die  Zahl  der  für  den  l'ali  einer  Krankheit  ver- 
sicherten Mitglieder  50  fibenteigt,  können  behufs  Vermittlung  der  Versicherung  neben 
der  Gemcindevorstehung  aus  der  Reihe  der  versicherten  Mitglieder  und  Arfaeiteeber 
Lokalau!»pchÜH4»e  gebiloet  werden.  Auf  die  Bildung,  den  WirkungskreiB  und  die 
Tätigkeit  der  l/okalausechüsse  bezügliche  Bestimimiiiiri n  werdiii  durch  den  HandeU- 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  im  Verordnungsw^  fest- 
gestellt. 

Die  Gewerli«  korporntioncn  kßnnen  die  Vermittlung  der  Krankenversicherung  bei 
der  Benrka-ArbeiterversicheruD^kaiise  der  bei  ihren  Mitgliedern  beschäftigten  Arbeiter 
auf  eigaie  Vcrantiiortimg  fibemdunaD.  Die  Kaue  ktno  die  dieabertgMi  nwtaade» 
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«nkommene  Voreiabaruug  our  aus  wkhljgui  GründeD,  mit  Q«D«hii4gaQg  des  •tut- 
udm  AxMtcrtranic3ietang:sarnt«,  aufheben. 

§  130.  Die  DinktioM  <ut  Kasse  kann  zur  I>li  li-jung  der  Manipulationageschäfte 
g^gen  EntlobouDg  PenODeo  austeilea;  das  Dieuätverhüluus  derselben  ist  ixi  der  Dienst- 
«Dd  DisziplinarrotBclirift  zn  regeln. 

Die  auf  die  Systemisiernng,  Fe^t'^tellung  de«  Gehalte«  der  Manipulantenstellen, 
sowie  auf  die  eudgultige  Besetzuuc  dieser  SteUen  bezüglicheu  Beschlüsse  der  Direktion 
t^ind  behufs  (ieneomigung  der  Direktion  der  Landes-Arbeiterkrankenanterstützungs- 
uod  Utt&ülvaraiclMningBkMBe,  die  Diflnst-  und  i)iaäplinarTOtaohciftflQ  jedock  dem 
«taaÜklieD  Aibc<t«'f«fwcli«ran^wmit  ▼onolegeo. 

Tu  Irr  I  >i>;  iplinnrvorsohrift  ist  den  Angestellten  diw  Beruftingsrecht  (§  109)  an 
die  Direktion  der  Landen- ArbeitörkraakenimterstützunKS-  und  Unfallversicherungskasee 
gegen  die  in  Disziplinaratigelegenheiteo  gefiuaten  Endbeschlüsse  zu  sichern. 

§  131.  Die  im  §  110,  im  ersten  Absatz  des  ^  112  und  im  §  113  enthaltenen 
Vcrf  üguugen  finden  auch  auf  die  Bezirkä-ilrbdterversicherungskassen  in  enUprechender 
Weise  Anwendung  mit  der  Aenderung,  dass  die  Verfügungen  betreffs  der  Barauslagen 
der  GeDenlvfifiammlimgai',  D'ueküontf  und  a nfM<yhfa>irnmiwiMi^«-M'*g*''Hfl«'  in  deo 
Statuten  der  Bealrks-ATb«itflrTar8ich«tiii(^kaM«  zu  treffen  nnd,  tmuK,  dam  cidi  die 
^^  rfn_Hiigen  des  §  113  auch  auf  die  r^chadenersatz-Haf^fliclit  der  GeoMindeTOr* 
»tehungea  und  Gewerbekorporationen     12d)  blieben. 

S  132.  Die  Beeirln-ArbeiterversicherungskasBe  kann  in  ihrem  dareh  dieses  GeseCc 
und  durch  die  Statuten  da*  Landes-Arbcit^rl^rnTilv-rTninrcrstützungs-  und  ünfallvcr- 
sicherungskasse  festg(^iellten  Wirkuni^s kreide  Vtirptiichtungea  übernehmen  und  Eochle 
erwerben.  Gegenüber  Behörden  und  dritten  Personen  wird  die  Kasse  durch  deo 
PriaidentaD  der  Dtiektaoa  nnd  durch  den  geechäftaführenden  Direktor  (Sekretär),  bezw. 
dank  denn  Siellvertnter  vertreten.  DteM«  Vertretungsrecht  entreckt  eich  auch  auf 
iena  Bai^tageiciiifte»  welclie  «in«m  «nderan  üeMteo  gemiM  eine  BevoUmiGlitqsaDg 
oedurfen. 

§  133.   Das  VerbSlinis  zwischen  den  Bezirks-AriMitervenBehernngekaeien  und 

den  Acrzt(^n  ist  Gegenetand  der  freien  üebercinkunft. 

In  der  Frage,  ob  die  Kasse  die  ärztliche  Behandlung  der  versicherten  ^litgliedtir 
mittels  Anstellung,  Delegierung  yon  Aen:ten  oder  durdi  die  freie  Wahl  der  Aerzte 
▼eni^^  ^(acheidet  bei  Zostimmang  der  Landes-Arbdterkrankenunteretützuogskaaae 
nnd  bei  Genehmigung  dee  etaatU^uan  Arbeitervräeicherungisanits  die  Generalversamm» 
limg  der  Kasse. 

Uinsichtiich  der  Veraehung  der  Obliegenheiten  der  Kassenärzte  und  der  dem 
Uebereinkommen  entsprechenden  Entlohnung  zwischen  den  Kassen  und  Aerzteo  auf- 
tauchende Streitfragen  entscheidet  bei  Aufrecnterhaltung  des  diesbeziiglichen  >N'!rknnß:s- 
kreises  der  Landee-Arbeitericrankenuntt^rstützungs-  und  UufallversicherungHküJ^.sc  das 
ataatliche  Arbeiterversicherungpamt. 

§  134.  Werden  bei  ein«*  gewerblichen  Anlage  oder  bei  einer  BauunAamehmung 
AxMter  hi  einer  grosseren  Anzahl  beediäftigt  und  befindet  sich  weder  am  Sitze  der 
Anirmc  n  rli  in  deren  Nähe  ein  Arzt,  so  kann  d oh  staatliche  Arbeiterversicherungsanil 
den  Unternehmer,  bezw.  den  Fabrikanten,  behufs  Httibehaadiiing  der  Arbeiter  zur 
Anstellung  eines  Arztes  verpflichten. 

Mehrere  benachbarte  Fabriken,  bezw.  Untemehmangeo  kOnnen  aar  Anatellnng 
^nes  gemeinsamen  Arztes  verpflichtet  werden. 

Zur  Entlohnung  dee  derart  angestellten  Arztes  oder  der  Aerzte  ist  die  Bezirks- 
ArbeiterversicheruQgMcaese,  bezw.  die  Landes-AibeiterfcnulkenaQtenttttznDge-and  ünlali- 
versicherungskasse  beizutragen  verpflichtet. 

In  strittigen  Fällen  ällt  dtti  AoamaM  det  Bettngw  das  ataatiidie  Arbwter- 
veraicheni  ngsam  t  fest 

Inaofem  irgend  eine  gewerblich«  Anlage  oder  Untemehnrang  den  gemäss  diesoi 
Paragraphen  festgestellten  Verpflichtnngfa  nicht  nachkommt,  so  besorgt  den  Arzt  für 
die  Angestellten  der  Unteruehuiung  auf  Kosten  der  Uuternehmung  die  Bezirks-Arbeitcr- 
versicherungskasee.  In  diesem  Falle  sind  die  mit  der  Anstellung  dos  Arztes  ver- 
bundenen Kosten  da  Bezirkskaase  vom  Unternehmer  im  adminiatrativen  nach 
Art  der  öffentlichen  Steuern  einzutreiben. 

8  135.  Wird  bei  den  im  Punkt  4  §  1,  des  gegenwartigen  Gesetzes  aufgezahlten 
fianarbeiteu,  bezw.  bei  den  zur  Durchführung  von  Bauarbeiten  gebildeten  anderen 
ihnlichen,  provisorisdien  Untemdimungen  längere  Zeit  hindudi  eine  grössere  Zahl 
Arbeiter  be**chäftigt,  so  kann  In-  >*taaUiohe  Arbeit^^rversicherunOTamt  dem  Bnnunter- 
D^uner,  t>ezw.  der  Untemühmuxig  gestatten,  nötigenfalis  jedoch  den  Unternehmer  oder 
die  Untetnehmnng  verpflieliten,  dass  sie  die  dteaetn  Qeaelae  entsprecliende  Kraoken- 
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untentützung  der  bei  der  UDternehmung  beschäftigten  Arbeiter  aus  den  eleichftll» 
diesem  Gesetze  geralas  dnztiflehaideD  Heiträgeo  unter  der  Anisidit  mid  Kontrolle 

der  Bezirkft-Aibi'itcrvorsichpriingfkaspc  Helhmt  bt  werkstelligen. 

Die  durch  den  Unternehmer  oder  durch  die  Unternehmung  in  diesem  Falle  eio- 
nudeihenden  Beiträge  und  zu  gewährenden  Unterstützungen,  sowie  daa  bei  der 
barung,  bei  der  Evidenzhaltung  und  Unterstützung  der  Arbeiter,  sowie  bei  der  Lieferung 
der  etatiBtiftchcn  Daten  zn  beobachtende  Verfahren ,  wird  in  Gemässheit  der  Be- 
ttililinnngen  die,«»^  (Jesrl/-'-  diirch  di\s  ht.iatliche  ArbeiterverBicherungsamt  festgestellt. 

Das  Btaatlichc  Arbeiterrersicherunj^iaoit  kann  jenen  jBauuntemehmcr,  welcher 
der  im  Sinne  des  zweiten  Ab<<atzes  erteilten  Weisung  nidit  naofalromnit,  oder  bei  der 
Einhebung  drr  Beiträge  und  bei  der  UnterRtütznnp  Unterlassungen  oder  Mis^bräiiohe 
begeht,  verpflichten,  franithchen  bei  ihm  beschäfticten  Veraicherungspfhchtigeii,  bezw. 
deren  Hinterbliebenen  die  durch  die  Lande8-ArbeiterknuiikMiiintecBtüt7.uiigs-  und 
Unfnllversicherungskasse  gewährten  KrankeniinkntfitsiiDgeQ  aas  eigfloen  Mitteln  und 
ohne  jc<le  Abzughljereohtipung  zu  tragen. 

l>ie  hinpichtlich  die.>^er  Ver}>fli' htima  auftauchenden  Streitfragen  entscheidet  die 
Gewerbebf^rde  und  in  diesen  Strdttrageu  kann  in  Vertretung  deir  Angestellten  auch 
die  BealrkS' ArbdterrerMdieni  n  gs  k  aase  jerftiam. 

ünterläsBt  der  Bauuntcrnelinier  die  bezüglich  der  Evidonzhaltung  der  Mitglieder, 
der  Lieferung  der  ötatiHtiscien  Daten  und  der  Abrechnung  erla'^t'enen  Verordnungen 
•a  befolfj^en,  eo  kann  er  durch  daa  staatliche  Arbeiter versicherungHamt  ndt  einer  Geld- 
hii'so  ]m  zw  1000  K  belegt  werden,  weiche  im  adminiatratiTen  Wege,  nach  Art  dsr 
öffentlichen  Stenern  einzutreiben  ist. 

Wunk'ii  die  Hauarbeiten  eingestellt,  so  ist  da«  gemäss  lii  r  Aluci  liimng  erübrigende 
Vermi^gen  in  die  Landes-ArbeiterKrankenunterstütsungs-  und  üuialiversichenuigftkasae 
«inznltefem  und  ist  dem  KrankanuntarstflUungnroMiryofond  eimovaMbaD.  Dar  Bot 
gebührt  we<ler  dem  fiaauntanihiiMr,  beaw.  dar  Untenielimmig^  nodi  doi  nwidiattaD 
Angestellten. 

?186ii  Daa  staatliche  Arbeiterversiehcningsamt  kann  die  Bezirks- Arbeitervcruch^ 
^  n««e  aufl5f<en,  bezw.  Uu  Gebiet  gana  odtf  teilweise  dem  tiebiete  (iaar  anderai 
Bezirkskatisc  citiverleilven : 

a)  wenn  die  (lencralverBammluiig  die  Auflösung  beschliesst; 

b)  wenn  man  im  Gebiete  d&r  Besirkakasse  den  gesetemitoBigen  Verpflichtumn 
selbst  bei  den  hflehsten  Beiträgen  niebt  entspreehen  kanii  wid  daa  lotenaM  der  ver* 

Hicbernng  die  ganze  oder  tcihv*  ise  Einverleibung  des  Gkbietea  der  BodlkakaBie  in  dlie 


Gleichzeitig  mit  der  Anordnung  der  Auflösung  ir^t  Verfügung  zu  treffen,  dass 

die  ver«ichorung8pflichtigcn  Mitglieder  in  eine  andere  Rezirkpkasse  übertreten,  die  frei- 
willigen Mitglieder  aber,  insofern  sie  es  wünschen,  in  eine  solche  Kasse  übertreten 
kOmien. 

Jeaee  Vermögen  der  au^elösten  Beärkakasseb  welches  nach  der  Befriedigung  der 
geselcmisaig  fraigen  Ansprfk^  der  Venidierten  und  anderer  Lasten  erfibrigt,  gcbfilnt 

der  LandeB-Arbciterkrankcnunferstützungs-  und  U^nfallverHirheningskasse. 

§  137.  Die  Kczirks-ArbeiterverRicherungskasHen  nind  vejpflichtet,  die  durch  den 
flandi  l~iiHiiistor  im  VerordnungHwegc  vorgescnriebeneu  Rechnungen,  Evidcnzhaltungen, 
Kranken-,  Unfall-  und  .«onstigeii  Statist i.-<ohpn  Ausweise  zu  führen  und  die  .lahresHohluw- 
rcchnungen  mid  das  Ergebnis  ihrer  statutenmässigen  Ucberprüfung  längstens  bis  Ende 
April  des  Bichsten  Jalms  dem  staatUehen  Arbeitervenioherangeaml  tomücgeo. 

Xn.  Absdmitt.  Betriebs-Eranlrenuiiterstfltaaiigalcaeaeii. 

§138.  Jener  Fabrikant  oder  Unternehmer,  welcher  ein  oder  mehrere  benachbarte 
Unternehmungen,  Betriebe  oder  Anlagen  besitzt,  auf  welchen  oder  in  welchen  inigeMmt 
wenigHtens  dreihundert  versioheningspfliclilige  An<resteUte  besdllftigt  shid,  ist  befogt, 
eine  Betriebs-Krankenuntpr*tützungi«ka.«so  zu  errichten. 

S  1.39.  Ist  irgend  eine  Unternehmung  für  die  Angestellten  mit  besonderer 
Kränkln  it--  ddi  r  Unfallgefahr  verbunden,  so  kaim  das  staatliche  ArbeiterTersicherungi- 
amt  dcu  betreffenden  üniemehmer  cur  Errichtung  einer  eigenen  fieteieba-Krankeo* 
unterstfitznngskasse  nnd  aar  Anstellimg  eines  Antm  sdbat  andi  in  dem  Edk  ter- 
nflichtcii,  wenn  die  Unteniehmmig  weniger  ab  dieihundert  vwsidienmgspfliditige 


Den  einer  Boldioi  Anordnung  innerhalb  der  iMStimmten  Frist  nicht  naehlromnieDdsn 
üntemehmer  kann  das  genannte  Amt  ver}> fliehten,  die  Beiträge  bi«  zu  4  Proz.  des 
Lohnes,  bezw.  Gehaltes  der  bei  ihm  beschäftigten  veraicherungspflichtigen  Personen  in 
die  Landes* Arbeiterkrankenunterstötsungs-  mid  UnfallmnicheraagiritaiMa  eipwaahlen, 
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in  vrtlchcni  Falle  er  auch  i<cinor<  Rechtee  verluptip  wird,  dase  er  den  Beitrag,  WflDlh 
auch  zum  Teile,  vom  Lohn  oder  vom  Qohalt  seiner  AngesteUteo  absieben  kaon. 

$  140t.  Dl»  BeMebi-KimnkeDantentfttsininbuneii  wirken  bd  der  Knnkenver- 

sirberung  nebst  der  Abrechnunpspflieht  {regcnüBer  der  I>ande8ka«<te  als  örtliche  Ver- 
mittlungsorgane der  Lande^-Arbeiterkrankenunterstützunpf-  und  UnfallverHichenmp- 
kasse,  gewUireo  bei  den  durch  Unfall  verursachten  Krankheiten  die  gebetzn)üfi«it^ 
Unterstützung,  wShrend  die  Vermittlung  sonstiger  örUicheo  Obliq;enheiten  der  Uniwl* 
Versicherung  nicht  in  ihren  Wirkungfkrei!»  pehört. 

r»ic  auf  ileii  Wirknng>jkrois  und  die  TätiL'keit  der  Bczirks-AriMlterversichorung»- 
kaase  bezüglichen  Beetimmungeo  des  gcgeDwärtigen  Qesetses  hinaiehtlich  der  in  dieaom 
Fkn^raphen  fefltgeatelHen  S6i«e  und  Aufmben  finden  auch  aal  die  Betriebs-Eianken- 
unten^tützungskas-on  in  entsprechender  Weise  Anwendung. 

5  141.  Der  Fabrikant,  bezw.  Unternehmer  ist  verpflichtet,  jeden  für  den  Fall 
einer  Krankheit  venicherungBpflichtigen  An  freistellten,  insofern  er  ihn  nidit  bei  der  in 
Gemä^^hcit  dieses  Gesetzes  oet'tehendcn  Bezirks- ArbeitervcraicheningekaaBe  Tersiohertf 
bei  der  Beiriebs-Krankenunterstützuii};.sk.i>*.«c  anzumelden. 

Bei  der  in  diesem  Abscbnitte  l)ehandeltcn  Krankenunterstützunpka.'^sc  könneti 
sich  freiwillig  versichern  alle  jene,  welche  bei  der  Unt«mehmuDg  im  dienstlichen  Ver- 
hUhihwe  «tenen,  ioBofTn  ihr  Gehalt,  betw.  Einkommen  jihrlieh  nicht  2400  K,  oder 
til^ch  nicht  8  K  iibrreteigt,  ferner  die  Familienmitglieder  der  Vcreicberten, 

!j  142.  Den  Entwurf  der  Statuten  der  Kaptt*e  verfertifjt  der  l^iiternehmer  und 
unterbreitet  denselben  behofis  Annahme  der  Ver.*ammlnntr  der  Anfrestelltcn.  Werden 
die  Statuten  durch  die  in  Statuten  massiger  Anzahl  und  Weise  zu  wählenden  (icneral- 
versammlunpp^lclefrierten  der  bei  (ier  T'nternehmung  beschäftigten  versicherungspflich- 
tigen Angestellten  bei  geheimer  Abstimmung  mit  Stimmenmehrheit  angenommen,  so 
iMt  dar  Unternehmer  dieselben  bebufe  Ooidimigong  dem  staatUchoi  Arbeiterver- 
BicbenragBamt  vor. 

Wurde  dio  Kdiistitnieriinir  dor  Bezirkskasse  auf  (Jrnnd  dr^  ij  ^'^9  angeordnet,  so 
ist  der  F.ntwurf  der  Statuten  der  Kasse  dem  staathchen  Arbeiterversiclierungt^amt  auch 
in  dem  Falle  vorzulf^en,  wenii  die  Angestellten  dieselben  in  der  im  ersten  Absatz 
festgestellten  Weise  niclit  anp'enommen  haben;  dann  werden  die  f^tntiiten  mit  obligatori- 
echer  Wirkung  von  Atnt**  wepen  durch  das  staatliche  ArbeitervorsiihiTiuighamt  fest- 
geitellt. 

J)ie  goidunjgteo  tStatnten  können  in  der  Qeneralversammluug  der  Kasse  mit 
Zaatimmung  der  Hdiriieit  der  Anwesenden  bei  Oenehmigonig  d«a  etaatiidien  Arheiter- 

TWBichenmgeamt«  abgeändert  werden. 

I  143.  Sind  die  AngcHiellten  der  Unternehmung  noch  nicht  Mitglieder  der  zu- 
stindigen  Bezirks- Arbeiterverdchernngskaiwe,  so  kann  die  Ijetriebs-Krankcnuntefi» 
BtütztingskagBe  mit  dem  Tage  der  von  Seite  der  AnL'estellten  nach  $  1 J2  erfolgten 
Annahme  der  Statuten  ihre  Tätigkeit  beginnen.  Wird  die  Errichtung  der  Kximsc  nicht 
bewilligt,  80  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  über  die  während  der  provisorischen 
TStigksit  der  Kasse  eingeflossenen  ^^ffPffft^*»^  fiechnung  zu  legsa  und  den  eventuellen 
"Best  der  limdefl-ArbeitemntorsMtzvngH-  tmd  UnfallversiehemngMkaMe  sn  ftbeigeben. 

§  144.  Das  Präsidium  der  Direktion  kann  in  <li'ii  STiitnicn  atlodig  aof  den 
Unternehmer  oder  auf  dessen  Bevollmächtigten  übertragen  werden. 

9  145.  Die  in  die  Betriebs-Erankenuntoiitfitzungskasse  einzuzahlenden  Kranken- 
unterstOtzunesbeiträge  und  die  durch  die  l\:i-;-e7n  <rcwährenden  Kraiikcimtiterstützungea 
werden  durch  die  Lwides-Arbeiterkrankenuutei-iiu/untis-  und  rnfalivt  r-ii  herun}:ska.s8e 
telgestellt 

6  146.  Der  Unternehmer,  bezw.  Fabrikant  ist  für  die  gesetcmassige  Verwaltung 
und  TItigkeit  der  Betriebe-Krankenunterstützungskasse  mit  seinem  Verminen  verant- 
wortlich. 

Insofern  der  Geldvorrat  der  Betriebs-Krankenunteratützuugskasae  zur  De<-kuug 
der  laufenden  Ausgaben  nicht  genügt,  so  i»t  der  Fabrikant,  besw.  Unternehmer  ver- 
pflichtet, den  Ausfall  durch  ein  zinsfreies  Darl'  ht  ii  zu  ersetzen,  welches  die  Landes- 
Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  Unfallversicherungskasbe  im  Sinne  des  zwischen 
Ihr  und  zwischen'  dem  Arbci^seber  xa  treffenden  Uebereinkommena  soiadtnuahleD 
vorpflichtet  ist. 

§  147.   Die  Einnahmen  der  Betriebs-KTankentmterstfltzungBkaBse  kOnnen  nur  za 

einer  flie^eni  Oesetze  gemässen  ünti  r.-tiitzniiLr  <lfT  ^fitglieder  verwi-ndet  wrrdi'ii.  Die 
K<w*^n  der  Buchführung  und  überhaupt  die  mit  der  Verwaltung  der  Ka^se  verliuudcnen 
Kosten  hat  der  Untemdimer,  bezw.  Fabrikant  aus  eigenen  Mittdn  zu  decken. 

Der  letzte  Absatz  des  §  IIS  dieses  Gesetzes  ist  aoch  gegenüber  den  fietrieb»- 
Krankenunterstützungskassen  anzuwenden. 
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§  148.  Jede  Forderung,  c  he  ü.u.h  der  Verwalltins  der  Käme  und  &m  <lcu  Rech- 
nunsen odSv  im  FaUe  von  l  ru  rla.HHun^oQ,  bezvr.  MiMbriacheD  der  Land'jä-Arheitier- 
kraiiKonunterstütznnes-  und  UnfallverriicherunKakasse  gejfcniiber  dem  Unternehmer 
zukommt,  ist  im  Falle  einee  Konk  urse»  mit  den  im  Punkte  1  §  tiö  des  Ge8.-Art,  XVII 
T.  J.  1881,  bezw.  hinsichtlich  Kruatien-Slavonien  mit  den  im  Punkte  1  §  50  des  KooktU*- 
gdUteoB  vom  28.  März  1897  enthaltenen  Ansprüchen  in  äne  Klasse  sa  leiheo. 

Die  auf  diese  Forderungen  bezü^idben  Ansprüche  kaoo  die  Imndm'Ajhätm' 
krankenunterstüt7jmgH-  und  Unfat1vemch«rang»kaMe  difekl  oder  dnvoii  die  BedM»- 
ArbttterreTKicberungiika^üc  geltend  machen. 

§  I4d.  Das  sUatliche  Arbeiterversicherungsamt  kann  die  Betriebe-Kirankcn unter* 
■tfitsungskaase  auflegen,  bozw.  die  Vereini^rnnr:  IprMl'inn  mit  der  Bezirki*-AH)eiter- 
▼enicherung»kat<8e  verfügtin,  wenn  der  Uaterneliiuer  tur  die  gosetzmäsäige  (iebarutig 
der  KaB«e  nicht  Sorge  trägt. 

Die  Bearks-Kiankenunterstiitzungskasae  wt  flberdies  au&EoUieen,  bezw.  die  Vor* 
einigun^  derselben  mit  der  Bezirks- ArbeiterverMicherungskasee  aacnoidnen: 

a)  wenn  dir;  Untcrnehniung,  für  welche  sie  erricht^'t  wurde,  eingegangen  i»t ; 

b)  wenn  die  Zahl  der  vereicherungspflichtigeo  Angeätellten  ständig  nnt^r  200 
geeonken  iet; 

c)  wenn  die  GenemlverKammlung  die  Auflgenng  der  Betriebekaeae  mit  Zweidrittel- 
mehrheit der  Delegierten  beschlit  «st. 

Das  staatliche  Arbeiterversicherungäamt  kann  im  Falle  des  ersten  Abtiatzes  des 
gejpeowärtigea  Paragrapheo  gleichzeitig  mit  der  Auflösung  der  ßetrieba-Krankenimter- 
stntztingMtaiMM  dem  untcmMimer  die  im  zweiten  Absatz  des  §  139  nnuehriebeneQ 
V<'rj)fli(-iitungen  auferlegen  und  ihm  da»  Recht  zur  Errichtung  einer  neueren  üctrieb.-^- 
Krankeauoter^tQtzungakaBüe  entziehen.  Der  Unternehmer  bleibt  überdies  für  den  ia- 
foli^  nacbÜssigcr  Kassen-  und  BechnnngsftUirang  der  Landee>Afbeileifaenkeoanler> 
etutsnngfl-  und  riifallverriii-heriingskassf  zugefü^^ten  Schaden  verantwortlich. 

Das  Vermögen  der  aufgeluhUjn  HotrieUi-Krankenunterstützuognkassc  gebiihrt  der 
Landes- ArbetterkrankenanterHtützungs-  und  Unfallveraicherungskasse.  Die  aus  der 
Liquidierung  atwnmeodea  Ansprüche  sind  in  der  im  §  löQ  beetimmten  Weiee  geltieDd 
m  machen. 

§  l'iO.  Wenn  bei  der  Unternehmung  (Fabrik'),  bei  welcher  die  Krankenunter- 
stützuugäkaä^e  errichtet  wurde,  die  Arbeit  der  Natur  des  hietnebes  gemäss  perioden- 
webe  r^elmässig  ruht,  eo  setzt  mit  dem  neuerlichen  Beginn  des  Mtriebes  auch  die 
Betriebfl-Krankenuntcrstützungskasse  ihre  Tätii^keit  fort. 

Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  die  provisorische  Einstellung,  sowie  den  er- 
neuerten B^inn  der  TStigkaifc  der  Betriebs-KnakennntentfitemigBkaMe  dem  etattUeheo 
Arbeiterversicherungsamt  innerhalb  8  Tagen  anzuzeigen. 

Wird  hingegen  bei  irgend  einer  Unternehmung  (Fabrik)  die  Arbeit  infolge  Mangeb 
an  Arbeit  oder  au«  anderen  ähnlichen  nicht  aus  der  Natur  des  Betriebes  Tliessenden 
Gründen  eingestellt,  so  itit  der  Unternehmer  vorpflichtet,  dies  inneriialb  dO  Tagen  von 
der  EinateUnng  der  Arbeit  an  geredmet  dem  steetliclieo  Arbdterverricheniiigeamt 
anzuzeigen,  welches  die  Retrielis-lvrankenuntcrstützungskasse,  wenn  bei  der  Unter- 
nehmung die  Arbeit  ganz  cxh^  mehr  als  zur  Uiiifte  länger  als  6  Monate  hindurch 
ruht,  auflösen,  bezw.  mit  der  Bezirks-Arbeitervcrsicherungskasse  vereinigen  kann. 

§  151.  Geht  die  Unternehmung,  bei  welcher  die  Krankenuntorstötzungskasse 
errichtet  wmde,  in  den  Besitz  dnes  neuen  Unternehmers  über,  so  ist  der  neue  Eigen- 
tümer verpflichtet,  die  eingetrettme  Veränderung  innerhalb  30  Tagen  von  der  tatsach- 
lichen Uebemahme  an  gerechnet  dem  staatlichen  Arbeiterversicherungsamt  anzuzeigen, 
welches  betreffs  der  Auflösung  oder  der  Bewilligung  ihrer  fernwi^  Tälgkeit  beechliem. 
Wurde  das  Aufrechterhalten  der  FTa-ise  hewilTij^t,  »o  gehen  sämtliche  gegenüber  der 
Kasse  bestehenden  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Unternehmers,  auch  die  vor  der 
Ucbcrtragung  des  Geschäftes  entstandenen  VerpfUditaiigen«  enf  den  neuen  ünteroebnier 
oder  auf  die  neuen  Unternehmer  über. 

§  19S.  Jener  Fabrikant  oder  Unternehmer,  welcher  der  in  den  §§  150  und  151 
fei^tpv teilten  Annieldnnu'-pflicht  nicht  nachkommt,  kann  durch  das  staawdie  Arbeitet^ 
vcrsicherungsamt  mit  einer  Geldbuase  bis  zu  1(XX)  K  besteaft  werden* 

Die  verhängte  Geldbnsae  iet  im  edmintitratiren  Wege  noch  Art  der  Offentliduo 
Bteoem  einzutreiben. 

§  lä3.  Im  übrigen  äiud  für  die  BeUiebä-Krankenunt^tützungskassen  die  Ver- 
fügungen in  den  $§  113,  122,  125  und  126,  im  1.,  2.  ood  4.  Absätze  des  §  127,  faidea 
§§  133.  134  und  137  des  g^wirtigen  G«e(wt  in  enteprecbender  Weise  «m- 
wenden. 
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XTIT.  Ab;*chnitt.  Horgwerkp-Krank-cnunterstutzungskastjen  (Knapp- 
flchaftäkaHäeQ;  und  Tabakfabrikii-Kraukenuuteretützn  n  t'^kus-^en. 

§  154.  Die  Mitglieder  der  auf  Gruiid  des  Bergwerkegesetzes  errichteten  uud  der 
den  im  9  155  dieses  Gesetzes  enthalteneo  Bestimm unfren  enteprechonden  Knappechafts- 
kai»er),  sowie  der  bestehenden  Tabakfabriks-Krankenunterstützungskassen  siDi]  hchiifn 
Versicherung  für  den  Fall  einer  Krankheit  und  eines  ünfalls  nicht  verpflichtet,  ia  die 
Landes- Arbmterkrankpnuntert'tützunt:-^-  und  I'nfallv<Tsicheriinir-^kai»8e,  bezw.  in  die 
JBenrloH-ArbeiterTeFBicheruuraluiBse  einzutretea,  ausgeaommen,  wenn  sie  «ob  dem  Bezg- 
irorki*,  besw.  TkbakliibiikBdiefkste  adiddeD  «od  tn  fSnar  sotehen  Beadififtlgiuig  über- 
gdien,  welche  sie  zur  Versicherung  hol  der  Lati  l sc  vcrnflichtft. 

§  155.  Die  Organisation  der  Knappschaftska-uHen  urul  der  Tabakfabriks-Kranken- 
nnterstützungska^en,  das  Ausmass  der  Unterstiit/.nnc:,  die  Höhe  der  Beiträge,  die 
Moda!ität<»n  (icr  Verwaltung  und  die  Aufsicht  re^'cln  liai  ßortrwcrks^'f^rt;'  nnd  die  in 
Kraft  f^tfhendcn  R^ierungsverordnunge n,  bezw.  bei  den  Tal)akfabrikf*-Krankenunter- 
f tützung«<lcaH!5en  die  auf  tirund  des  (res.-Art.  Xl\'  v.  J.  Is'Jl  geschaffenen  Statuten 
und  bleibt  die  in  diesen  Verffiguogea  festgestellte  Orgiuiisation  der  KiMppsciuiftakaweD, 
flowie  der  Tabak&brilD^KnaifceniuitentiiäaRgskaseen  unberührt 

Wenn  aber  irgend  eine  auf  Grund  des  [kTt:werkskr»«e(zc-8  errirbtefe  Kiiapp-chafts- 
kium  die  durch  eie  ausgeübt«  Krankenunterstützunt:  ausser  der  in  Herg-  und  ilütteu- 
«eriraa  AnsesteUten  Aum  auf  andere  laut  di<^eni  (iesetzo  veraicheningHpfiichtigc  Per- 
sonen ausochnt,  bezw.  auch  solche  als  Mitglieder  aufnimmt,  fO  hat  sie  sich  T>ctroffs 
dieser  Mitglieder  hinsichtlich  des  höchsten  Ausmasses  der  Beitn  ige  den  Hijö t iiu Iii u Ilgen 
dOR  gegen würtigen  Gc^et/cr  zu  fügen. 

Die  im  III«  Abst^imitte  dieses  Gesetzes  auf  das  Ausmaee  der  für  den  Fall  einer 
Knmkbat  tn  saUo^en  Va*!d^emng«beiträge,  die  im  §  41  dee  Y.  Abedmittes  anl 
da.-  Aupmass  der  Zahlung^i'flicbt  und  die  un  VT.  Abschnitte  auf  da«  kleinste  Ane- 
masa  der  zu  gewährenden  Kranki  niuitcr^tützung  bczügliciien  Bestimmungen  sind  auch 
tad  die  Taiiakfabriks-KrankenoTiterfttützungskasHen  anzuwenden. 

Die  durch  1'  tri-''  unfali  Ixtroffenen  Taliakfabriksarbeiter  und  deren  .\ng(<hr>rigc 
entflchSdigt  der  ^laai;  dm  AuMniasn  der  Ent8chädigung  kann  nicht  geiiuger  sein  als 
das  im  YU.  Abeefanitt  dieMS  GeMtne  leetgeBteUte; 

HL  Teil.  Bas  bei  Eatoehddaag  von  8treitfra«re»  n  baabaehtoBda  TarfMuan  wU 

die  AnMcbt. 

XIV.  Abaehnitt  Uaber  da«  bei  Entftclieidung  von  Btieitfragen  sn  be- 
obachtenda  Tarfabran  nnd  fiber  die  Schi  ade  garicbt«. 

§  1f)G.   Jene  Streitfragen,  welche  im  ftllgemcinen  zwischen  dem  Angestellten  und 
dem  Arbeitgeber  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetcee  hinsichtlich  der  Kranken- 
«uterBtAtanngsbeitrige  und  der  MltgUedszertinkatotajBHi  entstellen,  sowie  jene,  welcha 
rwischcn  der  Landes-ArbeiterkranKenuntcrFtutrungs-  nnd  UnfallFersicherungskassc, 
bezw.  den  Bezirk8-Arbeiterv<aBicherungHka--'.'<cn  und  lien  BetriBbs-Krankenunt«r8tützuügä- 
kaiwen  einCTseits  und  dem  Arbeitgeber  anfierernoits,  betrcff^i  der  den  letzteren  durch  die 
KraokeoyeraicheruDg  belaatenden  Einzahlungs-  uud  Eraat^fiicht,  sowie  hineichtlioh 
der  auf  9  66  bembenden  Eimtzansprftche  der  Arbätgeber  und  echliemlich  hindchtHcb 
der  den  Ar!«  itpobrr  iui  Sinrif  1rr  ^§  37  und  4!?  bclaatenden  Unfallversicherungstaxen 
entstehen,  werden  durcii  die  Gewerbebehürde  nach  §  176  des  Ges.-Art.  XVII  v.  J, 
1884  entschieden,  mit  der  Abweichung,  dass  die  mit  dem  Beschluai  der  Gewerbchörde 
unzufriedene  Partei  berechtigt  ist,  ihre  Ansprüche  während  15  Tagen  von  der  Verüffent- 
iichung  des  Befiehl u>»«e.i  au  gerechnet  im  gewöhnlichen  gcfsetzliciicn  Wege  geltend  zu 
machen. 

g  157.  Jena  dtreitfnweo,  welche  cwiachen  der  Londee-Arbeiterkraukenuntar- 
«tOtinuini-  trod  (Tirftll^erBtohierminkama  und  Kwisdien  den  Arbeifigebeni  faiiuiditKeb 

der  die  letzteren  belaufenden  UnfaftverBicherungsbeitriige «ad  KapilaMwmiiMil  entataheii, 
eotocheidet  das  staatliche  Arbeitf^r^ersicherungsamt. 

Gegen  jene  Beschlüsse  der  I^jutdes-Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  Unfidl- 
•v-pT^ipbeningskasse,  durch  welche  die  Betriebe  im  Sinne  des  TV.  Abschnittes  in  Ge- 
fahren klasaeu  eingereiht  werden,  ferner  gegen  jene,  durch  welche  die  von  den  Arbeite 
gebem  zu  leistenden  Unfallrersicherungsbeitrage  und  Kapital  ^summen  umL^elegt  werdeD, 
kann  beim  staatUcfauen  Arbeiterversicherungsamt  Eioaorucb  erhoben  werden. 

G^en  den  hineiditlich  der  Umlage  erlaMenen  BeacUnai,  wdehar  auf  die  Ein- 
aaUnogepflldil  käna  anüMfaiebanda  Wirknng  betitcft,  kann  nur  im  Falle  einai  Baeh- 
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nuügsfehlCTB,  ikr  unrichtigen  Feststellung  dex  einrechenbarfii  Lohiihiimnieii,  oder  der 
fehlcrhafttii  Anwendung  der  Gf  f  il  r  erhältnisziffer  Einspruch  erhoben  worden. 

im  Faü»  der  zwei  letzteren  (iründe  ist  jedoch  der  Eänspruch  nicht  zuläasi^, 
wenn  die  nnriciitii^  FeBtstdluns  der  TiohmmmmMi  oder  die  fuhriiAfto  AnwvDdnitg 
der  Gefahr vorhälf Iiisziffer  auf  die  bd  der  Aonkeldni^  begangene  UotflrieesuQK  de» 
Arbeit^bers  zurückgeführt  werden  kann. 

Wild  die  Summe  der  zu  leistendeo  Beiträge  durch  das  staatliche  Arbeitcrver- 
8ichcrung><amt  hcrabj^csotzt,  po  i«:t  die  darüber  ein^'^ej'.ahlte  Stimme  dom  Arbeitgeber 
auszuzahlen  und  das  auf  diese  Art  entstandene  Defizit  den  Vorsicberungskoeten  de« 
nScbsten  Jahres  zuzurechnen. 

§  158b  Znr  Entecheidung  Btritüge  Enuücenimtentätcajigs-  und  Unfallent^cha- 
digungen  betreffender  Angelegenheiten  zwiedien  i«a  mat  Grand  des  gegenwärtigen 
Getiotzr-s  ^'e^en  eine  Krankheit  und  einen  l^nfaÜ  ver.-^ichcrten  Perhoncu  ckUt  ihren 
anspruchsberechtigten  Angehörigen  ciuerBcit«  und  der  l^iudee-Arbeiterlirankenunter- 
etätzungB-  und  UabdlyerBtcherun^kasae  enderer»cit8,  wird,  mit  Au^iiahnic  der  im 
§  180  diese«  Gesetzes  erwähnten  Fragen,  an  dem  Sitze  einer  jeden  Bezirks- Arbeitcr- 
vereicherungskasse  mit  einem  auf  derai  Bezirk  sich  erstreckenden  Wirkungskreise,  ein 
Bdiiedsgericht  errichtet. 

Der  WirkungekieU  dieeee,  auf  dem  Gebi^  Bezirka-Arbätervenioberungs- 
kaasen  organisierten  Bcliieds^chtB  ereter  lostans  erstiedct  eich  «nf  jene  StNitfragen. 
welche  zwi-^chen  den  Angehörigen  des  Ver^icberfen  <»der  des  Anspruchaberechtigteu 
einerseits,  den  Bczirks-Arbeiterrersieherungri-  uder  Betriebs-KraukeaunterstäUuneücaaBeu 
•ndeKTHilB  besfigfieh  der  durch  din  letzteren  im  eigenen  WirkongskieiM  in  gtmiknaäm 
UnterBtützurip»'!!  imd  Ent.«cluidigungpn  entstehen. 

In  jenen  1*  ragen,  welche  zwiüchen  den  versicherten  Personen,  bezw.  ihreu  Ange- 
bOiigen  und  zwischen  der  Landes-Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  CnfallvcTBiche- 
rnngska^ie  binsichtlich  der  dorcb  die  Jetotece  zu  eewäbrenden  Entschidigiuig^  eni» 
■tehen,  urteilen  in  erster  InetMis  die  itn  Uitie  der  kOnigL  TUda,  uf  aen  Gebiet» 
von  Krontit  u-Slavonien  jedocb  die  un  Sitie  der  Handela-  und  Oeirarhetaannugn  gie« 
bÜdeteo  Schiedsgerichte. 

§  ISO.  Jedee  Schiedsgericht  bcBtebt  mi»  einem  Vorsitzenden,  aus  dceeen  Stell« 
Vertreter,  wenigstens  zwanzig  Beiiitaetn  und  einer  entsprechenden  Zud,  aber  wenigatena 
zehn  ßeitsitzerst^jUvertretern. 

Den  Vor.'jitzenden,  sowie  einen,  erforderhchenfalls  mehrere  Stellvertreter  ernennt 
aus  der  Reihe  der  am  Sitae  dea  Schiedeg^nchta  wirJcenden  Bicbter  der  JoatlamiiHat«. 
Ihre  Ehrengeböhr  bestimmt  der  Juaticmfafster  in  Snyerndimen  mit  dem  Hiandela- 
minisfer  im  Verurdnungswege,  Das  ^fandat  dauert  3  J^re,  hört  ab«  atif,  wenn  der 
Betreffende  auf  uiue  andere  richierlu-he  Stelle  ernannt  wird.  Die  Stelle  dos  Vor« 
aitaenden  kann  nötigenfalls  als  eine  besondere,  zum  Stande  des  am  Sitze  dea  Sdiieda« 
gericbtfi  wirkenden  zönigl.  Gerichte  gehörige,  richterliche  Stelle  systemisiert  werden. 

Die  Beisitzer  und  ihre  Stellvertreter  werden  durch  die  und  aus  dem  ächw«e  d» 
Generalversammlung  der  Bczirks-Arbeiterversicherungskasse  und  zwar  gesondert  dnrch 
die  Arbeitgeber  und  durch  die  veraicherten  Arbeiter  im  giocliea  Ycrhiltninao  auf 
3  Jahre  gewählt. 

Die  Direktions-  und  Aufsicht'^koninnssionsmitglieder,  (xler  die  V«*fawifmiinHif- 
dürfen  nicht  zu  Mit(^liederu  des  Schiedsgerichte  gewählt  werden. 

Die  ObUegenhciten  dea  Protokollführers  der  Schiedagerichts  veniebt  em  dmfdi 

die  Bezirks- Arlieiterversicherungskasse  atif  eigene  Kosten  bestimmter  Kni?senbcamter. 

Die  Mitglieder  dce  SchicoAgerichts  ünd  lu  diet^er  Eigenschaft  als  üffciitüche  Be- 
amte zu  betrachten. 

Die  Aufaicht  fiber  die  QeKh&ftsgebarung  der  Schiedegerichte  wird  durch  den 
Friaidenten  der  für  den  6itz  des  Schirasgeridits  kompetenten  königl.  Tafel,  die  Ober- 
aufsicht jfHkK  h  dun  li  I  i.  Jusliznnnittter  auögtniht. 

§  100.  Daä  Lei  der  Wahl  der  Schiedsgerichumitglieder  zu  beobachtende  V^er- 
lahren  stellen  die  Statuten  der  üczirks-ArbeiterverMichemngKkassen  fest 

Die  schicilspfrichtüche  Mitghedschaft  ist  ein  Ehrenamt;  die  Mitglieder  erhalten 
für  ihren  Zeitveriuc«t  einen  Pauschalbetrag,  welcher  nicht  abgelehnt  wotlcn  darf.  Den 
nicht  am  Sitze  dea  Sdiied^seriebla  wohnbaften  Jlitgliedeni  werden  fibcfdiea  Que  Beia»> 
«nalageo  TenrQtet. 

Die  Höhe  des  Pauschalbetrages  nnd  der  Sdkltoel  aur  fienebnnng  dar  Bciee- 
auslagen  wird  nach  Einvernahme  des  staatlichen  ArbeitciTeiniGibernngpamtSTomBaiidda- 
miuic^ter  im  Verordnungswege  feBtge.~tellt. 

§  101.  Zum  Beisitzer  des  Sohiedsgcrichta  iat  nur  ein  solcher  ungariBcfaer  Bfeaali- 
bfiiger  «iblbar,  der  der  uDgarisohen  äpracbe  miditif  und  TomUirig  ut»  nidit  unter 


Digitized  by  Google 


-   269  — 

Kurftld  cnler  Konttirs  steht,  nicht  we^eD  dnem  aus  Gewinneucht  verübten  Verbrechen 
oder  Vergehen  bestraft  wurde  und  nicht  unter  der  Wirkung  eines  den  Amtsverlust, 
bezw.  den  Entsog  der  AiiBflbiing  der  politieehen  Beeilte  auwfirediMiden  rechtsgültigen 
üiteÜB  Bteht. 

Sollten  nachträglich  solche  ümstiuide  ticii  trceben,  oUer  auftauciien,  welche  die 
"Wahl  einet*  bereits  ^wählten  Beisitzers  im  Üiam  dieses  Gesetzes  ausschliessen.  so  ist 
der  Betreffende  nftch  Toriienger  Anhörung  durch  den  Vorsitcenden  dci^  betreffenden 
Bchfedsgeridito  sdncs  Amtee  rn  entheben.  Der  Enthobene  kann  <:(g(-n  diesen  Be- 
schluss  durch  den  Vorsitzenden  des  Sehiedsgenehts  bei  lien»  hfantiirhfn  Arbeiter- 
▼ersichernngsamt  Einspruch  erheben,  doch  hat  der  Einspruch  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

Sowohl  in  diesem  Falle,  als  auch  dann,  wenn  der  8ihie(]sgericht«beisitzer  von 
seiner  8telle  innerhalb  der  Wahlperiode  auf  eine  andere  \\'ei»>e  scheidet,  wird  vom 
Tonitzenden  des  Schiedsgerichts  aas  an  der  Reihe  befindliche  Ersatzmitglicd  berufen. 

Wer  im  Falle  Miner  Wahl  seine  Obliegenheit  ohne  annehmbar«!  Grund  nicht 
crfIlUi.  ohne  genügende  finiMhuldigung  wiederholt  den  Sitzungen  fernbleibt,  kann  vom 
Vorwtzeuden  des  Schiedsgerichts  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  ICO  K  boi-traft  werden. 

Wenn  das  Mitglied  de^  Schiedsgerichts  aus  dem  bereits  konstituierten  Kat  sich 
ohne  annehmbaren  Grund  entfernt  und  hierdurch  die  Fortsetzung  der  Verhandlung 
oder  die  Fällung  des  Urteils  unmöglich  roarht,  i.-t  •>  durch  den  Vorsitzenden  des  Schiaß 
gerichta  mit  den  Kosten  der  vereitelten  Verhandlung  zu  belegen. 

G^en  den  bezfiglich  der  Ordnungsstrafe  gefas*tcn  B^chluss  des  Vorsitzenden 
des  SchiedMerichta  kann  kein  Einspruch  erhobni  werden  und  die  Geldbueae  ist  im 
administramen  Wege,  nach  Art  der  öffentlichen  Steuern,  einzutreiben. 

In.  F;i!Ir  wiederholter  Belegung  mit  Geldbussen  oder  der  Iklegung  mit  den 
Verhandlungf^ko^ten  and  zwar  im  letzteren  Falle  auch  bei  der  ersten  Geleg^hcit,  sind 
eegenfiber  oem  betreffenden  gewählten  Schied sgerichtsbeieitser  auch  die  im  2.  und 
3.  Absatz  enthaltenen  Verfügungen  nnzuwenden. 

§  162.  Die  durch  die  Versicherten  gewählten  schiedsgerichtlichen  Mitglieder 
haben  von  ihrer  Berufung  zu  den  eduedsgerichtlidien  Veriumdlungen  jedeneit  ihien 
Arbdtgeber  in  Koantnia  m  Mtseo. 

Der  Arbdtgeber  ist  verpflichtet,  seinem  zum  Beisitzer  de«  Schiedsgerichts  ge< 
wählten  Anpstellten  zu  erlauben,  dast)  er  seiner  die^beziigh'c lien  Verptbentung  nach- 
komme. Die  Tagelöhne,  welche  der  Angestellte  infolge  der  Versehung  der  schieds- 
«riditlichen  Obtiegenhdten  evcotnell  Terliert,  werden  dem  betreffenden  Angestellten 
durch  das  Staatsärar  ersetzt  (§  115). 

§  163.  Die  für  den  Bitz  des  Betriebä»  kompetente  Bcj^irks-Arbeiterversicherungs- 
kasee  ist  vom  Zeitpunkte  der  schiedsgerichtlichen  Verhandlung  8  Tage  vor  der  Ver> 
bandlung  zu  veratindigen,  welche  den  Zeitpunkt  da  Vahandlung  aoiort  der  interee« 
sierten  Partei  mitinlt. 

Die  Urteile  des  Schiedsgericht^f  werden  im  Fünfer-Senate  gefällt;  dieser  Senat 
besteht  ausser  dem  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreter,  aus  zwei  Arbeitgebern  und 
tan  dMDBO  viel  Verricherten.  Die  Beiaileer  werden  in  erster  Linie  ans  der  Bdhe  des* 
selben  ndpr  eines  verwandten  Gewerbszweige«!,  welchem  der  Erkrankte  (xler  dunh 
eiaen  Lntall  Betruffeoe  angehört,  oder,  wenn  die»  nicht  möglicL  wäre,  na(  h  der  all- 
jährlich voraus  festgesetzten  Reihenfolge  dudl  den  Vorsitzenden  einberufen.  Der  Vor- 
sitzende ist  verpflicntet,  jede  Abweicnnng  von  dieser  Beihenfolge  im  Verhandlunge» 
Protokolle  zu  motivieren. 

§  164.  Der  Vorsitzende  nimmt  den  gewählten  Arbeiigel)er-  und  Arbeiterbeisitzern, 
besw.  ihren  Stellvertretern  beim  Auu-itt  ihres  Amts  aul  die  unparteiische  Ausübung 
ihrer  ObÜMeohetten  einen  Eid  oder  ein  Gelöbnis  ab. 

Für  me  Aufoschlieesung  der  schiedsgerichtlichen  Mitglieder  sind  die  Bestimmungen 
der  Zivil pruzessordnung  massgebend.  In  dicserti  1  alle  entscheidet  über  die  Aus- 
edüies-'^ung  der  gewählten  Mitglieder  der  Vorsitzende. 

Ji  1B5.  Zu  den  Verhandlungen  des  Schiedsgerichts  sind  in  allen  jenen  Fällen, 
chen  beim  Krankheitsfalle  von  einer  obwaltenden  Erwerbsunfähigkeit,  oder  beim 
rnfallr  von  einem  Zusammenhange  des  Unfalles  mit  dem  Tode,  oder  der  Erwerbs- 
«infghiyirftit  od«!  vom  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit  die  Be<le  ist,  auch  Aerzte 
cinmlfiden. 

f>'e  in  Anspruch  zit  nehmenden  Acr^tc  und  die  Rvihenfolge,  in  welcher  die 
nommierten  Aerzte  zur  Verhandlung  einzuladen  sind,  werden  auf  Grund  des  von  weiten 
des  andion  Bitze  des  Sdiiedsgerichta  befindlichen  Oberärzte»  der  Behörde  einzufordemdeu 
NamensverzeicbniBRes  bei  Begiim  eines  jeden  Jahres  auf  ein  Jahr  vom  Vonitcenden 
des  Schiedegerichts  bestimmt 
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Die  Auswahl  der  Aerzte  hat  wornüirli  h  bo  7m  erfolgnit  dfln  dem  SdiiadagMidlt 
für  jedes  Fach  mehrere  Aerste  cur  Voiügunff  etehm. 

Die  Abtrdchtmg  von  der  ÜMtgirBetotoii  BaiheafoteB  Ist  nur  MunahmBweiae  statt- 
haft und  der  VorriUende  ist  Terpfliehtst,  dieselbe  Im  Veritaadlimg^iolokallft  m 

motivieren. 

Jener  Arzt,  welche  dem  Verletzten  die  erste  Hilfe  leisteto  oder  den  Verletzten 
behatidflte,  oder  der  Versicherungskasse  in  den  obwaltenden  Anp:eIeirerdi*Mten  bereits 
ein  (iiitachteii  ab>;pgebon,  oder  mit  der  Kasse  in  vertragsmässigera  Verhiitnis  steht, 
darf  ab  Sachverständiger  l>oi  den  Verhandlungen  nicht  zupezogen  werden. 

Dem  als  Sachverständigen  sugesogeoen  i^te  ist  Einsicht  m  simtliche  Veduuid« 
Inngsakten  zu  frcwähren. 

§  160.  Die  Kosten  dos  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  belanten  die  Landes- 
Arbciterkrankenuntcratützungs-  und  Unfall  Versicherungskasse,  aussenommen,  wenn  das 
Gericht  der  Aneieht  ist,  dass  die  Konten  dmdi  das  bdswilUi^e  verfahren  des  BDt> 
•chädigungBan^prechcm  entstanden  nind. 

Die  Kosten,  welche  durch  die  Mitwirkung  der  Mlf  Wunsch  der  Ent^chädigunea- 
Werber  zugezogenen  Sachverständigen  oder  dem  AdvokafeeoTertreto^g  entrteheD,  aimlt 
gewöhnlich  die  abgewiesene  FUtei. 

Die  Kosten,  w«Mie  dtirdi  die  ftOtwirihmg  der  anf  WonaGli  der  JEmm  zugezogeDea 
Sachvorstfindigen,  sowie  Spesen,  welche  dadurah  eotrtaildcn,  dass  eldk  dw  &aMe  ver> 
treten  lieMt«,  sind  von  der  Kasse  zu  tragen. 

Die  Kosten  der  Advokaten  Vertretung  der  Parteien  werden  durch  das  Schieds- 
gericht festgesetzt;  Kosten  au«  einer  anderen  Vertretung  können  nicht  aufgerechnet 
werden.  Die  uns  der  A  iv  okuti  iivcrtretung  vor  den  ächiedsgerichtcn  stanunendeti 
Kosten  können  auf  einer  anderen  Hasis  als  auf  Grund  des  eehiedsgericiltiiciten  Urteils 
im  gerichtlichen  Wege  nicht  geltend  gemacht  werden. 

Das  SdiledMenebt  ist  im  Nolfidle  befugt,  eine  Lokaltnaogenadidnnahmi»  anaa- 
ordnen,  welche  i^ich  ]&\och  nur  auf  denjenigen  Teil  dea  Betriebes  eiBtwdwn  kann,  in 
welchem  der  Unfall  vorgekommen  ist. 

§  167.  Das  Schiedsgmcht  fasst  seine  Urteile  in  geschlossener  Sitzung  mit 
einfacher  Stiinnicnraehrheit,  Das  Urteil  ist  sofort  SU  verkünden  und  mit  oftisen 
Motivierung  innerhalb  15  Tagen  nach  der  Verkilndigung  der  Direktion  der  Bezirks- 
Arbdtervenichermigslcasse  und  dem  Verletsten,  beew.  dem  Anspmofasbereoiitiglen 
milEUtdlen. 

Wenn  das  Schiedsgericht  die  auf  die  Untersttttzimg  oder  auf  die  Entschädigung 
bezflgliche  Anspruchsbcrechtignng  f<  .st.^tellt,  so  ist  es  auch  verpfUchtet,  die  flöha  dar 
Untostützmiff,  der  Kentc  und  den  Zeitpunkt  des  Bc^nnes  feetzusetzen. 

Die  VoUstreckring  des  schiedsgericntlichen  Urteils  j^ört  in  die  Kompetenz  des 
f&r  den  Verurteilten  kompetenten  königlichen  B«'zirk.sgericht*. 

Gegoi  die  bezüglich  der  ständigen  Beaten  ergangenen  Urteile  dm  Schiedsgerichts 
kann  in  allen  Fällen,  hingegen  bezüglich  der  KrankenuntentQtzungen  und  der  provi- 
sorif»chen  Unfallrenten  ergangenen  Urteile  nur  insofern  Einspruch  erhoben  werden,  wenn 
sich  das  Urteil  auf  die  FestHieilung  oder  Verneinung  der  Unterstützungs-  oder  Benten- 
anq>rüchc  bezieht. 

Die  Erhebung  des  Einspruches  ist  beim  Vorsitzenden  des  ScliiedsgpricfatB  inwr- 
halb  30  Tagen  nadi  Zustellung  des  Erkenntnissee  einzureichen. 

XV.  Abschnitt.   Staatliches  Arbeiterversicherungsamt. 

§  168.  Zur  Ausfibung  der  staatlicliai  Aufsicht  und  Kontrolle  über  die  Landes- 
ArbeiterknuikenunterBtützungB-  und  ünfallversicherungsksssen,  sowie  der  BeeirIcB- 
Arbeiterversicherungs-  inn!  Betriebs- Krankenunterstützung^kas-itMi,  ziir  Enti^cheidung 
der  schieds|^chtlich<ai  Erkenntnisse  in  zweiter  Instanz,  als  auch  zur  Versehune  der 
im  gegenwartigen  Gesetze  bestimmtoi  Obliegenlieiten  werden  mit  dem  Bitze  in  Buda- 

est  und  Zilgrab  zwei  ArbcitervcrsicheruiiL'>'Sniter  erricht<>t,  unto'  der  Aufsicht  des 
andcisminlHters  bezw.  des  i3anus  von  Kniatien-Slavonien-Dalmaticn.  Die  Kosten 
derselben  l)elasten  den  Staat  bezw.  Kroatien-Hlavonien  und  werden  dieseiixm  im  Jnhiea» 
budget  des  Handdaminiaterinma  beaw.  der  kroatisch-elaTOniaclien  fandewngiflrang 
praliminiert 

Betreffs  der  Organisation,  des  Wirkiingskrcisefi  und  der  Tätigkeit  dos  für  Kro- 
atien-Hlavonien  mit  dem  Sitj'.e  in  Zagräb  zu  errichtenden  Landes- ArbeitenrersiclierangM 
amts  sind,  mit  Ausnahme  der  bei  diesem  Amt  zu  sjatemiaiannden  Steilen  imd  denn 
Gc^tsklassen  feststellenden  Verfftgnngn,  die  BeaämmnngBn  dea  gogenwirtlgen  Qn- 

setzes  anzuwenden. 


Digitized  by  Google 


—  261  — 


§  170.  Das  staatliche  Arbeiterversichemngsamt  besteht  am  dem  Präsidenten, 
Vizepräsidenten,  deren  Stellen  in  den  im  Ges.- Art.  IV  v.  J.  1893  festgestellten  IV.  und 
V.  Gehalt^klassen  systeninerl  werden,  teuer  «ns  den  VeveiciieniiigB-  mad  liehter- 
hchen  AlyteUnngen. 

Die  VenicheningMibtdlnDi^  erledigt  die  mit  der  Anlsidit  nnd  Eontrolle  der 

Versicherungskassen,  sowie  rlio  in  Gemässheit  dieses  Gcsctr.os  licstimmton  xiud  mit  der 
faehgeQ)äsi:en  Leitnnp:  verliiindfne  Obliegenheiten  und  bc&tfbt  aua  Versicherungs-, 
Bechoongs-  und  .-tiitisti-cbcn  rnterabteilungcn.  In  den  Wirkungskreis  dieser  Ab- 
teilung {rehört  iiebfii  Anhören  der  Vertreter  der  interessierten  Gewerbszweige  und  ge- 
wcrblichou  Fächer  auch  die  Leitung  der  Unfallverhütun-r  und  die  Kontrolle  derselben 
durch  Vcreichcrunirs-lnhfK'ktüren. 

Der  PeiBonalstand  dieser  Abteilung  wird  mit  dem  jg;ieichen  Titel  in  derselben 
Gehaltaklaafl«  tmdgetmissig  systemisiert,  wie  jene  der  Ministerialkonzepts-  tud  Redl» 
nmgsbcamten. 

Die  richterliche  Abteilung,  welche  in  den  hin»^ichtlich  der  auf  Grund  die^vn  Ge- 
«etses  zu  gewährenden  Unterstützungen  und  Entschädigungen  auftauchenden  stritti^n 
Fragen  in  letzter  Tnstnnz  iirteih,  be.-tcht  aus  stfmdi^en  Richtern  und  aus  nicht  stan- 
digen richterlichen  Mitgliedern.  Der  rcrj?onal«taiid  der  ständigen  riohlerUchen  Mit- 
elieder  ist  in  den  durch  den  Ges.-Art.  IV  v.  J.  1803  tetgeeteUten  VI.  and  VII.  Oe- 
naltsklaesen  bndgetmiwig  sa  syetemiftiereo. 

6  170.  Auf  die  eine  der  Prindenten«,  besw.  V%rapr&ddentenetdlcn  kann  eine 
im  Sinne  de?  ^  ?•  dt«  Ge^.-Art.  I  v.  J.  1883,  tnf  die  andere  eine  im  Sinne  des  §  10 
desselben  Get>etzes  zur  Bekleidung  v(m  administntiTen  Aiemtern  befähigte  Pown, 
weldie  in  iifiend  einem  Verwaltangscwrige  wenlgetene  3  Jahre  gedient  Jut»  craamit 
weitden. 

Das  Küiizcuttibcamtenpersonal  der  VersicherungKabteilung  und  die  ständigen 
richterlichen  Mitglieder  der  richterlichen  Abteilung  sind  zur  Hälfte  aus  den  Reinen 
d^  im  Sinne  des  g  3  des  ntiertai  Gesetses  oder  im  Binne  des  §  7  des  Qes.-Art.  lY 
J.  lOm  nnd  nur  Hüfte  -von  den  Im  Sinne  des  §  10  des  GeB.-Art  I  t.  J.  1683  be- 
fähigten Peraonen  zu  ernennen.  Schlienhlieh  können  in  den  Re<-hnunp<-  und  f^tatisti- 
flchen  Beauitcnstand  der  Versicheruugsabteihing  die  gemäss  §  17  des  zitierten  Get^tzea 
beflOiigten  Personen  ernannt  werden. 

Der  PrSt^ident  und  Vizepräsident  dos  Amts,  sowie  die  Beamten  und  Eichter  der 
in  der  Vi.  oder  höheren  fiaug^klassc  systemisierten  Stellen  werden  von  Seiner  Majestät 
dem  Könige,  die  zum  Konzeptsbeamten-,  Bechnnngsbeamten-  tmd  statistischen  Be- 
amten-Personalstand  gehörigen  übrigen  Beamten  des  Amts  dnrch  den  Bandelsminiatar 
ornannt,  während  das  Manipulationtbeamten-,  sowie  das  HiÜs-  nnd  Dienstpersonal 
vom  Pra.>'identen  des  Amts  angestellt,  bezw.  ernannt  wird. 

Die  Disziplinarvorschriften  für  die  geechältlicheu  und  amtlichen  Angesteliten  des 
staatlichen  ArbeiteryonBicfaernngsamts  woden  vom  Haadeisminister  in  Einvernehmen 
mit  dem  Juh'tizminister  im  Vcfordnungswcge  feslgeetdlt;  diese  Verordnung  ist  dem 
Heicbstagc  vür/.ulegen. 

Der  Präsident  und  Vizepräsident .  dsa  Amts,  sowie  das  Mitglied  der  Versiche- 
rangs- und  richterlichen  Abteilung  kann  gegen  seinen  Willen  nicht  versetzt,  anf  eine 
andere  Amtfistelle  nicht  ernannt  und  bin  zum  6.^.  Lebensjahre  nicht  pensioniert  weiden, 
ausgenommen,  wenn  ihirch  ein  Disziplinanirteil  feetLrcbttllt  wurae,  dass  er  w^cn 
irgend  einem  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechen  zur  Verschung  seines  Amtes  un- 
fähig geworden  ist,  oder  wenn  das  Gesetz  sdno  Amtastelle  aufgehonen  hat. 

ücber  den  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  dr«  AmtA  wird  das  Dif*?:iplinarrecht 
dnich  dm  im  §  35  des  Ges.-Art.  VlU  v.  J.  1871  erwähnte  Diszipliiiargcricht,  über 
die  Mitglieder  der  Vcrsicherungs-  und  richterlichen  Abteilung  vom  grösseren,  und  über 
das  definitiv  angestellte  Manipulntions-  und  Hilfspersonal  vom  Idoneren  DiaapUnar- 
rat  des  staatlichen  Arbeiterveriiicherungsamts  ausgeübt. 

Der  grössere  Disziplinarrat  besteht  ausser  dem  rra.-«identen,  bezw.  Vizepräsidenten 
des  Amts,  aus  je  zwei  Mitgliedern  der  Versicherungs-  und  richterlichen  Abteilung, 
der  lEleinere  Disriplinairat  ans  je  dnem  Hitoliede  der  versidimings-  nnd  richterliduo 
Abtdlung,  welche  durch  die  Mitglieder  der  oetrcffenden  Al-tcilungcn  alle  ?,  Julire  aus 
ihrer  Mitte  mit  geheimer  Abstimmung  zu  ordentlichen  MitgliciJcm  gewähh  wurden 
und  aus  je  einem  in  derselben  Weise  gewählten  Ersatzmitgliede.  Die  ordetitlichen 
Mitglieder  legen  nach  ihrer  Wahl  auf  die  iniparteii>ehe  Ausübung  ihrer  diesbezüglichen 
Obhegenheiteu  in  voller  Sitzung  einen  Eid  uder  ein  Gelöbnis  ab.  Ist  ein  ordentliches 
Mitglied  des  Di^zipliiiarrat»  der  Angeklagte,  so  nimmt  dessen  Platz  das  gewiüilte  Er- 
satuiiteUed  der  betrefleudeu  Abtdlnng  du,  welchem  bei  dieser  Gelegenheit  gleichialis 
Eidodbär  da  GeÜbnia  dwmdunen  ist 
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Ueber  das  nicht  definitiv  angestellte  Manipulations-  und  UiifspersonAl  übt  das 
IMHzii^iiaiTecht  der  Priteident,  bezw.  der  Vizepräsident  dee  Amts  ans. 

^  171.  Die  nicht  Rt5nrlii:^on  Mitglieder  der  ric  hterlichen  AbtciluDK  des  staatlicheD 
ArbeitervcrsiehcrunggamU  uod  zwar  wenigälcQä  20  ordeutliche  und  10  ErsatzmitgUeder 
werden  zur  Hälfte  aus  den  Reihen  der  Arbeitgeber  und  zur  PUlfte  ans  den  BetheD 
der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber-  und  ArboitennitgUeder  der  Qeneraiversammlung 
der  Landes-ArbeiterkrankenunterstützungR-  und  Unfallversicherungskasse  aus  ihrer 
Jlitte  gesondert  für  ;}  J<ahre  f.'ew:ihlt. 

Art  der  Wahl  und  das  bei  der  Wahl  za  beobachtende  Yeräüuren  wird  durch 
die  Stefeuteo  der  Eüiam  festgestellt 

Die  Mitg1ie<Ier  der  Direktion  und  Auf^^iobtailaMiiiniesioii  ktenen  nidxt  SU 
gliedern  dt»  Öchiedsgerichts  gewählt  werden. 

Die  Geschäfte  des  gerichtlichen  Protokollführers  yersieht  ein  aus  den  BflÜMD  der 
Beamten  den  Amt«  durch  den  Präsidenten  l)Hstimmter  Protokollführer. 

Die  im  2.  und  3.  Absiitz  §  16*)  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  sowie  die  in  den 
IGl,  Iti.'  und  UU  enthaltenen  Verfügungen  sind  in  entspreeiiender  Weise  und  mit 
der  Aenderimg,  dasa  die  in  den  zitierteu  Paragraphen  dem  Voraitzeaden  dee  Schieda- 
gerichts  fibertragMiok  Obli^enheiten  und  den  WirkungiikTeb  4m  »faaliltehe  Afbeiter- 
ver.'^icherunL'-irT.t  au-^übt.  auch  auf  die  in  die  richterliehe  Abtettong  gwriBiheD  nidlt 
siäudigeu  ru-htcrlichen  Mitglieder  anzuwenden. 

i  172.  Das  staatlidw  AibeiterrenieliemngBatnt  hat  ausser  der  Erledigung  der 
ihm  durch  die:*csi  Gesets:  zugewiesenen  ponstigcn  Agenden  die  auf  Grund  dieses  Ge- 
BCtzftä  tÄtie:en  Bezirkis-Arbcitervcrsicherungs-  und  Betriebs-Kranken unterstützungskassen 
in  Evidenz  zu  halten  und  die  J^latistik  der  gonannteu  Kassen,  sowie  der  i.andes- 
ArbeiterkrankeaanterBtützung^-  und  UnfaUversicherungakasae  zu  führen,  die  Tätigkeit 
der  liuidee-ArbeiierkrftnVmmiterBtfttEaiiM-  und  ünfMlveniiehernii^kMie,  eowie  der 
Bezirks-  und  der  Betriebskassen  zu  beaufsichtigen  und  zu  kontrollieren  und  in  jenen 
Fragen  zu  entscheiden,  welche  zwischen  den  B^irks-Ariaeiteryersicheruugäkassen  und 
Betriebe'&ankenimtentüts^ungakaasen  einerseits  und  swiechm  der  Landes-Arbeiter- 
krankenuntnrstützungR-  und  Unfallversicherungskasse  und  der  Bcztrka-|  besw*  dell 
Betriebskaääcn  aaderereeitä  aolÜB^lich  der  V^eraicherung  auftauchen. 

§  173.  Das  staatliche  Arbeiterversicherungsamt  unterzieht  die  Ge/»chäft''-  und 
Venn^graMnbarang;,  die  BächoTp  die  Endenz&Kltaagsp ,  die  Korrespondenzen  und 
Akten  der  Xjandes-ljrbriterlcnuikBnnntentatznncB'  QQdrünfaUTeriidienmgskasse,  sowie 
der  Bezirks-Arbeiterversicherungs-  und  Bcfilil  Krankenunterstützungskassen  jähr- 
lich wenigstens  einmal  an  Ort  und  Stelle  einer  grünUhchen  und  eingeheodeo  Prüfung. 

Ueberdies  kann  das  Amt  die  Kassen  unerwartet  skontrieren,  jederzeit  Auswetfla 
über  den  Geschäfts-,  Mitglied?'-  und  Krankenverkehr,  sowie  über  den  Verniugon?- 
zustand  einfordern  und  wacht  auf  diesem  Wege  im  allgemeinen  darüber,  da-^s  die 
Landes- Arbciterkrankenunterstutzungs-  und  UnffQlversicherungskasse  und  die  Bezirks - 
und  Betnebakaaeaa  die  fieatimmanffui  d«r  Stataten  und  aonatigen  Vonchnften  ein- 
halten, ihren  semtemisefgen  Verpffichtuneen  nndtkommen,  bei  der  Feetstettni^  der 
Manipulationskosten  mit  entsprec-hendcr  Sparsamkeit  vofgeoen  and  ihn  Eünnanmen 
nur  zu  ihrer  geäeizmäääigeu  Het^tiuimuug  verwenden. 

Das  staatliche  Arbeiterversicherungsamt  kann  die  Einberufung  der  autonomen 
Organe  der  Kiv-^.ie  jederzeit  verfügen,  bezw.  dieselben  auch  selbst  eiiiberufen,  an  ihren 
Sitzungen  und  Verhandlungen  durch  seinen  Del^ierten  teilnehmen  und  kooii  äclt»it 
die  ISitzungen  durch  sein  eigenes  Organ  leiten  lassen. 

Wenn  die  autonoffien  Oi^ne  gesetz-  oder  ordnunnwidrig  konstituiert  sind, 
oder  wenn  das  Verfahren  der  autonomen  Organe  gr^^etz-,  bezw.  ordnungswidrig,  oder 
für  die  Interessen  des  Versicherungswesens  gefährlich  ist,  oder  wenn  me  autonomen 
Organe  eine  vom  Zwecke  der  Vmifäenmg  abweichende  Tätigkeit  entwickeln,  so  kann 
das  Amt  die  aatonomen  Oi^ane  anflfleen,  ihre  Neuwahl  verfSgen  und  die  Neuwahl 
der  Mitglieder  der  juifgelSstcn  autonomen  Organe  in  inotiderten  Fällen  untersagen, 
oder  die  Kasse  auf  Kodteu  der  fahrlässigen  Kiüieiäuorgaue  udur  der  Kasse  durch  eigene 
Oigaoe  leiten  lassen. 

§  174.  Verweigern  die  Ka^senmitglieder  und  Arbeitgeber  sowie  die  Koeeen  die 
Wahl  der  Generalversammlung  der  Kasse  oder  der  Delegierten  der  Generalversamm- 
limg,  die  Wahl  der  Direktions-,  Auf  sich  tflkoramissions-  oder  der  Schiedsgerichtsmit- 
glieder, so  kann  das  staatliche  ArbeitervcrsichorungBamt  die  nicht  durch  Wahl  be* 
stellten  Mitglieder  dieser  autonomen  Organe  provisoriKb  !ib  rar  gc»ets-  besw.  statuten- 
nifiswig  erfolgten  Wahl  ernennen. 

§  175.  Das  staatliche  Arbeiterversicherungsamt  kann  jeden  Beschiuse  od^  jede 
VerfQgnng  der  autonomen  Organe  der  Eaaee,  welche  mit  dem  OenCse  oder  mit  den 
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tn  Geltung  stehenden  Vorschriften  und  VfiTOrdnungen  oder  mit  dem  Zweck  und  mit 
der  BeBtimmnng  der  Kasac  in  Widersprach  wkht,  von  Amts  vecca  «nnnllieren,  und 
iaiofnn  es  siir  ^dherung  der  Dovebralmmg  der  in  Odtang  BtaiKmidflD  Vorschriften, 
prrcvif  im  Interesse  der  Förderung  d  r  /'if  li  und  der  Bestimmung  der  £aBsen  nrti  tkü^' 
erscheint,  bis  zur  entsprechenden  \  eringung  der  kompetenten  Mttonomea  Organe  im 
eigenen  Wirkungskreise  Verfügungen  treffen. 

Ebenso  ist  das  staatli(>he  Arl>eiterver8ichening?äfimt  berechtigt,  zum  7.v:rr\-r  der 
Durchführung  des  Gesetzes  oder  der  gesetzlichen  VorBchriften  die  in  dieser  Ikzitihung 
verantwortlichen  autonomen  Omne  beew.  Penonon  mit  «ÜMT  GddbmMO  Üb  za 
1000  K  za  beBtntfen. 

Die  vetbingte  Oeldliaflee  {et  im  «dministntiven  Wtgt  nach  Art  der  ÖffentUchen 
fiteoem  einzutreten. 

S  176.  Sollten  in  d^  Verwaltung  der  Kassen  Angachgn  von  Verbreclien  oder 
Veqfeiien  zutage  treten,  so  ist  das  staatliche  ArbdterrmutluoniiigiHU&t  TerpfBchtet, 
Jlieryon  dem  kompetenten  Gerichte  sofort  An^ri/r  zu  erstatten. 

Das  Amt  kanu  die  Vertretung  der  I^nde^-/Vrbeiterkrankenunter8tützung»-  und 
Unfallversicherungskasse  vor  den  Gerichten  jederzeit  übernehmen. 

S177.  Daa  gtaatüche  ArbeiterrermchaninfiBamt  erstattet  über  die  Tätigkeit  and 
en  Znrtand  der  KaaMn  jlhriidi  und  fiberaies  alle  5  Jahre  dem  Hande^minister 
«ineD  besonderen  Bericht,  welcher  dem  Reichstag  vorzul^en  ist. 

§  178.  Das  staatliche  ArbciterTeiBicbenu^;8amt  urteilt  in  seinem  richterlichen 
Wirkungskreise  über  die  durch  die  Direiction  der  Landes- ArbeiterkraDkennntentQtcungs- 
und  Uufallversicherungska-sse  in  Unterstützungs-  und  Bentenfragen  gefjuwten  und 
apj>eiilcrtcn  Beschlüsse  in  elfter  In.'! tanz,  über  die  appellierten  ßescnlüsse  der  ächieds- 
geeichte  in  zweiter  Instanz. 

XKe  diesbezüglichen  Verhandlungen  des  staatlichen  Arbeiterversichernngsamtea 
mod  mfindHch  und  öffentlich;  an  denselben  kann  sowohl  die  Landes- A rbeiterkranken- 
nnt4?rBtützurji:>-  ui.  l  rnfallversicherungska-^se  und  die  Bezirks-  imd  Betriebskassen  als 
der  EntschädiguQgebc Werber  teilnehmen,  bezw.  dk  geeetzUdie  Bechtsvertretiuig  in  An* 
Spruch  nehmen. 

Bezüglich  der  Durchführung  der  Verhandlung,  der  Einvernahme  der  Zeugen, 
Bachverständigen  und  Aerzte,  bezüglich  der  hieraoa  und  auH  der  Vertretung  er- 
wachseuen  Kosten,  bezüglich  der  gesetzlichen  Bechtsvertretung,  finden  die  über  ver> 
liandlungen  der  Schiedsgerichte  erSusenen  Verfügungen  entsprechende  Anwendung. 

§  179.  Die  richterhche  Abteilung  des  staatüchen  Arbeiterversicherungsamts 
Ultttlt  in  nichtöffentlicher  Sitzung  im  Sicbner-Senat. 

Der  S<mat  beateht  ausser  dem  Präsidenten,  bezw.  dem  Vizepräsidenten  des  Amts 
nie  Vorsitzoiden,  aas  je  einem  ernannten  Mitgiiede  mit  «dministratiTer  oder  riditer^ 
lieber  und  techiit»cher  Befähigung,  übcidiea  MB  je  xwej  gewählten  Vertretern  dar  Ar- 
beitgeber und  der  Versicherten. 

Die  gewählten  Mitglieder  dee  Senate  werden  fom  PHMdentn  der  Belhenfolge 
nach  zu  den  Sitzungen  einbemfen. 

Die  Entscheidungen  und  Urteile  werden  mit  allgemeiner  Stimmenmehrheit  ge- 
faaet  und  im  Namen  des  Amte  anagefolgt  Bei  f^flidier  AnaaM  der  Btimmen  mt* 
adieidet  der  Voiailzende. 

Der  Vollzng  der  Urteile  ^diBrt  In  den  WirlcnngifaeiB  des  fOr  den  VemrteQten 
kompetenten  köm:'l  Bezirksgenchts. 

§  ISO.  Sollten  hinsichtüch  des  Verhältnisses  der  Angehörigkeit  des  infolge  ün- 
Idlfl  verstorbenen  Versicherten  vnd  der  Entschädigungswerber  Zweifel  auftauchen, 
so  ist  das  staatliche  Versichern ngsamt  verpflichtet,  vor  der  Bcsehlussfassung,  die 
Interessenten  behufs  Festi^tellung  der  Anspruchsberechtigung  auf  den  gewöhnlichen 
Ctarichtswee  zu  weisen. 

In  acMchem  Falle  entscheidet  das  staatliche  Arbeitenregteicbeningsamt  öber  die 
atrittige  EntMdiädigung  auf  Grund  dee  reditsgältigen  riditerlidien  Urteils. 

f  181.  Alle  Besch lii(*sc  der  autonomen  Organe  der  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  organi.-'ierten  Ka.H8cn,  gegen  welche  laut  dem  gegenwärtigen  Gesetz  Einspruch 
erhoben  werden  kann,  nowic  die  Beschlüsse  und  Urt^e  der  Schiedsgerichte,  und 
schhr«8lich  die  im  Geschäftskreise  erlR=?enen  Entscheidungen  titid  im  richterlichen 
Wirkungskreise  gefassten  Beschlüsse  und  Urteile  des  staailichert  Arbeiterversiche- 
mngsamts  rind  oen  interessierten  Kaasen  nnd  Parteien  binnen  8  Tagen  echriitUcb 
mzosteUen. 

Die  fiemfongsfriat  beträgt,  insofern  das  Geseta  keine  Ansnahme  feeteteOt,  15 

Tage  von  dem  L  r  y^u?telluog  der  Entschri  linig,  bezw.  de«  Beschlu^ä.tes  oder  Urteils 
Xage  an  gerechnet.  Der  Einspruch  im  Im  derjenigen  Kasse  oder  bei  demjenigen 
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Schi e<lrtgeri cht  einzureichen,  gegen  dessen  Entscheidung  er  gerichtet  ist ;  die  Einspräche 

f^eii  die  durch  die  LaQdtä-xlrbeitcjkrtuiiieuunteriiitütscuiigt»-  und  Uufallvcr»icheru^8- 
asse  erlassenen  Entscheidungen  können  aber  auch  l>Bi  der  zuständigen  fi«Bin- 
Arbeifcrvprsicherungökasse,  bezw.  bei  der  Betrieba-Krankenunterslützungskasse  einge- 
reicht werden.  Die  liin spräche  sind  schrifthch  einzureichen,  können  aber  auch  m und- 
lieh  bei  jener  Kasse,  oder  jenem  Schiedsgericht  vorpetrugen  werden,  welches  die  I>ni- 
scheidung,  den  Bvchluw  oder  da«  Urteil  zttstellt.  Bei  den  im  W'^  der  Post 
abgesendeten  EinsprSchen  entsdMidet  hiuidillUdi  der  fierafongafrist  der  Zeitponkt  dar 
Aufgabe, 

Zur  Erhebung  des  Eiin^pruchb  sind  nur  die  durch  die  Entscheidung,  durch  den 
ßeechlu^  oder  durch  das  Urteil  Interessierten  berechtigt.  Der  in  der  gesetzlichen 
Frist  eingereichte  oder  vorgetragene  EiiiJ-prm  h  hat,  insofern  das  Gesetz  Keine  Aaa- 
nahme  statuiert,  auf  den  Vollzug  der  Entscheidung,  des  Beschlussee  oder  des  ürteils 
aufschiebende  Wirkung. 

Der  Handelr^niiniHter  wird  ermächtigt,  die  näheren  Bestimmunj^cn  hezfiglich  de« 
in  diüriC'iu  Paragraphen  geregelten  Vcrfahruns,  mit  Beachtung  de«  durch  die  Gewerbe- 
behörden in  Gewerbeangelegenheiten  zu  beobachtenden  Verfahrens,  im  EinvcnieJurien 
mit  dem  Miniater  de»  &nern  und  mit  dem  Justisminister  im  Yorordnungswege  fest- 
matellen. 

{  162.  (Jegeii  die  in  Gemässheit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  getroffenen  Ver- 
fügungen und  gefassten  Entecheidungen ,  Bwchlüflse  und  Urteile  des  staathcheo 
Arbeiterversicherungsamts  können  keine  weiteren  Beditnnittel  ergriffen  "werden.  Uiete 
^'erfügung  schliet--!  jcsjm  h  die  Inanspruchnahme  des  gewöhnlichen  Rechtsweges  nicht 
auS|  wenn  sich  die  in  Hede  stehenden  Entschddungen,  Beschlüsse  oder  Urteile  nicht 
auf  die  im  gegenwärtigen  Gesetz  vorgeschriebenen,  der  Entscheidung  des  genannten 
Amt>  vorbehaltencn  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Kai^sen  und  aeren  Mitglieder, 
sowie  der  Versicherten  und  Arbeitgeber,  sondern  sich  auf  die  Rechte  und  Verpflich- 
tungen der  mit  den  Kassen  im  vertragsrofissigen  Verhältnisse,  oder  unter  «inOBI  tad««! 
privalvecbUichen  Titel  anspruchaberechügten  dritten  Fersonen  beliehen. 

IV.  TeiL  Tenehtod«iM  T«rfüirnn«reB,  Stnf-,  Uebergangs-  uA  BeUiM> 

b^timmungen. 

XVI.  Abschnitt.  Unfallverhütung. 

§  1R3.  Zur  Kontrolle  dessen,  ob  in  den  in  die  I'nfidlversicherung  einbezogenen 
dnzdnen  Betrieben  alle  jene  Mas.sregcln  getroffen  wurden,  weiche  zum  JSchutze  des 
Lebens  und  der  Gesundheit  der  Angestellten  und  zur  möglichsien  \'erliütung  der  Un- 
fälle erforderlich  sind  (Gcs.-Art.  XVIi  r.  J.  1884  und  Oes.>Art.  XXVUI  v.  J.  imu 
sind  die  kgl.  Oewerbeinspektoren  berufen,  welche  in  dienern  ihren  Wirkungskreise  nach 
den  Vtrfüguniren  des  Ges.-Art.  XXVIII  v.  J.  181)3  vorzugehen  haben. 

In  den  Eisenlmbn-  und  öchiffahrti«betriebeu,  Bergwerks-  und  Hüttcubetriebeu, 
in  TsiMikfabriken  und  in  den  Poet-,  Telegra))h-  und  lelephonbetrieben,  bei  Waner- 
bauien,  sowie  in  den  Punipcnanlagen  der  Wasserregulierungs-  und  Was^erbenützungs- 

fesellschaften  sind  daa  kgl.  Ei»enbahn-  und  Schiffahrts-Obcrinspektorat,  die  kgl. 
auptmanuHchaftcn,  die  Fachorgane  des  Tabakgefälls,  die  kgl.  ung.  Poet  Verwaltung, 
die  Bezirks-Inspelctoren  für  Waaserbau,  bezw.  die  kompetenten  Org»ae  der  Strom»  und 
Kulturtechnikamter  beruf «i,  die  Kontrolle  nach  dieser  Riehtung  aussnfiben. 

Insofern  die  Direktion  der  Lande  s-Arbeitcrkrankenuntcrstutzungs-  und  Unfall- 
Toi^icherungskasse  oder  irgend  eine  lkzirkä-Arbeitcrver&icherun{^skasse  in  gewissen 
Fällen  die  spezielle  Unterendinne  einzelner  Betriebe  für  notwendig  erachtet,  um  fest- 
zu.'Jtellen.  oh  der  vorgekommene  Unfall  niclit  die  Foltre  einer  mangelhaften  Einrichtung 
war,  bezw.  ob  iu  dem  betreffenden  KcLriebe  keine  entsprechenderen  ^Schutzvorrichtungen 
anzuwenden  wlren,  kann  die  Direktion  oder  die  betreffende  Bezirkskasse  sich  behufs 
Durchführung  einer  solchen  Besichtigung  an  den  kompetenten  kgl.  Gewo-beinspektor, 
an  das  Eisennahn-  und  Schiffahrtsobennspektorat,  an  die  Berghau ptmannecbaft,  an 
die  Zentraldirektion  des  Tabakgefälls  («1er  an  das  kompetente  Organ  der  Poetverwaltung 
und  an  die  k.  ung.  Wnsserbnudirektion  wenden,  welche  B^wrden  verpflichtet  sind, 
diesem  Ansuchen  in  der  möglichst  künesten  Zeit  nacttzuktmimen  und  die  Kasse  "wtm 
Beaultat  ihree  Vorgehens  niiinitiell>ar  zu  verBtänih'gen. 

Ebenso  kaiiu  die  Laiidt^-ArbeiuTkrankenunterHtützungskasse  die  in  die  Krankeu- 
Versicherung  einbe/ugeneu  Iktriebe  auch  hinsichtUdi  der  giewerblichen  Stnitinng^ 
legenhdten  kontcoUieren  und  kontroUieren  lassen. 

Dm  Kokim,  wdcha  «na  diesen  auf  Omnd  eines  solches  Anet)c2i«na  fotbogsiMa 
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speziellen  Besichtigungen  enttttdUD,  ImImIcd  iWi)  Ijndfli  Aitwitl>rfclitwlff1l1int<iili*-fi*™»g''" 

and  Unfallversidb«riuig8kajB8e. 

Erachtet  die  Direktion  der  Landes-ArbeiterknmkennntentBtsimgB-  und  Unftdl- 

vcrsicheningskasse  auf  (inind  der  Mittcihitip  des  GewcrheinripoktdrH,  des  Eisenhahn- 
und  fckhiflabrt»überin8iX'klorais.  (i<T  licrghaupüuannschaft,  der  Zentrakiirektion  des 
Tabak^fälls  oder  des  örgane:^  uer  iVii^tvcrwaltung  und  der  k.  ung.  Laodes-Was^erbau- 
dircktion  e«  für  notwenoig,  da^»  hin8ichtlich  de«  betreffenden  lletriebes  gewinne  Ver- 
fügungen getroffen  werden,  bo  hat  sie  »ich  behufs  Anordnung  denst-lben,  geniiihs  dem 
Grs. -Art.  XVII  v,  J.  lSS-1  an  die  zuständige  Gewerbeljehörde  zu  wenden,  be^w.  be- 
treffs der  EiDenbahn-,  öchifädirts*  und  Poet-Tel«Kn^-Teiephonbetnebe  dem  Handels- 
minieler,  betreffe  der  Bergwerks-  and  Hfittenbetnem  nnd  Tabsklalffiken  dem  Finans- 
minister  iin-l  Ixtroff-^  der  Pumpenanlagen  der  Wa-scrretridicruiigs-  und  Wa/isefbe- 
nützungägeddltichatten  dem  Ackerbauuinister  äneu  \ OrMhlag  zu  uutcrbieiteu. 

Die  DirektioiD  der  Landes-ArbdterknuikinantcrHiiitziings-  und  ünftUvendcbe- 
nmgBkas^  kann  auch  um  den  Erla«*(  von  allgemeinen  Schutzmansregcln  ansuchen. 
Ihre  diesbezüglichen  Vorsohläge  unterbreitet  Bio  durch  diw  staatliche  Arbeiterver- 
sicheningsanit  dem  Hand<'l^nuriisttr,  dem  Finanznnni.-^ter,  beiw.  dem  AckcrlMlimiluater» 
denen  hiosicbtUch  derselben  die  EntM^daog  zusteht. 

§  181  Wendet  der  Arbeitgeber  die  Torgescfariebenen  SchntanaaBiegidn  oder 
BdlutzvorrichtuDgeo  nicht  an,  so  kann  die  Direktion  (Irr  I^ndei»-Arbciterkranken- 
nnterstOtzungs-  und  Unfallver8icherung.*kaj»«*e  seinen  Betheb,  unabhängig  von  dem 
gegen  ihn  auf  Grund  des  §  183  dieses  ({esetzes  eventuell  Angeleiteten  Verfahren,  in 
eine  höhere  Klasse  des  (iefahrentarifs  rinroihen  und  wenn  der  U  treffende  Betrieb 
bereits  in  die  höchste  Klas.'^e  einjicrt-ihi  war,  mit  dem  zweifachen  Betrag  des  be- 
treffenden Tarifsatzes  besteuern. 

Gegen  diesen  Beschluse  der  Direktion  kann  beim  etaatiidien  ArbeiterrerBidio- 
ningsamt  Einspruch  erhoben  werden.  Vom  diesem  Bwchlmm  Bind  nach  der  Beehts- 
kr&ftigkeit  desselben  der  AibeHgaber  mid  die  xoetindige  Besirke-ArbeitflrTeruchenings- 
fcaase  zu  verständig«!. 

Derjenige  Versicherte,  welcher  die  Torgeechriebenen  Hchutzmahsregi  ln  lucht  ein- 
hält, oder  die  ihm  zur  Verfflgun^r  gestellten  Schutzvorrichtungen  niclit  l«  nützt,  die 
in  cler  behördUch  festgestellten,  l«  zw.  iK-bürdlich  vidierten  Arbattordnung  enthaltenen 
I'rohibitivmaaer^;ehi  noersch reitet,  kann  durch  die  Gewcrlx'behörde  fallweise  mit  einer 
Geldbusse  bi*  sn  5«  im  Falle  der  Wiederholung  bis  an  10  Kronen  bel^  werden.  Der 
Arbeitgeber  iet  Teqiflichtet,  eine  solche  GddDnsee  rom  Lohn  dea  YcnkinrteD  äbni- 
ziehcJi  und  einzuzahlen.  I  )er  Abzug  kann  sich  höchstens  auf  den  vierten  TeQ  des 
bei  je  einer  Gelegenheit  ausgezahlten  Arbeitslohnes  erstrecken. 

§  185.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  angeordneten  Schntzmassregeln  und 
VCTbote  in  der  Staatssprache  und  in  der  Sj^racbe  iler  Mehrheit  der  Arbeiter  in  sämt- 
lichen Ix>kalitaten  des  Betriebes  an  einem  1«  icht  zugänglichen  Orte  anzuschlaven. 

Ueberdit»  sind  an  den  durch  den  kgL  Gewerbeinspektor  als  ffeffihrlich  be- 
seichneten  Maschinen  ausser  den  angewendeten  ächutxvorrichtungen  Vorsichtstafeln 
anzubringen,  deren  Textierung  durch  den  kgl.  Gewerbeinspektor  feetzastellen  ist. 

Die  anzubringenden  und  anzuwendenmn  VorsiditBtuBln  aind  bdinfl  Vidiemng 
dem  ]qgL  Gewerbeinspektor  vorzulegen. 

GHefelie  Befugnisse  gebühren  oei  den  im  zweiton  Absatz  des  §  183  beseidmeten 
Albeiten  und  Betrieben  cien  dort  bezriohiirlen  I?chörden,  bezw.  behördlichen  Organen. 

Wer  die  auf  Grund  die^'f^s  raragrapben  angebrachten  Schutzmassregeln,  Verbote 
und  Avi.>*os  unrc<-htmässig  entfernt,  beschädigt,  oder  unleserlich  macht,  ist  durch  die 
GewerbebeJiörde  in  der  im  letzten  Absatz  dos  §  184  festgestellten  Weise  zu  bestnifen* 
Trifft  die  Geldbusse  ainen  Angestellten,  so  findet  die  im  letzten  Absatz  des  zitierten 
Paragraphen  enthaltene  Verfiigung  hinsichtlich  der  Einhdijung  der  Qeldbnsse  im  Wege 
dea  Lohnabzugs  auch  hier  Ajiwendung. 

?188.  VW  Mitglieder  der  Direlraon  der  Landee-Krankenunterstfitzungs-  und 
versichern ngftka.'-se  und  der  Direktionen  der  Bezirks- ArbeitervcrsicherunL's-  und 
Betriebs-Krankenuntcrstützungskassen,  ihre  Vertrauensmänner  und  Angesteilten,  die 
Beisitzenden  und  Angesteilten  der  Schiedsgerichte,  die  Mitglieder  und  Beamten  des 
«taatlif^hen  Arbeitcrversicheningsamtes,  sowie  die  zu  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
eingeleiteten  Verhandlungen  berufenen  Sachverständigen  sind  bezüglich  der  im  Laufe 
der  Verhandlungen,  oder  gelegentlich  der  Besichtigungen  an  Ort  und  Stelle  ihnen  zur 
Kenntnis  gdangteo  Betriebe-  oder  Geschäftsgeheimnisse  zur  strengsten  Geheimhaltung 
Terpfllchtet  l^esbezflglidi  ist  ihnen  ein  Eid  abzundimen. 

Wird  die  Verpflichtung  der  Geheimhaltung  dun  h  eii.m  An<r<  --t<  Ilten  der  I^andes- 
Ariwiterkrankenunterstützungs-  und  Unfallversicherungskas^e  oder  irgend  eines  Bchieds- 
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gericht«,  oder  durch  einen  Beamten  des  staatlichen  Arbeit^rvprsicheninj^fäatntM  über- 
treten, so  ist  derselbe  ausser  der  im  §  lül  die^eä  Gesetzes  fcetges^ten  ätrafe  bei 
Verlust  aller  eeiDer  auf  Grund  des  ^enwärtigen  Gonotece  erwonMoen  Redile  eolort 
seineti  Amte«  zu  rnthchcn.  Regeht  eine  solche  Uehcrtrrtnne  eine  ^wlhlte  Person,  so 
verliert  sie  ihr  Mandat  und  kann  nie  mehr  wiedergewählt  werden ;  ist  es  ein  Arzt  oder 
ein  Bach  verständiger,  so  kann  derselbe  iti  einer  solchen  Eigenschaft  weder  durch  die 
Landes-Krankenunterstfltcungs-  und  Unfallversicherungskasse  oder  Bezirks-,  bezw.  Be- 
triebskasse  noch  dnrch  das  ^hiodsgcricht,  noch  dnrch  das  staatliche  Aj'bdterTersiche- 
Tn^gsanit  je  in  Aii?*pruch  genommeu  wenJen. 

Die  Landes- Kiankenunterstütcungs-  und  Unfall veraicherungakasse  ebenso  die 
Bedirks-  und  BetriebeksMen,  sowie  denn  OigMie  können  dnrdi  die  etwtliehe  Ffauuis- 
^ermdtnng  in  keiner  Bicbtang  in  Aupmcli  genommen  werden. 

XVII.  Abschnitt.   Straf bestimmungen. 

i;  187.  Insofern  nach  dem  Gesetze  keine  schwerer  imputierbare  strafbare  Hand- 
lung obwaltet,  begeht  eine  üebertretung  und  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  Kronen 
ZU  bd^n: 

a)  jener  Arbeitgeher,  welche:  den  Arbeitsantritt  seines  vetaichmmggpflichtigea 
AngeeteUten,  die  Im  AfMtmdiSItDiaae  eingelaretene  VerSndenuig,  oder  am  Amite- 

austritt  des  angemeldeten  Angestellten  Oberhaupt  nicht,  oder  nicht  in  der  gOWiiHflllWI 
Frist,  oder  nicht  in  Gemättsheit  der  gesetzlichen  Vorschriften  anzeigt; 

b)  jener  Arbeitgeber,  welcher  (üe  auf  die  Form  ond  AnasMlail^  dflS  ID^giiede- 
•Zertifikats  bezflglicheo  Vorschriften  nicht  einhält; 

c)  jener  Arbeitgeber,  welcher  die  in  der  Person  des  ßetriebseigentümerfl  des  dem 
UnfailverHicheningszwange  unterliegenden  Bi:'triel)C8  eingetretenen  Verändeningon  übcr- 
haupt  nicht,  oder  nicht  in  der  gesetzlichen  Frist»  oder  nicht  graiäss  den  geseteUchen 
Voncbriften  anzeigt 

§  188.  Iiifiofern  nach  dem  Gesetze  keine  schwerer  imjputierbare  strafbare  Hand* 
lung  obwaltet,  begeht  eine  Üebertretung  und  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  40  Kronen 
wa  belogen: 

a)  jener  Arbeitgeber,  welcher  den  Gehalt  oder  Lohn  seines  versicherungspflichtigen 
Angestellten  in  einem  gegenüber  dem  wirklichen  höheren  oder  niedrigeren  Betrage 
«ttimldet; 

b)  jenes  Kassenraitglied,  welches  durch  mmulienuu;  einer  Krankheit  oder  auf 
«ine  anoiere  gesetzwidrige  Weiee  von  der  Kaeee  ünterstSaangen  in  Antprodi  nimmt. 

§  IS'».  In-ofcrn  nacli  dem  Grectze  keine  schwerer  iniputicr^.iro  strafbare  Hand- 
lung obwaltet,  l)egeht  eine  Üebertretung  und  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  \00  Kronen, 
im  Wiedeibolungsfalle  bis  zu  200  Kronen  zu  bestrafen : 

a)  jener  Anioitjrnher,  welcher  die  Schädigung  der  Kasse  dm^h  einen  eine  Krnnk- 
hcit  Himuliercuden  Anjjestellten,  oder  auf  eine  andere  gesetzwidrige  Weise  unterstützt; 

1))  jener  Arbeitgeber,  welcher  in  dem  im  §  12  bcstiiiimten  Falle  die  Hälfte  der 
Beiträge  oder  die  MitgUeds-Zertifikattaxeo  vom  Gehalt  oder  Lohn  des  AngsstelUen 
abgezogen,  aber  g^n&s  der  FSIligkeit  nicht  der  Kasse  abgeliefert  hat; 

0)  jciirr  Arbeitgeber,  welcher  seine  Angestellten,  wenn  sie  ihrer  Meldepflicht  ent- 
sprochen haben,  an  der  Ausübung  ihrer  Amtspflichten  als  schiedsgerichtliche  Beisitzer, 
<wer  als  Mitglie«ler  des  staatlichen  Arbeiterversichcrungsamtcd  verhindert  ;  .schliesslich 
welcher  (h>n  Vcrfiirrungi^n  do;^  §  IK')  dickes  GcpotccB,  hetrefis  deeAniohlegB  der  SchntS' 
und  rrohibitivniaHsregeln  nicht  entspricht. 

§  IIK).  lni*ofern  nach  dem  Gesetze  keine  schwerer  imputierbare  strafbare  Hand- 
lung obwaltet,  begeht  eine  Üebertretung  und  ist  mit  einer  GeldBtrefe  bis  au  200  Kronen, 
im  wiederholungHifalle  Ms  zu  400  Kronen  zu  bestrafen : 

a)  jener  Arbeitgeber,  welcher  mit  «einen  AntristrUten  einen  diesem  Gesetze  /u- 
widerlauf enden  Vertrag  abschlicbst,  oder  sonst  vom  Gehalt  oder  Lohn  des  Angestellten 
gesetzwidrige  AbsAge  macht,  od«*  mehr  oder  fQr  lingere  Zeit  abddit,  an  er  be- 
rechtigt war; 

h)  jener  Arbeitgeber,  welcher  die  in  den  der  Unfallverrticherungspflicht  unter- 
liegenden Betrieben  eingetretenen  Veränderungen  überhaupt  nicht,  oder  nicht  in  der 
gesetzlichen  Frist,  oder  nicht  gemiss  den  gesetzlichen  Vorschriften  anzeigt; 

c)  jener  Arbeitgeber,  welcher  gelegentUdil  der  Cänlieferung  der  Sur  Ümiage  der 
ITnfallvtTsicheruiig.-'iH-iträire  und  der  Kapitalsummen  erforderiiebm  Daten,  der  Käme 
w^isaentlich  unwahre  Aiignl>tn  macht; 

d>  jener  ArbeitgelMT,  welcher  keine  ordentliche  Lohnliste  f&hrt  oder  diesellw  bis 
anm  vorgeMchripl>enoii  Zeitpunkt  nicht  aufbewahrt,  ^owie  jener,  der  den  durch  das  staat- 
liehe  Arbeiterversicherungäamt,  durch  den  kgl.  Gewerbeinupektor,  durch  die  Landes- 
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Arbciterkrankeniintor^tützung^-  und  UnfallviTsicheninafskaase,  durch  die  Bezirks« 
ArbeitearrersidierungskaMe  und  durch  die  öchiedsgenobte  enteendeteo  (hgaaesi  die 
«rfiorderlidieB  AaffcUwuDnii  idekt  erteilt,  dü«  ÜatenacSntttg  an  Ort  und  Mte  w- 
hindcrt,  oder  die  Einaielit  in  dh  besSpichen  EyidffliitlMJtnngen  und  Veneichnine 

verweigert ; 

v]  jener  Arbeitgeber,  welche  den  Mif  die  Anmeldung  der  Unfälle  bezüglichen 
Verfügungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht  entspricht,  oder  zu  dem  durch  Unfail 
"Vwletzten,  sobald  er  vom  l'nfall  Kenntnis  erhält,  keinen  Arzt  rufen  liees. 

§  191.  Insofern  nach  dem  Oeeatie  keine  schwerer  imputierbare  strafbare  Hand- 
lunc'  nhiviltot,  h^tjcht  eine  üebertretiing  und  ist  mit  oiner  (ieMr«trafo  Iiis  zu  n()0  Kronen 
unii  iin  WiedcrbulaogHf&Ue  Überdies  noch  mit  Arrest  bis  zu  2  Monaten  zu  bestrafen: 

a)  jener  Arbeil^bflr,  Wttkte  bei  der  AnaeteUmig  ds  Hit^ieda-SSertafikate  Miaa- 
bninche  begeht; 

b)  wer  die  im  enten  Absatz  des  §  186  umschriebene  G^eimhaltungspflicht 
verletzt,  oder  das  ihm  zur  Kenntnis  gelangt!  !^  rrii  !--vi  [  fahren  u^rtx:htmii^sig  nachahnit. 

Das  Verfahren  in  Fällen  des  gegen würtiKen  Paragraphen  kann  nur  über  Antrag 
der  geschädigten  Partei  platzgreifen.  Durch  das  nach  dem  gegenwärtigen  Paragraphen 
ins  Werk  gesetzte  Verfahren  werden  die  Schadeneraatzan-prüche  des  GleacUMUgteo 
g^nüber  dem  üebertretcr  der  Pflichtigen  (ieheinihaltung  nicht  berührt. 

§  192.  Wenn  der  Arbeitgeber  in  seinem  Geechtfte  oder  bd  seiner  Unteraehnrang 

einen  im  Gewerberegister  (§  17S  des  Ges.-Art  XVII  v.  J.  18^1)  eingetragenen  Ge- 
Bchäft-^führer  anstellt,  so  ist  für  die  in  Uemässheit  dieses  Gesct^tsi  alt>  Uebertretung 
m  betrachtenden  Handlungen  und  DnteriMeungen  der  Geschäftfiführer  verantwortlic£ 

Wurde  aber  die  ünterhwoung  oder  gesetzwidrige  Haiullung  mit  dem  Wissen  des 
Arbeitgebers  verübt,  so  sind  die  StrafLietitimmungen  dic*e«  Gesetzes  auch  gegenüber 
dem  Arbeitgeber  anzuwenden. 

Die  aus  einer  Uebertretung  fUesseade  materielle  Verantwortung  belastet  in  beiden 
Filleo  den  Arbeitgeber. 

T>'.o  auf  Grun<]  ilieseH  Gesetze«  verhängten  GeltlbiiHisen  werden  im  administra- 
tiven Wege  uach  Art  der  öffentlichen  Steuern  eingetrieben  und  fliwsen  iu  die  Landes- 
ArbeiterkrankenunterstützungH-  und  Unfall ven'iclienmgafcMee,  welche  dieselben  abge> 
sondert  verwaltet.  Die«c  OeldbuHscn  In nini  zur  Erriclitung  von  Kassenkrankenhäusern, 
Erholungskolouien  und  Sanatorien  und  dürfen  zu  atideren  Zwecken  nicht  verwendet 
iWfden. 

Betreffs  der  Verwendung  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  wcoea  Uebertretungen 
Techängten  nnd  «ingsfloiisenea  CMdstralen  sowie  der  wihnnd  om  Uebertretui^- 
Tcrfidiiwi  anlvleeteii  Oeidbuasen  iet  der  9  23  des  OeB.-Art.  t.  J.  1901  nuMMgebend. 

XVIIL  Abschnitt.  Kompetente  Behörden. 

§  1^.  In  den  nach  diesem  Gesetze  in  den  gewerbebehördlichen  Wirkungskreis 

gehörenden  Angelegenheiten  aiuten  die  im  Vif.  Abschnitt  des  Ges.-Art.  XVII 
V.  J.  IS&i  bezeichneten  Gewurbebekördeu,  bezw.  betreffs  der  Städte  mit  geordnetem 
]!^lagistrat  als  Behörde  erster  Instanz  <lie  im  Punkte  I,  2  §  13  des  Gefl.-Art.  XXt.  J. 
1901  bezeichnete  Behörde  nach  den  im  (icwcrb<^csetz  normierten  Modalitäten. 

Die  Beurteilung  im  Sinne  der  im  XVII.  Abschnitt  dieses  Gesetzes  enthaltenen 
Strafbeetimmungen,  der  im  Sinne  dc-i  .S4  diese.'i  Gesetzes  durch  die  Utiterla-'f'Ung 
der  bei  der  Polizeibehi^rde  zu  erstattenden  Unfallanzeigen  verübten  Uebertretungen 
gehört  in  den  Wirkungskreis  der  BoÜMibeliOiden. 

§  194.  In  den  zum  gewerbebehördlichen  Wirkungskreis  gehörenden  Angelegen- 
heiten ist  die  Kompetenz  gemäss  dem  Gewerbeg^setze  massgebend: 

a)  in  dien  Angelegenhaten,  wdche  swischen  dem  Arbeüigeber  und  swischnn  dem 
Angestellten  auftauuien ; 

b)  in  UebertretungBangelegenheiten. 

In  jenen  Streitfrsgcn  hmgegcn,  welche  swischen  der  l^iics-ArbatervenicheningB- 
kasse  oder  Betriebs-KrankrnuntcrHtiitznngskasftc  und  zwr-iehen  dem  .Arbeitgehor.  hezw. 
Mitgliedern  auf  Grund  diesen  (ieKeut^  auftauchen,  entscheidet  die  nach  dein  Sitz  der 
Kasse  kompetente  Gewer bebehördc,  he\\M  auch  in  dem  Falle|.  wenn  sich  der  Bezirk 
der  Ka.'ise  über  da.s  Gebiet  mehrerer  Gowerbebehörden  eretrockt,  deren  rechtskräftige 
Entscheidungen  die  übrigen  iTCWerbcbchörden  durchzuführen  verpflichtet  sind. 

§  196.  iMe  administrativen  und  Gewerbebehörden  sind  verpflichtet,  dem  anf 
diesem  Gesetze  beruhenden  Erf»tuhpn  der  Land(-~^-Arbeiterkrankenunfer.-tützung8-  und 
UofaUversicherungskasse  und  der  als  örtliche  V'ermittlun^rgane  dienenden  Bezirks* 
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ArbeiterveraicheninpB-  Rowie  Betrü-h-ikaMeD,  sowie  der  VorBit7.en(leii  der  auf  Oruntl' 
die<»eä  Gesetzen  orgauisierten  Schiedsgerichle  und  des  staatlicheD  Arbeit«rTer8icheruog6< 
amlM  so  «DtBjinobflii  und  diiselbeii  in  ihnr  Tätigkeit  su  nntentütseo, 

XIX.  Abadmitt  Ueb«rgang8b««timmuiigeii. 

^  in*;.  Die  auf  Grund  des  Ges.-Art.  XIV  v.  J.  ISUI  errichiettn  Kraukerikassen 
der  Gewerbekorix>rationcu  und  PrivatTereinigungeii  und  zwar  die  letztereo,  sofern  die- 
eeiben  oidit  wenigstens  ein  Jahr  Tor  dem  InsleSentreten  dieees  OeeeCces  beetcAien  und 
die  Mitirlirderz.ihl  drs  letzten  Jahres  W"!0  nicht  üherpticp.  worden  mit  dem  Iiifilpbon- 
trcten  dieses  Genetzes  aufgelöst  und  die  Versicbtruug  ihrer  Mitglieder  übemehiüeo 
anf  Grund  ihrer  Evidenzhaltungen  dia  Baorlcs-Arbeitcrvcrsichcrungtikassen. 

Da»  eigene  Vermögen  der  Kassen  mit  den  darauf  bezüglioheu  Dokumenten  un«l 
Schriften  ist  nach  der  durch  die  Delegierten  der  auf  Grund  des  Gef.-Art.  XIV  v.  J. 
1891  Iteaufsichtigeuden  Gewerbebehörde  erster  Instanz  abzuhaltenden  Liquidierung 
und  nach  der  Begleichung  der  Bcbulden  in  die  L&ndes-ArbeiterkrankenunlenitüUangB- 
nnd  ünfaIlTerBi<£eningBlDiu»e  dnztiliefeni.  Die  eventuell  ungedeckten  Schulden  gmen 
auf  das  Krankenunten»tützurgf:knnto  der  Landes-Arhciterkrankenuntrrstfitzungs-  und 
Unfallversicheruui^kasse  über.  Die  definitiv  aug^teliten  Beamten  und  Diener  der  auf- 
gelösten Kaieen  werden,  insofern  das  bei  der  Kaase  bekieideto  Amt  ihre  Hanpt» 
nesehäftigung  war,  mit  einer  dem  während  eines  Jahres  vor  dem  Inslebentrcton  dif>-es 
Gesetze«  genossenen  (!ehalt  entsprechenden  l  intaiion  durch  die  Ijandes-Arliciterkrauken- 
unfeerBtutzunge-  und  Unfallversicherungskasse  an^^e.-itellt. 

Insofern  die  GeneialversammlttDg  der  aufgdöbteu  Kasse  das  erübrigte  Verm^S^pen 
za  irgend  einem  Arbeiterrenricfaenrngezwe«^  zu  verwenden  wfinedit  und  diesbetnipch 
mit  der  Bezeichnung  des  Zieles  einen  Beschluss  fasst,  so  ist  die  Lande»  . Irbater- 
krenkenttuterstützungs-  und  Unfallversichoningskasso  verpflichtet,  das  eingelieferte 
VennOgen  für  den  betreffenden  lokalen  Zweck  zu  verwenden. 

Stiftnnpen,  welche  der  Verwaltung  der  anfgcI5.'*ten  Kaisen  eiilwcfler  mit  be- 
stimmter oder  uubestiniuater  Bestimmung  überliu^Hen  wurden,  .«üwie  die  Veruiügenfi- 
anteile,  welche  das  Eigentum  der  erhaltenden  Korfniration,  oder  Vereines  oder  Pnvat- 
penonm  bilden,  eind  nur  im  Falle  der  Einwilliffung  der  hierzu  fierechtigten  in  die 
LandeR'AtbdtenraiikennntenitBtninßa*  nnd  tJnfiallvenriehemngskasse  einmitefem  und 
sind  lir  niben  auch  fernerhin  zu  den  ihrer  früheren  Bestimniiing  cntHpreohenden  h^'kälen 
Zweckdi  zu  verwenden.  Die  bezüglich  des  Eigentumsrechts  dieser  Vermögensanteile 
auftauelienden  Streitfnigen  sind  im  gerichtlichen  Wege  zu  entscheiden. 

Das  bei  der  Li(inidation,  Auflösung,  sowie  bei  der  Cebernahme  der  versicherttn 
Mitglieder  und  dt«  erübrigten  Vermögens  und  bei  der  Verwaltung  und  Verwendung 
der  im  dritten  Absatz  erwähnten  Vermögensanteile  zu  beobachtende  Ver&üiveil  wild 
durch  das  staatliche  Arbeitervmicberungaamt  festgestellt. 

$  197.  Die  bestehenden  BankrankenunterstfitKangskaBBen  weiden  mit  dem  Ins« 
Icbentreteii  dieses  Geselze*  gleichfalls  aufgelöst  \ma  sind  diese  ßaukraukenunt-er- 
8tützung»ka*wcu  bei  Beaciituni:  de«  8  135  dieses  Gesetze  in  die  Verwaltung  und  Ver- 
redinung  der  Bezirks- Ar  bei  t  er \erstcherung8kaa8en  ca  fibemehmen. 

§  198.  Die  zur  /  ir  l(s  Inslebentretens  de«  gegenwärtigen  Gesetzes  bestehenden 
Fabrikö-,  bezw,  Unterneiunuu<.s  Krankenuntcrstützuugskafisen,  und  zwar  auch  iu  dem 
Falle,  wenn  sie  durch  mehrere  Unternehmungen  gemeinsam  errichtet  wurden,  sowie 
die  im  !5innc  des  §  liiti  weiterbestehenden  Kassen  der  Privatveretnigungen  sind  ver- 
pflichtet, ihre  Statuten  binnen  3  Monaten  vom  Inslebenstreten  dleees  Oeeetm  an  ge- 
rechnet zu  modifizieren. 

Wenn  die  Fabriks-,  bezw.  Unternehmungs-Kraukenuntcrnlüixuugi^kääbtiu  und  die 
Krankenanierstötzungskafiscn  der  Privatvereinigungen  die  Modifikation  ihrer  Statuten 
binnen  der  l>estimmten  Fri>t  versäumen,  (xlcr  wenn  die  jährliche  Durchschnittszahl 
der  Mitglieder  der  Krankenunterstützungskassen  der  Privatvereinigungeu  unto-  ^i) 
sinkt,  so  sind  diesdben  nach  dem  im  2.-8.  Abeat»  des  g  106  enthaltenen  Vcrfeluren 
anfmlfisen. 

Die  im  Sinne  dee  §  196  Terbteibenden  KrankenttntereifitznngBkassen  der  Privat- 

vereinigungen  verfahren  bei  der  Krankcnnnferstutznng   ihrer  ^fifglleder  in  der  im 

L140  für  die  Bctriebskaasen  festgestellten  Weise  und  nach  den  in  den  Btatuten  der 
mdes-ArbeiterkrankenunterBtflLzungs-  und  Unftdlversicherungskasse,  sowie  in  den 
eigenen  Statuten  festgestellten  näheren  I't  Stimmungen ;  die  im  XL  Abschnitt  des  gegen- 
wärtigen (ycsetzcs  entnaltenen  auf  die  Orgauisation  und  Tätigkeit  der  Bezirks- .\rbeitc-r- 
versichenineskaji^en  bezüglichen  Verfütrungen  sind  in  entsprechender  Weise  auf  die 
autonome  Organisation  und  Tätigkeit  dieser  Kassen  anzuwenden.  Durch  diese  Vcr> 
lügungen  bleibt,  bei  Anfrschthaltung  der  sonstigen  Bestimmungen  dee  Gesetzes,  die 
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EjnmkentiDterstütznngskaaae  des  kommerziellen  Krankenpfl^;erMeuis  des  kommeRiellen 
Krankenhauses  „Franz  JoMpih*  zn  Budapest  unberührt,  welche  nicht  yo^Uchtet  ist, 
ihre  Geldvorräte  in  die  Landes-ArbeiterkranbeminteratOtzungs-  und  T'nfallvorfliche- 
TongBkdBse  einzuliefern,  aoodern  das  eventuell  erübrigte  Vermögen  direkt  zur  Er- 
hahong  ihres  Krankenoamea  oder  rar  Oründang  becw.  Erhaltung  der  mr  Unter- 
etützung  ihrer  Mitglieder  dienenflon,  anderen  Institutionen  verweiiaen  kann.  —  Der 
Wirkungskreis  der  Landee-ArbcitcruuterstützunM-  uud  UnfaIlverBichftrungfikiu«se  er- 
stnekt  ädi  mf  die  erwähnte  Kasse  nur  besfl^di  de  r  i  VitHt«lliing  des  nielrigsteo 
Atcumasses  der  zu  gewährenden  Cnterstützungca  und  det^  höchsten  Ausmattses  der 
Krankenunteratützungsbeiträge,  während  die  sonstigen  Pflichten  uud  Obliegenheiten 
■der  LandtT^ka.^  gegeniil)f:r  der  erwähntCtt  JEuw  diwt  dnrcii  das  ftaakfidia  ArMtor- 
▼ecaicheraiLraamt  aasgeübt  werden. 

Betren»  der  entsprechenden  Modifikation  der  Statuten  der  Bezirks- Arbdterrer- 
«idierucgskasaeii  doroh  die  GcoenlTerMUiUDliuig  vwfBgl  das  atutlielie  Arbeiterver- 
eJehemugsamt. 

Dm  stuWebe  ArbeiterrersicherungHamt  kann  für  die  ßezirks-Arlx'iterversiche' 
TOngskasMO,  sowie  iär  die  Betrieb»>£nDkeanntent&tsiingakafl6en  Miutentatutea 
erlassen. 

Ii»!).  Das  vor  der  Zeit  de.'*  Inslebentretenn;  den  gegen wärticen  Gesetzes  ange- 
eaounelte  und  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  §  196  festgestellte  Vermögen  der 
sur  Zdt  des  Inalebentreteiu  dieeet  Geeetzee  bfleteheoaTen  Benrks-ArMterverBidieranM* 

nnd  Betriebe-Krankenunterstützun^kassen,  sowie  der  nach  <lem  ersten  Absatz  des 
^  lyt)  fortdauernden  Kassen  von  Pnvatvereinigungen  vejbletht  auch  ferner  in  der  Ver- 
mdtmig  dkiflr  Easaeo  nnd  ist  bei  gesonderter  Gebarung  fnr  die  durdh  die  General- 
verBnmniliing  der  Kasse  mit  Genehmigung  de«  staatlichen  Arbeiterversicherunraamta 
festzu-tellenden  Krankenunterstütznnp^hedflrfnisse  der  versicherten  Mitglieder  der  be- 
treffenden Ka-<se  zu  verwenden. 

g  200.  Versicherungsvertrag  welche  durch  die  Arbeitgeber  der  nach  diesem 
Oceetie  6et  ünfaUven^ciieniDgKpnidit  nnterlief^den  Betrielielilnrichtlich  der  ünfUl- 
Tersicherunr-  ilirrr  Antrestelltcn  biti  riii  blieisUch  den  Jnni  1Ü<)6  abge^schloBsen 
wurden,  gehen  atif  die  Caodes-ArbciterKriiiikeiiunt^rRtutzungs-  uutl  UnfallversiclierunM- 
kas#<»  über,  falls  der  Arbeitgeber,  der  die  Versicherung  [«wirkte,  dieselben  innerhalb 
eine^  ^Tnnat?  nach  Beginn  der  Tätigkeit  der  Landes-ArbeiterkrankenantentÜtCUDg»- 
und  L  ufaliversicherungskaaae  bei  der  Direktion  der  Klasse  anzeigt. 

In  diesem  Falle  ist  die  Landes-Arbeiterkrankenunterfitüt/.ungH-  nnd  Unfallver- 
«icheraogskaMe  verpflichtet,  für  die  nodi  nicht  abgelaufene  Dauer  dee  Versicherungs- 
Tertn^  die  VersicneningsprSinIeD  sa  beaaUeiii  wihraid  die  auf  dem  flbemommenen 
VfTtrag  ba^^ierrn  l  II  T'i  tschldigiuigw  lUMlt  erentoell  vorkommenden  UnttUea  su 
Gunsten  der  Kai^ne  tallen. 

I>ie  aus  der  Uebemahme  solcher  Verträge  sich  ergebenden  Lasten  sind  unter 
den  retrelmäHfigen  Ausgaben  der  I/ander>-Arbriterkrankeruiritersf fitzungs-  nnd  Unfadi- 
veriiicheruugakasjjää  zu  verrechnen  und  zwiachen  den  Arbeitgebern  im  Verhältnisse 
ilver  Beiträge  aufzuteilen  und  zu  bemessen. 

§  20L  Der  flnansministar  wird  ermächtägt,  der  Landes-Axbeitwkrankeiiunter- 
etatetinge-  «id  ünfaDvenldierangBkaiBe  bebufs  Anfnabme  ihrer  ntirteit  fflr  den 
Besann  aus  den  Kai*3enl)e8tänden  einen  entsprechenden  V(>r~rhuH8  zur  Verfügung  zu 
st^Ieu,  welchen  Vonscbuss  die  Kasse  ver[>fiiehtet  ist,  innerhalb  4  Jahren  zurückzu- 
Mbkn.  Die  Direktion  der  Kasse  kann  zu  diesem  Zwecke,  in  der  mit  Genehmigung 
dee  staatlichen  Arbdtcrver.iiehertingsamtes  fe-<t/.nst<  llendeii  Weise,  bis  zur  Rückzahlung 
dieses  Vorschusses  den  Arbeitgebern  au^w^er  den  urdentlicheti  Beitr5|?en  ausserordent- 
liche Beiträge  auferl^n,  welche  dieselben  ebenso  zu  zahler»  verj) fliehtet  sind,  wie 
ihre  reguliren  Beiträ^  Diese  besonderen  Beiträge  sind  als  für  die  Versicherungs- 
koeten  der  folgenden  Jahre  gezahlte  Vorschösse  zn  betnushten  nnd  sind  dieselben 
somit  in  die  durch  die  Arbeitgeber  in  den  dem  Beginn  der  Tätigkeit  folgenden  Jahren 
EU  zahlenden  regelmässigen  Versicherungsbeiträge,  bis  zur  völUgen  Tilgung  derselben, 
proportional  einzurechnen. 

Für  die  Kosten  der  ersten  Einrichtung  wird  ans  den  Kassen  Vorräten  der  Landes* 
Arbeiterkrankeniinterstützungs-  und  UnfjulversicherungHkaöse  htajitliche  Subvention 
votiert;  diese  Subvention  kann  nicht  höher  als  die  tatsächlichen  Kosten  der  Ein- 
richtung, und  besw.  nidit  höher  als  2'X)  i  nX)  Kronen  sein  und  vurfügt  betreffs  Flüsaig- 
machens  deisdbsn  auf  Grand  der  vorgelegten  nnd  b^laubigten  Beehnnngen  der  FiaanS' 
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XX.  AV>>«chnitt   6cblll«8b«8 timmungen. 

§  202.  Die  nach  diesem  Gesetxe  orauunerte  Landee-ArbeiterkrankenuDter- 
fltütziingii-  und  UnfaUvereichcningekasse  and  die  Bezirke-,  lietriebs-Kasaai,  sowie  die 
Kaisen  von  Privatvereinigun^'i  n  können  nicht  als  auf  Gimid  des  HandaliigieMkiieB 
kooBtitaierte  Genossenschaften  angeeeheii  werden. 

Alle  Amtahandlungen  und  Dokumente,  welche  sich  auf  die  FestBtellung  und 
i  klnntr  Her  auf  «liisom  Gff'et^e  ba-'^it'ri'iKk'n  Rechts  Verhältnisse  «wischen  der  in 
ila'neni  Uesctze  gerc^^dteu  Laudetj-ArbetU^rkrankenuntcrstützungB-  und  Unfallver~ 
BidiernngakaMe,  sowie  der  Bezirks-ArbeiterTcniclieruD^-,  Bemet»>KBtDkeDunta- 
Htutzungskasgen  und  KrankcnunterBtützuugskaaaaD  TOD  PHratverdnigungoa  und  ihren 
Mitgliedern,  sowie  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  Arbeiter  beziehen,  oie  Bücher  der 
Kossen,  sowie  mit  Au^naliniü  (kr  Wechsel  alle  jene  Dokumente  und  abgesehen  votii 
Proseasverfahren  —  ausschliesslich  des  schieda^ichtlichen  Vcrfahreo»  —  alle  jene 
AiuwdBe,  Anmeldiingen  nnd  Ebgaben,  welche  nach  den  Verfügungen  dieMB  OcBatees 
•IWgeftellt,  bezw.  unterlireit^t  weiden,  Find  gebühren-  und  stempelnei. 

Die  t^des-Arbiii^jrkrankenunterBtützuDgs-  und  Unfallversicherungbkai>£e,  bowie 
die  Bezirks-,  Betriebokatisen  und  die  Kassen  von  Privatvereinigungen  sind  mit  den 
für  ihre  Zwecke  dienenden  Gebäuden  von  der  Haus-,  Erwerbs-,  Kapitalzins-  und 
Bent^nsteuer,  von  dem  allgemeinen  Einkommenstcuerzuschlag  und  von  den  auf  Sttuerii 
entfallenden  etaatliclien,  mimizipalen  und  komniiuiHlen  Zuschlägen,  Umschreibung»- 
tAxen,  Handels-  und  Uewerbckammer-Gebühren,  ferner  betreffs  ihn»  Mobiliarvermögau 
von  utm  OebühreU'AequivaleDt  belnit  Defselbeo  Sefrnung  aiiid  andi  tdllialtig  di» 
auf  Grund  dei  gneeDwirtigen  GesetBes  guMmota  Knmkcnttntflntfltsaqga  imd 

Unfailrejiteu. 

§  203.  Die  in  Folge  des  gegen wSrtigoi  Geaetses  von  den  unter  Ges.>Axt  XXIV: 
1875  fallenden,  zu  Öffentlicher  Kechnungalegung  verpflichteten  Unternehmungen  und 
Vereinen,  von  den  unter  Ges.-Art,  XXVII :  1875  fallenden  Bergwerks-Untemehmungen, 
sowie  von  den  (]er  Erwcrbsr^tfuer  III.  Kla.-rse  unterliegen  dt  n  fiowcrhctroihcndon.  Kauf- 
leuteo,  Fabrikanten  und  sonstigen  Unteruebmungen  zu  zahlenden  Beiträge  und  ge- 
samten Anslagen  aind  ab  Betri«^ualagtti  ta  betfachten,  wddie  im  Sinne  de»  f  4 
Ocp.-Art.  XXTV.  v.  J.  iWfi.  und  des  §  6  dw  Ges.-Art.  XXVII,  v.  J.  IS?',  Vi 
Fe^tKieilunpr  des  gesamten  Brutto-Einkommeub  der  Untemehmungoi  bezw.  im  K^inne 
dee  1;  lö  des  (.es.-Art.  XXIX.  v.  J.  1875,  bei  Featatellang  des  gwwMffliclwn  Rein- 
gewinn b  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

§  204.  Die  l^jdcs-Arbeiterkrankenunterstützungs-  und  UnfallversicherungskaMie, 
ebenso  die  Ho/irkH-Arbfirerversicherungskasscn  und  die  Betrieb8-Kraiikeniinterstiitziin{;!<- 
kasaen.  sowie  die  Krankenantentützungskassen  von  FriratveFeiuigQngen  seuiessen  im 
ymkam  imt«rdnander  mit  den  unbedingte  Portoirdbcit  besitaendcn  BebOraen,  Aantcn 
und  OrcHiK-n  eine  dio.-rn  Behörden  ^nlommende  unbedinirt*'  Portofreiheit,  im  VerkÄre 
mit  anderen  adniinimrativen  und  Gewerbebehördoi,  eowio  mit  den  Mitgliedern  und 
mit  den  Arbeitgebern  jedoeh  eine  der  Vondurift  Ifir  PortofnilMit  entopraciMnda  Brief- 
portofrciheit. 

§  205.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  am  L  Juli  1907  ins  Leben.  Mit  diesem 
Tage  werden  die  142  und  143  des  Ges.-Art.  XVII.  J.  1884,  aowie  der  Ges.-Axt» 
XIV.  V.  J.  liidl  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

§  206.  Neben  den  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  bleiben  der  3. 

Alisatz  dos  5  15  <lfs  Gci*.-Art.  XW.  v.  J.  IHTfi,  sowie  die  Verfüguii>:eu  des  9  des 
Ges.-Art.  XXI.  \.  ,).  1898  betreffs  des  Wirkuiigsgcbictee  der  zitisten  Gei)«tz€  auch 
fernerhin  unberührt. 

§  207.  Der  iraiuklsininisier  wird  ermächtigt,  auf  so  lauge,  hh  die  mit  der 
Errichtung  des  im  XV.  Abs-chuiii  de»  gegenwärtigen  Gesetzes  geregelten  fctaallichcii 
ArbciterversicherungsamtM  verbundenen  Konten  in  das  r^taatsbuoget  eingefügt  werden 
können,  da«  Amt  zur  I^t  des  im  Voranschlag  des  üandeLuninisteriums  fär  das  Jabr 
1907  zn  diesem  Bärafe  unter  dem  Titd  Mgewerbltefae  und  kommcKridle  Zweolce"  a»f> 
genommenen  Kretüfs  in«  f-eken  treten  zu  lasf^cn. 

Das  Ministerium  wird  ferner  ermächtigt,  das  gegenwärtige  Gesetz  in  der  Stadt 
Fiume  und  in  deren  Bezirken  mit  Berdcksiciitigang  der  dortigen  VerhAltnisae  im 
Vexordnunpfwcp-e  ins  Lekon  treten  zn  la.«pen. 

§  20^.  lu  Kruutien-if lavonien  wird  die  Ausdehnung  des  Versiehern nL'sz.wangft 
unter  den  in  den  §}J  1,  3  und  10  des  gegenwärtigen  Gej^otzes  festiristc Tlien  Be- 
dingung bei  Thcaiöm,  in  Apothekoi,  bet  üeil-  und  anderen  ähnlicnen  Anstalten 
(Punkte,  §  1),  sowie  bei  ftffenüidieo  Anstatten,  In  Imad»'*  munisipalen,  fcommaniJeD 
nnd  FundationaUUntcn  iPtokt  13  und  U,  §  1),  und  sfthliiHiHr.h  m  den  PttnktcB  15 
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und  lt>,  §  1  des  gegenwärtigen  Gesetzes  genannten  AurftAlteii  auf  die  darin  angestellt«^'» 
Ptnonen  der  autonomen  Gesetzgebung  vorbehalten. 

In  den  genannten  Lindem  vernigt  fiberdic»  der  Banus  von  Kroatien-Slavonieu- 
THümatien  zu  Laisteo  des  Budgets  der  Ijandeeregicrung  L>etrcff»  der  Organisierung  und 
AufstfUung  der  dcntigen  Landi  s-Arbeiterunttrbtützungs-  und  ^nf!lllv.•r^ichl•rung~ka!^.«■L', 
des  Landes- ArbdteiTenicherungsamta,  sowie  in  allen  jeneu  Angelegenheitea,  welche 
iB  diesem  Gesetze  dem  HandenmliiiBter  vorbehalten  sind. 

Die  Behörden  CTster  Instanz  worden  in  Kroation-Slavonien  der  dortigen  admini- 
strativen Organisation  entsprechend  durth  den  Banus  von  Kroatien-Slavonien-Dnlmatien 
bezeichnet,  ebenso  werden  durch  den  Banus  auch  jene  admini^^trativen  Organe  be- 
jseichnet,  welche  mit  deo  nach  ^  121*  in  den  Wirkungakreie  der  Gmeinden  xu  weieeD* 
den  Obliegenheiten  betrant  werucn  können. 

Für  uic  Qualifikation  der  für  das  in  Ziigrdb  zu  orpunieierende  Land»«- Versichr  rungH- 
amt  zu  ernennenden  Mitglieder  sind  die  dort  in  Geltung  stehenden  Bestimmungen 
maasgebend.  Die  DisdnCuiulMlrihde  fBr  den  Prfaidenten  und  VizeprSsidenten  des 
Amts  bestimmt  die  Lanaes-QeBetzgebung. 

Der  im  gegenwärtigen  Gesetz  hinsichtlich  der  Ernennung  der  schiedsgericht- 
lichen Vorsitzenden  und  mrer  tStellvertreter,  sowie  hinsichtUch  der  Feststellung  ihrer 
Entlohnung  dem  Justizminister  gesicherte  Rechtskreis  gebührt  auf  dem  Gohiete 
Kroatien-STavoniens  dem  Banus  von  Kroatien-Slavonien-Dalmatien,  und  der  Banus 
bezeichnet  im  Sinnf  dos  letzten  Atwatzf*  dos  159  die  zur  Beaufsichtigung  der  Go.«ohäfts- 
sebaroog  der  ächiedagerichte  kompetenteu  gerichtlichen  Organe.  Hinsichtlich  der 
verordnnng  der  fm  leaneB  Abaats  fil9ß  erwubteii  Oeidslnifea  iindGddbaaaen,  aowia 
hin.siohtlich  do«  im  §  193  erwähnten  gewerbe-  und  polizoihehördlichen  Verfahrens  sind 
brireffs  Kroatien -Slavonien  gleichfalls  die  dort  in  Geltung  stehenden  Vorschriften 
in:ir«gebend.  Jone  Verfügungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welche  »ich  auf  die 
Kenntnis  und  den  (gebrauch  der  ^lagumMw^  Sprache  besieheoi  fiaden  ffir  Kroatien- 
Slavonien  keine  Anwendung. 

I  209.  Mit  dem  Vollzüge  des  gegenwärtigon  Gesetzes  wird  der  Handelsiui nister, 
welcher  im  Einvernehmen  mit  dorn  Minister  de«  Innern,  Justiz-  und  Ackorbauministor 
vorzugehen  hat,  betreffs  Kroatien-i?lavonien  der  Banus  von  Kroatien-biavonien- 
Dalmatien,  in  finanzieller  Beziehung  aber  für  daa  ganae  Liodeqj^biefe  der  nngariacbea 
hedigeo  Kione  dar  Finamminiater  oetnntk 

a.  OmoHmäxWul  ZLY  Tom  Jabre  1907,  ttber  die  BibgAimt  das 
BedhtBTerhaltniBBes  vwlaohen  dem  Dienatseber  nnd  dem  landwirteoihafU 
UotDen  Bediensteten. 

L  Kapitel  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Landwirtachaftlicher  (ftnaaerer)  Bediensteter  ist  derjenige,  der  sich 
mittelst  Vertrag  verpflichtet,  in  einer  Wirtschaft  persönliche  und  fort- 
wahroudo  Dienste  für  Lohn  mindestens  einen  ^fnnat  laui;  zu  leisten  (§  7). 

Jene  Bediensteten,  welche  sich  zur  Leistung  von  hauBwirtschattlichen 
nnd  zugleich  landwirtschaftlichen  Arbeiten  eindingen,  mflaaen,  —  sofeme 
aus  dem  Vortrage  das  Entgegengesetzte  nicht  hervorgeht  —  als  landwirt- 
schaftliche Bedienstete  betrachtet  werden  nnd  fallen  anter  das  gegen- 

wÄrti^'B  Gesetz. 

Diejenigen,  welche  sich  für  landwirtschaftliche  Verrichtungen  gegen 
t&gliche  Entlohnung  oder  gewissen  Anteil  eindingen  (z.  B.  TagelShnor, 
AlÜEordarbeiter,  Anteilarbeiter  n.  s.  w.),  sind  als  landwirtschaftliche  Be- 
dienstete nicht  zu  betrachten. 

§  2.  .Todcr  landwirtschai^tliche  Bedienstete  mnss  ein  Bediensteten- 
Dienstbuch  haben  {§  6,  13,  51,  52,  57,  58). 

Die  Ausfolgung  des  Dienstbuches  erfolgt  unentgeltlich. 

Die  Beg^  ftlr  die  Ansstellmig  des  Bediensteten-Diensiboehee  wBrden 
vom  Ackerbanminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Ifinister  dee  Innern 
im  Verordnnngswege  festgesetat. 
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§  3.   Ee  ist  verboten,  MinderjBiirige  unter  zwölf  Jahren  ahi  landwirt- 
«chafüiohe  Bedienstete  anisnnehmeii  und  ist  ein  solcher  Vertrag  niohtig  (§  57). 
Minderj&hrigen  unter  swdlf  Jahren  darf  kein  Bediensteten-Dienstbuch 

^geben  werdon. 

Minderjährigen  über  zwölf  Jahren  kann  ein  Bedionsteten-Dien.srbnch 
nur  mit  Zustimmung  ihres  gesetzlicheu  Vertretern  gegeben  werden.  In 
solchen  Fttllen  wird  das  Dienstbuch  von  der  Behdrde  tu  Hftndea  des  ge- 
setzlichen  Vertreters  ausgefolgt.  Wenn  der  gesetzliche  Vertreter  seine 
ZuBtimmnn«,'  ohn(^  f  rifri^on  Grund  vorweigert,  so  sind  die  Bestimmungen 
des  Creö.-Art.  XX,  1877  in  Anwendung  zu  bringen. 

Das  unter  Vorweisen  eines  Bediensteten-Dienstbuches  bewerkstelligte 
Eändingen  begrflndet  für  den  Dienstgebw  den  Beehtssehuts,  dass  das  ^> 
dingen  mit  Einwilligunfi;  des  c/osetzlichen  Vertreters  geschehen  ist.  Der 
minderjährige  Bedienstete  steht  bis  zn  sßinfrm  achtzehnten  Lebensjahre 
anter  der  häuslichen  Zucht  des  Dieustgebers  46). 

II.  KapiteL    Vom  Abschluss  des  Dienstvertrages. 

§  1.  Die  Bfdinf^nnp^en  des  Dienst  Vertrages  vereinbaren  die  Parteien 
nach  Ireier  Uebert  inkunlt  innerhall»  der  gesetzlichen  Schranken. 

Die  dem  Genetzt)  oder  den  im  gesetzlichen  B>ecbtskreis  eriaftsouen 
Verordnungen  und  R^lementen  widersprechenden  Vereinbarungen  des  Veiv 
träges  sind  ungültig. 

§  .").  Der  Dienstvertrag  kann  sowidil  schriftlich,  als  auch  mündlich 
geschlossen  werden.  Wenn  der  Vei  trag  mündlich  geschlossen  wurde,  ist 
der  Dienstgeber  verpflichtet,  auf  Wunsch  des  Bediensteten  Über  die  Ver- 
einbarungen einem  jedm  Bediensteten  einen  separaten  Lohnbrief  au  geben 
(§  22,  57). 

Die  Jurisdiktion  kann  im  Reglemente  anordnen,  dass,  sofcme  der  Vor- 
trag mündlich  geschlossen  wurde,  die  Ausfolgung  des  Lohnbriefes  in  jedem 
Falle  pflichtig  sein  soll;  ebenso  kann  sie  anordnen,  dass  der  Dieoatgeber 
den  Dienstantritt  und  den  Austritt  des  landwirtschaftlichen  Bediensteten 
beim  Goineindevorstande  (Poliseihaaptmann)  behaus  Evidenshaltung  ansu- 
meldeu  hat. 

Demjenigen,  der  ^ich  als  Bediensteter  eingediugt  hat,  dart  während 
der  Dienstseit,  vor  Ausfolgung  des  Sbtlassnngsseugnisses  (§  40,  42,  43, 
53),  ohne  Einwilligung  des  Dienstgebers  kein  Koisepass  ausgestellt  werden  ; 
der  ans^e!^tellto  Keisepass  darf  dam  Bediensteten  nur  nach  Anfliören  des 
Dienstverhältnisses  ausgehändigt  werden.  Die  Kegel  ist  nicht  anzuwenden 
auf  jene  Minderjährigen,  die  mit  ihren  Eltern  zusammen  auswaudeni.  Auf 
Ansuchen  des  Bediensteten  kann  der  Minister  des  Innern  im  Einvernehmen 
mit  dorn  Ackerbauminister,  nach  Einvernahme  des  Dienstgebers,  insoferne 
wichtige  Gninde  obwalten,  die  Ausfolgung  des  Jäeisepasses  auch  ohne  Ein* 
wiiiigung  de.s  Dieustgebers  anordnen. 

Hat  der  Bedienstete  bei  seiner  Eindingang  den  Dienstvertrag  auf  die 
Dauer  über  ein  Jahr  geschlossen,  so  kann  die  Ausfolgung  des  Reisepasses 
nach  Ablauf  des  ersten  Dienstiahres  auf  Grand  der  im  dritten  Absätze 
festgostollton  Regel  nicht  verweigert  werden. 

§  Ö,  Bei  Abschluss  des  Dienstvertrages  ist  der  Dienstgeber  verptlichtet, 
das  Bediensteten-Dienstbuch  des  Bediensteten  su  ttbemehmai;  sollte  aber 
dasselbe  noch  bei  dem  früheren  Dienstgeber  des  Bediensteten  sein,  so  ist 
der  Dienstgeber  gehalten,  das  für  den  Bediensteten  vom  früheren  Dienst- 
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geber  deflfltelbeii  aiiflgMteUt«  Entlassnngraengiui  (§  68)  an  sich  tu  nefani«!! 

§  7.  Der  mit  <lem  landwirt-schattliclien  }?odiensteten  f^eschlossene  Ver- 
trag —  ittlid  im  Vertrage  uicht  anderü  vereinbart  wurde  —  lautet  auf 
«in  Jahr  (§  40). 

Verboten  und  nichtig  ist  dar  Dienstvertrag,  wenn  die  Dienstzeit  in 
einer  bestimmten  An7;ahl  von  Jahneiif  Monaten,  Wochen  oder  Tagen  nicht 
ausgedrückt  werden  kann  57). 

§  8.  Untersagt  und  nichtig  ist  eine  solche  Vereinbarung,  laut  welcher 
das  Familienmitglied  des  Bediensteten  ohne  vorher  mittelst  Üebereinkonft 
festgestellte,  verhältnismässige,  separate  Entlohnung  irgendwelche  Art  oder 
Leistung  verrichten  müsste  (sogenannten  K  bot,  Herrendionst,  Wucher, 
Zehntel,  Gratisarbeit  u.  s.  w.).  Uutersagt  und  auch  nichtig  ist  eine  solche 
Vereinbarong,  demifolge  die  Familienmitgliedw  des  Bediensteten  in  jener 
2Seit,  wo  sie  im  Sinne  ihres  Vertrages  nicht  verpHichtot  sind,  beim  Dienst- 
geber 7X1  arbeiten,  ohne  Zustimmung  des  Pienstgebers  bei  anderen  keine 
Arbeit  unteruehmen  kr.nnen  (§  46.  57\ 

Der  Arböitdvertiag  zwischen  dem  Dienstgeber  und  den  Familienmit- 
gliedern der  Bediensteten  mnss  separat  abgeschlossen  werden;  solche 
Arbeitsverträge  berflhren  Überhaupt  nicht  das  Bechtsverhftlbiis  swischen 
dem  Di(?nsfireber  und  dem  Bediensteten. 

§  y.  Untersagt  und  nichtig  ist  jede  vorherige  Vereinbarung,  laut  der 
sieh  der  Bedienstete  im  yoraiis  verpflichten  wttrde,  seine  Bezüge  im  Gttnsen 
oder  teilweise  dem  Dienstgeber,  einem  Familienmitgliede  des  Dienstgebers 
oder  wem  immer  sonst  zu  verkaufen.  Untersagt  und  ni(  liti;:  ist  anr  h  jede 
solrhe  Vereinbarung,  welche  don  Dienstgebor,  ein  Familienmitglied  des 
Dieu.stgebers  oder  wen  immer  sonst  berechtigen  würde,  die  Bezüge  des 
Bediensteten  im  gansen  oder  teilweise  mit  geistigem  Getrftnke  oder  was 
immer  sonst  abzulösen  (§  57). 

§  10.  Untersaat  und  nichtig  ist  es  den  TJodicnstcten  7.n  veqiflir'hten, 
anzuweisen,  für  sich  oder  für  .seine  Famiiie,  sei  es  was  immer,  beim 
Dienstgeber  oder  bei  einer  von  ihm  bezeichneten  Person,  Firma  zu  kaufen 
oder  bei  einer  bezeichneten  Person,  Firma  nicht  m.  kaufen  (§  57). 

§  11.  Das  einseitige  Zurückerstatten  der  beim  Vertrag.sabschlusse  etwa 
geleisteten  Angabe  bewirkt  nicht  da.-^  Kr' '"^rli.'n  -lor  Ofiltifrkoit  des  Ver+rnj^es. 

Der  Dienstgeber  kann  die  AngaL>e,  soferne  nicht  anders  vereinbart 
wtirde,  in  den  Lohn  des  Bediensteten  einrechnen. 

§  12.  InsofSsme  dieses  Gesetz  oder  das  von  der  Jnrisdikti  auf  Qnmd 
dieses  Gesetzes  veiTai^ste  Keirb  niont  keine  entgegen srf^^etzte  Verfügung  ent- 
bält,  sind  bnzttfrlicli  der  Floclito  p.nd  Pflichten  der  Parteien  die  privat» 
rechtlichen  üegelu  in  Anwendung  zu  bringen. 

Insofern  das  Wesen  einer  Vertragsvereinbarung  nicht  festgestellt 
werden  kann,  dann  dient  der  am  Wirtschaftsorte  oder  in  dessen  nftchster 
Umgebung  tlbliche  Gebrauch  zur  Kichtschnur. 

HL  Kapitel  Von  der  Erfttllung  des  Vertrages. 

§  18.  Nadi  Abedilnss  des  Vertrages  ist  der  Bedienstete  verpflichtet, 

zum  festgesetzten  Zeitpunkte  in  den  Dienst  einzutreten,  sein  B--  üensteten- 
Dieniitbnch.  falla  er  dasselbe  bei  der  Eindingunir  nicht  ü berge b*  ti  hat  '^ij  6), 
deiQ  Dienstgeber  zu  übergeben ;  der  Dienstgeber  hingegen  ist  verpüic-iitet, 
den  Bediensteten  au&nnehmen,  sein  Bediensteten-Dienstbuch,  falls  er  es 
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schon  früher  nicht  ttbacnonunea  hat,  an  aioh  m  ndimon  nnd  anfisabewahran 

(§  61,  07). 

Der  Dienstgeber  ist  nur  dann  verpfliehteti  die  Banstiece  das  Be- 
diensteten aufzunehmen,  wenn  sie  diesbezüglich  llbereingekoinmen  sind  xuad 

wenn  der  Dienstf^eber  gogon  dio  Aufiialime  aus  Veterinären  Rücksicliten 
auf  Grund  eines  vom  bobördlichen  Tierarzte  ausgestellten  Zeugnisses  keinen 
begründeten  Einwand  geltend  machen  kann. 

Wenn  keine  and«^eitige  Vereinbarong  besteht,  so  ist  der  anfaehmend» 
Dienstgeber  verpflichtet,  die  fttr  den  Sm^ag  nun  IMenstgeber  ntftige  Zngw 
kraft  beizustellen. 

§  14.  Der  Dienstgeber  ist  nicht  verpÜichtet,  den  Bediensteten  au£ni- 
nehmen : 

a)  wenn  der  Diena^eber  gegwi  die  Trene^  das  sitUiche  Betragen  de« 

Bediensteten  oder  dessen  Hausgesinde  solchen  begründeten  and  schwer- 
wiegenden Einwand  geltoiid  macht,  der  ihm  zur  Zeit  der  AbsdiUeBsnn^ 
des  Vertrages  noch  nicht  bekannt  war; 

b)  wenn  der  Bedienstete  nur  Zeit,  wo  er  den  Dienst  antreten  sollte^ 
an  einer  ansteckenden  Srankheit  leidet; 

c)  wenn  di  r  r-odionstote  zum  Dienste  nnftlhig  geworden  ist; 

d)  wenn  der  Bedienstete  den  Dienst  zur  l'estgosotztcn  Zeit  nnbogrflndet 
nicht  antritt,  oder  wenn  der  Bedienstete  für  dieselbe  Zeit  nucii  der  Ein- 
dingong  sich  aneh  bei  einem  anderen  Dienstgeber  eingedongen  hat  (§  68) ; 
oder  sddieflslich 

e)  wenn  ein  solcher  Fall  eintritt,  doswe^r^^n  man  den  Bediensteten  auf 
Grand  des  §  4ö  auch  aus  dem  bereits  begonnenen  Dienste  ohne  Kündigung 
entlassen  konnte. 

Wenn  die  Gattin  oder  ein  im  selben  Haushalte  lebendes  Kind  des 

Bediensteten  zur  Zeit,  wo  der  Bedienstete  den  Dienst  antreten  sollte,  an 
einer  ansteckenden  Krankheit  leidet,  ist  der  Dieustgober  nicht  verpliicbtet, 
den  Bediensteten  und  seine  Familie  aufzunehmen,  solange  die  Ansteckungs- 
gefahr besteht.  Wenn  die  Ansteckangsgefahr  ftber  einen  Monat  wAhrt,  ist 
der  Dienstgeber  nicht  yerpflichtet,  den  Bediensteten  aafzunehmen. 

Wenn  einen  Dionstgeber,  der  mit  weniger  als  200  Blronen  jährlicher 
direkter  Steuer  besteuert  ist,  nach  Abschluss  des  Vertrages  ein  solcher 
Elementarschlag  trifft,  dem  zufolge  er  den  Bediensteten  bei  sich  nicht  auf- 
nehmen kann,  so  kann  der  Dienstgeber  Tom  Vertrage  sarttcktreteo,  wenn 
er  den  vierteljährigen  Lohn  nnd  den  Wert  der  anf  ein  Vierte^ahr  ent- 
fallenden Bezüge  des  Bediensteten  ausfolgt. 

§  lö.  Der  Bedienstete  ist  nicht  verpflichtet,  in  den  Dienst  eimcutreten  r 

a)  wenn  er  für  den  Dienst  arbeitsnnfahig  geword«!  ist; 

b)  wenn  er  nach  der  Bindingnng  dnrch  firbsohaft  in  den  Besitz  eines 
solchen  unbeAvegliclien  Vermögens  gelangt,  dessen  Verwaltung  seine  Gegen- 
wart notwendig  macht,  docli  ist  er  in  solchen  Fällen  verpflichtet,  für  einen 
geeigneten  IS  teil  Vertreter  zu  sorgen  j 

e)  wenn  sioh  seine  FamiUenverh&ltnisBe  in  der  Zwisdienseit  derart 
verftndert  haben,  dass  sein  Dahehnsein  fttr  die  Brbaltnng  seiner  Familie 
mionigä,ngig  notwendig  ist; 

d)  wenn  ihn  der  Dienstgeber  zur  festgesetzten  Zeit  nicht  annehmen  will ; 

e)  wenn  ein  solcher  Fall  eintritt,  in  welchem  der  Bedienstete  auf 
Gmnd  des  §  46  den  angefangenen  Dienst  auch  ohne  Kttndignng  ▼erlaaseib 
konnte; 
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f)  wenn  der  weiblicLo  Beilienstete  beiratet  : 

g)  wenn  sich  iu  der  vom  Dienst^eber  dem  Bedieosteten  angewiesenen 
Wobnung  ein  anstecJkender  Kranke  befindet. 

§  16.  Der  Dienstgeber  oder  der  Bedienstete  kann  anf  Grund  dee  §  14 
oder  15  das  VertragsTerllftltnis  nur  dann  lösen,  wenn  er  yon  dieser  seiner 
Absiebt  nnfer  Anffihmng  der  Ursache  die  andere  Partei  binnen  8  Tagen 
nach  Erfahren  des  Fallns  verständigt  (§  17,  67). 

Wer  die  Lösung  deü  Vertrages  für  unrechtmftssig  hält  und  sich  des- 
wegen beschweren  will,  hat  seine  Besdiwerde  binnen  8  Tagen  naeh  er^ 
haltener  Verständigung  bei  der  Behördo  \  orzubringen.  Die  ^,'egen  den 
Beschlnss  der  ^lustHndlgcn  Behörde  erster  Instanz  eingebrachte  Berofong 
bebindert  nicht  die  Vollziehimg  des  Beschlusses. 

§  17.  Wenn  der  Bedienstete  zum  festgesetsten  Zeitpunkte  ohne  gesetz- 
lichei  Gl  ind,  unentschuldigt  oder  böswillig,  trota  behOrdlieher  Yerftlgong 
in  den  Dienst  nicht  einstellt,  ist  die  Behörde  erster  Instanz  auf  die  binnen 
Tagen  einbrin<i:bare  EeschAverde  des  Dienstgebers  verpflichtet,  den 
Bediensteten  an  den  Pienstort  mit  Brachialgewalt  stellig  zu  machen. 
Wenn  der  Bedienstete  den  Dienst  anoh  na^  der  Stellnng  nioht  be- 
ginnt, ist  er  anf  Gmnd  dos  §  57  ra  bestrafen  md  zum  Bnats  der  dem 
Dien6t<;eber  TemrsacLten  Spesen  nnä  Schäden  zu  verpfliihten. 

Wenn  der  Dienstgeber  die  Aufnahme  des  Bediensteten  zum  festge- 
setzten Zeitpunkte  ohne  gesetzlichen  Grund,  uueutschuldigt  oder  biiswillig, 
trots  behOrdlieherVwi^nng  verweigert,  ist  der  Dienstgeber  auf  die  binnen 
8  Tagen  einbringbare  Bescliwerde  des  Bediensteten  auf  Grund  des  §  67 
zu  bestrafen  und  ziir  Zahlung  des  für  die  ganze  Dienstzeit  gebührenden 
Lohnes  und  aller  Übrigen  Bezüge  des  Bediensteten,  also  auch  des  W^ertes 
der  Wohnung  und  der  erwachsenen  Spesen  und  sonstigen  Schadens  zu  ver- 
pflichten.  Wenn  der  Dienstgeber  für  die  Zeit  bis  zur  rechtskr&iligen 
Be^digung  des  VerfUirens  auf  Aufforderung  der  Behördo  erster  Instanz 
dem  Bediensteten  weder  eine  Wohnung,  noch  entsprechendes  Quartiergeid 
gibt,  ,so  kann  die  Behörde  erster  Instanz,  falls  der  Dienstgeber  ihres 
WiSBUW  nadi  Uber  eine  entsprechende  Gesindewohnnng  verAigt,  den  Dienst- 
geber  im  Bxekntionsw  ege  mit  Brachialgewalt  zur  Uebergabe  der  Gesinde- 
wohnnng zwingen,  falls  dem  Dienstgeber  aber  keine  entsprechende  Gesindo- 
wohnung  zur  Vertvigung  steht,  so  kann  sie  mittelst  administrativer  Exekution 
das  nötige  Quartiergeld  vom  Dienstgeber  sofort  eintreiben. 

Die  Anwendung  des  §  57  nnd  die  SchadenersatsverpflichtQng  ist  un- 
ablllnglg  Ton  dem,  ob  die  im  gegenwärtigen  Paragraphen  geregelte  Brachial- 
gewalt gegen  den  Dienstgeber  oder  den  Bediensteten  angewendet  wurde 
oder  nicht. 

§  18.  Der  Bedienstete  ist  verpflichtet,  nach  der  Anweisung  desDienst- 
gebers  (Betraaten)  alle  jene  Arbeiten,  fbr  welche  er  sich  eingedungen  bat, 
getreu,  pünktlich,  nach  bestem  Vermögen  zu  verrichten,  die  Wirtschafts- 
ordnung einzuhalten  und  überhaupt  seine  im  Vertrage,  im  Gesetze  nnd  in 
sonstigen  Eechtsregehi  festgestellten  Pflichten  gewissenhaft  zu  erfüllen. 

Der  Bedienstete  ist  vei^ditet,  insofeme  es  seine  Erftfte  oder  Fähig- 
keiten nicht  tibersteigt,  wenn  es  die  Notwendi^eit  erheischt,  vorUber- 
g-ehend  jede  im  Rahmen  der  Wirtschaft  vorkommende  ArLeit  zu  ver- 
richten, respektive  seinen  kranken  oder  abwesenden  Dienstgenossen  zu 
vertreten  und  bei  der  Bekämpfung  von  Elementargefahren  mit  ganser 
Kraft  mitsuwirkett. 

19^ 
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Wenn  der  Bedienstete  seine  Pflicht  verletzt,  verpflichtet  ihn  die  Be- 
htfrde  ausser  der  n&ch  §  57  anmiwendenden  Strafe  zur  Erfüllung  derselben 
und  2ur  Bezahlung  des  dem  Dienstgeber  veniraacditeii  gaasaii  Sdiadena 

und  der  Spesen  des  Vorfahren.s. 

§  V.K  Der  Bp.dien.stete  hat  kein  Kecht,  die  Arbeit  ohne  Ein\rini<?ung 
des  DienstgeberH  durch  wen  anderen  veixichten  zu  lassen,  über  die  erlaubte 
Zeit  Ton  der  Wirtsdiaft  fenizableiben,  in  seine  Wohnong  sa  seinem  ^as«^ 
gesinde  nicht  gehörende  Personen  gegen  das  Verbot  des  Dienstgebers,  wenn 
aach  nur  zeitwoiliir  aufziinehmen  i'§  57). 

§  20.  13or  Hoilienstete  scimldet  Schadenersatz  für  joden  Scha  len,  den 
er  dem  Dieubigeber  absichtlich  oder  durch  schuldbare  Nachl^sigkeit  oder 
Niditbefolgen  der  Anveistmgen  des  Bienstgebers  verarsacht  bat. 

§  21.  Der  Dieustgebor  (Betraute)  ist  verpflichtet,  den  Lohn  und  alle 
sonstigen  Bezü<ro  dos  Bodien^itoten  pünktlich  auszufolgen,  überhaupt  seine 
im  Vertrage,  im  Gesetze  und  in  sonstigen  Ueohtsregeln  festgestellten 
Pflichten  gewiaseohaft  %a  erfüllen  (§  57). 

Wo  keine  sonstige  Vereinbarung  besteht,  sin  l  jene  Bezüge,  welche 
ihrer  Nattir  nach  täglich  zu  vfirahfolgen  sind  (z.  B.  Futtor,  Milch  u.  s.  w.) 
täglich,  die  Bezahlung  in  Bargeld  viertel jilhrlicli  in  Xachhiuein,  80USti|fe 
Bezüge  aber  vierteljährlich  in  Vorhinein  zu  verablolgen. 

§  22.  Wenn  der  Dienstgeber  seine  Pflicht  verletst,  verpflichtet  ihn 
die  Behörde  ausser  der  nach  §  57  anzuwendenden  Strafe  noch  Kur  Er- 
fülhmg  derselben  und  zur  Zahlung  des  dem  Bediensteten  verursachten 
ganzen  Schadens  und  der  Spesen  döi»  Verfahrens. 

§  28.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet,  darauf  zu  achten,  dass  den 
Bediensteten  keine  seine  KOrperkraft  Itbersteigende  oder  seine  Gesund- 
heit gefährdende  Arbeit  belaste  und  dass  dem  Bediensteten  für  die  Xacht- 
ruhe  nach  dem  in  der  betreffenden  Gegend  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Gebrauch,  den  Jahreszeiten  entsprechend,  genügende  Zuit  bleibe.  Wenn 
für  die  Nachtrahe  im  Falle  unabweisbarer  Notwendigkeit  wegen  auanahma- 
weiser  Umstände  keine  genügende  Zeit  gewählt  werden  kann,  dann  tat 
im  Laufe  des  Tages  für  das  Ruhen  entsprei  Ik  ti  le  Zeit  zu  la.'^sen.  " 

Die  Begel  bezflgÜch  der  Nachtruhe  bezieht  sich  niclit  aul"  jene  Be- 
diensteten, die  sich  tür  solchen  Dienst  eindingteu,  bei  welchem  der  Zweck 
dw  Anstellung  eine  derartige  Nachtruhe  ausschliesst  (s.  B.  Nachtwftchter, 
Melker,  Wildhüter,  Flui-schütz  u,  s.  w.).  Hinsichtlich  dieser  ist  der  Bienat- 
geber  verj>flichtet,  es  mittelst  enc.sj)rechendnr  Diensteinteilung  so  einzu- 
richten, damit  ihnen  den  Jahreszeiten  entsprechend  zum  Schlafen  genügend 
Zeit  bleibe  (§  22,  43,  57). 

§  24.  Wenn  der  Dienstgeber  yerpflichtet  ist  dem  Bediensteten  die 
Verköstigung  zu  geben,  so  hat  er  dem  Bediensteten  die  Sjieisen  in  ge- 
nügender Menge  und  in  gesunder  Beschalfeoheit  zu.  verabfolgen  (§  22, 
4G,  67). 

§  28.  Die  Produkten»BezUge  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  in  rein- 
körniger,  gerenterter,  nnbedingt  guter  und  zwar  mindestens  solcher 
Qualität  ansznfnigon,  wnlcho  der  erstklassigen  Verkaufsqualität  seiner  die.s- 
jährigen  ij'ochsung  entspricht.  Wenn  aber  der  Dienstgeber  bemüssigt  ist, 
die  zur  Ausfolgung  der  Produkten-Bezüge  nötigen  Produkte  von  andereu 
an  beschaffen,  so  ist  er  verpflichtet,  fttr  erstklassige  Qualität  an  sorgen. 
Sonstige  Xaturalienbezfigo  ist  der  Dienstgeber  gleichfalls  veipfllchtet  dem 
Bediensteten  in  guter  Qualit&t  ausanfolgen  (§  22,  67). 
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£ä  ist  verboten,  den  Lohn  des  Bediensteten  mit  was  tUr  immer  An- 
weisungen oder  Talons  sn  besahlen  oder  von  dem  Bedieneleteii  f&r  geistige 
Getränke  was  immer  zurückzukaufen  (§  57). 

§  26.  Der  DienstgeVifsr  ist  ver|itiichtet,  den  bedungenen  Grund  zur 
gehörigen  Zeit  nach  seinem  8aatenturniis  an  solcher  Stolle  anzn-weisen, 
welche  der  DurcLschnittsq^ualitÄt  der  in  seiuer  Wiitöchlt  lür  das  gleiche 
Produkt  bestimmten  llbrigen  Felder  entepridit  (§  22,  57). 

Er  ist  verpflichtet,  falls  er  laut  Vertrag  den  bedungenen  Grund  be- 
arbeitet zu  fiberfreben  hat.  denpelben  so  grnt  bearbeitet  zn  tiberp^eben, 
als  es  in  der  betreäenden  Gegend  die  unter  gleiches  Produkt  kommenden 
Felder  au  bearbeiten  üblich  ist  (§  22,  57). 

Zmn  liiiiheimsen  der  Pecbenng  ist  der  Dienetgeber  verpflichtet,  die 
Fuhre  unentgeltlich  beizustellen  (§  22,  57) ;  Lin^^ptren  ist  der  Bedienstete 
verpflichtet,  den  bedungenen  Gnmd  tadellos  2U  bearbeiten  und  ganz  ge- 
säubert zurückzugeben. 

Hit  allen  Arbeitewerkseugen,  welche  flOr  die  dnrdh  den  Bediensteten 
für  den  Dienatgeber  zu  leistende  Arbeit  ntftag  sind,  ist  der  Bienstgeber 
verpflichtet  den  Bediensteten  m  versehen. 

§  27.  Das  im  Ycrtrai^o  bedun^'ene  Brennmaterial  znm  Kochen,  Brot- 
backen, Beheizung  und  zur  Hau&haltuug  überhaupt  ibt  der  Dienstgeber 
verpflichtet  dem  Bediensteten  beisnstellen;  ftir  das  Breuunaterlal  kenn 
der  Dienstgeber  von  dem  Bediensteten  oder  dessen  Familie  keine  separate 
Gegenleistung.'  fnrdern.  Im  Streitfalle  bezüglich  der  Quantität  nnd 
Qualität  des  Brcnnmatehales  der  in  der  bBü  eü'enden  Gegend  herrschende 
Gebratioh  massgebend.  Wo  keine  entgegengesetste  Vereinbarong  besteht, 
darf  der  Bedienstete  das  ersparte  Brennmaterial  ohne  Einwilligung  des 
Dienstgebers  nicht  verkaufen,  verschenken  oder  wegtragen  f§  22,  57). 

Bei  der  Ausiolgung  der  GptrP!debe?:fige  des  Bediensteten  ist  der 
Arbeitgeber  verpflichtete,  dem  Bediensteten  die  Fuhre  bis  zur  nächsten,  be- 
ziehinigsweise  am  leichtesten  erreichbare  Muhle  ond  sorfick  unentgeltlich 
zu  geben.  Der  Dienstgeber  kann  in  seiner  eigenen  Mühle  von  dem  Be- 
diensteten keine  grössere  Mant  cinhebcn,  als  es  in  der  betreÖ'enden  Gegend 
üblich  ist  und  kann  den  Bediensteten  öuch  nicht  verj  flichten,  nur  in  seiner 
oder  der  von  ihm  bezeichneten  Muhle  mahlen  zu  lassen  (§  57);  will 
jedoch  der  Bedienstete  in  einer  anderen,  entfernteren  Mflhle  meJilen  lassen, 
hat  er  in  diesem  Pelle  für  Hin-  und  Rücktransport  selbst  zu  sorgen. 

§  28.  Bi«?  zur  institutif^^n eilen  Eefrdnnir  der  Frage  der  Krankennnter- 
ötützung  der  iandwirtechaltlicheu  Bediensteten  durch  die  Öesetzgebxmg 
gelten  besSglich  der  Xrankenpflege  des  Bediensteten  imd  seiner  Familien- 
mitglieder folgende  Begeln: 

Wenn  der  Bedienstete  selbst  oder  die  iin<:etrcnnt  lebende  Gattin  des 
mit  Vertrag  auf  ein  Jahr,  bezw.  ständii:  an;_'estell1en  Bediensteten  oder 
sein  mit  ihm  im  selben  Haushalte  lebendes  Kind  unter  12  Jahren  nach 
dem  16.  Tage  des  Dienstantrittes  wfthrend  der  Dienstseit  erkrankt,  ist 
der  Dienstgeber  verpflichtet,  die  Kosten  der  Ärztlichen  Behandlung  mid 
der  Heilmittel,  hfuh^tens  dnrch  45  Tage,  aus  Eigenem  zu  bestreiten  und 
ißt  verplliehtet,  auch  die  nötige  Fuhre  beizustellen,  ausgenommen,  wenn 
die  Krankheit  augenscheinlich  durch  das  Verschtüden  des  Bediensteten, 
besw.  dorch  das  Verschulden  des  Familienmitgliedes  des  Bediensteten 
verursacht  wurde,  oder  wenn  der  Bedienstete  oder  sein  Familienmitglied 
die  Krankheit  aimuliert,  in  welchem  Falle  der  Bedienstete  verpflichtet  ist^ 
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die  gesamten  vwarsediteii  Spesen  rat  trai;«!.  Jener  Dienetgeber,  der  mit 
weniger  als  jftbrlichen  200  Kronen  direkter  8t«aer  besteuert  ist,  kann  die 
Halft«,  und  joner  Dienstgeber,  der  mit  mehr  als  j<'\hrlichen  200  Kronen  direkter 
Steuer  besteuert  ist,  kann  ein  Zehntel  jener  Summe  vom  Lohne  des  Be- 
diensteten ebnehen,  weldie  er  flHr  die  ftrefliche  Behandlung  der  Gattin 
oder  im  Alter  7on  unter  12  Jahren  stellenden  Kinder  des  Bediensteten 
nnd  für  die  iliiion  vorab folf::ton  Heilraittol  ausbezahlt  bat  (§  57). 

Wenu  die  Kranklioit  durch  Verschulden  des  Dienst^'eber.s  entstanden 
ist,  fallen  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung  und  der  Heilmittel  iur 
die  ganze  Daner  der  Krankheit  dem  Dienstgeber  sor  Last 

E.s  ist  verboten,  die  Spesen  der  Stellvertretung  des  Bediensteten  von 
seinem  Lohne  abzuziehen,  es  sei  denn,  dass  die  Krankheit  dnroh  Ver* 
schulden  des  Bediensteten  herbeigofllhrt  wurde  (§  22,  57). 

Die  für  den  Bediensteten  und  für  seine  Eamilie  nötigen,  auf  Kosten 
des  Dienstgebers  sa  besehaffenden  Heilmittel  sind  auf  solche  Weise  sn 
verordnen  und  zu  verabfolgen,  wie  bei  der  Belastung  des  Landes-Kranken« 
pflogefonds  (§  14,  1.  Absatz,  Punkt  3  des  Oes.-Art.  XXT,  1898). 

Wenn  der  Jahresbedieustete  oder  die  in  ehelicher  Gemeinschaft 
lebende  Gattin  oder  das  im  Alter  nnter  12  Jahren  stehende  Kind  des 
Jaliresbediensteten  stirbt,  ist  der  Dienstgebor  verpflichtet,  zu  den  Begrftb- 
niskoston  als  Beerdi^ungsbeitrag  bei  Abloben  eines  Grossj?ihrigen  20  Kronen 
und  bei  Ableben  eines  M:nderj?lhri<^en  den  Betrag  von  10  Kronen  beizusteuern 
und  dem  Gebrauch  der  betretieudeu  Gegend  gemäss  auch  für  die  zum  Be- 
gr&bnis  nötige  Fohre  Sorge  sn  tragen  (§  22,  57). 

Hinsichtlich  der  Unfallversii  herung  des  Bediensteten  sind  die  Regeln 
der  Ges.- Art.  XVI,  1900,  und  XIV,  1902  massfrebend. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  beziehen  sich  uur  auf  die 
hlnsliche  Kraukenpflege  and  ftrstli<£e  Behandlung.  Die  Bestimmungen 
der  aof  die  Erankenhaos-  nnd  Heilanstaltspflege  Beeng  habenden  Geeetae 
berührt  gegenwärtiger  Paragraph  nicht. 

§  29.  Der  Dienstf^eber  ist  verpflichtet,  für  eine  den  sanitären  An- 
forderungen entsprechende  Unterbringung  des  Bediensteten  zu  sorgen 
(§  22,  57). 

Naeh  dem  Likrafttreten  dieses  (Gesetzes  sind  die  G^indewohnungen 

so  zu  bauen,  dass  ein  jeder  verheiratete  oder  Familie  besitzende  landwirt- 
schaftliche Bedienstete  sein  separates  Zimmer  und  eine  ei|]^ene  Kammer 
haben  soll.  Die  nähereu  iiegeln  werden  die  Jurisdiktionen  im  Reglemente 
feststellen. 

Für  den  Ban  oder  die  entsprechende  Umänderung  der  Gesindewoh- 
nunuen,  fofern  dies  früher  nicht  <:(^schieht,  oder  sofem  dies  in  dem  bereits 
in  Wirkung  stehenden  oder  später  zu  erlassenden  Ueglemoute  schon  früher 
nicht  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  ist  der  Dienstgeber  yerpflichtet,  so  in 
sorgen^  dass  längstens  nach  Ablauf  von  10  Jahren  nach  dem  Insl  eben- 
treten dieses  Gesetzes  alle  seine  Bediensteten  In  einer  den  Vorschriften 
des  vorstehenden  Absatzes  entsprechenden  Wohnung  untergebracht  seien 
(§  22,  57). 

Bie  im  2.  and  8.  Äbsatse  enthaltenen  Vorschriften  beliehen  sidi  anf 

solche  Dienst „'ebor,  die  mir  ihren  Bediensteten  snsammenwohnen. 

§  3n.  Der  Dienst  lieber  ist  vorpflichtet,  zu  sorgen,  dass  der  Bedienstete 
an  Sonntagen  und  an  seinen  hohen  Festen  keine  Arbeit  zu  verricditen 
habe.   Der  Bienstgeber  ist  verpflichtet,  es  so  einzurichten,  dass  der  Be* 
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dienstete  ohne  Vers&umtmg  seiner  Pflichten  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Vor- 
mitta^j^F  Ootte.sdienst  seiner  Konfession  anwohnen  könne  (§  22,  43,  57). 

An  Kuhetagen  kann  der  Dienst^eber  von  dem  Bediensteten  ausser 
d«r  ordnTmgägenUkSBen  Versorgung  und  Beinhalttiiig  der  Tiere  md  ihrer 
Unterbringungastitten  und  dem  täglicheu  F  l  terhereiten,  als  auch  dem 
In  ordnungbringen  des  Gehöftes  in  der  Kegel  gar  keine  andere  Arbeit 
fordern ;  sollte  jedoch  irgend  welche  Arbeit  wegen  drohendem  Schaden 
unaufschiebbar  und  so  dringend  sein,  dass  ihre  Verabsäumuug  dem  Dieust- 
geber  schweren  materiellen  Schaden  ▼erarsaehen  würde,  dann  kann  der 
Dienstgeber  vom  Bediensteten  eine  solche  Arbeit  ausnahmsweise  auch  an 
Ruhetagen  gegen  separates  sofortiges  Ausbezahlen  des  in  iler  botroffenden 
liegend  üblichen  Tageiohnes  fordern  und  ist  der  Bedienstete  verpflichtet, 
eine  solciie  Arbeit  sn  ▼errichten  (§  18,  57). 

Die  Voraehriften  dee  ersten  Absatses  haben  keinen  Besag  auf  die 
Kutscher  der  zur  Person enbefördftrnng  n«"tlgen  Gespänne,  dann  auf  jene 
Bediensteten,  die  sich  aucli  zum  Verrichten  von  HaushaUungsarbciten  ein- 
gedient haben  (§  1),  schliesslich  auf  jene,  die  sich  zu  solchen  Leistungen 
eingedungen  haben,  deren  ünterbreoihang  naeh  der  Natur  der  Wirtschaft 
oder  dem  Zwecke  der  Anstellung  unmöglich  ist  (s.  B.  Flnrscbützcn,  Melker, 
"Wildheger,  Hirten  n.  s.  w.).  Hinsichtlich  dieser  muss  der  Dienstgeber, 
falls  der  Vertrag  keine  für  den  Bediensteten  günstigere  Vereinbarung  ent- 
hält, für  eine  derartige  Ablösung  sorgen,  dass  der  Bedienstete  mindestens 
monatlicb  einen  gaasen  oder  jede  2  Wochen  einen  halben  Bnhetag  haben 
«oll  (§  57). 

§  31.  Dem  verheirateten  ndor  Familie  besitzenden  Jahresbediensteten 
darf  man,  wenn  er  zur  WafleuUbung  einrückt  und  er  seine  Einberufungs* 
ksrte  binnen  8  Tagen  nadi  üebemahme  derselben  dem  Dienstgeber  Tor- 
gewiesen  hat,  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  von  seinem  Lohne  keine 
Abzüge  macheni  nooh  ihn  mit  den  Kosten  der  SteUvertretang  belasten 
(§  2'2.  57V 

§  52.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  —  ohne  Einrechnung  in  den 
Ijohn  —  ftr  die  sehnlpflidktigen  Eüider  des  Jabresbediensteten  die  Bin- 

mduraibgebühren  und  Schulgelder  an  der  Elementarschule  zu  bezahlen. 
Diese  Pf'irht  lastet  nicht  auf  dem  Dienstgeber  dort,  wo  die  Kinder  der 
Sedienstotcu  Schulgeld befreiung  geniessen  (§  22,  57). 

Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet,  den  bei  ihm  bediensteten  Schnlpflidi- 
tigen  Gelegenheit  und  MögUchkeit  zu  bieten,  die  Schule  dem  Ges.-Art. 
ITx  X  VI  1 1^  1868  vollends  entsprechend  und  ordentlich  zu  besuchen. 

§  33.  Der  Dienstgeber  kann  den  Bediensteten,  der  seine  TMlirbron 
verletzt,  als  Mitglied  seines  Hausgesindes  rügen,  dodi  ist  er  nicht  belügt, 
den  Bediensteten  mit  Oeldbossen  oder  Lohnabeflgen  zu  strafen  (§  &7). 

§  34.  E:^  ist  verboten,  für  die  dem  Bediensteten  gegebenen  \'<>rsch(tsse 
oder  Darlehen  Zinsen  zn  fordern  oder  Wechsel  rn  nehmen  (§  57:. 

Den  Preis  dt-r  dem  Bpdionsteten  verkautteu,  geliehenen,  vorgestreckten 
oder  auf  seine  Bitte  auf  Kuchnoug  seiner  Bezüge  beschafiten  Produkte^ 
Lebensmittel,  Gennssmittel,  Eleidongsartikel,  Gerätschaften  und  überhaupt 
Fahrnissen  kenn  der  Dienstgeber  nicht  mit  höherem  Werte  aufrechneu, 
sio  Ihm  selb<«t  kosteten,  bezw.  wieviel  sie  sor  Zeit  der  Uebergabe  am 
Lebergabeorte  wert  waren  (§  57). 

§  35.  Der  Dienstgeber  kann  bis  zur  Htfhe  des  dnroh  den  Bediensteten 
▼oimaditeii  Sohsdens,  falls  der  Bedienstete  seine  8dhnld  nicht  begüdien 
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oder  nicht  Bichergestellt  hat,  den  Lolin  und  die  sonH»-i!''An  Bezüge  des  Be- 
diensteten, uiit  Ausnahme  der  Wohnung,  des  BrennmaLoj  ialö  und  der  Ver- 
kfiatigiuig,  snrttokbeihalteii,  er  ist  jedoch  Terpflichtet,  falls  siGh  der  Be« 
dienstete  mit  der  Zurückbehaltung  nicht  zu^ieden  geben  sollte,  behufs 
Festh'tellung  seiner  Forderung  das  Verfahren  bei  der  zuständigen  Behörde 
binnen  8  Tagen  nach  der  Zurückbehaltung  anzustrengen  (§  57). 

Für  die  Deckung  sonstiger  Fordenmgen  steht  dem  I3ienätgeber  dena 
Bediensteten  gegenüber  kein  Retentionsrecht  su;  dies  berfihrt  aber  nidit 
die  Vorschrift  des  §  50  und  das  Recht  des  Dienstgebers,  den.  Vorschuss, 
das  Darlehen  einrechnen  zu  können  (§  57). 

§  36.  Die  aus  dem  Dienstvertrage  fiiessenden  Forderungen,  ebenso 
die  Fahrnisse  des  Bediensteten  dürfen  mit  Ausnahme  der  Falle  des  §  6S 
des  Ges.-Art.  LX,  1881,  gleichwie  dio  Eintreibimg  der  auf  Grund  des 
gpp;en%v?lrtii:!;en  Gesetzes  zugeurtcillen  Forderunfron  nnd  der  auf  Grund  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  auferlegten  Geldstrafen,  nicht  unter  Kxekution  ge- 
zogen werden. 

§  87.  Im  Falle  der  Verwaltung  der  Wirtschaft  unter  Sperre  durch 

den  "Kui  ator  übt  der  Kurator  im  Sinne  der  V  i  bonden  Vorschriften  dem 
Bediensteten  n;egenüber  die  Üeohte  des  Dienstgebers  und  erfitült  auch 
dessen  PÜichten. 

Im  Falle  gegen  den  Dienstgeber  durohgeftfhrter  exekutiTer  Feilbietaiig' 

der  Wirtschaftsliegenschüft  muss  die  aus  dem  Dienstvertrage  entspringende, 

von  der  Feilbietnn;;  auf  ein  Jahr  zuriirkf^reifende  Forderung'  dfts  an  der 
Liegenschaft  angestellten  Bediensteten  als  bevor/.u;:ter  Satz  aus  dorn  Kauf- 
schilling  mit  einer  der  unter  b)  im  ersten  Absätze  des  §  189  des  Ges.- 
Art.  LX,  1881,  aufgezählten  allgemeinen  Forderungen  vorangehenden 
Priorität  befriedigt  werden.  Wenn  der  Kaufschilling  zur  Begleichung 
srimt lieber  hier  liei  idirter  Forderungen  des  Gesindes  nirbt  ausreicht  i^r-ift 
ein  verhaltnismähsiger  Abzug  Platz.  Der  zweite  Abnatz  des  §  IH>5  und 
erste  Absatz  des  §  192  des  Ges.-Art  LX,  1881,  sind  entsprechend  an- 
siiwenden. 

Wenn  gegen  den  Dienstgeber  der  Konkura  eröffnet  wird,  sind  die 
ans  dem  Dienstverhältnisse  fÜessenden  Forderungen  des  Bediensteten  im 
8mne  der  bestehenden  Vorschriiien  aus  der  Masse  als  Massenschulden, 
bezttglicherweise  unter  Anmeldung  fallende  Forderungen  sn  begleichen 
(Punkt  2,  §  48,  P.  1,  §  60,  §  62  und  (53  des  Ges.-Art.  XVD,  1881). 

§  38.  Wenn  die  Partelen  wahrend  der  Dauer  der  GtÜtigkeit  dos 
Vertrages  die  Bedingungen  dos  Vertrages  im  EinverstJlndnis  abändern 
wollen,  müssen  sie  jenes  Verfahren  boiolgen,  welches  die  bestehenden 
Beohts7orschriften  besflglich  des  Abscbliessens  des  ursprtlnglicben  Ver- 
trages festsetzen. 

§  30.  Der  Vertra^LT  kann  anF«<^r  den  im  Gesetze  angeftihrten  F&llen 
einseitig  nicht  gelöst  werden  (§  17,  48,  57). 

IV.  Kapitel.   Vom  Aufhören  des  Vertrages. 

§  4n.  Dei*  Dienstvortrarr  hört  auf  mit  dem  Ablaufe  der  festgesetzten 
Dienstzeit;  der  Jahresvertrag  aber,  sofern  2  Monate  i'ndier  keine  der 
Parteien  erklärt,  den  Verü-ag  nicht  erneuern  zu  Wullen,  muss  als  unter 
denselben  Bedingungen  auf  noch  ein  Jahr  verUingei  t  betraehtet  werd«a. 

§  41.  Wenn  der  Bedienstete  stirbt,  hört  der  Vertrag  sofort  auf. 
Doch  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet,  die  Familie  des  Jahresbediensteten 
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einen  Monat  lang,  vom  Tage  des  Ablebens  an  geredmeti  in  der  Wohnung 

zu  belassen  und  der  Familie  ohne  jeden  Abzuir  soviel  auszufolgen,  als 
dem  Bediensteten  für  einen  Monat  an  Lohn  und  anderweitigen  Bezügen 
g«btührte  (§  22,  57).  Die  Wohnimg  kann  der  DiAnstgeber  bei  gegen- 
seitigem Uebereinkoniiueii  mit  entsprechendem  Quftrtittrgelde  ablösen. 

Mit  dem  Tode  ilfs  DienstgeLers  hövi  dor  Vertrag  nicht  auf,  sondern 
bindet  die  BecbtanacMbIger  bis  2um  Ende  des  laufenden  WirtschaftsjabreB 
(§  5'^). 

Im  Falle  der  ezelrativen  Versteigerung  der  WirtscbafttdiegenBchaft 

tritt  vom  Tage  der  Uebernahme  an,  hinsichtlich  des  DienstrertrageSi  der 
Erstelicr  iii  flie  Stelle  des  bisliorigon  Dienstgebers  (§  571. 

§  42.  Mit  einmonatlicher  Kündigung  kann  der  Dienstgeber  den  Ver- 
trag wann  immer  mit  Becht  auflösen: 

a)  wenn  der  Bedienstete  offenbar  nicht  die  genügende  Srait  oder 
Ffthigkeit  besitzt  zu  jener  Arbeit,  zu  welcher  er  aufgenommen  wurde; 

b)  wenn  sieh  der  Bedienstete  ohne  Erlaubnis  des  Dienstgebers  ans 
der  Wirtschaft,  auch  nach  Ermahnung,  unbefugterweifle  entfernt; 

c)  wenn  der  Bedienstete  ans  NachlSssigkeit  oder  Leichtsinn,  auch  nach 
Ermahnung  dem  Dienstgeber  wiederholt  Schaden  \  onir8acht; 

d)  wenn  der  Bcdierstfite  selbst  odet  i^eiu  Hausgesinde  durch  strcit- 
stlchtige-;.  zanksii*  htio;('s  oder  anstössiges  iietri;if.'en  die  Ordnung  des  Hauses 
oder  der  Wirischalt,  den  Frieden  und  die  Eintracht,  auch  nach  Ermah- 
nmig,  stört,  oder  wenn  sich  der  Bedienstete  dem  Tranke  ergibt; 

e)  wenn  der  betreffende  Bedienstete  wegen  einer  zum  Nachteil  des 
Dienstgebers  beganü-^fnen  Uebertr  ♦iiTjr»'  dieses  Gesetzes  wilhrend  der  Dauer 
des  Dienatverhältuisses  in  einem  Jahre  zweimal  rechtakraitig  verurteilt 
wurde; 

f)  wenn  dcor  Bedienstete  das  seiner  Fttrsorge  anvertraute  Tier,  trota 

Ermahnung,  schlecht  pflegt  oder  quält. 

§  43.  Mittels  einmonatlicher  Kündigung  kann  der  Bedienstete  den 
Vertrag  wann  immer  lösen: 

a)  wenn  das  Daheimsein  des  Bediensteten  bei  seinen  Eltem  oder  im 

Aher  unter  18  Ja' in  Muhenden  minderjährigen  oder  infolge  Kranldieit 
prwerl)sin:if?lhii:GD  GesrLwistern  ffir  die  Erhaltung  der  Familie  ^nr  nnnm- 
g&ugiichen  Notuendi<:keit  jj:ewordeu  ist,  oder  wenn  der  minderjährige  Be- 
dienstete mit  seineu  Elteni  zusammen  au&waiiderl; 

b)  wenn  der  Dienstgeber  die  Vorschriften  Aber  Rastzeiten  (§  23)  und 
Buhetage      80)  auch  nach  behCrdlicher  Ermahnung  nicht  einhält; 

e)  wenn  der  Dienst<reber  we^en  einer  zum  Nachteile  des  Bedieri!?teten 
begangenen  üebertreiung  dieses  (Gesetzes  wahrend  der  Dauer  des  Dienst- 
Teriitltnisms  im  Laufe  eines  Jahres  sweimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

d)  wenn  der  Bedienstete  dienstnnfUiig  wird,  oder  wenn  der  weibliche 
Bedienstete  heiratet  oder  schwanger  wird. 

§  44.  Der  Dienstgeber  oder  der  Bedienstete  kann  auf  Grund  des 
§  42  oder  43  den  Vertrag  mittels  Kündigung  nur  dann  lösen,  wenn  er 
yom  dieser  seiner  Absicht,  nachdem  er  von  dem  als  Lösnngsursache  aoge* 
gebenen  Falle  Kenntnis  erhalten  hat,  die  Gegenpartei  unter  Mitteilung  des 
Gmnde.s  binnen  8  Tap'en  rerpttlndiixt.  Wenn  die  verftruidi^de  Partei  die 
Anfl.i^^unn:  für  unberechtigt  hftit  und  dagegen  Beschwerde  iühren  will,  so 
muss  sie  ibie  Beschwerde  bei  der  Behörde  binnen  8  Tagen  nach  Erhalt 
der  Yerstladigung  einbringen.   Die  gegen  den  Beschluss  der  Behörde 
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«rster  InstenE  eingelegte  Bernfang  beliixidert  nicht  die  VoUrieluiiig  des 

Besdiliisses. 

§  45.  Ohne  Kflndigong  kann  der  Dienetgeber  den  Bedienetet«!  ent- 
lassen : 

a)  wenn  der  Bedienstete  oder  ein  Familienmitglied  desselben  gegen 
-die  körperliche  Sicherheit,  das  Leben  oder  das  Vermöge  des  Dienst- 
gebers,  desswi  FamiliemnitgliedeB,  aum  Verfügen  oder  aar  Beanftiohtignns 

befugten  Bctrnnten  —  nicht  verstanden  darunter  die  Uobertretongen  dieses 
Gesetzes  —  strafbare  HaTnHnngen  begeht  oder  versucht: 

b)  wenn  der  Bedienstete  den  Dienst<iebcr,  dessen  Familienmirglied, 
znm  Verfügen  oder  zur  Be&ul'öiclitiguug  belugten  Betrauten  t&tlich  insul- 
tiert, bedroht  oder  gegen  sie  hetat»  snfvnegelt,  oder  wenn  er  ein  mit  dsr 
Natur  seiner  Anstelliuig  im  krassen  Widerspräche  stehendes,  ahsiohÜich 
beleidigendes  Benehmen  zur  Schan  trägt; 

c)  wenn  der  Bedienstete  am  Eigentume  des  Dienstgebers,  dessen 
Familienmitgliedes,  zum  Verfügen  oder  zur  Beao&ichtigung  belugten  Be- 
tnuiten  oder  seines  Dienstgenossen  abaichtlicb  oder  ans  schiddbsnr  Fahr- 
Iftssigkeit  bedeutenden  Schaden  yerorsacht  hat; 

d)  wem  der  Bedienstete  wegen  Verbrechen  oder  eines  aus  Gewinn- 
sucht begfingenen  Vergehens  verurteilt  u  urdo  oder  über  ihn  eine  8  Tage 
überschreitende  Freiheitsstrafe  verhängt  wurde; 

e)  wenn  der  Bedienstete  die  Erfüllung  seiner  PEicht  verweigert  oder 
seine  Dienstgenossen  daaa  aneifert,  die  EiftUiong  ihrer  Pflichten  vor  Ab- 
lauf ihres  Dienstvertrages  auf  einmal  oder  einaelweise  zu  verweigern ; 

f)  wenn  der  Bedienstete  selbst  oder  sein  Familienmitglied  ein  Familien- 
mitglied des  Dienstgebors  zum  Schlechten  verleitet; 

g)  wenn  der  Bedienstete  anf  den  Namen  des  JHenstgebmi  ohne 
Wissen  seines  Dienstgebers  Geld  oder  Ware  ausborgt; 

h)  wenn  der  Bedienstete  oder  sein  Familienmitglied  trot«  ESrmahnnng 
mit  brennender  Kerze,  Lani{)e,  Feuer  unaihtsam  umgeht; 

i)  wenn  der  BedieuHteie  wegen  einer  zum  Nachteil  des  Dieustgebers 
begangenen  Uebertretung  dieses  Oesetaes  wlhrend  der  Dauer  des  Dienst- 
yerh&ltnisses  in  einem  Jahre  dreimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde ; 

j)  wenn  der  Bedienstete  mittels  Irreführung  des  Dieustc'eber ;  mit 
falschem  EnÜassungszeugnisse  oder  falschem  Dienstbuche  in  Dienst  ge- 
treten ist. 

§  46.  Ohne  Etindigung  kann  der  Bedienstete  den  Dienst  yerlassen, 
u  eTin  der  Dienstgeber,  sein  Familienmitglied,  aam  Verftgen  oder  aar  Be- 

au£Biehtigung  befugter  Betrauter  t 

a)  gegen  die  körperliche  Sicherheit,  das  Leben  oder  das  Vermögen 
des  Bediensteten  oder  seines  Familienmitgliedes  —  daronter  nicht  mitin- 
begrifPan  die  TM  tretongen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  eine  straf- 
bare Handlung  begeht  oder  versucht; 

b)  den  unter  hJlaslicher  Zucht  nicht  stehenden  Bediensteten  ti\tlieh 
insultiert  oder  mit  seiner  Behaudlungsweise  das  Ijeben,  die  Gesundheit 
und  kfirperlidie  Sicherheit  des  Bediensteten  oder  dessen  Familienmitgliedes 
gefthrdet; 

c)  am  Kitrentume  des  Bediensteten  oder  dessen  Familienmitg^liedes 
absichtlich  oder  aus  schuldbarer  Fahrlässigkeit  bedeutenden  Schaden  Yer- 
orsacht hat; 
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d)  die  SittUchkeit  des  Bediensteten  oder  dessen  i  amüieuuutgiiedes 
gefährdet; 

e)  den  Bediensteten  oder  deaaen  EuniUenmitgtied  an  verbotaiMii  Hand- 

laaigen  auffordert; 

f )  den  Bediaosteten  oder  dessen  Familienmitglied  zur  VoUbringong 
aolciher  Loiatiiiig  awingt^  deren  Avebedingung  im  Sione  des  Gesetzes  vei^ 
boten  ist  (§  8,  9,  10); 

g)  den  Lohn  oder  sonstige  Bezfic^e  des  Bediensteten  zurückbehalt, 
ohne  das  Vcrfaliron  bohois  Feststellung  seiner  ächadenforderung  im  Sinne 
des  §  3ö  einzuleiten; 

h)  wegen  amn  Neohteile  des  BedienateteD  begangener  Uebertretung 
dieses  Gesetzes  während  der  Dauer  des  DienatTerhAltoieaea  in  einem  Jabre 
dreimal  recl'^^kraftig:  verurteilt  wnrdo; 

i)  den  Bediensteten  auch  nach  behördlicher  Verfügung  dem  Hungern 
anssetat  dadurch,  dass  er  ihm  schlechte  Speisen  oder  weniger  als  nötig 
zukommen  Iftsst. 

§  47.  Der  Dienstgeber  oder  der  Bedienstete  kann  den  Vertrag  ohne 
Kündigung  auf  Grund  des  §  45  oder  4ü  nur  dann  l^sen,  wenn  er  von 
dieser  seiner  Absicht,  nachdem  er  von  dem  als  Lösungsarsache  ange- 
gebenem Falle  Kenntnia  erhalteB  bat,  die  Widerpartei  anter  Mitteilung 
des  Grundes  binnen  8  Tagen  verständigt.  Wenn  die  verständigte  Partei 
die  Auflösung  für  unberechtigt  h&lt  und  dage^;ou  Beschwerde  ftihren  will, 
80  mnss  sie  ihr©  Beschwerde  bei  der  Beliörde  binnen  H  Tagen  n:ich  Er- 
iialt  der  Verständigung  einbringen.  Bei  der  Behörde  kann  um  das  Ein- 
leiten dea  Verfiüiren  aadk  die  anflSaende  Partei  in  deraelbea  IViat  ein- 

Die  gegen  den  Beschluss  der  Behörde  erster  Instana  ^eingelegte  Be- 
rufung behindert  nicht  die  Vollziehung  des  Beschlusses. 

§  48.  Wenn  der  Dienatgeber  den  Bedienateten  unberechtigt  ana  dem 
Dienste  entlftsst,  oder  wenn  sein  Bediensteter  aus  dem  Dienste  unbe- 
rechtigt austritt,  ist  entsprecliend   der  §  17  in  Anwendung  zu  bringen. 

Wenn  die  eine  Vertragspartei  die  Erfüllung  des  Vortrages  unbe- 
rechtigt einstellt,  ist  die  andere  Vertragspartei  nicht  verpüichtet,  die 
weitere  Erfüllung  dea  Vertrages  nachher  anzunehmen. 

§  49.  Wenn  der  Dienstgeber  den  Vertrag  berecbtigterweise  gelOat 
hat  mittelst  Kündigung  oder  ohne  Kündigung:  kann  er  au:^  dem  Aufli^lrcn 
des  Vertrages  fliessend  von  dem  Bediensteten  keinen  Schadenersatz  fordern  ; 
im  Falle  der  Auflösung  auf  Grund  der  Punkte  e)  und  j)  des  §  45  jedoch 
vermag  er  Schadeneraata  an  begehren. 

Wenn  der  Bedienstete  den  Vertrag  mittelst  Kündigung  oder  ohne 
Kündigung  borochtigterma.s<=ien  gelö5?t  hat,  hat  er  nur  auf  den  tatsarhlirh 
verdienten  Lohn  und  Bezüge  ein  Anrecht,  im  FaUe  der  Punkte  g)  und  ij 
dee  §  46  jedodi  iat  der  Dknatgeber  anch  aar  Andblgung  des  ftar  die  rttck- 
etftndige  Dienstzeit  gebttbrenden  Lohnes  und  aonatiger  Beallge  verpflichtet. 

Wenn  der  Bedienstete  als  Ktikrut  der  geTneinsamen  Armer  oder  der 
Landwehr,  ('der  als  Reservist,  bezw.  Ersatzreservist  zur  aktiven  Dienst- 
leistung, oder  als  Wehrpflichtiger  gelegentlich  einer  teil  weisen  oder  allge- 
meinen Mobiliaiwning  einrttcikt,  dann  hVrt  der  Dienatvertrag  sofort  auf  und 
kann  dafür  keine  iler  Parteien  Schadenersatz  beanspruchen. 

§  60.  Hat  das  Dienstverhilltnis  aus  immer  wolrhem  Grunde  aufge- 
hört» so  ist  der  Bedienstete  verpflichtet,  vor  dem  Austreten  aus  dem  Dienste 
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über  die  ihm  anvertniiiteii  Gegengtftnde  ptinktlich  Rechenschaft  zn  geben 
tind  kann  ei^t  dann  seinen  ihm  gesetzlich  gebOhrenden  Lohn  fordern  (§  67). 

§  51.  Beim  Aufhören  des  Dienstvertrages  ist  der  Dienstfzeber  ver- 
pflichtf>t,  die  Rubriken  de.«  Dienstlmflirj  des  Bediensteten  gewissenhaft, 
der  Wirklichkeit  entsprechend  auszufüllen  und  das  Dienstbuch  dem  Be- 
diensteten m  ttbergeben.  Wenn  die  Eintragung  der  Wahdieit  nicht  ent- 
spricht, wird  sie  durch  die  Behörde  dem  Srgebnisse  des  auf  die  Beschwerde 
des  Beiliensteten  eintroleiteten  Verfahrens  gem&ss  bericlitigt  (ij  57 1. 

§  52.  Es  ist  verboten,  in  darf  Dienstbuch  auf  die  Qualitizierung  des 
Bediensteten  sich  beziehende  Daten  einzutragen  (§  57)  j  der  Dienstgeber 
kann  aber  auf  Verlangen  des  Bediensteten  ein  eigenes  OnaUfikationsseognis 
ausstellen. 

§  r)3.  Wenn  von  der  Dienstzeit  des  Jabresbediensteten  nur  noch  2 
Monate  übrig  sind  4U),  ebenso  auch  in  den  Fällen  der  berechtigten 
Eflndigung  (§  42,  48),  ist  anf  Wunsch  des  Bediensteten  der  IXeastgeher 
verpflichtet,  ihm  ein  Zeugnis  zu  geben.  In  diesem  ist  ansnftthren,  dass 
der  Bedienstete  ein  Dienstbach  besitst  und  wann  sein  Dienstvertxag  auf- 
hört (ij  bl). 

Wem  der  Dienstgeber  das  Zeugnis  nicht  ausfolgt,  ersetzt  dajs  £nt- 
lasBong^'/.eugnis  ein  entsprechender  Beeddnss  der  Behörde  erster  Instans. 

§  54.  Nach  der  Ausfolgung  des  Entlassungszengnisses  bis  zum  Aus- 
tritte aus  dem  Dienste  ist  der  Dienfttreber  vei|ifli(  litet,  dem  Bediensteten 
an  den  Kubetagen  und  dem  JahresbetiienBteteu  überdies  noch  an  zwei 
durch  den  Dienstgober  zu  bezeichnenden  Arbeitstagen  Urlaub  zu  geben, 
nm  sich  Platz  xa  suchen.  Wenn  der  Dienstgeber  dem  Bediensteten  an 
Buhetagen  keinen  Urlaub  gibt,  dann  ist  er  verpäiehtet|  solchen  anstatt 
der  Ruhetago  an  Werktagen  zu  gewähren  f§  22,  57\ 

§  55.  Wenn  der  Vertrag  auf  ürund  des  §  46  autgehört  hat  und  der 
Bedienstete  sich  bei  einem  anderen  Dienstgeber  nicht  eingedingt  hat,  dann 
gibt  die  zum  Umzug  benOtigte  Zugkraft  — •  wenn  im  Vertrage  keine 
;2Tn!^pere  Ent  renuiiiir  festgesetzt  wurde  —  bi^;  znr  nrubston  Geiueinde  oder 
auf  Wunsch  bis  zur  gleichen  Eiitfeniunir  derjenige  Dioustgeber,  aus  dessen 
Dienste  der  Bedienstete  .scheidet  (,§  22,  ö7). 

V.  Kapitel.    Strafbe  st  immungen. 

§  56,  Iiisoterne  dieses'  Gesetz  keine  eiitpefrer«re.setzteii  Verfügungen 
enthlllt,  .sind  auch  in  den  in  diet-em  Gesetze  le.stgestellten  Uebertretnngs- 
angelügenheiten  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Ges.-Art.  XL,  1879 
ansuwenden. 

§  57.  I.  Einer  Uebertretung  macht  eich  schuldig  und  ist  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  60  Kronen  zu  bestrafen  —  insofemo  seine  Handhinir 
nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  oder  den  bereits  bestehenden  Gesetzen 
nicht  unter  strengere  Beurteilung  f^t  —  jener  Dienstgeber  (Betraute) 
und  )•  iier  Bedienstete,  der  sich  gegen  die  Anordnung  oder  gegen  das 
Verbot  dieses  Gesetzes  vergeht. 

II.  Einer  Fobertretunar  macht  j«-irh  schuldig  und  ist  mit  Anwendung 
des  §  65  des  Ges.-Art.  II ,  lbü8  mit  Arrest  bis  zu  60  Tagen  und  einer 
Oeldstrafe  bis  eu  400  Kronen  su  bestrafen  deijenige,  der  den  eingedienten 
oder  zum  Eindienen  geneigten  Bediensteten  deswegen,  weil  er  sich  ein- 
gedient  hat  oder  eindif»nen  will,  wöitlic)'  od^r  insultiert,  bedroht, 

oder  die  eingedienten  Bediensteten  dazu  aneiieri,  verlockt,  dass  sie  durch 
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die  Vcr\\  eigerung  der  Erfüllung  ihrer  Übernommenen  Verpflichtunf^en  den 
Dieiidtgeber  zum  Gewähren  von  Nachlässen  zwingen  solieu.  Jener  Be- 
dienstete aber,  der  infolge  Verabrediing  wob  solcher  Ursache  die  firfIttUung 
seines  Vertrages  verweigert,  macht  sich  einer  Uebertrotung  Bchaldig  and 
ist  mit  Arrest  bis  zu  10  Tagen  nnd  mit  einer  Geldstral'o  bi.s  zii  UM)  Kronen 
zu  bestrafen.  Das  Becht  des  Dienstgebers,  das  Dienst verhäiiuib  einem 
wegen  ein«r  derartigen  Uebertretong  verortdlten  Bediensteten  gegontlber 
auf  Qmnd  des  Punktes  e)  des  §  45  ohne  vorherige  Kündigung  lösen  und 
seine  Schadenfordenmg  rroltfinJ  maclien  zu  kfJnnen,  bleibt  unangetastet. 

§  58.  Eine  Uobortrot  ing  begeht  und  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zn 
HX)  Kronen  zu  bestrafen : 

a)  jener  Bedienstete,  welcher  sich  fbr  die  nftmliolie  Zeit  bei  mehreren 
Dienstgebem  eindingt,  ebenso  jener  Dienstgeber,  welcher  einen  anderwärts 
eingedienten  Bediensteten,  trotzdem  ilim  dif>ser  Umstand  bekannt  i:^t,  für 
dieselbe  Zeit  aui'oimmt  oder  durch  seine  Versprechungen  wegzulocken 
trachtet ;  • 

b)  dexjenige,  der  ein  Bediensteten-Dienstbuch,  Entlassangssengnis  in 
Pfand  nimmt  oder  auf  solches  borgt ; 

c)  derjenige,  der  an  einem  jugendlichen  Bediennteten  GrauBamkeiten 
begeht,  bezw.  den  jugendlichen  Bediensteteu  zur  Leistung  einer  solchen 
Axbeii  swingt,  welche  seine  KOrperkmft  Übersteigt,  seine  Gesundheit  und 
körperliche  Entwicklung  gefUirdet. 

"Wenn  sich  der  B(;dien>tete  für  die  namlicho  Zeit  bei  mehreren 
Dienstgebern  oin  iient,  ist  er  verpflichtet,  den  Vertrag  bei  demjenigen  zu 
erfüllen  —  wenn  dieser  os  annimmt  (§  11)  —  mit  dem  er  regelrecht 
zuerst  den  Vertrag  geschlossen  hat;  den  Übrigen  Dienstgebem  ist  er, 
falls  sie  von  dem  früheren  Vertrage  keine  Kenntnis  hatten,  mm  Schaden» 
ersatz  verpflichtet. 

5!».  Wenn  die  aus  dem  Dienstvorhältnisse  Üies-senden  Pflichten  des 
DieubCgebers  oder  ansonsten  die  Anordnungen,  Verbote  dieses  Gesetzes 
der  som  Vorigen  oder  sur  BeanCenohtigang  befugte  Betraute  des  Dienst* 
gebesrs  verletzt,  ist  die  Strafe  gegen  den  Betrauten  anzuwenden;  die 
j>rivfttrecbtlichen  Folgen  triigt  auch  in  solchen  Fällen  dor  Dienstgeber, 
doch  bleibt  sein  Bückforderuugsrecht  gegenüber  dem  Betrauten  unberührt 
ttofreoht. 

§  60.  ^In  sob  beni  Falle,  wo  der  Dienstgeber  bereit  ist,  den  verur- 
teilten und  y.nr  Erfüllung'  des  Vertraix^^  nunmehr  geneigten  IJei bensteten 
anzunehmen,  kann  a  it"  gemeinsamf  Bino  des  Dien-^tgebera  und  des  Be- 
diensteten die  Behörde  unter  Würdigung  der  Umaliiude  das  Ueberti*etimgs- 
verfofaren  einstellen,  besw.  von  der  Vollziehung  der  festgestellten  Stnde 
abstehen. 

§  61.  Die  Uebertretnn-en  der  §§  3,  5,  6,  7,  8,  9,  10,  13,  24.  29,  3Ö, 
33,  34,  35,  41,  51,  52,  53  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  desgleichen  die 
im  Punkte  II  des  §  57  und  im  §  58  erwähnten  Uebertaretungen  ausge- 
nommen, kann  das  Ver&hren  nur  auf  den  binnen  8  Tagen  eingebrachten 
JüOng  der  beleidigten  Partei  eingeleitet  werden. 

VI.  Xapitel.   Von  den  Behörden  und  vom  Verfahren. 
§  62.  Das  behördliche  Verfahren,  welches  in  den  mit  gegenwärtigem 

Gesetz,  ali^  auch  dem  Ges  -Art,  II,  1898,  Ges-Art.  XLI ,  18D9,  Qe8.-Art. 
XLH,  1899,  Ges.-Art.  2CXVII,  1900,  Ge8.-Art.  XXIX,  1900  geregelten 
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Angeiegeaheiteu  notwendig  wird  —  die  Straigericiitebarkeit  in  lieber- 
tretang^sadien  uid  tach  die  Benrtoiliiiig  der  eiiuselweis  100  Kronen  nickt 
tibersteigenden  SchadeDfordemngen  mitanbegziffen  —  fUlt  in  den  Wirlnings- 

kreis  folgender  Behörden: 
In  erster  Instanz: 

1)  In  Klein-  und  Qrossgemeinden  der  OberBtnhlrichter,  bezw.  Stuhl- 
riditer. 

2)  In  Städten  mit  geordnetem  Magistrate  und  in  Städten  mit  Muni- 
üipinm  der  Polizeihauptmann,  bezw.  dessen  Stellvertreter,  im  Falle  seiner 
Verhinderung  der  vom  Stadtrate  in  dieser  Hinsicht  betraute  Beamte, 

S)  In  der  Beaidensihaaptstadt  der  BeorksTorsteher. 
In  zweiter  Inetans: 

1)  In  Kloin-  und  Oroesgemeinden  nnd  St&dten  mit  geordnetem  Megi^ 

Btruto  der  Vizegespan. 

2)  In  Munizipalstädteu  der  Stadtrat. 

8)  In  der  Bendenshauptstadt  der  Stadtrat. 
Tn  dritter  Instanz :  der  Ackerbanminiater* 

§  63.  Die  Benrreilung  der  einzeln  100  Kronen  fibersteigenden  Schaden- 
ersatzangelegenheiten  gebort  in  den  Wirkungskreis  der  königlichen  Oe« 
richte  und  diese  verfahren  nach  den  Vorsehriften  der  Gerichtsordnung. 

§  64.  Die  durch  dieees  Geaeta  in  den  Wiilcangakreia  der  admini« 
strativen  Behörden  gewiesenen  Angelegenheiten  sind  in  allen  Tnatanaen 
stets  aussertonrlich  zn  vorhandeln  nnd  zu  erledigen. 

Die  Yerfahrungsvorschriiten  werden  vom  Ackerbauminister  im  Ein-: 
Tersttndnis  mit  dem  Miniater  dea  Innern  nnd  dem  Jnatiaminiater  mittelat 
Verordnung  festgestellt  werden. 

Die  ans  der  Vertretnng  erwachsenen  Spesen  können  zur  Last  des 
Gegners  niclit  zugeiirtoilt  worden  nnd  kann  dieselben  der  Vertreter  weder 
im  Wege  der  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  veriahienden  Be- 
hörden, nocih  im  Gerichtswege  auch  nicht  gegen  seinen  Avfiraggeber 
geltend  machen. 

v~  ^5.  Der  Ackerbanminister  wird  ermächtigt,  im  Einverständnis  mit 
dein  Minister  des  Innern  auf  die  begründete  Vorlage  des  Verwaltungs- 
ausschusses  in  soldien  Gemeinden,  in  welchen  sich  die  Notwendigkeit  aeigt 
nnd  die  FUiigkeit  vorhanden  ist,  einzebe,  genau  festsnstellende  Teile  dea 
auf  Grnnd  dieses  Gesetzes  den  politischen  Reliörflen  erster  Instanz  zu- 
kommenden Wirkungskreises  auf  die  Gemein  de  vorstehungen  übertragen 
zu  können.  Zur  Strafgerichtsbarkeit  kann  der  Gemeindevorstehung  im 
Sinne  dea  §  14  des  Ge8.-Art.  XX,  1901  die  Jniisdiktion  die  Ermiditigung 
geben,  üeber  die  Bestätigung  des  diesbeztiglichen  Beschlusses  entscheidet 
der  Minifiter  des  Innern  im  Einverständnis  mit  dem  Ackerbanminister. 

§  (yf>.  Die  Jurisdiktionen  werden  ermächtigt  für  die  im  gegenwärtigen 
Gesetze  nicht  berührten  und  infolge  der  Ortsverhältnisse  wichtigen  Teile 
der  swischen  Dien8tgeT>er  nnd  Bediensteten  obwaltenden  BeditaverhAltmaae 
nach  Anhören  der  Meinung  des  landwirtechafUichen  Vereines  und  des 
landwirtschaf tlichon  Ausschnsses  ein  Reglement  zu  verfassen.  Sowolil 
dieses  Heglement,  als  auch  jedes  auf  Grund  dieses  Gesetzes  verfasste 
sonstige  Heglement  iMstätigt  der  Ackerbanminister  im  BinverstAndnia  mit 
dem  Minister  des  Innern  nnd  dem  Jostiaminister. 
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VII.  Kapitel.    iSchltissbc stimTn'ongren. 

ij  07.  Jene  Dienst  vertrüge,  welcbe  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzen dem  Geä.-Art.  XIII,  1876  entsprechend  zu^tandegekommen  sind 
und  sor  Zeit  des  Inkrafttreteiis  dieses  Geaetses  nocli  in  Wirkung  waien, 
bleiben  anclx  femerhin  gültig,  doch  nind  im  übrigen  aach  diese  Vertrtge 
nach  dem  »epen  wärt  igen  Gesetze  zu  Lcurtcllcu. 

§  68.  Der  Ackerbsaminister  wird  eriaachtigt,  dtjn  I'ai^  <les  Tnaleben- 
tretens  dieses  Oesetses  und  die  nötigen  Uebergangsverfügungeu  mit  Ver- 
Ordnung  festzustellen. 

§  Am  Tage  des  Inkrafttretens  des  gegenwartigen  Gesetzes  ver- 
liert der  Ges.-Art.  XIH,  1876,  gleichwie  der  §  79  des  Ges.  Art.  XXVI, 
1896,  hinsichtlich  des  zwischen  dem  Dienstgeber  und  dem  landwirtschait- 
lidien  (äusseren)  Bediensteten  am  Tage  des  Likrafittretens  des  Oeeetiea 
und  des  nach  diesem  Zeitpunkte  zustandegekommenen  Bechtsverh&Itnisses 
seine  Wirkung  tmd  verlieren  fiberlian])t  ihre  Wirkung  aiu-li  die  mit  die^;em 
Oesetze  in  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  der  Gesetze  und  sonstige^ 
Bechtsvorschriften. 

§  70.  Vit  der  Volkieluing  dieses  Geeetses  wird  der  Ackerbamninister^ 
der  Vinister  des  Inneni,  der  I^ansministw  und  der  Justisminister  betraut. 

4.  Qesete-Artikel  XLVI  Tom  Jahre  1907  über  die  staatliche  Unter- 
st&tsnng  der  Erriohtuig  landwirtschaftlicher  Arbeiterwohnhäuser. 

S  1.  Verkauft  ein  Muoizipium  oder  eine  Gemeinde  zum  Zwecke  der  Errichtung 
\ou  Arbeiterwohnhäusem  an  landwirtschaftliche  Arbeiter  eine  Ijegenschaft^  oder  ge- 
währt zum  ßaue  ein  Darlehen,  oder  vcrätüMvt  besw.  vennialei  fertige  Arbatorwelin- 
h&Qier,  so  kann  der  AckerhauminiBter: 

a)  die  nötigen  Yenneasungen,  AqffaflangBskizsen»  FUne,  aowie  die  Entwürfe  der 
Eontrakte  und  d«r  ftfai^pBn  Urkandsn  auf  iSoaton  des  Aenas  nnenIgeltUcb  anfertigen, 
lassen; 

b)  mit  Belastung  des  Amam  jShrlidi  bla  snr  Snmmo  von  300  000  Kronen  an 
Stelle  der  Arbeiter  zu  Gunsten  dcrt^clben,  ecgcnQber  dem  ^Tiu  izipium  oder  der  Ge- 
meinde bezüglich  der  in  einer  Fmt  von  nj^bstens  irx)  Hall  ihren  zu  erfolgenden 
Tilgung  des  festgCBetzten  Anteils  vom  Kaufpreise,  bezw.  vun  liori  Kapital-  und  %ins(Bn- 
amortisationaratoi,  respektive  auf  die  Dauer  von  höchstens  30  Jaturen  in  Besng  snf 
Erl^^ng  dnes  Antdles  vom  IfletdoM  Verpflichtungen  eingehen. 

§  2.  Die  im  §  1  feftt^esetzum  B«^nsti)^ungcn  könnon  nur  dann  bewillifft  werden : 

a)  wenn  die  os  Baustättc  de^i^ierte  Iji^eDsehaft  ihrer  Lage  und  Quiuitfit  nach; 
f&r  die  Errichtung  von  landwirt-Kchaftlichen  Arbeiterwohnhäusem  geeignet  ist; 

b)  wenn  beim  Baüe  nug^chliesslich  heimisches  Material  verwendet  wird; 

c)  wenn  die  YoräussenuiK  (Verpachtung)  der  Gründe  oder  Häuser,  bezw.  das 
zvaa  Hansbene  gewihite  Dsridm  den»  Oemeumdile  dient  und  keinen  BpekulationB- 
sireck  hat; 

dt  wenn  die  BediDeungen  der  Verinsaerung  (Verpachtung),  bezw.  des  Darlehens, 

sowie  acr  Plan  di  r  Ausführung  für  die  landwirt,schiiftlichcn  Arbeiter  vorteilhaft  sind; 

e)  wenn  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  ^'cgeiuit)er  dem  Verkäufer  (Vermieter), 
bezw.  gegenüber  dem  Gläubiger  keine  WeeliBelrcrbiiidlichkdit  einzugehen,  keine  Bürg- 
sdbaft  oaer  solidarische  Verpflichtung  zu  übernehmen  haben ; 

f )  wenn  die  Tilgungsfrist  die  Dauer  vuu  100  Halbjahren  nicht  übcrschroilct  und 
die  Abtragung  der  Sänld  auch  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Frist  zu  je<ler  Zeit  und 
in  beliebigen  Katen,  ohne  Entrichtung  einer  beaondaren  Gebühr,  orfoleBn  kann; 

g)  wenn  bezüglich  der  verpaditeten  ArbeiterwohnhXuser  kontmktliai  sosbedungen 
ist,  dass  die  Arbeiter  durth  ^nmktlichc  ohne  T^nterbrcif  i  ml  höchstens  30  Jahre  hin- 
durch geleistete  Zahlung  des  nu  voraus  feutgoBetzten  jähriichcu  Mictzinsee  das  Eigen- 
tumsrecht erwerben,  tina  die  Witwe  sowie  die  Nadikommen  des  Arbeitars  dss  Facht- 
WilältniH  unter  den  ursprünglichen  Bedincungcn  nii  frech  torhalten  kOontti; 

h)  wenn  wenigsteus  lU  Arbeiterwuhnhäuser  cmulitet  werden; 

i)  wenn  die  dieselben  kauflich  erwerbandsD  oder  mietenden  IsndwirlecliaflJiiJmi. 
Arbeitor  nngsriacbe  Bteatabörger  aind. 
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§  3.  Erwirbt  ein  Monfasipinm  oder  ein«  Oemeinde  som  Zwecke  der  Enrichfeimg 

von  Arbcitorwolinhätisern  nine  Liosen^ohaft  oiior  nimmt  hierzu  ein  Darlehen  auf,  so 

Einiossen  die  auf  Erwerb  der  Liegenschaft  Bezug  habendeu  Recht8geflchafte,  die 
arlehensvertraj^  die  eventuellen  Aotretungen,  sowie  die  Intabulation  und  Lödchanf^ 
des  Darlehen»,  ferner  <li<>  bi'hiifs  Eintrajruiiü:  des  Eigentumsrechtes  und  des  Darlfhent* 
in  ilaa  Grundbuch  uii  die  <  truudbuchbehörde  gerichteten  Eineabea  und  deren  Bdlageu, 
sowie  die  bezüglichen  l  rkundea  jeder  Art,  die  Qrandbiiciiaiissiigie  mit  inbegrinen, 
3tciupel-  and  Gebühreofreiheiti. 

§  4.  Die  zwischen  dem  Moninpium  oder  der  Gemeinde  und  dem  Umdwirtecbaf  t> 
liehen  Arbeiter  zuwtaudc^'rlcotnmonen  Rechtegeeohafte.  welche  eich  auf  die  Errichtung 
der  im  Sinue  des  §  1  unterstützten  l&ndwirtichattlichen  Arbeiterwohahäuser  bezieben, 
bowie  die  zu  diesem  Zwecke  einger^chteo  Eingeben  jeder  Art  sind  atempd-  und 
gebührenfrei  (§  If^i. 

S  5.  ßraüulieh  der  auf  Grund  des  §  1  mit  staatlicher  Unterstützung  neu  errich- 
teten laiidwirt^cLaft  liehen  Arbeiterwohnhäuser  wird  die  Dauer  der  auf  Grund  der  be- 
etehendea  allgemeiiiea  Geeecze  gebttbreodea  provimischea  äteuerbreiheit  auf  20  Jahre 
wcMht,  wShrand  weldber  Dener  diem  Arbaterwohobiueer  TOn  der  Batriobtiuig  der 
■toatUrhen,  munizipalen,  sowie  der  Gemeindefiteuern  jeder  Art  befreit  sind. 

Die  in  erhühtem  Masse  eintretende  Steuerfreiheit  crliächt  jedoch: 

a)  wenn  der  Arbeiter  das  Arbeiterwohabaus  vermietet,  aber  nnr  ffir  dae  Jahr  der 
Vermietung,'  und  in  IJezug  auf  den  vermieteten  Teil: 

b>  wenn  das  Arbdterwohnhaua  —  deu  Fall  der  Erbfolge  ausgenommen  —  in 
das  Eigentum  einer  Penon  übergeht,  wcdche  nicht  dem  Inadwirtacfannlidien  Ailieiter« 
Stande  anfcebört. 

Die  Rückstände  der  Kanfpreiiie  der  auf  Orand  des  §  1  tod  den  lionizipien  oder 

( ieiTifMideu  verkauften  r/icjrensehafien,  oder  die  Interessen  der  durch  die.<elhen  ge- 
wiihrtcii  Darieiieii  -ind  voü  hII^u  siUallichen,  munizipalen  und  GemeiudenteuerQ 
befreit  (§  10). 

Die  in  dio-^t-m  Para_'raj)]ien  Lrr>'.vShrte  SreuiTfreihcit  erstreckt  «ich  anch  auf  jene 
Arbeitcrwohnhiiu-<cr.  welche,  vuui  Jahre  lyol  uiigefangen,  mit  st^iatlicher  Unterstützung 
errichtet  worden  sind  und  welche  auf  Qrond  der  Dieherigan  QeaetM  bcnilB  pnm- 
8oriacbe  Steuerfreiheit  senosaea  haben. 

Dt»  Geench  becfleUch  der  erhShtoi  Stenerfrethät  ist  nach  Inkrafttreten  dieaee 
Gesetzen  Innerhalb  der  Frist  eines  .rahre-  hei  der  Finanzbehörde  einzureichen. 

Die  Verfügungen  des  ä  3  des  Cie  .t/as  Nr.  III,  1907,  bleiben  unberührt. 

§  6.  Auf  dem  zur  Ernchtnng  v{>n  landwirtflchaftliciien  Arbeiterwohnhausem  be- 
^timmtPti  oder  bereits  hierzu  verwendeten  Areal  darf  wahrend  der  im  §  5  beeeicluMten 
irist  keine  Schankbewilligung  crtcüt  werden. 

9  7.  Das  mit  staatlicher  Unterstützung  erricliiete  landwirtschaftliche  Arbeiter- 
wohnhaus  ist  auf  dem  UeeitxbUtte  des  Qrunabuchea,  besw.  der  Orundbucheeinlage  ak 
solches  zu  verzeichnen. 

Diese  Eigenschaft  des  Arbciterwohuhausus  besteht  bis  zutn  Zeitpunkte  der  Tilgung 
des  Kaufpreises,  bezw.  der  Amortisation  des  Darlebena.  Während  dieser  Dauer  kann 
die  Liegenschaft,  mit  Aniinahme  der  ans  d«n  Kaafpretse,  bezw.  ans  dem  behnfe  ßr- 
riehtuiiu-  d.-^  ArlK-itcrwohnhaii-^  !*  gewährten  Darlehen  enL-^tandenen  Forderun<:en,  keiner 
Exekutioa  uuierworteu  weruen  und  kann  auch  ohne  der  in  Ausnahmsluüen  erteitbarm 
IkwiUigung  des  Vizeges|>ans  bezw.  Burgca'meisiers  mit  einer  anderen  Liegenschaft 
nicht  vereinf,  auch  nicht  geteilt,  nicht  belantet,  nicht  veräusscrt  und  nicht  vermietet 
(in  Aftermiete  gegeben)  werden.  Gegen  die  Entscheidung  des  Viüegii>pau.s,  bezw. 
Büigermeiaters  kann  bei  der  Verwaltongskommission  BemmDg  eingelegt  werden. 

§  8.  Der  Ackerbauminifter  wird  erm;ichti.:i ,  die  bis  zum  Ende  des  hezQgliehen 
Ileclinungsjahre-s  nicht  verwetidelen  Teilsuminen  des  im  Staatsbudget  zum  Zwec-ke  der 
Förderung  des  liaues  von  Arbciterwohnbüusem  bewilligten  Kredites  vom  J^üire  11K)7 
aogefanoen  aur  Be^ündnng  bezw.  Vermehrung  eines  Laudosbaufouds  für  landwirt- 
«chaftUdie  Arbettenrahnbäuser  zu  verwenden  und  aus  diesem  Fonds  den  Bau  der 
landwirt^chaliilichen  Arbetterwohnhfioseir  dtireb  Gewährung  von  ünterBtätatongeo  zu 
icirderu. 

Vom  Bestände  und  von  der  Art  der  Verwendang  dieses  Fonds  ist  der  Ges^- 
gobung  alljühriich  gletchzeitig  mit  der  EÜnreichttng  disr  BndgetvoranadiUge  Bsriciit 

zu  erätatteu. 

§  0.  Bei  der  Bewilligung  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  gewihrenden  6e> 

Slinsti jungen  gibt  tler  Ackerbaurainister  den  Gesuchen  jener  Gemeinden  un<l  Muin/.ipien 
en  Vorzug,  welche  die  Errichtung  von  Arbeiterwohnhäuseru  durch  UDeotgeltUcbe 
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Ueb«f1a«raiijp  dei  GrnndM,  od«r  6nrA  üeberiaiwn  efaies  andi  mr  Anleffimg  eines 

Ghuteus  gedgneien  nr;in'les  untenstützpti ;  misririhni-ivrise  jedoch  ninä  Jene  Munizipien 
nnd  Gemeinden  ru  beruckaichUgeH,  in  welc-ben  die  Au.s Wanderung  die  Errichtung  land- 
wirtBchaftlicher  Arbeiterwohnhäuser  rechtfertigt. 

I  10.  Der  Ackerbanminiflter  wird  ermächtigt,  im  Falle  da«  Mnniripinm  o«lor  die 
Gemeinde  der  von  ihm  behnfa  Errichtung  von  Arbeitorwohnhäuiieru  eriiUiitencn  Auf* 
fordcninK  nicht  Genüge  leistet,  die  in  diesem  Ge^'ctzc  featgttetllaa  DagiinrtigiMiyHi 
anderen  ISLoroonitiODea  und  BechtspereoneD  zu  bewilligen. 

§  11.  Der  HftBdebminigtor  wtrii  «nnix^tigt  ^«  nun  firae  d«r  Im  Bfnne  des  6 1 
dt-  Cresetzee  nnterstuttten  Arbritrrv,-nhnh:\t;H(  r  nfitirr  n  >fnterialien  auf  Ii  ti  I  Jnien  der 
konigl.  ung.  Staatsbahnen,  sowie  aut  den  staatliche  SichersteUung  geniet^semlen  Linien 
sam  SeibstkostenpreiBe  befördern  zu  lassen. 

§  12.  Mit  der  VolUiehung  die^ieö  Genetzes  wird  der  königl.  mii'  AckerbMuaiaister, 
der  Finauzminister,  der  Juatizminititer  und  der  HandelxiUiiutster  bctrauL 

XI.  Itaüe.  Italien. 

1.  Legge  7  luglio  1907,  n.  489,  sul  riposo  settimanalo 
e  festivn.    (BoUettino  deU'Ufficio  del  Jatoko,  VIXI,  No.  1,  luglio  1907, 

p.  276—279.) 

Gtotete  Va  489  Uber  die  wOolkentitaihe  und  Mertagsriihe.  Vom 
7.  J«K  1907. 

Art.  1.  Die  Unternehmer  und  dio  Loitcr  von  industriellen  und 
Ilandelsbetriebou  jeder  Art  haben  den  nicht  zu  ihr^^r  Fnmilie  p:ehörenden 
PdrüODdn,  die  irgendwie  in  den  Betiiebeu  betichättigi  ^lud,  eine  Kuhezeit 
▼Ott  niebt  womigor  als  24  anfeuiaiideifolgeiideii  Stimdoii  fttr  jede  Woche 
sn  gewahren» 

In  den  verschiedenen  der  genannten  Bestimmung  nnterstellten  Unter- 
nehmiuigeu  duri'en  die  Arbeitsstunden  des  Personais  an  den  Tagen,  die 
dem  Ruhetag  vorangehen  und  folgen,  infolge  der  Anwendong  dieeee  Qe- 
aetsee  nicht  Termehrt  werden. 

Dieses  Gesetz  gilt  nicht  für: 

1)  Schiffahrt  auf  Flössen,  8een  und  auf  dem  Meer; 
2}  Landwirtschaft,  Jagd  und  i?'i8chfang; 

8)  den  Vedkehr  anf  den  ffffontlidien  StaenlMtlinen  nnd  StnesenVahnen, 

die  vom  Staat  konzessioniert  oder  sonstwie  autorisiert  aind. 

Art.  2.  Die  in  Art.  1  aufgestellte  Verpflichtuno;  zur  Gew&hrung 
einer  ununterbrochenen  Ruhezeit  von  24  Stunden  besteht  nicht: 

a)  für  die  ganze  Arbeitsperiode  in  den  Industrien,  die  leicht  ver- 
derbliche Bohetoffe  Terarbeiten  nnd  nur  wihrend  einer  kamen  Zeit  des 
Jahres  betrieben  werden; 

b)  für  10  Wochen  pro  Jahr  in  den  unmittelbar  vom  Wind  oder  vom 
Wasser  in  Bewegung  gesetzten  Betrieben ;  doch  soll  die  Ruhe  wenigstens 
alle  2  Wochen  gewldirt  werden; 

e)  für  6  Wochen  pro  Jahr  in  den  Indnatrien  mit  bekannten  Perioden 
anaeerordentlichor  Inanspruchnahme. 

Eine   durch  f>la-'^s    zu    erlassende  Verordnung   wird    die  Be- 

dingungen und  die  Art  und  Weise  angeben,  wie  die  betreflfenden  Aus- 
nalmen  gewfthrt  verdMi  dttrfen. 

Art.  B.  I>ie  wöchentliche  Rnhe  soll  normalerweise  auf  den  Sonntag 
^en,  abgesehen  Ton  den  in  den  folgenden  Artikeln  aofgeetellten  Aus- 
nahmen. 

ArbdUndwU.  19 
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Doch  dürfen  am  Sonntag  folgende  Arbeiten  auägei'tlhrt  werden : 

a)  Instandluütiiiig,  Beinigung  und  Bettofidditigung  dtae  Betriebsanlagen, 
soweit  diM  nidit  ohne  Schaden  flbr  den  Betrieb  oder  Gefahr  Air  die  Arbeit« 

an  den  Wochentagen  geschehen  kann : 

b)  Anshesserung  der  Maschinen,  eiektrischen  Leitunprskabe!,  Kanllle 
für  die  Zufuhr  von  Wasaer,  das  ak  tieibende  Kraft  benutat  wird,  sowohl 
auf  eigene  Bechnung  wie  anf  Bechnnng  von  Dritten; 

c)  Aufnahme  dos  jahrlichen  InventArs; 

(F;  BowachT^nL':  und  Beaufsiclitij/nng  der  Workiftame  u&d  der  Bonstigen 
diesem  Gesetze  unterstellten  Betriebe; 

e;  Arbeiten  iu  Fällen  höherer  Gewalt  tmd  besonders,  wenn  die  Arbeit 
infolge  von  Massnahm«!  Öffentlicher  Behörden  yorgenommen  werden  niitss 
oder  fbr  die  Sicherheit  der  Personen  oder  für  die  öffentliche  Sicheriieit 
nnumgän<;licli  notwendig  ist.  Jedoch  ist  SonntAgsarbeit,  die  aus  diesem 
Grunde  notwendig  ist,  unverzüglich  den  mit  der  BeauisiGhtigung  der 
Dorohführung  dieses  Gesetzes  betrauten  Behörden  anzazeigen. 

Art.  4.  Die  wöcheutlidie  Bnhe  kann  an  einem  andern  Tag  als  am 
Sonntag  und  nach  ScLicliten  goi^'-obcn  werden  in  folgenden  Fällen  : 

1)  Industrien  mit  beständigem  Feuer  und  mit  elektrischen  Oefen^ 
deren  Betrieb  nicht  unterbrochen  werden  darf; 

2)  Industrien  mit  beständigen  technisehttk  Prosessen  oder  mit  ba- 
stftndig  laufender  Masdiinerie,  jedoch  nur  für  das  bedienende  Personel; 

3)  Saisonindufltrien,  soweit  sie  nicht  unter  die  Bestimmongen  des 
Art.  2  lallen; 

4)  Industrie  der  Eftsebereitung  : 

6)  Speisewirtschaflben,  Scbankwirtsdiaften,  Oaf(6s,  Milchwirtsdiafteii» 
Billardsäle,  öffentliche  Betriebe  der  Art; 

6)  Lade-  nnd  Lflscliarboiten  in  den  Häfen  und  Ausbossemngsarbeiten 
an  Schiften,  die  auf  der  Fahrt  begriffen  sind;  Landtransportanstalten  mit 
Ausnahme  der  Eisenbahnen;  Stahl-  nnd  Fnhrwerk-Verleiligesoliäfte; 

7)  Bhnnengeschftfte^  fdiotographische  Etablissements; 

8)  Heilanstalten,  Badeetabh'psements,  Apotheken; 

9)  Leicheubostattungsgeschilfte ; 

10)  Zeituugs»,  Iniormaiionäunteruehmungeu,  Schaustellungen  und  üft'ent« 
liehe  Vergnttgungslokale; 

11)  Wiederverkauf  von  Monopolartikeln,  audi  w«an  damit  der  yer> 
kanf  von  andern  Artikeln  verl)unden  ist: 

12)  Industrien,  die  öffentliche  Bedürfnisse  befriedigen. 

Die  namentliche  Aofftlhrang  der  einzelnen  unter  Ziffer  1,  2,  3  tmd 
12  dieses  Artikels  einbegriffenen  Indostriesweige  wird  in  späteren  kgL 
Erlassen  erfolgen. 

Art.  5.  Die  wöchentlicho  P»,uhe  kann  auch  an  einem  anderen  Tage 
als  Honntags  dem  ganzen  Personal  der  Betriebe  gewährt  werden,  in  welchen 
ein  Gewerbe  ausgeübt  wird,  das  im  Preien  vor  sich  m  gehen  hat  ond 
Arbeitsuuterbrechangen  infolge  ungünstiger  Witterung  unterworfen  ist. 

Art.  6.  In  folgenden  ünternehmnngon  beginnt  die  Ruhe  Sonntags  um 
12  Uhrnnd  ist  Arbeit  am  Vormittag  gestattet,  jedoch  niclit  lauger  als  6  Stunden: 

1}  >i  ahrungsmittel-  und  Brcuumaterialieugeächälte; 

2)  Vorsorge-  und  Versicheningsinstitatei  AuswandwongS'i  StelleiiTer^ 
mittlungs-,  Annoncen-,  Pfandleihagenturen  und  ftbfftigheffi 

8)  Barbiergeach&Äe. 
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Für  diese  letzteren  können  die  Gemeinderate  (consigli  comunali)  auf 
Ansuchen  der  Interestienten  die  üuheseit  auf  einen  anderen  Wochentag 
verlegen. 

Art  7.   Di«  Bestixnmiuig  des  vorhergohenden  Artikele  kann  in  den 

Gemeinden,  wohin  die  Landbevölkerung  sich  gewöhnlich  Sonntags  begibt, 
um  ihre  Einkäiife  zu  machen,  auch  auf  alle  HandelsgeschAfte  oder  anf 
besondere  Geschäitijzweige  ausgedehnt  werden. 

Di«  IknAohtigung  ist  mittolB  dnes  FrftfektoTalerlasses  nadi  Anhdrung 
des  sustEndigen  GemeindeaneBchnsses  (giunta  comnnale)  zu  geben. 

Art.  8.  Dio  Bcstimmungon  über  die  Sonntagsiuhf»  kr.nnen  an  be- 
stimmten Orten,  falls  vorübergehend  aus  f?e"wiP5?en  Gründen  eine  anssor- 
gewöhnliche  Verkehrssteigenmg  eintritt,  aui  dem  Wege  eines  Fräfektoral- 
erlattes  aufgehoben  werden. 

Axt.  9.  Wenn  die  vöcbentliche  Ruhe  nicht  gemRss  den  Bestimmungen 
der  vorhergehenden  Artikel  ganz  oder  wenigstens  zum  Teil  anf  den 
Sonntag  gelegt  werden  kann,  so  eind  ihrer  Gewährung  folgende  Bestim- 
mungen zu  Grunde  zu  legen: 

a)  Die  BrsatirulieEnt  dee  Teile  des  Personals,  der  am  Sonntag  mit 
AnsbeBsernngs-,  Instandbaltnogs-,  Beinigungs-,  Bewachungs-  und  sonstigen 
unter  Ziffer  a,  b,  c  und  d  des  Art.  8  frenannten  Arbeiten  beschäftigt  ist, 
soll  von  gleich  langer  Dauer  sein  wie  die  am  äonntag  verrichtete  Arbeit, 
darf  jedoch  nicht  weniger  als  einen  halben  Tag  betragen. 

b)  Für  die  in  Art.  4  und  5  anfgeftthrtoi  Kategonen  soU  die  Ruhezeit 
24  Stunden  ohne  Tlnterbrucli  betragen  und  so  oft  als  möglich  auf  den 
Sonntag  fallen.  p]ine  Au.snahme  von  den  Bestimtnnnf^'en  der  Zilfer  1  des 
Art.  4  darf  nur  gemacht  werden  für  das  in  der  Eisenindustrie  beschäftigte 
Personal  und  ftr  die  Beiser  in  Oasfabrikeo,  dodi  darf  die  Daner  der 
einzelnen  Schichten  8  Arbeitsstunden  nicht  Uberschreiten;  in  solchen 
f*AlIen  darf  dio  Kuhozeil  alle  2  Wochen  36  Stunden  betragen. 

c)  Die  Ersatzruhezeit  der  in  Art.  6  und  7  aufgelührten  Kategorien 
soll  eine  ununterbrochene  Dauer  von  12  Stunden  haben. 

Art  10.  Wenn  in  den  in  Art.  9  genannten  Industrien  die  Gew&hrang 
der  wöchentlichen  Ruhezeit  nach  Schichten  sich  als  unmöglich  herausstellt, 
weil  dies  dem  guten  Verlauf  der  Arbeiten  Eintrag  täte,  und  weil  nur  eine 
^Üiige  Person  zur  Verrichtung  einer  bestimmten  Operation  vorhanden  ist, 
so  kann  die  Rxdieseit  anf  einen  halben  Tag  pro  Woche  eingesdirSakt 
werden,  unter  den  von  der  Verordnung  aufzustellenden  Bedingungen. 

Di"  Wirte  sind  gehalten,  dem  in  ihrem  Dienste  stehenden  Personal 
eine  mn  ritt  rbrochene  Aus;j:anirszeit  von  wenigstens  10  Stunden  pro  Worhe 
zu  gewaiiren  und  {iir  jeden  Arbeitwtag  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  im 
Oa^hAnse  seitrat  von  wenigstens  8  Standen  ra  gewahren. 

Art.  11.  Während  der  Stunden,  zu  denen  die  Arbeit  des  Lohnper- 
Bonals  verwirren  ist,  sollen  die  VerkaufHläden,  Magazine  und  öffentlichen 
Lokale  jeder  Art  dem  Publikum  geschlossen  bleiben. 

Doch  hat  der  Gemeindeaufischuss  (giunta  nranioipale)  die  Befbgnis, 
Air  bestimmte  Qesdiiftssweige  den  EigentOmem  sn  gestatten,  wenn  die 
besonderen  lokalen  Umstände  es  erfordern,  in  eiirencr  Person  da?  Geschäft 
offen  zu  halten,  unbeschadet  des  Arbeitsverbotes  ffir  das  Lohnpor.soual. 

Art.  12.  Der  Provinzverwaltungsausschuss  i^giunta  provinciale  ammi- 
nistrtttlva)  wird  gegebenenfalls  Air  das  Gebiet  der  yerschiedenen  Gemeinden 

19» 


Digitized  by  Google 


—  292  — 


die  Grenzen  feststellen,  umerhAlb  deren  der  Handel  im  Uinhei|;eheB  am. 

Sonntag  stattfinden  darf. 

Art.  18.  Die  Aufsicht  Uber  die  Durchfähmng  dieses  Gesets^  ^^g^ 
was  die  üebertretungen  der  von  den  Gemeinden  anj^eetellten  Bestimmnngen 

betrifft,  der  Gemeindepolisei  im  Baluuon  ihrer  gesetzmässigen  Knnpeteins, 

was  die  übri^'en  BoHtimmungen  botriü't,  deu  Gerichtspolizeibeamten  ob. 

Mit  der  Aufsicht  in  den  Bergwerken  und  CTriiboii  im  besonderen  ist 
das  Bergwerkiuttpektorat  und  mit  der  Aufsicht  in  den  industriellen  Be- 
trieben sind  die  Personen  betranti  denen  die  Aofeieht  Aber  die  Dnroh- 
führung  des  Gesei/e-s  über  die  Franen»  und  Einderarbeit  nnd  dee  Geeetiea 
über  die  Arboitaunfillle  obliegt. 

Die  mit  dem  Aufaichtsdianst  betrauten  Personen  haben  freien  Zutritt 
WA  den  Arbeitsstätten  nnd  baben  die  TTebertretnng  der  Bestimmungen 
dieses  (Jesetses  festzustellen. 

Die  bezüglichen  Protokolle  sind  innerhalb  24  Stunden  dem  Zuwider- 
handelnden zur  Kenntnis  zu  bringen,  ansoust  sie  ihre  Gültigkeit  verlieren, 
sowie  der  Gerichtsbehörde  zu  notifizieren.  Eine  Abschrift  ist  je  nach  den 
im  ersten  Absats  dieses  Artikels  genannten  Fallen  der  GKnneindebebSrde 
oder  der  Präfektur  zuzTistallen. 

Art.  14.  Wer  eine  der  in  Art.  1,  2,  H,  ß,  9,  10  und  II  dieses 
Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  übertritt,  veri^Ut  einer  Geldstrafe  von 
5— 10  Lire  ftlr  jede  Person,  die  mit  der  strafbaren  Arbeit  besdiälligt  ist. 

Der  Gesamtbetrag  der  Geldstrafen  darf  jedooh  1000  lär«  nieht  flber- 
sdireiten. 

Im  Wiederholungsfälle  und  falls  die  <?en<iunten  Pereonen  der  im  vorher- 
gehenden Artikel  erw&hnten  Inspektion  irgendwelche  Hindernisse  in  den  Weg 
gelegt  haben,  wird  die  Strafe  nra  ein  Drittel  bis  um  die  Hftlftbe  erh(flit. 

Als  Wiederholnngsfall  gilt,  wenn  der  Zuwiderhandelnde  binntti  12  Mo- 
naten vor  dem  yorUegenden  FdUe  bereits  eine  Uebertretung  dieaea  Gesetaea 
begangen  bat. 

Die  Strafen  fallen  der  nationalen  Vorsorgekasse  für  luvalidiUlt  un.d 
Altar  der  Ärbeiter  an;  ein  Fünftel  wird  den  Poliseibeamten,  von  denen 
die  üeberti'etungen  festgestellt  worden  sind,  reserviert. 

Art.  15.  Dieses  Gesetz  tritt  für  die  einzelnen  Industrie-  und  Handels- 
zweige oder  verwandten  Gewerbegruppeu  ain  neunzigsten  Tage,  nachdem 
die  besondere  mittels  kgl  Erlasses  zu  genehmigende  Verordnung  für  jeden 
Zweig  anf  Vorsdilag  des  Hinisters  der  Landwirtsehaft»  der  ladnstria  nnd 
dea  Handels  ergangen  sein  wird,  in  Kraft. 

Wahrend  einer  Zeitdauer  von  2  Jahren  vom  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  an  kann  der  Minister  der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des 
Handels  nach  Anhörung  des  htfheren  Arbeitsratee  die  Erlanbnis  rar  Qe- 
Währung  der  wöchentlichen  Bnheseit  nach  Schichten  in  den  Industrien 
gew&hren,  ffir  welche,  sei  es,  weil  ihre  Kntwicklnn|Of  noch  in  den  Anfkng'en 
liegt,  oder  infolge  aussergewöhnlicher  Umst&nde,  die  «Sonntagsruhe  nicht 
geeignet  erscheint. 

2.  Legge  7  Inglio  1907,  n.  416,  portante  modif icazioni 
alla  lej^^e  19  giugno  1902,  n.  242,  sul  lavoro  delle  donne 
e  dei  fanciuili.  (B.  d.  ü.  d.  L.,  VIII,  No.  1,  luglio  1907,  p.  271—272.) 

OeacU  ITo.  410  aar  AUadoniiig  dM  Oeaetaea  Ho.  MS  -vom  10.  Juni 
1908  iMir.  die  Aibeit  dar  Wnmuk  und  der  Binder.  Vom  7.  Joli  1.907. 
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Art.  1.    An  Stelle  des  Art.  1  dOB  Ottetne  Tom  19.  Jani  1902^ 

No.  242,  tritt  folgender  Artikel: 

Art.  1.  Kinder  beiderlei  GeBchlechts  müssen  wenigstens  das  12.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  um  su  Arbeiten  in  Fabriken,  in  Werkstfttten,  auf 
Bauplltsen  und  rai  Arbeiten  Uber  Tage  in  Bergwerken,  Steinbrttcben  nnd 

Stollen  zugelassen  zn  werden. 

Zu  Arbeiten  unter  Ta''p  in  BertTwerken,  Steinbrüchen  nnd  Stöllon 
dürfen,  laik  mechanisclie  fürderuug  ätattüudet,  Kinder  nach  zuruck- 
gelegtOD  18.  Lebensjahr,  wo  keine  eoldie  stattfindet,  nach  zorfli&gelegtem 
14  Lebensjahr  verwendet  werdoi;  weibliohe  Penwmen  jeden  Altera  sind 
davon  PTic^regchIo8?en. 

Unter  dem  Vorbehalt  der  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  de» 
Axt.  4  des  Gesetzes  vom  19.  Jirni  1902  dürfen  Kinder  vor  dem  yoll' 
endeten  15.  Lebensjahre  nnd  weibliche  Personen  yor  dem  vollendeten 
21.  Lebensjahr  zu  geftlhrlichen,  übermässig  anstrengenden  oder  gesundheits- 
schädlichen Arbeiten,  auch  wenn  diese  nicht  an  den  im  ersten  Absatz 
dieses  Artikels  genannten  Orten  stattfinden,  nicht  verwendet  werden. 

In  dm  Sehwefelgmben  Siuliens  dürfen  Kinder  nach  dem  vollendeten 
14.  Lebensjahr  mit  der  Arbeit  des  Ffillens  imd  Entleersns  der  Oelbn 
beschäftigt  werden.] 

Arf.  2.  Au  Stelle  des  2.  und  8.  Absatzes  des  Art.  2  des  Gesetsss 
treten  ibigende  Bestimmungen : 

Das  Arbeitsbach  hat  folgende  Angaben  zu  enthalten:  das  Geburts- 
datum der  minderjihrigen  Pran  nnd  des  Kindes;  die  Beetfttignng,  dass 

sie  geimpft,  dass  sie  gesund  und  für  die  ihnen  zugewiesene  Arbeit  taufi;lich 
befunden  worden  sind;  dass  sie  den  niederen  Elementarunterricht  im  Sinne 
des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  15.  JuH  1877,  No.  S961,  genossen  und  eine 
SchlnssprOinng  abgelegt  haben  (ausgenommen  wenn  von  der  SditdbehOrde 
^eit^tige  Cnf^igkeit  bescheinigt  wird);  nnd  dass  sie  die  obligatorischen 
Klassen  des  hfilieren  Elementamnterrichts,  wo  solche  bestehen,  im  Sinne 
des  Art.  1  des  Gopetzes  vom  8.  Juli  1904,  No.  182,  besucht  haben. 

Den  Liduätrielleu,  welche  Kinder  beiderlei  Geschlechts  beschäftigen, 
die  nicht  im  Besitse  eines  Zeugnisses  sind,  dass  sie  den  niederen  Elementar- 
tmterricht  im  Sinne  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  15.  Jnli  1877  genossen 
und  die  Schltissjjrfifnn/:;  abgelegt  haben  \md  dass  sie  die  obligatorischen 
Klassen  des  höheren  Elementarunterrichts,  wo  solche  bestehen,  im  äinne 
des  Art.  1  des  Gesetzes  vom  8.  Jnli  1904,  Ko.  182,  besudit  haben,  wird 
eine  Prist  bis  znm  1.  Jnli  1910  gewährt,  damit  sie  den  Vorschriften  des 
Gesetzes  nachkommen  können. 

Art.  3.  An  Stelle  des  1.  Absatzes  des  Art.  8  des  Gesetzes  tritt  fol- 
gende Bcfitimnnmg : 

Kach  gutachtlicher  Aeus&erung  des  oberen  Sanitätsrates,  des  Industrie- 
Ymd  Handelsrates  nnd  des  oberen  Arbdtsrates  wird  ein  kgl.  Erlass  die 

gefUirlichen,  Ubermässig  anstrengenden  oder  gesundheitsschädlichen  Arbeiten 
bezeichnen,  deren  Verrichtnng  Kindern  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre und  minderjälu'igen  Tranen  untersagt  ist. 

Art,  4.  Dem  Art.  6  des  Gesetzes  vom  19.  Jnli  1902,  -so.  242  werden 
folgernde  Bestimmongen  angefügt: 

Der  Minister  für  Aekerban,  Indnstrie  tmd  Handel  kann  den  Betrieben, 
in  denen  znr  Zeit  Franennachtarbeit  verrichtet  wird,  eine  Yerllngerang 
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dieser  Arbeit  bis  zum  öl.  Dezember  1907  gestatten,  wenn  folgende  drei 
Bedingungen  erfSllt  aind; 

a)  Es  soll  in  Form  von  Arbeiten  zur  Anpassung  der  Lokalitäten  oder 
von  Masc]niieiibestelliin;jen  n.  a.  Tiüt  der  Ura^'p.staltung  der  industriellen 
AnlftL'f^ri,  wie  sie  zur  Besoitirrung  der  Nachtarbeit  erforderlich  ist,  bereits 
ein  Aniang  gemaclit  würdeu  sein. 

b)  Frauen,  die  das  18.  Lebeosjalir  nocb  nicht  snrttckgelegt  haben, 
dtirfen  nicht  an  der  Nachtarbeit  teilnehmen. 

c)  Die  Xarhtarbeit  soll  in  gleichem  Masse  eing^eschrBr^kf  werden,  wie 
die  Gruude  an  Geltung  verlieren,  um  deretwilien  die  obengenannte  Ver- 
längerung gewfthrt  worden  ist. 

Art  6.  Hinter  Art  6  des  genannten  Geeetiee  vom  19.  Jnni  1902 
wird  folgender  Art.  5bis  eingeschaltet: 

Das  Vorbot  der  Franenn achtarbeit  kann  zu  den  Jahreszeiten  und  in 
den  Fällen,  wo  die  ij'rauen  entweder  üohstotle  oder  Fabrikate  bearbeiten, 
die  rascher  Veritndemng  unterworfen  sind,  aufgehoben  werden,  wenn  sieh 
dies  als  notwendig  erweist,  um  solche  Stoffe  vor  sonst  nnveraeidliQhw 
Verderbnis  zu  schützen. 

Die  AusiuhruntTSTerordminu;  zu  diesem  Gesetze  wird  die  näheren  ße- 
ätimmuugeu  über  die  Geätattung  Hulchor  Auäuakineu  eutlialten. 

Art  6.  Der  1.  Absata  des  Art  7  des  Gesetaes  vom  19.  Joni  1902, 
Ko.  242,  wird  gestridien  und  dem  Artikel  werden  folgende  AbAtae  an- 
gefügt : 

Wenn,  wie  im  vorletzten  Absatz  des  Art.  5  bestimmt  ist,  die  Arbeit 
in  2  Schichten  verriditet  wird,  darf  die  Datier  einer  Arbeitssdiieht 
Stunden  nicht  tlbersohreiten. 

Die  Arbeitsdauer  wird  vom  Momente  des  Betretens  der  Fabrik,  der 
Werkstatt,  der  Werkplätze,  des  Stollens,  des  Bergwerks  oder  Steinbruchs 
an  bis  zum  Momente  des  Verlassens  derselben  gerechnet,  mit  Ausschluss 
einzig  der  Zwisdienpansen. 

Art.  7.  Dem  Art.  8  des  Qeseties  vom  19.  Joni  1902,  No.  942,  wird 
fblgender  Absatz  angefügt: 

Mit  Zustimmung  der  Arbeiter  kann  die  l^j -stündige  Ruhepause  auf 
1  Stunde  beschränkt  worden,  falls  die  Arbeit  nicht  länger  als  11  Stunden 
dauert;  ja  selbst  anf  Stande,  wenn,  wie  im  Torletsten  Abeats  des 
Art  6  vorgesehen  ist,  die  Arbeit  in  zwei  Schichten  verrichtet  wird. 

Art.  8.    Der  1.  Absatz  dos  Art.  12  wii-d  abgonn'lort  wie  folgt: 

Die  mit  dem  Aiüsichtsdienst  beauttxagten  Personen  haben  freien 
Zatritt  an  allen  Bftnmliehkeiten  der  in  Art  1  anfga^llirten  Betriebe  tmd 
haben  üebertretungen  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  and  der  Ver- 
ordnung festzustellen. 

Art.  0.  Die  kgl.  Regierung  ist  ermächtigt,  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  und  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1902,  No.  212,  in  einen  ein- 
heitlichen Text  msammenzn&ssen. 

Binnen  6  Monaten  sollen  die  zur  Durchftihrung  dieses  Gesetzes  not- 
wendi^'en  Be-.timmnngen  aufgestellt  und  in  die  dnrrli  kgl.  Erlass  vf»m 
29.  Januar  19(»3,  Xo.  41,  veröften' lichte  Verordnung  aufgenommen  werden. 
Es  soll  daraus  ein  einheitiiclier,  mittels  kgl.  Erlasses  nach  Einholung 
des  Gutachtens  des  Staatsrates,  des  obwen  Sanitfttsrates,  des  Indostrie- 
und  Handelsrates  und  des  Arbeitsrates  an  genehmigender  Text  hergestellt 
werden. 
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Axt.  10.   Die  BMtmmiDBg  äea  Art.  6  äm  Q^MtseB  tob  19.  Juni 

1902,  No.  242,  betreffend  die  tagliche  Arbeitsdauer,  falls  die  Arbeit  in 
zwei  Schichten  verrichtet  wird,  wird  vom  1.  Januar  1911  an,  n:emäss 
Art.  2  der  Bemer  Konvention  vom  2d.  September  1906  und  mit  der  in 
Art.  8  letzter  Absate  dieser  Konyention  entiidtenen  AnsnalmM^  sobald 
diese  Konvention  Ton  allen  Signatarstaaten  ratifiziert  sein  wird,  auf  die 
Zeit  von  5  Uhr  morgeiis  bis  10  Uhr  abends  eingesohrflakt  Trerdea. 

XII.  Luxombourg.  Luxemburg. 

L  Gxoeah.  Woiflihlim  vom  28.  JnU  1906,  wodimb  daa  am  27.  Juni 
190e  Bwtsohen  dem  Qrosaherac^tmn  imd  lYankrelidk  imtenelcfaiMte 

Abkoramen  ^)  über  die  EntaoMdlgtmg  von  Betriebsnxiflllen  goneihllligt 
imd  verööiBntiicht  wird.    ;  „Momorial"  1906  Nr.  69.) 

Art.  1.  Das  erwähnte  Abiiommen^)  ist  genehmigt  und  soll  im 
^Memorial'*  TerOfiPoitlicbt  werden,  um  vom  16.  DMember  1906  ab  in  An* 
wenduucr  zu  kommen. 

Art.  2.  Unser  Staatsminister,  Präsident  der  Begierong',  isfc  mit  der 
Vollziehung  dieses  Beschlusäes  beauftragt. 

2.  Gesetz  vom  7.  Angnst  1906,  wodurch  das  Gesetz  vom  12.  Juli 
1885  betr.  die  AufizaMong  der  Arbeiterlöhne  abgeändert  wird.  („Memorial" 
Nr.  55,  11.  September  1906,  S.  Ö'Jl.) 

Art.  1.  Art  2  dee  C^taes  Tom  12.  Jiüi  1896,  welches  die  Ana- 
aahlnng  der  Arbeiterlöhne  regelt,  wird  dorcb  folgende  Bestimmung  eraetat: 

„Es  ist  den  Arboitf^obom  jedoch  gestattet,  ilu'on  Arbeitern  zum  An- 
schaffungspreise und  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  zu  liefern ; 

1)  die  aar  Arbeit  nötigen  Werkzeuge  oder  Instrumente,  sowie  deren 
Unterhalt; 

2)  die  zur  Arbeit  nötigen  Stoffe  oder  Sfatorialion,  welche  die  Arbeiter 
den  bestehenden  Gebräuchen  gem&ss  oder  infolge  von  Verabredung  zu 
stellen  haben.'' 

Art.  2.  Art.  11  desselben  Gesetzes  vem  12.  Juli  1896  wird  durch 
folgende  Bestimmung  emetst: 

..Die  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  betreffen  weder  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter,  nooh  die  Dienstboten." 

8.  G-rossh.  BeschlnsR  vom  1.  Januar  1907,  wodtirch  der  nm  22.  Mai 
1006  zu  BriissRl  untorzcichnctc  ZnsntzvorLrrig  zu  dorn  Vertrage  vom. 
16.  April  1005  zwisciiou  dem  Grosahorzogium  und  Belgien,  über  die 
Xntscdiftdtgang  yon  BetriebsacfSllen,  genehmigt  tmd  TerGfitotUolit  wird. 

Art.  1.  Der  obenerwähnte  Zusatzvertrag  ist  genelmugt  und  soll  im 
„Memorial"  veröffentlicht  werden. 

Art.  2.  Unser  Staatsminister,  Präsident  der  Begierung,  ist  mit  der 
VoUziohnng  dieses  Beschlusses  beauftrag. 

4-  Gesotz,  betr.  das  am  26  September  IBOe  zu  Bern  unterzeiolinote 
mtamatiouale  Uebereinkommen  über  das  Verbot  der  ITaolitarbeit  des 
Ja  dar  £uliurtzie  beadhifUgten  Frauen.  Vom  8.  Augast  1907.  („Memorial" 
Kr.  42,  la  Ang.  1907,  6.  615.) 


1)  Siehe  S.  5  Nr.  3. 
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Art.  1.  Die  Begierung  wird  ermächtigt,  das  am  26.  September  19U6 
za  Bern  nnterandinete  intematioiMle  Uebmnkozamen ,  betraffeiid  das 
V«rbot  der  Naditarbeit  clor  in  dw  Lidustrie  beschäftigten  EnuMii,  sn 
ratifizieren  tind  zu  vor  ifentlidien,  um  d«niBelben  im  Orossheraogtom  Ge> 

setzeskraft  r^i  verleihen. 

Sie  wiru  ausserdem  ermächtigt,  gegebenenfalls  und  im  ELDvemehmen 
mit  den  hohen  ▼ertragBGhlieasendea  Parteien  Aendemngen  an  dem  be- 
sagten Uebereinkommen  ▼ornmehmen,  oder  eich  gemäss  der  in  Art.  11 
dep  T^ebcreinkomTnens  vorgesehenen  Weise  von  den  aus  ihrem  BM.tritt  aloh 
ergebenden  Verbindlichkeiten  zurtiokzuziehen. 

Art.  2.  Die  Betriebsunternehmer,  welche  von  der  in  den  Artt.  3  und  4 
des  Uebereinkommens  yorgesehenen  Befugnis  Gebraoeh  maohen  wollen, 
müssen  davon  den  Ge  werbe  in  spektor  im  voraus  benachrichtigen  und  ihm 
zugleich  ein  Verzeichnin  liber  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiterinnen, 
die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  und  die  Art  der  auBzufÜhreudeu  Arbeiten 
ttbergeben.  Dasselbe  Venceicbnis  muss  in  den  Arbeitartomen  an  einem 
siehtbaren  Orte  angebracht  werden. 

A'  t  i].  Die  gewerblichen  Betriebsuntemebmer  oder  deren  Aufseher, 
welche  Pranon  entgeg^en  den  durcli  das  Ucbereinkomraen  festgesetzten 
Bestimmungen  beschäftigen,  oder  welche  dem  voi-stehenden  Art.  2  zuwider- 
haadeb,  werden  gemäss  Art.  5  dee  Gesetees  vom  6.  Desember  1876,  Aber 
die  Arbeit  der  Kinder  und  IVanen,  bestraft. 

5.  Oesetx,  betr.  dos  am  26.  September  1806  su  Bern  unterzeichnete 
intemationale  Vebeveinkommen  über  das  Tetbot  der  Verwendong 
weissen  (gelben)  PhoBphon  in  der  ZündholstnduitEto.  VomS.  Angnst  1907. 

(„MoinoruiP-  Xr.  42,  10.  Aug.  1007,  S.  51G.) 

Einziger  Artikel.  Die  iiegipnnig  wird  ermächtigt,  das  am  20.  Sep- 
tember 1906  zu  Bern  unterzeichnoto  internationale  Uebereinkommen,  be- 
treffend das  Verbot  der  Verwendung  weissen  (gelben)  Phosphora  in  der 
Zündkolsindustrie,  eu  ratifisieren  und  zu  voröffentlichen. 

Sie  wird  ansserdem  ermächtigt,  gegebonenihl!  -  i:nd  im  Einvernehmen 
mit  den  hohen  vertragschb'essenden  Parteien  Aencierungen  an  dem  be- 
sagten Uebereinkommen  yorzunehraen,  oder  t^ich  gemäss  der  in  Art.  6  des 
Uebereinkommens  vorgesehenen  Weise  von  den  aus  ihrem  Beitritt  sidi 
ergebenden  Verbindlichkeitea  surfi<^su8iehen. 

6.  Qesets,  betr.  Phosphorsünd waren.  Vom  3.  August  1907.  („Memorial'* 
Nr.  42,  10.  Aug.  1907,  S.  516.) 

Art,  1.         ist  imtersa<;t,  weissen  oder  gelben  Phosphor  cur  Her- 

stelluni;^  von  ZiindhtJlzern  und  allen  anderen  Ziindwaron  zn  verwenden. 

Ziiiidwaren,  die  unter  Verwendung  von  weissem  oder  gelbem  Phosplior 
hergesiellt  sind,  dürfen  nicht  gewerbsmässig  feilgehalten,  verkauft  oder 
auf  jedwede  andere  Weise  in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

Es  ist  untersagt,  Zttndwaren  der  oben  bezeichneten  Art  zum  Zweite 
gewerblicher  Verwendung  oder  des  Handels  in  das  Qebiet  des  Grosshersogw 
tums  einzuführen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  Zündbander,  die  zur  Ent- 
stindung  von  Ombensicfaerheitslampen  dienen,  kdne  Anwendung. 

Art.  1.  Wer  diesem  Gesetze  vorsätzlich  mwiderhand^t,  wild  mit 
einer  Geldstrafe  von  2G~2000  frs.  bestraft. 
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Ist  die  Zuwiderhandlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen  worden,  so  wird 
die  Strafe  26—160  frs.  betragen. 

Nelwn  dieser  Strafo  wird  anf  die  Besdilagnahme  und  Einsiebimg  der 

verbotswidrig  hergestellteu,  eingeftlhrten  oder  in  Verkehr  gebrachten 
Gegenstände,  sowie,  bei  verbotswidriper  Herstellung,  der  dazu  dienenden 
Gerätschaften  erkannt,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  gehören 
oder  nicht  Die  Einndrang  kemi  ausserdem  attsgesprooheiL  werden,  wenn 
Bwar  das  Vergdieo  ftstgestellt  ist^  es  jedodi  nicht  möglich  ist,  eine  be- 
stimmte Fersen  ru  vcrfolgon  oder  zu  yemrteüen.  In  ersterem  Falle  steht 
diese  Befiignis  der  Ratskammer  zu. 

Die  Bestimmungen  ded  ersten  Buches  des  Stiai'gebetzbucbes  sind  auf 
die  genannten  Znwiderhandlimgen  anwendbar. 

Art.  3.  Gegenwärtiges  Gesets  tritt  6  Uonate  nach  seixier  VerSfPent- 
lichnng  im  „Memorial'*  in  Kraft 

XIII.  Norvege.  Norwegen.' 

1.  Loy  om  indskrsenkning  af  arbeidstiden  i  bagerierne. 
24de  april  19(>^'     -'Xf-rs'k  T.nvt'^rirTi.'lp,  lf>f>n.  Nn,  M,' 

Gesetz  zur  Besohränkting  der  Arbedtsdauer  in  den  Backereien.  Vom 
24.  April  1906. 

§  1.   Am  17.  Hai  sowie  an  Sonntagen  nnd  sonstigen  Feiertagen  ist 

das  Backen  des  Brotes  von  6  Uhr  des  Vorabends  bis  Mitteraadit  des 
Rnnntafxs  oder  FninrtagB  uTiterf?a^.  Jedoch  ist  frestattot,  vor  Mittemacht 
die  Säuerung  des  Teiges  and  die  Feuerung  der  Uefen  vorzunehmen. 

Das  Verbot  gilt  nicht  för  die  persönliche  Arbeit  der  Bäckermeister 
an  Samstagen  und  sonstigen  Vorabenden  von  Feiertagen  bis  8  Uhr. 

§  2.  Ausserdem  ist  an  den  fjewiibn liehen  Tagen  jeder  Person,  die 
das  Bäckerhandwerk  ausübt,  untersagt,  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens 
die  in  ihrer  Bäckerei  beschäftigten  Arbeiter  mit  irgend  einer  Arbeit,  ausser 
dem  Trocknen  der  gewöhnlichen  Zwiebäcke  und  der  Schifibswiebadce)  der 
Sftaenmg  und  der  Feuerung  der  Oefen  zu  beschäftigen.  Gleichseitig  mit 
diesen  Arbeiten  dürfen  die  damit  beschäftigten  Arbeiter  von  5  Uhr  morgens 
an  die  Tei^'bereitung  vornehmen.  Doch  darf  zu  diesem  Z\vecke  nur  1  Mann 
in  einer  Bäckerei  auf  jeden  zur  Tagesarbeit  verwendeten  Ofen  beschättigt 
werden  (ausgenommen  die  Feinbikikereiöfen ,  BidraitOfen  und  ähnliche 
sonstige  Oefen),  höchstens  jedoch  8  Mann  in  jedem  Betrieb.  Doppelfifen 
werden  als  ein  Ofen  gerechnet. 

Gleicherweise  ist  denjenigen,  welche  eine  Bäckerei  gemietet  haben, 
untersagt,  länger  als  oben  erwähnt  swisdien  8  mir  abends  und  6  Uhr 
m<nrgena  sn  backen,  wenn  der  Vermiete  am  Betrieb  der  Bickerei  in- 
teiresBif^rt  ist. 

I)io  Arbeitsdauer  jedes  Arbeiters  darf  12  Stunden  im  Tag  nicht  über- 
schreiten mit  Einschluss  der  Essenpausen  und  der  Ruhepausen,  von  denen 
eine  ganse  Stunde  auf  den  Mittag  m  fallen  hat.  An  Stelle  dieser  Ord> 
nong  k^Jnnen  die  Meister  den  Zehnstondentag  mit  Einschluss  der  gewohnten 
Ruhe-  und  Essenpausen  treten  lassen.  Wenn  hp-pbi>ccen  wird,  von 
einer  Ordnung  zur  andern  überzugehen,  so  ist  den  Aibeitem  wenigstens 
24  Stunden  vorher  davon  Anzeige  zu  machen.    Kein  Arbeiter  darf  mehr 

als  6  Nidite  in  2  Wodhen  mit  der  in  Absats  1  dieses  Artikels  gestatteten 

Kaehtarbeit  beschäftigt  werden. 
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Weim  die  in  Absatz  1  dieses  Paragraphen  gestattete  Nachtarbeit  von 
dem  wahrend  des  Tages  beschäftigten  Personal  ausgeführt  wird,  so  ist  von 
seiner  Tagerarbeit  die  doppelte  LBnge  der  Zeit,  welche  es  auf  die  Nacht- 
arbeit verwendet,  in  Abzug  zu  bringen.  Wenn  die  Nachtarbeit  von  einem 
Personal  ausgeführt  wird,  das  nicht  zugleich  wahrend  dos  Ta^ros  bescliättigt 
wird,  so  darf  die  Arbeitsd&uer  mit  £insciiluss  der  Euhe-  und  £ssenpauseii 
10  Standen  nicht  ttbeiMihreiten. 

§  3.    Das  Verbot,  das  in  §§  1  und  2  auageeproehea  iet,  gilt  nicht: 

a)  für  den  Vorabend  von  Sonn-  und  Feiertagen,  ausser  wenn  2  Tage 
dieser  Art  sich  folgen,  fttr  die  Nacht  des  1^^.  ^fai,  wenn  dieser  Tag  nicht 
auf  einen  Feiertag  oder  einen  Soiiutag  ialii.  iu  diesen  Nächten  dai*f  die 
Arbeit  um  2  Ulir  beginnen  nnd  bis  6  Uhr  dee  folgenden  Nachmittags 
fortgesetzt  werden; 

b)  für  die  Nacht  vor  den  beiden  letzten  Wochentagen,  weh  he  Weih- 
nachten vorangehen,  für  die  Nacht  vor  anderen  aufeinander  folgenden 
Sonn-  und  Feiertagen,  fttr  die  Nacht,  welche  dem  Samstag  vor  Ascher- 
mittwoch nnd  für  diejenige,  welche  dem  Montag  vor  Asohennittwooh  voran- 
geht. In  diesen  Nächten  darf  die  Arbeit  um  10  Uhr  begonnen  und  bis 
6  Uhr  des  folgenden  Nachmitta«^a  fortj!:©setzt  worden.  Wenn  der  Vorabend 
vor  Weihnachten  auf  einen  Sonntag  tällt,  so  darf  die  Arbeit  am  Samstag 
bis  um  10  Uhr  abends  fortgesetst  werden. 

An  den  genannten  Tagen  darf  die  Arbeitsdaner  jedes  Arbeiters  mit 
Einschlnss  der  Ruhe-  und  E^ssenpausen,  von  denen  weni;E^tens  eine  ganze 
Stunde  auf  <\or.  Mittag  zu  fallen  hat,   15  Stunden  nicht  überschreiten. 

Jedoch  knun  dei-  Meister  au  Stelle  der  voi-erwähiiten  Ordnung  einen 
Breisehnstandentag  mit  Einechlnss  der  gewohnten  Essens-  nnd  Ruhepausen 
treten  lassen. 

Anssordeui  k- nnen  von  der  CTomeindebehördo  jedes  Ortes  dnrch  eins 
vom  König  zu  genehmigende  Verfügung  Ausnahmen  von  dem  in  §  2  aua- 
gesprochenen Verbote  für  diejenigen  Zeiten  des  Jahres,  welche  au  den 
betr.  Oertlichkeitai  ein  Uebermass  von  Arbeit  mit  sich  m  bringen  pflegen, 
statuiert  werden.  Endlich  kann  der  Polizeichef  in  vorübergehenden  Fällen 
Ausnahmen  frewähren,  wenn  solche  von  den  TTmstSnden  dringend  erfordert 
werden  und  die  beteiligten  Arbeiter  ihre  Zustimmung  geben.  Doch  dUrfen 
solche  Ausnahmen  rddbX  ffkt  länger  ab  6  Arbeitstage  gewährt  werden. 
Ausnalimcn  fUr  eine  längere  Zeit  kffnnen  anf  Wnnsch  vom  Amtmanne 
(amtmanden)  K'i^vährt  werden. 

§  4.  Kiii'ler  unter  14  Jahren  diirf>'ii  nicht  in  Bilckereien  besehaf^i^ 
werden.  Jugendliche  Personen  vou  14  bis  zu  IH  Jahren  dürfen  nicht  mit 
^  der  in  Abs.  1  des  §  2  gestatteten  Nachtarbeit  beschäftigt  werden  nnd  aaf 
'  keinen  Fall  länger  als  12  Standen  im  Tag,  mit  Einschlnss  der  Essens-  nnd 
Kuhezeiten,  von  denen  eine  ganze  Stunde  auf  den  Miltap  fallen  muss. 

§  6.  Wenn  ein  Meister  sich  eiue  üebertretung  des  gegenwärtigen 
Geeetses  zu  schulden  kommen  lässt,  so  ver&llt  er  einer  Geldstrafe.  Der 
nämlidben  Strafe  verfilllt  der  Arbeiter,  der  Arbeiten  ausserhalb  der  in 
§§  1 — 8  fentgosetzten  Stunden  ausführt. 

§  6.  Diesem  Gesetz  gilt  auch  füi'  die  mit  Hotels,  Bestaorants  and 
Feinbäckereien  verbundeneu  Bäckereien. 

§  7.  Wenn  eine  Bäckerei  von  mehreren  Personen  gemeinsam  be» 
trieben  wird,  so  gilt  nur  eine  derselben  als  Arbeitgeber  im  Siune  gegen- 
wärtigen Gesetzes^  die  ttbrigen  gelten  als  Arbeiter.   Die  als  Arbeitgeber 
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geltende  Person  ist  unv^flglich  den  Polizeibehörden  namhaft  zu  machen, 
diese  werden  die  Sache  durch  Anschlag  in  der  Bäckerei  bekannt  geben. 

§  8.  Das  Gesetz  über  die  Arbeitsdauer  in  den  Bäckereien  vom 
6.  Augoat  1897  sowie  daa  Ergiiucangsgeseta  Tom  20i  Mai  1899  «nd  anf- 
geikob«!. 

XIY.  Suisse.  Schweiz. 
1  Kanton  Zllrieh. 

G«Mli»  b«tr.  dl«  MtotUdten  Bohetage.   Vom  12./27.  Hu  1907. 

1.  Aligemeiue  Boötiiumungen. 

§  1.  Die  Sonntage  und  folgende  Festtage:  Neujahrstag,  Karfreitag, 
Ostermontag,  Auffahrt,  Pfingstmontag  nnd  beide  Weihnaohtstage  werdm 
als  öffentliche  Ruhetage  erklärt. 

Es  dürfen  nicht  mehr  als  zwei  tiflTentliche  Rnhetage  nnmittelbar  auf 
einander  folgen ;  wenn  der  erste  Weihnachtstag  (25.  Dezember}  auf  einen 
Freitag  oder  Hontag  fUlt,  so  ftllt  der  sweite  Weihnachtstag  als  Bnlie- 
tag  aus. 

§  2.  Dringliche  Fillle  aiis'renommen,  sind  an  den  üffentlichen  Ruhe- 
tagen weder  die  Beamten  zur  Erteilung  von  Audienzen  verpflichtet,  noch 
dai'f  auf  solche  Tage  ein  Steuerbezug  angesetzt  oder  jemand  vor  eine  Be- 
JiQrde  geladen  werden. 

§  8«  TTebongen  nnd  Inspektionen  von  Feuerwehren  und  SchiesB- 
vereinen,  sowie  der  militärische  Vorunterricbt  sind  ganzlich  untersagt  am 
Karfreitag,  Oätersonntag,  Pfingstsountag,  eidgenössischen  Bettag  und  ersten 
Weihnachtstag. 

An  den  Ubrigen  Auhetagen  sind  sie  gestattet»  sofern  sie  auf  den 

frühen  Vormittag  (bis  spätestens  sy,  Uhr)  oder  den  Nachmittag  verlegt 
werden ;  wo  besondere  Verhältnisse  dasa  nötigen,  kann  die  Gemeinde- 
behörde Ausnahmen  bewilligen. 

§  4  Der  Betrieb  der  Offentlidien  Verkehrsanstalten  und  der  dem 
eidgenössischen  FabrikgesetB  unterstellten  Gewerbe  richtet  sieh  nach  der 
BundcrigeBOtzgobung. 

Im  weiteren  bleiben  vorbolialron  das  Gesetz  betretfend  das  Wirtschafts- 
gewerbe  für  den  Betiieb  der  Wirtdcbaitou  und  Grasthöfe,  welche  gemäss 
§  3,  Littel»  a — d  patentiert  sind  und  für  Tansbelostigungen  und  Kegel- 
schieben (§  55  ff.),  das  Arl  ieiterinnenschatzgesets  vom  12.  August  1894  nnd 
das  Gesetz  betreffend  das  Lehrlingswesen  vom  25.  Ajtril  ino<l. 

§  5.  Die  Ausübung  dei'  Jagd  au  den  öÖentUchen  Ruhetagen  ist 
nntersagt. 

§  6.  Am  Karfreitag,  Ostersonntag,  Pfingstsonntag,  eidgenössischen 

Bettag  und  am  ersten  Weihnachtätage  dürfen  weder  Theatervorstellungen, 
noch  Konzerte  und  8chanHtellnng:en  «tatrfrnden,  Ausnahmen  können  vom 
Gemeinderate  für  die  Aufführung  von  Musikwerken  ernsten  Charakters  be- 
willigt werdMi. 

§  7.   Oeffentliche  AufzOge  mit  Musik  oder  Trommel  sind  am  Kar- 

freitat^,  Ostorj^onntag,  Pfingstsonntag,  eidgenössischen  Bottag  und  an  beid'  n 
Weihnachtstageu  gilnzlich,  an  den  ttbri^'cn  öffentlichen  Ruheta2;en  vor 
6  ühr  und  von  8^,  bis  10  Uhr  vormittags,  zwischen  Bettag  und  Ostern 
bis  lOVj  Uhr  vormittags  und  nach  9  ühr  abends  untersagt. 
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n.  ArbeitBbeselirKxikiing  an  Biilietagen. 

§  8.  An  den  SjETentlichen  'RTihetagen  ist  untersagt: 
&)  die   Besch ftftigtinß:  von   Arbeitern  und  Angestellten  in  den  in-^ 
dustriellen,  kaufmännischen,  gewerblichen  and  handwerksmftssigen  Be- 
trieben i 

b)  die  Betätigimg  von  AngeateUten  in  tfdfentlichen  und  privaten 

Bureaus ; 

(Ho  Abhaltung  von  Zahltagen; 
d;  jede  Beschäftigimg  oder  Betätigung  anderer  Art,  welche  Länn  ver- 
ursacht oder  andere  im  Genosse  der  Soontagsrobe  ernstlich  in  stOren  ge- 

eignot  ist. 

Landwirtschaftliche  Arbeiten  sind  gestattet,  soweit  sie  vom  täglichen 
Betriebe  erfordert  werden  oder  von  Naturereignissen  und  der  Witterung 
abhängig  sind. 

§  9.  Anansbmen  von  dem  in  §  8  aofgestellten  Arbeitsverbot  sind 

zulässig : 

a)  für  Gewerbe,  die  ihrer  Natur  nach  einen  ununterbrochenen  Betrieb 
erfordern ; 

b)  ftbr  Gewerbe,  die  rar  Yerbtltung  gänsUchen  oder  teilweisen  Ver- 
derbens bestehender  Anlagen  und  Kulturen  oder  in  Ausführung  bcgriffimer 
Arbeiten,  oder  an<?  anderen  zureichenden  GrOnden  einen  beschränkten  Sonn- 
tagsbetrieb  beanspruchen  können ; 

c)  für  Gewerbe,  welche  dem  täglichen  Bedürfnis  dienen,  wie  Hilch- 
gssdiftfte,  Bäckereien,  Konditoreien,  Met^iereten  (mit  Ansscblnss  des 
ScUachtens),  Bratwurstereien  and  Traiteurgerchifte; 

d)  ftir  JfthresabBchlttsse  ond  Inventuren; 

e)  bei  Notlkllen. 

§  10.  Li  den  Fällen  Ton  §  9,  Litteree  a,  b  nnd  e  wird  die  Sonntags- 
arbeit durch  regierungsrätlicbe  Verordnung  nach  Anhörung  der  beteiligten 
Gewerbetreibendeu,  Arbeiter  oder  Angestellten,  aber  immerbin  im  Sinne 

möglichster  EinHclirrmkung  reguliert. 

Die  Bewilligung  zur  aust^erordentlichen  Verwendung  von  Angestellten 
flBr  Jahresabsdilasse  nnd  Lsventoren  (§  9,  Littera  d)  wird  von  der  Ge- 
meindebehörde erteilt. 

Tui  übrigen  entscheidet  der  Regiernngsraf  über  die  Anvrcndung  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  dazu  gehörenden  Verordnungen. 

§  11.  Ld  Ooiffeurgcschäften  darf  am  Karfreitag,  Ostermontag,  Pfingst- 
montagy  eidgenössischen  Bettag  und  sweiten  Weibnaehtstag  gar  nicht,  am 
Ostersonntag,  PfIngBtsonntag  und  ersten  Weibnaehtstag  nur  bis  9  Uhr 
vormittag«?,  an  den  übrigen  Öffentlichen  £,ahetsgen  nur  bis  11  Uhr  vor- 
mittags gearbeitet  werden. 

Bie  Ooilfeurgehilfen  haben  Anspruch  anf  wOchentlicb  je  einen  freien 
Kachmittag  spätestens  von  2  Dhr  an. 

§  12.  Photographengeschäfte  sind  am  Karfreita«:,  Ostersonntag,  Pfin^^st- 
sonntag,  eidfrcnöRsischen  Bettag  und  er.sten  Weibnaehtstag  gänzlich  zu 
schliessen,  dürfen  dagegen  an  den  übrigen  öffentlichen  Ruhetagen  von 
10  Uhr  vormittags  bis  2  Uhr  abends,  im  Desember  bis  abends  6  Uhr 
offen  f,ehalten  worden. 

§  18.  Die  Pi-t.'f'lunn;  der  Ponntagsarbeit  in  den  Badeanstalten  und  in 
den  Gewerben  der  iJienstmänner,  Droschken-  und  ßchifisvermieter,  ITuhr- 
bslter  n.  dgl.  ist  Sache  der  Gemonden. 
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m.  Ladensoblass  und  Verbot  des  Feilbieten«. 

§  14.  Das  Offenhalten  von  Verkauislokalea  und  Magazinen  und  jede 
Bedienung  der  Kunden  in  denselben  (inbegriffen  das  Austragen  und  Zu- 
-föbren  von  Waren)  ist  an  den  öffentlichen  Ruhetagen  gänzlich  untersagt. 
Im  Becember  dlirfen,  mit  Anmabme  des  eratem  WeiituMlitstages,  Verkaiif»> 
lokale  und  Megarine  von  lOy,  Uhr  vonnittegs  bis  abends  8  Uhr  offen 
gehalten  werden. 

Das  Offenhalten  von  Schaufenstern  der  Verkauf^Iokalo  und  Maf:;azine 
ist  gestattet,  auägenommeu  am  Karfreitag,  Ostersountag,  Plingstsonntag, 
•eidgenOensehen  Betteg  und  ersten  WeihnMhtsteg. 

§  16.  Das  Offenhnlten  der  Verkaufslokale  in  Gewerben,  welche  dem 
-täglichen  Bedflrfnia  dienen  (§  9,  Littera  c),  und  das  Ausfragten  und  Zu- 
iUhren  von  Waren  aus  solchen  ist  gestattet  am  Karfreitag,  Ostersonntag, 
Pfingstsonntag,  eidgenossischen  Bettag  und  ersten  Weihnaohtstag  bis  vot- 
mittags  9  Uhr,  an  den  übrigen  Öffentlichen  Euhetagen  überdies  von 
10^/,  Uhr  vormittafTS  bis  12  Uhr  mitta^'s  und  von  6  bi.s  8  Uhr  abends. 

§  16.  Konditoreien,  Bäckereien  und  Verkaufaatellen,  welrho  nn?«- 
schliesslich  alkohol^eie  Getränke  und  Obst  verkaufen,  düri'en  am  Kar- 
freitag, Ostersonntag,  Pfingstsonntag,  eidgendssisbhen  Bettag  nnd  ersten 
Weihnachtstag  offen  gehalten  werden  bis  vormittags  9  Uhr,  von  lOVt 
bis  2  Uhr  und  von  4  bi.s  8  Uhr,  an  den  übrigen  öffentlichen  Ruhetagen  von 
10^2  vormittags  bis  8  Uhr  abends.  Während  dieser  Stunden  ist  auch  das 
Austreten  von  Waren  gestattet 

§  17.  Zigarrengeechftflte  sind  am  Karfreitag,  Ostersonntag,  Pfingst- 
sonntag,  eidgenössischen  Betti^  and  ersten  Weihnachtstag  gänzlich  zu 
schliessen,  dürfen  dagegen  an  den  übrigen  öffentlichen  Ruhetagen  von 
lOVs  Uhr  vormittags  bis  B  Uhr  abends,  im  Dezember  bis  abends  8  Uhr 
offen  gehsiten  werden. 

§  18.  Keiner  Beschränkung  unterworfen  ist  der  Verkauf  Ton  Zeitongen, 
Beiseliteratur  und  Ansii  htskarten  auf  Bahnhöfen. 

§  19.  Für  den  Betrieb  der  Apotheken  an  öffentlichen  Kuhetagen  gelten 
folgende  Vorschriften: 

a)  In  Oemeinden,  in  welchen  mehr  als  eine  Apoth^e  sich  befindet, 
soll  an  öffentlichen  Ruhetagen  im  regelmässigen  Wechsel  nur  diejenige 
Zahl  von  Apntheken  geöffnet  sein,  die  durch  das  Bedürfnis-  jrofnrflert  wird. 
Die  Direktion  des  Gesundheitswesens  stellt  für  jede  Oemeinde  die  not- 
wendigen Bestimmungen  auf ; 

b)  in  Gemeinden,  in  welchen  nur  eine  Apotheke  besteht,  ist  der 
haber  berechtigt,  die  Apotheke  an  öffentlichen  Ruhetaireii  während  mehreren 
aufeinanderfolgenden  Stunden   g-eschlossen  zu   halten.     Die  Bestimmung 
dieser  stunden  unterliegt  der  Q^nehmiguDg  der  Direktion  des  Gesuudiieits- 
weeens. 

§  20.  Die  Ausnahmen  der  §§  15 — 20  sind  nur  für  den  Fall  zul&ssig, 
als  die  betreffenden  Bedürfiiissirtikel  den  alleinigen  oder  wenigstens  den 
hauptsächlichsten  Bestand  des  Geschäfte«  bilden. 

In  Zweifeltifällen  entscheidet  der  Regierungsrat. 

§  21.  Den  Gehilfen,  Angestellten  nnd  Arbeitem  der  in  den  §§  13 
und  16—19  genannten  Geschäfte  ist  in  jedem  Palle  mindestens  der  dritte 
Sonntag  ganz  freizugeben. 

In  denjenigen  Wochen,  auf  welche  kein  freier  Sonntag  fällt,  ist  ihnen 
der  Naduttittag  eines  Werktages  freizogeben. 
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Die  nähere  Regulierung  dieser  Verhältnisse  nnd  die  Bewillij^mg  all- 
fälliger  durch  die  besondere  Natur  des  Gewerbes  gebotener  Ausnahmen 
erfolgt  duicli  regierungsrätliche  Verordnung. 

§  22.  Das  Feilbieten  von  Waren  in  PriTatwolmmigen  ist  an  den 
öffentlichen  Ruhetagen  untersagt.  Ob  und  inwieweit  das  Feilbieten  in 
öffentlichen  Lokalen,  auf  öffentlichen  Platzen  und  Strassen  oder  an  den- 
selben gestattet  sein  soll,  bestimmt  die  Gemeindebehörde. 

IV.  SchluBS-  und  Vollsiehnngsbestimmnngen. 

§  28.  Ben  Gemeinden  ist  freigestellt,  mit  Genehmigong  des  Regie- 

rnngsrates  die  Sonntagsruhe  noch  weiter  auszudehnen. 

Fs  ist  den  GemeindorSten  tiherlnssen,  bei  öffentlichen  Anlässen,  die 
einem  gesteigerten  öeschÄftsvorkebr  rufen,  von  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  abweichende  Anordnungen  so  treffen. 

§  24.  üebertretungen  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  sind,  soweit 
sie  nicht  in  den  Bereich  des  Strafgesetses  iSaUen,  mit  Poliseibnsse  Ton  5 
bis  200  Franken  zu  bestrafen. 

§  25.   Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1907  in  Kraft. 

Durch  dasselbe  werden  alle  widerspredienden  Bestimmungen  firflherer 
Gesetze  und  Verordnungen,  insbesondere  das  Ge.«etz  betreffend  diePcliBei 
an  den  öffentlichen  Ruhetagen  vom  21.  Mai  1882  angehoben. 

2.  Eanton  Bem. 

Verordnung  betr.  die  Sonntagsruhe.    Vom  17.  Ajtril  1007. 

%  1.  Die  Torli^ende  Soxmtagtruhevoürdnnng  ist  anweadlMir  auf  B&mtliche  Ge- 
mehi<un  des  Kantons  Ben,  ffir  wddie  da  eigenes  SonntagsruherarlemeDt  nidit  «r> 
IsBsea  und  genehmigt  worden  ist,  für  polanp»,  nls  dies  nicht  der  Fall  sein  wird. 

§  2.  An  deo  ^nntagen,  den  nicht  mit  einon  Sonntag  fallenden  hohen  Festtagen, 
sowie* am  Neujahrs-  nnd  Annahrteta^'e  i^t  die  Arbeit  untersafft. 

Älä  hoho  Fcsttaw  freiten  im  refoniiiorteii  Kantonstfü  Karfreitag,  Ostern,  Pfingsten, 
BettA^  luid  Weihuacht,  im  katholischen  Kantonsteil  die  vorgenannte  mit  Aufnahme 
kürfreitng^  utid  außerdem  der  Fronladmamstsg,  derl^g  der  Himmelfahrt  Martil 
und  der  Allerheiligentag. 

§  H.  Von  dmem  vffbot  dtt  ibrbdt  dod  anwenommeD: 

n)  die  Betriebei  wddie  dnrdi  besondoM  staaiUehe  Gesetn  und  Virardmu^^ 
geregelt  werden, 

b)  Anstalten  und  Gewi  rl«,  welche  ihrer  Natur  nach  «inOB  unnnterbrocheDen 

ßetriob  erfordern,  nündich  öffentliche  Verkehrs-  und  VerHorgnn^anstÄlten,  soweit 
nicht  durch  die  lUindcügofietzpcbung  gerodelt  werden,  sowie  käüereieu,  Gärtuerdeu, 
Konditoreien,  J^äckereicn  und  JVIilchhnudl linken, 

^  die  notwendigen  Arbeiten  für  den  Haushalt, 

df)  die  Pflege  und  Wartonc  der  Hanstien;  die  Habwunhaffaiig  dss  Grttnlottets 

HoII  jedoch,  Unglücksfälle  und  rVatiince^piisM  Torbebalteo,  vor  8  Uhr  mosgens  mid 

nach  5  Uhr  abends  atattfindea, 

e)  die  zur  Besorgung  von  Pflanzen  notwendigen  Arbeiten, 

f)  das  Einbrinfren  von  Dürrfuttor,  Getreide  und  sonstif^en  !V)deneTzeugni.a8en, 
aofcm  sie  durch  die  Witteniugsverhältnisse  drohender  Gefahr  der  Verderbnis  oder 
Entwertung  ausgesetzt  i^ind, 

Sder  Penonvatmaport  und  die  damit  in  unmittelbarer  Verbindung  stehende 
tnngen,  der  Dienst  der  Kutscher,  Ffihrer  und  Trfiger,  das  Vennielen  von  Fahr- 
riUlcm,  Mütorfubr/ougen  und  Booten, 

In  die  I^erufsauflübung  der  Aerzte,  Ajx>theker,  lleltauimen  und  anderer  Personen, 
welche  aucli  an  Sonn-  und  Festtagen  der  Natur  <ler  Sache  nach  oder  infolge  Ifanr 
Öffentlichen  Btelhing  regchiul^sitr  oder  au.«nabni«\vcip5e  in  Funktion  tretx^n  müssen, 

1)  einzelne  Arbeiten,  welche  infolKe  eiugetretener  Unfälle  Naturereigoisae  oder 
ans  anderen  zwingenden  Gründeo  (Bahn-,  Tunnel-  und  Wasserbauten)  ohne  Qcfilhr- 
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dm«  weMDtildur  CatensMo  PriTftter  oder  der  AllgemeinlMit  nicht  Aufgc^^ihobeii 
WefOMl  können;  im  letzteren  Fall  ist  die  Rewilli:ni:i''  des  RegieruDgsrat<>i<  einzuholen, 

k)  der  Verkauf  von  Zeitungen,  Aniuchtspo^tkarten  und  Beisel iterutur  in  dea 
ZdtmigBkiOBk»  osd  in  den  Bahnhöfen. 

§  4.  Uehnng^m  der  Ffiuerwehr,  der  Behiessverelne.  des  iniliU'iriscbeii  Vorunter- 
richta,  Ausstellungen,  Schüt?:«!-,  Turn-,  Gesang-  und  andere  ülfcntlidie  Feste  und 
Öffentliche  Schaustellunc;en  dürfen  an  den  hohen  Festtagen  nicht  etattlinden;  an  den 
übngsn  Bohi^Mgen  sind  sie  wahrend  det  Zeit  des  Vormittagswitteedienstes  einzu- 
•toUn;  Aintnahmep  kflnnen  au  triftigoD  Orfioden  Ton  der  OrtspofinibeliOrd«  bewilligt 
werden. 

Das  Kegelscliiel>eii  und  öffentliche  bpicle,  i-oweit  t^ie  nicht  bereits  dnrch  be- 
sondere Gmetm  (t^I.  Gesetz  ▼om  27.  Ifai  1869  über  das  c^pielen)  ger^lt  werden^ 
eind  an  den  hoben  FesttagBD.  gioslieli  und  an  den  dbrig«a  Bahefaigen  wirrend  6m 
TormittagH  verboten. 

^  5.  Desj^lcichen  ht  das  Vt)rführen  und  Aufführen  von  Vieh  auf  öffentlichen 
Platzen,  Strassen,  Wcg«ü,  Marktplitzen  zu  Handelszwecken  an  den  öffentüctaan  Bxthe- 
tagen  untersagt. 

§  G.  An  den  (iffcntlichen  ■Ruhetagen  sind  die  VeAsnfeläden  und  Magazine  zu 
schlieesen  mit  Ausnahme  der  Zelt  von  vurmitLogs  10  Uht  bis  nachmittags  2  Uhr. 
Aimer  diesen  Zeiten  ist  der  Verkauf  und  das  Ausstellen  odcr  AnahSofen  von  Waren 
untersag    ^''()rbehalten  sind  folgende  Hj>eziellen  Bestimmnnf^en : 

Die  Vcrkaufslokale  der  Bäckereien,  Konditoreien,  Bluiuenhandiungen,  Kioaks 
dürfen  den  ganzen  Tag  offen  gehalten  werden ;  die  Metz^^ercien,  Comestiblehandlungen 
and  Mücbgeschafte  den  ganzen  Vormittag  und  von  5  bis  8  Uhr  abends,  die  Goifienr- 
gCMUtfte  den  ganzen  Votmlttag,  die  fhotographenateMer»  deo  muam  Tag  zum  Zwecke 
Ton  Anlnahmen.  An  fVendenorten  dflrfen  andi  die  HolMChnitawreiliden  den  guien 
Tag  offen  halten. 

Den  hienror  genannten  Geschäften  ist  wihrcod  der  Zeit,  zu  welcher  lie  ihre 
Jx)kale  geöffnet  hatten  dftrfeo,  auch  das  Vertrigan  der  beiÖglichfin  Waten  auf  Bfr< 

Stellung  gestattet. 

Dagegen  dürfen  in  den  hiervor  bez^chneten  Geschäften  während  der  Zeit,  zu 
welcher  die  VerkaUEsÜden  and  Mag^ne  im  aUgemeinen  geechloeeen  zu  halten  sind, 
keine  Wat«n  Tokaiift  oder  abgegeben  werden,  die  nicht  zn  dem  Betrieb  gdiBren,  der 

■om  Offenhalten  berechtigt. 

§  7.  An  den  öffentlichen  liuheiagen  iät  alles  JiauHieren,  auch  dasjenige  mit 
Gegmatfaden,  ffir  welche  mich  der  ilausiergesetzgebung  ein  l'atent  nicht  erforaerlich 
ißt,  verboten.  Der  Genieindcrat  ist  in  ir  >f n  befugt,  in  acr  Gemeinde  gewisse  Stnndorte 
au  bttdciinen,  auf  welchen  Früchte  und  andere  Esswaren,  Blumen,  Mineralien  u.  dgl. 


Bosse  bu  anf  Fr.  900  bestraft 

§  9.  Die  Verordnung  tritt  mit  der  Publikation  im  Amtel  lntt  in  Kraft.  Sie  soll 
in  die  Gesetzessammlung  eingerückt  und  überdies  jeder  der  fraglichen  Gemeinden 
inmelnenn  EkempliaMn  mr  geeigneten  VerttEontUcfaimg  und  Vcmdtang  zugestdlt 
wcvden* 


Verordniixig  dm  BeglenuigTattes,  betr.  die  BeeteHnng  und  den 
Oesohäftslcreis  siner  kantonaleii  GtewerbefcommiMioiL  Vom  20.  Fe- 
bruar UK>7. 


geben:  die  kuitoiukle  Gewerbekommissioii. 

§  2.  Die  Kommission  besteht  aus  9  Mitgliodorn.  Dor  Gewerbe- 
dlrektor  und  desson  Stellvertreter  sind  regionmgsratlicho  Jütgltdler  der 
Kommiääiou.  Die  anderen  7  Mitglieder  der  Kommission  wählt  der  Re- 
gierangsrat nach  freier  Wahl  mit  der  Einschrftnktmg,  dass  8  Mitglieder 
dem  iü'beitgeber-  tmd  8  Mitglieder  dem  Arbeiterstande  an  entnehmen  eand. 

§  3.  Den  Vorsitz  führt  der  Gewerbedirektor  oder  in  Verhinderungs- 
fällen dessen  Stellvertreter.  Tm  tihri^en  konstituiert  sich  die  Kommiseioa 
selbst;  sie  ist  auch  befugt,  Subkommissionen  zu  bestellen. 


8t  KfHitiiii  fffliiiiffhfi!iffffi?T 


§  1.    Der  Gewerbedirektiou 
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§  4.  Der  kuitonaleiL  Gewarbekommiiwrion  kommen  msbewmdere  foU 
gende  Obliegenheiten  zu: 

Prüfung  und  Begiitaelitung  aller  wichtigeren  Fragen  industrieller 
und  gewerblicher  Natur,  sowie  der  Arbeiter-  und  Arbeitsverhäkuijiöe. 

b)  Veimittliing  in  StreitOlllen  bei  Streiks,  AnsetMirrangen,  Boykotte 
U.  e.  W.  auf  Anmran  einer  oder  beider  Parteien.  Die  Kommission  istacudl 
berechtigt,  vnn  sich  ans,  ohne  Anrufen  der  Parteien,  die  Initiative  zur 
Ordnung  und  iSoliÜrlifung  derart! L'f^r  Streitfälle  zn  ergreifen.  Ein  Ent- 
scheid steht  der  Kommu^sion  nur  dann  zu,  wumi  mch.  beide  Parteien  ihrem 
SdiiedBsprach  nnterriehen. 

§  5.  Die  sämtlichen  Mitglieder  der  Kommission  beziehen  die  im  Be- 
soldu!if/<Lr^'-'''t7  für  ähnliche  Kommisaionen  fe8t^;e0etKten  fintsch&digangen 
(Taggelder,  Iteise-  und  Zehrgelder). 

§  6.  Die  Amtsdaner  ist  die  gesetzliche,  sofern  der  Begiemngsrat  die 
Verordnung  nicht  vor  Ablauf  dieser  Zeit  auifhebt. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  deui  Tage  der  Voroffentliclmug  im 
Amtsblatt  in  Kraft.  Dieselbe  ist  in  die  kantonale  Gesetzeasammhing  auf- 
zunehmen. 

i.  Kanton  St  GaUen. 

Hegxiiattv  für  die  mit  dem  NatanlTeipflegangsBtatlQSMa  TeHnmde- 
nen  ArbeitsnaolLwafsbiiTeMix  imd  die  gffltaüioiien  AxbeiAeiinter.  Vom 

1.  Juni  1907. 

5.  Kanton  Waadt 

Loi  du  11  mai  1907  apportant  des  modificatione  h  la 
loi  du  18  mai  187G  sur  les  attributions  et  la  competeuce 
des  antoritös  oommunales. 

GeMte  bete.  Aibindonnig  des  OmIms  Tom  IB.  Xal  1876  über  die 
BeftigniBBe  und  die  Kümpetea«  der  QemefaadebehftrdeiL  Vom  14.  Mai 

1907. 

Art.  1.  Art.  12  des  CTesetzos  vom  18.  Mai  1876  über  die  Befugnisse 
und  Kompetenz  der  Gemeindebehörden  und  das  Gesetz  vom  15.  Mai  11)06 
znr  Abftndenmg  dieses  Artikels  werden  aufgehoben  nnd  doreh  folgende 
Bestimmungen  ersetsi: 

„Art.  12,  neu.  Die  Gemeindebehörden  sind  verpflichtet,  Verordnungen 
betreffend  das  Innere  fn'^fjilomeMfs  d'int^rienr)  und  Polizei  Verordnungen 
(r6glement8  de  polioe)  zu  erlassen.  Diese  letzteren  besitzen  erst  Gesetzes- 
kraft, nachdem  sie  die  Genehmigung  des  Staatsrates  eriialten  beben. 

Die  Polizeiverordnungen  der  Gemeinde  sollen  unter  anderem  ent- 
halten :  Bestimiiiungen  Uber  die  Hohe  nnd  die  FoUaei  an  Sonn*  und  reli- 
giöseii  Peierta;iou. 

Sie  können  Bestimmungen  über  den  Schutz  der  Angestellten,  Arbeiter 
nnd  Arbeiterinnen^  die  dem  Fabrikgesets  nioht  ontentdien,  enthalteii.** 

Art.  2.  Die  Gemeinden,  welche  keine  Verordnungen  besitssnf  die  Be* 

Stimmungen  über  die  Ruhe  und  die  Polizei  an  Sonn-  und  religiösen  Feier- 
tagen enthalten,  sind  verpflichtet,  solche  auszuarbeiten  und  sie  dem  Staats- 
rat binnen  2  Jahren  seit  dem  Inkrafttreten  des  gegenw&rtigeQ  Gesetzes 
sur  Genehmigung  yonulegen* 
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Art*  8.  Ausserdem  sind,  Yom  Likrafttreten  dm  GoMisM  «n,  rUo  gegen« 
teiligen  gesetzlichen  Bestimmnngen  aufj^ehoben. 

Art.  4^.  Der  Staatsrat  ist  mit  der  Veröffentlichung  und  der  Durch- 
fUirong  gegenwärtigen  Qeeetzes,  welches  am  Tage  MÜier  Bekaontmachuag 
in  Kraft  treten  wird,  betraat. 

6.  Kwnifffii  Wallis. 

Verordnung  dee  Staatatate  betr.  gtoiteefaiuqg  der  Amtsobliegen- 
lieiten  und  Beltagniaae  dea  kantonalen  FahriUnapektora.  Vom  6.  Felvoar 

Art.  1.  Der  kantonale  Sekretär  für  das  Lehrlingswesen  bekleidof  das 
Amt  des  Eabrikinepektors  im  Kanton  und  ist  als  solcher  dem  Justiz-  und 
Polizeidepartement  unterstellt. 

Art.  2.  Die  Pflicht«!  und  Befugnisse  des  Inspektors  sind  die  folgenden : 
er  überwacht  im  Gebiete  des  Kanton»  die  Dnrchffihrnng  der  eid- 
genössischen und  kantonalen  Gesetze  und  Verordnungen  betreffend  die 
Arbeit  in  den  Eabfiken  und  die  Haftpflicht  ans  Fabrikbetrieb; 

b)  er  beseidinet,  unter  Einbringung  seiner  Vorschlage,  dL*ni  Justiz- 
und  Polizeidepartement  diojeni<^cn  Ai^stalten,  die  in  Gemftssheit  des  Ge- 
setzes als  Pabriken  zu  betrachten  «sind  : 

c)  er  prütL  die  von  den  industrielien  Anstalten  kraft  des  buudes- 
r&tlichen  Beedlilnesea  yom  18.  Deaember  1897  einsnreidieBdeD  Plane  über 
dcrcQ  Bau,  Umbau  oder  Brweiternng  und  übermittelt  dieselben  samt  An- 
trag dem  Departement: 

d)  er  inspiziert  wenigstens  einmal  im  Jahre  die  im  Kanton  bestehenden 
Fabriken.  Hauptsächlicher  Zweck  dieser  Inspektionen  ist  die  Feststellung, 
ob  die  Arbeiterftume  in  Bezug  auf  Hygiene  und  Siehetbeit  nach  Gesetzes- 
vorschrift eingerichtet  sind,  sowie  die  Verf^ewisseninf»;,  dass  hin.siclitlich 
Arbeitszeit,  Alter  und  VerlüUtnissen  der  Arbeiter  in  diesen  Anstalten  den 
gesetzlichen  Anforderungen  Genüge  geleistet  wird; 

e)  er  begntaditet  die  v<m  der  Kantonsregierung  za  erteilenden  Er- 
mftchtigangen  (Art.  11  dea  Geeetses  vom  28.  KAra  1877,  Art  5  des  Ge- 
setzes vom  1  April  1905  u.  s.  w.); 

f)  er  prüft  und  kontrolliert  die  dem  Departement,  zwecks  Einhrilmio; 
der  Ermüchtigung  abseite  der  Kanlonsbehorde ,  unterbreiteten  Fabrik- 
Ordnungen; 

g)  er  fttbrt  auf  den  Tag  fort  das  Verzeichnis  der  im  Kanton  er- 
richteten Pabriken  und  kontrolliert  die  von  den  Fabrik be:^itzern  in  Ge- 
m&ssheit  der  Gesetze  und  Verordnungen  der  zuständigen  Behörde  einsu- 
reichenden  Formularien  und  anderweitigen  Mitteilungen; 

h)  er  begutachtet  die  ihm  vom  Justiz-  und  Polizeidepartement  untere 
breiteten  Fra^^en  betreffend  die  industriellen  Anstalfon. 

Art.  'S.  Der  Inspektor  ist  befns^t.  jeL^liclie  in  <ler  von  ihm  inspizierten 
Anstalt  eingestellte  Person  auf  alles,  was  ihre  Beschäftigung  und  ihren 
Dienst  anbetrijStf  anssufragen. 

Art.  4.  Der  Inapektor  ist  ausser  in  Fällen,  wo  die  Amtspflicht  es 
erfordert ,  zur  strengsten  Versohuneironheit  verhalten  in  Betreff  des  (>e- 
schäftsgauges  und  Betriebes  der  von  ihm  inspizierten  Fabriken,  sowie  der 
Einrichtungen,  Apparate  und  technischen  Verfahren,  die  der  Fabrikbeeitaer 
ala  Geheimnia  seiner  Firma  erklart 
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Art.  5.  Alljalirllch  hat  (1er  Tnsjiektor  deni  Justiz-  und  Polizeideparte- 
mont  einen  ausführlichen  und  motivierten  Bericht  über  seine  Tätigkeit 
und  ihm  gutucheinende  kuui'iige  Maätiuahmeu  eiiizureichen. 

DieBGcr  Bericht  hat  andi  die  der  BondesbehOrde  m.  flbennittelndeii 
fltatistiflchen  Angaben  ro  enthalten. 


II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen. 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich 

i.  Beleb. 

(Reichstag  bis  19.  April  1907.) 

1.  Anpjnstellf, enlcamniern  s.  Arbeitskammern  Xr,  3b. 

2.  Ar  be  1  ts d  a  u  er  a.  auch  Bmeauaugesteilte  Nr.  IIa,  b,  c,  Glas- 
induBtrie  Nr.  21a,  b,  Landarbeiter  Nr.  31a. 

a)  20.  Februar  1907.   Antrag  Albrecht  und  Gen.  (Dmcfcs.  Nr.  95): 

„Der  "Roichstac  wolle  Iwsclilic^sen,  die  verbündeten  Kcfrimuipen  zu  erstichen, 
dem  KdchBtage  baldigst  einen  Gesetzentwurf  vorzuicKen,  durch  den  die  tägliche  nuBk- 
massige  Arbeitszeit  für  alle  im  Lohn»,  ArbeitB-  nnd  Dicnetveiiiiltnis  im  Indmtne', 
Handels-  und  Verkehrswesen  hesohäftiptcn  Personen  tinter  Festeetzung  anpemessener 
Uebergaugüvori^chrifteu  auf  lungtiteuB  b  8tuudeo  festgesetzt  und  der  Bounabeiidiiach- 
mittag  freig^eben  wird. 

In  Betncben  mit  ununterbrochener  Arbeitszeit,  Bowie  in  nnterirdischen  Betrieben 
soll  eine  tagliche  regeUuässige  Arbeitaseit  yon  läugüteus  8  Stunden,  und  in  aoUr» 
irdi.-^chen  Betrieben,  in  welchen  dieTempentoT        übenteigt,  von  ISngrtane  6  Standen 

JUgehtssen  werden." 

b)  2'6.  l'ebruar  1907.  Interpellation  Trimborn,  Hitze,  betr.  Einbringung 
einer  Vorlage,  durch  welche  die  ArbeitsKeit  in  Fabriken  ftr  Arbttterinnen 
aof  höchstens  10  Stunden  täglich  bemessen  wird  (Draoks.  Nr.  92). 

c)  27.  Februar  1907.    Antrag  Brandys  nnd  Gen.  (Drucks.  Nr.  164): 

,J)er  Reichstag  wolle  bescblieeeeo,  die  Terbünd^«n  B^erungen  am  enacbien, 
möglichst  bald  don  Rejdutag  «inen  G«BeC»mtwarf  sngehen  m  Iswwn,  dmch  welcheit 

die  Miiximalarbciffizeit  der  in  Fabriken,  Eigen-  und  Zinkhütten  und  der  in  Bergwerken 
über  Tage  arbeitondea  Frauen  auf  ü  Stunden  täglich  beschränkt  wird  und  an  Vor- 
abenden von  Bonn-  und  Feierlagen  die  Beidififlfgwig  denelben  hfichstens  bis  Mittag 

12  Uhr  stattfinden  diirf." 

d)  2b.  Tcbniar  1907.  Antrag  t.  Hompesch,  Schädler,  Spahn,  Gröber 
und  Gen.  (Drucks.  Nr.  108): 

„Der  Bdchstag  wolle  beBchlieeeen,  die  Terbttodeten  Begierungen  so  enadien: 

I.  tunlichst  bdd  einen  Ge  fzmtwurf  dem  Reichstag  vorzulegen  zum  Zwecke 
der  Beschränkung  der  regehnasoigeu  Arbeitazeit  der  Arbeiter  (ulwr  16  Jahren)  in 
Fabriken  und  den  diesen  gldchgeetellien  Anlagen  (§  154  B.O.O.)  auf  hS^Wtai» 

10  Stunden  tuc^lieh; 

II.  im  Falle  der  Ablehnung  des  unter  I  gestellten  Antrags  tunlichst  bald  einen 
Gesetaentwuif  dam  Beiehstag  vanul^gai  sum  Zw«±e  der  RflnriiTünkniig  der  regel> 


1)  Vergl,  Bull.  Bd.  1  ö.  63,  löi,  322,  501,  ö74;  Bd.  Ii  ö.  3b,  IbO,  286,  6Ö2  ;  Bd.  Iii 
8.  58,  300,  453;  Bd.  IV  8.  66,  240;  Bd.  V  S.  58^  897.  600. 
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massigen  Aibdtazeit  der  Arbeiterinnm  (aber  16  Jahren)  in  Fabriken  und  den  diesen 
l^eicb^estelllen  AnUigea  iS  154  B.U.O.)  «af  hficbatens  10  Stunden  tfigUch,  an  Vof- 
abcDden  von  8onn>  und  FeBttiig«n  snf  hSeheten«  9  Standen  täglich ; 

III.  tunlichst  bald  einen  (rtwotzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  die  regelmassige 
Arbeitezeit  der  Arbeiterin nea,  welche  ein  Uausw^eu  zu  besorgen  haben,  in  Fabriken 
-und  den  dieeen  gleichgestellten  An^gen  (§  154  Abs.  1  R.G.O.)  auf  höchsten«  9  Stand«!, 
an  den  Vorabenden  vüQ  Sonn-  und  Festtagen  auf  höclutens  6  Stunden  festgesetzt  wird." 

e)  27.  Febriiar  1907.  Antrag  Brandys  tmd  Gen.  (Dmcks.  Xr.  105): 
„Der  Reichstag  wolle  beschlie^sen,  die  Torbündeten  Kepieningen  zu  en^uchen, 
dem  Reichstage  bis  zur  nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen 
der  Maxiffialarbeit8taj{  der  unter  Tage  beBchäftigten  Bergleute  und  dar  am  Feuer  und 
in  giftigen  Ctaicn  arbcUndMi  Zink-  and  Euenfiatten-,  WaliweAiTbeitcr  and  Aibeitar 
in  tiinfiAi  Betrieben  auf  8  Standen  verkürzt  wird.** 

3.  Arbeitskammern. 

a)  19.  Februar  1907.    Antrap;  v.  Hompesch,  Sr>ii\'11r>r,  Spahn,  Gröber' 
auf  alsbaldige  Vorleenrif?  einf^s  Gosotzontwurfps  zur  Pjrnchrnittr  von  Arbeit.s- 
kamineru  zum  „fieieu  und  i'rieiUicheu  Ausdruck  der  Wuubciie  unu  Be- 
jBchwerden  der  Arbttter"  (Dracks.  Nr.  19). 

b)  19.  Febniftr  1907.   Antrag  StOekor  and  0«n.  (Dracks.  Nr.  25): 

„Der  Reichstag  wolle  bcschliessen,  die  verbündeten  Hoeningen  zu  ersuchen, 
baldigst  einen  Qcsetzentirurf  betr.  die  Einrichtung  pwitätiiBdier  Angwtellten-  und 
Arbeitekunmem  ▼orcnlqgai/' 

c)  23.  Febraar  1907.   Interpellation  Trimboni,  Httne  (Braekft.  Nr.  92): 

„Ist  der  Herr  Reichskan;  l<  r  iri  -Irr  Lage,  nähere  Mitteilungen  ru  machen  über 
Organisation,  Umfang  und  Aufgaben  der  iu  der  Erklärung  des  Staatssekretärs  Grafen 
T.  Foeadowsky  vom  30.  Januar  1904  in  Aussicht  gestelTten  Arbeitskammern,  aoirie 
Ümt  den  Zeitpunkt,  bis  wann  eine  bezügliche  Vorlage  zu  erwarten  steht?" 

d)  2*1  'Februar  1907.    Antrag  Ablaaa  and  Gen.  auf  Errichtung  von 

Arbeitskammem  (Druckö.  Xr.  127): 

4.  Arbeitslohn  b.  Tanfgemeinscbaltan  Nr.  42. 

5.  ArbeitBvertrag,  landwirtschafUieher,  s.  Landarbeiter  No.  Bla. 

6w  Bauarbeiter  b.  andi  LohoBehnta  Nr.  d4c,  d. 

a)  20.  Febroar  1907.   Antrag  y.  Hompesch,  Sohftdler,  Spahn,  QrSber : 

a)  Anstellung  blonderer  Beamter  für  die  Baukontrolle,  b)  Erlass  tod 
Verordnungen  zum  Schutz  der  Bauarbeiter  (§  120e  G.O.),  c)  Konsultierang 
der  beteiligten  Kreise  zu  a)  und  b)  (Di  uckd.  Nr.  43). 

b)  25.  Pebruar  1907.  Antrag  Albrecht  und  Gen.:  Annahme  eines 
Geeetsentwarfes  befr.  den  Sdints  der  Arbeiter  des  Bangewerbes  (L  Ein- 
richtung  der  Baubetriebe,  II.  Uutorkunftsräume,   III,  Bedürfnisanstalten, 

IV.  Ui^aliverhfltangayorBchriften,  V.  Baukontrolle)  (Dracks.  Nr.  124). 

7.  Bergbau  b.  auch  Arbeitsdaner  Nr.  2a,  c,  e. 

a)  20.  Februar  1907.    Antrag     Hompeeeh»  Sdiftdler,  Spahn,  GrOber 

und  Gen.  (Drucks.  Xr.  45): 

,»Der  Reichstag  wolle  beBchiiesseu,  dem  Entwurf  zu  einem  Gesetz  betr.  die  Ab- 
Jnderung  der  Qewvroeoidnung  vom  20.  Joli  1900  die  verfasBODgnniMige  Zostinunung 
n  erteiten." 

(Der  Entwurf  ist  dem  in  Bull.  Bd.  IV  S.  69flF.  abgedruckten  Antrag 

V.  Hompesch  und  Gen.,  Drucks.  Nr.  832,  vollständig  gleich.) 

b)  20.  Februar  1907.  Antrag  Albrecht  und  Gen.  (Drucka.  Nr.  96): 
OeeetB  betr.  die  Eegelung  dee  VertragsverhftltniflBes  Bwisehen  den 

20» 
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Borgwerl»bMitE»m  und  den  Berglratea,  und  0«BatMmtviixf  betr.  Aende- 
ntfigen  der  Gewerbeordnung. 

Art.  1.  Auf  das  Yertra^verhältius  Ewischcn  fiergwerkabeBitseni  uid  doi  Becg- 
leaten  finden  lediglich  die  reichsgesetelichen  Votaehriftai  ADwenduiig. 

Art.  2.  Die  lii^timmungen  der  §§  105,  105a,  107,  108,  109,  110,  III,  112,  113, 
114,120,  120a,  r2ub,  i2üc,  120d,  120e,  122,  123,  124,  124a,  L^a,  133b,  133aa,  i33ab, 
133«j,  133c,  133d,  133f,  134  Ab«.  2,  134a,  134b,  134c,  134d,  me,  134f,  134g  der 
Gewerbeordnung  finden  auf  die  Besitzer  und  Arboitcr  von  Bergwerken,  Salinen,  Auf- 
bereitungsanf^talten  und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder  Gruben  mit  der  Mass- 
gabe  entMprecJiende  Anwendung,  das»  Bergwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanntalten  und 
unterirdisch  betriebene  Brüdie  odev  äralMO  alB  F^bitken  im  Sinne  dw  Tontehoodea 
Beatimmungen  geltm. 

Art.  3.    Der  8  115  der  Goworboordnunt^  erhält  folgende  ZosStze: 

1.  Im  Falle  der  AuflÖBuug  des  ArbeiutverhültoJaseB  musa  dem  Arbeitnehmer  auf 
sein  Verlangen  die  ihm  vom  Arbeitgeber  überlttMue  Wohnung  bis  nun  SeUuMe  des 
der  Kfindigung  der  Wohnung  folgenden  Mrnint-  sr^pcn  Erstattung  der  bisherigen  Miflft^ 
belassen  werden.    Entgcgciiäteheode  Vereiiii>arungen  sind  rechlg ungültig. 

2.  Soll  der  Lohn  nach  Cxedinge  (Akkord,  Stücklohn)  bemeesea  werden,  so  hat 
der  Arbeiter,  falls  keine  Vereinbarung;  über  die  Höhe  des  Lohns  vor  Bc^nn  der 
Arbeit  zustande  kommt,  UDbeschadet  a&  Anwendnog  des  §  316  des  Bürgerltäben  Oe- 
setzbuchs einen  Mindestanspruch  auf  den  daidbechmttUdieaTi^eiMMlev«difliM«i  der 
für  gleichartige  Arbeit  gezaiiit  wird. 

3.  Die  Nichtanrecnnung  eines  für  eine  ausbedungene  Arbcitsld^tung  rerdienten 
Lohnes  (Nullen)  ist  unzulm^ig.  Wegen  nicht  genügender  oder  nicht  vorschnftamnj'sigor 
Leistung  darf  nur  dann  ein  ^bzug  stattfinden,  wenn  der  Arbeitgeber  beweist,  da««  die 
gelieferte  Arbeit  mangelhaft  und  das«  die  Mangelhaftigkeit  auf  ein  Verschulden  des 
Arbeiters  znrückzufülu-en  ist.  Die  vereiolMurte  Vergütimg  fäi  nicht  £enü«eDde  oder 
nidit  TorBchriftsroässi^  Leistungen  darf  nur  entspra^mf  dem  Wert  der  fäilerhftftes 
zu  der  fehlerfreien  Leistung  gemindert  werden.  Soll  eine  Kürzung  de*  Ixhnr*  wegen 
nicht  vorBohriAMDassiger  Leistung  der  vereinbarteo  Menge  staltfiadeo,  so  ist  in  Gegen- 
fmtt  dee  Arbeiten  oder  eines  von  ihm  beseiduieten  vertnmeoemnnnee  dae  Ifinder- 

mMS  fest7u<;te1len. 

4.  Wird  die  I^eietung  nach  Rauminhalt  gezahlt,  so  muss  das  liaumgcfiss  geeicht 
und  an  seiner  Auasenseitc  der  geeichte  Rauminhalt  deutlich  sichtbar  gemacht  aeiD. 

5.  In  Bergwerken,  8«linen,  Anfbereitangmnetnlten  und  nnterircUaca  betnebenen 
Brfldien  oder  Gruben  darf  ein  Gedinge  nur  nadi  dem  Gewicht  der  an  fördernden 

Produkte  bemessen  werden.  Das  Leergewicht  und  der  Rauininhalt  jedes  Fördrrgeffi.-se?» 
ist  zu  eichen  und  der  geeichte  iiaummhalt  an  der  Ausseoseite  deutlich  erkennbar  zu 
machen.  Ist  die  Eichung  unterlassen  oder  die  Aafedirift  nicht  deutlich  gtsnacht,  so 
ist  nach  l^ruttogewicht  (Gewicht  des  Fördcrgefässea  mit  Inhalt)  zu  bezahlen.  Der 
Lohn  für  die  im  Monat  verrichtete  Arbeit  ist  spätestens  am  10.  des  darauffolgenden 
Monats  zu  zahlen.  Am  20.  und  letzte  n  eines  jeden  Monats  muss  eine  entsprechende 
Abschlagazahlanff  voransgeheo«  Dem  «bkebreiKleo  Arbeito-  ist  der  rolle  Lohn  beim 
Abgang  aQssttzafilen. 

6.  Der  Bergwerlcsbe^itzer  ist  verpflichtet  zu  gestatten,  d.-u-s  die  Arbeiter  auf  ihre 
Kosten  durch  einen  von  ihnen  gewählten  Vertrauensmann  das  Veifahren  bei  der  Fest- 
stellung der  zur  Lohnberechnung  in  Betracht  kommenden  Leistung  Oberwaefaen  linoop. 
Der  ISergwerksbesitzcr  ist  ferner  verpflichtet,  den  Lohn  des  Vertrauensmannes  auf 
Antrag  ocr  Mehrheit  der  bctcihgtcn  Arbeiter  vorschussweise  zu  zahlen,  kjr  iat  berech- 
tigt, diesen  vorschussweise  bez&lten  Lohn  den  betdUgten  Arbdtem  bei  der  LoSm- 
sahlang  in  Abzug  zu  bringen. 

Art.  4.  Nadi  §  I15a  der  Gewerbeordnung  wird  folgender  §  115  b  eingee^altet : 
In  Steinkolden-,  Ejz-  und  Kalibergwerken  darf  die  tagüche  ArI)oitz<>it  vom 
1.  Januar  1908  ab  8\:y,  vom  1.  Jantiar  19(%  8  Stunden  nicht  übersteigen.  In  Braun> 
kohlen-  und  Schiefer^ben  darf  die  täglirlie  Arbeitszeit  vom  1.  Januar  l'JiM  ab  10, 
vom  1.  .Tjiiiu.ir  lODO  :d)  0  und  vom  1.  Januar  1910  ab  8  Stunden  nicht  übersteigen. 
Für  Arbeiter,  welche  au  Betricbspunkteu,  au  deuen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr 
als  +  2tj"C  beträgt,  beschäftigt  werden,  darf  die  Arbeitszeit  7  Stunden,  für  Arbeiter, 
welche  an  Betriebspunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  +  28  C 
beträgt,  beeehiftigt  werden,  sowie  b^  namen  Arbeiten  dm  die  Arbeitraelt  6  Stunden 
tfigUch  nicht  übersteigen.  .Vis  gewühidielie  Temperatur  gilt  diejenige  Tempi-ratur, 
welche  d^  BetriebspuQKt  bei  regelmässiger  Belegung  und  Bewettemug  hat.  Die  höbet« 
Verwateqngabebfiide  hat  doidi  ecihiifilMäe  Verf  iigung  m  bertimmen,  ob  fOr  «iiie  Gmbe 
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oder  GruWnabteUang  die  in  Abs.  1  bezeichneton  Vorauiwetznngen  vorliegen.  Die  Eia- 
und  Ausfahrt  (Seilfahrt)  des  eiiueloen  Arbeiten  Tom  Begioa  bis  zum  £nde  mümt 
Avlahrt  gehört  zur  Arodtaaät. 

Die  Arbeiter  ül)er  Taj^e,  sowie  alle  sonst  in  B^jgwerken,  Salinen.  Aofltereitnngs- 
anstalten  und  unterirdisch  betriebenen  Brücbeu  oder  Cirubeu  be^äitigten  Arbeiter 
dflifoi  nidit  lünger  als  10  Stunden  tägUdi  beschäftigt  werden.  Jedem  dieser  Arbeiter, 
»ofem  seine  Arbeitszeit  nicht  längstens  nur  8  Stunden  betrügt,  hl  mindesten««  eine 
sweistündige  Ruhepause  zu  gewähren.  Die  Ruhepaufe  ibt  in  die  Arbeitszeit  einzu- 
rechnen. Soweit  .Vrbeit  an  Sonn-  oder  Festtapen  z.ulät<i*ig  int,  darf  die  G^samtarbeits- 
zeit  einschUesslich  der  Euhep&uses  io  der  Zät  vom  ßonnabeiKi  Abend  6  UJ^  bis 
Mootag  Moi^  6  JJht  für  den  einadaen  Arbeiter  8  Stimdeii  nidit  Qbenteigeo. 

Art.  7),   Naeh  §  134h  der  Gewerbeordnung  wird  folgender  §  134 i  eingeschaltet: 

L  Auf  deojeiugeD  Bemrerken,  Salinen,  Aofberettungsanstalten  und  nnterirdisch 
betrielMue»  BrOcnen  oder  Graben,  anf  welchen  in  der  Riegel  mindeetens  20  Arbdter 
iMMhfiftigt  werden,  mus!<  ein  ständiger  Arbeiterau:^««oiinss  vorhanden  sein. 

Als  ständiger  Arbeiterau8«chn?»s  gellen  nnr  s^ilche  Vertretungen,  deren  Mitglieder 
io  ihrer  Mefarzanl  von  den  Tolljährigen  Arbeitern  Aem  Bergwerk»  der  betreffenden  Be- 
trieh!«abtpihTn!r  ndr-r  Ar-T  mit  dem  Bergwerke  verbnndenen  Betriebf»anlapen  aui*  ihrer 
Mitt^j  io  unnmielutirer  und  geheimer  Wahl  gewählt  werden.  Beamte  und  Aufaeher 
Bind  nicht  wählbar.  Die  Wtuil  der  Vertreter  kann  auch  nach  Arbeiterklassen  oder 
nach  beeondefen  Abteiinngen  des  Betriebs  erfolgen.  Die  Vertreter  müssen  mindestens 
21  Jahre  dt  sein,  mindeetens  1  Jihr  anf  dnem  Beiyrerk  nnbeiUt  haben  und  die 
bürgerlichen  Ehrenrechte  'ir  ii  i  n  Ihre  Znhl  mi\s>^  mimuBtaneobetngeo  und  mindestvia 
so  üUirk  sein,  als^  Steigerabteiiiiugeu  vorhanden  mhl. 

Die  Wahl  findet  Bsch  den  Grundeätzen  der  VerhUtoiewshl  statt,  derart,  dnss 
neben  den  Mehrheitsgrnppea  aneh  die  Minderheitsgrnppen,  «mtsprechend  ihrer  Zahl, 
vertreten  sind. 

Die  Wahl  erfolgt  für  die  Dauer  eines  Jahres.   Wiederwahl  ist  zulässig.  Der 
Wahltag  ist  mindest^  4  Wochen  vodier  bekannt  an  machen.  Für  die  während  der. 
Jüntspariode  amscliefdenden  Mitgliedo*  findet  innerhalb  6  Wodien  nadi  dem  Ans* 
•fisheiaen  eine  Er  u.  z  a  ahl  statt. 

II.  Mitglieder  der  Arbeiterausschüsse  dürfen  währoid  ihrer  Amtsdauer  nur  dann 
gekündigt  und  entlassen  werden,  wenn  sie  sich  Verfdünngw  zo  schulden  kommen 
l^m,  die  zu  ifaier  sofortigeo  ^tlaasaug  naeh  ff  123»  124a  der  Gaireiheordnung  be- 

ftl.  Der  ständige  Arbeiteransedknss  hat  insbesondere  f(>lgende  Befugnisse: 

er  ist  vor  Erla.«8  der  Arbeitsordnung  zn  hören, 

an  sich  zulä^ige,  aber  von  den  gesetzlichen  V'or^cbrift^n  abweichende,  oder  diese 
ergänzende  Bestimmungen  der  Arbeitsordnung,  sowie  die  Festsetzung  der  Grundsltae 
über  die  Verwendung  und  Verwaltung  der  Htrafgelder  betlürfcn  t^einer  Zustimmung, 

er  hat  über  die  Verwendung  und  Verwaltung  der  blra/gcider  Rechnung  zu  legen, 

er  hat  bei  der  Durchführung  und  Beaufsichtigung  Oer  WCherhflttBpoli»iiüi<3ian 
und  UnfallverhOtunravcNrechriftea  mitzuwirken, 

er  hat  das  Beäit,  die  OmbeB  m  kontroffiereB  und  auf  Beseitigung  vorgefuBdeaer 
Missstände  zu  dringen,  Idla  vo&  Arbeiteni  gswiUte  GrubenkontrollMure  nicht  toi«> 
nanden  sind, 

er  hat  alle  Beschwerden  ttber  Ifiasstände  bei  d«:  Verwaltung  vorzubringen, 

er  hat  bei  Differenzen  und  Beschwerden  über  unmreichende  Gedinge  und  Schicht« 

läine  mitzuwirken  und  auf  möglichste  Verständigung  hiuKuarbeiten, 

■StzaleDy  dia  1  H.  4faenteigBn,  dürfen  ohne  ee&ie  Zuatimmung  nicht  festgeietat 

werden. 

Der  ArbeitonuMschnsa  hat  nllier«  Vorschriften  ttber  die  reehtlicbe  Stellung  (ins- 

besondiTO  über  die  Entlagsungsgrfinde,  die  P'ü  hirn  nn  1  rlir  Art  der  Lohn/nhlnng 
durch  die  Arbeiter)  der  Wagenkontrolleure  fe^uulegen,  taiijs  Holche  durch  uu mittelbare 
und  gdbeime  Wahl  der  Belegschaft  gewählt  sind. 

Die  Mitglieder  der  ArbeiterauHftchÜRse  versehen  ihr  Amt  unentgeltlich.  Not» 
wendige  Auslagen  und  in  Wahrnehmung  ihrer  Obliegenheiten  entgangener  Arbeits- 
vetdienst  sind  mnen  zu  ersetzen. 

IV.  Wo  ein  gtündiger  Arbeitcrausjichuss  nicht  besteht,  stehen  die  sonst  dem 
ständigen  ArbeiterausschuBs  obliegenden  Befugnisse  einem  Verlrauensniann  zu,  der  in 
dirakter  und  geheimer  Wahl  durch  die  Mehrzühl  der  Arbeiter  gewählt  wird. 

Dtm  Bemrerksbeutaer  and  seinen  Angestellten  ist  untersagt,  die  Arbeiter  in  du 
ütbamalima  raer  Aoafihimg  «inee  in  Gcnlssbili  di««r  Vonoaiilte  ihnen  Aber- 


Digitized  by  Google 


-  310  — 

tragenen  Amks  7.11  beschränken.  Vertragsbestimoraogeil»  weiche  diMOD  Verbote  m- 

wi(&laufeu,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  6.  Dem  §  l!i91)  ilor  (ifwerlxHininung  wird  folgender  Absatz  hinzugefügt: 
In  Bergwerken,  Salinen,  AufbereiluogMUistalteo  und  unterirdisch  betnebei^ 

BrSohfln  oder  Oniben  wfihlen  di«  Tolljälirigen  AiMter  in  munittelbMner  und  gehefaner 

Wahl  Grubonkontroüeure  als  Tlilfsboainto  der  Bergauf8icht«b<}nm1f>n.  Diese  sind 
VOr^fUchtet,  die  Gruben  und  Tagej^an lagen  iu  bezug  auf  die  Sicherheit  zu  befaliren, 
•owie  aicii  Aber  die  daselbst  vorgekommenen  UnfilM  lu  unterrichten.  Die  näheren 
Bestimmungen  ül>cr  die  Zahl  der  GmbeakontzoUeim  und  üb«r  ihre  Befogoiaae  trifft 

die  hühcie  VerwalLuuKöbehurde. 

Art.  7.  In  §  1«B  d«r  G«werbeoEdniinB,  Zifler  1,  iHvd  nadi  §  115  ciiweaelwlM : 

,  115  b. 

In  §  147  der  Gewwbeoidniing  wird  dir  SSffer  5  zngMetet;  ,  oder  wer  der  Vor- 
Bohxift  des  letstaa  Abeateee  des  §  134!  tawiderhandelt. 

c)  18.  März  1907.  Interpellation  Will,  Hoen,  Giesberts:  Unfali- 
verhütnnfr  in  Gruben  und  Durchführung  des  Berggesetzes  für  Elaass- 
Lothriugen  vom  16.  Dezember  1873,  §  142  ff.  (Knappschaft^kaasen) 
(Drucks.  Nr.  236).  —  20.  Mftn  1907.  2B.  Sitzung.  Beantwortung  ver- 
tagt (Sten.  Prot.  8.  641 D). 

18.  März  1907.  Interpellation  Albrecht  und  Qen. :  Fortgang  der 
Untersuchungen  über  die  bestehenden  Einrichtungen  und  Vorschriften  znr 
Verhütung  von  Feuers-  und  Sxplosionsgefahr  in  Bergwerken  j^Diuckä. 
Nr.  236). 

8.  B  e  r  u  f  s  V  e  r  e  i  n  e  s.  auch  Koalitiousrecht  Nr.  29. 

a)  19.  Februar  1907.  Antrag  v.  Hompesch,  Schadler,  Öpahn,  Gröber: 
Alsbaldige  Vorlegung  eines  Gesetsentwnrfes  zn  einer  atif  freiheitUdier 

Grundlage  aufgebauten  Hegelung  der  privatrechtlichen  und  üffentlichrBcht> 

liehen  Verhaltnisse  der  Berufsvereine  aller  Art  (Drucks.  Xr.  19), 

b)  23.  Ffibruar  1907.  Interpellation  Trimborn,  Hitze:  Vorlage,  betr. 
die  Bechtstkhigkeit  der  Berufsvereine,  welche  den  bei  Behandlung  der 
vorjährigen  Vorlage  im  Sinne  einer  freiheitlicheren  Gestaltung  geäusserten 
Wllnsohen  Rechnung  trftgt  (Dm<^.  Nr.  92X 

9.  B  in  n  0  n  s  c h  i  f  t  u  ii  i  L  s.  SoiiuLügöruhe  Nr.  4(  »d. 

10.  Bleihütten  e.  Schwere  Industrien  Kr.  39 a,  d, 

11.  Bureau  angestellte. 

a  i  22.  Februar  1907.   Antrag  Baasermann,  Junok,  Heyl  m  Henns* 

heim,  Faasche  (Drucks.  Nr.  86) : 

»Der  Reichstag  wolle  beüchlie8i^,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuch«ii 
dem  ßeichati^  tunlichst  bald  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher  bezüglich  der 
Gehilfen  der  Rechtsanwälte,  der  Rechtsagenten,  Notare  und  Gerichtsvollzieher,  ferner 
der  Beamten  und  Angestellten  der  Krankenkassen,  der  Angestellten  von  Versicherungs- 
m  ■  Uschaftcn  auf  Gegonsf-itigkrit,  von  Vereinen.  Auskunfteien,  von  lUieherrevisoren, 
KunkuTsverwaltern  und  ZentralbuchführunoMbetrieben  über  die  Arbeitszeit,  die  Kün- 
d^n^fristen,  die  Sonntagsruhe,  die  berufliche  Aus*  und  Fortbildung  die  gleioheD 
oder  ähnliche  ?ehutzvurr<(  liriften  vorsieht,  wie  sie  das  Handelageeetsbuoi  und  dioGa- 
worbeordüuug  hinreicht  lieh  der  llandelsangwtcUten  enthält." 

b)  28.  Februar  1907.  Antrag  Bassermann,  Hejl  zu  Hermaheim 
(Drucks.  No.  176): 

,Der  Reichstag  wolle  beschließ* en,  die  verbündeten  Regierungen  zu  enincheo, 

einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  die  Arl)eit«zeit  und  die  BonntHL'-^mhe 
in  Kontoren  und  sonHtigeu  kaufmännischen  Betrieben,  die  nicht  mit  offenen  Verkauiä- 
■toUen  verbnuden  sind,  geregelt  wird.* 
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c)  15.  April  1907.  Resolution  zum  Etat  1907,  Bassennann,  Heyl  za 
Hermsheim :  Get^etzontwurf  betr.  die  Arb(ütszeit  und  die  Sonntafsr^mhe  der 
Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  in  Kontoren  und  kaufmännischen  Be- 
trieben (Drucks.  Nr.  244).  ~  16.  April  1907.  80.  Sitcnng.  Angenommen 
(Sten.  Flot.  S.  814  C). 

12.  Eisenhfitten  s.  Schwere  Industrien  Nr.  39a,  d. 

13.  Eisen hüttenarbeiter  s.  Arbeitadaaer  Nr.  2c,  e. 

14.  Etatdebatte. 

17.,  18.,  lf>.  April  19U7.  30.,  31.,  32.,  33.  Sitzung.  Allgemeine 
Sozialpolitik,  Berulagenoasenschaften,  Berufs-  und  Betriebsz&hlung,  gosund- 
heitsgei&hrliche  Industrien,  Gtowerbehygiene,  luvalidenverBicheruug,  Heichs- 
▼ersidieningsamt,  Unfallversidierattg,  Wohnungswesen  (Ston.  Brot,  88. 796 
BIT.,  830  Äff.,  8G3Dff.,  888  D,  889  Äff.,  905  D  ff.,  906  Äff.,  910  Äff., 
912 D ff.,  932 D,  934 Äff.). 

16.  Fr ane »Arbeit  s.  aach  Arbeitodaner  Nr.  2b,  o,  d. 

28.  Februar  1907.   Antrag  Heyl  su  Herrnsheim  (Drucks.  Nr.  181): 

„Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dem 
Reichstag  alsbald  emeo  GeMtcentworf  vorzulegen,  wonach  der  Xitel  VII  der  Qeverbe> 
Ordnung  wie  folgt  abgeändert  witd: 

1)  Der  §  1:55  Aba.  3  erhält  folgende  Fa.s.'junp:  Junpe  I/cut«-  zwischen  14  und 
18  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  länger  ak  10  titundeu  Ixwchäftigt  werden. 

2)  Der  §  137  Abs.  2  erhalt  folgende  FaAsung:  Die  B<>Hchiiftjgung  von  Arbeite- 
rinnen  fibf-r  18  Jahre  darf  die  Dauer  von  10  Stunden,  an  den  VocMMuden  der  Bonu- 
aad  Festtage  die  Dauer  vou  Ü  Stunden  uieht  überschreiten. 

3)  Hinter  den  8  137  wird  eingeschaltet: 

§  137«.  Jugendlidien  Arbeitom  und  Arbeiterinnen  darf  Arbeit  nach  Hanae  nicht 
mitgegeben  werden. 

4)  Dem  §  130  Ah^.  1  wird  hinzugefügt:  5.  für  beitimmte  bduatriesweige  Aus- 
nahmen von  den  Boütimmuneen  defl  §  137  a  zuzulaaseo. 

5)  Im  §  146  Abs.  1  Ziff.  2  werten  die  Worte  „S  136  bis  137*«  enetst  durch  die 
Worte:  ,^  135  W«  137 a^" 

16.  G-ftrtnerei. 

19.  Februar  1907.    Antrag  Behrens,  Burckkardt  und  Qen.  (Drucks. 

Ko.  32): 

„Der  Reichstag  wolle  beflchlieaaen ,  folgende  Beetimmung  dem  §  154  der  Ge» 

werbeordnung  einzufügen: 

Die  Beetimmuncma  der  §§  105  bia  133e  und  152  finden  auf  ArMtseber,  Ge- 
hilfen, Lehrlinge  und  Arbeiter  in  der  gewcrblicben  Gärtnerei  (Baum»chulgfirtnerei, 
Ohstgärtnerei ,  Getnuse^rtnerei ,  Blumentreiberei .  Gemüsetreiberei ,  Samenzüchterei, 
Freilandblumen^ärtnerei,  Kranz-  und  Rluinenbiiitien-i,  BlumenbandluMg,  Kunst-  und 
Handeisgärtnerei,  Landsohaftsgärliierei,  Dekonitionsgärtnerei,  gewerbliche  Outtigärt- 
nerei  und  sonstige  Zweige  der  Gärtnerei  nach  dem  Vorkommen)  enthprecheude  An- 
wendung,'* 

17.  Gast-  und  Sehankwirtschaften  s.  Sonntagsruhe  Nr.  40a. 

18.  Gesinde  s.  Landarbeiter  No.  31a. 

19.  Gewerbeordnung  s.  auch  Bauarbeiter  Nr.  6  a :  Berfjbau  Nr.  7a,  b  ; 
Frauenarbeit  Nr.  16;  Gärtnerei  Nr.  16;  Giftige  und  Expiosivstofi'e  Nr.  20; 
Karenzzeit  Nr.  28;  Eoalittonsredit  Nr.  29  a,  d,  e;  Lebrlingswesen  Nr.  88; 
Lohnschats  Nr.  84  a,  b. 


Digitized  by  Google 


20.  G  i  f  t  i  (j  6  nnd  E  x  ji  1  o  .•^  i  v  b  t  o  f  t"  s , 

15.  April  ]!»n7.  Eesnlution  zum  Ktat  HKIT  v.  Hompesch,  Schädler, 
Spahn,  Gröber,  v.  Aroriberg :  Verordiiungeii  für  die  Verarbeituug  giftiger 
mid  explosibler  Stoffe  (§§  120e,  139*  6.0.)  (Drucks.  Nr.  199)  —  16.  April 
1907.   80.  Sitsung.   Angetionmien  (Stea.  Frot  8.  BlftB). 

21.  Olasindostrie. 

a)  16.  April  1907.    Resolution  soni  SHat  1907  Albrecbt  nnd  Gen. : 

1)  VerorHnnnr:  fiir  Schutzvorriclifunfrcn  an  den  Gas-  und  renertingsöfen 
in  den  Glashiitren  (§  12' >o  (t.O.  i,  2i  Verordnung^  znr  BeschriUikuni,»'  der 
Arbeit^ühichtendauer  aul  8  Stunden,  zum  Verbot  der  Nachtarbeit  au 
Glas-  Dsd  StreckOfeii  nnd  der  Arbeit  an  Sonn-  nnd  Festtagen  (Drucks. 
No.  217).  —  16.  April  1907.  80.  Sitsung.  1)  Angenommen,  2)  abgelehnt 
(Sten.  Prot.  S.  813  C). 

b)  15.  April  1907.  Resolution  zum  Etat  1907  v.  Hompesch,  Schädler, 
Spahn,  Gröber,  Arenberg:  Verordnung  zur  Beechr&Dkung  der  Arbeits- 
dauer in  der  Glasindustrie  und  zum  Verbot  der  Arbeit  an  Sonn-  und 
Festtagen  in  Glashütten  (§  120e  G.O.)  (Drucks.  Kr.  199).  —  16.  Apiü 
1907.    30.  Sitzung.    Angenommen  (Sten.  Prot.  S.  813  B). 

22.  Handelspersonal  s.  Arbeitsdaner  Nr.  2a;  Soontagsmiie 

Nr.  40  a. 

23.  Heimarbeit. 

a)  25.  Februar  1907.  Antrag  Aibrecht  und  Gen.  (Drucks.  Kr.  125;: 
JDer  Beichstag  woUe  beschliessen,  dem  Entwurf  eines  Gesetses,  betr.  die 
Haus-  und  Heimarbeiter  und  die  Hausgewerbetreibenden  seine  Zustimmung 
zu  geben."  (Der  Entwurf  ist  dem  in  Bull.  Bd.  V  S.  C.2  ff.  abgedruckten 
Antrag  Albrecht  und  Gen.  [Drucks.  Nr.  260]  vollständig  gleich.) 

b)  26.  Februar  1907.  Antrag  Hitze,  Heyl  zu  Hermsheim,  Basser- 
mann,  Behrens,  Burokbardt,  Heinricb  su  Scbfinaieh^Carolatb,  DeJsor,  Diat- 
nokj  Gamp,  Giesberts,  Gröber,  Henning,  v.  Hertlin^r,  HoefiTel,  Linz,  Malka- 
\\  1^7.  V.  Oortzen,  v.  Oridla,  Paclinirke,  Pauli.  Kadziwill,  v.  Richthofen« 
Dauisdorl ,  Schack,  Stücker,  Stjchei,  Trimborn,  Vonderscbeer  (Drucks, 
Nr.  142).  —  (Der  Antrag  ist  dem  in  Bull.  Bd.  V  B.  65—66  abgedmcktsn 
Antrag  Dr.  Hitze  und  Gen.  [Drudis.  Nr.  300]  vollständig  gleich.) 

c)  2H.  April  1907.  T^egiernnrrsentwurf  oine«  Gesetzes  betr.  die  Her- 
steilung von  Zigarren  in  der  Hausarbeit  (Beicbsarbeitsblatt,  5.  Jahrg., 
Juni  1907,  Nr.  6  S.  570). 

i.  Kinieiteude  Begtioimungen. 
§  1.  Die  Vorschriften  dieses  Geeetzee  finden  Anwendung  auf  ■oldie  Worlntittaa, 
in  welchen  zur  Herstellung  von  Zigarren  erforderUdie  Vernchtnngen  foqfcnonnMft 
oder  Zigarren  sorUert  werden,  sofern  in  ümen 

1)  der  AibälgelMr  auMjchUswlich  so  sdncr  Ftunilie  gchttiige  Fsnonsn  b^ 
ichüügt,  Oda 

2)  eine  oder  ndbrere  Personen  jene  Arbeiten  verrichten,  ohne  voo  einem  den 
WirkstAtlbetrieb  leitenden  Arlieit^eber  bcschaftijrt  zu  sein. 

§  2.  Als  Werk«)tätten  im  Smne  dickes  Gec^etzcs  selten  neben  den  Wericstatteo 
im  Sinne  des  ^  105  b  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  aodl  Blnm«^  die  com  SdriaÜBO, 
Wohnen  oder  iCochai  dienen,  wenn  die  im  §  1  boeiclineten  Arboton  darin  Tenjchtet 
werden. 

IL  Arbeitsrlume> 

5  ^.  Dm  Abrippon  von  Tabnk,  das  Wickeln,  Rollen  oder  Sortieren  von  Zigarren 
darf  nur  in  solchen  Räumen  vorgenommen  werden,  welche  fcdgenden  Anforderungen 
atf^nedien: 
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1")  Die  Kanme  dürfen  mit  ihrem  Fnasboden  höch«tpn--  einen  halben  Meter  tinter 
dem  ihn  umgebraden  Erdbodea  üeeen,  mid  mü£^,  weuu  unmittelbar  unter  dem 
Dwtbe  K^BOD»  TVpatxt  oder  verBchalt  aein  ; 

2)  sie  mfissen  mindestene  zwei  und  einen  halben  Meter  hoch  Min ; 

3>  ^ie  müssen  feste  und  dichte  Fuseböden  haben; 

4i  -le  müseen  mit  unrjiitt«  1!  ar  inn  Freie  führenden  Fenstern  versehen  i^cin,  welche 
iMch  Zahl  omI  Orosse  genügen,  um  für  alle  Teile  der  Bäume  Luft  und  Licht  io  aiu* 
mIcbeodeB  Masee  tn  gewähren;  die  Fenster  mfieseii  eo  ebgerkihtet  eein,  daw  die 
voiigstens  für  die  Hälfte  ihres  Fl.i  lii  nranmes  geöffnet  werden  können ; 

5)  in  den  Räumen  mikaai  atit  jeiiu  r^reon,  welche  mit  dem  Abrip|)en  vun  Tabak, 
dem  Wickeln,  Köllen  oder  Sortieren  von  Zigamn  beadiiftigt  ist,  berechnet  nach  der 
Zahl  der  in  dieser  Weise  beschäftigten  Fearsonen,  mindestens  zehn  Kubikmeter  Luft- 
raum entfallen.  Solche  Räume,  weldie  aueechlicsslich  als  Arbcitsrätune  benutzt 
werden,  brauchen  nur  sieben  Kubikmeter  Luftraiun  auf  die  l'ernon  durzubieten. 

§  4.  1a  Bchlahräomeo  dürfen  zur  Herstellung  von  Zigarren  erforderliche  Vor- 
ibhtaiisen  oidit  vargenoeamen  mid  Zinrrsn  nicht  sortiat  werdoi.  Auch  d9rfeQ  da> 
lelbst  Tabak,  Halbfabrikate  oder  ange^rti^c  Zigarren  nicht  gelagert  werden. 

§  5.  In  Wohnräumen,  Küchen  und  in  uoicben  Arbeitsräumen,  in  welchen  das 
Abri{ipen  von  Tabak,  das  Wickeln,  Rollen  oder  Sortieren  von  Zigarren  vorgenommen 
n-ird,  darf  Tabak  nicht  anders  als  in  angefeuchtetem  Zustande  gemischt  und  nur  dann 
getrocknet  werden,  wenn  durch  geeignete  Einrichtimgen  ausreicnonde  Fürsorge  gegen 
hiervon  drohen  ic  <  ir-uudh- itj^aehädipungeu  petroffen  iBt. 

Tabak  oder  Halbfabrikate  dür&n  in  diesen  Räumen  nur  in  d^  durchschnittlich 
far  eine  Tagesarbeit  und,  sofern  die  Anfbewahrang  in  didit  geschlossen«!  Behältaittep 
erfolgt,  nur  in  der  dnrch=!t  hnitrlirh  für  pine  Wochenarbeit  erfnrdrrlichen  Menge  ge- 
lagert werden.  Auch  dürfen  da^;elt)8i  nicht  mehr  Zigarren  gelagen  werden,  als  durw- 
scnnittUch  an  einem  Tage  und,  sofern  die  Aufbewahrung  in  dicht  geechloeoenen  Be- 
hftltniiaen  erfolgt,  als  durchschnittlich  in  einer  Woche  angefertigt  werden. 

IIL  Beschäftigung  von  Kindern  und  jungen  Leuten. 

§  6.  Für  die  Beschäftigung  von  Kindern  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend 
Kinderarbeit  in  gewvblichen  Betrieben,  vom  30.  März  1903  (Reidw-GeeetibL  &  113) 
jialten  die  Bestimmungen  jenes  Gesetzes  mit  folgoiden  Mase^ben: 

1)  Eigene  Kinder  d^en  mit  den  im  §  1  Bezeichneten  Arbeiten  erst  nach  Voll- 
eodung  de^  zwölften  Lebensjahres  und  für  Dritte  überhaupt      ht  b.  M  h'ifiirt  wcrib-n ; 

2)  zur  Familie  gehörige  fremde  Kinder  dürfen  mit  jenen  Arbeiten  überhaupt 
nldit  beschäftigt  werden. 

In  der  im  §  1  Ziffer  2  bezeichneten  Weise  diirlen  Kinder  im  Sinne  des  im  Aht,  1 
erwähnten  Gesetzes  nicht  tätig  aein. 

§  7.  Kinder  über  dreLEdun  Jahre,  welche  nicht  mehr  zum  Besage  der  Yolks* 
schule  rerpflichtet  sind,  sowie  junge  Leute  zwischen  viersehn  und  aechzehn  Jahren 
dürfen  bei  den  im  §  1  bezeichneten  Arbeiten  nicht  in  der  Zeit  zwischen  acht  Uhr 
abends  und  acht  Uhr  morgens  tätig  sein,  l'in  Mittag  muss  die  Tätigkeit  durch  eine 
miBdestens  zwciMiiodige  Pause  unterbrochen  werden.  Die  Landeszentralbehörde  oder 
die  hflhflK«  YenrnKttigsbehörde  kann  UMMdneii.  daas  der  zwölfstündige  Zdtronra, 
innerhalb  dessen  die  Tätigkeit  der  nicht  mehr  schnlpfUchtigen  Kinder  und  der  jungen 
Leute  hiernach  zulässig  ist,  zn  einer  früheren  Stunde,  jcduch  nicht  vor  fünfeinhalb 
Uhr  moi^ens  beginnen  darf.  An  Sonn«  und  Festtagen  sowie  während  der  von  d^ 
crdrntlifhfn  ^fx-lsorgpf  für  den  Katechumenen-,  Konfirmanden-,  Beicht-  and  Kom- 
muuiuQuniernciil  b^timmten  Stunden  dürfen  die  Kinder  und  jungen  Leate  nicht 
Ittigaein. 

IV.  Verantwortlichkeit.  • 
§  8.  Für  die  Beobachtung  der  in  den  §^  3  bie  ö,  7  enthaltenen  Bestimmungen 
iel  im  Falle  des  ^  1  Ziffer  1  der  Arbeitgeber,  im  Falle  lies  §  1  Ziffer  2  sowie  für  die 
fieobachtong  der  im  §  6  Abs.  2  enthaltenen  Bestimmung  derjenige  verantwortlich, 
wekber  das  Verfügungsrecht  tbcr  den  als  Werkstfttte  bemntaten  Baum  hat 

V.  Ausnahmen. 

f  9.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  sind  befugt,  für  ihren  Bezirk  (  1  r  i  izelne 
Toie  ihres  Besirkes  AuanahnMn  von  da  Vonchnft  unter  §  3  Ziffw  2  zuzulassen, 
wenn  diese  Vorsciirfft  naeh  der  Besehaffenheit  der  Torhandeoen  Gebfiode  ohne  onver* 

hiltnismässigc  Ifärl*  n  nicht  dnrchfiif.rliLir  erscheint. 

S  10.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  sind  befugt,  auf  Antrag  Ausnahmen 
ytn  a«n  VoKachriften  nntcr  (  3  ZuBer  2,  5  ninilMaen,  ireon  die  Binm«  mit  eiiwr 
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wirkemnen  Eioiichtoog  zur  Herbeifähnug  eioes  ausmchendea  Luftwectaaela  vorsehieii 
dnd.  Auch  können  Ananahmen  tot  der  Bestunmunff  unter  §  B  Ziffer  8  für  aolcbe 

Kauiuo  /Aigolas.-'cn  werden,  in  denen  nnf  die  darin  l)csclilftig(€n  Fimmfln  ein  giteenr 
alä  der  im  §  3  Ziffer  5  bezeichnete  Luftraum  i-ntfällt. 

§  11.  Die  unteren  VerwaltungHl>obörden  Bind  befugt,  Ifir  dicijenigeD  Werintfitten, 
in  wfichcii  auKschlie><8lich  djts  Eiiirolioii  fortiger  Wickel  vorprenommcn  wird,  auf  Antrag 
Ausuahmeti  vüu  der  Vorsehrifi  des  4  unter  der  Bedingung  zuzulsüDen,  dasts  bin- 
Hichtlich  des  Lagems  von  Tabak,  Jlalbfabrikat^n  odir  •agetetigton  ZiganeD  die  Vor> 
Schriften  des  |  0  Abs.  2  beachtet  werden  miuaeo. 

§  12.  FOr  dte  Zeit  bu  mm  1.  Januar  1913  kOnnen  fflr  die  cur  Zeit  dea  Erlaaaea 
diese«  (lOsetzGri  ])cetehendcn  Werkstätten  von  'Irr  nntrren  Verwiiltiingebehöfda  aof 
Antrag  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  unter     d  zugelassen  werden. 

VI.  Kontrolle  und  Autsicht. 

^  13.  Sollen  zur  Herstellung  von  Zigarren  erforderliche  Vorrichluiigen  oder  da^ 
Sortieren  von  Zigarren  in  der  HausarlKiit  vorgenommen  werden,  so  hat  im  Falle  des 
8  1  Ziffer  1  der  Arbeitgeber,  im  Falle  de»  §  1  Ziffer  2  derjenige,  welcher  das  Ver- 
tügungsrecht  Ober  den  ak  Werkatätte  in  Anaeidit  genommeneD  Banm  hat  i§  8),  vor 
dem  Beginne  der  B^chäftigung  der  Ortspolizeibelionle  unter  Angabe  der  Lage  der 
Werkätatte  eine  Bchrifiliche  Anzeige  zu  machen. 

Sollen  Kinder  oder  junge  Leute  (S  ü  Abs.  1  Ziffer  1,  S  7)  in  der  Werkstätte 
tütig  sein,  so  haben  die  im  Abs.  1  bezeichneten  Personen  der  Orls|K)lizeibchördc  hier- 
von eine  schriftlii'he  Anzeige  zu  machen,  ehe  die  Kinder  oder  jungen  Leute  mit  der 
Arbeit  beginnen. 

Die  nach  Abs.  1,  2  erforderlichen  Auzeigen  küaneo  gemeinsam  erstattet  w^en. 
1  14.  Für  Werkstltten  der  im  §  1  beceidineten  An  mne»  ein  von  der  Orts- 

poliaeibehörde  unterzeichneter  Ausweis  vorhanden  sein,  in  wdchrrn  bescheinigt  ist, 
daie  die  E&ume,  iQ  deueu  dm  Abrippen  von  Tabak,  das  Wickeln,  Bollen  oder  Scffticren 
von  Zigarren  vorgenommen  wird,  den  Anforderungen  des  §  3  Ziffer  1  fale  4  genflgen. 

Ansacruem  muss  aus  dem  Ausweis  ersichtlich  sein: 

1)  die  Länge,  Breite  uud  Höhe  dieser  Räume, 

2)  der  Inhalt  des  Luftraumes  in  Kubikmetern, 

3)  die  Zahl  der  Personen,  welche  gemies  §  3  Ziffer  ö  darin  beechiftigt  son 
düifen, 

4)  die  von  den  zuständigen  Vr  ^^^  :lltung8behörden  gemSoa  ^  10  bis  12  etwa  an- 
g^assenen  Abweichungen  von  den  \  oröchriften  der  §§  3,  4. 

Der  Ausweis  ist  von  dem  Arbdtgeber  oder  demjenigen,  welcher  das  Verfügungs* 
recht  über  den  als  Werkstätte  betMit/ten  Raum  hat  f§  8),  auf  Erfordern  flrr  Ortsj)olizei- 
behörde  sowie  den  GewerbeaufHiciu.Hi)eamteu  l.'iüb  der  GeweriKsorduuiig)  jederzeit 
snr  Einsicht  vorzul^n. 

S  15.  Qewerbetreibende,  wdche  auBserhalb  ihrer  Arbeitsetitte  in  Werkstätten  der 
im  §  1  beeeidineten  Art  snr  Hentdhing  von  Zigarran  erforderliche  VenichtungeQ 
oder  ihts  Sortieren  von  Zigarren  vornehiuen  la.*<sen,  liaben  ein  Verzeichnis  derjenigen 
Feröouen,  welchen  Hausarbeit  übertragen  ist,  unter  Angabe  der  Werkstltte  dieser 
Personen  «a  führen.  Das  Verzeioimis  isit  auf  Erfordern  der  Ortspolizeibehördc  sowie 
den  Gcwcrhentifsicht.^beamten  (§  138  b  der  Gewerbeordnung)  jedeneit  aar  Einsicht  vor- 
zulegen oiier  einzureichen. 

Sie  dürfen  Hausarbeit  nur  für  solche  Werkstätten  der  im  §  1  bezeichneten  Art 
ausgeben,  für  wdche  ilinen  der  im  §  14  beieichnete  Ausweis  vorgeUgt  wird. 

8ie  sind  yerpflichtet,  sich  in  angemeeeenen  Zwisdieniilnmen,  mindestena  halb- 
jährlich, ix'rsönlicli  oder  durch  Beauftragte  davon  zu  unterrichten,  dnss  die  Einrichtung 
und  der  Betrieb  der  Werkstätten  den  Anforderungen  der  ä§  3  bis  5  entspricht. 

§  IG.  Insoweit  nicht  durch  Bundeeratsbct^chlusi  oder  auch  die  Landesr^erunecn 
die  Aufsic  ht  anderweit  geregelt  ist,  finden  die  Beetimmnngen  dee  §  139b  dar  Gewerbe* 
Ordnung  Anwendung. 

\\'ahrend  der  Nachtzeit  dürfen  Bevirionen  nur  stattfinden,  wenn  Tatsachen  vor- 
liegen, welche  den  Verdacht  der  NachtbeechiftigQDg  von  Kindern  oder  jung^  Leuten 
b^ründeo. 

VII.  Strafbeatimmange». 

§  17.  Mit  Geldstrafe  bia  au  awdtanseod  Mark  vird  beateaft,  wer  dem  §  e  ▲fai.  t 
Ziffer  2  suwiderhandeiti 

Mit  Geldstrafe  bie  an  «inhmidertffinbig  Mark  wild  beatnift,  wer  dem  §  6  Abe.  1 
Ziffer  1  sawiderbandelt. 
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S  18.  Bei  gewohnheitsmäsaiger  Zuwiderhandlung  gegen  §  0  AI)«.  1  Ziffer  2  kann 
auf  OefängDisstimfe  bis  za  sechs  Monatea  eriuumt  werdeD.  Der  §  75  des  ü«Eich|B- 
fwfMsoneBgee^ns  findet  Anwmdqjij^ 

Im  Falle  gen-ohnhettsmlMiger  Zawideriiaadliuig  gegen  §  6  Abs.  %  ZÜSet  1  kann 
auf  Haft  erkaaiu  werden. 

§  19.  Die  im  §  8  bezeichneten  Personen  werden  beetiaft: 

1)  mit  Geldstraf*-  bis  zu  euhnodertfünizig  Mark,  wenn  sie  den  §§  3  bis  5,  §  6 
Abs.  2,  t}  7  zuwiderhandeln ; 

2)  mit  Goldr<trafe  bis  zu  dreisnig  NTark,  wenn  nie  SB  nnlcflaesent  den  duicb  die 
§§  13,  14  begrüüdetea  Verpilichluagea  nachrukommen. 

§  20.  Gwpsrbetrsibende  ivvrden  bestraft: 

1)  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhunolcrtfiinfzig  Afnrk.  wenn  «ic  zur  Herstellung  von 
Zi^uren  erforderliche  Verrichtungen  («ier  das  cSortieren  von  Zigarren  ausserhalb  ihrer 
Arbeitsstfitte  in  solchen  Werkstätten  lier  im  §  1  bezeichneten  Art  vornehmen  lanen, 
von  denen  sie  wi.^sen  oder  den  Umständen  nach  annehmen  niÜ8f-en,  dass  ihre  £in* 
richtung  ixler  ihr  lietricb  den  Vorschriften  der  §§  3  bis  5  nicht  entspricht; 

2)  mit  OeldHtrafe  bis  zu  drei^sig  Mark,  w^n  sie  es  antarlnssen,  den  durdi  §  15 
begründeten  VernfUchUiDgen  nachzukommen. 

?21.  Mit  Qeldstnfs  bis  in  dnia^ig  Mark  wird  bertnft,  wer  in  Werkstittsn  der 
bezeichneten  Art  Zielten  mit  dem  Monde  bearbeitet  oder  Zigarrenmesser  mit 
Speichel  befeuchtet. 

Die  gMie  Btrale  trifft  Arbeitgeber  (§  1  Zifto  1),  die  solche  Znwiderhandlnngen 

dniden. 

§  22.  Die  Ikstmimungeu  des  §  151  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  iinüeu  ent- 
•preehende  Anwendung. 

VIII.  ScbluaBbestimmungen. 

§  23.  Welche  Behörden  in  jedem  Bundesstaat  unter  der  Bezeichnung  höhere 
Verwaltungsbehörde,  untere  Verwaltungsbehörde,  Ortspolizeibohörde,  Polizeibehörde 
in  verstehen  sind,  wird  von  der  Zentralt'  Im  r  1'  des  Hundtv.staat«  bekannt  gemacht. 

§  24.  Die  vorstehenden  Bratimmuugen  stehen  landesrechtlichaD  Vonchrifteu 
aksht  entg»en,  durch  wdche  an  die  Beschaffenheit  der  zum  Wohnen  oder  sa  tewerb- 
lidl^  ZwecKen  bestimmten  Baume  weitergehende  Anforderungen  gestellt  werdoL 

§  25.  Diesfö  (icsetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1UÜ8  in  Kraft. 

24.  Hilfskasnen. 

3.  Mai  1907.  £egieruug»eutwurf  eines  Gesetzes  über  die  Hüfskassen 
(DrnckB.  Nr.  401). 

25.  Hochöfen  s.  Schwere  Industrien  Nr.  89 d. 

26.  iDdustriepersonal  s.  Arbeitadauer  Nr.  2 a. 

27.  Jugendiiche  Arbeiter  a.  Frauenarbeit  Nr.  16. 

28.  Karenzzeit. 

25.  Februar  1907.  Antrag  Albrecht  und  Gen.  auf  Annahmo  eines 
Gesetzentwurfes  betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung  und  des  Handels- 
gesetzbndbos  (Drucks.  Nr.  128): 

,Art  1.   In  $  106  der  Gewerbeordnung  für  das  Dentseho  Beich  wird  folgender 


Absatz  eingefügt: 

Eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Gewerbeunternehraer  und  einen  nnter  diesen 
Titel  fallenden  Angestellten,  durch  die  der  Ange>ti'tlt#  für  die  Zeit  nach  Beendigung 
dw  DienstTerhäitnisaes  in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  boAcbrankt  wird,  ist  nichtig. 

Art  n.  Der  $  133f  der  Gewerbeofdnong  f&r  das  Dentaehe  Beidi  wird  «a|ge- 


Art.  III.    §  71  des  Handelsge-eUbuchB  erhält  folgende  Fassung: 
Eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Prinzipal  und  dem  Handlungsgehilfen,  durch 
welche  dieser  für  die  Zeit  nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  m  seiner  gewerb« 
liehen  Tätigkeit  bcxehränkt  wird,  ist  nichtig. 

Art.  Iv".    §  75  de:!  HandeL-^gesetzbuchs  vom  1     Mni  1807  wird  aufgehoben. 
Art*  V.  In  §  76  Abs.  1  des  Handelsgesetzbuchs  werden  die  Ziffern  „74,  75" 
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29.  Koalitionsreoht  &  auch  BerafEnrerem«  Kr.  8;  Landarbeiter 

Nr.  31  a,  b. 

a)  19.  Februar  1ÜU7.  Autrag  v.  Hompesch,  Schädier,  Spahn,  Gruber, 
auf  aisbaldige  Vorlegung  eines  Gesetsentwtufes  siir  Sieherang  und  mm 
weiteren  Ansban  dee  Eoalitionsrechtes  der  Arbeiter  (§  153  O.O.)  (Dmcks. 
Nr.  19). 

b)  19.  Febrtiar  1007.    Antrag  Bebrens  nnd  Gen.  (Drncks.  Nr.  35): 

„Der  BeichBtag  wolle  beschlieweo,  die  vorbuadetea  Eegierangen  um  Vorlc^^g 
mnee  OeBotomtwur»  sq  ennchen,  dturdb  welcb«i  den  Arbeltom  und  Ange:^  teilten  de» 
Reiches,  der  Bundcbetaatf ii  utid  der  nrinpinden  das  Organisationsrecht  zur  I^alen 
Wahrung  ihrer  öffentlichen  luteroseen,  durch  Betätigung  der  {^Ibethilfe  durch  Latex- 
atQitxon{^kam«D  n.  s.  w.  und  zur  Amdbang  des  P«titiona-,  Bceehwade-  und  Vor' 
•snunlungsrcchtt  ge.-*ichert  wird." 

c)  20.  Fobruar  19()7.  Antrag  Albrecht  und  Gen.  (Drucks.  Xr.  {*4' : 
Gesetz  betr.  dau  Kecht  der  Vert»auuuluug  und  Vereinigung  und  da«  Recht 
der  Xoalitioo. 

d)  26.  Februar  1907.   Antrag  Ablass  und  Qm.  (Drucks.  Nr.  182): 

„Der  Roiihstuf!;  wolle  I)OKldies.sen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen, 
dem  Reichstag  einen  (Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher  die  dem  JECoaliüonarecht  noch 
entgegenateheoden  Beechränkungen  beseitigt  und  iDsbcsondoe 

1.  den  §  ^^^2  der  Gewerboordmiri'i:  daln'n  ändert, 

u;  dwas  dert»elbe  nicht  nur  auf  Erlangung  begserer,  sondern  auf  Erhaltung  be- 
stehender Arbeit«-  und  Lohn  Verhältnisse  Anwendung  findet, 

b)  das«  sich  die  entsprechenden  Verabredungen  und  Vereinigungen  nidit  nur 
auf  die  individuellen  Interessen  der  eich  Verabredenden  odo*  Vereinigenden,  MOdem 
auch  aiw'  <i:>  Interessen  der  Arbeiter  und  Arbeitcrinnm  im  aUgOsaeinai,  sowie  auf 
Veränderungen  der  Gesetzgebung  richten  dürfen; 

ir.  den  §  153  der  GewerbeOTdnang  dahin  erweitert,  den  sngleiGh  mit.  dem  lOis- 
brauch  des  KoalitionBrechtes  audi  die  rechtswidrige  Verhinderung  am  geBstsmimigeo 
Gebrauch  unter  Strafe  gestellt  wird.*' 

e)  15.  April  1907.  Jäesolution  sum  Etat  1907  Ablass  und  Gen.,  gleich- 
lautend mit  obigem  Antrag  (Drucks.  Nr.  256).  — 16.  April  1907.  SO.  Sitinng. 

Angenommen  (Sten.  Prot.  S.  814  D). 

fi  1.").  April  1907.  RcHolntion  znm  Etat  1907  Ablass  und  Gen.: 
Gesetzentwurf  betr.  das  Vereins*-  und  Vei  sanimlungsrecht  (Drucks.  Nr.  27B). 
—  16.  April  1907.   30.  Sitzung.   Angenonmien  (Sten.  Prot.  S.  815C). 

30.  Krankenversicherung  s.  Landarbeiter  Nr.  81a,  b. 

31.  Landarbeiter. 

a)  20.  Fobmar  lf>07.     Antra?  Albrecht  ti.  Gen.  (Drucks.  Nr  101  ."j- 

„Der  Reichstag  wolle  bcschliuBsen,  die  verbQndetcn  Uc^eningen  zu  en^ucbeo,  dem 
Reichstag  baldiget  den  Entwurf  eines  Gesetzes  vorzulegen,  durch  welches  das  Vertrag»» 
Verhältnis  zwischen  den  in  landwirtschaftlichen  oder  forstwirtÄchaftlichen  Betrieben 
beschäftigten  Arbeitern  und  ihren  Arbcitgeb^  sowie  das  Vertrags  Verhältnis  des 
Bindee  und  deren  ArtMitgeber  durdt  retchegesetiHche  Votsdiriftep  genfeit  wird,  weldw 
insbesondere 

1)  alle  landflsgeset^ehen  Vonchrifien,  welche  Strafbestimmungen  gegen  lind- 

liehe  Arbeiter  oder  gegen  das  Gesinde  wegen  Nichtantritt  oder  wegen  Verlasseos  des 
Arbeitäverbüitniä«^  odor  wegen  Vertragsverlctzunecn,  Ungehon«ams  oder  Widcrspcastig- 
kcit,  wegen  Vcrabredttog  ond  V«einignng  zum  Behuf  der  Erlangung  günstiger  Ldhn- 
und  Arbeitsbedincrungen,  insbesondere  mittels  Einstelhtng  der  Ansit  <Nler  wegen  Auf- 
forderung zu  soll  ben  Verabredungen,  enthalten,  aufheben, 

2)  den  in  liind  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern  und 
dem  Gesinde  das  fiecht  gewährleisten,  zur  Wahrung  und  Förderung  von  Berufs-  und 
Btmideeintereeeen,  namentlich  xnr  Erlangung  günstiger  I<ohn>  und  ArbeHsbedmgungeo, 
insbesooder«  mittels  Einstellong  der  Arbeit,  Vcfemigungea  sn  biMcn  und  Vetab- 
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•rediHjL'i  n  zu  troffrii  uul  diesen  Vereinigungen  da^  Rwht  einzuräumen,  öffentliche 
und  \  ereinsver.sauiiiiUingen  zur  Erörterung  und  BtsdiluaBiasaung  über  alle  den  Beruf 
und  den  Stand  der  Mitglieder  betreffenden  An^eIeg«inlMiteii,  mit  EtnadlltiM  «inor 
Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  und  die  Verwnluingr,  tw  veranstalten, 

3)  eine  reichsgeeetzliche  ErankenverBicheruug  für  da»  Goiüide  und  die  ländlichen 
Arbeiter  einführen, 

4)  die  Zeit,  die  Dauer  nnd  die  Art  der  Arbeit  so  r^eln,  wie  ee  die  Erhiütung 
der  OeenndlMit,  die  Gebote  der  Sittlichkeit,  die  wirtsdiafUichen  Bedftrfnisse  der  Ar- 
beiter und  ihr  Anspruch  auf  goeetzliche  Gtcichbercchtigung  Andern.'^ 

b)  27.  Februar  1907.     Antrag  Brandis  u.  Gen.  auf  Vorlasse  von 

Gesetzentwürfen  betr.  a)  Koalitionsrecht  der  Landarbeiter,  b)  Erweiterung 

der  Erankenversicherimg  auf  Landarbeiter  und  Gesinde  (Druck«.  2si.  160). 

32.  L  a  u  <i  \v  i  r  1  s  c  Ii  a  f  t  s    ö  r  i  c  h  t  e. 

20.  Febiuai-  1907.  Autrag  Albrecht  u.  Gon.  auf  Schall  uüg  vou  Ge- 
richten snr  Sntadieidimg  von  Streitigkeiten  ans  dem  Ai1>eitsver]iftltnifl 
xwiachen  ländlichen  Arbeitern  und  deren  Arbeitgebem,  sowie  eue  dem 
Geeindeverbältnie  (Dracke,  Nr.  100). 

33.  Lehrlingswesen. 

24.  Ajiril  1907.  Re^ierniijGTseTitwnrf  eines  Gesetzes  betr.  die  Ab- 
änderung der  Gewerbeordnung  (§§  126  b  Abs.  3,.  129,  129  a  Abs.  1  u.  4, 
131  Abs.  2,  3,  131  c  Abs.  1,  133  Abs.  1  tmd  leteter  Abs.)  (Dinicks.  Nr.  850). 

34.  Lohnscbutz. 

a)  28.  Febmar  1907.   Antrag  Bassermaim :  Oesetz  betr.  Abttndenmg 

der  Gewerbeordnung  (§§  113,  ISSc,  4,  IdSc  Aba.  2,  188  db,  183  f  Abs.  2, 

133  g,  133  h)  (Drucks.  Nr.  184). 

b)  28.  Februar  1907.  Antrag  Abiaas  u.  Gen.  (gleichlautend  wie  An- 
trag Bassenuann)  (Drucks.  Nr.  191). 

o)  28.  Februar  1907.  Antrag  Baseennann:  Gesetzentwurf  für  die 
Sicherung  der  Forderungen  der  Bauhandwerker  (Druck.'^.  Xr.  1711. 

d)  29.  April  1907.  Regierungsentwnrf  eines  Gesetses  über  die 
Sicherung  der  Bauforderungen  (Drucks.  Nr.  3t»5^. 

35.  Metallsokleifereien  s.  Schwere  Industrien  Nr.  89c. 

86.  Nachtarbeit  s.  Glasindustrie  Nr.  21a. 

87.  Organisationsreeht  a  Koalitiottsrecht  Nr.  29b. 

38.  Beichsarbeitsamt. 

16.  April  1907.  Resolution  sinn  Etat  1907  Bassennann,  Heyl  zu 
Herrnsheim,  Hieber,  zu  Schönaich-Carolath,  Junck:  Ge.setzentwurf  zur 
Schaffung  eines  standiiren  Reichsarbeitsamtes.  (Drucks.  Nr.  243).  —  16»  April 
1Ö07.  30.  Sitzung.   Angenoounen  (Sten.  Prot.  S.  814  c). 

39.  Schwere  Industrien  s.  aueli  Arbeit slauer  Nr.  2a,  c,  e. 

a)  10.  April  1907.  Resolution  zum  Etat  1!'07  UrRfidys  und  (t(^u,  : 
Bekanntgabe  der  Uufallverhiltungavorschriften  und  Verorduuugeu  in  Berg- 
werken, Eisen-,  Blei-,  Zinkhiltten  nnd  fthnlidien  Betrieben  in  der  Hnttei^ 
Sprache  (Drucks.  Nr.  280).  —  1&  April  1907.  82.  Sitning.  Abgelehnt 
(Sten.  Prot.  S.  896  c). 

b)  16.  April  1907.  Resolution  zum  Etat  1907  Giesberts  und  Gen.: 
Arbeiterverbaltnisse  in  Walz-  und  Hüttenwerken  (Drucks.  Nr.  291).  — 
la  Ainil  1907.   82.  Sitsnng.   Angenommen  (Sten.  Prot  8.  896  CD). 
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c)  10.  April  1907.  ■Resolution  zum  Etat  1907  Albrecht  und  Gen.: 
Schutz  dor  in  Walz-,  Hütteuworkon  und  Motailschleifereien  beschäftigten 
Arbeiter  (§  120  e  G.O.)  (Drucks.  Nr.  292).  —  18.  April  1907.  32.  Sitzung. 
Begründet  (Sten.  Prot  S.  877 Bit),  beantwortet  (Sten.  Ftol  8.  889 D); 
angenommen  (Sten.  Prot  S.  896  D). 

d)  16.  April  1907.  Resolution  zum  Etat  1907  Brandys  und  Gen.: 
Veranstaltnng  einer  Untersuchung  über  die  Arbeiterverhaltnisse  der  Eisen-, 
Blei-  und  Zinkhütten,  sowie  der  Hochöien,  Walzwerke  und  äimlichor  Bo- 
triobo  (Dmcka.  Nr.  293).  —  18.  April  1907.  32.  flitzung.  Begründet 
(Sten.  Prot  8.  882 CfP.);  angenommen  (Sten.  Prot.  896  D). 

40.  Sonntagernhe  b.  andi  Boraanangeatellte  Kr.  IIa,  b,  c,  Qlas- 
indoBlrie  Nr.  21a,  b. 

a)  20.  Februar  1907.  Antrag  yon  Hompesch^  Soh&dler^  Spahui 
Grober  (Drucks.  Nr.  49): 

«Der  Beichstag  wolle  bfiecbUewen,  die  verbündeten  B^erunffen  zu  erracbeo, 
tnnlichBt  bald  dnen  Geäeteentwnrf  vonmlegen,  durch  wekheo  beKfipich  der  gewerb> 
Ucfaen  Sonntag-*ruhe  boi^tiimut  wird,  da>s 

1)  die  den  Arbeitern  zu  gewährende  Kuho  105  b  BGO.)  mindestens  für  jeden 
Sonn-  und  Festtag  sechiiuMldranig,  fttr  iwei  aafeinudflrfolgende  Sonn-  nnd  Festtage 
sechzig  Stiin<Ii-n  betragt; 

2)  die  Aih('if4<zcit  der  Handlungsgehilfen,  -I>elirlingo  und  -Arbeiter,  soweit  sie 
nicht  in  utfoiieii  Verkauf K^itdlen  beschäftigt  werden  (§  I39c  fiOO.^  eu  hOdlBtaDB 
2  Stunden  an  äonn-  und  Festtagen  beschränkt  wird; 

8)  eine  ortsatatotarMche  Regelung  der  Soonta^ruhe  (§  106  b  lUK).}  aodi  dahin 
ermöglicht  wird,  dafla  die  Z'Ulawnng  der  Beachiftignng  an  bcatimmto  Bedingungen 
geknunft  wird : 

4)  den  in  (  «ast-  und  Schankwirtschaften  besehlftiften  Personen  tuulidiEjt  an  jedem 
Bonn-  und  Feiertag,  niindtstcn»  aber  an  ]'odr>m  zweiten  Sonntag  der  Besucn  das 
Gottewlienstes  ihrer  Koufension  ermögUcht  wird  (§  lu5i  EGO.); 

■>)  die  Sonntagnnilie  auf  die  m  der  BinnenacliifCüirt  beachlftigien  Penonen 
ausgedehnt  wird.'' 

b)  15.  April  1907.  Resolution  zum  Etat  1907  Nacken  und  Gen.: 
Verordnung  betr.  Auenabmen  von  dem  Verbot  der  Scnmtagaarbeit  im  Ge- 
werbebetriebe (§  105  d  G.O.)    (Drucks.  Nr.  224).   —  16.  April  1907. 

SO.  Sitzung.    Angenommen  (Sten.  Prot  S.  813  D). 

c)  15.  April  1907.  Re.solution  zum  Etat  19Ö7  Srhack  nnd  Gen.: 
Vorarbeiten  für  eine  allgemeine  liegolung  der  Sonntagsruhe  (Drucks. 
No.  269).  —  16.  April  1907.  30.  Sitzung.  Angenommen  (Sten.  PJrot. 
S.  8140). 

d)  15.  April  1007.  Resolution  zum  Etat  1907  Bassermann:  Geeets- 
entwurt"  betr.  die  Sonntagsruhe  der  Binnenschiffer  (Drucks.  Nr.  246).  — 
IG.  April  1907.    30.  Sitzung.    Angenommen   Sten.  Prot.  S.  814  C). 

41.  Staatsarbeiter  and  -angeBtellteB.£.oalition8rechtNo.2ä  b. 

42.  Tarifgemeinschaften. 

19.  Februar  1907.  Antrag  von  ITompcsch,  Sobädler,  Spahn,  Gröbor 
auf  alsbaldige  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  zur  Sicherung  und  weiteren 
Ansgeetaltung  der  TarifgemeinsohafUn  awiadien  Arbeitgebeni  tmd  Arbeit- 
nehmern  (I^cks.  No.  19). 

48.  ünfalWerbOtnng  a.  auch  Bergbau  Nr.  7c,  d;  Sobwere  Li- 

dnatrien  Nr.  39. 

15.  April  1907.   Beaolataon  zum  Etat  1907  Nenner:  Oeaetsentwotf 


Digitized  by  Google 


—  319  — 

über  UnfallftlrMXge  bei  RetfcongBarbeitftn  (Drucks.  Nr.  246).  —  16.  April 
1907.   ao.  Sitsang.   Angeoonimtti  (Stea.  F^ot.  S.  815  B> 

44.  Unfall  Versicherung. 

15.  April  1907.  Resolution  znm  Etat  1907  Pauli  und  Gen. :  Gosetz- 
eutwaif  zur  Aufhebung  des  §  34  des  Gewerbeunfallversicheiunj,'Sitce8otze8 
vom  5.  Juli  1900  (Drucks.  Nr.  2G'6j.  —  16.  Apnl  1ÜÜ7.  '60.  Sitzung. 
Abgelelint  (Ston.  VroL  8.  815  B). 

45.  ünteri  rdi.scli  0  Betriebe  s.  Arbeitsdauer  Nr,  2a. 

46.  Ve rkehrspersoual  s.  Arbeitsdauer  Nr.  2a. 

47.  Wals-  and  Httttenwerke  s.  Schwere  Industrien  Nr.  89  b,  c^d. 

48.  Wftlswerkarbeiter  s.  Arbeitsdaner  Nr.  2e. 

49.  \VühuuQgäwe8eu. 

15.  April  1907.  Sesolntion  zum  Etat  1907  J&ger,  Hitze,  Faes* 
bender:  1)  Gesetzentwurf  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
minderbemittelter  Volksklassen  (T>nicks.  Nr.  282).  —  21  Tätigkeit  der 
Invalid  itätsversicherung  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens.  — 
18.  April  1907.  82.  Sitzung.  Begründet,  beantwortet,  angenommen  (äten. 
Prot.  8.  912  B  ff.).  —  8)  Befriedigimg  des  Wohnongsbedllrfiiiaaes  der  Ar^ 
beiter  und  Beamten  des  Eeichee  und  minderbemittelter  Volksklaseen. 
(Brucks.  Nr.  284). 

50.  Zelluloidfabriken. 

15.  April  1907.  Resolution  znm  Etat  1907  Albreoht  und  Gen.: 
Verordnungen  zur  Verhütung  von  UnglUckstUUen  in  Zelluloidi'abriken. 
(Dmeka.  Nr.  210).  —  16.  April  1907.  80.  Sitzuog.  Angenommen 
(Sien.  Prot  8.  818  B). 

51.  Zinkhütten  s.  Schwer©  Lidnstrien  Nr.  S9a,  d. 

52.  ZiukhUttenarbeiter  s.  Arbeitsdauer  Nr.  2e. 

B,  Bundesstaaten, 

(Zweite  Kammer  der  LandetAnde,  December  1905  bis  ICai  1907.) 

1.  Arbeitskammern,  Arbeiterkammern. 

19.  Dezember  l'^O'y  Antrag  Frenay,  Molthan  u.  Gon.  betr.  Einführung 
von  Arbeit.skaramern  lUrucks.  Nr.  10).  Antrag  Ulrich  u.  Gen.  betr.  die 
berufsständiache  Vertretung  der  Lohnarbeiterschaft  (Drucks.  Nr.  42).  — 
22.  Hai  1906.  Bericht  des  4  Ansschnssee  (Dnicks.  Nr.  209).  ~  7.  Jnni 
1906.  26.  Sitzung.  Antrag  Frenay  sostimmend,  Antrag  Ulrich  ablehnend 
erledigt  (Sten.  Prot.  &  617—622). 

2.  Arbeitsnachweise. 

19.  Dezember  1905.  Antrag  Frenay  u.  Gen,  betr.  Arbeitsnachweise 
(Drucks.  Nr.  11),  —  26.  Febr.  1907.  Bericht  des  4.  Ausschusses  (Drucks. 

1)  Vgl.  Boll.  Bd.  I  &  «8  tf.,  181  IL,  561  tt. ;  Bd.  n  8.  W,  161, 187.  286»  867, 696, 704. 
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Nr.  101).  —  22.  März  1907.  51.  Sitzung.  Beratun-  Sten.  Prot  S.  ia9ö 
—  14011  —  26.  M&rz  liK)7.  62.  Öitxiuig.  Zustinuaejid  erledigt  (Steu.  Prot. 

S.  1^22  —  1423). 

3.  Bauarb  eitersch  u  t  z. 

19.  Dezember  190Ö.  Aotxag  Ulrich  a.  Geu.  betr.  den  Bauarbeiter- 
sehiits  (Drucks.  Nr.  44).  —  Voretellnng  der  ZMitrtUcoinmiflBioik  der  Bm- 
«rbeiter  Hesmns  betr.  SchntEVoracJiriftea  fbr  Bauarbeiter  (Dmcks.  Nr.  102). 

4.  Btatdebatte. 

12.  Marz  1907.  41.  Sitzung,  Gast-  und  Schankwirtschafteu,  Gewerbe- 
aufsicht, Kinderschutzgesetz,  Kleider-  und  Wäschekonfektion,  Mal«  r-  etc- 
arbeiten,  Steinbrüche  und  Steiohauereieni  Tabakarbeiterschatz  (Sten.  Prot. 

ö.  1052—1070). 

5.  G  e  w  e  r  b  e  a  11  t  s  i  c  h  t  . 

19.  Dezember  1905.  Antiag  Frenay  imd  Geu.  betr.  die  Gewerbeauf- 
sicht  (Droeks.  Nr.  28). 

6.  Heimarbeit. 

11.  Februar  1906.  Antrag  Beinhart  betr.  Erhebmigen  ttber  die  Za- 

ständf^  in  der  Heimarbeit  im  Grossherzogtum  (Drucks.  Nr.  136).  — 
4.  April  1907.  Beri<  ht  des  4.  AiisscIiusMc.s  (Drucks.  Nr.  446).  —  8.  Mai 
1Ö07.   57.  Sitzung.   Zurückgezogen  t^Steu.  Prot.  S,  1549 — 1555). 

7.  K  I-  a  n  k  e  n  V  e  r  8  i  c  h  e  rn  T)  p-  <]  c  r  Dienstboten. 

19.  J  )azüjuber  1905.  Antrag  Prenay  und  Gen.  betr.  die  obligatorische 
Krauken  Versicherung  der  Dienstboten  (Drucks.  Nr.  12).  —  28.  A|)ril  1906. 
Bericht  des  4.  Ausschusses  (Dmcks.  Nr.  184).  —  7.  Juni  1906.  26.  Sitsung. 
Zustinunend  erledigt  (Sten.  Prot.  6.  617). 

8.  Staatsarbeiter. 

19.  Dezember  1905.  Antrag  Ulrich  und  Gen.  betr.  die  Axbeiter  und 
Hilfsangestellten  in  den  Staatsbetrleben  (Drucks.  Nr.  45). 

9.  Vereinef reiheit. 

19.  T>e7(>mb(>r  1905.   Antrag  Ulrich  und  Gen.  betr.  die  Vereins-  and 

VersamDihini.,'sfreiheit  (Drucks.  Nr.  40). 

10.  W  o  h  n  TT  n  f:r  f  ü  r  0  r  f;  e. 

19.  Dezember  llt<)5.  Anlra^ij^  Fronay,  v.  Brentano  und  Gen.  betr.  die 
gemeiimüizigen  Bau  vereine  y^Drucks.  Nr.  9j.  —  22.  Mai  1906.  Bericht 
des  4.  Anssohnsses  (Dmcks.  Nr.  207).  —  7.  Jnni  1906.  26.  Sitsong. 
Zastimmend  erledigt  (Sten.  Prot.  S.  617). 

Ii.  Airtriche.  Oesterreich. 

Aua  der  Thronrede  vom  19.  Juni  1907. 

GIdchen  ßcfarittes  mit  dcD  politiadien  Umwandlungen  sind  dfo  wiitsduiftlicbcn 

und  «'ozrnlrn  OriHiiIlüL'i  ri  i\<^  Staates  neu  pf^taltot  worden.  Wenn  mir  in  niciner 
frühen  Jugend  die  Aiit^^ahe  ward,  die  end^^üliiire  Ikifretuug  der  Bauenuchaft  von  den 
Grundlai^ten  £U  bewirken,  wenn  eeithcr  •iie  I^n>Uieit  des  bürgedlchen  Erwctbes  im 
vollen  Umfanjm  geschaffen  wurde,  so  hoffe  ich  zuvcrsiclitlich,  das»  es  nunmehr  fre- 
lingea  ivird,  ans  staatliche  Versichcrungsweecn  durch  die  Schaffung  der  Alteni-  und 
IaTalidiÜltTOiich«nuig  aassogertalten  und  so  für  «inen  großen  £eb  flnuarbtltig^ 
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Mitglieder  des  Gemeinwesens  ein  Werk  der  Meni*clilichkeit  und  sozialen  Gerechtigkeit 
la  vollenden.  Daraaf  abzielende  Vorlagen  sowie  solche  über  die  zeitKemaMe  Benirm 
der  ArbeiterTeräicherung  überhenpt»  die  auoh  auf  die  Seeleate  anagedoint  werden  aoili 
werden  an  Sie  gelangen. 

Nicht  minder  werden  auf  dem  Gebiete  des  ArbetterBchutzc8  im  AnschlusHe  an 
die  £x]^bnia9e  der  Beroer  Konferans  vom  Jahre  1906  KeBetzseberieche  Maasnahmen 
in  Benehnnff  auf  die  Naditarb^  der  Fhmen  in  gewerblichen  nÜntornehmnngen,  dee- 
^Mchen  im  Bergbaubetriebe  notwendig  «ein. 

Wichtige  nozial()olitische  JbVagen  siud  auf  dem  Gebiete  des  Bergbaubetriebes  ta 
lösen.  In  Aussicht  steht  eine  Raarm  der  Bergarbeiterrersicherung  sowie  eine  den 
Bedürfnissen  der  Zeit  und  den  neueren  wissenschaftlichen  Errungenschaften  ent- 
sprechende Reform  der  Berggesetzgebiuig.  Insbesjoridere  wird  Aleine  Begierung  den 
Reichi^rat  auch  mit  der  Frage  befassen,  ob  nicht  der  Staat,  im  Einklang  mit  den  an 
ihn  al»  Unterneiuner  gestellten  Anforderungen,  in  erw«tertem  Umfang  am  Kohlen- 
bergbau teilnehmen  soll,  um  sich  wenigstens  fÖr  den  Bedarf  der  eigenen  Unter- 
neihmungen  gegen  alle  Wechselfälle  zu  versichern. 

Gleiehmässig  mit  der  Pflege  der  matcricUca  Wirtschaftsinteressen  muss  die  der 
gei^ti>r•■n  Kultur  und  insbesomierc  der  Jugenderziehung  einhergehen.  Denn  jeder 
geistige  Erwerb,  dessen  <iie  Völker  Hiich  rühmen  dürfen,  ist  ein  Pfand  mehr  für  ihre 
künftige  Grösse.  Zumal  für  die  auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Völker- 
Bchichten  ist  die  Erlangung  nützlicher  Kenntnisse,  sowie  eine  sittlich  gefestigte  LdMlS- 
auffassung  das  Tomdunate  Mittel,  das  zu  einer  befriedigenden  Lebensstäiung  und 
hierdardi  m  staatserfaaHender  Ctarfnnung  führt. 

Die  Frage  des  Kiiiderschutzes  und  der  Jugendfürsorge,  die  ein  ernstes  gesell- 
•diaftspoUtiscnee  Problem  in  sich  schliesst,  wird  die  GeseLzgebong  nach  Terschiweuen 
Biditongen  besdilfligen. 

l.  Heimarbeit. 

Kefereatenentwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Kegelung  der  Arbeits- 
verli&ltnifMe  in  der  Heimarbeit  der  Kleider-,  Wftsche-  nnd  Sdrahwaren- 
konfektion  i). 

§  1.  Gewerbetreibende,  die  in  Ausübung  der  Erzeugung  von  Kleidern  (Männer-, 
Flauen-  und  Kinderkloidern),  von  Wüsche  und  von  Schuhwaren  oder  in  Ausübung 
des  Handels  mit  diesen  Gegenständen  die  Herstellung  dieser  Waren  durch  8tück- 
mdater  oder  durch  Heimarbeiter  besorgen  lassen  (Hauptunternehmer),  haben  dies  der 
Gewerbebchörde  dem  Standortes  ihres  Gewerbebetriebes  schriftlich  anzuzeigen.  Bedienen 
sie  sich  im  Verkehre  mit  den  Siückmcistern  «xler  Heimarbeitern  der  Vermittlung 
dritter  Personea  (ZwischenDeraonenj,  so  haben  sie  in  ihrer  Anzeige  auch  diesen  Um- 
stand nnter  Angabe  des  Nameoe  und  des  Standortes  der  Zwisehenpenon  bAannt- 
sogeben. 

§  2.  Stückraeister  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  jene  Personen,  weldie  die  for- 
melle Eigenschaft  von  Inhabern  der  betreffenden  Erzeugungsgewerbe  besitzen  und 
einerlei,  ob  sie  gleichzeitig  für  Kunden  arbeiten  oder  nicht,  für  Uauptunternefamer 
ausserhalb  deren  fester  Betriebsstätten  (HauptbetriebestStten,  Zweigetablissements  oder 
Niederlagen)  mit  der  Herstellung  von  Kleiflcrn,  Wänclie  oder  Schuhwaren  beschäftigt 
sind,  aierbei  bildet  es  keinen  Unterschied,  ob  die  titückmeister  die  lioh-  und  Hil^- 
Stoffe  zur  Gänze  oder  teilweise  selbst  lieistalen  oder  dieselben  mehr  oder  weniger  vor- 
gerichtet oder  unvorgcrichtet  beigsstelit  erhalten,  beziehungsweise  ob  dieselbea  HiLb« 
arl>eiter  verwenden  oder  nicht. 

Als  Heimarbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  jene  Personen,  welche,  ohne 
die  formelle  Eigenschaft  von  Inhabern  der  betreffenden  CSrzeugnngs^werbe  zn  be- 
sitzen, ansserhaiD  der  festen  Betriebsstätten  (Hauptbetriebsstitten,  Zweigetablissements 
oder  IVieder lagen )  ihrer  unmittelbaren  Arbeitgeber  fur  letztere  ohne  fremde  Hilfs.arlx'iter 
mit  der  Herstellung  von  Kleidern,  Wäsche  oder  öchuhwareo  beschäftigt  sind,  einerlei, 
ob  sie  die  Bob-  und  Hilfsstoffe  zur  Gfinze  oder  teilweise  selbst  beistellen  oder  dieselben 
m»ehr  oder  weniger  vorgerichtet  oder  nnvorgerichtet  bei-^psfoilt  erhalten. 

§  3.  Die  in  §  1  erwähnteu  Hauptunternehmcr  und  Zwischeupersonen  haben  ein 
YermdmiB  der  fon  ihnen  nnmittelbar  beschäftigten  Stflekmeieter  and  Heimarbeiter, 


1)  Der  hier  mitgeteilte  Entwurf  befindet  sich  gpgenwJlrtia;  im  Stadium  der  Begut- 
aebtODg  seiteiu  der  hierzu  berufenen  nichtparlamentarischcn  Kürpen-chaften,  trägt  also  den 
Charakter  einer  legisUtiTen  Vorarbeit  und  nisfat  eines  definitiTen  £egienmg8sntwarfes. 
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ebenso  die  titückmcieter  ein  Verzeichnis  der  etwa  von  Urnen  unmittelbar  bescbäfligteD 
Heimarbeiter  anculefKen,  fortlaafoid  io  genraer  firidenz  zn  halten  und  darin  Namai, 
Geburtsdaten,  Wobnun^,  Bcechaftigungrart  lowieBegiJiD  and  Ende  der  fieBcfailtignng 

dieber  Arbeiter  cr»tcbtlich  zu  machen. 

Hnaptaaternchmer,  vrclche  i^ich  im  Verkehre  mit  den  Stückroeietem  oder  Heim- 
arbeitern der  in  §  1,  Absatz  2,  erwähnten  ZwiHchcnpcrson«!  bedienen,  haben  überdies 
ein  Verzeichnis  dici^er  Zwif^chenperBonen  anzuiec;cn  und  fortlaufend  in  Evidenz  zu 
hallen  und  darin  Namen,  Wohnung  und  i3€»chärtignnfnrt  mit  Angabe  des  MMwtigen 
Berufes  dieser  Persona  crBichtlich  zu  machen. 

Die  in  diesem  Paragraphen  vorgeschriebenen  Vendchniase  sind  von  de»  znr  An- 
legung umi  Führung  dcrhfllttii  vfr[>riiolit(tcn  Arbeitgebern  in  von  dor  poIitiVchen 
Landt'bbehönle  zu  bestiniuieuden  Zt  itabsehnitteii  in  je  drei  Abschriften  der  Gewerbe- 
behörde  I.  Instanz  einzusenden  und  der  Anfbichtj>behörde»  iMriehnngsweise  dem  Gd> 
warbeinspektor  über  jedesmaliges  Verlangen  zur  Einsicht  vorzuweisen. 

Die  Gewerbebehörde  hat  von  den  ihr  regelmäeisig  vorzulegenden  Verzdcbuieab- 
schriften  eine  «ÄrzustäDdigen  Knmkcnkassa  und  eine  dem  xnetSndigen  Oewerbeinspektoar 
sosunii  Itcin. 

§  4.  Die  iu  Jj  1  erwähnten  Hauptunternehmer  und  Zwiechcnpersonen  haben  in 
jenen  Räumen,  in  welchen  die  Ausfolgung  der  Ailu  it  an  ilie  Stückmcietcr  oder  an  die 
Heimarbeiter,  beziehungsweise  die  Einlieferimjg  der  von  den  Btückmdstera  oder  von 
den  Heimarbiritem  hergestellten  Arbeit  vor  sich  jrdit,  durch  stets  leserlich  zn  erhal- 
tondon  An=^rhlnp  die  Bchtimmunpcn  diese-  flc^ctzr-,  die  etwa  r>(i:f.-(  (zten  Termine 
der  Ausfolgung  und  Einlieferung  von  Arbeit.  (Iii:  Art  uutl  Jli  he  d.  r  Luhuiiahlung  so- 
wie die  Fülle  und  dos  AuHmess  der  etwaigen  Lohnabzüge  bekanntzugeben. 

Die  gleiche  Verpflichtung  zum  Anschlage  trifft  in  Ansehung  iiim  ArbeitMlüttea 
auch  die  ötückmcister. 

Der  Inhalt  des  AnecblageB  ist  vorher  der  Gew^bebebüvde  wag  Gendimigung  «in* 
zusenden. 

§  ö.  Die  Hauptunternehmer  und  Zwischenpersonen  haben  den  von  ihnen  un- 
mittelbar beschäftigten  Heimarbeitern  auf  eigene  Kosten  ein  Lohnliuch  einzuhändigen. 

Das  Formular  der  Lotwbücher,  welches  die  einachiägigen  ßcBtimmungen  dieses 
Gesetees  zn  enthalten  hat,  wird  rom  Handelsmtnister  im  Verordnungswege  fet^tgestellt. 

Pas  r/"ihnl)urh  liat  lub.-'t  den  ^-l-liidiaen  Rnltriken  auch  Raum  für  die  vom  un- 
niitu  Ibaren  Arbeitgeber  oder  seinem  l>euuf traten  einzutragenden  Angaben  über  die 
jeUc:^maIige  Ausfolgung  Ton  Arbeit  und  Einlie&nng  denelwn«  Aber  die  goaUte  Ent- 
lohnung und  die  etwa  gemachten  Abzüge  auszuweisen. 

Da«  Lohnbuch  bleibt  in  \'erwahrunK  bei  dem  Heimarbeiter,  der  es  üiier  jed^- 
maligee  Verlangen  der  AufsichL^urgune,  MSidinngsweise  dem  Qewerbeinspektor  sur 
Einsicht  TonEUweisoi  beipflichtet  ist. 

Stnckmeister  sind,  einerlei,  ol>  sie  mit  Hilfeaibeitem  oder  ohne  solche  arbeiten, 
von  dm  sie  nnriiittelhar  heschäftiLTiidon  Untenielimcrn  mit  Ablieferungsbüchem  zn 
verächeu,  auf  weiche  die  Voruchhften  der  vorhergehenden  Absätze  sinngemäss  An- 
wendung SU  finden  haben. 

§  G.  Atif  die  I><  Anzahlungen  an  die  Heimarbeiter  finden  die  Vorschriften  der 

t78  bis  78  c  der  Gewerbeordnung  und,  falls  auf  Rechnung  des  Lohnes  den  Arbeitern 
dhnungen  überia«sen  werden,  ubcrdieB  auch  die  Voraclmft  des  §  74,  Absatz  4  der 
Gewer beord  n  1 1  n  p  \  n  \\  e  n  d  u  n 

iSofem  die  lleiaiarUiier  unmittelbar  vom  llauptuntcrneLmer  oder  Zwiechen- 
personen  beschäftigt  werden,  welche  einer  Gewerbegenossenschaft  als  Mitglieder  ange- 
nöreo,  bei  der  über  das  Arbeit^iverhältnis  Vereinbarungen  im  Sinne  des  ^  ]l\h  der 
Oeweri>eordnung  in  Kraft  bestehen,  finden  diese  Verembarungen  auch  aui  die  be- 
treffenden fTeimarheiter,  .sofern  beziii^lleh  der  letzteren  nach  §  7,  Ah.-atz  1,  Bichl  ettnt 
besondere  Vereinbarungen  getroffen  werden,  sinngemässe  Anwendung. 

Um  die  Einhaltung  dieser  Vmlnbamngen  zu  fll^erwachen,  die  Entatehmiff  von 
Differenzen  am  r|pn^e{]»en  zu  verhüten  und  bei  entstehenden  Differenzen  zu  vernnttehi, 
ist  eine  aus  miudesteDb  beths  Mitgliedern  und  einem  Vorsitzenden  bestehende  Kom- 
mission einzusetzen. 

Die  eino  Hälfte  der  Kximmissionsniitglietler  wird  von  der  GVnoj^pcnseliaftsver- 
aammlung  aus  der  Mitte  der  Gcuosseuschaftsmitglieder  und  die  andere  IJalttc  wird 
von  der  OehilÜBnTenammlnng  aas  den  Beüien  der  Gehilfen  oder  der  Hsimiirbeitflr 

gewählt 

Als  VoTsitsender  wird  von  der  Anidchtsbdifirde  ein  tmbeteüueter  Fachknndin' 
«msiint.  • 
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Die  KommiMioa  kann  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  ffür  die  GeUang^aaer  der 
getroffen«!!  VeardlnbArongra  bestellt  werden. 

Die  Kon)mi»«ion  hat  eine  Geschaftsordniini:^  zu  hotiohlif^^son,  welche  von  der  Auf- 
sichtsbehörde  nach  Anhöniog  der  Genoeewischaf taveraam m Iii  ng  und  der  üebüfcuvor- 
Mmmlting  genehmigt  wird. 

^  7.  Oeiiosst  nechaften  <ler  betreffenden  Erzeupungegewerbe,  welchen  Hauptuoter- 
Bchmer  and  Blückmeieter  in  aikset&c  Zahl  ab  Mitglieder  angehören,  können  nach 
Has^be  des  §  114b  da*  Qemrbeordnnng  aneh  beaondere  Vereinbarungen  tiber  das 
Arbeitäv'erlulltnis  der  Uauptunleni<]uawBr,  beddrongawetM  der  BtOckmeister  mit  den 
Heimarbeitern  bcfchliessen. 

Ao  der  bczugiicheo  Bentang  nnd  fieachlnaelaBsung  der  Gcn«xj^nftcliaft,  be- 
ziehungsweise der  uenoegcnschaftaversammtung  haben  öl>er  Einladung  der  üenosseo- 
st'haftsvorstchung  oder  über  eigenes  Verlangen  die  im  Genossenschattssprengcl  ihren 
Standort  l'csiuenden,  der  ( It  nschaft  nicht  ali«  Mitglieder  angehörenden  Haupt- 
Unternehmer  (Inhaber  der  bezüglichen  fabrikamäaeig  betiiebenen  Gewerbeuntemeh- 
mongen  «owto  Inhaber  der  beai^lichen  HanddMgewortw)  mit  beecfaüeMender  Btimme 
teOsnnehmen,  falls  sie  den  Vrreinhnrungen  beizutreten  bereit  =ind. 

An  der  bezüglichen  Beratung  und  Befehl u»sfa<sujig  der  «iehiifenversammlung 
hnlien  in  diesem  Falle  über  Aufforderung  des  Gi  hiltenauHHchus^eR  oder  über  eifiijenea 
Verlangen  die  von  den  aus^erhulli  der  ( n-nossenschaft  stehenden  J fanptuntcrnchmern 
beschäftigten  Heimarbeiter  duicli  eiuü  uugcmessene  VertretiniL,'  mit  beHohliesscndcr 
Stimme  teilzunehmen. 

Die  so  zu  beschlieesenden  Vereinbarungen  können  nach  den  verschiedenen  Unter- 
nehmerkategorien nach  Bedarf  Tcrradueden  gestaltet  werden  und  haben,  wenn  die  die 
RJf  hrhrit  d.  r  TTciinnrl-f  ifor  bet*chüftigende  Alehrheit  der  ausserhalb  der  Gen()»*8enechaft 
Bteheiiden  Hnuptunternehmer  zugeHÜmiut  hat,  auch  g^cn über  den  nicht  zustimmenden 
Plauptunternchmern  dieser  B^t^orie,  besiehangsweiee  gq^über  den  HeioMurbeiteni 
derselben  hin'iciulc  Kruft. 

Bei  Zuitaiidckouuuea  der  in  den  vorangehenden  Absätzen  erwähnten  Verein- 
barunfrcn  ist  auch  für  eine  an t.'eiii(  s-.ene  Vertretung  der  ausHerhalb  der  Genossen -chaft 
Btchenden  Uaupiuntemehmer  und  ihrer  Heimarbeiter  in  der  nach  §  6,  Absatz  3  u.  Ii, 
gebildeten  Kommission  Soige  zu  tragen. 

§  8.  Die  im  §  6  Absatz  2  erwähnten  Genossenschaften  können  anc}i  l>eHchIieflsen, 
dass  alle  oder  einzelne  bestimmte  Punkte  der  nach  §  7  zu  stände  kommenden  Verein- 
barongen  auch  auf  diejenigen  SMIdontistcr  Anwendung  m  finden  haben,  weldie  ohne 
Verwendung  von  flilisaibeitan  fOr  die  der  Qenosaensdbaft  angehflreoden  Hauptunter- 
nduner  tätig  sind. 

Ebenso  können  diese  Genossenschaften  für  den  Geschäftsverkehr  der  denselben 
anhörenden  Hauptunternehmer  mit  den  Stückmeistem  nach  Bedarf  abgestufte  PreiS' 
tanfe  und  Zahlungsbedingnisse  vereinbaren. 

Die  Beächlussfassung  hat  in  den  in  Absatz  1  und  2  erwähnten  Fällen  in  nach 
den  Geschäftsgruppen  der  Hauptuntemehmer  und  der  titückmeister  einzurichtwden 
Fachs^onen  (§  12G,  Absatz  2,  Ut  k  der  Gewerbeordnung)  oder  in  sonst  innerhalb 
der  Genossenschaft  abgr>ionderten  Venammlungen ,  nnd  «war  in  jeder  Gruppe  mit 
Zweidrittelmehrheit  zu  erfolgen. 

Für  den  Beitritt  der  ausserhalb  der  GenosHenseiiaft  stehenden  Hauptuntemehmer 
zu  den  in  Ah-satz  1  und  2  ersvfihnten  Verein haninpen  pehcn  hinn;jr(  niSss  die  Vor- 
schriften des  §  7,  Absatz  2,  mit  der  Masfigaiie,  dmn  diet^u  HHupiunteruehmcr  an  der 
Besohl  ussfasBUng  der  Gruppe  der  genoseensdiaftlichen  Hauptuntemehmor  tsilwinehmen 
iuben. 

§  9.  Behufs  Ueberwachung  der  Einhaltung  der  im  §  8,  Absatz  1  und  2,  erwähnten 
Vereihbuungen  sowie  behufs  Verhütung  und  Entscheidung  von  Differenzen  aus  dicsoi 
Vereinbarungen  haben  die  Genoesenschaftea  besondere,  paritätisch  zusammeogesetcte 
schiedsgerichtliche  Institutionen  im  Sinne  des  §  11t,  Absatz  3,  Ht  h,  Alinea  2  der 

GewerKeordnung  zu  bestellen,  in  welchen  den  den  Vcreinbarun.L'en  beitretenden,  auf^ser- 
baib  der  Genossenschaft  stehenden  Hauptnntcrnt hnjern  eine  angemcfisene  Vertretung 
einanfiumai  ist 

?;  10.  Die  in  den  7  nnd  8  für  das  Zustandekommen  der  bezüglichen  Verein- 
barungen aufgestellten  Vorschriften  haben  auch  in  AnsehunK  ihrer  Abänderung  sowie 
In  i^iMbung  aar  Anfliebnng  der  nicht  für  bestimmte  Zeit  gesenlossanen  Vereinbarungen 
an  selten. 

§  11.  Die  in  den  §§  7  und  8  erwähnten  Veidnbamngeo  sowie  die  Abänderungen 
dttBeUMBi  aind  von  der  politiaehen  lündeabdifiide  an  g^ehmigen,  welche  voifaar  die 
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beireffende  Handels-  und  Grewerbekaramer  anhört.  Die  genelimigtea  Verein baningen 
rind  von  der  politischen  LandedidifiTde  entsprechend  zu  verlautbaren. 

Die  Anfnebaog  der  im  vorangehenden  Absätze  erwähnten  VeränbaningeD  ist 
von  der  betreffenden  Geno^nschatt  der  politiachen  LaodeabehArde  sar  Kenntois  sa 
bringen  mul  von  die-er  Behörde  der  Handels-  und  Qewerbekammer  mitsateileD  towie 
entsprechend  zu  verlautbaren. 

§  12.  Als  Heimarbeiter  dürfen  PwBonen,  wddi»  dM  18.  Laben^alir  nodi  vkht 
yollendct  haben,  nicht  v< Tv  nTi  lct  wiTdcn. 

Die  gelegentliche  Verwi^nduu^  von  Familienmitgliedern  de»;  Hdmarbeiterä  durch 
diesen  ZOT  vorübcrgdionden  Aushilfe  begründet  in  der  Person  dieser  Familienmit- 

§ heiler  an  sich  nicht  die  Eigenschaft  dos  Hcimarbeiteni  im  Sinne  dieses  Gcset;^es,  doch 
ürfen  Kinder  vor  vollendetem  12.  Lebensjahre  auch  zu  derartigen  gelegentlichen 
Auöhilfsurbciten  nicht  herangezogen  werden. 

§  13.  Die  Verwendang  fremder  Hilfsarbeiter  und  Lehrlinge  ist  dem  Heimarbeiter 
noterragt  und  wird  ab  unbefugte  (llewerbcausübung  geahndet. 

Desgleichen  ist  dem  Heimarbeiter  die  Uebcrnanme  von  Knndenarbeiten,  d.  h. 
von  Arbeiten  unmittelbar  für  den  Konsum,  nicht  gestattet. 

§  U.  Das  Arbeitsverhältnis  der  Heimarbeiter  sowie  die  dem  Verkehre  mit  den 
Heimarbeitern  dienenden  ArbeitHräumc  und  die  zur  Arbeit  verwendeten  Wohnräume 
der  Heimarbeiter  unterliegen  der  Beaufsichtigung  durch  den  zuständigen  Gewerbe« 
inepektor. 

jyet  Glewerbeingpektor  hat^  wenn  er  an  den  Arbeits-  und  Wohnräumen  oiler  in 
der  Art  der  Ari>eiteverrichtung  m  der  Heimerbeit  wesentliche  Uebdstinde  hygieniech^ 

Natur  wahrnimoit,  welche  die  Gesundheit  der  Heimarbeiter  und  deren  Familien  oder 
des  Publikums  erustitch  zu  gefährden  geeignet  sind  und  über  Verlangen  des  Gewerbe- 
inspektors  nicht  behoben  werden,  an  die  Aufsichtsbehörde  die  Anzeige  zu  erstatten. 
Die  Aufsichtobehörde  hat  zunächst  die  zur  Behebung  dieser  Uebelstände  notwoidiflnx 
Verfö^mgcn  zu  veranlassen  und  kann  zu  diesem  Behufe  erlorderUchen  Fallm  den 
bezüglichen  Arbeitgebern  die  Ausfolgung  mid  dem  Heimarbeitar  die  Uebenahme  and 
Besorgung  der  Heimarbeit  verbieten. 

Im  Talle  von  Epidemie  oder  ansteckenden  KranUieitcn  kann  die  Aufsichts- 
behi'irde  von  Amts  wegen  oder  über  Antrng  der  betreffenden  Gemeinde  alle  oder  be- 
stimmte Wuhostätten  der  Heimarbeiter  als  für  die  Voniahme  von  Heimarbeit  ge- 
tdüoesen  erklären. 

Diese  Erklärung  kann  im  Bedarfsfälle  öffentlich  kundgemacht  werden. 
15.  Die  Heimarbeiter  unterliegen,  wenn  sie  nicht  ohnehin  schon  als  ecwerbüdbie 
Hilfsarbeiter  versichert  sind,  der  Krankenversirhernng.Hpflicht.  Die  näheren  VorBchriften 
über  die  DuFcbführung  der  Krankenversicherung  der  fielmarbcitief ,  insbesondere  auch 
die  Vorschriften  darüber,  wer  bei  E^llung  der  Erankenveroicherungspflicht  der  Heün- 
nrbnitcr  als  Arbeitgeber  an^tusebcn  i.^^t,  werden  vom  Minister  des  Innern  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Bandeisminister  im  Verordnuugswege  crIaABeu. 

In  gleicher  Weise  kann  für  die  EnakeDTen&heiniog  jener  StQckmdster,  die  keine 
HUfisarbeiter  beschäftigen,  insofern  TOii^eeorgt  werden,  als  diese  Personen  nicht  etwa 
beteits  auf  Grund  ihrer  genossenschafthdicn  Mitgliedcrschaft  für  den  Erkrankungsfall 
▼enichert  sind. 

g  1&  Der  Handeleminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern 
nach  AnhOrong  der  Handele-  and  Oewerbekammem  und  der  betreffenden  Genossen- 
schaften von  Amts  wegen  über  Antrag  einer  Gemeinde  oder  des  Gewerbeinspektors  in 
bestimmten  Gebieten,  bezw.  bestimmten  Arbeitszweigen  die  Hdniarbeit  im  Verordnungs- 
WQge  gänzlich  untcrsagm. 

der  Gewerbeordnung  ga&hndet. 

§  18.  Soweit  in  einzelnen  Fällen  die  Heimarbeiter  aln  solche  al^*  gewerbliche 
Hüfisarbeiter  nach  der  Gewerbeordnung  zu  behandeln  sind,  finden  auf  dieselben  die 
Vorsdiriften  dieses  Gesetaea  nor  insoCsm  Anwendung,  als  aie  besondere,  weitergehende 
Bestimmungen  enthalten. 

§  19.  Der  Handelsmini«»t«!r  kann  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministe  des  Innern 
im  Verordnungsw^e  die  Anwendung  aller  oder  einzelner  VocKhriflan  diesea  Oeaatess 
auch  auf  beetimmte  andere  Zweige  der  Heimarbeit  verfügen. 

§  20.  ÜNeees  Gesetz  tritt  mit  Ausnahme  des  §  15,  dessen  Bestimmongen  gleich- 
zeitig mit  der  daselbst  erwähnten  Ministerialveraidnang  inKialt  treten,  aecna  Monat« 
nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

§  21.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Oesetaea  ist  Mein  Handelsminister  im  ver- 
nahmen mit  Meinem  Hinister  dea  Innern  betraat. 
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2.  Gesandheitsgefahrltolie  Industrien. 

a)  GesetzoT^t^vurf  (soz.-dem.  P.)  betr.  die  HerateUiug  von  ZUndfafilschen 
und  anderen  Zündwaren. 

S  1.  WdBWT  oder  gelber  Phosphor  darf  zur  Ucr^tcUucg  von  Zündhölzchen 
und  anderen  Zundwaren  nicht  verwendet  werden. 

Zündwaren,  die  QOter  Verweodung  von  weissem  oder  gelbem  Phoenbor  herge- 
atellt  sind,  dürfen  nJeht  gewerbuniesig  feilgehalten,  verkauft  oder  eooet  in  Verkäir 
gebracht  werden. 

Zündwaren  der  bezeichneten  An  dürfen  zum  Zweeke  gewerblicher  Verwendung 
nicht  in  des  Inland  eingeführt  werden. 

Die  TOrbtehenden  Bestimmungen  finden  auf  ZOndbäoder,  die  zur  EntKÜDduDg 
von  OrubenBicherheit8lanipen  dienen,  keine  Anwendung. 

§  2.  Zur  gewerbstuäs-Hi^rcii  Erzeugung  von  Zündhölzchen  dürfen  nur  sc  ^  ]ie 
Zündmassen  und  Auetnchmafifieu  verw^det  wradeo»  deren  Anwendung  vom  k.  J^;. 
Mlniflterium  des  Innern  im  Efoyernefamen  mit  dem  l.  k.  HkndeltaiiDLrtienmn  geetettet 
wurde. 

Dm  k.  k.  Ministerium  den  luiitm  wird  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem 
k.  k.  HandeUminiHterhim  die  Gestaltung  der  Anwendung  der  einzelnen  Zün  dm  aasen 
nnd  An8trichmaBi»en  von  der  Erfüllung  bestimmter  Bedingungen  in  Bezug  auf  die 
Betriebseinrichtungen  sowie  in  Bezug  auf  die  Verpackung  der  in  den  Handel  ge- 
langenden Zündhölzchen  abhängig  zu  machen. 

Die  Ge werbein Jiaber  sind  berechtigt,  beim  k,  k.  Miniatoium  des  Innern  um  die 
Genehmigung  der  Anwendung  neuer  Zündmeseen  und  AneäcbmeMCn  unter  Angabe 
voii  dl  Ten  Zu.-<amrnc'nBet7,ung,  der  geplanten  Fahrikatinnevorgftnge  und  der  geplanten 
Verpiiekung  der  zu  erzeugenden  Zündhölzchen  anzusuchen. 

§  3.  Da."  k.  k.  Ministerium  des  Innern  wird  ermächtigt,  im  l<'inYernehmen  mit 
dem  k.  k.  Handeleminiaterium  Rezepte  neuer  Herstellungsver  fall  reu  für  Züiidhöl/ehen, 
welche  für  die  Gesundheit  und  die  Sicherheit  der  Arbeiter  in  dm  Züiidhükchen- 
fabrikcn  und  des  Publikums  be,-:on<lere  (lewälir  bieten,  /u  erwerben  und  den  Febri- 
kanten  gegen  Entgelt  oder  auch  unentfeltüch  zur  Verfugung  zu  «teilen. 

S  4.  Die  Gewerbetnepektoren  dnd  befugt,  in  allen  Bemebcn,  wo  ZihidliSbsdben 
oder  andere  Zündwaren  erzeugt  werden,  Proben  von  den  zur  Verwendung  gelangenden 
Chemikalien,  Zündmassen  und  Anstridiiua^^en  üowie  von  den  fertigen  Zündwaren  zu 
entnehmen.  Für  die  Entnahme  und  Untentuchung  dieecr  Proboi  sowie  für  die  K<ni- 
trolle  des  Verkaufs  von  Zündwaren  finden  die  Bestimmungen  des  QeeetM  vom 
16.  Jänner  1896,  RGBl.  No.  80  ex  1897,  Anwendung. 

§  5.  Bei  Zuwiderhandlung  gegen  §  1  diehes  Gesetzes  werden  die  Schuldtragen- 
den mit  Geidbnaeen  bis  zu  4000  Kronen,  bei  Zablungaonvermögen,  bei  besonder»  er- 
schwerenden tJmatXnden  «owie  im  Wiedaiiolnngefidl  mit  Arreetatnifen  bis  zn  6  Moneten, 
Gewerbetrrü  rndp,  bei  denen  vorangegangene  wiederholte  Bestrafungen  pieh  als  frurht- 
lOB  erwiebeo  haben,  mit  Entziehung  dw  Gewerbeberechtigung  für  beetironite  Zeit  oder 
fSx  immer  bestraft;  bei  Zuwiderhandlung  gegen  §  2,  At^.  1  werden  die  Schuld- 
tngeoden  mit  Geldbussen  bis  zu  2000  Kronen  bezw.  Arrest  bis  zu  3  Monatm,  bi  htraft. 

Neben  der  Strafe  ist  auf  Einziehung  der  verbotswidrig  hergestellten,  eingeführtou 
oder  in  Vorkehr  gel>rachten  (legenstande  zu  erkennen,  ohne  IJntcrschied,  ob  sie  dem 
y^rorteilten  gehören  odor  nicht.  Ist  die  Verfolgung  oder  die  VerorteUung  dner  be- 
stimmten Penon  nidht  «nefahrber,  eo  iet  «of  die  £iiutdiOQg  eelbatändig  za  erkennen. 

§  6.  Die  Vorschriften  des  §  I,  Abs.  1  und  3,  sowie  des  §  2  treten  am  1  Jnli 
1911,  die  des  §  1,  Abs.  2,  am  1.  Jänner  1912,  die  übrigen  Bestimmungen  mit  dem 
Tilge  der  Kunomeelrang  dicsee  Geeetees  in  Kmft. 

b)  Gesetzentwurf  (soz.-dem.  F.)  betr.  die  Verwendung  von  Bloiweiss 
and  bleihaltigen  Farben  sowie  die  Herstellung  und  den  Verkauf  von  blei- 
haltigen FimiH8en,  ßikkativen  und  Lacken. 

§  1.  Die  Verwendung  ron  B1eiwei!^->  und  bleiwcisshaltigen  Farben  jcn  eilen  Arten 
von  Zimmermaler-,  Anstreicher-  und  Lackiererarbeiten  ist  untersagt. 

§  2.  Die  Verwendung  von  Blei  und  Bleiverliindungen  zur  Herstellttne  TOn 
Firnissen,  Sikkativen  und  Lacken,  der  Verkauf  solcher  f  irnieeei  Sikkative  nndXecke 
sowie  deren  Verwendung  ist  untersagt. 

§  A.  Bleiweii^s  und  Farben,  welche  Bleiweif^s  und  sonstige  Bleiverbiudungen  ent- 
halten, dürfen  nur  in  solchen  Verpackungen  oder  Gefäs^en  in  den  Handel  gebracht 
<id«r  ▼onStig  gehalten  werden,  auf  denen  in  augenfälliger  Weise  die  BeMchnung 
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„Blciwei8i4'S  „blciwcis8balti{^  Imbw.  „bleihaltig'*  sowie  die  Anfacltrift  tßiHf*  oder  die 
iibliche  Totenkopfbczeichnung  aogebncht  ist. 

§  4   Das  V.  k.  MiuiHiteriom  des  Innern  kann  im  EinTern^men  mit  dem  k.  k. 

Handelsmitiiätcrium  Ausnahmen  von  den  Bentirainungen  det-  §  1  L'pstattt'n,  insoweit 
solche  für  bestiouute  Zwecke  techniH>ch  notwendig  crHcheioen.  üieichzeitig  mit  der 
Publikation  dieser  Ausnahmen  hat  die  Publikation  der  für  jede  denelben  geltenden 
Sohutzmassre^cln,  in  die  etets  da-*  Verbot  des  TrorkAnschlciforrM  aufzunehmen  ist,  zu 
erfolgen.  Au.^iiakuiHlod  verboten  jeduch  ist  die  Verwendung  von  Bleiwei&»  uud  blet- 
weiiwieltigen  Farben  zu  allen  auf  Neubauten  und  bei  AdeptieraDgen  aiusafQhxeiideii 
2iiiiinemialcr-,  Anstreicher"  und  Lackiererarbeiten. 

§  5.  Die  Qewerbcinspektorcn  sind  befugt,  in  den  Gewerbebetrielbeo  der  Zimmer- 
iiialor,  An^tn'icher  und  LiickitTtT  .sowie  an  allen  Orten,  an  denen  Ziramermalcr-,  An- 
streicher- und  Lackicrerarbcitou  verrichtet  werden,  ferner  an  den  Uer^tcUangaorteo 
von  Fimiasen,  Bikkativen  und  Lacken  Proben  von  den  zur  Verwendung  und  xnr  Br- 
zengunpr  gelangemlrn  Suhitanzru  zn  rntnchmrn.  Für  die  Entnnhiuc  und  rnterr^nchnn  g 
dieser  rrobon  sowie  für  die  JvunlroUe  dtas  Verkaufs  von  allen  Arten  von  Uleifarben, 
bleihaltigen  FirniB^en,  sikkativen  und  Lacken  finden  die  Bestimmungen  deeOeeetsee 
vom  16.  Jänner  18:)6,  RGBl.  No.  80  ex  181)7,  Anwendung. 

§  6.  Bei  Zuwiderhandlung  gegen  §  1  dieses  (iesetzes  werden  die  Schuldtragenden 
mit  (Jeldbussen  bis  zu  2(XK)  Kronen,  hei  Zaliluntf-^nnverniögen,  bei  besonders  er- 
schwerenden Umatandeo  sowie  im  Wiederholungsfall  mit  Arrc»ts(rsfen  bis  zu  3  Monateo, 
Gewerbetreibende,  bd  denen  vorausgegangene  wiederholte  Bestrafung  sich  als  frueht- 
lo.«  orwii'-pn  haben,  niit  Entziehung  der  (Tewerhnberechtigung  für  bostimmte  Zeit  oler 
für  immer  beHlralt.  Denselben  Ötrafen  unterlieg;!  die  Herstelluug  bleihaltiger  Fimium, 
Sikkativo  und  Lacke.  Der  Verkauf  und  die  Verwendung  solcher  Firnis,  Sikkative 
und  Lacke  sowie  Uebortretungen  des  §  3  werden  mit  Ueldbassen  bis  zu  lOOU  Kronen, 
bezw.  mit  Arrest  bis  zu  6  Wochen  bestraft. 

Neben  der  Strafe  ist  bei  Zuwiderhandlung  gegen  die  §§  2  und  3  auf  die  I'in- 
ziehung  der  verbotswidrig  hergestellten  odec  in  Verkehr  gebntchten,  bezw.  der  nicht 
gemiss  den  Bestimmungen  des  §  3  b«Edchneten  O^^stande  an  eirkennen,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Verurieilien  «rehnren  oder  nicht.  Ist  die  Verfolgunir  oder 
die  Verurteilung  einer  bestiuimtfU  Person  nicht  ausiülubar,  »o  ist  auf  die  Einziehung 
oelbstiindig  zu  erkennen. 

g  7.  Dieses  Geeetx  tritt  ein  Jahr  nach  mner  Kundmachung  in  Kratt 


Kinderarbeit. 

Senat.  5.  Dezember  1906.  GeiMtaentwuif  Bereridge,  1.  und  2.  Lesong, 
Ueberweiscmg  an  die  Kommission  für  Erziehung  und  Arbeit 

Gesetzentwurf  botr.  die  Verbindeniog  der  Beschäftigung  von  Kindern 

in  Fabriken  und  Br  ri^'u  crkon. 

Art.  1.  6  Monate  nach  der  Annahme  dieses  Cresetzes  soU  keine  über  die  Grenzen 
eines  Einzelstaates  hinaus  Güter  befordr  rnde  Transportunteroehmung  Produkte  einer 
Fabrik  oder  einep  BerL'werks  liefönlern  oder  zur  Beförderung  nnnchnicn,  welche  ihr 
von  der  die  betreffende  Fabrik  oder  das  Ikrgwerk  innehai>cudi;ii  oder  betreibenden 
Firma,  Person  oder  G^llschaft  otlor  von  deren  Beamten,  Agenten  oder  Dienstpersonal 
cur  Beförderung  in  einen  anderen  Staat  oder  ein  anderes  Territorium  als  jene  ange- 
boten sind,  in  welchen  die  betreffende  Fabrik  gelegen  ist,  wemi  in  einer  solchen  Fabrik 
oder  in  einem  ^■olehen  Bergwerk  Kiodef  im  Alter  von  weniger  als  U  Jahren  beschäftigt 
werden  oder  arbeiten  dürfen. 

Art.  2.  Keine  solche  Transportunternehmung  soll  die  Produkte  einar  Fabrik 
oder  eines  Berpverks ,  die  ihr  von  einer,  diese  Falirik  oder  diet^es  Bergwerk  inne- 
habenden oder  betreibenden  Person,  Firma  oder  Gesellschaft,  oder  von  deren  Beamten, 
Vertreter  oder  Dienstpenonal  zur  B(^Rirderiing  angeboten  werden,  befOcdem  oder  zur 
Befördrrunfr  annehmnn,  wenn  nicht  der  Präsident  («ler  der  Sekretär  oder  der  Direktor 
dieser  CieBeilschaft  oder  ein  Mitglied  dieser  Firma  oder  die  Person,  welche  eine  solche 
Fabrik  oder  ein  solches  Bergwerk  innehat  oder  betreibt^  bei  ihr  ein  Affidavit  hinter- 
legt hat,  ans  dem  herrorgeht,  dass  Kinder  im  Alter  von  weniger  als  14  Jahren  in 
d&sr  Fabrik  oder  in  diesem  Bergwerk  nicht  beschäftigt  sind. 


III.  Etats 


Vereinigto  Staaten, 
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Art  3.   Die  Form  eines  solchen  Affidavits  ist  YOm  Sekrelir  des  Handel»-  und 

Arbeitsdppnrtpmnnts  vorzu-t;hreiheii.  Xiuh  Hintorlegung  des  ersten  Affiilavits  \g.t  ein 
el^ches  an  oder  vor  dpin  1.  Juli  und  an  oder  vor  dem  31.  DezeinlM-r  jeden  Jabrca 
bei  der  TniDsportanternehinung,  welcher  die«e  Fabrik  oder  dieses  liergwerlc  Produkte 
rar  Befördemng  anbietot,  zu  hinterl^en;  und  nach  dem  ersten  Affidavit  aollen  auch 
die  folgenden  konstatieren,  dasn  keine  Kinder  im  Alter  Ton  wenitrer  al«  14  Jahren  in 
der  genannten  i'^abrilc  oler  iti  Hein  iii'naniitfii  I^crf^wi-rk  be-ch;ittii:(  »iud  oder  arb<'iion 
düurfeu  oder  in  der  genannten  i^abrik  zu  irgend  einer  Zeit  im  Laufe  der  vorhergeheudcn 
6  Momite  bescUlftigt  worden  sind  oder  aroeiteD  durften. 

Art.  4.  Jeder  Üf^amfc  o  Irr  Vertreter  einer  Transportunternehmung,  der  an  einer 
Ueberirelung  diosea  Gesetzen  Xuii  hat,  oder  der  wissentlich  eine  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  übertritt,  ist  für  jede  Uebertrctung  mit  einer  Busse  von  1000  oIb 
10000  Dollars  oder  mit  Gefängnis  von  1  bis  zu  6  Monaten  oder  mit  beiden,  Busse 
und  Gefängnis,  nach  Ermessen  des  Gerichtshofes  zu  bestrafen.  Jede  Person,  welche 
auf  Grund  dieses  Gesetzen  ein  hit^rin  vorgesehenes  Affniavit  hinterloLren  ^uW,  oder 
welche  uulerÜMt  oder  «ch  weieert,  ein  aokbm  Affidavit  su  hiuterl^^,  oder  weldie 
in  eioem  soldien  Affidavit  falsche  Angaben  macht,  ist  mit  einer  Bnaee  Ton  5000  bia 
2O000  Dollars  oder  mit  fJpfängnis  von  3  Monaten  bis  zu  1  Jahr,  oder  mit  faeideOf 
Buäse  und  Gefingois,  nach  Ermessen  des  Gerichtehofes  su  bestrafen. 

IV.  Finlande.  Finnland'). 

(Landtag.) 

1.  Backereiarbeiter. 

4  /17.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Regiarnngsgesetsentwurfes  betr.  die 
Arbeit  in  B&ckereien  (Drucks.  Nr.  14). 

2.  Gewerbegesetzgeb uiiix. 

12./25.  Mai  1907.  Vorlage  eines  liegieruugseatwurfes  m  einem  Ge- 
werbegesetz (Drucks.  Nr.  IG). 

Y.  France.   Frankreich  '). 

(Januar  bit»  Juli  1907.) 

1.  Achtstundentag  in  'Ion  Bergwerken  (Bd.  T  R.  012  Nr.  1). 
eil.  d.  D.    18.  Marz  11)07.    Vorlage  eirifR  Bericiites  ]jeon  Jauet  betr. 

den  Gö.stiti403vorschlag  Baaly  zur  Beschriiukuug  des  Maximalarbeitstages 
in  den  Bergwerken  auf  8  Stunden  (Doo.  pari.  No.  850).  ^  28.  Joni  1907. 
Vorlage  eines  im  Namen  der  BergwerkskommiBsion  erstatteten  Xachtrags- 
bcrielites  durch  den  Abii.  Jnru^t  (Doc.  pari.  No.  1120).  —  6.  Juli  1907, 
1.  Beratung.   Dringlichkeitserkläruug.  Annahme. 

2.  Arbeiterpensionen  (Einselnäukunu'  der  Glücks.spielo'l. 

Ch.  d.  D.  25.  Jan.  1907.  Vorlage  eines  Gesi  ueavorschlages  Antide 
Boyer,  betr.  die  EiusciiiÄnkung  und  Heglemeatiüruug  der  Olüeksepiale  TO 
Onnsten  der  Arbeiterpenflionskasse.  Ueberweisung  an  die  KommiBsion  fOr 
parlamentaiische  Initiative  (Doc.  perl.  No.  693). 

3.  Arbeitsfreiheit. 

CSL  d.  D.  14.  Jan.  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesentwurfes  durcli  <len 
Justiz-  und  den  Arbeitsminjpteri  betr.  die  Aufhebung  der  Art.  414  und  415 

1)  Vgl.  BuU.  Bd.  IV  S.  377. 

21  Y-l.  Ball.  Bd.  I  8.  80,  löl,  453,  679;  Bd.  U  S.  ö4,  198,  239,  418.  Ö6Ö,  717; 
Bd.  III  ö.  70,  207,  289,  456;  Bd.  IV  S.  91.  241;  Bd.  V  a  72,  199,  01«. 


Digitized  by  Google 


—   328  — 


des  .Strafgesetzes  (Beeinträchtigung  der  Arbeitsireiheit).  U9b6rw6iBiiiig  ftn 
die  JBkommisBion  für  Joatizreform  (Doe.  pari.  No.  6&0). 

4.  Arbaitsinspektion. 

Ch.  d.  D.  7.  ^lai  19(>7.  Gest'txesentwnrf  betr.  Eiiisetzniig  von 
Hilfsdelegierten  iür  die  Arbeit  sin  spektion  in  der  ludubtrie.  Ueberweisung 
an  die  Arbeitskommimioii  (Doc.  pari.  No.  919;  J.  0.  p.  829). 

5.  Arbeitslosenunterstützung. 

a)  Cii.  d.  D.  11.  Jan.  19U7.  Vorige  und  Lesung  eines  Gesetzes- 
Torscblagee  Betonile,  betr.  Biiistelliuig  eines  aiuserordentlidien  Kredites 

von  frcs,  150000  in  das  Budget  des  Arbeitsministeriama  aur  Unterstützung 
der  Familien  der  Avi^ständischeii  zu  Foug^res.  Dringlichkeit'ierklSmng. 
Ueberweisung  an  die  Budgetkommission  (Doc.  pari.  No.  044;  J.  0.  p.  öl). 

b)  Gh.  d.  ]>.  5.  Febr.  1907.  Vorlage  und  Lesung  eine«  Gesetzes- 
vorscblageB  Jules  Coutant,  betr.  Einstellong  eines  ausserordentlicben 
Kri'iitvs  von  frcs.  L'.'TMMt  in  das  Budget  des  Miuisteis  des  Tnnera  zur 
üiitorstüuung  der  l'amilioii  flnr  Ansstandischeu  der  (Jompagiiio  ^'erierale 
parisienne  des  tramways-aud.  Uriugiichkeitserkläruiig  [Doc.  pari.  No.  724). 

c)  Ob.  d.  D.  7.  Febr.  1907.  Vorlage  eines  Gesetaeavorscblages  Lafferre^ 
betr.  Eröffnung  ein«i  aosserordentlicli« n  Kredites  von  frcs.  oOOCKX)  fflr 
den  Minister  des  Tnnem,  dr^n  Minister  der  Arbeit  und  der  sozialen  Yorfor^e 
und  den  Minister  der  Landwirtschaft  zwecks  Verteilung  an  die  Maires 
der  Gemeinden  des  Departements  H^rault,  zur  Unteratfitaang  der  infolge 
von  Arbeitslosigkeit  notleidenden  ArbeiterbevOlkarnng  in  Stadt  und  Land 
(Doc,  pari.  No.  742). 

d)  Ch.  d.  D.  27.  März  1907.  Vorlage  oinf»s  Gesetzesentwnrfes  durch 
den  Minister  des  Innern  betr.  die  Eröffnung  eines  Kachtragskredites  von 
frcs.  100000  an  den  Hinister  des  Innern  auf  Becbnung  des  Jabres  1907 
aar  drinplidien  Hilfeleistung  für  die  Opfer  der  Arbeitslosigkeit. 

eil.  (1.  r>.  2fi.  März  10(17.  Vnrlage  eines  Gcsetzesvorsclilacres  Cli. 
Dumoiii,  (iabiiigehend,  e>  sei  dem  Arbeitf^minister  ein  ausserorderjtlichei' 
Kredit  von  Ircs.  ÖUOOOO  zur  Unterwiützung  der  infolge  längerer  Arbeits- 
losigkeit notleidenden  Arbeiter  der  dnreh  Wasserkraft  getriebenen  Fabriken 
zn  eröffnen. 

f)  Ch.  d.  T).  2.  Juli  in07.  Vorlage  ciiips  Oesotzesvorschlages  do 
Belcastel,  dahingehend,  es  »ei  dem  Minister  des  Handels  und  der  Industrie 
anf  Rechnung  des  Jahres  1907  ein  ansaerordentlichar  Kredit  von  fra.  50 000 
snr  Unterstützung  der  infolge  Arbeitslosigkeit  notleidenden  Weissgerber 
TOn  Graulhet  (Tarn)  zn  eröffnen. 

Ln  Ol.  d.  1).  11.  Juli  1 0U7.  Vorlage  und  Lesung  eino.s  Gesetzep- 
Vorschlages  Devese,  dahingehend,  es  sei  bei  Kap.  78  des  Budgets  des 
Hinisterinms  des  Innern  ein  Kredit  von  fra.  50000  snr  VerteSmig  unter 
die  infolge  Arbeitslosigkeit  notleidenden  Seidenapinnerinnen  an  «rO0n«D. 
DringlichkeitserklAmng.  Annahme. 

6.  Arbeitsregelung. 

Oh.  d.  D.  21.  März  11)07.   Vorlage  eines  Gesetsesrorschlagea  Justin 

Godart  betr.  die  Arbeitsregelung.  ^ 

7.  Ar  b  e  i  t  sun  i  fti  1  e  fFak  u  1 1  a  ti  ve  Unterstellung  unter  die 
Gesetzgebung).  (Bd,  UI  S.  76  Nr.  20y;  291  Nr.  86;  S.  457  Nr.  104.) 

Se.  14.  lüai  1907.  Vorlage  eines  Berichtes  Poirrier  Aber  den  von 
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der  Ch,  d.  D.  angenommenoi  GFesetMsvorsGlilag  betr.  die  Berechtigung 
mr  PaoBdialieniiig  der  AftpfliehtbetrAg^  bei  ArbeitBonfllLllen  (Doc.  pari. 

No.  117).  —  24.  Mai  1907.  1.  Beratung.  Annahme.  Neuer  Titel:  Ge- 
setzesvorschlag  betr.  die  fakultative  Unterstellung  unter  die  Gesetzgebung 
über  Arbeitsunfälle,  —  11.  Juni  1907.   2.  Beratung.  Aniialime. 

Ch.  d.  D.  14.  Juni  Idül.  Ueberweisung  des  vom  iSe.  abgeänderten 
Oefletsearorschlegee.  Neuer  Titel:  GeeetsecnrorBdilag  betr.  die  fakoltatiye 

Unterstellung  unter  die  Arbeitsgesetzgebung  (Doc.  pari.  No.  1058).  — 

27.  Juni  1907.  Vorlao;©  eines  Bcrirhtp.s'  Puoch  fDoc.  pari.  No.  1107)." — 
1.  and  2.  Juli  1907.  Beratung.  PringUchkeitsei*kl&ruug.  Annahme. 

8.  Arbeitsanfälle  (FranBÖttaeh-italiemeohee  Abkommen).  (Bd.  V 

8.  616  Nr.  48.) 

Ch,  d.  D.  22.  Febr.  1907.  Vorlage  eines  Berichtes  Louis  Puech  über 
den  Oesetzesentwurf  zur  Genehmigung  eines  am  9.  Juni  1906  zwischen 
Prankrndi  and  Italien  tmterseiobneten  Abkommens,  betr.  die  Entsdiftdigung 
von  Arbeitsunfällen  (Doc.  pari.  No.  780). 

Se.  20.  Mftrz  1907.  Upberweisnrc^  des  von  der  Ch.  d.  D.  ange- 
nommenen Gesetzesentwurfes.  —  28.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Berichtes 
BienTenn  Hartin  (Doe.  pari.  Ko.  127).  DringlichkeiteeiUftmng.  Annahme*). 

9.  Arbeitsunfälle  in  der  Landwirtschaft  (Bd.  V  S.  616  Nr.  49). 
Oh.  d.  D.  22.  Febr.  1907.   Vorlage  eines  Berichtes  Emile  Chauvin 

tbw  den  Gesataaaentwnrf,  betr.  Ansdehnnng  der  OeseCsgebnng  über  die 
Arbettsnndllle  auf  die  landwirtschaftlichen  Betriebe.  —  4.  Juli  1907. 
Vorlage  eines  Gutachtens  Ghatgne  im  Namen  der  Landwirtaehaftakommiiwion 
(DoG.  parL  No.  115Ö). 

10.  Arbeitsunfälle  (Reiseentschftdignngen). 

Ch.  d.  1).  21.  Juni  1907.  Vorlage  eines  Oesetzesvorschlages  Defon- 
taine.  dahingehend,  es  sei  den  Opfern  der  Arbeit.suntlllle  für  die  ihnen  aus 
der  Anwendung  des  Gesetzes  von  1898  in  seiner  durch  die  Gesetze  vom 
22,  Uftra  1905  abgeänderten  Fassong  erwachsenden  Beisekoeten  Eni- 
Bftlilidigniig  an  leiaten  (Boc.  pari.  No.  1080). 

11.  Arbeitsunfälle  in  Strafanstalten  und  Spitälern. 

Gh.  d.  D.  28^  Jan.  1907.  Vorlage  eines  Oeeetsesentwurfs  dnrch  den 

Minister  der  Arbeit  und  der  sozialen  Vorsorge,  betr.  die  Arbeitsuntlüle 
in  Strafanstalten  nnd  Spitälern.  T^eberweisong  an  die  Kommission  fiXr 
Sozial versioherang  imd  -versorge  {Doc.  parL  No.  7ü3). 

12.  Ar>  ti  t  sun  falle  (Verjährung  der  Zivilklage. 

Ch.  d.  D.  14.  Juni  1907.  Vorlage  oines  Gesetze.svor.srhlages  de 
Folleville  betr.  die  Arbeitsunfälle  und  die  Verjährung  der  Zivilklage. 

13.  Beruf.skrankhoiten  (Bd.  V  S.  Cl?  Xr.  57). 

Ch.  d.  I).  22.  Milrz  19u7.  Vorlage  einen  Boriclites  J.  L.  Breton 
betr.  1)  den  Gesetzesentwurf  über  die  Berufskrankheiten,  2)  den  Gesetaes- 
vorsdilag  Breton  aor  Ansdehnung  des  Gbsetses  vom  9.  April  1898  ttber 
die  Arbeitannftlle  anf  die  Berafskrankbeiten. 


1)  Bnll.  Bd.  VI  8.  182  Nr.  20. 
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14.  Blei  vei  l.indun gen  (BleiweisB).  (Bd.  IH 8.  77  Nr.  24 ;  Bd.  IV 

S.  99  Nr.  TU;  Bd.  V  S.  618  Nr.  60.) 

Ch.  d.  D.  1.  März  1907.  Yorla«^*?  eines  Berichtes  J.  L.  Bretx)n  über 
den  vom  Senat  abgeänderten  Gesetzesentwurf,  betr.  die  Verwendung  voa 
Bleiverbindimgen  beim  Anstrieli  von  Bauten.  —  27.  Juni,  2.  Juli  1907. 
1.  Beratung.   Dringlit  likrltserklUrnng.  Annahme. 

Se.  9.  Juli  19<)7.  \  irlage  dos  vrm  der  Ch.  d.  D.  aT)ge änderten  Ge- 
setjjesoütwurfes  durch  den  Arbeitaminister.  Neuer  Titel:  Gesotzesentwurf 
über  die  Verwendung  von  Bleiwoisa  beim  InnenanBtrich.  Ueberweisung 
des  GesetBesentwurfes  an  die  frohere  Kommission. 

15.  Bürgs chatten,  Vorbchüwöe,  Pl ander,  JJarieiheu  der 
Arbeitnehmer. 

Ch.  d.  D,  28,  Mai  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages  Ad. 
Veber  brtr.  das  Oblirratoritini  der  Eiiizalilnn«:^  allei-  B^r^,^^rhaften  in  die 
Caissö  des  depOts  et  consignations  und  die  Schaffung  eines  Vnrzug.s rechtes 
ZQ  Gun.'^ten  des  Arbeitnehmers  auf  den  Betrag  von  Vorschüssen,  Pfäudem 
oder  Darleihen,  die  er  seinem  Arbeitgeber  gew&hrt  hat.  üeberweiflang 
an  die  Kommisflion  fttr  Jostisreform  und  fttr  Zivil-  und  StrafgeBetsgebung. 

16.  Bttrgaohaf tsleistung  der  Angestellten. 

Ch.  d.  D.  17.  Jan.  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages  Armez, 
betr.  Sicherstellnnü;  der  Btirgschaftsleistun^  von  Anpestellten.  Ueberweianng 
an  die  Kommis.sion  ftlr  Justizreform  (Doc.  pari.  Ho.  663). 

17.  Existenzminimum. 

Ch.  d.  D.  11.  Juni  1907.  Vorlage  eines  Geöetzeövorschlages  Julee 
Ooutant  betr.  Gewährleistung  eines  Ezistensminimums  fdr  Arbeiter  beiderlei 
Geschlechts.  Ueberveisung  an  die  Arbeitskommission  (Doc.  pari.  No.  1048). 

18.  Gefährliche,  gesundheitsschädliche  und  lästige 
Betriebe  (Bd.  V  8.  618  Nr.  63). 

Se.    11.  Juli  1907.   Vorlage  eines  Berichtes  Chautemps  über  den 
setzesvorschla^;  betr.  die  rievifion  der  Gesetzgebung  über  die  gefUirliohen, 
gesundheitsschädlichen  imd  lästigen  Betriebe. 

19.  Geworbegerichte  (Bd.  IV  S.  94  Nr.  35,  8.99  Nr.  80,  &  242 
Nr.  110;  Bd.  V  S.  200  Nr.  23  u.  S.  618  Nr.  64). 

Se.  22.  und  26.  Tebr.  1907.  2.  Beratung  des  von  der  Ch.  d.  D. 
angenommenen  Gesetzesvorschlagos,  betr.  die  Gewerbegerichte.  Annahme 
mit  Abänderungon. 

Ch.  d.  D.  4.  ^tllrz  1907.  üeberweisung  des  von  der  CL.  d.  D.  an- 
genommenen und  vom  Se.  rait  AbRndemnEren  angehorameneu  Geaetzes- 
vorschlagea  (Doc  pari.  No,  801).  —  7.  März  1907.  Vorlage  eines  Be- 
richtes Arthur  Grossier  (Doc.  pari.  No.  817).  —  15.  KSn  1907.  Dring, 
liohkeitserkl&rong,  Biskussion,  Annahme^). 

20.  Go  Werbegerichte  (W  ählbarkeit  der  l'rauen). 

Gh.  d.  B.  23.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Gesetsesentwnrfes  dorch  d&n. 
Arbeitsminister,  dahingehend,  es  sei  den  Frauen  die  Wählbarkeit  ftlr  die 
Gewerbogerichte  zu  gewähren.  Ueberweianng  an  die  Arbeitakommiaaion 

1)  Bull.  Bd.  VI  S.  161  Nr.  10. 
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(Boc  parL  No.  967 ;  J.  0.  p.  352).  —  18.  Jmu  1907.  Vorlage  rnnw  Be- 
richtes Arthur  Groussier  (Dec.  pari.  No.  1049).  —  20.  Juni  1907.  Dring- 
lichkeitserklirong,  Annahme. 

21.  Gewerbegeriehte  (Widerklagaforderungen). 

Ch.  d.  D.  10,  Juni  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages  Arthur 
Groussier  betr.  die  Berufung  der  von  den  Gewerbf»frenchten  entschiedenen 
Widerklagsfonlcrungen  (Doc.  pari.  No.  1089;  J.  U.  p.  44H). 

22.  örubenhygiene  (Bd.  IV  S.  95  Nr.  80\ 

Se.  25.  Juoi  1907.  Vorlage  eines  Berichtes  der  Kommission,  die  mit 
der  Frfifiing  des  von  der  Gh.  d.  D.  angenommenen  Oeeetzesentwnrfee  betr. 
die  Bergwerkshjgiene  beauftragt  war,  durch  Vagnat  (Doe,  pari.  No.  185). 

—  11.  Juli  1907.  Dringlichkeitserklftrung.  Annahme. 

23.  Landwirtaehaftsgerichte. 

Ch.  d.  D.  27.  März  1907.  Vorlage  eines  Gesotzosvorschlages  Boof- 
iandeaa  betr.  die  lüinBetzang  Ton  Landwirtschaftogerichten. 

24.  Leh  rlingawes  en. 

Ch.  d.  D.  R.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Gesotzesvorschlages  Henri 
Midiel  betr.  das  Lehrlingswesen.  Ueberweisiing  an  die  Arbeitakommission 
(Doc  pari.  No.  936;  J.  O.  p.  287). 

25.  Lohnansprach  V  erheirateter  Frauon  (Bd.  V  S.  619  Nr.  68). 
Se.    20.  März  1907.    Vorlage  eines  Berichtes  Guillier  fiber  1)  den 

von  der  Ch.  d.  D.  angenommenen  Gesetzesvorschlag,  dahingehend,  a)  es 

sei  der  verheirateten  Frau  die  freie  Verfügung  über  die  Früchte  ihrer 
Arbeit  zu  gewährleisten,  b)  sie  sei  gegen  gewisse  Missbräuche  der  ehe- 
lichen Gewalt  zu  schützen,  und  2)  den  Gesetzesvorschlag  Gourju  betr.  den 
freien  Lohn  der  verheirateten  Frau  (Doc.  pari.  No.  77).  —  14.  Mai  1907. 
Annahme  des  von  der  Ch.  d.  D.  angenommenen  Gesetzeavorschlages  in 
1.  Beratung.  —  24.  ^fai  1907.    Annahme  in  '2.  Beratung. 

Ch.  d.  D.  30.  Mai  1907.  Ueberwoisun;;  dos  mit  Abänderung  vom 
Senat  angenommenen  Gesetzesvorschlages.  Neuer  Titel:  Gesetzesvorschlag 
betr.  den  freien  Lohn  der  verheirateten  Frau  und  den  Beitrag  der  Ehe- 
gatten an  die  Kesten  der  Haashaltung  (Doc.  pari.  No.  991;  J.  0.  p.  110). 

—  28.  Juni  1907.  Vorlage  eines  im  Namen  der  Kommission  tiii  die 
Justizreform  und  die  Zivil-  und  Strafge.setzgebung  erstatteten  Berichtes 
durch  Maurice  Violette.  —  11.  Juli  1907.  Driuglichkeitserklftrang.  An- 
nahme. 

26.  Lohnschuts. 

Ch.  d.  D.  28.  Jan.  1907.  Vorlage  eines  GesetäBCSVOrschlages  Jules 
Coutant  und  Gen.,  dahingohnnd,  C'^  sei  den  Leitern  vnn  indnstriollen  oder 
Handelsbetrieben,  den  öffentlichen  oder  privaten  Verwaltungen,  sowie  deren 
Vorgesetsten  zu  untersagen,  unter  irgend  einer  Form  und  zu  irgend  einem 
Zweck  AbsOge  an  den  Trinkgeldeni  voreunehmen,  die  den  Angestellten 
und  Arbeitern  von  den  Kunden  verabreicht  werden.  Ueberweieung  an  die 
Arbeitskommission  ^oc  pari.  No.  701). 

27.  Maschinistenberufes,  Begelnng  des  — . 

Ch  d  D.  4.  Juni  1!>07.  Vorlago  eines  Gesetzesvor8cldao:ß8  Charonnet 
betr.  die  iiegelung  des  Maschinisten  beruf  es  (profession  de  chauäeur-meca- 
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niciou)  in  der  Industrie.  UeberweiBung  au  die  ArbeitäkoiumiäBiou  (Doc. 
pari  No.  1919;  J.  O.  p.  430). 

28.  Mütter  und  Säupliiige,  Schutz  und  Untersnitzung  der  — . 
Se.    21.  März  1907.    2.  Beratung  des  Gesetzesvorscblages  Strauss 

ftber  den  Schute  nnd  die  Unteratfitzung  der  Mtltter  und  der  Säuglinge. 
ÜeberweisiiDg  an  die  EommiMion. 

29.  Nachtarbeit  der  Trauen  (Bemer  Jvonvention). 

Cii.  d.  D.  18.  Febraar  1907.  Vorlage  zweier  GtoeeteeeeDtwttrfe  durch 
den  Minister  der  Arbeit  und  der  soaialen  Vorsorge:  1)  betr.  die  Ratifi- 
kation der  internationalen  Berner  Konvention  über  die  Nachtarbeit  der 

Franen  in  der  Industrie  (Doc.  pari.  No.  764),  2)  betr.  die  Tnkraftsetznnsr 
der  iuteruationalen  Berner  Konvention  über  die  Nachtarbeit  der  lYauen 
in  der  Industrie  (Doc.  parL  No.  766).  —  15.  Hin  1907.  Vorlage  zweier 
Berichte  Justin  Oodart  (Doo.  pari.  No.  840,  841).  —  10.  Juni  1907. 
1.  Beratung.   Dringlichkeitserklärung.  Annahme. 

Wcrtlaut:  ,.Art.  1.  Die  Xaclitruhe  der  in  der  Industrie  beschäfii^'tf-a 
Prauen  hat,  ohne  Unterschied  des  Alters,  eine  Minimaldauer  von  11  auf- 
einanderfolgenden Standen  au  wfthrra. 

Diese  Daner  kann  auf  10  Stunden  beschrankt  werden  in  den  FiUen, 
in  denen  die  Beschränkungen  der  Arbeitsdauer  entweder  auf  Grund  dea 
Art.  7  oder  auf  Grund  des  Art.  4,  Abs.  4  des  Gesetzes  vom  2.  Novomber 
1892  über  die  Arbeit  der  Kinder,  minderjähriger  Mftdcheu  und  Frauen  in 
industriellen  Betrieben  aufgehoben  wtirden. 

In  der  unnnterbrochenen  Naehtroheaeit,  die  in  den  vorhergehenden 
Absfttzen  vorgesehen  ist,  muss  der  Zeitraum  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
rn 'ifAus  einbegriffen  sein.  Immerhin  kann  im  Falle  des  Art.  -1,  Abs.  4 
des  eben  zitierten  Gesetzes  die  Arbeit  bis  10  Uhr  abeuds  verlängert  werden. 

Der  Absatz  5  des  Art.  4  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  ist 
au%ehoben.  Im  Art.  6  desselben  Qesetses  sind  die  Worte  „grossjfthrige 
Frauen  und"  (les  femmes  ni^eures  et)  gestrichen. 

Art.  2.  Die  Aendeningen,  die  der  vorhergehende  Artikel  am  Gesetze 
vom  2,  November  lHd2  vornimmt,  treten  3  Monate,  nachdem  da^^  Protokoll 
über  die  Hinterlegung  der  Batiükationsurkundeu  des  am  26.  September 
1906  an  Bern  unterzeichneten  Abkommens  Uber  das  Verbot  der  industriellen 
Francnnachtarbeit  geschlossen  ist,  in  Kraft. 

Art.  3.  Uebei  tretun<^en  der  Bestimmungen  dieses  G'^srr7es  werden 
gemäss  den  Bestminninpon  des  Gesetzes  vom  2.  November  lbt»2  festgestellt 
und  behandelt"    (Auf  Antrag  des  Abg.  Groussier  hinzugefügt.) 

Se.  11.  Juli  1907.  Ueberweisung  des  von  der  Ch.  d.  D.  ange- 
nommenen Gesetsesentwurfes  1)  betr.  die  Ratifikation. 

80.  Notleidendenuntersttttzung. 

Ch.  d.  D.  7.  Febr.  1907.  Vorlage  eines  Gesetaesvorsohlages  Neron 
betr.  die  Organisation  der  Unterstützung  von  grossen  und  notleidenden 
Familien.   Ueberweisang  an  die  Budgetkommission  (Doo.  parL  No.  740). 

51.  Bentenversioherung  der  Seeleute. 

Ch.  d.  D.  28.  Mai  1907.  Voiiage  eines  Gesetzesentwurfes  durch  den 
Marineminister  betr.  die  Kenten  ans  der  Marineinvalidenkasse.  Ueber- 
weisung an  die  Marinekommission  (Doc.  pari.  No.  965;  J.  0.  p.  314), 
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32.  Ruhetag,  Wöchentlicher  — . 

a)  Ch.  d.  D.  11.  Januar  1907.  Vorla^'e  eine.s  ( ie.setzesvorschlages 
Eugeraud  zur  Ab&uderung  des  Gesetzen  vom  1'6.  Juli  1UU6  Uber  den 
wöäientlioh«!!  Ruhetag  der  hftnaUcheii  Hotel-  und  BeataiiTaatbedieiiateten. 
Ueber Weisung  an  die  ArbeitskommisBioD  (Doc  pari.  No.  031 ;  J.  0.  p.  21). 

b)  Ch.  d.  D.  28.  Februar  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages 
Berry  betr.  Gewfthrnnr^  vollständiger  Amnestie  für  alle  bei  der  Anwen- 
dung des  Gesetzes  Uber  den  wöchentlichen  Ruhetag  bis  anhin  begangenen 
Uebertretungen  nnd  Zowideriiandlimgen  (Doc.  parL  No.  797). 

c)  Ch.  d.  D.  28.  Febniar  1907.  Vorlage  eines  GeeetsesvoracUageB 
Lockroy  betr.  Gewährung  vollständiger  Amnestie  für  alle  wegen  Zuwider- 
handlung gegen  das  Gesetz  über  den  wöchentlichen  Ruhetag  Bestraften 
(Doc.  pari.  No.  798). 

d)  CSh.  d.  D.  20.  M&n  1907.  Vorlage  eines  Ctoeetsesvorschlages 
Empereor  und  CShion-Dneollet  snr  ErnftDSimg  des  Gesetzes  vom  13.  Juli 
1906  über  den  wöchentlichen  Ruhetag  (Doc.  pari.  No.  864). 

e)  Ch.  d.  D.  20.  Mürz  ir»f>7.  Vorla^^o  eines  Gesetzesvorschlai^es  Cos- 
nard  zur  Abänderung  des  Gesetzes  vom  l'ö.  Juli  IdOd  über  den  wöchent- 
lichen Ruhetag  (Doc  pai-1.  No.  865). 

f)  Ch.  d.  B.  28.  Man  1907.  Vorlege  eines  OesetzesTorschlages  H. 
Depasse  zur  ErgBiming  des  Geseties  yom  18.  Juli  1906  Aber  den  wOchent* 
liehen  Ruheta  fj;. 

g)  Ch.  d.  D.  23.  März  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages  Ch. 
Leboucq  und  Marc  Reville  betr.  die  Anbringung  verschiedener  Ergäüzungen 
•m  Texte  des  Geeetses  vom  13.  Juli  1906  Uber  den  wöchentlichen  Buhetag. 

h)  Ch.  d.  D.  26.  März  1907.  Vorla^'e  eines  Gesetzesvorsdllage» 
Maurice  Violette  zur  Ergänzun«::  der  Art.  1  und  2  des  Gesetzes  vom. 
13.  Juli  1906  über  den  wöchentlichen  Ruhetag. 

i)  Ch.  d.  D.  21.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages 
Guillemet  zur  Abänderung  des  Gesetses  vom  13.  Juli  1906  über  den 
wöchentlichen  Ruhetag.  Ueberweisung  an  die  Arbeitskonumssion  (Doc. 
pari.  No.  954;  J.  O.  p.  311\ 

j)  Ch.  d.  D.  81.  Mai  \[hM.  Vorlage  eines  üesetzesentwurfes  durch 
den  Arbeitsmiuibter  zur  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1906  über 
den  wOehentlichen  Buhetag.  üeberweisang  an  die  Arbeitskommission  (Doc. 
pari.  No.  1007). 

83.  Säuglinge  und  Mutter,  Schutz  und  Ünterstfltsung  der  — 
8.  Nr.  28. 

34.  Schiedszwan«^. 

a)  Ch.  d.  D.  21.  März  1907.  Vorlage  eines  Oesef/eRvorscMages 
Ferdinand  ßiüssou  betr.  Aufnahme  der  .Schir-dszwanf^pklauHel  in  das  Pllicliten- 
heft  der  von  der  öÜeutlichen  Gewalt  abhäugigen  UuleruehmuDgeu  (Doc. 
pari.  No.  879). 

b)  Ch.  d.  D.    23.  Mai  1907.    Vorlage   eines  Gesetzesvorschlagea 

Desjdas  betr.  die  Unterdrückung  der  Streiks  und  die  Eiriführnnf^  des 
Schi  ed. "^Zwanges  in  den  Industrien  der  \vicht;^'«!ten  Bedarts;zegen8tände. 
Ueberweisung  an  die  Arbeitskommission  i  Doc.  paid.  No.  971 ;  J.  0.  p.  399). 

35.  Schutz  der  nationalen  Arbeit. 

a)  Ch.  d.  D.  20.  März  1907.  Vorlage  eines  Gesetzesvorschlages 
Lebrnn  und  Villejean  cur  Abftndenmg  des  Gesetses  vom  8.  August  1893 
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betr.  den  Aufenthalt  der  Frcm<Ien  in  Frankreich  und  den  Schutz  der 
nationalen  Arbeit.  Ueberweisung  au  die  Koumussion  für  öffeDtliche 
Hygiene  (Doc.  parL  2so.  Ö72). 

b)  Ch.  d.  D.  10.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Ctesetsesrorschlages 
Defontaine  zur  Erg&nzusg  des  Gesetzes  vom  8.  August  1893  über  den 
Schatz  der  nationalen  Arbeit.  Ueberweisnog  an  die  ArbeitBkommission 
(Doc.  pari.  No.  ^42;  J.  0.  pu  308). 

36.  Seeleute,  Arbeitsverhältnisse  der — in  der  Handelsmarine  (Bd.  IV 

S.  91  Xr.  10  und  S.  243  Nr.  1 15 ;  Bd.  V  S.  75  Nr.  18  und  8.  200  Nr.  25). 

Se.  26.  Februar  1907.  Vorlafr<>  eines  Beri(  htes  Chautemps  betr.  den 
von  der  Oh.  d.  D.  aTigonommenen  Geseizeaentwurf  über  die  Kegelung  der 
Bestände  und  dar  Arbeit  auf  Kautfahrteischiffen  (Doc.  pari.  No.  46).  — 
22.,  23.  und  26.  Mftrz  1907.   Diskussion,  Annahme  mit  Ab&nderungeu. 

fh.  d.  D.    20.  Mftrs  1907.    Ueberweisung  des  vom  Senat  mit  dem 

Titol :  r?e.set/o.^eiitwurf  betr.  die  SichcilKut  der  SecsrliifTahrt  und  die 
Kegelniiix  *lcr  Arbeit  auf  Handelpsr'hiifcu.  aiiL'etiommenen  lieset/cesentwi)rfe.s. 

—  27.  März  iyü7.  Vorlage  einen  liericiites  Legrand.  Diakussion,  An- 
nahme 

37.  Streitigkeiten  über  den  Arbeitsvertrag. 

Ch.  d.  D.  10.  Juni  1907.  Vorlage  eines  GesetsesvorscUages  Arthur 
Qroussier  betr.  die  Zuständigkeit  der  Frieden.srichter  bei  Streitigkeiten 
ttber  den  Arbeitsvertrag  (Doe.  parL  No.  1040;  J.  O.  p,  446). 

88.  Trinkgelder  a.  Lohnschuts  Nr.  26. 

89.  Truckverbot  (Bd.  V  8.  621  No.  81). 

Ch.  d.  D.  26.  M&rs  1907.  Vorlage  eines  Berichtes  Zövate  Uber  die 

Gesetzesvorschlftge  1)  Jules  Coutant,  2)  Flayelle  betr.  die  Aufhebung  der 
Untern ehmertruckladen  und  da.s  Verbot  des  direkten  oder  indirekten  Ver- 
kaufs von  Waren  durch  Arbeitgeber  an  ihre  Arbeiter.  —  4.  und  6.  Juni 
1907.    1.  Beratung.   Dringlichkeitserklärung.  Annahme. 

Se.  13.  Juni  1907.  Ueberweisting  des  von  der  Gh.  d.  D.  aogenom- 
menen  Gesetzesvorsehlages  (Doc.  pari.  No.  157). 

40.  Verlust  von  Werkzeugen  bei  den  Arbeitgebern. 

Ch.  d.  D.  11,  März  1907.  Vorlage  und  Lesung  eines  Gesetzesvor- 
schlages Paul  Gonstans^  dahingehend,  die  Arbeitgeber  seien  Ittr  den  Ver- 
lust der  Werkzeuge  und  Gegenstände,  die  während  der  Arbeit  von  ihren 

Arbeitern  bei  ihnen  deponiert  würden,  haftbar  zu  machen.  Drinirlichkeita- 
erkiärung.    Ueberweisung  au  dio  Arbeitskommission  (Doc.  pari.  No.  H311. 

—  28.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Berichtes  Paul  Constans  (Doc.  pari. 
No.  990;  J.  O.  p.  896). 

41.  V  e  r  sa  m  m  1  u  n  fj:  e  II ,  OotYontlicho  — . 

Ch.  d.  D.  15.  Januar  lüU7.  Vorlage  eines  Gesetzesvordchlages  Etiemie 
Elandin  (Tonne)  über  die  Versammlungsfreiheit  (Doc.  pari.  No.  654). 
Dringlichkeitserklärung.    Uebenveisung   an    die  Spezialkommission.  — 

22.  Januar  lOiiT.  Vojlairo  eines  Geset^esentwtirfos  über  die  öffentlichen 
Versammlongeu  durch  den  Minister  des  Innern  (Doc.  pari.  No.  677).  — 

1)  Ball.  Bd.  VI  8.  110  Nr.  Ift. 
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24.  Januar  1907.  Vorlage  eines  Beriditee  Handln  Aber  Yoradilag  und 
Ekitvnirf  (Dop.  jiarl.  No.  6j>n\    Diskussion.  Annahme. 

Se,  31.  Jauuar  1907.  Ueberweisung  des  von  der  Ch.  d.  D.  ange- 
nommenen Gesetzesentwurfes  (Doc.  pari.  No.  24).  —  7.  Februar  1907. 
DringlichkeitserklftruBg.  —  11.  Febrnar  1907.  Vorlage  eines  Berichtes 
Xiintilhac  (Doc.  pari.  No.  31).  —  14.  Februar  1907.  Diakussion.  — 
21.  Februar  1 007.  Vorlage  eines  Nachtragsbericbtes  Lintilbac  —  26.  Fe> 
bmar  1907.    Annalnno  mit  Abänderungen. 

Ch.  d.  D.  5.  März  1907.  Ueberweisung  des  vom  Se.  mit  Abände- 
rungen angenommenen  Gesetaesentwurfes.  —  7.  JiLtn  1907.  Vorlage  eines 
Berichtes  Flandin  (Doc  pari.  No.  822).  --11.  Hftra  1907.  Diskussion, 
Annahme  \V 

42.  Versicheruugs  vereine  auf  Gegenseitigkeit. 

Se.  18.  Juni  1907.  Vorlage  eines  Gesetzes  Vorschlages  Victor  Lourties 
betr.  Abändemnsr  und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  1.  April  1898  über 
die  Versicherung.^ vereine  auf  Gogenseitiig'keit  (Doc.  pari.  No.  1G2) 

43.  Wohnungen,  Billige  (Bd.  V  S.  621  Nr.  82). 

Gh.  d.  D.  7.  Jnni  1907.  Vorlage  eines  im  Namen  der  Kommission 
i^r  Versichenmg  und  sociale  Vorsorge  erstatteten  Berichtes  Ferdinand 

Buisson  über  den  Gesetzesvorschlag  Ribot  betr.  den  Kleingrundbesitz  und 
die  billigen  Wobnb&oser.  —  27.  Juni  1907.  Dringlichkeitserklärung.  An- 
nahme. 

VI.  Grande-Bretagne.  Grosebritannien'). 

(Februar  bis  August  [inkl.]  1907.) 

1.  Altersversicherung  (siehe  auch  21.  Sosiale  Gwetagebung). 

H.  C.  13.  Febr.  1907.  Abändorungsantrag  Baiues  zur  Thronrede, 
der  Ijodaiiort,  dass  dio  Thronrf>'lf  kein  Vers-prpfhen  der  Fürsorge  für  Alters- 
renten enthielt.    AVt^'elelmt  mit  213  gegen  61  Stimmen. 

H.  C.  15.  Febr.  1907.  Gesetzentwurf  W.  H.  Lever  beir.  die  JLiu- 
zichtung  vtm  Altersrenten.  1.  Lesung.  —  10.  Mai  1907.  2.  Lesung. 
Debatte.  Abilnderungsantrag  auf  Verschiebung  der  Behandlung  bis  das 
Land  Gele(,'onheit  gehabt  Labe,  s\rh  7.n  den  rmtwfinditxpn  Sfoupm  zu 
iius.serii,  abgelehnt  mit  232  gegen  19  Stimmen.  Der  i^twurf  passierte 
die  2.  Lesung. 

H.  G'  15.  Febr.  1907.  Gesetzentwurf  8.  Roberts  betr.  die  Binriehtung 

▼on  Renten  für  alte  würdige  Arme.    1.  Lesung. 

II.  C.  25.  April  1907.  Anfrage  H.  Cocks  betr.  die  Wirkung  von 
Altersrenten  auf  die  Axmenversorgung  und  aof  Hilfekasäen. 

2.  A  r  He  iterwohmi  n  oren. 

Thronrede  vom  12.  Febr.  1907.  „Sie  werden  eingeladen  werden,  Vor- 
schlage für  bessere  VoLkswohnungen  zu  prüfen." 

H.  C.  26.  Febr.  1907.  Gewsteentwurf  Bowermann  sur  Abänderung 
d«r  Gesetzgebung  über  die  Arbeiterwohnungen.    1.  Lesung. 

H.  C.  1.  Marz  1907.  Gesetzentwurf  Sir  W.  Foster  Sur  Abänderung 
der  Gesetze  über  die  Arbeiterwolmungeu.    1.  Lesung. 

1)  BuU.  Bd.  VI  S.  III  Nr.  13. 

2)  VgL  BoU.  Bd.  I  S.  196,  331.  564;  Bd.  U  S.  199,  290.  420;  Bd.  UI  8.  86,  352; 
Bd.  IV  S.  101,  244;  Bd.  y  B.  75,  201,  631. 
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H.  C  10.  April  1907,  Anfrage  Brodie,  Beantwortmifr  dxircli  Burns. 
Ein  Goäetzentwurf  über  die  Arbrnterwohnungen  wird  sobald  als  möglich 
eingebracht  werden. 

H.  a  22.  Aug.  1907.  Anfrage  MoHogh  betr.  die  Arbeiterwohnnngen 
in  Xrludd. 

3.  Arbeitslosigkeit  (sieixe  auch  Nr.  25  Staatsarbeiter  [Wool» 

wicLj). 

H.  O.   14.  Febr.  1907.    Anfrage  Heckamees  betr.  Arbeitdoeigkeit 

in  Johannesburg. 

H.  C.  20.  Febr.  1907.  Abänderurg;santrag  Thorne  7.v,t  Thronrede, 
der  bodauert,  das«  die  Thronrede  keine  Vorschlftge  zur  Behandlung  der 
Ai'beitäloäigkeit  erwähnt,  abgelehnt. 

H.  C.  28.  Febr.  1907.  Anfrage  Thome  betr.  freiviUige  Beiträge 
EU  den  Tonds  der  Zentralarbeitaloaigkeitabehtfrde  für  London  (Central 
Unemployed  Body  for  London). 

H.  C.  5.  Murz  1907.  Anfrage  Thome  betr.  Höhe  der  Bewillignngen 
für  Notatandskommiasioiion. 

H.  G.  7.  Mftrs  1907  and  11.  Mftra  1907.  Anfrage  Thome  betr.  Be- 
willigungen zur  Unterstützung  arbeitsloser  Frauen  in  West  Ham. 

H.  0.  27.  iM&rz  1907.  Anfrage  T.  Davies  betr.  Zuteilong  der  Be- 
wüligunf;  für  Arbeitabeschaffnn». 

H.  Ü.  9.  Juli  1907.  Gesetzentwurf  J.  IL  Mac  Donald  betr.  Be- 
mhaffnng  von  Arbeit  ftlr  Arbeitslose  dnroih  die  Beli0rden.   1.  Lesung. 

H.  C.  18.  Juli  1907.  Anfrage  Snmmerbell  betr.  EnÜaasnng  alter 
Arbeiter  als  Folgo  des  Arbeltslosigkoitsr^esetzcs. 

H,  C.  31.  Juli  1907.   Aufraffe  Fell  betr.  Vorkehrungen  für  den  Winter. 

H.  C.  22.  Aug.  1907.  Anfrs^e  Alden  betr.  bessere  Organisation  der 
Afbeitsvermittlungsstellen. 

H.  C.  22.  Aug.  1907.  Anfrage  Gair-Gomm  betr.  Arbsitsoacihweie- 
sentralen. 

4.  Arbeitsstreitigkeiten. 

H.  G.  25.  Jnli  1907.  Gesetsentwnrf  delland  snr  Forderung  und  Er- 
leichterung der  Schiodssprefhung  bei  BemfeBtreitigkeiten.    1.  Lesung. 

H.  C.  15.  Aug.  1907.  GesetzentwTirf  Crooks  betr.  das  Verbot  der 
Engagierung  britischer  Untertanen  ziu-  Arbeit  an  Stelle  von  ausgesperrten 
oder  streikenden  Arbeitern  in  Iremdeu  Ländern.    1.  Lesung, 

H.  C.  22.  Aug.  1907.  Anfrage  Devlin  betr.  Einsetnmg  eineB  sUbi- 
digen  Schiedsamtea  nnd  Ansstattnng  des  HandelsamteB  mit  bterventione- 
kompetenzen. 

TT.  O.  12.  Marz  1907.  Anfrage  Thorne  betr.  Mittel  zur  Verhinderung 
de»  Exports  von  Arbeitern  nach  Hamburg,  wo  sie  für  fremde  Arbeitgeber, 
deren  Lente  streiken,  arbeiten. 

6.  Arbeitszeit,  R  onii  t  a  gs  a  rb  o  i  t  (siehe  auch  Nr.  7  Bergwerke). 

H.  C.  28.  Febr.  1907.  Gesetzentwurf  Clarke  aar  Sieberang  eines 
wöchentlichen  Ruhetages.    1.  Lesung. 

H.  C.  11.  Mira  1907.  fieeolntion  Lord  Avebmy  betr.  die  Sonntags- 
arbeit,  weldte  ernsthafteste  Aufmerksamkeit  erfordere,  nnd  Anffordemng, 
die  Hegiening  mOge  geseiogeberische  Masenahmen  einbringen,  angenommen* 
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H.  C.  8.  Marz  1907.  Gesetzentwtirf  A.  C.  Corbett  anr  Begelung  and 
KcHitrolle  der  Soimtagsarbeit  in  Schottlaud.    1.  Leaung. 

H.  C.  5.  Mftn  1907.  Ctosetsentwnrf  Wilkie  betr.  die  Beschr&nkting 
d«r  Arbeitmit  in  Atokeroien  «of  48  Stunden  pro  Woohew  1.  Leeimg.  — 

17.  April  11)07.    2.  Lesung.  Vertan:t. 

H.  0.  25.  Mfli'z  1907.  Gesetzentwurf  Thorne  znr  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  in  aüeu  Berofen  und  Induatxien  auf  8  »Stundeu  pro  Tag. 
1.  Lesung. 

H.  G.  4.  Juni  1907.  Gesetzentwurf  Jovett  betr.  das  Verbot  der 
Arbeit  zwifloheo  Samstag  Nachmittag  nnd  6  Uhr  morgens  an  Montagen  in 
Baumwolle-,  Wolle-,  Kammo^arn-,  Leinen  ,  Häuf-,  Seide-,  Jute- und  Papier- 
fabriken und  in  fiieicheieien  und  Färbereien.    1.  Lesung. 

6.  Budgetdebatte,  Home  Offioe. 

H.  C.  18.  Juli  1907.  Debatte.  Sir  Ch.  Düke  über  Arbeitsverhftlt- 
ni-^se  bei  der  Fischpükoloi,  beim  Früchteoinmachen  xmä  in  Blnmenlädenj 
über  Bleivergiftungen,  Er.satzstnffe  für  Phosphor,  ferner  Konferenz.  — 
Tenaant  über  besondere  Vorsjchriften  für  Brouzieruugä-  und  Elektrizitäta- 
werke.  —  MacDonald  aber  Prüfungen  der  Fabrikmspektoren,  Stelltmg  der 
Inspektionsassiatenten.  —  Shaekleton  über  Zeitabknappen.  —  Biaoe  ttber 
Arbeitszeit  in  Bergverken.  Der  Staatssekretär  des  Innern  cor  Beant* 
Wertung.) 

7.  Bergwerke.  ] 

T'i :  >Qrede  vom  12.  Febr.  1907.  „Sie  werden  eingeladen  werden, 
Vorschläge  zur  Regelung  der  Arbeitszeit  In  Bergwerken  zu  prüfen." 

H.  0.  15.  Febr.  1907.  Gesetzentwurf  Walsh  zur  Besf  hrRnkung  der 
Arbeitszeit  in  Kohlengruben  unter  Tage.  1.  Lesung.  —  12.  April  U}01, 
3^  Lesung,  üeberweisting  an  das  Grand  Committee  on  Trade.  ^  22.  Aprü 
1907.    Einbringong,  Verlesung  des  Spezialborichtes. 

H.  C.  15.  Febr.  1007.  Go  v>t7eatwurf  Wadsworth  rar  Abftndenmg 
der  Gesetzgebung  über  Kohlengruben.    1.  Lesung. 

H.  C.  19.  Febr.  1907.  Anfrage  SummerbeU  betr.  das  Verfahren  bei 
Anstellung  der  C^beninspektoren. 

H.  C.  28.  Febr.  nnd  11.  Kftrz  1907.  Anfragen  Fiennes  betr.  Ver- 
suche mit  weisser  Arbeit  in  den  Transvaalor  Gruben. 

H.  0.  11.  Mars  1907.  Anfrage  Brace  betr.  Kettungsapparate  in 
Gruben. 

H.  0.   B.  Mai  1907.   Anfrage  HarUham  betr.  den  Zeitpunkt  für  die 

Weiterberatung  des  Kohlengruben-(Achtstunden)-Gesetses. 

H.  C.  8.  Mai  1907.  Anfrage  J.  Ward  betr.  den  Aasstand  weisser 
Grubenarbeiter  in  Transvaal. 

H.  C.  27.  und  29.  Mai  1907.  Anfragen  betr.  den  Ausstand  weisser 
Grubenarbeiter  in  Transvaal,  MUitftraufgebot. 

H.  C.  28.  Mai  1907.  Anfrage  Glover  betr.  das  Datum  der  Ein- 
bringung des  B,egiermigsentwnr&  su  einem  Gesetse  Aber  Arbeitsseit  in 
Kohlengruben. 

H.  G.  1.  Aug.  1907.  Regierungsentwuri  eines  Gesetzes  betr.  die 
Ab&nderuQg  der  Kolüengrubenregelungsgesetse  von  1887  bis  1905  zur 
Besehrftnknng  der  Arbeitsseit  unter  Tage.  1.  Lesung.  —  21.  Aug.  1907. 
2arQckgexogen. 

AiMlmdHrti.  22 
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8.  Be t riebsantälle  und  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  (siehe 
auch  Nr.  6,  Budgetdebatte,  Home  Office). 

H.  C.  11. 10ü*8  1907.  Anfrfkg»  Chiom  Honey  betr.  die  yerhindemn^ 
von  Betriebsunfällen. 

H.  C.  1!'  An^^  IdOl.  Anfracro  .T.  Ward  betr.  die  Sicherheit  der  Arbeiter 
bei  Eisenbahneu,  Docks,  Kanälen  etc.,  und  betr.  die  Anstellung  yon  In- 
upekloren  zur  Prüfung  von  Maschinen  etc. 

H.  C.  19.  Febr.  1907.  Anfrage  Snmmerbell  betr.  medtaaiBcbe  8aeh- 
verständige  auf  Grund  des  ArbeiterentschädigungsgoeelMAi  die  zugleich 
als  Aerzte  der  Arbeitgeber  und  als  Agenten  fttr  VereicheraDgigeBeUBchaften 

tätig  Hind. 

H.  C.  26.  Juli  1U07.  Autrage  J.  Stuart  betr.  Anstelluiig  vou  Frauen 
als  ftnsfliche  Saehveretandige  auf  Grtmd  des  Arbeiterentaebftdigungsgeseties. 

9.  Chinesen-,  Kontrakt-  und  Eingeborenenarbeit  in 
den  Kolonien. 

Thronrede.  H.  0.  12.  Febr.  1907.  Beden  der  Abgeordneten  Dal- 
fonr,  Churchill  und  Anderer  zur  Thronrede  Uber  Eontraktarbeit  in  den 

Neupn  Hebriden,  Clilnesenarbeif  in  Transvaal. 

H.  C.  14.  Fnbr.  1907.  Anfragen;  Mackaraeas  (Eepatriierung), 
Morrell  (weitere  Einfuhr  chinesischer  Kuiis)^  BeUoc  (Erneuerung  der  Kon- 
trakte). 

H.  C.    18.  Febr.  1907.    Anfrage  Uaokameas  betr.  Verbrechen  der 

chinesischen  Arbeiter. 

H.  C.  21.  und  26.  ii'ebr.  1907.  Anfragen  Mitchell-Thomson  betr. 
Kepatriierung. 

H.  C.   26.  Febr.  1907.   Budgetdebatte.   Abg.  Qraig  ttber  Bepatri- 

ierung  der  chinesischen  Arbeiter. 

H.  C.    28.  Febr.  1907.    Anfrage  Fiennes  betr.  Repatriierung. 

H.  C.  11.  Mftrz  1907.  Budgetdebatte.  Debatte  über  Kontraktarbeit 
in  deu  Neuen  Hebriden  und  Uber  Chinesenarbeit. 

H.  C.  Anfragen  ttber  GhineBenarbeit  in  Transvaal:  18.  nnd  26w  Hftrz^ 
30.  April,  2.,  6.,  13.,  15.  und  16.  Mai,  24.  Juni,  1.,  10.,  28.  nnd  24.  Jnli, 
12.,  15.,  19.  und  22.  Aug. 

H.  L.  29.  Mai  1907.  Debatte  Aber  die  Tranavaal  Begistration  Bill 
mit  Bezugnahme  aui  Chiueaenarbeit. 

H.  C.  29.  Jnli  1907.  Anfragen  El  Parker  nnd  B.  Imw  betr.  die 
Menge  der  iHngeborenenarbeit  in  Sttdafrika. 

H.  C.  8.  Aug.  1907.  Anfrage  Fell  betr.  die  Konetitntion  der  Arbeits- 
kommiasion  von  Transvaal. 

10.  Ein-  und  Auswanderung. 

H.  C.  14.  Febr.  1907.  Interpellation  Wedgwood  betr.  die  Kosten 
der  Durchfuhrung  des  FremdenoiuwaTiderungHgeset/.es. 

H.  C.  19.  Febr.  1907.  Aufrage  H.  Cox  betr.  Förderung  der  Aus- 
wandening  nadi  den  Kolonien. 

11.  Eisenbahner. 

H.  0.  6.  Mars  1907.  Beeolntion  Harvey  betr.  Arbeitsseit  der  Edaen- 
bahner.  Angenommen. 

H.  L.  7.  Aug.  1907.  Lord  Balfour  of  Burleigh  wllnsofat  offisaeOe 
Berichte  ttber  die  Arbeitszeit  der  Eisenbahnarbeiter. 
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H.  C.  13.  n.  22.  Ang.  1W7.  Anfragen  Hudson  und  T.  F.  Richards  botr. 
voUatä-ndige  Berichte  über  die  Mahlzeitspauaeu  des  Speii^ewageuperaoualä. 

12.  Fabrik-  und  Werkstättengesetz. 

H.  C.  4.  M&rz  1907.  Anfrage  J.  ü.  Mac  Donald  betr.  imgesetzliclie 
Uebeizeiterbett. 

H.  C.  12.  Min  1907.  Anfirag«  dynes  betr.  NotMUgang»  b«i  Fenen- 
gefahr  in  Fabriken. 

H.  C.  IH  März  1907.  Gesetzentwurf  Cameron  Corbett  betr.  Ab- 
ftndenmg  det>  Fabrik-  und  Werkstftttengesetzes  von  1901  mit  Bezug  auf 
WiachBrmm,   1.  Lesung. 

H.  0.  26.  Min  1907.  Anfrage  J.  B.  Mac  Donald  betr.  Beflchwerden 
fiber  schmutzige  und  ungesunde  Werkstätten  und  Fabriken,  die  das  Vabvik- 
dspartement  den  hauptstädtischen  Gerne  in  derRten  zugesandt  hat. 

H.  C.  11.  April  1907.  Anfrage  Wiikie  betr.  Ventilation  von  Bäckereien, 
nnterirdisdien  Bftekereien. 

H.  0.  18.  April  1907.  Anfrage  Henderson  betr.  die  Stellmig  der 
in  Ghnroh  Amy  Werkstfttten  Beschftftigten  nach  dem  Fabrikgesetz. 

RegiemngsentwTirf  eines  Gesetzes  zur  Abänderung  des  Fabrik-  und 
Werkstftttengesetzes  von  19ol  mit  Bezug  auf  Wäschereien  und  zui-  Aus- 
dehnung dieses  Gesetzes  auf  gewisse  Anstalten  und  zur  Inspektion  ge- 
wisser GFeb&nlicfakeiteiL :  H.  L.  2.  Mai  1907.  Einbringung  dnrch  den  Earl 
of  Beanchiirap.  1.  Lesung  14.  Mai  1907.  2.  Tjesung  4.  Juni  1907.  Be- 
ratnng  im  Committee  12.  Juni  1907.  Bericht  13.  Juni  1907.  3.  Lesung. 
Annahme.  —  H.  0.  17.  Jnni  1907.  1.  Lesung  6.  Aug.  1907.  2.  Lesung. 
Ueberweisung  an  ein  Ötanding  Committee,  21.  Aug.  1907.  Bericht  und 
Annahme.  —  H.  L.  24.  Aug.  1907.  Annahme  der  Abftndenmgen  des 
B.  C.    Annahme  des  Entwurfs*). 

H.  C.  30.  April  1907.  Anfra;^o  J.  M.  Bobertson  betr.  die  Fabriken- 
und  Grubengesetzgebung  in  Aegypten. 

H.  C.  6.  Juni  1907.  Antrage  Devlin  betr.  die  sanitarischen  Ver- 
hältnisse der  Fabriken  in  Belfast. 

H.  C.  10.  Juni  1907.  Gesetzentwurf  Steadman  betr.  die  Abftademng 
des  Fabrik-  und  Workstättengesetzes  von  1901.    1.  Lesung. 

H.  C.  15.  Juni  ll>n7.  Anfrage  Henderson  betr.  Uebertretungen  des 
Particulars  Order  (Erlass  betr.  die  Angaben  der  Lohnsätze). 

13.  Fabrikinspektion. 

H.  C.  18.  Febr.  1907.  Anfrage  J.  E.  Mac  Donald  betr.  neue  In- 
spektionsassistenten ond  deren  Pflichten. 

H.  C.   21.  Febr.  1907.   Anfrage  Henderson  betr.  die  Anzahl  der  in 

den  Jahren  1905  und  1906  nicht  inspizierten  Fabriken. 

H,  O  -2«.  Fe}^-  inf^7  Anfrage  J.  E.  Mac  Donald  betr.  die  An- 
stellung der  i'abrikinspekioren. 

H.  C.  29.  Aprü  1907.  Anfrage  J.  R.  Mac  Donald  betr.  die  Pflichten 
der  Inspektionsassistenten. 

BL  C.  25.  April  und  1.  Mai  1907.  Anfrage  Devlin  betr.  Anstellnng 
eines  weiblichen  Fabrikinspektors  in  Belfast. 

H.  C.  17.  Juni  1907.  Anfrage  Duncan  betr.  Inspektion  der  Fabriken 
in  Belfast  auf  sanitarische  Verhältnisse. 


1)  Q«k     88.  Aeg.  1907  •.  S.  145  Nr.  81. 

22» 


—  340  - 


14.  Fiöch|>ükelei. 

H.  0.  7.  Juni  1907.  Aiifr«g«  Sir  Charit  Düke  betr.  VerOifsntlichiing 

des  Bericliterf  über  Fischpökeleistationen. 

IT.  f\  12.  J  iiH  i;'(  '7.  Anfrage  .1.  R.  Mac  Donald  betr.  Uebertretung 
des  Art.  41  des  ii'abrik-  und  WerkstftttengeseUes  in  Eischpökeleiätfttionezi. 

15.  Frauenarbeit. 

TRerfiorunirsentwurf  oinea  Gesetzes  zur  Aufhebung  des  Art.  57  des 
Tabrik-  und  Werkst&tteugesetzes  von  1901  und  eur  Aufhebung  eines  Teiles 
des  Art  7  des  Kohlengrubenregelungsgesetzes  von  1887,  der  die  Be- 
schftftigiiQg  der  Frauen  und  Kinder  betrifft  (in  Aosftilinmg  des  Bemer 
Abkommens):  H.  L.  13.  Mai  1007.  2.  Lesung.  14.  Mai  1907.  Beratung 
in  Committee  und  Bericht.  15.  >fai  1907  3.  Lesung.  Annahme.  —  H.  C. 
24,  Mai  1907  1.  Le.suug.  2,  Aug.  1907  2.  Lesung.  Ueberweisung  an  eine 
Kommission  bestehend  aus  dem  ganzen  Hause.  21.  Aug.  1907  3.  Lesung. 
Annalime^).  —  H.  L.  24.  Aug.  1907  vom  CL  C.  Annahnie  des  Entmurfee. 

H.  C.  13.  Juni  1907.  Anfrage  Devlin  betr.  die  Anzahl  der  in  Bel- 
faster Fabriken  eto.  beech&ftigten  Fkranen  nnd  Mftdohen. 

16.  Gesundheitsgefährliche  Industrien. 

H.  C.  2G.  Fobr.  1907.  Anfrage  Sir  Charles  Dilke  betr.  detaillierte 
Information  über  einen  durch  Pho.sphor  verursachten  Todesfall. 

H.  C.  12.  März  1907.  Anfrage  Henderson  bßtr.  Patent  für  phosphor- 
fi:eie  Zflndbölier. 

H.  0.  11.  März  1907.  Anfrage  Sir  Charles  Dilkee  betr.  die  AniaU 
der  Zündholzfabrikeu  und  der  darin  beschäftigten  Personen. 

H.  0.  12.  März  1907.  Anfrage  Henderson  betr.  besondere  Voxsohrifien 
fUr  ZUndhoizfabriken. 

H.  G.  22.  Mftns.  1907.  Anfrage  Jowett  betr.  die  Zunahme  Ton  Kei- 
yergiftungsf&llen  in  Töpfereien.    Untersuobnng  gewünscht. 

JL  C.  12.  Aprü  1907.  Anfrage  Sir  Charles  Dilke  betr.  die  Ver- 
wendung bleifreier  Glasuren  in  den  vorschicdenon  Rogierungsdepartements. 

H.  C.  22.  April  1907.  Anfrage  Bridgeman  betr.  die  Verwendung 
von  Bleiweiss  bei  der  Dekoration  des  Leseranms  im  britisdhen  Moaenm« 
Bezugnahme  auf  das  Bleiweissverbot  bei  Submissionen  in  Frankreich. 

H.  C.  23.  April  1907.  Anfrage  Wedgwood  betr.  die  V^flnschbarkeit 
besonderer  Käume  für  ärztliche  Untersuchungen  in  Fabriken. 

H.  C.    18.  Juli  1907.  (Siehe  Nr.  6,  Budgetdebatte,  Home  Office.) 

H.  L.  25,  Aprü  1907.  Anfrage  Lord  Ljtton  betr.  die  Stellung  der 
Begiemng  beim  Berner  Abkommen  betr.  daa  Verbot  der  Verwendung  des 
gelben  Phosphora» 

Earl  of  Tvytton:  „Kurz  vor  den  Ostorferien  wurden  dem  Staataselcref  .'ir  Tnnem 
im  Hause  der  Gemeinen  eine  Anzahl  von  iTraceo,  betr.  den  Todesäüi  infolge  von 
Nekrose,  vor^^t,  welcher  im  Januar  dieees  Jären  rieh  In  der  Zündholz&mlk  dar 
Hevren  Moreland  creipneto. 

In  I'>Känzung  Oer  Aotworteo  des  Herrn  iStaat^i.sokretär.s  deis  Innern  auf  diese 
Fragen  wurae  ein  sehr  eingehender  und  interessanter  Bericht  der  Herren  Cunynghame 
und  Dr.  Whitelpjj:ge  vcröfrentlielit,  welcher  volle  AuHkunft  über  diesen  betJondOTW» 
Fall  gewährt.  Darum  int  auch  nicht  der  Zweck  der  heutigen  Anfrage,  weitere  Auf- 
klärun^  über  diesen  Fall  zu  erhalten,  sondern  vielmehr  der,  die  AufoteriCBlunknit  anf 
die  weiteren  Op!3irhts])iiiiklc.  die  die-^er  Fall  involviert,  zu  ziehen,  und  zu  versnchcn, 
Wn  8.  M.  Regierung  einige  Erklärungen  über  ihr©  Stellung  im  allgemeinen  g^eoüber 

1}  Oes.  T.  9.  Aug.  1907  a.  S.  145  JUt,  20. 
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dtee«>  besonders  gefährlichen  Industrie  zu  erhalten,  ünd  von  diesem  Gesichtspunkte 
«iB  hat  die  Frage  ein  Interesse,  das  über  jede  einzelne  Fabrik  und  selbst  über  die 
Grenzen  diese'^  ganzen  Lftiide?  hinausgeht,  weil  en  eine  Angelegenheit  betrifft,  die  nun 
interoationale  Bedeutung  gewonnen  hat.  Während  der  letzten  Jahre  ist  von  Zeit  zu 
Zelt  in  einer  in  Zentnlearopa  gelegenen  Btadt  yon  den  Vertwtwn  der  ffUmoden 
europäischen  Staaten  eine  Anzahl  von  Konferenzen  abgehalten  worden  mit  drin  Zwi  ke, 
indubtrieUe  fragen  zu  diskutieren,  und  in  der  Hoffnung,  zu  einer  gemeineaineu  Aktion 
zur  Verbeeserung  der  allgemeinen  Arteitebedingungen  tdirdten  zu  können.  Bei  diesen 
Konferenzen  ist  die  Regelung  gewisser  wohlljekannt«-,  gesundheitsgefährlicher  In- 
dustrien eingehend  diskutiert  woraen,  und  hinsichtlichi  der  Verwendung  vuu  gelbem 
oder  weissem  Phosphor  ist  man  auf  dem  Wege  m  einem  Einveniehmen  zwischen  dea 
verschiedenen  Staaten  beträchtlich  weitergekoninicrt.  leJi  muss  vielleicht  bemerken, 
dass  der  weisse  oder  gelbe  Phosphor,  der  ein  sehr  gefahrlicher  und  giftiger  Stoff  ist, 
nur  bei  der  Herstellung  der  sogen  an  u  um  „überaU  entzündbaren"  Ziin<lhulzer  ver- 
wendet wird.  Er  wird  nicht  bei  der  Herstellung  von  Zündhölzern  verwendet,  die  an 
der  8chachtel  entzündet  werd«).  Auch  bei  der  Herstellung  der  anderen  Art  Zünd- 
hölzer ist  er  nicht  unl>cdingt  notwendig.  In  der  Tat  sind  andere  ungefiLhrüchc  Ver- 
fahren auegearbeitet  woxden  und  gegenwärtig  in  Tätigkdt;  ab  J3eispiel  dafür,  daas 
ee  nOfrGch  ni,  olmo  den  iPhoäphorprocem  anssokmnmen,  brmidie  idi  nw  ro  envl^nen* 
,  d:i--  in  einer  der  führenden  und  bestbekannten  Zi'ir,  Un  Izfri^  ri!-:!  n  üisi    Tandes,  der- 

ienigeu  der  Herren  Bryant  aud  May,  Mittel  gefundeu  wurden  sind.  Jede  Art  Zünd- 
löluT,  welche  das  Publikum  TorlanKt,  ebne  venrendnng  waasen  PhoepliorB  herzu- 
stellen. Da.sR  es  nicht  uur  dieser  besonderen  Firma,  wndem  dem  ganzen  Lnndc 
möglich  ist,  ohne  Phosphor  auszukommen,  beweif«t  das  Vorgehen  der  ü  europäischen 
Staaten,  die  im  September  letzten  Jahres  ein  Abkommen  untearzöchnet  haben,  darch 
welche-^  sie  die  Verwendung  def<  weissen  oder  gelben  Ph(>sphorM  in  ihren  Gebieten  ver- 
boten haben.  Dieses  Abkommen  ist  von  Frankreich,  Deutschiand,  Italien,  den  Nieder- 
landen, Dänemark  und  der  S<-hweiz  unterzeichnet  worden.  Jeder  dieser  6  Staate 
hat  einen  Vertrag  unterzeichnet,  durch  den  er  in  seinem  Gebiete  die  Herstellung, 
Verwendung  und  die  Einfuhr  von  Phosphor-Zündhölzern  verbietet,  und  es  ist  die 
Stellung  unserpR  Landes  zu  diesem  Abkommen,  auf  welche  ich  die  Aufmerksamkeit 
Ihrer  Ixtrdschatten  heute  lenken  wilL  GroeabntaDnien  hat  sich  nur  unter  der  Be> 
dingung,  dass  jedes  andere  ZflndhiUzer  exportierende  Land  dasselbe  tnt,  Bon  Zu» 
hanmif  !j kphen  mit  den  anderen  Stsaten  una  ?ur  T'nterzeichnung  diesr  -  Abki m-rr  i  n« 
bereit  erklärt,  und  als  dieses  bedingte  VerBprecheD  gegeben  wurde,  war  sehr  wohl  be- 
kannt, daas  die  Bedingung  nicht  erfüllt  werden  konnte,  weil  an  den  Nationen,  denn 
Beitritt  notwendig  gew<»€n  wäre,  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amprika  gehören, 
und  dass  die  Vcrfasöuug  der  Vereinigten  Btaaten  die  Bundesregierung  verhindert,  eine 
VereillbamDg  dieser  Art,  welche  dit>  verschiedenen  Einzelstaaten  i)inden  würde,  einzu- 

S'hen,  Damm  bedeutet  das  Versprechen.  w<-lf  hes  die  Regierung  gab,  nicht  sehr  viel, 
er  Staatstsekretär  des  Innern  hat  die  Ciruiule  für  seine  Weigerung,  diesem  Abkommen 
beizutreten,  vorii  1  raaht;  demnach  stehen  statt  eines  Verbotes  in  unserem  Lande  sehr 
atrenge  VcMvchriften  in  Kraft,  wdche,  so  heisst  es,  die  Möglichkeit  einer  Phosphor- 
▼ergiftung  wesentlich  verringern.  Diese  Vorschriften  sind  ausgezeichnet,  so  weit  sie 
reichen,  aber  die  Tatiiache  bleibt,  und  die  Tatsache  i-^t  wieder  durch  den  kürzlit-h  ein- 
^tretenen  Todesiall  erwiesen,  dass  diese  Vorschriften  nicht  genügen,  um  Phoephor- 
ve^ftungen  m  reriinlen.  Seit  dieae  Vorschiiften  in  Kraft  stellen,  nnd  5  FlUe  Ton 
Vergiftun^on  vi  rr:»  kommen ,  und  nach  Herrn  (hinynghames  Bericht  müssen  wir  an- 
nehmen, da?»  sehr  wahrscheinlich  weitere  I<äile  in  Zukunft  vorkoninien.  Ich  will  die 
'Ataaehan  nicht  übertreiben.  5  Todesfälle  in  5  Jahren  sind  nicht  sehr  viel.  Ich  will 
anrh  gar  nicht  beweisen,  dass  Todesfälle  infolge  von  Phosphorvergiftungen  häufig  sind, 
aber  andererseits  wird  man  mir  zugeben ,  denke  ich ,  dass  iwles  Menschenleben .  das 
gerettet  werden  kann,  auch  wert  Ist,  gerettet  zu  werden,  lud  hier  besteht  die  Mög- 
lichkeit, welche  die  liegiernng,  wenn  sie  davon  Gebrauch  machen  wollte,  in  die  Lage 
setzen  würde,  diese  Krankheit  völlig  aus  unserem  Lande  zu  verbannen.  Belbstver- 
ständlich  sind  dabei  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Aenderungen  dieser  Art  sind 
nicht  ohne  Opfer  und  ohne  Kosten  vorzunehmen.  Die  Schwierigkeiten  sind  in  einem 
Memorandum  des  Unterstaatssekretärs  des  Innern,  der  unser  Vertreter  bei  der  BCTner 
Konferenz  war,  hcrvorgehol)en  worden;  aber  weim  einige  Ilindornisse  im  Wege  liegen, 
so  miicht  dies  um  so  mehr  fflr  di^euigen  Länder,  welche  aht  Pioniere  tätig  sind  und 
die  Schwierigkeiten  erfolgreich  nberWinaen. 

In  dirprm  Mrraorandum  des  Home  Office  i?t  hervorgehoben  worden,  dass  ver- 
mutlich die  ZolibtAmten.  weiche  ein  Verbot  durchführen  mfissten,  mehr  zu  tun  haben 
wfteden ;  aber  idi  dense,  einer  HehiarbeH  diesea  Depaitemento  kdnnten  wir  eine 
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Arbeitavermindening  iju  Home  Ofüce  gegooübersteUeD .  das  Kegeowirtig  darauf  £a 
aditen  hat ,  dafi  dw  aehr  ctrmjnn  Vontthtiftea  graan  beobaeCtat  ii«rden.  Duui  iit 

behfli,! ['f -  t  \vi)ri!i^:i,  als  FoI.t-'rrTsrheinung  ycm  X'rrlii itma-'-regcIn  köooten  die  Preise  der 
ZundiiiöUor  steigen.  Billigk»  ii  m  aXiea  Diugeo  ii>t  ailgenicia  wiiascheoswert ;  aber  ich 
di'ulce,  daaa  Ihre  Lor«lH(  Laften  mit  mir  der  AnaicJit.  sein  werden,  dass  selbst  Zünd- 
hölzer zu  teuer  gekauft  werden  können,  wenn  nie  um  den  Preis  von  Men^henleben 
gekauft  werdco).  Andere  Einwando  »ind  in  deiu  Memorandum  vorgebracht  worden, 
welche  mir  ein  wenig  weit  hergeholt  zu  se'm  scheinen.  Zum  Beispiel  sagt  der  Unter* 
etaxitSÄokretär,  diws,  wenn  das  l'arlanient  eine  Masurcgel  zum  Verlxit  der  Verwondnng 
dieöüT  Ware  bcddiliciiescu  sollte,  dies  die  Zurückstellung  nützlicher  soziairoforniaio- 
rischer  Massregeüi,  welche  die  Regierung  im  Auge  hat,  erbeischen  würde.  Wir  alle 
wiaaen  wohl,  daaa  das  Programm  der  £«gianiiig  sehr  grosa  ist,  und  wir  köonea  ao- 
nehmen,  daaa  die  Maasregeln,  welch«  wir  im  ^^ffe  sind,  anzunehmen,  von  wohl- 
tatiger Wirkunc  sein  werden.  Eine  dieser  Ma.->srec;eln  worden  wir  in  werugen  Minuten 
besprecheo.  Aber,  möne  Loxda,  wenn  die  Begiarung  die  religiteea  Skrupel  einea 
Teifee  ihrer  Anhitiger  befriedi^l  haben  wird  uocTdeo  Landhnnger  eines  andereo  Teila, 
wenn  sie  lir  Armee  reorganisiert  und  eine  gute  Regierung  und  Friclen  nach  Irland 
gebracht  haben  wird,  ist  es  dann  zuviel  verlangt,  das«  eine  JUassregel  zum  Schutze 
dee  menschhchen  Lebens  ihren  Platz  zwischen  den  unbodeuten<leren  Bestrebungen 
fjnrlpn  »oU?  Tn  allem  Ernat,  meine  Lords,  wenn  die  Schwicrigkciteu ,  weKhe 
einer  solchen  Maaäregel  im  Wege  stdien,  und  die  Einwände  dagegen  viel  mal  grotiser 
wiren  als  sie  in  diesem  Memorandum  ningeatelU  werden,  so  sind  es  immer  nodi 
Hindernisse,  welchen  auch  andere  iJinder  zu  begccnen  hatten,  und  wa.s  die  Regierung 
zu  beweisen  hat,  it>t  nicht,  dAna  .ScUwierigkeitea  bestehen,  sondern,  ob  denn  unsere 
Schwii  rigkeiten  grösser  sind  als  die  anderer  Länder  und  warum  wir  nicht  in  der  Lage 
sind,  zu  tun,  waa  andere  Länder  getan  haben.  Wenn  einmal  das  Stadiuoi  ioter> 
nationaler  Znaammenarbeit  errdcht  worden  tat,  00  iet  es  unmöglich  fnr  efai  Land, 
ganz  allein  zu  stehen  und  jede  T>;i^'  v  11  Bcinem  eigenen  Gesichtspunkte  aus  anzu* 
sehen.  Hier  U<^  gerade  eine  jener  Fragen  vor,  bei  der  die  moraliscne  Vcxantwortong 
in  gar  keinem  VWDiltidne  inehr  an  bToaiten  Skonmnisdien  oder  adminietrativnn  Er* 
wägungen  Ptehf.  Ich  frage  Ihre  Lordschaflen,  oli  i.>  ni  ht  ein  wenig  eigennützig,  ein 
wenig  unrittcrUch  für  uns  in  Gross britanien  ist,  wenn  wir  »agea,  dms,  weil  wir  die^^e 
Ware  in  unserem  Lande  wenig  boiÄtacn,  weil  bei  uns  angezeichnete  Vorschriften 
in  Kraft  stehen,  wir  dämm  anderen  Nationen  nicht  helfen  wollon  in  ihren  lie- 
atrebungen,  diese  gefährliche  Krankheit  zu  verbannen,  tmd  ee  ist  nicht  sehr  hddeu- 
Jiaft  tür  ein  Land,  das  auf  seine  industrielle  Stellung  atolz  ist  und  für  eine  Ri^pe» 
mng,  die  Ansnnich  darauf  erhebt,  da.*;.^  ihr  die  Interessen  der  arbeitenden  Klassen 
besonders  am  Herzen  liegen,  den  anderen  Nalionou  folgende  Antwort  zu  geben:  „Was 
Ihr  vorschlagt,  ist  sehr  schön,  wir  haben  nichte  dagegen  einzuwenden,  e«  ist 
im  Prinzip  ganz  vortiefüioh;  wir  wollen  Eiueh  die  Angekgenheit  untereinander  aus- 
machen lassen  und  wann  Ihr  F^ch  alle  anf  ein  gemeinsamee  Vorgdien  geeinigt  bal^ 
wollen  wir  kommen  und  uns  Euch  anschliessen  ;  wir  wollen  das  allerletzte  Land  sein, 
das  seine  Unterschrift  unter  das  Abkommen  setzen  wird."  Wenn  nnaer  Land  über- 
haupt an  diesen  Konfereoaen  teilnehmen  aoll,  ao  wire  ee  eiehertidi  beeaer  fOr  die 
Eegiening,  ihre  Vertreter  in  einem  anderen  Geiste  zu  entsenden,  als  in  im,  der  sie 
biRfler  erfüllt  hat.  Ich  wiude  mich  gerne  der  Hoffnung  hingeben,  dass  ihre  Ver- 
treter vori^ögen,  ihren  Stolz  danin  sn  aetzen,  bei  einer  Bewegung  dieser  Art  lieber 
der  Vorhut  als  dem  Trosse  anzugehören  und  dass  sie  für  unser  Land  lieber  die 
Stellung  eines  Führer«  d^  europäischen  Geiste«  &U  die  eiuca  zögernden  achzüglta^ 
zu  erringen  suchten  und  dass  wir  eher  freudige  Vorkämpfer  als  verdroi»^e  nadi« 
treter  anderer  Länder  sein  sollten.  Picherlich  w5re  eine  solche  Stellung,  wie  ich  ain 
Ihnen  nahe  lege,  der  Würde  unseres  Landes  angemessener,  dessen  üeberlieferung  und 
industnellen  Stellung  würdiger  und  nützlicher  für  die  Sache  des  industriellen  l'ort- 
achrittcs.  Um  von  S.  M.  K^i^ung  eine  Erklärung  der  Qründe  zu  erhallen,  warum, 
ala  sich  die  Gelegenheit  zur  Zusammenarbeit  mit  anderen  Lindem  bot,  sie  ihre  Mit« 
Wirkung  vorsagt  hat,  habe  ich  diese  Frage  gestellt,  und  ich  möchte  mit  aller  .\chtung 
&  M.  üogieruug  fragen,  ob  sie  nicht  die  Gründe  wieder  erwägen  will,  welche  täe 
veranlasat  hidM»,  bia  zum  hentigen  Tige  das  Bemer  Abkommen  nidit  m  nnter- 
seiebnen." 

Earl  Beauchamp:  „Meine  ixirds,  die  Antwort,  welche  ich  dem  edlen  Earl  zu 
geben  habe,  hat  er  wohl  voraus g(»eh«n.  Sie  geht  dahin,  dass  S.  M.  Regierung  im 
allgemeinen  dem  ^femorandum  zustimmt,  auf  welches  schon  der  eilf  ICarl  Bej:ag  ge- 
nommen hau  Die  Lage  ist  in  der  Tat  sehr  einfach.  Als  im  Jahr  il«üO  diese  Frage 
öffentlich  lebhaft  diakntiert  wnide,  hlfeta  dnr  8taatMekretir  din  VennodnDg  m 
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Photi|)hor  verbieten  können ;  ätatt  do^Bcn  wurden  boäoadero  Vorschriften  erlassen,  und 
wir  sind  nun  im  stände,  den  Erfolg  dieser  Vorschriften  zu  ütMvÜiQkm.  Dw  «die 
Earl  wird  in  einem  Bericht,  auf  den  er,  glaube  ich,  nicht  Bezug  genommen  hat,  in 
dem  Bericht  fib^r  die  internationale  Arbeiterschutzkonferenz  in  J^m,  eine  Statistik 
der  Nekrosefälle  finden,  welche  seit  Inkrafttreten  der  besonderen  Vorschriften  vor- 
ffekommeo  aiad,  and  ich  denke  sie  KÄgf>  deatUdi,  dam  die  Vorschhftea.  welche  der 
BtiatiiBftkrstfir  seinemit  erlanen  "hax,  em  «dir  befried^ndee  Ergebnis  hwtm.  In  den 
ersten  5  Jahren  sind  nur  5  Nekrosenlllo  vorgekotnmcn,  \  ri  Ii  .irn  3  I. :  h)^ n  r  Natur 
waren,  und  in  diesen  Fallen  sind  die  PeiBoneu  wieder  genesen  und  haben  andere  Be- 
echäftigung  ^fanden.  Die  «öderen  2  FUle^  im  Jebra  1906.  TerHefen  tMlieh.  Im 
Jalire  1906  sind  keine  Falle  vorrokommen  und  seither  nur  aiesrr  rin -ii^-e  Fall.  Die 
tSachverständigen  sagen,  dass  Nokrose  eine  Krankheit  ist,  welche,  wenn  erworben, 
nidit  sogleich  zu  Tage  tritt  Eine  lange  Zeit  vergeht,  während  welcher  ^ie  im  Orga- 
nismus versteckt  lauert,  und  dann  erst  tritt  sie  hervor.  Der  Bfann,  der  dieses  Jahr 
starb,  arbeitete  schon  vor  dem  Jahre  1900  zwölf  Jahre  lang  in  einer  Züudholzfabrik 
In  Zriand;  das  war  vor  dem  Erlaas  der  neuen  Vorschriften.  Dann,  im  Jahr  1900| 
kam  er  in  die  betreffende  Fabrik  in  Gloucester  nnd  im  Jahre  lfK)9  infol^  eines  on> 
bedeutenden  Unfalles  war  eine  Amputation  notwendig.  Es  ist  wahrf^chemlich,  wenn 
nicht  geradezu  gewiss,  das»  die  Krankheit  vor  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Vor- 
schrift^ erworboi  wurde>,  and  darum  wäre  es  nicht  an^gpgig.  diesen  Fall  in  irgend 
einer  Weise  anf  ein  YeraageD  der  g^g^wSrtig  gültigen  vondnriftoa  znrficäczaffl&en. 
S.  M.  Regierung  ir^t  darum  der  Ansicht,  dass  der  vVep,  welchen  der  Staatssekretär 
des  Innern  im  Jahre  1900  durch  den  Erlass  besonderer  Vorschriften  eingeschlagen 
hat,  erfolgreich  gewesen  ist,  nnd  ttnter  dieeen  OmstiUiden  benbeichtigt  sie,  in  ihrer 
biäherigeii  Haltung  zu  verharren.  Vielleicht  Irirf  ich  beifügen,  da.s.s  sie  in  die-cr  An- 
gelegeoheit  sowohl  dem  Beispiele  von  Spanien,  Portugal,  Belgien  und  Oesterreich- 
Ungarn,  weldie  mif  der  Bemer  Konferenz  vertreten  waren,  als  auch  dem  von  Nimt- 
we^'en  und  Japan,  welche  nicht  vertreten  waren,  folgt.  Der  Staatssekretär  des  Innern 
jtieliL  gegenwärtig  andere  Alassregein  in  Erwägung,  welche  besonders  für  einen  solchen 
Fall,  wie  den  kurzlich  vorgekommenen,  tnit  blonderer  Berücksichtigung  der  zahn- 
ärztlichen Untersuchung  bestimmt  sind.  Er  will  veranlassen,  dass  besondere  Vor- 
kehrungen für  Untersuchungen  und  Berichterstattung  durch  zahnärztliche  Sachver- 
ständige getroffen  werden,  und  er  hat  auch  die  Absicht,  eine  Vorschrift  zur  Ver- 
hinderung des  Tabakkauens  zu  erlassen,  das  für  die  Arbeiter  dieser  Fabriken  von 
besonders  schädliclMr  Wirknng  ist.  Unter  diesen  ümstSndm  kutt  kb  nielit  ttuldii, 
zu  finden,  da.s.s  der  Standpunkt  der  H^isniDg  S»  1£,  an  dem  bidierifgen  Vongdieo 
festzuhaLteo,  völlig  gerechttertigt  iaU" 

17.  Handels-  und  Arbeitsministerium« 

H.  0.  27.  Febr.  1907.  OegetsentwiiTf  Meld  betr.  die  Errichtnng 
eines  Handels-  und  Arbeitsministeriiims. 

18.  Heimarbeit,  Schwitzsystem. 

H.  C.  21.  Febr.  11)07.  Anfrage  Henderson  betr.  Ausdehnung  des 
Artikels  des  Fabrikgesetzes,  dw  siim  anf  die  Angabe  der  Lohns&tze  be- 
äeiht  (Particnlara  Section),  auf  gewisse  Hausindustrien. 

H.  C.  21.  Febr.  1907.  Gesetzentwurf  J.  R.  Mao  Donald  betr.  bessere 
Regelung  der  Hausindustrie.    1.  Lesung. 

H.  C.  15.  Febr.  1907.  Gesetzentwurf  Henderson  betr.  die  Ver- 
besserung der  Arbeitsbedingungen  nnd  Binfiduning  eines  Gesetees  mit 
Ifmimallobn  ftlr  Arbeiter  gewisser  Industrien  (Sweated  Industries  Bül). 
1.  Lesung.  —  12.  April  1!>Ü7.   2.  Lesung  vertagt. 

H.  C.  15.  Febr.  I!i07.  Gesetzentwurf  £.  Lamb  betr.  die  £rrichtuiig 
von  Lohnämtern.     1.  Lesung. 

H.  C.  7.  :^äiz  1907.  Anfrage  Shackleton  betr.  Erbebongen  der 
Begiemngen  Belgiens,  Frankreidis  und  Oesterreidis  Aber  die  internationale 
Konkurrenz  der  Hausindustrien,  Vornahme  einer  solchen  offiziellen  Er- 
hebung in  England.  —  Der  Staatssekretär  kennt  die  betreffende  Beso* 
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lution  der  Iniemationalen  Arbeiterschatzkonferenz  in  Genf  und  wird  sich 
tlber  die  Schritte  der  genaimteii  Staaten  informiereD. 

H.  C.  16.  April  1907.  Oeeetaentiwaif  Barnes  betr.  beetere  Begelung 

der  Hausindustrien.    1,  Lesung 

H.  0.  1».  Miii  15)07.  Anfrage  (Jhiozza  Money  betr.  die  Verptüchtung 
der  Arbeitgeber  zur  EiDlieferucg  ihrer  Heimarbeiterlisten. 

H.  G.  81.  tfai  1907.  Antrag  Whiteley  anf  Beetellung  einer  aiis> 
gewählten  Kommiflsion  zur  Untersuchung  der  Arbeitsverhältnisse  in  Heim» 
arbeifsbenrfen  und  mr  Berichter.stattung  dartibcr  und  über  Verbesserungs- 
mittel.  —  4.  Juni  1!H)7.  BeiStellung  einer  Komnii.'isiou  „zur  Untersuchung 
der  Arbeitsbediuguugeu  in  Beruieu,  in  welchen  Heimarbeit  vorherrisch t, 
and  der  Vorschläge  (einscbliesslich  der  Errichtiuig  yon  Lohnftmtem  und 
der  Eonzessionierung  der  Arbeitsstätten  i  zur  Abhilfe  der  bestehenden 
Missbräuche".  ^litjij^licder  der  Kommission  nind :  Arkwright,  Brid^"^TnnTi, 
Sir  W.  Bull ,  Boland,  Bruuner,  Ohiozza  Money,  Dewar,  Deviin,  Peil, 
Hendersou,  Lamb,  Law,  Mansie,  Masterman,  Parker,  Bichardson,  Itobinson, 
Samuel,  Sherwell,  Trevelyau,  Sir  G.  'Whittacker. 

H.  C.  13.  Juni  1907.  Anfrage  Deviin  betr.  Heitnarbeiterltfhne  In 
Belfast. 

19.  Biifskassen,  Betriebskassen. 

H.  0.  17.  April  1907.  Gesetsentwnrf  J.  Ward  betr.  Abindening 
des  Betriebskasaengesetses  von  1902  (Shop  Clubs  Act  1902). 

20.  Jugendlichen-  und  Kinderarbeit. 

H.  0.  29.  April  1907.  Anfrage  J.  B.  Mac  Donald  betr.  die  Mittel 

aar  Bekanntmachung  des  Erlasses  Nr.  680  der  Stat.  Rules  und  Orders 
von  190G,  betr.  das  Verbot  der  Beschäftigong  Jugendlicher  in  geirissen 

Berufen  ohne  ein  Tancflichkeirszeup^is. 

H.  C.  15.  Juni  lyUV.  Antrage  Byles  betr.  die  Ursache  der  Zunahme 
der  Halbsseit-Einderarbeit  und  die  Mittel  dagegen. 

21.  Laden. 

H.  C.  21.  Tebr.  1907.  Gesetzentwurf  Sir  Ch.  Dilke  betr.  Abände- 
rong  der  Gesetsgebung  Ober  Ltden.  1.  Lesung.  12.  Mftra  1907.  Znrttck- 
gesogen. 

H.  C.  1.  Mai  1007.  Eosohition  Shackleton,  unterstützt  durrh  Seddon, 
jjdass  nach  Ansicht  dieses  Huuses  einschneidendere  gesetzliche  Bestimmungen 
über  den  Ladenschluss  und  über  die  Arbeitszeit  der  Ladengehilfen  not- 
wendig sind".  Angenommen. 

H.  0.  7.  Mai  1907.  Gesetzentwurf  Sir  Ch.  Dilke  betr.  Abftnderang 
der  Gesetzgebung  über  Läden  (Ladengesetz  Nr.  3).    1.  Lesung. 

H.  C.  8.  Mai  1007.  Gesetzentwurf  Seddon  betr.  die  Nichtigerklärung 
gewisser  Bedingungen  in  Verträgen  der  Ladengehilfen.   1.  Lrosang. 

22.  Lohnstatistik. 

H.  C.  24.  Juli  1007.  Anfra^re  T.  "Davis  betr.  Angaben  der  Arbeit^ 
geber  über  die  von  ihnen  bezahlten  Löhne. 

L  o  L  n  z  a  h  1  u  n  ^. 

Tl.  C.  14.  Miirz  r.Hi7.  Anfrafrc  nonder«»on  betr.  vennutliolie  Uebei^ 
tretungen  der  Truckgesetze  in  Wohltätigkoitsanstalten. 
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H.  C.   5.  Jnni  1907.   Anfrage  Devlin  betr.  Uebertretnng  der  Track* 

gesetze  in  Belfast. 

H.  C.  16.  Juli  1907.  Anfrage  Byles  betr.  Abzüge  von  Arbeitslöhnen, 

24.  Soziale  (t  o  s  e  t  z  g  e  b  u  ii 

H-  C.  18.  Febr.  1907.  Ab&uderungäantrag  Eaz'l  Percy  zur  Thron- 
rede, der  bedauert,  daee  die  Behandlung  der  sodalen  Qeset^geboiig  wegen 
der  Frage  dee  H.  L.  inrttdcgefltdlt  werde.  Abgelehnt  mit  .874  gegen 
III  Stimmen. 

H.  C.  2().  März  1907.  Resolution  Bennett  betr.  notwendige  Aende- 
rungen  der  Besteuerung  zu  Zwecken  der  Sozialreform.  Angenommen. 

H.  C.  18.  April  1907.  Budgetdebatte.  Der  SchatBkansler  betont  die 
Notwendigkeit  der  Sozialreform  mit  besonderer  Bezucj^nahme  auf  Alters- 
renten, keiu  bestimmter  Plan  ist  vorgRschlagen,  aber  der  Gegenstand  wird 
als  der  emsteste  und  dringendste  alier  sozialreformatorischen  IVtrdorungen 
suigeseheu,  die  Regierung  hofft  die  Gründung  dieser  Reform  vor  Schluss 
dee  Parlamentes  so  sichMii. 

H.  a   18.  JoH  1907  (siehe  Nr.  6,  Budgetdebatte,  Home  OfiEce). 

96.  Staatsarbeiter. 

H.  0.  4.  Mira  1907.  Anfragen  J.  R.  Mac  Donald  und  Fenwick  betr. 
Bestellung  einer  Kommission  zur  T^ntersucLung  der  Mittel  ftlr  die  Durch- 
führung der  Gtewerkvereins-Lohnklaasel  (Fair  Wages  Clause)  bei  Sub- 
missionen. 

H.  0.  6.  Juni  1907.  Anfrage  Clynea  betr.  Weigerung  von  Sub- 
nissionsfirmen,  QewerkvereinsmitgUeder  zu  beschäftigen. 

H.  0.    21.  Aug.  1007.    Anfrage  T.  F.  Richards  betr.  Schritte  sur 

DorchfUiirung  der  Lohnklausel. 

H.  C.  22.  Aug.  1907.  Anfrage  Clynee  betr.  niedrige  Löhne  bei 
Submissionen. 

Post-  and  Telegraphendienst. 

H.  C.  22.  Febr.  1907.  Anfrage  Bowerman  betr.  Ankfindignnger, 
durch  welche  Provinztolegraphistinnen  aulgefordert  werden,  sich  zur  Ver- 
setzung nach  London  zu  melden. 

H.  C.  28.  Febr.  1907.  BesteUung  einer  auserwlhlten  Eommission 
von  9  IBtgliedeni  zur  üntersndiung  der  LOhne  und  der  Lage  der  Post- 
aagestellten. 

Heer  und  Marine. 

H.  C.  25.  Febr.  1907.  Budgetdebatte  (Armeeforderungen).  Antrag 
Henderson  betr.  Biinsetsung  einw  Kommission  zur  Untersuchung  der  Mittel 
för  regelmlssige  B^chftftigung  der  Arsenalarbeiter.  Zurückgezogen.  — 
Entlassungen  im  Woolwich-Arsenal.  Anfragen  am  10.,  11.,  15.,  17.,  18., 
22.  und  29.  April,  5.,  24.  und  26.  Juni.  15.  Aug.  Appropriation  Bill, 
Debatte,  Reden  von  Crooks,  Kowlaud  u.  a. 

H.  C.  14.  M&rz  1907.  Budgetdebatte.  Havelock  Wilson  empfiehlt 
^e  Bestellung  einer  Kommission  zur  Untersuchung  der  Lobnverhftltnisse 
der  Seeleute. 

H-  C.  19.  April  1907.  Anfrage  Field  betr.  Urlaube  der  Boreau- 
•Ogestellten  in  der  Royal  Urdinanf  e  Factory. 

H.  C.  20.  Juni  1907.  Budgetdebatte  (Aimeeforderungen).  Sir  Oh. 
Boke  wOnscht  grössere  Iieichtigkeit  des  Zutritts  zu  den  Departementschefs 
ftr  die  Staatsarbeiter,  mit  besonderer  Bezugnahme  auf  die  Armeebeklei- 
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dun^sfabrik.  —  Sommer  bell  über  die  Ventilation  der  Armeebekieiduiigs- 

fabrik. 

26.  Zeugnisse. 

H.  G.  4.  Mftn  1907.  GesetMiitwiirf  Bell  betr.  die  Verpflichtung 
des  Arbeiigebeni,  auf  VerlengeE  Zeagnisse  evanietelleii  (CSharactor  Note 
Bill).    1.  Lesung. 

VII.  Italie.  Italien'). 

(Januar  bie  Juli  1907.) 

I.  Arbeiters cliuts  (ItalienisdiofraasOBisolies  Abkommen). 

C.  d.  D.    20.  Juni  1907.    Diskussion  und  Annahme  des  Ghesetient- 

wurfes  betr.  Erhölnmg  des  Kredites  zur  Durclifühmng  des  Abkommens 
zwischen  Itahen  und  Frankreich  Uber  gegenseitigen  Arbeiterschutz. 

2.  Arbeitsunfälle  in  den  Schwe£elgrube&. 

C.  d.  D.  9.  Juni  1907.  Vorlage  eines  Kegierungsgesetzentwiufes 
betr.  besondoro  Bostimnmngon  für  die  Arbeitsunfälle  in  den  Schwefel- 
giubeu  Sizilienö  (Atl.  pari.  No.  802),  —  23.  Juni  1907.  Vorlage  des 
Kommissionsberichts  (Att.  pari.  No.  802 A).  —  29.  Juni  1907,  Diskossion, 
Annahme. 

3.  Burehftthrung  der  Arbeitersohntsgesetse. 

C.  d.  D.  6.  Mai  1907.  Vorlage  eines  Regierungsentwxu^es  betr.  Er- 
höhun<r  der  Kredite  für  den  Auisiobtsdienst  bei  der  Dnrohführong  der 

Arbeilerschutzgeyetze. 

4.  Frauen-  und  Kinderarbeit  (Bd.  IV  S.  380  No.  3;  Bd.  V 
8.  81  No.  3). 

C.  d.  D.  10«  Juni  1907.  Vorlage  eines  vom  Se.  mit  Amendements 
angenommenen  G^esetsentwurfes  zur  Abänderung  des  (Gesetzes  vom  19.  Juni 
1902  über  die  Frauen-  und  Kinderarbeit.  ^  2.  und  S.  Juli  1907.  Dis- 
kussion, Annahme'). 

5.  Nachtarbeit  der  Franen,  Verbot  der  —  s.  Phosphorverbot. 
G.  N  achtar  be  i  t  in  der  Bi\ckerei.     C.  d.  D.  4.  und  14.  Mai 

1907.  Vorlage  und  Lesung  eines  üesetzess Vorschlags  Bertesi  und  Gen. 
betr.  das  Verbot  der  Nachtarbeit  in  der  Bftckerei  (Att.  parL  No.  744).  — 
27.  Juni  1907.   Vorlage  dee  Eommissionsbttiohtes  (Att  pari.  No.  744 A). 

7.  Phosphorverbot,  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen. 

0.  d.  D.   16.  Mai  1907.   Vorlage  der  BegienmgsgesetsentwOrfe  betr. 

die  Genebmigung  der  internationalen  Konventionen  ttber  das  Verbot  des 
wnissnn  P]ins)ihor3  in  der  Zündh^lzchenfabrikation  und  das  Verbot  der 

indu.sLrielleu  Nachtarbeit  der  Frauen. 

8.  Post-  und  Telegraphenpersonal. 

C.  d.  D.  26.,  28.,  '29.  Juni,  1.  nnd  2.  JtiH  1907.  Diskussion  und 
Annahme  des  Gesetzentwurfes  betr.  die  Keform  des  Organisationssystems 
des  Post-  und  Telegraphenpersonals. 

1)  Vgl.  Bau.  Bd.  I  6.  101,  197.  450;  Bd.  U  S.  423;  Bd.  UI  8.  460;  Bd.  lY 
8.  105,  381;  Bd.  Y  8.  80,  208,  627. 

2)  0«.  V.  7.  Juli  1907  1.  8.  892  Kr.  2. 
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9.  Euhe,  wöchentlich  n  (Bd.  V  S.  628  No.  141. 

Se.  3.  Jxmi  1907.  AnnajbxDe  des  Kegienmgsgesetzentwurfbs  betr. 
die  wöclienüiclid  Buhe. 

0.  d.  D.  6.  Jinii  1907.  Vorlage  de«  yom  Se.  angenonmteiidn 
Eegienmgggeeetzentwurfes  (Att.  p«L  No.  798).  —  28.  Juni  1907.  Vor- 
lage des  Kominissionsberichtes  (Att.  parL  No.  798 A).  —  8.  und  6.  JoU 
1907.   Diakiuwion,  Annahme^). 

10.  Reisbau  (Bd.  V  S.  105  No.  1). 

C.  d.  D.  21.  FebrMfir  1!*07.  Zurückzup:  des  Gesetzoniwurfes  vom 
4.  März  1905.  Vorlage  eines  neuen  Kegiorungst^esetzentwnrles  betr.  don 
Eeisbau.  —  21.,  22.,  23.  und  24.  Mai  1907.    Diökufision,  Annahme. 

11.  Staatsbahnen. 

C.  d.  D.  27.  Jonij  3.  Juli  1907.  Diskussion  und  Genehmigung  des 
fi«gi«nmgsge8etMiitwiiifefl  Iwtr.  die  Begelung  des  StMttbetriebee  der 
Eisenbahnen. 

12.  Unfallversicherung  der  Landarbeiter. 

Se.  81.  Januar  1907.  Vorlage  eines  GesetBeevorachlagee  Conti  befr. 
die  obligatorifloke  Arbeitaott&llveisichenuig  der  Landarbeiter  (Att  pari. 
No.  440.) 

18.  Volkawohnnngen. 

C.  d.  D.  28.  Juni  1907.  Vorlage  eines  Regierun gsge^etaentwntfes 
zTjr  Abänrlening  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1003  betr.  Volk.swohmingen 
(Att.  pari.  No.  846).  —  29.  Juni  1907.  Vorla;ro  des  Komniissiontsberichtea 
(Att  parL  No.  846 A).  —  2.  und  3.  JuU  1907.    Diskussion,  Annahme. 

Se.  5.  Juli  1907.  Vorlage  de«  von  der  G.  d.  D.  aDgenommenen 
Regierungsgesetzentwurfes  (Att  pari.  No.  691).  —  6*  Juli  1907.  Vorlage 
dee  Kommiflsionsberichtee  (Att,  pari.  No.  691 A). 

14.  Wobnungen,  billige,  fttr  Eieenbabner. 

C.  d.  D.  22.  Juni  1907.  Vorlage  eines  Regierungsgesetzentwurfea 
betr.  den  Bau  billiger  Häuser  für  Eisenbahner  (Att.  pari.  No.  840).  — 
29.  Juni  1907.    Vorlage  des  Hommiasionsberichtes  (Att.  pari.  No.  840  A). 

VIII.  Suede.  Schweden'). 

(Januar  bis  Anfang  Juni  1907.) 

1.  Arbeiterachat B,  internationaler. 

Ftir  das  internationale  Arbeitsamt  in  Basel  werden  für  1908  760  Kronen 
im  Etat  eingestellt.  E.  1,  7,  179;  Beil.  4,  1,  8^  84;  10,  7;  F.  I,  19,  18; 
A.  K,  XI,  23,  49. 

2.  Arbeiterschatz. 

Zur  Bestreitung  der  Lokalmiete  der  permaTienten  Ausstollnnf!;  von 
Schutzeinrichtungen  gegen  Arbeitsanfälle  und  Beruikkrankheitea  in  Stock- 

1)  Öm.     7.  Juli  1907  ».  8.  SM  Nr.  1. 

2)  .Abkürzungen:  F.  K.  —  Erste  Kammer;  A.  K.  —  Zweite  Kammer ;  Beil.  =  Bei- 
lagen zn  den  Protokollen  des  Reichstag«;  B.  =  Begiernngsantrag;  M.  F.  K.  =  Motion  in 
m  «nten  Kammtt;  U.  A.  K.  =  Motion  in  der  tw«lt«i  Kunmor. 
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holm  werden  4000  Kronau  fOr  VJ08  angewiesen.  £.  186;  Beil  4,  1,  163; 
10,  7;  F.  K.  IV,  54,  20;  A.  K.  V,  69,  2. 

Der  BeiohBtag  beantragt  bei  der  Begienmg,  dMB  die  Befognia  der 

Polizeibebördcn,  bei  Zirkus-  und  Yariet^vorstellungen  u.  dgL  einBaschreiten^ 
auch  für  die  Fälle  gelten  miige,  in  denen  solcbe  Vorstellnngen  mit  offen- 
b&rer  Lebensgefahr  der  dabei  Auftretenden  verbunden  sind,  und  ersucht 
die  Kegierung,  die  Verwendung  von  Kindern  bei  Schauatellungon  zu  ver- 
bieten. M.  F.  K  43;  M.  A.  K.  187;  Bea  8,  2,  1,  7;  8,  2,  2,  24;  10,  89; 
F.  E.  n,  29»  ai;  A.  K.  m,  43,  18. 

8.  Arbeiteryerfticherniig. 

Der  Koichstag  gibt  die  Bewilligung,  die  für  die  Unfallversichemn^ 
und  die  Krankenkassen  bestimmten  Mittel  teils  zu  Vorwaltunnrsbeiträgen 
an  Krankenkassen,  teils  zu  Ausarbeitung  von  statistischen  Jahresberichten 
über  Krankenkassen  und  Arbeitsuuf^en  nach  Massgabe  der  BedOrfnisse 
fisr  1908  SU  verwenden.  178;  fi^.  4,  1,  152;  10,  143;  F.  £.  IV, 
64,  20;  A.  K  V,  69,  2. 

Für  den  Arbeitervers iclierungsfonds  wurden  für  1908  1  400000  Kronen 
und  zur  Erleichtenm«]::  von  Mas»nalniion  für  die  Unfallversioberuno:  der 
Arbeiter  and  die  Bildung  von  Krankenkastien  500000  Kronen  bewilligt. 
B.  1;  Bea.  4,  1,  184,  4,  6;  10,  237,  B;  F.  K.  IV,  66,  8;  A.  K,  V,  70,  80. 

Des  BeichsTeraidieningBamt  wird  ermlditigt,  ft^  Arbeiter,  die  gegen 
Betriebsunfälle  beim  Amte  venddiert  sind,  auch  Versicherungen  gegen 
Unfälle  ausserhalb  der  Arbeit  an?!nnelimen.  Bi.  50;  Beil.  4,  2,  5;  10,  186, 
83;  F.  K.  II,  33,  25;  A.  K.  III,  44,  27. 

Mit  Binbliok  auf  eine  Motion  betr.  Gerichtshilfe  für  onfallg^ch&digte 
Arbeiter  erencht  der  Beiehetag  die  Begiemng  ont  ausgedehnte  Ennleb- 
tigtiDg  des  ReichsversicherungRamtes,  bei  Unfällen  Gutachten  abzugeben. 
Motion  anf  entsprechende  Aendernnpen  der  Vorj-*('hriftet)  l>f^tr.  Karenzzeit, 
Ei'aatzbetrag  und  Abweisung  der  Klagen  geschädigter  Arbeiter  wird  ver- 
worfen. M.  A.  K.  29,  30,  117;  Beil.  4,  2,  13;  10,  217,  34;  F.  K.  IV, 
54,  21;  A.  £.  V,  69,  3. 

4.  Arbeiterwohnungen. 

Uotion,  dass  das  Beiditaverhftltnis  betr.  Wohnungen,  die  von  gewerV 
liehen  Arbeitgebern  ihren  Arbeitern  eingerftnmt  werden,  anf  Ghnmd  der 

fiir  Mietsvertrage  überhaupt  geltenden  Bestimmungen  geordnet  werde,  wird 
abgelehnt.    M.  A.  K.  178;  Beil  7,  25,  23,  44,  III;  F.  £.  I,  19,  49; 

A.  K.  n,  24,  23. 

5.  A  r  b  e  i  t  s  n  a  c  i»  w  eis. 

Zur  Förderung  und  Organisation  deö  öflentlichen  .^^xbeitönach weises 
werden  für  1908  15000  Kronen  rechnnngsmftssig  bewilligt  B.  1,  6,  343; 
Beil.  4,  1,  7,  63;  10,  6;  F.  K.  I,  16,  24;  A.  K.  I,  20,  65. 

Der  ßeichstag  ersucht  die  Rrgierung  um  Pihebungen  betr.  das  Be- 
dürfnis eines  staatlichen  Arbeitsnachweises  fiir  im  Auslände  wohnhnfte 
bchwedon.  M.  A.  K.  44;  Beil.  8,  2,  2,  4;  8,  2,  1,  4;  10,  91 ;  F.  K.  II, 
25,  76;  A.  K.  I,  21,  IS. 

6.  Arbeitsstatistik. 

FOr  arbeitsstatistische  £rbebnngen  werden  fiir  1906  24862  Kronen 
bewilligt.  K.  1,  7,  132;  BeiL  10,  1,  8,  24;  10,  7;  F.  K.  I,  19,  18; 
A.  K.  II,  24,  39. 
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7.  Arbeitsstreitigkeiten. 

AIb  Hononr»  fUr  ide  Vermittler  in  Arbeitastreitigkeiten  werden 
90000  Kronen  in  Radurang  gestdlt.  K  1,  6^  842;  Beil.  4,  1,  7,  58; 
10^  6;  F.  £.  I,  1«,  24;  A.  K.  I,  20,  66. 

8.  Gewerbeinspektion. 

Als  Ausgaben  eingestellt:  für  8  Gewerbeinspektoren  40000  Kronen, 
lur  1  Assistent  3(XX)  Kronen,  für  Sckreibhilfe  n.  dgl.  12000  Kronen,  für 
gelegentlich  angeordnete  Inspektionen  201.X)  Kronen,  Sa.  57000  Kronen 
für  190a  R.  1,  7,  158;  BeU.  4,  1,  8,  28;  10,  7;  P.  K.  L  19,  18; 
A.  K.  n,  24^  49. 

9.  Landarbeiter. 

Der  Beicbstag  ersacht  die  Regierung  am  Erhebungen  über  die  an- 
gemessenste Methode  für  eine  Untersuchung  über  die  Lebonsvorbältnisse  der 
Landarbeiter  und  um  Vorlage  eines  darauf  bezüglichou  Entwurfes.  M.  A.  K. 
161:  Beü.  8,  2,  2,  26;  8,  2,  1,  18;  10,  222;  F.  K  IV,  60,3;  A.  K.  m, 
44,  61. 

IX.  Suisae.  Schweiz. 

1.  Öewerbegesetzgebung  (Bd.  IV  S.  S3l;  Bd.  V  8.  85). 

12.  Juni  StrinderatsbeschliiBS,  abweichend  yom  Bnndeerateent- 

wurfe  (Sten.  BulL  1906  S.  604—614). 

2.  Kranken-  nnd  UnfallTersichernng  (Bd.  H  8.726;  Bd.  HI 

a  90). 

Botschaft  des  Bandesrates  vom  10.  Dezember  1906  (Bundesbl.  VI, 
229)  zu  dem  Entwurf  einea  Bundesgesetses  bete,  die  Kranken-  und  ünfkll- 
▼ernchening. 


III.  Uebersicht  über  die  von  den  Verbänden 
ausgehenden  KongressbeschlUsse  und  Eingaben 
betr.  den  Arbeitersctautz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz. 

1.  Aus  den  Beschlüssen  des  Ausschusses  der  Geselischailb  für  soziale 
Beform.   Vom  19.  M&rz  1907. 

2.  Aus  den  Leite&tien  des  Htrsch-Biinokersdien  Arbeitersekretftre 
Erkelenz,  vorgetragen  am  22.  und  23.  Joni  zu  Heidelberg  an  der 
ärOndangSTersammlang  des  Nationalvereina  fOr  das  liberale  Deutsch- 
land. 

8.  Aus  den  B«solutionen  der  am  1.  nnd  2.  MBra  1907  in  Beriin  ab- 
gehaltenen ersten  deutschen  Konferenz  cor  Förderung  der  Arbeite- 
rinneninteressen. 

4i  Aus  den  Beschlüssen  do?  Zentralausschnsses  Berliner  kaufmännischer, 
gewerblicher  und  industrieller  Vereine  und  des  Vereins  Berliner 
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E^ofleute  und  IndiiBtrieller  sur  gBgetitliflhfin  BegttLiiag  d«r  Heim- 
arbeit.   Vom  7.  Mai  1907. 

5l  Aus  den  Eesolationen  der  am  24. — 26.  Januar  1907  zu  Belfast  ab- 
gehaltenen 7,  Jahreskonferenz  der  britischen  Arbeiterpartei. 

6.  Aus  den  Reaolutionen  dea  am  13.  Januar  zu  Mailand  abgehaltenen 
n.  nationalen  Eongresses  Air  eeitweilige  Auswanderung. 

IL  Beruflicher  Ar beiterschutz. 

1.  Borf^bau. 

a)  Auä  den  Besolutioneu  der  vom  5. — 9.  Üai  iu  Dortmund  abge> 
haltenen  17.  GeaeralverBammliing  des  Verbandes  der  Bergarbeiter 

Deutschlands  (alter  Vorband). 

b)  Ans  den  Resolutionen  der  am  29.  Juni  zu  Oelsenkirchen  al^^^r- 
haltenen  11.  Genoralyersaramloiig  des  Gewerkvereins  christlicher 

Borgarbeitor  Dcutsclilands. 

2.  H  a  n  d  e  1 8  g  e  w  e  r  b  e. 

a)  Aus  den  Resolutionen  der  am  27.  Mai  1907  abgehaltenen 
17.  Hauptversammlung  des  dentsohen  Verbandes  kaufiaHnniseher 

Vereine. 

b)  Aus  den  Resolutionen  des  am  8.,  9.  und  in  .Trm;  1<»07  in 
Dresden  abgehaltenen  lü.  deutschen  liaiidlungsyehiilentages. 

c)  Eingabe  des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfenverbandes  an 
das  Hobe  Ministerium  des  Innern  sa  Dresden  betr.  die  gnmd« 
s&tsliche  Stellungnahme  der  sftchsischen  Handelskammern  snr 
Prafre  der  Handlunfrs^'ehilfenkammem. 

d)  Aus  dorn  Profrranim  für  die  standeapolitische  T&tifrkoit  dos 
schweii^eriächeu  kauiiuäuiuHchen  Vereins.  Vom  22.  und  23.  Juni 
1907. 

8.  freie  Berufe. 

Ans  der  Petition  des  Verbandes  deutscher  Bureaubeamten  an  den 

Bundesrat  um  rechtliche  Gleichstellung  aller  Bureaubeamten  mit 
den  übrigen  Privatangestelltcn,  gesetzlicho  Regelung  der  Rechts- 
verhältnisse und  ÖchaÜimg  einer  gesetzlichen  Interessenvertretung 
für  die  Bnreanbeamten.   Vom  18.  Mira  1907. 

m.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1.  Ans  den  Besehlflssen  der  am  21.  Jnni  1907  sa  Mannheim  abge- 
haltenen 21 .  Sektionsveraamminng  der  Sektion  I  der  WestdentBchen 

Binnenschiffahrrs-BeriifsgennssenRchaft. 

2.  Erklärung  des  am  U.  Juni  1907  in  Mannheim  abgehaltenen  21.  Be» 
ruisgenossenschaftstages. 

8.  Ans  den  Besolationen  der  am  27.  Mai  1907  abgebaltenen  17.  Hanpt- 
versammlung  des  dentschen  Verbandes  kanfmHnnischer  Vereine. 

4.  Aus  den  Beschlüssen  des  Hauptausschusses  ftir  die  staatlicbe 
Pension svcrsichenmg  der  Privatangestellten,  Vom  5.  Mai  nnd 
15.  JuU  1U07. 

6.  Ans  den  Besolntionen  des  am  8.,  9.  nnd  10.  Jnni  1907  in  Dresden 
abgehaltenen  10.  dentsohen  Handlungsgehilfentages. 

6.  Aus  den  Resolutionen  der  am  1.  Pfingstfeiertago  1907  in  Ilalle  a.  S. 
abgehaltenen  9.  Hauptversammlung  der  Allgemeinen  Vereinigung^ 
deutscher  Buchhandlungsgehilfen. 
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7.  Aü8  den  Besolatioiieu  der  am  24. — 26.  Januar  1907  zu  Belfast  ab- 
gehaltenen 7,  Jahreskonfereiis  der  britisehen  Arbeiterpartei. 

8.  Aus  den  Sesolntionen  der  am  23.  Mai  1907  sa  Leeds  abgehaltenen 

Schluss Versammlung  des  National  Independent  Order  of  Oddfellowa. 

9.  Aus  den  Bo  <  hKi-^Han  der  am  25.  Ajiril  1907  in  Budapest  ver- 
sammelten I  delegierten  i^Aerzte  und  Verwaltungsbeamte)  der  unga- 
rischen Bezirkskrankenkassen. 

10.  Eingabe  des  Sohweiseriedien  ArbeiterinnenTerbaades  an  die  Kom* 
misBion  des  National-  und  StftnderateB  ftr  Beratung  dea  Xk^twoifs 
ein^r  Schweizerischen  Kranken-  und  UnfallTersiohemng.  Vom 
21.  April  1907. 

Siehe  auch  unter  I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz  Nr,  1 — 4,  und  unter 
n.  Beruflicher  Arbeiterschutz  Nr.  2,  d. 

I.  Allgeineliieip  AflMltOKSOlLitfn» 

1.  Au.s  den  Beschlüssen  des  Ausschussee  der  Gesellschaft  für 

soziale  Reform.    Vom  19.  März  1907. 

Der  AuBSchuss  der  Geseikchaft  für  soziale  Eeform  hülL  i-r^  lür  n  ün.5cheDBwert 
und  notwendig,  dSM  die  Sozialpolitik  des  Reiches  mindsat/.lich  zu  einer  Fürsorge  für 
alle  Arbeituelimer  errreitcrt  wird,  und  das«  bei  2leu  j:eBetzlicheD  Massnahmen  die 
FlriTatangestcUtcn  gerechte  Berücksichtigunf?  finden.  Die  Erreichung  dieses  Zieles 
würde  durch  ein  einhcitliche6  Zusammenwirken  aller  Berufsvereine  wesentlich  gefördert 
werden.  Die  Gesellschaft  für  soziale  Beform  wini  dazu  auf  Wunsch  ihre  Dienste 
kiheD.  Ab  die  brennendste  Frage  erscheint  gc^^wärti^  die  einheitlichere  Gestaltung 
and  Verbesserung  des  dent^rhen  Frivatbcamtenreehts,  und  zwar: 

1)  die  Berü^siohtigung  der  Bedürfnisse  aller  Angestellten  bei  der  bevorstehenden 
Neooranung  der  Torhan^en  sodaka  Qes^gebung  für  die  Venidierung  gegen  Krank- 
heit, ünfalT,  Invalidität  und  Alter,  sowie  bei  der  Au^nr^ritung  neuer  sozialer  Ver- 
Bichemogsgeseize.  Die  Gesellschaft  für  soziale  Reform  wird  a)  Schriften  veröffent- 
lichen dbor  die  Rechtsstellung  der  verschiedenen  Angestelltengruppen  in  der  sozialen 
Ven*ichcrtinp  und  ülier  die  Wünscht-  zu  ihrer  Verbesserung;  b)  mit  dem  ^Haupt- 
ausschuiiäe  für  die  staatliche  Pensions-  und  IlinterbUcbencu Versicherung  der  l'rivat- 
■ngtstellten*^  und  mit  dem  „Soaalen  Aiis-'chust^  von  Vereinen  technischer  Privat- 
angestellter"  in  Verbindunc;  treten  zur  einheitlichen  und  rechtzeitigen  Vertretung  der 
AngestellteninteresseD  bei  uer  Reform  der  Versicherungsgesetze;  c)  die  Ergebnisse  der 
Untersuchungen  und  etwaige  Verhandlungen  ihres  Ausschusses  oder  ihrer  General- 
▼enammlung  in  einer  Eingdie  den  geseti^^oadea  Kärperacbafteo  untarbreiteo; 

2)  ancB  das  Recht  dee  DienetmlillniimeB,  d.  h.  die  gesetzlidie  und  yertni^fdie 
Begelung  der  Arbeitsl>edingungen,  be<larf  einer  einheitlicheren  Gestaltung  und  Ver- 
bees^ng.  Auch  hier  wird  die  Gesellschaft  für  soziale  Beform  zunächst  durch  Mono- 
gnudiien  die  gegenwärtige  Reditsli^  und  die  notwendigen  Abindeningeii  fast» 
Hellen  lassen ; 

3)  endlich  wird  die  Getiellochaft  für  soziale  Beform  in  ihren  „Schriften"  eine 
Darstellung  der  wirtschaftlieben  nnd  socialen  Lage  der  PriTatangeetellten,  nun  Zweck 
der  Anfirifinng  TeröffmtUdien. 

2.  Ans  den  Leits&taen  des  Hirsch-Dimckerschen  Arbeitersekretftrs 
Erkelens,  vorgetragen  am  22.  und  23.  Juni  zu  Heidelberg  an  der 
Oründungsversammlnng  des  Nationalvereins  für  das  liberale 
Den  ts  chland. 

Danemde  Sicherung  der  ArbeitiTerhältniMe  der  onalifiitarten  Arbeiter  anf  den 

Stan  l  >'\r.  .•.älir  iid  guter  Gesc-baft.«zcitcu  erreichen  fTirif Verträge)  ^Vescntlicho 
Ausdehnung  der  Fürsorge  für  den  kranken,  mvaliden  und  alten,  sowie  für  den 
«rbeitaloeea  Arbeiter  chnnJi  gesetsBche  MaasDahmen  und  Selbsthilfe.  —  Die  Vollbe- 
rr<  Ii  Ii  Linier  Irr  Arbeiter  in  P.'  i(^h,  Staat  und  Gemeinden,  hauptsächlich  durch  ein« 
I>tiUiukratisieruiig  der  Walilrtxhte  und  Heranziehung  von  Arbeitörvertretem  zu  allen 
0c*etzgebung8-  und  Verwaitung^aufgab«!,  —  Die  Freigabe  der  ToUen  Bcl])stverwaltung 
•Uer  Einrichtangen,  die^  wie  Arbeiterkammern,  ArbeiterreniGlierang  nnd  anderes  für 
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die  Arbeiter  geech&ffeo  sind.  —  Die  durch  keiiMflei  bnreankratlsche  MaBsnuhmen  ge- 
störte Entfaltung  dos  Arbei(«rpenosf«en5ichaft*iwef»en8.  —  Die  pleichl>erechti^  Mitwirkung 
der  Arbeiter  bei  Feetsetzung  und  Abaaderutig  der  Arbeitobedixiguuxeu.  —  Die  fort- 
schreitende Verkflrzung  der  Arbdtsseit,  um  den  Arbeitm  die  nMiga  Mone  tut  noOm 
Anfloatsaiig  der  genanntea  fMluUflo  m  venchaffeo. 

8.  Aus  den  Besolutioiien  der  um.  1.  und  2.  Kkn  1907  in  BerSn 
abgehaltenen  ersten  deutschen  Konferens   sar  EOrdernng  der 

Arbei  terinneninter  e  ß  s  en. 

Als  demnUchstijro  praktische  Forderungen  zur  Hebung  der  Lrohnlage 
und  Lebenshaltung  der  Arbeiteriaueu  fordert  die  Konferenz:  L  Staats- 
hilfe, a)  Eünmng  der  Arbeitaseit.  Zunftohst  den  Zehnetundentag.  b) 
Erweiterung  dea  Schwangeren-  nnd  Wöohnetinnenschatzes  mit  entsprechend 
ausgedehnter  Krankenkassennntersttttzung.  c)  Schutz  der  Arbeiterinnen 
in  Hausindustrie  und  Heimarbeit  und  zwar  1.  durch  Einführung  von 
Mindestlöhneu,  2.  duroh  Unterstellung  der  Hausindustrie  unter  die  6e- 
wwbeanfticht  nnd  8.  dorch  Aosdehnong  der  Kranken-  nnd  Invaliden- 
Versicherung  auf  die  Haasgewerbetreibenden.  H.  Selbsthilfe.  Die 
Konferenz  tritt  für  die  gewerkschaftliche  und  genossenschaftliche  Organi- 
sation der  Frauon  ein.  a)  AI?;  Vorbedingung  der  Selbsthilfe  fordert  die 
Konferenz  vom  Staate  die  Gewährung  und  Sicherung  der  Koalitionsfreiheit, 
b)  Zur  Förderung  der  Selbsthilfe  vwlangt  die  Koi^erens  die  gesetsliche 
Begelnng  dee  Tarifvertrages.  HL  Vorbildung.  Die  Eonferens  btlt 
es  ferner  für  nötig,  den  Mädchen,  ganz  unabhängig  davon,  ob  sie  vor- 
übergehend oder  dauernd  beruflich  tätig  sind,  eine  den  Anforderungen  des 
Beruf lebens  entsprechende,  der  männlichen  gleichwertige  Vorbildung  zu 
gew&hren.  Auf  diesem  Wege  kann  «rreicht  werden,  dass  die  Arbeiterin 
nicht  mehr  auf  Grund  allgemein  gwingerer  Leistnngen  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Frau  niedriger  entlohnt  wird  als  der  Mann.  Unter  diesem  Oe- 
gichtspnnkte  fordnrt  die  Konferenz  anoh  von  Staat  und  Gemeinde  rV»- 
ligatoriächeu  weiblichen  Fortbildungsöchuiunterxicht  bis  zum  vollendeten 
18.  Lebensjahre  unter  Benutzung  der  Tages-  für  die  Lehrstunden  und 
Heranaehung  der  weibliehen  Lehrlinge  sur  Gesellen-  nnd  MeisterprOfong. 
Auch  fordert  die  Konferenz,  unabhingig  davon,  ob  das  Hldohen  sp&ter 
Hausfrau  und  Mutter  wird  oder  nicht,  einen  obligatorischen  hatiSTrirt- 
scliafiiicbeu  Unterricht,  damit  die  Arbeiterin  in  jeder  Lebenslage  ihren 
Lohn  in  wirtschaftlicher  Weise  anzuwenden  im  stände  ist. 

Die  Kon&rens  fordert  sur  Sicherung  und  Hebung  der  Beohtslage 
der  Arbeiterinnen:  I.  bei  den  Krankenkassen:  dass  bei  der  bevor- 
stehenden Reform  des  Versicherungsgesetzea  «lio!  Sfdbstrerwaltung  der 
Krankenkassen  ihrer  kuUtirf^rdemden  Wirkung  wegen  in  volleni  Umfang 
aufrecht  erhalten  bleibt,  und  dass  bei  den  beiden  anderen  Veräicheruugs- 
sweigen  gleiche  Rechte  für  Arbeiter  nnd  Arbeiterinnen  vorgesehen  werden, 
sowie  dass  grosse  sentralisierte  Elrankenkassen  geschaffen  werden ;  IL  b  e  i 
den  Ge Werbegerichten:  dass  den  Arbeiterinnen  das  aktive  und 
passive  Wahlrecht  ziicrkannt  wird,  nach  Massß-abe  der  den  Arbeitern  zu- 
stehenden Rechte;  III.  bei  den  ArbeitHkaiumern:  a)  die  baldige 
Einrichtung  von  gesetaliehen  Interessenvertretungen  fOr  die  lohnarbeitenden 
Klassen.  Diese  Interessenvertretxmgen  (Arbeitskanunein)  Sollen  sich  aus 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  gleicher  Zahl  zusammensetzen ;  b) 
dass  allen  Arbeiterinnen  für  die  Arboit«kaininorn  auf  der  Basi-*  voller 
Gleichberechtigung  mit  den  Arbeitern  daa  aktu  o  und  passive  \\  ahirecht 
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«mgerftnmt  wird;  c)  dass  die  Arbeitskammeni  bIs  selbständige  Organi- 

sationen  ins  Leben  gerufen  werden,  da  —  von  anderen  Gründen  abge- 
sehen —  beim  Anscbluss  au  die  Geworbe^erichte  das  Wahlrecht  der 
Frauen  nach,  den  zur  Zeit  herrschenden  Aufiaääuugen  nicht  duicliiüiirbar 
wire. 

Zum  Schutze  der  Schwangeren  und  Wdchnermnea  fordert  die  Kon- 
ferenz die  Einfiihrunf^  einer  staatlichen  M  u  1 1  o  r  s  c  h  a  f  t  s  r  e  r  s  i  c  Ii  e  r  u  n  g 
nacli  folgenden  H  a u  p  t  ru  n  d  .s  }\  t z  e  n  :  1.  Die  reichsgesetüliche  Kranken- 
versicherungspfiicht  werde  auf  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter , 
sowie  auf  die  Dienstboten,  die  Heimarbeiter  und  Haasindnstriellen  beiderlei 
Oeschlechts  ansgedehiit.  2.  Der  Schutz  der  Krankenversicherung  werde 
auf  die  im  Haushalt  der  Kassenmitglioder  lebenden  Ani^ehMriiren  allgemein 
ausgedehnt  unter  angemessener  Minderung  der  ihnen  im  Vergleich  mit 
den  Alitgliedem  zu  erweisenden  Leistungen.  3.  Die  im  Kranken  Versiche- 
rungsgesetz bereits  Torhandenen  Ans&tse  am  einer  Matterschaftsveroiehe- 
ning  werden  zu  einer  wirkungsvolleren  Mutterschaitsversicberang  ansge- 
stalteT.  indem  diese  völlig  der  Krankenversicherung  eingegliedert  wird, 
ohne  iass  bei  der  Beitrags! oi.'^tung  ein  Unterschied  zwischen  mannlichen 
und  weiblichen,  verheirateten  und  unverheirateten  ELasaenmitgliedem  ge- 
macht werde.  4.  Die  Leistungen  der  MntterscliaftBrendebnnukg  soUen 
bestehen  in:  a)  Unterstützung  auf  6  Wochen  vor  und  6  Wochen  naob 
der  Entbindung  bei  gesetzlicher  Arbeitsruhe  und  bei  Ersatz  des  Lohn- 
betrages, von  dem  die  Beitrage  gezahlt  werden,  in  voller  Höhe  für  weib- 
liche Mitglieder,  für  weibliche  Augehörige  in  der  Höhe  des  oitsUblichen 
XiOhnes  erwachsener  weiblicber  Penrnnen;  b)  freie  Gew&hrung  der  Heb- 
ammendienste  und  der  ftrEtlicben  Behandlang  bei  Schwangerschafts- 
beschwerden; c)  Gewährung  freier  Hauspflege  im  Bedarfsfalle  nach  Er- 
messen des  Kassenvorst  andes ;  d)  Gewährung  von  StiIlprJ\mien  in  Höhe 
▼on  25  M.  an  diejenigen  Mütter,  welche  nach  3  Monaten  noch  stillen,  und 
von  weiteren  lU^  M.  an  solche,  die  nadk  weiteren  8  Monaten  noch  stillen ; 
j«dodi  dar^  faUs  der  Arzt  das  Stillen  untersagt,  die  Prftmie  nicht  ge- 
währt werden.  5.  Die  Kassen  sollen  berechtigt  sein,  Mittel  darzuleihen 
oder  aufzuwenden  zur  Gründung,  Betreibung  oder  Unterstützung  von  Be- 
ratangssteilen  der  Mütter  von  Säuglingen,  von  Schwangeren-,  Wöchne- 
TUkntn-,  Utttter-  nnd  Säuglingsheimen,  sowie  zur  Gewährung  von  Beihilfen 
snr  S&nglingsemfthmng.  6.  Die  Vorsdhrilten  der  G^erbeordnnng  betr. 
vfjlUge  obligatorische  Arbeitsruhe  der  Schwangeren  und  Wöchnerinnen 
sind  in  Einklang  mit  den  Bestimmungen  der  Mutterschaftsversicherung  zu 
bringen.  7.  Bei  einer  späteren  Vereinheitlichung  der  deutschen  Ver- 
sicheruugsgeäetzgebuug  sind  die  Aufgabe  der  Mutterschaftsversicherung 
sn  bertiduiditigen.   Das  Beich  ist  su  einem  Znschnss  zu  verpflichten. 

Zur  lUeichterung  der  Verbindung  von  Fabrikarbeit  und  Matterschaft 
sind  ausser  der  Muttcrschaftsversichcrung  noch  folgende  direkte  und  in- 
direkte Massnahmen  als  Wichtigste*  anzustreben:  1.  Verkürzung  der 
Arbeitszeit.  2.  Weitere  Einschränkung  der  Franenarbeit  in  besonders  go- 
snndheitsschftdliGhen  Indnstrien,  3.  Ausbildung  der  jungen  Mädchen  in 
Hauswirtschaft  und  Kinderpflege  entweder  in  der  I.  Klasse  der  Yolks- 
scliule  oder  in  der  obligatoriBchen  Portbildungsschule.  4.  Förderung  der 
Einrichtung  von  Krippen  und  Kinderhorten  in  erster  Linie  durch  die 
Kommunen,  durch  Vereinstätigkeit  oder  auf  genossenschaftlicher  Orund- 
lage.    6.  Znr  Brleichteorang  der  hanswirtsohaftliehen  T&tigkeit  der  beruf- 
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lieh  arbeitenden  Frau  müssten  eine  Beihe  moderner  Einrichtungen  auch 
dem  Arbeiterhaushalte  nutzbar  gemacht  werden,  wie  Zentralheizung,  be- 
queme Wasch-  und  Badoeinrichtnnffen  in  den  Arbeitsh<lut<prn,  Erleichterung 
des  Kochens  durch  Gas,  Elektrizität  oder  die  Kochkiste  u.  s.  w.  Wert- 
Tolle  Ana&tze  zu  dieeen  Emrichtiiiigen  finden  sich  in  den  einzelnen  H&nsern 
von  Arbeiter-Baugenossenschaflen  und  As  ären  bei  fortschreitenden  Woh- 
nnngsrefonnen  noch  mehr  zu  berttckzichtigen. 

4.  Anz  den  BeedilOszen  dee  Zentralaasechneses  Berliner 
kauf mftnnischer,  gewerblicher  und  industrieller  Vereine 
und  dos  Vereins  Berliner  Kaufleute  und  Industrieller  snr 
gesetzlichen  Regelung  der  Heimarbeit.    Vom  7.  Mai  1907. 

1)  Die  Verpflichtung  der  Arbeitgeber,  für  Zwecke  der  Aufsicht^  Vonicherung 
und  Btatbtik  über  die  von  ihnen  unmittelbar  beschäftigten  Zwischoimeiifcer,  Hans- 

gewerbctreibondr  nr]rr  fTrimf.rlif it->r  einen  fortlaufenden  Isachwci?  zuführen,  ^rd  aus* 
Oiücklich  als  Vorbetlingung  und  (trundlaKe  aller  Reformen  anerkannt. 

2)  Einer  Vor»cbriit,  nach  welcher  die  Lohnbixlin^niDgen  vor  Anehändigang  der 
Arbeit  schriftHch  featzuHOtzen  sind,  Htcheu  Rrheblicbe  Bedenken  nicht  im  Wege. 

3)  Die  Ausdehnung  der  ZwangsverpicheruQg  auf  die  Heimarbeiter  sowie  die  Er- 
richtung von  Auskunftestellen  und  Arbeitsnachweisen  ist  wünschenswert. 

4)  Auf  das  tJachdrücklichste  wird  vor  einer  Verallgemeinerung  aller  Massre^n 
gewarnt,  welche  die  Verachiedenhdten  in  den  einzelnen  Orten  oder  Betriebszweigen 
unberücksichtigt  lassen  würden. 

5)  Soweit  Massr^eln  Aber  die  vorstehend  au^ceführten  Punkte  liinaus  erghtfeu 
werden  mUen,  kann  dtee  nur  dnrdi  Speraalgmetoe  oder  Verordnnngcn  genchdien. 

6)  Ileformvrr=Tiphp,  die  die  Elxistenzinriolir  liVrit  fiir  Arheit^elK  r  lunl  Arbeitnehmer 
in  Frage  stellen  würden,  und  die  vitalsten  LebensiDteree«en  der  unteren  Volksschichten 


gibt  allein  die  Berliner  HeituinduHtrie  bei  einem  JshlMuniMtl  VOm  QOO  MUL  BÜttk 
120000  Menschen  Beschäftigung  und  Unterhalt. 

7)  Vor  Einführung  gesetzgeberischer  Massnahmen  ist  es  notwendig,  die  von  der 
Kegierung  in  die  Wege  geleitete  Beschaffung  authentischen  Material«  i'il  pr  die  Lage 
der  Heimarbeiter  abzuwarten  und  die  Keäultate  der  iuiquute  den  beleiiigieu  Kreit»en 
zur  Beratung  vonnlegen. 

6,  Ans  den  Kesolutionen  der  am  24. — 26,  Januar  1907  zu  Beliast 
abgehaltenen  7.  Jahreskonfiurenz  der  britischen  Arbeiterpartei 
(Labour  Party). 

Achtstundentag. 

Nach  Ansicht  der  Konferenz  ist  es  im  Interesse  der  Aibeiter  und 
der  Allgremeinheit  "wesentlich,  dass  die  Arbeiterpai-toi  des  Parlaments  auf 
den  gesetzlichen  Achtstundentag  oder  die  Masimai-48  Stundeuwoche  dringe. 

Gewerkvercinsgosetj^prebung. 

Di<^  Arbeiterpartei  des  Parlaments  wird  beauftragt,  eine  Abänderung 
des  Art.  12  des  Gewerkvereins-Abänderuugsgesetzes  von  1876  (Trade 
ünion  Amendment  Act,  1876)  einzubringen,  so  dass  die  gegenwärtige  Be- 
Bchränkang,  dass  zu  einer  Vereinigung  von  Gewerkvcreinon  die  Ein- 
willigrung  von  mindestens  V.  der  GesaTiitruifgHederzabl  jedes  Gewerkvereins  ' 
erlangt  werden  muss,  ersetzt  würde  durch  das  Erfordernis  einer  */^-Melu> 
heit  der  stimmenden  Mitglieder  jedes  Gawerkvereins. 

Fabrikgesetz. 

Die  Konferenz  beauftragt  die  Mitglieder  der  Arbeiterpartei  im  Unter» 
haus,  in  den  nKduten  Entwurf  zur  Abftnderong  der  Fabrik-  und  Weik* 
stlttengesetse  die  Aufnahme  einer  Bestimmung  zu  erwirken,  durch  welche 
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in  Pajiiorrnnltlon  die  Arbeit  von  12  ülir  mitfags  an  Samstagen  bis  6  Uhr 
morgens  au  Montagen,  ausser  für  Keparaturen,  verboten  wird. 

Ladengesetzgebnn^. 

Die  Koufereuz  verni-teilt  ätreog  die  Karenzzeitabmachungen,  welche 
viele  Ladengeschäftsfuhrer  als  Bedingung  illr  die  Anstellung  oder  Weiter- 
beschäftigung unterzeiohnen  mttssen.  Sie  spricht  die  ITeberzeugung  aus, 
dass  Vertrftge,  welche  den  Ladenangestellten  unmöglich  madien,  nach  dem 
Ausscheiden  ans  einem  Geschäft  ihren  Unterhalt  innerhalb  einer  gewissen 
Distanz  und  Zeit  zu  verdienen,  eine  ungerechte  Einschränkung  der  Rechte 
der  Arbeiter  sind  und  geradezu  bewirken,  dass  die  Löhne  gedruckt 
werden,  die  Gelegenheiten  für  industrielle  Besserstellnng  sieh  yeiringem 
und  die  Arbeitslosigkeit  zunimmt  Sie  beauftragt  darum  die  Arbeiter- 
partei des  ParlamentP,  eine  Massnahme  vorzuschlagen,  durch  welche  solche 
Beschränkungen  verboten  werden  und  die  Ladenangestellten  in  der  An- 
uahme  einer  Stellung,  wann  und  wo  sich  Gelegenheit  bietet,  ungehindert 
bleiben. 

Li  Änbetnusht  des  nahesn  allgemeinen  Ifisserfolges  des  Ladenschluss- 

gesetzes  von  1904  [Shop  Hours  Act,  1904^)]  stimmt  die  Konferenz  durch- 
aus dem  von  Sir  Charles  Düke  eingebrachten  Abündcrnngpentwnrf  der 
nationalen  Vereinigung  der  Ladengehilten,  Warenhausangestellten  und 
Commis  (National  Amalgamated  Union  of  Shop  Assistants,  Waiehousemen 
and  Oercs)  ssn,  welcher  Entwurf  einen  einheitlichen  obliga^rischen  Laden- 
schluss  und  eine  Beschränkung  der  Arbeitszeit  der  Angestellten  auf 
60  Stunden  pro  Woche,  Mahlzeiten  eingeschlossen,  erstrebt.  Die  Konferenz 
beauftragt  hiermit  die  Arbeiterpartei  des  Parlaments,  bei  der  Kegierung 
darauf  zu  dringen,  dass  sie  diesen  Entwurf  zu  den  in  der  Session  1907 
an  behandelnden  I^twttrfen  nehme. 

Truck  g  es  e  tz. 

In  Anbetracht  der  gesetzlich  gebilligten  widerrechtlichen  Lohnabzüge 
und  Bassen  beanfiaragt  die  Eonferens  die  Arbeiteipartei  des  ünterhaoses, 
eine  Abänderung  des  Truckgesetses  von  1806  ausfindig  sa  machen,  dnroh 
die  solche  Bussen  und  Absflge  Terboten  würden. 

Sehwitssystem. 

In  Anbetracht  des  grossen  Umfanges,  den  das  Schwitzsystem  in  der 
Konfektion,  besonders  durch  das  Vergeben  in  Heimarbeit,  einnimmt,  und 
weil  solche  Arbeit  zu  allen  Tages-  und  Nachtstunden  ven-ichtet  wird,  in 
vielen  Fällen  von  Kindern  vor  und  nach  der  Schulzeit  und  von  Arbeitern, 
welche  schon  ihre  volle  doioh  die  Fabiikgesetze  gestattete  Zeit  gearbeitet 
baben,  dämm  ist  die  Konferenz  der  Ansicht,  dass  diese  Znst&nde  abge- 
schafift  werden  sollten,  und  beauftragt  dir  Arbeiterpartei  des  ParIamenteS| 
entsprechende  Abänderungen  zu  den  Pabrikgesetzen  einzubringen, 

Arbeitslosigkeit. 

Die  Konferenz  wiederholt  ihre  Feststellung,  dass  Arbeitslosigkeit  eine 
Polgp  des  Privateigentums  an  Land  und  Kapital  sei,  versichert,  dass  diese 
Trage  die  wichtigste  für  die  Arbeiterpartei  ist,  und  betont  die  Notwendig- 
heit, allen  lokalen  Behörden  sofort  Vollmachteii  stun  Landerwerb  nnd  aar 
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Beteiligung  an  kommerziellen  und  induatriellen  Unternelnuungen  la  ge- 
wahren. Sie  weist  auf  Notwendigkeit  hin,  alle  Lokalbebörden  zu  ver- 
anlassen, dass  sie  sämtiicbo  Arbeitslo.so  ihres  Bezirks  registrieren  und  or- 
gauiäiereii  und  durch  ^Reduktion  der  /^beitszeit  ihrer  Angeäteliteu  aut' 
48  Stunden  pro  Woohe  mOgliehBt  vielen  ArbeitsIoBen  Arbeit  versdiaffen. 
Die  Konferenz  appelliert  an  die  Regierung,  sie  möge  sofort  das  Arbeits- 
losengesetz  (Unemployed  Workmen'.s  Act)  abRndern,  so  dass  den  Arbeits- 
losen nJitzliclie  und  einträgliche  Arbeit  zu  teil  werde,  und  durc-h  hinreichende 
Subventionen  aus  der  Staatskasse  die  Lokalbehürden  iu  den  Stand  setzen, 
allen  Bttrgern,  die  es  ntftig  haben,  Artieit  an  verschAffen. 

Staatsarbeiter. 

Die  Konferena  ftnasert  «ah  neue  ihre  Ansicht,  dasa  die  Begierung 
allen  ihren  Angestellten  Gewerkvereinslohnsätze  besahlen  und  für  alle  er« 
wachsenen  Arbeiter  im  Bezirk  London  einen  Minimallohn  von  30  Schilling 
fUr  eine  48  Stunden woche  innehalten  sollte.  Sie  ersucht  die  Mitglieder 
der  Arbeiterpartei  des  Parlamentä,  die  notwendigen  Schritte  zur  Behand- 
lung der  Frage  durch  einen  Antrag  in  der  nächsten  Session  des  Untere 
hauses  an  tun. 

Postbeamte. 

....  Die  Eonferena  beanftragt  ihr  Exekationskomitee,  von  der  Begie- 
rung die  Beseitigung  aller  Beschränkungen  zu  verlangen,  die  Postbeamten, 
in  der  vollen  und  frisien  Ausübung  der  büigerlichen  Bedhte  auferlegt  sind. 

6.  Ans  den  Besolutionen  des  am  18.  Januar  1907  an  Mailand  abge- 
haltanen  IL  nationalen  Kongresses  fttr  aeitweilige  Ans- 

W  a  n  d  f  r  n  n  er. 

Der  i^ongreäö  wünscht,  es  möchte  durch  KÜuBÜge  interuatiouale  Arbeit sTerträgc 
die  Oleiehstoilung  unserer  Auawandcror  bei  der  Anwendnnff  der  sozialen  Qesetze 
erreicht  und  eine  Gewähr  für  einträglii  hi  BeHchäftigung  und  Sicbeninpj  ihren  Ver- 
dieD8te>s  geschaffen  werden ;  andererseits  verlangt  er  driogond  die  Revision  des  Gesetzes 
Aber  die  AuBwandenmg  in  folgendem  Sinne: 

1)  Rs;  ßolle  die  Arbeit  des  Aiii^waDdcrungskommissariatee  bewegUcher  gestaltet 
werden  dadurch,  danf?  ihm  eine  p-ö8f>ere  Selbständigkeit  gegeben  und  alle  Unterab- 
teilungen dcj^  AuöwanderuDgbdienBte»,  mit  EinschluBS  der  Aufsicht  über  die  Seetrans- 
porte darin  voeioigt  und  danuu  ein  Institut  des  Mimsteäum«  der  I«ndwirtachalt,  der 
Indmtde  mid  des  Handeb  gemadit  werde,  solange  Ms  das  so  lebliaft  gewfinsdite 
Ar^^oit^^^^ini8torium  kreiert  wird,  dasß  ferner  darin  eine  besondere  Sektion  für  die 
kontinentale  AuswaDderung  geschaffen  weide,  die  in  ihren  Beratungen  den  Ver- 
tretungen  der  Arbeiteravganisationen  and  der  Anstalten  mm  Scbots  der  Auswanderer 
breiten  Raum  gewähre. 

2)  [Abschaffung  der  koDsulariüchen  Auswanderungsbeamteu,  Vermehrung  der 
Zahl  der  Auswanderungsinspcktoren  von  4  auf  15.] 

3)  ! Erforderlichkeit  bestimmter  Gaiantien  von  Seiten  der  Arbeitgeber  im  Ausland; 
Bchriltiiche  Verträge.1 

4)  [VerroUständigung  der  staatlichen  AktUm  durdi  Heranriehnng  der  Afbaiter- 
oigsnisationen  und  dar  pnvaten  Initiative.] 

IL  Bernfliolier  Arbettenoihiite. 

1.  Bergbau» 

a)  Aus  den  Besolutionen  der  vom  6.  bis  9.  Mai  in  Dortmund  ab- 
gehaltenen 17.  Generalversammlung  des  Verbandes  der  Bergarbeiter 
Deutschlands  (alter  Verband). 

1)  In  allen  Ikn-gwerken  soll  die  Höchstdauer  der  Schicht  für  aUe  Arbeitra- 
8  Stunden  betngen.  2)  Yor  nsssn  Arbeiteoiten  und  solehea,  die  nuhr  als  28<»  C 
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'Wirme  anfwcMen,  ist  <He  Arbotaieit  anf  hSdistent  6  Standen  m  hmkiiakm.  3)  Die 

Dauer  der  Seilfahrt  ist  in  der  Schi  ht/'':tt  mit  ehibegriffen.  4)  UebCT-  und  Nebcn- 
echiditen  sowie  Verläugmug  der  Arbeitszeit  sind  nur  zur  Kettuog  von  Menecbenleben, 
bei  ansserordentlicben  JBetriebBstdmngen  oder  Schachtreparaturen  zulässig.  5)  Die 
Frauenarbeit  im  1^  tlIuj  j^t  fränzlich  verboten.  6)  Erhöhung  des  Krankengelfin^  mif 
drei  Viertel  des  Dureliöchnittslohii«Ä.  7)  Einheitlidikeit  und  KeformieruDg  des  Kiiapp- 
schaftswewoB.  Einführung  deo  geheimen  Wahlrechts  bei  allen  Knappechaftswahlen. 
8)  Freie  Arztwnh!  für  lie  iMitglieupr  in  einem  UmkreiBe  von  10  Kilomcff-m.  9>  Ein- 
führung VCD  Grubenkoütrolleuren,  welche  von  den  Arbeitern  gewählt  und  vom  buate 
benhlt  nwdeo. 

b)  Ana  den  Resolutionen  der  im  29.  Joni  sa  Qeleenkirohen  abgdialtenen 
11.  GeneralTersftmmlung  dea  Gewerkyereine  oHristlicher  Berg- 
arbeiter T>  p  n  t  sohl  and  s. 

Die  11.  UcueralverBammloiig  des  Gewerkvereins  christlicher  Bergarbeiter  Deutach- 
Umds  begrüsst  da»  Vorgehm  der  Gesetzgebung,  wodurch  die  nocii  nicht  verliehenen 
Kohlen-  und  Kalifelder  im  Interep-r  Irr  All^cnieinheit  der  Privatüjjekulation  entzogen 
und  dem  Htaat  &n  grösserer  E^iofluHs  auf  die  Auebeutuag  derselben  und  damit  auf 
den  Markt  eingeräumt  irird. 

Die  (leneralveTsanimlung  bedauert,  dass  diese  Gesetzrefonn  den  gesamten  Fr?- 
bergbau  Dicht  b^ücksichtigt  und  ihn  somit  der  jetzt  einsetzenden  Monopoüsieruug 
der  Erzvorkommen  durch  die  Groeshütten  fiberlässi. 

In  Bezug  auf  die  in  den  letzten  Jahren  vorgenommenen,  die  Arbeiterverhältnisse 
betreffenden  Aendeningen  der  Berggesetzgebung  betont  die  Generalversammlung,  dasa 
durch  dieselben  die  berechtigten  Fordrningrn  der  Arbeiter  abcolut  nicht  erföllt  sind. 
Der  schlechter  werdende  GeBundheiiBziutand  der  Bergarbeiter,  die  gewaltig  steigeudm 
tTnftdlzfffem  and  die  immer  noeb  voilrammenden  Menennsglficlre  Twangeo  gebieuriaeb 
einen  bot^seren  Schutz  der  Gesundheit  und  des  Lebens  drr  I^-^rgarbeiter.  Auch  anf 
dem  Gebiete  des  Knappschaf tswe&eiiä  sind  die  alten  Forderungen  der  Arbeiter  noch 
nicht  erfQIIt. 

Die  Generalversammlung  halt  die  Durchführung  der  bisher  noch  nicht  erfüllten 
Forderungen  des  ersten  Bergarbeitertages  zu  Ikrlin  iür  dringend  notwendig. 

Da  die  Landesgesetzgeonng  \m£ec  die  berechtigtat  Forderungen  der  Arbeiter 
nicht  erfällt  hat,  erhebt  die  QeneraLfefManmlnDg  wiederum  die  Forderung  auf  Schaffung 

eines  Reichsbei^esetzcä. 

2.  Tlandclsgeicerhc. 

a)  Aus  den  Kesolutionen  der  am  27.  Mai  1907  abgehaltenen  17,  Haapt- 
versammlung  des  deutsche  n  Verbands  kaufmännischerVereine. 

Die  Versammlung  wflnecbt,  dass  in  dem  Entwurf  des  in  Aussicht  gestellten 
Gesetzes  über  Arbeitskammem  die  Interefl^en  der  im  Handelsgewerbe  angestellten 
Gehilfen  durch  Bildung  von  Kaufrnannskanunern  walirgenommen  werden.  Die  Mit- 
glieder der  Kammer  .sollten  je  zur  ilülftc  aus  den  Kreiden  tler  im  Ilandelsgewerbe 
tätigen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gewählt  wopdeo.  Den  weiblichen  Arbeitgebern 
enmem  sei  dtt  ektfre  nnd  pasaivi  WaUiMlit  luzugestehtn  nnd  der 
Kammer  der  Sit/ungs-  nnd  Verbandlnngsxwang  gmetdich  sn  gewabno.  Die  Eoeten 
soll  das  Keich  tragen. 

Sie  wünscht  die  Eäneetzung  selbständiger  Handelsinapektoren,  die  tanlicfast  aus 
dem  Handelsstande  hervorgehen  nollten.  Die  Reich«regiening  wird  gebeten,  für  die 
Durchführung  und  Ueberwachung  durch  besondert^  geeignete  Beamte  Sorge  zu  tragen. 
Die  Beiehsre^erung  sollte  zu  dem  Zwecke  mit  den  HnnddMUlgestelltenTereittigungen 
über  die  geeignetem  Art  beraten,  wie  den  Oesetsbeatimmangea  Qdtang  venchafft 
werden  kann. 

b)  Aus  den  Resolutionen  des  am  8.,  und  Juni  1907  in  Dresden 
abgehaltenen  zehnten  deutschen  Handlungsgehilleutages. 

(£i  Anweeenbeit  von  8000  Handlnngsgehilfon  ans  754  Orten  ein- 
stiminig  angenommen.) 

Die  Arbeitsseit  in  den  Kontoren. 

Der  zehnte  deutj^che  Handlnngspehilfentag  T>CLrü--st  mit  iros-rr  !■>-  n  lr  niirl  Gp- 
nugtnnng  den  fast  einstunmig  gefassten  Beschlnsa  de«  Deut<gchen  Keich^tages  vom 


-   358  - 

16.  April  1907,  wonach  die  verbündeten  Regierungen  ersucht  werden,  einen  Gresetz- 
entwun  vorauleaeD,  durch  wolchen  die  Arbeitaseit  und  die  fcSoontMgnihfl  d«  G«hUieo, 
hAa^ngt  und  Arbotsr  in  KootoroD  und  solchen  kinfminnisdMn  Betrieben,  die  nidii 
mit  offenen  Vcrkaufs-tellen  verbunden  sind,  geregelt  werden  sollen. 

Der  Handiungsgehilfentag  gibt  der  beBtimmteo  Erwartung  Aufdruck,  dass  die 
▼erbflndeten  Begiemngen  dieBem*'EnQ«ikett  des  Hohen  BeichBtageg  baldigst  Baehnung 
tragen  werden  und  stellt  ful^rnde  Grundsätze  für  die  Doichlonrang  der  flMMlIkllllil 
Kq^eluQg  der  Arbeitszeit  in  den  Kontoren  auf: 

1)  Völlige  Bonntagsrohe. 

Ji  H(n  h^t.irVioitstag  von  9  Stunden  bei  mindostens  zwci-tündiger  Mittagroniieui 
Kontoreu  und  den  dazu  sehörigen  Lagerräumen  mit  geteilter  Arbeitazeit,  von  b  Btunden 
in  midien  mit  tmgeteilMr  ArbeiteMt;  Angestellte  (Gehilfen  nnd  Lelnlinge)  unter 
18  Jahren,  sowie  weibliche  Arbeitskräfte  je  eine  Stunde  weniger. 

3j  GesdiäftfiBcliluss  in  Kontoren  und  den  dazu  gehöriKeu  Lagerräumen  luit  ge- 
tflflter  Arbdtuelt  spiteetans  nm  7  Uhr,  in  aoldun  mit  nageteuter  Arbeitanit  spitBetens 
mn  5  Uhr. 

4)  Die  Einführung  deä  Suuuul>end£rülischlu88eB  mit  zwingendem  Rechte  ist  durch 
den  Eriess  geutdiBher  Vorsdiiillen,  uulog  den  Beeiimmangan  des  §  189f  der  Ge- 
werbeordnung, zu  ermöglichen. 

5)  Au8nahiuen  Hino  nur  zulässig  bei  Arbeiten,  die  in  Notfällen  oder  im  öffent- 
lichen Interesse  oiier  zur  Durchführung  einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inrentnr 
voigeDonuneo  werden  müssen  (g  lO&c  Ziffer  1—2^  der  GewerbeordnonK). 

Geaetxlicfaer  nnunterbrochener  ürhinb  von  mindeeteoB  14  Tagen  ffir  jedes 
Dienstjahr. 

7)  Die  Vorschriften  der  g§  139  g  und  h  der  Gewerbeordnung  finden  auf  diese 
Kontorangeatettteo  entf^rachaDoe  Anwendung. 

Sonntagsruhe. 

Der  lehnte  dentsdie  Handlung^gehtlfentag  begrfisst  die  Erklfirung,  die  der  Ver- 
treter der  verbündeten  Rrgirnm^M  n  im  l)eut,«dien  R«  ich-tapf"        10.  April  1907  ab- 

SSeben  liat,  wonach  eine  Rovibion  der  Rcätimmungen  über  die  iSonntagsruhc  «tatt- 
den  solL  Der  Handlungsgehilfentag  erneuert  sein  dringendes  Verlangen  nach  einem 
entsprochen  den  Gesetzentwurf  und  gibt  der  Erwartung  Ausdruck,  tla-^s  darin  die 
Forderung  völliger  Sonntagsruhe  im  Uandelsgewerbc  Berücksichtigung 
finden  wird* 

Enafmnnnagerichte: 

Der  zehnte  deutwehe  Handlungügeldlfentag  stellt  mit  Genugtuung  fes^t,  flass  die 
Kaufmannsgerichte  sich  in  steigendem  Masse  am  Vertrauen  aller  beteiligten  Kreise 
enrorben  haben.  Der  Handhu^gehilfeutag  hält  den  lückenlonen  Auebau  des 
Netzo-»  der  Kaufninnnsgerichte  über  das  ganze  Reich  für  dringend  erforderlich,  und 
erwartet  tlaher,  djiss  die  Verwaltungsbehörden  durch  die  Errichtung  von  Bezirks-  und 
Krcis-Kaufmannsgerichten  dieses  Bestreben  fördern  werden.  Von  den  l^deezratral- 
behörden  hofft  der  Handlungsgehilfen  tag,  dass  «ie  nach  dcni  Vorbilde  der  bayerischen 
Regierung  alle  Bestrebungen  zur  Erweiterung  des  Kaulmaunsgencht»netzos  ihrwseits 
tttimUtig  unterstützen  werden. 

Der  llandlungsgehilfentag  hält  dapiron  ein  Rxlürfnis  für  die  Errichtung  einw 
Reichs  kauf  ni  an  nsgerichts  (Reichsar  bei  t>igtricht^<)  nicht  für  vorliegend.  Durch 
eine  solche  Berufungsinstanz  für  die  kaufmannsgorichtliche  und  gewerbegerichtüche 
Rechtsprechung  würde  weder  die  erhoffte  raschere  Erledigung  der  IV'rufunirsklagen 
noch  die  Vermeidung  abweichender  Urteile  gewährleistet.  Der  llandlungsgenilfentag 
erblickt  vielmehr  in  oer  Ausgestaliung  de«  Handlungsgchilfenrechts  und  der  wsetimmten 
Fassung  zweideutiger  (it  si  t/.csparagraphen  63,  74,  7ä  HUB.  u.  a.)  die  beste  Gewähr 
ffir  die  vereinheitnchung  der  licchtsprechung  über  den  Arbeitsvertrag. 

1 1  a  ml  p  1  s  - 1  n  s  p  e  k  t  nr  cn. 

Der  zehnte  <leul«chc  llanJUingsgcliili» mag  hält  nach  wie  vor  an  der  Notwendig- 
keit der  Einrichtung  einer  Handelsaufsiclit-ljLhönle  nach  dem  Vorbilde  der  bewährten 
Gewerbeaufsicht  fest.  Er  bedauert  lebhaft  die  ablehnende  Haltung  des  Hohen  Bundes- 
rates nnd  weist  demgegenüber  auf  die  neueren  Veröffentlichungen,  besonder»  auf 
Banrl  der  Schriften  (k-s  Deutschnatioualcn  llandlungsgehilfenverbandcs  hin.  Difse 
Verölleutlichungen  beweisen,  dass  die  für  die  Haudelsangesteiiten  erlassenen  iSchutz- 
geaetia  mehr  ab  mangelbaft  durchgelQhrt  werden  nnd  daia  die  mit  der  Anbioht  be- 
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trauten  behördlichen  Oagane  fast  überall  so  gtit  wie  gäozUch  versag  haben,  «ine 
Tatoachei  die  zu  widericigen  bisher  noch  nicht  einmal  versucht  worden  ist. 

Der  lehnte  deateehe  Handlungsgehilfen  tag  schliesst  sich  der  Eingabe  des  Deut->ch- 
national  II  KandUmgsgehilfenverb^dee  vom  Dezember  1906  au  die  iMini;*terien  dar 
Eiozebtaateu  ao  uAd  bittet  diese,  zunächst  übcrgaag!»weiae  die  Aufhiebt  über  die 
adwtggawtoe  f&r  die  AngeeteHten  des  Handdsgewttbee  den  GewerbeanfsiditBbeamten 
mit  zu  übertrafen. 

^  Der  Hauuiungsgehilfentag  ist  überzeugt,  dm»  die  Erfahrungen,  die  die  Gewerbe* 
nnbichtf'beniaten  bei  der  Tcberwachung  handelsgewerblicher  Betnebe  machen  werden, 
die  unbedingte  Notwen  '.iLrkeit  der  Bclmffung  einer  besonderen  Anf^iichtsliehönie  für 
die  Durchführung  der  Imudeisgewerblichen  Schutzgesetze  ergeben  und  seJir  t^d  zur 
Schaffong  einer  Handds-Aafeiditsbdifinie  (Handeinnqieiction}  fahren  wevden. 

AuHLelluugei  -  Vertrag. 

Der  zehnte  deutsche  Handlungsgehilfentag  richtet  an  den  Hoheu  Eciuhstag  die 
drin^^ende  Bitte,  den  ihm  vorgelegten  Initiativantragen  zuzustimmen,  die  dem  §  63 
des  HGB.  in  eoinem  voUea  Umfauge  zw^felejfreie  Fassung  gebeu  wolleo,  damit  end- 
fieh  die  dtach  die  Tenohiedenartige  Reditsprechnng  geschaffene  Keehtsunsicherheit 
bsBeitigt  wird. 

Den  weiteren  wolle  der  Hohe  Reichstag  sich  für  dm  Erlass  geaetzlicber  Be- 
stimmungen erklären,  wonach  vertragliche  Vereinbarungen  (KonlnirrenaBanBfllnLdiiRsh 
die  der  Handlungsgehilfe  in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  nn  h  Beßadigung dea  iMenafr* 
Verhältnisses  beschränkt  wird,  beding uugölos  verbot^)  werden. 

Der  aehnte  deutsche  Handlunp>gehilfentag  ersucht  die  ▼erbfindefeeo  Beverungen 
und  den  Hohen  Rdch^^tag  um  den  l^rla.'^s  ein«^  Gesetzes,  wonach 

es  verboten  wird,  Verabredungen  unter  Kauflenten  oder  ihren  Verdnigungeo  zu 
trefffen,  durch  die  sie  sich  gegenseitig  verpflichten,  keine  HandlungsgehwieD  elnzn- 

stellen,  dir  y  -i  einem  anderen  Teilnehmer  der  Verabredung  angestellt  waren, 

da  gössen  Gruppen  von  HaudlungsgehiLfen  durch  solche  Abreden  jedes  wirtschaftliche 
1^0tteikoninien  unteibimdm  wird. 

Uandlun  g?:gchi  I f en-Kam mern. 

( Kauimannä-Kammeru.) 

Der  sehnte  dentsche  Handlnngsgcbilfenta^  wendet  sich  mit  aller  Entschiedet du  it 
e^en  die  Bestrebungen,  die  Losung  der  Arbeit^kammerfrage  daflurch  zu  erschweren, 
dase  unpraktische  Forderungen  erhoben  worden,  indem  man  gemeinsam  für  Arbeiter, 
Handlungsgehilfen,  Werkmeister,  Teehniker  n. «.  f.  die  Errichtung  paritStlsdier  Kammern 
▼erlangt. 

Der  HaodluQgägehiUentag  erblickt  neluiehr  in  der  EMchtung  naritätischcr  Hand- 
liingsgehilfenkammern  (EanfmannelEaromern)  die  einzige  MOglioikeit,  für  die  kauf- 
männischen Augosteliten  eine  wirksame  Standesvertretung  zu  schaffen,  und  gibt  der 
Erwartung  Ausdruck,  dass  die  Hohe  Keichsr^ierung  den  diesbeziigUchen  B^chlüssen 
des  nennten  deotachen  Handlangsgdulfentages  1905  baldigst  Rechnung  tn^gen  wiid. 

Das  Lehrlingswesen  im  11  audelsgewerbe. 

Der  zehnte  deutsche  Handlung-^gehilfentag  ist  durchdrungen  von  der  Ueber- 
zeugung,  (ia^,-:  die  jetzigen  ungeregelten  \'erhHltnisse  im  Lehrlings\ve>en  zu  einer 
schweren  Schädigung  des  deutschen  Handels  führen  müssen,  dass  aber  eine  durch- 
grrifende  und  gründliche  Beforra  des  Lehrlingswesens  geeignet  ist,  die  flliemigende 
Slellung  des  deutschen  Handels  dauernd  zu  fe>(lgi  n  und  zu  stärken.  Der  zehnte 
deutsch«  Handlungsgehilfentag  schlägt  hierfür  die  Beachtung  der  folgenden  Grtwdsätze 
und  Forderungen  Tor: 

1)  Die  in  den  Kaufmannsstand  eintretenden  jungen  Leute  müssen  zum  mindesten 
die  oberste  Klasse  einer  Volksschule  od«*  die  entsprechende  Klasse  einer  Mittel-  oder 
hflhöen  Scfaole  mit  Erfolg  beencht  haben,  oder  aber  dne  gleldiwertige  Bildung 
nachweisen. 

M  E*;  ist  auf  Grund  der  §S  128  und  1391  der  Gewerbeordnung  durch  die  Ver- 
ordnung der  uachfolgenden  Lehrlingaskala  die  Schaffung  eines  bestimmten  Verhält- 
nisses zwischen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  der  Zahl  der  LehrbuL^e  in  den  einzelnen 
kaufmännischen  Betri^wn  herbeizuführen :  £s  sollen  gehalten  wercTen  dürfen  in  einem 
Betriebe 
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mit  kdiMiii  CMiiUn  1  Lehrling 

„  1  bis  3  „  2  Ldurlinge 

»»  4  „  6  n  3 

I»  7  „  ,1  4 

„  10  „  12  „  6  ,  ^ 

„  13  „  15  „  6     m  und  80  fort 

für  je  weitete  3  »  1      »  nülirt 

bis  zur  ITöchfitxahl  von  15  Lehrlingen.  Hierbei  werden  Volontäre,  Gehilfen  und 
sonstige  AnKeetelltc  und  Arbeiter,  die  mit  icaufmänniscben  Arbeiten  beBchäftigt  werden» 
bis  zum  voUendetRi  18.  Lebenqelure  Lehriingen  gleich  erachtet,  Beüseode  dag^oi  nidit 
mitgezählt. 

3)  Der  Fortbildungss«  hulzwane  bia  zum  vollendeten  lÖ.  Lebensjahre  für  alle 
Handlungsgehilfen,  Lehrlinge,  Waontäre  und  mit  kanfmiDiURcheii  Arbeiten  be- 
BChäftigten  ]'iigendlich(>n  Arbeiter  igt  durch  ReichegetJotz  nu!»zu«prpchen. 

4)  Die  kaufa)üuiiischen  Fortbildungsschulen  stellen  durch  eine  Aufnahmeprüfung 
fest,  welche  der  aufzunehmenden  jungen  Leute  den  Mindestfordenmgen  an  die  Vor- 
bUdung,  die  die  Fortbildongsschaie  eteUen  moas,  nicht  enteprecheD.  uioM  Lehrlinge 
werden  raner  VoTOtnfe  msewieeen,  mn  rfe  für  die  Anfnafime  in  die  Fortbildnngs- 

rlin!'  VI zubereiten.  DieKo.«fen  für  die  Unterhaltung  dieser  Vorstufe  werden  zweck- 
mÜBsig  den  Prinzipalen  auferlegt,  derw  Lehrlinge  Auraahme  in  die  Vorstufe  gefunden 
haben. 

5)  Am  Schlüsse  der  Lehrzeit  ht  durch  AWegung^  einpr  pflichtmäs^Rigen  Pnlfung 
(Gehilfenprüfung)  der  NachweiÄ  kaufmännischer  Bildung  zu  erbringen.  Die  I^iJlung, 
fibcr  deren  Ausfall  ein  Vermerk  im  L<ehrzcugni8  aufzunehmen  ist,  soU  zwcckmasa^ 
auch  auf  die  praktischen  Kenntnisse,  insbesondere  im  Kleinhandfl,  auspedehni  wt  rtfpn. 

6)  Öeibständige  Kaufleute  und  Handlungsgehilfen,  die  nicht  über  eine  kauf- 
männische Bildung  (atmiog  der  Vorschriften  dee  §  129  Absatz  1  der  Gewerbeordnung) 
verfügen  oder  das  24.  Lebouqahr  noch  nicht  nunbckgelegt  haben,  dürfen  keine  Läa- 
linge  ausbilden. 

7)  Dan  Halten  von  Lehrlingen  ist  denjenigen  Personen  ganz  oder  auf  Zeit  zu 
verbieten,  die  sich  grober  Pflichtverletzungen  gegen  die  ihnen  anvertranten  Lehrlinge 
schuldig  gemadit  hMben  oder  g^en  welcne  latsadicn  forliegen,  die  sie  in  sittüdicr 
Beziehung  zum  Halten  oder  aar  Anldtniig  von  Lehrlingen  ungeeignet  enchehieii  laaaai 
(Gewerbeordnung  §  126  a). 

8)  Auf  den  Lehrvertrag,  der  schriftlich  abgeschlossen  werden  mnas,  findet  der 
§  126b  der  (Gewerbeordnung  ninngemäpse  Anwendung;. 

9)  Betrieben,  die  nach  ihrer  Einrichtung  und  der  Art  der  Ausübung  ihres  Ge- 
werbea  nicht  in  aar  Lage  eind»  Lehriinge  anaanbilden,  ist  das  Halten  von  Lehrlingen 
nntersagt, 

c)  Eingabe  den  Deiitschnationalen  Handinngagehilfen- 

Verbandes  (Juristische  Person),  Sitz  Hamburg,  an  das  Hohe  MinisteriuDi 
dps  Innern  zu  Dresden  betr.  die  f^-undsilfzlicbo  Rtf'lliMifTi<c,!i!ne  der  Säch- 
sischen Haudelökammeru  zur  Frage  der  Handlungesgebilfönkammern  ^Kauf- 
mannskammern).    Vom  25.  Juni  1907. 

(Legt  die  Notwendigkeit  der  Handlungsgehilfenkanunem  dar.] 

d)  Aus  dein  Prnrrramni  für  die  staiidespolitische  Tätifrkeit  des 
Schweizerischen  K  a  ul  mä  u  n  i  s  ch  e  n  Vereins.  Angenommen  au 
der  am  22.  nnd  28.  Joni  1907  m.  Lansanne  abgehaltenen  Jahreever^ 
Sammlung. 

A.  Eihebangen  zur  Beschaffang  der  Omndlagen  für  gesot/llche  Bestimmimge« 

über  die  Arbeits-  und  Anstellunfrsverlillltnlsse  im  Haiidel^grTierbc. 

L  Arbeitszeit.  Erhebung  über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  im  Handelsgewerbe 
an  Wociien-  nnd  Sonntagen,  über  Borean-  nnd  I4iden8ch]nss  etc. 

2.  Ferien.  Erhebnng  ftber  die  einachlfigigen  Verh£]tni^ 

3.  TjohnaüBznhlung  im  Militärdienst-  und  Krankheitsfälle.  Erhebung  über 
das  Vorkommen  des  Ausschlusees  dienstpfhchtiger  Handelsangesteilten  und  der  Ver> 
wsigemng  der  Lohnanssahlnng  wihrend  des  Dienstes  oder  der  Krankheit. 
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4.  Hygiene  der  A r bei t alokale.  EriteboDg  6bcr  die  BeBdutfifcnliaifc  der 

Arbeitsraume  im  HaiKlcl^ptwerlK?. 

5.  KündiguDstifriHteD.  Erhebung  über  die  Dauer  der  KüudisiiDgsfriBten 
für  das  Bureau-  und  LedeDpcnonal  nach  bewodcnn  Eeotonigeeetien,  Bag&mmtea 
and  Ortegebräuchea. 

6.  Konkurrenz  klau  sein.  Erhebung  über  das  Vorkommen  des  sog.  Kon- 
kurrenz Verbotes,  8eine  Dauer,  die  Höbe  der  Konventionalstrafe  etc. 

7.  Lehrlingsivesexu  Erhebung  über  die  Zahl  der  HandelelehrUnnB,  ihre 
Ldirbedingungen,  Arbeitmit»  Ambttdung  im  Geeohift,  Beeiidi  d«r  FofAuaaBgi- 
achnle  etc. 

B.  Wahma;  iiad  FVrdemagr  dw  StMidealntereflsen  aaf  dem  Gebiete  der 

^^chaffung  t  i  ii  i  -  ei  d  ge  n « i  :  i  M-h  en  A  r  b  e  i  t  er  seh  u  t  zges  etzes  mit 
festiiumuDgen  über  Maximalarbdtszei^  SamstagB-lr'rühschluss,  Ö(»uiUgiBnihe,  Feriea» 
Beechaffeofieit  der  Afbeitnfinme  xl  s.  w. 

9.  Regelung  des  Dienstvertrages  im  Obli^ationenrecht  entspr.  chrri  1  Ion 
Po-'^tulaten  ^.  K.  V.,  namentlich:  Einführung  zweckuiat^^iger,  einhdtlicher  Kuudiguugs- 
fristen.  \  er}x)t  oder  ESosdirinkaiig  der  Kookmmiskkmiel,  Bohnta  der  IGIitiiaieiut- 
Pflichtigen,  Zeogniszwang. 

10.  Eidgenössische  Vereicher ungsgesetze  für  den  Fall  von  Arbeits- 
imfihii^Mt  wegen  Krankheit,  Unfdl,  Invalidmlk  nad  Alter,  beaw.  Anedahnimg  eokbar 
Ckeetze  auf  das  Handelsgewerbe. 

11.  Schaffunir  von  Gewerbe-Schiedsgerichten  in  den  Kantonen 
und  (solange  keine  eidgenii*fischen  gleicher  Art  besteheni  von  kantonalen  Gewerbe-, 
Arbeitencbutz-  uod  Sonntagsrahe-Godetzen,  Yeroitliiaugeo  über  Bureau-  uad  X^adeo- 
echhuB  etc. 

C.  lle§reliing  des  LehrH?ir*!wpsens  im  HandclsgewerlK*. 

12.  Schaffung  eines  eidgenö-sischen  Lehr lingsge^etze«»  zur  Förde- 
rung der  praktischen  KaofaninnischeD  Berufslehre,  mit  Bestimmungen  iiber  die  Arbeits- 
zeit des  Lehrlings,  8eine  praktische  Ausbildung,  den  Besuch  der  FortbilduagBachnle» 
Dauer  der  Lehrzeit,  Höchstzahl  der  Lehrlinge  iu  einem  Geschüft  etc. 

Einführung  oder  Verbeuerung  von  kantonalen  Lehrlingsgesetxen  mit 
gleichartigBD  fiestimmmigeo,  lolang»  käo  cidgentesischea  Geiets  beateht. 

3.  .FVws  Ban^ 

Aas  der  Petition  des  Verbandes  Dentscher  Bureaubeamten, 
Sitz  Leipzig,  an  den  Bundesrat  um  rechtliche  Gloichstellung  aller 
Boreaubeamten  mit  den  übrigen  Privatangestellten,  gesetzliche  Regelung 
der  Bechtsverhältnisse  und  iSchatfung  einer  gesetzlichen  Interessen vortretung 
tttr  die  Bnreanbeamten.   Vom  18.  M&ns  1907. 

Nach  Lage  der  Sache  können  die  bestehenden  Zustande  nur  durch  Staatshilfe 

geändert  werden.  Die  Zurücksetzung  der  Bureau l^eu inten  hinter  den  knijfmnnnischen 
Angestellten  uiu&s  ausgeglichen  werden  durch  Gleiclibertcliiigung  der  Buren ubeamten 
mit  den  Handlungsgehdren.  Die^^en  Ausgleich  erblicken  die  im  Verbände  Deutscher 
Bi»reaul)ean)ten  vertretenen  3500  Mitgliecbr  in  der  Erffdlung  folgender  Hauptpunkte: 

I.  Ausdehnonfl;  der  Erhebaogen  dar  Kommission  für  Arbeitostatiätik  auf  die 
Veribiiteiese  aller  wncanbetntn; 

II.  Rechu^gleichheit  aller  Bumabeemteii  nDlemnander  und  OleScbetellimg  nüt 

den  übrigen  Angostdlton; 

in.  ^mdsatzlRbf  iSuzialpolitik  für  Hureaubeamte ;  unbedingt  erforderlich  ist: 

1)  Einführung  der  für  Handlungsgehilfen  geltenden  Kündii:ungsfri-tcn, 

2)  Fortzahlung  des  Gehaltes  in  luanlcheitsfäUen  auf  6  Wochen  und  Unzuläsaig- 
fceit  von  Gehaltsabzügen, 

3)  Ausdehnung  der  Zu  i "  i  ligkeit  der  Gewerltegerichfe  oder  Kanfioanilflgericlite 
aal  die  Bureaubeamten  bis  zu  jüüO  M.  Jalvcsgehalt. 

4)  Aiudehnm:^  der  eozialpolitiedien  Geaetj^ebung  anf  alle  BmDeanbeamte, 

5)  Einiiditang  von  AriMitakammeni  imd  IntereMenrcrtretnngen. 
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III.  nallptÜGlit  und  Vorsiciierung. 

1.  Aus  den  Beschlii^dea  der  am  21.  Juni  li^u7  zu  Mannheim  ab^^e- 
haltenen  21.  Sektionsyersainmlung  der  Sektion  I  der  West  den  tsclieu 
Binnenscbi  ffahrts-BerufagenoBsenBohaft. 

Es  wurde  beschlossen,  an  den  GenoesenschAftfiVorstand  das  drinrrnde  Ersuchen 
zu  richten,  bei  der  deutschen  Keichsrp^erung  auf  eine  Tertraglicho  li^elung:  mit 
Oottamich-Ungam  hinzuwirken,  daas  zwischen  beiden  Staaten  möglichst  bald  ein  Ab- 
kommen getroffen  wordi.',  (lur<.h  wclohi^  die  Angehöri^n  der  beidarseitigen  Unfail- 
verBicberungsgeseUc  gleicli^eBteUt  werden,  dass  ferner  die  deutschen  und  unguri^chen 
Betriebe  nur  der  Unfallversicherung  ihres  Heimatsstaates  unterstellt  sein  sollen.  Hier- 
bei wird  zur  Erwägnn^  gegeben,  dass  die  Venicberungsträger  beider  Staaten  iu  der 
Oeuuntunfallbehandlung  der  Verletzten  tich  gegenseitig  Rechtshilfe  gewähren. 

In  diese  Regelung  soll  aui  I;  C):-,!  i  rreich  einbezogen  werden. 

Ferner  wird  Beschwerde  darüber  geführt,  dasa  die  Verhnndlun^cn  zwiacl^ 
Oesterreich  und  dem  Dentocfaen  Bache  über  ein  Abkommen  auf  gegenseitige  Befrrfang 
d*^r  Beirie1)e  von  der  ünfallversichernn":  den  anderen  Staates  einen  lang.-ainen  Furt- 
gang uebmen,  dass  der  Genossenschaft« vorstand  ersucht  werden  aolle,  auf  eine  Be* 
echleunigung  der  Verhandlungen  nnd  möglichst  gleichzeitigen  Abechlaee  der  Abkommen 
siriflchen  dem  Dentechen  Beicfae,  Oeeterreicli  und  Ungem  hinsawixken. 

2.  ErklBnmg  des  am  9.  Jnli  1907  in  Mamilieim  abgehaltenen  21.  B  e- 

rufsgenoss  6  n  Schafts  tage  s. 

1.  Eine  Umgestaltung  der  drei  Zweign  der  Arbeitcrversicherung,  bei  der  die  bis- 
herigen Selbstverwaltungskörper  tiU  Truger  der  Veraclierung  ausgcöciialtet  und  durch 
eine  staatliche  biu'eaiikrntische  Örganic^ulion  eri^etzt  werden,  muss  unbedingt  abgelehnt 
werden.  Ina  besondere  würde  auch  die  Uebertragnng  der  Un^versicherung  auf  den 
Trager  einer  der  anderen  Verrichcrungszwcige  verfehlt  sein,  da  die  Aufgabe  der  Unfall- 
ver-ichcning,  nämlich  zwe<'kentspreOüen<le  Fürsorec  filr  die  Verletzten  mit  saeb- 
gemä»8er  Verhütung  dar  Unfälle  zu  verbinden,  nur  durch  berufliche  Zusammenfafi^ung 
der  Gewerbe  mit  Toiler  Belbetrerwaltung  befiriedieend  «elöet  werden  kann.  Die  in  dieser 
Hinsicht  gehegten  Erwartungen  haben  .sich  aiicn  biphcr  erfüllt,  und  es  liegt  keine  Ver- 
anlassung vor,  von  der  bewährten  Organisation  der  Berufegcnosscnechaften  abzugehen. 

2.  Auch  die  Schaffung  eogenaonter  lokaler  Stellen  für  die  drei  Ventdierungs- 
zweige  (gemeinsamer  Unterbau)  muss  vom  Pfand [ninkt  der  l -nfallversiehernng  ans  aU 
unzweckuiiL-Big  bezeichnet  weraen,  weil  derartige  fetelleu,  von  den  Versicberungstrageni 
losgelöst,  der  nötigen  Vertrautheit  mit  den  Beru^verhältnissen  mid  der  nnbrainj^  er- 
foraerUchen  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  Versicherungsträgern  ermangeln  wurden. 
Durch  eine  Uebertragnng  der  Unfalluntersuchung  und  Entscbädigung^feststellung, 
sowie  der  UnfallrerluiMing  auf  diese  OrL^ane  würde  die  bernfsgeuos^enscliaflliche  ()r- 
flcaniaation  der  Unfallvei^chemng  übeixUes  gerade  ihrer  wichtigsten  Funktionen  und 
des  weeentHduten  Teils  ihrer  Belbetverwaltong  entkleidek  werden.  Ab  lediglich  tot- 
bereitende  Instanzen  aber  würden  die  lokalen  Stellen  keine  Vereinfachung,  sondern 
nur  eine  Verumstandlichmacbung  der  Verwaltungsarbeiten  verursachen  und  zu  grossen 
UnzutrSglichkeiten  mit  den  Vemebernngsträgern  Veranlassung  geb^  Ein  Beäfirfoi» 
zur  Schaffang  beaondeier  lokaler  Stelloi  liegit  bei  der  tJn&UveniclKraDg  fiberhavpt 
nicht  vor. 

3.  Die  bei  der  Handhabung  der  Venicherungsgesetze  hervorgetretenen  Hfingel  lassen 
sich  durch  Einzelmassnahmen  beseitigen.  Für  die  Unfallversiehonmg  kommt  ins- 
besondere in  Betracht:  Klarere  Fassung  der  gesetzlichen  BuE.timuiUugen  über  die  Ah- 
greuzung  der  Entschädigimgen  der  drei  Venicberangiuweige,  Scbaffnng  eines  cinhät- 
uchen  inßtanzenzuges  für  Streitigkeiten  zwischen  den  verschiedenen  Versicherungs- 
trfigcrn,  Verständigung  der  Beteiligten  über  die  Begrenzung  und  etwaige  Neubildung 
von  Benifflgenossensi  haften,  Vereinbarungen  mit  KranKcnkassen  und  Aerztcvcreiiii^ungen 
Über  das  Heilverfahren  und  Verbewming  dcar  kommunalen  und  staathchen  iunrich- 
tonMO  und  Anstalten  rar  üntennchung  und  HdÜbehandlting  von  Kranken  und 
Verletzten. 

4.  Die  15(-jtimmung  des  §  M  des  Gewerbeunfallversicherungsgeaetzes  über  die 
Ansaniiidiing  von  BeBcn^efmids,  die  auf  mcht  antreffmden  Voraus«et£ungen  beruht 
un<l  den  HcrutVgeno.aRcnBchaftcn  alr;  Kiirpcrschaften  von  Öffanttich'Xeciitliciiem  Chaiakter 
uugerecbifenigt  hohe  i^ten  auferlegt,  ist  zu  ändern. 
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8.  Ans  den  Beaoliitioneii  der  sm  27.  Kai  1907  abgehaltenen  17.  Haupt- 
Tersammlimg  des  deatBchen  Verbandes  kaufmftnnis  ober  Vereine. 

Die  Versamnihuir:  bcachloes,  den  Runcle<?rat  und  deu  Reichstag  zu  ersuchen,  dun 
g  1  des  GewerbeunialiversicherungsgeaetzeB  duliia  abzuändern.  dAM  die  Ui}faU¥«r- 
ndurnogspflidit  sich  «if  alle  LogerungH-,  B^OKderunm.  osa  Kleinfamdalsbetrlabe 
ohne  jede  Kintfchräokung,  und  auf  die  geaamte  geacfaänliohe  Ilti^keit  der  in  dieaen 

Betrieben  Angestellten  erstrecken  »olle. 

Der  PrivatbeuntenTerBicherung  solle  efne  io  Verwaltungsgemein^chaft  mit  der 
Reichflinvaiidenversicherung^anstnlt  etchende  besmidcrc  Vcrsicherungska.-.-c,  der  alle 
Hand^  und  Privatangeetellten  einocbliessUcb  des  Ladeugehilfeu  bis  su  5000  M.  £i&- 
kommen  in  ZwangsTenidierungspflicht  anangehOren  bitten,  dieoeD. 

4.  Aus  ileii  Beschlüssen  des  Hauptnusachnsses  für  die  staat- 
liehe  Pensions  Versicherung  der  Privat  an  gestellten. 

Vom  5.  Mai  1907.  Grundaatze  für  die  Peuaions-  und  HinterbliebeDenversicherung 
der  FMvatangeetcUten: 

a)  Der  Hauplaus^cluiss  wünscht,  das«  dnrf  h  Reichspesetz  eine  besondere  Ver- 
sicberungsanatalt  zur  Penäioos-  und  Hint^bliebeueu Versicherung  dw  ^vatangesteUten 
geschaffen  werden  soll. 

b)  Der  Hau])taus''chu8s  beschH»«st.  da'^s  für  das  neue  Venichernnygceote  in 
enter  Linie  die  Berufsin Validität  als  Grundlage  gefordert  wird. 

Vom  15.  Juli  1907.  Der  HauptausechusH  hält  an  seinem  am  5.  Mai  gefassten 
Beicidnflse  lest.  Er  <  raucht  die  eingeeetate  Eomminion,  ihre  Arbeit  darauf  ansen' 

d^nen.  da«3  die  drei  MögUchkeiteu : 

a)  der  Ueäonderen  Kasscneinricbtung, 

b)  der  Erweiterung  des  Invaliden-  und  AitenTersicheruiigi^goictzes, 

c)  der  Errichtnng  einer  besonderen  Kasse  neben  dem  Verbleiben  in  dar  allge* 
meinen  Venicbemng,  genan  an  prüfen  «ind. 

5,  Aus  den  Resolutionen  des  am  8.,  9.  und  lü.  Juni  1907  in  Dresden 
abgehaltenen  sehnten  dentsoben  Handlungsgehilfentages. 

(La  Anwesenheit  yon  8000  Handlungsgehilfen  ans  764  Orten  ein« 
stimmig  angenommen.) 

Die  staatliche  Fensions-  und  Hinterbliebenen-Versicherang. 

Der  zehnte  deutsche  Handlungsgehilfentag  ift  der  Ansicht,  dass  das  Ergebnis 
der  £rhebung:en  der  Verbände  aus  aem  Jahre  ÜH)3  über  die  wirtschaftliche  LAge  der 
Privataii ^teilten  nicht  allein  die  Notwendigkeit  einer  gesonderten  PeomonB-  nnd 
Hinterbhebencn-Versichcrunp  der  Privatangrsti  llten,  sondern  auch  ihre  Durchfilhrbar- 
keit  bewiesen  hat.  Der  Handlungsfehilfcntag  sieht  den  errechneten  Beitrag  von 
14,36  Fics.  dei  jeweiligen  tiehaltes  als  m  lioch  an,  da 

1)  der  Prozentsatz  der  Verwaltunirskosten  und  de«  Heilverfahrens  wegen  der 
höheren  Beitrage  in  der  Privatangestellten- Versicherung  nicht  in  der  Höbe  des  Prozent» 
eatzes  der  Reichsiuv^idcnTersicnening  bemessen  weroen  kuuij  io^MSonderei  da  audi 
die  Privatan^tellten-\'cr~ichirung  in  den  geplanten  gememsainen  Unterbau  der 
aozialen  Veröicherungen  einl)ezo2Pn  werden  inc.*^; 

2)  der  zu  Grunde  gelegte  Zinsfuss  von  3  l'roz.  sicher  zu  niedrig  ist. 

Der  Handlungsgehilfentag  hält  es  bei  vorsichtigster  Berechnung  für  sicher,  dass 
in  Anbetracht  dieser  unrichtigen  I\<-i'lniung=!rruii(Il;iL'cn  und  bei  I'rrücksichtigung  d(»s 
Ürastandes,  dass  die  Kosten  dt«  Heilvcrtahreti»  nach  wie  vor  zum  ailergröfti*ten  Teile 
von  der  Reichsinvalidenversicherung  getragim  werden,  der  jährliche  Beitrag  auf  12  Proz. 
des  jewr'üj-r'Ti  Gehalts  }ir'rnl>gosct/t  werden  l^ntin.  Der  Handlang^gebilfetttag  halt 
weitere  i:^rsparnisse  für  sehr  wahrscheinlich,  da 

1)  die  Zahl  der  Verheiiateten  an  hoch  angenommen  ist, 

2)  der  m  der  Deukaditift  beredbnele  Altersdnrdbschnitt  der  Ftiratangsstdllen 
bei  weitem  zu  hodi  ist, 
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3s  I  i-  TnvaliJitlterifliko  der  Privatangc«itellten  niedriger  T~t  Tvie  das  der  Berech- 
nung zu  Grunde  geigte  lovaUditätsrisiko  des  ^Nichtzugpersouale»  deutscher  Eisen - 
bahnen. 

Der  HnndhiPL'  :r"hi1fpntni:  aber  andcrerBeite  der  Meintmp,  dass  die  Versiche- 
rung w^n  der  i^ehwaiiketidcn  wirtschaftlichen  Lage  und  Gebaitaverhälinisse  der 
PrivatttgeBtellten  nicht  auf  der  Groodlfli»  der  für  die  BteatsbeiiBten  gfiltigeo  Be- 
atimmungen aufgebaut  werden  kann. 

Der  Handluneagehüfentag  ist  entschieden  dagegen,  dass  die  Frace  allein  durch 
die  AoBgeetaltung  des  BeiduinTaliden-VerBidMnui^igeseteee  gdOat  wltd,  da 

1)  in  den  unteren  Klassen  die  Beiträge  mit  Rücksiclit  auf  die  gewerUidni 
Arbeiter  für  die  erstrebten  Renten  zu  niediig  sind  und  sein  werden, 

2)  die  Altersgrenze  für  die  Bezu^beracntiKten  Ton  AHenrenleo  sa  hoch  ist, 

3)  die  Witwen-  und  Waisenrenten  auf  Grund  der  im  Jahre  1910  in  Extfk  tNfteiidMi 
Witwen-  und  Waiseuversicherung  zu  niedrig  sein  werden, 

4)  das  hflbera  In^alidilUnMko  der  gewerblidua  Arbeiter  die  Hfihe  der  Beaten 
fBr  die  Privatan^estelltcn  sehr  Tingiin?tig  Doeinfluest, 

5)  die  Versicherung  sich  nicEt  auf  BerufäinvaUdität  erstreckt. 

Der  zehnte  deotsehe  Handlnngsgehilfcntag  will  den  PkiyatanenteUten  £e  Vor* 

teile  de*  Reichsinvaliden-Versicheninpsgesetzes,  inshc^ondL're  den  Keichszuschu.-^ft  er- 
halten wissen  und  fordert  demgemäss  die  baldige  Einlühruog  einer  besonderen 
Ftesioos-  and  Hinterbliebaien>Veniduning  für  dw  Flrfratang^Btellten  dordi  ein  be> 
BOoderes  Gesetz. 

Für  das  Gtosets  empliehlt  der  Handlungsgeliilfentag  die  BerücksichtigaAg  folgender 

Grundsätze : 

1)  Die  lM?atAogeste]Iten  bleiben  dem  Reichsinvaliden- Versicherunirsgeeetz  sowie 
der  1910  in  Kraft  tretenden  Witwen-  und  WaiBenveri^icherung  in  ToUem  Umfange 
unterstellt.   Das  Recht  der  Weiterversiclieruug  bleibt  bc»t«heu. 

2)  Für  die  besondereD  Bedfirftiisse  der  PrivatangesiellteD  wird  dan^wn  eine 
stantliihe  Zv  Hrrrspcnsions-  und  fiinterliliebenen-VenldDenuig  der  PrinUangestdUen 
aller  Gehaltskia^en  geschaffen. 

3)  Der  Beitrag  wird  auf  10  Proz.  des  jeweiligen  Gehaltes  bemeHsoi  nnd  nadi 

Gehaltfi-  und  Bei(ragfekla.-*seii  abgestuft.  Arbeitgeb«"  und  Arbeitnehmer  tragen  je  die 
Hälfte  des  Beitrags.  Die  Stelleukwen  werden  nach  den  Grundsätzen  des  Keicha- 
inTaUdeD'VeniclierungsgesetBeB  weiterrenlchert 

4)  Die  Berechnung  dor  Invaliden-  und  Hinterbliebenenrenten  orfolgt  na  Ii  dtai 
Grundsätzen  der  Denkschrift  auf  Gruud  des  Durchschnittsgehaltcs.  Die  dort  er- 
rechneten Renten  woden,  «ntsprechend  den  geringeren  Beitragen,  tun  ein  Bedistel 
vermindert. 

5)  Die  Altersrente  ist  gleich  der  Invalidenrente.  Die  Bezugsberechtigung  für 
die  Alten-rente  beginnt  mit  Vollendung  des  65.  Lebensjahres.  Die  Wartezeit  ist 
10  Jahre.  Personen,  die  erst  nach  Vollendung  des  55.  Ixbensjahrefi  eine  die  Ver- 
acherunfispfücht  begründende  Ansteliang  erhuten,  unterliegen  nicht  dec  Vendche« 
rungspfuebt 

6)  Die  wegen  der  ungünstigen  Bedmungegrundlagen  der  Denkschrift  zu  er- 
wartenden TJeberschüsse  werden  nach  angemessener  Frist  zu  Rent^nznschlägen  verwandt. 

7)  Ais  erwerbsunfähig  (invalid)  ist  derienige  anzusehen,  der  infulge  eines  körper- 
lichen oder  geistigen  Gebrechens  seinen  biunngen  Berubipmehten  nicnt  weiter  obzu- 
liegen vermag.  Der  Invalidenrentenempfänger  muss  sich,  wenn  er  eine  seinen  Arbeits- 
kräften und  bciucr  BenifjjLüLigkeit  enUprechende  Beschäftigung  findet,  den  Betrag  von 
seinprn  Verdienst  auf  die  Rente  anrccnnen  lassen,  der  zusammen  mit  der  fieote  den 
lOfachen  Betrag  seiner  DurRchmchnittsjahrespramie  übersteigt 

8)  Die  Versicherten  haben  das  Recht,  sich  durch  Zuzahlung  in  jeder  beliebig 
hSheten  Oehaltsklasse  sn  venidienL 

9)  Die  Vcr.^icherten  können  eine  Erhöhung  ihrer  Anwartschaften  über  das  l'>  - 
settliche  Ausmass  durch  Anrechnung  von  tatsächlich  zurückgelegten  Dienstjahren 
gegen  Einaahhing  eines  der  entfUlenden  Piimienreserve  gleichlcommenden  Betrage» 
innerhalb  von  5  Jahren  nach  Eintritt  in  die  Versicherungspflicht  erwerben. 

Für  die  Bildung  der  Gehalts-  und  Ikitrag^kln^^sen  bringt  der  Uandinngsgehilfen* 
tag  folgende  Abstoningen  und  Beiträge  in  Vorschlag: 
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Jährte-  Monnts- 
beitrag  beitrug 


je  zur  Hälfte  von  den 
KlaMQ   QclialtflBtllfen        Prinzipalen  und  den  .\n- 

gasteliten  zu  trafen 

0  bis      600  11  «uMfit  60  IL  Ö,--^1L 

1  600-1000  „      „       90  „  7,50 

2  1000—1350  „      „      120  „  10,— 

3  1350-1700   „      „      ISO  „  12^ 

4  1700-2100   „      „      180  „  In,- 

5  2100-2700  „  „  240  „  20,— 
t)   2700-3300   „      „      300  „  25,- 

7  3300-4200   „      „      390  „  32,50 

8  4200—5400    „      „      4öU  „  40,- 

9  r.-iaj „     „     coo  „  50,— 

10  6600-8000   „      „      750  „  62,50 

11  8000  iL  und  darflber   900  „  75,— 


Daß  Hilf skassengesetz. 

Der  zehnte  deutsche  Handiunfflgehilfwitag  eroucht  einen  Hohen  Seichstag  in 
dar  Erwartung,  daaa 

dafi  Aufsichtf'amt  für  Privatversichorun^,  entsprechend  der  Ansieht  der  Kommission 
des  Beichatages,  bei  dm  ap&teren  Handhabung  des  Gesetzes  nicht  nur  auf  die  Itechte 
der  Venicherten,  sondem  auch  auf  den  Vereinadiarakter  der  Hilfakaflsen  und  auf 
den  ihrem  Wirken  zu  Orun  Ii  liegenden  Gedanken  der  Gegenseitigkeit  T?üek>sicht 
nehmen  wird,  und  dam  bei  den  Vorschlägen  für  die  in  Aussicht  steheodeu  Zu- 
wahlen  zum  Versicherungsbeirate  (§  72  des  UesetMB  TOm  12.  Hai  1901)  auch  Per- 
sonen, die  mit  dem  kaaimfinniscben  Hüfakaasenwaasp  vertraat  aind,  in  Betnusht 
gezogen  werden, 

dem  Geeetemtwoi^  Itber  die  HflfaHfinffli  in  der  Faaanng,  wie  er  von  den  ▼erbOndeten 
Rc^ieninpen  neueidingB  nnrgdegt  worden  ist,  die  TecfMSungBmSssig»  Zuatimmiing  er^ 
teilen  zu  wollen. 

6.  Ans  den  Eesolntionen  der  am  1.  Pfingstfeiertage  1907  in  Halle  a.  8. 
abgehaltenen  9.  Hauptversammlung  dor  Allgemeine]!  VereiniguiLg 

Deutscher  Buchhandln ng^gehilfen. 

Indem  die  Pfin^ten  1907  in  Halle  a.  Ö.  tagende  Hauptversiimmlung  der  A.  V. 
D.  B.  G.  die  wohlwollende  Fttrdemng  danlcbar  anerkannt,  die  die  Frage  oer  Petisions- 
versiehernng  der  Privatangestellten  Reitens  aller  Parteien  de»  T^oichstages  sowohl,  als 
auch  i&eiteuä  der  Regierung  durch  Vorlage  der  bekannten  Denkschrift  gefunden  hat, 
sieht  sie  sich  veranlaaal^  nach  eingeÜMiider  Beratong  folgenden  Bedenken  nnd  Wülnaelifln 
Aofldruck  zu  gel)en. 

1)  Abgesclieu  davon,  dasti  die  Erj;ebni6fie  der  Denkschrift,  nach  denen  zur  Durch- 
führung der  darin  vorgesehenen  Versicher ungsart  Prämien  in  Höbe  von  1  '  Pr  i/.  des 
Einkommens  nötig  waren,  nicht  zutreffend  sein  dürften,  und  dass  in  Wirkhcbkeit 
dazu  nur  etwa  IC)— 12  "Proz.  genfigen  werden,  stdit  die  Hauptversammlung  prinzipiell 
auf  dem  Standpunkte,  dass  die  wirtschaftliehe  La^e  de**  weitaus  gn-össtcn  Teils  der 
8<^enannten  Pnvatbeamten  nicht  anders  als  die  der  besseren  Arbeiterschichten  und 
si(Sier  nidit  derartig  ist,  dass  sie  eine  nennenswert  stärkere  Belastung,  geschweige 
denn  eine  >>olchc  von  10—12  Proz.,  diurdi  Abgaben  irgend  welcher  Art  wie  andere 
BevÖikerungBöchidiiten  vertmgen  könnte. 

Die  Hauptversammlung  halt 

2)  eine  solche  ExtrabeUstung  einer  einzelnen  Bevölkerungsgnippe  für  um  so  be- 
denklicher, als  sicher  ist,  dass  Inäi  der  fragiicheu  reiisionsversicherupg  von  der  Gesamt- 
heit der  VersicherungspfUehHgen  doch  nur  immer  ein  kleiner  Teil  von  etwa  30  bis 
40  l*roz.  in  di6  Lage  kommen  dürfte,  Vorteile  ans  der  Versicherung  sa  zielien.  der 
weiuius  ffröeste  Teu  aber  nur  Beiträge  wird  leisten  müssen,  ohne  jemals  etwas  davon 
zu  haben.  In  dieser  Erwägung  muss  eine  solche  Beliuslung  für  die  Beteiligten  zu- 
nächst direkt  aU  eine  tionder^jUcommeosteuer  empfunden  werden,  die  die  Privat- 
beamten  12—6  mal  wo  iliA  MaetOD  «firde  als  ancfere,  wohlhabendere  BeWdkeruugä- 
«chicbten. 
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3)  Steht  die  Hauptversammlung  auf  dem  Standpunkt,  daaa  daran  auch  absolut 
nichtB  ^eSndert  wird  doreh  eine  etwaig  Bestimmiuiir,  nadi  der  der  Arbeitgeber  einen 
Teil,  seien  pa  ■  '  'Aj  oder  '  ,  der  Prnniion  zn  (rniren  bat;  denn  diepor  Anteil  winl  doch 
immer  ak  ein  Teil  des  Ivuhneti  resp.  (iehultes  dca  Angestellten  zu  betrachteu  M  in,  wnä 
bei  den  hoben  Beträgen  der  Prauiicn ,  die  bei  der  Pen«ion»vergicherung  in  ?  rage 
kommen,  pieherlich  dadurch  in  Erecheinunp  treten  wird,  da««  «ich  «lie  AriH,ti:<l)er 
durch  Ketluzieruiig  der  Gehälter  und  besonders  der  Gehaltpzula;icu  sciiadlos  halten 
werden.  Wenn  man  etwa  diesen  Standpunkt  nicht  anerkennen,  äondem  aU  richtig 
unterstellen  würde,  dai^s  die  l^ämicnan teile  doß  Chefg  nicht  als  ein  Teil  dc^  Lohnes 
gelten  können,  sondern  wirklich  vom  Chef  getragen  werden,  m  miisstc  auch  hier  be- 
tont werden,  dass  dann  allerdinge  durch  ein  solche«  Gesetz  auch  gerade  die  zahlreichen 
Kleingewerbetreibeodeo,  der  eigentliche  Mittelstand  von  neuem  mit  eo  empfindlichen 
Abgaben  beeteaert  werden  wflide,  dan  er  aDen  Gnrad  bitte,  sieh  mit  Binden  und 
FiiftPC'n  dagegen  zu  wehren. 

Aus  den  vorstehend  angeführten  Gründen  kann  die  Hauptversammlung  die  Not- 
wendigkett  and  NfltsÖelikeit  einer  besonderen  PensfODSTersicherung  ffir  cue  Privat» 
beamßn  nicht  anerkennen;  sie  hält  dagegen  einen  Aushau  der  jetzigen  Invaliden- 
versicherung t«chon  deshalb  für  erwägenswert  und  vorteilhafter,  weil  dabei  sicherUcb 
die  hohen  VerwaltungHkoHten  einer  besonderen  Versicherung  fbrtfiülan  wGrden,  wieon 
folgende  Leitsätze  bei  diesem  Ausbau  Berück-ichf  il'uhi^  finclcn : 

1)  Ausdehnung  der  VersicberungHpfiicht  aul  alle  Arbeitnehmer,  d.  h.  aui  alle 
diejenigen,  die  gegen  Entlohnung  irgend  welcher  Art  für  andere  Arbeiten  verricfateD, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höbe  des  Lohnes,  mfigb'chet  unter  Beibehaltnng  des  jeto^en 
Lohnprozentsatzes  der  Prämien. 

2)  Beibehaltung  der  EinteilBBg  der  TnihnHuwn  «Hsh  bei  den  hiShmi  LOhneo 
in  Stufen  von  je  300  AL 

3)  Beginn  der  Besombereehttgong  der  Altenrente  nach  480  Beitregemonat«i. 

4)  Einführung  der  ßerufsinvaJidität  dcrgeetAlt,  daj*s  die  Invalidenrente  bereits 
dann  zu  zahlen  ist,  wenn  durch  ein  Schiedsgericht,  be»<t(iicnd  aus  je  einem  Vertrauens- 
arzt des  Versicherten  und  der  Venicbemngsanstalt,  einem  Arbeitnehmer-  und  einem 
Arbeitgeberbeisitzer  eines  Kaufmannp^reriehte  unter  einem  Vorsitzenden  festgeetellr  i^t, 
dass  der  Versicherte  zur  Leistung  derjenigen  Dienste  und  Arbeiten,  die  &  während 
der  lety.ten  5  Jahre  veirichtet  hat,  nicht  mehr  fähig  iet 

5)  Verschmelzung  mit  dem  Gesetz  betr.  Witwen-  und  WaisenverBorgunjp,  die  It 
Gci^etz  biri  zum  Jahre  1010  aus  den  Mehrerträgnissen  der  Zölle  durclurefiihrt  sein 
muse,  dergcätalt,  daits  die  Witwe  Anrechte  auf  die  Hälfte  der  Beate  dei  VcnidMrten, 
jede  Waise  auf     dar  Bente  dee  Versicherten  haben  solL 

6)  Rrleichtcrung  der  freiwilUBen  Venidming  beeonden  deUi^^iluad,  daes  älk 
die,  die  für  eine  untere  Btnfe  versicneningBpfUchtig  sind,  sich  frei  willig  in  einer  hfibami 
versichern  können. 

7)  Den  Yeniclierten  mnas  eine  ausgiebige  wirklidbe  MItwirIcang  an  der  Belbst- 
▼erwaltung  gewährleiptet  werden. 

Die  Hauptversammlung  stellt  an  den  Hauptau^schuss  für  die  Pensionsversicherung 
den  Antrag,  me  vorstellenden  Erwigungen  und  W&nsche  in  den  Kreis  scumt  Bemtong 
zu  ziehen  und  dafür  zn  ^^orgen ,  d&ss  sie  bei  etwaigen  Dsechhissfnsinngen  in  ent- 
sprechender Weise  berücksichtigt  werden. 

7.  Ans  den  Resolutionen  der  am  24—26.  Januar  1907  zu  Bellst 
abi^ehaltenen  7.  Jahreakonfereiui  der  britiechen  Arbeiterpartei 

(Labour  Party). 

Alters  Versicherung. 

Die  Konforenz  erklärt  sich  für  eine  allgemeine  Alter.sver.'sicheruug 
und  beauftragt  die  Arbeiterpartei  des  Parlaments,  in  der  nächsten  beäsiou 
«nf  eine  LOsong  der  Angelegenheit  m  dringen. 

Haftpflicht  und  Versicherung. 

Damit  die  Vorteile  des  Haftpflichtgesetses  in  keinem  Ponkke  illn- 
eoriwdi  sein  können,  Terlangt  die  Konferenz,  daas  die  Begieraag  aar  eine 
Abftaderung  des  Gesetzes  durch  Anfnahme  dea  Ornndaatiea  der  obliga- 
torischen Staatsveraicherong  gedrftngt  werde. 
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8.  Ans  den  Beflolntloneai  der  am  28.  Mai  1907  tn  Leeds  abgdialtenen 
Schlu^Tersammlimg  des  National  Independent  Order  of  Odd- 

f  eil  o  w  s. 

Die  Besolution  wünacht  eine  Altearepeneion  vou  miadeetcais  5  Schilling  pro  Woche 
auf  ailnmeiDe  Koetea  f&r  Leate  im  Alts  von  öber  66  Jalmn,  die  unTeiechiüdel 
Nol  IflMieD. 

9.  Aus  deu  Beächlüsäen  der  am  25.  April  Ili07  in  Budapest  ver- 
sammelten  Belegierten  (Aente  mid  Verwaltungsbeamte)  der  imgariachon 
Begirbtkraakemkaaaen : 

1)  Dat^s,  obwohl  sie  im  Prinsip  die  ..freir  Arztwahl"  als  beste  Form  für  die  Aus- 
führung d&ä  sanitürea  Dienstes  im  Bahmei]  des  am  1.  Juli  L  Ja.  ine  Leben  tretenden 
Krankenverstcherungsgeaetzcs  aoerkennen,  dennoch  derseit  in  Ansehung  der  bestehen- 
den Yr^rhältniBfie,  der  Verfügungen  und  Ziele  dr:-  r.r-vpn  Gesetaes  die  fieibehaltnng 
dee  „fix  dotiert^*^  Aerzte^yf^temu  für  notwendig  eraclilet  wird. 

2)  Im^  Interesse  der  gewiasenliaften  nnd  erfolgreichen  Ansfilning  des  irslHehen 

Dienstes  wird  bei  den  mm  neu  zu  gef^tiiltendcn  Kassen  der  Leitsatz  zu  gelten  haben, 
dasa  einem  Ant  höchstens  bOU  Mitglieder  zu  überweiaen  wären  resp.  kern  Axzt  mdbr 
als  800  Eanenmfti^eder  Abeniehmen  dflrfte. 

3j  Die  jeweiligen  zur  Beset7.uiig  gelangenden  Kaseeuärzt^^tellen  müssen  stets 
auf  dam  Wege  öffentlicher  Ausschreibung  werden,  wobei  die  in  diesem  Be> 

•oUnsee  normierten  Bedingungen  beaditeT  werden  mfissen. 

10.  Eingabe  des  SchweizerischenArbeiterinnenverbandes 
an  die  Kommission  des  National-  nnd  8tiinderates  für  Beratung  des  Ent- 
wurfs  einer  Schweizerischen   Kranken-    und    Uniallversicherung.  Vom 


Die  Del^ertenversammlung  des  Schweizerischen  Arbeiterinnen^^erbandes,  die  am 
21.  April  1907  im  „Schwanen"  in  Zürich  abgehalten  wurde,  hat,  nach  Anhörung  eines 
Referates  von  Frau  Pfarrer  Reicieu,  den  Zentral vortitaiid  bt!auftragt,  eine  Eingabe  an 
Sie  zu  richten,  in  dem  Sinne,  es  möchte  Art.  11  Absatz  2  und  Art.  19  des  bundee- 
litlichen  Entwurfes  üibarog  auf  die  WöchnerinnenTersicherung  dabin  abgeipdst 
werden,  dnss  1)  ancih  die  sweate  Hälfte  der  Sehonmigssdt  mit  der  jEansen  ordentüclien 
I^iBtung  der  Krankenkasse  be<I;ii  hr  wird;  2)  die  Erhöhung  des  Bundei-beitrages  von 


▼emdmng;  3)  dieser  efliShIe  Beitrag  denjenigen  Kassen  Teiabfotot  wird,  wddie  die 

volle  Mindestleistung  wahrend  der  L'an/rn  fi  Wochen  nach  der  Niwerkunft  gewahren; 
4)  dieser  erhöhte  Beitrag  an  die  Ka-snen,  welche  die  ganze  Mindestleistung  während 
der  ^ozeo  Schonzeit  nach  der  Niederkunft  fibemdimaoj  bendmet  wild  anf  Onind 
der  Zalil  aller  weiblidien  Versichierten  der  betieffenden  Kaaeen. 


21.  April  1907. 
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82*  Trade  of  Ooneular  Dietrict  of  Bo.^ton  for  1900.  Strikce  and  loc  k-outa;  immi- 
gration ;  notes  on  tcxtile  and  boot  and  ehoe  industriea.  Brit.  Cooa.  Bep^  Na 
3813.   Cd.  3283—74.  p.  41.  2'/,d. 
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8B.  N e w  Jeraey.  Hurcau  of  Statintics  of  Labour  and  I n il ustries  of 
New  Jersey.  Xwenty-ninüi  Annual  B^rt  for  the  year  eaded  31«t  October 
1906.  576  p.  Ound«a,  SinoiBkaoii,  Chew  Sons. 

84.  New  York.  Fiftli  (HiK-ml  Report  of  (Jhe  De{)artmpnf  of  I.nhour  for  the  year 
eoded  30th  ÖepterabCT,  iy05.  rart  I.  f>.  Aiinual  Keporl  of  the  Commiseioner 
of  L«boar.  2l6  p.  Part  II.  20.  Annnel  Report  of  the  Bureau  of  Factory 
Inspektion.  301  p.  Part.  III.  19.  Annunl  RefMirt  of  the  Board  of  MeiHatioa 
and  .\rbitration.  423  p.  Part  IV.  23.  Anoual  Report  of  the  Bureau  of  Labour 
.Statif^tics.  810  p.  Contains  report  upoD  the  „Regulation  of  the  Condition.s  of 
Emploympnt  on  Puhlic  Wt>rk*'  in  thü  Unitod  Süitcs,  (Jreat  Britain  and  Briti.-h 
Coloiüea,  aiid  ccruÜQ  Eurüpcan  couiiirttai.    Albany,  lirandow  Priiuing  Co.,  l!Ai7. 

85.  Coiura isBiöner  of  Labour.  bixth  Annual  Report  for  the  year  ended 
30th  September,  llKXi.  Preliminary  renorta  of  certain  Bureaus  of  the  Department. 
Appendix  VI  is  an  index  of  Bills  ana  Laws  relating  to  labour  which  were  acted 
upon  at  tiie  lopslativc  ^^t'saion  of  llKMi.  Appendix  VlI  treats  of  the  l>aws  rela- 
üüg  to  labour  in  iorce  at  Ist  Octob«r  llKJü.  280  p.  Albany,  Braadow  Fxin- 
tiDf  Co. 

86.  Trade  of  Consnlnr  Dintrirt  of  New  York  for  the  year  1906.  Textilc  industry, 
British  searocu  engaged  aod  discharged  at  Kew  York  &c  Brit.  Cons.  Kep. 
No.  3794.  Od.  9883--85.  p.  37.  2'/,d. 

87.  Ohio.  Btircnti  of  Labour  Statistics.  Thirti«th  Annual  Rapoct  for  tfae 
Bute  ol  Ohio,  r.H)(i.   (j7i  p.   Springfield.  Springfield  Pubi.  Co. 

88.  Oregon.  Trade  of  the  Btetes  of  Oregon,  Washington  and  Idaho  for  the  year 
11K)0.  Supply  of  labour,  wncre?«,  statistica  of  induatries  Ac  BdU  Oone.  fiep. 
No.  3793.  Cd.  32&1-.>i.  p.  M. 

Bö.  PcunHylvanicu.  Trade  of  the  (Jonsulur  DL-^trict  of  Philadelphia  for  the  vear 
1906.  i^trike  of  Pennsvlvania  coal  niincn  in  lÜOti;  statiatice  of  industrioa.  ^t. 
Cons.  Rcp.  So.  385Ü.  Cd.  3283—117.  p.  42.   2V  d. 

90.  Tr-xa^.  Trade  of  Toxa-^  for  the  vear  1906.  Forden  ünmumlioiit  giOwÜL  in 
190b  &c  Brit  CoDB.  £ep.  No.  3857.  Cd.  3283-118.  p.  3^ 

91.  Wisconsin.  Borean  of  Labor  and  Indastrial  Stttistics  of  the 
8tate  of  Wisconsin.  Twelfth  Bir^nnial  Report  X905/6.  Pkrt  II.  Stiikei. 
75  p.  Madison,  Democratic  Printing  Company,  1906. 

92.  Hawaii.  Labor  needed  for  Hawniinn  plantatioDs.  Am.  Ifontbly  Oona.  Befii. 
No  31  (.  p.  93.    Washington,  Oov.  Print.  Offioe,  1900. 

93.  FiimlaLiid.  Bctünkande  rörande  Lagstifiningen  angAende  Arbetarcskydd.  Bd.  I, 
174  p.;  Bd.  II,  72  p.    HeUingfors,  Frenckeliska  Tryckeri  Actiebolaget,  1907. 

94.  Emigrationen  luidcr  urcn  l'.Hj.l  och  1*JU1.  (Boilräire  zur  amtlichen  Statistik  Finn- 
lands. Die  Auswanderung  während  der  Jahre  1903  und  1904.)  XlII  +  ^  +  40 
+  48  p.  Hdxingfors,  K.  Senatens  Tryck«ri,  1906. 

95iFinlands  officioUa  Statistik:  Arhft^>^tatistik;  B.  Undentfldskaaor. 
2  Aren  1903  och  190L  87  p.  HelsiagtorSi  1900. 

96.  Anonaire  statistiqae  de  la  FinJande.  4*  ann^  1906.  Hehingfots.  fm.  4.—. 

97.  Vrankreioli.  Ministfere  du  Travail  et  de  la  Pr^voyance  sociale. 
Direction  du  Travail.  Rapports  sur  l'appücation  dfs  loi.s  r^glementant  ie 
travail  en  1905.   CXCII+470  p.  Paris.  Imprimeric  naliouale,  MDCCCCVI. 

98.  AI  i  n  is  ttre  du  Travail  et  de  la  Prövoyance  sociale.  Office  da 
Travail.  Notes  sur  Ja  joum^e  de  huit  heuree  dans  las  ^tabliasMoenfis  in- 
dustrids  de  l'Etat  94  p.  Paris,  Imprimerie  nationale,  1906. 

99l  Miiiistbre  du  Travail  et  de  la  Pr<5voyance  sociale.  Conseil  ^upt^- 
rieur  du  Travail.  Sdzi&me  Session  —  novembre  1906.  Compte  reada. 
XVIII +244  p.  Paris,  Imprimerie  nationale,  1907. 

100.  Mi  ni  st^rf:  du  Travail  et  d«:-  la  Prövoyance  sociale.  Annuairc  ista- 
ti.*<tiquc.  Vin£itcinqui&iuf  volume  —  1900.  XL  +  392  +  l7a  p.  Paris,  imprimerie 
nationale,  MDCCCCVI. 

101.  Ministi^re  du  Travail  et  de  la  Prövoyance  sociale.  Direction  de 
PAssurance  et  de  la  Prövoyance  sociales.  Bapport  du  Conseil 
Bupörieur  des  hahitations  hon  m'archö  ü  M.  Ic  I*itSsident  de  la  BApabUqQe. 
Aun^  1906.  G9  p.  Paris,  Imprimerie  nationale,  1907. 

102.  Conseil  supörieur  de  l'Industrie  et  du  Commerce.  Limitatiuu  de  la 
journöc  de  travail.  IV.  84.  XLIII.  21.  176.  92.  II  p. 

IQß,  Labor  Cooflids  in  Franoe.  Am.  Monthly  Göns.  Bep^  No.  300.  p.  ^^27.  Washington, 
Qov.  Wnt  Office,  1906.  v  r-  r  » 
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104.  Btrilces  in  France.  Proposcd  law  to  make  arbitntion  compuborv.  Am.  IfontUT 
OonB.  Rep.  No.  311.  p.  140.  Washington,  Gov.  Print.  Office,  1Ö06. 

105.  Wages  and  ezpenMse  in  France.  Rates  compared  with  American,  Cost  of  Food, 
watcr  nti  extra  cbargc,  coet  of  cloüiing,  conditions  of  labor.  Am.  HoQtlÜT  Gooa» 
Bep.  ÜQ,  319.  p.  m  Waatington,  Gov.  Print,  Office,  1907. 

KÄ.  Workmeo  and  their  methods.  Champa^e  workmen,  ekilled  labor,  high  wages. 

Am.  Monthly  Cons.  Rep.  No.  307.  p.  (>3.  Washington,  tiov.  Print.  Office,  1W)6. 
107.  Buperiority  of  French  »Idlled  labor.  Am.  Monthlj  Coüa,  Rep.  Na  317.  n.  &k 

Washington,  Gov.  Print  Offi«,  1907. 

106.  Trade  of  Ronen  for  the  vear  lUOG.  StriVe«  of  dock  labourer«;  statiatica  of 
tejUUe  &c.;  industries.   Bri't  Cons.  Rep.  üo.  3773.  Od.  3283-34.  p.  19,  l'/.d. 

100.  IVad«  of  Dnnkirk  for  the  year  1006.  Btrikn,  nnmber  of  Biltidi  Maaten  angaoMl 
at  poT^,  tranamlBsion  of  Manan'a  wam  Ae.  Btit  dorn.  Ben.  No^  STOlTOd. 
328:^-41.  p.  27.  2d. 

llü.  GxoBHbritannien.  Chief  Inspector  of  Factories  and  Workshops. 
Supnlemenl  to  the  Annnal  Report  of  the  vear  1905.  Retum  of  Persons 
employed  in  tho  T'nitod  Kingdoiu  in  1904,  in  WorkilMfia  and  Iifmp**Hfiffi  Od* 
3323.   7  p.   London,  Wyuian,  1007.  2d. 

111.  Report  for  1906.  Reports  and  Statistics.  Cd.  3586.  3s.  2d. 

112.  Factoqr  Inraecton».  Keturn  of  the  Namca  and  Previous  Occupations  or  Pro* 
imAom  of  ine  Insjpectors,  Inspectors  Assistaots,  and  Lady  Inspectors  who  are 
now  Per\ing.    H.  C.  172.   7  p.  Id. 

113.  Inspectors  of  Minee.  Keturn  of  the  Names  and  Previona  Occupations  or  Pro- 
lonlons  of  the  Insneotore  and  Aaeiatant  Inspecton  wbo  are  aervfiig»  wiUi  odwr 
informatioD.   H.  0.  167.  5  p.  Id. 

114.  Factory  and  Workshops  Act,  1901.  Preliminary  Tables  (nubjeet  to 
correction)  of  Cases  of  Induatrial  Poiaoning  and  Fatal  Accidenta  in  Factoriee, 
Workshope  ftc  dming  the  jear  lOOtt.  vi,  8338.  7  p.  London,  Wjmaii, 
1007.  Id. 

115.  Minee  and  Qnarriee.    Annnal  Reports  of  Inspectm  for  1006.  3440. 

11  Part«.  88.  8<1.  Nr.  1.  East  Scotland.  Is.  Id.;  No.  2.  West  Scotland.t  3d.; 
No.  3.  Newcastle.  tki.;  No.  4.  Durham.  6d.;  No.  5.  Yorks  and  Linea.  9d.;  No.  6. 
Ibncheeter  and  IrelaDd.  1r.  Id.;  No.  7.  Liverpool  and  North  Wales.  Ud.; 
No.  8.  Midland.  lOd.;  No.  9.  ätaffoid.  5d.;  Na  10 and  IL  Caidiff  and  Swaneea. 
Is.  5d. ;  No.  12.  Southern.  9d. 
lia  Mines  and  Quarriee,  1005.  M  IV.  Colonial  and  Foreign  BtatiatiOB.  Od.  3666. 
209  p.    Is.  M. 

117.  lÄBt  of  Miuei^  in  the  Uniteul  Kiogdoni  oiid  the  Isle  of  Man  iur  the  year  1906. 

fiilowing  Owner,  Name  and  Situation  of  Mine,  Manager,  Nnmber  of  Penona 

employed  and  Minerals  worked.   3».  8d. 
IIb.  List  of  Quarrics  worked  during  1906,   bhowing  Situation,  Owner,  Penona 

employed,  and  Minerals  workod.    ijs.  8d. 

119.  Royal  Commiasion  on  Miuaa.  Flist  Report  of  the  Royal  Commisaion 
ap(Knnted  to  inqntre  into  certain  queationa  relating  tho  the  Health  and  Safety 
01  MintTH,  and  the  Administration  of  tlu'  Mines  Acts.  r)ia^:ram8  and  Illustra- 
tions  of  Breathing  Appliances.   London,  Kyre  «Sc  bpottiBwoode,  1907.   Is,  5d. 

120.  —  Minutee  of  Evidenoe  taken  before  the  Royal  Commission  with  Index  and 
Appcndicea.   Vol.  I.   London,  E>Te  Ä:  S{)ottis\voodc,  HK)7. 

121.  Miliers'  Eight'  Hour»  Day  Connnitteo.  Final  luiturt  of  Departmental 
Conimittce.   Part.  L   Report  and  Appcndicos.  j  1. 

122.  —  Final  Report,  Part  11.  MiinitoH  of  £videuce,  2?  Febmaiy  to  8  Mai  1007. 
f>orulon.  KvTC  &  Spottiswoodf.  ös. 

123.  Ivel  »ort  fr>  >'tn  the  Standing  Committee  on  Trade  Ac,  on  the  Goal  Mines  (Eight 
Hours)  BiU.   H.  C.  123.  p.  5.  Id. 

124.  Coal  Mine«  Eight  Hours.  Government  Bill.  London,  Eyre  &  Spottiawoode. 
l»/,d. 

125.  Report  on  Match  Factory  Mesara  Moreland  &  Son,  Gloucester,  with  special 
rmence  to  a  reenit  fatal  cam  of  Phoephom«  Necroeia.  3373.  Id. 

126.  Factory  and  Workshop.  Dangerous  and  Unhealthy  Indtistrir^,  Regulation  for 
the  Heading  of  Yam  dyed  by  means  of  a  Lead  Compound.  London,  Eyre  & 
Spottiswoocßb  lV,d.  „  _ 

127.  Forty-third  Repoit  on  Alkali  &c  Worka,  by  the  Chief  Inapector,  1006.  H.  G. 
16L'  p.  166.  9d. 
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128.  Report  of  the  (lovcrnment  Factories  and  Workshops  Gommittee.  Appointed  to 
inquire  into  the  effect  which  the  ooocentration  of  GovemmeDt  Manufactories 
and  Workshops  in  l/ondon  and  the  Metropolitan  Area  has  upon  the  rate  of 
wa^es,  the  ct)t4t  of  li.inL'  cS:c.,  and  to  inquire  what  change,  if  ony,  i.s  desirable 
in  the  present  distribaUoa  Üuoagh  the  oouotry  of  audh  MaoUfactories  and 
Workshop«.  Od.  3tf2&  y  +  21ik  3d. 

129.  H.  M.  rnspectorB  of  ExplotiTea.  Thirty-fizat  Amnul  Biport»  1906b  Od. 

3593.  204  p.  l8.  S.i 

13(j.  Chiidren.  Liat  of  Local  Authorities  which  have  made  Bye-laws  under  tho 
EmployiiMDt  of  Chttdren  Act,  1903.  248.  Id. 

131.  Departmont  1 1  rommittee  on  Ventilation  of  Factories  and 
Workshops,  tiecond  BqKurt.  Part.  L  B^rt.  4d.  Part.  IL  Easult«  of  Ex.- 
perimeots,  FlAtes  and  Diagnnn.  4b.  9d.  London,  Eyre     8potlifwoode,  1907. 

132.  Laundries.  Factory  and  Workshop.  Bill  to  amend  the  Act  with  rospeci  to 
lAnndrtea,  as  passed  by  the  Lorda.  l'/^d.;  Explanatory  Statement  of  the  BilL 
lV,d. ;  Report  from  Standing  Gommittee.  2'/,d.   London,  Eyre  &  Spottiswoode. 

133.  Betnrn  relating;  to  Homework  in  1904.   14  p.  TiOndon  19(Mi. 

134.  bhop  Uours  Act,  1904.  I^iunbw  of  Cloeing  Orders  made  hy  Local  Authoritiea. 
London,  Eyre  &  Spottimroode.  Id. 

136.  ßelcct  Cummittee  on  the  Conditions  of  Labour  in  Trades  in 
which  Home  Work  ie  prevalent.  Keport.  2d,  London,  Eyre  &  tipottia- 
woode. 

136.  Report  from  the  Belect  Coiunuiitoc  appoinfod  to  inquire  into  the  Wafics  and 
Position  of  the  Principal  Classes  of  Post  Off  i  Smrants  and  also  of  tne  ün- 
establishod  Sub-Postmasters.  5s.  Id.  Minuteä  of  Evidence.  Vol.  I.  äs.  2d. 
Minntei  of  Endenoe.  VoL  IL  S«.  6d.  London,        de  Spotiiswooda. 

137.  Annual  Accounts  of  the  Royal  Array  Clothitig  Factory  for  the  ycar  19(^/r)6. 
Number  of  garments  of  various  classes  madci  rate  ot  making,  total  cost,  &o. 
H.  a  37.  p.  3L  3d. 

138.  Board  of  Trade  (T>abour  D ep arf m o ri tl  "Report,  on  clmnges  in  rate?  of 
wages  and  hours  of  labour  in  the  Unitod  Kingdom  in  1905,  with  comparative 
etatiBtici  fbr  1886—1904.  Od.  3172.  142  p.  London,  Wyroan  &  Sons.  im.  7d. 

139.  —  Standard  time  raten  of  ^vil--  in  the  t^nited  Kingdom  at  lat  October  1906. 
Cd.  3245.  III— 12  7p.   London,  W'yman  &  Sons,  1906.  7d. 

140.  -  Third  abstract  of  foreign  labour  statieCice.  Od.  3190.  XXXIV-f-347  p. 
London,  Wyman      Son.s  lOOß.    Ts.  Od. 

141.  BeporUt  of  Uie  Coumiittee  appointtxl  the  Board  of  Trade  to  examuic,  aiid 
whcre  necessary  to  test,  Appliances  designed  do  diminiah  danger  to  man  employed 
in  Railway  Service.  Cd.  3038.   13  p.  2d. 

142.  Return  in  Pur.^uance  of  t?eflion  4  of  the  liegulatioa  of  the  Railways  Act,  1889, 
of  Enilway  Servunta  of  certain  Clasaes  who  were  on  one  or  more  occasiona 
during  the  month  of  April  1907,  on  daty  on  the  railways  of  the  Unitod  Kingdom 
for  more  than  twelve  hon»  at  a  time;  or  who  after  bdng  on  dn^  nMra  tihan 
twelve  hourn  were  aUoired  to  nanma  travk  «tüi  Wm  than  nine  hooia'  reet.  Od. 
3601.  dÖ  p.  3V,d. 

143.  Wages  and  Effecte  of  Deoeaaed  Seamen.  Aoooont  t)t  auma  medvod  and  p^ 
bv  the  Board  of  Trade  fiwn  lat  ApcU,  1905,  h>  31«t  Maich,  1906.  H.  a  5a 

lV  +  530  p.  4ä.  7d. 

144.  Beport  of  H.  M.  Inspector  under  the  Aliens  Act,  1905,  with  a  Statement  with 
regard  to  the  Kxpulsion  of  Aliens  for  the  year  1906.   Ist  Annual.   3473.  Od. 

145.  Auens  Act,  VJJÖ.  Return  of  Alien  Passeogers  brought  to  the  United  Kingdom 
from  Ports  in  Europe,  or  within  the  Mcditcrranean  8ea  durine  the  three  montha 
«iding  March  Slst,  1907;  togcther  with  the  niunber  of  Eaqpamon  Orden  made 
during  that  period.  Cd.  3517.  8  u.  r/^d. 

146w  Building  «ocicties.  Elevenln  Annual  Report  by  the  Chief  Rcgistrar  of 
Fiiendly  Societies  of  the  Proceedings  of  the  B^istnure  under  the  BuUdinc 
Socfeties  Acts;  witft  an  Abetraet  of  the  Annnal  Aooounta  aad  Statemoita  m 
ScK  ieties  for  the  Year  1905.  Part  IL  Abetmet  of  Aonounta.  H.  C  56--a« 
185  p.   Is.  tki. 

147.  Retnm  showing  the  nnmber  of  penons  in  Ae  employ  of  the  L.  0.  C.  and  tha 

Council  of  ench  Metropolitan  Bornugh  and  each  Gountv  BOKOai^  in  ^^i'^H^^ 
and  Wales  at  November  3rd,  190«.   H.  C.  13ü.  4  p.  Id. 
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148.  Uüciiiploycd  Worknien  A<  r,  lS)Or>.  Keport  by  ihc  T.-  Government  Board  for 
tscoüaod  aa  to  tbe  Proceedin^  of  DiBtxess  Comimttee  in  Bootland,  from  the 
Dste  of  thdr  AppoiDtment  to  ßtli  Bfav,  1900.  Cd.  3431.  p.  21.  2%d. 

149.  Local  Government  Boar  l  for  bcotland.  Twenty-fiflh  Annunl  Report, 
li)06.  Proceedings  under  tht*  L'uemploved  Workmen  Act,  1900.  Cd.  MIO. 
XCV  +  652  p.  4b.  3V,d. 

160.  Report  froin  tbe  BtAnning  Committce  on  Law,  etC|  on  the  Edncakion  (JhrOTieion 

of  Meala)  (ÖcülLand)  Bill.    11.  C  120.  p.  7.  Id. 
IM.  Providing  work  for  the  Unemployed  in  Nottingham.  Am.  Mönthly  Goos.  Bepb 

No.  309.  p.  96.  Waahina^n,  Gov.  Print  Office,  190(5. 

152.  Wages  paid  English  Weavers.  Am.  Monthly  Cons.  R^-p.  No.  31Ü.  p.  ü. 
Washington,  Gov.  Print.  Office,  l.t07. 

153.  tielecl  Commikloe  oo  Uoasing  ol  the  Workiag  Classes  Aofca 
Amendment  Bill.  Index  and  Digest  of  Evidenoe.  376.  od. 

164.  Housing  of  the  Workin-  ClaHiiea  Act.  Return  showing  p.irtir  nlars  as  to  the 
Actio)  of  Local  Aulhurities  in  Ireland  ander  the  Acts,  compiled  to  Bist  March, 
1906.  H.  C.  337.  31  p.  London,  W^rman,  1907. 

156.  Royal  Commission  on  Congestion  in  rrnlnnd.  Socond  Report  with 
Evidence,  8th  to  19th  October,  1906.  Wuh  i>ocuraenta  relating  thereto,  and 
Map.  2  PartB.  3318,  3319.  28.  8d. 

166.  CommiBBionerg  of  Public  Works  in  Treland.  74th  Heport:  with 
Appendice«.  1905/06.  Action  under  the  Labouron)'  Dwellings  and  Uousing  of  the 
Working  Cia^^cä  Acts,  8«ed  Potatoes  8upply  (Ireland)  Aßt,  1906w  Ac  C».  3109. 
107  p.   London,  Wyman  &  Hoae,  1907.    Is.  5d. 

157.  Emigration  Statißtics  of  Ireland  for  the  year  1906.  Cd.  3376.  jp.  14,  2d. 

16&  London  OovDty  GonnciL  HoiuinK  of  tbe  Workiag  Cmm.  No.  998. 
19  p.  6d. 

169.  —  Ke«r  Working  Clam  Aorommodation,  1906.  1072.  6d. 

160.  —  Rates  of  l'  iy  nur!  flniir^  of  Labour.  Statemont  comparing  the  conditions 
ander  the  Metnjpolitau  Board  of  Works  in  1888  and  under  the  London  Uounty 
Oonndl  in  1906.  1021.  London,  P.  S.  King  &  8on.  6d. 

161.  —  Fair  Wages  and  Houn  of  Laboor.  Bapnrt  101&  London,  P.  S.  King 
&  täon.  6d. 

168.  —  Quarterly  Time  Table  and  Qnide  to  Workmena'  Trains  and  Trams,  with 
partit-ulars  of  the  CoimcirH  Dwellingti  for  Workmen  and  Evening  Clftuee. 

brviary,  l'M7.   1023.    Ix)udüa,  P.  B.  King  <fe  ^on.  Id. 

163.  Indiea.  Government  of  India.  Department  of  Commerce  and 
InduBtry.  Report  for  the  year  1906  on  the  working  in  Bengal  of  the  Indian 
Factories  Act  (XV  of  1881)  as  amended  by  Act  XI  of  1891.  3  +  3  p.  Daqee- 
ling,  1907. 

164.  Statement  Exhibiting  tbe  IMoral  and  Material  Progress  and  Condition  of  India 
dnriug  the  year  1905/06.  ^nd  Number.  Inspection  of  Minee,  number  employed 
in  minea  and  qoaniei,  feetory  in«p6ction,  nnmber  of  factories,  employees,  aod- 
dente,  holidays  <^-.   H.  C.  149.   III  +  200  p.   Is.  8d. 

IftS.  Director  of  Land  liecords,  Punjal).  Keport  on  the  working  of  the  Fac- 
tories Act  in  the  Punjab  during  the  year  1900.   14  p.  Labore  1906. 

166.  Government  of  India.  Pricee  and  Wage»  in  India,  23rd  iasoe,  1906.  Lon- 
don, P.  8.  King  k  Son.   2«i.  3d. 

167.  I^bor  and  wages  in  the  cotton  milla  in  Bombav.  Am.  MootUy  Oons.  Bep^ 
No.  311.  p.  106.   Washington,  Gov.  Print.  Office,  1906. 

168.  Woinen  laborers  in  India,  toiling  women  laborers.  Am.  Monthlv  Cons.  Rep. 
No.  :514.  p.  179.    Washington,  Gov.  l'rint.  üificc,  KKK). 

KiQ.  Lsbai  Coaditioua  in  India.  Oontemulated  Immigration  to  America,  Labor  re- 
•trictioBB  at  Homei,  Bnoeess  of  Immigrants,  Am.  Monthly  Cons.  Bep.  Nob  316. 
p.  224.  Waaliingtcm,  Oot.  Print  Office,  1907. 

170.  Zolonien.  Afrika.  Tran^^vaal.  Introduction  of  Cbinei*e  Laboxirers  in  excees 
of  number  of  Licences  isäued.  Corr^pondeoce,  Dec.,  1906,  to  Jan.,  11K)7.  3405.  IcL 

17L  L^Hlation  affecting  A»iatica  in  IvansTaal.  Oonespondenoe^  May,  1906,  to 
January,  1007.   3308.  8d. 

172.  Nord-Amerika.  Canada.  Department  of  Labour.  Keport  for  the 
vear  eoded  30tb  June,  l'.»0(j.   Ottawa,  S.  E.  Dawson.   127  p. 

173.  Commonwealth  of  Australiu.  Reprint  of  Bcport of  ttie Boyal  Commiasion 
on  Old-Age  Pensions.   Cd.  ^41.  p.  lV«d. 
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174.  Director  of  Labour,  State  Labour  Bureau  ol  l^ew  South  Wales. 
Fint  Annnal  Report  for  the  year  endiog  30tfa  June,  190(k  61  p.  Sydney, 
W.  A.  (Jullick.   2».  3d. 

176.  Department  of  Mines,  New  South  Wales.  Annual  Report  for  the 
ymt  im  4«.  6d. 

176i.  New  Houth  Walc^  The  Tndiifitr-rtl  Arlntration  Reports  and  Records,  VoLV. 
Part  4,  lyOO.   Kejportä  o£  14  case«.   1 18  p.   Sydney,  W.  A.  GuUick.  5». 

177.  Queensland.  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and  Shopo  for  Ubtt 
ycnr  ondod  31st  Miirch,  11)0(5.    48  p.    Brisbane,  G.  A.  Vaughan.    ]>.  M. 

178.  beul h  Aufliralia.  Chief  Inspcctor  of  Factories.  iieport  on  the 
Workin^  of  the  Factories  Ad  for  tbe  yetr  «Dd«d  Dooember  3lBt,  1906,  Soutli 
Auetralia.  No.  64.  8  p. 

179.  Victoria.  Report  of  the  Reeistrar  of  Friendly  Societies  for  the  year  1905. 
10  p.   Melbourne,  J.  Kemp.  9fT. 

180.  Victorian  Year  Book,  190o^  26(h  iMue.  XXXV  +  690  p.  Meibouni«,  J.  Kemp. 

181.  Western  Auatralia.  —  Report  of  Prooeedings  b^  the  RegiBtrar  of  Friendly  So* 
cit  tic*.  linder  the  Friendly  Sotietios,  ßontfit  Bmlding  Hocietie/*,  Co-operativc  and 
Providern  Societies,  Workers'  Uompensaiion  and  Track  Acts  during  ihe  year 
1905.  43  p.  Perth  W.  A.,  F.  W.  Simpson. 

183«  Year  Book,  1902—04.  Part  X.  Tndurtiric.-«.  Table  ehowing  intmbcr  of  porsons 
employed,  plant,  etc.,  in  certain  trades.  —  Part  XI.  Social.  Contains  tablee 
of  wage«  and  prices  of  certain  commoditieB.    1263  p.   Perth  W.  A.,  A.  Outii. 

1^  New  Zcaland.  Ni-w  Zealand  Departmpnt  of  Labour:  IIa  oifsoi- 
zation  and  work.        p.   Wellington,  J.  Muckay,  1906. 

184.  New  Zealand  Minee  Rccord.  November  and  Decembw  1906  and  Jaanary  1907. 
London,  Eyre  &  Spottiswoode,  1907.   1/1'/,  each. 

185.  Department  of  Lab  cur.  Awards,  Recommendations,  Agreements  etc.,  made 
undcr  tlio  InduBtrial  Conciiiation  and  Arbitration  Act,  New  Zealand,  For  the 
Year  1906.  leaued  under  the  Direction  of  the  Miniater  of  Labour.  VoL  YIL 
XXXIX  +  793  p.  Wellington,  Jobn  Mackay,  1907. 

186.  Honduras.  Translation  of  the  Alien  Act  of  dioBepiiblie  of  Hondime.  Lon- 
don, Eyre  &  Spottiswoode,  1907.  l",d. 

187.  Honduras.  Labor  conditions,  WaKe»^.  Am.  Monthly  Cons.  Rep.  No.  313.  p.  (A. 
Washingtoo,  Gov.  Ftmt.  Office,  1906. 

188L  ITng'arn.  Kcr  pp  k  ed  el  e  m  ügy  i  M.  kir.  ^^inip^c>^  (Kgl.  ung.  ITandels- 
minislerium).  Ipuri  szträjkok  68  muokab^i  valö  kiz^asok  magyaromagoo  as 
1905,  ^vbeo.  (Die  gewerbliehen  Arbeitaematellangeo  und  AnespcrTasgen  in 
Ungarn  im  Jahre  1905.)  8  +  65  +  230.  Budapest  1906. 

\S&,  Kgl.  Ungar.  Ackerbauministerium.  Oazdasagi  munkas^  csel^'dlakasok. 
Kiadta  a  m.  kir.  földmiv,  miniflterium.  (Landwirtschaftliche  Arbeiterwohnimgen.) 
118  p.  Budapeat,  Eggenberger,  1906^ 

190l  Japan.    Department  of  Agriculture  and  Comnifrcc   of  Japan. 

Xwenty-secood  Statistical  Report.  Cuotains  atatistics  ot  wages,  miuing  aocideDts, 

and  prices  of  artfdet  of  looa.  Tokio  1907. 
19L  Japanese  Paper  Mills.  Brlt  Goos.  fiep.  MiaoeUaneooa  Seite  No.  660.  Od.328i-4. 

p.  8.  '^d. 

192.  Italien.  MinieterodiAgricultura, Indus  tri  aeCommercio.  Relazione 
sull'opera  compiuta  dall'ufficio  c  dal  consiglio  8U|^riore  de!  bivoro  dal  1"  lu^lio 
1905  al  31  dicembre  UKKj  prf^^ontuio  alla  camr-m  lUi  depmati  11  ni:i.';4o  1807. 
16  p.   Camera  dei  deputati  doc.  LI.   Roma,  Oll.  Poligrafica  Italiaua,  1907. 

1^  Ufticio  del  Lavoro.  Inchieata  anl  la^oro  nottumo  dei  fomat  Borna  1906i 
L.  1.-. 

194.  —  Matcriali  |)or  una  b-gtrc  snl  riposo  festtvo.  IndlieRta  sul  lavoro  festivo  in 
Italia  e  «tudi  sulln  legislu     i    e?itera.    Roma  1906.    L.  3,  —  . 

19&.  Mtniatero  di  Agficoitura,  lodustria  e  Commercio.  Ufiicto  dei 
Layort).  Le  Oorrenti  periodiehe  di  Migrazione  interna  in  Italia  dnrante  il 
V.m.    Vr  ;  :W>C\  p.    Roma.  Off.  Poligrafica  Italiana,  1007.    L.  4,—. 

196.  Saggio  bibliografico  dcgli  artieoli  contcnuti  in  rivisto  italiane  e  atraaiere  suUe 
ciucHtione  dei  lavoro.  Anno  III,  1906.  Roma,  Off.  Poligrafica  Italiana,  1907. 
L.  (I4f>. 

197.  HAlariono  euirimpicgo  dei  foudi  nd  servizio  di  vigilanza  per  I'eaecuzione  delie 
l^gge  openie  (artioou)  2  ddla  legge  19  luglto  1906^  n.  380)  pnenntalo  alla  canMt 
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dei  depateti  U  6  iiu«|;io  1907.  16  p.  Oanun  dei  depatati  doc.  LII.  Ben» 

198.  Mioittero  di  Agricoltnra,  Indnstrlft  •  Oommereio.  Diresione 

generale  della  fitatistica.  f^tatisticn  ilclla  Emigrazione  Italiana  per  l'cstero 
negli  anni  1904  e  1905  e  ootizie  suli' enugrazioDe  da  alcuni  altri  stati.  XXT  + 
151  p.  Borna,  Bertore,  1006. 

199.  Ministe ro  degli  Affari  entcri.  Oommipsariato  deiremipraziono. 
Emigrazione  e  colonic.  Kaccolta  dei  KR.  a^enti  diplouiatici  e  conßolari.  Vol.  II. 
Afia — Africa—Oceania.  584  p.   Roma,  Unione  cooperativa  editrico,  r.HHJ. 

200.  Mtxlern  VVorkmen's  Hoiisw.  Prnctical  exporitnent«  bv  au  Italian  Munkipality. 
Am.  Monthly  Cons.  Rep.  No.  :ni.  p.  141.   Washington,  Gov.  Print.  Office,  1906. 

201.  Regulation.s  'for  labor  in  Italr.  Am.  Moothlj  CooB.  Bap.  Now  310.  p.  244. 
WaahiiifftOD,  Got.  FiiuU  Office.  1907. 

209.  Trade  of  Genoa  Oonsnlar  Distnct  for  the  vear  1906.  Strikes,  port  labour  rcgu- 
latinn.-  <^c.    Brit,  Cons.  Rep.  No.  8781.  Cd.  3283—42.  p.  2»>.  2d. 

203.  Trade  of  Lombanly  for  the  year  1906.  btatistics  of  the  Cottoa  induatiT  — 
namber  of  miUa,  epindlee  and  lootne,  work  people  employed,  äc  Brit  Ooin. 
Rep.  Xo.  3790.    Cd.  32aT    W.  p.  20.  3d. 

204.  Trade  and  Agriculture  of  the  I.'^lnnd  of  Sardinia  for  the  year  1901/05.  Notei 
OD  agricultare  and  fisheries,  nuiiibers  cniploved  in  mineral  and  aalt  worka,  Ae. 
Brit.  Cons.  Rep.  No.  3739.   Cd.  3283.  p.  19.  l',,d. 

205.  Trade  of  ISoutn  Italy  for  the  vear  1906.  Strikes,  notes  on  agricultural  and 
other  indnatriee  &c.  Cd.  3283-5.  p.  17.  lV,d. 

206.  Horweyau.  Statistiske  Centraibureau.  Arbeidfledipheda-Taellini^er  i  1905 
oe  1906.  Norgcs  officiclle  Statistik.  V.  39,  Socialötatistik.  VI.  3-'  +  24  p. 
Kristiania,  H.  AKchehoug  k  Co.,  19<)7. 

207.  —  Norges  Berjgvaerksdrift  1904  og  19(>ö.  Norgea  officielle  atatiatik.  V.  33. 
29  +  84  p.  Krwtiania,  H.  Aschehoug  &  Co.,  1907. 

206.  —  ßtatistiflk  Aarbog  fi«r  Kongerigi  t  Norge,  1906.  (Annuaire  etatiatiqne  da  Ift 
Norv^  1906.)  180  j>.  Kristiania.  H.  Aechehoog  &  Co.,  1906. 

200.  Nonregian  Fttpcr  IbdiutTy.  Methode  of  Ibnufatäate  —  Low  w^ea  for  akiUed 
labor.  An).  MontUy  Ooiia.  Bep.  No.  312.  p.  144.  Waehingtoii,  Qor.  FMnt 

Office,  Vm. 

210.  Hiederlande.  Da»  Niederländische  Berggesetz  vom  27.  April  1904  und  das 
Bergpolizeireglement  dazu  vom  22.  i^tamber  1906k  80  p.  ÄadMO,  La  Badhh 

Bche  Accidenzdnickerci. 

211.  Verslagen  van  de  luspectcurs  van  den  Arbeid  iu  het  Koningiijk  der  Nederlanden 
yan  1903  en  1904.  I.  2(1.)  -  191  +  101  +  181  p.;  U.  117  +  77  +  287  +  143  +  88 
+  50  p.   'sGravenhage  I90(i. 

212.  Statintiek  van  de  berechting  der  overtredingen  van  de  arbeide-  en  veiligheids- 
wetten  in  1905.    IV  +  44  bl.    fl.  0,10. 

213.  Overzicbt  betreffende  de  loonen  en  den  arbeidsduur  bij  nikewerken  ia  1906. 
(Bijdr.  tot  de  atatiet  Ttn  Nederland,  N.  volgreeln.  Uitg.  d.  n.  Centraal  Bor.  t. 
d.  Statist.  LXXIX.)   XXiV  •  94  p.    '.s  Grnv.  nhage,  Belinfante,  1907.   fl.  0,75, 

214.  Departement  van  Laodbouw,  Nijverheid  en  UandeL  V'oorloopig  Rap- 
port door  de  Loodwitoominifleie  in  October  1906  aitgebracht  aan  den  Aiinister 
van  I.nntiboiiw,  Nijverheid  cn  Handel.  8^.  36  p.  'a Oraveiiliage»  de  Oed  Boek- 
en  Steendrukkerij  v.  H.  L.  I?iuit-s. 

215.  Staiistiek  der  Vakvereenigingen  van  Werklieden  in  Nederland.  Deel  I,  Vak- 
bondon  en  andere  Centrale  Orirani^aties.  Bijdr.  tot  de  StatiatidL  van  Nederland, 
No.  b3.    422  p.    Haag,  Iklinfanie,  1907. 

21G.  Btatiatiek  van  de  berechtning  der  overtredingen  van  de  arbeids-  en  vciügheida- 
wetten  in  190."».  (Bijdr.  tot  de  hlali.«t.  v.  Ne<lerland,  N.  volgrecks.  L'itg.  d.  Ii. 
Centraal  Bur.  v.  d.  statint.  LXXVIII.)  IV  +  44  p.  'a Gravenhage,  BeHnfuita, 
1907.    fl.  0.10. 

217.  Algemceu  Ver^^lag  van  betgeen  met  betrekking  tot  vcrbetehug  der  volkahoia- 
vesting  in  de  gcweentaD  in  het  jaar  1904.  Ingevolge  art.  52,  4e  lid,  der  iro- 
ningAvet,  van  xwearinginvege  aamengeeteld.  62  p.  'a  Gravenhage^  Belinfante^  1907. 
ü,  0^5. 

21&  Btatistiek  der  Vakvereeni^nngen  van  Werklieden  in  Nederland.   Vakbonden  en 

andere  Centrale  Organ i ratlos.    XLVIII  +  422  p.    fl.  1,  . 
219.  Statifitique  du  jugement  de«  contraventions  des  lois  sur  le  Travail  et  la  süretä 
dea  OQvrien  en  iSCfö.  Biidragen  tot  de  statiatiek  van  Nederland,  No.  LXXVIIL 
44  p,  'a  Gravenhage,  fieUnfante,  1906. 
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820.  Portugal.  M i  n  i  s  t  cri  0  das  Ob  ras  pu  bli  cas ,  Com  mer  ci  o  e  I  n  d  us  t  r  ia. 
Direcyäo  geral  do  commerciocindustria.  ßepartisäodo  trabalho 
industriah  3a  circunscripcSo dos  servicoe  technicosdaindottria. 
Boletim  do  trabaiho  indu.-trial  No.  2,  1906.  Rclatorio  annual  I90n.  Districtoa 
de  äeiha,  Liüboa,  Portal^e  e  tiontarem.  25d  p.  lisboa,  Impmiga  nadonai, 
1907. 

221.  Mhweden.   Koromerskolleginm:  AraberattelBe  1908.  lOB  pw  SCOcUioliB, 

Knngl.  Bok'tr>'ckoriet  P.  A.  Noretedt  söner,  1906. 

222.  Trade  of  Conaular  Distnct  of  Stockholm  for  1906.  Co-op^tive  tradiog  com- 
paoies,  etatistios  of  indnatriee,  Ae.  Brit  Oona.  Bspw  No.  3814  CSd.  33^3— 75. 

p.  51.  3d. 

223.  Knssland.  Forei^'U  Trade  of  Eus^;ift  and  Trade  of  the  Consular  District  of 
8t.  Peteriiburg,  Notes  ou  pesauit^'  land  bank,  iudustriesä,  1905  Ceosua  of  St. 
Petersburg,  &c.    Brit.  Con».  Rep.  No.  3852.  Cd.  3283-113.  p.  58.  3d. 

224.  Trade  of  UonsuJar  Dißtrict  of  Moscow  for  the  year  1906.  StatisticR  of  the  iron 
and  lextile  industries  &jc.  Brit.  Cons.  Rpp.  No.  3797.   Cki.  3283—58.  p.  22.  l'/,d. 

225.  Trade  and  Apjieultiire  of  the  Consular  Di  trict  of  Odefesa  for  1906.  Notes  upon 
abrikeu,  wages  in  certain  iodastriee  «See.  BhU  (Jods.  Eep.  No.  3834.  Cd.  95w 
p.  55.  3d. 

286b  Trade  and  Agriculture  of  Poland  and  Lithuania  for  the  jear  1906.  Notes  on 
induätries,  strikea,  &c   Brit.  Cons.  Rep.  No.  3715.  Cd.  3283—6.  p.  47.  2V,d. 

227.  iButtlaiaa.  Trade  of  Aoumania  for  the  year  1906.  Statistica  of  industriee, 
nomber  of  workpeople  employed,  wages,  economic  legislatioo  &c  Brit.  Cooa. 
fiflli.  No.  3787.  Od.  32t3-48.  p.  dS.  Id. 

828.  Schweis.  Industriedepartemeiif.  Berichte  der  KaDton^regieningen  üV>er 
die  Auaführung  des  BundeflgeselzaH  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  1905 
und  1906.  (Departement  Fed^ral  do  l'Induatrie:  Bapports  des  gouvememoito 
cantonaux  sur  l'ex^utton  de  la  loi  f^d^ralc  concernant  tn  trnvail  dana  lea  fft- 
briquea  1905  et  1906.)   143  p.  Aarau,  H.  iL  Sauerlander     Co.,  1907. 

229.  BtatiatiaeheB  Bnrean  de»  eidg^.  Departemente  des  Innern.  Di« 

Ergebnisse  der  Eidpenüst^if^chen  VoIk.-ziihlun;,'  vom  !.  Ol /i  rnl)er  1900.  Dritter 
Band.  Die  Unterscheidung  der  Bevölkerung  nach  dem  Berufe.  Schweizeriache 
Btütiatik.  151.  Lieferang.  48  +  460  p.  Bern,  A.  Francke,  1907. 
29Ql  —  Ergebnisse  der  «dgenössisehcn  BctriebBzählung  vom  9.  August  1905:  Die 
Betriebe  und  die  Zahl  der  dario  bcbchäfiigten  Personen.  Kanton  ZQrich.  XX 
+  246  p.  Bern,  Kommissionsverlag  A.  Francke,  1906.  Fr.  2,50. 
'231.  —  Ergebniaee  der  eidgenössischen  Hetrieb«zählun^  vom  0.  .Auirust  1900.  Band  1. 
Die  Betriebe  und  die  darin  beachäftigtcn  Personen.  Heft  2.  Kanton  Bern, 
Schweizerische  Statiatik.  154.  Uefening.  XVI  +  493  p.  Bern,  A.  Fnuacke« 
1907.   Fr.  2fiO. 

2S2.  —  Elrgcbnisflc  der  eidgenössischen  Betriebsz&hlung  vom  9.  August  19Cß.  Rand  1. 
Die  Betriebe  und  die  Zalil  der  darin  hc^chäftigt^'n  Personen.  Heft  4.  Kanutiie 
Freiburs',  Solothurn,  BaaelatadL  BaaeUand,  Schaffhauaen,  AppenKcIi  A./Kh.,  Ap- 
peniselt  T./Rh.  SchwrfzeriBche  BtetlatHr.  154.  Lieferung.  XVI  +  359  p.  Bern, 
A.  Francke,  1007.    Fr.  2,-.0. 

233.  —  Ergebnisse  der  eidgenössischen  Bctriebezühlung  vom  9.  August  1905.  Band  1. 
Die  Betriebe  und  die  Zahl  der  darin  ijeschSftigten  PerM>nen.  Heft  3.  JSDwtooa 
Liizoru,  Uri,  SchwTz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Olarus,  Zug.  Schweizerische  Btt^ 
tisUk.   154.  Lieferung.  X  +  207  p.   Bern,  A.  Francke,  1907.   Fr.  2^. 

2M.  Basel -Btadl  Ratschlae  und  Qewiüeutwnrf  betreffend  die  Lohne  der  Ar- 

beiler  und  the  Be-soldung  der  Beamten  und  Angf»tellten  des  Kantoos  Ba.^el-Stadt, 
Dem  Grossen  Kate  des  Kantons  Baad-Stadt  voi^elcgt  den  13.  Doember  1906* 
140  p. 

235.  —  T?;if  I  hin;-'  l  rTri  ffend  die  Aufnahme  von  Bestimmungen  über  die  Dienstver- 
hältnibi^e  der  .irbciier  in  den  Geisetzentwurf  betreffend  die  Beamten  und  Anee- 
rtellten  des  Kantons  Basel-Stadt  und  betreffend  Ergänzung  dieses  Entirnne. 
Dem  Grossen  Rat«  des  Kantons  Basel-Stadt  vorgelegt  den  (').  Juni  1907.    45  p. 

236.  —  Ratschisp:  über  die  Massr^dn  zur  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen  nebet  Ge- 
setzentwürft  n  l>etref fend  I.  Enichtung  dner  staatlidien  Voeicfaeningflanatalt  fOr 
Arbdtalofie»  II.  Unterstützung  privater  Arbeit.-^IoF;enkn.s.<<en.  Dem  GroeeMI  B«te 
dei  Kantons  Basd-Stadt  vorgdc^  den  12.  September  1907.    III  p. 
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237.  Genf.  DL'partement  du  Commerce  et  de  I'lndustrie.  Tarife  des  sa- 
kira  et  oaa^  des  professions  ^tablia  ea  ooafonnit^  de  la  loi  fixaot  le  tnode 
d'^tebÜMemeot  des  tarifs  d'usftge  eotm  oanfon  «t  PJ^d"  ^  rteUot  les  conllits 

16  Not».   Geutsve,  Cimuiiuontet,  1906. 

238.  Zürich.  StädtiBches  Arbeitsamt  Zürich.  Geachiiftabericlit  für  das 
Jahr  imi    18  p.   Zürich,  Kirsten  &  Zeisberg,  1907. 

239.  Statif^tiöchcs  Amt  der  Stadt  Zürich.  Statistik  der  Stadt  Zürich  Xr.  8. 
Bidgeno$i>i8che  Betricb^^zähluug  vom  9.  Au^;ust  1905.  Heft  1.  Die  Betriebe  und 
die  darin  beschäftigten  PerBOoea  in  Zürich  und  UmgelMUur.  SO  Zflikh, 
Rai>cher     Cie.,  1007.   Fr.  1,-.  — «  ^ 

240.  —  Statistik  der  Stadt  Zürich  Nr.  4.  Die  Bevölkerung8bew^[ung  in  der  Stadt 
Zürich  1899—1903.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Wanderungen  und 
mit  zwei  graphiscbea  DanteUungen.  144  p.  ZäricE,  Basdisr  &.  Cto.,  1907. 
Fr.  2,—. 

241.  VrxLg^aay.  Limited  Eatployment  Openings.  Am.  Monlhly  Göns.  Rep.  No.  317. 
p.  44.    Washington,  Gov.  Print.  Office,  11K)7. 

242.  Trade  and  Fioaoces  o£  the  Eepublic  of  Uruguay  for  the  vear  1905.  Notes  od 
labour,  agrienltore  and  mining.  Bfit  Göns.  Bep.  No.  3735.  Od.  2U82'-200!, 
p.  16.  Id. 

243.  Trade  aud  Fioances  of  Uruguav  for  tho  year  1906.  l^posed  new  iabour  law 
Hmitiog  Jioan  of  nork.  Brit  Goos.  fiep.  No.  3855.  Gd.%283^m  p.  3J.  Id. 

2.  4mtl!4'he  TeröffenUiehang^en  betr.  Arbeiterrersiehening:. 

244.  Dentsohe«  &«io]&.  Kaiserlich  statistisches  Amt.  Statistik  des  Deutschen 
Reichs.  170.  Band.  Die  Krankenversicherung  im  Jahre  1904.  XII +  52+  192  p. 
Berlin,  Puttkammer  &.  Mühibrecht.   M.  5, — . 

245.  Reichsamt  des  Innern.  Deukt^chrift,  betreffend  die  von  den  Organisationen 
d^  Privatangostellten  im  Oktober  1903  angestellten  Erbebungen  über  ihre  wirt- 
■cfaaftliche  li^  und  Berechnung  der  Kosten  einer  Pensions-  und  HinterUiebeoen- 
Fürforge  dieser  Berufskreiüe.   Für  den  Reichstag  ausgearbeitet.  1907. 

246.  Bericht  der  VIII.  Kommission  über  die  Entwürfe  eine«  Gesetzes  über  den 
Versicherungsvertrag,  Eitiführun^'sgc^^etzes  und  eines  CiesetzcH,  betr.  Aenderung 
der  VoKachrift  des  MGB.  über  die  Seeversicherung  —  Nr.  22  der  Druck- 
sacben.  —  Dem  Beichstag  crsUttot  am  ?.  XII.  1906.  222  p.  Berlin,  0.  Hey- 
mann. ^I. 

247.  Verwaltuugsbericht  der  Landes- Versicherungsxinatalt  Oldenburg  für  1905.  19  p. 

17  Anlagen.  (Hdenbnir  1906. 

848.  Bericht  liber  die  Verwaltung  der  LandflS-VenkhcmnoailStaK  SdÜeswig-Hobtein 

für  das  Jahr  1905.  92  p.  Kiel  VJ\Jij. 

249.  Osaterreich.  .Minister  def<  Innorn.  Die  Gebarung  und  die  Ergebnisse  der 
Krankheitsslatietik  der  nach  dem  HU.  MSrs  1888,  i:  <  .Bl.  Nr.  33,  betreffend  die 
Kranken  versicher  im  der  Arbeiter,  eingerichteten  Krank(  nkassen  im  Jahre  1904. 
Dem  Reichsrate  mitgeteilt  in  üemässheit  des  §  7J  des  bezogenen  Gesetzes.  Ib9  p. 
Wien,  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1907. 

260.  Arbeiter-Unfallversichcrungsanstalt  für  das  Königreich 
Böhmen.    Bericht  für  1905.  44  p.  Prag  1906. 

251.  Arbei  t  er  -  T' 11  f  :tll  vers  ichcrungB- A  nstal  t  i  n  Salzburg,'.  Grundsätzliche 
Gesichtspunkte  für  die  Reform  und  den  Ausbau  der  Arbciterrersicherung  in 
OfBtamidi.  Gutaditen.  1906. 

252.  ▼««•iitigt«  Staate.  List  of  Wofks  rdating  to  Government  Begulatioii  of 
Inanrance  in  th«  United  Statai  and  ioreign  coontries.  Washmgton,  Govenuncnt 

Print.,  1906. 

253.  Massachusetts.  Insurance  Oommission  of  th«  Gommonwealth  of 
.Massachusetts.   Fifty-Fixst  Annual  Report.  Fttk  II.  Boston»  Wright  A 

rottrr,  1906. 

254.  Fraakreiah.  Ministers  da  Travail  et  de  la  Pr^voyance  sociale. 
Directiondel'AsBttraoce  et  delaPrövoyance  sociales.  No.  1.  Lois, 
r^lementa  et  dictthures.  M)i  p.  Paris,  Nancy,  Beiger-Lemnlt  &  CSb^  1907. 
fr.  1,75. 
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255.  —  R(Kaei1  documents  pur  les  accideots  dn  travaU.  No.  24.  Jurisprudeiice, 
table  aiialvtique  de^  dtkuHiouü  publik  daiM  les  tomes  I,  II,  III,  IV,  V,  VI  et 
VII  (Fai>cicules  Nos  3,  7,  9,  11,  17,  20  et  23).  05  p.  Pteia,  Nanejr,  Bctgcfw 
Levrault  &  Cie.,  1906.  fr.  1^5. 

256.  —  Becueil  de  documents  sur  les  accidents  du  travail.  Troiai^e  Kapjxjrt  aur 
l*application  de  la  ioi  du  9  avril  1888(oolDfarB  190&V  149  n.  Auns,  NaiM^,  Beimr- 
Levrault  &  Cie.,  19W.  fr.  1,75. 

257.  —  Lc8  accidenlä  du  Iruvail  (lans  Tagriculture  d'aprfe«  la  gtatistiquc  alletnande. 
Par  E.  Fußter.  Recucil  des  documents  mr  le?)  accidenLs  du  iravail  iL-unic» 
par  ie  .  .  .  .  No.  25.  4ö  p.  Paris,  Nancy,  Berger-Levrault  &.  Ge.,  1907*  fr.  0j65. 

268.  La  siatifltique  dn  rieque  profeisionm)!  et  les  enqu^tei  aatriddeniMS.  nur 
Ed.  Fuster.  Recueil  de  daeunients  sur  les  accident«  du  travail  r^unice  par  Ie 
....  No.  26.  168  p.  Paria,  Naocjr,  Berger-Lerrault  &  Cie.,  1907.  fra.  2,—. 

299.  —  Recneil  de  docaiDcnt»  «nr  k  Fravcvance  sociale.  Lee  AaaanuiceB  sodales  en 
Beigique.  Par  Joaeph  B^gasaa  186  pb  PBria,  Nan^,  BetgK^hemoali it  Cie., 
1907.  frs.  2^5. 

260.  Conumiasion  sup^rtenre  des  caisaes  nationales  d'assuranccs  en 
cas  de  döcT  s  et  cn  cas  d 'accidents.  Rapport  k  M.  le  Pn'^idpnt  de  Ia 
R^publique  sur  Igs  operatiuuM  et  la  Situation  de  ces  deux  caiäät«.  Au  nee  1906. 
62  p.  Paria,  Imprimoie  nationale.  1907. 

261.  Commis<>iion  8up6rieure  de  la  caisse  nationale  des  retraites  pour 
la  vieiilessc.  Rnpuort  au  Pi^dent  de  la  H4|>ubliquo  sur  loa  op^üons  de 
oette  caiaaa.  Annte  1906.  178  p.  Piwia»  Imprimerie  nationale^  1907. 

262.  GroBsbritannian.  Report  of  the  Dcpartnicntal  Committec  on  Compensation 
for  Industrial  Diaeasee.  Report  Cd.  3495.  24  p.  3d,  Minutea  of  £)videoce, 
Appendioes  and  Indes.  Cd.  Sm96.  409  p.  4b. 

283.  Report  of  tho  Departinental  (V>mmittee  appointed  to  consider  whcther  the  Pcwt 
Office  sbouJd  provide  facilities  for  In&urancc  under  the  Workmen's  C«>uij>cusatiou 
Acts.  Od.  3566.  11  p.  l'/,d.  Minutes  of  Evidence.  Cd.  35t>9.  159  p.  Is.  4d. 

264.  KTiIr>  made  undcr  tho  Worlgnen's  Compeneatioii  Act,  1906,  with  fsqplaoatofy 
Meniorandum.   Dat<xl  June  1,  1907.  9d. 

265.  Eraploycrs' Liability  Ineanmoe  Companies  Bill.  Report  from  anding^Coni- 
mittce  C.  r/,d.  BUl  as  amended  by  the  Gommittee.  IVfd.  London,  ^rie  A 
Öpottiswoodc. 

266.  iStatiHtics  of  Proceedings  under  the  Worktnens'  Compensat^oo  Aeto  and  the  Em* 
ploycrs'  Liabilitj.  4*j,a.  London,  £yre  &  Spottiswoode. 

267.  Tables  wfaich  have  been  prepared  fn  connection  with  the  aaeation  of  Old  Aga 
Pensions.  With  a  PreümiDaiy  Memoiandom.  54  p,  Od.  a618.  London,  Eyn 
&  tipouiswoode,  1907.  7d. 

268.  Chief  Reeiatrar  of  Friendly  8ocietiee.  Report  for  1906.  Fiart.  A.  Ap- 
pendix X.  rarliculars  of  Viüuation  Returns.  551.  yd. 

269.  —  Kep<>rt  for  lOOC,  Part.  B.  Induatriai  and  Provident  Societies.  5511/06.  2s.  Id. 
Part.  C.  Trade  linious.  55III/06.  5d. 

270.  R a  i  1  w  u  V  s.  Accidenta.  fietom  and  Inapector'a  Reports  for  Joly  to  September, 
1906.  .^32.  3».  M. 

271.  —  Accidcnt*».  Reports  of  Inapectors  on  Accidents  and  ( -.laualties  reported  tO 
the  r>(»ard  of  Trade  dttiing  October  to  December,  1906.  iU83.  2b.  6d. 

272.  Lnzembnrg.   Btaatsmi nisteri um ,  Departement  der  Auswärtigen 
A n trel  tvirenheiton ,    Abteilung    für    Arbeitorv ersicherung.  Die 
Krankenver.sicherun^  im  (Trossherzogtnm  Luxemburg  wilhrend  des  Oeochifle 
jahrea  1905.  55  p.  Luxemburg,  Buchdruckerei  Jo«cpli  Beffort,  1906. 

273.  G-roRsherzoglich  Luzemburgisclie  DnfftUroraielierun gs-Ge- 
nos8cn.schaf t.  Geschäftebeiidit  für  das  '»hn**»"""gTi»*"'  190fti  68  p.  lüUMai* 
bur??,  Th.  Schwell,  m.)7, 

274.  Ungarn.  Kcreskedclemügyi  M.  kir.  Minister  (Königlich  unga- 
rischeB  llandeUminieteriu m.)  A  magyar  korona  ors/iigainak ipairi  balesetei 
az  IIHK").  dvbcn.   (Die  gewerblichen  Unfälle  in  den  LtadSm  der  nnganecheil 

Krone  tm  Jnhrc  1903.)  35  +  203  p.  Budapest  1907. 

275.  Niederlande.  Ongcvallenstatistitk  betreffende  het  tijdvak  1  februari  1903 — 31 
december  1903,  samonpesteld  ter  voldoening  aan  bepaUng  van  artikel  17  der  on- 

Sivallenwet  1901.   LIX  +  421  p.  Amsterdam,  M.  Lindenbaum  &  Co.,  1906. 
ngevallenstatistick  1.  febr.  19U3  -31.  dec.  1903.  424  p.  Amsterdam  1906. 
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277.  SoliwttdmL.  K.  Kommerskoilegii  Afdelning  för  Ar betsetatistik. 
Bqgbtrerade  sjukkassors  vericMinlielir  1903.  Ö7  +  I^p>  Stockholm,  iCÜBedc- 
nuuu  BoktKyckai,  1907. 


H,  VerölTontlichiingon  von  Verbänden,  Vereinen,  pnvaten  Insütttteil 
and  private  FubiikaLionen  quellemnäseigen  CharakterB 

1.  ArbeitenekatxgeMtzgebung. 
OffisiflUfl  PuUifaithKMii  delK»  tioter  f.  1.  Kr.  37,  56,  57,  66,  85,  98.  97,  98,  102,  114, 
119,  120,  121,  122,  123,  124,  126,  130,  132,  134.  150.  153.  194,  201,  210,  227,  22t(,  234, 

23,%  2m,  243. 

A.  Internationale. 

278.  Office  d«  TrftTail  de  Belgiqiia  Annuaire  de  I«  l^slation  dti  travail, 

ann<5e  1906.   Bruxellcs  1906. 

279.  Dochow,  Frs.  Vereinheitlichuog  dee  Arbeitenchutzreditee  durcii  Staatavo^ 
trSga  Ein  Beitrag  zum  intmiatiooaien  Vermütongsredit  VII  +  III  f».  ttarUn, 

C.  Heymano,  1907.  M.  2,50. 

280.  Branta,  V.  M.  L'AjBsocjation  pour  la  protection  du  travail,  Session  de  Gen^ve 
(26—20  septembre  190Ci.    I^mvaia  1906. 

281.  Reich  es  oerp,  Prof.  Dr.  N.  Die  IV.  Delegiertenver»ammlnng  der  rntenmtio- 
nalen  VereiniMUUM  für  gesetzlichen  ArbeitcTM^hutz.  (deuf,  27.-29.  September 
1906.)  Veröffentüchungen  der  fSchweiz.  Vereinigung  zur  Fördenin^'  de«  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes,  Heft  l8.  21  Ö.  Bern,  Scncitlin,  i^priiig    Cie.,  1907. 

282.  Bnellman,  G.  B.  Öfversikt  af  Lagstiftningen  angäende  Arb«taret)kydd  i  Euro- 
pw  firnimeta  Bteter  umt  i  AnatnlMD.  Vlil  +  245  p.  H^Mogfcn  1906. 

A.  Nationale. 

283.  Baraats,  Lia«.  Gesetzlidie  Bertimmunna  über  die  Afbeitszeit  der  Arboitec^ 
innen  und  jugendlichen  Arheit«>r.   Zum  Gebrauch  zusanimengosleUt  für  ArkMit» 

feber  und  ArDeitnehnier,    Münchcu,  Druck  von  Carl  Gerber. 
Irenner,  A.  Die  (rewerboordnung  für  das  Deuisrhe  Rekh  mit  flen  f^cHjimten 
AuaführungsbesUauDuoiraa  für  da»  Beich  und  für  Wflrttemberg.  1.  Hälfte. 
XXVII  +  480  p.  M.  5,—. 

285.  Dirkseu.  Tabellarische  Zusammenstellung  der  >:;osetzIicht'n  Br-htimmuni^en  zum 
Schutze  der  gewerblich  tätigen  Jugend  und  der  gewerblichen  Arbeiterinnen. 
Bd.  1 

286.  Fror  mann,  W.  Die  schleswig-hobteinische  Gc^indtordnung  vom  25.  II.  1840 
iiel)i^t  ihren  n  i(  hs-  und  landesgesetdichen  Ergänzungen.  Erläutert  VII  +  88  p. 
Kiel,  (brdes,  1907.    M.  1,50. 

287.  Ho  ff  mann,  F.  Die  <  It 'vrlieordnnnfr  mit  den  gesamten  Atl.'iführungistwstim' 
muiigeu  iür  daö  Deutsche  iveich  und  l'reu.ss?en.    6.  Aufl.  M.  4,—. 

28&  Uoff  mann,  F.  YMediriften  fiir  den  Geschäftsbetrieb  der  Geetndevemiieter 
tind  Steileafermittlar.  Erliatert.  2.  AafL  Iii  +  65  p.  Berlin,  C  Hejmann. 
M.  1,-. 

289.  Jacobi,  O.  Die  preussische  Ge.-jindedrdnung  vom  ö.  XI.  ISIO  nnd  ihre  Er- 
^uixongsgesetze.  Auf  der  Grundlage  dm  BGB.  erläutert.  2.  AufL  XI  +  308  p. 
Bertin,  0.  Heymann,  1907.  M.  2,—. 

290.  Land  mann,  E.  v.  Kommentar  zur  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich. 
Unter  Mitwirkung  von  Dr.  G.  Kohmcr  herauHfrepeben.  5.  Aufl.  I.  Bd.  Ein- 
leitung und  GeiTMljeordnung  55§  1  — 104n.  München,  C  .  H.  Beck,  lfX)7.  M.  14,—, 

291.  >J  orzbaeher,  S.  Das  Reichsgesetz  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtechaftig^ 
rM    (  u^chaften.   2.  umgearb.  Aufl.   Vlll  +  3G0  p.  M.  3, — . 

292.  Mi  haelis,  Heinr.  Das  deutsche  Gewerbe-  und  Arbettervenidieningirecilt. 
VII r  -r  100  n.  nrcmen,  O.  Winter.  1907.  M.  I,öO. 

293.  M«irchen,  K.  Der  preussische  Gesetzentwurf  über  Wanderarbeitsstätten  vom 
1 1.  V.  1906.  Fachmännisch  und  sozialpoUtiecfa  begntachtei.  30  p^  BeUiel  bei 
Bielefeld,  Anatait  BetheL  M.  0,30. 


1)  Die  Uebersicht  der  sfll)>taij<lit,'rn  nichtamtlichen  PuWik:ifioncii  wird  vom  vor- 
Uegeaden  Hefte  an  in  einer  der  Zeiti>chrifteD»cbau  eouprecheadeu  »acbUcbco  Anorduuni; 
enalicipan.  R&okTanraiM  anf  Abidleng  I  (Amtliobe  Pnblllcati«n«n)  loUm  die  Ben&tswi( 
eileMitern,  ebne  den  UeberUidc  Aber  dia  •mtUcfafl  litaratiir  m  sUtoen. 
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294.  BftlomoB,  AUoet.  Die  iknteehen  ArbealeriDnetisdiittzgeoetae.  Leipzig,  F.DieC- 

nVh,  v:m.  M.  0,25. 

295.  Weifsler,  A.   Gewerbeortiauug  für  da«  Deutsche  ßeich-   M.  2, — . 

296.  Das  neue  Knebelg^tz  gegen  die  Gewerkschaften.  VerhimdluDgen  des  Deutschen 
Beichstaps  über  den  Kniwaif  mm  OcsetUB  betreffend  die  genrerblidMo  Berafn- 
vereiae.  22b  p.  M.  0.75. 

897.  Blank,  H.  Dim  neue  (österreiclmolw)  Oewerbeordnuiw.  Auf  Grand  der  Qth 
werbcnovelle  vom  5.  II.  1907  im  ZuMmmenhang  mit  dem  geltenden  Ocwetbe- 
gc**et7,e  (InTpet* tollt.  78  p.   M.  1,50. 

298.  l»  eller.  Oet^terreichit^ehe  C^cwerbcordnung,  nebf-t  einschlägigen  Vorschriften. 
Mit  £rl&at«ruoge&.  7.,  auf  Grund  der  UewerbenoTeUe  von  1807  nen  bearb.  Aufl. 
VUI  +  312  p.  Wien,  H.  Feries,  1907.  M.  4,— . 

299.  Geller,  L.  Angcmeine  Durchführung«verordnung  zur  Gewerbe -Ordnung. 
I.  Niditeeg  zur  österreichischen  Gewerbeordnung  nebat  eiflBchUuigeo  Vonchriftea. 
7.  Ana  M  p.  M.  030;  geb.  M.  1.60. 

300.  Gstettner.  L.  Die  Gewerbeordnung.  Textausgabe  der  Österreichiftchen  Ge- 
werbeordnung uiit  Bcrücksichti^iDg  aller  durch  die  bisherigen  Novdlen,  ein- 
schliesfllich  des  Gesetzes  vom  5. 1 1. 11*07  vorgenommenen  AUndcnuuMi.  X  + 198  n. 
Wien,  Manz,  1907.   M.  2,10;  geb.  .M.  L^sf). 

301.  Tejessy,  W.  Textausgabe  der  neuen  Gewerbeordnung,  unter  fi^ücksichtigung 
der  Novellen  vom  18.  VII.  1905  und  vom  5.  II.  1907,  mit  aUuitemdem  Vcr> 
wort.   IV  +  VIH- 186  8.   Brünn.  C.  Winiker.   M.  1^0. 

302.  Materialien  zum  Arbeiterschutz.  Forderungen  der  deutschen  Arbeiter  zur  Weiter- 
entwicklung des  allgenuinen  und  bernfUdien  Arbeitcnchntni)*  32  B.  BeriiOt 
Qeneralkommissiou,  1906. 

Lob,  dtoreta,  m%b6B  ooaoemMit  In  r^lanentetion  du  tmvafl  et  dn  np<m  hebdo- 

randoire,    Xouv.  t'd,  Sept.  1900.  fr.  ('.'O. 
304.  Xiois,  d^rets,  arrfit^  coocernant  la  rt^lementation  du  travail  et  nommdatore 

dea  ^tablisBementB  daugereux,  insalubres  ou  inoommodee  fJaOIet  1906).   120  p. 

Paris,  Nancy,  BrrLrr  I^vrault  &  Cie.,  lOOfi. 
30ö.  Berthiot,  A.    K<?pos  hobdomadairc  en  favcur  de.s  employes  et  ouvrieriB,  loi  et 

commentairc.  96  p.  Paris,  G.  Kouetan,  1906.   fr.  1,-=. 

306.  Boistel,  Julien.  Manuel  pratique  pour  l'application  de  la  Um  cur  le  tepos  heb« 
domadairc.   82  p.   Paris,  Chaix,  1906.   fr.  1,50. 

307.  Bonnefnv,  (}.  Le  repoa  hebdomadaire.  Etüde  theoretique  et  critiqiie  de  Im 
loi  du  13  juillet  1906.   Paris,  Marchai  &  Bilard,  1907.   fra.  5,—. 

306.  £ichthai,I*l   Le  projet  de  loi  sur  le  contrat  du  travail.   fr.  1.—, 

309.  Ertt?ive  de  Bosch,  A.    Du  repos  heb<l()m;idairc.    VI  +  271  p. 

310.  Flamand,C.  La  L^ialation  du  travail  ap^cable  dans  les  ateliers  et  aur  lee 
dumtnan  du  bMoient  et  des  travaux  publiee.  Analyae  et  Gbmmentiire  de« 
prescripticns  relatives  aux  aecidents,  ä  l'hygifene,  ?i  la  s»cnrit^  dans  les  chnntirra 
et  ateliers,  ä  la  r^lcmentation  du  traviul,  au  repos  hebdomadaire,  ä  l'apprea- 
tiHsagc,  anz  attributtons  dee  ooneeils  de  prud'hommee  et  aux  diverses  qaeetiooe 
de  pr^voyance  eodaleb  101  p,  Paria,  £tude»  pfofeoeioneUei,  4^«  rue  daint- 
MarÜQ  (S.  M.). 

311.  Gnlbourg,  Ij.  Le  repoe  hebdomi^re.  Oommentaife  prntinue  de  la  loi  da 
13  juillet  190r..   2'  o<l.  §{  p.  fr.  1,50. 

312.  Ueurtel,  Y.  Dela  protection  dm  mineurs  dans  le  droit  oontumier  breton. 

163  ^ 

313.  Jourdan,  G.  L<5gi8lation  des  Logement«  insalubre-s.  Supplement  (l«  novembrc 
1906)  an  Oommentaire  pratique  des  lois  da  Lö  i^vrier  1902  et  da  7  avril  1903 
relalives  h  la  protection  de  la  sant^  publique.  101  pb  fr.  1^60. 

314.  Ma^tin-^^aint•Ldon  .  Et.  La prnict-tton  14g^ des tzmvaiUenia.  Hna^e  aocinl, 
M^moircs  et  Documents,  lüOü.  p.  333—348. 

315.  Mesnard,  E.  Le  repoe  hebdomadaire.  Etnde  sur  la  loi  dn  13  jnlllet  1906. 
frs.  2,50. 

316.  Morel  de  Westgaver,  £.  et  de  J^imal,  H.  Commentaire  de  la  loi  da  26 
juillet  1906  snr  le  repoe  da  dimandie  dans  lee  entreprises  indnetrtellet  et  com- 

nicnialf-.    XXX  +  fi<i  n.    Charlerol,  Ü,  ITallct-Hfnrv.  100'5.    frs.  2.  . 

317.  KucUe,  M""  de  la.  L'cxteusion  de  la  loi  du  29  d^cembre  1900  aux  femmee 
employ4os  dane  Pinduetrie.  Parte  1906. 

818.  8nellmann,  G.  R.  Öfversikt  af  lagstiftninizen  angaende  arbetareskydd  i 
Europas  föm&mste  atater  samt  i  Auslialien.   (Uebersicht  der  ArbeitttBchutc» 
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gwetzgL-biinj?  in  den  Staaten  Europas  und  in  Australien.)  VIII  +  245  8.  Hd- 

hingfors  190t}. 

319.  Xomit^n  förreviaion  af  arbetarelaj^etif tningen.  Bet&akaDdexönuide 
la^tiftningen  angftende  aTbetavetkydd.  ^le  Kommimoii  IQr  BeriaioQ  der  Ar> 

beiterge^et7.?ehung  Finnland." :  Bericht  aber  die  ArbeiterscliatigeBet^gpbailg.) 
174  p.  Helsingiors,  Frenckcllska  Tryckeri-Akttebolaget,  UH)7. 

320.  Komit^D  f6r  revisioo  «f  arbetarelagstiftningen.  Betinkande rOruid« 

lagst! ftningen  anpflende  arbelHgifvaros  ansvarighet  för  kroppsskada  ßom  drabbar 
arbetare.  (Die  Kornuiission  für  Revision  der  Arl>eit€rgeset7.gebung  Finnland»: 
Bericht  Ober  die  Verantwortlichkeit  de«  Arbeitgebers  für  Schäden,  welche  die 
Arbeiter  treffen.)  72  p.  Helsiugforp,  Frcnckell.«Kii  Trvckeri-Aktiebolaget,  lfX)7. 
S2l.  Jose,  Dr.  I^a  le^it^lution  du  travail  dau8  la  Eepubliaue  Argentine.  iv^sai 
critique  eur  le  projet  du  ministre  Cionzales.  Tradiut  6»  l'eipiigliol  par  Ohwriw 
Barthez.  ia5  p.  Paris,  Comdly  &  Cie..  1906. 

322.  Barnard,  J.  L.  Factorv  Legislation  in  Pennsylvania:  Its  flistory  and  Admini- 
stration. 178  p.  Philadelphia,  Universitv  of  Penn.,  1907. 

323.  Fairchild,  F.  K.  Factoiy  Ic^ialation  of  th«  «Uta  of  ^ew  ^ork.  %  1,^, 

324.  Holdflworth,  W.  A.  The  law  of  matter  and  teryant  New  ed.  rer.  and  eoL 
244  p.  IOh. 

320.  Hutchins,  B.  L.  and  Harrison,  A.  A  Uiatory  of  Factoir  Legislation.  With 

a  Preface  by  Sidney  Webh.  New  dieap  edition.  400  p.  London,  P.  B.  Bog 

&  Son,  10<i7.   3s.  Gd.  net 
32ü.  Woiuen's  Industrial  Council.  Labour  Law8  for  Womcn  in  France;  14  p. 

Id.  lV«d*  poet  fre&  —  Labour  Law»  for  Woroen  in  Germany.  14  p.  Id.  17,d. 

post  free.     Laboor  Lawi  lor  Womoi  in  Uie  United  titates.  14  p.  Id.  1*/^ 

po6t  free. 

987.  Kam,  N.  G.  Arbeidswetgeving.  Bewafct  natr  het  eollqge  van  fi.  H.  Pekel- 

haring.    III  +  b-2  bl.    fl.  l,0o. 

328.  Beoz,  G.  Zur  Revision  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes.  71  p.  Basel, 
Friediidi  Bdnhaidt,  1908. 

329.  Boo8-Jegher,  Ed.,  Sekretär  (\m  Schweiz.  (Tcwerbcvereins.  Ein MdiwdaerisciMi 
Qewerb^gesetz  und  die  üevisioa  der  Bundesverfassung.  24  p. 

O.  Bernflieh. 

830.  Weethoff ,  W.  und  Schlüter,  W.  Allgemeines  Berggesetz  für  die  Prcnssi- 
Mshen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  nebst  den  preussisdiea  BereeesetznuveUen* 
Mit  ßnldknng,  Erlintemngen  nnd  8achregteter  bearbeitet  Berlin,  F.  Gutten- 

tatr,  1900. 

331.  Bb«  de  Berg,  Rend.  La  loi  du  29  juin  Uj  sur  la  duröe  du  tmvail  daiiH  les 
mincR.   310  p.    Paris,  Arth.  Ronsscnu.   frs.  6, — . 

332.  Protokoll  der  Vrrhandlnngf^n  vom  I.  Allgemeinen  Schutzkongrcss  ftir  alle  in  iler 
Schilfaiirt  und  im  Schitf>bim  behdiäftigten  Arbeiter.  Abgehalten  in  Ikrliii  um 
19.  bi»  21.  März  190ü.    1.07  p.    Hamburg,  Paul  MüUer.   M.  1,50. 

333.  David.  A.  et  Stnve,  (3.  Etüde  mr  la  l^gialatioa  mini^  euNorr^  Faxte, 
Pichon  \  Durjuui-Aii7.ia.>*,  1907.    frs.  10, — . 

834.  The  Merchant  Shipping  Acts  with  Notes,  Appendices  and  Index.  FottXth  Edition. 
Including  the  legialation  of  1U06.  London,  Eyre  &  Spottiswoode. 

2.  AtMtei^  nd  ArbdliknuMni. 

835.  Vonchlägc  zur  Gestaltung  der  Arbeitakammem  in  Deutschland.  Zehn  Gut- 
achten, der  Gesellachaft  SStt  aooale  Beform  erstattet  68  p.  Jena,  Guatay  FiMhar, 

190Ö.   M.  — ^. 

836.  Veralagen  der  Kamen  Tan  Arbeid  over  1904.   625  p.  'aOnrahag^  Belin- 

faiite  11HK5. 

3:^7.  Verklagen  der  Kamer  von  Arbeid  over  1905.  577  eu  17  bl.  's  Gravenhage,  Bdin- 
fantc.   fl.  1, — . 

338.  Ehrnrooth,  L.  Betankande  angftendo  Yrkes  fullmäktige  afgUvet  af  Föro- 
draganden  för  arbetarefr&gor.   K.  Benatens  Handels-  och  Indnsme-Expedition. 

(Bcncht  betr.  die  Einführung  von  Arbeitskainniorn  an  d*  ri  l-  inniadiai 

Senat  erstattet)  80  +  XV  p.   Helsingfors,  K.  Öenatens  Tryckeri,  1900. 
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3.  Arbeiter-  und  ArbciterschutzkonKresse. 

A.  International. 

339.  1  n  lern  a  t  i  o  n  al  Fedoration  of  Textile  Workerft*  AßöociatiüU. 
Periodical  lit'j>f)rt^<  No.  1.  Contains  statiatics  of  wa^cs  and  hour»  in  Gennany, 
England,  Austria,  Holland,  Dcnroark  and  Belgium.  (In  £ogUish,  French  aod 
German.)  71  p.   Ifandtester,  „Cotton  FactoryTlmeB'*  Office»  1906. 

840.  Foliweiz.  Vereinigung  zur  Förderung  des  internationalen 
Arbeiteruc hutzes.  Die  Diplomatenkcmferens  für  Arbeiterschutz.  (Bern, 
17. — '36.  Scptembflf  19(M>.)  Bendii  too  alt  Bnndearat  E.  Frev,  Bern.  Die 
IV.  Pelegiertenverpammlnng  der  Internationalen  Vereinigung  für  r  t/üdieii 
Arbeiierschutz.  (Genf,  27. — 29.  Seutaniber  190b.)  Bericht  von  Protes.>-ür  Dr.  N. 
Reichesberg,  Bern.   21.  p.   Bern,  SdiMÜiD,  Spring  &  Cie.,  1007. 

341.  InterTc!«  ionale  Vereinigung  für  ge.^etzl  ichen  Ar  be  I  tcr  s  ch  n  t  z. 
Verharnliiimisbericht  der  vierten  Generalversammlung  des  Komitees  der  Inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlichen  ArbeiterAchutz,  abgehalten  zu  Genf  vom 
2B.-  29.  Septem lier  19* Hi,  nebst  Jahresberichten  der  1.  V.  xiud  deji  Int.  Arbeit^- 
anito?  und  synupti^rhen  UelxerRichten.  XVI  +  157  p.  Jena,  Gustav  l-ischer, 
1907.  3,-. 

342.  Gaäl,  J.  jelent^i  a  uemaetközi  tdTi^yeB  niunkasvedelmi  (»rreaületDdc  1906, 
M  Mtffteraber  26— 29ik  napjaln  Genfben  tartott  nagvgyüläiäRn.  (Beridit  fibcr 

den  um  2tl  September  KXH)  in  Genf  abgehaltenen  Kongreß«  der  Inter- 
nationalen Vereinigung  für  gtasetziichen  Arbeiterschutzj.  27  p.  Budapest, 
BM,  1907. 

343.  Schwab,  M.  4.  internationaler  Kongraea  für  VeniclMnuinmediiin  wa  Berlin 

1906.  24  p.  M.  1,-. 

344.  Mio  heia,  R.  I  Sindacati  Tcdeechi  e  ia  kvtta  contro  la  Di^occupazione.  Alti 
del  I  Cnngresso  Intrrna/ionale  per  la  i/)tUk  OOntlO  la  DittOOcapauonat  X  +  SOp. 
Milaiio,  t-ueiL'Ui  Umaniiaria,  HMjf). 

346.  Actes  du  7*  congr^i  international  des  habitations  i  bon  march^,  tenn  ä  Üfege 
dn  7  au  10  aoftt  1905.  XCIV  +  919  p.  av.  gi«v.  et  plana,  fia.  10,~. 

B.  National. 

346.  Protokoll  lier  Konferenz  der  auf  Zieffcleieu  berichäftigten  Arl)eiter  und  Arbeiterinnen, 
am  3.  und  l.  Juni  liKXi.   52  p.    Berlin,  General  komm  i-^^ion,  I'.mjC.   M.  Or^. 

347.  Bericht  über  die  VIII.  Generalversammlung  dos  Rheinischen  Vereins  zur 
Förderung  de«  Arbeiterwohnungswesen»  und  über  die  IV.  Generalvefsammlong 
des  Verbände«  Rheinischer  Baugenossenschaften.    Düsi^cldorf  1906. 

348.  Verbatid  liayeriseher  A  rbe  i  t -nach  weise.  W  rliandlungen  der  II.  Ver- 
bandfiTertuuumlung  und  Arbcit«)iiachwciskonfcrenz  am  22.  und  123.  VI.  1906  in 
Nfimberg.  LeliruiigaTennittlung  und  Jugendfürsorge.  —  Landwirtscluiftliclie 
Arhcitsvernnttlung.  —  Der  praktische  Geschüft.-gang  der  Arbeitsämter  im  lokalen 
und  intcrlokalen  Verkehr.  VlII  +  116  p.  München,  Schweitzer,  1906.  M.  2,50. 

3tö.  Schriften  des  ersten  ÖHterrcichiscnen  Ki nderschntxkongresses  in 
Wien,  11)07.  H.  Band.  Gutachten  zu  den  Verhandlnngsgegenständen  dea 
Konirre^M.^  in  Wien,  1907.   IX  +  39o  p.    Wien,  Man;t,  11)07.    M.  6,20. 

350.  Verband  der  Metallarbeiter  Oesterreichs.  Verhandiungtm  des  VIII. 
Verband -Flages,  abgehalten  vom  11.  bis  cinschlicaaUdi  17.  liovember  1906  u 
Wien.   Z2iJ  p.    Wien,  Selbstverlag,  l'JU7.    K  1,—. 

351.  F<^döration  des  travailleurs  du  verre.  Gompto>TeDda  des  trmvtiix  da 
Congr&H  national  tenu  ä  Albi,  Sept  1906.   128  p. 

Labour  Party.  Report  of  theEeventh  Anntuu  Oonference.  Belfast,  Jannarv, 

liMfT.  Cid. 

3&3.  American  Economic  Association.  Paper»  and  Diacussions  of  tbeNioe- 
teenth  Annnal  Meeting.  207  p.  New  YoA,  Ma^miii^n  Qq.,  1907. 

4.  Arbeiter-  nnd  Arbeitersohntzorganisationen.   Soziale  Tereine. 
Offizielle  Publikationen  siehe  unter  1.  1.  Nr.  07,  73,  78|  146,  179,  181,  215,  222. 

A.  Intern ationaL 

354.  Sccretftire  I  niernati(»nal  des  Centre«  Nationaux  des  Syndicata 
(C.  Legion).  Troisieme  Rapport  International  sor  1«  Mouvemeot  QyndicaL 
122  -h  XXII  p.  BerUu,  C.  L^en,  1907.  M.  1,50. 
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365.  F6d6ration  internationale  des  mineurn.  Compto  rendu  des  travaux 
da  seisibme  oongite  interoiitioiial  dee  mineura  teoa  k  Li^  du  7  an  11  aoAt 
1907.  12  |k  Manehester,  T.  Asliton  fils. 

366.  I  iiterDaUonal  Federation  of  Textile  Workers'  Aflsociation. 

Periodi'-Hl  'Rp]Kirt''  No.  1.  Contain"  Sif^ti^tf-s  (»f  wixcr-s  and  hours  in  Germany, 
England,  Auätrm,  Holland,  Dciiniark  and  Ixiigium.  71  p.  Maacbesler,  „Cotton 
Factory  TiiiMS>S  1906. 
357.  Internationales  Buchdrucker -Pekrctari  1 1       Sert'tariat  Typo- 
graphnjue  International.)   Die  Gebilfenorganiisatiouen  im  Huchdrucker- 

Se'(¥erl>e.  II.  Serie:  Der  Stand  am  I.Januar  1905.  (Lee  Organisadona  ouvritoa 
ans ^indu^'trie  du  livrc.  II'  »(-tw:  In  Situation  Att  1*  jaoTier  1906.)  204 1».  BtmA, 
Schweizer.  Typographenbund,  1907. 
30&  —  Jahresbericht  1908.  Bapport  AnnueL  98     Baad,  Schminr.  TypognplMD- 
bund,  1907. 

359.  Internationales  Sekretariat  der  im  Strassenbau  beschiif Li|r ten 
Arbeiter.  Zweite  internationale  Konferenz  der  im  Strassenbau  beschäftigten 
Arbiter,  abgehalten  am  17.  Februar  1907  im  Voikabaua  za  Leumx.  14  p. 
Bertin,  SdbrtTOTlag.  M.  0 JO. 

300.  Secr^tariat  international  Ouvrlerf^  eniploy^^s  ä  la  eonstruc- 
tion  de  routes  (Paveuntj.  Compte  reudu  de  laU"  Coof^mice  Intematioiiale 
teone  i  Leipzig,  le  19  ferrier  1907.  24  p.  Berlin  21  NW.,  Swr^trät  intfr- 
nalkMUÜ.  Bearataire:  A.  Knoll.  üO  cts. 

a  National. 

a)  Allgemeines. 

361.  B  r  o  e  c  k  c r ,  R.  v.  Schadenersatz- Ansprüche  aus  dem  Lohnkampf  mit  l)r«nnderer 
Beriickfiichtigunir  der  Rechtsprechung  de«  Reichsgerichte.    VI  +  6}  p.  M.  1,00. 

362.  G  I  ei  c  hau  f ,  W.  Geschiente  des  Verbandes  der  deutschen  Gewerkverdl» 
(Hirsch-Dunker).  VII  +  301  P.  Berlin,  Buchverlag  der  Hüfe,  1907.  M.  3,—. 

363.  Ooldschmidt,  KarL  Die  dentschen  Oewerkverane  (Hiiacli-Diuik«r).  ESne 
knrzgefjif!<te  (ie.'jchirhte  ihrer  Begröndunp  und  Entwiddong.  08  pi.  Bolin, 
Verband  der  deutschen  Geworkvereine,  1907.   M.  0,80. 

384.  Heflborn,  Otta  l>ie  „freien*'  Gewerkschaften  seit  1890.  Ein  Ueb«rblidc 
über  ihre  Organisation,  ihre  Ziele  und  ihr  Verhältnis  zur  aogialdamotaratiadiein 
Partei.   VI  +  197  p.  Jena,  Gustav  Fischer,  1907.  M.  4,—. 

86K.  Helms,  E.  Die  sozialdemokratisdie  ond  gewerksdiaftliara  Bewegoog  in  DSne- 
mark.   VI  4-200  p.    M.  4,—. 

3ö6.  Hirschfeld,  P.  Untersuchungen  und  Materialien  zur  Verbreitung  der  freien 
Gewerkschaften  seit  18%.   .'»ö  -|-  Öl  p.   Diss.  Marbui^,  1907. 

367.  Irobusch,  H.  Ist  eine  Verschmelzung  der  Bergarbeiterorganisationen  mOglidi? 
80  p.  2.  Aufl.   E*=t>en.  Fredebeul  &  Koenen.  1906.    M.  0,.öO. 

368.  Juat,  A.    Die  evangeliscbfn  Arl)eit-rrvereine.    Leipzig,  F.  Dietrich. 

309.  Lewin,  L.  und  Neustedt,  F.  Arbeitwtatistik  der  deutschen  Gewerkvereine 

(Hirsch-Dunker)  fflr  das  Jahr  1906.  96  i>.  M.  3,—. 
STOL  Poer^ch,  V,.    Die  Oewcrkvereine  und  das  Untcmehinertrim.  Ein  Beitrag  zur 

Frage  „Harmonie  oder  Interessengegensatz?".  24  p.  Dübseldorf,  Gewerkverein, 

190S  M.  -,15. 

871.  Boblich,  K.  Warum  und  wie  massen  sich  die  teduuBchen  Pri?atbeainlon 

orcanisieren?   15  p.   Berlin,  Karl  Sohlich,  1906. 

372.  w  eher.  Leitsätze  über  BedenUing  und  SUnd  der  ev.  Arbeitenrwdne  ond  der 
Christ!  -nationalen  Arbeiterbewcptinp.    4  o.    M.-Gladbach,  1907. 

373.  Zentralrat  der  deutschen  Gewerkvereine.  Arbeits-Statistik  der  deut- 
schen Gewerkmeine  (Hirsch-Dunker)  für  das  Jahr  r.MjO.  Nach  den  Angaben 
der  OrU<=i vereine  snaammengeateUt  and  bearbeitet  von  Leonor  Lewin  und  Frz. 
N  c  u  ä  t  c  d  t. 

374.  Verband  der  deutschen  Gewerkvereine.  Die  Verhandlungen  do^  h- 
xelinten  ordentUchen  Vcrbaodetagea,  abgehalten  im  Verbandshauaie  zu  Berlin 
vom  20.— 27.  Mai  1907.  Nach  den  AnfMchnungen  des  ProtokoUffilkrerB  vertoat 
von  L.  Winter,  Berün.   272  p.    Berlin,  Selbstverlag,  IW)?. 

375.  Verein ignng  der  arbeitenden  Frauen  in  Berlin.  Fünft»  Jahres- 
berieht  Rr  daa  Vereinsjalir  1906.  38  p.   Wien  1907. 

S78.  Dnpin ,  Dr.  A.  MottTement  qyndical  onvner  dana  l'Induatrie  AUemanda.  402  p. 
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1906.  405  p.  Lyon,  A.  Rey  &  Cie.,  1907.  (v.  Legislation  iudustrielle  et  comroer« 
ciale  p.  20<.) 

535.  Zentral  vorstand  de  -  Schweizerischen  Gewerbeverein«.  Siebenaod* 

zwanzigster  Jahresbericht  1906.  87  p.  SU  Gallen,  Hon^ger,  1907. 
686.  —  Zur  Beviaion  dea  BchweiMriachen  f^biikgeeetni.  GutachtttD.  15  p.  1906L 
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587.  Societ^  suisse  des  com  ni  er(,'an  ts,    3r>'  rftpport  änniiol  du  Comit»'  fcntral 

IdO&yOt».  (Exercicc  du  l*'  mai  lUOä  au  30  avrU  im,)  4i      Zürich,  AbcIi- 

rntnn     Seheller,  11106. 
938.  Rn»i1or  UaDdelskammer.   XXXI.  Jahresbericht  d«r  HudeUkanimcr  an 

den  Basler  Haodels-  und  InduBtrievcri  ifi  über  dm  Jahr  1908.   1®  p.  Basel, 

Wenier-Biebm,  11K)7. 

589.  Knnlnnaler  solothiirnischer  Handels-   und  Industrie-Verein. 

III.  J.-üin-rtberii  ht,  umiaä.'*^d  das  Jahr  1905.  .31.  Vereinsjahr.  93  p.  Solothnm, 

Zepfelsche  Buchdruckerci,  1906. 
540.  -  IV.  Jahresbericht,  amfMscDd  das  Jahr  1906.  32.  Verdoqahr.  104  p.  Solo* 

thum  1<K)7. 

Ö41.  Znrc-ber  Handelskammer.  Bericht  über  Handel  und  Industrie  imEaDtOlfc 

Zürich  für  das  Jahr  1906.  VII  +  181  p.   Zürich,  Selbstverlag,  1907. 
542.  Der  orranimerte  Kampf  der  Unternehmer  gegen  die  Arbeiter.   16  p.  Berlin, 

c.  Lt-i.ni,  v.m. 

Gutmaan,  Juliot.  Ueber  den  amtfikanischeu  S^tahltruat.  Easen,  Bädeker. 
M4.  Waaner,  A.  Die  KartellieraDg  <ter  GroMindiistrie  and  ihr  EinflUM  auf  die 
Arbeiter.  16  p.  fiaeeii,  Fradabeul  ä>  Koeneo,  1906.  M.  0^. 

8.  IrWItBlMi^Klt,  AAeltanarkk  «ad  ArbeltnuMliwcli. 

OlGsicUa  FohlikatioiMii  eiehe  unter  I.  1.  Nr.  25,  43,  61,  72,  92,  148,  236,  238,  241. 

545.  Arbci  tslosenkasse  des  Arbcit  crhniKlesliaeeL  Sechster  Bericht.  Ge- 
schäfts jähr  1906/07.  1.  April  bis  31.  März.  17  p.  Ba»d,  Schweiz.  Typographen- 
bund,  1907.  ^r-o  r- 

54&  Imle,  Fannv.   Kritisches  und  Poeitivee  anr  Frage  der  ArbeitaloeeoffirBOrae. 

71  p.   Jena,  G.  Fischer,  15J07. 
547.  Klein  bort.  Arbeitslosigkeit  und  die  Bewegimg  der  Arbeitaloeen.  8t  Peten- 

burjr.  Obffipownnie.   72  p.   Rub.  0,30.  (Russ.) 
Ö-18.  Müller,  F.   Dm  Problem  der  Stellculosenversicherung.    Diss.   47  p.  m.  Tab. 
Erlangen  1906. 

549.  Olden  berg.   Ueber  Arbeitslosenversicheriing  und  Arbeitsnachweis.  (S.-Abdr. 

aus  Schniollers  Jahrbuch  für  GesetzgchuDg,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft, 

M.  XXXI,  H.  2.)   Duncker  &,  Humblot,  1907. 
ÜK).  Keichcsberg,  N.   Die  Arbettsioeenvenicherang  in  der  ^Uiweiz.  40  p.  Bern, 

Scfaeitlin,  Spring  &  Comp.,  1906.  M.  0.60. 

551.  Troeltscb,  W.  Das  Probkm  der  Arbeitdofligkeit  46  ^  Marburg,  N.  Q. 
Elwcrt,  1907.   M.  0,75. 

552.  Societjl  Umanitaria.  Le  ch6mage;  publik  sone  les  anspicee  de  la  

XITI  +  '274  p.   Paris,  V.  Giaid  &  E.  Brftre,  1907.   frs.  ^ -. 

553.  Advij*üry  Comraittee  of  tho  Maintenance  and  Employment 
Society.  The  Work  aml  Maintenanco  Bill,  1906.  How  to  provido  work  for 
the  Unomployed  and  maintenaiK  e  for  the  Aged,  without  increaaing  taratioili 
Prepared  by  .  .  .  .  .   London,  Kiug  &  Son.  Is. 

564.  Central  Ezeeative  Committee.  London  Unemplojed  Fond  1964— 1906. 
Bicport  of  the   London,  King  <St  Son.  Is. 

555.  Distress  Committees  in  Scotland.  Report  on  the  Proceediugs  ander 
tho  Uiiomployed,  Workmoii  Act,  lO"."..  up  to  löth  May,  190i;.    34.'.1.  :M. 

556.  Hatch,  £.  F.  G.  A  Keproach  to  Civilixation.   Treatise  on  the  Problem  of  » 
the  ünMnployed,  and  8<mie  Suggcstions  for  a  Poesible  Solntion.  London, 
Waterlow,  !907.  Is. 

557.  Moore,  Harold  E.  Our  Heritagc  in  the  Land.  Illing  recommendations  for 
the  relief  of  the  ünemployed,  tiie  Craining  of  En^igrants,  mid  Landhusbandry. 
With  an  Intrtxlnction,  and  a  i^rbomp  to  provide  Work  on  the  land  for  the  un- 
employed  by  iSute  aiU  by  Sir  William  Muther.   Tjoudon,  King  &  Son.  Is. 

558.  JLindberg,  Jak.  Kr.  Arbejdsloshed.  (Grundrids  ved  folkehg  UniTeimtets- 
nndervisniriLT  Nr.  129.)    16  [..    Koiirnhagen,  Enslev,  llXiT.   20  0rc 

ö5iK  Cordt  Trap.  Arbejd8loshetl«for»ikring  med  saerligt  llenblik  paa  det  danske 
Lovforslag.  Sacrtryk  af  national0konomiek  Tidedcrift.  30  p.  KolMoliaTii, 
Nieleen  &  Lydiche,  1907. 


560.  Calwer,  Bichard.  Das  Wirtschaftsjahr  W^ßl  Jahresbericht«'  über  den  Wirt- 
schafte- und  Arbeitamarkt.  Erater  Teil:  üandel  and  Wandel.  Jena,  l-lacher, 
1907. 
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601.  Feig,  Dr.  J.  Arbeitsnachwäs  und  Arbeitslosigkeit.  Sooderabdruck  au«  dem 
14.  Jahrgang  den  Statistiachen  Jahrbnchfl  DentaclMr  Stidtei  pp.  211 — 231. 
Brpflau,  W.  G.  Kuru. 

M2.  Verband  bayerischer  Arbeilsnachweiae.  Verhandlungen  der  II.  Ver- 
bandsversaminfun^  und  Arbeitanachweiskonfercnz  am  22.  und  ^3.  VI.  1906  in 
Nürnberg.  Lehrlingsvermittlun^  und  Jugendfürsork^e.  —  Landwirtschaftlidw 
Arl)citHvcrmittliiiig.  — Der  praktische  GeHchäftBping  der  Arbeit.Kämtor  im  lokalen 
und  interlokakn  Verkehr.  VIII  +  litt  p.  München,  J.  Schweizer.  &L.  2,50. 

568.  Verband  snr  Forderung  de«  Arbeitenacliwaiee«  im  Begierungs- 
bezirk  DQMflldorf.  Jahniberidit  VIII.  GcMsfaSflqalir  1900.  31  p.  DOnel- 
dorf  im, 

66i.  Verein  snr  Forderung  und  Organisierung  der  Arbeitsvermitt- 
Inng  in  Ocstcrrridi  Schlesien.  TI1%lceitBbericht  fiber  das  Jahr  1906b 

30  p.   Troppau,  ISclbstverlag,  1907. 
605b  Gewerbliche   und   ka u  f  m ii n nische    A rbeitsTermittlungBanstait 

Budapest.    Sieben ler  (fe^chüft•berid>t  19Q&  ZosammengeBtelit  tod  G.  -ron 

Lötay,   9  p.   Budapeft  1ÖI)7. 
500.  Deut  sehnationaler  Handlungsgehilfen-Verband:  Max  KoslowskL 

Die  KookurrenzklauBcl  der  Handlunim^ehilfeo.  dl  p.  Hamburg,  Buehhandloog 

des  Dentschnationalen  Handlungsgehitren-Verbandes,  1906.   M.  0,50. 
607*  Medek  z  a  ,  A.    tSpsa}eczne  posreduietwo  praey  w  Kraju  i  zagranica.  (Die 

soziale  Arbeitsvermittlung  in  der  Heimat  und  im  Auslände.)  8b  pw  Kallas  1906. 
668.  ArbeitsnachweissteTlen  des  Gros8herBogtamsLuxenibar|%  Jabves- 

bericht  der  ArbeitsnachweiH^teUcn  des  Orosshenogtoms  LDXembnig.  Geschlfts* 

jähr  190(5.   lü  p.   Lux^uburg,  Januar  1907. 
609.  Verband  schweizerischer  Arbeitsämter.  Protokoll  der  Verbandsv»- 

sanimhmg  scliwcizerischer  Arbeitsämter  und  der  II.  Konferenz  betr.  öffentliche 

ArbeitevenuittluDg,  den  1.  und  2.  September  r.KXj  im  Stadthaus  Zürich.   30  p. 

Zürich,  Conzett  &  Cie.,  1906. 

570.  Mangold,  Dr.  F.  XVII.  Bericht  über  das  üeffeutl.  Arbeitsnachweisbnreau 
de«  kaiitons  Basel-Stadt  und  Berieht  über  die  VeraiilÜungstäUgkeit.  im  Jahre 
1906  mit  einer  graphischen  Darstellung  und  einer  Uebersicht  iiDer  die  Lohn« 
bewegung  und  StreiKe  im  Jahre  1906.   35  p.   Basel,  R.  G.  Zbinden,  1907. 

571.  Jent,  Hermann.  Paritätische  Arbcitsnacbwebe  (im  schweizerischen  Buch- 
dnickergcwerbe).   8  p.    Bern,  II.  Jent,  r.KKi, 

572.  Falk,  H.  J.,  aad  Sp  encer,  M.  G.  Employment  Pictores  from  the  London 
OensoB.   London,  King  &  8<Hi.  28. 

573.  Dali  statietid  snl  macctta  del  lavoro  in  agriooltnia  nel  1906.  Bona.  fr.  1,—. 

9i  ArbeliMwdaug  nd  ArMteniHMblMa. 

Offiadle  PnblikationflD  sieh»  unter  L  1.  Nr.  63. 

674.  Esche,  A.   ArbeitAordnuiig  und  Arbdterausschuss.   47  p.   (Zeit*  und  Strslt- 

fragen  IV.  7.)  Dresden,  v.  Zahn  &  Jaensch.  M.  1,~. 
675u  Koch,  H.  ArbeitersusschflssB.   Hrsg.  v.  Arbeitenrolil,  Verband  fOr  soaisls 

Kultur  und  WdOfahrtspflege.  XV  +  100  p.  M.  2,— . 

10.  Arbeitsstreitigkeiten. 

Offizielle  Publikationen  siehe  unter  I.  1.  Nr.  1,  11,  13,  14,  34,  HS,  39,  42.  ir>,  "ö,  72, 
7fi,  78,  81,  82,  84,  89,  91,  103,  104,  108,  10»,  188,  202,  205,  225,  220,  237. 

576.  Bernstein,  Kd.  Der  Streik,  sein  Wesen  und  sein  Wirken.  119  p.  Faak- 
furt  a/M.,  Lit.  Anälalt.   M.  1^. 

577.  yrey,  Erich  H.  Strike  und  Btn&eeht.  114  p.  Heldelbecg,  a  Wbiter,  1908. 

M.  2,- — . 

578.  Haack,  Magnus,  und  Heidt,  M .  Aussperrungsfieber  der  Metallindustriellen. 
71  p.   Dresden,  Sclbstverbig.  ]:•(>..   M.  ri,-.0. 

579.  Mever,  Dr.  BdL  Statiatil;  der  Streiks  und  Aussperrungen  im  In-  und  Ans- 
lande.  Leipzig,  Dufute  &  Humblot,  1907.  M.  6^. 

6%.  Bkarzyneki,  L.  Btieik  und  OnniiisatioD.  Aue  dem  Buseiecben  top  B.  C  laues. 
M.  9,-. 

581.  Weber,  Leo.  Becht  und  Unrecht  bei  Arbeiterausständen.  Ein  Gutachten. 
r2  Teile.)    Separatabdruck  ans  der  Schvaa.  Zeitsdurift  fflr  StnMit.  Bern, 

ßtäiupfli  &  Cie.,  lÜ05/0(i. 
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982.  Wendisch,  G.  StreikH  und  Aussptrr  hucd  in  Deutschland  nach  der  Statistik 
de«  Deutsch«  ri  IN  iches.    Diss.    70  p.    Erlangen  190Ö. 

583.  Aiger,  F.    La  crixp  vitioole  et  lu  viüculture  m^ridionale.   1900/1907.    130  p. 
Pam,  Oiard  et  Brif  re,  l'.K)7. 

584.  B 1  o  n  d  e  I ,  Oeonras.  La  defense  patronale  en  AUemagne.  (Mus^  8040*1^  H^moizaa 
et  Documenta  1907,  No.  4.)   p.  97—122.   Paria,  Bouaaeaa,  1907. 
Fraccacreta,  Dr.  A.  II  nonnieiito  opmio  ndl'agiiooltiin  faiaoeM.  168  n. 
NapoU,  JL  Picrro.  Iö07. 

S8&  Onlzon-Pag^H,  J.  La  eriae  yitlooto.  92  ^  Perpignan,  Barri^,  1906. 
fr.  1^. 

567.  Losä,  E.  Le  confUt  dans  le  district  anthiadföre  de  PeDflsylTanie  en  190Ü. 
26  p.  fr.  1^. 

58*^  ^fillerand,  A.  griive  et  rorganisation  ouvrifere.  52  p.  Pnris,  Alcan,  1906. 
öift».  Kl  st,  Ch.   La  progreBäion  de&  pr&ves  eo  France  et  m  vaieur  aymptoniatique. 

Paris,  Giard  et  nriin,  1907.  frs.  2  — . 
MO.  Sei  Ihne,  L^n  de.  La  Gr^ve  <le  Freesenneville.   (Mu8^  Social,  M^moine  «t 

Document«,  1907,  No.  7.)   p.  181—212.   Paria,  Bousseau,  1907. 

591.  —  Le  lock-out  de  Venriere.    124  p.  Paiii,  BooMeau,  1907.   frs.  2,50. 

592.  Sa.stro,  M.  Iluelgas  en  Barcelona  y  su«?  rceultadoe  durante  el  ano  11K)5, 
acompailado  de  numeroeos  ^  irnportantee  datos  estadisticoe  bobre  otrot»  a^untos 
obrera  de  Barcelona.  103  p.  (Tefoer  allo.)  fiiioalona,  „L*  Hocmiga  d»  On/*, 
1906.   peset.  1,50. 

908.  Boos,  Biffurd.    NatiotMktnFjkwi  i  Finland.    VIII  +  351  p.  HfllaiDgfon, 

Lindberp,  V:m.    Kr.  2pO. 

594.  Willgren,  KarL  Arbetarefr&gor.  I.  Medüng  i  arbetatvister.  IL  Arbetare- 
fOraikringen  i  FSnland.  47  p.  Helsingfon  1907. 

595.  Arbeidskonfliktor  i  Norj^e  1903-  1006.  »Saertryk  af  „Arbeidsmarkcdet",  udgifel 
af  de  StatiäÜäke  Centralbureau,  1906,  Nr.  10—12).   20  p.   Kriatiania  1907. 

906.  Buieson.  Generalstreik.  Beilage  N.  K  u drin.  GonenÜBtnik.  Bt  Fetecri»., 
ObtodMttmnaja  JfolML  Bab.0,15.  (Süss.) 

11.  ArMtnaliUe  wd  UattllT«Afltuif • 

Offiaelle  Ptablikatioiieii  akihe  unter  I.  1.  Nr.  114,  119,  141,  164,  190. 

597.  Die  Unfallvcrhütun^Bvorschriften  der  Berufsgenossenschaft  Ii  j  chemischen  In- 
dustrie. Anhang:  Bekanntmachungen  betr.  1.  Aolageo  zur  Herstellung  von 
AlkÄlichroniatra ;  2.  Anlagen  zur  HerMielhiDg  yon  Bleinirb««  und  ttnd«nni  BbA- 

Srodnkten;  S.Anlagen  zur  Vulkmi  ii  rn:     von  Gummiwurn;   1   Anlagen,  in 
enen  Thomasachiacke  gemahlen  oder  Thomasschlackeumehi  gelagert  wird. 
4  Aufl.  268  ik  Berlin,  C.  Hermann,  1906.  M.  i;20. 
998.  Li  p  ]>  i  ^  ch  e  fandwirtschaftliche  Berufsgcnossenachaft.  Unfall- 
Terhütiingsvürschriften  für  die  landwirtschaftlichen  Betriebe.  BeschJ.  26.  Juli  1906. 
Genehm.  3.  Des.  1906.   35  p. 

599.  —  TJnfallverhfittinpBTorschrifton  für  die  landwirtschaftliche  Vieh-  und  Führ- 
Werkshaltung,   ßeschl.  2G.  Juli  llK)u.   Genehm.  3.  Dez.  J900.    14  p. 

600.  —  Unfallverhutungsvorschriften  für  die  landwirtwoJiaftliche  Bnahnltopg.  BeachL  26. 
Juli  lOOfi.   Genehm.  3.  Dez.  1906.   31  p. 

601.  —  UufallverhütungisTorschriften  für  landwirtachaftliche  CMUe  und  SprengmitteL 
Beschl.  26.  Juli  IIKJG.    Genehm.  3.  Dez.  l'JfXi.    7  p. 

602.  Schlesiscbe  landw irtachaf tliche  Beruf axenoasensehaft.  Unfall- 
▼erhütnngsvorBchriftan.  IIL  TdL  Itf dwirtMshaftlidw  Hauptbetriebe  (Gerite, 
Viehhaltung,  Fahrwerk,  BanweMn).  BeachL  19.  Okt.  1906.  Genehm.  87.  Des. 
1906.   12  p. 

609b  Schleawig-Holateinieehe  landwirtschaftliche  Ber uf s genoasen- 

Schaft,  ünfallverhiitun^'.-^vorschriften.  Bepohl.  17.  No?.  1906.  Genehm. 
1.  Mai  1907.   39  p.   Kiel,  Vollbehr  &  Riepen,  V.M)7. 

604.  Feilchen feld.  Zur  Be^ffsbostimmung  de^  Unfälle.  (S.  A.  ane  der  Aent- 
lichen  fcSachverständigcn-Zoitunfi:.   Nr.  9.)   Berlin  1907. 

605.  Den k er,  W.  Unfallverhütung  bei  Sprengarbeiten  in  Steinbrüchen  mit  be- 
sonderer Berttckrichtigung  der  wichtigeten  Spreng-  und  Zündnüttel  und  der  in 
Frage  kommenden  geaeteiichen  Beatimmiugen.  All  +  1^1  p*  Berlin,  0.  Hey- 
mann.   M.  1,00. 

606.  Lea  accidents  du  travail  et  leB  Dispensaires;  par  un  andea  oonadller  mmiieipal 
de  PMie.  VIII  p.  Paris,  CkiUemaoU 
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007.  An ccy ,  ( '   I  es  Thi\nu  profeeeionneb.  Let  aeddeot«  «t  les  inftkidiw  dn  travAÜ. 

205  p.  Faris,  liouiiseaa,  1907.  frs.  4,— . 
606.  Dft  Gunha,  A.  Lee  Aeddcntt  dn  tn?«lt  et  les  mnaieß  de  prdvwtioii.  108  p. 

av.  fic,    Paris,  (/"hiux. 

609.  Grillet,  L.  La  bä:uriu>  du  travail  duns  Ics  Etablissements  industriela  et 
comroerdanz.  224  p.  av.  fig.   Paxia,  Gauthier- Villa»,  l'J06. 

610.  Guennonpres,  Dr.  Pourqaoi  entrepfendre  ona  mmveUo  mauon  de  sant^?. 

Lille  lUüij. 

611.  MusEo  de  Prävention  des  aceidenti  dn  travail  etd'hygi^neindu- 

Btrielle.    Kütit-o     miseipnpmpnt»  divprf«.  26  p.  Pari!*,  Vuibort  vi  Nony,  1906. 

612.  Milne,  E.  La  RZ-vinion  de  la  Itgihlatiou  bur  le«  accidenta  du  travail.  Thb-se. 
1.^0  p.   Paria,  LaroHc-  vi  Teoin,  19Ö6. 

613.  Mourga^s,  A.  D^termioatioa  des  profesaions  assujettie»  la  loi  du  9  avril 
1808  8ur  les  accidents  dn  traratl.  Tb^e.  203  p.  Pari«,  Laroee  et  Tenin.  1006. 

614.  Nonrrisson,  P.  Ix-  Nouvoau  Tarif  in(Vlical-jiharmaceutique  du  n  ini-tere  du 
commerce  en  mati^  d'accidents  du  travail  k  1  usage  de  M2^  les  juge«  de  paiz. 
Bordeaux,  Afcnir  de  la  mntnalit^,  1906. 

616.  Vannoz,  L.  De  rpAten^^ion  s\ux  ouvrien^  agricolea  de  la  Jot  dtt  8  afril  1806 
Bur  les  accidenUi  du  travail.    Pari.-»,  Pedone,  l!HK). 

616.  Beaumont,  W.  M.  Injurit-:*  uf  the  Ev.-ä  of  the  Employed  and  the  Workmenli 
( 'oiupensation  Act.    168  p.    Ixuidon,  Ii.  K.  LcwLs,  1907.  5s. 

617.  Oliver,  Th.,  Prof.  liescue  Work  in  Mine«.  t««8on8  from  the  Courriöre» 
Uine  Oataatroplie  in  Fnmoeu  15  p.  B.'A.  The  Lanoet,  89.  Jnni  1907. 

12.  Arheit«rei-traf.   Lolinformen.  Koaütloutirecht.  TarifrertrU^e. 
OffisieUe  PubükaAiooen  nehe  nnt4a>  1.  1.  Nr.  2,  16,  29,  31.  32,  33,  59,  liü,  02,  65,  72, 

76,  78,  81,  68,  106,  100,  160,  161,  164. 

618.  Berlin ng,  R.  Entwickelungpgc^rhichte  des  Arboit,svertrafros  in  den  deutlichen 
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625.  Lind  heim,  .\.  v.  Die  Friedcc«aufiraben  der  Tarifvertrapre  zwischen  Arbdt» 
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630.  Schall,  Wilhelm.  Das  Privat  recht  tirr  Arbeitstarifverträge.  Jena,  Fischer.  M.  4.— . 
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661.  Bim  merebach  ,  Bruno.  Die  EMtiöhnung>'niethoden  in  der  Ei n  i nd ustrie 
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14.  Arbeitszeit.  Pausen.  Sonntagsruhe. 
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673.  GoetBcli,  P.  Das  Kdchstrosciz  üt>cr  d&s  Au^vvaudcrungswcscn  vom  Ü.  Juni 
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Helmigfor.^  lÜO'.-fe,  le  vol.  frs.  2,  . 

675.  Comiorzio  per  la  tutcla  dcll'  emigrazione  tcmporanea  in  Europa. 
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702.  Hagmanu,  ii.  Das  U«idwirt«chalUiche  Genossenschaf tsweeen  in  Wärttem- 
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A.  P.»  1907. 

804.  Frank,  L.  Die  jugendlichen  Arbeiter  und  ihre  OrganisationeD.  32  p.  Berlin, 
Vorwärt«,  1907.  M.  0,50. 

805.  H au c  k »  E.  Die Naditarbeit  deer  JanBiidliclie&  in  der  drtarrachiodwn  IndiiBtrie. 
M.  1^. 

806.  Poters,  Max.  Der  Weg  zum  Licht  Ein  Weckruf  an  die  deutsche  arbeitende 
Jugend.  Mit  einem  Vorwort  tod  Paul  Qölire.  40  p.  Berlin,  Varwirta,  1907. 

M.  0,25. 

807.  Zollinger,  F.  ftobleme  der  Jngendfunorge.  H.  2,40i. 


808.  Naske,  A.  Das  Lchrlinpjwcspn.  Nach  Vortrügen,  pohalton  in  dem  Er.-ten 
deutschen  Instruktionskuree  für  CieDOfipenachaftsfunktionäre  iu  Brünn  ItKjO.  78  p. 
Brünn,  mährischer  Gewerbeverein,  1907. 

809.  Silbermann,  Dr.  J.  Praktische  Lehre  und  theoretische  Facbbildnng  der 
weiblichen  HandlungBgebilfen.  Ein  Beitra^r  zur  Lehrliugsfrage  im  Hanoäqge- 
worhe.  Auf  (Jrund  einer  Umfrage  benrbiitet.  Schriften  des  kaufmanniechen 
Verbandes  für  weibliche  AngttteUte,  £.  V.  Nr.  (i.  tiS  p.  Berlin  1907. 

810.  Wolff,  Maurice.  I/ceayre  dee  aasociations  dane  Penf^eignement  profeseioonel 
en  AUemagnc.  (Muf<iV  Sot  ial,  Memoire?  et  Documenta,  1007,  No.  5.)  j).  125—143. 

811.  Schweizerischer  Gewerbevercin.  Bericht  betreffend  die  Schweizerischen 
»werblichen  Ldirliogsprüfungcn  im  Jahre  1906.  Erstattet  von  der  Zentral- 
Früfung^^koTumission  und  genehmigt  vom  Zentral- Voretand  dee  Bchweiaetiaehen 
Gewerbeverein«.  24  p.  Bern,  BücUer  &  Co. 

tL  fleUe4e>  Ctow«rbe-^  SMAwniBecorlehto  vid  Elilfiiiptater. 

Offizielle  PubUkationen  siehe  unter  I.  1.  Nr.  80,  84,  104,  141,  148,  140,  176.  IR'').  219. 

812.  Esche,  Prof.  Dr.  A.  Gewerbegericht  und  Einigongeamt.  Berlin,  Simion 
Nachf.,  1906. 

813.  Gifii,  M.  Einigungparat  und  Si  liii  l-gerieht  zur  Lösung  von  Kollektivkonfliktcn 
twiecben  Arbeitgebern  nnd  Arbcitnebmem.  Darstellung  der  Normen  öffentlich- 
und  privatreehmdier  Natur  in  den  Staaten  Europas,  AuetralienB  und  Amerikas. 
Im  atiitüchen  Auftrag  luaammengestdlt.  IV  +  215  p.  Baiel,  Hdilring  &  Lichten- 
hahn.  M.  3,20. 

814.  Zimmermann,  W.  Gewerblichee  Einigungsweeen  in  England  und  Sebottlaad. 

112  p.  Jena,  Gustav  Fipeher,  1906.  M.  0.75. 
Ö15.  Gondouin,  H.  Les  tribunaux  du  travaii  en  France,  (Coneeila  deprud'bommes.) 
Ge  qulb  «mt;  ce  qu'U  doivent  ^  Tb^  IX  +  Sil  p.  Gaco,  Valin. 

22.  SoT^iaipolitik,  ollgemeiue. 
Offizielle  Publikationen  tdehe  uiit*!r  1.  1.  Nr,  51,  52,  107,  155. 

816.  Secr^tariat  du  Bureau  Socialiste  Internattonal.  L'Interbatiotiate 

Ouvrifcre  et  Sociabfte.  Kapport  (^ouniis  au  Congrfes  Pocialiste  International  de 
StuttgMTt  (lt^24  aoüt  1907}  par  lea  organisations  socialistes  d'Europe,  d'AuatraUe 
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et  d'Am^rique  sur  leur  activitö  pMidant  les  aoa^es  1904—1907.  Edition  franyaifle. 
PrÄface  d'Ef.  Vandervelde.  Volume  I.  422  p.  Bnixelles,  Bureau  ßoctaligt« 
International,  1907.  frs.  2,50. 
017.  ülievasoa,  £.  Le  patroa.  tioü  r61e  ^aomique  et  aocial.  27  p.  i:'an8,  Giatü 
&  Mre,  1906.  fr.  1^. 

818.  Forw  ch  ncr ,  C.  Soziale  Briefe.  III.  Der  chrintü  h-'  (1  pwerki*chaft«gedanke. 
(Briefe  an  etnen  Arbeiterfreund.)  VIII  +  135  p.  Mainz,  Kirciiheim  k  Co.  M.  1,50. 

819.  V.  Halle,  E.  Die  Weltwirtschaft.  Ein  Jahr-  und  Lesebuch.  I.  Jahrgang  1906. 
I.Teil  Internationale  üpbersichten.  \'Iir  f  3W  p.  Tl.  Teil  Deutschland.  VI 
+  263  p.  Herausgegeben  unter  Mitwirliuiig  zahlreicher  Fachleute.  Leipzig  und 
Berlin,  B.  O.  Teubner,  1907. 

820.  Kampff  meyer,  P.  Streifziigc  darck  die  Hieorie  und  Fnxis  der  AriMitar- 
bewegung.  Stuttgart,  Öchhcke. 

831.  Lasalle,  F.  Arbeiter- Pro^mm.  Qeber  den  beeooderen  Zusammenhang  der 
geiEBnwärtigen  Gc^chichtepenode  mit  der  Idee  des  Arbeitmtandei.  Mit  vorbe- 
merlrangen  heraudgegel>en  Ton  Bd.  Bernstein.  47  p.  Berlin,  VMvrilita.  IL0,75. 

€22.  Maler,  (}.  Soziale  Ikwegung  und  Theorien  bis  mr  mpdemm  Arbeiterbwregliag. 

Iti2  p.  Leipzig.  B.  G.  Teubner.  1906.  iL  iß^ 
883.  Marx,  KaiL  LohDarbeit  und  Kapital.  (Am:  «Bhein.  Zeitung*  vom  Jehr  1849.) 

Neu  hfög.  von  K  Ksunsk-y.    Im  p.   M.  0,25. 

824.  Meyer,  C.  Die  Gue^elleufrage  im  Mittelalter.  Zur  Geschichte  de»  deutschen 
Arbeiterstandes.  M.  0,50. 

825.  Most,  Otto.  Arbeiterfrage  and  Arbeiterpolitik  im  Gewerbe.  Bonakr  Focteduitt 
Nr.  99-100.  32  p.  Leiozig,  F.  Dietrich.  M.  0,25. 

888.  Bombart,  Werner.   Dm  Proletarfatt.  («Die  Qesellschaft*.  Sammlung  sozial- 

Kychologi'^chcr  Mnnnirmpht'^n.   ITr-^t».  von  Dr.  M.  Buber.  L  Band.)  XI V  4*  88p. 
"aokfurt  a.  M.,  Kuiiea  iNt  Lueniug,  11HJ7.   M.  1,50. 
887.  Totomjanz,  V.   Ueber  die  wirtochaftlichen  Aufgaben  der  st&dtischen  Ver- 
jndt^^  16  p.  Bosialer  Fortachritt,  Nr.  84.  Leipsig,  F.  DietridL,  1907. 

828.  Wernicke,  Dr.  J.  Kapitalismus  und  MittelHtandspolitik.  J-na,  Gustav  Fi^t  hrr. 

829.  Cox,  Harold.  Socialism  in  the  Hooite  of  Conunona.  fie^rinted  fam  "'£be 
Edinburgh  Review".  Beviaed  and  ezlended.  1907.  8d. 

830.  Fa I CO  n  n et ,  M.  La  «semaine  aoelale*  de  Franca.  VatÜoa  Pc^ralalre  No.  UM. 
Paris,  Victor  Lecoffre. 

881.  Flornoy,  E.  Le  Gomte  Albert  de  Mun  de  l'Acaddmie  ftanyaise,  D^put^  dm 
Finist^re.  La  Doctrine— Oeuvres.  L'actioa  Popdaireb  Galerie  Socmle  No. 
130.  35  p.  Pariä,  Victor  Lecoffre. 

832.  Lambert,  A.  Le  mouvement  social  an  Franoe  join  1906— jniii  1906.  87  pb 
Paris,  üiard  &  Brifere,  I90G.   fr.  1,50. 

833.  Levasseur.  Quebtions  ouvrifere«  et  industriellce  en  France  »oua  la  troiaifcme 
Bäpublique.  968  p.  Paris,  Rousseau. 

834.  Lorin,  H.  L'organisation  professionnelle  et  le  oode  du  travaiL  Etüde  eor  ke 

Srincipee  du  catholicisme  social,  fr.  0,60. 
(arolles,  V.  de.  Le  Cardmal  Manning.  L'actioa  popalait^  Galerie  aodala 
No.  12&  32  p.  Paris,  Victor  Lecoffre.  fr.  025. 

836.  ParaeTal,  da.  Principee  de  foirganieatlon  dn  travaiL  tr.  0,76. 

837.  Koguenant,  A.    Patrons  et  ouvriers.    191  p.   I*r\ris,  Lecoffrc,  1007. 

Ö38.  Variez,  L.   L'iuüutitrie,  les  Ouvriers  et  la  Vie  sociale.  Extrait  de  Gand  guide 

illustre  10  p.  Gand,  A.  Vander  Haeghen. 
880.  Conti,  E.   Qucr^tione  igieniche  e  nociali:  risparmio,  cooperaztone  mrale,  eoda- 

iismo  e  mortalitä  infantile.  1^  p.  Milano,  L.  F.  CogUati,  1906.  L.  2.—» 
840.  Hapgood,  H.  The  Spirit  of  Labonr.  410  p.  New  Yoifc,  Dnifield  A  Oo, 

lOOf.   S  1,50. 

Ö41.  Harper,  J.  Wilson.  Education  and  Social  Life.  334  p.  Ivondon,  I.  Fitmao, 
1907.  48.  (id. 

bü,  Macdonald,  J.  B.  Labonr  and  tbe  Empire.  128  p.  London,  G.  AUm, 
1907.  Is. 

843.  Nocl,  ('  TJir  Labour  Putj:  Wliat  it  la  and  What  it  Wanta.  186  p^  Loado^ 
T.  F.  ünwin,  1907.  la. 

844.  Snowden.  fitheL  Tbe  Wotnafi  Boeialiat  190?.  Ii. 

846.  öocialism:  its  Fi'ln  ir«  and  Dangor^.    A  CoUection  of  Papcre  edited  bv  Fre- 
derick Miliar.  i«sued  for  the  Liberty  and  ProperW  Defence  Leagae.  1900.  Od. 
84&,  Tean7,  E.  P.  Oootrarta  In  Social  Fngnu.  190f.  10».  6d. 
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847.  Webb,  Sidney  and  Befttrioe.  Elnglish  Local  Goveroment  from  the  Bevdutioa 
to  the  MunicipaT  rv,rporirioti  Act.  The  Parish  and  Lhe  County.  XKV  +  6({4pb 
LuodoD,  New  Yurk,  Buiubav,  Loiiginauä,  <ireen  &  Co.,  190& 

818.  Weelright,  Ü.  A,  Human  occupation.  9+13  +  288  |k  BeUeviUe»  Wia., 
Monooa  Fublühing  Co.,  1907.  $  i;ih. 

849.  Horraao,  M.   Socijalno  pitarije.   (Die  soziale  Fra^)   Zagreb  190(>.   K  0;20. 

860.  T  t  )mjanc,  W.  Formy  mclui  roboUuenQgp.  (Die  Fonueo  dar  Ajrb«itabe- 
we^g.)  Krakaa  1907. 

861.  Trseeialr,  Htaaialaw,  P.  Dr.  Ofiwiata  •  dthoAnU  8tadynin  ek<NM»mic£no- 
Bocvuin  .  Aufkläro]^  und  WoUatand.  Eine aoiial-okoiioiiiiBQba  Btodia^)  Pcaeo, 
Selbstv^iagi  1905. 

862.  J anshuL  Ana  Erinnenuigeii  und  Sdutflwaduel  «toaa  Fabrikiospckton.  Uala- 

rialien  zur  Qeechichte  der  russischen  Arbeitorfrage  und  dar  AifaaitqrgOBoti^gelwiBg» 

229  p.  8t.  Petersburg.  1907.  Bub.  1,50.  (liuüs.) 
853,  Kampf m eye r.    Daa  moderne  Proletariat.   27  p.  1907.  Rub.  0,25.  (Russ.) 
8M.  Kautsky,  K.    Der  amerikanische  und  der  ru8.siHche  Arbeiter*  104  |k  IflOtf. 

St.  Peiersbuig,  Balaschow,  190t}.  Bub.  0,25.  (Boss.) 

28*  MMiaioBaweseii. 

Offizielle  Publikationen  aiehe  iiotcr  L  1.  Nr.  84,  137,  147,  leO,  213. 

fi&5.  Heller,  Maria  Dm  SubinjaBioiiafmeD  in  DentachlaDd.  97  p.  Jen«,  Qnatev 

Fischer,  1907. 

24.  Versicherung. 

OlfizieUe  Fubükatioueü  siehe  unter  I.  1.  Nr.  26,  75,  173  und  1.  2.  Nr.  244—277. 

a)  Gesetzgebung,  Jurispudenz. 

Sfift  Engel,  Alfr.   Das  neue  Pensions^esetz  für  die  Angestellten.  Erläuterungen 

und  FCririlr  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Angestellten  in  Handel,  Spedi- 
tion uiid  indnstrie.  Im  Auftrage  des  Zentral  vereine»  der  kaufm.  AngesteUten 
Oesterreichs.  Anh.  I:  Tabelle  üner  Konten  und  Leistungen;  AdIl  U:  Worfelnit 

dee  Getfetzes,   76  p.    Wim,  Wiener  Volksbuchh.   M.  1.—. 

8Ö7.  Hallbauer,  M.    Das  InvaUdenvanicherungsgesetz  vom  13.,  19.  VXI.  1Ö99. 

Ebe  DarlegoDg  in  Geapcidiaiomi.  3.  venu.  Aufl.  VI  +  122  p.  U.  1,40. 
8S8.  Korkiöch,  II.    Gesetz  vom  16.  XII.  1906,  RG-Bl.  1907  Nr.  1  betr.  die 

FeosioasTerächeruDK  der  in  privateo  Dieaaten  und  dniger  in  Öffentlichen  Dienaten 

AttfEesteUten.  Mik  knrsen  &linteningen.  XII  +  HO  p.  Wien,  Mmtadbe  Hof- 

huchhandluog.   M.  — ,85. 
tjöd.  Korkisch,  H.   Die  Pensionsyersicherung  dar  Privatbeamten.  Systematiadie 

Danfteliong  des  (österreichischen)  Getelaee  vom  1«.  XII.  1006^   X  +  208 

Wien,  Manz,  1907.    M.  3^0. 
860.  Meyer,  F.   Fuhrer  durch  das  Invalidenvcrsicheruügsgesetz  vom  13.  VII.  1899. 

4.  erginzte  Aufl.  87  p.   Berlin,  Deutscher  Verlag.  M.  1,—. 
Qßl.  Santtenberg.   Die  deut.<^cho  Krankenveniohamng.  XeztanagalN»  dea  Qeeetiea 

mit  Anmerkungen.   244  p.   M.  0,80. 
802.  Schoplick,  R.    Die  land-  und  farrtwiitecliaftliGlie  ünldDlvenidiening  in 

PreuBscn.   VIII  +  97  p.   M.  2,—. 
863*  Bteener,  M.    Allgemeines  Berggesetz  für  die  Preussiadien  Staaten  vom 

24.  VI.  1865  in  der  neuesten  Fassung,  insbesondere  mit  Irr  Knapp-^ihuftHnovello 

▼om  19.  VI.  190Ü.  Xext-Ausg.  mit  Anmerkungen  und  Sachrc^ter.  Halle  a.  S., 

Ffeffareelie  BneUumdlang,  1908.  M.  lytÜ. 
804.  Bennhold  ,  Fritz.    Die  Knapf^^chaff^novelle.    Gesetz  vom  19.  VL  1908  mit 

Erläuterungen.   52  p.    Lssen,  G.  D.  Baedeker,  1907.   M.  0,bO. 
806.  Wengler,  A.  Handwörterlnich  der  Krankenveniebening.  V  +  821pb  Lefpaig, 

Breitkopf  &  Härtel   M.  5.-;  crrf    >r  n 

866.  Woedtke,  £.  v.  Gewcrbe-UoiaUveräicherungsgesetz.  Teztausgabe  mit  An- 
meclrangen  und  Baeluegiiiter.  8  Aufl.     F.  Caepnr.  4ti0  p.  2,6a 

867.  Woed  t  k-  p  nnd  F  o  1 1  m  n  n  n.  Invaliden Tcrs'ichcnuigKgeeeta  vODk  13.  Juli  1889 
mit  Aofiführungsbcätimmungca.   BerUn,  Gutteotag,  1906. 

868.  Der  7.  Titel  des  Allgemeinen  Bergresetzes  fOr  die  preaaaiadien  SfeMften  (bete, 
die  Knappschaft« vereme)  vom  19.  VI.  1906.  Mit  GegenOI)erfltellung  der  Faeenng 
vom  24.  VI.  1865.  30  p.  Grunewald-Berlin,  A.  Th)echel,  1907.  If.  0,6a 
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809l  Qewerbe-Unfallversicheningogesetz.  Mit  Amnerkniigeil  lumtsg^eben  TOn  eioiiD 
praktischen  Juristen.   326  p.   M.  0,80. 

870.  Die  Reichseesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  ArbeiterverRicherune.  5.  Baud. 
Trutzer,  K.  Da.s  invaliden' tTr-ichorungsgeßctz  vom  13.  VJI.  1899.  Erläutert 
und  mit  den  für  das  Beicii  uad  ^ür  Bavero  erlaMCoen  AiuiübraogBvonH>hriltai 
lieransgegebeD  all  II.  Auflag»  im  InmnaftSt»-  und  AHere-yenicheraagsgeseCns. 
VII  +  885  p.    A  nj^bach,  C  nriisrol  Ä  Sohn.    8,  —  . 

871.  Aodrä,  L.  Lea  accideutä  du  travail.  Kcgime  du  riaque  professioanel,  Expoi^ 
pratiqne  de  TeiMenible  de  ia  l^slation  aur  la  matilre  (UA  du  9  «ml  1886, 
avec  ses  r  vi  ions  succositiTea;  loi  da  90  jnio  1899;  loi  da  12  avril  1906.  126 pw 
Paris,  Liirous.'^e.    fr.  0,bO. 

872.  Delöarde,  D.  La  Loi  du  29  ilecembre  1906.  aur  la  Caisee  de  pr6vojancc  da 
niarius  frar)caie.  43  p.  Paria,  Buiaaox  da  Becoail  apteial  dea  accidenta  da 
travail,  llXXj.    frs.  2,—. 

873.  Duchaolfoor,  A.  Lee  Accident»  du  travail,  manuel  de  conciliation.  Bteui^ 
de  la  jurisprudenec  et  Evaluation  des  diverses  invalidit<!!.s  (raort-s  Ics  nccord!» 
intervenuH  eotre  les  partie«.  2«  Mition,  mise  au  courant  de  la  loi  du  31  mar»  VMö. 
3Ö6  p.   Paris,  J.-B.  Baillifere  et  fils,  l^JOt). 

874.  Orillet.  L.  La  UÖBiaüaa  des  aocidaDto  da  travail.  200  p.  Pari»,  Oaathier» 
Villa»,  1906. 

876.  Ißaure-Toulousp.  Manuel-forniulaire  des  acridents  du  travail  (loi  du  9  avril 
1898,  modilite  par  ceUea  du  22  man  1902  et  31  mars  1905).  347  p.  Paria, 
Oiaid  et  Briire,  I90ü. 

876.  Larnaude,  F.  La  Tx)i  .■^nr  Ic-  accidcnt..-^  du  travail  et  l'afrriculturp.  2'  rdltion. 
61  p.  Paris,  Si&ge  de  ia  iSociete  des  viticiiltinirs  de  France  et  (ranijM^lugrapbie.  1906. 

677.  Loubat  Trutti  aar  le  risque  pn>frsslönnel  ou  commentaire  de  la  loi  du 
9  avril  1898  concernant  les  responRubilit«'-»  des  aocidcnts  doot  oin  rier.*  sont 
victinies  dans  leur  travail,  et  des  iois  dus  24  mai,  29  et  30  juin  lb('9,  22  uiars 
1902,  31  mars  1905  et  12  avril  1906b  3*  cnt.  rafondaa.  Pills,  Ptehoii  etDa- 
ratul-Auziaa.   2  vol.    frs.  18, — . 

878.  a  r  c  a  g  g  i ,  V.,  et  G  i  r  a  u  d ,  £.  Dictionnaire  des  accidents  du  travail ;  commeo- 
tairc  de  la  loi  da  9  STril  1866  avec  fles  modtficationa,  et  de  la  loi  da  12  snü 

1906.  344  p. 

879.  Milne,  E.  Ia  i«vlaiOD  dana  la  MgüklMn  aar  Im  attädttla  du  tiwaU.  IfiO  p. 
88<   M  )  uthelie,  L.  La  ii4?roee  tnmmatiqae  c(  la  loi  aur  le»  aoddeotB  da  tra?ii1l. 

91  p. 

881.  lloarral  et  Berthiot.  Loi  du  9  avril  1806  modifi^  per  la  loi  da  22  mar» 

1902  8ur  le«  accidents  du  travail  et  n^glcments  d'adniinif^tratinn  publiqiif .  di^-r  t.-» 
arr^l^  relatib  ä  tiou  exdcutiou.  Coiumentaire  praiiijue  et  rcvuo  de  jarbprudcnce, 
aooompagnd  de  tableaoz  oomparatifii  de  la  lägislalion  ^trane^re.  2*  Edition 
cnntpnnnt  modificatinns  appafftfei  par  la  loi  da  31  naara  1906.  XL  +  320  p. 
l'ari»,  JJunml  et  Pinat,  lÜOti. 
68S.  Poidvin.  Guide  pratique  d'aoddeata  do  travail  i  Fasage  des  patrooa,  omploffi» 
et  ouvriers.   216  p.    fn*.  2,—. 

883.  Tardieu,  M.  J.  Traitc  theorique  et  pratique  de  la  lEgislaÜon  des  pensiooa 
de  n  traite.  Avec  collaboratioa  de  HM.  Baaaet,  Sauet  ^  Oarriftre.  380  p. 
Paria,  DupoDt.  frs.  20,—. 
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internationaler  Artmterscliutz. 

1.  Convention  bet-wecn  the  United  Kingdom  and  France 
coTicerning  theNewHebrides.  iSigned  at  London,  October  20,  1906. 
(Treaty  öeries  No.  3,  1907.    Cd.  3300.) 

AbkommeB  swlMiieB  dorn  Vcreinigteii  "SXiBSgnUb.  und  RankraUli 
betr.  die ITenon  Hebriden.  Unterzeiehnet  zu  London  am  20.  Oktober  1906 
(Auszug:  Art.         5G,  Anwerbung  einheimischer  Arbeiter.) 

Art.  .31.  Anwerbung-skonzession. 

1)  Kein  Schiff  darf  einbeimiHche  Arbeiter  auf  den  Neuen  Hebriden 
mit  EinschloBB  der  Banks  und  Torres  BUends  anwerben,  wenn  ee  nicht 

unter  der  Flagge  einer  der  beiden  vertragschliessenden  Mftchte  fiüirt  nnd 
eine  Anwerbungskonzession  be.sitzt.  Diese  Konzession  ist  vom  Ober- 
kommissar  auszustellen,  welcjber  die  vertragschliessende  Macht,  unter 
deren  Flagge  das  Schiff  fikhrt,  vertritt,  oder  von  dessen  Delegierten. 

2)  Handelt  es  sich  um  gewerbenAssige  Anwerber,  so  darf  die  An- 
werbongskonzession  nur  ausgestellt  werden,  wenn  eine  Bürgschaft  toh 
80  £  i'2(XK">  frrt.)  bei  dom  vom  Oberkonunissftr,  der  sodann  die  Anworbungs- 
konzession  auszustellen  hat,  oder  von  dessen  Delegierten  bestellten  Agenten 
deponiert  worden  ist. 

8)  Die  OberkommisBftre  haben  sich  menatUch  von  den  Anwerbungs- 
konzessionen, die  sie  ausgestellt  haben,  Mitteilnng  sa  machen.  Dieselbe 
Vorschrift  gilt  für  ihre  Delegierten. 

4c)  Die  Anwerbungskonzessionen  haben  nur  auf  1  Jahr  Gültigkeit. 

Art.  32.    Register  der  Anstellungsvertrage. 

Der  Baas  jedes  AnwerbungsschifFes  hat  ein  Begister  der  Anstellungs- 
vertr&ge  so  fü^n.  In  dieses  sind  nnvenaglich  der  Name,  das  Qesehlecht, 

die  Erkennungszeichen,  der  Stammesname,  der  Anwerbungsort  und  der 
Bestimmungsort  jedes  angeworbenen  Eingeborenen,  der  Name  des  Arbeit- 
gebers, die  Dauer  des  Anstellungsvertrages,  die  als  Anstellungsprämie  und 
Lohn  vereinbarte  Summe  und  der  Betrag  des  Vorsdrasses,  der  dem  Ein- 
geborenen aar  Zeit  des  VertragBabschlnsses  gegeben  worden  ist,  einsntragen. 
Art.  83.    Anstellang  von  Frauen  und  Kindern. 

1)  Frauen  dürfen  nur  angestellt  werden  :  —  wenn  sie  verheiratet  sind, 
mit  Einwilligung  ihrer  Gatten;  wenn  sie  unverheiratet  sind,  mit  Ein- 
willigung des  Stammesoberhanptes. 

2)  Kinder  dOtfen  nnr  beschäftigt  werden,  wenn  sis  eine  bestinmite 
HindestgrSsse  erreichen,  die  tob  den  Kommisdbresidenten  gemeinsam  su 
bestimmen  ist. 

1)  Ikr  Amtamoh  der  BsÜftkatteanirkinMini  «rloigt«  m  9.  Janear  1907  wa  Londni. 
Art.ii.,.,ii  II.  27 
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Art.  34.    Dauer  drr  Anstellung. 

1)  Kein  Anätelhiugsvertrag  darf  auf  eine  längere  Dauer  als  '6  Jahre 
abgeschlossen  werden. 

2)  Die  Anstellang  Iftuft  von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  Arbeiter 
auf  der  Insel  landet|  wo  er  beschäftigt  werden  soll ;  doch  ist  dem  Arbeiter 
die  Zp  t  he  er  an  B<N'd  dee  Schiffes  zugebracht  hat,  bei  seinem  Lohne 
auzurechueu. 

Art.  35.    Todesfälle  auf  Auwerbungsschiffeu. 

1}  Ueber  jeden  Todesfall  auf  einem  AnwerbungsHchifTe  hat  der  Baasi 
onTenEttglich  einen  Bericht  in  doppelter  Ansfertigong  absufassen.  Dieser 
Bericht  hat  die  Umsttnde,  unter  denen  der  TodesfiJl  sich  ereignete,  dar- 
zustellen. 

2)  Binnen  24  Stunden  i.st  über  die  Gegenstände,  die  der  Verstorbene 
an  Bord  hiuterlässt,  ein  Inventar  in  doppelter  Ausfertigung  aufzunehmen. 
In  diesem  Biventar  ist  der  Lohnbetrag,  auf  den  der  Arbeitw  vom  Tage 
seiner  Anstellung  an  bis  anm  Tage  seines  Todes  Anspruch  hatte^  «nsn- 
führen. 

3)  Bei  der  Ankunft  hat  der  Baas  der  zuständigen  Behörde  eiii 
Exemplar  des  Berichtes  und  des  Inventars,  sowie  die  Wertgegenstände 
nnd  >Sachen,  die  dem  Verstorbenen  gehörten,  und  die  Primie  und  den 
Lohn,  auf  welche  er  Anspruch  hatte,  abzuliefern. 

Das  zweite  Exemplar  des  Berichtes  und  des  Inventars  ist  dem  Begister 
der  Anstellnnpsverträge  anzuheften. 

Art.  3Ü.    Krankheit  der  Arbeiter  bei  der  Landung. 

Jeder  angeworbene  Eangeborene,  der  sich  bei  seiner  Landung  in 
solchem  Qesundheitssnstand  befindet,  dass  er  su  der  Arbmt,  fitlr  die  er 
angestellt  worden  ist,  untauglich  ist,  i.st  auf  Kosten  des  Anwerbers  zu 

verpflegen.  Die  Zeit,  welche  er  im  Spital  ziigebraclit  hat,  und  die  Zeit, 
während  welcher  er  arbeitsualllhig  ist,  ist  in  die  Dauer  des  Aosteilungß- 

Vertrages  eiuzubezieheu. 

Art  37.    Uebergabe  der  Arbeiter  an  ihre  Arbeitgeber. 

Bin  Anwerber,  der  als  Vwtreter  anderer  Personen  handelt,  wird 

seiner  Verantwortlichkeit  für  die  von  ihm  angestellten  Eingeborenen  erst 
enthoben,  wenn  der  Arbeitgeber  das  Reginter  dnr  Arl)eitsvertrage  neben 
dem  Naraeu  de.'^  Arbeiters  mit  .seiner  Unterschrilt  versehen  hat. 

Art.  38.  Kontrolle  der  Register  der  Anstellungsverträge  bei  der 
Ankunft 

1)  Binnen  24  Stunden  nadt  der  Ankunft  hat  der  Baas  jedes  An- 
werbw^SBohifTes  das  Kegister  der  Anstellungsverfciilge  einer  sustAndigen 

Person  zur  Unterschrift  vnrznleo;en. 

2)  Wenn  in  den  Handlungen  des  Anwerbers  oder  in  der  Führung  de» 
Registers  der  Anstellungsverträge  Unregelmässigkeiten  entdeckt  werttoo, 
so  ist  darüber  unYemtlgUch  durdi  die  PersoUi  der  das  Register  Torgelegt 
worden  ist,  ein  Pr  otokoll  au&unehmen.  Dieses  Fkt>tokoll  ist  ohne  Versug 
der  zuständifren  Bchr'rde  zuzustellen. 

Dasselbe  Verfahren  ist  einzuschlagen,  wenn  das  Register  nicht  inner- 
halb der  vorgeschriebenen  Frist  vorgelegt  wird. 

Art,  39.   Anzeige  der  Anstelinngsvertrftge. 

1)  Jede  Anstellung  eines  eingeborenen  Arbeiters  ist  binnen  8  Tagen 
nach  der  Landnxig  yom  Arbeitgeber  anauzeigen. 
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Die  Anzevj^f'  hat  an  den  Kommissarresidenten  zn  geschehen,  unter 
dessen  Gerichtsbarkeit  der  Arbeitgeber  steht,  oder  an  die  2U  diesem 
Zwecke  bestellte  Person. 

2)  Die  Anseige  ist  su  registrieren  nnd  der  Vertreg  ist  vom  EommiBsftr- 

reeidenten  oder  von  der  sa  diesem  Zwecke  bestellten  Person  zu  visieren. 

3)  Die  beiden  Kommiss&rresidenten  habon  sicli  monatlich  das  Ver- 
zeichnis der  Anstel) ungsvertragf ansteigen,  die  yie  oder  die  zu  diesem  Zwecke 
bestellten  Persoueu  entgegen  genommen  haben,  mitzuteilen. 

Art.  40.  Wiedersnetellang. 

1)  Nadi  Ablauf  seiner  Anstell tuii^sfrist  darf  der  Ai  ln  iter  —  wenn  er 
nicht  zuvor  hoimbof<irdert  worden  ist  —  ohne  schriftliche  EimarhtffniDg 
durch  den  Kommissärresidenten,  der  zur  Entii:egennahmo  der  Anstellungs- 
vertragäan^eige  berechligt  ist,  oder  durch  die  zu  diesem  Zwecke  bestellte 
Person  keinen  neuen  Vertrag  abscbliessen. 

2)  Die  Ermftchtigong  darf  nnr  gegeben  werden,  wenn  der  Eingeborene 
in  Gegenwart  des  Arbeitgebers,  zweier  niclit  eingeborener  Zeugen  und 
zweier  Zeugen,  die  womöglich  aus  dena  Stamme  des  Arbeiters  gewilhl 
sind,  verhört  worden  ist  und  freiwillig  erkl&rt  hat,  dass  er  sich  wieder 
aastelltti  lassen  will. 

3)  Kein  Wiederanstellnngsvertrag  soll  die  frist  eines  Jahres  ttber- 
ateigen.    Er  ist  unter  den  gleichen  Bedingungen  emenerbar. 

Art.  41.  Arbeitsbücher. 

1)  Jeder  Arbeitgeber  hat  für  jeden  Arbeiter,  der  in  seinem  Dienste 
steht,  ein  Arbeitsbadk  wa  Alhren  und  anf  dem  Laufenden  an  halten. 

2)  In  dieses  Arbeitsbuch  sind  elnzntragen :  der  Name  und  das  Ge- 
schlecht des  Arbeiters,  seine  Erkennungszeichen,  der  Name  seines  5^tammes. 
Ort  und  Zeit  der  Anwerbung,  der  Name  des  Anwerbers,  der  Name  des 
Schiffe»  und  die  Dauer  und  die  Bedingungen  der  Anstellung,  wie  sie  im 
Vertrag  niedergelegt  sind. 

Die  Zeit,  während  deren  der  Arbeiter  wegen  Krankheit  von  der  ' 
Arbeit  abwesend  ist,  muss  vom  Arbeitgeber  in  das  Arbeitsbach  eingetragen 
werden,  ebenso  anderweitige  Absenzen. 

Art.  42.  Eztraarbeitszeit. 

1)  Wenn  dnrdi  ungerechtfertigte  Abwesenheit  Zeit  yerloren  gegangen 
ist,  so  ist  diese  Zeit  in  die  AnsteUnngsdauer  einzurechnen. 

2)  Ausserdem  darf  ein  Arbeiter  nach  Ablanf  seiner  Anstellungsdauer 
zur  Strafe  zurückbehalten  werden,  wenn  er  dazu  rechtmässig  verurteilt 
worden  ist.  In  diesem  Falle  darf  die  Extraarbeitszeit  nicht  mehr  als 
2  Monate,  auf  das  Anstellnngsjabr  gerechnet,  betragen. 

Art.  48.   üebertragung  der  Anstellungsvertri^e. 

1)  Die  ITebertragung  eines  Anstellungsvertrages  ist  nur  gestattet, 
wenn  der  Arbeiter  seine  freie  Zustimmung  dazu  gegeben  und  der  Kommissär- 
resident,  der  zur  Entgegennahme  der  Anstellungsvertragsanzeige  berechtigt 
ist,  oder  die  Person,  welche  zu  diesem  Zwecke  bestellt  ist,  die  Brmädi- 
tigung  dasn  gegeben  hat 

2)  Wenn  die  Üebertragung  zwischen  briti^^chtm  Untertanen  oder  franzö- 
sischen BiirL^ern  stattfinden  soll,  so  haben  beide  Kommiss&rresidenten  ge- 
meinsam ihre  Ei-mächtigung  zu  geben. 

Art.  44.    Pflichten  der  Arbeitgeber. 

1)  Die  Arbeitgeber  haben  ihre  Arbeiter  gat  an  behandeln  und  sich 
aUsr  Gewalttätigkeiten  gegen  sie  su  enthalten. 
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2)  Si«  liab«n  lie  mit  hinreichender  Nehrung  nach  der  Sitte  üuree 
Landes  zu  versehen ;  weuigstens  eiximel  im  Tag  iet  Beie  als  Teil  ihrer 
Mahlzeit  zu  verabreichen. 

Die  Kommisäärresidenten  haben  gemeinsam  zu  besUuuneu,  wieviel 
Reis  den  Arbeitern  zu  verabreichen  ist. 

8)  Die  Arbeitgeber  haben  for  paaeende  Unterkanfti  für  die  notweDd%6 
Kleidang  imd  SratUdia  Behandluig  in  EraakheitslUlen  ihrer  Arbeiter  n 
sorgen. 

Art.  45.  Arbeitszeit. 

1)  Die  Arbeiter  dürfen  nur  zwischen  Sonnenaufgang  und  Soonemmter» 
gang  Eor  Arbeit  angehaltoi  werden. 

2)  Sie  müssen  jeden  Tag  zur  Zeit  ihres  Mittagsmahles  eine  Bnhepaase 

von  wenigstens  einstdndij^rer  Dauer  erhalten. 

B)  Ausser  ffir  Üienstbotenarbeiten  und  für  die  Wartung  der  l^ere 
dürfen  die  Arbeiter  Sonntags  nicht  zur  Arbeit  herangezogen  werden. 

Art  46.  Lohnsahlnng. 

1)  Die  Löhne  sind  auBsehli esslich  in  bar  au  beaahlen. 

2)  Die  Aii^^i'  Llilun^  muss  entweder  vor  einer  zu  diesem  Zwecke  vom 
KommiasÄrreBitleriten,  der  zur  Entj;::egennahrae  der  Anzeige  des  Anstelluügs- 
yertrageä  berechtigt  ist,  bestellten  Person  oder  in  Ermangelung  einer  solchen 
in  Gegenwart  von  awei  nioht  eingeborenen  Zeogen  erfolgen,  welche  die 
Auszahlung  in  dem  oben  erwähnten  Arbeitsbuch  mit  ihrer  Unterschxifii 
die  neben  diejenige  des  Arbeitgebers  zu  setzen  ist,  bescheinigen. 

8)  Wenn  es  dem  Arbeitgreber  augenscheinlich  unmöglich  i.st,  diese  Art 
der  Beglaubigung  voruehmeu  zu  lassen,  so  soll  er  von  dem  zust&ndigea 
Eommtosirresidenten  od«r  von  der  an  dieeem  Zweck»  bestelltea  Fenoa 
«nnftohtigt  werden,  die  Lohnzahlung  selbst  in  das  Arbeitsbuch  einzutragen. 

4)  Wenn  das  Ver7.(  ichnis  keine  Angabe  über  die  Höhe  des  zur  Zeit 
der  Anstellung  verein baTieii  Lohnes  enthalt,  so  soll  als  Betrag  10  sk 
(12  frs.  50  c.)  angenommen  werden;  es  steht  alsdann  dem  Arbeitgeber 
nicht  an,  den  Nachweis  an  liefern,  daaa  ein  geiingerer  Betrag  vereinbut 
worden  ist. 

Art.  47.    Hinterlegung  der  Löhne. 

1)  Ein  Teil  der  Löhne  kann  von  den  Arheitgeberi)  heim  Koiumi^^sSr- 
residenten,  der  zur  Entgegennahme  der  Anzeige  des  Ansieilungsvertrage 
berechtigt  ist,  oder  bei  der  an  diesem  Zwecke  bestellten  Person  hintwiflgt 
werden,  und  sodann  entweder  w&hrend  oder  nach  Ablauf  der  AnsteUoBgi- 
daner,  je  nach  dem  Wunsch  des  Arbeiter?^,  zur  Auszahlung  gelangen. 

Der  Arbeiter  muss  freiwillig  seine  Einwilligong  geben,  bevor  dieses 
Verfahren  eingeschlagen  werden  kann. 

2)  Der  KommiasiReaidwt  oder  die  an  diesem  Zwecke  bestellte  Fersoa 
kann  jederzeit  die  Betention  ond  die  Hinterlegong  eines  TeOes  des  LobMs 
des  Arbeiters  anordnen. 

Art.  48.  Strafen. 

Ein  Arbeiter,  der  seinem  Arbeitgeber  berechtigten  Anlass  zur  Klage 
ttber  sein  Betragen  oder  seine  Arbeit  gegeben  hat,  kann  anf  Ansnehea 
smnes  Arbmtgebers  vom  zuständigen  Kommiss&rresidenten  oder  von  der 

zu  diesem  Zwecke  bestellten  Person  durch  Auflegung  einer  Extraarbeit, 
durch  eine  Geldstrafe,  durch  Verlängerung  der  Anstellungsdauer  innerhalb 
der  in  Art.  2  vorgesehenen  Grenzen  oder  durch  eine  Disziplinarstrafe  voc 
nicht  mehr  als  1  Monat  GeAinguis  beatraft  werden. 
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Alt  49.   ünger»elitf«rtigt«  AWoBenheit 

1}  Jeder  Arbeiter,  der  ohne  Erlaubnis  aernen  Arbeitgeber  verlftaat^ 
yerf^IIt  gleicherweiee  einer  der  Disziplinarstrafen ,  wie  sie  im  vorher» 
gehenden  Artikel  aufgeftlhrt  werden,  und  ist  seinem  Arbeil^eber  wieder 
sttzufilhren,  damit  er  seine  AnstellangsfriBt  abdiene. 

2)  Niemand  darf  «inen  Arbeiter,  der  eeinen  Arbeiligeber  ebne  £k^ 
lanbnis  verlaseen  hat,  anfaehmen  oder  beediAftigen  oder  an  Bord  einee 
Schiffes  nehmen. 

Art.  50.    Tod  während  der  Anstpllnng. 

Im  Falle  des  Todes  eines  Arbeiters  hat  der  Arbeitgeber  dieselben 
Terpflichtuugen  zu  erfUUen,  wie  sie  in  Art.  85  dem  Baas  eines  An- 
werbangsechiffes  enfiBrlegt  werden. 

Art.  51.  Heimbeibrderong. 

I  i  Jeder  Arbeiter,  der  sein©  Anstfllnnj^flfrist  erfüllt  hat,  rnnss  bei  der 
ereteu  pausenden  Gelegenheit  von  seinem  Arbeitgeber  und  auf  dessen 
Kosten  heimbefördert  werden. 

2)  Der  Arbeiter  ist  an  den  Ort  nrtteksabefördem,  wo  er  angeworben 
worden  ist,  oder  wenn  das  unmöglich  ist,  an  den  inniftcbst  liegenden  Ort, 
von  wo  ans  der  Arbeiter  ebne  Qe&hr  wieder  m  seinem  Stamme  gelangen 
kaim. 

3)  Im  l^alle  einer  nicht  zu  rechtfertigenden  Verzögerung  von  mehr 
als  einem  Monat  in  der  Heimbeftedemng  einee  Arbeiters  bat  der  an- 
ständige Kommiss&rresident  oder  die  an  diesem  Zwecke  bestellte  Person 
hfl  der  nächsten  CToiegenheit  fUr  die  Heimbe£%)rdennig  dee  Arbeiters  anf 
Kosien  des  Arbeitgebers  zn  sorgen. 

4}  Im  Falle  andauernder  schlechter  Behandlung  eines  Arbeiters  hat  der 
sQstftndige  Eommissirresident  das  Beebt,  naoh  aweimaliger  sehrilUiolier 
Terwamnng  des  Arbeitgebers  den  Vertrag  aufzulösen  und  für  die  Heim- 
beförderung des  Arbeiters  auf  Kosten  des  Arbeitgebers  zu  sorgen. 

51  Der  zuständige  K '  inmiRsarresident  kann  in  gleicher  Weise  den 
Vertrag  auflüsen  und  den  .lirbeiter  heimbelordern  lassen,  wenn  der  Arbeiter 
nieht  fi«iwillig  seine  Zustimmung  com  Vertrage  gegeb«a  oder  die  Vertrage» 
bedingungen  nicht  deutlich  verstanden  oder  freiwillig  angenommen  bat. 
In  diesem  Falle  bat  der  Anwerber  die  Kosten  der  HeimbeAfrdenmg  sn 
tn^en. 

Art.  52.  Heimbeförderungsregidter. 

1)  Die  Namen  der  heimbefbrderten  Arbeiter  sind  in  ein  Begister 

emantragen,  das  der  Baas  des  Schiffes  in  einer  ähnlichen  Form  an  fiEibren 
hat,  wie  sie  durch  Art.  32  für  die  Ftihrang  der  Anstellongsrertragsregiater 
Torgeschrieben  ist. 

2)  Die  Unterschriit  des  Arbeitgebers  auf  dem  Hegister  hat  i'estzu- 
ateUen,  dass  der  heimaabefördemde  Arbeiter  dem  Bat»  dee  Schiffes  über- 
geben worden  ist. 

3)  Der  Baas  hat  in  das  Register  das  Datum  einz'ifmrren,  an  welchem 
der  heimzubefördemde  Eingeborene  ans  Land  gesetzt  worden  ist,  und  den 
genauen  Ort  der  Landung  anzugeben. 

4)  Dte  in  Art.  88  fBr  die  Vorweisung  nnd  Kontrolle  der  Anstelluigs- 
▼ertragsregister  gegebenen  Vorsobriften  gelten  ancb  fiBr  dasHeimsohaffnngs- 
ngister. 

Art.  53.    Tod  wöhrend  der  Heimfahrt, 

Im  FaUe  des  Todes  eines  Arbeiters  während  der  Heimfahrt  hat  der 
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Baas  des  Schiffes  nach  den  im  Art  85  ▼orgesoiiriebeiien  Begeln  so  Ter» 
fahren. 

Art.  54  Kontrollbefugnisse. 

1)  Die  tJberkoinmissäre,  die  Kommissärresidenten  und  die  von  ilinen 
zu  dem  Zwecke  bestellten  Pertsoneii  liaben  bezüglich  ihrer  LandesaDge- 
hörigen  das  Beoht^  jede  Art  der  Untersndiimg,  die  ihnen  sur  Dnrchftlhning 
des  Yorliegenden  Abkommens  notwendig  ersoheint,  soweit  es  sich  am  die 
Anwerbung  nnd  Anstellang  von  eingeborenen  Arbeitern  handelt,  vorsu- 
nehmen. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Arbeitgeber  gciialien,  auf  Verlaugeu  der 
Bosttadigen  Behörde  jeden  Arbeiter  vonsnftUiren. 

2)  Ueber  allfkllig  entdeckte  Unregelmässigkeiten  oder  Zuwideriiando 

hinpren  gejren  Vorschriften  ist  ein  Protokoll  aufziinelunon,  das  ohne  Vrrzti«: 
der  :^iistandigon  Behörde  zuzustellen  ist.   Diesee  Protokoll  bat  Bewei&kraft 

bi«  zum  Beweise  des  Gegenteils. 

Art.  55.  Kurzfristige  Austellungsvorträge  uud  Beschäfliguug  von 
einbeimiseben  Arbeitern  ohne  AjisteUnng8v«i:rag. 

1)  Niehteingeborene  dürfen  Eingeborene  nnbehindert  besdIUÜtigeB, 

wenn  die  Anstellinig  nicht  länger  als  8  Monate  dauert  und  emeuerbar 
ist  und  wenn  die  Arbeiter  nicht  auf  eine  Insel  gebracht  werden|  die  mehr 

als  10  Meilen  von  ihrem  iStammeseilaiid  entfernt  ist. 

2)  .Auf  alle  Fälle  dürfen  sie  solche  Eingeborene  beschäftigen ,  die 
bekanntermassen  wenigstens  6  Jahre  bei  Nidbteingeborenen  im  Dienste 
gestanden  haben  und  mit  dner  europüaohen  Sprache  oder  der  swisdun 
Niohteingeborenen  nnd  Stngeborenen  gebrftnohlicben  Miacbapraohe  y«- 
trant  sind. 

Art.  56.  Strafen. 

Jede  Uebertretung  der  Bestimmungen  vorliegenden  Abkommens  in 
Bezug  aqf  die  Anwerbung  und  Anstellang  von  eingeborenen  Arbeitern 
mxd.  mit  einer  Bosse  von  4  sh.  (6  frs.)  bis  20  £  (500  frs.)  nnd  mit  Ge- 
fiuignis  von  einem  Tag  bis  an  einem  Monat  oder  nur  mit  einer  der  beides 

genannten  StTr^fen  bestraft. 

2)  Den  Arbeitern  kann  für  ächadeu,  den  sie  erlitten  haben,  Schaden- 
ersats  sugesprochen  werden. 

8)  Bas  gemischte  Gericht  bat  die  Stra&n  sn  verhrngen  nnd  des 
Schadenersatz  festsnsetsen. 

4"^  Tm  Ffil]r>  ein^r  schweren  Veriirteilnn?  oder  im  Wioderholnnp^falle 
kann  die  Anwerbungskonzession,  sowie  das  Hecht  der  Anstellung  von 
Arbeitern  für  einen  Zeitraum  von.  nicht  mehr  als  2  Jahren  durch  des 
Oberkommissftr  des  Landes,  dem  der  Anwerber  oder  Arbeitgeber  angehart, 
entsogen  werden. 

2.  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Beiohe  und  den  Niederlanden 
über  üniaUveraicberung.  Vom  27.  Auguöt  1907.  Nr.  3395.  (Reidis- 
geeetsblatt  1907  Nr.  60  8.  768.) 

Art.  1.  Auf  die  nach  den  Oeeetsen  beider  vertragschliessenden  Teile 
der  Unfall  Versicherung  unterliegenden  Betriebe,  welche  ihren  Sitz  in  dem 
Gebiete  dos  einen  Teiles  haben  und  ihre  Tilfi^^keit  uuch  in  dem  Öebiete 
des  andei  eu  Teiles  ausUben,  finden,  vorbehaltlich  der  in  den  Artt.  2  und  8 
▼oigesehenen  Ausnsbmen,  ftr  die  im  Gebiete  eines  jeden  Teiles  ausgefUhitw 
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Titig^ten  anssoiiliesslidh  die  UnfallTersichenmgsgeäetBe  dieses  Teiles 
Anwenduig. 

Soweit  nacli  Abs.  1  dio  au3  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  tiber- 
greifenden Betriebstatif^keiten  der  Gesetz^ebun«^  des  anderen  Teiles  unter- 
stellt aind|  gelten  sie  als  Betrieb  im  8inne  dieser  Gesetzgebung.  Weitere 
AusftluniiigsbeBtimnrangeii  sa  diesem  Vertrage  Verden  von  jedem  Teile, 
soweit  sie  für  seine  Unfellversichsning  erforderlich  sind,  sell^tändig  ge- 
troffen, und  zwar  auf  deutscher  Seite  durcli  den  Reichskanzler  oder  dio 
von  ihm  zn  bestimmende  Behördo,  auf  niederlandisohor  Seite  durch  dio 
jeweilig  zuständige  Stelle.  Die  hiemach  getroffenen  Bestimmungen  werden 
sich  die  beiden  Begierongen  mitteilen. 

Alt,  2.  Anf  fiefbrdenmgsbetriebe,  welche  ans  dem  einen  Lande  in 
das  andere  übergreifen,  jRnden  für  den  beweglichen  (fahrenden)  Teil  des 
BerriebeM,  ohne  KücksicLf  auf  df>n  Vmfanir  der  in  dem  einen  und  der  in 
dem  anderen  Laude  auHgeführten  Betnebstatigkeiten,  ausschlieääiich  die 
UnfSülversicherungsgesetze  desjenigen  Landes  Anwendung,  in  welchem  der 
Betrieb  seinen  Sita  hat,  in  dieser  Versicherong  Terbleibt  das  Personal 
des  fahrenden  Teiles,  auch  soweit  es  in  dm  flbrigen  sich  in  dem  anderen 
Lande  voUzieh^ridfln  Teilen  dos  Befoi dernnn;sbetriebes  beschäftigt  wird. 

Art.  3.  Bei  Betrieben  jeder  Art  bleiben,  unbeschadet  der  Bestim- 
mungen des  Art  2,  ausschliesslich  die  Unfallversicberangsgesetze  des 
Landes,  in  weldiem  der  Betrieb  seinen  Sita  hat,  fbr  die  Gesamtheit  der 
Betriebstfttigkeiten  im  anderen  Lande  während  der  erstm  6  Monate  ihrer 
Ausübung  hinsichtlich  derjenigen  Personen  in  Anwendung,  welche  bis  zur 
Beschäftigung  im  anderen  Lande  in  dem  der  ünfnilver^icherung  des  eigenen 
Landes  nuLörliegendeu  Teile  des  Betriebes  tätig  gewesen  sind.  Ruht  die 
Ansttbong  des  Betriebes  im  anderen  I^mde  nidit  Iftnger  als  80  Tage,  so 
wird  die  Zeit  des  Ruhens  in  den  sechsmonatlidien  Zeitraum  eingerechnet. 
Beträgt  die  Zeit  des  Ruhens  mehr  als  30  Tage,  so  wird  der  Tjauf  des 
sechsmonatlichon  Zeitraum.s  unterbrochen ;  nach  Beendigung  der  Unter- 
bredinng  beginnt  ein  neuer  Lauf  von  6  Monaten.  Die  Zeit  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Vertrages  kommt  bei  Anwendang  der  vorstehenden 
Bestimmungen  nicht  in  Betracht. 

Art.  4.  Im  Falle  der  Anwendung  der  Unfall versichernngsgesetze  des 
einen  Landes  finden  die  Vorschriften  dieser  Gesptze  über  die  Geltend- 
machung anderweitiger,  infolge  des  Unfalls  nach  den  Gesetzen  dieses 
Landes  begründeten  Ansprüche  entsprechende  Anwendong  auf  solche 
Ersatzansprüche,  welche  infolge  eines  im  anderen  Lande  eingetretenen 
Unfalls  nach  dessen  Gesetzen  hegrflndet  sind. 

Art.  ö.  Bei  der  Durchführung  der  Unfallversicherung  leisten  sich 
die  zuständigen  Verwaltungsstellen  zum  Zwecke  der  Feststeilung  von  Tat- 
sachen gegenseitig  Beistand. 

Wenn  die  Behörden  des  einen  Landes  in  einem  bei  ilinon  in  einer 
Unfallvorsicherungssache  anhängigen  Verfahren  dio  ei^l liehe  Vernehmung 
im  anderen  Lande  befindlicher  Zeugen  und  Saciiverstilndigen  für  not- 
wendig erachten,  so  wird  einem  entsprechenden,  auf  diplomatischem  Wege 
mitgeteilten  Brsaciwsi  Folge  geleistet  werden.  Die  von  der  Begtemng 
des  anderen  Landes  beauftragte  oder  auch  ohne  solchen  Auftrag  anständige 
Behörde  wird  die  Zeugen  oder  Sachverständigen  von  Amts  wegen  laden 
und  nötigenfalls  dieselben  Zwangsmittel  anwenden,  wie  in  einem  ent- 
eprechenden  Verfahren  des  eigenen  Landes. 
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Art.  6.  Die  Vorechritten  des  einen  Landes,  nach  u-elcben  auf  dem 
Gebiete  der  Unfallversicherung  hinsichtlich  der  iätempel  und  Gebühren 
Befreiungen  bestehen)  finden  entsprechende  Anwendung,  soweit  es  sich 
darum  handelt ,  in  dieaen  Lande  die  ün&llTersidiening  des  anderen 
Landes  dnrohzuführen. 

Art.  7.  Betriebsuntemehmer  dürfen  zu  der  Unfallversicherung  des 
einen  Landes  nicht  deshalb  mit  höheren  Beiträgen  oder  Prämien  heran- 
gezogen werden,  weil  der  Betrieb  seineu  Sitz  in  dem  anderen  Lande  hat. 

Art  8,  Die  Bestimmungen  der  Aitk,  4 — 1  gelten  für  die  der  ünfiUl- 
versielieraog  eines  der  beiden  lAnder  nnterliegeoden  Betriebe,  auch  wenn 
die  Voraussetzungen  des  Art  1  nicht  vorliegen. 

Art.  9.  Die  BpstimiTinngen  dieses  VertraL'es  firiden  entsprechende 
Auwendung  auf  diejenigen  Beamten  des  Deutschen  Keicha,  eines  deutlichen 
Bundesstaates  oder  eines  deutschen  Kommunal  Verbandes,  welche  in  on&U- 
ventteberongspflichtigen  Betrieben  besdüfUgt  sind,  fttr  die  jedoch  an  Stelle 
der  deutschen  Unfallversieherang  eine  ünfallAtrBorge  im  Sinne  der  deotecheii 
Gesetzgebung  besteht. 

Art.  Jü.  Soweit  es  bei  der  Anwendung  der  Unfallversicherunga- 
gesetze  des  eiueu  Landes  auf  die  Berechnung  eines  in  der  W&hrung  des 
anderen  Landes  ansgedraokten  Arbeitsvwdienstes  ankommt,  erfolgt  die 
Umredmnng  nach  einem  allgemein  sa  Grunde  zu  legenden  Mittelwerte, 
der  von  jeder  der  beiden  Regierungen  für  die  Anwendung  der  Gesetze 
ihres  Landes  festgestellt  wird  nnd  der  anderen  Regierung  mitntteileu  ist, 

Axt,  11.  Dieser  Vertiag  soU  ratihzierl  werden  und  die  Ratihkations* 
nrkonden  sollen  sobald  ab  mOglich  anagetans«^  werden.  Der  Vertrag 
tritt  einen  Monat  nach  dem  Beginne  des  auf  den  Anatansch  der  Bati* 
fikationsurkunden  folgenden  Monats  in  Kraft. 

Der  Vertrag  kann  von  beiden  Teilen  jederzeit  gekündigt  werden  nnd 
tritt  mit  dem  Ablaute  des  auf  die  Küudiguug  folgenden  Kalenderjahre« 
ansser  Kraft. 

Verpflichtnngen  aus  Unfällen,  welche  sich  vor  dem  Inkrafttreten  dts 
Vertrnir«^?^:  ereignet  haben,  sind  auch  weiterhin  von  demjenigen  Versicherungs- 
träger zu  eriülloTf,  bri  welchem  der  Betriebsteil  bisher  versichert  war. 
Entsprechend  sin  i  in  ch  bei  Aufhebung  dieses  Vertrages  die  Verpflicli* 
tungen  ans  denjenigen  Un^en,  welche  sich  wfthrend  der  Geltang  d«6 
Vertrages  ereignet  haben,  Ton  dem  bisherigen  Veraicdk«rnngstriger  wettar 
an  erfüllen. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertilg  in 
doppelter  Ausfertigung  unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 
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Nationaler  Arbeiterschutz. 

I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

A.  fieicli. 

1.  IWfmmtfnwrthmig,  betr.  die  MmitihtDiig  und  den  Betrieb  Ton 

Anlagen  zur  Herstellimg  von  Alkali-C9iromaten.    V<»n  16.  Hai  1907. 

ür.  3331.    (Keichs^'esetzblatt  1907  Nr.  21  S.  233.) 

Auf  Grund  dw  §  120e  der  Gewerbeordnung  liat  der  Bundesrat  über  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  Anlagen,  in  denen  die  Herstellang  von  Alkali -Chromaten 
(doppeldiroffiaattrein  Kalium  od^r  doppelchromsaurem  JSatnoin)  oder  die  (jhroimet- 
legmeration  stettHndet,  folgende  Vorschriften  erlasHen: 

§  1.  Die  Zerkleinerung  und  Mischung  der  Rohmaterialien  (Chromoieensfein, 
Aetsbük,  Soda  u.  s.  w.)  darf  nur  in  Apparaten  erfolgen,  welche  ao  etogerichtet  eiad, 
dsM  das  Eindrinsen  tod  StMib  in  die  ArbdlnrliiiDe  tnnlfdut  Terbindeii  wird. 

§  2.  Aüf  Mrtrirh^pinrirhtungen,  welche  geeignet  fiinl.  rhroniathaltigen  Staub 
oder  chromathaltigen  Dampf  zu  erzeugen«  mikaen  mit  gutwirkeudeo  Vornchtongen 
wiehai  seiD,  durch  welche  der  Eintritt  toldMn  StMibee  oder  Dampfee  in  die  ArbeitB- 
liQBM  tunlichst  vermieden  wird. 

Die  Schmelze  ilarf  auhser  bei  den  Oefeii  nur  in  einem  von  den  sonstigen  Arbeite- 
raumen  abgesonderten  Räume  gelagert  werden,  flcinse  Schmelze  darf  in  beliet^geo 
Oefissen,  erkaltete  Pthmclze  nur  in  verdeckten  Behältern  tranr*p<)rtiert  worden. 

Auslauge-  und  Abdampf pfannpn  sowie  alle  sonfttigen  Gefä*<8e,  welche  I^iisungen 
mit  mehr  als  50"  C  enthalten,  desgleichen  die  Säucrungspfannen  sind  iiut  gut 
•düianeoden«  ine  freie  oder  in  eiaeo  Scbonuteu  miiadendea  Absqgavocxichtangeo 
in  iberdecken. 

§  3.  Die  Wciterli>'ar:>ritung  der  festen  Chromate,  insbesondere  beim  Troclcnrn, 
8iä)en,  Zerkleinern  (Brechen,  Mahlen)  und  Verpacken,  muse  in  einem  VOD  aonatigeu 
Aibeitsriomen  abgeeonderten  Banme  atattfindeo* 

Die  Zerkleinerung  der  Chromate  datf  nur  in  tnnlicbat  dicbt  i**"™*"*^**" 
Apparaten  vorgenommen  werden. 

§  4.  Die  Arbeit«räume  i  i  i  Höfe  sind  von  Verunrein i^unfjjen  mit  Chromaten 
mBclioh^t  fn  i  /u  halten;  insbesondere  ist  auf  alsbaldige  Beseitignntr  vnn  Chromaten 
Bedacht  zu  nehmen,  welche  durch  V^priUcen  von  Laugen  oder  durch  undichte  Bohr- 
idtangen  in  die  Aitdteraume  gelangt  and  eingetrocknet  sind.  Fnasbflden,  Winde» 
Ikeppen  und  Geländer  sind  stete  in  sauberem  Zustünde  zu  erhalten. 

Nach  Bedarf,  jedoch  mindestens  vierteljährlich,  ist  eine  gründliche  Reinigung 
der  Arbeiteräume  vorzunehmen. 

g  b*  Der  Arbeitgeber  hat  allen  im  Chromatbethebe  beM^ftigten  Arbeitern 
ArttetteanaSge  und  Hfiteen  in  anereidiender  Zahl  nnd  awe^enteprecliender  Beedmffen- 
heit  iiir  Verfügung  zu  stell«  n 

§  6.  Solche  Arbeiten,  bei  welchen  die  Entwicklung  chromathaltigen  ötaubes 
nicht  völlig  venniedan  nnd  letiterar  nicfat  sofort  nnd  voltotlndig  abg:e8augt  wird,  darf 
der  Arbeitgeber  nur  von  Arbeitern  ausführen  lassen,  welche  zweckmasriig  eingerichtete, 
von  dem  Arbeitgeber  gelieferte  Respiratoren  oder  andere,  Mund  und  Horn  schützende 
Vonklitnn^n,  wie  feuchte  Schwimme,  TOcher  n.  a.  w.  tragen. 

Dies  gilt  insbesondere  auch  von  dem  Henni?«nehmen  ftriubender  Masse  ans  den 
Trockenöfen,  dem  Beschicken  der  Schmelzöfen  mit  stäubender,  aus  dcu  Trockenöfcu 
^tnoramener  Masse,  von  dem  Entleeren  der  Schmelzöfen  und  dem  Einschaufeln 
trockener  Schmelze  in  die  Transportbehälter  sowie  von  den  Arbeiten  beim  Trocknen, 
Bieben  und  Verpacken  der  fertigen  Chromate. 

7.    Der  Arbeitgeber  hat  durch  geeignete  Anordnungen  und  Beaufsichtigung 
dafür  Sorge  za  tragen,  daaa  die  in  den  §§  5  und  6  bezeichneten  Arbettskleider,  Ke^^^ira- 
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toren  und  sonstigen  Schutzmitti  1  n  L'elmaaaiKj  und  zwar  nur  von  denjenigen  Arbeitern 
benutzt  werden,  welchea  sie  zugewiesen  ain^  imd  da«  die  Arbeitakieider  mindestens 
wAebBütlidi,  die  BeapintoieD,  Hnodtdiwiiiime  n.  e.  w.  ym  jedenk  OebcMche  Rereinigt 
und  während  der  Zoit,  wo  »c  sich  nicht  im  Gehrnnchß  befindeilt  SD  dem  nr  jeden 
Gegenstand  zu  bestimmenden  Platze  aufbewahrt  werden. 

§  B.  In  einem  staubfreien  Teile  der  Anlage  rause  für  die  Arbeiter  ein  Wasch- 
und  Ankleideraum  und  getrennt  davon  ein  Speiseraum  vorhanden  sein.  Beide  Räume 
müssen  sauber  und  staubfrei  gehalten  und  während  der  kalten  Jahreszeit  geheizt 
weiden. 

In  dem  V\';i«rh-  und  Ankleideranme  müssen  Wasser  und  GefSsifie  r.nm  Zwecke  'V-- 
Muudüpüleu*?,  zum  ii^nnigen  der  iiäiidc  und  Isägel  geeiguete  Bürsten,  Seife  und  liaud- 
tücher  sowie  Einrichtungen  zur  Verwahrung  derjenigen  Kleidungsstücke,  wetehe  vor 
Beginn  der  Arbeit  abgelegt  werden,  in  ausreichender  Menge  vorhanden  sein. 

Der  Arbeitgeber  hat  seinen  Ghromatarbeitem  wenigf^oia  zw^mal  wöchentlich 
Gelegenheit  zu  geben,  ein  Avnruic:^  liad  zu  nehmen. 

§  9.  JDte  VoweDdong  von  Arbeiterinnen  sowie  von  jugendhcheo  Arbettem  ist 
nur  in  aolchen  Blamen  una  nur  ta  eolchen  Venriditnngen  gestattet,  welehe  aie  mit 
ObKOmaten  nicht  in  !>cri'i}irune  bringen. 

I  10.  Der  Arbeitgeber  darf  zur  ikschäftit^ug  im  ChromatbetrielDe  nur  solche 
Peraooen  einstellen,  welche  eine  Bescheinigung  emes  approbierten  Aiatea  darüber  bei- 
bringen, das«  sie  nicht  mit  Hautwundrn ,  -geschwüren  oder  -atifiRrhlägen  t)^uftet 
sind.  Die  Bescheinigungen  »md  m  Hammeln .  aufzubewahren  und  dem  Aufsiebte- 
benmten  (§  139b  der  GO.)  auf  Verlangen  vorzul^en. 

§  11.    Der  Arbeitgeber  hat  die  Ueberwachung  de^  Gesandhcit's/.uctnndf«  der 
Uhromatarbeilcr  einem  dem  üewerbeaufuichLebeamLen  uamliiift  zu  msichemieu  appru 
bierten  Arzte  zu  übertragen,  welcher  die  Arbeiter  mindestens  einmal  monatlich,  and 
xmn  namentlich  auf  das  Vorhandensein  von  Unotgeachwüien  und  Erlcnnkungen  der 
Naeeo-  nnd  Rachenhöhle,  zu  untersudien  hat. 

§  12.  Der  Arbeilgeber  hat  darauf  zu  halten,  das.s  die  Arbeit^'r  auf  da«  Vor- 
handensein von  wunden  Huulstellen,  selbst  geringfügiger  Art,  insbesondere  ao  ihreo 
Binden,  genra  «dUeo  und  zatreffendenMIa  von  dem  Arzte  oder  einer  von  diaan 
als  crc-ci^rni  t  hr:.;eichnelen  PfT-nn  mit  einem  S'fhiitz'."rr(inndr  vprsobrn  werden.  Tiglich 
vor  liegmu  oder  während  der  Arbeit  sind  Hände,  Vorderarme  und  Gewicht  d»  Arbeitw 
dnicfa  eine  solche  Person  zu  besichtigen. 

§  13.  Anf  Anordnung  des  Arzte?  «ind  Arl)eiter,  welche  Krankheitscr-rhrimJPfpn 
von  Chromatem  Wirkung,  z.  B.  Hautgem:hwüre  oder  Anätzungen  der  ^asenHciiietiuhant^ 
zeigen,  bis  zur  völligen  Heilung,  solche  Arbeiter  aber,  welche  sich  besonderti  emofiod- 
lieh  gegenübf^r  '.^r-n  nachteiligen  Einwirkungen  des  Betriebes  erweisen,  dauernd  voa 
der  Be«chäftiguug  im  Chromatbetricbe  fernzuhalten. 

§  14.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  ein  Krankenbuch  zu  führen  oder  unter 
eeiner  Verantwortong  von  einem  Betriebebeamteo  führen  so  laaaen.  Er  haftet  für  die 
VoUatändigkeit  und  Richtigkeit  der  EintrSge,  soweit  sie  nicht  vom  Atzte  bewirkt  rind. 

Das  Krankeubuch  muHn  enthalten : 

1)  den  Namen  dessen,  welcher  das  Buch  führt; 

2)  den  Namen  des  mit  der  Ueberwadiung  dea  QeeiindfaeilBBiietaDdai  beanfti^EMn 

Aliles; 

3)  den  Namen  der  erkrankten  Arbeiter; 

4)  die  Art  der  Erkrankang  and  die  Torherigegangeae  Beaehiftigiing; 

5)  den  Tag  der  Erkrankung; 

(j)  den  Tag  der  Genesung  wier,  weim  der  Erkrankte  nicht  wi^er  in  Arbeit  ge- 
treten ist,  den  Tag  der  Entlassung; 

7)  Hio  Tage  und  Ergebniaae  der  im  §  U  vorgeacbriebenen  allgemeinen  intlidMa 

Uuterauchungcn. 

§  15.  Der  Arbeitgeber  hat  Vorschriften  zu  erlassen,  welche  ausser  einer  An- 
weisung hinsichtlich  des  Gebrauchs  der  in  den  §|  5  und  0  bezeichneten  Ueigenstäode 

folgenoe  Bestimmungen  enthalten  müssen : 

1)  Die  Arbeiter  dürfen  Nahrungsmittel  nicht  in  die  Arbeit.*r5ume  mitnehmen- 
Das  Einnehmen  der  Mahlzeiten  ist  ihnen  nur  ausserhalb  der  Arbdter&ume  gestattet 
(vergl.  §  8).  ,     „  j 

2)  Jeder  Arbeiter  hat  die  ihm  überwiesenen  Arbciti^kleider,  Respiratoren  nnd 
sonstigen  Schutzmittel  5  und  ü)  in  denjenigen  Arbeitsräumeo  und  bei  üenjerngdi 
Arbeiten,  für  welche  es  rar  den  Betriebaunternefamer  vorgeschrieben  ist,  zu  benutzen. 

3)  Die  Arbeiter  müssen  «ich  vor  dem  Einnehmen  einer  Mahlzeit  Hände  nnd 
Oesicht  sorgfäiug  waschen.  Am  Irichlusse  der  Arbeitsschicht  und  vor  dem  Verlas^oi 
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der  Fabrik  müssen  die  Arbeiter  die  Arbcitakleider  ablegen,  Hände  und  Cicaicht  sorg- 
äÜtig  wasobea  sowie  Mund  und  Naa«,  und  zw«r  ohoe  AoweDduog  voa  AppuEteo, 
auMpfilen. 

In  den  zu  erlassenden  Vorschriften  ist  To^7.u?^ehcIl,  dass  Arbeiter,  die  trotz  wieder- 
Jiolter  Wamang  den  vorst^eod  bezeichneten  Bestimmungen  zuwiderhandeln,  vor  Ab- 
ianf  der  Tertragsmässigen  Zeit  and  ohne  Anfkündigung  entlaaseo  werden  können. 

Werden  in  rincru  J'r-triebe  in  der  Regel  mindestens  20  Arbeiter  beschiiftifrt , 
sind  die  vorsteiiemi  bezcichueten  Vorachrilteu  in  die  nach  §  IHa  der  Gewprl>i  orduung 
wa  «"lassende  Arbeitsordnung  mfEUneliiueu. 

§  16.  In  jedem  Arbeitsraume  sowie  in  dem  Ankleide-  und  dem  täpeiseranme 
muss  eine  Abschrift  oder  ein  Abdruck  der  §§  1 — 15  dieser  Vurschrüten  und  der 
gemäss  §  15  vom  Arbaitigebw  erimBeiiea  Vcfwaunflea  an  einer  in  die  Augen  hdlenden 
oldle  anshäogen. 

§  17.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  sofort  in  Kraft  und  an  die  Stelle 
der  durch  die  Bekanrit]ii:u  hung  de8  EeKhi4v'anzlerti  vom  2.  Februar  lyii?  (IlUBi  S.  11) 
verkändeten  Vcnschrüten  ub^  die  Eiorichtiutg  und  den  Betrieb  yoa  Anlagen  zur 
HtnteQaog  von  Alkali-Ofaromaten. 

2.  BekaEntmachung  betr.  die  EatiHkation  des  am  27.  August  1907 
UDteraeiohneten  Vertrages  zwischen  dem  Deutschen  deiche  and  den 
IHetelMidAii  Über  Uaftllveniolienuig.  Vom  1.  T}wmhw  1907.  Nr.  8896. 
(ReichsgesetsbUtt  1907  Nr.  50  S.  769.) 

Der  vnrstohond  ^)  abgedruckte  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Keifhe 
und  den  Niederiandon  über  Unfallversicherung  ist  ratiliziort  worden.  Die 
Auswechselung  der  Katifikationsurkunden  hat  am  30.  November  1901  in 
Beriin  stattgefunden. 

T#ni  Keiehsrersiciieraiigsamt  genehmigte  ünMlTerhfitUDgs- 

Torsehriften. 

1.  Unfall verhütnngsvor seil riften  der  Hessen-Naasawlaohen  landwirt- 
schailiichen  Berufsgenossenschait.  1.  Landwirtschaftliche  Oer&te  nnd 
Sprengmittel.  2.  Landwirtschaftliche  Vieh-  und  Fohrwerkshaltimg.  8.  Land* 
wirtschaftliche  Bauhaltung.  4.  Forstwirtsoliaft.  5.  Forstwirtschaftliche 
Nebeabetriebe.   Vom  HeichsTeraidterangBamte  am  1.  Mai  1907  genehmigte 

2.  UxklUtvearhlltaiigaTOnohzUteii  fOr  die  Betriebe  der  OobniglsolMDi 
land-  tind  foretwirtadhaftlichen  Beru&genossenaoliaft.  Landwirtschaftliche 

Oeräte  und  Sprengmittel.  Landwirtschaftliche  Vieh-  und  Fuhrwerkshaltung. 
Landwirtschaftliche  bauliche  Einrichtungen.  Vom  Üeichsversicherungsamte 
am  iü.  Mai  1907  genehmigt 

8.  Unfallverhütnogsvorao'hriften  der  Rheinischen  landwirtaöhafthchen 
Berol^enossenschalt  zu  Düsseldorf.  1.  Landwirtschaftliche  Maschinen. 
2.  Landwirtschaftliche  Oeräte  und  SpreugmitteL  8.  LandwirtRchaftliöhe 
Vieh*  und  Fohrwerkslialtang.  4.  Landwirtflobaftliches  Banwesen.  5.  Forst- 
wirtschaft 6.  Land-  and  forstwirtschaftliche  Nebenbetriebe.  A.  Allgemeine 
für  alle  Nebenbetriebe  gültige  Vorschriften,  B.  Besondere  Vorschriften 
iiir:  a)  Brennerei-,  Braxierei-,  M&lzerei-,  Molkerei-,  Krautpresserei-  und 
Stärkebereitungsbetriebe;  b)  Ziegeleien,  Grftbereien  Ober  Tage,  Toif» 
grft1»ereieBy  Kalkbrennereien,  Ealköfen;  c)  Steinbruche;  d)  MaU-  und  Oel- 
mUhlen.  e)  Sigemflhlen  und  Sftgewerke,  KreisBOgen,  Bands&gen,  Gatter- 
sägen.  Vom  BeidiBversidiemngsamte  am  8.  AngoBt  1907  genehmigt. 
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4.  VnftDvinlilltnngsvondliilftoiii  ffir  diB  Botiiobo  dor  lud,«  mid 
forstwtrtsohaftliohen  BeraUBgenosseiUMliafk  des  Fflntenttuns  ReoM  j.  L. 
Forstwirtschaft.  Vom  HeicbsTeraiclieningBamte  am  8.  September  1907 
genehmigt. 

6.  UnlUlTaidiAtiiiigsyondiilfteii  für  die  Betriebe  der  laiidp  vnd 

fbretwirtschaftlichen  Bemftgenosseiiscliaft  des  Förstentnms  Renss  j.  L. 
Forstwirtschaftliche   Neben  bätriebe.     Vom   Keichsvanucherungaamte  am 

3.  September  li^U7  genehmigt. 

6.  Unfallyerhütiuigevorsohriften  für  die  land-  und  foratwirteohaft- 
lichen    Betriebe    der  Bemftgenossenschaft    Oldenbnrger  Luid'wirte. 

I.  Landwirtüchaftliche  Geräte  unU  i^preiigmittel,  Viehhaltung,  Fuhrwerii, 
bauliche  Einrichtungen.  II.  Forstwirtschaft.  Vom  Beichsversicheruugs- 
amto  am  5.  September  1907  genehmigt 

7.  UnfaUverhütiingevorscbriften  der  Ostpreussischen  landwirtaohaft- 
liohea  Berafagenossensobaft.  1.  Maschmen.  2.  Landwirtschaftliche  Ger&t« 
nnd  SprengmitleL    8.  Landwirtadiaftlicbe  Vieh-  und  Fnhrwerkfllmltaiig. 

4.  Landwirtschaftliche  bauliche  Einrichtungen.  5.  ForstwirtsolMilt.  6.  Lind- 
und  forstwirtschaftlit  Nohenbetriebe.  Vom  Beiehaversichemiigaamte  am 
22.  Augoat/ld.  September  1^07  genehmigt. 

8.  Unftllyeilkflttliigevorsobriften  ffir  die  Betriebe  der  landwirtaohift- 

lichen  Bcrufsgenossenscbaft  Unter-Eis ass.  I.  Forstwirt. srluift.  IT.  Forst- 
wirthcbaftliche  Nebenbetriebe.  III.  Austüiirungs-  und  Strat^estimmungeD. 
Vom  lieichsversicherungsamte  am  13.  September  1907  genehmigt. 

0.  Besondere  Unfellverhüttmgsvorsoliriften  der  Sfiddeuteonen  Edel- 
nnd  Unedelmetall-Bernf^genossenschaft  für  die  Herstellung  von  Aln- 
minlnm  in  Pnlver  (Aluminlumbrouae).   Vom  Beichsversicherungsamte  am 

II.  Oktober  1907  genehmigt 

B.  Bondetttaftten« 

L  Königreich  Preussen. 

1.  Gesetz:  betr.  die  Bewilligung  weiterer  Staatsmittel  Eur  Ver- 
beaaerung  der  Wohnangsverhältnisse  von  Arbeitern,  die  in  staaUicheu 
Betrieben  beMhlfUgt  sind,  ond  Ton  gering  beeoldeten  Stestebeemtflo. 
Nr.  10845.  Vom  12.  Angnat  1907.  (Frenssisehe  Geeetasammlong,  Nr.  36 

5.  267.) 

§  1.  Der  LStaatsre^iening  wird  ein  weiterer  Betrag  von  15  Millionen 
Mark  zur  Verwendung  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  13.  Au^^ust  IH9ö 
(Uesetzsammi.  S.  521),  betr.  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Ver- 
beesenmg  der  V^ohnimgsverbftltnieBe  von  Arbeitern,  die  in  BtaetUehen 
Betrieben  besehftftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten,  sor 
Verfügung:  gestellt. 

§  2.  Zur  Bereitstellung  der  in  1  gedachten  15  Millionen  Mark 
ist  eine  Anleihe  dnrch  Veräusserung  eines  entsprechenden  Betragea  von 
Schuld  verschrei  bu  Ilgen  aufzunehmen. 
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An  Stelle  der  SdinldvenohreilNingen  können  Torflbergehend  Sdiats- 
«nweisongea  aasgegeben  werden.  Der  FftUigkeitstermin  ist  in  den  Schatz- 
anweisungen anzugeben.  Die  Staatsregierung  wird  ermächtigt,  die  Mittel 
znv  Einlösung  dieser  8chatzan\veisungeu  durch  Ausgabe  von  neuen  Schatz- 
au Weisungen  und  von  Schuld verschreibungeu  in  dem  erforderlichen  Nenn- 
beträge stt  beschaffen.  Die  Schatsanweisongen  kSnnen  wiederholt  ans- 
gegeben  werden. 

Schatzanweisungen  oder  Schnldverschreibungen ,  die  zur  Einlösung 
von  fällig  werdenden  Schatzanweisungen  bestimmt  sind,  hat  die  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden  auf  Anordnung  dea  Finanzministers  14  Tage 
vor  dem  Fälligkeitstermine  zur  Verfügung  zu  halten.  Die  Verzinsung  der 
neuen  Schnldpapiere  darf  nieht  vor  dem  Zei^unkte  beginnen,  mit  dem 
die  Venrinsung  der  einsoltfsenden  SchatsanweiBangen  anfhflrt 

§  3.  Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  BetrBgen,  zu  weld&em 

Zinsfusse,  zu  welchen  Bedingtingen  der  Kündigung  und  zu  welchen  Kursen 
die  Schatzanweisungen  und  die  Schuldverschreibungen  yeraufigabt  werden 
sollen,  bestimmt  der  Finauzmiuister. 

Im  übrigen  kommen  wegen  Verwaltung  und  Tilgung  der  Anleihe  die 
Vorsdiriften  des  Gesetses  vom  19.  Deaember  1869,  betr.  die  Eonsolidation 

preussischer  Staatsanleihen  (Qesetssauunl.    S.   1197),  des  Glesetses  vom 

8.  März  1897,  betr.  die  Tilgung  von  Staatsschulden  (Gesetzsammbmg 
S.  43)  und  des  Gesetzes  vom  '6.  Mai  1903,  betr.  die  Bildung  eines  Aus- 
gleichsfouds  für  die  Eisen  bahn  Verwaltung  (Gesetzsamml.  S.  15öj  zur  An- 
wendung. 

§  4.  Dem  Laadtag  ist  bei  dessen  niohster  regelmiasiger  Zusammen^ 
knnft  Uber  die  Ansfllhrnng  dieses  Gesetses  Beohensehaft  m  geben. 

2.  Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Herren  Begiemngs- 
präsidenten  in  Breslau,  Liegnitz,  Oppeln,  Posen  und  Bromberg  und 
sur  ITadhaohtnng  an  die  übrigen  Herren  Begierungsprftsideiiten  und 
den  Heixn  Pifliietpiriridentim  in  Beilin  bdr.  SonntagamlM  In  den  Bolfc- 
auokeifthriken.  Vom  12.  August  1907.  (Ministerialblatt  der  Handela- 
und  Gewerbeverwaltung  vom  22.  August  1907,  Nr.  17  S.  317.) 

Die  von  beteUixter  Seite  au^eetdlle  BehauptiUMb  dan  in  den  Provinzen  Schlesifln 
md  Pbeen  in  den  ZnckerMniken  an  Bonn-  und  FMttapn  unter  AuMeraohthmai^ 

der  bestehenden  Vorschriften  der  Vollbctricb  aufrecht  erhalten  werde,  ist  ausweisUcfi 
der  Berichte,  welche  die  Herren  KegierungspräsideDten  dieser  beiden  Provinzen  auf 
meUMD  Ertaas  vom  22.  November  v.  J.  (in  8306)  entattet  haben,  nicht  zutreffend. 
Daeegen  scheint  allerdinfr«  in  einigen  Fabriken  ungerechtfertigtorweise  das  Abladen 
derRuben  von  den  fiisenbahnwageo  und  dan  Verladen  von  Rübenschnitzclu  in  grösserem 
oder  geringawm  Umfrage  andl  oonntags  stattgefunden  zu  haben.  Wie  schon  aus  den 
Erläuterungen  zu  den  nuf  Orund  de«  §  105a  der  Gewerbeordnung  für  Rohzucker- 
fabriken erlassenen  AusnahraebeHtiuimungen  zu  entnehmen  ißt,  kann  das  Ent-  und 
Beladen  von  Eisenbahnwagen  an  Sonn-  und  Festtagen  nur  in  denjenigen  besonderen 
Ansnahmefällen,  welchen  durch  die  Vonchriftea  in  den  S§  105c  Abs.  1  und  105f. 
a  a.  O.  Rechnung  getragen  ist,  ab  snUssig  eradilet  werden.  Soweit  ridi  im  einsdnen 
Falle  diej»e  Bestimmungen  nicht  anwenden  lassen,  hat  das  Ent-  und  Beladen  der 
Eisenbahnwagen  {ramiss  §  105b  Abs.  1  an  Sonn-  und  Festtagen  vöUigzu  ruhen,  und 
sw  haben,  was  die  Daner  der  Sonn«  und  Festtagsruhe  betnCft,  die  Vorschriften  im 
zweiten,  dritten  und  vierten  Satae  des  Abeata«  1  des  §  106b  in  vollem  Umfu^  An- 
wendung zu  finden. 

Idi  oEBuche  Sie,  darauf  hinanirirken,  dam  diem  Vondhrütan  in  den  Bobsn^er* 
idwihan  in  Zukunft  genau  beedüet  weiden. 


8.  Der  Minister  fTir  Handel  und  Gewerbe,  der  Minister  des  Innern, 
der  Minister  der  geistlichen,  Untemohts  \ind  Medizinalangel egenbeitezi 
an  die  Herren  B^erungspräsidenten  ncd  den  Herrn  PoUseipräsidenten 
▼cm  Berlin  und  mr  Kenntnifluahme  an  die  Herren  ObecpriMdentem 
betr.  Soontagenihe  im  Handelqgewerbe.  Vom  19.  Desember  1907. 
(Ministeridtblatt  der  Handel»*  und  Gewerbeverwaltong,  7.  Jg.  Kr.  25 
S.  417.^ 

lu  dem  neböt  Anlagen  beigefügten  Schreiben  vom  2(j.  v.  M.  (II  5154)  teilt  der 
Herr  Kachakanzler  eine»  Entwurf,  "betreffend  Abänderung  der  Be^timmuneeo  der 
Crcwerbeordnung  über  die  äoantagsnüie  im  Haodekgewerbe,  deo  BandesngMmngen 
zur  Begutachtung  mit. 

Der  Entwurf  bezweckt  eine  ^hebliche  UmgestaltQng  der  yonchnfteo  über  die 
Sonntagsruhe  im  Uandelsgewerbe. 

Bither  ist  gemiM  §  lOöb  Abs.  2  der  Geworbeordnong  an  ßfinn-  and  Festtagen 
gnindiiätrJicb  eine  fünfstündige  Beschäftigung  im  HandclHgewerbe  zugeliusscn ;  dieeo 
Beschäftieungszeit  lumn  aber  durch  dtatutariicbe  Bchtimmungen  der  Cremeiuden  und 
weiteren  KommtraalTerhftnde  eingeedufnkt  weiden.  Auf  Grund  de»  S  105c  a.  a.  O. 
sind  pewisise  iinnnfschiebbare  Arbeiten  auch  awKserhalb  der  im  §  105b  zngelji^seneri 
Be8cbäftiguugä(«tuaUen  ohne  weiteres  gestattet.  Ferner  kann  für  solche  Zweige  de^ 
Handelegewerbes,  deren  vollBtändige  oder  teilweise  Ausübung  an  iSonn-  und  Festtagen 
zur  Befriedigung  tä^rlichor  oder  au  diesen  Tagen  bet^oiiilcrs  h<-rvortre(eniler  Ik'dürfni.->e 
der  Bevölkerung  erfurderlkh  ist,  durch  die  höheren  Verwaltuugbbfchürden  die  Sonntagn- 
aibeit  über  die  im  §       Abn.  2  gezogenen  Grenzen  hinaus  gestattet  werden. 

Der  Entwurf  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  —  ebenso,  wie  schon  jetzt  in  der 
Industrie  und  im  Handwerk  105b  Abs.  1)  —  in  Zukunft  auch  im  Handeisgewerbe 
Gehilfen,  I  *  In  Ii  ige  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nieht  bcpehäftigt  werden 
dürfen.  AuBuahmcn  von  diesem  Orundsatze  soUen  in  folgendem  Umlaage  zul&esigsdn : 

1)  Die  Vomcbriften  dee  106c,  wonach  gewine  onanbehiebharB  Arbelten  an^onn- 
uod  Festtagen  unter  beetimmten  Bedingongen  ohne  weiteres  aolieMg  sind,  bleiben 
nnberührt. 

2)  Ebenso  bleiben  die  Vorschriften  des  §  105e  Abe.  1  bentehen.  Auch  in  Zukunft 
werden  also  die  höheren  Verwaltungsbehörden  (Kegierungspräsidentf m  für  diejenigen 
Zweige  des  Handelsgewerbes,  deren  Ausübung  Sonntags  zur  Befriedigung  von  Be- 
dürfnissen der  Bevölkerung  unerlässlich  erscheint,  Ausnahmen  von  dem  '^^bote  der 
8onntagJsarbeit  znzulüs.?en  haben.  Während  aber  bisher  die  höheren  Venvaltnnp^- 
bi'hürdcn  bei  der  Bcwüligung  der  Au»uahuieu  nur  fettzubctzer)  hatten,  iu  welchem 
Umfange  die  Sonntagsarbeit  in  diesen  Handelszweigen  über  die  allgemein  zugelassene 
(in  der  B^el  fünietiüidige)  Beschäftiguugszeit  hinaus  zulöseijg;  ist,  werden  sie  in  Zu- 
kunft die  ganze  eonn-  nnd  festtägliche  BcschSItigungszeit  m  diesen  Handelsz  wägen 
«achöpfenü  festzusetzen  haben. 

3)  Mit  widerruflicher  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörden  kann  durch  Beachlmwi 
der  weiteren  Kommtmalrerbinde  (in  ereter  linie  der  Kreievertretungen)  oder  —  In 
Ermangelung  eines  solchen  Beschlusses  —  durch  Beschluss  der  (Teniein  i'  bi  h  "irden  für 
Bolche  Hauuulsicweige,  für  welche  von  dar  höheren  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen 
auf  Grund  des  §  lOöe  Abs.  1  nicht  zugelassen  sind,  Boostsgsarbeit  bis  zu  8  stunden, 
jedoch  nicht  über  2  l'hr  nachiniitags  hinaus,  gestattet  werden.  In  gleicher  Weipe  ist 
für  die  beiden  letzteu  Souutogc  vor  Weihnacntcn  die  Zulassung  einar  höchstens  zehn« 
stfindigen  Beechäftigung  und  für  jährlich  drei  weitere  Sonn-  oder  Fesitsge  die  Zn- 
Isssung  einer  höchstens  se<}isstündigen  Beschäftigung  statthaft. 

Der  Bundesrat  hat  über  die  Voraussetznngt^n  und  Bedingungen,  unter  welchen 
die  höheren  Verwaltungsbehörden  und  die  weiteren  Kommunal  verbände  bezw.  Ge- 
meinden die  vorerörterten  Au/wabmen  von  dem  Verbote  der  Sonntagsarbeit  zolaseen 
kAnnen,  nnd  Ober  den  üroAmg  dieser  Ansnahmen  nShere  Bestimmungen  zn  erlaseea. 

Die  Herren  Ttegieningsprasidentfn  ersuchen  wir,  sieh  nach  Anhörung  der  amt- 
lichen Vertretungen  des  HandelKstandes,  sowie  der  etwa  in  den  einzelnen  Bezirken 
vorhandenen  grösseren  Verein igungcm  von  Handelsgewerbetoeibendoi  und  Handlongs» 
gehilfen  über  den  Entwurf  zu  äussern.  wird  zu  pjiifpn  sein,  ob  die  Bestimmungen 
des  Entwurfs  eine  befriedigende  Regelung  der  tionntagsruhe  und  Öonntagsarbeit  im 
Handelsgewerbe  ermöglichen,  insbeHondcre,  ob  weitcrgeiieDde  Beschränkungen  der 
Sonntngsarbeit  o<lcr  andererseits  weitergehende  Aii-nnhmen  vom  Verbote  der  tk>oD tags- 
arbeit  wünschenswert  «scheinen,  und  ob  etwa  andere  Oreane,  als  die  im  Entwurie 
vorgesebenen,  mit  der  Zulassung  von  AnsDabmen  za  beauftragen  Min  werden. 
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D«-  Herr  IM  h-kanzler  wünscht  ferner,  da*»-  ihm  sämtliche  zur  Aiwffihrung  der 
106b  and  e  ergangenen,  zur  Zeit  in  Geltung  beetehendea  Voracbnlt«!!  äber  die 
intagsralw  im  Ü&udelsgewerbe  in  Form  «incr  tabdlariechen  Debemidht  übermittelt 
wrrirn  Wir  ersuchen,  uns  eine  solche  Uebersicht  der  im  dortifjen  Bezirke  geltenden 
Be^tunmungen  in  zwei  Äusfertii,nngen  einzureichen.  Soweit  die««  Bestimmungen  in 
dem  engen  Rahmen  der  T&txjlle  nicht  Aufnahme  finden  können,  »indstato  bewndenn» 
d(>irhfail^  doppelt  anazufertigeiuien  Anlagen  an  dineor  Tabelle  fibeinriehtiich  naammen* 
xub  teilen. 

Der  Erledigung  dieses  Erisooes  edhen  wir  binnen  3  Monaten  entgegen. 


Anlage  A. 

Der  Reichskanzler.  jBeriin,  den  26.  Norember  1907. 

(Eeichsamt  des  Innern.) 

Die  auf  tiie  Sonntagsruhe  iui  Uandelsgewerbe  bezüglichen  i^et^timtnungen  der 
Gewerbeordnung',  deren  Abanderungsbedürftigkeit  Ton  InterettgentenverMndeo  und  im 
Reichst^e  wiaierbolt  zur  Sprache  gebracht  ist,  sind  einer  eingehenden  Prüfung  unter- 
zogen worden.  Da»  Ergebnis  dieser  Prüfung  lässt  eine  Aenderung  der  bestehenden 
Vorschriften  im  »Sinne  weiterer  erheblicher  Beschriiikiing  d&r  »mniagMtrbeit  im 
Uandelsgewerbe  geboten  erscheinen. 

Es  ist  ein  vorläufiger  Entwurf  zur  Abänderung  der  gesetzlichen  Bestimmuugeu 
ausgearbeitet  worden,  wddieo  idi  midi  beehre,  in  einem  F^^«nplar  asgmchlomen 
beizufügen. 

Beror  ich  weiteree  Tenmlaise,  wSre  mir  eine  gefl.  Aenseerung  darüber  erwünscht, 

ob  und  welche  Be<]enken  gegen  die  vorgeschlAgene  Regelung  zu  erheben  hind. 

Gleichzeitig  beehre  ich  mich  im  Hinblick  auf  die  Unvolleitändigkeit  des  hiesigen 
Materials  um  äne  gefl.  Mittelung  der  im  dortigen  Staatsgebiete  zur  Ausführung  der 
I'V  b  und  106o  Gewerbeordnung  erliis-orien  Bentimraungen  und  <ler  von  den  einzelnen 
Behörden  getroffenen  Festd^unxen  ergebenst  zu  ersuchen,  da  die  Absicht  besteht,  das 
geMmte,  auf  die  handebgewermicfae  Sonntagsruhe  besQgliehe  Material  fibenichtlich 
raeaui  meo  zustellen . 

Mit  besonderem  Dani^e  würde  ich  es  erkennen,  wenn  eine  Zusammenfassung  der 
in  Frage  kommenden  Vonduiften  nadi  dem  «nliegenden  Muster  angefer^  weiden 
könnte. 

Anlage  B* 

Entwurf, 

betrelland  Abänderung  der  Bestimmungen  der  O  ewerbeordnOBg 
über  die  Sonntagsruhe  im  Maodelsgewerbe. 

L41a  Abs.  1  eihült  folgende  Fassung: 
»weit  nach  den  ßestimmuneen  der  g§  106b  bis  105h  Ciehilfen,  Lehrlinge  und 
Arbeiter  im  Handelsgewerbe  einscnliesslich  des  nach  Art  des  Haodelsgewerbes  ein- 
gerichteten Geschäftsbetriebes  von  Konsum-  und  anderen  Vereinen  und  Gesellschaften 
an  Bonn-  und  Festtagen  nicht  beschäftigt  werden  dürfen,  darf  in  offenen  Verkanfa- 
steUen  ein  Gewer bcbetriel)  an  dienen  Tagen  nicht  stattfinden. 
§  105  Abs.  2  erhält  folgeude  Fassung: 

Im  Handelsgewerbe  einschlieeslich  des  nach  Art  des  Handelsgewerbee  eingerich- 
teten GefichSftsbofriclxs  von  Konsum-  und  anderen  Vereinen  und  Ge-^ellpchaften  dürfen 
Gehilfen ,  Lehrlinge-  und  Arbeiter  vorbehaltlich  der  Beslitumungen  in  den  105c 
und  105e  an  Bonn-  und  Feattagen  nicht  beacbiftigt  «erden. 

§  lOöb  Abs.  3  ist  zu  streichen. 

Abb.  2  des  §  iOöe  ist  zu  streichen,  hinter  dem  jetzigen  Ahe.  3  —  in  Zukunft 
Aba.  2  —  des  §  105e  sind  folgende  Bestimmungen  einzoschaitoi : 

Abs.  3:  Für  alle  oder  einzelne  Zweige  des  Handelsgewerbea  darf  neben  den 
nach  Abs.  1  zugelaaseuen  Aui-uahmcu  mit  der  jederzeit  widerruflichen  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  durch  Beschluss  eines  weiteren  Kouimunalverbande.'t  oder  in 
Ermangelang  eines  solchen  Beschlusses  durch  Beschluss  einer  Gemeinde  an  Sonn-  und 
Festtagen  mit  Ausnahme  des  ersten  Weihnachte-,  Osler-  und  Pfingsttages  eine  be- 
idu&nkte  Beschäftigung  zugelassen  werden  nnd  zwar : 

1)  für  die  legten  bpiden  Sonntage  vor  Weihoaditen  bia  zur  Daner  vom  lOBtond^ 
jedüch  nicht  über  7  l  lir  abends  hinaus; 

2)  für  jährlich  drei  weitere  Bonn-  und  Festtage,  an  welchen  örtliche  Verhältnisse 
einen  erweiterten  Geschäftsverkehr  erforderlich  machen,  bis  zur  Daner  von  6  Stnuden» 
jedodi  nicht  über  4  Uhr  nachmittags  hinaas; 
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?,)  fQr  die  übrigen  Bonn-  und  Fetttl^  bb  ntr  Dmer  VOD  3  OtDildflD,  jedoch 

nicht  Uber  2  Uiir  nacbmiltags  hinaus. 

Abe.  4:  Die  auf  Grund  der  BeetiminQDgen  im  Abe.  3  zugelassenen  Besohäftigiii^ 
stunden  im  HandeLsgewerbe  sind  unter  Berücksichtigung  der  für  den  öffentlichen 
Gottesdienst  beetimmten  Zeit  so  fcbtzusctzcu,  dass  die  ßeech&ftigten  am  Betiuche  des 
QotteMlieiMtai  nicht  gehindert  werden.  Die  Feetsetzung  der  Beschäft^ungpattindfln 
kann  für  verschiedene  Zweige  des  Handelsgewerbes  verecnieden  erfolgen. 

Abs.  5:  Der  Bundesrat  trifft  über  die  Voraussetzungen  und  Bedingungen  der 
ZulasHune  der  in  den  Absätzen  1  und  3  bezeichneten  Auenahmen  und  über  den 
Umfang  der  Auaoahmen  nähere  Bestimmungea,  dieee  sind  dem  Kdchstage  bei  seinem 
nichsteo  Zusammentritte  sur  Kenntnisnahme  mitzateilen. 

§  146a.  Statt  „den  auf  Grund  den  §  lOöb  Ab**.  2  erln-s*  i»  n  ^fatutrtrischen  Be- 
stimmungen" ist  SU  setzen  ,4eo  auf  Grund  des  §  105e  genelmiigten  Besdulüssen". 


Anlage  C. 


Art  der  Fentstcllung 
der  nach  i)  105b 
Abs.  2  GO.  freige- 
gebenen 5  Besch/if 
ti|rungästundeu  und 
der  Gotteedieiwt- 
pnoae 

Statutarische 
Kegelung  der 
Bonnta^ruhe 
auf  (ifund  des 
§  i05b  Abs.  2 
GO. 

Erweiterter  Ge- 
schäftsverkehr 
für  einzehie 
Sonn-  und  F^t- 
tage  nach  §  105b 
Abe.  2 

Ausnahmen, 
welche  auf  Grund 
dw  §  lü5e  GO. 
für  das  Handels- 
gewerbe zuge- 
lassen sind 

BeuieKkunpn 

II.  Autrlclie.  OealerreiGh. 

A.  Reich. 

Erlasfl  des  k,  k.  HandelsminiBtcriums  an  die  k.  k.  böhmisch o  Statt- 
halterei  vom  20.  Oktober  1806,  Z.  6,  122  ex  1906,  betx.  die  PriLfung 
dm  Eignung  tou  BetEtobMiUlteii.  (Beriolit  der  k.  k.  Gewerbe-^InBpektoraii 
Aber  ilize  AmtsUltigkoit  im  Ja!»«  1806,  8«ite  XLV.)  gj| 

Ristedt  Wign. 

BoioMwiB  dM  MadlntM  ftberi  d«a  ämmdbünm  von  ttlotwotw* 
liUtigeii  Vnrbm  und  toh  ig<»rimni  bei  ttidtlMhan  ArlMiten.  Von 

6.  Marz  1007. 

I.  Bei  Ausführung  von  städtischen  Arbeiten  sind  nachstehende  BcstiimnungeD 
IQ  beachten : 

1)  Der  Gebrauch  von  Bleiwdss  und  von  Minium  wird  mit  Ausnahme  jV-ner  Fälle, 
in  welchen  aus  techniBcben  Gründen  die  Verwendung  Bulcher  giftiger  Fari>en  und 
Stoffe  unumgänglich  notwendig  erscheint,  grundsätzlich  ausgeschlossen. 

Bei  Anstrichen,  bei  welchen  Bleiweiss  aus  technischen  GrüntJpn  nicht  entbehrt 
werden  kanu,  i«t  dasselbe  zu  gleichen  Teileu  mit  Ziuk weiss  ^iuie<.ht  zu  verwenden, 
hSüB  nicht  zwingende  Gründe  den  Gebrauch  ungemischter  BletweiMforbe  erfordern. 

2)  Das  Minisieren  von  Trarersoi  und  iBisenkonstruktionen,  insbesondere  bei  deo 
Deckinkonstniktionen  fflr  Hochbauten  mit  Ausnahme  gewölbter  Decken,  bei  weldMD 
die  Träger  immer  gegen  KorroHion  zu  schützen  sind,  ist  nach  Möglichkeit  einzu- 
schränken. Bei  höl»»nen  Decken  in  Xravenen  hat  der  Miniumanstnch  der  Träger 
ganz  m  «ptfaUen. 

Die  in  die  Hauptmauer  eincclnpsenen  Tmversenkopfp  haben  nur  Hann  Hnrn  rr><?t- 
schützenden  Anstrich  zu  erhalten,  wenn  der  Träger  nicht  bereittt  durch  eine  ander- 
weitige Umnumtiliing  gesdxQM  Jak 
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9)  D«r  f  2  d«  ^BgohOn  sn  Tuif  24  „Oaerohrleitung  and  Oaseinrichtung« 
wird  abändert  und  hat  zu  l;uit<  n  : 

aDie  in  den  stidtischeo  Gebäuden  zur  Verwendung  kommendea  Leitungsrohre 
und  VcrbindungMkfick«  mfiMen  yot  ihrer  Verleping  ein«»  sweimaligen  rostäöhfitseadett 
Anstrich  erhalten,  wofür  jedoch  eine  besondere  Vi  ri.i:t^inp  rrrjri^trt  wird.  Zur  Dichtung 
dürfen  nur  solche  MateriftUen  verwendet  werden,  welche  vom  ötadtbauamte  und  Tom 
IftMltpliyaikflte  für  ndiadg  erkUbrt  weiden. 

II.  Pip  Erhebungen  bezüglich  der  Notwendigkeit  von  Minium  und  Bleiweis«  bei 
AttssenanBtnchen  sind  fortznaetceo ;  nach  Abechluss  derselben  sind  die  Eigebniss«  der^ 
edbeo  dem  Btedtnit6  Tonolegw* 

III.  Der  Bürgermeister  wird  ersucht,  den  Magistrat  als  Sanitäts-  mid  Gewerb©- 
behörde  L  Instanz  so  besoftrageo,  die  erforderlichen  Amtshandlangen  zum  Schutze 
dff  bei  Venpendnng  von  BJeiwena  und  von  Bünium  beschäftigten  Arbeiter  einzuleiten. 

C.  Bosnien  und  Hercegovuia. 

Verordnong  betr.  die  Bestünmong  eines  Rnhet^gea  im  Laufe  einer 
Arbeitawoche  fOr  die  Arbeiter  bei  den  gewerblichen  Betrieben  in 
Boanieu  und  der  Heroegovina.  Vom  20.  April  1907.  (Gesetz-  und  Ver> 
ordmingBblatt  für  Bomieii  und  die  Heroegoviim,  yUL  Stttck  ez  1907.) 

§  1.  In  allen  gewerblichen  Betrieben  in  Boenlen  vaä  der  HeroegoTina. 

ist  den  Hilfsarbeitern  im  Verlaufe  einer  Arbeitswoche  ein  Bnheteg  tn 
gew&hren,  welcher  in  der  Regel  24  Stunden  za  dauern  hat. 

§  2.  Als  Huhetag  gilt  ftir  Arbeiter  der  christlichen  Bekenntnisse  dpir 
^imtag,  für  die  Moslims  der  Freitag  und  fUr  die  Israeliten  der  Samstag. 

Den  Arbeitern  der  letzten  zwei  Konfessionen  ist  es  jedoch  fireigesteUt, 
aiit  ihren  Arbeitgebern  statt  des  Freitags  oder  Samstags  einen  anderen 
Bnhetag  an  Tereinbami. 

Diese  Vereinbarungen  sind  der  Oewerbebehörde  anzuzeigen. 

§  3.  In  solchen  einzelnen  Gewerben  oder  ganzen  Kategorien  von 
Gewerbebetrieben,  bei  welchen  mit  Rücksicht  auf  das  tägliche  Bedürfnis 
^  BevGlkenmg  oder  de«  Öffentlichen  Verkehra  oder  anc&  mit  Bflcksicht 
auf  daa  BedUzAiia  des  eigenen  Betriebes  eine  ünterlaredituig  unzul&reig  ist, 
and  welchen  durch  die  Bänhaltting  des  Ruhetages  so  viele  Hilfsarbeiter 
entzogen  würden,  dass  die  zu  ihrer  Fortführung  unbedingt  notwendirren 
Arbeiten  nicht  verrichtet  werden  könnten,  kann  nach  Massgabe  des  vor- 
liandenen  Bedffrfiusses  ftlr  alle  Hilfsarbeiter  oder  einen  Teil  derselben 
anek  «in  anderer  Tag  der  Wocbe  als  Bnhetag  beatimmt  werden. 

Hientu  ist  die  BewiUigung  der  Landesregierung  notwendig,  die  in 
einem  eigenen  Bescheide  oder  in  der  Form  einer  Arbeitsordnung  erfoliren 
kann  und  an  geeigneter  Stelle  in  den  Arbeitsräumen  in  der  Landessprache 
in  beiden  Schriftarten  anzuschlagen  i^t. 

§  4.  Wenn  die  Zahl  der  Hilfsarbeiter  in  einem  Betriebe  nicht  aoa- 
VNchti  um  die  nachfolgend  anfges&hlten  Arbeiten  dnrch  solche  Arbeiter 
▼eniditen  za  lassen,  welche  an  dem  betreffenden  Tage  keinen  Ruhetag 
haben,  oder  wenn  alle  Hllfsorlieiter  denselben  Ruhetag  haben,  so  kann 
nach  Massgabe  des  Bedaries  jeder  üilisarbeiter  auch  an  seinem  Ruhetage 
so  nachfolgenden  Arbeiten  herangezogen  werden: 

a)  an  den  an  den  Qewerbelokalen  nnd  Werkyorridhtungen  yoran- 
nehmenden  Sftuberanga-  nnd  Instandhaltangsarbeiten,  durch  welche  der 
regelmässige  Fortgang  des  eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes  bedingt 
ist  und  welche  ohne  wesentliche  Störung  des  Betriebes  oder  ohne  Gefahr 
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ftv  Lflibn  odw  Q— opd^it  dar  Arbeiiw  «a  ftadma  Tagen  Bicb*  ^iMmbtefe 

b)  ZB.  der  erforderlichen  Bewadiomg  der  Betriebsanlage; 

c)  zu  unaufschiebbaren  Arbeiten  vornber<:;ehender  Natnr,  welehe  ent- 
weder aus  öüeutiicbeo,  insbeeondere  äicherbeitspoliaeüicbeii  Kück^ichtea 
oder  in  NotfUlen  ▼oigenommen  werden  müssen. 

§  5.  9ia  Varwendnng  von  Bilftarbeitora  in  den  lUlen  das  §-  4  i8:t 
der  GewoiiebeliSrde,  insdtem  M  nieht  sebon  dureh  eiika  gwifthmigto  Axbsit»- 

Ordnung  vore^esöhen  ist,  anrozeifjeri 

Sofern  die  la  diesen  Fällen  an  ihrem  Bulietage  zur  Arbeit  hera»* 
gezogenen  Arbeiter  Iftnger  als  3  Stunden  beschäftigt  werden,  ist  ihnen 
mindesteos  «ine  24-flttfndig8  Rnliepaase  an  einem  Tage  der  daraafiblgeDden 
Woche  oder  am  darauffolgenden  Ruhetage  zu  gew&hren. 

§  H.  Für  solche  Betriebe,  bei  denen  die  Einhaltuno;  der  Arbeitsnihe 
mit  einem  uuverbältnism&ssigen  Nachteil  für  den  Betrieb  selbst  eder  die 
in  ihm  beschäftigten  ArbeitepersoDeu  verbunden  wäre,  künnen  AutiiiahmaiiA 
YOA  dar  Baatinwatmg  daa  §  1  sugalaaaan  wardan. 

Dia  EntocWidmig  biarttbar,  walaha  anob  dia  Bedingungen,  unttr  daat^ 
die^e  Ausnahmen  gewährt  wat^an,  an  antbaltan  bat,  stebt  dam  gamem- 
samen  Ministerium  ütu. 

^  7.  Die  UeberwachuDg  der  iiiinlialtuiig  dieser  Verorduuxig  besorgen 
die  Gewerbebabtfrdan  erater  Inatana.  Zam  Zwecke  dieser  Kontrolle 
kann  die  Landesregierung  erforderliobenfallB  dem  Gewerbeinhaber  dia 
Führung  eines  Ver7eirhni8ses  auftragen,  in  welches  für  jeden  einzelnen 
Ruhetag  die  Namen  der  beschäftigten  Hilfsarbeiter,  der  Ort  und  die 
Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie  die  Art  der  vorgenommenen  Arbeit  eiu^ 
antragen  'sind. 

§  8.  Die  Uebartretung  dieaer  Verordnung  wird  mit  Geldstrafen  yoa 
5  bis  10  K,  hezw.  mit  Arrest  von  1  bis  10  Tagen  seitanB  der  Gangrarbe^ 
behörden  erster  Instanz  geahndet. 

Die  bezüglichen  Straferkenntnisse  unterliegen  dem  für  Gtewerbe« 
angelegenbeiten  vorgesobriebenen  Lutansanzuge. 

§  9.  r)i<  sc  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kondmaohnng  im 
Gaaata-  und  Verordntmgablatte  in  Kraft. 


111.  Beigique..  Belgien. 

Arrftte  Royal.  Bapos  du  dimanohe.  —  Magasins  da 
detail:  autorisations  accordees  pour  l'annöe  10  0  7,  en 
application  de  l'article  7  de  la  loi  du  17  juillet  19 Oö. 
17  novembre  1907.  (Rev.  du  Trav.,  XII,  No.  22,  30  novembre  1907, 
p.  1229—1280.) 

Kig^  Briaaa  betr.  die  Sonntagamhe.  —  Arbaltabewilligiingen,  dSe  la 
Anwmulang  des  Art.  7  des  Gesetses  vom  17.  Juli  1906^)  gewtseen 
Eleinverkaofsgcsohäften  IQr  daa  Jahr  1907  gewtthrt  worden  ataid.  Vom 

17.  November  liHJ7. 


1)  VgL  Boll.  BdL  IV  8.  194-^196, 
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IV.  Bulgarie.  Bulgarieit 

Tnid— m  betr.  Aa  Amrandimg  des  OmeliBi  tber  die  Oiftiil- 
ntion  dar  Hmdumke  imd  dv  Kocporattoiian.  Vom  28.  Jnli/C».  August 
1906. 

(AlUMEUg.) 

DmI«  T«iL  OiSMiwtloii  d«r  Saadwerke.  —  Titel  L  AUfvaMiM  »1111111 

11—7).  —  lUttl  II.  AamlM  b«niflio]i«r  TfUääkaHL  —  A.  MeUi«rt««n*t 

(8-17).] 

B.  Persönliches  Arbeitsbuch  des  Arbeiters. 

18.  f Niemand  darf  al»  Arbeiter  eingestellt  werden,  wenn  er  nicht  ein  Arbcitt- 
bttflk  beäit2t.] 

19.  [GeBocb  um  eio  Arbeitsbuch.] 
20l  lÜDflBlMlite  ISDtraKUDgen.J 

21.  Der  Vorbtand  im  SfiTpontioii  ilt  YwpdialM»  «Hw  Pawo— i  «ia  AiMi- 

buch  aosruBteUen,  die 

1)  flfai  Lehneuniis  bedtien; 

2)  eiM  vom  Ifioiiteiiui  «k  dna  LduM^pib  gkidiiNrttg  aMPkauto  Urkonde 

besitzen; 

3)  die  nachweiMD  können,  da«a  sie  in  ihrem  Fache  wenigsteBB  2  Jahre  in  einer 
Fabrik,  einer  Werkstnttp  einem  ZeugliMiB  oder  eiim  Werke  dee  In-  oder  Aaiud» 

gearbeitet  baljen ; 

4)  eine  Prüfung  vor  der  in  Art.  16  erwähnten  Kommission  bestanden  haben. 

22.  Eine  Prüfung  wird  nur  von  den  Ldirlingen  verlan^^,  die  weniger  als  2  Jaieo 
Ldirzeit  durchpremacht  haben  und  ein  Arbeitsbuch  zu  erhalten  wünttchen. 

23.  Die  BeMtimraungen  der  Artk  11—16  finden  gMolMnraiie  AuwewiiiMg  m 
Becug  auf  die  Arbeiter. 

C.  Arbeitsbuell  des  Lehrlings  and  liehrlingflzeugnis. 

24.  Jedermann  kann,  mit  oder  ohne  Honorar,  mit  oder  ohne  Logfar  und  Koefe» 
bei  einem  Meister  eintreten,  um  ein  Handwerk  zu  erlernen. 

25.  Kinder  dflifm  tot  den  ^ollaBdetee  12.  Altarqahi«  sieht  ala  Ldudfaige  aii- 
genommeo  werden. 

VoD  diener  Begd  darf  nur  mit  Qenehmigune  dee  ICinieterinme  diea  Handele  und 
Ackerbaue«  eine  Aufnahme  gemacht  werden,  nnd  andi  nnr  fflr  eoUIlB  Kinder,  dätS 
den  Klementeranterncht  emiMuuigen  haben. 

Zn  Bemfn,  die  der  GewwMhdt  sdinden  oder  mit  dee  kOipcrilelMfr  Kitftmi  der 

Kinder  nicht  vereir)bart  werden  kOunee,  wocden  Ldirllnge  ent  naek  voDeiktateai 

14.  Lebennjahre  zugelassen. 

Als  ^hädlich  gelten  alle  Berufe,  die  den  LduBne  nötigen,  den  gaosen  Um  i> 
einer  sitzenden  oder  gebeugten  Stellung  zuzubriogeB  Mer  eoiwerek  die  BMA»  ttber- 
steigende  Gegenstände  zu  heben  und  wegzutragen. 

26.  Die  Lehrzeit  bei  einen  Meister  beträgt  2—4  Jahre.  Das  MinistetlHi  dm 
Bandele  und  Ackerbauea  kann  diese  Frist  bei  leichten  Berufen  einschränken. 

27.  Der  Meister  ist  verpflichtet,  dem  Lt?hrling  für  die  bd  ihm  verbradlte  Lehr- 
Mit  ein  Zeugnis  auszustellen. 

28.  Der  VorBtand  der  Korporation  ist  veipfüditBti  jeler  PenoBi  die  den  vom 
Qmeta  vorgeschriebenen  Bedingungen  genügt,  binnen  14  flMoTuitt  der  Angabe 
dm  Gesachea  an,  ein  Ijehrlingszeugnis  (Art.  11  des  Gesetzes)  aus<zti?tcllcn. 

29.  Der  Vourtand  der  Korporation  iat  verpflichtet,  wenn  die  8tetuten  ee  ver- 
langen ,  jeden  Ldurliog  mit  einem  Lehriiniparbeitotmflii  m  wreehea ,  da»  nadl  den 
Muftt^^r  dew  Arbeitsbuches  des  Arbeiters  abgefasst  sein  soll,  mit  dem  T^nterschied,  dass 
die  Worte  „Ariieiter",  „Arbeits-"  etc.  durch  die  Worte  „Lehrling",  „Lehr-"  etc.  creetst 
wmden. 

30.  Alle  Vorpchriften  bezüglich  der  MeisterzeugniMe  nnd  der  Arbeitsbücher 
gelten  in  gleicher  Weise  auch  uir  die  LehriingsseugniBse  für  alles,  was  Gesuche, 
Appellation,  Rekann  ood  dei  VerwidBiie  nr  S&ttngaag  der  Zeiigiieiit  nnd'Arbelte- 
bidier  betrifft 

28* 
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A.  Allgeni6iDe  Bestimmungen. 

31.  Die  besonderen  Bedehongen  zwischen  deo  Haadwerkern  mcdo  dnidi  das 
QeeeU  und  die  Verträge  der  Parteien  bestimmt 

Edn  Tectrajg  zwischrai  Lehrlingen,  Arbeitern  and  Meistern  einerseita  und  Arbeii- 
gebcrn  andererseits  kann  Tor  dem  Erlöschen  der  Probezeit  eud^ulüe  iu  Kraft  treten. 

Die  Probezeit  währt  für  die  Lehrlinge  1  Monat  xmd  für  die  Aroeiter  und  iMeiöttf" 
14  Ti^e. 

Keinerlei  Abänderungen  noch  Ausnahmen  von  den  Vorscbnitoa  des  v<«her- 
gduoden  Abtduiitlw  tiDd  erbHibt,  aelbtfe  nicht,  iraon  die  Pferteien  dnaiit  efanw- 
atanden  sind. 

Privatpersonen  und  Geeellschafteai  dia  ein  Handwerk  als  Unternehmer  aiuübeD, 
Uniien  flintn  Vertrag  nur  mit  den  Meüitem,  die  ihre  Untenuihinungen  leiten,  atMhmm^, 
diese  allein  haben  da»  Recht^  Ldirlinge  und  Arhf?iter  siir  Ansftbnng  des  Uandmiki 
einzustellen  und  Vertrise  mit  ihnen  abzuschli^seo. 

Die  Vertrige  mit  M ittdflrjihrigeo  milieai  adttifilicli  von  dmn  goMtiticluB  Ter 
tntam  abgesohlossen  werden. 

32.  Die  Verträge  mit  den  volljährigen  Arbeitern  können  mündlich  ab^^^macht 
werden,  aber  die  Bedmgonsen  b^.  Löhnung  und  AobsMÜ  müaMii  md  jedsoFtU  w 
Arbeitabuch  dee  Arbeiten  knn  erwfihnt  werden. 

B.  Beziehungen  zwischon  Arhritgebern  und  Lphrlingen. 

33.  Der  JbehiÜog  ist  der  väterlichen  Aufsicht  des  Meisten  unterworfen;  in  Ah- 
wesenhnt  des  letrtaren  schuldet  er  dem  steD vertretenden  Arbeiter  Gebonam. 

Hl.  Dnr  Arbeitgeber  ist  verpflichtLt.  den  Lefadiiig  Im  BÜdlNKk  sn  UntonieillVi 
ihm  Rat  zu  erteilen  und  ihn  zu  bei^chäftiffen. 

Er  soll  ihn  nur  ni  ArbeilMi  idaes  Handwerks,  die  seinen  körneriichen  Kiifteo 
und  seinem  Alt/<r  entsprechen,  verwende.  Fr  darf  ihn  zu  leichtor  UailidMr  Arildt 
verwenden,  wenn  der  Lehrling  bei  ihm  Koet  und  Lofiria  erhälL 

Lehrlinee,  die  das  14.  Altersjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  können  nicht  vw> 
pflichte  werden,  mehr  alfi  8,  und  Rolche  von  14—16  Jahren,  mehr  als  10  Stundm 
tägiich  zu  arbeiLüu.  Allfällige  Bciiuistundcn  sind  iu  der  Arbeit«/.eit  inbegriffen,  nicht 
alMT  die  für  die  Ueberwachung  und  Reinigung  des  Magazins  erforderliche  Zeit. 

Die  Arbeit  darf  nicht  ununterbrochen,  sondern  muss  dvadi  dooi  Bohati^  and 
tilglich  mindestens  1  Stunde  Mittagsnause  unterbrochen  sein. 

36.  Die  Lehrlinge  unter  in  .Tanrtu  dürfen  während  der  Nacht,  d.lL  fOttSCIv 
abends  bis  6  Uhr  morgens,  nicht  zur  Arbeit  angehalten  werden. 

37.  Der  Mäsler  Bat  dafür  Horge  za  tragen,  düss  der  Lelirimg  von  den  SEus- 
leaten  nicht  misshandelt  wird. 

Er  muss  auch  für  die  Bittliche  und  reügidsw  Krziebung  doe  Lehrlin(|p»  sorgen  uikI 
ihm  an  den  Feiattagen  Heiner  Religion  freie  Zeit  gewähren,  damit  er  dem  Gottesdiaoflta 
beiwohnen  kann,  und  die  Aasübung  dieser  Pflichten  überwachen. 

Er  muss  den  Lehrling  nötigen,  die  Abend-  und  1  eiertagH^chulen,  sowie  die 
pfovisorischen  Fachkurse  zu  besuoien. 

Endlich  niusB  der  Arbeitgeber  die  Eltt-rn  dps  I  ehrlingn  oder  deren  rr>rhtm:i?«ige 
Vertreter  sowie  dcu  Schuldirektor  von  jeder  Erkraiikung  des  Lehrlings  und  üL»erfaaupt 
von  jedem  wichtigen  Vorfall,  der  sie  interessieren  könnte,  in  Kenntnis  setzen. 

JDer  Arbeitfl^bcr  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  wenigstflae  flinmni  jaden  Moost 
im  Lanwett  des  Ortes  intlicn  imtersuchen  zu  lassen. 

38.  Wenn  der  Lehrling  »einem  Arbeiten  Vn  r  ri  ivorigchLufcn  i^t,  eo  hat  der  Ver- 
stand der  Korporation  auf  mündhche  oder  schrüüich  dngcteichte  Klage  dss  Arbeit- 
fljcbers  di6  lEn&n  des  IjelirHngs  oder  deren  geeeteBdie  Vertreter  aofsofoidem,  des 
LehrHnfr  ziir  Arhf^if  znriirk/iiführon  :  (tollten  sie  dirsrr  Anffnrdoning  ohne  hinreichen- 
den Grund  nicht  nachkouxmeu,  »o  nind  nie  verpflichtet,  dem  Arbeitgeber  den  dadurch 
entstandenen  Schaden  zu  vergüten. 

39.  Kein  Arbeit p^f  her  oder  Meister  darf  dnen  davongelaufenen  Lehrüng  ein- 
stellen, ansonst  er  soüdarisch  mit  d&n  Lohrling  oder  dessen  ges^cUchen  Vertretent 
für  den  dem  AriNttgeber  dnreh  das  Portlnnfen  des  LeiurÜDge  SDtstandencn  Sdmkm 
liaftet. 

40.  Der  Arbeitgeber  kann  den  Vertrag  sofort  lösen,  wenn  der  LiblirlitiK 

1)  nachgewieseucrmasäen  ncinem  ersten  Arbeitgeber  davongelaufen  ist; 

2)  aich  des  Diebstahls,  des  Vertnoenabmobes,  der  UntflieälMntng;  des  Betrogas 
oder  der  Sittenloeigkeit  selittldig  rnadii; 
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3)  den  Arbeitgeber  oder  ein  MHglied  Miner  Anilie  titlidl  angnifl  oder  Miidigt 

ffhr  Gewalttätipkritrn  hpppbt ; 

4)  ao  einer  austeckeDdea  Kraukbai  leidet. 

41.  Der  LeiutiDg  oder  aria  gwMteUdiar  ▼ortMtar  kum  dcD  Vmtng  aofort 

JSMc,  wpnn 

it  der  Arbeitgeb^  sein  väteriicbea  Disziplioarrecht  misebraucht; 
2)  der  Arbeitgebor  mmumliaeh«,  gairtilich  «tralbaM  HMidlnngMi  gegu  dn 
Lehriing  be^(; 

8)  da«  Leben  oder  die  €>eawid)tat  dee  L^Iings  bei  for^eeetzter  Arbeit  gefährdet 

42.  JDer  Arbeitgeber  k»ao  den  Vertrag  nach  Torhei]gehaider  14-tagi^  Kündigung 
JSmd«  wenn 

1)  der  Lehrliop-  nnfähitc  ist,  den  Hrruf  ?.u  crlpmen; 

2)  der  Lehrliag  den  ihm  durch  daa  Gcttetz  imd  dea  Vertrag  auferlegten  Ver- 
fUditungeo  nicht  nachkommt; 

3)  der  Lehrling-  erkrankt  und  die  Krankheit  Iringer  als  2  Mooala  aadaiMCi; 

4)  der  Arbeitgeber  den  Betrieb  seines  Hand  werk»  einstellt. 

In  letzterem  Falle  ist  der  Arbeitgeber  verpfUdltet,  den  T^hrii»^  fSr  die  Ana- 
lageo,  die  er  allUUig  bia  snr  AnataUiiDg  bei  eiocm  naiMn  Maialar  n  inaehea  hat,  wa 
cntechfidigen. 

43.  Der  Lehrling  oder  eein  geeetzlidiar  Vartnl«  kann  den  Vertaag  nach  voriiar- 

gdaender  14-t%iger  Kündigung  lOeen,  wenn 

1)  der  Arbeitgeber  seinen  gesetzlichen  oder  vertr^lichen  Verpflichtungen  mcht 
aaehkommt ; 

2)  der  Arbeitgeber  die  AaaÜbang  seines  Handwerks  in  eine  andere  Ortschaft 

.  ?j)  der  Arbntci'btT  IniiLTT  als  2  ^fonale  ktank  ia^  dlllia  aidl  tMttailsn  aa  laaavi; 

4)  der  Arbeitgeber  in  Konkurs  gerät; 

5)  der  Lehrling  ein  anderes  Huidwerk  oder  eine  andere  T.MiflMli«  wihlen  «OL 
In  dem  unter  Ziffer  4  vnrji^esrlienrn  Falie  kann  die  AnflOanng  des  Yfftaagpa 

gldcherweise  auch  durch  den  Konkunverwalter  erfolgen. 

In  dem  ontar  Ziffer  5  fWgeselMaen  Falle  liat  der  Arbdtcebcr  AMpiuh  auf  aina 
^"****hidfg""g- 

C.  Basiahnngan  awiaclian  Arbaitgabara  nad  ArbaUarn. 

44.  Der  AiMtedier  ist  nidit  bafagt,  aaina  Aibaftar  an  einer  flmm  Bamfa  fan^ 

ÜigBDden  Arhpit  verwenden. 

Jede  auferlegte  Arbeit  muss  den  physischen  Kr&ften  des  Arbeiters  entsprechen. 
Der  Arbdter  kann  obna  TcrtragUeba  vaNinbaiang  nkfat  aa  Hana-  oder  Laadaibait 

TMpflichtet  werden. 

45.  Der  Arbeitgeber  darf  keinen  Arbeiter  aufnehmen,  desecn  Vertrag  mit  dem 
ftÄhe^n  Arbeitgeber  nicht  abgelaufen  oder  nicht  gelöet  worden  i^-t. 

Andernfells  sind  beide  sohdarisch  für  die  dem  Verlassenea  Arbtttgeber  an  zahlende 
Gatsdiidigung  und  den  ▼enmacfaten  Behadan  haftbar. 

46.  l)er  Arbeiter  ist  varpOidital,  aafai  Aibeitabach  dem  AthaHgte  aar  Vat^ 
Wahrung  ananvertimuen. 

Dieaaa  Aitcdtabaefa  wird  Tom  Arbei^ber  anf  Yarlangen  jaderaeit  dar  analindigen 
BeiiArde  vorgezeiKt. 

47.  Bä  Ablauf  oder  Auflösung  dos  Vertrages  mxxm  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter 
Min  Arbeiteboch  zurädcerstiaien  und  darin  aneeben,  ob  der  Arbeiter  den  Aaatritt 
verlnnsTt  hat  oder  ob  er  TerabaGhiedet  worden  Ist,  aowie  heia»  Anatritk  den  üun  sa- 
fiteheiiden  Lohn  ausbezahlen. 

Der  Arbeitgeber  ist  Terpflicb<  et,  bei  d^  Bückgabe  des  Arbeitsbuches  die  anderen 
Rubriken  mit  den  erforderlionen  Ati^abm  auszuf&llen  und  darin  auch  das  Datum  des 
Austritts  zu  vermerken  Er  darf  jedoch  keinerld  Bemerkungen  beifügen,  die  dem 
Arbeiter  nützen  oder  schaden  könnten,  «elbet  nicht  auf  dcpsen  auedrikkliihc^  Verlangen. 

4S,  Der  Vartrag  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeiter  kann,  wenn  keine 
gegenteilige  Vareinbiatmg  besteht,  dnrdi  ToranfeheDde  14-tfigige  Kündigung  gelSat 
werden. 

49.  Dessenungeachtet  kann  der  Arbeiter,  der  nach  dem  Stück  arbeitet,  von  der 
Vertragslöeunff  durch  Efindigung,  wie  der  vorhergehende  Artikel  be«^,  nur  dann 
Gebraiich  mauien,  wenn  er  Peine  begonnene  Arbeit  beendigt  hat;  im  Falle  er  einem 
V<ff8chus«  auf  seinen  Iiohn  empfangen  hat,  muss  er  zuerst  die  vereinbarte  Arbeit  be- 
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endigen  oder  soviel  davon,  aln  dieeem  VorBchusft  entspricht  Er  kiion  von  tMflagtem 
Bechte  Q«b»iich  macbep,  weiu)  er  dem  Arbeitgeber  den  mrk^tM^  Vondum  saraek- 
«ntattet 

50.  Der  Arbeitgeber,  der  einen  Arbeiter  vor  Abbraf  der  in  Art  48  Vürg*> 
«chriebeoea  Kündigungsfrist  eotläaei,  hat  ihm  beim  Austritt  den  Lohn  für  die  f^auae 
ZiÜ  m  besAhliNi,  «ad  des  doppdtoi  Betrag,  wom  dar  Afbefter  beim  Arbeitgeber  auch 

41a  Kost  crhirlt  . 

51.  Wenn  der  Ari>eiter  oder  der  Arbeitgeber  in  den  Militärdienst  einberufen 
wird,  so  ist  der  Vertrag  von  Recht«  w^en  imd  dm*  dass  ein  Entschfidigungsansprudi 
erwächst,  ge^■|^t  Der  Vertrag  hiribt  in  Kraft,  wenn  der  Arbeiter  oder  Arhpitgeber 
nur  für  eine  gewisse  Zeit  zu.  militäriacben  Uebnngen  oder  Manövern  etaberutea  wird; 
doch  Icann  der  zu  Uebungen  oder  Mandveni  eiabcmteie  Arbeiter  fOr  dia  2eil  aaiMt 
AbfPesenheit  keinen  Lohn  brsin^pnirhpn. 

62.  Der  Arbeit^ber  kann  den  Vertrag  sofort  lö^en, 

1)  wenn  der  Arbeiter  die  Bedingungen  des  Vertragen  nidtt  ofBlIt: 

2)  wenn  der  Arbeiter  von  einer  annieckenden  Krankheit  befallen  wird ; 

3)  wenn  der  Arbeiter  den  Meister  oder  ein  Mitglied  seiner  Familie  tätlich  angreift 
od«  beleidigt; 

i)  wenn  der  Arbeiter  sich  de^  Diebstahl«,  des  YertcMunaminbnMicfaa  odar  «Mi 

arideren  Vergehens  echuddig  macht; 

5)  wenn  der  Arbeiter  durch  UnTorsiehtlgkett,  entgegen  dm  ftflH  «rteitIeD  Welmiigen, 

dia  Bidierheit  de»  Hauses  oder  der  Anstalt  gefährdet. 

53,   Der  Arbeiter  kann  den  Vertrag  sofort  lönen, 

1)  wenn  der  Arbeitgeber        Vertrag  nicht  erfüllt; 

2)  wenn  (Kr  Arbeitgeber  von  einer  ansteckenden  Kranl-hnit  befallen  wird; 

3)  wenn  der  Arbeitgeber  oder  ein  Mitglied  seiner  Famiiie  den  Arbeiter  tätlidi 
aDgnin  oder  beleidigt; 

4)  wenn  bei  toctgeaulikr  Ariieit  die  Oesondlieit  oder  daa  Xiebao  dea  Aibeitcfa 

gefährdet  t^cheint: 

5)  wenn  der  ArMljgebar  niuBoialiiclia  Handluafen  iNgnht  oder  den  Arbeiter  n 
aoicben  verleiton  will; 

6)  wenn  der  ArbeH^seber  den  Lohn  nUilit  r^gelmieeng  bcttiilt  oder  Ihn  lUtlieklilUi 

7)  wenn  der  Arbeitgeber  üun  oldit  gBDUg  Arbeit  lielevt  nnd  dar  Arbeiter  «nx 

Stückarbeit  an  geteilt  ittt. 

f>4.  Die  Bestimmungen  der  Artt.  44,  45  und  48 — 53  sind  gleicherweise  auch  für 
^  Beeiehongen  zwischen  den  Arbeitgebern  und  den  von  ihnen  angextellten  Meistern, 
«ia  andi  swiachen  den  Unteniehmem  uid  den  von  ihnen  beaohiftigtoo  Meiatera  gültig. 


[ZwetterTriL  Korporattenen.  ~  Titel  L  KonaHtaiiaek  iaer  Saeiioanllaet  (&5-6t).] 
ntd  n.  TaKiitakftattff  aar  Mitgliwlscliaft.  Swecl^  J«riatlaoho  Petao«  wA 

AnfUakt  dar  Xorpoaratioa. 

l<^-66.  fititgliedschaft.] 

67.   Die  Handwerkskori>orationen  haben  den  Zweelc, 

1)  die  Technik  der  Terwihiedenen  Handwerke  zn  heh^n  nnd  verb^^spro  und 
aie  in  den  Stand  zu  netzen,  den  Bedüirfnisßcn  und  dem  ge^enwariigem  Gotchoiack  der 
Klllfer  m  enLsnreehen; 

2)  unter  den  Mit«;licdprn  dj>  wofesfionelle  Ehre,  die  Eintracht,  den  Oeborsaa, 
das  Ansehen  und  die  Verteidigung  ucr  IntereAäea  des  Handwerks  und  der  Handwerker 

Kht  zu  halten ; 

3)  fOr  die  bemflidie  Anabüdang  nnd  die  axnraiiaei»  Enciehung  der  Arbeitar  ma. 

sorgen ; 

41  di.  Handwerker  dafitt  att  ffiMam,  benfllcbe  fittiaitigkeiten  den  fidiiada* 
gericht  zu  unterbreiteD ; 

6)  Berrrfseehulen  f«r  Mlndeiiihfige  nnd  Erwaehaena  ea  grttadea  oder  aa  nater- 


6)  Meister-  und  Arbeiterprüfungen  abrunehmeo  und  ZeuguisKe  aiisr.ustell«! ; 

7)  Konsum-  und  Produktionsgenoi«en8chaften  für  die  gemeinschaftliche  Lieferung; 
der  wi  htiiraten  Rohstoffe  und  den  Verkauf  dtr  verfertigten  (logenstitade  zu  gründen ; 

8)  «iaw  Kreditwesen  durch  die  Errichtung  von  (iewerbekaasea  au  fördern; 

9)  Bchiedsgerichte  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  cwiaeiken  Ifualieil 
Albeitffebern  und  zwischen  Meistern  unter  sich  zn  errichteo ; 

10>  Fachausstellungen  und  Wettbewerbe  zu  veranstalten. 
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[68.   Stetvten,  Rechnungsfahnm^;  69.  Vereiniffunfi;  mtshrem-  Korporatione 
70—71.  Jttiiatiaolie  PenoD  und  BeechnakuBg  der  KeäktHi&lügkdt  der  KorpontioBeo ; 
78-74  KmMt  «hr  lEoffpowim— ■  tedi  da  MiiiliUiiliim  dm  «wd*  «d  6m 

Tital  m.  qwMHdTT— mmWwyn  dmr  KocpozvUon  (75—81).  —  Titcd  IV.  ▼«*- 
«iHiA  te  »PiP— Mm  (82-a7>.  -  Titel  V.  MfMeMar  KMl>tBitmiirtind 

(88—03).] 

IM  VI.  «AlBtogiiMHi 

A.  Zusammen  Setzung. 

94.  In  jeder  Koiporation  «oll  ein  8ciiiedsgaricht  errichtet  werden,  das  aus  fünf  Mit- 
l^fedem  bestehen  eoll,  nämlich:  aas  dem  Rc^ierungskommiHtiär  al«  Präsidenten,  auR  zwei 
VOD  den  Meistern  gewählten  and  «na  swei  von  den  Arbeitern  gewählten  Mitgliedern. 

Die  Wahl  von  Ersatunftonern  geschieht  in  derselben  Weine.  Der  Minister  »einer- 
«eits  ernennt  einen  Substituten  des  KeKierungskommissin,  d«  dessen  Amt  übernimmt, 
wenn  er  au.-<.serbalb  der  GeBMiode  «cut,  kiMk  od«  in  niBcr  fltattiwg  ab  ffiHimiiwir 
«Ddenwo  beachäftist  iat. 

«5.  Die  mSl  der  Miti;Ueder  md  iker  &MmlUMr  Imt  m  MAIer  ind 
Arbeiter  in  getNDBtfli  VeieninniliiBgMk  n  «rfotsen,  in  deacn  jedtr  Teil  edfee 
glieder  wählt. 

96.  Die  Mitglieder  des  Schieda^iarielile  mUma  ToOiihrig  imi      voUeB  BarflB 

ihrer  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  sein. 

Sie  werden  auf  2  Jahre  gewählt  und  sind  wiederwählbar. 

Die  Sutut^n  der  Korporatknien  kflenen  eine  EaHmUaUgmig  der  MitgUeder  dee 
dchieds^erichtd  für  jede  Sitzung  vor^diea. 

Diese  Entschädigung  d&rt  5  Fr.  aidlt  fibersteigei)  und  darf  nicht  für  m^  als 
svei  erScbentliche  Sitzungen  gewährt  werden. 

97.  Wenn  die  streitenden  Parteien  Meialer  sind,  so  haben  der  Regierangs- 
kommissär und  die  beiden  von  den  Mdfltem  ermranten  Mitglieder  an  der  Sitcvng 
teilzunehmen;  weuu  der  Streit  zwif^cben  Meistern  und  Arbeitern  oder  zwischen  Arl)eitem 
^MatH  MUffebrochea  ist,  bo  liaben  zwei  von  den  durch  die  Meiacer  und  Arbeiter  ge- 
wihkM  HngHedeni,  die  das  Lob  beeliinait,  na  der  (Sitzung  teiknaehnea.  Ei  sind  «too 
bei  einer  Sitzung  de«  Schiedsgerichts  immer  drei  Mitglieder  anwesend.  Verwandtschaft 
zwischen  den  JMitgUedern  des  Schiedsgerichts  oder  auch  zwischen  ihnen  und  den 
atrdtenden  Parteien  gilt  als  rechtlicher  Grund  der  Ablehnung.  Alle  Mitglieder  dee 
8ehieiiie«iclitB  haben  eofoK  aadi  ihtcr  WiM  4m  Biahtenid  an  kieteo. 

B.  Befugnisse. 

9a  Aufgebe  dee  Schiedigerichto  ial»  die  Streitigkeiten  awiechen  den  Handwerkern 

an  ecfalichten. 

Es  hat  vor  allen  Dingen  die  Fut^ien  gütlich  tu  einigen. 

99.  Die  Handwerk«  sind  TcrpfUchtet,  bei  eilen  Stratigkeiten,  die  sie  in  dieser 
ESgeoschaft  führen,  sich  dem  Schiedsgericht  zu  stellen,  um  eine  Verständigung  zu  erzielen. 

Sie  dürfen  «ich  nicht  an  die  ^Gewöhnlichen  Gerichte  wenden,  (äna  anvor  iliee 
Streitigkeit  dem  £orporationB8cfaiedfcMTicht  unterbreitet  zu  haben. 

KO.  Wenn  es  deai  Sdriedsfencht  nicht  gelingt,  die  iVatrica  sa  einigen,  ao  er- 
koint  cfi  und  gibt  ein  Urteil  ab,  da«  nicht  endgültig  ii^t,  tuendem  binn«i  5  Tagen, 
▼cm  Tace  der  Fällung  an,  vor  den  Friedenaricbter  ge/.ogen  werden  kann.  Das  Urteil 
dea  PViedensnchters  kann  an  daa  KaMMtionsgericht  weiter  gezogen  werden.  Wenn  dla 
Parteien  schriftlich  übereingekommen  sind,  sich  «leni  Urteil  dee  Schied^^erichle  an 
anterwerfcn,  ao  ist  dea  Urteil  endgültig  und  vollstreckbar. 

C.  Verfahren. 

101.  Das  Schiedsgericht  hat  rasch  und  mit  Stimmenmehrheit  zu  entscheiden, 
<^e  dese  ein  UnterMBiBd  awiechen  den  Mitgliedeni  gemacht  wird*  eeien  eie  Meieler 
oder  Arbeiter. 

lOß.  Die  Parteien  haben  persönlich  tot  dem  Schiedsgericht  zn  eradieinen,  ohne 
Advokaten  oder  Anwälte. 

Minderjährige  werden  vor  dem  Schiedsgericht  durch  ihre  gesetzlichen  Vertreter 
lemmui,  oder  m  Ermangelung  solcher  dorn  den  KorporationsprSeidenten;  Minder* 
jihrige  können  einvernommen  werden. 

103.  Damit  das  Schiedsgericht  einen  SireitfaU  bebandle,  muas  es  im  Besitze 
einei  ^^''«"gt^f■^  Antragea  der  IntermeitfteD  Fvtai  edn.  Der  BMiiH  fal  voee 
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Gericht  in  eioer  der  nftcJiBtan  Sitcangen,  die  r^gelmiMig  miiuUiteDa  sweinul  im  Monat 
stattfindoD,  ra  hahandaln.  Dw  VbiUKlung  der  Pkrtäeo  und  der  Zeagea  dmdi  dM 
Gericht  geschieht  mitlek  einer  Aaaägbf  die  von  den  galadenen  Pewonen  gwgengfmwnhntt 

wmlen  mu88. 

Daa  fckshiedsgericht  kann  nach  den  Aussagen  der  PaiteieD  noch  fai  der  gMdieii 

Sitzunff  seinen  Spruch  füllen  oder  daa  Urteil  auf  einen  npäteren,  den  Parteion  anzu- 
zeigende» Zeitpunkt  verschieben ;  doch  darf  das  Urteil  nicht  länger  als  3  Tage  hinaus- 
geschoben  werden. 

Die  Parteien  haben  das  Becht»  alle  ihxea  StraitCell  betrefCeoden  Beweiaetaoke  dem 

Gerichte  zu  übergeben. 

104.  Das  Schiedugericht  kann  je  nach  den  Umstindeu  Zeugen  einvamehmeik  tmd 
direkt  oder  durch  ein  zu  diesem  Zweck  bestimmtes  Mitglied  Ernebungeo  vornehmen. 

Des  Verhör  der  8treitpart«ien  findet  statt,  nachdem  sie  ehrenwörtlich  die  Er- 
klärung abgegeben  haben,  <lie  volle  Wahrheit  zu  sagen.  Die  Aussagen  der  Zeugen 
sind  für  das  Gericht  nicht  zwingend ;  es  urteilt  nach  seiner  Uebenceogoog  auf  Grand 
des  OeMtwe  und  der  Billigkeit. 

105.  Wenn  nach  regelrechter  Vorladung  der  Beklagt«  nicht  erscheint,  so  fällt 
daa  Schiedsgericht  ein  Kontumazurteil;  das  gefällte  Urteil  kann  gemase  Art.  100  an- 
gefochten werden.  Das  Nichterecheinen  des  Klägers  oder  beider  Futeien  hat  die 
Einstellung  der  Klage  zur  Folge.  Geladene  Zeugen,  welche  ausgeblieben  sind,  werden 
mit  einer  Busse  von  1 — 5  Fr.  belegt;  die  Vcrachiebung  eines  Prozesses  wegen  Aua- 
blaibens  der  Zeugen  ist  dem  Gutdünken  des  Gerichts  überlassen. 

106.  Wenn  die  verurteilte  PnrftM"  nicht  binnen  10  Tagen  beim  Friedensrichter 
Berufung  einl^,  so  tritt  das  Urteil  des  bchieds^erichts  in  Kraft  und  ist  vollziehbar. 

107.  Das  in  Kraft  getretene  Urteil  des  Schiedsgerichts  wird  dem  Friedensrichter 
mitgeteilt,  der  den  nötigen  VoUsiehungsscbein  ausstellt  Dieser  giU  nadi  den  fi^ 
stiinmnngeD  der  allgemeinen  Gesetze  als  Vollziebungsbefehl. 

lOöT  Die  Berufung  gegen  das  Urteil  des  ISchiedsgericht.s  wird  in  einltther  Aiis- 
fertigaog  darch  Vermittlung;  des  Gerichtes,  irdches  das  Urteil  geftUt  htt,  beetdik 
Dieses  abennittelt  sie  mit  dem  Doeeier  an  das  sustindige  Gericht 

fDiÜter  Teil.  Straf-,  Sperial-  nnd  Ccbergaagshestlmmnngen.  —  Titel  L  8traf> 
heiMmmanf  eii.(109—  1 1  s^).  -  Titel  II.  8p«ilall>«Btinunanff»n  (120— 128)^— Ittel  HL 

Pebeaygab— timmwiigea  ^124— 129).J 


V.  Dänemark.  DäneinarlL 

1.  BekendtgereUe  om  ündtagolse  fra  Forbadet  mod 

Arbejde  i  Fabrikker  m.  v.  paa  Fo  Ikekirkes  Helligdage.  DcB 
l»te  Februar  1905.    (Lovtidende  for  1905,  Nr.  16.) 

Bekaxmtmaohung  betr.  Ausnahmen  vom  Arbeitsverbot  in  Fabriken 
n.  8.  w.  an  dan  Festtagen  der  Natlonalkiroiie.  Vom  1.  Februar  1905. 

In  Fortsetanng  der  Bekanntmachung  ▼om  1&  Augast  19041)  werden 
der  Liste  der  Ansnahmen  folgende  Rubriken  beigefügt : 

I.  Betriebe,  die  unter  lit.  a  der  Bestimmtmgeu  des  Gesetzes  fallen: 
11.  Pelzwarenfabriken,  vom  1 .  Oktober  bis  zum  31.  Dezember;  12.  kl&lzereien, 
▼om  16.  September  bis  mm  15.  Mai. 

n.  Betriebe,  die  unter  lit  b  der  Bestunmongen  dee  Oeeetaee  fsUen: 
4.  „Mälzereien"  werden  unter  I,  Nr.  12  aufgeftihrt. 

33.  Neue  Be.stimmung :  ferner  Wäschereien,  welche  daa  Ausleihen 
von  reiner  Wäsche  betreiben,  au  folgenden  Tagen:  Gründonnerstag,  Oster- 
montag, Pfingstmontag  und  Stephanstag. 

Ausserdem :  34.  KaffSserOstereien,  am  GrOndonneretag,  Sonntag  rm 
Pfingsten  und  Sonntag  vor  Weihnachten. 

35.  DieDampfmUhlen,  welche  an  unmittelbar  auf  einen  Werktag  folgen- 
den Sonntagen  und  Festtagen  bis  um  6  Uhr  früh  ohne  Unterbruch  arbeiten. 

1)  Bon.  Bd.  m  8.  897  Kr.  9. 
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2.  Loy  om  Udvid^lBe  *f  Lot  nr.  71  April  1900  om 

d^nske  Fiskeres  Ulykkesforsikr ing  til  ogsaa  at  omfatte 
anden  Bnfartsvirksomhed  m.      Den  dOte  M«rto  1906.  (Lovtidoiid« 

for  1906,  No  65\ 

QeBOtK  zur  AiiHdfthTinTig  döH  Gesetzes  Ho.  71  vom  3.  Aprü  1900» 

betr.  die  UnfUlyandcihenuig  der  diniMhen  Xleoher  anf  andere  See- 

Udirtsunternehinmigen  n.  b.  w.    Vom  30.  Hin  19()6. 

Alt.  1.  Jede  im  Lande  ansässige  Person,  die  ihren  Lebensunterhalt 
ganz  oder  zum  Teile,  auf  eigene  Rechnung  oder  im  Dienste  eines  andern, 
aus  folgeudeu  Arbeiteu  gewmiit:  Schüfahrt  aux  Schilfen,  Booten,  Fähren, 
LMtsohiffen;  SchleppschiiftJirt;  Stein-  od«r  Sandgewinnnng.  wenn  aie  im 
AVu  Server  sich  geht;  Bergung  seetriftiger  Qftter;  SebiffetSienst  als  Sach- 
kundiger ausserhalb  der  eigentlichen  Lotpengewftsser ;  Seoraannsdienst  auf 
"VergnügUDgsbooten  j  Taucher-  und  Hettungsarbeiten ;  Arbeit  bei  der  Eis- 
gewinnung,  oder  sonst  eine  Arbeit,  die  diesen  Unternehmungen  gleichgestellt 
werden  kann,  hat  daa  Reeht»  yennil^lst  einer  jahrliohen Zahlung  von  6  Kronen 
der  yom  Minister  des  Innern  gemftss  dem  Gteaetze  Nr.  71  vom  3.  Ainril  1900 
anerkannten  Seeversicherungskasse  beizutreten.  Jedes  Mitglied  dieser  Ver- 
sicherungskasse, das,  w&hrend  es  sich  bemüich  auf  einem  d&nischen  Schiif 
oder  Boot  u.  s.  w.  innerhalb  oder  ausserhalb  der  dänischen  Gewässer  be- 
findet, einen  ÜnlaD  erleidet,  welcher  eine  aeitweilige  oder  danemde 
Vermindenmg  seiner  Ärbeitsfühigkeit  mit  sich  bringt,  ist  gemäss  den 
BeBtimmungen  des  Gesetzes  Nr.  71  vom  3.  April  1900  und  des  Gesetzes 
JsV.  4  vom  7.  Januar  1898  unter  der  Bedingung  versichert,  dass  der  Unfall 
durch  eine  der  genannten  Verrichtungen,  durch  den  Fischfang  oder  durch 
ümetinde,  die  yon  der  Anaftbung  der  genannten  Verriehtong  oder  dea 
Fischfangs  nicht  loszulösen  sind,  durch  den  freiwilligen  Versuch,  ein 
Menschenleben  auf  hoher  See  oder  während  der  Fahrt  auf  einem  Schiff 
anoh  ausserhalb  der  Ausübung  der  Verrichtung  zu  retten,  verursacht  ^tirde. 

Wenn  infolge  eines  unter  diesen  Bedingungen  erlittenen  Unfalls  der 
Tod  eintritt,  so  aind  die  Angehörigen  dee  Venmglttoikten  gegen  den 
Schaden,  den  aie  durch  den  Verlust  ihree  ISnillirers  erleiden,  unter  folgen» 
den  Bedingungen  versichert :  Hinterlässt  der  Verunglückte  eine  Witwe,  so 
tritt  sie  in  den  Genus.«  der  Versicherung,  unter  der  Bedingung,  dass  die 
Heirat  vor  dem  Unfall  stattgefunden  hat  und  dass  die  Gatten  sich  nicht 
yor  diesem  Zeitpunkt  haben  scheiden  lassen.  Das  Recht  auf  die  Ver^ 
»chemng  eriiaeht  jedoch,  wenn  die  Gatten  aich  yor  dem  Unfall  getroont 
haben  oder  wenn  nachgewiesenermassen  die  Frau  vor  diesem  Zeitpunkt  das 
Hans  des  Gatten  verlassen  hatte.  In  Ermangelung  einer  Witwe,  welche 
in  den  Cienuss  der  Versicherung  treten  könnte,  geht  diese  auf  die  £inder 
ttber,  fllr  die  der  Verunglückte  au  Borgen  hatte  oder  die  er  sur  Zeit,  wo 
der  Unfall  aich  ereignete,  tatalehlidi  erhielt.  Sind  keine  aoldu«  Kinder 
vorhanden,  so  entacheidet  der  Arbeitorversicherungsrat,  ob  die  Versicherung 
anderen  Personen,  ffir  deren  Bedürfnisse  der  VertingUlckte  znr  Zoit,  da 
der  Unfall  sich  ereignete,  allein  oder  durch  einen  Beitrag  sorgte,  ganz  oder 
teilweise  zu  Gute  kommen  soll;  wenn  der  Verunglückte  zum  Unterhalt 
dieaer  Peiaonen  nur  beigetragen  hat,  ao  darf  die  jeder  einaetaiw  Person 
anfallende  Entschidignng  nicht  mehr  als  800  Kronen  betragen.  Die  vor- 
liegenden Bestimmungen  gelten  auch  fiir  die  L^eberl  eben  den  von  Fischern. 

Aupp-epchlossen  von  der  Versicherung  sind  die  Unfälle,  die  der  Ver- 
unglückte vorsätzlich  oder  durch  grobe  Fahrlässigkeit  selbst  verschuldet  hat. 
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Art.  2.  Wmm  eise  gtmftsB  diasan  Gwete  -raraidiMie  Penon  emeo 
Unfall  erleidet,  mxm  weldMm  ilir  kraft  de«  Qmttma  Nr.  4  fom  7.  Jaootr 

16d8  Uber  die  VerBicberung  der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  UnÜLllen 
in  gewissen  Betrieben  oder  des  Gesetzes  Nr.  54  vom  1.  April  1905*)  über 
di«  Versicheruug  der  iiseeleute  gegen  die  Folgen  von  Unfällen  beim  Bchiff- 
ühxtiA>etritlb  Rechte  erwachsen,  so  «ritfsoben  die  lUchte,  die  aus  dem  vor- 
liflgenden  Oosets  hargtleitot  wepfi«». 

Art.  ft.  Wenn  eine  Person,  ^  ibren  LebensintsrhAlt  doxioh  A«- 
ftbrniff  feiner  der  in  Art.  1  genannten  Berufsarten  c^ewinnt,  von  einer 
andern  Person,  die  den  p^enaTinten  Benii'  al»  Unterneiiiiier  ausübt,  ohne 
sich  persönUch  und  andauurud  daiau  zu.  beteiligen,  oder  die  Vergnügung«- 
soiüfftüirt  betrailyt,  sur  Vvmehtang  dicMr  Arbeiten  angestallt  ^Wl,  mtA 
gemiss  Art.  1  der  Veraioltenai(|;Bkasse  beigetreten  itt,  so  hat  sie  das 
Recht,  sich  die  Betr&g«,  welche  sie  in  die  Versich enin^lrasse  allenfalls 
einbezahlt  hat,  von  ihrem  Meister  vollständig  oder  proportional  zurück- 
erstatten za  lassen,  oluie  dass  an  ilirem.  Lohn  AbsU^  gemacht  werden 
dUfen,  Vosth.  gdten  ditaa  Beatfaunungen  tikkt  für  dia  PenoiiaB,  dia  d«i 
den  Oaeataa  Nr.  4  von  7.  Janvar  1888  Aber  dia  Arbaitraafallvanioiiervag 
cder  dem  Gesetz  Nr.  54  vom  1.  April  1905*)  fiber  die  Seeunfallversichemi^ 
imterstf  lltnn  Betrieben  beschäftigt  sind,  «ns^fr  in  dem  Falle,  dass  die  i& 
frage  stehenden  Personen  zur  Bemannung  eine«  Fischerbootes  gehören. 

Art.  4.  Auä^ierdem  gellen  die  Be^timmuDgen  des  Gesetzes  2so.  71 
vwm  8.  April  1900  (sowia  Gasata  Nr.  114  Tom  16.  Mai  1903)  *)  fifr  dia  Ii 
yniiagattdem  Oesetz  geregelte  Versicherang;  jadbch  kann  dar  MmiaUr 
des  Innern  in  der  Spezialabteilung  des  Arbpfterv^rs-icbeningsrates,  dia 
gemäss  Art.  5,  Zitfer  ö,  des  (iesetnes  vom  'S.  April  19<K)  über  die  Ver- 
sicherung der  diaischen  Fischer  gegen  Unfall  geschatfen  worden  ist,  jnm 
P^TBonaa  beseieiittaB,  dia  nur  innariialb  diaaar  Sdirankaii  Mitgliadar  dae 
fiataa  aain  sollen. 

Art  5.  Ein  kgl.  Erlass  kann  auf  den  Vorschlag  der  in  Art.  4 
genftnnten  Sp^^zialabtoilnTirr  des  Arbeiterver«irhernngsrates  die  BestiiA- 
mungeu  dieses  Ue^ieues  ganz  oder  teilweise  aui  die  im  Lotsendiaast  ba- 
schftftigten  Persoaan  ausdehnen. 

Art  8.   Diaaaa  Gaaata  tritt  aa  1.  Oktobar  1908  in  Kraft 

Art.  7.  Dta  Bagiamng  kann  mittelst  kgl.  Erlasses  diaaaa  Oeanti 
auf  die  Fftrder  nn^renden,  wobei  die  den  besonderen  Varbftltuiaaift  diaaar 
loaeln  entsprechenden  Massnahmen  za  treffen  sind. 

3.  Regulativ  for  Sk  o  t0j.sf  ab  rikker  i  Henhold  til  Lov 
nr.  71  a£  1  Ite  April  1801  §  a  Ben  3die  Daoember  1906.  (Lovtidende 
for  1906,  Nr.  262) 

Verordnung  für  Sohuhfabrikeo,  erlassen  auf  Qrund  des  Art  8  dm 
CtoaalM  Hr.  VI  Tom  IL  AmU  1901*).    Vom  8.  Basember  1906. 

Art.  1.  Vorliaganda  Verordnung  ^t  für  alle  Schuhfabriken  und  Be- 
triebe zur  Ausbesserung  von  Schuhwaren,  die  der  Arbeits-  uud  Fabrik- 
inapektion  nntorstehen.  Wenn  niclit  das  Gegenteil  ausdrücklich  gosafrt  i>;t, 
betreüen  die  Bastimmungen  der  Verordnung  nur  die  von  der  Unteroehmun^ 
abhängigen  eigentlichen  Werkstfttten. 

1)  8.  Bull.  Bd.  IV  S.  323  Nr.  4. 

2)  8.  Bxill.  Bd.  II  S.  507  Nr.  1. 
S)  8.  Bali.  Bd.  I  8.  IS. 
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Art.  2.  Bei  Jkriohtung  neuer  oder  der  Uawandiuog  alter  aur  Her- 
^MoQg  odtr  Awohaoiwung  vüsl  Bekthmunik  bwtbnmter  Betriebe  sind 
folgende  Beetimwnttgea  as  beeohtm  {w^^  Art.  8  des  FtituikgwtMm): 

1)  Wenn  die  Werkst&tte  Oberliolit  «diilt,  lo  soll  sie  eine  «enflgende 
Anzahl  von  Penstein  besitzen,  die  f?ro«3  tr^""??  nind,  um  allen  Arbeitern 
das  nötige  Licht  au  verschaflfen.  in  jeder  Werkstatt  ist  durch  Fenster, 
die  gedfEioet  werden  können,  oder  durch  andere  Einrichtungeu  für  eine 
^jureifllieiid«  Lnlter&eaeniiig  «i  eotgaa. 

2)  Die  Höhe  zwischen  Fassboden  und  Decke  hat  wenigstens  4  Ellen  ^) 
Zü  beixagen.  Der  Boden  darf  nicht  zu  tief  li^en,  damit  das  Wasser  f^rhörig 
abflieseen  kann.  Die  Fenster  sollen  wenigstens  2  Ellen  über  dit^  Strasse 
oder  das  Niveau  des  Hofes  oder  Uber  das  anstossende  Laad  emporragen. 
Wenn  HMuurden  »Is  Werkat&Uea  renreadet  werden,  so  sind  ae  mit  einer 
litten  oder  Rohrverkleidmi^  <»der  einer  gut  geftigten  Vertftftnuig  n 
versehen.  Die  Werkstätten,  welche  zum  Schuhnähen  verwendet  werden, 
sollen  einen  Luftraum  von  wenigstens  25ß  Quadratf^ns  (H  rbm\  die  übrip^en 
eigentlichen  Werkstätten  einen  solchen  von  wenigstoas  'öLKt  Quadratfuss 
(9,5  cbm)  für  jeden  der  gleichzeitig  arbeitenden  Arbeiter  enthalten. 

3)  Wenn  Andere  kOnetliohe  Beleochtang  «le  elektrischee  lieht  sor 
Terwendung  kommt,  so  sollen  die  nötigen  Vorkehrungen  getro£ren  werden, 
damit  die  Atmospliäre  durr  h  die  Verbrennung  nicht  verschlechtert  wird. 
Es  ist  dabei  auf  riie  Dimousionen  der  Räumückkeit  im  Verhältnis  zur 
Zahl  der  Arbeiter  Kucksiciit,  zu  nehmen. 

4)  In  jedem  Betrieb,  in  welchem  die  Arbeitsin^ktion  dies  fOr  nötig 
«-achtet,  ist  ein  Speiserftom  einzaricliten,  der  während  der  kalten  Jahree- 
zeit  geheizt  werden  soll  und  wo  die  Arbeiter  ihre  Mahlzeiten  einnehmen 
und  'ias  mitgebracht«  Essen  aufbewahren  können;  die  Arbeiter  sollen  auch 
instandgesetzt  werden,  das  Mittagessen,  das  sie  mitnehmen  oder  das  ihnen 
gebrecht  wild,  m  wftrmen. 

6)  Znr  Aofbewehrang  der  Eleidongestfieke,  welche  die  Arbeiter  während 
der  Arbeitsstunden  ablegen,  ist,  wenn  möglich,  ein  besonderer  Raum  ein- 
rnrirb^ep  ,  der  nicht  als  Werkstoffe  benutzt  wird.  Wo  ein  solcher  nicht 
emgenclitet  werden  kann,  soll  in  der  Werkstatt«  ein  besonderer  Verschlag 
■n  ihrer  Aufbewahrung  angebracht  werden,  in  welchem  die  Kleidongsstttcke 
jedes  AiMtera  ee  viel  wie  möglich  von  denjenigen  der  «nderea  getremit 
gehalten  werden  soll«n. 

Tn  rWo.i]  Betrieben  soll  eine  gpnfijCfnndp  Arr/ahl  zweckdienlich  ein- 
gerichteter und  von  den  Werkstätten  getrennter  Aborte  vorhanden  sein. 
Betriebe,  welche  mehr  als  20  Arbeiter  beiderlei  Geechlechts  beschäftigen, 
•ollen  Terechiedene  Aborte  fiHr  beide  Oeschleohter  bedtien. 

Jeder  ^trieb  hat  epftteetena  binnen  10  Jahren  nadb  der  Verttffbnt* 
lichnng  dieaer  Terordnong  die  in  diesem  Art&el  angestauten  Bedingungen 
VI  erfüllen. 

in  den  Betrieben,  die  vor  dem  J^Iriasa  dieser  Verordnung  errichtet 
worden  sind,  soll  Sorge  dafür  getragen  werden,  dass  in  Anlehnung  an  die 
lastrnktionen  der  Arbaata-  nnd  FebrikiBspektion  kein  Baum  mit  Arbeitem 
tharfaUt  wird  (vergl.  Art.  5  Aba.  1  dee  Fabrikgesetoaa). 

Art.  3.  In  <]en  Betrieben,  wo  solche  Motoren  verwendet  wenden, 
welche  die  Loit  verschiechtern,  sind  die  Motoren  in  einem  besonderen  mit 

1)  1  £11«  «0,687  n. 
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Ventilatoren  versehenen  Raum  unterzubringen.  Das  K.ochen  von  Pech^ 
von  Potipomade  oder  von  Polierwicbsa  dffff  oiefat  In  einem  Baun  stott- 
findmi,  wo  gleiehseitig  eine  andere  Arbeit  veiriehtet  ivird. 

Art»  4.  Wenn  die  Mauern  und  Decken  nidit  mit  einer  glatten  und 
waschbaren  Verkleidung  oder  mit  einem  Oelfarbenanstrich  versehen  sind, 
80  sind  sie  wenigstens  einmal  im  Jahr  zu  tünchen.  Der  Oelfarbenanstrich 
ist  wenigstens  alle  10  Jahre  zu  erneuern.  Der  Boden  soll  wasserdicht 
wid  etandfeet  sein.  Boden  nnd  Winde  Böllen  eng  aneinander  ansehlieaaea; 
in  Kotfalle  ist  an  diesem  2week  eine  Beddeiete  anmbnngen. 

Art.  5.  Jeden  Abend  soll  nach  Schluss  der  Arbeit  die  freie  Boden- 
flache  mit  Wasser  besprengt  und  gewischt  werden.  Fussböden  und  Fenster 
sind  alle  14  Tage  einmal  sorgfältig  zu  scheuern  Wenigstens  einmal  im 
Jahr  soll  eine  grosse  Reinigung  stattfinden,  wobei  alle  abwaschbaren 
WSndOy  Dedcen  n.  a.  w.  grfindlid^  gewaadien  werden  solloi. 

Es  ist  verboten,  die  Werkstätten  troeken  an  wiaehen.  Die  Beinignwg 
der  Werkstatten  darf  nicht  wfthrend  der  Arbeit  yorgenommen  werden. 
Sa  ist  verboten,  in  den  Werkstätten  zu  rauchen. 

In  den  Werkstätten,  die  nicht  beständig  auf  eine  andere  Weise  «nr 
Zufriedenheit  der  Inspektion  gelüftet  werden,  sollen  die  Fenster  zweimal 
im  Tag  getf0bet  werden,  jedesmal  wenigstens  eine  Viertektande,  entweder 
vor  Beginn  der  Arbeit  und  während  der  Mittagspause,  oder  während  der 
Mittagspause  und  nachBeendignn*?  der  Arbeit  (vergl.  Art.  2  Nr.  I  i.  Während 
dieser  Pausen  if^t  allen  Arbeitern,  welche  nichts  mit  der  Keinigung  zu 
schaffen  haben,  der  Aufenthalt  in  der  Werkst&tte  untersagt 

Die  aum  Bedrieb  gebtfrenden  Aborte  sollen  bell  sein  nnd  sind  be> 
stindig  rein  nnd  gut  gslOftet  an  kalten. 

Art.  6.  Seist  verboten,  in  den  Werkstätten  und  den  Gingen,  Treppen* 
hauaern,  Essräumen  und  Aborten,  die  zu  den  Werkstatten  gehören,  nnr^ers- 
wohin  zu  sp  icken,  als  in  die  zu  diesem  Zwecke  angebrachten  Spucknftpfe, 
die  immer  iu  ^'önügender  Zahl  vorhanden  sein  und  jeden  Tag,  gleichzeitig 
mit  der  Beiniguug  der  Bäume,  geleert  nnd  gereinigt  werden  solkn. 

Art  7.  In  jedem  Betriebe  soll  dem  Personel  frisohea  nnd  trinkberes 
Wasser  anr  Veriftigiing  stehen.  In  oder  bei  den  Werkstätten  soll  eine 
genflgende  Anzahl  gehörig  reingehaltener  und  leicht  sn^nglicher  Wasch- 
vorrichtungen  vorhanden  sein.  Wenn  die  Waschvorrichtnng^en  nicht  mit 
laufendem  Wasser  versehen  sind ,  so  soll  auf  5  Arbeiter  wenigstens  eine 
Wasch  Vorrichtung  kommen.  Ferner  sind  die  nötigen  Vorkehrungen  so 
treffen,  damit  die  Wasserbehälter  beständig  mit  einer  genUgenden  Hengs 
reinen  Wassers  geilillt  sind  und  dasa  daa  gebranehte  Wasser  an  Ort  «od 

Stelle  fortgeschafft  werden  kann. 

Jedem  Arbeiter  ist  vhi  ])esonderos  Handtuch  aar  Verfügung  zu  stellen, 
das  alle  Wochen  erneuert  v.  erden  soll. 

Art.  8.  Wahrend  der  kalten  Jahreszeit  ist  jede  Werkstatt  vom  Be* 
ginn  bis  aar  Beendigung  der  Arbeitsaeit  snsreidieDd  an  heisen;  die 
ICnimaltemperatur  soll  am  Anfang,  ausser  im  Falle  anssei^wöhnlicher 
Umstände,  12  ^  R  betragen.  Falls  mit  künstUdiem  Liekt  gearbeitet  wird, 
soll  dieses  Licht  hell  und  ausgiebig  sein. 

In  den  R&umen,  wo  die  Ausstrahlungsw&rme  der  ktinsüichen  Be- 
lenohtong  Nachteile  mit  sich  bringen  kfinnte,  sollen  die  Arbeiter  doreb 
geeignete  Scbixme  gescbtttat  werden. 
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Art.  9.  Zur  Beinigong  der  Mascliineu  dürfen  nur  reine  Baumwolle, 
nmes  Werg  oder  gut  aasgewMchene  LuDpea  ▼erwendet  werden. 

Art.  10.  In  den  Betrieben,  wo  motorische  Kraft  zur  Verwendiuig 
kommt,  sind  die  nach  dem  Urteil  der  Inspektion  zweckmäasigsten  Vorkelirungen 
zu  trelFen,  damit  der  Staub,  welcher  beim  Zurechtschneideu,  Glätten  oder 
Polieren  enttiteht,  durch  einen  hinreichend  gelüfteten  Abzug  so  viel  als 
nflglieh  warn  den  Werkstfttten  weggeAlhrt  i^rd.  Iii  anderen  Betrieben, 
wo  für  das  Gl&tten  SoUeifiBteme  ▼erwendet  werden,  eoU  der  entstehende 
8taub  in  Kisten  gesanmielt  werden ,  die  so  nahe  als  möglich  bei  den 
Apparaten  anzubringen  sind.  Diese  Kisten  sind  wenif^stens  einmal  in  der 
Woche  ausserhalb  der  Werkstätten  zu  leeren  und  zu  reinigen. 

Die  LederabfMle  dOrfen  nicht  in  einem  Ofen,  der  in  der  Werkstätte 
etebt,  Terbranni  werden. 

Art.  11.  Der  Leiter  oder  ISgentOmer  des  Betriebes  sowie  die  Arbeiter 
sind  verpflichtet,  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  zu  beachten;  jeder 
ist  ftir  Uebertret Hilgen,  deren  er  schuldig  erklärt  wird,  persönlich  haftbar, 

Art.  12.  Km  von  der  XoBpektion  geaeiimigter  Anschlag,  der  die  Be- 
etimmnngen  dieser  Verordnung  und  Angaben  fllwr  die  Zahl  der  sa  gluoher 
Zeit  in  jeder  Werkstutte  zuzulasaendttQ  Arbeiter,  sowie  Angaben  der 
Fabrikinspektion  über  die  Dimensionen  und  den  Luftraum  der  Werkstatte 
enthält,  soll  in  jedem  Arbeitaraum  an  leicht  sichtbarer  Stelle  angebracht 
werden. 

Besagter  Ansehlag  kann  kostenlos  beim  sostindigen  Fabrikinspektor 
beaogen  werden. 

VI.  Espagne.  Spanien. 

1.  Real  orden  oircnlar  4  los  Gobernadores  civiles,  refe- 

rente  &  las  Juntas  de  Reformas  Sociales.  20  de  Juni  )  de  1907. 
(Boletin  del  Tnstituto  de  ReforTiiav  Snr-iales,  IT,  A^i'ostr.  1007,  No.       y,.  MO.) 

Königlicher  Banderlass  au  die  Zivilgouvemeure  betr.  die  Aus« 
sohüsse  tfir  Soziale  Beformen.    Vom  20.  Juni  1907. 

2.  Keal  orden  dictando  reglas  aclaratorias  acerca  de 
los  pactos  entre  patrouos  v  obreres.  2ß  de  Junio  de  1907. 
(B.  d.  I.  d.  ß.  S.  IV,  Septiembre  1907,  No.  39  p.  212.) 

gflnlgHoheir  Brlass  en-Oialtend  BriAnterongsvorsohrlften  in  Besag  auf 
die  Verträge  swisohen  Arbeitgebern  und  Arbeitern.  Vom  26.  Jnni  1907. 

Nach  Einsicht  in  die  Eingaben  verschiedener  Vereiiie  von  Handels- 
angeateUten,  die  sich  auf  die  AuwenfiuD<^  von  Art.  15  des  Keglements 
des  Gesetzes  über  Sonntagsruhe  beziehen,  und  in  Uebereinstimäiung  mit 
dem  Toai  Ihstitot  fOr  Sodalreformen  hwausgegebeoen  Berickt  haben  S.  M. 

KOnig  (d.  G.  b.)  geruht,  in  Besag  anf  die  Vertigo  zwischen  Arbeit^ 
gebem  and  Arbeitern,  von  denen  im  orwühnten  Artikel  die  Rede  ist, 
und  mit  Bezugnahme  auf  Art  4  des  Gesetzes  vom  d.  M&rz  1904^)  die 
folgenden  Erl&uterungsvorschhtten  zu  erlassen : 

1)  An  den  Verträgen,  auf  die  der  Art.  4  des  Gesetzes  Bezug  nimmt, 
können  alle  diejenigen  Arbeiter^  oder  Arbeitgeberrereinigongen  teilnehmen, 
deren  Statuten  oder  Beglemente  in  der  durch  die  geltenden  Bestimmongen 
▼orgesehenen  Form  gatgeheissen  und  beglaabigt  sind. 

1)  8.  BolL  Bd.  m  8.  167. 
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^  Dtose-  V«rtrtt«e  hOMHo  nebt  pwtnll  albgaMhloHai  w«>dea,  d.  Ii. 

nicht  swiBchea  ei—iitiwn  ArMÜii;«Wni  und  Arbeitern,  notii  -warn  Ymmm 

gung  ?^^  Vereinigunpr,  noch  zwischen  ver^^chiedenen  Arbeitgebern  und  ver- 
schiedenen Arbeitern,  vielmehr  können  sie  »iisecfalieesÜeh  angenommeQ 
werden  mit  der  abaoiaten  Majorität  staatlicher  IndividaeOi  Arbeiter  oder 
Arbeitgeber,  di»  dem  im  Abkonme»  erwlhaleB  fierafb  aBgebatoen  und  an 
euurVevetnigaag' beteiligt  sind,  welelttdie  obear  angegebenen  BedingaiifHi 
evfiillt. 

3)  In  Ortgchaften,  wo  es  weder  Arbeitjrpber-  noch  Arbeiter-Terointgungea 
gibt,  und  die  genüge  Anzahl  der  Beteüigtea  ermugiic-iit,  sie  um  ihre 
Gesamtmeinong  zu  befragen,  kann  der  Alcalde  s&mtliche  am  Vertrag 
Bitereeeierteii  einberafuk  vad  den  Vertrag)  wouu  er  offmbaadig  dea 
Willen  der  Mehrheit  aaadrttdct,  bestätigen,  und  awar  nach  vorausgBgangemr 
Berichterstattung  von  seiten  dea  I iffhaVanaBfliblMll Mi  f^r  BozialrefiormeK 

4)  Die  Ungültigkeitserklärung  kann  nur  dann  stnttfindpn,  wenn  pie 
von  der  Mehrhert  der  Bemfsgenossen  in  der  gleichen  Form,  wie  sie  für 
die  Annahme  des  Abkommens  festgesetzt  ist,  beschlossen  wird. 

5)  Der  Alcalde  kann,  nach  vorausgegangener  Berichterälattung  von 
Seiten  des  Lobalansscbasaes  ftbr  Soaialr^ormeii,  wo  eine  derartige  Körper- 
Schaft  existiert,  die  Yertrtkge,  um  die  es  sich  handelt,  anlheben,  wenn 

Grün  de  öffenflicheu  Interesses,  die  sich  unmittelbar  ans  Anwenduig  dca 

Verrra<^e8  selbst  ergeben,  dies  al«  «geboten  erscheinen  lassen. 

B)  Die  Annullierung  der  Verträge  steh^  ansschliejislich  dem  Minister 
des  Innern  zu,  der  seine  Zustimmung  dazu  gebeu  kann,  mit  Rücksicht 
anf  die  Öffentliche  Ordnung,  oder  weil  da»  Uebereinbonunen  ünrichtig- 
beiten  oder  falaobe  Angaben  enthält;  in  letsterem  Fall  hat  er  die  Be- 
merkungen anzuhören,  welche  die  Interessenten  in  seiner  Gegenwart  vor- 
bringen. In  beiden  Fällen  ist  voihar  das  Gutachten  dea  laatituta  f&r 
Sozialreformen  einzuliolen. 

7)  Der  Abscbluss  des  Vertrages  ist  auf  die  bei  den  genannten  Ver- 
einigungen gebrtaddicb»  Weise  der  YerOffeirtliebttng  aiattliahea  Uil* 
gliedern  des  an  dem  Vertrag  beteiligten  Bemfes  ansuseigen.  Der  Vertrag 

hat  aus  einem  Schriftstfick  (acta)  an  beatebeu,  das  von  den  Präsidenten  der 

vertrag«chl ! essenden  Vereinignnf?en  unterzeichnet  wird,  i;nd  }la^  die  Termine 
anzugeben,  die  für  nötig  erachtet  werden,  damit  alle  Meinungen  sich 
äussern  und  alle  gesetzlichen  Ansprüche  ihre  vollständigste  Garantie 
finden  bSnnen. 

8)  Diese  Bestimmungen  haben  ibre  Oeltnng  neben  den  flhngen  in 
Art.  15  imd  in  den  Artt.  18  und  14  des  Beglementes  vom  19,  AfviL  19Qb 
enthaltenen  Vorschriften. 

3.  Keal  orden  circular  a  los  Go  beruador  es  civiles,  refe- 
rente   &  la  elasifioaoiön  de  las  industrias  relaoionadas 

con  el  trabajo  de  las  mujeres  y  de  los  ni&os.    2  de  Jnlio  1907* 

(B.  d.  I.  d.  T^  S.,   TV,   Srq,fi-PTiil,rn    1 'K)7,   Xo.  ]).  IMn.', 

Könicrli'.;lior  Bunderlass  an  dio  Zivilgouverneure  betr.  die  Klassierung 
der  Industrien  mit  Frauen-  und  Kinderarbeit.    Vom  2.  Juli  WOl. 

Nadi  Einsichtnahme  in  die  diesem  ICiniaterinm  vom  Institirf  filr 
Soaialrefomen  zugestellte  Mitteilung  tiber  die  Elaesiemng  der  Industrien 
mit  Frauen-  und  Kinderarbeit  nnd  in  Anbetradit  der  greosan  Dringlidl^ 
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hot>  genannter  KlMsienuigy  habetn  8.  M.  der  £ünig  (d.  G;  b.)  za>  ymt» 

1)  Daae  nach  Ablauf  von  zwei  Monaten,  von  dar  Viritftoailichnag 

dieses  Königlichen  Erlasses  in  der  „Gaceta  de  Madrid"  an  fj^erechnet,  und 
auf  Grand  der  Artikel  5  und  12  des  Gesetzes  vom  13.  M&rz  19(M},  die 
Provinz-  und  Lokal&uttiM^Ua»e  durch  Yermitteiung  der  Zivilgouvemeura 
ditsem  Mmutannin  «um  ElaaiMnug  derjenigen  ÜBdostrim  nä  Arbeittii 
tthtmitteln  mögen,  bei  denen  nadk  ihrem  Dafürhalten  und  gemäss  Zi^Ter  2 
des  Art.  5  des  erwähnten  Gesetzes  die  Arbeit  Jiigendlii  lirr  iint-er  16  Jahren 
aas  Gründen  der  Gaanndheiteadbädliobkeit  oder  Qefkhrlichteftit  verboten 
Warden  solL 

2)  Dms  äimm  SfimgUdi*  Bandaekraibwi  m  den  „BoMm  ofitUet" 
VMBfibnllkli*  weffda,  «nd  die  Zivügowvm&aa»  dafür  Sorge  tragen,  daw 
ianerhalb  der  genannten  Frist  die  Provins-  oad  Lokalaoaaehflaaa  diaee 
indblige  Arbeit  anaführen. 

4.  Üeal  orden  circular  a  los  Goberuadores  civiles^dic- 
t&ado.  inatraecioae«  para  la  iafonaaciön  eetadiatica  de 
hnelgas.   2  de  Jalio  de  1907.  (B.  d.  I  d.  R.  S.,  IV,  Septienibre  1907^ 

Königliclier  Bunderlass  an  die  Zivilgouveraeure  betr.  Inslmk- 
tionen  ttir  atatiatiBChe  Erhebungen  bei  Streiks.    Vom  2.  Juli  1Ü07. 

In  der  Absieht»  den  statJatiBchen  Bjenst  bei  Streiks  in  möglichst 
wirksamer  Weise  za  organisieren,  und  in  Uebereinstimmung  mit  den  Be- 
strebungen des  Institutes  für  Soualrefoimen,  haben  8.  M.  der  König 
(d.  G.  b.)  fnln^endes  anzuordnen  geruht: 

1)  Bricht  innerhalb  einer  bctitimmten  Gemeinde  ein  Streik  aus,  so  hat 
dies  der  Alcalde  als  Präsident  des  Lokalausschusses  für  Sosialrefonnen, 
■efism  er  es  fOr  nMdg  erachtet,  sofort  dureh  Post  oder  Telegraph  dem 
Ptttsidenten  den  Institutes  für  Sozialreformen  mitzuteilen. 

2^  In  der  Mitteilung,  durch  \rp'che  die  Alcalden  das  Institut  für  Sozial- 
reioriüen  vom  Streikaushmrh  in  Kenntnis  setzen,  ist  anzugeben:  1)  die 
Oitschaft;  2)  der  Betrieb,  in  welchem  der  Streik  ausgebrochen  iöt;  3)  die 
Bem&spesiaiitat  der  Streikenden  ;  4)  alle  übrigen  ümstttnde,  die  anr  ge- 
aanen  Kenntnis  des  Vorfalles  für  nötig  erachtet  werden. 

3)  Nach  Empfang  der  Mittrilun^r  des  Präsidenten  deR  Atisschn8.«ea  hat 
da«  Institut  für  Bozialreformeu  dem  Präsidenten  unverzüglich  die  statisti- 
schen Fragebogen  und  Instruktionen  zuzustellen,  die  zur  Erledigung 
dieser  Aufgabe  als  notwendig  erachtet  werden. 

4)  Ist  der  Streik  doreb  Wiederherstellung  der  normalen  Arbeit  bei*^ 
gelegt,  so  hat  der  Alcalde  als  Präsident  den  Lokalausschuss  zusammen- 
snberufon,  damit  dieser  auf  jede  Frag©  des  Fragebogens  seine  Antwort 
formuliere,  wobei  auf  möglichste  Klarheit,  Genauigkeit  und  eine  möglichst 
grosse  Auzahi  von  Daten  zu  achten  ist.  Allfällig  bei  diesen  Beant> 
woHamgen  sich  einstellende  Zweifel  werdoi  unTersttgUdi  durch  das  Bistitat 
filr  Sozial  reformen  geprüft  und  gehobttl. 

6)  Nachdem  der  Fragebogen  in  der  prwilhTitou  Form  beantwortet  ist, 
hat  der  Alcalde  anzuordnen,  das«  der  Pi  M^eiij  wenn  der  Betrieb  Privar- 
eigentam,  ist,  dem  Arbeitgeber  oder  einem  ihn  ersetzenden  Bevollmäch- 
tigten, oder  fdls  die  Uatemehmang  einer  GaaeUsohaft  oder  Kompagnie 
ai^sehOrt,  dem  Direktor  oder  Gesehflftsftlbrer  anr  Vnfbgong  geteilt  weide; 
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desgleicbflii  dem  l«itend«D  An—chMB  der  Arbeitervereinigniig,  der  die 

streikenden  Arbeiter  angehören,  oder,  falls  diese  nicht  organisiert  sind, 
der  Streikkommission,  damit  beide  Teile  mit  ihrer  Untenohnfi  ihre  Za- 
Stimmung  oder  NichtZustimmung  zum  Fragebogen  geben. 

Zu  diesem  Zweck  hat  der  Sekretär  des  LokaUosschusses  für  Sozial- 
refonneD  die  genannten  Vertretoogen  su  benecbftohtigen  und  einer  jeden 
den  Fragebogen  für  einen  Zeitraom  von  zwei  Tagen  zu  überlassen. 

Im  Falle  der  Nichtzustimmnng  haben  sie  mit  ilirer  Untereohnft  die 
Qrttnde  dafür  anzugeben. 

6)  Abgeseheu  davon,  das»  sie  da^i  Institut  von  den  zu  ihrer  Keuntais 
gelangenden  Streiks  im  Gebiete  ihrer  Jurisdiktion  benachrichtigen,  haben 
die  Zivilgouvemeore  als  Pr&sidenten  der  Provinsansschdsse  fUr  Sozial- 
reformen in  der  nötigen  Weise  darauf  zu  achten,  dass  die  Alcalden  als 
Präsidenten  der  Lnkalausschiis.se  ihre  Streikstatistiken  in  der  oben  er- 
wähnten Weise  durchfahren^  und  bei  allfUiig  sich  einstellenden  Zweifeln 
haben  sie  sich  mit  dem  Institut  sn  Teratlndigen. 

7)  Falls  es  die  Natnr,  die  Ansdehnong  nnd  die  Wirkmigen  etnas 
Streiks  erheischen,  kann  das  Institut  einen  seiner  Beamten  oder  eins 
andere  Pnrson  abordnen,  damit  iio^^»  an  Ort  und  Stelle»  des  Streiks  die 
zur  Erledigung  der  statititischeu  Aufgabe  notwendigen  Notizen  unter  den 
vorgeschriebeneu  Bedingungen  aufnehme. 

6.  Real  orden  disponiendo  que  antea  de  presentar  ä  las 
O&maras  el  proyecto  de  ley  autorizando  1  a  ratificacidn  del 
OoATenio  defierna,  referente  al  trabajo  nooturno  de  lasm&' 
jeres,  se  abra  una  informaei6n  per  el  Institute  deBeformss 
Sociales.  12  de  Jalio  de  1907.  (B.  d.  I.  d.  B.  S.,  17,  Septiembre  1907, 
No.  30  p.  281  ) 

Eöüiglicher  Erlaes,  dahingehend,  es  sei,  bevor  der  Gesetzeutwurfi 
der  die  Hatiflmerung  des  Bemer  Abkommens  betr.  die  Nachtarbeit 
der  Fraaen  gutheisst,  den  Xanunem  unterbreitet  werde,  durch  das  Ih- 
atitnt  für  Sosialreformen  eine  Brhebnng  ▼«mnebinen.  Vom  1 2.  Juli  1907. 

Nach  Einsicht  in  die  Mitteilung  der  genannten  Stelle  vom  5.  laufendpn 
Monats  haben  S.  M.  der  Kttnig  (d.  G.  b.)  zu  verfiigen  ^roi  uht :  Bevor  der 
Gesetzentwurf,  der  die  Ratihzierung  des  Bemer  Abkommeuä  vom  26.  Sept 
1906  betr.  die  Nachtarbeit  der  in  der  Lidostrie  beschAltigten  Frauen  gat- 
heisst,  den  Kammern  untertweitet  wird,  ist  durch  das  Inatitat  für  Sonal- 
reformen  eine  Erhebung  vorzunehmen,  welche  die  Tragweite  der  von 
Spanion  zn  ergreifenden  Massregeln  nnd  die  Bedeutung  dpr  dadurch  ver- 
anlaäätcu  gesetzgeberischen  Reformen  zu  ermessen  gestattet. 

6.  Real  df>  creto  prohibiendo  el  e.stablecimiento  de  can- 
tinas  qne  portenezcan  ä  los  patrouos  6  reprosentanteu 
suyoä  eu  las  iäbricas,  minas  y  explotaciones,  decualquier 
elase  qne  sean,  y  disponiendo  que  el  pago  del  salario  se 
haga  en  moneda  de  curso  legal.  18  de  Julio  de  1907.  (B.  d 
L  d.  R.  S.,  TV,  Septiembre  1907,  Ko.  39  p.  233.) 

Königliche  Verfügung  des  Inhalts,  die  Einrichtung  von  Eantiuen, 
die  den  Arbeitgebern  oder  deren  Vertretern  in  Fabriken,  Minen  nnd 
Utttemfthmnngen  gehören,  gleiohTiel  weloher  Art  diese  seien,  Mi 
sa  ▼er'bistan  und  di«  Ausnlduiig  dar  Zi51iiie  liab»  In  CMId  tob  geieli- 
lloiier  Wlbnmg  in  eifblgeiL   Vom  IS.  JnH  1907. 
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Iii  üebfwiiwtimBnBg  mit  dem  Vondüag»  des  MiniatttM  dfle  Innern 

ond  im  Einverstftndnis  mit  dem  Minietevrat  Tedrftge  icli  folgendes: 

Art.  1.  In  den  Fabriken,  Minen,  Bauwerken  und  UntemehTmiriL'^oTi, 
ßrloichviel  welcher  Art  sie  seien,  ist  die  Einrichtung  von  Kaufladen,  Kantinen, 
Xabaiiäbuden  verboten,  weiche  den  Arbeitgebeni|  Akkordiereru,  AuiBehem 
oder  deren  Vortretem  oder  Personen  gehOron,  die  infolge  ilirer  Arbeits- 
stnUong  irgend  welche  Gewalt  Uber  die  Angestellten  der  betr. Industrie  haben. 

Art.  2.  Von  der  Bestimmung  obigen  Artikels  ausgenommen  sind  die 
durch  Arbeitgeber  oder  Arbeitunteruehmer  zur  Verproviantierung  der  von  ihnen 
angestellten  Arbeiter  organisierten  VerkauÜBsteiien  (economatos),  unter  der 
Bedingung,  dMs  die  Abgabe  oder  der  Veriicsiif  sum  Ankaufspreis  der 
Waren  erfirigs  nnd  dses  den  Arbeiism  bei  diesen  VsiluraiiNrtellea  eine 
gewisse  Mitaufsicht  eingeräumt  wird. 

Art.  3.  Die  Auszahlung  der  in  der  Industrie  erwtNrbsnSil  LObne  hat 
in  Geld  von  gesetzlicher  Wahrnnir  ^rfnljBfen. 

Art.  4.  jDie  Aufiaahlung  von  Ltüiinen  dari  nicht  in  VergnttgUQgslokalen 
-wie  Tavernen,  Ksatinea  od«r  Kanfbuden  erfolgen,  ausser  wenn  es  sieb 
am  Arbeiter  handelt^  die  in  einem  dieser  Lokale  besobttflagt  sind. 

Art.  5.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Verfügung  wird,  abgesehen 
vnc  iF^r  iSchliesgung  der  in  Art.  1  genannten  Etabliusemente,  atii'  dem 
Verwaltungswege  durch  die  Zivilgouvemeure  bestraft  und  zwar  durch 
Anwendung  von  Geldbosssii,  sntspreohend  der  Grösse  des  begangenen 
IfissbranebSy  nnd  in  Uebereiastitnmttng  mit  den  Yerflignngen  in  Art.  92 
des  Provinzgesetees,  oder  durch  Zubilligung  einer  angemesssiien  StrafO) 
wenn  die  VorfibUe  ein  Verbreoben  oder  Vergehen  bilden. 

7.  Beel  orden  oiroular  a  los  Gobemadores  ciyiles,  refe- 

rente  4  mercados  dominicaleä.  3  de  Septiembre  de  1907.  (B* 
d.  I.  d.  -R.  S.,  IV,  Octubre  1907,  No.  40  p.  H57.) 

Közxigliolier  Runderlass  an  die  ^vilgouvenieiire  aber  Sonntags- 
mlikte.    Vom  3.  September  1907. 

8.  Real  orden  facilitando  medios  parala  constituci6n  6 
renovaciön  de  las  Juntas  locales  de  Eeformas  Sociaies  en 
todos  aqnelloB  Mnnicipios  quo  no  lo  bnbiesen  verifieado 
en  iiempo  oportuno.  26  de  Septiembre  de  1907.  (B.  d.  L  d.  B.  8., 
rV,  Octubre  1907,  No.  40  p.  365.) 

Königlicher  Erlass  betr.  die  Brmögllcliimg  der  Errichtung  oder 
Smeuerung  von  J^okaiaussohüsflen  für  Sosialreformeu  in  allen  dem.  Ge- 
meinden, wo  dies  nicht  reohtseitig  geeohehen  ist.  Vom  20.  Sep- 
tember 1907. 

VII.  France.  Frankreicli. 

1.  Oirenlaire  dn  14f6vrier  1907  dn  President  da  Oonseil, 
MiniBtre  de  V  Interieur,  adress^e  aux  Pr^fets  snr  les  sub- 
ventions  aUouees  aux  bonrses  du  tra\:iil  sur  les  fonds 
departementaux.  (Balletin  de  TOffice  du  Travaü,  XIV,  Ko.  7»  jniUet 

1Ö07,  p.  713.) 

Bimdsolireibsii  des  KiiilsteipKlsidoatsn  in  MfaMr  XigeiiMliaft  sii 
Hbiistsni  das  Innern  sa  die  Pxifttkfcen  fttasr  die  den  AibaltBbSnen  am 
BegsrCementmiltteln  sa  gefwibieodeii  VnaMM^  Vom  14.  Febroar  1907. 
Aitrii— aiMU.  S9 
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2.  Lettre  du  18  mars  1907  du  Ministre  du  Travail  et 
de  la  Prevoyauce  sociale,  sur  les  d^legu^s  mineurs  d^bi- 
tants.    (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV.,  No.  9,  septeiubre  1907,  p.  967.) 

Sohreiben  des  Miniaters  der  Arb^t  und  der  eodalen  Vorsorge 
Aber  die  Becgerbeiterdelegiesrteii,  weldh«  Hrthenkiitellen.  hAlten  Vom 
18.  M&rz  19U7. 

Auf  Hire  Anfrage  um  Instruktionen  betr.  die  Anwendung  des  letzten 
Absataes  von  Artikel  6  des  Gesetzes  vom  9.  Mai  J905*)  bezüiriich  der 
Bergarbeiterdelegiei teu ,  weiche  Scbankatelleu  halten,  habe  ich  die  EhT% 
Ihoen  ansQzeigen,  dass,  wie  Hur  £ollege  ans  dem  DepertemoDt  Oard  mir 
mitteilt,  die  Anwendung  dieser  Beetinmumgen  in  seinem  Departement  sa 
keiner  gerichtlichen  Verfolgung  Anlass  gegeben  hat,  indem  die  Be- 
trofToneii  den  an  sie  gerichteten  Aufforderungen  nachgekommen  sind  oad  ihr 
Geächäftüvermogen  an  Drittpersonen  abgetreten  haben. 

In  Ermangelung  eines  richterlichen  Entscheidee  in  dieser  Beziehung 
halte  ich  daftlr,  dass  prinapiell  der  Arbeiterdalegiertey  dessen  Frau  »m 
Sehaakstelle  halt,  selbst  als  Verkäufer  betraehtet  werden  muss,  ausser 
wenn  er  nicht  bei  seiner  Frau  wolmt  oder  am  Betrieb  des  Qeaohaftsfr 
keinen  Anteil  nimmt. 

Ich  hm  auch  der  Ansicht,  es  aei  anzunehmen,  der  Delegierte  helUt 
selbst  die  Schankstelle ,  wenn  er  am  Betriebe  einer  von  seinen  Kiodcn 
oder  einem  nahen  Verwandten  (Bruder  oder  Schwester)  gehaltenen  Sohiak-^ 
stelle  Anteil  hat  und  am  gleichen  Orte  wohnt. 

Ich  wäre  Ihnen  zu  Dank  verpflichtet,  wenn  feie  mich  über  die  Au«- 
führung  dieser  Instruktionen  und  die  gerichtlichen  ^Folgen,  die,  nachdem  eioe^ 
▼org&ngige  Anffordenrog  mibeaditet  geblieben  ist,  in  flülsn  der  ▼orhtr 
erwähnten  Art  eintreten  konnten,  auf  dem  Laufenden  balten  würden. 

3.  Arrßte  du  15avril  190  7  du  Ministre  des  Travauxpo- 
blics  concernant  les  moyens  de  secoura  k  entretenir  dana 
les  min  es.    (B.  d.  l'O.  d.  T.,  XIV,  No.  7,  juillet  1907,  p.  709—711). 

YvMgaag  d«i  KlnJstan  te  öfltallftidMB  AxMt«ii  betoaftnd  dl» 
in  den  Bergwertai  bereit  ma.  ]islt«n4en  BettnngnvwxiQlitiuigan.  Vom 
16.  April  1907. 

Art.  1.  Die  Abbausteilen  in  Bergwerken  jeder  Art,  an  welchen  m 
gleicher  Zeit  in  der  am  stärksten  belegten  Schicht  mehr  als  hundert  Ar- 
beiter in  der  Tiefe  arbeiten,  mflssen  gemiss  den  folgenden  Bestinummgva 
mit  tragbaren  Atmnngsapparaten  versehen  sein,  die  sofort  in  Tätigkeit  gt» 
setzt  werden  ktinnen  und  den  Aufenthalt  in  Stioklnft  wenigeteDB  eioa 
Stunde  lang  ermöglichen. 

Für  diejenigen  Stellen,  an  welchen  zu  gleicher  Zeit  in  der  am  stärkstea 
belegten  Schicht  hOchetens  hundert  Arbeiter  in  der  Tiefe  arbeiten ,  wird 
▼on  der  Anwendung  dieser  Verfügung  Umgang  genommok,  anaser  wenn 
besondere  Umstände  vorliegen,  anf  Grund  deren  diese  Stellen  besonderen 
Bedingungen  unterworfen  werden  können,  die  Tom  Minister  festouetMO 
sind. 

Art.  2.  In  den  Gruben  mit  brennbaren  Mineralien  ist  die  2abi  der 
Apparate  festgesetzt  wie  folgt: 


1)  An  den  Präfekton  des  Pas-de«Odata. 

2)  8.  BoU.  Bd.  IV  8.  201  Ür  1. 
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Wenn  die  Gni1»e  unter  den  in  Art  6  vorgesehenen  ümstinden  einen 

Zentralhüfeposten  besitzt  oder  mit  einem  mehreren  Graben  gemeinsamen 
Zentralpnsten  in  Verbimlnnt.^  steht,  so  kann  die  Zahl  der  Apparate  für 
jede  Außbeutungsstelle  aut  zwei  beschränkt  werden.  Im  gegenteiligen  Falle 
darf  diese  Zahl  an  jeder  Abbaustelle  nicht  weniger  als  zwei  Apparate 
auf  die  ersten  sweihandert  in  der  Tiefe  «rbeitendeo  Bergleute  der  «m 
stärksten  belegten  Schicht  sncflglich  eines  Appertee  für  je  weitexe  iwei- 
hundert  Bergleute  betragen.  Jedoch  hnmobt  keine  AbbaneteUe  mehr  ale 
sechs  Apparate  zu  besitzen. 

Art.  3.  In  anderen  als  Gruben  mit  brennbaren  Muierajicn  kai.n  die 
Zahl  der  Apparate  auf  zwei  für  jede  Abbausteile  beschiänkt  werden. 

Art.  4.  Der  Minister  der  Ofl«ntiidmi  Arbeiten  kann  bestimmen,  dass 
mehrere  benachbarte  Abbaustellen  ülir  die  Anwendung  der  Art.  2  imd  ft 
als  eine  Abbaustelle  zu  betrachten  sind. 

Art.  5.  Das  Funktionieren  und  das  Revier  der  in  Art.  2  vorgesehenen 
Zentralposten  müssen  vom  Minister  der  öllentlichen  Arbeiten  approbiert  sein. 

]>ie  Zahl  der  Apparate,  mit  denen  jeder  dieser  Posten  ▼ersehen  seüi 
soll,  muss  gleich  der  Zahl  sein,  weldie  nach  Art.  2  Absats  8  der  wich- 
tigsten Abbaustelle  des  Reviers  entsprechen  würde.  Doch  darf  diese  Zahl 
nicht  weniger  als  ein  PromiHe  der  Gesamt7ahl  der  unter  Tage  in  den 
zugehörigen  Gruben  beschaitigten  Bergleute  betragen.  Ein  Zentralposten 
braucht  jedoch  nicht  mehr  als  zwanzig  Apparate  aufzuweisen. 

Art.  6.  Jeder  Zentralbil&posten  steht  nnter  der  vnmittelbaren 
Leitiing  eines  mit  dem  Gebrauch  der  Apparate  Tertrantea  Jngeaüenn  oder 
Inspektors.  Er  soll  über  ^vnnigstens  zehn  im  Pettungswesen  gehörig 
geübte  Letite  vei^gen  können  oder,  wenn  die  Zahl  der  in  Art.  5  vor- 
gesehenen Apparate  zehn  übersteigt,  über  eine  der  Zahl  der  Apparate 
aindeetens  gleichkommende  Aniahl  von  Iicnten,  die  im  Rettnngsweeen 
gehörig  geübt  sind,  so  dass  innerhalb  der  Zoit,  die  das  vom  Minister 
genehmigte  Reglement  vorschreibt,  die  als  notwendig  erkannte  Zahl 
von  Rettungsmannschaften  und  Apparaten  an  die  zugehörigen  Abbausteilen 
abgehen  kann. 

Die  Hilftmannsdhaffc  des  ZoitralpoBtens  moss  mit  dem  Oehranoh  aller 
in  den  sogehlnrigen  Graben  Tcrwendeten  Atmungsapparate  vertrant  sein. 

Arl  7.  Jeder  Zentralhüftposten  hat,  nachdem  er  die  in  Art  5  vor- 
gesehene Approbation  narhiyesucht  und  erhalten  hat,  a]lf^!lirrp!i  Anf 
forderun<yen  von  seilen  des  Ministers  der  ütlentiichen  Arbeiten,  gewisse 
Mängel  in  seinem  Betrieb  zu  beseitigen,  nachzukommen ;  unterl&sst  er,  der 
Aoficrderong  innerhalb  der  geetellten  Frist  nacbsnkommen,  so  kann  ihm 
die  Approhntioo  entzogen  werden ;  der  Entscheid  wird  auch  den  zuge> 
hörigen  Gruben  mitgeteilt ,  damit  eich  jede  einzeln  nach  den  Vorschriften 
des  Art.  2  Abs.  3  richten  kann. 

Art.  8.  Die  an  jeder  Abbaustelle  vorr&tig  gehaltenen  Apparate  sind 
in  einem  Depot  Uber  oder  anter  Tage  antenabringen,  das  so  angelegt  ist, 
dass  die  Apparate  schleunigst  an  die  ünglücksstelle  geschafiPt  werden 
können.    Sie  stehen  unter  der  Obhut  eines  besonderen  Angestellten. 

Die  Art  der  Einrichtung  und  des  Betriebes  des  Depots  wird  in 
einer  dem  Grubeniugeuieur  mitzuteilenden  Instruktion  festgesetzt. 

Art.  9.  Die  Handhabung  und  der  Oebrauch  der  Apparate  jedes 
«inielnen  der  im  Torhergehenden  Artikel  geaannten  Depots  wird  aoserlesoien, 
hesonders  beseichneten  Arbeitern  oder  Angestellten  anvertraut,  die  eine 

29* 
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toltalliidige  Kea&talfl  dv  Chntbo  liftben,  oluie  TidirDiig  sich  darin  mradit> 
findea  kfimMii  odsr  durah  mothodisoh  wiedetholta  Uetiangm  mit  dMi  G«- 
bmich  der  Apparate  vertraut  sind. 

Die  ZrM  dieser  Arbeiter  oder  Ani^e^tellt^n  mnss  wenigstens  das 
Doppelte  der  Zahl  der  Apparate  betragen ,  dart  sich  jedoch  auf  nicht 
weniger  als  8  ftr  jede  Abbanstelle,  die  diesem  Reglement  ontersteht,  be- 
iMtfan.  Diaae  Laote  aind  aoweit  ala  mOglidi  glaidimiaaig  auf  dia  var- 
adiiadaDan  BelegschafltoBdiiGhtaii  an  Tartailan.  Sie  sollen  in  mdglieiiatv 
Nähe  der  Arbeitsstätte  wohnen ;  ihre  Naman  und  Adreaaan  Bind  in  einen 
besonderen  Register  zu  verzeichnen. 

Wenigstens  ein  Viertel  aller  unmittelbar  bei  den  Untertagsarbeiten 
dar  AbbauataUe  balailigtan  Angeatoüten  nraaa  imstanda  adba,  bai  Rettangs- 
arbaitan  mitBOwirlBeii,  und  mnaa  dia  Atonmgaappanta  an  gebrand^ 
varatehen. 

Die  in  Art.  8  vorgesehene  Instruktion  bestimmt  die  Art  und  Weise 
der  Autl>ewahrung,  der  Prüfung  und  des  Grebrauchs  der  Apparate,  sowie 
dar  Uabungen,  an  denen  die  idlenfalla  mit  dem  Oabrancb  batratitan  Ar- 
baitar  and  Angaatallton  barangaaogan  werdan  aoHan. 

Art.  10.    Die  Ortibeningenieure  und  -knntrollaiira  baban  auf  ifana 

Rundgängen  die  Durohftthrunf:^  rier  Bestimmungen  dieser  Verfü<rung  Hl 
Überwachen;  sie  haben  gegeltenen  Falls,  unbeschadet  der  Anwendung  der 
Art.  Ö.  des  Q«setaes  vom  21.  Aprü  1810,  alle  ei^änzendeu  BeetimmuDgen 
an  Taranlawuiy  dia  aia  ftr  nfltalich  aradkten. 

Art.  11.  Diese  YarfUgung  soll  binnan  ainam  Jahre  naab  ibrar  V«> 
tIffentlirhnnfT  im  Jonmal  Officiel  in  ihrem  ganzen  TTmfango  tuv  Anwendnng 
gelangen,  ausser  wenn  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Ausnahmen 
▼on  einer  der  darin  vorgesehenen  Bestimmungen  gestattet. 

4.  Lattra  dn  16  avril  1907  du  Ministra  da  la  Gnarre 
aar  la  r^muniration  des  sapeurs  du  genie  employ^s  pen- 
dantles  ^rAves  aux  travaux  d'entretien  desminea.  (B.  d.  l'O. 
d.  T.,  XIV  ,  iNo.     septembre  1907,  p.  966—^67.; 

Sohreiban  dea  Eriegaminiatera  betr.  die  Bntaoh&digimg  der  während 
der  flMks  an  Utatertialtaarbeitan  in  den  BaiiMiEen  aagaaMDMa 
OanlaaapaiiM^).   Vom  16.  April  1907. 

6.  Circulaire  du  25  avril  1  9(i7  du  (iardt  des  Sceanx. 
Ministre  de  la  Justice,  aux  Procureurs  generaux  pres  les 
Oonra  d'appel,  conearnant  lea  ponranitea  paar  vagabondaga 
ro  ri  f  rc  1  s  ouvriors  porteurs  d'un  lirrat  da  Tiatioam.  (B.d. 
l'O-  d.  '\\.  XIW  Nn  7,  inillet  1907,  p.  714.^ 

Rundschreiben  des  Siegelbewahrers  und  Justiznainist<>r«!  an  die 
OberstaatAanwilte  der  Appellationageriohte  betr.  die  Str^erfolgnng 
von  AiMten,  waMM  Jm'Beattaa  einea  Wegaebmngabucäiaa  abid, 
wagen  LaDdatraiöheraL   Vom  25.  April  1907. 

Eine  Anzahl  Arbeitervorbände  oder  Gewerkvereine  haben  sich  da- 
mit befasst,  ihren  arbeitsuchenden  Mitgliedern  die  Mittel  rnr  VerfÖgnng 
zu  stellen,  damit  sie  sieh  auf  die  Wanderung  begeben  können,  nm  sich 


1)  Ad  die  MilitArgouvenieure  vou  Faru  und  Lyon  und  an  die  Anne«k.orpskomiiuui' 
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«nie  AastoUnng  oder  «in«  Basobifkagiuig  wa  v«nMbaffiui.  Zu  dieMiiii  Zweok» 
haben  diese  Vereine  das  Institut  dar  Waf^alimzig,  des  sogen.  Viatiimiiis, 

«ngeftihrt ,  welche  das  Mitglied  gegen  VorweiBnng  eines  Wegsehrunn;»- 
bnchf^s  bei  jeder  Sektion  des  Verbandes  oder  Gewerkvereins  bis  sor  H^be 
eineB  beäumfaten  Betrages  zu  beziehen  das  Beciit  bat. 

Der  Beeits  dieses  Wegsehraagsboches  stellt  ein  sicberes  Subsistens- 
mittel  dsr  und  nimmt  somit  dem  Inhaber  den  Cbsnkier  dee  Luidstreieibfln. 
Die  Beamten  der  öffentlicben  Gewalt,  die  Oerichtspoliseibeeateii  und  die 
Behörden  sind  nimtnelir  also  dabin  zu  verständigen,  das8  g^en  die  In- 
haber der  genannten  WegzeLbrnngsbuciier  wegen  Landstreicherei  kein 
Protokoll  aui^enommen  und  keine  gerichtliche  Verloigung  i^ngehoben 
werden  darf,  Torbehaltliob  der  Fntge,  ob  das  Boeb  in  Ordnung  und  dear 
Kredit,  walchen  der  Benefisiat  von  einem  eololien  Bneb  ecwartet,  wirUieb 

▼erbanden  ist. 

ich  bitte  Sie,  Instruktionen  in  diei>em  iiuuie  so,  erlassen  und  mir  den 
Empfang  dieses  Kundschreibeus  zu  bestätigen.  Sie  finden  anbei  eine  ge- 
wisse Ansah!  von  Exemplaren,  die  ftar  di*  StaaiMnwallMihikftiB  Direft 
Beairks  bestimmt  mnä, 

6.  Circulaire  du  27  mai  1907  du  Ministra  dn  Travail, 
adressöe  anx  inspecteurs  divisionnaires  sur  le  chaufiage 
an  bivar  des  loeanz  affectis  an  travail.  (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV, 
IFo.  7,  jnillet  1907,  p.  714.) 

Bnndsohreiben  des  Ärbeitaministers  an  dla  Bktlsinapektoren  lltar 
«ft  mtäaaag  der  AiMtssHtteA  im  Winter.  Vom  27.  Mai  lfm. 

7.  Decret  du  1 '6  juin  1907  portaxit  Promulgation  de 
l'arrangement  sign4  le  9  jnin  1906  entre  la  Franoe  et 
PItalie  concernant  la  reparalion  dos  dcinmages  r^snltant 
des  accidents  du  travail  (B.  d.  l'O.  d.  T.>  JLLV,  No,  7,  jnillet 
1907,  p.  708;  J.  0.,  21  jum  1907.) 

Srlass  sur  Promulgation  der  am  9.  Jimi  1906 swischen  Frank- 
neleb  imd  XtaUm  mterseiöhneten  Teniiibaning  betr.  dte  Xntadbidigung 
te  ^beftminfUlei.  Vom  IS.  Jtmi  1907. 

8.  Decret  dn  24  juin  1907,  roodifiant  le  decret  du  14 
marsldOS,portantreorganisation  du  conseil  sup^rieur  d^u 
travail.    (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.  7,  juillet  1907,  p.  708-709.) 

MiM  mr  AbiBdefnag  des  Brlasaet  warn  14.  ma  1906  betr.  dt» 
Bacrganisation  des  oberen  ArbeitsbeirsAe^   Vom  24.  Juii  1907. 

Art.  1.  In  dem  durch  die  Erlasse  vom  27.  Jannar  und  4.  August 
1904  abgeänderten  Erlas.se  vom  14.  März  lÖOä  soll  überall  an  der  f*nt- 
■prechenden  Stelle  für  den  Ausdiuck  „Minister  fHr  Handel,  üewerbe, 
Post  und  Telegraphenwesen'',  „Handelfiminister „Handelsverwaltung'*, 
^HandelBministerinm"  der  Ausdruck  „Minister  für  Arbeit  und  soziale 
Vorsorge",  .Arbeitsminister'',  „Arbeitaverwaltimg''f  ^^Arbeitsministeriam*' 
gesetzt  werden. 

In  Art.  1.  Abs.  ö  des  genannten  Erlasses  sind  die  Wörter  „der 
Direktor  ftr  das  techniseli«  Kldimgswesen"  sn  strdehen. 


1)  8.  BalL  Bd.  TI  B.  2  Nr.  2;  &  189  Nr.  90. 
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Art  2.  Li  Art  2  de«  genannteii  Erlusee  Boll  u  Stell«  des  Aus- 
drucks „aus  einem  durch  die  aDgoschlossenen  G-enosseagehsütea  gewählten 

Mitgliede  der  beratenden  Kammer  der  Arbeiterproduktionsgenossenschaften" 
folgendor  Ausdruck  gesetzt  werden:  „aus  einem  durch  die  Arbeiterproduk- 
tionsgeoossenschaften,  welche  die  ia  einer  ministeriellen  Verfügung  fest- 
sosetsenden  Bedingungen  erftülen,  gewählten  Ifitgliede^. 

Jedoch  soll  flbergangsweise  das  zum  Ersatz  des  verstorbenen  Ver^ 
treters  der  beratenden  Kammer  der  Arbeiterproduktionsgenossenschaften 
zn  wählende  Mitglied  von  den  Arbeiterproduktionsgenosaenschaften,  die 
der  beratenden  Kammer  der  ArbeiterproduktionBgeaoHäenschaft,  der  Börse 
der  sozialistischen  Kooperativen  Frankreichs,  dem  Ghtuverband  der  Arbeiter- 
prodtiktionsgemoaBeiisisliaften  (Sektion  des  Südostens)  oder  dem  Sjrndikst 
der  Arbeiterproduktionsgenossenschaften  angehören,  gewählt  werden. 

In  Art.  17  des  genannten  ErlassoH  hoII  an  Stelle  des  Ausdrticks 
.,einem  Vertreter  der  beratenden  Kammer  der  Arbeiterproduktionngenossea- 
schaften''  der  Ausdruck:  „einem  Vertreter  der  Arbeiierproduktionäge- 
noooensohaften"  gesetst  werden. 

Art.  8.  Der  Minister  der  Arbeit  und  der  sozialen  Vorsorge  wird 
mit  der  An^^fillirung  dif^ses  Erlasses  betraut,  der  im  Journal  Of&ciel  III 
veröftentlichea  and  in  das  Bulletin  des  Lois  aufzunehmen  ist. 

9.  ArtM  daSOjnin  1907£izant  letnnz  des  snbyentions 

k  allouer  auz  caisses  de  chömage  pour  le  second  semestre 
de  1906.    (B.  d.  l'O.  d   T.,  XIV,  No.  7,  juillet  1907.  p  711.) 

Verffigung  anr  Feststellung  des  an  die  Hilftkasson  für  Arbetts- 
losigkeit  fOr  das  iweite  Semester  des  Jahres  1006  au  entrichtenden  Sub> 
▼«iitioaabetngn.  Vom  80.  Jnni  1907* 

10.  D^cret  du  4  juillet  1907  arretant  le  röglement  re- 
latif  anz  tranafafts  da  dipdts  entre  les  aaisses  d'^pargse 
ordinaires  frangaises  et  les  caiases  d*6pargna  italiannes. 

(B.  d.  rO.  d.T.,  XrV,  No.  9,  septembre  lf>07,  p.  964;  J.  0.,  9  juillet  1907.) 

Erlaes  zur  Festsetzrmg  einea  Reglemontos  bezüglich  der  Einlagen- 
überweisungen zwischen  den  gewöhnlichen  französisohen  Sparkassen 
und  den  italienischen  Sparkassen.    Vom  4.  Juli  1U07. 

11.  Loi  du  13  juillet  1907,  relative  au  libre  salaire  de 
ia  femme  mariee  et  k  la  contribution  des^pousc  auz  charges 
dn  manage.    (B.  d.  PO.  d.  T.,  ZIV,  No.  8,  aoüt  1907,  p.  834—885.) 

GeaetE  betr.  den  Mail  Lohn  dar  ▼edLetratatan  Vran  und  dm 
Beitrag  dar  Shagailtaii  an  dia  Kbaten  der  HMiilialtaiig.  Vom  18.  Juli 
1807. 

Art  1.  Unter  allen  Gilterrechtssystemen  uud  bei  Stiate  der  Nichtig- 
keitserkl&rung  jeder  zuwiderlaufeuden  Klausel  im  Ehevertrag  hat  jede 
Fran  auf  den  Ertrag  ihrer  paraSnUchon  Arbeit  und  nnd  die  davon 
herrühtrii  len  Ersparnisse  die  gleichen  Hechte  der  Verwaltung,  wie  sie 
Art.  449  dea  Zivilgeaatsbaches  der  in  Gtttertrennong  lebenden  Fran  sa- 
erkennt. 

Sie  darf  davon  su  Erwerbungen  beweglicher  oder  liegender  Gutar 
Gebrauch  machen. 

Sie  darf,  ohne  Bewilltgnng  daa  Shegatten,  die  anf  diese  Waise  er* 
worbenen  Qllter  entgeltlioh  verftnssern. 
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Die  Bechtsgtiltigkaat  der  von  der  Frau  vorgenommenen  Haadlimgen 
ist  einzig  abhängig  von  dem  dareh  eioe  netarielle  Urkunde  oder  dimsh 
ein  anderes  in  den  Vertragsbestimmungen  erwähntes  Mittel  zu  leistenden 
Nachweis,  dass  sie  persönlich  einen  von  dem  ihres  EheL^atten  Terschiedenen 
Beruf  ausübt;  die  Verantwortlichkeit  der  Dnttpersooeu,  mit  denen  sie 
«of  Grand  dieees  Nachweises  in  yertragliche  Besiehungen  getreten  ist, 
wird  dednroh  nicht  involviert 

Die  vorangehenden  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  den 
durch  gemeinschaftliche  Arbeit  der  beiden  Gatten  erworbenen  Verdieust. 

Art.  2.  Wenn  <^ie  Frau  die  ihr  auf  Grnnr^  ips-  vorhergehenden  Ar- 
tikela  im  Interesse  der  Haushaltung  verlieheueu  iielngnisae  missbrancht, 
namentiidi  im  Fall  der  Verschwendung,  der  Sorglosigkeit  oder  der 
edüechten  Verwaltung,  so  kann  der  Ehegatte  durch  das  Zivilgericht  am 
Wohnsits  der  Gatten,  das  als  Eatskammer  in  Gegenwart  der  in  aller 
Form  vorgeladenen  Frau  auf  Aritrr^fr  der  Staatsanwaltschaft  erkennt,  den 
gänzlichen   oder  teilweisen  Entzug  ihrer  Befugnisse   aussprechen  lassen. 

In  dringenden  Fällen  kann  der  Präsident  dieses  Gerichtes  im  Präsi- 
dentenverhOr  dem  Ehegatten  das  Beoht  laerkenneir,  sich  den  Verträgen, 
die  die  Fran  mit  Drittpersonen  eingdien  wiU,  an  widersetsen. 

Art  3.  Die  von  der  Fran  verwalteten  Güter  können  von  den  Ol&o- 
bigern  mit  Beschlag  belegt  werden. 

Dasselbe  können  auch  die  Gläubiger  des  Eheiratton  tun,  din  mit  ihm 
im  Interesse  der  Haushaltung  Verträge  abgeschlossen  haben,  wenn  diese 
Oltter  nach  dem  gewählten  Gttterreohtssystem  vor  dem  Inkrafttreten  des 
vorliegenden  Gesetses  sich  in  Hftnden  des  Gatten  hatten  befinden  mflsstn. 

Der  Beweis,  dass  die  Schuld  vom  Gatten  im  Interesse  des  Haushalts 
eingegangon  worden  ist,  lastet  auf  den  Gläubigem. 

Der  JEhegatte  ist  nicht  haftbar,  weder  mit  den  gemomschaftlichen 
Gütern  noch  mit  den  eigenen,  für  die  von  der  Frau  anders  als  im  Interesse 
des  Haushalts  eingegangenen  Schuldmi  und  Verpflichtungen,  selbst  wenn 
sie  innerhalb  der  Grausen  der  Bedbte,  die  ihr  Art  1  anerkennt^  aber  ohne 
Vollmacht  des  Gatten  gehandelt  hat 

Art.  i.  Im  i'alle  der  Anfechtuni^  kann  dio  Fran  sowohl  c^efr^nüber 
ihrem  Gatten  als  auch  gegenüber  Drittpersonen  durch  alle  rechtsgiiltui^'en 
Beweismittel,  auch  durch  Zeugen,  aber  nicht  auf  blosses  Hörensagen  hm, 
din  Bestand  und  die  Herkunft  der  vorbehalteaen  Guter  fwtstellen  lassen. 

Art.  5.  Wenn  Gütergemeinschaft  oder  Errungensehaftsgemeinschaft 
besteht,  Bo  werden  die  v^rbehaltenen  Gflter  in  die  Teilung  des  gemein- 
schaftlichen Vermögens  einbezogen. 

Wenn  die  Frau  auf  die  Gütergemeinschaft  verzichtet,  so  erhält  sie 
dieselben  frei  und  ledig  aller  bchuldverpflichtungen  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, für  die  sie  vorher  auf  Grand  des  Art  8  des  vorliegenden  Gesetses 
SU  Pfand  g^eben  worden  sind,  surflok. 

Dieses  Recht  geht  auch  auf  ihre  fiärben  in  direkter  Linie  über. 

Bei  allen  Güterrechtssystemen,  die  wpdor  Gütergemeinschaft  noch 
Errungenschaftagemeinscbaft  in  sich  schliessen,  sind  diese  Güter  Eigentum 
der  Frau. 

Art.  6.  Die  Frau  kann  in  allen  StreitfUUen,  die  sich  auf  die  ihr 
durdi  das  vorliegende  Geseta  anerkannten  Rechte  beaiehen,  ohne  BevoU- 
Biidktigmig  vor  Gericht  auftreten. 
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Art.  7.    Falls  einer  der  Gatten  nicht  freiwillig  nach  Masagabe  seiner 

Mittel  zu  den  Koater^  des  Hanslialts  beiträgt,  so  kann  der  andere  Gatte 
vom  friedenisnciiier  am  Wohnsitz  des  Gatten  die  iiirmäobtigung  erlangen, 
einen  seinen  Bedürfnissen  entsprechenden  Teil  des  Lohns  oder  des  Arbeite* 
ertrags  seines  Ehegatten  mit  Arrest  sn  belegen  oder  sa  besiehcn. 

Art.  8.  Der  Gatte  und  seine  Frau  werden  durch  einfache  Anseigs 
des  Gärichtsscbreibers.  in  Form  eines  bei  der  P(»t  eingeschriebenen SohrsibenS 
uit  Angabe  der  Art  uor  Klage,  vorgeladen. 

Sie  haben  persönlich  zu  erscheinen,  ausser  im  Falle  unbedingter  und 
gehörig  begrOndeter  Verliinderang. 

Art  9.  Bie  Anseige  des  ^^emäsH  dem  vorbeiziehenden  ArL  7  gefUlten 
Urteils  an  den  Ehegatten  und  an  Drittscbuidner  geschieht  auf  Ansuchen 
des  berechtic^ten  Gatten  und  bewirkt,  dass  ihm  die  Beträge,  deron  Be- 
schlagnahme bewilligt  worden  iat|  ohne  weiteres  Yeriahren  augewiesep 
worden. 

Art  10.  Die  anf  Grand  von  Art  2  und  7  des  T^rliegenden  Gtesetssi 

ge^llten  Urteile  können  vorläufig  und  ohne  Kautionsstellung  volisielibsr 
erkl&rt  werden,  unbeschadet  des  Einspruchs  oder  der  Berufen«?.  Sie 
können,  selbst  nachdem  eud^nalt j,;/  erklärt  worden  sind,  abge^dert 
werden,  wenn  die  betreffenden  Verhaitniäse  es  rechtfertigen. 

Art  11.  Die  Bestimmungen  des  ▼erliegenden  Gesetses  JcQmisn  selUt 
durch  FnuMn,  die  sich  schon  Tor  sein^  YerOffentlicIrang  verheiratet  liabes, 
angemfen  werden. 

12.  D^cret  da  13  jnilletldOT  modifiantle  decret  dn 
24  aoftt  1906  snr  le  centrale  'de  l'applioation  de  la  loi  aar 
le  repos  hebdomadaire.   (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  Na  8,  wtkt  1907, 

p.  841—842.) 

Erlass  znr  Abandemng:  des  Erlasses  vom  24.  Augast  1906^)  betr. 
die  s:ontroJie  der  Durchfiüxriuig  des  Gesetzes  über  die  wöchentliche 
Bube.    Vom  13.  Juli  19U7. 

Art  1.  Die  Art  1  und  2  des  Erlasses  vom  24.  Angnst  1906  werdea 
in  folgender  Weise  abgeändert: 

Art.  1.    In  allen  in  Art.  1  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  10^)8 
fiihrten  Unternehmungen,  die  nicht  dem  ganzen  Personal  ohne  Aasuahme 
die  volle   Sonntagsiiihe  gewahren,  sind  die  Betriebsinhaber,  Direktoren 
oder  Leiter  den  im  folgenden  genannten  Verpflichtongen  onterwrafen: 

1 )  Wenn  die  wöchentliche  Bohe  gemeinsam  der  G^amtheit  oder  einem 
Teil  des  Personals  an  einem  andern  Tage  als  am  Sonntag  gewährt  wird, 
sei  es  vom  Sonntag  Mittag  bis  Montag  Mittag,  sei  es  am  Sonntag  Nach- 
mittag unter  Vorbehalt  einer  Ersatzruhezeit,  sei  es  auf  irgend  eine  andere 
ausnahmsweise  doroh  das  Geaets  gestattete  Wsiss^  so  mflbMen  auf  An- 
sehligen die  so  gewahrten  Bnhetage  und  »standen  bekannt  gegeben 
werden. 

2)  Wenn  die  Kuhe  nicht  dem  franzen  Personal  geraeinsam  gewährt 
wird,  sei  es  während  des  ganzen  »Sonntags,  sei  es  auf  eine  der  andern 
vom  Gesetze  vorgesehenen  Weisen,  so  muss  ein  besonderes  Venstcthtiis 
die  Namen  der  dieser  besonderen  Boheordnong  unterstellten  Angestellten 
und  Arbeiter  anffilluen  und  die  Art  dieser  Ordnung  angeben.   FOr  jede 

1)  B.  Boll.  Bd.  V  S.  278  Nr.  5. 
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einzelne  Person  muss  das  Verzeichnis  den  fOr  die  Bnlie  iMgtiinmtail  Ta^ 
mid  die  etwaigen  Bruchteile  von  Tagen  bekannt  geben. 

Die  Eintra^nmg  der  ueu  gedungeneu  Angestellten  und  Arbeiter  in 
dieses  VerzeicbniH  wird  nach  Verlauf  von  6  Tagen  obligatorisch«  Vor 
AbUraf  dieser  Friat  kann  in  Ermangolang  der  ESktragung  ins  Versaioh- 
BIS  dnrdh  die  mit  der  Kontrolle  beauftragten  Beamten  nv  ein  regel- 
mAsflig  geführtes  Heft  mit  der  Angabe  des  Namens  und  des  AnatellnngB- 
tages  des  Arbeiters  oder  Angestellten  verlangt  werden. 

Art.  2.    "Dieser  Anschlag  muss  leiclit  znganc^lich  und  leserlich  sein. 

Ein  Duplikat  muss  vor  dem  Inkraltsetzen  an  den  Arbeitämu^ektor 
des  Kreises  eingesandt  werden. 

Das  Veneifäinis  ist  beständig  anf  dem  Lanfenden  ra  halten ;  die  Anf* 
ilUnng  der  Bohetsge,  die  einem  Angestellten  oder  einem  Arbeiter  so- 
kommen,  kann  immer  wieder  abgeändert  werden ;  es  gentigt,  dass  die 
Abänderung  in  der  Dienstzeit  vor  <iem  Inkrafttreten  ins  Verzeichnis  ein- 
getragen wird.  Die  so  vurgeuomiueue  AbAnderung  darf  in  keinem  Falle 
den  Stellyertretar  seiner  ilun  solcommenden  Rahe  beranben. 

Da»  Veraeiehnis  steht  den  mit  der  Kontrolle  beauftragten  Beamten 
Mr  Vei-fiigung,  und  den  Angestellten  und  Arbeitern  muss  auf  deren  Ver- 
lan jren  Einblick  in  dasselbe  2:e\vahrt  werden.  "E»  ist  von  den  mit  der 
Kontrolle  beauftragten  Beamteu  auf  ihren  Besuchsreisen  zu  visieren. 

Art,  2.  Der  Minister  der  Arbeit  und  der  sozialen  Vorsorge  ist  mit 
der  Dordiitahrang  des  vorliegenden  Erlasses  beanfbragt,  der  im  Journal 
Offlelel  ▼erOffentucht  nnd  ins  Bulletin  des  I^ns  aufgenommen  werden  solL 

13.  Loi  du  28  juillet  UH)7  relative  k  l'hygiene  et  k  ia 
salubrite  des  mines.  (B.  d.  10.  d.  T.,  XIV,  No.  8,  aoüt  ItR)?,  p.  886.) 

Oestfli  Mr.  dis  hygienlscilimi  und  gesmtfhsiaieiLflin  VerblltBlsse 
In  den  BergrokSD.   Vom  23.  JnU  1907. 

Art.  1.  Der  durch  das  Oesetz  vom  27.  April  abgeänderte 
Art.  50  des  Gesetzes  vom  21.  April  1810  soll  folgende  Fassung  einhalten: 

Art.  50.  Wenn  die  Untersuchung  oder  Au-sbeutTirL-  eine«  Bergwerks 
die  öffentliche  Sicherheit  gefMirden  kann,  so  hat  der  Präfekt  für  die  Be- 
auffiiehtigung  des  Bergwerks,  die  Sicherheit  und  Qesundheit  der  Bergar- 
beiter, die  Erhaltung  der  Verkebrewege  und  der  II ineralwasBer,  die  Balt> 
barkeit  der  Wobnangen,  die  Benutsnng  der  Qndlen,  die  die  Städte, 
Dörfer,  Flecken  und  UfTentlichen  Betriebe  speisen,  zu  sorgen. 

Art.  2.  Der  Art.  1  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1890  über  die 
Delefrierten  zur  Sicherheit  rier  Bergarbeiter  (les  del^gues  4  la  s^coritö 
des  ouvriers  mineurs)  soll  foigeijde  Fassung  erhalten: 

Art.  1  Abs.  2.  Es  sollen  gemäss  den  Bestimmungen  des  vorliegenden 
Gesetzes  Delegierte  zur  Sicherheit  der  Bergarbeiter  gewftblt  werden, 
die  die  unterirdisohen  Arbeiten  in  den  Bergwerken,  Tagebanten  und  Stein- 
brQchen  zu  besichtigen  haben,  mit  der  ausschliesslichen  Aufgabe,  die  Sicher- 
heits-  nnd  Gesundheitsverhältnisse  des  dort  beschäftigten  Persoi^als  iw.d 
anderenteils  bei  Unglücksfällen  die  Umist&nde  zu  prüfen,  unter  denen  diese 
Unfälle  entstanden  sind. 

14.  Circulaire  du  31  juillet  1907  du  Ministre  de» 
Travsnx  publica  ans  pröfeta  anr  l'applioation  de  ia  loi  da 
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'23  jaillet  1907  aar  lliygiöne  desoavriers  mineurs.  (B.  d.  l'O. 
d.  T.,  XIV,  No.  8,  aotlt  1907|  p.  842.) 

Bandsohreiben  des  Mliilstfln   der  öflUmtUfllieii  Arbeiten   an  dto 

PrSfekton  botr.  dio  Durchführung  des  Gesetses  vom  28.  Juli  1007^)  flbtr 
die  Hygi  no  der  Bergarbeiter.    Vom  31.  Juli  iy07. 

iJurcu  ddLü  Gesetz  vom  23.  JuLi  1907  das  im  heutigen  Journal 
Offioid  ▼erOffentlieht  ist,  ist  Art  60  des  Oesetsea  Aber  die  Bei^^werice 
abgeändert  worden,  um  die  Hygiene  gleich  wie  die  Sicherheit  der  Ver- 
waltung der  administrativen  Bergpolizei  und  damit  der  Gewalt  des  Mini- 
sters der  ölFonrÜchen  Arbeiten  zu  unterstellen.  Dieses  Oesetz  wird  die 
Montanindustrie  m  dieser  Beziehung  in  eine  Situation  bringen,  die  der  durch 
das  G^esetas  vom  12.  Joni  1893  für  alle  anderen  Industrien  geschaffenen  ent^ 
aprioht.  Ja.  der  Tat  hatte  sieh  die  Verwaltnng  der  Offentiichen  Arbeiten 
schon  vor  dem  Gesetz  vom  23.  Juli  1907  immer  damit  beschäftigt,  die 
Hygiene  ior  Bergarbeiter  wie  ihre  Sicherheit  zu  g'^wf^hrleisten.  Die  für 
die  Sicheriieii  erforderlichen  Massnahmen  stimmen  genau  mit  den  für  die 
Hygieue  erforderlicheu  überein,  mit  Ausnahme  besonderer  f  älie,  wo  Sooder- 
yonohriften  erforderlidi  werden,  wie  ftlr  die  üebwwaehniig  and  Ver- 
hinderang  der  Wurmkrankheit.  Die  Verwaltung  glaubte,  um  ttber  die 
besonderen  hygienischen  und  gesundheitlichen  Fragen,  die  zur  Zeit  in  d*»r 
Montanindustrie  aufgeworfen  werden,  entscheiden  zn  kfinnen,  einer  be- 
ratenden Hygienekouunission  mit  Sitz  in  Paris,  die,  neben  Abgeordneten 
der  Bei^gwerkB-Konieetioalre  und  der  Bergarbeiter,  anoh  ans  den  ea- 
erkanntesten  Speiialieten  aoegewlhlte  Aarate  su  ihreii  Mitgliedern  alhlw 
soll,  die  Aufgabe  anvertrauen  zn  mttaeen,  die  Massregeln  sn  stndieren  and 
vorzuschlagen,  die  ihr  am  wirksamsten  und  geeignetsten  eraoheinen,  um 
eine  rasche  Durchführung  des  Gosetzfts  zu  ermr^H  hen. 

Sie  werden  später  die  Instruktionen  eriiaiteu,  die  infolge  derartiger 
Beeonderheiten  eiforderlieh  werden  kdnnten.   Zur  Zeit  genügt  mir, 
was  die  allgemeine  Hygiene  anbetrifft,  an  die  von  nun  an  sowohl  in  Berg- 
werken       in  deren  gesetzlichen  Dependensen  geltende  GleiobeteUong 
von  Hygiene  und  Sicherheit  zn  orinnorn. 

Das  G-osetz  vom  23.  Juli  VJOl  hat  andererseits  för  die  anlorin lachen 
Arbeiten  oder  die  in  ihrem  Bezirk  liegenden  Einrichtungen  die  üeiugnissd 
dar  Delegierten  flOr  die  Sicherheit  der  Bergarbeiter  aiS  die  Hygiene  irie 
auf  die  Sicherheit  aoigedehnt. 

Die  Beobachtungen,  auf  die  Sie  in  Ihren  Berichten  aufmerksam  tu 
machen  haben,  können  sich  also  auf  den  einen  oder  andern  Gegenstand 
beziehen.  Auch  hier  hat  das  Gesetz,  was  die  allgemeine  Hygiene  anbe- 
trifft, gleicherweise  nur  eine  bis  zu  einem  gewissen  Funkte  schon  seit  der 
Einsetsang  der  Delegierten  bestehende  Situation  su  regeln. 

Das  neue  Gesets  spricht  ausdrQcklieh  nur  yon  Bergwerken,  d.h.  von 
N^achforschungen  nach  und  von  Gewinnung  von  Materien ,  die  «in©  Kon- 
zession erfordern.  Aber  auf  Grund  von  Art.  82  des  (its  tzes  vom 
21.  April  1810/27.  Juli  1880  ist  die  administrative  Polizei  für  unter- 
irdisohe  Steinbruche  dieselbe  wie  Air  Bergwerke  und  infolgedessen  mnss 
zugegeben  werden,  dass  die  neuen  Verordnungen  gleichmiasig  ftr  beide 
Betriebsarten  gelten. 

Für  die  Tagebauten  h&tte  der  Art.  58  des  Gesetzes  vom  21.  April  1810/ 

1}  8.  451  Nr.  18. 
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9.  Mai  1866,  worin  die  Oesundlkeit  jmd  die  Sicherheit  gleicherweiBe  be- 
Jumdelt  werden,  edion  genügt,  wenn  deAir  ttberbeupt  ein  praktisches  Be- 

dttifois  vorläge. 

Ich  bitte  Sie,  mir  den  Empfang  dieses  Rundschreibens  bestätigen  zu 
wollen ,  von  dem  ich  ein  Duplikat  direkt  an  die  Bergwerksingenieure 

Meuao. 

VIII.  Grande  Bretagne.  Grossbritannien. 
1.  Yereinlgtea  Königrelclu 

1.  Eegulations,  dated  August  6,  1807,  made  by  the 
Secretary  o{  State  for  the  heading  of  yarn  d^^ed  bv  means 
e£  a  lead  Compound.    ('Stat.  Rules  and  Orders,  lf^o7,  Xn.  fi]»!  ^ 

Voröchrüten  des  Staatssekretärs  für  das  £aiüpten  der  mit  Blei- 
ftMmiwngen  geflrMeii  Game.   Vom  6.  Angost  19U7. 

Da  der  Prozess  des  Knüpfens  der  mit  Blei  verbin  düngen  geftrbtea 
Garne  auf  Grund  von  Art.  79  des  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  von 
11^01  als  gesundheitsgeftthrlich  erklärt  worden  ist,  so  erlasse  ich  hiermit 
Kraft  der  mir  übertragenen  Vollmacht  die  folgenden  Vorschriften  und  ver- 
füge, dasa  sie  auf  alle  Fabriken,  in  denen  der  erwihnte  Froaaaa  aa«ge£)lhrt 
wird,  Anwendung  finden. 

Jedoch  kann  der  Oberfabrikinspektor  für  eine  solche  Fabrik,  wenn 
er  flieh  überzeTifft  hat,  dfim  das  Knüpfen  der  mit  Bleh'erbindungen  ge- 
filrbten  Garne  nicht  mehr  als  drei  Stunden  m  der  Woche  m  Anspruch 
nimmt,  durch  eine  Bescheinigung  die  Vorschriften  2,  3,  4,  7a  und  8a, 
iider  irgend  eine  derselben  aufheben.  Jede  dieser  Besdieinigungen  mnss 
schriftiioh  abgefasst  und  mit  der  Untersohrifit  des  Oberfabrikinspektors 
versehen  sein,  and  kann  jederseit  dorch  eine  weitere  Bescheinigang  wider- 
rufen werden. 

Definitionen. 

„Knüpfen"  (Heading)  bedeutet  da^  HtmLieron  mit  Ghim,  das  mit 
Bleiverbindungen  gef&rbt  ist,  über  einer  btange  oder  einem  Pfosten,  und 
nehKesst  das  Abnehmen  (pioking),  Bereitmadien  (making-up)  nnd  Knoten 
(aoddlifig)  mit  ein. 

..Begeh nfriirt"  (employed :  bedeutet  mit  dem  Knüpfen  der  mit  Blei- 
verbindungen gefärbten  Garne  beschäftigt. 

„Arzt*^  (surgeon)  bedeutet  den  attestierenden  Fabrikarzt  (Gertifying 
Auitory  Sorgeon)  des  Besirks  oder  einen  gehörig  qnalifisierten  praktisehen 
Ant,  der  dnreh  ein  vom  Ober&brikinspektor  nnterschriebenes  Zeugnis 
bestellt  wird;  die  Bedingungen  dieser  Bestallung  sollen  im  Zeugnis  auf- 
geaählt  werden. 

Enthebung  (Suspension)  bedeutet  Enthebung  von  der  Beschäftigung 
des  Knüpfens  der  mit  Bleiverbindungen  geftrbten  Ghune  durch  ein  vom 
Ars!  nntenMiehnetes  Attest  im  Gesnndheitsregister. 

Pflichten. 

Pflioht  des  Arbeitgebers  ist ,  den  L  Teil  dieser  Vorschriften  zu  beob- 
achten. 

Pflicht  aller  besehftftigten  Personen  ist,  den  IL  Teil  dieser  Vorschriften 
an  baobaohtsii. 
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I.  Teil. 

Pflichten  der  Arbeitgeber. 

1.  Kein  mit  Bleiverbindungen  geftrbtes  Garn  darf  geknttpft  werdeiiy 

wenn  nicht  ein  wirksamer  Exhaustor  so  angebracht  ist,  dass  er  so  nabe 
bIü  möglich  beim  Entstehungsort,  den  8taub  vom  Arbeiter  wegschaflft.  Di* 
Geschv.  iudigkeit  des  Luftzuges  an  der  Üeüuusg  des  Exhau&tors  soll 
wenigstens  alle  drei  Heiwte  beetuuBt  imd  in  das  Oenerab-egister  einge- 
tragen werden. 

2.  Personen  im  Alter  yon  weniger  als  16  Jabren  dflifen  nicht  be» 

schftftigt  werden. 

3.  Ein  Gesundheitsregister  mit  rien  Namen  allpr  beschäftigten 
Personen   ist  in  einer  vom  Oberiabrikinspektor   gebilligten'  Form  su 

ftihren. 

4.  Jede  beüdiäitigte  Persou  muss  vom  Arzt  einmal  alle  drei  Mouate 
(oder,  wenn  dies  vom  Oher&hrikinspektor  sehrifUieh  verlangt  wird,  in 
kdxiMen  ^wischenriamen)  an  einein  allen  Beteiligten  gehürig  mitanteilendiB 
Tage  Tinterpnrlit  werden. 

Jeder  Arzt  hat  die  Befugnis,  jede  beschäftigte  Person  zu  entheben, 
and  nach  ihrer  Enthebung  darf  keine  Person  ohne  schriftliche  ins  Geansd- 
hettsren^ster  eingetragene  Bewilligung  des  Arstes  besflhftftagt  werden. 

6.  Zum  Gtobrandk  Ittr  alle  besehiftigten  Penenen  mnss  gestellt  und 
in  Stand  gehalten  werden : 

a)  ein  geeigneter  Ankleideranm  ftlr  die  wahrend  der  Arbeitsseit  ab' 
gelegten  Kleider; 

b)  ein  geeigneter  Esaraum,  der  von  allen  R&nmen,  in  denen  dts 
Enflpftn  der  mit  BleiverbinduDgen  geftibtea  Game  ansgeiflUui  wird,  ge- 
trennt sein  muss,  es  sei  denn,  dsM  die  Arbeit  wihrend  der  EssenfMit 
eingestellt  wird; 

und  wenn  dies  durch  schriftliche  Anzeige  vom  Oberfabriksinspektor 

verlangt  wird ; 

c)  geeignete  üeberkleider  nnd  Eoplbedecilningen,  die  jeden  Tig 
naeh  Sdilnss  der  Arbeit  eingeaamnelt  nnd  mindestena  einmal  wöeheatUdi 

gewaschen  und  erneuert  werden  müssen, 

d)  ein  geigneter  vom  Ankleide-  und  Essraum  getrenntw  Ort  för  die 
Aufbewahrung  der  Üeberkleider  und  Kopfbedeckungen. 

6.  Zum  Gebrauch  aUer  beschäftigten  Arbeiter  muas  ein  geschloBsener 
Wasdiramn  gestellt  nnd  in  reinliohem  nnd  gutem  Znstand  erhaltee 
werden.  Dieser  Waschraum  muss  hinreichend  versehen  sein  mit  tigUeb 
XU  erneuernden  Handtüchern,  mit  Seife  und  Nagelbürsten  uTt(]  mit ; 

a)  einem  Trog  von  glatter  nndnrchlRssiger  Oberfläche,  der  eine  Ab- 
flussrohre  ohne  Verschluss  und  eine  solche  Länge  besitzt,  dass  mindestenb 
swei  "Fnm  anl  je  fünf  Personen  kommen.  Anch  muss  Uber  dem  Trog  eise 
ständige  Zufuhr  von  warmem  Wasser  aus  Hähnen  oder  Röhren  (taps  or  jeta)^ 
die  in  Abst&nden  von  hfiohstens  swei  Fuss  angebracht  sind,  vorhandeo 
sein,  oder 

b)  wenigstens  einem  Waschbecken  ttir  je  füiif  Personen,  das  eioea 
Ablauf  mit  Verachlnss  hat  oder  in  einon  Trog  mit  Ablauf  steht,  nnd  «tr 
weder  eine  et&ndige  Zufuhr  von  heissem  nnd  ksltem  Waaser  oder  warmsm 
Waaser ,  oder  (wenn  eine  stftndige  Znfnhr  von  heissem  Waaaor  aloht  gnt 
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möglieh  Ut)  ttte«  ttftadig«  ZnfUir  Toa  kaltoa  Wmmt  «nd  tsmm  aum  Ge* 
lirancä  das  beschäftigt«!!  P«noiwl8  atindig  mr  Vatftgmig  «taÜMBdtt  W«niip 

IL  Teil. 

Pflioktea  der  beschäftigten  Pereone^n. 

7.  Jede  beachftltigte  Person  maaäi 

e)  rar  feetgeeeUtea  Zeit  eich  m  der  in  Vonebrift  4  ▼orgeaehenen 

intlichea  üntersuchong  stellen; 

b;  w&hrenrl  ^ier  Arbeitszeit  das  Ueberkleid  und  die  Kopfbedeckimg 
(die  nach  Vorschrift  5c  böHchafft  sind)  tragen,  diese  vor  dem  Essen  oder 
vor  dem  Yerlasaeu  des  Gebäudes  ausziehen,  und  die  während  der  Arbeita- 
uit  abgelegten  Kleider  in  dem  gemiaa  VorBoliiift  5a  gestellten  Ankleide* 
tamn  anfbewahren ; 

vor  der  Mahlaeit  oder  tor  dem  Verlaaa«!!  dea  Gtobftndea  die  Hftnde 
waschen. 

8.  Keine  Person  darf: 

a)  nadk  dar  Snthabimg  ebne  aohriffliotia^  ina  QeaandheitBregister  ein- 
getragene BewÜligong  des  Aratas  am  Knttpnn  dar  mit  Bleivarbindnngen 

gefibrbten  Game  arbeiten; 

b)  irgend  welrbe  Nahrung,  Getrftnke  oder  Tabak  in  irfz:enf^  eireT! 
Kaum,  in  dem  das  Knüpfen  der  mit  Bleiverbindungen  getärbten  (jarne 
vor  sich  geht,  mitbringen,  oder  darin  aufbewahren,  ssubereiten  oder  ge- 
nieaaen; 

c)  olma  die  Einwilligung  dea  Arbaitgabera  oder  daa  Leiters  in  irgend 
einer  Weise  die  für  die  Kntfeniung  dos  f^tanbes  oder  die  Ausführung 
dieser  Vorschriften   bestimmten  Vorridituugen   und  Apparate  berühren. 

2.  Bagnlationa,  datad  Augnat  28,  1907,  made  by  the 

•Secretary  of  State,  for  the  processes  of  spinning  and 
weaving  hemp,  or  jn*^«,  orhemp  orjute  tow,  and  prorosses 
incidental  thereto.    (^iStatutory  Knies  and  Orders,  1907,  No.  668.) 

Voraohriften  dea  StaataaakratlEii  für  dia  Proaeaae  dea  Spinnena 
«ad  WalMna  ttm  Wuf,  Art»  odar  HaafirMg  und  JuUmtKg  «id  dl» 
allgehörigen  ProMaae.    Vom  28.  Angoat  1907. 

Ba  die  Prozesse  des  Spinnens  nnd  Webens  von  Hanf,  Jute,  Hanf- 
werg  odfr  Jntpwerg  und  die  zugehörigen  Prozesse  auf  Grund  von  Art.  79 
des  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  ^)  von  1901  als  gesundheitsgefahrlich 
erklärt  worden  aind, 

so  ariaase  i  Ii  hiermit  kraft  der  mir  übertragenen  Befugnis  die 
folgenden  Vorschriften  und  verfüge,  dass  sie  in  allen  Fabriken,  mit  Aus- 
nahme der  PlachFsch^vingereien,  in  denen  irgend  einer  der  oben  erwähnten 
Prozesse  ausgeführt  wird,  angewendet  werden  sollen. 

Diaee  Vorsofariftan  traten  am  t.  Januar  1906  in  Kraft. 

Definitionen. 

L&  diesen  VnrRrVin'ftpn  bedeutet :  — 
„Grad"  Grade  lior  I^'^lirenheitskala, 

„Oelineu  von  Ballen  ,  „Autschichten'*,  „Maschiuenhecheln"',  „Krempeln^ 


1)  BaiL  Bd.  t  S.  80  IL 
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und  „Zurttsteo"  die  betreffenden  Proiease  in  der  Hanl-t  Jato>,  Huilirirg^ 

oder  Jntewerj^-Ffibrikation. 

Pilicbt  dea  Arbeitgebers  ist,  den  I.  Teil  dieser  Vorschriften  tu  be- 
obachten. Pflicht  aller  beschftftigteu  PersoueD  ist,  den  II.  Teil  dieser  Vor- 
Bduriften  su  beobaehtaii. 

1.  Teil. 

Pflicliteii  der  Arbeitgeber. 

1.  In  jedem  Baum,  in  dem  Personen  beechlftigt  sind,  sollen  solche 

Vorkehrungen  getroffen  werden,  dass  während  der  Arbeitsstunden  das 
Verhältnis  der  in  dem  Kaum  vorhandenen  Kohlens&ure  20  Raumteile  auf 
10000  Raumteile  Luft  nicht  übersteiget,  solange  zur  Beleuchtung  Gas  oder 
Gel  verwendet  wird  (oder  noch  eine  Stunde  nachher),  oder  12  Baumteiie 
aof  10  000  Raumteile,  solange  als  elektrisches  Licht  verwendet  wird  (oder 
noch  eine  Stande  neohlier),  oder  9  Baumteiie  aof  10000  Banmteile  m 
irgend  einer  andern  Zeit. 

Jedoch  soll  diese  Vorschrift  als  in  hinreichendem  Masse  befolgt  gelten, 
wenn  das  Verhältnis  der  in  der  Luft  dieses  Raumes  vorhandeoen  Kohlen- 
säure d&a  der  freien  Luit  um  niciii  melir  aiu  ö  Kaumteile  auf  10000  Raum- 
teile Luft  übersteigt. 

2.  Jeder  Raom,  in  dem  das  Oeffiien  von  Ballen,  Anfsduditan^ 
Maschinenhecheln,  Krempeln,  Zurtisten  oder  andere  Pirozesse  ausgeführt 
werden  und  in  dem  Staub  in  einem  Masse  erzeugt  und  eingeatmet  wird, 
dass  es  der  Gesundheit  der  Arbeiter  schädlich  sein  könnte,  muss  mit 
einon  wirksamen  Bdiaustor  nnd  Ventilator  Tersehen  sein,  damit  der  Staub 
so  nahe  als  möglieb  bei  seinem  Sntstehnngsort  von  den  Arbeitern  ab- 
gesogen  werde. 

B  Tn  jedem  Raum,  in  dem  das  Oeflfoen  von  Ballen.  Aufschichten,  Ma- 
Bchiuenhecbein ,  Krempeln  oder  Zurtisten  vorgenommen  wird|  soll  eiiL 
genaues  Thermometer  angebracht  sein. 

4.  Die  Temperatur  jedes  Baumes,  in  dem  MaiiehinenbeiJielii  vwp^ 
nommen  wird,  darf  nicht  weniger  als  (M>  Ghrad  betragen,  und  eines  solchen^ 
in  dem  Krempeln  oder  Zmrflsten  vorgenommen  wird,  nicht  weniger  ak 
56  Grad. 

Jedoch  soll  diese  Vorächrift  als  in  hinreichendem  Masse  befolgt 
geltw,  wMin  der  Heisapparat  mit  Begiun  der  Arbeit  in  Tätigkeit  gssetit 
nnd  die  erforderte  Temperatur  nach  Verlanf  einer  Stande  vom  BcgtmL 

der  Arbeit  an  eingehalten  wird. 

5.  Wo  Maschinonhecheln,  Krempeln,  oder  Zurtisten  vorgenommen  wird, 
soll  die  Einrichtung  derart  sein,  dass  keine  Person  einem  direkten 
Zugwind  aus  einem  Lnftlodi  oder  irgend  einem  Loflsiig  von  eintr 
Temperatur  anter  60  Grad  ansgesetst  ist. 

6.  In  jedem  Raum,  in  dem  zum  Zwedc  der  Fabrikation  eine  künstliche 
Feuchtigkeit  der  Luft  er/euj^t  wird,  muss  in  der  Mitte  des  Raumes  oder 
an  einem  andern,  vom  Bezirksinspektor  durch  schriftliche  Mitteiloug  be- 
stimmton Ort  ein  Normal  Psychrometer  (a  set  of  standardised  wet  and  dry 
balb  thermometers)  angebracht  sein  nnd  in  genan  fnnktiomerendem  Znstand 
erkalten  werden. 

Jede  Rkal.'i  dos  oben  erwiilinteu  Psychr<  TTir>*^f»rs  soll  zwischen  11  und 
12  Uhr  morgens  abgelesen  werden  an  allen  Tagen,  an  denen  irgend  eine 
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Person  im  Räume  beschäftigt  wird ,  und  wieder  zwischen  4  und  5  Uhi 
nachmittags  an  allen  Tagen,  an  denen  irgend  eine  Person  nach  1  Uhr 
nachmittags  im  Raum  beschSftigt  wird,  und  jede  Ablesung  Boll  sofort  in 
iha  Torgeschriebwie  Fonnnlar  «mgetngoi  werden.  Diems  Formular  toll 
in  dar  Nah«  d«8  dain  gobdrigen  Psyehrometon  «n^obingt  und  «m  End«  jed«» 
Xiltndermonats  an  den  Bezirksinspektor  eingesandt  werden.  Jedoeh  eoU 
dieser  Teil  dieser  Vorschrift  nicht  auf  Rolche  r??lnme  anw^ewandt  werden, 
in  denen  der  abgeioasue  Ijuieischied  an  den  beiden  Skalen  des  Psychro- 
meters nie  weniger  als  4  Grad  betr&gt,  wenn  dem  Bezirksinspektor  in 
dem  voigeBduietemen  FormiiUr  angeseigt  worden  ist,  es  solle  naoh  dieseok 
System  gearbeitet  werden,  und  wenn  eine  Absehrift  der  Anaeige  in  dem 
betreffeoden  Räume  angeachlngen  ist. 

7.  Geeignete  und  genügende  Respiratoren  sollen  zum  Gebrauch  lür  die 
mit  dem  Oeffnen  der  Ballen,  Maschinenhecheln,  Zurüsten  and  Krempeln 
beechalHgten  Personen  beschafft  werden,  wenn  Staub  in  einem  solebea 
Hasse  erzeugt  und  eingeatmet  wird,  dass  er  der  Qeeundbeit  der  Arbeiter 
eebidlieh  sein  ktfnnte. 

n.  Teil. 

Pfliebten  der  besob&ftigten  Personen. 

8.  Niemand  darf  ohne  die  Einwilligung  des  Arbeitgebers  oder  de» 
Leiters  in  irgend  einer  Weise  dip  für  die  Ventilation  oder  die  Kntfpmnng 
des  Staubes  oder  für  irgend  einen  andern  Zweck  dieser  Vorschrilten  be- 
stimmten Vorrichtungen  und  Apparate  berühren. 

8.  Order  of  tbe  Seoretary  of  State,  dated  September  11  ^ 

1907,  prescribing  conditions  to  speeial  exception.  (Stat. 
Ellies  and  Ordprs  I9n7,  No,  72H.) 

Erlass  des  Staatssekretärs  betr.  die  Vorscdirift  von  Bedingnngwar. 
fBr  1>esondere  Aiumslunetii.  Vom,  11.  September  1907. 

GemAsB  den  Artt  41  und  58  des  Fabrik-  und  Werkstattg^tses 
yon  1901  verfüge  ich  hiermit,  dass  die  folgmiden  Bedingungen  in  allen 
Fabriken  und  Werkstatten  erfllllt  sein  «ollen,  in  denen  "Frauen  oder 
Jugendliche  beim  Reinigen  oder  Zubereiten  von  Früchten  auf  Grund  der 
durch  Art.  41  gestatteten  besonderen  Ausnahme  beschäftigt  sind. 

Jedoob  sollen  die  in  Art  1,  2,  8e),  8f)  und  4  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen nicht  vor  dem  1.  Juni  1908  in  Kraft  treten. 

1.  Es  muss  eine  hinreichende  und  geeigreto  Bedürfnisanstalt  fsanitary 
accommüdation)  zum  Gebrauch  für  alle  beschäiiigteu  Personen  vorhanden 
sein,  wie  sie  der  Besondere  Erlass  des  Staatssekretärs  aui  üruud  des  Art.  9 
des  Fabrik-  und  Werkstattgesetses  von  1901    vorgeschrieben  hat. 

2.  Es  muss  eine  hinreichende  und  entspre<^ende  Wascheinrichtung> 
zum  Gebrauch  für  alle  mit  dem  Reinigen  oder  Zubereiten  von  Früchten 
beschäfti^'ten  Personen  vorhanden  sein. 

3.  In  jedem  Kaum,  wo  Frauen  oder  Jugendliche  auf  Grund  der  be- 
sondern  Ausnahme  beschäftigt  werden: 

a)  dtürfen  auf  jede  der  in  dem  Baum  bescbftftigten  Personen  nicht 
weniger  als  400  Kubikfnss  Luft  kommen ; 


1)  BuiL  Bd.  1  8.  30  ff. 
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b)  mOBsen,  wenn  irgend  ein  Prosees  ausgefülirt  wird,  der  das  Aii9> 

sti'ömen  von  "Oampf  mit  sich  bringt,  ein  Ventilator  oder  andere  geeijs^ete 
Mittel  angebracht  nnd  zur  Beseitigung  des  Dampfes  am  oder  nahe  beim 
Entstehungsort  verwendet  werden; 

c)  maas  ein  Thermometer  angebraobt  sem; 

d)  mffssen  die  FnnbOdea  in  gutem  Zustand  gehalten  werden  md, 
wenn  irgend  ein  Nassprosess  ausgeftihrt  wird,  derart  mit  AbsQgen  versehen 
sein,  dass  die  Nässe  vom  Arbeiter  weggeschafft  wird : 

e)  mttsssen  die  Wände  und  die  Decke  alle  ii  Monate  geweisselt  oder, 
wenn  ihre  Oberflidie  das  Weissein  nicht  erlaubt^  abgewaschen  werden; 

f)  mnat  eine  genttgende  Beleoohtong  vorbanden  sein. 

4  Franen  oder  jagendliehe  Personen  dOrfon  auf  Grand  der  beson- 
deren Ausnahme  nicht  beschäftigt  werden,  ausser  wenn  und  solange  bis  der 
Arbeitgeber  ein  Zeugnis  des  Bezirksinspektors  besitzt,  welches  beisair^, 
dass  nach  seinem  Erachteu  hinreichende  Vorkehrungen  zur  Ei-fiillung  der 
obigen  Erfordernisse  dieses  Erlaases,  zur  Unterhaltung  einer  passenden 
Temperatur  und  mir  Ventilation  getroffen  worden  sind. 

Dieeee  Zeugnis  soll  aofarifitlich  abgebest  sein  nnd  in  dem  Oeneral- 

register  aufbewahrt  werden ;  es  s()ll  jederzeit  binnen  einer  Woche  dorolk 
eine  schriftliche  Anzeige  des  Bezirksinspektors  widerrufen  werden  köonen. 

5.  Jugendliche  Personen  dürfen  nicht  zum  Heben,  Tragen  oder  Bow^iren 
einer  Last  verwendet  werden,  die  so  schwer  ist^  dass  die  jogendiichea 
Personen  Schaden  nehmen  könnten. 

6.  a)  Frauen  oder  jugendliche  1  ertönen  dürfen  nicht  vor  6  Uhr  morgens 
oder  nach  10  Uhr  aboids  besdhftftigt  werden. 

b)  Bei  jugendlidien  Personen  mnss  swisefaen  dem  Arbeitssehloss  ehm 
Tages  und  dem  Arbeitsbeginn  des  folgenden  Tages  ein  Zeitraum  von 

mindestens  10  Stunden  liegen. 

7.  Frauen  oder  jugendliche  Personen  dürfen  andauernd  nicht  mehr 
aiä  5  Stunden  ohne  eine  wenigstens  halbstündige  Pause  beschäftigt  werden, 

8.  Vor  3  IThr  nachmittags  soll  entweder  zur  selben  Zeit  oder  m 
verschiedenen  Zeiten  eine  wenigstens  einsttlndigo  Pause  gemacht  werden. 

9.  Frauen,  oder  jugendliche  Personen,  die  seit  dem  1.  Oktober 
Tergangenen  Jahres  vom  gleidieii  Arbeitgeber  aosserbalb  der  gewtthn- 
liehen  Arbeitszeit  auf  Grund  einer  anderen  Sonderausnahme  beschäftigt 
worden  sind,  dttrfen  auf  Qrund  der  besagten  Aosnahnw  nicht  boedilftigt 

werden. 

10.  Der  Arbeitgeber  iiat  jedes  Jahr,  bevor  er  eine  Person  auf  Örund 
der  besonderen  Ausnahme  beschäftigen  darf,  den  Namen  der  Person, 
eine  Angabe  darüber,  ob  sie  weniger  als  16,  weniger  all  18  oder  mehr 
als  18  Jahre  alt  ist,  und  eine  IMdftrang,  dass  die  Person  nicht  auf 
Grund  einer  anderen  Sonderausnahme  .seit  dem  1.  Oktober  vergangenen 
Jahres  ausserhalb  der  gewöhnlichen  Arbeitaseit  beschäftigt  worden  i«t, 
in  die  vorgeschriebene  Anseige  einzutragen,  die  in  der  Fabrik  oder 
Werkstatt  anzuschlagen  ist. 

11.  Für  jeden  Tag,  an  dem  eine  Tnn  oder  eine  jugendliche  Perms 
auf  Orund  der  besonderen  Ausnahme  beschäftigt  wird,  hat  der  Arbeit- 
sgeber die  Stunde,  zu  der  die  Frttchte  in  der  Fabrik  oder  der  Werkstatt 
ankamen,  die  Proaesse,  su  denen  l\«uen  oder  ji^^dliche  Personen 
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Onmd  der  Ansnalime  verwendet  werden ,  die  Besdiftftigiuigsdaizer  der 

Frauen  und  jugendlichen  Personen,  sowie  die  ihnen  gestatteten  Essens- 
paasen  in  das?  vorgeschriebene  Register  einzntragoa  und  dem  Bezirksiu* 
spektor  in  der  vorgeschriebenen  Form  zu  meiden. 

12.  Der  Srlass  vom  17.  Juni  1902 wird  hiennit  aufgehoben. 

2.  Kolonien. 
L  Kanada. 
ManitolMk 

Besolation,  adopted  by  the  le^'islatnre  of  tbeProvinoe 
of  H anitob a  ,  concerning  fair  wages  clauses  in  Government 
contracts.    Febr.  ö«h  1907.    (Caaada  Lab.  Qaz.,  1907,  Marcb,  Vol.  VII 

No,  9  p.  1007.) 

Besolation  der  gesetzgebenden  Behörde  der  Provinz  Manitoba 
betr.  Lobnklanseln  in  Submiaaionsverträgen.    Vom  5.  Februar  1907. 

Alle  SnbmisBioiiBvertrftge  sollen  Bedingungen  enthalten,  die  geeignet 
sind,  die  Missbrftaebe,  weldie  aus  dem  Weitervergeben  goleher  Vertrags- 
arbeiten entstehen,  zn  verhindem,  und  Anstrengungen  sollen  gemacht 
werden,  um  die  RozahliniLr  von  Löhnen,  wie  sie  in  jedem  Berufe  für  fähige 
Arbeiter  des  üö^ukea,  lu  dem  die  Aibeit  verrichtet  wird,  üblich  sind, 
m  sidkem.  Das  Hans  ontersttttxt  eine  soicbe  Politik  nnd  erwartet,  dass 
die  Kegieriinn;  unverzüglich  Schritte  zu  deren  Durchführung  unternimmt. 
Diese  Politik  soll  aber  nicht  nur  für  Arbeiten  der  Refjiernno'  selbst, 
sondern  so  viel  als  nuiglich  auch  für  alle  diejenigen  gelten,  welche  durch 
Subventionen  aus  den  ötientiichen  Greldern  der  Provinz  unterstützt  werden. 

2.  Australischer  Staatenbund. 

An  Act  relating  to  duties  of  Excise.  Assented to  12th October 

1906.    No.  16  of  1906. 

Gesetz  betr.  Verbraachsstouem.  Vom  12.  Oktober  1Ö06.  Nr.  16 
▼on  1906. 

1.  Dieses  Gesetz  kann  als  Verbranchssteuertarif  von  1906  (Excise 

TarifF  19061  zitiert  werden. 

2.  Am  und  vom  1.  Januar  1  !*07  an  sollen  allen  denjenigen  steuer- 
pflichtigen Waren,  die  m  der  Anlage  bezeichnet  sind,  Verbrauchssteuern 
an  den  in  derselben  Anlage  bezeichneten  Ans&tzen  aoferlegt  werden. 

Doch  soll  dieses  Gesetz  keine  Anwendung  finden  auf  Waren,  die  in 
einem  Teile  des  Staatenbundes  Yon  jemandem  unter  Arbeitslohnbedingimgen 
hergestellt  werden,  welche 

a)  durch  einen  Beschluss  beider  Häuser  des  Parlamentes  ftlr  recht 
nnd  billig  (fair  and  reasonable)  erklärt  worden  sind,  oder  sick 

b)  in  Uebereinstimmong  mit  einem  gewerblichen  Entsobeide  auf  Onmd 
des  Vermittlungs-  und  Schiedsgesetzes  des  Staatenbundes  von  1904  (Com- 
monwealth Conciliation  and  Arbitration  Act)*)  befinden,  od«r  aiob 

1)  Bull.  Bd.  I  8.  440  Nr.  4. 
2   I  ull.  Bd.  IV  8.  46»  ff. 
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e)  in  TTeberemstünmung  mit  einer  aof  Gnmd  des  Yermittlimgs»  und 
SchiedsgesetseB  Ton  1904  regiBtrierten  gewerblidben  Yereinbarnng  be- 
finden, oder 

auf  ein  zn  diesem  Zwecke  an  den  Präflidenteii  des  Gerichtsliofc« 
für  Vermittlungö-  und  Öchiedssprechung  des  Staatenbundes  gesteliies 
Gesuch  hin  von  diesem  Präsidenten  oder  von  einem  Richter  des  Ober« 
gerichtee  eines  Stastee  oder  von  einer  Person  oder  mebreren,  eine  einzel- 
steatlidie  gewerbliche  Behörde  (State  Industrial  Anthority)  bildendeu 
Personen,  donon  der  Prilsiilriit  die  An;j^elfgenheit  tiberweisen  kann,  ßtS 
recht  und  billig  (fair  and  reasonablej  erklärt  worden  sind. 

Anlage. 


Verbrauclisateuern, 
Zollpflichtige  Waren 

Festgesetzte  Öälze  (Fixed  rates) 

Streifenitemsschinen ')  (Stripp«  Hcrvestan)  jede 

Mühnaa&chinen  (StrippTs)  jci^e 

Metaliteile  obiger  Mafichinen  ^  (M^l  parte  of  Btripper  Uarvesters 
and  Strippe»)  por  Pfand 

Vom  Wert  (Ad  Veloritt  Betes) 

Rodepflüge  (Stuinp  Jump  Plou^hs)  

ScheiDenkulti Valoren  (Disc  Cullivatorsi 


Zollsatz 


£6 
£3 

V,d 


12'/,  Pn». 


12V,  Pw*. 


Getreidereiniger  (Windfcgcn)  mit  Güpel  oder  anderem  Kraftantrieb 

(Winnowere,  Hor»e  and  otber  power)  

Kombinierte  MaisenthülBungs-,  -entkömungp-  und  -verpackungsmascbine 

(combined  Com  HuHkcr,  Shcller  and  Bagger)  

Kombinierte  MaisrntliuIsungB-  and  -onäiQinttttgBniiisdkine  (combined 

Husker  and  Sheller)  

DriUmssdiinen  (Drilb): 

Düngerstrcuiuaschinen  fFt-rtilizer)  

bämaiH^hineQ  für  feinere  Samen  *)  (Seed)  

GetreidesfimaRchinen  (Grain)  

und  Zttbehfir  (ind  sttidmients  Chereto) 

Andere  Pflüge  (Ploughs,  other)  

PflngBcharen  (Ploagn  Bbaree)  

Egp:en  (HarrowR)  

UackHeitschneidcr  und  Göpel  (Uhaffcuttcrs  and  llorse  Gear)  

Kultivatoren  ohne  Scheiben  (Cultivaton,  other  then  Diso)  

Saateg^en  (iScarifirr^)  

Streichbretter  für  Pflüge  (Piough  Mould  Boards)  

Maisentkömungsmaschmen  (Ooni  Shellers)  

Maiaenih&leungsmftscfainen  (Oom  Unskers)  

Ausnahmen  (F.xcmptions) 

Kombinierte  Bechen  und  Pfläge  für  Handbetrieb  (Haod-workad  Bakei  and  fioagb 

combined) 
Heuwender  (Hay  Todderfl) 
Maismahmaschiüen  (Maixe  Harveeten) 
Maisbinder  (Maize  Bindew) 

Maieeiii['f!;iti7* T  i.Mai/c  rianter.Hi 

Btreichbretter  für  Pflüge,  roh,  nicht  zugeschnitten  (Mould  Board  Plates  in  the  roaga 
and  not  cat  into  shnpc) 

Kartdfffl  ^^ortirrina-chnn'ii  iPotato  Sorfors) 
Kartottciaufihcber  (Potato  liaism  or  Diggcrs). 


10  Vm. 


1)  Neue  Emtemai<chinen,  welche  nur  die  Aehreu  vom  HmIib  ahsehaekkiL, 

2)  Klee,  Gnus,  Lein,  Baps  eto 
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IX.  LlixemiHNirg.  Luxemburg. 

L  Grossh.  Besclüass  vom  10.  Dezember  1907,  wodurch  das  am 
16.  September  1008  m  Bern  anteEseitifanete  intemationale  UoberaiiiP 
kommen  ^)  über  ÖBB  Verbot  der  JSTaohtarbeit  der  in  der  fiidnstrie  be- 
Bohaftigteix  Frauen  genehmigt  und  TecfiflbntlklLt  wird.    (Eztrait  du 

,^^monal"  1907  No.  67  p.  1.) 

Art.  1.  Das  erwähnte  Uebereinkommen  ist  genehmigt  ^)  and  soll  ün 
yjMemorial"  verOffentlidit  werden,  um  im  Grossherzogtum  ausgeführt  mid 
beobachtet  zu  werden. 

Art.  2.  Unser  Staatsminister,  Präsident  der  Begiening,  ist  mit  der 
Vollziehong  dieses  Beschlosses  beauftragt. 

8.  Grosah.  Besobluss  vom  10«  Dezember  1907,  wo  durah,  das  am 
86.  September  1906  sn  Bern  antenedohnete  Intenuitionale  Uebereitt- 

kommen  ^  über  das  Verbot  der  Verwendung  weissen  (gelben)  Phosphori 
in  der  ZündhoMndnstrle  genehmigt  ond  ▼erOfltoiitli<dit  wird.  (Eztrait 

du  „Memorial"  lOO?  No.  67  p.  ö.j 

Al  t.  1.  Das  erwähnte  UebereiakommeD  ist  geuehmigt^)  and  soll  im 
nMonorial'*  veröffentlicht  werden,  um  im  Grossberzogtum  ausgeführt  imd 
beobachtet  7ai  werden. 

Art.  2.  Un^er  Staatsminister,  Präsident  der  Regierung,  ist  mit  der 
Vollziehung  dieses  Beschlusses  beauftragt. 


X.  Pays-Btt.  Meilariamfo. 

1.  Bef?lnit  van  26  Januari  1907,  tot  intrekking  van  het 
Koniüklijk  besluit  van  27  Juni  1905  (Staatsblad  no.  22  0) 
en  tot  vaststelling  van  een  algemeenen  maatregel  van 
beetnnr,  als  bedoeld  in  art.  1  der  wet  van  22  Hei  1906, 

Staatsblad  no.  143.    (Staatsl  ^  i  1  n  ,  •y.V' 

Kgl.  Erlass  zur  Anfhobimg  des  Kgl  Erlnsses  vom  27.  Juni  1905  8) 
(Stant^jblad  No.  220)  und  zur  Anfstellnng  einer  Verordnung,  gemäss  Art.  1 
des  Gresetaes  vom  22.  Mai  1905  )  (btauiiiblad  143).    Vom  26.  Januar  1907. 

$  1.   Die  Ki t) richtuDg.  der  Zustand  und  die  Uöhe  der  Arbeitnkasten. 

Art.  1.  Di''  Tvonstniktinn  tind  das  Instandhalten  de«  Arbeit«^kaston9  sollen  voU- 
kommene  SichorhciL  hinsichtlich  der  Stärke  und  der  Wasserdichtigkeit  gewähren. 

Wt  nri  sioh  bei  Untersuchung  der  Unterlage  ergeben  sollte,  liasH  plötzlichem  Diirch- 
biechen  des  Caissons  nicht  ausgeschlossen  ist,  so  sind  dagegen  Vorkehrung^  zu  treffen. 

Der  Arbeitskasten  ist  gehörig  rein  zu  halten. 

Art.  2.  Dfr  Arl»oitf'k:astfn  eine  ^<ok■he  Höhe  haben,  dass  die  Arheilcr  sich 
darin  aufrecht  bew^en  können,  so  lange  dies  nicht  durch  Verringerung  des  freien 
Biiunes  in  dem  Aroeitalnstsii  infolge  des  AuffQUenB  des  Arbeitekasteos  oder  dei 
Dorchbrechens  des  Gainons  vcsiion^  vixd. 


1)  Bull.  Bd.  V  a.  257. 

2)  Bull.  Bd.  VI  8.  8d6  Nr.  4. 
?,]  null.  Bd.  V  S.  260. 

4}  Bull.  Bd.  VI  S.  2m  Nr.  5  u.  6. 
6)  Bull.  Bd.  y  8.  186  Nr.  8. 
6)  BaU.  Bd.  V  B.  182  Nr.  1. 
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2.    Die  SV  treffenden  Vorkehrnnf^en,  dfts  VorliAndeneein  and  die 

rauchbarkoit  z weckmasBippr  Appsirate  iinJ  ancleror  Hilfsmittel  zur 
Sicherung  der  Personen  an  der  Arbeitsstätte,  in  dem  Arbeitskasten 

und  in  den  Schlenaen. 

Art.  3.  Zur  Komprimierung  der  Luft  boII  eine  hinreichende  Anzahl,  jedenfalls 
wenigstens  swei  Luftpumpen  zur  Verfügung  stehen.  Jede  dieser  Pumpen  soll  da- 
schliesslich  der  dafür  erforderlichen  Tnebkraft  derartig  anfgeetellt  und  eingericbtel 
sein,  (la^^,  wenn  eine  der  Luftpumpen  durch  irgendwelche  Ursache  stocken  flOute^  cnie 
andere  sogleich  in  Tätigkeit  gesetzt  und  erhalten  werden  kann. 

Beserveap  parate  und  Enatsteile  für  Bimtüche  Vorriditnngen,  denn  Fehlen  oder 
deren  UDvoUstandigkeit  eine  Gefahr  für  die  unter  erh&htem  Lnltdrack  ArbdteodM 
beigen  kano,  sollen  immer  vorhanden  sein. 

Art  4.  Zar  Beförderung  einer  r^ehnfissigai  Zufuhr  Ton  koannrimiertar  Luft 
ist  in  der  Hanptpreeeleitiuig  eb  xweckentsprecoend  eii^erichtofeer  UnndkeMel  dnsa- 
schalten. 

Art.  5.  Es  sind  hinreichende  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  plötzUcheo  8chintD> 
kungeo  im  Luftdruck  möglichst  vorgebeugt  werde  und  die  Druckvefindernngen  imoMr 

gleicnmässig  ircBchehen. 

Während  die  Luft  aus  dem  Arbeitskasten  hinaaegeleHsen  wird,  darf  niemand  in 

dem  Arbeitskasten,  den  Schachten  cxler  den  Person enftchletisen  anwesend  sein. 

ArL  0.  Die  Personen  in  dem  Arbeitska^iten  und  in  der  Pcrsonenschleuse  müssen 
nch  zur  Mitteilung  von  Nachrichten  au  das  drausacn  mit  der  Au&icht  über  das  Eid- 
und  Aus-'chleuscn  beauftragte  Personal  in  Verbindune  setzen  können.  Den  PeiHOiMB 
in  dem  Arbeitskasten  muss  nöticcnfalls  ein  Fernsprecher  zur  VerfujnJng  stehen. 

Art.  7.  In  den)  Arlieitnkastcn  und  in  der  PersoneiiHichleuse  sind  ludtrunient»:' 
anzubringen,  weicltö  deo  darin  herrschenden  Luftdruck  genau  angeben.  Dieser  Luft- 
druck ist  aussen  fflr  das  in  dem  12.  und  14.  Artikel  genannte  Personal  durdi  Mano- 
meter '.r:/;!  Lieben. 

ArU  Ö.  Ein  für  Personen  bestimmter  JNothissapparat  mit  starken  Tan  mnss  io 
dem  AiMtskasten  immer  vorlianden  sein. 

Art.  9.  Die  Personenhchleuse  oder,  wenn  mehrere  vorhanden  sind,  firn  lersrlhcn 
ist,  solange  sich  im  Arbeitskasteu  l'ersooen  befinden,  nach  der  Seite  des  Arbeiiekaätw« 
<rffen  m  halten,  anegenommen  wihrend  der  zum  Ein>  und  Ansselüensen  et  forderlichen 
Zr  ir.  Wenn  an  einem  Arheitskasten  nur  ein  Per.^onenschacht  angebracht  ist,  darf  bei 
dem  bciiichtwechsel  die  SckichL,  welche  in  dem  Arbeitskast^  diie  Arbeit  anzufaugeu 
hat,  erst  einfahren,  nachdem  die  andere  (Schicht  den  ArlK*itj«ka8len  verla.s.'^en  hat. 

Art.  10.  Die  zur  Kegulieruiig  des  Ein-  und  Ausschleusen?  und  der  Ventilation 
in  der  Pcrboneubchleuse  aogebrachieii  Vuirichtuugen  düifea  nicht  willkiirlich  verstellt 
werden  können  und  sind  ausser  dem  Bereich  der  Arbeiter  zu  halten ;  es  soll  eine 
plombierte  Kotvorrii  htnng  angebracht  sein,  wch  he  ea  einer  Person,  die  cingeschleiMt 
wird,  ermöglicht,  selbständig  sich  langsam  wieder  auszuschleusen.  Es  ist  untereagt, 
sidi  ohne  Not  besagter  Notvorrichtung  zu  bedienen. 

Art.  II.  Die  Luftleitung  soll  bei  den  Luftpumpen  ein  Absperrventil  haben  und 
ausserdem  an  der  Stelle,  wo  sie  in  den  Arbeitskasten  oder  in  die  Schleuse  tritt,  mit 
einem  automatischen  iiüekschlagsvcntilo  verschen  sein. 

Damit  der  Druck  der  komprimierten  T<uft  in  dem  Arbeitskasteu  nicht  höher 
steige,  als  notwendig  ist,  ist  ein  zweckmä.-'äig  |>lazierte8  nnd  zweckmässig  cingeriditetes 
Sicherheitsventil  an  zu  hri  ngt'n. 

Art.  12.  Das  Personal,  das  die  Pumpen  bedient,  soll  ^fahren  und  mit  der  Ein- 
liditung  vertraut  min. 

Art.  13.  Für  Personen  und  Materialien  in  I  verschiedene  Schleu.sen  m  i  ver- 
schiedene Schächte  oder  verschiedene,  gehörig  getrennte  Teile  desselben  Schachtes  zu 
bmutzen.  insofern  und  solange  solches  nidit  onrch  Verringerung  des  freien  Raumes 
in  dem  Arboit.-knsten  iiifolg.-  der  in  Art.  2  genannten  Urr-aclicn  verhindert  wird. 

Die  li(»!4iimraung  des  .VUs.  1  dieses  Artikels  über  die  Verwendung  von  verschie- 
denen Bchachten  uder  v«  r<(  liie<lencn  Teilen  de^-selben  Schachtes  findet  keine  Anwendang^ 
falls  die  Au>fiihning  der  Arbeit  die  Verwendung  eines  Arbeitskat^tens  von  solcher  Form 
oder  fiokheu  Diuieuj-ionen  erfordert,  duö'*  darauf  nur  ein  nicht  in  verschiedeue  Itüe 
ztt  trennender  Schacht  aufgestellt  werden  kann. 

Art.  14.  Beim  Ein-  und  Ans^^ch leiten  von  PenOOCn  SOll  anaseAtlb  derSchlsose 
eine  zuvcrlä-Hsige  »ach verständige  Aufsicht  «ein. 

Art.  l.*).  Die  mit  dem  Em-  und  Ausschh  u^f  n  von  Personen  beauftragte  Pers^on 
muss  eine  richtig  gdiende  Uhr  aar  Verfügung  haben,  sowie  eine  Liste,  am  der  ao- 
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cegeben  ist,  wieviel  Zeit  das  Ein-  und  Ansschleusen  bei  jeiiem  Ueberdruck,  welcher 
u  dem  Arbeitokasten  vorkommen  kann,  und  ffir  dcD  diCMT  Erlaw  ESu'  und  Atw- 
achlensezeiten  vonchreibt,  wShren  darL 

Art.  16.  Beim  Verlamen  der  Schleuse  eiud  die  Arbeiter  mit  trockenen  und 
reinen  wollenen  I  >e<  ken  7.u  vci^eheii*  NOtigsofRUs  mfiflwn  aoldie  Deektt  aoeh  in  dar 
SdUeoae  nur  Verfügung  Btehen. 

Alt.  17.  Bd  ArbateD,  bd  welchen  der  üebcrdrnck  weniger  als  eine  halbe  Atmo- 
ifUbe  befifgt,  finden  die  Artt.  4,  6,'?,  8  nnd  10  Irciae  Anwendung. 

§  3.  Die  Beinheit,  die  Ernenernng,  die  Verunreinignnff  und  die 
Temperatur  der  Luft  in  den  Arbeitskästen  und  in  den  Scnlensen. 

Art.  18.  Die  Luft  soll  den  Pumpen  durch  ein  Hohr,  dessen  Oeffnung  oder 
Oeifnungen  so  hoch  über  dem  Boden  »ein  müssen,  das»  die  zugeführte  Luft  nicher 
Min  ist,  zueeführt  werden. 

Art.  Iv,  Der  Cylinder  der  Luitpumpe  ist  mit  Seifenwasser  oder  mit  irgeod  einer 
aadocn,  hdni  Gebranche  Ireinen  ffblen  Gemch  von  »Mi  gebraden  Sn&tans  m 

Art.  20.  Die  in  den  Arbeitskasten  und  in  die  Personenschleuse  einzuführende 
komnrimierte  Lnft  darf  keine  niedrigere  Temperatur  als  10*  C,  noch  eine  hShere  als 

18*  C  besitzen  und  ii*l  tunlichst  trocsen  zu  halten. 

Art.  21.  Die  Fersonenschleits*?  ipt  nfitigpn falls  zu  erwärmen  oder  abzukühlen,  es 
sei  dam  auf  andere  Weise  datür  g<.>sorgt,  da^s  die  Witterune  keinen  nomittelbaran 
fibfluBS  auf  die  Temperatur  der  in  der  St-hleufc  befindlichen  Luft  hnt. 

Hinreichende  Massnahmen  sind  zu  treffen,  damit  in  der  FersonenächieuHe  während 
des  Aur'schleiK'ene  keine  Temperatumnterschiede  von  mehr  als  4"  vorkommen. 

In  der  Personen «chleuse  sind  nur  eltkiri-che  Ileiznngsapparate  zu  benntzen. 

Art.  22.  Bei  Arbeiten,  bei  welclieu  der  Ueberdruck  weniger  als  eine  halbe  Atmo- 
sphäre beträgt,  sind  wenigstens  25  cbm  und  bei  Arbeiten,  bei  wcldben  der  Ueberdruck 
eiDP  hnlbo  Atmosphäre  oder  mehr  beträgt,  wenigntens  45  cbm  angeaaagte  Luft  pro 
Älunn  und  pro  Stunde  in  den  Arbeitskasten  einzuführen. 

Art  23,  Die  Zufuhr  der  Luit,  welche  zur  Ventilation  während  des  Ein-  nnd 
Ausschleuscna  in  die  Peisoneaschleuse  gepresst  werden  moss,  ist  von  anssen  her  tn 
Filieren. 

Die  Luftzufuhr  darf  nicht  böswillig  verhindert  werden  können. 

Die  für  diese  Ventilation,  fiowie  die  für  das  Einschleusen  bestimmte  Lnft  ist 
unmittelbar  ans  der  Hauptleitung  herznffihren. 

.\rt.  24.  Beitn  Sinken  des  Arbeilskaetens  durch  Lehm,  Moor  und  sonstige  wenig 
Luft  durchlassende  Erdschichten  und  beim  Ausfüllen  des  Aibeitskastons  sind  be- 
smdere  Vorkdmingcn  ffir  hinreichende  Luftarnenemng  an  treffen. 

Art.  25.  Das  Rauchen  it-t  in  den  Bäumen,  wo  ein  grOeserer  als  der  atmosphS- 
rische  Luftdruck  herrscht,  untersagt. 

In  dem  Arbeitekasten  sind  zur  Anfbahme  von  Fikalien  eingeriditete  Behälter 
anzuhringen.  deren  Inhalt  gcmchloa  an  macheD  ist,  lind  die  nach  fienntanng  baldigst 
draui^n  zu  leereu  sind. 

Art.  26.  Bei  Arbeiten,  bei  welchen  der  Ueberdruck  weniger  als  eine  halbe  Atmo- 
ipbire  beträgt»  finden  die  Artt.  21,  23,  24  und  2ö,  aweiter  Abeata,  keine  Anwendung. 

§4,  Die  Beleuchtung  der  Arbeitsatfitte,  des  Arbeitskaatens  und  der 

Schleusen. 

Art.  27.  Die  Arbeitsstätte  ist  so  zu  beleuchten,  daas  die  ^Vrbeiter  ohne  Gefahr 
Qnen  Weg  linden  kSnnen. 

An.  28.  Der  Arheitakasten,  der  Schacht  und  die  Schleuse  sind  hinreichend  an 
beleuchten,   für  künstliche  Beleuchtung  ist  nur  elektrißches  Licht  zu  verwenden. 

Art  29*  WUuend  der  Arbeit  in  dem  Arbeit.-'kiu^ten  soll  der  Vorarbeiter  immer 
mit  einer  gut  funlrtioDierenden  elaktriachen  Taschenlaterne  aar  Notbelenchtung  ver- 
sehen i-ein. 

§5.  Die  Grösse  nnd  die  Einrichtung  der  ^^chleusen  und  der  Schachte 
und  die  Bedienung  der  H&hne  beim  i:^in-  und  Ausschleusen. 

Art.  90.  '  THe  Personensdilettee  soll  im  Innern  wenigst^is  1,85  m  hodi  sein  nnd 

eine  verfügbare  Bctdenflache  von  wenigstens  0,30  qm  pro  Mann,  wenn  mit  einem  Ueber- 
druck von  höchstens  1  Atmosphäre,  0,35  qm  pro  Mann,  wenn  mit  einem  ücbcrdruck 
von  Tia«*«fa»M  2  Atmoaphinnf  und  0,40  qm  pro  Hann,  wenn  mit  einem  Ueberdruck 
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TOB  mehr  als  2  Atmoephiran  gearbeitet  wird,  bieten.  Im  letsteren  Fidle  nnd  Büb- 

gelegenheiten  anzubringen. 

Art.  31.  Die  Persooensclileufie  ist  mit  einor  zweckmässigen  VeatüatioDsvcMTichtuDg 
zu  vecwhä).  deren  EinlassSf&raiig  derartig^  angeliBicht  oder  gesdifitrt  lein  eoU,  dm 

die  Ventilation  keine  Störunc^n  vorurBacht. 

Art.  32.  In  der  l^ersonensclileuHC  soll  oiu  auseinandernehmbarer  hölzerner  Fuss- 
bodfln  sein. 

Art.  33.   Die  Benützung  der  Personenschachte  dmrf  nicht  doich  du  Voduuidfln- 

sein  von  Röhren  und  Leitungen  erBchwert  werden. 

Art.  34.  Bei  Arheiton,  l)ei  welchen  der  Ucberdruck  wenig«  als  einnhnlbe  Atmo- 
sphäre beträgt,  finden  die  Artt.  30,  31,  32  keine  Anwen«lung. 

^  G.  Das  Vor h a n  deuHci n ,  die  (JrüsKC  und  die  Einrichtung  einer 
ßekompressionsöchluu^e,  welche  zur  Behandlung  von  Caissonkranken 

dienen  soll. 

Art.  3,').  Sobald  die  Arl>citen  bei  einem  Uel>erdruek  von  1'/,  Atmoephären  oder 
mehr  verrichtet  wcnieu,  soll  eine  Rekum j)res8ion9**chleuse  oder  eine  nacn  dem  Gut- 
nehten  des  ArbcitHinspektors  damit  gleichzustellende  Vorrichtung  vorhanden  sein. 

Art  30.  Die  Rekonipres^^ionsHohleuKe  soll  wenigstens  3,5  m  laug  sein,  wcnigstenj« 
2,5  m  Durclutchuitt  hüben  und  mit  einer  Vorkammer  und  einigen  mit  schwerem  Glas 
yerschloeeenen  Oeffnungen  versehen  sein ;  sie  soll  in  einer  Lokalität  aofgertellt  werden, 
welche  auf  die  erwünschte  Temperatur  gebracht  und  darauf  gehalten  werden  kann. 
Die  Rekompressionsschleuse  soll  mit  der  Aus>t'nwelt  in  Fcrmsprochverbindung  stehen. 

Die  Schleuse  soll  hinreichend  ventiliert,  die  künstliche  Belwichtmig  eMctnsch  >elii. 

Weiter  will  sie  eine  kleine  separate  Vorkammer  enthalten,  um  Arzneimittel  und 
dergleichen  einzuschleusen,  ohne  uass  die  grössere  Vorkammer  benutzt  zu  werden 
bilicht. 

§  7.  Das  Vorhandensein,  die  Grösse  und  dieBinriehtung  von  Lokali- 
täten, die  sar  Verfügung  yon  Personen  stehen,  welche  nus  dea 

Sehloiiten  kommen. 

Art.  37.  Den  Arbeitern  muss  ein  zweckmässig  eingeriehtetee,  gut  erwKrmtes  mid 

beleuchtetes  Speisezimmer,  in  dem  sie  verweilen  können,  zur  Verfügung  stehen. 

Mit  diesem  Zimmer  ist  eine  besonden;  Räumlichkeit  zum  Trocknen  von  Kleidern 
tu  verbinden,  und  ein  Lokal,  darinnen  einige  Arbeiter  liegen  können. 

Nötigenfalls  müssen  für  die  Nachtschichten  gute  ILAgerstätten  vorhanden  sein; 
femer  Gelegenheit,  gutes  Trinkwasser  zu  bekommen,  Kopf  und  Hände  zu  reinigen  und 
die  lleberkleider  zu  bergen ;  auch  müssen  zweckmässig  eingerichtete  QOd  SWeraniiMg 
pinzierte,  reinlich  gehaltene  Aborte  vorhanden  sdn. 

Art.  38.  Das  Beinhalten  und  die  Bedienung  der  im  vorigen  Artikel  bezddmelen 
Lokalitäten  iet  eiiieiu  a\i--(  }ilirsslieh  dazu  bestellten  Personal  aufzutragen. 

Art.  39.  Das  im  Art.  37  genannte  Speisezimmer  soll  hinreichend  geräumig  and 
hoch  eein. 

Bei  Arbeit<*n,  boi  welchen  der  Uebcrdruck  woniger  als  eine  halbe  Atmosphäre 
beträgt,  braucht  das  Lokal  nicht  höher  zu  sein  als  3  m  und  nicht  mehr  als  6  cbm 
Lnftninm  pro  Mann  zu  enthaltm.  Bei  Arbeiten,  bei  welchen  der  Ueberdroek  eine 
balln^  Atmosjtlifire  oder  mehr  l)etrngt,  raust  das  I>ok»l  weoigetens  3  m  hodl  aebl  QOd 
wenigsieiiH  ()  cbm  Luftraum  pro  Mann  enthalten. 

Art.  40.  Bei  .lirbeiten,  bei  welchen  der  Uebcrdruck  weniger  als  eine  halbe  AtOMh 
ephäre  beixägt,  findet  Art.  37,  sweiter  nnd  dritter  AbaaU,  keine  Anwendtug. 

§  B,  Das  Vorhandensein  von  hinreichendem  sachverständigen 
Personal  an  der  Arbeitsstätte  zur  Hilfeleistung;  ärztliche  Hilfe  an 

der  ArbeitsatStta 

Art.  41.  Bei  einer  Bauarbeit,  welche  nnter  einem  Luftdnick  von  einer  halbflQ 
Atmosphäre  oder  mehr  anazuffibieo  ist,  mnm  dn  Am  angestellt  sein,  wekbsr  tieh 
zur  Vorfügung  hält  für: 

ai  I  iiie  möglichst  hm  ile  ärztliche  Behandlung  aUer  einer  eolrfwn  Behandloag 
bedürftigen  Personen  auf  dem  Bauplatze; 

b)  die  Erfüllung  der  weiteren  anf  Qmnd  dieses  Erlasses  ihm  obli^enden 
Puii'ciiiuu'n. 

Der  Bctriebsleitor  der  Bauarbeit  hat  den  Namen  des  Arztes  Unaerem  mit  der 
Ausführung  dieees  ErlaaeeB  beanftngten  Miniater  aehriftlioli  10  T«go  vor  Ikfioa  dar 
Arbeiten  unter  grösserem  Luftdruck  als  dem  atmosphiriaehen  annceigen. 
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Art.  42.  Bei  einer  untrr  grosserem  üeberdruck  als  1»;,  AtmospliSTeD  auszu- 
fflhieDdeD  Batuurbcii  hat  Unaer  mit  der  DuickführuDg  dieeee  Erlasses  beauftrag:!« 
Hiiil0ter  dne  oder  mdnrere  Pereoneo  zu  beceiclinen.  welche  mit  giitem  Erfolg  den 
ersten  Teil  dc->^  pratcti^c-beii  Aerztrexamena  bestiDdeiD  habeo*  Eine  lOiclie  PenoD  mUM 
während  der  Arbeit  immer  zugegen  eeio* 

Ein  passender  AnfoitilialtBorC,  wenn  nUtig  anch  fSr  die  Naciit»  ist  ihm  an  der 
Aiheitsstätte  zur  Verffi_'i:r;'j:  zu  stellen. 

Die  diesen  PeiBoiicii  zuzuerkennende  Vergütung  wird  durch  Unsoren  Mioigter 
feet<^av(>izt  und  wird  an  von  ihm  zu  bestimmenden  Zeiten  von  der  Staatakflaae  cor 
Auszahlung  bereit  gehalten.  Der  BetricK-ileit^r  hat  zu  dpo  von  dem  ^!i:listcr  zu  be- 
scimnienden  Zeiten  hei  einem  der  Beichäzahluieister  einen  der  fest^cäetztea  Vergütung 
gldch^  Betrag  einzuzahlen. 

Art.  43.  Der  in  Art.  41  genannte  Arzt  gibt  Vor>chriftt?n  über  die  Vorsichts- 
mashre^dn,  welche  die  Arbeiter  beim  V'crl^iaäen  des  Arbeitäkustens  oder  der  SchleuBe 
tmd  beim  Aufenthalt  im  Speiaezimmer  zu  beobachten  haben,  sowie  für  die  Snuaken- 
fürsorgp,  die  B(  tiutzuu^^  der  Rekomprtssioiisschleuse  und  weiter  über  aUea,  WM  er  im 
Interesse  der  iiciuuribeii  der  Arbeiter  iür  notwendig  erachten  sollte. 

Art.  44.  Die  in  Art.  42  genaonten  Fenoata  arbeiten  unter  Anbiclit  dee  in 
Art  41  bezeichneten  Azstea. 

§  0.    Die  Zulassung  von   Personen   zur  Verrichtung  von  Arbeiten 
unter  grösserem  Luftdruck  als  dem  atmosphärischen. 

Art  45.  Znr  Verrichtung  von  Arbeiten  unter  grösserem  Luftdruck  als  dem 
atmosphärischen  dürfen  nur  ziJ.u;t'lii.-?.sen  werden: 

a)  fah»  der  Üeberdruck  weniger  als  eine  halbe  Atmosphäre  beträgt,  Personen, 
«fliehe  ihr  20.  LebeDsjahr  ToUendet  haben  und  fiber  welche  dem  Betnebeleiter  der 
Bauarbeit  eine  schriftliche  datierte  Erklärung  ausgestellt  worden  ieti  ana  der  lurror« 
geht,  das»  aie  für  diese  Arbeit  geeignet  befunden  worden  sind; 

b)  fialla  der  Ueberdmck  eine  halbe  Atmosphäre  oder  mehr,  jedoch  weniger  ala 
3  Atmosphären  beträft,  die  sub  a  genannten  Personen  aosaer  denienigeii,  wetoie  ihr 
4Si,  Lebensjahr  vollendet  haben; 

c)  falls  der  Üeberdruck  3  oder  mehr  Atmosphären  beträgt,  die  sub  a  genannten. 
Personen  ausser  denjenigen,  welche  ihr  35.  Lebeut^jahr  vollendet  haben. 

Art.  4b.   Die  in  Art.  45  ppnannten  Ffklärungen  sind  auszustellen: 

a)  ba  der  Ausfi'ihnui-:  einer  Hauiirlx  it.  bei  welcher  der  Ueberdru<&  eine  halbe 

Atmosi^äre  oder  mehr  beträgt,  durch  <i  ti  i  i  Art.  41  genannten  Arzt; 

h)  bei  der  Ausführung  einer  Bauarbdt,  bei  welche:  der  Üeberdruck  weniger  als 

eine  halbe  Atmosphäre  l<etr%t,  durch  einen  von  dem  mit  der  DnrchfUimng  dieses 

Erlasses  beauftragten  Minister  lustellten  Ar?r, 

nachdem  die  l'eräüneu,  für  welche  die  Erkiuruugen  gelten  «iolleu,  durch  den  Arzt 
ontersucht  worden  sind. 

Die  Erklärungen  gelten: 

a)  falls  der  tJeberaruck  mehr  als  1'/,  Atmosphären  beträgt,  für  eine  Zeit  von 
7  aufeinander  folgenden  Tagen ; 

b)  laUa  der  üeberdruck  IVi  Atmoephiien  oder  weniger  beträgti  für  eine  Zeit  von 
12  anfeinander  folgenden  Monaten; 

sie  können  aber  zu  jt  der  Zeit  vom  Arzte  aufgehoben  werden. 

Art.  47.  Bei  der  im  vorigen  Artikel  vorgeschriebenen  Untersuchung  ist  besonders 
anf  den  Zustand  jener  Organe  sdit  so  geben,  auf  wddie  die  Arbdt  unter  grösserem 
Lnftdnick  als  dem  atmosphärischen  von  nacht4.nligem  Kinfluss  sein  kann,  namentlich 
der  On;ano  des  Blutumlaufa»,  det  Atmung,  des  Nerveu»y»Lemä  und  des  Gehüra. 

.^s  Regel  für  die  TJntersachnng  gilt,  dass  zur  Zulassung  ungeeignet  machen: 

])  unregeirnassigcr  Körperbau,  zunächst  der  Wirliel-.nule  una  der  Gliedma«sen; 
2)  zu  geringe  Körperentwickelung;  6)  allgemdne  Körperhchwäche ;  4)  Fettleibigkeit; 
5)  langwierige  Hantkmnkheiten ;  6)  Narben,  welche  an  der  Bewe{2:ung  hindern; 
7)  Drüsenschwellungen;  8)  Geschwülste,  von  denen  nach  ihrer  Art,  ihrem  Unifjuig 
oder  ihrem  Ort  eine  i?torung  erwartet  wenieu  kunn;  9»  langwierige  Affektionen  dos 
Knochen-  und  Muskcl^ystema  nnd  der  Gelenke  (Fisteln,  Gelenkmäuse  etc.);  10)  Herz- 
und  Oefä?«8krankheiti'n  I  ATif^i!rv-T)(;!ta,  Varicen)  etc.;  11)  Nervenkrankheiten;  12)  Blut- 
krankheiten  (^fynhüi.H,  ^luluria,  langwierige  Metallvergiftungeu  etc.);  l'.i)  Affektionen 
der  Luftröhre  oder  der  Lungen,  sowie  auch  Affektionen  der  Pleura;  14)  langwierige 
Affektionen  des  VerdauungskanaU;  15)  langwierige  Affektionen  oder  Dislokationen  der 
Qeschlechtsorgaue;  10;  Brüche  der  Eingeweide;  17)  Nieren-  nnd  Blasenleiden  und 
Qononlife;  iS)  Tennntlichar  AIfcoholmissonHich;  19)  Naaen-  und  OlgenaffAtionen. 
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Die  Arbeiter  miÜBsen  eine  für  die  Luft  vollkommen  zugängliche  Na<;e  haben. 

Perforationen  des  J^ramm^eUB  sind  nur  dann  ein  flindemia  für  die  Arbeit  unter 
erhöhtem  Luftdruck,  iranii  iie  doreh  eine  akute  Mittelohrentzflndung  Teronacht  and. 
Chronisclie  OtocifaOe  bildet  keine  Gcgeniiidikatiaii  I6r  die  Acbeit  nnUr  erMliteiit  Luft- 
druck* 

Lengwieriee  Kfttnnlie  dei  Mfttdofaiee  bedfneen  nfdit  ZarSekwcinmg'. 

LabTrinthleiden  bedingen  nicht  sofort  Zurückweisunp;  nur  müssen  die  Arbeiter 
speziell  auf  die  NotwendigEdt  einer  lanfflameo  Auttachleusung  aufmerksam  gemacht 
werden. 

Arbeiter  mit  eiten'err  Nni^cnsekretioD  Bind  Mich  bei  ffit  die  Luft  voUkonuiMB 
sug&ngiicher  Isase  zurückzuweisen. 

^  Art.  48.  Bei  der  Ausführung  einer  Batmrbeit  «nter  grikserem  üebeidruck  ale 
IVi  Atmosphären  hnSen  sieh  die  Arbeiter  eine  Viertelstunde,  bevor  sie  etn^eschieust, 
und  dne  VimclMLiuKie,  nachdein  s'w  au8gef»chleuät  worden  sind,  bei  der  in  Art  42 
feDuntei^  Pergoii  zu  melden.  Die^e  hat  sich  vor  dem  Einschleusen  davon  zu  über- 
zeugen, ob  der  Arbeiter  unter  dem  Einfluss  starker  (betränke  steht,  ob  er  an  Schnupfen 
leidet  oder  in  dem  Masse  unwohl  iät,  dass  seine  Einfahrt  iu  den  Arbcitbkixsten  nicht 
ecwfinscht  ist. 

Art.  49.  Wenn  bei  einer  Bauarbeit,  welche  unter  pröp^aerem  üeberdnick  als 
1*/.  Atmosphären  ausgeführt  wird,  die  in  Art.  42  genannte  Pcrsou  erklürt,  da»«  Arbeiter 
aidlt  in  den  Arbeitskasten  einfahren  dürfen,  so  dürfen  sie  nicht  zugelassen  werden. 

Art.  50.  Der  in  Art  41  genannte  Arzt  sorgt  dafür,  doss  ein  Verzeichnis  über 
die  Namen  und  Vornamen  derjenigen  Personen,  welche  sich  zu  einer  Untersuchung 
angemeldet  haben,  n)it  Angabe  des  Resultates  der  Untersuchung  und  aller  Fälle,  in 
denen  ärztliche  Behandlung  auf  der  Arbeitsstätte  erfolgte,  und  der  dabei  erzieltea 
Resultate  geführt  wird. 

Er  sucht  sich  über  Caisponkrankheiten,  welche  sich  ausserhalb  der  Arbeitsstätte 
gezagt  haben,  möglichst  auf  dem  Laufenden  zu  halten  und  führt  darüber  ein  Ver- 
Mfadmie. 

Die  Yerzei  hni  s  ird  so  schnell  als  mOglieh  dem  InEttidien  Beirat  (mediadi 
advieeur)  der  Arbeittiiuspektion  einzusenden. 

§  10.  P*'r  Luftdruck  ,  unter  welchem  gearbeitet  werden  darf ,  d  ie  Z  eit, 
während  welcher  das  Ein-  und  Ausschleusen  erfolgen  soll,  die  Zeit, 
wihrend  welcher  eine  Person  unter  gröftserem  Druck  ale  dem  atme- 
sph !iri.-*(  hen  arbeiten  darf,  und  die  Zeit,  welche  verlaufen  soll,  bis 
einePerson,  die  unter  grosserem  Luftdruck  als  dem  atmosphärischen 
geetanden  hat,  ?on  neuem  unter  diesen  Luftdruck  gebracht  wird. 

Art  ÖL   Die  Zeit  des  Einsdüensens  mnas  fttr  je  '/m  Atmoephire  Üeberdnick 

wenigsten!«  eine  hnl^p  ^I-nute  betrflfrnn. 

Die  Z«?it  des  AusbchJeuhcu.^  mu^s  betragen: 

a)  bei  einem  Ueberdruck  vm  weniger  ab  einer  halben  AtmcBpbire  wenigstens 

1  Minute  für  je  '  ,    Atmosphäre  Ueberdruck; 

b)  bei  einem  l  i  l»erdriick  von  einer  halben  Atmosphäre  oder  mehr,  aber  wenigM" 
als  1'/,  Atmo^idiürt  n  5  Minuten  mit  einem  Zusatz  von  wenigstens  Vf,  Minuten  rar 
je  Vto  Atniosjihare  Uelierdnick  über  den  Üeberdnick  von  einer  halben  Atmosphäre; 

c)  bei  einem  t'eberdruck  von  mehr  als  1'/,  Atmosphären,  aber  weniger  als 
3  Atmosphären  2o  Minuten  mit  einem  Zusatz  von  wenigstens  2  Minuten  für  je 
V,„  Atiiir.-phäre  Ueberdruck  über  den  Ueberdruck  von  1'/,  Atmosphären*  das  Aus- 
sciilfu.scn  ist  derartig  zn  regeln,  dass  die  Ausschleusezeit  solange,  bis  der  Ueberdruck 
auf  Vif  Atmosphäre  gesunken  ist,  wenigstens  2  Minuten  für  je  7,«  Atmosphäre  lietriigt 
und  nachher  wenigstens  1 '/«  Minuten  für  je  Vm  Amospbäre; 

d)  bei  einem  Ueberdmck  von  mehr  als  3  Atmonpfafiren  50  Minuten  mit  einem 
Zusatz  von  mindest<'n8  3  Minuten  für  je  '/lo  Atmosithfire  Ueberdruck  über  den  üeber- 
cbruck  von  :i  Atmosphären;  das  Aussehleusen  ist  derart  zu  regeln,  dass  die  Ausschleuse- 
nrit  so  lange,  bis  der  Ueberarudc  anf  3  Atmosphiren  geeunken  ist,  waiigstens  3  Ifinnten 

](•  Vio  Atmosphäre  und  nachher  aohmge,  wie  eub  c  im  2.  fiatÜD  bestimmt  ist» 
betragt 

Art  52.  Wenn  der  Ueberdruck  eine  halbe  Atmosphäre  oder  mehr,  aber  weniger 

als  3  Atmosphären  hvetnigt,  d:irf  die  Arbeitszeit  pro  Tag  nicht  mehr  betragen  als 
die  St(mdenan/.iihi,  welche  man  erhält,  wenn  man  vou  der  Zilter  b  die  gesamte  Dauer 
der  Minimal-Ein-  und  Ausschlensezeiten,  wie  sie  nn  vorigen  Artikel  bestunmt  wurden, 
und  die  im  nädisten  Abeats  erwilmte  Daner  der  Kuheaeit  abdeht. 
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Wenn  die  Arbeit  unter  erhöhtem  Druck  vier  aufeinander  folgende  Stunden  ge- 
dauert hat,  ist  dem  Arbeiter  wenig8ten8  eine  halbe  ötunde  Ruhe  zu  gewähren. 

Falls  der  Ueberdruck  weoiger  ai»  3,  aber  mehr  als  1  Atmosphäre  beträgt  and 
das  Anfottben  der  Bodenart  hn  ArbeitAaaten  mehr  Anstrengung  erheigcht  ats  dies  ge- 
wöhnlich beim  Ausgraben  von  Sand,  Moor  od*  r  w*  ir  yiom  L*'hm  der  Fall  i»t,  ist  der 
Arbeiter,  sobald  die  Arbeit  im  Arbeitakasteo  vier  aufdaander  folgende  Stondea  ge- 
danert  bat,  auBzuKcUeoBen. 

Nachdem  der  Arbeit«  r  nach  Ablauf  der  Arbeitezeit  oder  infolge  der  Bestimmung 
des  vorigen  Absatzes  aut>gcächleu8t  worden  ist,  darf  er  —  es  sd  denn  zur  Bekompreeaioii 
—  nicht  unter  grösseren  Luftdrw^  «le  den  atmowhiriBdieii  fefamcht  wwden,  bevor 
do  Zeitraum  von  ^n  nl  der  Dauer  seiner  letcten  iurbeitncity  luber  in  keioem  fUl  von 
weniger  sds  8  Stunden  vergangen  ipt. 

Art.  53.  Wenn  der  Uebordruck  3  Atmosphären  oder  mehr  beträgt,  darf  der  un- 
unterbrochene Aufenthalt  im  Arbeitf^kastcn  nicnt  über  1'/,  Stunden  dattem  lUd  duf 
der  Aufenthalt  da^elb^t  pro  Tag  nicht  mehr  betragen  als  3  25tuuden. 

Nachdem  ein  Arbeiter  ausgoechleust  worden  ist,  darf  er  —  es  sei  denn  zur 
Bekompres^ion  —  nicht  unt^r  gröftseren  l^uftdruck  als  den  H^mo-^phariacben  gebracht 
werden,  bevor  eiu  Zeitraum  von  wenigsten«  8  iStuudeu  verlauien  ist. 

Art  54.  Bei  der  letzten  Füllung  des  Arbcitskaatena  und  dce  Schachtes,  sowie^ 
falls  dort  unter  erschwerenden  Umständen  gearbeitet  werden  mups,  finden  bei  jedem 
Ueberdruck  —  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art  53  —  Art.  62,  3.  und  4.  Absatz, 
Anwendniig. 

§  11.  Unentgeltliche  Verabreichung  bestimmter  Getränke;  Verbot 
der  Verabreichung  bestimmter  Getränke  an  der  Arbeitsstätte  vor» 
während  oder  nach  der  Arbeit  unter  grösserem  Luftdruck  als  dem 
atmosphärischen;  Verbot,  bestimmte  Getränke  an  die  Arbeitsstätte 

an  bringen  nnd  dort  zn  genieaaen. 

Art  55.  Beim  Verlassen  der  Schleuse  müssen  die  Arbeiter  in  dorn  in  Art.  37 
genannten  Sp^ezimmer  warme  alkoholfreie  Getränke,  unentgoltiicb  und  in  hinreichen- 
der Menge,  zu  ibrar  Verfügung  vorßnden. 

Art.  56.  An  der  Arbeitsstatt«  dürfen  vor,  während  oder  nach  der  Arbeit  unter 
gr6*^erem  Luftdruck  als  dem  atmosphärischeo  alkoholische  Getränke  nicht  verabreicht 
werden,  es  sei  denn,  das«  der  in  Art.  41  genannte  Arst  dmva  Venibieiehnng  an  eine 
bestimmte  Peraon  für  notwendig  hält. 

Art.  57.  Alkoholische  Getränke  dürfen  nicht  an  die  Arbeitsstätte  gebracht 
werden,  ob  ed  denn,  daaa  aie  sogleich  in  die  Verwahrong  des  in  Art  41  genannten 
Arztes  kommen. 

Alkoholische  Getränke  dürfen  nicht  au  der  ArbeitÄstätte  genossen  worden,  es  sei 
denn,  da^s  der  in  Art.  41  genannte  Arst  derai  Verabreiehnng  an  eine  bealimnite  Parson 
fftr  notwendig  hält 

Art  58.  Dieser  Erlas«  tritt  am  zweiten  Tage,  nachdem  er  im  Staatsblad  und 
im  Nederlatidsche  Staat>*courant  erschienen  i,-<t,  in  Kraft. 

Unser  MiniatO'  für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  ist  mit  der  Ihurch- 
fiUimng  dieaee  Erlaaees,  der  gleichzeitig  im  Staatsblad  und  im  Nederlnndaehe  Sttita- 
conrant  veidffenUicht  werden  und  dem  Staatarat  in  einer  Abechrift  angehen  ioU, 
beauftragt. 

2.  BeBliiit  TMi  den  llden  Febrnari  1907,  bondende  wij- 

ziging  van  art.  1  van  het  Koninklijk  befllnit  van  den 
liit-ty  Januari  1897  (Stantsblad  no.  45),  zooals  dit  laat- 
»telijk  is  gewijzigd  bij  Koninklijk  besluit  van  den 
9dea  November  1906  (Staatsblad  no.  283),  tot  vaststelling 
"van  een  instrnetia  voor  de  ambtanaren,  bedoeld  in  art  7 
der  Stoomwet  (wet  van  15  April  1896,  Staatsblad  no.  69). 
(StaiK-bla^l  Tin.  J-S/^ 

KgL  Erlass  zur  Abänderung  des  Art.  1  des  ETgL  Erlasses  vom 
14.  Januar  1887  (Staatsblad  No.  45)  in  seiner  dnroh  Kgl.  Brlass  vom 
9.  Vovember  1)906  (Staafcsldad  Ko.  SSS)  abgeänderten  Ftaaoag  Btnr  Anf- 
•tflOnag  einer  Inetrolrtion  Ittr  die  in  Axt.  7  des  Dampl^esetses  (Qeeete 
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▼om  15.  April  1886,  Staststalad  No.  60)  genannteii  Bfrmnttm  Vom 
11.  Pebraar  1907. 

(Noueinteilaiig  des  Landes  in  7  Inspektionskreiso.] 

8.  Beslnit  van  den  Februari  1907,  tot  nadere 

wijziging  van  het  Koninklijk  beslnit  van  28  Juli  1902 
(St  aatsl)la(l  ii  n.  160)  tot  uitvoering  van  de  artt.  7,  8,  9,  26, 
27,      .  ■^♦"^     ^  ,  3  5,  en  3<!  van  de  Wonin^wor.  i  Stuat-l^lnfi  nn  t',0.- 

ikgl.  £rlaäs  zur  weiteren  Abänderung  des  Kgl.  JBrlaases  vom  28.  Juli 
1908  (Staatsblad  ITo.  160)  betr.  die  AniflUiniiig  dar  AztL  7,  8,  9,  ae, 
S7y  88,  80,  M,  86  nnd  36  des  WataniiiigqgMetee«.  Tom  28.  Februar  1907. 

[Yomahme  von  Untersachnngen  an  Ort  nnd  Stelle.] 

4.  Bosluit  van  den  10 den  Mei  1907,  tot  intrekking  van 
bet  Koninklijk  beslnit  van  den  ISdtn  Febrnari  1902  (Staats- 
blad no.  35)  en  tot  yastBtelling  van  een  algemeenen  maat- 
rei^el  van  bestuur,  als  bedoeI<i  bij  art.  15)  laatste  lid,  der 
Ongevallen  wot  lOni.     'StaatsLlr^rl  ri-\  '»S.) 

KgL  Erlass  zur  Aulhobung  dos  Kgl.  Erlasses  vom  16.  Februar  1602 
(Staatsblad  Ko.  86)  und  mr  Aufteilung  einer  Verordnimg  gemlM 
Art  16«  letater  Absats  des  TTnftllgesetMS  von  190L  Vom  10.  Mai  1907. 

[Ernennung  und  Entlassung  des  Personals  der  Reichsversicherungi- 
bank  durch  den  Minister  für  Landwirtschaft,  Indnstrie  nnd  HandeL] 

6.  Beslnit  van  den  14diB  Mei  1907,  tot  wijsiging  van 
het  Koninklijk  besluit  van  16  November  1902  (Staatsblad 

no.  195)  tot  vaststelling  van  een  algeinoenen  maatregel 
Vau  bestuur,  als  b e d o e  1  d  in  a r t.  ^>  1  d  e r  ( >  n  g  o  v  a  1 1  e n  w  e  t  1 90 1 , 
laatstelijk  gewijzigd  bij  Koninklijk  besluit  vau  21  No- 
vember 1906  (Staatsblad  no.  287).    (Staatsblad  no.  101.) 

Kgl.  Brlass  mr  Abindemng  des  ISgL  BHasaes  vom  6.  ITorenibfc 
1902^)  (Staatsblad  No.  196)  betr.  die  Aufttellnng  einer  Verordnung 
gemäss  Art  m  des  Unfallgesetses  von  1901  in  seiner  durch  KgL  Srlass 
vom  21.  Kovember  1806^)  (Staatsblad  No.  287)  abgeänderten  letiten 
Fassung.    Vom  14.  Mai  1907. 

[Abftndemng  der  Tabellen  der  Ge&hrenklassen  versichernngspfliebtigsr 
Betriebe*] 

6,  Besluit  van  den  1 4den  Mei  1007,  lot  wijziging  vanhst 
Koninklijk  beslnit  van  6  December  1902  (Staatsblad 
no.  206)  tot  vaststelling  van  een  algemeenen  maatreirel 
van  bcstntir,  als  bedoeld  in  de  art.  52  tweede  en  derde  Ii  i 
en  69,  sub  1,  3  en  4  der  n  p;  e  v  a  1 1  en  w  e  t  1001,  laatstelijk 
gewijzigd  bij  Koninklijk  besluit  van  21  November  ISOti 
(Staatsblad  no.  288).    (Staatsblad  no.  102.) 

Egl.  Brlass  bot  Ab&ndenmg  des  X^L  Brlasses  vom  6.  Dosemher 
1808  >)  (Staatsblad  Ka  906)  betr.  AnfttteUnag  einer  Vscordnung  gemlM 
Art  88  Abs.  8  nnd  8  imd  Artb  60  snb  1,  8  imd  4  des  UnftOgesetsss 


1)  Ball.  Bd.  II  S.  542. 

2)  BuU.  Bd.  V  S.  500. 

3)  BulL  Bd.  U  8.  543. 


Digitized  by  Google 


—   469  — 


Ton  laOl  in  seiner  durch  KgL  Srlass  vom  21.  November  1806  ^)  (Staats- 
Iflad  Va  288)  abgefadwftqg  Mten  AMimg.  Vom  14.  Hai  1907. 

[Abindeiriuig  der  Tabelle  zur  Bereohnung  des  Sotpitalwertes  einer 
Beute.) 

7.  Besluit  van  den  30»ten  Mei  1907,  tot  vaststelling  van 
een  kiesreglement  voor  de  arbeiderscommissigu,  bedoeld 
in  boofdstnk  XV  yan  het  Mijnreglement  1906.  (Staatsblad 
no. 

KgL  Erlasa  betr.  die  Aiifttollung  eines  Wahlreglements  ftir  die  in 
Kap.  XV  des  Bergbaur Clements  Yon  1806  genannten  Arbeiterkommifi- 

siotien.    Vinn  30.  Mai  1907. 

[Art.  1.  Wakltagj  Art.  2.  Frist  iiir  die  Bekauutgabe  des  Wahltags, 
Abetunmnngaseit;  Art.  8.  W&hlerUste;  Art.  4.  Frist  für  die  Bekanntgabe 
der  W&hlerliste;  Art.  5 — 6.  Einsprachen  gegen  die  Wählerliste;  Art.  7. 

Stimmzettel;  Art.  8  —  12.  Abstimmnn;^Tnnr}tis ;  Art.  13 — 20.  Feststollnng 
und  Er  kannt fjabe  des  Wahlresiütates ;  Art.  21  —  23.  Einsprachen  gegen 
die  Wahl;  Art.  24.  Weitere  Abstimmungen j  Art.  25 — 26.  Einberutung 
der  ArbeiterkomiiiisBion;  Art.  27.  Stimmlokal;  Art.  28.  Kompetenz  des 
Chefingenieurs;  Art  29.  SdiinssbestimiiiQng.] 

8.  Besluit  van  20  Jnni  KM »7  tot  nadcro  wijziging  en 
aauvulling  vau  het  Algemeeu  Keglement  voor  den  dienst 
op  de  spoorwegen,  vastgesteld  bij  Koninklijk  besluit  van 
27  0ctober  1876  (Staatsblad  no.  183),  zooals  dit  laatstelijk 
is  gewijzigd  bij  Koninklijk  besluit  van  38  September  1906 
(Staatsblad  no.  252).    (!^taa!  b'a  i  no.  166.) 

Kgl,  Erlass  zur  weiteren  Abänderung  der  Vorschriften  für  den 
Eiseubaimdienst,  wie  sie  durch  Kgl.  Eriass  vom  27.  Oktober  1876  (Staats- 
Uad  ]f  o.  188)  in  Müier  duraih  EjgL  Srlasa  vom  28.  September  1806 
(Staatsblad  Ko.  26^  abgeindertem  letaten  Vtasiuig  gegeben  sJnd.  Vom 
29.  Juni  1907. 

A.  Art.  113^1»  der  Vorsdiriften  ftlr  den  Eiaenbahndienst  ist  derart 
abzuändern  und  zu  ergäuiiöii,  dass  : 

L  In  Zitier  2  des  Art.  llSbis  am  Schlus.s  der  Punkt  liintor  dem  Worte 
„Minister"  durch  ein  Semikolon  ersetzt  und  liimer  dem  Absatz  b  ein- 
geschaltet wird,  was  folgt: 

c)  Beamten  ond  Bediensteten,  welchen  von  Seiten  der  Eisenbahnver- 
waltung  gekündigt  wird,  ist,  vorbehaltlich  der  Ausnahmen,  welche  das  im 
Abs.  1  genannte  rJen;loment  antTührt,  eine  Abfindunti;  auszuzahlen,  deren 
Höhe  nach  Billigkeit  zu  bestimmen  ist,  aber  nie  \\onii!;er  oder  ivphv  }ip- 
tragen  soll,  als  das  im  oben  genannten  Beglement  festzusetzende  jlmimuiu 
und  Maximum. 

d)  Bei  KOndigangsMlen  nach  Absatz  c  ist  Berofong  an  Sohieds" 
gerichte  von  der  im  Absatz  b  vorgesehenen  Zusammensetzung  zulässig. 
Diese  Schiedsgerichte  fallen  in  letzter  Instanz  ein  moti\  ierte.s  Urteil  über 
den  Anspruch  auf  eine  Abfindung  gemäss  Absatz  c,  über  die  Höhe  der 
Abhndungssumme  innerhalb  der  gezogenen  Grenzen,  sowie,  faUs  die  Ent- 


1)  BnlL  Bd.  y  S.  560. 


Digitized  by  Google 


—   470  — 


iMsong  oline  das  Pr&dikat  „ehrenToll"  erfolgt  ist,  «Iber  die  Frage,  ob  eine 
Veranleesunfr  zm  Ansetelloiig  dieses  Frftdikatea  Torliegt. 

Tl.  In  Ziffer  3  des  genannten  Art.  HSbU  am  Schlüsse  des  Absatzes  c 
die  Worte  ,,Bßstimmungen  des  AbaaUes  b**  dnrob  „Beatunmnngen  der 

Absätze  b  und  d"  ersetzt  werden. 

In  ZiÜer  3  des  genannten  Art.  lldbi«  der  Absatz  d  zu  lesen  ist^  wie 
folgt: 

d)  die  Frist  swisdien  der  Kündigung  von  seiten  der  EisenbaluiTeiy 

■Walter  bezw.  von  seiten  der  Beamten  oder  Bediensteten  nnd  dem  Ende 
des  Dienstverb&ltnisfeR ;  doch  darf  diese  Prist  nicht  weniger  als  2  and 
nicht  mehr  als  4  Wochen  betragen. 

9.  Wet  van  den  18  Juli  1907,  tot  wijziging  en  aanvnl- 
ling  van  de  bepalinj^en  in  liotBiii'gerlijkWetboek  omtrent 
huur  van  dienstboden  en  werklieden  en  daarmode  samen- 
hangende artikeien  in  dat  wetboek,  alsmede  in  de  Wet- 
boeken  van  Koopkandel  en  van  Bnrgorlijke  Begtsvordering, 
in  de  Wet  op  de  Regterlijke  Organisatie  en  het  Beleid  der 
Jnstitie,  en  in  de  Faillissementsiret*    (Staadsblad  no.  193.) 

Gesotz  zur  Abfindemng  nnd  Frgrmzimg  der  Bestiinmnngen  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Miete  von  Dienstboten  undArbeitem 
und  die  danait  zusammenhängenden  Artikel  dieses  GesetEbnolies,  sowie 
des  HandelageMtslraohes  und  der  ZIvl^^roMSSordnnog,  dM  Geeetses 
fttMT  die  Oetiohtaorgnni.sation  und  das  Jnatteweien  und  des  Xdnkiin- 
geMliee.   Vom  13.  Juli  idQl, 

Art.  1. 

Art,  79  dee  bürgerlichen  Gesetzbnehee  bat  m  lanten  wie  folgt: 

„Arbeiter  haben,  vorbehaltlich  der  Bestunmungen  des  vorhergehenden 
Artikels,  ihren  Wohnsitz  in  dem  Hause  ihrer  Arbeitgeber,  wenn  sie  in 
deren  häusliche  Gemeinschaft  aufgenommen  sind." 

Art  164  des  genannten  Gesetzbuches  hat  zu  lauten  wie  folgt: 
„Von  Handlungen  oder  Verbindlichkeiten,  welche  die  IVan  ftr  die 
gewöhnlichen  und  täglichen  Ausgaben  der  Hai^altnng  eingebt,  sowie  ▼<« 
Arbeitsverträgen ,  die  sie  als  Arbeitgeberin  für  die  Hanshaltung  abge- 
schlossen hat,  ^ilt  die  gesetzliche  Vermutung,  dass  die  Frau  die  Einwilliguiig 
ihres  Mannes  eilialton  habo." 

Art.  111)5  Zitier  4  des  genannten  Gesetzbuches  hat  zu  lauten  wie  folgt: 
,,Der  Lohn  der  Arbeiter  fttr  das  lotete  Jahr  nnd  der  Lofao,  dv 
ihnen  Air  das  laufende  Jahr  geschuldet  wird,  sowie  der  Betrag  der  Er- 
höhunjr  diosos  T^ohiu'fi  auf  Grnnd  von  Art.  in38q,  .so\vi(x  der  Betrair  der 
Auslagen,  welche  r  Arbeiter  für  den  Arbeitgeber  bestritten  hat,  wie 
auch  der  Betrug  de«  Schadenersatzes,  welchen  der  Arbeitgeber  dem 
Arbeiter  auf  das  Ende  des  Dienstverhftltnisses  nadi  Art.  164flHb  sdraldet; 
ilieses  Vorrecht  kommt  auch  dem  su  gute,  zn  deassn  Gunsten  dieser  Lohn 
nach  Artt.  374h  und  440c  ausbezahlt  wird." 

Der  zweite  Absatz  von  Art  1483  des  genannten  GesetsbuoheB  luit  n 
lauten  wie  folgt: 

„Auch  kann  die  Minderjährigkeit  nicht  angerufen  werden  gegen  die 
Geltendmachung  von  Verbindlichkeiten,  welche  Hindeijfthrige  beim  Ab> 
schluss  von  Ehevertrftgen  nach  Massgabe  von  Art.  206,  oder  von  Arbeita- 
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vertrigen  naidi  Massgabe  TOn  Art.  16S7g,  oder  von  Arboitsvertrftgen,  auf 

welche  Art.  163711  anxawonde»  ist,  eingegangen  nnd.** 

Artt.  1583  und  1585  do«  ^^nAnTiten  Gesetzes  werden  aufgehoben. 
Die  Erste  Abteilung  dea  Siebenten  Titels  dea  Dritten  Buches  des 
genannten  Geset^bucheä  liat  zu  lauten  wie  folgt: 

«Ente  AMeUiaf. 

Allgemeine  Bestimmung. 

Art.  1 584.  Hiete  und  Vermietang  ist  ein  Vertrag,  bei  dem  der  eine 
Teil  sich  verpflichtet^  dem  anderen  don  Oobranch  einer  Sache  während 
einer  bestimmten  Zeit  und  ge^en  einen  bestimmten  Preis,  welchen  der 
letztgenannte  Teil  zu  bezahlen  übernimmt,  zu  überlatiseu. 

Man  kann  allerlei  Arten  von  Güteni,  unbewegliche  sowohl  wie  beweg- 
liche, ▼ennieten." 

Art  n. 

Die  Fünfte  Abteilung  des  Siebenten  Titels  des  Dritten  Buches  dea 
genannten  Gesetsbuehee  wird  durch  folgenden  Wortlant  ersetat: 

Siebenter  Titel  A. 
Ten  Ami  Vertilgen  Aber  die  Veniektnng  von  Asbell. 

Erste  Abteilung". 

Allgemeine  B  e  s  t  i  m  m  u  n    o  n. 

Art.  1637.  Ausser  den  VertrJlgen  zur  Verrichtuiiu^  <  uizelner  Dienst- 
leigtungen,  welche  duich  besondere  Bestimmungen  und  vereinbarte  Be- 
dingungen tind  in  Ehmangelang  soleher  dorch  die  Verkehrssitte  geregelt 
werden,  gibt  es  zwei  Arten  von  Verträgen,  durch  welche  sich  der  eine 
Teil  verpflichtet,  für  den  anderen  gegen  Belohnung  Arbeit  an  verrichten: 
den  Arbeitsvertrag  und  den  Werkvertrag. 

Art  1637a.  Der  Arbeitsvertrag  ist  der  Vertrag,  durch  welchen  der 
eine  Teil,  der  Arbeiter,  aidi  verpflichtet,  im  Di^iste  des  anderen  Teila, 
des  Arbeitgebers,  gegen  Lohn  wfthrend  einer  bestimmten  Zeit  Arbeit  an 
verrichten. 

Art.  1637b.  Der  Werkvortrag  ist  der  Vertrag,  durch  welchen  der 
eine  Teil,  der  Unternehmer,  sich  verpflichtet,  für  den  anderen  Teil,  den 
Besteller,  gegen  einen  bestimmten  Preis  ein  bestiuimtes  Werk  berzustellen. 

Art.  16370.  Weist  ein  Vertrag  zugleich  die  Kennseichen  eines  Arbeits- 
vertrages und  irgend  einer  anderen  Vertragsart  auf,  so  sind  sowohl  die 
Bestimmungen  über  den  Arbeitsvertrag  als  die  Bestimmungen  tiber  die 
andere  Vertragsart,  deren  Kennzeichen  er  zugleich  aufweist^  anzuwenden; 
falls  diese  Bestimmungen  miteinander  nicht  übereinstimmen,  so  sind  die 
des  Arbeitsvertrages  anauwenden. 

Folgen  aof  einen  Werkvertrag  mehrere  >hnlicfae  Vertr&ge,  wenn 
auch  in  gewissen  zeitlichen  Abständen,  oder  liegt  es  beim  Abschlusa 
eines  Werkvertrages  augenscheinlich  in  der  Absicht  der  beiden  Teile, 
weitere  solche  Verträge  abzuschlieHsen,  sodass  die  verschieUenon  Verträge 
aosammen  als  Ein  Arbeitsvertrag  betrachtet  werden  können,  so  sind  auf 
diese  Verträge  insgesamt  nnd  auf  jeden  einseinen  derselben  die  Bestim- 
mungen üV)er  den  Arbeitsvertrag  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  der 
Sechsten  Abteilang  dieses  Titels  anauwenden.   Ist  in  einem  solchen  Talle 


Digitized  by  Google 


—  472  — 


der  erste  Vertrag  probeweise  abgeRchlossen  worden,  so  soll  angenommen 
werden,  diesor  Vertrarr  habe  seinen  Charakter  als  Werkvertrag  beibehalten, 
und  sind  die  Bestimmungen  der  Sechsten  Abteilung  auf  diesen  Vertrag 
anzuwenden. 

ZweMe  A1»tel]inr. 

Vom  Arbeitsvertrag  im  allgemeinen. 

Art.  I637d.  Wenn  ein  Arbeitöverüag  ächiiitiich  abgeschlostjen  wird, 
flo  &]len  die  Kosten  der  Benrkondnng  und  andwe  luneokommende  Kosten 
dem  Arbeitgeber  zur  Last. 

Art.  Idole.  Wenn  bfim  Abachluss  dos  Vertrages  ein  Aiijt^eld  oder 
eine  Ih-auf^^abe  trogeben  und  augenoirimen  worden  ist,  so  erwachst  keinem 
Teil  daraus  ein  Hecht,  von  dem  Vertrage  dadurch  zurückzutreten,  dass  er 
dieses  Angeld  oder  die  3>ranfg«be  behalten  Iftsst  oder  snrackgibt. 

Das  Angeld  oder  die  Draufgabe  kann  vom  Lobn  in  Abzug  gebracht 
werden,  wenn  das  Dienstverhältnis  nicht  langer  als  3  Monate  bestanden 
hat,  ^vnhrend  es  auf  eine  Iftngere  oder  für  unbestimmte  Zeit  eingegangen 
worden  ist. 

Art,  1637f.  Von  Arbeitsverträgen,  welche  die  verheiratete  Frau  als 
Arbeiterin  abgeschlossen  hat,  güt  die  gesetsliche  Vermutung,  dass  die 

Frau  die  Zustimmung  ihres  Mannes  hiersn  erhalten  hat. 

8ie  kann  df'mj!:nfol<;e  alle  Handlungen  zum  Zwecke  dieser  VGrtr!i;re, 
einschliesslich  des  Quituerens  und  Prozessierens,  ohne  Beistand  ihres 
Mannes  vornehmen. 

Sie  ist  berechtigt,  fiber  alle  BetrAge,  die  sie  auf  Grund  des  ab- 
geschlossenen Arbeitsvertrages  empfangen  oder  su  fordern  hat,  im  IntereaM 
der  Pamilie  zu  verfflgen. 

Art.  lG37g.  Ein  r^finderjähriger  ist  befnjrt,  als  Arbeiter  Arbeits- 
verträge abzuschliessen,  wenn  er  dazu  durch  seinen  gesetzlichen  Vertreter 
mündlich  oder  sobriflklich  ermftohtigt  ist. 

Eine  mfindliche  Ermftchtigung  kann  sich  nur  anf  den  Absehluss  ein«s 
bestimmten  Arbeitsvertrages  beziehen.  Die  Ermächtigung  ist  in  Gegen- 
wart des  Arbeitgebers  oder  der  Person ,  (]<(^  in  seinem  Namen  handelt,  XI 
geben.    8ie  darf'  nicht  bedingungsweise  gegeben  werden. 

Wenn  die  Ermilchtigung  schrilllick  gegeben  wird,  so  ist  der  Minder- 
jährige verpflichtet,  die  VoUmadit  dem  Arbeitgeber  einzuhändigen,  welcher 
dem  Minderjährigen  ohne  Verzug  eine  beglaubigte  Abschrift  ausstellt  und 
bei  der  Beendigung  des  Dienstverhiiltnisses  dem  Mindeijfthrigen  oder  dessen 
Kechtsnachl  ilgor  die  Vollmacht  zurückgibt. 

Falls  in  der  Ermächtigung  nicht  bestimmte  Bedingungen  enthalten 
sind,  durch  welche  dies  aasdrttcUich  auegeschlossen  wird,  steht  der  HindOT^ 
jährige  in  allen  Dingen,  die  sich  auf  den  von  ihm  kraft  der  gegebenen 
Ermächtigung  abgeschlossenen  Arbeits vortr:i;r  beziehen,  einem  GrossjlihrigriT 
gleich,  vorbehaltlich  dor  Bestimmung  des  dritten  Absatzes  von  Art.  liiMSf. 
Jedoch  kann  er  nicht  ohne  Bei^iand  £>eiues  gesselzlichen  Vertreters  pro- 
zessieren, es  sei  denn,  der  lüchter  habe  sich  von  der  Unfähigkeit  des 
gesetslichen  Vertreters,  Zeugnis  absulegen,  überseugt. 

Art.  1637h.  Wenn  ein  Minderjähriger  unbefugtorweise  einen  Arbeits- 
vertrag abgeschlossen  hat  und  domznfol^^o  wflhrend  -1  Wochen  ohne  Wifler- 
spruch  seines  gesetzlichen  Vertreters  im  Dieufite  des  Arbeitgebers  Arbeit 
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Tfrndit«t  hat,  so  wird  angenommen,  er  sei  von  «einem  Vertreter  mtlndlich 
znm  AbschliiSB  dieses  Arbeitsvertrages  ermächtigt  gewesen. 

Art.  16371.   Ein  swischen  Ehegatten  abgeschloseener  Arbeitsvertrag 

ist  niclititr. 

Art.  1637j.  Eine  vom  Arbeitgeber  aufgestellte  Arbeitsordnung 
ist  für  den  Arbeiter  nur  Terbindlidi,  wenn  dieser  sdhriftlieh  seine  Zn- 
stimmuDg  zu  dieser  Arbeitsordnung  gegeben  bat  nnd  wenn  aosserdem  die 

nachfolgendoD  Anforderungen  erfüllt  sind : 

1^  dass  dem  Arbeiter  vom  Arbeitgeber  oder  in  dessen  AitftraL'^  un- 
entgeltlich ein  vollständiges  Exemplar  der  Arbeiteordnong  verabreicht 
worden  sei; 

2)  dass  vom  Arbeitgeber  oder  in  dessen  Auftrage  ein  von  ihm  imter- 

zeicbnetee  vollständiges  Exemplar  der  Arbeitsordnung  auf  der  Kanzlei  des 
Kantonsgerichts  (kantongerecht),  in  dessen  Bezirk  dio  Unternehmung  liegt, 
für  welche  die  Arbeitsordnung  gilt,  jedermann  zur  Einsicht  deponiert 
worden  sei; 

8)  dass  ein  YoUstftndi-^es  Exemplar  der  Arbeitsordnnng  an  einem  dem 

Arbeiter  bequem  ragnnirlichen  Platze,  wenn  mOglich  im  Arbeitslokal,  so 
aufgehängt  werde  nnd  aufgehängt  bleibe,  dass  es  deutlich  lesbar  sei. 

Die  Deponierung  der  Arbeitsordnnng  auf  der  Kanzlei  und  die  Einsicht 
in  dieselbe  ist  unentgeltlich. 

Jede  Abmachung,  die  einer  Bestimmung  dieses  Artikels  zuwiderläuft, 
ist  nichtig. 

Art.  1637k.  "Wird  während  des  Dienstvorhriltnisses  eine  Arbeits- 
'»rdnnriL'  nnfgestellt  oder  die  bestehende  ab<^eilndert,  so  ist  diese  neue 
oaer  aiene  abp^e^nderte  Arbeitsordnnnfr  fflr  den  Arbeiter  nur  verbiiidlicli, 
wenn  ihm  kurz  vor  der  Aufstellung  ein  \  ollötändiges  Exemplar  des  Ent- 
wurfes oder  der  beabsichtigten  Aenderungen  auf  so  lange  Zeit  unentgelt- 
lich überlassen  wird,  dass  er  sieh  ttber  den  Inhalt  gehörig  hat  sehlttssig 
werden  können. 

Wei^^ort  sich  der  Arbeiter  nach  der  Aufsteliunfr  der  neuen  oder  der 
abgeänderten  Arbeitsordnung,  die  Erklärung  abzugeben,  dass  er  mit  dieser 
Arbeitsordnung  einyerstanden  sei,  so  wird  diese  Weigerung  als  eine 
Ettndignng  des  Dienstverhältnisses  auf  spätestens  den  Tag  erachtet,  an 
welchem  die  neue  oder  die  aVti^orinderte  Arbeitsordnung  in  Wirksamkeit 
treten  30II.  Ist  das  Dienstverhältnis  für  eine  bestimmte  Zeit  ein^err^npren 
worden,  oder  liegen  zwischen  dem  Tag,  an  welchem  die  neue  oder  die 
abgeänderte  Arbeitsordnung  dem  Arbeiter  vom  Arbeitgeber  oder  in  dessen 
Auftrage  behufs  Erlangung  der  obengenannten  Erkl&rung  eingeh&ndigt 
worden  i  md  dem  Tag,  an  welchem  sie  in  Wirksamkeit  treten  soll, 
wenifjer  volle  Tage,  al<«  die  Knndifrungsfrist  betr!\p;t,  dann  hat  der  Arbeiter 
Kechtnansprnch  auf  Schadener.satz  nach  Massgabe  des  Art.  IbäHr. 

Jede  Abmachung,  die  einer  Bestimmung  dieses  Artikels  zuwiderläuft, 
ist  nichtig. 

Art.  16371.  Eine  Erklärung  des  Arbeiters,  kraft  deren  er  sirh  ver- 
pflichtet, jeder  in  Zukunft  aufzustellenden  Arbeitsordnung:  ndrr  j«^  1er  r.n- 
künftigen  Aendorung  einer  bestehenden  Arbeitsordnung  seine  Zustimmung 
zu  geben,  ist  tichtig. 

Art.  1637m.  Von  den  Bestimmungen  der  Arbeitsordnung  kann  nur 
dsnn  durch  besonderen  Vertrag  abgegangen  werden,  wenn  dieser  Vertrag 
schrifUidb  abgeschlossen  ist. 
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Art.  Iß37n  Trde  Abmachung  Jiwnsphen  Arbeitgeber  und  Arbeiter, 
die  feinem  kollektix  -  n  Arbeitsvertrag,  durch  welchen  die  beiden  Teile  ge- 
bunaeu  »lud,  ssuw  idurläult,  aoli  auf  einen  daltingeheuden  Antrag  einer  der 
Peraonen,  die  beim  kollektiven  Arbeitsvertrag  vertragschlieesender  T«! 
waren,  mit  AuaschlnM  jedoch  des  Arbeitgebers  selbst,  für  nicht  erkiftrt 
werden. 

Unter  kollektivem  Arbeitsvertrag  versteht  man  eine  Regelung,  die 
von  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  oder  einer  oder  mehreren  als 
joristische  Personen  anerkannten  Arbeitgebervereiuigungen  mit  einer  oder 
mehreren  als  juristischen  PorsonMi  anerkannten  Arbsitervereinigtmgen  veiv 
einbart  wird  und  sich  auf  Arbeitsbedingungen  besiehti  die  beim  Abscblnss 
von  ArbeitsvertrrigeTi  zu  berücksichtigen  sind. 

Art.  l<i37o.  Zur  Berechnnng  des  in  Geld  festgesetzten  Lohnes  pro 
Tag  wird  im  8inue  dieses  TiteU  die  Länge  des  Tages  zu  10  Stunden, 
die  Dauer  der  Woche  sn  6,  die  Daner  des  Uonats  xn  35  und  die  Dauer 
des  Jahi'es  zu  300  Tagen  angenommen.  Wird  der  Lohn  gänzlich  oder 
teilweise  anders  als  nach  Zeitabschniiten  festgesetzt,  so  wird  als  dtr  in 
Geld  festgesetzte  Lohn  pro  Tag  der  für  die  unmittelbar  vorhergegangenen 
30  Werktage  berechnete  Durchfichnitt&lobn  des  Arbeiters  angenommen;  in 
Snnangelung  dieses  Maaestabs  wird  als  Lohn  der  Lohn  angenommen, 
welcher  flür  die  nach  Ar^  Ort  nnd  Zeit  ähnlichste  Arbeit  ttblich  ist. 

Art.  lGS7p.  Der  Lohn  von  Arbeitern,  welche  nicht  mit  dem  Arbeit- 
geber in  häuslicher  Qemeinschafi  leben,  kann  nur  festgesetzt  werden  in: 

1)  Geld; 

2)  Nahrungsmitteln,  sowie  Beleuchtuugs-  und  Heizmaterialien,  die  am 
Orte,  wo  sie  verabreicht  werdeui  sa  gemessen  nnd  an  gebrauche  aiad; 

B)  Kleidern,  die  der  Arbeiter  bei  der  Verrichtung  seiner  Arbeit  n 
tragen  hat  . 

4)  einer  bestinimton  Menge  von  den  Erzeugnissen  des  Betriebes,  in 
welchem  der  Arbeiter  seinen  Lohn  verdient,  oder  von  den  Eoh-  und 
Hilfsstoffen,  die  in  diesem  Betrieb  zur  Verwendung  kommen,  beides  inso* 
fern  als  die  Erseugnisse  oder  die  Roh-  und  Hil&stoffe  ihrer  Art  und 

Henge  nach  zu  den  wichtigsten  Lebensbedürfnissen  des  Arbeiters  und 
seiner  Familie  gehören,  oder  als  Roh-  oder  Hilfsstoffe,  Werkzenge  oder 
Gerätschaften  im  Betrieb  des  Arbeiters  gebraucht  werden,  in  jedem  Talle 
mit  Ausnahme  alkoholischer  Getränke; 

5)  der  Benutsung  einer  bestimmten  Wohnung  oder  eines  bestimmtta 
Lokals,  eines  bestimmten  Grundstückes  oder  einer  Weide  oder  Stalluog 
ffir  eine  bestimmte  Zahl  von  (nach  ihrer  Art  namhaft  gt^raachten)  Tieren, 
die  dem  Arboiter  oder  einem  seiner  JFamilienglieder  gehören;  der  Be- 
nutzung von  Werkzeugen  oder  Gerätschaften,  sowie  der  Instandbaltang 
derselben ; 

0)  bestimmten  Verriditungen  oder  Dienstleistungen,  die  fbr  den 
Arbeiter  vom  Arbeit ;:».-ber  oder  auf  dessen  Rechnung  auszuführen  sind: 

7)  Unterricht,  der  dem  Arbeiter  vom  Arbeitgeber  oder  in  dessao 
Aultrage  zu  erteilen  ist. 

Art.  1687q.  Ist  durch  den  Vertrag  oder  die  Arbeitsordnung  kein 
bestimmter  Lohn  festgesetst,  so  hat  der  Arbeiter  Brochtsansprach  auf  einen 
solchen  Lohnbetrag,  v,'\e  er  snr  Zeit  des  Vertragsabschlusses  für  .^Vrbeit 
von  der  Art  der  vereinbarten  an  dem  Orte,  wo  diese  Arbeit  verrichtet 
werden  muss,  üblich  war. 
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Besteht  kein  solclier  ortsüblicher  Lohn,  bo  wird  der  Lohn  unter 
Berückäichtiguug  der  Umstände  nach  Billigkeit  beinet>sen. 

Art.  1687r.  Sofenx  der  Lohn  anders  als  gemäss  der  in  Art.  1637p 
Cfgebfloen  ErUnbnü  festgesetst  ist,  ^  wird  er  auf  einen  Mdbetrag  ge- 
aoh&tzt  und  es  wird  alsLobn   las  Fünffache  dieses  Betrages  angenommen. 

Der  Gesamtlolm,  der  auf  solche  Weise  als  geschuldet  gilt,  darf  jedoch 
dpn  nach  Massgabe  dex'  Bt(?*timmungen  des  vorhergehenden  Artikels  be- 
rechneten Lohn  nicht  um  meixx'  als  ein  Drittel  übersteigen. 

Jede  AbmMkiing,  die  irgend  einer  Bestimmung  ^eses  Artikek  sa- 
widerlKnft,  ist  nichtig. 

Art.  16378.  Unstatthaft  tind  nichtig  ist  jede  Abmachung  zwischen 
dem  Arbeitgeber  oder  einem  seiner  Beamten  oder  Stückmeister  (zetbaren) 
nnd  einem  ihnen  unterstellten  Arbeiter,  durch  welche  dieser  Arbeiter  sich 
verpflichtet,  seinen  Lohn  oder  seine  sonstigen  Einkünfte  oder  einen  Teil 
davon  anf  eine  bestimmte  Weise  su  Terwenden,  oder  seinen  Bedwf  an 
einem  bestimmten  Ort  oder  bei  einer  bestimmten  Person  in  decken.  Von 
dieser  Bestimmung  sind  ansgenommen: 

1)  die  Abmachung,  wonach  der  Arbeiter  sich  an  einer  Kasse  be- 
teiligt, wofern  diese  Kasse  den  durch  Verwaltungsverordnang  festgesetsten 

Bedingungen  entspricht: 

2)  die  Abmachung,  dass  ein  Teil  des  Lohnes,  den  minderjährige 
Arbeiter  wihrend  ihrer  ICinderjährigk^t  verdi«neii|  vom  Arbeitgeber  auf 
den  Namen  des  Arbeiters  in  die  JEteichspostspaxkasse  oder  in  eine  den 

durch  Verwaltungsverordnung  festgesetzten  Bedingnngen  entsprechende,  zu 

dios^m  Zwecke  besonders  eingerichtete  t*?parkas8e  eingelegt  w  erden  soll,  mit 
der  Bestimmung,  das»  der  Arbeiter  diesen  Lohnbetrag  erst  soll  beziehen 
dürfen,  wenn  er  ein  gewisses,  auf  nicht  höher  ab  20  Jahre  auzusetzeudes 
Alter  errsieht  hat  oder  ans  sonst  einem  Grande  Tol^jShrig  geworden  ist 
oder  wenn  der  Richter  des  Kantons,  in  welchem  der  Mindeij&hrige  seinen 
tatsächlichen  Wnhrtsitz  hat,  nach  Einvernahme  oder  gehöriger  Vorladung 
des  Minderj.'ilingen  und  des  Arbeitgebers  auf  Gesuch  des  gesetzlichen 
Vertreters  des  Minderjährigen  seine  Ermächtigung  dazu  gegeben  hat. 

Art.  IG37t.  Hat  der  Arbeiter  auf  Grund  einer  nach  Massgabe  des 
vorhergehenden  Artikels  anstatthaften  and  nichtigen  Abmadiung  mit  dem 
Arbeitgeber  einen  Vertrag  abgeschlossen,  so  erwächst  daraus  keinerlei 

Vertragsvorhaltnis.  Der  Arbeiter  hat  das  Rec^ht,  die  bereits  zu  diesem 
Zwecke  von  seinem  Lohne  abgerechneten  oder  von  ihm  bezahlten  Betrage 
vom  Arbeitgeber  zurückzufordern,  ohne  zur  Zurückerstattung  des  ihm  zur 
Aosfährung  des  Vertrages  Verabreichten  verpflichtet  zu  sein. 

Jedoch  ist  der  Richter  befagt»  wenn  er  der  Klage  des  Arbeiters  statte 
gibt,  die  Verurteilung  auf  einen  soldien  Betrag  zu  beschrftnken,  wie  er 
ihm  den  Umständen  des  Falles  gemäss  als  billig  erscheint,  im  äussersten 
Falle  jedoch  anf  die  Summe,  auf  welche  er  den  vom  Arbeiter  erlittenen 
Schaden  schätzt. 

Hat  der  Arbeitttr  auf  Grund  einer  solchen  unstatthaften  und  niditigen 
Abmachung  mit  einer  anderen  Person  als  dem  Arbeitgeber  einen  Vertoag 

abgeschlossen,  dann  hat  er  das  Recht,  den  Betrag  aller  AnRlniren,  die  er  auf 
Grund  d^sen  bezahlt  hat  oder  noch  schuldet,  vom  Arbeitgeber  zu  fordern. 
Die  Bestimmung  des  zweiten  Absatzes  ist  auch  auf  diesen  Fall  anzu- 
wenden. 
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Jede  Forderung  auf  Grund  dieses  Artikels  verjährt  nach  Ablauf  von 
Mohs  Monaten. 

Art  168711.  Der  Arbeitgeber  kann  die  XTebertretang  von  Vonehriften 
einer  Arbeitsordnung  nur  dann  mit  Borne  belegen,  wenn  die  Vorsdiriften 
bestimmt  ansgedrttdkt  sind  und  die  Bosse  in  der  Arbeitsordnong  enge* 
geben  ist. 

Der  Ve^trar,^  in  welchem  die  Bosse  stipoUert  wird,  moss  sohrif^ch 

abgeschlossen  werden. 

Der  Vertrag  oder  die  Arbeitsordnung,  worin  die  Busse  stipuhert 
ist,  muss  genaue  Aoskanfl  Aber  die  Bestimmong  der  Bossen  geben.  Sis 
dttrfen  weder  onmittelbar  noch  mittelbar  som  persönlichen  Vorteil  des 

Arbeit|xebers  selbst  oder  deijenigen  Person  gereichen,  welcher  der  Arbeit' 
geber  die  Befognis  Teriieben  hat,  den  Arbeiter  mit  Busse  zu  belegen. 

Ffir  'lim  in  oiner  Arbf i^'^r.rdnung  oder  in  einem  Terfrag  stipnlicrte 
Busse  muss  ein  bestimmter  Betrag  genannt  sein,  der  in  der  Geldsort« 
auszudrücken  ist,  in  welcher  der  Lohn  bezahlt  wird. 

Der  Oesamtbetrag  der  im  Laufe  einer  Woche  dem  Arbeiter  aoferiegten 
Bassen  darf  nieht  hffher  sein  als  sem  in  Geld  aosgeredmeter  Lohn  fbr 
einen  Tag.    Die  einzelne  Bosse  darf  diesen  Betrag  nicht  übersteigen. 

Jede  Abmachung,  die  einer  Bestimmung  dieses  Artikels  zuwiderläuft, 
ist  nichtig.  Indessen  kaim ,  jedoch  nur  bei  Arbeitern,  deren  in  Geld 
ausgedrückter  Lohn  mehr  als  4  Gulden  pro  Tag  betragt,  durch  schriftlich 
abgeschlossenen  Vertrag  odmr  doroh  die  Arbeitsordnong  von  den  Be> 
Stimmungen  des  dritten,  vierten  und  fünften  Absatzes  abgegangen  werden. 

In  einem  solchen  Falle  hat  der  Kicbtcr  stets  die  Befugnis,  die  Busse 
auf  eine  kleinere  Summe  herunterzusetzen,  wenn  ihm  die  auferlegte  Busae 
übenuassig  hoch  erscheint 

Als  Auferlegen  und  btipulieren  von  Bussen  im  Sinne  dieses  Artikels 
gilt  das  Festsetzen  von  Strafen  dordb  den  Arbeitgeber  im  Sinne  der 
Zehnten  Abteilung  des  Ersten  Titels  dieses  Gesetsboches. 

Art.  1687v.  Der  Arbeitgeber  darf  in  der  nftmlicben  Bache  nicht  Boas» 
erheben  und  zugleich  Schadenersatz  fordern. 

Jede  Abmachung,  die  dieser  Bestimmung  zuwiderläuft,  ist  nichtig. 

Art.  lüB7w.  Hat  ein  Teil  auf  vorsätzliche  oder  scliuldhafte  Weise 
einer  seiner  Verpflichtungen  zuwidergehandelt,  und  kann  der  infolgedessen 
yon  der  Gegenpartei  erlittene  Schaden  nicht  in  Geld  abgeschfttst  werden, 
so  hat  der  Bidhter  nadi  Billigkeit  eine  bestimmte  Geldsumme  als  Schaden- 
ersats  festsnsetsen. 

Art.  1637x.  Eine  Abmachung  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem 
Arbeiter,  durch  welche  dieser  letztere  in  seinem  Recht,  nach  Ablauf  des 
Dienst verhältuissoa  auf  oiue  bestimmte  Weise  tätig  zu  sein,  beschränkt 
wird,  ist  nur  gültig,  wenn  sie  durch  einen  schriftlich  abgeschlossenes 
Vertrag  oder  durch  eine  Arbeitsordnong  mit  einem  volljährigen  Arbeiter 
sustandegekommen  ist. 

Der  Richter  kann  entweder  auf  Antrag  des  Arbeiters  oder  auf  Gmnd 
einer  bezfiglicljen  I\e<  lits\ eru  fibrung  des  Arbeiters  in  einem  Prozess  eine 
Hoicbe  AbuiHcbuüg  ganz  oder  teilweise  für  nielifi^'  erklären,  mit  der  Be- 
gründung, dass  der  Arbeiter  im  Verhältnis  zu  dem  zu  schützenden  Inter- 
esse des  Arbeitgebers  unbilligerweise  benachteiligt  werde. 
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Ans  einer  Abmachung  im  .Sinne  des  ersten  Absatzes  kann  der 
Arbeilgeber  dtiiiii  ktine  lieuhle  ableiten,  wenn  er  da»  Dienstverbältnis 
widernohtlieh  beendigt  oder  dem  Arbeiter  duroli  Vorsats  oder  Fabrlftssig- 
keit  einen  diinglidieiL  Gmnd  zur  T<indignng  des  DieiiBtverh&ltnisses  gegeben, 
und  der  Arbeiter  von  dieser  Befujjnis  Gcbranrh  «remachr  hat,  noch  auch, 
wenn  der  Richter  anf  das  Gesuch  oder  aul'  die  Klage  des  Arbeiters  den 
Arbeitsveitrag  für  autgelöst  erklärt  hat,  wegen  eines  dringlichen  Grundes, 
den  der  Ai'l^tgeber  dtm  Arbeiter  durch  Vormts  oder  rahilassigkeit 
gegeben  bat. 

Wenn  der  Arbeitgeber  für  den  Fall,  dass  der  Arbeiter  einer  Ab- 
machung im  Sinne  des  Absatzes  1  7:n widerhandelt,  sich  vom  Arbeiter  einen 
Schadenersatz  au8bedunu:i'n  hat,  dann  hat  der  Richter  stets  die  Befugnis, 
den  Schadenersatz  auf  eine  kleinere  Summe  herunterzusetzen,  wenn  ihm 
der  aoBbedusgene  Betrag  übermässig  hoch  eracheint. 

Art.  1687y.  Alle  den  Ab.s(  hluss,  die  Abänderung  oder  die  Endigung 
von  Arbeitsvertragen  betreffenden  Akten  und  Urkunden,  sowie  alle 
Schriftstücke,  die  vom  Arbeitgeber  und  vom  Arbeiter  oder  ihren  gesetz- 
lichen Vertretern  kollektiv  oder  separat,  unterschriftlich  oder  in  Gegen- 
wart eines  <SffentKQb«D  Beamten  ohne  Mitwirkung  Dritter,  zum  Zweeka 
des  Arbeitsvertrags  angefertigt  werden,  sind  vom  Stempel  und  von  der 
Förmlichkeit  der  Registrierung  he\  oder  werden,  wenn  ^ese  Ffinnlichkeit 
gewünscht  wird,  kostenlos  registriert. 

Art.  16S7z.  Die  BeylimmuDgeo  dieseb  Titels  sind  nicht  auf  die  Arbeits- 
verträge zwischen  Reederei  und  Kapitän  und  auf  die  Arbeitsvorträge 
swischen  Kapitftn  und  Schifisoffisieren  und  Schiffsleiiten  ansuwenden, 
vorbehaltlich  der  Bestimmung  von  Art»  764  des  Handelsgesetzbuchs. 

Sie  sind  ferner  nicht  auf  Personen  im  Dienste  des  8taatps,  der 
Provinzen,  der  (gemeinden,  der  Polderbehörden  oder  sonst  einer  otfentli«  h- 
rechtlichen  Kürperschaft  anzuwenden,  es  sei  denn,  diese  Bestimmungen 
seien  vor  oder  beim  Beginn  des  DienstverhftltDisses  duroh  oder  namens 
der  beiden  Teile  oder  dnrob  Gesets  oder  Verordnung  für  anwendbar  erklftrt 
worden. 

Btttte  AUeliinf  . 

Von  den  Pflichten  des  Arbeitgebers« 

Art  1688.  Der  Arbeitgeber  ist  TerpjQichtet,  dem  Arbeiter  mr  be- 
ttimmten  Zeit  seinen  Lohn  zu  entrichten. 

Art.  163fta.  Der  nach  Zeitabschnitten  festgesetzt.  T  nlm  Iflnft  von 
dem  Zeiti)unkt  an,  an  welchem  der  Arbeiter  La  Dienst  getreten  ist,  bis 
zur  Beendigung  des  Dienstverhältni-sses. 

Art.  16SSb.  Kein  Lohn  wird  geschuldet  für  die  Zeit,  wibrend  deren 
der  Arbeiter  die  vereinbarte  Arbeit  oicht  Torrichtet  hat. 

Art.  1638c.  Der  Arbeiter  beh'dlt  auch  auf  seinen  nach  Zeitabschnitten 
festgesetzten  Lohn  für  eine  verhiiltnismrissi;:  kurze  Zeit  Anspruch,  wenn 
er  infolge  von  Krankheit  oder  Unfall  an  der  Verrichtung  seiner  Arbeit 
verhindert  gewesen  ist;  es  sei  demi  die  Krankheit  oder  der  TJn&U  vor- 
s&tBÜch  oder  durdi  unsittlichen  Lebenswandel  verursacht  oder  die  Folge 
eines  körperlichen  Gebrechens,  über  welches  er  beim  Abschluss  des  Ver- 
trages dem  Arbeitgeber  vorsätzlich  falsche  Angaben  gemacht  hat. 

Kommt  ihm  in  einem  solchen  Falle  auf  Grund  einer  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Kranken-  oder  Unfallversicherung  od»  iigend  einer  Ver- 
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tioheruDg  oder  auh  irgend  einer  Kasae^  an  der  er  auf  Grund  ausdrttck- 
Hoher  Be«tiiiimang  oder  ene  Anlese  des  Arbeiteveitreges  teOnimmt»  eine 
VergUtimg  oder  Zahlnog  in  Geld  so,  eo  wird  eein  Iiän  um  den  Betrag 

dieser  Vergütung  oder  Zahlung  gekürzt. 

Dnr  Arbeitor  behalt  in  gleicherweise  auf  seinen  na  cli  Zeimbsrhyiitt^en 
letiLgesetzien  Loliu  iiii  eine  kürzere,  nach  Billigkeit  zu  beatimmoude  Zeit 
seinen  Anspruch,  wenn  er  durch  die  Erfüllung  einer  ihm  von  Gesetz  oder 
Obrigkeit  ohne  Oeldentsdi&digang  auferlegten  Pflicht,  die  nicht  in  eeiner 
freien  Zeit  erfolgen  konnte,  oder  durch  gmne  besondere,  ohne  seine 
Schuld  entstandene  Umstände  an  der  Verriohtong  eeiner  Arbeit  Terhindert 
worden  ist 

Zu  solchen  ganz  besonderen  Umständen  im  Sinne  dieses  Artikels  ge- 
hören: Die  Niedwlranft  der  Eh^ran  des  Arbeiters,  sowie  der  Tod  nnd 
dee  Begribnis  seiner  Hausgenosseu  oder  seiner  Bluts-  und  Anverwandten, 
und  zwar  in  gerader  Linie  ohne  Beschränkung  und  in  der  Seitenlinie  bis 
zum  zweiten  Grad.  Ebenso  ist  in  der  Erfüllung  ainer  durch  Gesetz  oder 
Obrigkeit  auferlegten  Pflicht  die  Ausübung  des  Wahkechts  inbegriüen. 

Ist  der  Lohn  in  Geld  auf  andere  Weise  als  nach  Zeitabsdinitten 
fbslgeeetst,  eo  sind  die  Beetimmongen  dieeee  Artikeb  ebenfelle  ensnwenden 
in  dem  Sinne,  dess  eis  Lohn  der  Durchschnittslohn  angenommen  wird,  den 
der  Arbeiter,  wenn  er  nicht  Terhindwt  gewesen  wftre,  wfthrend  dieeer  Zeit 
hätte  verdienen  können. 

Der  Lohn  wird  jedoch  um  den  Betrag  der  Kosten  gekürzt,  welche 
der  Arbeiter  daroh  des  Nichtverrichten  der  Arb^t  erspart  hat. 

Von  den  Beetinunongen  dieses  Artikels  kann  nnr  dnrdh  schrütUoh 
abgeschlossenen  Vertrag;  oder  durch  die  Arbeitsordnung  abgegangen  werden. 

Art.  16ddd.  Der  Arbeiter  verliert  seineu  Anspruch  auf  den  na^ii 
Zeitabschnitten  festgesetzten  Lohn  auch  dann  nicht,  wenn  er  zur  Ver- 
ri'cJitnng  der  ▼ereinbarten  Arbeit  bereit  war,  der  Arbeitgeber  aber  dareh 
eigene  Schuld  oder  «ach  infolge  einer  ihn  persönlich  betrelTenden  sofUligen 
Verhinderung  davon  keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 

Die  Eostimmunt^'en  de^»  /weiten,  ffiüften.  sechsten  und  siebenten  Ab- 
satzes des  vorhergehenden  Artikels  sind  ebeufalls  anzuwenden. 

Art.  1638e.  Besteht  der  Lohn  ganz  oder  teilweise  aus  einem 
Betrag,  der  von  beetinunten,  ans  der  Buchltthrang  dee  Arbeitgebers  e^ 
sichtlidhen  Angaben  abhängt,  so  hat  der  Arbeiter  das  Recht,  vom  Arbeit- 
geber zu  verlangen,  dass  ihm  diejenigen  Belege  mitgeteilt  werden,  deren 
er  zur  Kenntnis  dieser  bestimmten  Angaben  benötigt. 

Durch  schriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder  durch  die  Arbeitsord- 
nung kann  bestimmt  WMden,  dass  die  genannten  Belege,  statt  jedem 
einzelnen  Arbeiter,  einer  bestimmten  Anstdil  im  Dienste  des  Arbeitgehen 
stehender  Arbeiter  oder  einem  oder  mehreren  Bücherexperten,  welche  sämt- 
lich von  den  Arbeitern  durch  Bchriftliche  Wahl  au  bestellen  sind,  mit- 
geteilt werden. 

Die  Mitteilung  der  Belege  durch  den  Arbeitgeber  oder  in  dessesi 
Auftrage  erfbigt  tad  Wunsch  gegen  ausdrackliche  Verpfliohtong  bot  Gehehn- 
haltung  durch  den  Arbeiter  und  diejenige  Person,  die  ihn  gem&ss  denk 

vorhergelieru^pn  AbHatz  ^'ert^itt;  diese  Person  kann  jodoch  nie  SUr  GeheÜB* 
haltung  dem  Arbeiter  gegenüber  verpflirhtet  werden. 

Die  Verphichtung  zur  Geheimkaitung  fUlt  nötigenfalls  dahin,  wenn 
die  Angaben  vor  Gericht  beetritten  werden. 
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Wenn  clia  im  «nten  Absats  genamkten  Aagabm  d«D  in  der  Ünt«r> 
nehmung  des  Arbeitgeben  oder  einem  Teil  derselben  erhielten  Gewinn 

betreffen,  so  kann  von  den  Bestinunongen  des  ersten  Absatsee  durch 

schriftlich  abfjeschlossenen  Vertrag  oder  durch  die  Arbeitsordninio^  n\u-h 
in  anderer  als  der  im  zweiten  Absatz  angeführten  Weise  abgegangen 
werden. 

Art  1688£  Die  im  ersten  Absats  des  Art.  1421  genannte  VoUmaeht 
fttt  die  ATHwabluTig  des  dem  Arbeiter  gesohuldeten  Ldmes  mnss  schrift* 

lieh  sein. 

Wenn  in  die  in  Art.  1637g  genaunte  schriftliche  Vollmacht  die  Be- 
dingung aüigeiioumien  ist,  dass  der  in  Geld  festgesetzte  Lohn  ganz  oder 
teilweise  statt  dem  MindeijBbrigen  d«n  geeetsli^en  Vertreter  perstfnHisli 
an^gesablt  werden  mnes,  so  wird  dieser  ftr  die  Auszahlung  des  LoJmes  oder 
Lohnteiles,  der  ihm  atipgezahlt  werden  mnss,  als  der  Arbeiter  angesehet). 

Auch  wenn  keine  solche  Bedingung  in  die  Vollmacht  aufgenommen 
ist,  80  wird  der  dem  Mindeijährigen  geschuldete,  in  Geld  festgesetzte 
Loim  dem  gesetdicben  Vertreter  an^ettlilt,  falls  dieser  sich  s<£riftlich 
der  Anssahlong  an  den  ICndeijftlirigen  widersetzt 

In  anderen  Fällen,  als  den  im  zweiten  und  dritten  Absats  dieses 
Artikels  genannten,  ist  der  ArVif>i*fre^ier  durch  die  Auszahlung  an  den 
Minderjährigen  in  gehöriger  "VVejse  entlastet. 

Auszahlungen  an  Drittpersonen,  die  nicht  gema^^ti  den  BeHtimmuxigeu 
dieses  imd  des  folgenden  Artikels  erfolgen,  sind  nichtig  onter  VorbelMlt 
der  Bestimmungen  der  Artt.  874h  und  440c  dieses  Gesetzbuches  und  des 
Art  844W«  dei-  Strafprozessordnung  (Weiboek  van  Strafvordering). 

Art.  ]63Hg.  Der  dem  Arbeiter  geschuldete  Lohn  kann,  wenn  der  in 
Geld  festgesetzte  Lohn  vier  Gulden  pro  Tag  oder  weniger  beträgt,  beim 
Arbeitgeber  nur  bis  sn  einem  Ffinftel  des  in  Geld  festgesetsten  Betrages 
mit  Beschlag  belegt  werden.  Betrftgt  der  in  Geld  festgesetzte  Lohn  mehr 
als  vier  Gulden  pro  Tag,  so  kann  von  diesem  Betrag  ebenfalls  höchstens 
ein  Ftlnftel  mit  "Rf^srhlag  belegt  werden:  auf  den  darüber  hinausgehenden 
Betrag  ist  unbeschränkte  Beschlagnahme  zulässig.  Keinerlei  Beschränkung 
gilt,  wenn  die  Beschlagnahme  zur  Erstattung  von  Unterhaltsgeldem  dien^ 
auf  weldie  der  Besehlagnahmsbeftigte  gesetelichen  Ansproch  hat 

Die  Uebertragung,  Verpfändung  oder  irgend  eine  andere  Handlung, 
dur<  Ii  weif  he  der  Arbeiter  einer  Drittperson  ein  Recht  auf  seilten  Lohn 
nierkeniit,  ist  nur  soweit  gtütig,  als  sein  Lohn  mit  Beschlag  belegt 
werden  könnte. 

Bine  Vollmacht  eum  Besag  des  Lohnes,  in  welcher  Form  oder  nnter 
welchem  Namen  vom  Arbeiter  auch  erteilt,  kann  stets  widerrufen  werden. 
Jede  Abmachung,  die  einer  Bestimmung  dieses  Artikels  snwiderlftuft» 

ist  nichtig. 

Art  16d8h.  Die  Auszahlung  des  in  Geld  festgesetzten  Lohnes  hat  in 
geaetslieher  WHhmng  des  Büches  so  erfolgen,  in  dem  SiuDie,  dass  der  Lohn, 
welcher  in  Geldsorten  des  Auslandes  festgesetst  ist,  nach  dem  Tages- 

ond  Ortskurs  der  Auszahlungssfätte  oder,  wenn  dort  kein  Kurs  besteht, 
Dach  dem  K^irs  des  nächstgelegenen  Handelsplatses,  wo  ein  solcher  be- 
steht, umgerechnet  wird. 

Jedoch  kann  in  den  Gemeinden,  die  in  der  in  Art.  19  des  Finanz- 
gesetses  Ton  1901  genannten  Verwaltangsverordnnog  aufgeführt  sind,  der 
Lohn  in  der  gesetslichen  W&hnmg  oder  in  Banknoten  der  Banken  des- 
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jenigen  Landes  ausgezahlt  werden,  dessen  Silb«>,  Nickel-,  Brause-  oder 

KupfermüDzen  in  den  betreffenden  Gemeinden  an  Zahlungsstatt  gegeben 
werden  dürfen;  doch  bleibt  dem  Arbeiter  ttnbenommeii,  die  Aaszahlnng  in 
niederländischer  Wahrung  zu  verlangen. 

Art.  1638L  Sofern  die  Entrichtung  des  Lohnes  in  anderen  ZiJihiiigB- 
mitteln  als  GMd  festgesetzt  ist,  hat  sie  gemäss  den  durch  Vertrag  oder 
Arbeitsordnung  vereinbarten  Bedingungen  oder  in  dem  in  Art.  1637  ge- 
nannten Falle  nach  den  dort  f2:oo;eb(^n(!n  Vorschriften  zu  erfolgen. 

Art.  1»)3^).  Sofern  die  Entt  ichtuui^  des  Lohnes  anders  als  gain  iiss 
den  Be.stimmungeu  der  vorLergeheudeu  zwei  Artikel  erfolgt  ist,  ist  jsie 
nichtig.  Dem  Arbeiter  bleibt  das  Becht,  vom  Arbeitgeber  den  gesohnldetes 
Lohn  zu  fordern ;  er  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  das  von  ihm  bei  der 
nichtigen  Entrichtung  Eni|)raiic!;one  zurückzugeben. 

Jedoch  ist  der  Richter  befugt,  wenn  er  der  Klage  des  Arbeiter  statt- 
gibt, die  Verurteilung  aui  einen  solchen  Betrag  zn  beschränken,  wie  er 
ihm  den  Umstftnden  dee  Falles  gemäss  als  billig  erseheint,  im  insserstes 
Falle  jedoeh  anf  die  Summe,  auf  weli^e  er  den  vom  Arbeiter  erlittenen 
Schaden  schätzt. 

Jede  Fordernn^r  de^^  Arbeiters  auf  Qrand  dieses  Artikels  verjährt  nach 
Ablauf  von  sechs  J^Ionatoa. 

Art.  Iti38k.  Weuu  der  Ort  der  Lohnzahlung  nicht  durch  den  Ver- 
trag, die  Arbeitsordnung  oder  die  Verkebrssitte  bestimmt  ist,  so  erfolgt 
die  Zahlung  nach  Wahl  des  Arbeitgebers  entweder  an  dem  «h  i  a  iie 
Arbeit  in  der  T{e'>:el  verrichtet  wiid,  nder  im  Kontor  des  Arbeitgebers, 
wenn  dieses  in  der  nämlichen  Gemeinde  liegt,  wo  die  Mehrheit  der 
Ai'beiter  wohnt,  oder  an  die  Wohuaug  des  Arbeiters. 

Art.  16881.  Die  Anasahlung  des  in  Geld  nach  Zeitabschnitten  ftst- 
geeetsten  Lohnes  hat  folgendennassen  zu  geschehen: 

Wenn  der  Lohn  nach  Wochen  oder  nach  kttraeren  Zeitabschnittes 
f08t<i^e.«!etzt  ist.  am  Ende  jeder  Woche: 

wenn  der  Lohn  nacl»  Zeitabschnitten  von  mehr  alü  einer  Woche, 
aber  weniger  als  einem  Monat  festgesetzt  ist,  am  Ende  jedes  Zeitab- 
schnittes, nach  welchem  der  Lohn  festgesetst  ist; 

wenn  der  Lohn  nach  Monaten  festgesetzt  ist,  am  Ende  jedes  Monats; 

wenn  der  Lohn  nach  längeren  Zeitabschnitten  als  einem  Monat  fest- 
gesetzt ist,  am  Ende  jedes  Vierteljalires. 

Von  dieser  Regelung  kann  nur  insofern  abgegaugou  werden,  als  durch 
sdiriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder  durch  die  Arbeitsordnung  die 
Auszahlung  von  Lohn,  der  nach  kürzeren  Zeital)S(  hnitten  als  halbmonat- 
lichen festgesetzt  ist,  auf  das  Ende  jedes  halben  Monats,  und  von  Lohn, 
der  nach  Monaten  festgesetzt  ist,  auf  das  Ende  eines  Vierteljahres  verlegt 
werden  kann. 

Beträgt  der  Lohn  pro  Tag  vier  Gulden  oder  weniger,  so  darf  er, 
sofern  es  sich  um  Arbeiter  handelt,  die  nicht  in  die  lutnsliche  Gemein- 
Schaft  des  Arbeitgebers  aufgenommen  sind,  in  Abweichung  von  eben- 
genannter Be.stimmung  nur  spätestens  am  £nde  jedes  halben  Monats  aiw- 

gezahlt  werden. 

Die  Auszalilung  des  Lohnes  von  Arbeitern,  die  iu  dio  h&usliche 
Gemeinschaft  des  Arbeitgebers  aufgenommen  sind,  hat  in  Abweichaog 
von  den  genannten  Bestimmungen  stets  am  Ende  dos  ortsüblichen  Zeit- 
abschnittes SU  geschehen,  es  sei  denn  durch  schriftlich  abgeschlossenes 
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Vertrag  oder  durch  die  Arbeitsordnung  vereinbart,  dass  die  Auszahlung 
gemäss  den  Bestimmunuen  des  crston  Absatzes  zu  erl'ol^en  habe. 

JDie  in  diesem  Ait;kul  oder  aui  Grund  desselben  iestge^etzten  Aus- 
sahltmgstenuiiie  können  von  den  beiden  Teflen  ün  gegenseitigen  Bin» 
Terstandnia  jedeneit  abgekfinst  werden. 

Art.  1638m.  Die  Auszahlung  von  Lohn,  der  in  Geld,  aber  nicht  nach 
Zeitabsclinitten  festgesetzt  ist,  hat  gemäss  den  Bestiminiiti*^cn  des  vorher- 
gehonden  Artikels  zu  erfolgen,  in  dem  Sinne,  dass  dieser  Lohn  als  nach 
denjenigen  Zeitabschnitten  festgesetzt  gilt,  nach  welchen  der  Lohn  für 
Arbeit  festgesetst  m  werden  pflegt,  die  naäi  Art^  Ort  und  Zeit  derjenigen 
Arbeit  am  nttchsten  konimt^  für  welche  der  Lohn  geschuldet  wird. 

Art.  1688n«    Sofern  der  in  Geld  feetgesetste  Lohn  in  einem  Betrag 

besteht,  der  von  bestimmten,  aus  der  Buchftlhrung  d^  Arbeitgebers  er- 
Fichtli'rb.f  n  An  Graben  abhäno't,  so  hat  die  Auszahlung  zu  erfolgen,  sn}>fdd 
der  Betrag  dieses  Lohnes  bestimmt  werden  kann,  und  zwar  hat  die  Aus- 
zahlung mindestens  einmal  im  Jahr  zu  erfolgen. 

Sofern  die  im  ersten  Absatz  genannten  AjDgaben  den  Gewinn  betreffen, 
d^  in  der  Unternehmung  des  Arbeitgebers  oder  einem  Teil  derselben 
erzielt  wird,  und  sofern  es  die  Art  des  Betriebes  oder  die  Terkehrssitte 
reit  sich  bringt,  dass  dieser  Gewinn  erst  nach  einer  längereu  Frist  als 
einem  Jahr  festgestellt  wird,  dann  kann  durch  schriftlich  abgeschlossenen 
Vertrag  oder  dureh  die  Arbeiteordnung  vereinbart  werden,  dass  die  Aua- 
sahlnng  jedesmal  erst  an  erfolgen  habe,  nachdem  der  Gewinn  festgestellt  sei. 

Art  1638o.  Wenn  der  Lohn  in  Geld  teils  tmcsL  2Seitabschnitten,  teils 
auf  eine  andere  Weise,  oder  anch  wenn  der  Löhn  zu  verschiedenen  Teilen 
nach  mehreren  verBchiedonen  Zeitabschnitten  testgesetzt  ist.,  so  sind  auf 
jeden  dieser  Teüe  die  Vorschriften  der  Artikel  iÜ^Hl  hin  10l38ii  anzuwenden. 

Art.  1638p.  Bei  jeder  Auszahlung  ist  der  ganze  Betrag  des  geschul- 
deten Lohnes  zu  bezahlen.  Jedoch  kann  für  Lohn,  welcher  in  G^d  fest- 
gesetzt ist,  aber  vom  Ertrag  der  zu  verriditenden  Arbeit  abhftngt,  durch 
schriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder  durch  die  Arbeitsordnung  vereinbart 
werden,  dass  unter  Vorbehalt  der  definitiven  Abrechnnng  am  ersten  Zahl- 
tag, an  weichem  die  Möglichkeit  dafür  besteht,  jedesuial  ein  bestimmter 
Teil  des  Lohnes  ausgezahlt  werdeu  soll,  und  zwar  mindestens  drei  Viertel 
des  für  die  nach  Art,  Ort  und  Zeit  ähnlichste  Arbeit  Üblichen  Lohnes. 

Art.  1638q.  Sofern  der  in  Geld  festgesetzte  Lohn  oder  der  Teil 
dieses  Lohnes,  welcher  nach  Abzug  aller  der  Betrage,  die  der  Arbeitgeber 
nicht  auszuzahlen  branriit  nnd  narli  Ab/ng  aller  der  Betrage,  auf  welche 
Drittpersonen  gemJlss  den  Bestinniumgen  dieses  Titels  Anrechte  geltend 
machen,  übrigbleibt,  nicht  spätestens  am  dritten  Arbeitstag  nach  dem  Tage, 
an  welchem  zufolge  Artt.  16381,  1688m  nnd  I6880  die  Auszahlung  h&tte 
erfolgen  sollen,  ausgezahlt  wird,  so  hat  der  Arbeiter,  wenn  dieses  Ver- 
sftnmnis  dem  Arbeitgeber  zuzuschreiben  ist,  wegen  dieser  Verz^igernng  An- 
spnuh  anf  eine  T>ohnerhöhung.  Dic^e  Lohnerhöhung  beträgt  vom  vierten  • 
bis  achten  Arbeitstag  einschliesslich  ö  Proz.  pro  Tag  und  für  jeden  folgen- 
den Arbeitstag  1  Proz.  Jedoch  darf  die  Eiböhung  wegen  Verzdgerong 
in  keinem  Falle  mehr  als  die  Hälfte  des  geschuldeten  Betrags  ausmachen, 
l^er  Richter  ist  befugt,  die  Erhöhung  auf  einen  snlchon  Betrag  zu  be- 
schränken, wie  er  ihm  den  Umständen  des  Falles  gemäss  als  billig  '^rs<  heint. 

£ine  Abmachung,  durch  welche  von  einer  Bestimmung  dieses  Artikels 
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abgegangen  wird,  gilt  nur  füt-  Arbeiter,  decen  in  Qeld  festgasetster  Lohn 
mehr  als  4  Gulden  pro  Tag  beträgt. 

Art.  1638r.  Ausser  bei  der  Endignng  des  Dienstverhältnisses  ist 
KompeDBatiou  gegen  die  Lohnforderung  nur  zulässig  wegen  folgender 
Schulden  des  ArbeitM»: 

1)  Schadenersate,  den  der  Arbeiter  dem  Arbeitgeber  scholdet; 

2)  Bussen,  die  er  zufolge  Art.  1637u  dem  Arbeitgeber  schuldet,  wo« 
fem  dieser  ein  schriftliches  Beweisstück  voilegt,  in  welchem  der  Betrag 
jeder  Busse,  die  Zoit,  zu  welcher,  und  der  Gnind,  weshalb  die  Busse 
auferlegt  wurde,  sowie  die  Bestimmung  der  Arbeitsordnung  oder  des 
schriftlich  abgeechloBsenen  Vertrages,  die  dnr  Arbeiter  tibertreten  hat^  an- 
gegeben ist; 

8)  Beiträge  an  eine  Kasse  oder  Einlagen  in  die  Reichspostsparkasae 
oder  in  eine  Sparka.s.se,  die  der  Arbeitgeber  gemftee  Art.  16d7s  Ziff.  1  und  2 
SU  Gunsten  des  Arbeiters  eingezahlt  hat; 

4}  der  Mietpreis  einer  Wohnung,  eines  Lokals,  eines  Grundstücks 
oder  von  Werksengen  oder  Oerttschaften,  die  der  Arbeiter  in  seinem 
ei^'enen  Betrieb  gebraucht  hat  und  die  ihm  vom  Arbeitgeber  durch  scihrifU 
lieh  abgeschlossenen  Vertrag  vermietet  worden  sind; 

5)  der  Kaufpreis  von  irewöhnlichen  und  äsu  den  täglichen  Bedürf- 
nissen des  Haushalts  gehörigen  Waren,  mit  Ausschluss  alkoholischer  Gre- 
trinke,  sowie  von  Roh-  odor  HUfeetoffen,  die  der  Arbeiter  in  eeüiem 
eigenen  Betriebe  gebraucht  hat  und  die  beide  dem  Arbeiter  vom  Ai  bcit- 
geber  geliefert  worden  sind,  wofern  die  Lieferung  aus  einer  schriftlichen, 
vom  Arbeiter  abgegebenen  Erklärung  ersichtlich  ist,  in  der  Gmnd  nnd 
Betrag  der  Schuld  angegeben  werden,  und  wofern  der  Arbeitgeber  nicht 
mehr  aJa  den  Selbstkoeteupreis  berechnet  hat  und  dieser  Preis  nicht  höher 
ist  als  derjenige,  an  welchem  sich  der  Arbeiter  die  ftr  die  BedfUfnisae 
der  Haushaltung  dienenden  Waren  nnd  die  Roh-  oder  Hilfiwtoffe  anderswo 
n&tte  beschaffen  können; 

6)  die  Lohnvorschfls-5o,  -üe  der  Arboitgebrr  dein  Arbeite)-  in  Geld 
ausge/aiilt  hat,  sofern  eine  Erklärung  im  Sinne  der  vorhergehenden  Ziffer 
vorliegt ; 

7)  der  auf  die  Lohnrechnung  zuviel  bezahlte  Betrag; 

8)  die  Kosten  det  Verpflegung  und  ftntlichen  Behandlung,  die 
folge  Art.  1688y  zu  Lasten  des  Arbeiters  fallen. 

Was  die  vom  Arbeitgeber  kraft  Zitf.  2,  3  und  6  zu  stellenden  For- 
derungen betrifft,  so  darf  er  bei  jeder  Lohnauszahlunfif  nicht  mehr  in 
!Rompeu8ation  bringen,  als  ein  Fünftel  des  in  Geld  festgesetzten  Lohnes, 
der  hätte  aosgesahlt  werden  sollen;  was  die  von  ihm  den  Bestimmungen 
dieses  Artikels  gemftsa  im  ganzen  zu  st«  llcij  Jen  Forderangen  betrifft,  so 
darf  die  Kompensation  zwei  Fünftel  desselben  Betrages  nicht  überschreiten. 

Jede  Abnmrbnng,  flurch  welche  dem  Arbeitgeber  eine  weitergehende 
Befugnis  zur  Kompousation  zuerkannt  wird,  ist  nichtig. 

Art.  1638s.  Abmachungen,  welche  sich  darauf  beziehen,  dass  ein  ge- 
wiaier  Betrag  des  Lohnes  am  Zahltag  nidit  ausgezahlt  werden  soll,  sind  nur 
gflltig,  wenn  sie  durch  Bchriftlidi  abgeschlossenen  Vertrag  oder  durch  die 
Arbeitsordnung  mit  dem  ausgesprochenen  Zweck  vereinbart  sind,  au« 
diesem  Betrag  die  Sc^liadenorsatzleistung  zn  bostreiten,  welche  der  Arbeiter 
bei  der  Endigung  seines  Dienstverhältnisses  laut  Art.  1639  schuldet,  und 
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unter  der  Bediagong,  daes  sie  ausserdem  den  sonstigen  Bestimmungeu  dieses 
Artikels  entsprach«!!. 

Bar  Arbeitgeber  ist  Terpflichtet,  den  nicht  ansgesablten  Betrag  auf 
den  Namen  des  Arbeiters  bei  der  Beicbspoataparkasse  einztilegen.  I>ie  Ein- 
lage '1ie«^s  Betrages  liat  binnen  drei  Tagen  nach  der  Lohnauszahhing  zu 
geachehün.  Vom  Augenblick  der  Lohnaiiscabiimg  au  gilt  der  Arbeiter  alfl 
isigeutüiuer  det>  einzulegenden  Betrages. 

Dieser  Betrag  darf  bei  jeder  Lohnanssahlnng  nicht  mehr  als  ein 
Zehntel  des  in  Geld  festgesetzten,  zur  Zeit  auszuzahlenden  Lohnes  be- 
tran-pn.  Im  ganzen  darf  er  sich  höchstens  auf  den  Betrag  der  in  Art. 
1639r  genannten  Entschädigung  belaufen  und  darf  ausserdem  für  Arbeiter, 
deren  in  Geld  festgesetzter  Lohn  pro  Tag  vier  Gulden  oder  weniger  beträgt, 
nicht  mehr  betragen,  als  der  in  Geld  festgesetste  Lohn  von  12  Arbeitstagen. 

Wenn  des  Dienstverhältnis  auf  eine  Weise  beendigt  worden  ist,  dass 
der  Arbeiter  nicht  zur  Bezahlung  einer  Entschädigung  im  Sinne  des  ersten 
Absatzes  verpflichtet  ist,  po  erhält  er  or\or  seine  ReclitKnuchfolger  die  freie 
Verfügung  über  den  auf  solche  Weise  auf  seineu  IS  amen  eingelegten  Betrag 
und  über  die  daraus  gebildeten  Kenten. 

Alle  Fragen,  die  sich  anf  Einlagen  nnd  Bttcksahlnngen  lant  diesem 
Artikel  beziehen,  sollen  durch  Verwaltungsverordnnngen  geregelt  werden. 

Art.  1638t.  Wenn  der  Lohn  des  Arbeiters  ganz  oder  znni  Teil  in 
Wohnung,  Kost  oder  anderen  Bedarfbartikehi  festge.setzt  ist,  so  ist  der 
Arbeitgeber  verpflichtet,  die  Entrichtung  den  Anforderungen  von  Gesund- 
heit nnd  guten  Sitten  entsprechend,  der  ortstlblichen  Verkehrssitte  gemtas, 
anszafHhren. 

Jede  Abmachung,  durch  welche  diese  Pflicht  des  Arbeitgebers  ans- 
ge6chIo^9sen  oder  beschrankt  wird,  ipt  nirhtig. 

Art.  1638u,  Wenn  der  Arbeitgeber  zeitweilig  nicht  imstande  ist,  den 
Lohn,  sofern  er  in  Wohnung,  Kost  oder  anderen  Bedarfsartikeln  festgesetzt 
ist^  zu  entrichten,  ohne  dass  dieses  Unvermögen  die  Folge  eigenen  Zu- 
tuns des  Arbeiters  ist,  schuldet  er  dem  Arbeiter  eine  Vergütung,  deren 
Betrag  durch  Vertrag  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  durch  die  ort^ 
tbliche  Verkehrssitte  bestimmt  wird. 

Art,  1638v.  Der  Arbeitgeber  iat  verpflichtet,  den  in  seine  häusliche 
Oemeinschaft  aufgenommenen  Arbeitern  ohne  Ktirrang  ihres  Lohnes  Ge- 
legenheit sn  geben,  ihren  religiösen  Pfliditen  nachzukommen,  sowie  eine 
gewisse  Erholung  von  der  Arbeit  zn  geniepsen,  in  beiden  Fallen  auf  die 
durch  Vertrag  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  durch  die  ortsübliche 
Verkehrssitte  bestimmte  Weibe. 

Art.  1688w.  Der  Arbeitgeber  ist  Terpflichtetf  die  Arbeit  so  sn  i^egeln, 
dass  der  Allleiter  an  Sonntagen  und  an  den  Tagen,  die  nach  der  orts- 
üblichen Verkebrssitte  hinsichtlich  der  vereinbarten  Arbeit  Sonntagen  gleidi 
stehen,  keine  Arbeit  verrichten  braucht,  es  sei  denn  das  Qegenteü  vei^ 
einbart  oder  es  ergebe  sich  solches  aus  der  Art  der  Arbeit. 

Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  Arbeit  so  zu  regeln,  dass  minder- 
jihrige  Arbeiter  Oelegeoheit  haben,  nach  der  ortsQblichen  Terkehrssitte 
den  Unterricht  in  Anstalten  für  ReligionB-,  Fortbildungs-  oder  Facbunter- 
weisnng  zu  besuchen.  Jede  Abmachung,  die  dieser  Vorschrift  suwiderlftuft, 
ist  nichtig. 

Art.  1638x.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  Lokale,  W^erk^euge 
Gkvitwshafitti,  in  odor  mit  welchen  die  Arbeit  vemchtet  wird,  derart 
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einzurichten  und  in.  Stand  za  halten,  sowie  f&r  die  Vemchtmig  der  Arbtit 

solche  Vorschriften  zu  geben  und  Anweisungen  zu  erlassen,  dass  der 
Arbeiter  gn<ren  Gofthrdung  seines  Lebens,  seiner  Ehre  und  seines  Besitzes 
soweit  geächüut  ist,  als  gerechterwoise  fUr  diese  Art  von  Arbeit  verlangt 
werden  kann. 

Ist  der  Arbeitgeber  dieser  Pfiidit  nicht  nachgekommen ,  so  ist  «r 

zur  Vergütung  des  Schadens,  der  dem  Arbeiter  infolge  dessen  bei  der 
Ausübung^  seines  Dienstverhältnisses  zugestossen  ist,  verpfliclitet,  es  sei 
denn,  er  kijinm  den  Beweis  liefern,  dass  die  Kichterfüllung  dor  Verpiiich- 
tungeu  höherer  Gewalt  oder  der  ächaden  wesentlich  grobem  Mitverschulden 
des  Arbeiters  susnschreiben  sei,  alles  dies  mit  Vorbehalt  dw  Bestimm  nngep 
des  Kapitels  XII  des  Unfallgesetzes  vom  Jahre  1901. 

Ist  der  Arbeiter  dadurch,  dass  der  Arbeitgeber  dieser  Pflicht  nicht 
nachgekommen  ist ,  bei  der  Ausübung  seines  Dienstverhältnisses  derart 
verletzt  worden,  dass  sein  Tod  erfolgt,  so  ist  der  Arbeitgeber  zum 
Schadenersatz  an  die  aberlebende  Ehegattin,  die  Eander  oder  die  Eltern 
des  Verstorbenen,  die  dnroh  dessen  Arbeit  erhalten  wurden,  Tsrpfliohtst, 
er  beweise  denn,  das:^  die  Nichterfhllung  dieser  Pflicht  höherer  Gtewali 
oder  der  Tod  wesentlich  grobem  Mitverschulden  des  Arbeiters  zuzuschreiben 
sei.  Der  Iteim  vorhergehenden  Absatz  gemachte  Vorbehalt  güt  auch  fär 
diesen  Absatz. 

Jede  Abmaohnngf,  dm*di  welche  diese  Pflicht  des  Arbeitgebers  am* 
geschlossen  oder  beschrankt  wird,  ist  nichtig. 

Art.  lG3S!y.  Im  Falle  der  Krankheit  oder  des  Unfalles  eines  in 
seine  häusliche  Genioinschaft  aufgenommenen  Arbeiters  ist  der  ArbeitL,'eber 
verpflichtet,  solange  das  Dien.stverhältnis  dauert,  jedoch  höchstens  während 
6  Wochen,  für  gehörige  Verpflegung  und  ftnstliehe  Behandlting  des  Arbeiten 
Sorge  sn  tragen,  sofern  dafür  ni<ät  anderweitig  gesorgt  ist  Er  hat  du 
Hecht,  die  Koat^  dem  Arbeiter  zu  überbürden,  für  die  ersten  4  Wochen 
jedoch  nur  dann,  wenn  die  Krankb^^it  oder  der  Unfall  vom  Arbeiter  durch 
vorsätzliches  oder  un^itiiicbes  Verhalten  verursacht  worden  oder  die  Folge 
eines  körperlichen  Gebrechens  ist,  über  welches  der  Arbeiter  beim  Ab- 
schloss  des  Vertrages  dem  Arbeitgeber  Torefttslieh  falsche  Angaben  ge> 
macht  hat. 

Jede  Abmachung,  wodurch  diese  Pflicht  des  Arbeitgebers  ansgeschlosssa 
oder  beschrankt  wird,  ist  nichtig. 

Art  KoöHz.  Der  Arbeitgeber  ist  im  allgemeinen  verpflichtet,  alles 
sn  tan  nnd  zn  anterlassen,  was  ein  guter  Arbeitgeber  anter  gletehea 
Umstanden  tun  und  anterlassen  soll. 

Art.  1638aa.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  bei  Endigung  des  Dieii-^t- 
verhältnisses  dem  Arbeiter  auf  dessen  Verlangen  ein  Zeng^nis  auszusrellen. 

Das  Zeugnis  hat  genaue  Auskunft  über  die  Art  der  vernchteieu 
Arbeit  und  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  zu  geben,  sowie,  jedoch  nur 
auf  besonderes  Ansuchen  der  Person,  welcher  das  Zeugnis  ausgestellt 
werden  soll,  über  die  Art  und  Weise,  wie  der  Arbeiter  seinen  Pflicbtss 
nachgekomTuen  ist  und  wie  das  Dienstverhältnis  beendigt  worden  i>=t.  Hat 
der  Arbeitgeber  jeiloeh  da.s  Dienstverhältnis  beendii^t,  ohne  Gründe  anzu- 
geben, so  ist  er  nur  zur  Mitteilung  dieser  Tatsache  verpflichtet,  ohne  aar 
Angabe  der  Gründe  selbst  verpflichtet  za  sein;  hat  der  Arbeiter  das 
Dienstverhältnis  widerrechtlich  beendigt,  SO  hat  der  Arbeitgsber  das  Bedit, 
dies  im  Zeugnis  mitsuteilen. 
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Wenn  der  Arbeitgeber  sieb  weigert,  das  verlangte  Zeu^mis  anszti- 
stellen,  in  sein  Zeugnis  gegen  besseres  Wissen  imriclitige  Angaben  auf- 
almmt  od«r  an  den  Zeagnis  ein  Kennseichon  anbringt,  vermittelat  dessen 
Iber  den  Arbeiter  Angaben  gemacEt  werden  eoUen,  welohe  nidit  im  Wort- 
laut dea  Zengniseea  enthalten  sind,  so  ist  er  sowohl  dem  Arbeiter  als 
Drittpersonen  für  den  dadurch  verursachten  Schaden  haftbar. 

Jede  Abmachnng,  wodurch  diese  Pflicht  des  Arbeitgebers  ausgeschlossen 
oder  beüchräokt  wird,  ist  nichtig. 

Vierte  Abtettof. 

Von  den  Pflichten  des  Arbeiters. 

Art  16S9.  Der  Arbeiter  ist  verpfliditet,  die  vereinbarte  Arbeit  nach 
besten  Kräften  zu  verrichten.  Sofern  Art  und  ümlang  dw  zu  verrichten- 
den Arbeit  nicht  durch  Vertrag  oder  Arboitsordnong  nmsohrieben  sind, 

entscheidet  darüber  die  Verkehrssitte.  ' 

Art.  1639a.  Der  Arbeiter  ist  verpÜichtet,  die  Aibeit  in  Person  zu 
verrichten;  er  kann  sich  nur  mit  Zustimmung  des  Arbeitgebers  in  seiner 
Arbeit  durch  einen  Dritten  vertreten  lassen. 

Art.  1630b.  Der  Arbeiter  ist  verpfliclitet,  sich  an  die  Vorschriften 
über  die  Verrichtun;:^  der  Arbeit  sowie  an  die  Vorschriften  zu  halten,  die 
durch  den  Arbeitgeber  oder  in  dessen  Namen  innerhalb  der  von  Gesetz 
oder  Vwordnnngy  von  Vertrag  oder  Arbeitsordnung  gezogenen  Schranken 
sorFOrderoDg  der  guten  Ordnung  in  der  Unternehmung  des  Arbeitgebers 
erlassen  sind. 

Art.  16'6'Jc  Wenn  der  Arbeiter  mit  dem  Arbeitgeber  in  linnslicher 
Gemeinschaft  lebt,  so  ist  er  verpflichtet,  sich  nach  der  Hausordnung  zu 
sn  richten. 

Art.  l6S9d.  Der  Arbeiter  ist  im  allgemeinen  verpflichtet,  alles  su 
ton  und  su  unterlassen,  was  ein  guter  Arbeiter  unter  gleichen  ümstftnden 
tun  und  unterlassen  soll. 

Ftnfte  AbteUmif • 

Von  den  verschiedenen  Arten,  auf  welche  das  durch 
Arbeitsvertrag  entstandene  Dienstverhältnis  endigt. 

Art.  1639e.  Das  Dienstverhältnis  endigt  von  Kechts  wegen  mit  dem 
Ablaufe  der  durch  Vertrag  oder  Arbeitsordnung^  oder  durch  Gesetz  oder 
Verordnnn<>:  oder  in  Ermangelung  solcher  durch  die  Verkehrssitte  be- 
stimmten Zeit. 

Vorherige  Kttndigung  ist  in  diesem  Fall  nur  nOtig: 

1)  wenn  dies  durch  schriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder  dnrch 
die  Arbeitsordnnng  vereinbart  ist; 

2)  wenn  nach  Gesetz,  \'6rordn«nfr  oder  Verkehrssitte  auch  bei  vorher 
bestimmter  Dauer  eine  Kündigung  statttinden  soll  und  beide  Teile,  wo 
^es  gestattet  ist,  nicht  dnrch  schriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder 
durch  die  Arbeitsordnung  davon  abgegangen  sind. 

Art.  1639f  Wird  das  Dienstverh&ltnis  nach  Abi  auf  der  im  ersten 
Absatz  des  vorhert^ehenden  Artikels  frenannten  Frist  von  beiden  Teilen 
ohne  WiderH|)ruch  iort^^esetzt.  so  wird  an^euorauien,  das  Dienstverhältnis 
>ei  für  dieselbe  Zeit  zu  den  iiühereu  Bedingungen  aufs  neue  eingegangen 
Vörden. 
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Dasselbe  gilt,  wenn  in  den  im  zweiton  Aisatz  de«  vorhergehendeo 
Artikels  genannten  Fftllen  die  rechtzeitige  Kündj^img  unterbleibt  und  beide 
Teile  die  danras  entetehenden  Folgen  nicht  Miedrflcklicb  geregelt  haben. 

Art.  1689g.  Ist  die  Dener  eines  Dienstverhältnisses  weder  dnrdi 
Vertrag  oder  Arbeitsordnung,  noch  durch  Gesetz  oder  Verordnung,  noch 
auch  durch  die  Verkehrssitte  bestimmt,  so  wiid  angenommen,  das  Dienst 
Verhältnis  sei  anf  eine  unbestimmte  Zeit  eingegangen  worden. 

Ist  das  Dienstrerbtltnis  auf  eine  nnbestimmte  Zeit  oder  bis  nr 
Kündigung  eingegangen  worden,  so  hat  jeder  Teil  das  Recht,  das  Dienat- 
Verhältnis  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dw  zwei  folgenden  Artikel 
durch  Kündigung  zu  beendigen. 

Art.  1639h.  Die  Kündigung  kann  uur  auf  den  Tag  oder  auf  eiuea 
der  Tage  erfolgen,  die  dnrcii  Verlrag  oder  Arbeitsordnung  dafUr  bestimmt 
sind,  oder  in  Ennangelung  solcher  Tage  anf  einen  der  nach  der  Vereins- 
Sitte  hierfür  üblichen  Tage;  in  Ermangelung  einer  solchen  Verkehrssitt» 
kann  die  KfJndigung  auf  einen  beliebigen  Tag  erfolgen. 

Art.  16H}»i.  Die  Kündigungsfrist  ist  gleich  der  Zeit,  die  gewöhnlich 
zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Auszahlungen  des  in  Geld  festgesetztes 
Lohnes  verstreicht,  darf  jedoch  nicht  mehr  als  6  Wochen  betragen. 

Von  dieser  Bestimmung  kann  dnrch  sdiriftlich  abgeschlossenen  Vertrag 
oder  durch  die  Arbeitsordnung  abgegangpn  v.  erden ;  jedoch  darf  die 
Kündigungsfrist  nicht  mehr  als  6  Monate  botragen  und  für  den  Arbeit- 
geber nicht  kürzer  angesetzt  werden  als  für  den  Arbeiter.  Handelt  m 
sidi  um  Arbeiter,  deren  in  Geld  festgesetster  Lohn  pro  Tag  4  Golden  oder 
weniger  betrftgti  so  darf  die  Kfindigungsfrist  des  Arbeiters  nicht  lingtr 
als  die  im  ersten  Absatz  genannte  Frist  sein,  es  sei  denn,  die  Verkehrs- 
sitte  bestimme  eine  längere  Kündigungsfrist,  in  welchem  Falle  keine 
längere  Frist  als  diese  übliche  als  Kündigungsfrist  vereinbart  werden  darf. 
Ist  nur  für  einen  Teil  eine  Regelung  getroffen  worden,  dann  gilt  sie  auch 
ftlr  den  anderen;  ist  für  den  Arbeitgeber  eine  kttnere  Frist  als  for  das 
Arbeiter  bestimmt,  dann  gilt  die  längere  Frist  auch  ülr  den  Arbeitgeber; 
ist  eine  Inngere  Frist  bMtimmt|  als  statthaft  ist,  dann  gflt  die  längste 
statthafte  Frist. 

Art.  16Ö9j.   Das  Dienstverhältnis  endigt  durch  den  Tod  des  Arbeiten». 

Art  1689k.  Das  Dienstverhältnis  endigt  nicht  dnrch  den  Tod  d« 
Arbeitgebers,  ( s  sei  denn  vertraglieh  das  Gegenteil  bestimmt.  Jedoch 
haben  sowohl  die  Erben  des  Arbeitgebers  als  der  Arbeiter  das  Recht,  das 
für  eine  bestimmte  Zeit  eingegangene  Dienstverhältnis  durch  Kündigung 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Artt^  16S9h  und  16391  zu  be- 
endigen, als  wäre  es  für  eine  nnbestimmte  Zeit  eingegangen. 

Art.  16891.  Wenn  eine  Probeseit  vereinbart  is^  so  hat  während 
dieser  Zeit  jeder  Teil  das  Beoht^  durch  Eflndigung  das  Dienstverhiltsis 
sofort  zu  Vf  endigen. 

Jede  Abmachung,  durch  welche  die  Probe?;eit  nicht  f^lr  beide  Teüe 
gleich  oder  aui  ineiir  als  2  Monate  angesetzt  wird,  läowie  jede  Abmachung, 
dnrch  welche  swisehen  denselben  Teilen  eine  nene  Probezeit  ▼eroinbart 
wird,  ist  nichtig. 

Art.  163f^m.  Wenn  der  gesetzliche  Vertreter  eines  Minderjährigen 
findet,  dass  der  von  dem  Jlinderjuhi-igen  geschlossene  Arbeitsvertrag  ftir 
diesen  nachteilige  Folgen  haben  könnte  oder  hat,  oder  auch,  das»  die  Be- 
dingungen der  in  Art  1687g  genannten  Vollmaeht  nicht  evlttllt  werden, 
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•0  kann  er  sieh  mit  dem  BohrifUichen  Gemioh,  den  ArbeitiTertnc  fllr  anf- 
gelöst  zu  erklaren,  an  den  Richter  dee  Kaatons  wendeUi  in  weldiem  der 

Minderjährige  seinen  tatsächlichen  Wohnsitz  hat. 

Der  Richter  gibt  dem  Gesuch  erst  Folge  nach  Einvernahme  oder 
gehöriger  Vorladung  des  Minderjährigen,  des  Arbeitgebers)  sowie,  wenn 
der  Minderjährige  unter  Vornrandeohaft  stehti  des  GegenvormimdeB. 

Wenn  der  Richter  dem  Geenoh  Folge  gibt|  so  hat  er  an  beatimmea, 
wann  das  Dienstverhältnis  endigen  soll. 

Oetzen  fHese^  Urteil  iHt  keine  Berufung  zulässig,  unbeschadet  der 
dem  Uberstaatsauwalt  am  iieichsgericht  (procureur-general  bij  den  Hoogen 
Baad)  zustehenden  Befugnis,  Kassation  dieses  Urteils,  jedoch  nur  wegen 
OeeetneTerletBong,  an  beantragen. 

Art.  16d9n.  Dasselbe  Eecbt,  das  im  yorhergehenden  Artikel  dem 
gesetzlichen  Verfroter  anerkannt  wird,  steht  unter  denselber  Umständen 
der  8laatsanwaltschaft  (den  anibtenaar  van  bet  openba.  uinisterie)  des 
EantoQsgerichtes  zu,  in  dessen  Bezirk  dar  Minderjährige  seinen  tats&ch- 
lidien  WohnsitB  hat  Der  ttichter  gibt  dem  Geenoh  erat  nach  SinTwnahme 
oder  gehöriger  Vorladung  der  im  zweiten  Absatz  dee  vorhergehenden 
Artikels  genannten  f  eraonen,  sowie  des  gesetsÜchen  Vertreters  des  Minder* 
jährigen  Folge. 

Die  letzten  zwei  AlMätze  des  vorhergehenden  Artikels  sind  ebenfalls 
aasawenden. 

Art.  16d9o.  Jeder  Teil  kann  das  IMenatverhftltnis  ohne  Kündigung 
oder  ohne  Bertlcksichtigung  der  für  die  Kündigung  geltendem  Bestimmungen 

beendigen:  d^rh  handelt  der  Teil,  1er  dies  «  hne  Zustimmung  des  anderen 
Teils  tut,  w uierrechtlich,  es  sei  «-leim,  er  bezaljle  zu  gleicher  Zeit  dem 
anderen  Teil  eine  Entschädigung,  deren  Höhe  nach  Maatigabe  des  Art.  IGii^r 
sn  bestimmen  ist,  oder  das  Dienstverhftltnis  endige  aus  einem  dringlichen, 
dem  anderen  Teil  ohne  Verzug  mitztiteilenden  Grunde. 

Art.  1639p.  Als  dringliche  (rründe  im  Sinne  dos  vorhergehenden 
Artikels  gelten  für  den  Arbeitgeber  Handlungen,  Eigenschaften  oder 
Betragensäusserungen  des  Arbeiters,  die  zur  Folge  haben,  da»H  vom  Arbeit- 
geber die  Fortsetsnng  des  Dienstverhftltnisses  gerechterweise  nicht  ver- 
langt werden  kann. 

Dringliche  Gründe  liegen  unter  anderem  vor: 

1^  wenn  der  Arbeiter  beim  Absrhluss  des  Vertrages  den  Arbeitgeber 
durch  die  Vorweisung  vou  faUchen  oder  gefälschten  Zeugniä^eu  irregeführt 
oder  ihm  vorsätzlich  falsche  Angaben  darüber  gemacht  hat,  wie  sein  vor> 
heriges  DieDstverblltnis  geendigt  hat; 

3)  wenn  er  in  weseotliofaem  Umfang  sichtlich  die  F&higkeit  oder 
E^ung  zu  der  Arbeit,  zn  der  er  sich  verpflichter  hat,,  vermissen  lägst; 

3)  wenn  er  sich  trotz  Warnung  der  Trunksucht  und  anderen  Aus- 
schweifungen ergibt; 

4)  wenn  er  sich  des  Diebstahle»  der  Unterschlagung,  dee  Betröge  oder 
anderer  Vergehen,  durch  weldbe  er  des  Vertranens  des  Arbeitgebers  nn> 
würdig  wird,  schuldig  macht; 

5)  wenn  er  den  Arbeitgeber,  dessen  Angehörige  oder  Hausgenossen 
oder  seine  Mitarbeiter  misshandelt,  gröblich  beleidigt  oder  ernstlich  bedroht ; 

6)  wenn  er  den  Arbeitgeber,  deesen  Angehörige  oder  Hausgenossen, 
oder  seine  Mitarbeiter  an  Handlangen  gegen  Qesets  und  gute  Sitten  ▼er- 
Ititet  oder  au  ▼erleiten  sucht; 
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7)  wenn  er  vorsätzlich  oder  trotz  Wannmg  ans  Falirl&ssigkeit  dat 
£igeDtum  des  Arbeitgebers  beschädigt  oder  emstlicher  Gefahr  aussetzt; 

8)  wenn  er  vorsätzlich  oder  Trotz  Warnung  aus  Fahrlässigkeit  sidl 
selbst  oder  andere  eruätiicher  Getaiir  aussetzt; 

9)  wenn  er  Beeonderlieiten  betreffend  die  Hanehaltimg  oder  den 
Betrieb  des  Arbeitgebers,  die  er  ^'eliemüialteii  eolltei  mitteilt; 

10)  wenn  er  sich  beharrlich  weigert,  angemessene  Befehle  oder  Auf- 
träge, die  ihm  vom  Arbeitgeber  oder  in  dessen  Kamen  gegeben  werden, 
auszuführen ; 

11)  wenn  er  auf  andore  Weise  di»  Pfliehten,  die  iliin  doreh  den  Ver- 
trag auferlegt  werden,  grttblich  TemaehlAsBigt; 

12)  wenn  er  vorsätzlich  oder  ans  FahrUiwigkeit  nickt  mehr  imstande 
ist,  die  vereinbarte  Arbeit  zu  verrichten. 

Abmachungen,  durch  welche  dem  Arbeitgeber  die  Entscheidting  darüber 
gelabhen  wird,  ob  ein  dringlicher  Grund  im  Öinne  von  Art.  1639o  vorhegt, 
sind  nichtig. 

Art.  16d9q.  Als  dringliche  Gründe  im  Sinne  von  Art  1689e  gelten 
ftlr  den  Arbeiter  ümstftnde»  die  zur  Folge  haben,  dasa  vom  Arbeiter 
gerechterweise  die  Fortaetsung  des  Dienstrerh&ltiusses  nicht  verbukt 
werden  kann. 

Dringliche  Gründe  liegen  unter  anderem  v»>r: 

1)  wenn  der  Arbeitgeber  den  ArbtUei,  dessen  Angehörige  oder  Haus- 
genossen misähandelt,  gröblich  beleidigt  oder  ei-nstlich  bedroht  oder  duldet, 
dass  solche  Handlungen  durch  einen  seiner  Hausgenossen  oder  Unter- 
gebenen vorgenommen  werden; 

2)  wenn  er  den  Arbeiter,  dessen  Angehörige  oder  Hausgenossen  zu 
Handlungen  gegen  Gesetz  und  gute  Sitten  zu  verleiten  8ucht  oder  duldet, 
dass  eine  derartige  Verleitung  oder  ein  Versuch  zur  Verleitung  seitea^ 
eines  seiner  Hausgenossen  oder  Untergebenen  unternommen  wird; 

3)  wenn  w  den  Lohn  nicht  zur  bestimmten  Zeit  entrichtet; 

4)  wann  er  nicht  gehOrigerweise  für  Kost  und  Wohnung  sorgt^  w» 
solches  vereinbart  ist ; 

ö)  wenn  er  *lom  Arbeiter,  dessen  Lohn  vom  Ertrag  der  zu  verrichten- 
den Arbeit  abhängt,  keine  genügende  Arbeit  verschafft; 

6)  wenn  er  dem  Arbeiter,  dessen  Lohn  vom  Ertrag  der  m 
richtenden  Arbeit  abhängt,  die  vereinbarte  Hilfe  nicht  oder  nicht  in  ge- 
hörigem Masse  Icisfct; 

7)  wenn  er  auf  andere  Weise  die  Pflichten,  die  ihm  durch  den  Vertrag 
auierlegt  sind,  gröblich  vernachlässigt; 

8)  wenn  er,  ohne  dass  die  Art  des  Dienstverhftltnisses  dies  mit  sieh 
bringt,  den  Arbeiter  trotz  seiner  Weigerung  beauftragt,  im  Betriebe  eines 
anderen  Arbeitgebers  Arbeit  zu  verrichten; 

[y)  wenn  die  Fi^  fdaiier  des  Dienstverhältnisses  fttr  den  Arbeiter  mit 
ornstlichen  Gofahreu  für  Leljeu,  (Gesundheit,  Sittlichkeit  oder  guteu  Namen 
verbunden  sein  küunte,  Gefahren,  weiche  zur  Zeit  des  Abschlusses  dee 
Vertrages  noch  nidit  ersichtlich  waren; 

10)  wenn  der  Arbeiter  infolge  von  KranUieit  oder  anderen  Uxsadhsn 
ohne  seine  Sdiuld  nicht  mehr  imstande  ist,  die  vereinbarte  Arbeit  n  ver- 
richten. 

Abmachungen,  durch  welche  dem  Arbeiter  die  Entscheidung  dartiber 
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gdMBea  wird,  ob  ein  dringliclk«r  Chnmd  ün  Smne  tob  Art  1689o  vorliegt» 
aud  niditig. 

Art.  1689r.   Die  in  Artt.  16d7k  und  1689o  genannte  Entachidigmig 

hat  bei  einem  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangenen  Dienstverhältnis  dem 
Betrage  des  in  Geld  Ibstgesetzten  Lohnes  fi\r  "Dauer  H'^r  Kfind;;]^nga- 
frist  zu  eutöprechen;  bei  einem  auf  eine  bestimmte  Zeit  abi^Ht^chlosaenen 
Dienetverh&ltnis  hat  sie  dem  Betrage  des  in  Geld  festgesetzteu  Lohnes 
fiir  die  Zeit,  wfthrend  deren  das  DienetverliftltiiiB  zufolge  Artt  1689e 
lud  1639f  hätte  fortdauern  sollen,  sa  entsprechen. 

Ist  der  Lohn  des  Arbeiters  ^ijanz  oder  teilweise  nicht  nach  Zeitab- 
schnitten festgesetzt,  so  gilt  der  Massstab  des  Art.  l637o. 

Jede  Abmachung,  durch  welche  ftlr  den  Arbeiter  ein  niedrigerer  Betrag 
als  iäitschädigung  vereinbart  ist,  ist  nichtig. 

Durch  schriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder  dordi  die  Arbeitsordnung 
kann  ein  höherer  Betrag  als  Entschädigung  festgesetzt  werden;  jedoch  ist 
der  Jtif  liter  befugt,  die  Entschädigting  auf  eine  kleinere  Summe,  jedoch 
auf  nicht  weniger  als  den  gesety.lichen  Betrag,  zu  beschränken,  wenn  die 
vereinbarte  Somme  ihm  fibermäsbig  hoch  erscheint.  Vom  Betrag  der  ge- 
sdioldeien  EntBch&dignng  wird  ein  Zins  geechiilde<>  der  zu  5  Proz.  pro 
Jahr  von  dem  Tage  an  sn  berechnen  ist,  an  welchem  das  Dienstverhftltnis 
bsendigt  worden  ist. 

Art.  1630*4  Wenn  ein  Teil  das  Dienstverhältnis  ohr^e.  Kündigung 
oder  ohne  Beruck.sichtiguag  der  für  die  Kündigung  geltenden  liestimraungen 
beendigt,  und  gleichzeitig  dem  anderen  Teil  eine  Entschädigung,  deren 
Hohe  nach  Massgabe  des  ersten  Absatses  des  vorhergehenden  Artikels 

zu  bestimmen  ist,  bezahlt  hat,  so  hat,  wofern  zu  gleicher  Zeit  besondere 
Umstände  der  Art  vorliegen,  dass  der  erlittene  Sdiadon  durch  die 
empfangene  Ent.schädigung  nicht  als  vergütet  erachtet  worden  kann,  der 
andere  Teil  das  Recht,  vor  Gericht  eine  weitere  Vergütung  zu  furdern. 

Art  1639t.  ialia  em  Teil  das  Dienstverhältnis  widerrechtlich  be- 
endigt hat,  SO  hat  der  andere  Teil  das  Becht,  entweder  den  in  Art.  1689r 
genannten  Betrag  oder  vollständigen  Schadenersata  zu  fordern. 

Da.^^solbe  gilt,  wenn  ein  Teil  durch  vorsätzliches  oder  schuldhaftrs 
Verhalten  dem  anderen  Teil  einen  dringlichen  Grund  gegeben  hat,  das 
Dienstverhältnis  ohne  Kündigung  oder  ohne  Berücksichtigung  der  ftlr  die 
Kündigung  geltenden  Biwtimmangen  an  beendigen  und  wenn  der  andere 
Teil  von  diesem  Recht  Gebrandh  gemacht  hat. 

Art.  1689u.  Jede  Forderung  aoi  Grund  des  vorhergehenden  Artikels 
vegtthrt  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten. 

Art.  ir,.3nv.  Ist  das  Dienstverhältnis  fiir  längere  Zeit  als  ftinf  Jahre 
oder  für  die  Lebenszeit  einer  bestimmten  Person  eingegangen,  so  hat  der 
Arbeiter  trotzdem  das  Recht,  sobald  fünf  Jahre  aeit  dem  Anfang  des 
Dienstverhftltnisses  verflossen  sind,  es  unter  Wahrung  einer  Frist  von 
aedis  Monaten  sa  kündigen. 

Jede  Abmadrang,  durch  welche  dieses  Recht  auf  Kündigung  des 
Dienstverhältnisses  ausgeschlossen  oder  beschränkt  wird,  ist  nichtig. 

Art.  l^>B9w.  Jeder  Teil  hat  auch  vor  dem  Beginn  der  Arbeit  jeder- 
seit  das  Kecht,  sich  wegen  wichtiger  Giiinde  au  den  Richter  des  Kantons, 
in  welchem  er  seinen  tatsächlichen  Wohnsits  hat,  mit  dem  schriftlidien 
Oesnch  SU  wenden,  den  Arbeitsvertrag  ftlr  aufgelöst  sn  «rklBren.  Jede 
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Abmachung,  durdi  mlcha  diM68  Beoht  aiiflg«sQhlofl8ea  odor  beachrtakt 
wird,  ist  niehtig. 

A!h  wiVhtige  Gründe  gelten  ausser  den  in  Art.  1639o  genannten 
dringlich'  u  fründen  auch  Veränderungen  in  den  persönlichen  oder  Ver- 
mögeasvorhältnissen  des  G^auch^ätelierä  oder  des  anderen  Teils  oder  in 
den  Ümatftaden,  imter  domeD  die  Arbeit  Terriditet  wird,  und  welche  denrk 
sind,  daas  das  DienstverhAltiiia  biUigerweiee  sofort  oder  naoh  knner 
Zeit  beendigt  werden  muss. 

Der  Richter  gibt  dem  Gesuch  erst  nach  JSinvenialuDie  oder  gehöriger 

Vorladung  des  anderen  Teils  Folge. 

Die  letzten  zwei  Absätze  des  Art.  lü^ym  sind  ebenfalls  anzuwenden. 

Art.  163yx.  Dnrrh  die  Bestimmungen  dieser  Abteilang  wird  den 
Teilen  das  Recht,  aui  Gruud  von  Art.  1603  die  Auflösung  des  Vertrages 
unter  Eraetning  der  Kosten ,  des  Schadens  nnd  der  Zinsen  sn  fordun, 
nicht  genommen.*' 

Art  UL 

Die  Sechste  Abteilung  do«  Siebenten  Titels  des  Dritten  Buches  de« 
genannten  Gesetzbuches  wird  zur  Sechsten  Abteilung  dea  Siebenten  Titels 
A  und  wird  folgenderuiaijsen  abgeändert : 

Art.  1640  hat  zu  lauten  wie  folgt: 

„Beim  Werkvertrag  kann  vereinbart  werden,  dasd  der  üntürneiimer 
nur  Arbeit  verrichten  oder  dasa  er  anoh  den  Stoff  liefern  soll." 

Art.  1641  hat  za  lauten  wie  folgt: 

„Falls  der  Unternehmer  den  Stoff  liefern  moss,  nnd  das  Werk  auf 

irgend  eine  V6''eise  vor  der  Lieferung  zu  Grunde  geht,  ao  kommt  der  Ver- 
lust auf  seine  Rechnung,  es  sei  denn^  der  BeeteUer  w&re  mit  der  Abnahme 

des  Werkes  in  Verzug  geraten." 

Art.  1042  hat  zu  lauten  wie  folgt: 

„Wenn  der  Unternehmer  nur  Arbeit  verrichtöu  muss,  und  das  Werk 
auf  irgend  eine  Weise  zu  Grunde  geht,  so  ist  er  nur  für  sein  Verschulden 
haftbar."! 

Art  1648  hat  sn  lauten  wie  folgt: 

„Ist  das  Werk  in  dem  im  vorgehenden  Artikel  genannten  Falle  ohne 

Versdiulden  des  Unternehmers  und  ohne  dass  der  Besteller  mit  der  Ab- 
nahme ttnd  Prüfung  des  Werkes  in  Verzu?  creraten  ist,  vor  der  Lieferung 
zu  Grunde  geganf^en,  so  hat  der  Unternelimer  keinen  Anspruch  auf  deo 
vereinbarten  Preis,  es  sei  denn  das  Werk  infoige  eines  Fehlei's  des  Stoffes 
zu  Grande  gegangen." 

In  Art  1644  wird  an  Stelle  des  Wortes  »Arbeiter**  das  Wort  «Unter- 
nehmer** geaetst 

In  Art.   1646  wird  an  Stelle  des  Wortes  »Taglöbne**  das  Wort 

„Arbeitslöhne gesetzt. 

Der  erste  Absat?;  des  Art.  1648  hat  zu  lauten  wie  folgt: 
,,Der  Wei-kvertrag  erlischt  durch  den  Tod  des  Unternehmers.'* 
im  zweiten  Absatz  des  Art.  1648  und  in  Art.  1652  txxtt  an  Stelle  des 
Wortes  „Bigentamer**  das  Wort  „Besteller**. 
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Art.  IV. 

Das  vierte  Buch  des  genannten  Geaetzbuciies  wird  in  folgender  Weise 

abgeändert : 

Der  erste  Absatz  des  Ardkd8.1940  liat  m  lauten  wie  folgt: 
.^Gleicherweise  finden  dieselben  VorsdiriiiUm  keine  Anwendung  bei 

Streitigkeiten  über  einen  Arbeitsvertrag  und  ausserdem  in  allen  den  Pällen, 
in  denen  os  den  Umständen  nach.  onmSglich  gewesen  ist,  einen  schrift- 
lichen Beweiä  beizubringen.^ 

Art.  1951  hat  sa  lauten  wie  folgt: 

nJedooh  sollen  Bluts-  und  Anverwandte,  sowie  Arbeiter  im  Dienste 

der  Teile  bei  Streitigkeiten  bezüglich  des  Zivilstandes  der  Teile  oder  be- 
züglich eines  Arbeitsvertraj?s  oder  bei  der  Untersuchung  der  Grün  le,  die 
znr  AuftiAhnny  oder  Entzieliung  der  elterlichen  Gewalt  oder  der  Vor- 
mundäcbalt  luiiren  können,  alä  Zeugen  weder  ungeeignet  sein^  noch  ab- 
gelehnt werden  kSnnen.^' 

In  Artikel  2005  treten  an  Stelle  der  Worte :  „Diejenige  von  Arbeitern 
und  Handwerkern,  wegen  ihres  Lohns;"  die  Worte:  j,Diejenigc  von 
Arbeitern,  deren  in  Geld  festgesetzter  Lohn  jedesmal  nach  kürzeren  Zeit- 
abschnitten als  einem  Vierteljahr  bezahlt  werden  muss,  wegeu  der  Be- 
sahlang  ihxis  Lohnes,  sowie  des  Betrages  der  Erhöhung  dieses  Lohnes 
«of  Gnmd  von  Art.  ICdSqf 

Art.  2006  hat  zu  lauten  wie  folgt: 

..Die  Forderung  der  Aerzto  (art.sen,  heelmeesters)  und  Apotheker  fftr 
ihre  Besuche,  ärztlichen  Dienste  und  Arzneimittel ; 

Diejenige  von  GerichtBdienem,  wegen  ibres  Lohued  iiir  die  amtliche 
Zustellang  yon  Akten  und  die  Ansftllirang  ihnen  aufgetragener  Ver- 
riebtongen ; 

Diejenige  der  Vorsteher  von  Lehrlingsintematen  (kostschoolhouders) 
für  das  Kost-  und  Schulgeld  ihrer  Lehrlinge,  und  diejenige  anderer  Lehrer 
für  die  Honorierung  ihres  Unterrichts; 

Diejenige  von  Arbeitern  mit  Ausnahme  der  in  Art.  2005  genannteui 
wegen  BesaJilung  ihres  Lohnes,  sowie  des  Betrags  der  Erhöhung  dieses 
Lohnes  auf  Grund  von  Art.  1638q; 

yeiQfthren  nach  Ablauf  von  2wei  Jahren. 

Art  V. 

Das  Handelsgesetzbuch  wird  in  folgender  Weise  abgeändert: 
Der  zweite  Absatss  des  Artikels  764  hat  zu  lauten  wif>  fo];^'^ : 
„Die  aus  dem  Arbeitsvertrag  erwachsenen  Rechte  und  Ptiicbten  von 
Steuerleuten,  Schiffsknechteu  oder  anderen  Schitfsleuteu  werden  nach  dem 
Vertrag,  naoh  den  Bestimmungen  des  bOrgerliohen  Gesetsbuohes  in  dieser 
Sache  und  nach  den  diesbezflgUoh  gesetilich  erlassenm  besonderen 
BaglementMk  und  Verordnungen  geregelt." 

Art  VL 

Die  ZivUproBessordnung  wird  in  folgender  Weise  abgeindert: 

Am  Schlüsse  des  Artikels  4  wird  beigefügt: 

10)  Für  den  Arbeitgeber  und  seinen  Arbeiter,  der  mit  ihm  in  häus- 
licher Gemeinschaft  lebt,   was   die   gerichtlichen  Vorladungen   und  alle 
anderu  Mitteilungen  betrifft,  die  auf  das  Gesuch  des  eiueu  dem  auderu 
zugestellt  werdeni  auf  die  unter  Ziff.  9  vorgeschriebene  Weise  und  nach 
ArtiiWiMcbf ,  32 
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ITuagaW  dar  dort  gegebenen  BeetiiBmungen ;  in  dem  Sinne,  dies  alle 
dort  gegebenen  BestmunuDgen  über  den  Ehegatten  tva  demjenigen  gelten 
sollen,  anf  dessen  Oesnoh  die  Mitteil  uhl^  zogeetellt  wird,  und  alle  d«t 
gegebenen  Bpgtimmungen  über  die  Jrau  tür  dttgenigen  gelten  soliea,  dam 

die  Miftexiung  zugestellt  wird." 

Zwischen  die  Auikchrift  des  Zweiten  Titels  des  Ersten  Bacbes  und 
Art  97  wird  folgendes  eingefügt: 

^Erste  Abteilnnf. 

Allgemeine  Bestimmungen." 

Zwischen  Artikel  125  und  den  Dritten  Titel  des  Ersten  Buches  wird 
folgendes  eingefügt  : 

^Zw«lte  Abteilung:. 

Von  der  Art  der  Prozessf ührung  in  8treiti°&Uen,  die  sicii 
auf  einen  ArbeitsTertrag,  anf  einen  Kollektivarbeitsrer- 
trag  oder  anf  gewisse  Werkverträge  besieken. 

Art  125a.  Die  Behandlnng  von  Streitfiülen,  die  sich  anf  einen  Werk* 

vertrag  bezieben,  nnd  über  die  der  Kantonsrichtor,  ohne  dass  an  eine  höhere 
Instanz  Berufung  eiiifrele^'t  werden  kann,  erkennt,  oder  auf  einen  Arbeit.*- 
vertrag,  oder  auf  einen  Kollektivarbeit.-^vertrag  nach  Artikel  1C37ü  des 
bürgerlichen  Qesetzbucheb  beziehen ,  hat  nach  den  gewöhnlicheu  Vor- 
schiiften  an  geschehen,  sofern  nidit  durch  die  folgenden  Artikel  davon 
abgegangen  wird. 

Art.  125b.  Der  klagende  Teil  hat,  nach  Belieben,  auf  der  Kar.  lei 
des  Eantonsgerichts,  in  dessen  Gerichtjsbarkeit  die  Arbeit  gewöhnlich  ver- 
richtet wird,  oder  desjenigen,  in  dessen  Gerichtsbarkeit  der  andere  Teil 
seinen  Wohnsits  hat,  anf  ungestempeltem  Papier  ein  Gesnok  einsoreicbeD, 
in  welchem  der  Kantonsrichter  ersncht  wird,  einen  Tag  fUr  die  gendit> 
liehe  Verhandlung  des  Streitfalles  zu  bestimmen. 

Das  Gesuch  hat  Namen,  Vornamen  und  Wohnort  des  Go.-^nchstelleri-. 
Namen  und  Wohnort  des  anderen  Teils  zu  enthalten,  sowie  die  Forderung 
und  die  Gründe,  auf  welche  sich  die  Forderung  stützt. 

Durch  Verwaltungsverordnung  soll  ein  Foimnlar  Air  dieeee  Oesodi 
aufgestellt  werden  ;  der  Gebrauch  des  Formulars  ist  jedoch  nicht  verbindlich. 

Art.  125c.  Findet  der  Kanfonsrichter ,  dass  die  Streitigkeit  .-ich 
auf  einen  der  in  Art.  125a  genannten  Fälle  bezieht,  und  dass  da.^  üe- 
such  den  in  Art.  12öb  gestellten  Anforderungen  entiipricht,  so  bestiaust 
er  den  Tag  und  die  Stunde  der  gerichtlichen  Verkandluag  des  FaUea;  die 
Veriiandlung  darf  nicht  sp&ter  als  TierEehn  Tage  nach  Eingang  des  Oe- 
snehB  auf  der  Kanzlei  angesetzt  werden. 

Der  GerichtsÄchreiber  zeigt  beiden  Teilen  durch  zu  avisierGuitn 
Dienstbrief  Tag  und  Stunde  der  gerichtlichen  Verhandlung  des  Falidb  au. 

Zwisdksn  dem  Tag,  an  wel<diem  diese  An«^  Tsnandt  wird,  uod 
dem  Tage  dea  Erscheinens  sollen  mindestens  6  Tage  verfliessen. 

Der  Anseige  an  den  anderen  Teil  wird  mne  Abscbrülb  des  Geancbes 
beigefügt 

Die  Anzeige  erfolgt  nach  einem  durch  Verwaltungsverordnung  aui- 
gestellten  Formular. 

Verweigert  der  Eantonarichtsr  seine  Hitwirkung  mit  der  Bcgrflndang» 
dass  die  Streitigkeit  sich  nicht  auf  einen  der  in  Art.  lS6e  geBSBStBS 
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F&lle  beziehe,  oder  dass  das  Gesuch  den  in  Art.  126b  gestellten  An- 
forderungen nicht  entspreche,  so  hat  er  die»  in  einem  motivierten  Urteil 
aniugeben,  von  welchem  dem  klegenden  Teil  dudi  m  avtaierenden  Dfenat- 
brief  Yom  Gericht^chreiber  Mitteilong  gemAoht  wird. 

Gegen  das  Urteil,  das  der  Kantonsrichter  auf  Grund  dieses  Artikels 
fällt,  kann  nicht  au  eine  höhere  Instanz  Berufung  eingelegt  werden ;  jedoch 
bleibt  dem  Oberstaatsanwalt  beim  Keichsgericht  (procareur-generaal  bij 
den  Hoogen  Read)  nubmommen,  Eaasation  des  Urteils,  jedoek  nur  wegen 
OesetiesverletBiiiig,  wa  beantragen. 

Art.  126d.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  genannte  Aneeige  des 
Gerichtsschreibers  hat  ittr  die  Teile  die  Bedeatong  einer  gerichtlichen 
Vorladung. 

Art.  125e.  Wenn  bei  der  gerichtlichen  Verhandlung  det^  Falles  ein 
TeQ  ftr  wünsohenawert  hftlt,  daaa  Ober  daa  Beeteheo  oder  Niohtbeateben 

einer  Verkehresitte  oder  Uber  einen  andern  streitigen  Punkt  das  Gkitachten 
einpr  Arbeitskamraer  eingeholt  werde,  bat  der  Richter  die  Verhandlung 
des  Falles  um  eine  von  ihm  zu  bestiramende  Zeit  aufzusohieben ;  diese 
Zeit  soll  wenigstens  7  und  höchstens  14  Tage  betragen. 

Baeaelbe  gilt,  wenn  der  Richter  bei  der  gericthtlichen  VeAandlnng 
des  Falles  oder  bevor  er  das  Endnrteil  ftUt,  für  wOnscb^Miwert  bftlt,  aas 
Ontachten  einer  Arbeitskammer  einzuholen. 

In  beiden  Fällen  hat  der  Gerichtsschreiber  der  Arbeitskammer  den 
Ponkt  anzugeben,  über  welchen  von  ihr  Auskunft  gewünscht  wird,  mit 
dem  Ersuchen,  dem  ELautousrichter  so  rasch  wie  möglich  das  Gutachten 
siunisteUen,  nnd  unter  Angabe  des  Tages,  an  dem  die  Veriiandlung  des 
Falles  fortgesetzt  werden  soll. 

Wenn  die  Arbeitskammer  ihr  Gntat^hten  schriftlich  einsendet,  so  wird 
es  ohne  Verzug  zur  unentgeltlichen  Einsicht  beider  Teile  auf  der  Kauzlei 
des  Kautonsgerichts  deponiert.  Wird  das  Gutachten  mündlich  erstattet 
oder  erUntert,  so  hat  dies  in  der  öffentlichen  Oerichtssitsnog  zu  geschehen. 

Art.  126f.  WOnscht  jemand»  der  bei  einem  KoIlektiTarbeitsvertrag 
nach  Art.  Iß37ni  des  btlrgerlichen  Gesetzbuchs  Partei  war,  zur  Ausübung 
des  ihm  in  li^sem  Artkel  zuerkannten  Rechtes  in  einem  Streitfall  sich 
anzusch Hessen  oder  zu  intervenieren,  so  soll  das  in  jedem  Stadium  der 
Veriiandlang  möglich  sein,  ohne  dass  irgend  eine  Erlaubnis  oder  ein 
gsriobtliches  ZwiscbennrteU  erforderlidi  ist 

Der  Betreffende  ist  alsdann  jedoeli  yerpflichtet,  seine  Absicht  auf  der 
Kanzlei  des  Kantonsgerichtes  schriftlic!)  anzuzeigen  unter  Wnhrniig  eines 
Termins  von  mindestens  drei  vollen  Tagen  vor  der  Gerichtssitzung. 

\  on  dieser  Anzeige  hat  der  Gerichtsschreiber  so  rasch  wie  möglich 
dareb  m  avisierenden  Dirastbrief  den  streitenden  Teilen  Mitteilung  sn 
machen.'' 

Dem  Artikel  872  vrin]  ciri  dritter  Absatz  folgenden  Inhnlfpp  r^nf^'cffigt : 

„Wenn  um  eine  rirhterliche  Verfügung  betreffend  einen  Arbeitsverti-ag 
nachgesucht  wird,  äo  kann  das  bezügliche  Gesuch  auf  ungestempeltem 
Papier  eingereicht  werden ;  die  Verftigung  soll  stempelfrei  sein,  nnentgelt* 
lieh  regisü'iert  und  ausserdem  kostenft'ei  ausgebAndigt  werden." 

Zwischen  die  Art  874  nnd  875  wird  ein  neuer  Art  874a  folgenden 
Inhaltes  eingefügt : 

,,Tritt  jemand  als  Partei  vor  Gericht  in  einer  auf  einen  Arbeitsverti-ag 
bsfeOglichen  Streitigkeit  auf,  80  wird,  wenn  er  den  in  Art.  868  genannten 

82* 
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Armutsbeweis  erbriiigt,  angenommen,  er  habe  vom  Baohtei'  die  BSrlanbnis 
war  Ftthning  des  Progoofloo  im  Aimeurecht  erbalten. 

Bieae  Bestimmang  gÜt  nicht  fOr  dei^jenigen,  der  seine  bereits  frOber 
abgewiesene  Forderang  lom  sweitenmal  Torbringt.** 

Art.  VU. 

Art.  39  Ziff.  8  des  Gesetzes  über  die  Gehchtsorganisation  und  das 
Jusfeiswesen  hat  sn  lauten  wie  folgt: 

„Von  allen  Fordenmgeni  die  sich  auf  « inon  Arbeitsvertrag  oder  auf 
einen  KoUektivarbeitsTertrag  nach  Art  Hi^ln.  dm  bttzgerlid&en  Oeseti- 
buches  beeiehen.^ 

Art.  VUL 

In  Art.  21  Ziff,  2  des  Konkursgesetzes  wird  zwischen   die  Worte 
„in  Konkars  Geratene  (gefailleerde)"  und  „wahrend  r^eflurende)'*  folgende? 
eingeäciialtet :   „oder  äeine  Ehegattin  infolge  eines  laut  Art.  1637f  des 
Btlrgerlichen  Gesetzbuches  eingegangenen  Arbeitsvertrages*^. 
Art  40  des  genannten  Gesetses  hat  sn  lauten  wie  folgt: 
„Arbeiter  im  Dienste  des  in  Konkurs  Geratenenen  können  das  Disnat- 
Verhältnis  kündigen  nnd  es  kann  ihnen  ihrerseits  durch  den  Konkurs- 
verwalter  das   Dienstverhältnis   gekündigt   werden,   unter  Wahning  der 
vereinbarten  oder  der  gesetzlichen  Fristen ;  in  dem  Sinne  jedoch,  dem 
jeden&Us  das  Dienstrerhiiltnis  mit  einer  Frist  von  sechs  Wochen  dudi 
Kflndigong  beendigt  werden  kann.    Von  dem  Tage  der  Eröffnung  das 
Konkursverfahrens  an  ist  der  Lohn  aus  der  Konkursmasse  zu  bestreiten. 
Art.  233  Ziff.  5  des  genannten  Gesetzes  hat  zu  lauten  wie  folgt: 
„Des  Lohnes  der  Arbeiter;  des  Betrags  der  Erhöhung  dieses  Lohnes 
laut  Art  16d8q  des  Bürgerlichen  Gesetzbaches ;  des  Betrages  der  Au- 
lagen,  welche  der  Arbeiter  filr  den  Arbeitgeber  bestritten  hat;  und  d« 
Betrages  der  Entschädigung,  die  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter  beim  Ab- 
lauf des  Dienstverhältnisses  laut  Art.  1689t  des  Bürgerlichen  Gesetsbaches 
schuldet 

Uebergangsbestimmnngen. 

Art  I.  Die  Rechte  und  Pflichten,  die  aus  Arbeitsverträgen  erwacbsen, 
welche  ztir  Zeit  des  Tnwirksamkeittretens  dieses  Gesetzes  in  Geltung 
stehen,  werden,  von  dem  Zeitpunkt  an,  doch  allein  für  die  Zukunft,  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  geregelt. 

Wenn  Minderjährige  za  dieser  Zeit  kraft  eines  von  ihrem  gesetslicbsB 
Vertreter  sn  ihren  Gnnsten  abgeschlossenen  Arbeitsvertrages  in  Arbeit  stehes, 
so  wird  angenommen,  sie  hätten  selber  den  Arbeitsvertrag  auf  Grund  einer 
ihnen  von  ihrem  gesetzlichen  Vertreter  gegebenen  Ermächtigung  eingegangen: 
Bestimmungen,  die  ihr  gesetzlicher  Vertreter  dabei  festgesetzt  hat,  gelten 
als  Bedingungen,  unter  denen  die  Ermächtigung  gegeben  worden  ist 

Wenn  Ifindei^lhrige  zur  genannten  Zeit  als  Arbeiter  tätig  sind,  ohne 
dass  ihr  gesetzlicher  Vertreter  einen  Arbeitsvertrag  zu  ihren  Gnnsten  ab- 
geschlossen hat,  so  wird  angenommen,  die  in  Art  16d7h  genannte  Frist 
beginne  mit  diesem  Zeitpunkt. 

Art.  LI.  Bis  zum  iiliiass  weiterer  gesetzlicher  Bestimmungen  geltes 
Air  Personen  im  Dienste  von  fiisenbshnnntemehmnngen  gemäss  dem  Oeseti 
vom  9.  Apiü  1876  snr  Begelang  des  Bisenbahndienstes  nnd  fiäsenbahnwesens 
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(8taatsbl«d  Nr.  67)  hiiuriclLtHoh  der  Hat«rienf  die  doroh  ein  die  Arbeite» 
yerlilltnisse  der  Eisenbalmeiigeetellten  betreffendes  Reglement  geregelt 
sind,  an  Stelle  der  Bestimmungen  des  Siebenten  Titels  A  des  Dritten 
Buches  des  Btirgerlichen  Gesetzbuches  die  "Bp>stimmungen  dieses  Reglements, 
wofem  die  genannten  Bestimmangen  entweder  durch  die  fiisenbabubehörden 
iiu  iiiinverötäudniä  mit  dem  mit  der  Ausftüirung  des  genannten  Gesetzes 
betreuten  llfinister  oder  durch  den  Ministw  kraft  der  ihm  gesetslich  ver« 
Hehenen  Befognie  en^eiteUt  sind. 

Schlusöbestiramung. 

Dieses  Gesetz  tritt  an  einem  von  uns  näher  su  bestimmenden  Tage 
in  Wirksemkeit. 

IX.  Rutsie.  RimhuMl. 

1.  PacnopAiKesie  o6i>  HSAaniH  npaBH^i>  npeAOCiopoai- 
fiocTH  npH  paCoTaxi  sa  i^ehkobuxi  sasoAaxi^  ißt,  1480,  So- 
brenie  nsekoneni},  1.  Sept.  1906^  No.  218.) 

Verfügung  über  den  Xdaas  von  SdiativorwdKrifteiL  Ar  die  Arbeiten 

in  ankhätten.    Vom  19.  April/t 2.  Mai  1906. 

§  1 .  Bevor  ein  Arbeiter  in  einer  Zinkhütte  beschäftigt  werden  darf, 
ist  er  von  einem  Arzte  zu  untersuchen.  Die  Ergebnisse  der  ärztlichen 
üntersnohung  sind  entweder  auf  besonderen  Be^trienetteln  für  jeden 
Arbeiter  oder  in  dem  gebundenen  Heuptbncli  der  ftnetlidlien  Beendie  ein- 
xntragen. 

Bemerkung:  Die  nach  Vorschrift  gcbnndenen,  numerierten  und  mit 
dem  erforderlichen  Stempel  oder  Siegel  versehenen  Bücher  und  losen  Ke- 
gistrieraettel  werden  von  der  ftr  des  betr.  GonTemement  zostftndigen 
Fabrik-  und  Htlttenkemmer  abgegeben. 

§  2.  Personen  mit  schwacher  Gesundheit  und  Jugendliche  unter 
15  Jahren  dürfen  nicht  zur  Arbeit  an  Zinköfen,  aum  Aufladen  und  Weg- 
schaffen der  Schlacken  und  der  Anche  aus  den  Feuerräumen,  zum  Sieben 
and  zur  Verpackung  der  Nebenprodukte  der  Zinkrückstftnde  verwendet 
werden.    Firanen  d<lrfen  nicht  an  den  ZinkOfen  besoh&fti^  werden. 

§  3.  Der  mit  der  Aufsicht  über  die  Gesundheit  der  im  Zinkwerk 
arbeitenden  Personen  betraute  Arzt  hat  wenig-^ens  einmal  im  Jahr  pitip 
Untersuchung  vorzunehmen.  Die  Arbeiter,  bei  denen  sich  Symptome  der 
Berufskrankheit  zeigen,  äüllcu  auf  Verlangen  des  Arztes^  biä  zu  ihrer  voll- 
atftndigen  Wiederherstellung  ihrer  Arbeit  enthob«i  werden,  selbst  wenn 
ihr  Zustand  sie  nicht  hindern  würde,  noch  weiter  zu  arbeiten  ;  die  Arbeiter, 
welche  dem  schJldlichen  Einfluss  der  Produktion  weniger  sraik  ausgesetzt 
sind,  sollen  für  längere  Zeit  der  Beschäftigung  in  Räumlichkeiten,  wo  die 
Ziukrückstiade  gewonnen  werden,  enthoben  und  weder  mit  der  Verpackung 
nodi  mit  dem  Sieben  der  Nebenprodukte,  noch  mit  der  Arbeit  des  Fort» 
Schaffens  beschäftigt  werden  dflnen. 

§  4.  Die  Leitung  des  Hüttenwerks  ist  verpflichtet,  auf  Rogistrierzetteln 
oder  in  einem  jrebundenen  Buche  ein  Verzeichnis  der  ärztlichen  Unter- 
suchungen  anzulegen  1).  Ks  soll  darin  euthalton  «ein:  1)  der  Name 
des  Inhabers  des  Buches;  2;  der  JS'ame  des  Arztes,  der  mit  der  Aufsicht 
ttber  die  Gesundheit  der  Arbeiter  betraut  ist;  3)  Vorname^  Vatemame, 
Fianilienname  jedes  Arbeiteve»  sein  Alter  und  sein  Wohnsits,  Datum  seines 
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Dienstamtritts  und  -Austritts,  Art  seiner  Beschäftigung;  4)  Datum  dm 

Bef^inTieg  Keiner  Kraiskhnit  und  Art  der  Krankheit ;  5)  Dutum  der  Wieder- 
hersteilung ;  Daten  und  Ertrebiu'sso  der  Ärztlichen  Untersuchung. 

5.  In  der  Nähe  der  Arbeitsstätten  soll  Trinkwasser  in  hinreichender 
Menge  vorhanden  sein.  Dieäes  Wasser  ist  gegen  Verunreinigungen  durch 
Staub  xa  «ehlltMii  und  «oll  siob  in  eineoi  Baum  befinden,  in  den  sich  die 
Arbeiter  begeben  können,  ohne  einen  Hof  flbeisohreiten  sn  Mflssen« 

§6.  Die  Btane,  in  denen  die  Arbeiter  tAüh  waschen  und  ankleiden, 
unr\  die  besonderen  Räume,  in  denen  sie  essen,  sollen  in  dem  Teile  de> 
Werkes  liegen,  wo  koin  Staub  vorkommt.  Beide  Räume  sind  in  gutem 
b>tand  zu  halten  und  wahrend  der  kalten  Jahreszeit  zu  heizen. 

Li  den  Ankleide-  und  Baderlamen  aollen  Waaeer,  Seife  ond  Tttober 
vorhanden  sein.  £in  beeonderer  Fiats  ist  lur  Anfbewahrong  der  Eleider« 
die  von  den  Arbeitern  vor  Beginn  der  Arbeit  abgelegt  werden,  und  zum 
Anziehen  dos  ihnen  von  der  Leitung  anentgeltlich  so  verabfolgenden  Ar- 
beitskieides  zu  reservieren. 

Die  Leitung  hat  ihnen  wenigstens  zweimal  in  der  Woche  und  in 
AoanahmefUlen  aaf  Verlangen  des  Aistee  anoh  wlbrend  der  Arbeitsstandea 
die  Bentttiong  der  Bader  des  Hflttenwerkes  an  goetatten. 

§  7.   Die  Leitung  bat  dafttr  sa  sorgen,  dass  die  Arbeiter  folgende 

Voi*8chriften  beobachten : 

a)  Nahrangsmittel  dlirfeu  nicht  in  die  7Air  Arbeit  bestimmten  Räume 
mitgenommen  werden  und  Mahlzeiten  nur  in  den  zu  diesem  Zwecke  be- 
stinonten  Banmliehkeiten  eingenommen  werden; 

b)  die  Arbeit»  dtirfen  nieht  sa  Tisch  gehen,  die  Mahlzeit  beginnen 
und  das  Werk  verlassen,  ohne  vorher  sor^iutig  fiinde  ond  GMc&t  ge- 
waschen zu  habpu. 

Diese  Vorschriften  sind  an  den  Arbeitsstätten,  im  fissraum,  im 
AnUeideranm  8i<^ti>ar  anaosehlagea  ond  dan  ArbeitsbUdiem  vonodraekea. 

2.  PacnopaaveHie  061  HSM^HeHlH  h  xoaoiHeHiH  npini- 

^fiHift  Kl  §  39  UpaBB-iT,  i.iH  BOAeniÄ  ropnuxi.  pa6oTi  bi 
BHAäXl  EXl»  6e3onaCHOCXH.  (St.  1477.  äobranie  uzakoneny,  1.  Sept 
1906,  No.  213.) 

▼aKfBgang  sor  AMadenmg  und  A^ginanng  der  dem  Art  90  ^)  dar 
▼•RMtdnimg  über  die  Sicherheit  der  Beigarbeltaii  belg«feb«nen  Be- 
merkungen.   Vom  19.  Juni/'2.  Juli  1906. 

Bemerkung  1.  In  jeder  Kohlengrube  soll  ein  Rettungsartel,  be- 
stehend aus  Arbeitern,  welciie  in  Stickluft  zu  arbeiien  verstehen,  gebildet 
werden.  Die  Anzahl  der  den  Artel  bildenden  Ai  bexter  soll  4  Proz.  dar 
Mazimalsahl  der  in  dnem  gegebenen  Angenbliek  in  der  Qrube  beadilf* 
tigten  Arbeiter,  jedoch  kainaefialls  weniger  als  6  Mann  betragen.  Der 
Artel  soll  auf  jede  Gruppe  von  3  Mann  2  in  [rtitem  Zu.stand  bofiudlicbe 
Beapiratoren  und  2  elektrische  Lampen  mit  tragbarer  Xächt^aeUe  besitzen. 


1)  Art.  3d  lautet :  Währeini  der  gftoxeo  Dauer  der  B«rgarbeit«D,  besooden  in  dw 
KbUtograban,  habm  die  ÜBtonehoier  daftr  ra  aorgeii,  dam  ia  d«m  Batypetk  häi 

herrsche  und  bc?ttAndig  erneuert  werde;  »obril'l  i^^rpln-ivr  ndrr  für  die  Atmung  schSdlirhe 
Oase  beobachtet  werden,  sollen  die  Arbeiter  uuversuglicii  vou  dea  betreffeaden  Orten  weg- 
gebiMht  und  die  iiOl||an  ICsMiuduMB  aar  LUlnag  der  Gnibe^  vad  bawadew  ia  dea  SlolkD, 
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Ist  die  Zahl  der  den  Artel  büdtnden  Arbeiter  nicht  durch  3  teilbar, 
80  wird  der  bei  der  Berechnung  der  Anzahl  der  notwendigen  Ltoipen 
sich  ergebende  Bruch  als  Ganzes  gezählt. 

Die  Zahl  der  den  Artel  bildenden  Arbeiter  darf  in  den  Kohlen- 
gruben, die  weniger  als  50  Arbeiter  beschäftigen,  mit  Einwilligung  des 
Ortiidien  fiedrkaingeniearfl  und  nnter  eemer  Yeruitwoitlialikeit  auf  8 
M&nn  mit  2  Reepiratoren  und  2  elektrischen  Lampen  mit  tragbarer 
Lichtquelle  eingeschränkt  werden,  wenn  die  Grube  sich  in  der  N&he  einer 
frrossen  Grabe  befindet,  die  einen  aus  der  normalen  obengenannten  An- 
zahl von  Leuten  bestehenden  Artel  besitzt  (wenn  eine  telephonische  Ver- 
bindung zwischen  den  beiden  Gruben  vorhanden  iat,  so  darf  die  Diatans 
nicht  »ehr  als  ly,  Werst  betragen,  andem&lla  nicht  mehr  ala  1  Went). 

Der  Örtlichen  Bergwerkainspektion  eteht  ea  an,  snr  Prttfong  der  die 
Ori^anisation  der  Rettongsartele  betreffenden  Fragen  Verhandlungen  iwiacben 
den  Leitern  der  Bergwerksbetriebe  dor  Gegend  oder  den  Personen  einzu- 
leiten, die  von  den  Betriebsleitern  aus  dem  mit  dem  technischen  Teil  der 
Bergwerksuntemehmuug  betrauten  Personal  hierfür  bezeichnet  werden. 

Bemerkung  2.  Für  jede  Erzgrube  und  für  jedes  unterirdisch  aus- 
gebeutete Goldlager  soll  ein  Rettungsartel,  bestehend  aus  Arbeitern,  welche 
in  Stiddoft  Rettongaarbeitan  anaanfBhran  ▼erstehen,  gebildet  werden.  Die 
Zahl  der  den  Artel  bildmiden  Arbeiter,  die  Zahl  der  Apparate,  tragbaren 
elektrischen  Lampen  und  sonstigen  Rettungsvorrichtungen  werden  von  der 
örtlichen  Bergwerksinspektinn  bestimmt;  die  beteiligten  Bergwerkabositzer 
haben  hierzu  ihre  Mithilfe  zu  bieten.  Diese  Artele  sind  in  der  ersten 
Hilfeleiatiing  in  UnglflokaftUen  an  nnterveiaen. 

Wenn  die  Goldlager  mit  Fener  ausgebentet  werden,  ao  aoll  der 
Kettungsartel  aus  wenigstens  3  Mann  bestiriien.  Jeder  dem  Artel  aaga- 
hörige  Mann  soll  mit  den  nOtigen  Battongsapparaten  nnd  Werkaeogsn 
ausgerüstet  sein. 

Die  Wahl  der  Respiratoren-  und  Lampentypen  wird  den  Bergwerks- 
beaitaem  überlassen,  die  sich  mit  der  örtlichen  Bergwerksiuspektion  zu 
▼erstlndigen  haben;  jedoch  aollen  die  gewihlten  Typen  jede  erferdsflidie 
Sicheihett  bieten  und  praktisch  erprobt  seuL 

3.  Bacoiaftrae  vth e pa: achhoc  iio.ioH^fMiio  CorrliTa  Mhiih- 
CTpoBT>  o6i>  HiiMtneniH  cTaxeft  5,  H  n  \)  nucoqaöme  yTBei):K- 
AeuHaro  15  HOHöp^  1906  ro^a  üOJiOüieuiii  oCt  oCesue^euie 
HopxajbHaro  OTAUxa  ciysan^Hxi»  b%  ToproBUxi»  sase- 
Aeniax^b,  csjaxaz«  ■  BOHTOpaxi.  (8t.  1160.  Sobranie  naakonen^*, 
22.  Sapt  1907,  No.  160.) 

AüarliftohBt  unterzeichnete  Verordnung  dee  Miniaterratea  betr. 
die  Abänderung  der  Art.  6,  6  and  9  der  allerhöchst  tmtersei(dmetmi 
Verordnung  vom  16./28.  November  1806  \/  über  die  Begelang  der 
nocmalan  Buhe  der  Gehilfen  in  Handelabetrieben,  iriederlagen  und 
Xtantom.   Vom  12./26.  September  1907. 

Der  Miniaterrat  hat  auf  Grand  von  Art  87  des  Kodex  dar  fiaieha- 
grandgoootao,  An^gabe  1906,  beachlcanen; 


1)  Bau.  Bd.  Y  8.  6M  Nr.  2. 
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I.  Es  seien  au  Hör  Letrcffenrleu  Gesetzesverordnurg  vom  15.y'28.  No- 
vember 1906  betr.  die  Ke^^elunfj  der  uormalen  Ruhe  der  Gehilfen  in 
Handelsbetrieben,  Niederlagen  und  Kontoren  folgende  Aenderuugen  aozn- 
bringen. 

1.  Art  &  Boll  folgendennassen  lauten: 

„Am  ersten  Ostertag,  am  Tage  der  Heiligen  Dreieinigkeit  und 
am  ersten  Weihnacbtsfeiertag  ist  Huidel  und  Bescli&ftigung  der  Gehilten 
überhaupt  nicht  gestattet 

An  den  Sonntagen  und  an  den  12  Peiertagen  darf  kein  Handel  be- 
trieben und  dOrfen  Gehilfen  nicht  besditftigt  werden.  Durch  yerbindlidie 
Bestimmungen  können  jedoch  nach  bestimmten  örtliohen  Verhältnissen  auf 
Gb^md  der  in  Art.  9  Ziffer  5  niedergelegten  Bedingongen  Ausnahmen  von 
dieser  Vorschritt  gestattet  werden. 

Der  Handel  und  die  BoHchäftigung  von  Gehüfen  können  auch  an 
andern  Tagen,  die  nach  den  OrtUdien  Verhältnissen  den  Charakter  too 
Feiertagen  haben,  zeitlich  beschränkt  oder  ganz  verboten  werden:  die 
Beschränkung  oder  das  Verbot  für  die  betr.  Tage  hat  in  f'onn  verbindlicher 
Bestimmungen  zu  ge.schehen  (Art  9  Ziffer  6).** 

2.  In  Art.  6  sollen  der  Ausdruck  „Abs.  1",  sowie  die  ganze  ZiÖer  4 
gestrichen  werden. 

S.  Art.  9  Ziffer  6  soll  folgendermassen  lauten: 

„Uebor  die  Bewilligung  von  Verrichtungen  jeder  Art,  oder  einzelner 
Arten  des  Handels  und  der  Beschäftigung  der  Gehilfen  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen (Art.  5  Abs.  2):  jedoch  darf  solche  Beschäftigung  und  solcher  Handel 
nicht  länger  als  5  Stunden  im  Tag,  und  der  im  Art.  6  Ziffer  8  genannte 
Handel  nicht  linger  als  die  in  Art.  1  vorgeschriebene  Zeit  daueni.^ 

H.  Es  sei  den  Gouverneuren  und  Bedrksvorstehem  (mnaisBHnn 
OISiHiCMA)  zu  überlassen,  an  den  Orten,  wo  sie  dies  auf  Qrund  besonders 

triftiger  Erwngnngen  für  nnnmgüngUch  notwendig  erachten,  die  Verrich- 
tung jeder  Art  oder  einzelner  Arten  von  Handel  und  Beschäftigung  der 
Gehilfen  an  Sonn-  und  Feiertagen  während  der  in  Zirfer  3  dea  Teiles  1 
voriiegender  Verordnung  vorgesehenen  Zeit  bis  sur  Erlassung  verbindlicher 
Bestimmungen  über  den  Haudd  an  den  genannten  Tagen  durch  die  öffent* 
liehen  stiidtischen  und  gouvemementalen  Zemstvos  oder  die  sie  vertreten- 
den Institutionen  weiterbin  zu  bewilligen. 

» 

X.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Band. 

BimileBbeBotbluss,  betr.  die  Batifikation  der  internationalen  Uebor- 

einkommen  (vom  20.  September  1906)  übnr  dns  Verbot  der  industriellen 
ITaohtarbeit  der  Frauen  und  über  das  Verbot  der  Verwendung  von 
weissem  (gelbem)  Phosphor  in  der  Zdndnolsindustaie.  Vom  19.  Dezember 
1907.  (Eidgenössische  Qesetssammlung,  Nr.  6  vom  26.  Februar  1906,  S.  59.) 

Die  Bundesversammlung  der  sdiweicerisehen  Bidgenossensohaft,  nach 
Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  5.  November  1907,  in  An- 
wendung von  Art.  85  Ziffer  5  der  Bundesverfassung  beschliesst: 

I.  Bio  am  20.  September  It^Oß  in  Bern  unter/f>irhneten  internationalen 
Uebereinkommon  betreffend  das  Verbot  der  induatrieilen  Nachtarbeit  der 
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Fnaen  und  betaraffand  das  Vwbot  dar  Verwendimg  von  veiasem  (gelbem) 
Fhoapbor')  in  der  ZUndbolEuidiistrie  werden  genebnugt. 

n.  Der  Bnndearat  wird  mit  der  VoUrielmiig  dieaee  Beachltuwas  be- 
auftragt« *■ 

b)  Kantone. 
TmuL 

1.  Decreto  governativo  Stil  lavoro  feativo  dei  depoaiti 

di  birra.    17.  Aprile  U^^fi 

Begierungserlaaa  über  die  Sountagsarbeit  in  Biorablagen«  Vom 

17.  Aprü  IdOii. 

Art  1.  Die  im  Kanton  fHr  ReohnuDg  der  einheimiaehen  oder  fremden 
Brauereien  betriebenen  Bierablagen  haben  an  Sonntagen  und  anderen 
gesef /liehen  Feiertagen  ihre  Arbeit  and  die  Verabfolgong  des  Bierea  nm 
Mittag  einzustellen. 

Art.  2.  Zuwiderhandelnde  werden  von  den  Gemeinden  auf  Grand 
der  Gemeindeyerordnung  bestraft. 

Art  3.  Dieser  Erlasa,  der  nnyersttglieh  in  Kraft  treten  wird|  aoll 
im  Foglio  Ufficiale  und  im  BoUettino  Ufficiale  delle  leggi  a  decreti  ver- 
ttffentUcbt  werden. 

2.  Decreto  di  complemeuio  di  aitro  decreto  17  Aprile 
eorrente  anno  snl  lavoro  feativo  nelle  fabbricbe  e  nei 
depositi  di  birra,  aoque  gazzose  e  Seltz.    3  Maggio  1906. 

Erlass  znr  Ergänzung  des  Erlasses  vom  17  April  dieses  Jahres 
über  die  Sonntagaarbeit  in  Biorbrnuereien,  Bierablagen  und  liinionaden- 
und  Selterswassei^briJLen  und  «Ablagen.    Vom  3.  Mai  IdiJQ. 

Art.  1.  Das  Verboti  am  Nachmittag  yon  Sonntagen  und  anderen 
Feiertagen  Bier  auasutragen  und  su  verabfolgen,  welches  ftir  Bierbrauereien 
und  Bierablagen  erlassen  worden  ist,  wird  auf  die  Limonaden-  tmd  Selters- 
waaserfabriken  und  -Ablagen  au^iiedehnt. 

Art.  2.  An  bürgerlichen  oder  kirchlichen  j^'esten  kann  das  Austragen 
und  die  Verabfolgung  von  Bier,  Limonade  oder  Selterswasser  autioahmB- 
weiae  naidimittags  gestattet  weinlen,  wenn  naofagewieeenermaaaen  ein  Be- 
dürfnis dafür  besteht  und  wenn  die  Orgauisationakomiteea  der  betreffenden 
Feste  ein  derartiges  Gesuch  stellen. 

Bas  Gesuch  ist  H(jätesten.s  am  Tage  vorher  der  Gemeindebehörde  des 
Feetortes  schriftlich  einzureichen. 

Art.  3.  Dieser  Erlass,  der  onTerafiglich  in  Kraft  treten  wird,  aoll 
im  Foglio  Ufficiale  und  im  Bollettino  deUe  leggi  e  deoreti  dea  Kantons 
veröfEentUcht  werden. 


1)  Bull.  Bd.  V  8.  257. 
8)  Boll.  Bd.  V  S.  860. 
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II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterscbutz  betreffen. 

I.  Zweite  intBrnalieiiale  FriedenskoiifBrenz  in  Haag. 

Antrag  der  portugiesisdien  Oesaadtschaflb,  betr.  oin  intematioDakB 

Abkommen  zur  friedlichen  Regelung  internationaler  Konflikte.  (August  1907.) 

Neuer  Artikel  lan  Stdie  '1'-  Art.  16).  Die  hohen  TertragKschlleBseuden  Mächte 
verpflichten  sich,  allfiillig  zwisciien  ihnen  entstehende  Differenzen,  welche  juristißcfaer 
Art  sind  oder  die  Interpretation  der  zwischen  den  8igDAt«nn<ehten  gescihloesenen  Ver^ 
trage  betreffen  und  nic-ßt  auf  diroktf-m  diplomati-^chrn  W^je  gar^:elt  werden  konnten, 
der  Schiedseprecbung  zu  unterwerfen,  immerhin  unter  der  Bedingung,  dass  diese 
Differenzen  weder  weMBtliche  Interessen  noch  die  ünabhälkgigkeil  der  ibeHeodai 
Teile,  noth  die  Int/^rcssen  dritter  Mächte  berühren. 

Art.  lOa,  Selbstverständlich  steht  es  auAschliesslich  bei  jeder  der  Vertrags- 
schliessenden Mächte,  zu  beurteilen,  ob  eine  entstandene  Differenz  ihre  wesentlichen 
Interessen  oder  ihre  Unabhängigkeit  beriihrt  und  infoigodeoeen  der  Art  ist,  deat  m 
sich  der  Schiedsonrechung  entzieht. 

Art.  16b.  Die  hohen  verirafTfi.schliej^enden  Teile  Vfr^  flirlifcn  -ich.  VQIl  dm  VOr* 
hergehendea  Artikel  in  folgenden  Fällen  keinen  Gebrauch  zu  machen: 

1.  Btnft^^eiten  betr»  die  InterpfeCetioD  oder  die  AniraidQi^  von  AMwuMi» 
wdcbe  geechkwsen  wurden  oder  geBchknaen  werden  eoUeo  gemiee  ftrfgender  AnMhfaiig; 

tft) . . .  . .] 
»)  Afakmumeo,  betr.  den  intenelionilen  ArbeiterMihiitB. 
tch-q)  2.  3.  4.  .1 

n.  AHenagne.  DevMies  ReichO* 

(Eeichetag  bis  Dezember  ld07.) 

53.  Altersrenten. 

18.  Dezember  1907.  Beaolutioa  zum  Etat  IdOb  Eiesebeig,  i^ölle 
(Druckfl.  Nr.  548): 

„Der  Reidutag  wolle  beMUfeeeen,  den  Hern  Reichskanzler  zu  mnAm,  im 

Rrichsiage  eine  Berechnung  über  die  Wirkung  der  Iii mbsi  tzung  der  ÄltengNUe  fir 
den  Bezug  einer  Altersrente  auf  das  (id.  Lriieosjahr  zugehen  zu  laaseo." 

54.  Arboiterau88chü8se 

22.  November  1907.  55.  Öitzung.  Kommission  für  die  Petitionen, 
25.  Bericht,  betr.  die  Einführung  obligatorischer  Arbeiterauaachüsse  (Drucks. 
Kr.  428).  Antrag: 

„Der  Reichstag  wolle  beschlieesen : 

Die  Petition  II  Nr.  491  des  ^^rbande8  der  kathoUschen  Arbeitervereine  der 
Diözese  Münster,  soweit  sie  die  Einfuiirung  obligatorischer  Arbeiterauäschüase  dardi 
Gesetz  verlangt,  dem  Herrn  Reichskanzler  mr  Erwägung  zu  überweisen,  dagegen  die 
darin  aufi:>^tel]tcn  ^^tnrnt arischen  Bestimmungen  im  Arbeiteranaeohfiaie  dem  Heov 
Reichskanzler  alä  Matmal  zu  überweisen." 

Angenonunen  (Sten.  Prot.  6.  1696A). 


1)  Vgl.  liull.  Bd.  I  S.  63,  181,  322,  561,  674;  Bd.  II  3.  38.  180,  286,  692f  Bd.  DI 
8.  53.  200,  452;  Bd.  IV  8.  «5,  240;  Bd.  V  8.  68,  297,  600;  Bd.  VI  8.  306. 
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66.  Arbeiterrecht. 

a)  12.  Dezember  1907.  Beeolntion  xom  Etat  1908  Albreeht  und  Gen. 

(Drucks.  Nr.  544): 

„Der  Reicbati^  wolle  beichlies»cn,  die  verbündeten  R^ermigen  zu  ereucben, 
baldigst  «ineo  Geeeteentwnrf  Toraulegen,  der  alle  Arbeits-  und  Dienstverh&ltniMe, 
durch  wet.  hl  Ii  jt  fiiani!  verpflichtet,  einen  Teil  seiner  geistigen  oder  körjxirliclien 
Arbeitskraft  für  die  hiuaiiche  GemeuMcbaft,  ein  wirtachaf Uichea  oder  ein  gewer bUches 
ÜDtoniehnMii  «nes  nderen  g^ea  JUdin  so  irerwendoi,  dnreh  refchigeeealieh«  Vor» 
SchrifteD  einheitlich  regelt,  die  msbetiondere 

ij  die  Zeit,  die  Dauer  ujid  die  Art  der  Arbeit  so  lewsilM,  wie  es  die  Erfaailiiog  der 
Gesundheit,  die  Gebote  der  ttitthehkeit,  die  wirtscheftliebeo  Bedfirfnitee  der  Arbeiter 
oo4  ihr  Anspruch  auf  pef^etzliehe  Gk-ichlMTechtifrnng  fordern : 

2}  die  kranken-,  Unfall-.  luvaliditätB-,  Alters-,  Arbeit««loaen-,  Kelikten-  und 
JUattenehAfta-yenachenug  ansbenen.'* 

b)  18.  Dexenber  1907.   Beaolntioo  son  Xtat  1906  Sob«ek,  Behrens, 
Bieaeberg  (Bmcke.  Nr.  549): 

..Der  Reichstag  wolle  b^schlieRsen,  den  Bundesrat  um  die  Vorlage  eines  Gesetz- 
eutwurfes  zu  eraudi^n,  wodurch  für  alle  Wahlen  von  Vertreten  d&  Arbdtgeber  und 
der  Arbeiter  auf  Grund  der  Arbeiterveraichenuig»-  inxt  dar  AzbcitemebtageaetM  des 
Spatem  der  VcrhiltoiswehleD  nädugeaetslich  TOfgeeehriebcD  wird.** 

56.  Arbeitekamaierii  (8.  807  Nr.  8). 

6.  Dezember  1907.   Resolution  zum  £tat  1908     Hompesch,  SchiUller, 

Spahn  Gröber:  Gesetzf ntvnrf,  botr.  die  Errichtunfij  von  Arbeitskammem 
zum  „freien  und  friedlichen  Au.sdrtirk  der  Wünsche  und  Beschwerden  der 
Arbeiter"  (gleichlautend  wio  der  Üuii.  Bd.  VI  8.  307  Nr.  üa  abgedruckte 
Antrag)  (Dracks.  Nr.  517). 

57.  ArbeitsloäenversieheruDg  s.  Versioherang  Nr.  89a. 

68.  Bauarbeiter  (S.  307  Xr.  ß). 

a)  6.  Dezember  1907.  Resolution  zurn  Etat  1008  v.  Hompesch, 
Schftdler,  Spahn,  Gröber  (^gleichlautend  wie  der  Bull.  Bd.  VI  S.  307  Nr.  6a 
«ogeflihrte  Antrag)  (Drucks.  Nr.  521). 

b)  12.  Desember  1907.   Besolntion  sum  Btat  1908  Albreoht  und  Gen. 
(Bracks.  Nr.  540): 

.Der  Kfichstag  wolle  hcr^chlicHeen,  die  verbOndettii  !?i\:iin]np'^n  zu  ersuchen, 
dem  fiächBtag  bal(h^t  einen  Gei>etzentwurf  vorzulq;en,  durch  welchen  der  Schau 
der  Arbeiter  dee  Bangewerbee  besflglich  Einilefateiig  der  Benbetriebe,  ünterinnftih 

ninrrit',  Rpi1ürfriisiins(alt<'ri ,  rnfallvcrnütungsvor^chrifton  nni-^  nanknnlrollf'  trf-niäjw  dem 
Ijitwuri  eine«  Gesetzes,  betr.  den  Schutz  der  Arbeiter  des  Baugewerbes  (Drucks. 
Nr.  124)  geregelt  wird.'' 

69.  Bergbau  (S.  307  Nr.  7). 

a)  28.  November  1907.  Antrag  Albreekt  «ad  Gen.  (Dracks.  Nr.  490): 

fjkr  Reichstag  wolle  beschliesRen ,  den  Herrn  Hcich^kanzler  zu  ersuchen, 
schleunigst  einen  Gesetzentwurf  vorzuleben,  durch  weldun  die  Beaohiftigang  jogand- 
licher  Arbeiter  unter  Tage  gänzlich  verboten  wird." 

b)  6.  Dezember  1907.    Resolution  zum  Etat  1908  v.  Hompesch, 

SchRdler,  Spahn,  GrOber  (Dracks.  Nr.  520): 

.,Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  die  verb&ndeteo  Begierangeo  um  Voricgang 
von  GesetzentwQrfen  zu  ersuchen,  durch  welche: 

1)  das  Bei^recht  einheitlich  durch  das  Rdch  ger^lt  wird;  « 

2)  das  Knappschaft.'iwe^^rn  gcrepelt  wird; 

B)  im  §  74  des  Kranken versicoerungsg^setzea  dem  Aba.  2  folgender  gatz  bei- 
Refägt  wird :  Die  Vertreter  der  VeraiclurtMi  m  dw  Oenenlwiaiiunhuig  (Knq^pMhsfla- 
Uteitaa)  und  im  VoiHsade  mOMen  üi  geheimer  Wehl  gewihlt  wacdeo.** 
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c)  12.  Dezember  1907.    ReBolation  zQm  Etat  1906  Albrecht  uod  Gen. 

(Drucks.  Nr.  543): 


„Der  Ileichstag  wolle  bcHchliceseii,  die  vrrbniuleten  Kepmin^n  xa  ereuchen: 
1)  ein  ReichBMrggetäetz  vorzulegen,  lia«  ^leichzoitij^  du^  ArbeiteverhältnU  der 
Berglettte  im  Sinne  des  Antrages  vom  20.  Februar  1907  (Drucks.  Nr.  06)  regelt; 

'2)  einen  frepftzentwurf  vorzulegen,  durch  den  das  Knappschafts kassenwrscn  ein- 


ändert wird,  dass  alle  Vertreter  der  Khappecbaflekeaeeiiiiiitgyedar  ia  geliäiiier  Wahl 
gewählt  werden  müssen. 

60.  Berufsgenossenschaften  s.  Versicbenmg  Nr.  89d. 

61.  Beriifsvereine  (S.  310  Nr.  8,. 

6,  Dezember  1907.  l\esolutioTi  zum  Etat  19(jS  v.  Hompesch,  Üchädler, 
Spahn,  Gröber:  Gesetzentwurf,  betr.  eine  auf  freiheitlicher  Grundlage  auf- 
gebaute Regelung  der  piiTatrBcbtliohen  Verbfiltnisse  der  Bem&vereine 
aller  Art  (gleichlautend  wie  der  Boll.  Bd.  VI  S.  810  Nr.  8a  abgedruckte 
Antrag)  (X^eke.  Nr.  517). 

62.  Bnchdruckereien. 

25.  November  1907.  Bokauntmachuiif,' ^)  betr.  die  Eiiiriclitun£r  und 
den  Betrieb  der  Buchdruckereien  und  Schrift f^iessereien  vom  5.  Juli  1907, 
Vorlage  zur  Kenntnisnahme  (Drudcs.  Nr.  496^ 

63.  Ohemische  Industrie. 

26.  November  1907.  Bekanntmachung  ^)  betr.  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  sur  Herstellung  von  Alkalidiromaten  vom  16.  Mai  1907,  Vor^ 
läge  BUT  EeantniBiiahme  (I^cke.  Nr.  606). 

64  Einwanderang. 

18.  Desember  1907.  Resolution  zum  Etat  1906  Behrena,  Liebennatm 
V,  Sonnenberg,  Vogt,  Kölle  (Drucks.  Nr.  647): 

„Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dem 
R«ichstage  eine  Denkschrift  zu  unterbreiten,  in  welcher  die  Art  und  der  Umfang  der 
Einwanderung  ausländischer  Arbeitor  für  landwirl-chafthche  imd  gewerbliche  Lnt«'- 
nehmuog^  und  ferner  der  Einfluss  dieser  Jüawanderer  in  sitUiciMr  uod  wirtechaft- 
Heher  Bodehung  dargelegt  wird.** 

65.  Etatdebatte. 

80.  November,  2.  Desember  1907.   62.  und  68.  Sitaung.    Arbeit  der 

Fabrikarbeiterinnen,  Arbeiterversieberang,  Arbeitskammern,  Arbeitsvertrag 
der  Werkmeister  und  Techniker,  Fratiennarlitarbeitsverbot,  Eranen.sehn^z, 
Gewerbeordiiungsnovelle,  Handelsinspektion,  Handlungsgehilfen,  Hausarbeit 
in  der  Zigarrenindustrie,  Hausarbeit  in  anderen  geikhrlicben  Industrien, 
Hilftkassen,  Jugendlichennachtmhe,  EoalitionsweMn,  Privatangeet^ltan- 
versicherong,  Rechtsfähigkeit  der  Berufsvereine,  Reichflarbeiteamt,  Sonntap- 
mhe,  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe,  Sonntagsruhe  in  der  Binnenschiff- 
fahrt. Sozialpolitik,  Vereinsgesetz  (Sten.  Prot.  S.  1933D  ff.,  1936 B,  19360, 
1943 D,  1945  Ati".,  1956A  ff.,  1964C,  19GöCff.,  1977B,  20190. 

66.  Frauennachtarbeit. 

20.  Dezember  1907.  Internationales  Abkommen  über  das  Veibot 
der  Nachtarbeit  der  gewerblichen  ArbeiterinneB,  Vwlage  zur  verfswumgik 
inAssigen  Genehnugnng  (Drucks.  Nr.  565). 

1)  9.  Bull  Bd.  VI  S.  12  Nr.  8. 

2)  Bull.  Bd.  VI  8.  419  Nr.  I. 

3)  B.  Bau.  Bd.  V  S.  257. 
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67.  Gesiude  a.  auch  Laudarbeiter  Nr.  78. 

27.  NoTomber  1907.  Kommianon  für  die  Petitionesi  52.  Bericht 
betr.  dio  Rechtsverh&ltnisse  des  GedindeB.  Antrag:  TTebenreiatiiig  als 
Material  (Draoke.  Nr.  501). 

68.  Gesundheitsgöi ahrliche  Indastrien  a.  ChemiBche  Li- 
dnetrie  Nr.  68,  Phosphor  Nr.  81. 

69.  Gewerbeordnung  (S.  811  Nr.  19). 

16.  Desembffi*  1907.  B^enmgBentwurf  eine»  GeMtM6^  belr.  die  Ab- 
Indenmg  der  G^werbeordnimg,  Vorlage  aar  vfltr&eaniigsnilflalgeik  BeechlweB' 
nähme  (Dmokflw  Nr.  552). 

Artikel  1. 

I.  Im  8  113  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  treten  an  Stelle  der  Worte:  „B^im  Ab- 
gänge** die  Worte:  ,.Bei  der  BeendiguDg  des  DienstvabältnisBeB,  im  Falle  der  Kündi- 
gung TOD  dieaer  uaf*, 

II.  Der  §  114a  der  Gewerbeordnung  erhllt  die  folgende  Fassung: 

Für  beHtimmte  Gewerbe  kann  der  Bundesrat  Lohnbücher  oder  .^beitszettel  vor- 
schreiben und  die  zur  Ausführung  erforderUchen  Vorschriften  erlassen.  In  die  Lohn- 
biicber  oder  ArbeitBicttel  Bind  voD  dem  Aibätgeber  odar  dem  dam  Befi^iohliigleii 
einzutragen: 

1)  der  Zeitpunkt  der  üebeitrtgniig  von  Arbeit,  Alt  nnd  Umfang  der  üb^tregenen 
Arbeit,  hei  Akkordarbeit  die  Stfleknhl; 

2)  die  Lohnsatze; 

3t  die  Bedingungen  für  die  Liefenmg  von  Werkzeugen  und  Stoffen  su  den  '&b«r- 
tiagaieo  Arbeiten; 

4)  der  Zeitpunkt  der  Ablieferung  der  Arbeil,  Art  und  Umfang  der  abgelieferten 
Arbeit; 

5)  der  zur  AuBsaUnng  gelaogende  Lohnbeferag  miter  Angabe  d«r  etwa  TOige» 

nommenen  Abzüge; 

b)  der  Tag  der  Lohnzahlung. 

Der  Bundesrat  kann  bestimmen,  tln??  in  die  Ixihnbücher  oder  Arheit^izettel  auch 
die  Bedingung^  für  die  Gewährung  von  Kost  und  Wohnung  einzutragcu  sind,  »ofem 
Eoet  und  Wohnung  als  Lohn  oder  Teil  dei  Lohnes  gewährt  werden  sollen. 

Im  liliriL'cn  sind  nocb  '^nlrhe  Eintragungen  zulässig,  wrlohe  sich  auf  den  Namen, 
<lie  Firma  und  den  Niederiasäungsort  des  ArbeiWebers,  den  JSameu  und  Wohnort  des 
Arbeiters,  die  ftbectn^genen  Arbemn  und  die  darar  vereinbarten  nnd  genhlten  Lfihne 
benehen. 

Auf  die  Eintragungen  finden  die  Vorschriften  des  §  III  Ab«.  8,  4  entsprechende 
Anwendung. 

Das  Lohnbuch  oder  der  Arbeitszettel  ist  von  dem  Arbeitgeber  auf  seine  Koeten 
m  beschaffen  nnd  dem  Arbeitgeber  eofort  nach  Vollsiehnnff  der  TOigmcbifebeiMD 

Eintragungen  kostenfrei  auszuhändigen.  Die  Eintr»<:iin>xen  ^ind  von  dem  Arbeitgeber 
oder  dem  dazu  bevoUmichtigten  B^iebeleiter  zu  unterzeichnen. 

Sofern  nicht  der  Bondeerat  anderweite  Bestimmungen  trifft,  sind  die  in  Ziffer  1 
bis  3  er  ri;^nnten  Eintragungen  vor  oder  bei  der  Uebergabe  der  Arbeit,  die  in  Zifff^r  ä 
genannten  bei  der  Abnahme  der  Arbeit,  die  in  Ziffer  5,  6  vorgeschriebenen  bei  der 
Lohnzahlung  mit  Tinte  zu  bewirken  und  zu  unterzeichnen. 

Die  L(änbücher  sind  mit  einem  Abdrucke  der  Bestimmungen  der  §§  115  bie  119a 
Abs.  1  und  des  §  119  b  zu  vereahen. 

Auf  die  von  dem  Bundesrate  gedoffenoo  Anordnungen  findet  die  Bestimmung  im 
§  120g  Anwendung. 

IIL  Der  6  120  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  wird  wie  folgt  al^eändart: 

1)  an  SteUe  der  Worte:  mlnnliebe  Arbeiter  unter  achfehp  Jahren,  sowie 
für  uw  i'iiii.  hc  Handlungsgehilfen  und  -lehrlinge  onter  adkteehn  Jahren"  tieten  die 
Worte:  .,{ür  Arbeiter  unter  achtzehn  Jahren*'; 

2)  hinter  Bäte  3  wird  eingefügt:  Dar  Stundenplan  wird  von  der  hierfttr  nach 
Landesrecht  zuständigen  Behörde  ^tgesetzt  unr!  in  der  für  Bekanntmaehnngen  der 
Gemeinde  oder  dee  weiteren  KommiinalverbaDdea  vorgeschriebraen  oder  übUcheu  Form 
▼erOffentUcht. 
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IV.  Der  §  120e  der  Gwerl-pnrdaang  wird  wie  folgt  jreindert  : 

1)  der  Ahn.  1  erhält  folgeudeii  Zusatz.  In  dia-p  VorFchriften  können  auch  Be- 
BtimmuD^en  über  dm  Verhalten  der  Arbeiter  im  B«  irir1<  üuiKenommeD  werden.; 

2)  im  AbH.  2  treten  an  die  Stelle  der  Worte:  „dt  r  zum  EnMw  BOhliar  bmchttgteD 
Beh&ticn"  die  Worte:  „der  zuständigen  Poliseib^ördeo" ; 

3)  die  Al>8.  3.  4  werden  aufgehoben; 

4)  hinter  §  120  e  wird  eingenif^: 

§  120  f.  Für  solche  Gewerbe,  lu  welchen  durch  iibermäsaige  Dauer  der  täglichen 
Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  wird,  können  durch  B<»chlus.s  des 
Bunde^irabi  und,  t-oweit  (Solche  Vorschriften  durch  Bc8chlu(«s  de»  Bundesrat.««  nicht 
«rlaM«Q  sind,  duich  Anordnung  der  LandeR- Zentralbehörden  oder  durch  PoUzei* 
▼erordBong«»  der  etiitSndigen  PoTu!e!(>dbiOrdc!n  Dauer,  Beginn  und  Ende  der  cnliaiig^ 
)ri^  Il<  Lr  II  ArKr  itHzcit  und  der  zu  gewähre  ri  N  n  Pauwen  vorgeschrieben  und  die  ZOT 
Durchführung  dieser  Vorschrüten  forderlichen  Anordnungen  erlaaeen  werden. 

Bow^  «wiche  Vorschrifton  Bidit  erlaMcn  rind,  kfkinen  die  siudiiidigen  Pblini- 
bchördcn  für  tii/chic  IJetriebo,  in  «Irncn  dunh  iibemiri^-iirr  I>nuer  der  täglichen 
Arbeitszeit  die  Ut^undheit  der  Arbeiter  gefährdet  wird,  itu  Wege  der  Verfügung  die 
gleichen  Vorschriften  and  Anocdnangen  erJanen.  §  IdOd  Abs.  4  findet  hierba  ent* 
sprechende  Anwendung. 

S  120g.  Die  durch  Bmihlues  des  Bundesrate  geniäes  ^  120e,  120f  eria«>««nen 
Vorschriften  sind  durch  das  B^dn-Oeietsblatt  zu  vcröffentlldien  und  dem  Beidtt- 
tage  bei  seinem  nSchatw»  Zneammentritte  snr  Kenntnianahme  Tonnlcfen, 

Artikel  2. 

I.  Im  §  133c  der  Gewerbeordnung  wird 

1)  im  Abs.  1  Ziffer  4  hinter  den  Worten:  „oder  Abwetieuheit"  eingescbsltH : 
„oder  durch  eine  die  Zeit  von  acht  Wot^eo  ObenteigeDde  militinsdie  DienetleiftaDg"; 

2)  der  Abs.  2  aufgehoben. 

II.  Hinter  §  133d  der  Gewerbeordnung  wird  eingefügt: 

8  ISSda.  Wird  einer  der  im  §  133a  betelchneten  Angestellten  durch  uursT' 
Bchuldet««  Unglück  an  der  Leistung  der  Dienste  verhindert,  so  beh£lt  er  («einen  Ar- 
enruch  auf  Gehalt  und  Unterhalt,  jedoch  nicht  über  die  Dauer  von  aeehii  Wtiiben 
boiiana.   Dies  gilt  auch  dann,  wenn  d&s  DioiatTerhältnis  auf  Grund  des  §  133e  aal* 

Schoben  wird  n-pil  der  Angestellte  durch  nnvenchaldetee  Unglück  längere  Zeit  10 
er  Verriclitunjr  seiner  Dienste  verhindert  ist. 

Eine  Vereinbarung,  durch  weldra  von  dieMn  Vonoliriftffi  nun  Naditeüe  de«  Aa> 
geeteiltcn  abgewichen  wird,  ist  nichtig. 

Der  Angestellte  muss  sich  den  Betrag  anrechnen  lassen,  der  ihm  für  die  Zeit, 
für  welchu  er  den  Annpruch  iinf  (iebalt  und  Unterhalt  behält,  aus  einer  auf  Gniod 
geeetslicher  Verpflichtung  bestehenden  Kranken-  oder  Un^venicherung  zukcnnrnt. 

§  133db.  Die  Zahlung  dee  dem  Angestellten  sukommeDden  Gehalts  hai  m 
Bchlu.-^Ho  je<le>  Monats  zu  erfolgen.  Eine  abweichende  Vereinbarung  hi  ini^weit 
nichtig,  als  die  Gebaitaaablung  in  längeren  als  in  viert^ibrlicben  Zeitabecbnitieu 
erfolgen  aolL 

III.  Im  §  133f  der  Gewerbeordnung  wixd  ab  Abt.  2  lolgiDd«  Bertimnraiig 

angefügt 

Die  Beschränkung  kann  auf  einen  Zeitraum  voji  meJir  als  drei  Jahr^  von  der 
Beendigung  dos  Dienstverhältnisses  an  nur  dann  erstreckt  werden,  wenn  ypreintiar! 
wird,  dass  während  der  Daner  der  Beschrinkong  dem  Angeeteliteo  das  nüetzt  von 
ihm  bezogene  Gehalt  weitergezahlt  wird. 

IV.  Hinter  i>  I33f  der  Gewerbeordnung  winl  eingeechalteC: 

§  133g.  (übt  der  newerheuntrrnphmer  durch  vcrtraOTwidriges  Verhalten  dem 
Angeätuliteu  Grund,  das  l)ieiiHtveriiuiuii>)  gemäss  den  Vorsäiriftai  der  §§  133b,  l33d 
aufzulösen,  so  kann  er  aus  einer  Verelnbaning  der  im  §  193 f  beMtehneton  Art  An* 
aprdche  nicht  geltend  machen. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Gewerbeunternehiuer  das  DienatverhäituiB  auflöst,  «» 
sei  denn,  dusB  für  die  Auflösung  ein  erheblicher  Anlass  vorliegt,  den  er  nicht  rer- 
schuldet  hat,  oder  dass  während  der  Dauer  der  Beschrinkang  dem  Angerteiltcn  da» 
zuletzt  von  ihm  bezogene  Gehalt  weitergezahlt  wird. 

Hat  der  Ang<'«telltc  für  den  Fall,  da^s  er  die  in  der  Vereinbarung  iil)*  rri' iiuiiitri' 
V^rptichtung  nicht  erfüllt,  eine  Strafe  versprochen,  ao  kann  der  Gewerbeunteroeboier 
nur  die  Twvvkie  Strafe  Terlangen;  der  Anapnun  anf  Erfdünng  odv  anC  Bnatr 
einea  wdteren  Sdiadena  iat  aiu|^acIi1oeaen.    Die  Yonduiften  dea  BBigedidMi» 
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Gcwtebochs  nbee  die  HerabeeteaDg  einer  unverfailtnismäseig  hohen  Vertragsstrafe 
bldben  unberührt. 

Yereubarungen,  welche  diesen  Vorschhftea  suwiderlaufen,  sind  niditig. 
§  183h.  Die  Vondiriflflii  des  §  laäf  Abs.  2  nnd  d«  §  133g  Abt.  2  bi«  4  finden 
keine  Anwendung,  wenn  die  AngeatelltMi  MB  Oohalt  toh  mmdortw  '*fht*m*Tn* 

Mark  für  das  Janr  beziehen. 

V.  Die  Bestimmuogen  der  §§  133f  bis  133h  der  Gewerbeordnung  finden  vom 
1.  Januar  1910  ab  auch  auf  die  »choD  vor  ihnm  InirafUreten  getroBenen  Verein» 
bamngen  Anwcndang. 

Artikel  3. 

I.  Der  Abeehniti  IV  des  Titels  VJi  der  Gewerbeordnung  erhält  die  folgende 
Ueberscbrift :  Besondere  BestimmtingMi  fOr  Betriebe^  in  denen  in  der  Begd  mindeatana 

aahn  Arbeiter  bcHchäfti^rt  werden. 

IL  Der  Abschnitt  iV  dea  Titels  VIX  tier  Gewerbeordnung  wird  wie  folgt  ab- 
gtittdert; 

1)  unter  der  Ueberscbrift  wird  eingeschaltet: 

§  133t.  IHe  Beetimmungen  d^  §^  133k  bb  139aa  finden  Anw^dung  auf  Ge> 
adien,  OehilÜen,  Lehrlioge  lud  sonsuge  gewerbliehe  Arbeiter  mit  Anauhme  dar 

Batliebf^bf^mten,  Werkmeister,  Techniker  (§§  I33a  bis  133  h). 

A.  Bestimmuogen  für  Betriebe,  in  denen  in  der  Begjii.  minHaatmui  iwnna^  Ar> 

beiter  beschäftigt  werden. 

§  13.ik.  Auf  Betriebe,  in  denen  in  der  Bc^el  mindc:*tene  zwanzig  Arbeiter  be- 
schäftigt werden,  linden  die  nachfolgenden  Bestimmungen  der  §g  134  ois  134  h  An- 
wendnng.  Dies  gilt  für  Betriebe,  in  denen  regelmässig  zu  gewisaen  Zoten  des  Jahres 
ein  vc!  jBchrte«  Arbeitsbedürfnits  oiniritt,  schon  dann,  wenn  an  dieaen  Zeiten  mindeatena 
zwanzig  Arbiter  beschäftigt  werden.; 

2Tun-9  134  wird: 

a)  der  Ab«.  1  aufgehoben, 

bj  im  Aha.  'i  der  Eingang  wie  folgt  gefaast:  „i>en  ünteruehuieru  ist  untersagt 
naw.**  und  an  Stdk  von :  „Faniken**  gemtst ;  „Betneben", 

c)  der  Abe.  3  aufgeholfen; 

3>  im  §  134a  wird  der  £ingang  wie  folgt  gefasst:  ,^ür  jeden  Betrieb  ist 
innerhalb  vier  Wochen  uaw.**; 

4)  im  §  134b  treten 

a)  im  Abs.  i  Nr,  j  an  Stelle  der  Worte:  „des  §  134  Abn.  2"  die  Worte:  „des 
9  134  Abs.  1", 

b)  im'  Abs.  2  an  Stelle  der  Worte :  „der  Fabrik"  die  Worte :  „des  Betriebs", 

c)  im  Abs.  3  an  Stelle  der  Worte;  _f,Dem  Besitzer  der  Fabrik"  die  Worte: 
,J)em  Betriebnnhabef",  nnd  an  Btolle  d«  Worte:  „mit  der  Febrile  die  Worte:  „niit 

dnn  Betriebe"; 

5i  im  §  13  Id  treten 

a)  im  Abs.  1  an  Stelle  der  Worte:  „in  der  Fabrik  oder  in  den  betreffenden  Ab- 
teilungen düü  Betriebe"  die  Worte:  ,Äo  dem  Beirieb  oder  in  den  betreffenden  Behebe- 
al^ilu  Ilgen", 

b;  im  xh».  2  an  Stelle  der  Worte:  »FQr  Fabriken"  die  Worte:  »FSr  Betriebe^'; 

6)  im  g  134h  treten 

a)  in  Ziffer  1  an  Stelle  der  Worte:  „ffir  die  Arbeiter  der  Fabrik"  die  Worte: 
i4Br  die  Arbeiter  des  Betriebs**, 

bj  in  Zifter  4  an  Stelle  der  Worte:  „der  Fabrik"  die  Worte:  „des  i^triebs"; 

7)  Unter  §  134h  wird  eingeMhaltet : 

B.  Bestimmungen  fär  alle  Betriebe»  in  denen  in  der  Regel  mindeetens  zehn  Ar- 
beiter beschäftig  werden.» 

nod  hierunter  eingefügt: 

§  134i.    Auf  Betriebe,  in  denen  in  der  Regel  mindestens  zehn  Arbeiter  beschäf- 
tigt werden,  finden,  unbeschadet  des  |  133k,  die  nachfolgenden  Bestimmungen  der. 
§§  135  bis  139aa  Anwendnag.  Diea  gut  für  Betriebe,  in  denen  rwelniiBeig  an  ge* 
wiK8en  Zeiten  des  Jahren  ein  rerujehrtes  Arbeitsbedürfni^  n'ntritt,  eoion  dann,  wenn 
zu  diesen  Zeiten  mindestens  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden.; 

8)  nu  §  135  werden  im  Ab«.  1  Sata  1  nnd  (tat8  2  nnd  im  Aba.  3  die  Worte:  Jsi 
Fabriken'*  gestrichen; 

9)  im  §  136  Abs.  2  treten  au  Stelle  der  Worte:  „in  dem  Fabrik  betrieb**  die 
Worte:  Betrieb^*; 
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10)  im  $  186  wird  bintor  Abs.  2  bIr  Ab«.  3  «In^ffigt:  N*eli  fieendigone  der 
tfiglichen  Arbeitszeit  ist  den  jugendlichen  Arbeitern  eine  imiutertnodieoe  AiUMieit 
von  mindestens  elf  Stunden  zu  gewähren.; 

11)  im  §  137  Abs.  1  werden  die  Worte  Jn  Fabtiken*' MltliclMQ; 

12)  §  137  Abs.  2  erhält  fnlcrrulen  Zusatz:  Vom  1.  «liaiiar  1910  «n  darf  die 
Arbeitszeit  zehn  Stunden  uicht  überschreiten.; 

13)  im  §  137  wird  hinter  Abs.  3  aU  Abs.  4  eingefflgt:  Nach  Beendi^^ung  der 
täu:lichen  Arbeitszeit  isi  den  Arbeiterinnen  eioeuiiaiiterbiodieiieBiibenit  von  nundatens 
elf  titunden  zu  gewähren.; 

14)  §  138  erhalt  folgende  Fassung: 

Sollen  Arbeiterinnen  oder  jugendlichf^  Arbeiter  beschäftigt  werden,  so  hat  der 
Arbdtgeber  vor  dem  B^inne  der  ßeschaJügung  der  Ortspoüzeibehörde  eine  achrift- 
lidie  Anteige  zu  machen.  In  der  Anzeige  sind  der  Betrieb,  dio  Wochentage,  an 
welchen  die  Beschäftigung  stattfinden  soll,  Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeit  und  der 
Pausen  f»owie  die  Art  der  Beschäftigung  anzugeben.  Eine  Aenderung  hierin  darf, 
abge*>ehen  von  \'c>rschiebungen,  welche  durch  KrBctzung  behinderter  Arbeiter  für 
einzelne  Arbeitsschichten  notwend^  worden,  nicht  erfolgen,  bevor  eine  entaprecbeDde 
weitere  Anzeige  der  Behörde  gemacht  bt. 

In  jediiu  Betrieb«'  hat  der  Arbeitgeber  dafür  zu  sorgen,  dass  in  denjenigen 
Baumen,  in  weicheaiugeadliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  an  einer  in  die  Augea 
{■Uendeii  Strile  tia  l^nseiehnis  der  jugendlichen  Arbeiter  nnter  Angabe  ihrer  Arfaem* 
tage  sowie  deä  Beginns  und  Endes  ihrer  Arbeitszeit  und  der  Pausen  ausgehängt  it^t. 
wäche  in  der  von  der  Zentralbehörde  zu  bestimmenden  Fassung  und  in  deutlicher 
Solirifl  einen  Anszng  aus  den  Bestiimmnngeii  fiber  die  Beediiftigung  der  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeiter  enthält. 

ir>|  §  136a  Abs.  1,  2  erhalten  folgende  Fassung: 

Wengen  aussergewöhnliciier  Hinfong  der  Ar  bat  kenn  auf  Antrag  des  Arbeit- 
gebers  die  untrrp  \  erwaltungsbehörde  auf  die  Dauer  von  zwei  Wochen  die  Bt>  '  äfti 
gUQg  von  Arbeitenuneu  über  sechzehn  Jahre  bis  zehn  Uhr  abends  an  den  WocIioQ' 
lagen  ausser  Soonabend  unter  der  Vorauaaetcung  gestatten,  dass  die  tigliehe  Arbeite* 
reit  dreizehn  Stunden  nicht  übersohroitet  und  die  tu  gpivnhrrndr  iinunterbro<'h?n»> 
Ruhezeit  nicht  weniger  sda  zehn  Htunden  beträgt.  Vom  1.  Junuar  lUlO  an  darf  in 
diesem  Falle  die  tägliche  Arbeitszeit  zwölf  Stunden  nicht  übersdireilai.  Innerbalb 
eines  Kalenderjahre.«*  darf  die  Erlaubnis  einem  Arbeitgeber  für  seinen  Betrieb  oder 
für  eine  Abteilung  scine-H  Betriebs  aut  mehr  als  »echzig  Tage  nicht  erteilt  werden. 

Für  eine  zwei  Wochen  überschreitende  Dauer  kann  die  gleiche  Erlftubnüi  mir 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  gewährt  werden.; 

16)  im  §  138a  Abs.  5  treten  an  Stelle  der  Worte:  ,4n  den  Fabrikräumeo"  die 
Worte:  „in  denjenigen  Räumen"; 

17)  im  fi  139  Abs.  1  treten 

a)  an  BSdle  der  Worti:  „ein«  F«farik"  die  Worte:  „einer  Aidage", 

b)  an  Stelle  der  Worte:  >  M  198,  137  Abs.  1  bis  3"  die  Worte:  >  §  136, 
§  137  Abs.  I  bis  4« ; 

18)  im  1 130  Aba.  2  treten 

n)  an  Stelle  der  Worte:  „in  cinseben  Fabriken"  die  Worte:  Jn  einateeo 

Anlagen", 

b)  an  Stelle  der  Worte:  „durch  §§  196  und  187  Abs.  1,  3»  die  Worte:  JmA 

§  136  Abs.  1.  2,  4,  §  137  Abs.  1,  3"; 

19)  im  §  139  wird  hinter  Abs.  2  aU  Abt«,  3  eingefügt:  Wenn  besondere  Ver- 
hiltnisse  ee  erwünscht  erscheineji  lassen,  daaa  die  J^beinnit  der  Arbeiterinnen  ia 
einer  anderen  als  der  im  §  137  Abs.  2  vorgesehenen  Weise  ger^lt  wird,  -o  kann 
vom  1.  Januar  1910  an  auf  besonderen  Antnu;  eine  anderweitige  E^elung  durch  aeo 
Reichskanzler  gestattet  werden.  Jeden  h  darf  die  Dauer  der  Beadiiftlgang  elf  Btondeb 
täglich  und  necli/ig  Stunden  in  der  Woche  nicht  übeiadmiten. ; 

20)  §  139a  erhält  lulgeude  Fassung: 

?139a.    Der  Bundesrat  ist  ermächt^;t: 
)  die  Verwendung  von  Arbeiterinnen  sowie  von  jugendlichen  Arbeitern  für  ge- 
wisse Gewcrbezwäge,  aie  mit  besonderen  Gefahren  für  Gesundheit  oder  Sittlichkeit 
rerbunden  nind,  gwuüch  ZU  nntweagen  oäm  von  besonderen  Bedingungea  abhiiiglg 
SU  machen; 

2)  ffir  Anlagen,  die  mit  nnnnterimMbenem  Fener  betrieben  wentoi,  oder  die 

8on!<t  durch  die  .\rt  de.**  B<;triel»s  auf  eine  rcgelmäfsige  Tag-  und  Nachtarbeit  an^ 
wiesen  sind,  sowie  für  solche  Anlagen,  deren  Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmaaMge 
Arbeitescfaichten  von  gleldier  Deaer  nicht  geetaltat  oder  seiner  Kncnr  nndi  wf  be> 
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ftimmto  JahmBseiteii  beBchxinlrt  ist,  Ausnahmen  Ton  den  im  §  135  Abs.  2,  3,  §  136, 
§  137  Ahn,  1  hin  3  vorgei^i  In n  ri  l>eätimmuD^cn  nachzulassen,  sowdt  §  136  Abs.  3  in 
Betracht  kommt,  jedoch  nur  für  männliche  jugendliche  Arbeiter; 

3)  fftr  newtese  Gewerbezwäge,  soweit  die  Natur  des  BetrietM  oder  die  Rücksicht 

auf  die  Arbeiter  es  erwünscht  er.-*chei neu  Iai*8en,  die  Abkür/iiiig  oder  Aen  Wagfall  der 
für  jugendliche  Arbeiter  vor^^eiichriebeuea  Pausen  2U  gestAtten ; 

4}  fOr  QewerbeEweige,  m  denen  xeodmissig  su  gewissen  Zeiten  des  Jahvn  ein 
vermemtes  Arbeitsbevlurfois  eintritt,  auf  nöch^tenf  sechzig  Taee  im  Kalenderjahr  Aus- 
nahmen von  den  l>c«timmungen  den  §  137  Abs.  1,  2,  4  mit  der  Maa^gabe  zuzulassen, 
dasa  die  tägliche  Arbdtiaeit  dreizehn  Stunden,  an  Sonnabend»  sdin  Stunden  nicht 
äberschreitet  und  die  zu  eewährende  ununterbrochene  Ruhepause  nicht  weniger  als 
zehn  Stunden  beträgt,  lu  der  ununterbruchenen  RuhttMit  müssen  die  Stunden 
zwischen  zehn  Uhr  abends  und  fünf  Uhr  morgens  iiegen.  Vom  1.  Januar  1910  in 
darf  die  tägliche  Arbeitszeit  in  di^seoi  Falle  /.wöIf  Stunden  nicht  uberschreiten; 

5)  für  Gewerbczweige,  in  denen  die  Veniehtung  der  Nachtarbeit  zur  Verhütung 
des  Verdtfbens  von  Rohstoffen  oder  dee  Misslingens  tod  Aibeitserzeugnissen  dna^encl 
erforderlich  encheint,  Ansnahrnwi  ?0Q  den  Bestimmungeo  im  §  137  Ab«.  1  bu  4 
zuzulassen. 

In  den  Fällen  zu  2  darf  die  Dauer  der  wSchentlidien  Arbeitszeit  für  Kinder 
sechsunddreissig  Stunden,  für  junge  Leute  sechzig  und  für  Arbeiterinnen  fünf  und- 
sechzig  Stunden  nicht  überschreiten ;  vom  1.  Januar  1910  an  dxtf  die  Dauer  der 
wöchentlichen  Arbeitszeit  auch  für  Arbeitorinnen  sechzig  Stunden  nicht  überfichreiten. 
Die  Nachtarbeit  darf  in  vierundxwanzig  Stunden  die  Dauer  von  zdm  Stunden  nicht 
fibenehreiten  und  muat  in  jeder  8dm^  dnMdi  ein*  oder  mehnn  Pansen  in 
Oesamtdauer  von  mindestens  einer  Stunde  unterbfochtti  aein.  Dia  Tagsdiichten  nnd 
Nachtschichten  müssen  wöch^tUch  wechseln. 

In  den  FUteo  sn  3  dtkrfen  die  jugendHcheii  Arbeiter  nicht  lineer  als  Mdhi 
Stunden  beschäftigt  wrrden.  wenn  z\vi.-*clu--n  den  ArbHt>stunden  nicht  eine  oder 
mehrere  Faur^en  von  zusammeD  mindeäteua  einstüodiger  Dauer  gewährt  wer<ien. 

Die  durch  Beseliliias  des  Bundesrats  getroffenen  Bestimmiuagen  eind  ceitüeli  sn 
b^renzen  und  können  auch  für  bestiiumte  Bezirke  erlas^^en  wercien.  Sie  pinrl  durch, 
dad  Rdchs'Gesetzblatt  zu  veruifentiicheo  und  dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten 
2naammentritte  zur  Kenntnisnahme  vorzolegeo.; 

21)  hinter  §  139a  wird  einf^eachaltet : 

§  i39aa.  Auf  die  Arbiter  m  den  unter  AbE»chnitt  IV  failendeu  Betrieben  finden 
im  übrigen  die  Bestimmungen  der  |§  121  bis  125  oder,  wenn  sie  als  t^rfingif  «ojm* 
sehen  sind,  die  ße^timmungen  der  M  126  bis  128  Anwoodang. 

III.  Im  ä  139h  treten 

1)  an  Stelle  der  \Vorte:  „der  §§  106a,  105b  Abs.  1,  der  §§  105c  hin  105h,  120a 
bis  120e,  134  bis  139a"  die  Worte:  ^er  »  105a,  106b  Abs.  1,  der  fi§  105c  bis  106h, 
120a  bis  120f,  133i  bis  139aa"; 

2)  im  Abs.  4  an  Stelle  der  Worte:  „der  §§  lOr.:L  bis  l05h,  120a  bin  120e,  134  Ua 
139a"  die  Worte:  „der  §§  105a  bia  105h,  120a  bis  i^Of,  133i  bis  139aa". 

IV.  Im  §  139h  Abe.  1  ist  an  Stelle  von:  .,§  120e  Abs.  4"  zu  setzen:  4  12Qg<'. 

Artikel  4. 

Hinter  Titel  Vi!  der  Gewerbeordnung  wird  als  Titel  Viia  emgeschalteC: 

Vlla.  Hausarbeit. 

§  139n.  Die  Bestimmungen  der  §§  139o  bis  139y  ünden  Anwendung  auf  Werk- 
«tatten,  in  denen 

1)  der  Aibeit^abar  anafdüieBaUcb  sn  seuur  FunUie  gihBviga  Fmmmd  bendifif- 

tigt,  oder 

2)  eine  oder  mdoere  Fenonoi  geverbfidie  Arbeit  Tenrlditen,  ohne  Ton  einem 

den  W«rkötattl>etrieb  leitenden  Arbeij^eber  be«cIjäftiLi-t  zu  sein. 

Die  vorbezeichneten  Personen  euuchliesshch  der  Arbeitgeber  (Ziffer  1)  gelten  als 
Hanaarbeiter  im  Sinne  der  folgenden  Bestimmungen. 

§  139o-  Als  Werkstatten  gelten  neben  len  Werkstätten  ira  Sinne  de.-*  §  105b 
Abs.  1  auch  Bäume,  die  zum  Schlafen,  Wohueu  oder  Kochen  dienen,  wenn  darin 
gairerbliche  Arbeit  verrichtet  wird,  sowie  im  Freien  gelegene  gewerbliche  Arbeitsstellen. 

§  l.'iüp.  Für  bestimmte  Gewerbe  kann  der  BnndcHirat  vorschreiben,  das.s  in  den- 
jenigen Räumen,  in  welchen  Arbeit  für  Hausarbeiter  ausgaben  oder  Arbeit  solcher 
Mmieo  alisenomnMii  wiid,  an  einer  in  die  Angen  falleaden  Stella  dne  Tidel  aniige- 
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h&Dgt  wird,  die  in  deutiieher  Schrift  die  fBr  die  dnednen  Arbeiten  jeweilig  gezalilteii 
Ldlme  eothält. 

§  VSdq,  Für  Oewerbeswäge,  die  mit  beeondereii  Gefahren  für  Leben  oder  Ge- 
smidlieit  Terotmdeo  sind,  Inuin  durdi  die  mständigen  PoVceibdiflideii  im  Wege  der 

Verfügung  für  einzelne  Werkstätten  lif  Ausführung  (ierjenigm  Massnahmen  anfre- 
ordnet  worden,  welche  zur  Durchführuag  der  folgenden  Grundsätze  erforderlich 
encheinen: 

1^  Die  Wrrkptrif ton,  elnfichliesslich  der  Betriebs vorriL-htungen,  Mn-rhinrn  und 
GeruLHchaften,  miia^en  so  eingerichtet  und  unterhalten  werden,  dass  die  liauharbeiter 
geg(n  Gefahren  fÜr  Leben  and  Geenndheit  so  weit  geschützt  sind,  wie  es  die  Nator 
des  Betrielx  gestattet. 

Insbesondere  ist  für^euiigeudei<^  Licht,  ausreichenden  Luftraum  und  Luftwechsel, 
Beseitigung  des  bei  dem  &trieb  entstehenden  Staubes,  der  dabei  COtwieltdteD  Dunst» 
und  Gase  sowie  der  dabei  entstehenden  Abfälle  Sorge  zu  tragen. 

Ebenso  Bind  diejenigen  Vorrichtungen  herzustellen,  welche  zvmi  ^^^chutze  gt^en 
gefährliehe  Berührungen  mit  Maschinen  oder  Maschinenteilen  oder  g^en  andere  in 
der  Natur  der  BetriebustStt«  oder  des  Betriebe  liegende  Gefahren  erforderlich  sind. 

2)  Auf  die  Gesundheit  der  Hausarbeiter  unter  achtzehn  Jahren  müii^en  die- 
jenigen besonderen  Bftckaiditen  genommeo  weiden,  welche  durch  das  Alter  dieser  A^ 
bester  geboten  sind. 

3)  Arbeiten,  bei  denen  dies  zur  Verhütung  der  sonst  mit  ihnen  verbundeoen 
Gefahren  für  Leben  o<ler  Genundbeil  erforderlich  erf^dn  ii  i,  dürfen  nur  in  solcbm 
Bäumen  verrichtet  werden,  welche  auaschüeBslich  hierfür  benutzt  werden. 

$  Ifßr.  Fflr  Oewerbnswdge,  die  der  Herstclhinff,  yerarbdtnng  oder  Verpaelosg 
von  Nahrungs- oder  d  niissmitteln  dienen,  kann  dun  h  dio  zuständigen  Polizeibeliöricn 
im  Wege  der  Verfügung  für  einzelne  Werkstätten  angeordnet  werden,  dass  die  Wcrk- 
stltten  nnd  LagerMame,  einscfaliesslidi  der  Betriemvorriditungen,  Masdiinen  und 
Gerät-^chaften,  so  eingerichtet  und  unU^rhalten  werden,  und  der  ik^trieb  so  gcn2;elt 
wird,  dass  Gefahren  für  die  öffenthche  Gesundheit  ansgeöchlui^^ji  sind.  Aueseniem 
kann  angeordnet  werden,  dass  BSnme,  in  denen  Nabrungs-  oder  Genussmittel  herge- 
stellt oder  ▼erarbeitet  werd«i,  sa  bestimmten  anderen  Zwecken  nicht  benntst  werden 
dürfen. 

§  139s.  Soweit  die  Anordnungen  gemies  §§  139a,  139r  nicht  die  Beseitimmg 
einer  dnngenden  Getehr  beaweckeD,  mnss  lOr  die  AusfOiming  eine  angemessene  ^'ciat 

gelassen  werden. 

Den  bei  Erlass  dieses  Gesetzes  bereite  best^enden  Betrieben  g^nüber  können, 
solange  nicht  eine  Erweiterung  oder  eine  wepentliche  Verfindcmn^'  eintritt,  nur  An- 
forderungen gestellt  werden,  die  zur  Beseitigung  erheblicher,  da*i  Leben  oder  die  Ge- 
sundheit der  Hausarb^ter  oder  die  öffentliche  Gesundheit  gefährdender  Miss^täitde 
erforderlich  oder  ohne  unverhältnismässige  Aufwendungen  ausführbar  erscheinen. 

Die  Verfügungen  sind  im  Falle  des  §  139n  Abs,  1  Ziffer  1  ffegen  den  Arbeit- 
geber, im  Falle  de?*  139n  Abs.  1  Ziffer  2  gegen  denjenigen  /u  richten»  wddier  dss 
Verüigungsrecht  über  den  als  Werket&tte  benutzten  £Laum  hat. 

G^en  die  Verfügung«]  findet  binnen  zwd  Wochen  die  Besdhwerde  an  die  hdhers 
Vctfwaltnngsbehijrde  .stAtt ;  diese  entscheidet  endgültig. 

§  130t.  Durch  üescbluss  des  Bundesrats  können  Vorschriften  darüber  eria^cteo 
werden,  wddieo  Anftndemngen  in  bestimmten  Arten  der  in  8§  139q,  199r  beseicfaneMi 
Werkßtütfen  znr  Durchfuhrung  der  dort  aufgestellten  Grunasätzc  zu  genügen  i=T. 

Durch  Beschiuss  des  Bundesrats  kann  die  Verrichtung  solcher  Arbeiten  in  der 
Hiaasarbdt  verboten  werden,  welciie  mit  erheblichen  Gefahren  für  Leben,  Gesundheit 
oder  Sittlichkeit  der  ITansarlieiter  oder  für  die  öffentliche  Gesundheit  verbunden  sind. 

Soweit  VortHshriften  gemäss  Abs.  1,  2  durch  Benchiuss  des  Bundesrat«  nicht  er- 
lassen sind,  können  sie  durch  Anoninung  der  Landes- Zentralbehörden  oder  daidi 
PoMaeiverordnungen  der  zust.Hndigcn  Poli/eibehörden  erlassen  werden. 

§  139u.  Auf  die  vom  Bundtbrate  geuiäcs  §  139t  erlaäseneu  Vurhchriften  fmJet 
die  JBeßtimmung  im  §  I20g  Anwendung. 

§  139v.  Für  die  Heobachtiing  der  geraa.es  §  139q  bifi  139t  getroffenen  Be- 
stimmungen ist  im  Falle  des  §  lo'Jn  Abs.  1  Zilfer  1  der  Arbeitgeber,  iui  Falle  de» 
§  I39n  Abs.  1  Ziffer  2  derjenige  verantworüich,  welcher  das  VetfOgm^gsredit  fiber  den 
als  Werkstätte  benutzten  Kaum  hat. 

§  139w.  Solleu  Verrichtungen  in  der  IlauBarbeit  vorgenommen  werden,  hin* 
sichtlich  deren  auf  Grund  des  §  139t  Abs.  1,  3  Vorfichrift^n  erlassen  sind,  so  bat  im 
Falle  des  §  139q  Abs.  I  Ziffer  1  der  Arbeitgeber,  im  FaUe  des  S  139n  Abs.  1  Ziffer  2 
derjenige,  weldwr  das  Verfugungerecht  fiber  den  ab  Werkswtte  in  Anssicht  ge 


Digitized  by  Google 


—   509  — 

nommenen  Bauiu  hat,  vor  dem  Beginne  der  Beschäftigung  der  Ürt-r>puüzeibehörde 
unter  Angabe  der  Lage  der  Werkstätte  eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

§  139x.  Soweit  auf  Qrond  des  §  139t  Ab».  1,  3  Vor  chriften  erlassen  sind, 
unterlieg  Gewerbetreibende,  welche  ausserhalb  ihrer  Arbeitastatle  in  Werkstätten 
gewerbhche  Arbeit  verrichten  lassen,  f ölenden  VorpflkiltinigeD; 

1)  Sie  haben  dn  Verzeichnis  derjenigen  Personen,  welchen  Hausarbeit  über- 
tragen ist,  unt<»r  Angabe  der  Werkstatt«  dieaer  Fersonen  zu  fuhren.  Das  Verseichnia 
ist  auf  Erfordern  der  Ortspolizeibehörde  sowie  den  Gewerbe^AnfricIltobettmtea  (§  139b) 
jedozeit  zur  Einsicht  vorzulegen  oder  einzureichen. 

2)  8ie  miissen  sich  in  angemessenen  Zwischenräumen,  mindestens  halbjährlich,  per- 
sönlich oder  durch  Beauftragte  davon  unterrichten,  dass  die  Einricbtnng  nod  der 
Betrieb  der  Werkatätten  dea  gestelitea  ADforderuDgen  entspricht. 

3}  l^e  dfirfen,  sofern  die  BflMhaffnng  eines  Anaweises  darüber  vorgeschrieben 
ist,  dass  die  Käunie,  in  denen  die  Arbeit  verrichtet  wird,  den  an  .-^ie  gestellten  An- 
foiderttogeu  genügen,  Hausarbeit  nur  für  solche  Werkstatten  aiugebea,  für  welche 
ilmen  diieer  Auswei»  verfliegt  wird. 

§  1  Insoweit  nicht  durch  !?nnr]p^r?it^lir<i'!ilu8s  otler  durch  die  Landes- 
r^erungen  die  Aufsicht  anderweit  goregelt  lAi,  finden  die  Betstimmungen  des  §  139b 
Anwendung. 

Währenrt  r]pT  Nachtzeit  dürfen  Reviyionen  nur  stattfinden,  wenn  Tat^sachen  vor- 
liegen, wdche  deu  Verdacht  b^gr&nden,  dass  g^en  die  auf  Grund  der  bis 
13w  criMaenen  Bertimmongen  ventonen  wird. 

Artikel  ö. 

L  §  146  Abs.  1  Ziffer  2  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende  Faaaung: 
Gewerbetreibende,  welche  den  §§  185       137,  I30e  oder  weldie  den  aof  Grund 

der  §§  120e,  120f,  139,  139a  erhu^senen  Vorschriften  inpovirit  zuwiderhandeln,  als  diese 
Voruchrifteo  die  Verwendung  der  Arbeiter  zu  bestimmten  iie^chäfligungen  untersagen 
oder  Arbeitszeit,  Nachtruhe  oder  Pausen  regeln; 

II.  Im  §  146  der  Gewerbeordnung  wird  hinter  Abs.  1  als  Abf.  2  eingeschaltet: 
War  iu  den  Fällen  det»  Abs.  1  Ziffer  2  der  Täter  zur  Zeit  der  liegchung  der 
Straftat  bereits  zweimal  wegen  einer  der  dort  beseichneten  Zuwiderhandlungen  rechts- 
kräftig verurteilt,  tritt  Geldstrafe  von  einhundert  bis  dreitausend  Mark  oder  Ge- 
fangnisatrafe  bi.s  zu  sechs  Monaten  ein.  Die  Anwendung  dieser  Vorschrift  bleibt 
anggeschlossen,  wenn  adt  dem  Eintritte  der  Rechtekraft  der  letxten  Venurteilttttg  bia 
ZOT  Begehung  der  neuen  Straftat  fünf  .Tahre  verflossen  sind. 

in.  §  14üa  der  Gewerbeordnung  erhält  den  folgenden  Zusatz  als  Abs.  2: 
Wer  den  §§  105b  bis  105g  oder  den  auf  Grund  aerselben  erlassenen  Anordnungen 
zuwider  Arbeltoni  an  8onn-  und  FesttaAeu  Beschäftigung  gibt  oder  den  auf  Gnuid 
des  §  105b  Abs.  2  erlassenen  statutarischen  Beetimmungen  zuwiderhandelt,  nachdem 
er  bereits  zweimal  wegen  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  bezeichneten  Vorschriften 
rechtski^tig  vemrteiU  worden  itft,  wird  mit  Geldstrafe  von  fünfzig  bis  eintausend 
Ifarlc  oder  mit  Haft  bestraft  Die  Vonchrift  des  §  146  Abe.  2  ßatt  2  findet  An- 
wendung. 

IV.  §  147  Abs.  1  Ziffer  4  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende  Fassung: 

wer  den  anf  Omnd  der  §§  120d,  139^  endgültig  erlieaenen  Verfügungen  oder, 
abgesehen  von  den  Fällen  des  §  146  Ab^.  1  Ziffer  2,  den  anf  Grund  der  §$  120e, 
120f,  139,  lB9a,  139h  erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt; 

V.  Im  §  147  Ahe.  1  Ziff^  5  der  Gewerbeordnung  treten  an  Stelle  der  Worte: 
,/Bne  Fabrik"  die  Worte:  „eine  gewerbliche  Anlage". 

VI.  Der  §  148  der  Gewerbeordnung  wird  wie  folgt  geändert: 

1)  Hinter  Ziffer  12  wird  eingeschaltet : 

12a)  wer  den  auf  Grund  der  139q,  139r  endgültig  erla>»senen  Verfügungen 
oder  den  auf  Grund  de»  139t  erlassenen  Vorschriften  /.uwiderhandeit; 

12b)  wer  ausserhalb  seiner  ArbeitRstätte  gewerbhche  Arbeit  In  solchen  Werk- 
stätten der  im  §  r^<»n  bezeichneten  Art  verrichten  lässt,  von  denen  er  wei><»  oder  den 
Umständen  nac-ii  ajinehnien  tnuss,  dass  ihre  Einrichtung  oder  ihr  Betrieb  deu  auf 
Qnmd  des  §  i:VM  erla><senen  Vorschriften  nicht  entspricht; 

2)  Hinter  Ziffer  14  wird  als  Absatz  2  eingeschaltet: 

War  in  den  Fällen  der  Ziffer  12b  der  Täter  zur  Zeit  der  Begehung  der  Straf- 
tat bereits  zweimal  wegen  dieser  Uel  i  ?  frrtung  n>chU*kräftig  verurteilt,  so  tritt  Geld- 
Strafe  von  dreissig  bis  dreihundert  Mark  oder  Haft  bis  zu  vier  Wochen  ein.  Die 
Vorschrift  des  §  146  Abe.  2  Hals  2  findet  AiifraDdung. 

88* 
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VII.  Der  §  149  Abs.  1  Ziffer  7  der  OewerbeordnaDg  erhilt  folgende  Fassung: 

wer  e«  unterlässt,  den  durch  §  lO^c  Ab«.  2.  §  134e  Ab«.  2.  §  138,  ;<  I38t  Abs.  0» 
^  139b,  lS9w»  139x  für  ihn  begiÜDdeten  Verpflichtungen  DachzukoiumeQ  i 

VIII.  Der  §  160  Ab«.  1  ZÜlfhst  2  der  Owrerbeordanag  erhilt  folgend«  FMsaogr 

2)  wer  ausser  dem  ini  §  146  Ziffer  3  vorgesehenen  Falle  den  Bejitimmungen 
düeeea  Gesetzes  in  Anaebung  der  Arbatobücher,  XA)hnbücher  oder  ArbeitueUel  oder 
den  anf  Grund  dieser  Bertimmungen  «rlaawuHMi  Vonduriften  niwid«rluuid«lt; 

IX.  Im  §  150  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  wird  hinter  Ziffer  5  eingefOgt: 
Q  wer  den  auf  Gnuid  des  §  139p  erlneeenea  Vondnilten  suwideriund^ 

Artikel  & 

I.  §  154  der  Q«w«rh«ordnnng  erhilt  folgende  Fassune: 

§  Iryi.  Von  li  ii  Bestimmungen  im  Titel  VII  finden  keine  Anwendung: 

1)  die  Bestimmungen  der  §§  105  bis  139m  auf  Gehilfen  und  Lehrlinge  io 
Apotheken ; 

2)  die  Bestimmungen  der  §§  105,  lOn  bi?  llOli  snwie,  vorbehaltlich  des  §  139g 
Abs.  1  und  der  6§  139h,  J391,  i39m,  die  Bet^timmungeu  der  §§  120a  bis  139aa  ad 
Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Uandelsgeschäften ; 

3)  die  Best  in  Inningen  der  §§  13'5i  bis  139aa  auf  Arbeitrr  in  Apotheken  nnfi 
Bandelsge»chäft«n,  »uf  Gärtnereien,  Bauten.  Gast-  und  Schaukwirtöchaftsgewerbe, 
MusikauffOhrungcn,  Schaustellungen,  fheatreosdie  VonteUnngen  oder  aooetige  Lust- 
barkeit. ;  snwir  riiif  Verkehrsgewerbe; 

4j  die  Kentinimungen  dm  §  135  Abs.  2,  3,  §§  13G,  138  aut  männliche  jugendliche 
Aibeiler,  die  in  Bäckeraien  und  solchen  Konditoreien,  in  welchen  neben  den  Konditor- 
waren auch  I^ärkerwaren  hei^es^tcllt  wenien,  unmittelbar  bei  der  Herste) !«n;_'  von 
Waren  boichuitigl  sind.   Ausgenommen  bleiben  Betnebe,  die  ia  rqjelmäsaigeü 
mid  Nachtschichten  arbeiten; 

5)  das  Verbot  der  Beschäfti^n^  von  Arbeiterinnen  am  Sonnabend  so?ne  ao 
Vorabenden  der  Festtage  nach  fiinfeinhalb  Uhr  nachmittags  auf  Arbeiterinnen  in 
Badeanstalten. 

Die  Bestimmungen  der  ^  133i,  135  bis  139b  finden  auf  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
in  Hfittenwerkeo,  in  Zimmerplltsen  und  anderen  BanliOfeD,  in  werften  Mmie  h 

Werkstätten  der  Tabakindustne  auch  dann  entsprechende  Anwendung,  wenn  in  ihnen 
in  der  fiegel  weniger  als  aelm  Arbeiter  besciuiftigt  werden;  auf  ArlMit<»ber  und  Ar- 
beiter in  Ziegelden  und  über  Tage  betriebenen  Br8diea  und  Graben  nniton  die  Be- 
stimmungni  üuoh  dann  entsprcchru  !r  Anwi  nriuTig,  wenn  in  diesen  Betrieben  in  dff 
Begel  miudestens  fünf  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Dl«  Beetimmungen  der  S§  135  bis  139b  finden  anf  Arbeitgeber  und  Arbeiter  io 
Werlcstatten,  in  welchen  durcli  elementare  Kraft  (Dampf,  Wind,  Wasser,  Ga.s,  Luft, 
Elektrisität  usw.)  bew^te  Triebwerke  nicht  bloss  vorübergehend  ;£ur  Verweodui^ 
homaMn,  auch  wenn  in  ihnen  in  der  Regel  weniger  als  zehn  Arbeiter  beschiftifk 
frerdaii  mit  der  Massgabe  entsprechende  Anwendung,  dass  der  Bundesrat  für  gcwmf 
Arten  von  Betrieben  Ansnaiimen  von  den  im  §  iS  Abs.  2,  3,  §  136,  §  137  Abi».  1 
bia  4,  §  138  vorgesehenen  Bestimmungen  nachlasHen  kann. 

Auf  andere  Werkstätten,  in  denen  in  der  Regel  weniger  als  zehn  Arbeiter  be- 
schäftigt werden,  sowie  auf  liauten  können  die  Bestimmungen  der  135  bis  139b 
dnvdi  Beschluss  des  Bundesrats  ganz  oder  tdlweise  ausgedehnt  werden. 

Werkstätten,  in  denen  der  Arbeitgeber  ausschliesslich  zu  seiner  Familie  gehörige 
Personen  beschäftigt,  sowie  solche  Werkstätten,  in  welchen  eine  oder  mehrere  Per- 
sonen gewerbliche  Arbeit  verrichten,  ohne  von  einem  den  Werkstattbetrieb  leitend« 
Arbeit^ber  beschäftigt  zu  sein,  fallen  unter  die  Bestimmtmgen  der  Abs.  2  bis  4  nicht» 

Die  Beetimmungen  des  Bundesrats  können  auch  für  bestimmte  Bezirke  erilMa 
werden.  Sie  sind  durch  das  Rcichs-Gesetzblatt  zu  veröffentlichen  und  dem  Betolll* 
tege  bei  seinem  nächsten  Zusammentritte  zur  Kenntnisnahme  vorsttiegeo. 

n.  Im  §  154a  der  Gewerbeordnung  iet  hinter  „Anwendung^  enanffigen:  „ood 
zwar  auch  fär  den  Fall,  dies  In  ifanen  in  der  Begil  wenipr  als  adia  mmUK  be» 
schäftigt  werden". 

Artikel  7. 

I.  Der  Artikel  9  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891  (Reichs-Gesetzbl.  8. 261) 
wird,  insoweit  er  die  Inkraftsetzung  des  §  154  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  betrifft, 
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IL  Bomlt  in  Bestimmongeoi  dee  BundeeratB  auf  8  120e  Abs.  3  dar  G««verb»> 
Oidfiung  TerwieeeD  ist,  tritt  nn  rlrs«en  Stelle  §  120f  der  Gewerbeordnnnfr. 

11.  Die  Aneftihruagabee'timiiiunpen  des  Bundesrats  über  die  Beschäftigung  von 
jugendlichen  Arbeitern  und  von  Arbeiterinnen  in  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  ▼cm 
13.  Juli  \9C^  'Reichs -Geaetzbl.  8.  ööft)  wertlen  hinsichtlich  derjenigen  Betriebe,  in 
wdcben  in  der  K^^ei  oiiodeetens  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden,  aofgehobeai,  im 
übrig!  II  b  halten  sie  C4ültigkeit,  bis  sie  gante  §  154  Abs.  3  geändert  werden. 

IV.  Soweit  im  übriEren  in  Bestimmungen  des  Bundearat«  auf  den  §  139a,  §  154 
Abs.  'J>  der  Gewerbeordnung  verwiesen  ist,  treten  an  der«i  Stelle  der  §  139a,  §  154 
Akt.  3  in  ilmr  g^mwirligaii  F^Miniig. 

Artikel  8. 

DiM  Q«8et8  tritt  am  1.  Juiuur  1900  in  Ezafl.« 

70.  Gla«inr1nctrie  (S.  312  Nr.  21). 

12.  Dezember  1907.  liebolution  zum  Etat  1908  Albrecht  und  Gen. 
vvergl.  BulL  Bd.  VI  S.  312  Nr.  21a)  (Di-ucks.  Nr.  641): 

jSkie  BddMlag  wollft  iMMMieneD,  die  verbandefeen  BegferangMi     ertachen,  «nf 

Gnmd  von     l'JOo  dr-r  (?ewprhr>Drdnung  eine  Verordnnng  zu  erla-pen,  vrrlt'hr 

1)  in  Glaähütteu  geeignete  tichutzvonrichtnngea  an  den  Glas-  und  Feuerungsöfeu 
MfH,  die  den  Augens<3iaaigangen  bei  den  Bliatfn  'nnd  Behmelzem  entgegenwirken; 

2)  durch  ausreichendr  vpntilntinn  der  Hutt«nr5ume  für  dir  Arbeiter  die  (tcfahr 
der  Vergiftung  durch  Teerdampf^  Kohlenoxydgase  und  Fluorwaeseratoffpäuri,  -owie 
darch  i^affang  anderer  geeignetar  Efniichtungen  die  Gefahr  von  Berufskran  klu  itcQ 
darGlff^nrbcitcr  sowie  die  Uebertragung  ansteckender  Krankheiten  möglich';!  verhindert; 

'6)  für  die  in  der  Gksinduntiie  beflGhäftigten  Arbeiter  die  Dauer  der  ArbeitRschicht 
auf  8  Stunden  des  Tages  bot^chränki  und  in  Glashütten  die  Nachtarbeit  an  den  Glas- 
Ofen  behufs  Vernrbeitunc  d(  r  n!n'^nirL<">e  und  an  den  Strecköfen  dn*<  Strecken  verbietet; 

4)  in  Gla«bütt€ti  da»  Arb«  jteii  an  Sonn-  und  Festtagen,  mit  Ausnahme  der  er- 
forderlichen Unterhaltung  des  Feuers  an  den  Oefen,  allgemein  verbietet  nnd  anordnet, 
dass  an  Glas-  und  Strecköfen,  bei  denen  Schichtwechnel  eingeführt  ist,  die  erste  Schiidit 
nicht  vor  4  Uhr  morgens  und  die  zweite  nicht  nach  10  Unr  abends  enden  darf.*' 

71.  Handelsinspektionen. 

22.  November  1907.  55.  Sitzung.  Kommission  für  die  Petitionen, 
26.  Bericht  betr.  die  Einrichtuug  von  Handelbinäpektionen  (Drucks.  Nr.  424 j. 
Antrag: 

,J>ie  Petitionen  U  Nr.  408,  1185,  1247  und  1265,  betr.  die  Einrichtung  von 
Handelsinspektionen,  dem  Herrn  Reichskanzler  zur  Berücksichtigung  zu  überweisen; 
aber  die  den  eatgegengesetzten  btandpunkt  vertretenden  Petitionen  II  Nr.  &7H,  892, 
89S,  8M»  llOe,  1^  nnd  1264  difBgfD  mr  Tagfleordnnng  ftbttngdifln.** 

Angenomman  (Sten.  Prot  8.  1695  A  ff.). 

72.  Handelspersonai  (S.  312  Nr.  22). 

a)  22.  November  1907.  65.  Sitcnng.  Eommiadon  ftlr  die  Petitionen, 
22.  Beriebt  betr.  die  Sosialreform  im  Handelsgewerbe  (Dracks.  Nr.  420). 
Antrag:  Ueberweisoiig  aar  BerflckaiohtigDng.   Aogenommeii  (Sten.  Prot. 

S.  1691  D  ff.). 

b)  22.  November  1907.  Eegierungseutwurf  eines  Gesetzes  betr. 
Aenderang  des  §  63  des  Handelsgesetzbuches,  Vorlage  zur  verfassungs- 
mfissigen  BeBohlaeBnahme  (Dracks.  Nr.  492): 

iJ>er  9  ^  da  Baadel^eMtsbaehei  wird  dmcli  die  naehrtaheinden  Vonidiiiflen 

vewaMi» 

Wird  der  Handlungsgehilfe  durch  unverschuldetes  Unglück  an  der  Leistung  der 
Dienste  verbindert,  bo  benilt  er  («einen  Anspruch  auf  Gehalt  nnd  Unterhalt,  jedoch 
nidit  fihpr  die  Dauer  von  sechs  Wochen  hinaus.  K'mr  Vereinbarung,  durch  welche 
von  dieser  Vorschrift  zum  Nachteile  des  Handlungsgehilfen  abgewichen  wird,  ist 
■idilag. 
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Der  Ilandhmgßgehilfe  sich  Ich  Brtr^  aDrechnrn  Isr^en.  drr  ihm  für  die 

Zciti  für  welche  er  den  Anspruch  auf  Ueliait  und  UnterliaU  behält,  &m  einer  auf 
Onuid  «■etelicher  YMpflkfatung  bettaliMideo  B^rtii]MD>  oder  ünfdlfcrsidiiryng  ta- 

73.  Haasarbeit  (8.  812  Nr.  28)  8.  Gewerbeoidniing  Nr.  69. 

74.  Invalidenversicherung  a.  Versicherung  Nr.  89,  b,  c. 
7ß.  Jugendliche  Arbeiter  e.  Bergbau  Nr.  59a. 

76.  Kinderarbeit. 

22.  Noyember  1907.  Bdcaimtmaohiixig  betr.  die  fieedilftigung  von 
Kindern  bei  der  Reinigung  von  Dampfkeosda  Tom  1.  Juli  1907»  Vorlag» 
sor  Kenntnimahme  (jDbrackai  Nr.  495). 

77.  Koalitionsrecht  (S.  316  Nr.  29)  a.  auch  Landarbeiter  Nr.  78. 
a)  22.  November  1907.  Begienmgeeiitwnrf  eines  BeichsvereinsgesetMB, 

Vorlage  zur  verfassungsmässigen  Besch lussnahme  (Drucks.  Nr.  482): 

1.  Alle  lIcicIiHaogchörigcn  haben  dm  Hecht,  zu  Zwecken,  die  den  SteefgMfltMD 
nicht  zuwiderlaufen,  Verdoe  zu  bilden  und  eich  zu  versammeln. 

§  2.  Jeder  Verein,  der  dne  Einwirkung  auf  flfifflDtlicIie  Angdflgeahfllten  benrackt, 
iDuss  einen  Vorstand  und  eine  Satzung  haben. 

Der  Vorstand  'i»t  verpflichtet,  binnen  einer  Woche  nach  Gründung  des  Vcreio» 
die  Satzung  sowie  das  Verzeichnis  der  Mitglieder  des  VoffStuideB  der  für  den  Biti 
des  Verpin-^  zuständigen  Polizeibehörde  einzureichen. 

Ebenso  lät  jede  Aenderung  der  Satzung  sowie  jede  Aenderung  in  der  ZutMUuuieo* 
eetzung  des  VocBtaodw  binnen  einer  WocEe  nach  dem  Eintritte  der  Aeodfnmg  «o- 
sozeigen. 

Die  Satzung  sowie  die  Aenderungen  sind  in  deutscher  Fassung  einzureichoi. 

§  3.  Wer  eine  öffentliche  Versanimlunp  zur  Erörterung  öffentlicher  Angelegen- 
heiten veranstalten  will,  hat  hiervon  miadettteoa  24  Stunden  von  dem  Beginne  der 
Vemmmlung  unter  Angabe  des  Ortes  und  der  Zeit  bei  der  PolisdbdiOrde  Aatagt 
tn  erstatten.  Für  Versaninilungen  tler  Wald  berechtigten  zum  Betriebe  der  WahlÄ 
sn  poUtischen  Körperschafton  bctri^  die  Anseigefrist  mindestens  12  Stuaden. 

Ueber  die  Anzeige  «oll  von  der  B^Sfde  sofort  eise  Iroeteafreie  BesdieiiiiguDg 
etteilt  werden. 

Der  Landenzeutralbehürde  bleibt  überlassen,  zu  bcätimiuen,  ob  und  unter 
«•loheo  Voraussetzungen  es  einer  Anzeige  nicht  bedarf  für  Versammlungen,  die  uoter 
Innchaltung  der  im  Ans.  1  bezeichneten  Fristen  öffentlich  bekannt  r  niacht  sind. 

V?  4.  Oeffentlicho  Versammlungen  unter  freiem  Himmel  bedürfen  der  Genehmigang 
der  Polizdbdiörde.   Die  Genehmigung  ist  schriftUch  zu  erteilen. 

Das  gleiche  gilt  von  Aufsogen,  die  auf  öffentUcben  Straasen  oder  flitieo  stitt- 
finden  sollen. 

Die  Genehmigong  ist  von  dem  Vemelalter  mindestens  48  Stunden  vor  dem 

neeinne  der  Vcrwammmnc:  oder  des  Aufzugs  unter  Angabe  dct<  Ortes  und  der  Zeit 
naciizubuchen.  Die  (Tcncniuigung  darf  nur  versagt  werden,  wenn  aus  der  Abhaltang 
der  Versammlung  oder  der  Veranstaltung  des  Anfsags  tielnfar  fSr  die  5£fvillwli^ 
Ordnung  und  Sicherheit  zu  befürchten  ist. 

Gewöhnliche  Leichenbegängnisse  sowie  Züge  der  Hochzeitsversanimlungen,  wo 
eie  hergebracht  sind,  bedürfen  einer  Genehndgnng  nicht. 

f  5.  Jede  Versammlung,  für  die  es  eiü&c  Auseijee,  Bekanntmachung  oder  Ge- 
nehmigung bedarf,  mues  anen  Leiter  haben.  Der  Lemr  oder,  stdaage  duMr  nidit 
bestellt  ist,  der  Veranstalter  hat  für  Ruhe  und  Ordnung  in  der  VeMUmnllUIg  fO 
sorgen.   Er  ist  befugt,  die  Versammlung  für  aufgddst  zu  erklären. 

§  6.  Niemend  darf  in  einer  Offentliehen  VerMunmlong  oder  nem  Aufzug,  der 
auf  öffentlichen  Strassen  oder  Plfitzen  filattfinden  koII,  bewaffnet  erscheinen,  es  kci  denn, 
dass  er  vmaG^  öffentlichen  Berufs  zum  Waffentragen  berechtigt  oder  zum  ErscheueQ 
mit  Waffen  behOrdlidbi  ermicfatigt  ist 


1)  S.  BuU.  Bd.  VI  S.  12  Nr.  7. 
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S  7.  Die  Verhandluneen  in  öffentlichen  VerBammlungen  sind  in  dcutechor 
Spraciie  zu  fuhrfn.  Ausnahmen  sind  mit  Genehmigung  der  Landeßzentralbehörde 
zulässig. 

§  8.  Die  Polizeibehörde  ist  befugt,  in  jede  Versammlung,  für  die  e«  einor  An« 
zeige,  Bekanntmachung  oder  Genehmigung  beidarf,  zwei  Beauftragte  zu  senden« 

Die  Beauftragten  haben  sich  unter  Kundgebung  ihrer  Eigräidiftft  dem  SMUk 
oder,  solange  dieser  nicht  bestdit  ist,  dem  Vecwwteller  der  VenHunmliuig  sn  «kennen 
zu  geben. 

Den  Benoftngten  mnee  nach  ihrer  WaU  ein  angwnoeeener  Plate  eingetinnit 

werden. 

§  9.  Die  Beauftragten  der  Polizeibehörde  sind  befugt,'  von  dem  Leiter  oder, 
solange  dieser  nicht  bestellt  ist,  von  dem  ^'cT!lI]8talter  fli'r  rraiamlune,  für  die  ef» 
«Der  Anzeige,  Bekanntmachung  und  Genehmigung  bedarf«  unter  Angabe  oee  Grandes 
die  AnflSanng  der  VerMunmlung  zu  verlnngen, 

1)  wenn  die  Genehmigung  nicht  erteilt  ist  '?  l  AI  .  1  I  is  3); 

2)  wenn  die  ordnungsroässige  ZolaesuDg  der  Beauftragten  der  Polizeibehörde 
verwei|{ert  wird  (§  8  Abs.  1,  3); 

3)  wer^n  Bewaffnet^  die  anb«fi|gt  in  der  VecMunmlong  «nwoeoad  eind, 
entfernt  werde^^ö); 


4)  wenn  Bednem,  deren  Anafohrunffen  den  Tatbestand  eines  Verbrechern  oder 

eirif^s  nicht  nur  auf  Antrarr  zu  verfolgenden  Vrrfrrhen«  enthalten  oder  ^ip  ?ich  ver- 
bot.swKirig  einer  nichtdeutschen  Sprache  bedienen  7),  auf  Aufforderung  der  Beauf- 
tragten der  Polizeibehörde  von  dem  Leiter  oder  dem  vemnstalter  der  venammlung 
das  Wort  nicht  entzogfn  wird. 

Wird  dem  Verlangen  nicht  entsprochen,  so  sind  die  Beauftragten  der  Polizei- 
behörde befugt,  die  Versammlung  für  aufgelöst  zu  erklären. 

§  in.  ^hald  eine  Vcr»iiiiirnlaug  für  aufgelöst  erfcUtt  ist«  eind  alle  Anwesenden 
verpflichtet,  »ich  sofort  zu  entfernen. 

§  11.  Mit  Geldstrafe  h\t^  zu  e>oo  Bfork,  nn  deren  Stalle  Im  UnvennSgeni^sUe 
Haft  tritt,  oder  mit  Haft  wird  bestraft: 

1)  wer  als  Vorstand  oder  als  Mitglied  des  Vorstandes  eines  Verdns  den  Vor* 
Schriften  über  die  ESinreidinng  von  Sntsnngen  nnd  Venseiehnissen  (§  2  Abs.  2  bis  4) 
zuwiderhandelt; 

2)  wer  eine  Versammlung  oder  dnen  Aufzug  ohne  die  vorgeschriebene  Anzeige 
oder  Genehmiguntr  (>;§  3,  4.      T   voranstaltet  oder  leitet; 

3)  wer  unbefugt  in  einer  Vcssammiung  oder  einem  Aufzuge  bewaffnet  erscheint 
oder  mck  nndi  ausgesprochener  AnflSeung  einer  VenHunmlnng  nidit  scrfbrt  entfernt 
(i§  6,  10). 

§  12.  Die  VoiBchriften  dieses  Oesetzeä  finden  keine  Anwendung  auf  die  durch 
das  Oosstg  oder  die  xnst&ndigen  Behörden  angeordneten  Vasuunlnnsen. 

§  13.  Welche  Behörden  unter  der  BeMiohnnng  „P^liieibehOwef*  sa  Tenttlien 
tiinrl,  ttesitimmt  die  Landeszentralbehörde. 

14.  An  die  Stelle  des  §  72  des  BOziprlinhen  Gesetsbnohs  tritt  folgende 
Vorschrift : 

Der  Vorstand  liat  dem  Amtsgericht  auf  dessen  Verlausen  jederzeit  eine  von  ihm 
vollzogene  Bescheinigung  Ober  die  Zahl  der  Versinemitglietur  einsnieidinD. 

15.  Auffrehol)en  werden: 

der  17  Abü.  2  des  Wahlgesetzes  für  den  deutschen  Beichstog  vom  31.  Mai 
1888  (Bundes-Gesetzbl.  S.  1  \'),  Reichs-GesetsbL  1873  S.  163), 

der  §  2  Ab-i.  2  des  Einführnng:«»j?c8et7.«»  zum  Strafgesetz  buche  für  das  Deutsche 
Eeich  vom  31.  Mai  löTU  (Bundes-Ge^ctzbl.  S.  lüb,  B«ichs-Gesctzbl.  1671  S.  127),  soweit 
er  eich  auf  die  besonderen  Vorschriften  des  LMmdesstgsüfechts  Ober  Misshmncb  des 
Vereins-  und  Versammlungsrechts  bezieht, 

der  §  6  Abs.  2  Nr.  2  des  Einführungsgesetzes  zur  Strafprozessordnung  vom 
1.  Februar  1877  iRoichs-Gtwctzbl.  S.  :i!ti). 

Die  sonstigen  reichsgeeetzUchen  Vorschriften  über  Vereine  und  Versammlungen 
bUben  in  Kinft 

§  16.    Unberührt  bleiben: 

die  Vorschriften  des  Landesrechts  über  kirchliche  und  religiöse  Vereine  und 
Vemunmlnngen,  Aber  kirdilidu»  Prozessionen,  Wallfahrten  nnd  fiittgüngo,  sowie  fiber 
geistliche  Orden  und  Kongregationen, 

die  Vorschriften  des  Landesrechts  in  bezug  auf  Vereine  und  Versammlungen 
fttr  die  Zeten  der  Kri^gefahr,  des  Kri^es,  oee  erhUbrten  Kriegs-  (Bdagemngs-) 
Znstandes  oder  inncnr  Unruhen  (Aufirnhis), 
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die  Yonchriften  des  Landesrechte  in  besag  auf  VorbiiidiiiigiD  und  Vcmboedniigp 

landlicher  Arbeiter  und  DienHtboten, 

die  Vorachrifien  dee  Landesrechts  zum  Schutze  der  Feier  der  Sonn-  und  Festtage : 
jaioch  sind  für  Bonntage,  die  nicht  zugleich  Festtage  sind,  Beschränkungen  des 
Versammluiigerechta  nur  bis  zur  Beendigung  des  vonnittägigcn  Hauptgottesdienste» 

§  17.  Dieses  Gesetz  tritt  aiu  in  Kraft." 

b)  6.  Dezember  1907.  Hesolution  zum  Etat  1908  Hompeacbf 
Schftdlor,  Spahn,  Gröber  (Drucks.  Nr.  516): 

i,Der  Beichstag  wolle  beschlieasen,  den  Herrn  Beichakanzter  zu  ersuchen,  An- 
iftdanaugaa  dahin  zu  tnffen,  dMs  den  Beamten  in  Reidwbetrieb^  das  Becht,  YereiDe 
SU  biraen,  aneh  wenn  aie  das  ganae  Bcidugebiet  mnlMMn,  nidit  hwrJirSnlrt  wode." 

c)  6.  Dezember  1907.  Resolution  zum  Etat  1908     Hompesch,  Schldler, 

Spahn,  Gröber:  Gesetzentwurf,  betr.  die  Sicherung  und  den  weiteren  Aus- 
bau des  Koalitionsrechtes  der  Arbeiter  (§  152  G.O.)  (gleichlautend  wieder 
Bull.  Bd.  VI.,  S.  öKi  Nr.  29a  abgedruckte  Antrag)  (Drucke.  Nr.  517). 

d)  13.  Dezember  1907.    Resolution  zum  Etat  1908  Lattmann,  Burck- 

iiai<]t.  Vogt  (Drucks.  Nr.  Ö46): 

„Der  Beichßtag  wolle  beeddiessen,  den  Herrn  BeidmlEander  ta  enodi«»,  zo 
VMtanlassen : 

1)  dass  den  Beamten,  Uandwerkeru  und  Arbeitern  in  Bcichsbetriebea  dm  Kecht, 
Vereine  m  bilden,  aneb  wenn  eie  das  gance  Bdehegebiet  nniiBie«n,  nkdit  beediriiikt 
werde; 

2)  dasa  den  Beamten,  Handwerkern  und  Arbeitern  in  BeichäUetrieben  gestattet 
werde,  aas  ihren  Reihen  Aut^flchflase  zu  ^^üh]en,  denen  e»  obli<^,  das  gute  Etow* 
ndimen  zwischen  der  Verwaltung  und  den  Beamten,  Handwerkern  und  Arbeiteni  iw 
erhalten  sowie  sich  zu  Autrfisen,  Wünschen  und  Beechwerden  zu  auasem,  die  sich 
«nf  ihre  Angdegenlieitea  berienen«'* 

78.  Landarbeiter  (8.  316  Nr.  31)  s.  auch  Einwanderung  Isr.  64. 
22.  November  1907.    55.  Sitzung.    Kommission  tüx  die  Petitionen, 

82.  Bericht  betr.  Anlhebimg  der  Geüsindeordnimg  und  Gewihnuig  des 

Koalitionsrechts  an  die  laadlichen  Arbeiter  (Dmcks.  Nr.  462).  Antrag: 

Ueberw  eisiM^jr  '/nv  Erwa^ino;.  Antrag  v.  Dirksen :  Absetzung  von  der 
Tagesordnung.    Antrag  von  Dirksen  angenommen  (öten.  Prot.  S.  1703,  Bj. 

79.  lletallschleifereien  e.  Schwere  Indastrien  Nr.  82* 

80.  Pessionskassen. 

28.  November  1907.  Antrag  Albrecht  und  Gen.  auf  Vorlegung  eines 
Oe.«!Gt7ent Wurfes,  durch  welehen  die  Yerhftltnisse  der  Hir  Hfitten  nnfi 
Walzwerke  nebst  zugehörigen  Betrieben,  für  Kon.struktions Werkstätten, 
Maschinenfabriken,  Textillabriken  und  andere  induhtiielle  Etabliasemente 
errichteten  Pensionekassen  für  das  ganze  Beieh  einheitlich  geregelt  werden 
(Drocka.  Nr.  491). 

81.  i'  h  o  8  jj  h  o  r. 

20.  Besember  1907.  Inteniationalee  Abkommen  über  das  Verbot  der 
Verwendnng  TOn  weissem  (gelbem)  Phoephor  zur  Anfertigung  von  ZUnd- 
hoiaem,  Vorlage  zur  TerfaBsnngsmAsaigen  Genehmigung  (Drucke.  Nr.  566). 

82.  Schwere  Industrien  (8.  817  Kr.  89). 

12.  Dezember  1907.  Resolution  zum  Etat  1908  Albrecht  und  Gen. 
(gleichlautend  wie  der  Ball.  Bd.  VI  8.  818  Nr.  d9c  angeflOhrte  Antrags 
(Drucks.  Nr.  542). 
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88.  Sonntagsrulie  (8.  818  Nr.  40). 

6.  Dezember  1907.  Resolution  zum  Etat  1908  v.  Hompesch,  ScIiädleTi 
8!)ahü,  Gröber  (gleichlautend  wie  der  Boll.  Bd.  VI  8.  SOS  Nr.  40»  «bge- 
(irackte  Antrag)  (Drucks.  Nr.  518). 

84.  Staatsarbeiter. 

5.  Dezember  1907.    üeh erdichten  fiber  die  ArbeiterverhältiuBSe  in 

den  Brtrieben:  1)  der  Reichsmarineverwaltung,  2i  der  kgl.  preussischen 
Heeresverwaltung,  3)  der  kgl.  bayrischen  HeeroHverwaltung,  4)  der  kgl. 
sächsischeu  Heeresverwaltung,  ö)  der  kgl.  württembergisciien  Heeresver- 
waltung für  1906,  üebereendnng  snr  KenntniMiabme  (Drooke.  Nr.  614). 

Hb,  Staatsbeamte  «•  Koalitionsrecht  Nr.  77b,  d. 

86.  Steinsclileifereien  s.  Bnchdrockereien  Nr.  62. 

87.  Tarifgemeinschafren  (S.  318  Nr.  42). 

6.  Dezember  1907.  Eeäolution  zum  Etat  1908  v.  Hompeiicb,  Schäcüer, 
Spahn,  QrOber:  Geeeteentwurf  betr.  die  Sichemng  nod  weitere  Ausge- 
staltung der  Tarifgemeinschaften  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
(gleichlautend  wie  der  Boll.  Bd.  VI  a  818  Nr.  42  abgedmokte  Antrag) 
(Drucks.  Nr.  517). 

88.  ünfallvereiohernng  (8.  319  Nr.  44)  e.  an<^  Versioherung 

Nr.  89b,  c. 

15.  November  1907.  Vertrag*)  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
den  Niederlanden  tlber  Unfallversicherung,  Unterbreitung  zur  verfassungs- 
mässigen Genehmigung  (Drucks.  Nr.  472).  —  23.  November  1907.  56. 
Sitmng.  Xäwte  Beratung.  Üeberweisang  an  eine  Kommieeion  (Sten.  Prot. 
8.  1717 B  ff.).  —  29.  November  1907.  61.  Sitning.  Zweite  Beratung. 
Annahme  (Sten.  Prot.  S.  1893  Gff.).  —  30.  November  1907.  82.  Sitzung. 
Dritte  Beratung.   Annahme  (Sten.  Prot  S.  1925  D  ff.). 

89.  Vereicherung  i.  auch  Arbeiterreoht  Nr.  55e|  b,  ünfitUver^ 
sicbening  Nr.  88. 

a)  22.  November  1907.   55.  Sitzung.  Kommission  ftr  die  Petitionen, 

27.  Bericht,  betr.  die  Einflihrung  einer  Arbeiter- Witwen-  und  Waisen-, 
sowie  Arbeit s1osenver.'<icherung  (Drucks.  Nr.  425).   Antrag:  Ueberweieung 

zur  Keniiinisiiahme.    Angenommen  (Sten,  Prot.  S.  1698c  ff.). 

b)  22.  November  1907.    55.  Sitzung.   Kommission  für  die  Petitionen, 

28.  Bericht  betr.  Aenderung  des  Invalidenversicherungsgesetzes  (Drucks. 
Nr.  426).  Antrag:  üeberweisaDg  als  Material.  Antrag  Sadise:  TJeber- 
weisong  mar  Berflokeiehtigung.  Komnissioneantreg  angenonunen  (Sten. 
Prot.  8.  1699  B  ff.). 

o)  18.  Desember  1907.  Nachweisung  der  Geschäfts-  und  Bechnimgs- 
ergebnisse  der  zur  Durchführung  der  Invalidenversicherung  errichteten 
Versicberm^crsanstalten  und  der  vom  Bundesrate  zugelassenen  Kassenein- 
richtungen für  das  Jahr  1906  nebst  Vorbemerkungen,  Uebersendnng  zur 
Kenn tnisn  ahme  (Drucks.  Nr.  51). 


1)  8.  BolL  Bd.  VI  8.  416  Nr.  9. 
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d)  18.  Dezember  1907.  Rechnuugsergebnisse  der  Bera&geDossen- 
schaften,  Nachweisung  für  das  Jahr  1906  nebst  Vorbemerkoogen  etc., 
Uebersendung  zur  Kenntnisnabine  (Drucks.  Nr.  553). 

90.  Wals-  und  Httttenwerke  8.  Schwere  Industrien  Nr.  82. 

91«  Witwen-  und  Waisenversickernng  Si  Versidtening  Nr.89a. 

B.  Bundesstaaten. 
Wtrttembeig. 

(Zweite  Kammer^  Febnisr  bis  Juni  1907). 

1.  Arbeiter  Vertretung. 

a)  15.  Mai  1907.  Antrag  £eil  zum  Etat  1907  und  1908  betr.  V«r> 
tretnng  der  in  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  beschäftigten  Lohnarbeiter 
(Beil.  73  ni).  —  1.  Juni  1907.    30.  Sitzung.    Abgelehnt  (Verb.  S.  720). 

b)  1.  Juni  1907.  Antrag  Mayer  (Ulm),  Hieber  sum  £tat  1907  und  1908 

(Beil.         die  Staatsregierung  sei  zu  ersuchen  : 

„den  §  10  der  Mi uistcrial Verfügung  vom  3().  November  1900  in  Verbindung  mit 
der  Bunilterialverfflgung  vom  7.  Dezember  1903  in  der  Weise  abzuändern,  das»  eine 
angcmeßsone  Zahl  von  Beiräten  dom  Kreis  cicr  Privatbeamten  (kaufmännischen  und 
techniBchen  Angestellten}  eutnommeu  und,  solange  eine  Arbeit«kammer  nicht  ge- 
schaffen  ist,  den  Lohnarbeitern  eine  sticken  VertrafeaDg  als  bisher  gewährt  «nd." 

1.  Juni  1907.   30.  Sitzung.   Angenommen  (Verh.  S.  720). 

2.  Arbeitsblatt. 

1.  Mai  1907*  Antrag  der  Finanzkommission  zum  Etat  1907  und  1908, 
die  Regierung  sei  zu  ersuchen,   die  Herausgabe  eines  Arbeitsblattes  ftr 

Württemberg,  ähnlich  dem  Gewerbeblatt,  in  Er\vi\|ijrun<;  zu  ziehen  (Beil. 
bd  Uj.  —  1.  Juni  1907.  30.  bitzung.  Beratung,  angenommen  (Verh. 
8.  724—728). 

3.  Arbeitskammern  s.  auch  Arbeitervertretung  Xr.  1. 

2.  Mai  1907.  Antrag  Gröber  und  Gen.  zum  Etat  1907  und  1908,  die 
Staatsregierung  sei  zu  ersuchen,  im  Bundesrat  au£  tnnliehst  schleunige 
Einbringiing  des  Entwurfes  eines  G^esetzes  zur  EänfHhrnng  gemischter 
Arbeitskammern  hinzuwirken  (Beil.  58  II).  —  7.  Mai  1907.  19.  Sitzung. 
Angenommen.    Dazu  Erklärung  Tauscher  und  Gen.  (Verh.  8.  4021: 

,J>ie  UnterzeidmeteD  betrachten  die  Ecrichtuog  einer  geMtsUchen  Vertretung 
der  ArbdterBchaft  ah  eine  dringende  Aufgabe.  6fe  ttalteD  aber  zur  Wahmdmiaiifr 

der  Interessen  dor  .Arbeiterschaft  nicht  gemischte  Arbeit-skaramern,  .«ondorn  Arboiier- 
kammeru,  die  nur  aus  Vertretern  der  Arbeiterschaft  beateheu  und  den  vorhandeoeD 
Handels-  und  Handwerirakunmem  mit  glaehen  Reehten  an  die  Seite  treten  M^tas. 
für  erforderlich  und  können  daher  einem  Antrag  nicht  ziistimmon,  diirch  den  die  kgl- 
Staatsregiennig  ersucht  wird,  sich  bei  der  Beschlussfassung  über  diese  Frage  ud 
Bundenrat  für  gemisdite  Aibeitakammeni  zu  entHchriden." 

4.  A  r  b  0  i  1 1  o  s  e  n  u  n  t  e  r  s  t  ii  t  z  u  n  g. 

15.  Februar  1907.  Autrag  Lindemanu  und  Genossen  aut  Sinlnringnng 
eines  Oesetzentwurfes,  auf  GKrund  dessen  an  solche  Gemeindeverwaltungen 
Stuatsbeitrftge  gewährt  werden,  die  ZuschOsse  an  Berufsvereine  von 
Arhoitern  und  Angestellten  zu  den  von  ihnen  an  ihre  Arbeitslosen  ge* 
leisteten  Untersttitzungeu  zahlen  (Beil.  23). 
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Arbeita  n »oh weis  s.  auch  StelUniFAniuttlang  Nr.  20. 
2.  Mai  1905.   Aotrag  Gröber  und  Gen.  zum  Etat  1907  und  1908  betr. 

Ansbreitung  öffentlicher  An^tkiniffs-  und  Arbeitsnachweisatellen  und  Be- 
aulsiclitigung  der  PrivatsTelleuvermittlung,  sowie  Jierücksichtigung  der 
landwirtschaftlicheu  Bedürfniäne  bei  der  Arbeite  Vermittlung  (Beil.  59c). 
—  4  Juni  1907.   81.  Sitzung.   Angenommen  (Verh.  S.  76"^. 

tl.  B  a  u  a  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z. 

15.  Mai  1907.  Antrag  Mattutat  zum  Etat  1907  und  1908,  die  Staats- 
regiemng  sei  su  ersncben,  im  Bandesnit  fttar  Schaffbng  eines  reichsgesetz- 
liehen  Bauarbeitersohutses  in  Verbindung  mit  einer  faoUnmdigen  steet- 

lichen  Bauinspektion  in  Angliederung  an  die  Gewerbeinspektion  einsu- 
treten  (Beil.  73  IV\  —  4  Juni  1907.  Bl.  Sitzung.  Ueberweisung  an 
die  Kommission  fUr  Gegeiuitände  der  inneren  Verwaltung  (Verh.  S.  760). 

7  Etatdebatte. 

15.,  16.,  19.,  20.,  21.  Februar,  2.,  3.,  4.,  10.,  28.,  29.,  31.  Mai,  1.,  4.,  5. 
Juni  1907.  5.,  6.,  7.,  8.,  9.,  1«.,  17.,  18.,  21.,  27.,  28.,  29.,  30.,  31.,  32. 
iSitzung.  Arbeiterfrage,  Arbeiterkammem,  Arbeiternot  auf  dem  Itande, 
Arbeitespolitik,  Arlwiterstatistilt,  Arbeitervertretung,  Arbeitslosenyer- 
ndierong,  Arbeitanachweisetellen,  Arbeitsvermittlimg,  Arbeitswilligen- 
schutz,  Arbeitszeit,  Arbeitszeit  in  Staatsbetrieben,  Beamtenaufbeaeerung, 
Besserstellung  der  Arbeiter,  Franenschutz,  Gesindenrdnung,  Gewerbeauf- 
sicht, Gewerbeiuäpektoren,  Gowerkvereine,  Haudlungsgehili'eu,  Heimarbeit, 
Hotelpersonal,  Kinderarbeit,  Kontorarbeit,  Krankenpflegeversicherung, 
Eranken^enicliening,  Landwirtsdieftskammem,  Löhne,  Pensionsversiebe- 
rang,  Privatangestellte,  kanfuiännische,  Rechtsfähigkeit  der  Berufsvereine, 
Schatzbestimmungen  für  ChanfVetire  und  F>i>ireT  bei  elektrischen  Bahnen, 
Schutzbestimmungen  für  i.eben  und  Gesundheit,  Sitzgelegenheiten  für 
weibliches  Personal  in  offenen  Verkauibliallen,  Sonntagsruhe,  Soziales 
Huseun,  Sozialpolitik,  Streiks,  Submissionswesen,  Tagelöhne,  ortsübliche, 
Tarifgemeinschaften,  Technische  Angestellte,  Textilindustrie,  T'eraicherung, 
Wanderarbeitsstätten,  Wöchnerinnenschutz,  Wohnungsftlrsorge  (Verh.  54 — 
59,  66,  69,  87,  88,  90,  95,  97,  106,  112,  118,  119,  127,  138—140,  149, 
157,  164,  167,  172,  333— 33Ö,  338,  340,  347,  352,  355—357,  359—367, 
370—378,  380,  384—388,  390-394,  397,  398,  487,  634-646,  661—663, 
676,  676,  681,  683,  687—699,  706—708,  717,  744—760,  769—795). 

8.  Gesinde  s.  Versicherung  Nr.  23. 

9.  Gewerbeaufsicht. 

4.  Mai  1907.  Antra^r  (iri.ber  und  Gen.  zum  Etat  1907  und  1908 
(Beil.  64  IV),  die  Staatsregierung  sei  zu  ersuchen, 

,4ie  Beamten  der  Oewerbeenfeicht  zur  Eriedigung  der  wichtigeren  und  billigeren 

Geschäfte  zu  einem  unmittelbar  unter  clom  Ministerium  stehn.  Ii  i  k' illeginm  m  vor- 
einiffeo,  an  deaseD  fiaratungen  und  Beechlussfaasuogen  Arbeitgeber  eioerseita,  Arbeiter 
WM  ArbeHerinnen  andendta  in  gleicher  Zahl  t^lndunen,  so  deren  Bestellung  dieien 
fienfakreisen  eine  Mitwirkung  zustehen  soIL 

1.  Juni  1907.   30.  Sitzung.   Abgelehnt  (Verh.  8.  723). 

10.  Geverbeinspektion. 

16.  Mai  1907.  Antrag  Mattutat  anmfitat  1907  und  1908,  die  Staata- 
regiening  sei  su  ersuchen,  im  Bundesrat  fttr  die  UntersteUnng  der  Be- 
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triebe  dee  flendelflgewerbes  unter  die  Geverbeinepektion  eiasutreten  (fieil 
7B  IV).  —  4.  Juni  1907.  31.  Btteung.  Ueberweisnng  an  die  Konmusmon 
filr  Qf^genetftnde  der  Innern  Verweltnng  (Verb.  S.  760). 

11.  Handelegewerbe  e.  Gewerbeinepektion  Nr.  10,  Sonntagsrohe 
Nr.  la 

12.  Handeleinspektoren. 

15.  Mai  1907.  Antrag  Oraf  (Stuttgart)  und  Gen.  zum  Etat  1907  und 
1008,  die  .Staatsre^icning  sei  zu  ersuchen,  im  Bundesrat  für  die  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes  betr.  Einführung  von  Handelsinspektoren  einzutreten 
(BeiL  76  I).  —  4.  Juni  1907.  31.  Sitzung.  Ueber Weisung  an  die  Kom- 
mission fllr  Oegenstftnde  der  Innern  Verwaltung  (Verb.  &.  760). 

13.  Heimarbeit  S.  auch  Versichernnfr  \r.  23. 

a)  2.  Mai  1!»07.  Antrag  Gruber  und  Oen.  zum  Etat  1907  und  l&Ob, 
die  Staatsregierung  sei  zu  ersuchen,  umfassende  Erhebungen  über  die 
Lage  der  Heimarb^t  im  Lande  vorannehmen  und  den  Stiaden  dwdi 
Vorlage  einer  Denkschrift  mitzuteilen  (Beil.  68  III).  —  7.  Hai  1907. 
18.  Sitzung.    Abgelehnt  (Verli  4n^V 

b)  4.  Mai  1907.  Antrag  Hieber,  Schnaidt  zum  Etat  JitOT  und  die 
Staatsregierung  sei  zu  ersuchen,  im  Bundesrat  dafür  einzutreten,  dasb  eine 
gesetdidie  Begelung  der  Vmbftltnisse  der  Hausindustrie  and  Heimarbeit 
in  Bftlde  Torgenommen  werde  (BeiL  63A  II).  —  7.  Mai  1907.  19. 
Sitsung.    Angenommen.  (Verb.  S.  403). 

c)  15.  Mai  1907.  Antrag  Mattutat  zum  Etat  1907  und  19<)8,  die 
Staatäregierung  sei  zu  ersuchen,  im  Bundesrat  für  Ausdehnung  der  Ge- 
werbeinspektion auf  die  Haasindustrie  und  die  Heimarbeiter  dnsntretan 
(BeiL  78  IV).  —  4.  Juni  1907.  81.  Sitsung.  Ueberweiaung  an  di« 
Eonunission  flElr  Gegeostftnde  der  Innern  Verwaltuag  (^Verb.  8.  760). 

14.  Krankenpflege versiobernng  s.  Versieberang  Nr.  28a. 

15.  Land-  und  forstwirtschaftliche  Arbeiter  s.  Lohn  Nr.l7, 

Versicherung  Xr.  23a. 

16.  T^elirlingswesen  s.  Sonntagsruhe  Nr.  19,  Submissioosweseo 
Nr.  21a,  b,  Versicherung  Nr.  23a. 

17.  Lohn. 

15.  Mai  1907.  Antraf:  Mattutat  zum  Etat  1907  un  i  1:H(8,  die  Staai*- 
regienmg  sei  zu  ersuchen,  eine  Revision  und  Neufestsetzung  a)  der  ortd- 
ttbliebeiL  Tagelöbne,  b)  der  Jabresverdienste  der  land-  und  forstwirtschaft« 
lieben  Arbeiter  zu  veranlassen  (Beil.  78  V).  —  6.  Juni  1907.  82.  Sitinng. 
Angenommen  (Verb.  S.  794). 

18.  Privatbeamten  s.  Arbeitsyertretong  Kr.  1. 

19.  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe. 

15.  Mai  1907.  Antrag  Flsoher  smn  Etat  1907  und  1906  (Beil.  78  h 

die  Staatsregierung  sei  zu  ersuchen 

„1)  dafür  zu  wirken,  dass  die  A mt^kör nerechaftcn  von  der  ihnen  nach  ^  I05b 
Abs,  2  der  G.G.  zustehenden  Befugni«,  die  Beschifligung  von  Gebiltei,  X/hrliDgeD 
und  Arbciteni  Im  Haadelagniirbe  an  Sonn-  und  Feetta^  ganz  zu  ontffMgVB.  tUh 
bdtUcb  Gebrauch  macben. 


Digitized  by  Google 


—   519  — 


3)  die  b&horm  VenrsItoiigwteUen  anzuweuen,  dass  sie  AusoAhmeo  Ton  den  in 

lO'b  Ab»,  2  getroffenen  ßestimmungen  nur  in  dem  Umfauge  zula^en,  da^^  dif  B  '- 
8cMfüguog  aufs,  Lauerhalb  des  VorniittagH  aufÜQ&aderfolgende  Öluuden  beBchiäukl iat." 

I.  Juiii  1907.    30.  Sitzung.    Abgelehnt  (Verh.  S.  723). 

20.  Stellenvermittlung      mich  Arbeitsnachweis  Nr.  5. 

II.  Mai  iy07.  Antrag  Mattutat  zum  Etat  1907  und  1908  betr. 
EegeluDg  des  Geschäftsbetriebes  der  Gesindevermieter  und  Stellenver- 
mittler  (BeU.  71  II).  —  4.  Juni  1907.  81.  Sitsnng.  Augenommen 
(Verh.  S.  767). 

21.  Snbm issionswesen. 

a)  4.  Mai  1907.  Antrag  Gröber  und  Gen.  zum  Etat  1907  und  1908 
betr.  Aussohln.ss  von  Unternehmern,  welche  Lelirlinge  in  übergrosser  Zahl 
beschäftigen  (Beil.  (j4  I).  —  1.  Juni  1007.  30.  Sitzung.  Verweisung  an 
die  Volkswirtschaftliche  Kommission  (Verh.  S.  720). 

b)  16.  Mai  1907.  Antrag  KeU  zum  Etat  1907  und  1908  (Beil  78  0, 
redaktionell  abge&ndert  am  81.  Mai  1907,  29.  Sitxnng  [Verb.  S.  689]),  die 
Regierung  sei  zu  ersuchen, 

„für  Abbeatellung  der  noch  !  <  ruhenden  MlssstSnde  des  SabnuMioiitverteliiens 
Sorge  tragen  2U  wollen,  insbesondere  zu  veranlassen, 

1)  dasB  nicht  nur  die  Untemdimcr  an  die  Tarif gemeinschaften  oder  ähnliche 
Vereinbarungen,  die  zwisclipii  fion  \  f-rbfinden  der  Arbeitgeber  und  Arbeit^^r  bestehen, 
gebunden  werden,  sondern  im  übrigen  auch  bei  Erteilung  des  Zuschlag»  die  Betriebe 
bevorzugt  werden,  welche  die  günstigeren  Arbeitabedingnogm  bieten ; 

2)  doi^^  Unternehmer,  welche  Lehrlinge  in  tihergrosser  Zahl  bepohäftigen,  von 
dem  Mitbewerb  bei  Vergebung  der  öffentlichen  Arbeiten  und  Lieferungen  aubge- 
achloMen  werden.** 

1.  Juni  1907.    80.  Sitzung.   Verweisung  an  die  Volkswirtscfaaftlidie 

ILommission  (Verh.  S.  720). 

22.  Tarifgemein  Schaftes  s.  Submissionsweeen  Nr.  21b. 

23.  Versicherung. 

ai  3.  Mai  1907.  Anh-Rir  Mattutat  zum  Etat  1907  und  i;>ns  horr. 
erneu  Gesetzentwurf,  auf  Grund  dessen  die  landesgesetzliche  Krauken- 
päegeversichenmg  aufgehoben  wird  und  die  ihr  seither  unterstehenden 
Peraonenkreise  (Dienstboten,  landwirtsehaftUche  Arbeiter,  Lehrlinge,  Heim- 
arbeiter u.  s.  w.)  der  reichsgesetzlichen  Erankemreraiohttning  unterstellt 
werden  (Beil.  60  I).  —  7.  Mai  1907.  19.  Sitzung.  Verweisung  an  die 
K-ommission  für  Gegenstände  der  Innern  Verwaltung  (Verh.  S.  403). 

b)  15.  Mai  1907.  Antrag  Mattutat  zum  Etat  1907  und  1908  betr. 
Reduktion  der  für  die  Eeststellung  der  Unfallentschädigungen  mas^ebenden 
NaturalTerpflegnngssitse  (Bett.  78  Vo).  —  6.  Juni  1907.  82.  Sitmng. 
Angenonimen  (Verh.  8.  794). 

c)  15.  Mai  1007.  Antrag  Mattutat  zum  Etat  1907  und  1908  (Beil, 
73  Vlj,  die  Staatsregierung  sei  zu  ersuchen,  im  Bundesrate 

,,a)  für  die  Ausdehnung  der  Kranken-  und  InvaUdea Versicherung  auf  alle  Haus- 
gewerbetreibenden und  Heimarbeiter, 

b^  in  Abänderung  de*  S  5  drn  (Tewerbeunfaüvpmicherungsgesetzes  für  dne  zwangs- 
weise Heranziehung  der  seibnUiudigen  Bctricbsuniernehmer  mit  einem  Einkommen 
unter  3000  M.  zur  reichegesetzUchen  Unfallversicherung, 

c)  für  die  baldige  \^rcinheitlichuQg  und  Veninrndmug  der  Unfdl«,  Invslideo- 
nnd  iü^auken  Versicherung  einzutreten." 

6.  Juni  1907.  82.  Sitsung.  Lit.  a)  angenommen.  Et  b)  abgelehnt, 
lit.  e)  aagenommen  (Verb.  8.  795). 
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24.  Wanderarbeitsstätten. 

20.  AparU  1907.  VoriAg»  «iii«r  Dwiksehrift  Uber  die  EmfÜhnmg  von 
WanderarbeitBBtfttten,  H«ft  ZIV,  2.  Nachtrag,  Kap.  28,  Tit  2,  Ziffer  7 
desBtate  X907  und  1908.  —  8.  Mai  1907,  20.  Sitzung.  Baratnaig,  Ü6l»er- 
wdisnng  an  die  Kommission  für  Gegenstände  der  Innern  VerwaltTirfr 
(Verh.  S.  4.')1— 444).  —  18.  Juli  1907.  Antrag  der  Kommisaion  für 
Gegeutitäude  der  Innern  Verwaltung  auf  Bewilligung  von  je  2000<.)  M. 
pro  1907  und  1906  fttr  die  Sinftthnmg  von  WanderarbeitBstfttten  (BeiL  119). 
—  23.  Juli  1907.   68.  Sitiaxig.   Angenommen  (Verh.  8.  1701). 

26.  Wohnungen,  Billige. 

2.  Mai  1907.  Antrag  GhrOber  und  (Ha  sum  Etat  1907  and  1908 
betr.  Erbauung  gesunder  und  billiger  Wohnungen  (Beil.  58  I).  —  7.  Hu 
1907.  19.  Sitzung.  Verweiaong  an  die  ▼olkewirtschafUiche  KonuniBsioo 
(Verh.  S.  403). 

III.  Argentine.  Argentinien. 

1.  Arbei  t.'^departemen  t.  (Boletin  del  Departamento  Nacional 
del  Trabajo,  No.  1,  Juuio  '60  de  1907,  S.  1  ff.) 

Cam.  de  Dip.  9.  Januar  1907.  Antrag  Roca  aui  Einstellung  eines 
jfthrlicheB  Kredites  von  60000  Pesoe  ins  Budget  fttr  die  fiohaflbng  eines 
nationalen  Arbeitsdepartements.  Angenommen. 

Cam.  de  Sen.    23.  Januar  1907.  Gestrichen. 

Cam.  de  Dip.  26.  Januar  1907.  Beharrt  auf  der  Au&ahme  dea 
Elredite». 

Cam.  de  Sen.    Beharrt  auf  der  Streichung. 

Cam.  de  Dip.  28.  Januar  1907.  Beharrt  mit  Zweidrittelmehrheit  aaf 
der  Aufnahme,  womit  diese  Beschluss  wird. 

IV.  Autridie.  OesterreMi. 

3.  Schutz  dor  G  on  o  s  8  o  u   ch  af  tsarb  e  i  t  er. 

Regierungseutwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Auädehuung  von  Vor- 
schriften zum  Schutzo  gewerblicher  Arbeiter  auf  Eonsumvereine  und  andere 
Erwerbs»  und  Wirtschaftsgenossenschaften. 

§  1.  Die  auf  Grund  der  Gewerlicordnung  bezüglich  der  Sonntag?:- 
ruhe  für  die  Handelsgewerbe  im  allgemeinen  oder  für  bestimmte  ilaudel»- 
zweige,  beziehungsweise  Warenkategorien  in  den  einzelnen  Gemeinden 
oder  Ciemeindeteilen  erlassenen  Vorschriften  haben  auch  auf  den  Wareo- 
Twtrieb  der  Konsumvereine  Anwendung  zu  finden. 

§  2.  Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  im  Verordnnnrr^wep^e  bestimmen,  dass  auch  noch  andere  in  der 
Gewerbeordnung  zum  Scliuijse  der  Hilfsarbeiter  in  Handelsgewerben  ent- 
haltene Vorschriften  auf  die  im  Waren verixiebe  der  Konsumvereine  be- 
schftftigten  Hilfsarbeiter  Anwendung  zu  finden  haben. 

§  3.  Desirleii  hen  kann  der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  des  Innern  und  den  übrigen  beteiligten  Ministem  im  ^  er- 
ordnung!^wege  bestimmen,  dass  die  für  andere  als  Handelfgeweibe  in  der 
Gewerbeordnung,  beziehungsweise  in  den  auf  Grund  der  letzteren  er- 
gangenen Verordnungen  enthaltenen  Vomchriften  tlber  die  Sonntagsruhe 
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auch  auf  die  ia  analogen  Unternehmungen  vm  Konsumvereinen  und 
sonstigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschui  len  beschäftigten  Eüfs- 
arbeiter  Anwendung  zu  finden  haben. 

In  derselben  Weise  kann  bestimmt  werden,  dass  avch  noch  andere 
Vorschriften  dos  VI.  Hauptstückes  der  Gewerbeordnung  auf  die  in  den 
im  vorhergeheudeu  Absätze  erwähnten  Unternehmungen  beschäftigten 
Hilfsarbeiter  Anwendung  zu  finden  haben. 

§  4.  Wenn  im  Sinne  dieses  Oesetses  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnnng  oder  der  auf  Grund  der  Gewerbeordnang  erlassenen  Vorsohriften 
auf  Bedienstete  der  EIrwerbs-  und  Wirtschaftsgenoasensobaiten  Anwendung 
linden,  sind  zur  Austragnn<2:  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Be- 
diensteten und  der  Genoaseuschaft  oder  zwifrhen  den  Bediensteten  der 
Genossenschaften  untereinander  die  GewerbegericJite  nach  Massgabe  der 
Bestimmnngen  der  §§  4  nnd  6,  Gesets  vom  27.  November  1896,  Reichs- 
Gesetsbl.  Kr.  218  {Gewerbegerichtsgesetz)  zuständig. 

Diese  ZustJlndigkeit  beginnt  an  dem  Tage,  nn  dem  die  Vorschriften 
der  Gewerbeordnung  oder  der  auf  Grund  der  Gewerbeordnung  erlasgenen 
Vüiöchrifien  m  Bezug  auf  die  genossenschaftlichen  Betriebe  in  Wirksam- 
keit treten. 

§  6.  Die  Uebertretongen  dieses  Gesetses  nnd  der  im  Sinne  des- 
selben ergangenen  Verordnungen  werden  nach  den  Strafbestimmungen 

der  Gewerbeonlnnng  geahndet. 

§  6.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirlnamkeit. 

§  7.  Mit  dem  Volkuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Handelsminister  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  und  den  beteiligten  Ministem 
betraut. 

V.  Etats-Unis.  Vereinigte  Staaten. 

Ans  der  Botsidiait  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  an  die 
beiden  Häuser  beim  Beginn  der  ersten  Session  des  60.  Kongresses, 

3.  Dezember  1907. 

Unternehmerhaftpflicht.  Die  Landeeregieruog  sollte  ein  Musterarbeit- 
geber sein.  Sie  sollte  von  jedem  ihrer  Arbeitnehmer  Arbeit  enter  Güte  verlangen 
und  sollte  dafür  dann  aiuh  gohörii:;  für  alle  Borgeu.  Der  KonerF^H  iH)llte  Gft^ctze  er- 
laneo,  durch  welche  für  alle  Arbeiter»  «oweik  die  Zuständigkeit  der  Bundeegewalt 
nidit,  mit  EinsdiluBB  der  AngeeteUten  in  Sduffowerften  und  ArMnalen,  eine  be- 
schränkte, aber  penati  uinsuhriehene  Entschädigung  für  Unfillr  festgesetzt  wird.  Mit 
aoderai  Worten,  es  sollte  ein  vorbildliches,  weitgehendes  und  gründliches  Unternehmer- 
haftfiflichtseaetB  eiiaMwn  irvrden,  das  fQr  alle  staafliehen  nnd  privaten  Unternehmungen 
7.VL  gelten  hätte,  die  der  [jiinde.srepiCTung  unterstehen.  Die  Zjihl  der  Unfälle,  Im. n 
die  Lohnarbeiter  au»<ge«etzt  »ind,  der  zu  verhütenden  und  der  unausweiiihlichcn,  lät 
in  der  heutigen  Technik,  im  Fabrikweeen  und  im  Verkehr  zu  einer  carschreckenden 
Hohe  ancrewachsen,  För  den  gpwohnlichen  Im  u  lifiter  und  Feine  Famihe  ist  die 
Wirkung  eines  solchen  Unfalls,  weuu  sie  allein  uui  ihn  lobten  kommt,  von  un- 
UUlicher  Sehirore;  andererscit»  gibt  es  gewine  Arten  von  Recht^anwiltan,  die  nur 
Havon  leben,  Leute,  denen  ein  Unrecht  zugestosfen  ist  (uhürauch  nicht,  zu  veranlassen, 
FahrläääigkeitHkla^n  einzureichen.  Tatsächlich  iät  eine  Klage  wegen  Fahrlässigkeit 
im  allgemeinen  em  ungeeignetes  Hilfemittel  für  die  verletzte  Person,  weil  sie  dem 
Arbeitgeber  oft  unverhaltnisnia.s.sij3:  ^rrosse  Belästigung  bereitet.  Das  Gesetz  j>ollte  dafür 
sor^n,  dass  die  Zahlung  von  Uu fallen tschädiguncen  seitens  des  Arbeitgebers  auto- 
matiAch  vor  sich  geht,  statt  auf  dem  Wege  oes  Prozesses.  Die  Arbeiter  sollten  für 
alle  Berufsanfälle,  gleichviel  ob  Fahrlässigkeit  vorliegt,  eine  bestimmte  Entechädigimg 
erhalten.  Der  Arbeitgeber  ist  nur  der  Vertrete  des  Publikums ;  auf  sein  Risiko  und 
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fttr  seinen  dgeoen  Vorteil  leiht  er  dem  Pablikum  seine  Dienste.  Wenn  er  toldie 

üntemehmunKen  in  Betrieb  setzt,  ans  denen  für  andere  Personen  Gefahren  erwachsen, 
so  sollte  er  für  alle  entstehenden  ^wohnlichen  und  auhHfrLrewühnlitheu  Gefahreri 
eintreten ;  zu  guterletzt  wird  das  Bisiko,  das  er  gegenwärtig  üDernimmt,  billigcrweisi' 
von  d^  Allgemeinheit  übernommen  werden.  Nur  so  kann  das  (.rewicht  eines  Unfalls 
verteilt  werden;  nur  so  kann  vermieden  werden,  dass  der  iSchlag,  wie  es  jetzt  der 
Fall  ist,  Männer  oder  Fruuen  trifft,  die  ain  wenigsten  imstande  sind,  ihn  auszu- 
halten.  Der  Gesellschaft  im  weitesten  Sinne  fallen  die  Lasten  der  Industrie  so  gut 
als  ihre  Ertragnisse  zu.  Durch  das  in  Aussicht  genommene  Gesetz  würde  die  Hut- 
pflicht der  Aroeitgeber  die  erwnneichte  fentc  Form  annehmen:  die  Arheit^'elxr  iiiüssten 
sich  zur  Festat^ung  der  EntscbädiguDgen  nicht  in  Bechtehändel  hineinziehen  lassen ; 
«adaneito  wttrden  der  AiMttr  und  eebe  Familie  von  einer  erdrOckenden  iMHt  beHroit. 
Bei  einem  solchen  Vorgehen  würde  die  Sorgfalt  zunehmen  und  die  Zahl  der  Unffdle 
smcfifllneben.  Die  LandeegesetM  betr.  die  Haftpflicht  der  Lisenbahnuntemehmungoi, 
die  swiMiMoefiMÜkdien  Hiuidei  betreiben,  imd  Mtr.  die  BtdwrheitiVDrkehningen,  sowie 
die  VerictoEung  der  Arbeitszeit  der  Eisenbahner,  sollten  übernll  da,  wo  sie  bei  ihrer 
Anwendung  SuiwÄchen  aufgewiesen  haben,  strenger  gestaltet  werden;  sie  müssen  io 
verschirfter  Form  in  den  Gesetzbüchern  bestehen  bleiben. 

Die  Verfa-sönnpsmässigkeit  des  Unternehmerhaftpfhchtgesetzea,  das  vom  früheren 
Koogress  geHchaffen  worden  ist,  ist  zum  gerichthchen  Austrag  gebracht  worden.  Vor 
zwei  Gkviimten  ist  das  Gesetz  für  verftusungswidrig  erklärt,  vor  drei  Grerichten  ist  täm 
VerfaHSungsmässigkeit  anerkannt  worden.  Die  Frage  ist  vor  das  Ohergerirht  (Snpreme 
Court)  gezogen  worden;  das  Gencht  hat  den  Fall  behaudeil;  ^ciu  Urteil  tsteht  in 
nächster  Zdt  m  «nraorlen.  Fklls  das  Obergericht  die  Ver^Bssun^mässigkeit  d« 
Ge!*etze«  ausfiprechen  wollte,  so  würde  ich  empfehlen,  weiter  gesetzgeDeri^ch  auf  dm 
in  meiner  Botscliaft  au  den  letzten  Kongrese  vorgezeichueieu  Wege  vorzugehen.  Die 
ganze  L^st  der  körperlichen  Sohädignng  dem  Opfer  oder  der  Familie  des  Opfers  la 
uberbürden,  ist  eine  soziale  UngerMhtigkeit,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten  be- 
dauerlicherweise in  hervorragendem  Masse  üblich  ist.  Sowohl  in  unserer  Bundes-  als 
auch  in  unserer  ein/eblaatlichen  Gesetzgebung  sind  wir  mit  wenigen  Aufnahmen 
kaum  weiter  gekommen,  als  bis  zur  Abecfaammg  des  Fellow-swant- Prinzips  des 
alten  HaftpfUätgeeetzes ;  in  einigen  Staaten  ist  nidit  einmal  diese  geringfügige  Ab- 
änderunf^  eines  ftinzipe,  da**  sich  vollständig  überlebt  hat,  zustande  gekommen.  Die 
Ge8etzgdl>ung  der  übrigen  industriellen  Wdt  sticht  seltsam  ab  gegen  unsere  Kück- 
atindigkeit  m  dieser  Hinsieht  Beit  1896  hat  tataSchlich  fedes  Luid  Europas,  eoirie 
Grossbritannien,  Neu -Seeland,  Australien,  Britisch -Kolumbien  und  die  Kap -Kolonie 
eine  Gesetzgebung  geschaffen,  in  der  in  der  einen  oder  andern  Gestalt  der  Grundsati 
mr  voUstindigen  Ainericennnng  kommt,  dass  das  vollständige  Geschäfteridlco  in  deo 
verschiedenen  Tndufttriezwoigen  auf  dem  Arbcittrcber  lastet  Ich  möchte,  dass  der 
Kongrees  ein  (Jit>et7.  erlasse,  das  die  Bundesgei^etzgebung  auf  die  bereits  in  aUeo 
enropiiechen  Staaten  erreichte  Höhe  bringt  und  anderseits  den  eiinellieil  Bliatalk  ib 
Ansporn  dient,  ihre  Gesetzgebung  in  dieser  Hinsicht  zu  vervoilkonunneo* 

Achtstundentaggesetz.  Der  Kongress  sollte  sich  mit  der  Frage  der  Aus* 
dehnimg  des  Achtstunoentaggesetzcs  befassen.  Die  Viofassungsmässigkeit  des  be- 
ttehenden  Gesetzes  ist  vor  kurzem  in  Zweifel  gezogen  worden;  das  Obcreericht 
(Bupreme  Court)  hat  jedoch  entschieden,  daas  der  Koncrew  durch  £rlase  der  be- 
stehenden Geeetegebung  zweifdloe  seine  Kompetenzen  nicht  überschritten  hat  Dis 
Prinzip  des  Achtstundentages  sollte  so  schnell  und  in  ho  weitem  Umfange  als  toid^A 
auf  sämtliche  vom  Staate  ausseführten  Arbeiten  ausgedehnt  werden;  und  des  bt» 
stehende  Gesets  sollte  so  abgäuidert  werden,  dass  aiMii  Vertiige  Aber  sddie  ültait* 
liehen  Arbeiten,  die  nach  dem  gegenwärtigen  Wortlaut  des  Gesetzes  als  ausgeschlossen 
gelten  müssen,  mitinb^griffen  smo.  Die  allgemeine  £inführung  des  Achtstundentags 
vt  das  Ziel,  dem  wir  unablissig  xustnben  m&Bsen;  die  Regierung  soUtn  «if  iinii 
Wege  dis  Beispiel  geben. 

Z wan gs un  t  er s n  r hu  n  e  gewerblicher  Streitigkeiten.  Streike  und 
Aussperrungen  mit  all  den  V^erlusten  und  all  dem  I^eiden  in  ihrem  Gefolge  nehmen 
beständig  zu.  In  dem  Jahrfünft,  das  am  31.  Dezember  1905  zu  Ende  ging,  war  die 
Anzahl  der  Streike  grösser,  als  in  irgend  einem  der  vorausgebenden  Jahrzehnte  und 
betrug  doppelt  sovid  als  in  den  vorhergehende  fünf  Jahren.  Diese  Zahlen  beweiM 
da.--  wachsende  BedürfniH  nach  Schaffung  einer  Institution  /.ur  Behandlung  dieser  Art 
von  Störungen,  die  gLetcherweise  im  Interesae  des  Arbeitgebers,  des  Arodtoehma» 
und  des  grossen  PnWilmms  Uegt  Ich  wiederhole  daher  meinen  bereits  geiuMUlsi 
Wunsch,  der  Kongrees  mfige  die  Angelegenheit  der  Schaffung  einer  Inswitioii  nr 
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ZmoiiraDtcnmchuog  Hulcher  gevrerblichen  Strätiglnitoii,  du  so  groM  and  wichtig  fnr 
das  gesamte  amerikanische  Volk  sind,  dass  ein  EinginnjfoB  dcv  BoiMleBiQgiarailg  gmcA 

fertigt  erscheint,  in  ^nstige  Erwägung  ziehcu. 

Wi6  eehr  Institutionen  für  »oloie  Untersuchungen  vonnSten  sind«  hat  noh 
letzten  Sommer  deutlich  gezei 't.  Ein  Streik  der  Tel^aphenangestelltcn  etdrte  ernst- 
lich die  telegrapbi«chen  Verl>iii(iungeu  und  verursachte  dem  Geschäfts  leben  groeaen 
Schaden  und  dem  gionen  Publikum  bidtiiklidie  Unannehmlichksiteii«  Ans  vielen 
Teilen  des  Landes,  von  Stadtbchorden,  (it wer beii intern,  Handr!  kHmmern  und  Ar- 
beiterorganisationen wurde  ich  darum  an^cgaugeu,  Schritte  zi.r  Beendigung  de« 
Streiks  zu  tun.  Was  von  einem  Vertreter  der  Regierung  gehörig«  t  .\  Li8e  getan  werden 
koonte,  wurde  getan;  aber  es  nützte  nichts,  und  mehrere  Wochen  hindurch  hatte  das 
Pablilcum  das  Zusehen  und  hatte  zu  leiden,  ohne  sich  an  irgend  eine  höhere  Instanz 
wenden  zu  können.  Hätte  die  Institution  bestanden  und  wäre  eine  Behörde  zur 
Zwaogiuntenuchuafl;  der  tjtteitigkeitea  vorhaadea  geweaca,  so  Mtte  das  Publikum 
dch  an  Urteil  Uuen  Irdoneii  nad  die  fififentUdM)  Mefam^  wfirde  vermutlich  eine 
mche  Ixil' L'üng  des  Strrit<  3  herbeigeführt  haben. 

Jeder  Schnti  auf  deui  Wfse  zur  Schaffung  anet  Institution  zur  Beilwung  von 
AriMitastreitigkeitea  maaa  mit  Vonieirii  getan*  weidm ;  alter  wir  sollten  vm  Morabeii» 
ia  dieser  Richtung  vorwärts  zu  kommen. 

Üfui  Gesetz  von  i&Jb,  durch  welchem  auä  dem  Vorsitiendea  der  Kommission  fftr 
den  zwischenstaatlichen  Handel  und  dem  Arbeitskommiinlr  ein  Vemrittlongsamt  f&r 
fetreitigkeit^Q  zwiftchenstaatlicher  Eisenbalinen  mit  ihren  Ange^trllt™  sjeachaffen 
worden  ist,  hat  im  vergao^Baeo  Jahr  zum  ertöten  Male  emstliche  isLraftprobea  be- 
standen; der  Versuch  bat  aicb  als  durehans  wolihiberlegt  erwiesen.  Die  Uchaffung 
eines  Amtes  fürZwang«unter8uchung  in  Fällen ,  wo  VermitUtmgsv^uche  fehl- 
acblagen  und  Schiedesprecbung  abgelehnt  wixd,  ist  der  nächste  logische  Sduritt  ki 
atnem  fortacfarittliclien  PnsgramiD. 

Kapital  und  Arbeit.  Es  steht  fest,  dass  auch  in  der  nächateo  Zukunft  ab- 
solut und  vielleicht  relativ  die  Zahl  der  Älitbürger,  die  in  Städten  von  einer  gewissen 
Grösse  leben  und  für  Lohn  arbeiten,  beständig  zunehmen  wird.  Das  bedeutet,  dtuM 
die  Motwendigkeit,  die  mit  einer  grossen  gewerblichen  Entwicklung  unlöslich  ver- 
bundenen Probleme  ernsthaft  zu  erwägen,  immer  mehr  sunehmen  wird.  Wo  ein 
ansgedehntes  und  kompliziertes  Geschärteleben,  besondera  in  lodostrie  und  Verkehr 
unter  der  Leitung  einer  gro^f^en  Anzahl  von  Kapitalisten  vor  sich  geht,  die  eine  noch 
viel  grCeeere  AüJ»hl  von  Lohnarbeitern  beachäniKeny  da  herrscht  die  Teodenx.  dass 
die  erstefen  aUb  za  KkrleUen  und  die  letsteren  zu  öewerkvereinen  zuaammoiedilieeeen. 
Die  Beziehungen  von  Kapitalist  und  Lohnarbeiter  zueinander  und  zum  gro  ^  n 
Publikum  sind  nicht  immer  Idcht  zu  regeln.  Es  ist  eine  der  allerwicbtigstcu  und 
beikelsten  Angaben,  die  unserer  Kultur  gestellt  sind,  diese  Beziehungen  auf  einen 
gesunden  Boden  zu  stelleu.  Ein  gute^  Teil  dieser  Arbeit  inuss  von  den  beteiligten 
Personen  selbst,  einzeln  oder  in  Verbänden,  getan  werden ;  dm  Grundtatsache  darf  nie» 
nuüs  ausser  Adit  eelassen  werden,  dass  der  (Charakter  des  DurchschnittamMusdiai, 
handle  es  aich  um  den  reichen  Mann  oder  um  den  Handarbeiter,  der  wichtigste  Faktor 
bei  der  richtigen  Loeung  de^  Problems  iüt ;  aber  iast  ebeuäu  wichtig  ist,  Hich  gegen- 
wärtig zu  ballen,  dass  ohne  gute  G»>etze  es  gleiclifalls  unmöglich  ist,  zur  ricnugen 
r^suTiE'  gelangen.  Es  ist  mübisig,  behaupten  zu  wollen,  dasB  ohne  gute  Gesetze 
solchcu  Krebsschäden  wie  der  Kinderarbeit,  der  übermässigen  Arbeit  von  Frauen,  dem 
Mangel  eines  Schutzes  der  Angestellten  gegen  Körperschädigung  wirki^am  beizukommen 
ist,  so  wenig  wie  den  Schäden  von  Refaktien  nn<r  gVwnsscrlein  Kapital.  Wird  solchen 
Machenschaften  nicht  durch  die  Gesetzgebung  Einbalt  geboten,  so  heisät  das  nichts 
anderes,  als  auch  die  ehrHeheii  Menschen  zu  solchen  Praktiken  zwingen,  weil  sonst  die 
unehrlichen  Klenientc,  die  sich  ihrer  bedienen  werden,  alles  zum  eigenen  Vorteil  werden 
zu  wenden  verstehen.  Ea  ist  schön  und  gut,  wenn  die  Staaten  diese  Uebclstuude  be- 
seitigen wollen;  tibv  die  ganze  Nation  luus.s  bereit  t^ein,  ihnen  zu  belh-n. 

Keine  Frage,  die  uns  von  unoprer  sclint  lh'n  und  koinyibzierten  iiuiustriellen  Ent- 
wicklung gestellt  winl.  ict  wichtiger  als  die  Frage  der  Frauen-  und  Kinderarbeit.  Die 
Teilnahme  der  l'rauM)  an  der  Induetrie  wirkt  unmittelbar  auf  den  Charakter  des 
Heimwföscns  und  auf  das  Familienleben  zurück,  und  die  T'msiändf,  nntpr  (h  nen  sich 
die  Kinderarbeit  vollzieht,  sind  von  vitalem  Einfiuss  auf  die  kuiumenden  (»enerationen 
unueres  Volkes.  Eine  gründliche  nnd  umfatisende  ISIonsnahme  betr.  die  Frauen  -  und 
Kinderarbeit  im  Di-trikf  Kolumbia  und  den  Territorien  sollte  in  dieser  Session  des 
Kongr^ses  getroffen  werden.  Die  vor  kurzem  vom  Kongress  genehmigte  und  geleitete 
Untetsu^ung  der        der  um  Lohn  arbeitenden  Frauen  und  Eind^  wird  snr  Zeit 
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in  deo  Tctscbiedenen  StasIeD  dnrohgefOhrt,  und  ich  Mlilifie  vor,  den  lalstis  Jahr  zar 

Voniahnie  dieser  Arbeit  bewilligten  Kredit  auch  dieses  Janr  zu  bewilligen,  damit  die 
erlordorliche  ^ündiiche  und  umfa^eDde  Uoterbucbunfc  erfolgen  kann.  Die  Landes« 
regierung  besitzt  als  letztes  Mittel  zur  Beaufsichtigung  der  Kioderarbeit  die  zwiadMii- 
»taatliche  Handels k Inn kcI,  wonach  die  au-^  Kiuderarbeit  hcrrührendon  Erzeugnisse  von 
der  Zulassung  zum  zwiiiM^henstaatlichen  Handel  aui^^eächlo&een  werden  könuen.  Aber 
bttvor  die  Regierung  zu  diesem  Mittel  greift,  soUle  nie  vorbildliche  Gesetze  über  dioMil 
Qc^en^tand  für  die  Territorien,  die  unter  ihrer  unmittelbaren  Aufj^icbt  stehen,  erlaffen. 

In  all  diesen  Dingen  ist  folgender  Grundsatz  festzuhalten :  das  Problem  wird 
zwar  nicht  durch  Elhrcnhaftigkcit  an  sich  gelöst  werden  können;  aber  das  bestandige 
Dringen  auf  Ehrenhaftigkeit  —  nicht  nur  technische  Ehrenhaftigkeit,  sondern  Ehren- 
haftigkeit im  Geist  nna  in  der  Absicht  —  i«t  ein  wesentliches  Element  bei  der  Er- 
reichung des  richtigen  Zieles.  In  .seinen  roheren  und  älteren  Formen  st^isst  das  Schlechte 
iedermaon  ab;  aber  driogend  nöti«:  ist.  dass  die  öifeatliche  Moinuns  die  Form  da 
Behlechten  f;erade  «o  streng  verarteilt,  die  sldi  hinter  Rümm»»  oder  Btsnibdbt'Uchlcflil 
verbirgt  i  idiT  üh»  rhau]>t  ihre  Schlechtigkeit  Icii^^nrt.  Holange  sie  der  gerichtlichen 
Verurteilimg  entgeht.  Das  Publikum  und  die  Vertreter  des  Publikums,  die  hoheo 
Beamten,  seien  st«  in  riditerlidien  oder  in  exekutiven  oder  ger^etzgeberuoluD 
St( Hungen,  mögen  Birh  pPL^f^nwärtig  halten,  dasß  oftmals  für  das  Leben  da-  NatiOD 
die  allerKefährlichsteu  Veri)reeJier  nicht  diejenigen  sind,  welche  die  vom  Volksgewisseo 
Mit  Jahrnunderten  gekannten  und  verurteilten  Verbrachen  begehen,  sondern  di^^igen, 
die  erst  durch  die  kom])Iizierten  VerhaltniRse  nnperes  modernen  iiidnstriellen  Lebens  er- 
möglicht worden  sind.  Es  kommt  genau  auiü  gleiche  heraus,  ob  diese  Verbrechen  von 
einem  Kapitalisten  oder  von  einem  Arbeiter,  von  einetn  führenden  Bankier,  Fabrikantes 
und  Fisr  nlinhnbesitzer,  oder  von  einem  führenden  Gewerkvereinsvertreter  vrr übt  werden. 
Ku[)iiaiächvvindeleien,  Bestechungen  gesetzgeberischer  Behörden,  da»  Aniiäufen  voo 
Verm{fgen  vermittelst  Kreditschwind^ien,  Vernichtung  von  Eisenbahnen,  Zugrunde» 
richtung  von  Konkurrenten  durch  das  RefaktienPVBiem  —  diese  Formen  verbreche- 
rificher  llaudlungen  de^s  Kapitalitsteu  sind  viel  verruchter  als  die  gewöhnliche  Form 
der  Unterschlagung  oder  der  Fälschung;  und  doch  ist  es  äusserst  schwierig,  dem 
HauDtschuldigcn,  dem  HauptverantwortSchen,  mit  einer  Strafe  beizukomroen.  Der 
Geschäftsmann,  der  solche  Usancen  billigt,  steht  auf  der  gleichen  Stufe  wie  der  Ar- 
Witcr,  der  bewusst  einen  korrupten  Demagogen  und  Hetzer,  ob  Gewerkvereinsfiihrer 
oder  Vorsteher  einer  Gemeiudebehördet  uutostützt,  weil  es  heisst,  er  ,^tehe  auf  Seite 
des  Gewerkvereine".  Oesdiiftelente,  Ersieher  oder  Geistliche,  welche  die  erstgenannt» 
Art  unrecht  r  Handlungen  billigen  und  fördern,  sind  für  die  Gesellschaft  nicht  ge- 
ffihrlicher,  moralisch  aber  noch  schlimmer  als  die  Arbeiter,  welche  sich  der  zweiten 
Art  nnrediter  Haadluoffen  echnldig  machen,  weil  dcujeuigcn,  weldw  weder  dl» 
Ausflucht  der  Unwiaaenfieik  nodt  der  bitteren  Not  haben,  andi  vcniger  veniahei 
werden  darf. 

Vi.  Suisse.  Schweiz, 
a)  Bund. 

3.  Arbeitslosigkeit. 

Entwurf  eines  Bundesbeschlusaes  betr.  die  Pördemn^  des  Arbeite* 

naohweises  durch  den  Bund.* 

Die  Bundpsversamnilung  der  schweizerischen  Eidgenossen schaft,  nach  Einsicht 
einer  Botschaft')  des  Bumleßrat«  vom  7.  Dezember  1907,  beechUesst: 

Art.  1.    Zur  Förderung  des  Arbeitsnachweises  gewährt  der  Ritt  1  Iki trägt  : 
a;  an  die  öffentlichen  Anstalten  für  Arbeitsnachweis  (Arbeiti>muter  oderArbeit»- 
nachweisbureaux  der  Kantone  und  Gemeinden); 

b)  an  die  kantonalen  Verbände  für  Natuiml?erpfleg1ingf  eofoni  und  tOwA  sie 
sieb  am  ülfenilichen  /Vibeit^uachwcis  beteiligen ; 

c)  an  den  Verband  schweizerischer  Arbeitsämter. 

Art.  2.    Die  Verabfolgung  hoIcIh  t  !  beitrage  wird  indeasen  YOn  dtf  ErföUuiff 

nachfolgender  Bestimmungen  abhängi«;  hiucht. 

1)  Botschaft  des  Bandesmtes  an  die  Bundesversamiuluns^,  befn  ff'"vl  die  FOrtlemng  des 
Arbeilsnadiwcisei  und  der  Massnahmen  gegen  die  Arbcitalüsigkün  dureh  den  Band. 
(Sehweiseriacbcs  Bnadesbiatt  1907.  Tl.  891^ 
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I.  Seitens  da  ArbtitSDAchwasauetaiten : 

a)  die  AottalteD  haben  Arbeit  jeglicher  Art  für  Gewerbe,  Isdostrie,  HaDdel, 
Land-  und  Hauswirtschaft  7u  vermittln  und  durah  dne  bCBOiiaefe  AbteUnog  Mieh 
den  weibiicbeo  ßteUenoacJbweie  zu  bet^rsen : 

b)  der  ArbeHmacbiMfi  bat  ffir  beide  Teile  koetenloa  ni  erfolgen,  imd  es  dftrfn 

mir  etwaige  Auslapen  für  brüondere  Bemühungen  <len  Auftrapgebern  vemtbnct  werden; 

c)  Leitung  und  Betrieb  der  Anetalleo  i»ollen  völlig  uuparteiiech  sein,  und  ea  iak 
bei  Bcietning  der  VerwaltniigB-,  beaiehuDgBweiee  Aafeichtekomroimioneii  den  Arbeit» 
gebem  und  Arbeitern  dn  ^leichverteiltor  Einflufis  auf  die  Verwaltung  einzunumjen; 

d)  in  Ffillen  von  Streiks,  Bperren  und  Ausepmungen  haben  die  Anstalten  ihren 
Betrieb  fortzuectcen,  jedoch  in  geeigneter  Weise  von  wr  TatMwhe  dea  KonfUkta  den 
ibie  Dienste  beurppmchpndon  Personen  Kenntnip  ru  crbm ; 

e)  die  Anstalten  Laben  »ich  an  der  toterlokalcn,  zentralisierten  Arbeitsrennittlung 
in  der  Weise  zu  beteiligen,  dass  sie  mit  einer  Zentralstelle  nnd  unter  eich  in  stetem 
Verkehr  stehen,  sich  im  Gebiete  ihroR  Kantons  Filialstellen  angliedern,  und  dem 
Verbände  schweizerischer  Arbeitsämter  beitreten ;  Vio  KaturalverpflegunghKtationen  be- 
lieben, können  sie  als  Filialen  beigezogen  werden ; 

f)  pie  beteiligen  pich  auf  Ornnd  besonderer  Anordnungen  des  Verbandes  schweir-e- 
rischer  Arbeitsüruter,  der  hierlür  mit  dem  cidgeDüs-ftibcheu  Industriedepartemeut  »ich 
zu  verständigen  hat,  an  einer  regelmässigen  BerichteratAttiing  llbw  dm  Atbeitemarkt 
in  Banden  des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus. 

Der  Bandesrat  ist  befugt,  diese  Anforderungen  im  einzelnen  näher  zu  imi- 
schreiben,  oder  durch  die  Örtlicbcn  Verhiltniaie  gcrecbttetigte  Abveicbimgeii  ni 
gcatatten. 

II.  Seftcns  der  kentoneleti  Natanlverpflegungsverblnde: 

al  die  Betätigung  für  die  Arbeitpvcrmitllung  muss  systematihch  im  Anschluss 
an  den  öffentlichen  Arbeitsnachweis  und  in  organtscha  Verbindung  der  JSaturalver- 
pflegungsetationen  mit  dem  D§chaten  Irbefteamt  ticb  voIlzidieD; 

b)  durch  einen  regelmässigen  Mt  ldedirnst  m  Hnndrn  des  Arbeitpratep,  dem  sie 
aDgeechloeseD  sind,  haben  sich  die  btationcn  auch  an  der  Berichterstattung  über  den 
AroeitMBfttrkt  m  beteiligen. 

Die  Brtntißung  der  Natural verpflcgungeverliinde  beim  Arbeitenadiwcie  kann  eidi 
auf  männliche  Arbeit ^krafte  beKixräiiken. 

III.  Seitens  de^^  V«rliaiuit8  schweizerischer  Arbeiteiin)ter : 

b)  der  Verband  bezeichnet  im  Einverständnis  mit  dem  Induhtriedepartement 
eines  oder  mehrere  der  hicrißr  zufolge  ihrer  Lage  und  Bedeutung  gttigueten  Arbeite» 
imter  alt  Zentralstelle,  beziehungsweise  als  Zentralstellen ; 

b)  er  setzt  sich  die  Verständigung  über  die  Grundsätze,  nach  denen  der  Ge- 
schäftsbetrieb der  einzelnen  Arbeitsuachweisanstaltcn  uud  der  wechselseitige  Verkehr 
unter  ihnen,  sowie  der  Zentnüdienat  lieh  vollziehen  sollen,  aowie  die  Anegeataltuag 
dee  öffentlichen  Arbeilhnachweises  insgesamt  zum  Zwecke; 

c)  er  vereinbart  mit  dem  Industriedepartement  und  dem  eidgenössischen  statisti» 
achen  Bureau  die  nötigen  Grundlagen  für  eine  Stnti^tik  über  die  TltigkeitBagebnieBe 
der  sämtlichen  Verbandsanstalten  nach  einheitlichen  Grundsätzen: 

d)  er  Btellt  sich  dem  IndustriedepartementfiirdieHitwIrkiing  iwider  Aibeitaloaett' 
attÜstik  und  bei  der  Förderung  der  llennabmen  g^en  ArbeitakMgkdt  nir  Veifllgang. 
Art.  3.  Der  Bund  leistet: 

a)  den  Eraats  der  Kosten,  die  der  Zentnüdienat  der  Qffentlidien  Arbeitanadiwefs- 
anetalten  venir^acbt; 

b)  einen  Beitrag  bia  auf  dn  Drittel  der  Betriebsausgaben  der  einzelnen  An- 
stalten ffir  Arbeitsnaehweie,  wobei  nur  Mobiliar-  nnd  baoliehe  Einricbtvngakoaten 
aneeer  Berechnung  fnllm; 

c)  an  die  kantonalen  Verbände  für  Naturalverpflegung  50  Kp.  für  jwie  erfolgte 
Aibeitavermittlung ; 

d)  an  den  Verband  r^chweiaeriflcfaer  Arbeiteimter  einen  jährlichen  Beitrag  -von 

der  Hälfte  seiner  Ausgaben. 

Art.  4.  Die  Einrichtungen,  die  auf  Grund  diöies  Bundesbeechluscc*  Bundes- 
beUräpe  be;!ii'^[  rnchcn,  haben  dem  eidppnöpsischen  Industriedcparfpment  ihre  Statuten, 
Regienienü:  uim  Budgets,  sowie  die  von  den  zuständigen  ürgniuii  genehmigte  n  Jahres- 
reuinnngen  und  Geschäft berichte  vorzuletren. 

Die  Berechnung  und  Rr^timmung  der  Beiträge  erfolgt  durch  das  Industrie- 
depariement.  Gegen  die  Verüi^ung  des  Departements  kann  Beschwerde  beim  Bundes- 
lat  erhoben  werden,  der  darüber  er/dpültig  cnt.»cluid*  t. 

Der  Bundesrat  bestimmt  das  ^Nähere  betretend  das  Verfahren 
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Art.  5.  Dein  Bundeirat^  beriehaDesweide  Reinem  iDdaatriedeparteroent  äteLt  dm 
Becht  zu,  durch  Dei^erte  Einsicht  in  die  GeecMfttifühnuig  der  vom  Buodo  rabvitt- 
tionierten  Anstalten  und  Verbände  nehmen  zu  laesen. 

Art.  6.   Die  statistische  Verarbeitung  der  TätiekeitsciargebQisge  der  vom  Bunde 

subventionierten  Arbeit8vcnnittlungp*8tellcn  und  die  Veröffentlichung  einer  periodisch 
wiederkehrenden  Berichterstattung  über  den  Arbeitt- niarkt  .yird  dem  eidgejioösjischea 
■taftfeti^chcn  Bureau  iibertnigen. 

Der  Bandesrat  bestimmt  da«  Näharo  betr^end  die  Organiwation  dieaea  aWkä- 
sehen  Dienstes. 

Art.  7.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  auf  Qrund  des  Bundeseeeetzes  vom 
17.  Juni  1874,  betreffend  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  BunaeebeschlÜMe, 
die  BekanntinachuDg  dieses  Bundesbeachlusaes  zu  veranstalten  und  den  Besinn  seiner 
WUaaakttt  iortniMiMi. 

4.  Frauennachtarbeit. 

5.  November  1907.  Botschaft  des  Bundesrates  zu  einem  Beschluaa- 
entwurf  rBundesbl.  1907,  V,  1038)  betr.  die  Ratifikation  der  internationalen 
Üeberemkommen  (vom  26.  September  1906)  über  das  Verbot  der  indu- 
striellen Nachtarbeit  der  rrauen  imd  Uber  das  Verbot  der  Verwendung 
▼OB  weissem  (gelbem)  Pbosphor  in  der  ZflndhoLondnatriei  —  18.  BeMvber 
1907.  Nationalrat.  Genehmigung  naoh  BondesrAtsflntwiirf.  — 19.  Denmber 
1907.    Ötänderat.  Zustimmnng 

5.  Gewerbegesetsgebung   (Bd.  IV  S.  881;   Bd.  V  8.  86; 

Bd.  VI  8.  349). 

26.  September  ld07.  Natiuaairatsbeächiuss  nach  Bondesrat-sentworf 
(Sten.  BulL  des  Nat-R.  1907,  8.  634—651,  656-^678).  ~  4.  Dezember 
1907.  SOndent,  Festhalten  am  fitlheren  BesoUnss  (8ten.  BoU.  das  8t«B. 
1907,  B.  521--624.) 

6.  Phosphorverbot  (s.  oben  Nr.  4). 

Kanton  Oen£ 

Grosser  Bat.  9.  Oktober  1907.  Bericht  der  mit  der  Prdfong  des 
Gesetsentworfes  betr.  die  Verwendung  v^n  Bleiverbindungen  beim  Ansferinh 
von  Oeb&nden  betrauten  Kommission  (Annexe  an  AUomorial  du  Oiaad 
Consetl,  pp.  558—728). 


III.  Uebersicht  Uber  die  von  den  Verbänden 

ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz. 

1.  Internationaler  SorialiateD'  und  GewerlacIuiftikonp«as.   Stutteart,  1&  Im 

24.  August  1907. 

2.  10.  Veroandstag  der  deutschen  Gewerk vereine.   Berlin,  21.— 27.  Mai  1907. 

3.  54.  Geueralversammlun^  der  ^itholiken  Deutechlandfl.   September  1907. 

4.  Zweiter  deutocher  ArbattfkongreBa.  Berlin,  20.— 23.  Okbobor  1907. 


1)  BvU.  Bd.  VI  S.  498. 
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8.  Erster   allgemeiner  Verbandstag  der 

«nsUiten.  6.  und  7.  Oktober  1^. 
fi.  Ffinfier  Mflmiddscfaar  G«werkBcb«ftaki»jKren.  Wien,  21.— 25.  Oktober  1907. 

7.  Plenarveroammlung  der  Gewerkschaften  Wienfl.    Wien,  18.  November  1907. 

8.  KongreBs  der  Grewerkschaften  GroasbritannienB  und  Irlands.  Bath,  2.-7.  tSep- 
tember  1907. 

9.  Nationalkonfercnz  iibor  Arbeiteloeigkeit  der  Frauen.  London,  15.  Oktober  1907. 

10.  V.  Jahrcf^versammluDK  dee  nationalen  BerufH-  und  Arbeiterkoogreeses  von 
Canada.    GlaM  Bftjr,  1<X  Beptember  1907. 

11.  XXII.  Jahresversammlung  des  Beruf»-  und  Arbettc^ODpeHai  von  Oanada. 
Winoipeg,  lö.  September  1903. 

12.  PrapagandakoDgress  des  niederländischen  FachvereinverbandM  und  der  Mwial- 
demola^tiHchen  ArbeiterparteL   Amsterdam,  2.  März  1907. 

13.  Jahresversammlung  de^  aJlgemeinen  niederländischen  Arbciterverbandes.  Hariem, 
19.  und  20.  Mai  1907. 

14.  Katholisch- sozialo*  Kongress.   's  Hertogenboech,  10.  und  11.  Augnst  1907. 

15.  Zentralkomitee  der  schweizerischen  Geedbchaft  fQr  idonntagsfeier.  24.  April 
1906. 

1&  Konferenz  der  Verbandsvozatände  dea  achweiaariachen  Oewerkactaaftabondea. 

OKeo-Haoiiner,  10.  Nofember  1907. 
17.  Schweiieriaeli»  vewinigniig  «or  ratderaag  de»  iakmattaMden  AibfÜiclintwa. 

Bern. 

II.  Beruflicher  Arbeiters chuts. 

1.  Landwirtschaft,  Gärtnerei  und  Tierzucht 

a)  Kongress  der  landwirtschaftlichen  Syndikate.   Angers,  3.-5.  Jnli  1907. 

b)  VIIL  GeneralTersammlang  dea  aUgemaUien  deataohen  Oirtnetweiiia. 
Dresden,  1.— 5.  September  1907. 

c)  XIL  intcrnntionaler  Eongf«»!  fOt  SonnlMBfalcr.  Wtuktut  a.  IL,  87.  Ua 

29.  September  1907. 

2.  Berebau,  Hütten-  und  öalinenwesen. 

t)  Gbriatlidber  MetallarbeitervertMiid.  Bntaburg,  11.  Angnal  1907. 

b)  KongTPBs  der  (^ewerkadwfteii  QfOMbritiniri»  nad  ukuh,  BaUi,  8.  bia 

7.  iStpteniber  11J07. 

3.  Nahrungs-  und  Genussmittel. 

a)  Internationaler  KoagTaae  der  Bldwei-  imd  ILcndUnwiarbaitir.  Biuttgart, 

2.').  August  1907. 

b)  Kongress  der  Gewerkschaften  Grot^bbritauniciiH  und  Irlands,  Bath,  2.  bis 
7.  S^tamber  1907. 

c)  KonßTe5>B  der  Fleischer  imd  Terwandteii  Beruiiagemoaoen.  Ftaakfort  a.  JH., 

5.  September  1901. 

4.  Bekleidung  und  Keinigung. 

a)  Erste  intenatkmale  RIniiigwmlfanhMifcwM.  SMiMurt,  Stt.  «Id2?.  AwMt 

1907.  ^ 


b)  IX.  Verbandstikg  der  deatachen  FrisenrgehiUen.  Btotnea,  12.— 14.  November 
1907. 
5.  Baugewerbe. 

XI.  Generalversammlong  det  Maler  und  Berofsgenoesen  Deutschland». 
6h  Polygraphiacba  Oawarba. 

Eon^ess  dea  niederUiidiaduii  lypognphenvvbaiidei.  Amatedam,  16.  Tanmar 

7.  Handelsgewerbe. 

a)  (Vnwinrnrdrntlii  hn  Viniammlmiir  dfff  f adrni  nnil  fTawdnhaniiiiMUilli  TiHaa. 
27.  Jaanar  1907. 

b)  Verban^tag  deutscher  Handlungsgehilfen  in  Leipzig.   Berlin,  31.  Angnal» 
bis  2.  September  1907. 

c)  Koogreea  der  Gewerkadbaften  Oroeabiitaiinicaia  und  Irlaada.  Bath,  2.  bia 
7.  6«i>tember  1907. 

d)  XIl.  int*  rnationnlcr  KoDgrea»  ffir  SoDotanlaier.  I^ankfnrt  a.  11,  27.  bia 
29.  September  1907. 

•)  ZenUalTerbaDd  der  Handlnngsgehilfen  and  Geliilfiaaea  BaatMdilaadB  (Sita 
Hambnig).  7.  Denmber  1907. 
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8.  Versicheruogsgewerbe. 

Eongroas  der  QewwkBoluifteii  GniabiitaiiDiaii  und  Irlud«.  Btdi,  2.^7. 8ap- 
tember  1907. 

9.  VerkehrBge wer be. 

a)  V.  GeneralvefijamraluQg  des  Verbaades  der  Handel«-,  Transport-  und  Ver- 
kehrsarbeiter.   Borliq,  20.— 25.  Mai  19  )7. 

b)  Kongress  der  GrewerkacbafteQ  QioiwbnUanieas  aad  Irlands.  Bath,  2,  bis 
7.  September  1907. 

c)  XII.  internationiiler  EongTOM  fSr  SonnUgsfaier.  jFnuikfart     M.,  37.  bii 
29.  September  1907. 

d)  V.  Verbandstag  de»  dentschen  Beemanas^erbandes.  Hamburg.  21.-^  Ok- 
tober 1907. 

10.  Bßhorborp^ung  und  Erquickung. 

Iii.  Verbandstag  de«  Verbandes  deutscher  Hoteldiener.  Leipzig,  2.— 5.  April  1907, 

11.  Militir-  und  ZiTÜdienst,  sog.  freie  Berafe. 

a)  latern  it' iriiile  fvonferenz  dtir  Arbeiter  dor  Staats-  und  Qemeindebetriebe.^ 

b)  Kougrud.-«  der  Uewerk^chaflen  Grostibritauaieua  und  Irlands.    Bath,  2.  bis 
7.  September  1907. 

0)  XII.  internationaler  KongreBS  für  Soontagaleter.  Frankfurt  a.  M.,  27.  bis 

29.  September  1907. 

III.  Haft|)(lichi  und  Versicherung. 

1.  XXII.  Kongreß  der  belgischen  Elilf<)ka<}den.   So^ag,  19.  und  20.  Mai  11)07. 

2.  Verbandstag  deutscher  BaodlaagagehiUea  in  Leipxig.  Berlin,  31.  Augasl  fall 

2.  September  19Ü7. 

3.  Kongrees  der  QewerlDMihafteii  Grogabritannien»  und  Iriaade.  Bath,  2.^-7. 8e|^ 

tember  1907. 

4.  LIV.  deneralveräammlung  der  Katholiken  Deutachlands.  4L  September  1907. 
&  II.  deatMlur  Aibeiterkongnsa.  Berlin,  2a-22.  Oktober  1907. 

I.  Allgemeiner  Arbeitersohuta. 

1.  Aus  don  Bastdilfisson  de:^  vom  IS.  bis  24.  August  19U7  in  Stuttgart 
tagendeu  iuter  nationalen  So^ialiäteu-  uud  Gewerkschaft 
kongrdBses. 

Empfohlen  wurden : 

I.  Für  das  Land  der  Einwanderung: 

1)  Verbot  der  Aua-  und  Zufuhr  derjeuigeii  Arbeiior,  welche  einen  Kontrakt  ge- 
BchlosHen  haben,  der  ihnea  die  freie  VerfOgaog  Aber  ihre  Arbeitskraft  wie  fiber  ifin 
Lftbno  nimmt. 

2|  Qeiietzlicher  Arbeitemohutz  durch  Verkürzung  des  Arbaitatages,  EUnfühnug 
eincH  Miniiuallohnsat7.&-',  Vt?rb<)t  des  Sweating^^ystems  und  Regelung  der  Heiukarbeit. 
atreaflg  Aufsicht  über  die  Banitats-  und  WonaungHverbältaiflaei. 

9)  Abschaffiing  aller  Beechrfinkungen,  welche  bestimmte  NationalitSteo  odsr 
Rasaen  vom  Aufenthalt  im  Lande  und  den  sozialen,  politischen  und  nkonoiai^scbcQ 
Bechten  der  Einheimischen  auaschlieMeu  oder  ihnen  erachweren,  und  weitgehendste 
ErMchterang  der  Nafemaüisation. 

4  t  Für  die  Geweri»chaften  aller  Linder  w^ea  dabei  folgeade  Grandaitae  al1g»> 
meine  Geltung  haben: 

a)  uneingesf^inkter  Zutritt  der  eingewanderten  Arbeiter  In  die  Gewerkadiaflea 
aEer  Lander; 

b)  Erleichterunp:  des  Eintrittes  durch  Festsetzung  angemeasener  Eintrittsgelder; 

c)  unentgeltUi-lu^r  Uebertritt  von  einer  Landesorganisation  in  die  andere  bei  for^ 
heriger  Erfüllung  aller  Verbindlichki'iten  in  der  bi^hcrit^en  Landesorganisation ; 

d)  Anstrebung  internationaler  ^cwerkschafilicUer  Kartell  Verträge,  durch  die  diese 
Frage  eine  zweckentsprechende  präzise  Regelung  finden  und  die  inteniatioaale  Doidbr 
iübriini;  die.-cr  Grundsiitze  und  Möglichkeiten  erinö^di<'ht  wird. 

5)  Uiitr>rrttüt/.an|^  der  gewerkschaftlichen  OrganmaUuueu  derjenigen  Lander,  ans 
denen  sich  die  Einwanderung  in  erster  linie  rekrutiert. 

II.  Für  das  Einwanderungsiand : 

1)  Regste  gewerkschaftliche  Agitation. 

2)  Belehrung  der  Arbeiter  und  der  Ocffentliohkeit  über  den  wahren  Stand  der 
Arbeitsverhältnisse  in  den  EiowandemogslÄndera. 
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3)  Reges  Einvernehmen  der  Gewerkschaften  mit  denen  dof  Eiuwanderungptandw 
beknf»  gaauiunamsa  Vorgehens  in  den  langen  der  Aua-  und  Emwmuderung. 

4)  Dt  dte  Arbeftenuniinuidernng  uuMrdem  oH  dmdi  EtMolMhn«  tind  Dsropf- 
achiffi^ge^ellschaften,  LandHjpebntanten  und  andere  UnternehmuDgen,  durch  Erteilung 
laUcher  and  verlogener  Ver8j»«cbungen  an  die  Arbeiter  künsuick  stiotuliert  wird, 
Teriaaf^  d«r  Koograa  Ueberwadnin^  der  Behiffoagentnren  nnd  AnawanderarbtiKaaa, 
eventuell  cc?ptzliche  und  administrative  .Massnahmen  gegen  diehe,  utn  zu  verhindern, 
dass  die  Aui»wanderung  für  das  lutereat^ü  ttulcher  Unternehmer  miadbraucht  werde. 

m.  Neuregehing  de«  Traneportwetiena,  insbeßondere  .  auf  den  Schiffen.  Ueber- 
wachnng  der  B^timmungcn  durch  Iut<pektoren  mit  diskretionärer  (iewaJt,  welche 
aus  den  BeUieu  der  geirerKachaillich  orii^iaierten  Arbeiter  dea  Einwanderung»-  sowie 
det  Adawanderung^laadeB  zn  besteUen  tind.  Voraorge  f&r  die  neu  ankommeDden  ESn- 
»anderer,  damit  sie  nicht  von  vornherein  der  Ausbeutung  anheimfallen. 

Da  der  Transport  von  Auawanderern  nur  auf  international«:  Basis  «setzlich  ge- 
ngdt  werden  kann,  be»nflaragt  der  Kongresa  daa  Internationale  soflaliatmche  Borean, 
Vorschiärre  zur  Neuregelung  dir-rr  Materie  auszuarbeiten,  in  denen  die  Einrichtung 
und  Ausrüstung  der  .Schiffe  sioviic  der  Luftraum  zu  normieren  ist,  weicher  auf  jeden 
Auswanderer  als  Minimum  zu  entfallen  hat,  und  besonderes  Gewicht  darauf  zu  legen 
ift,  da<!s  die  einzelnen  Auswanderer  <lie  Passage  dirrl  t  mit  der  Unternehnaing  ver- 
einbaren ohne  Intervention  irgend  welcher  Zwischen  Unternehmer.  Diese  Vorschläge  sind 
den  Parteileitnngen  b<diiiie  ^jialatim  Verwendung  nnd  Anpaiwnng  sowie  Propaganda 
autsntellen. 

2.  Ans  dem  Programm  des  yom  21.  bis  27.  Mai  1907  su  Berlin  abgo- 

haltenen  16.  Verbandstags  der  Deutschen  GewerJkvereine. 

Die  Gewerkvercine  verlangen  von  der  Gesetzgebung: 

UnifuAsende  ^ichening  und  Ausbau  des  allgemeinen  Arbeiterschutzes  in  gesund- 
heithcher  und  sittlicher  Beziehung;  Krweit»  rung  der  Fürsorge,  insbesondere  für  kranke, 
alte  und  invalide  Arbeiter;  Beseitigung  aller  Uesetce,  die  die  AufwärtAbewegung  der 
Albeiterschaft  hemmen,  sowie  ausgedehnte  Einwjilnmg  auf  banere  geistige  ana  sitt» 
fidle  Eisidiiuig  des  Votkea* 

3.  Aus  den  Beschlüssen  der  54.  Generalversammlung  der  Katho- 
liken Deutschlands  (Sept.  1907). 

Tarifverträge  und  Arbeitskammern. 

Die  54.  Generalveniaromiung  der  Katholiken  Deutschlands  begrüsst  die  wach- 
sende Erkenntnis  bei  Arbeitern  und  Arbeil gebern,  dai*»  dauernd  friedlich  und  gerecht 
geregelte  Arbeit^iverhältnitwe  Arbeitern  und  Arbeitgeliern  l>euiersoitig  zum  Vorteil  ge- 
reichen, die  Entwickelung  von  Gewerbe  und  Industrie  fördern  und  dem  Gemeinwohl 
«un  grossen  Nutzen  gereichen.  Zur  Pördemng  des  gewerblichen  Ftiedene  im  Geiste 
eiller  christlichen  (ie:sellscbaftsorilimtig  sind  zu  erstreben: 

Ij  Der  Ab«chlu«a  von  koiiektiveu  Arbeitsverträgen  (Tarifverträgen),  in  denen  die 
Lohn-  und  Arbeits-Bedingtiniren  durch  VoeinbaruDgen  swiecben  den  Orgamsattonen 
der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  auf  längere  Dauer  möglichst  cii  hriilii  h  geregelt  werden. 
Bei  der  wachsenden  Bedeutung  diei?er  Tarifverträge  erscheint  es  |;eboteo,  den  m  dieser 
Art  ^erc^lten  Arbdtaver  trägen  einen  besseren  reehtlidien  Schab  zu  gewähren ,  als 
es  bi><her  der  Fall  ist. 

2)  Errichtung  von  paritätischen  Arbeitskammern  verbunden  mit  Schiedsgerichten 
und  EinigungsSrntem  aar  Verhinderung  und  Sdiliehinng  yon  Streiks  und  Ans- 
^emingen. 

Arbeiteraa«  Schüsse. 

In  Anbetrscht  der  erfreulichen  Erfolge,  weldie  die  Arbeiteraosachfisse  in  lahl- 
reicho)  Öffentliehen  und  priv.ntcn  Botrieben  im  Intere-.se  von  Tmlnstrie  und  .Arlieiter- 
ichaft,  sowie  zur  Förderung  des  sozialen  Friedens  gezeitigt  haben,  empfiehlt  die 
54.  General- Venanmlang  der  Katholiken  Deutsdilanda  Untemebmem  wie  Arbeitern, 
in  grosseren  Betrieben  Aibeitetaussdifiase  mit  nicht  su  eng  bemessenen  Befugnissen 

einzuri(  Ilten. 

Heim  arbeit 

1)  In  Anbetracht  der  traurigen  wirtschaftliclien  und  sozialen  I^ge  /.ahlreicher 
fidmarbeit»  und  -Arbeiterinnen,  wie  sie  in  den  verschiedenen  G^eoden  Deutsch- 
lands immer  wieder  aufe  neue  beklagt  wird,  in  Anbetracht  fem«  der  drohenden  gesund* 
hritlichan  Bchidigung  weiter  Kreise  von  Konsamenten  durch  Heimaibeiter-Fkodakte 
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halt  die  54.  OeneralvprKftmmlnng  der  Katholiken  Drntschl&nds  eine  Reform  dpr  Arhriter- 
vcrhältnitise  in  der  iiausinduütrie  für  eine  der  dniigendsten  sozialpolitiscbeu  Aulgaben 
der  Gegenwart. 

2.  Dio  Genoralvorsainmlung  hedauort  daher,  da^s  der  seltene  der  R^ienings- 
vertreter  schon  wiederholt  versprochene  ge^tzhche  Schutz  der  Heimarbeiter  noch  usi 
gßt  nicht  vanvirklkht  ist  aad  eilioffi  «in  baldigei,  entaprachendM  Ocssli. 

Anstellung  von  weiblichen  Beamten  bei  der  G e werbei nsp ok t i o n. 

In  Anbetracht  der  bedeutenden  Zunahme  der  weiblicheo  Arbeitemchaft  in  den 
meisten  InduRtrien  und  dee  vielfach  noch  ungenügenden  gpfletd leben  SchtttZM  der^ 
selben  fordert  die  M.  Gonoralversammlung  ffcr  Katholiken  Deutschlands  die  An- 
atelliiDg  von  weiblichen  Beamten  in  allen  Gewerbe- inspektionsbezirken,  in  wdcben  eine 
bfltviohtlidM  Anstlil  toh  Arbdierianen  in  der  Indnsttie  bescMfügt  wird. 

1 .  Aus  den  Beschlüssen  des  Tom  20.  bis  22.  Oktober  1907  m  Berli» 
abgehaltenen  II.  deutschen  Arbeiterkongressses. 

Obligatorische  Einführung  des  Verhältniswahlsystems. 
Der  zweit«  dcmtsche  Arbett^kongresa  konsUUiert»  dass  das  Verhältniswahlsvstan» 
soweit  et*  bisher  bei  &uikeiikasscD  and  Oswwbegeriolitai  eiogtffl^  ist,  aidi  aaidip 

MU  bewährt  hat. 

Der  Koogrcäs  erwartet  von  der  Eeichsgesetzgebung  die  baldige  obligatorisch» 
Einführung  des  Propottlonalwablsystems  für  alle  aoaiakn  Wahlen  «of  den  üebietcn 
der  Arbeiterversicherung  und  des  Arbtttenedktes. 

Beichavereinsgeseis. 

Der  zweite  deuUche  Arbeiterkongress  ernenert  die  Stellungnahine  dee  Frank- 
furter KongreHftf^  /ur  Frage  eines  Reichs vereinsgesetzes  und  erwartet  eine  so  freiheit- 
licbe  GeataituDg  der  von  den  verbündeten  Regierungen  offiziell  angekundigtoa  VoriMgs^ 
dess  sie  eine  ongdiinderte  Eotwieklung  der  Arbemrbeir^ng  ucSuKi  lud  «ooh  den 
AiMg—tfliltiii  dtä  Dteatei  dia  Omnisetkuisreoht  MwAlirleiatet. 

Re i  ch  s  be r  g  c  c-tz. 

Der  zweite  deutache  christlich-nationale  Arbeiterkongress  verlangt  im  Interesse 
dirar  einheitllehea  Arhrilergesetzgebung  (Arbeiter^chutz,  Arbdterrecnt,  Arl>oitervcr- 
pirhrnint:!  sowie  mit  Hücksicht  auf  iHp  utiIk  frif  «üu'enden  Er^'f  bni~sr-  der  letzten  R*;forni 
des  Bergarbeiterschutzes  und  der  iui&upschatUtkaasen  im  preus8iM.'iien  Landtage  die 
Regelung  der  Ber^bdtenreriiUtaiaBe  anrch  dn  Beichsbeq^esete. 

KoalitioBtfreiheit  der  Orubensteiger. 

Dnr  Koris^recfl  spricht  den  um  ihre  Koalitionsfreiheit  kämpfenden  Orubonst^iem» 
seine  Sympathie  aus  und  erwartet  von  Regierung  und  Bergbehörde,  dass  sie  durch 
keinerlei  Mam^nahmen  die  Grubenbesitzer  in  der  UnteidrQekaag  der  Koalitionsfreiheit 
unterstützen.  Der  Konfjre«»  erblickt  in  den  Masnrcgelangeo  «nd  sonstigen  unberech- 
tigten Begleiterscheinungen  dieses  Kampfes  einen  weitere  Beweis  dafür,  dase  die 
gMM^iiche  Siditning  uid  £rweitarang  der  KeäütiemsfreÜMit  naamgingüeh  sol- 
ofendig  bt. 

•Gelbe  Gewerkschaften." 

Der  zweite  dentitche  Arbeiterkongress  erklärt  sich  als  YertretUDg  der  chrlMüch- 

nationalen  Arbeiterbew^ing  mit  allern  Nachdruck  gegen  die  unter  dem  Sammelnamen 
^clbe  Gewerkschaften"  bekannten  Vereinigungen,  die  in  der  Begel  im  Interesse  der 
Unternehmer  gegri^ndet  und  von  dieaoi  abhängig  sind.  Dieee  Oit^iMiti<HieD  kOnnea 
den  Arbeitern  niatt  ijrö.s.scren  wirtHchaftb'chen  Vorteilen  v.ud  ptantHbürgerlichcn  Frei- 
heiten nur  Abhänicigkeit,  statt  Sicherung  der  Arbeiten-echte  höchstens  Wohltaten 
bieten  and  an  SteHe  der  Erzidinng  der  Ärbdterscbaft  som  BtandeebewosslMin,  sor 
Sclbftt.^indigkeit  und  R'-lbsthilfe  werden  durch  die  .gelben"  Vcreinigangeil  wdvlose 
und  daher  Atet«  willtäbrigc  Hilfstruppen  der  Unternehmer  geschaffen. 

l>ieMe  ^gelben""  Organisationen  aller  Art  sind  daher  als  Zwittergrflndongen  an- 
zusehen, welche  die  ideellen  und  nvit- ri^licn  Iritore<«srn  der  Arbeiterschaft  nur  empfind- 
lich Achädiccn.  Die  Kongreasteilnehmer  sind  überzeugt,  dass  die  „gdben*^  Organi- 
sationHgebdde  wegen  ihrer  reaktionären  Tendenzen  Sta  nationalen  Interanen  dee 
dentHchrn  VaterlandeK  keineswegs  forderUeh  sein  können.  Nrir  rhiirflktcrvnlle,  rnm 
selbstaniligeii  Denken  erzogene,  vaterländisch  gt»iiunte  Arbeiter  können  als  6taat6bürKer 
den  modernen  Anforderaagea  der  Nation  nnd  den  IntaeoMn  der  aUgeowinen  VoUDi« 
wolilfahrt  Genüge  leisten. 
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Dar  Kongress  fordert  daher  die  ibm  aogefichloeseDen  Organieatioiico  auf,  die 

BOgenannten  „eelben*  Arbeitervereinigungen  scharf  zu  ülwrwiicheii  und  vor  nUf  m  ihrem 
weiteren  Voraringeii  durch  Festigung  und  Ausbreitung  der  chrihtiich-nationaleQ 
Arbdterbewegting  einen  kr&ftigen  Daann  entpegeosmelBeD. 

Ansn a h m ebe^teuer u n g  der  K o n s ii  m gen os8 e n 8ch af t  •  ti 

Der  zweite  deutsche  Arbeiterkongress  erbebt  entschieden  Einspruch  e^n  die 

In  den  mdsteo  dentMliea  Bondentmlen  Torbandene  AuanahroebeBtenerang  derl  wonstun- 

gflOOSMOSchalten  und  erklirt: 

!•  Der  KimgreM  verluigt  für  die  KouHUiueeuoesenschaften  keine  BeTorzuguns, 
sondern  ntur  eine  Oletdutellong  in  rechtl^ier  and  ateaerticher  Begehung  nut 
den  anderen  Genoeaenachnftco,  mit  deocn  de  in  Ihren  Wirkungen  und  Ziel«a 
wesensgleich  sind. 

2.  Die  staatliche  und  kommunale  Förderung  der  tendwirtscbaftlicfaen  und  gewerin 

liehen  GenOf>-f^n«r'h äffen  «'inerseiti»  und  die  An?nabmel)et<teuerung  der  Konrom- 

§eQosBeusch&lten  andererseits  ist  um  «o  mehr  geeignet,  Erbitterung  m  erregen, 
a  den  Ictiferai  warn  weilaaa  gröesten  Teile  Glie<ier  der  arbeitenden  Stände  aJs 
Mitglieder  angehören,  welche  einerseits  einer  Erhöhung  ihrer  Kaufkraft  am 
meisten  hedüneu,  andererseits  aber  auch  durch  direkte  und  iudirekte  Steuern  im 
Verhältnis  zu  den  anderen  St£nden  aterk  belaotet  sind. 

3.  Der  Kon^rees  erachtet  es  deshalb  als  unbedingt  erforderlich,  da*8  die  Geietn- 
gebung  eme  Bechtsgleichstelluug  aller  Genosüenschaftsarten  herbeiführt.** 

Sonntagsruhe. 

Der  zweite  deutsche  Arbeiterknnprc?-?  richtet  an  den  hohen  Bundesrat  das  höf- 
liche Ersuchen,  den  in  der  lö.  Kotumutsion  Keiclistagä  vom  Jahre  1899  bereits 
•ngdcflndigten  Oesetzentwurf  betr.  Neurq^nng  der  Bonntagiiruhe  dem  DeutHchen 
Beichstage  nun  endlich  zugehen  zu  lassen  und  darin  vor  allem  die  völlige  f^nntags- 
mhe  für  das  Handelsgewerbe  sowie  die  Bchiiessung  der  Barbier-  und  Frisenrgeschäfte 
■&  Bot»'  und  Feiertigen  von  10—12  UJv  TotmaebfliL 

A rheiterschnts  in  der  gesnndheiteechidlichen  und  tchwerexi 

Industrie. 

In  Erwftgung,  dass  In  der  adiweren  und  geeundhdteedkidlicben  Industrie  infolge 

des  fornVrtrTi  Pmdnktionpprozes^es,  der  haf^tenden,  langen  und  HcT^ivrrrn  Arbeit,  der 
damit  verbmuienen  grosben  Hitze  und  giftigen  Gase,  die  Unfälle  und  Kranicbeiten  eine 
Qng[efaenre  Steigerung  erfahren,  dergleichen  die  Kraft  der  Arbeiter  vor  der  Zeit  auf- 

feneben,  sanit^e  und  hygienische  P^inrichtnngen  vielfach  mangelhaft  sind  oder  gfinz- 
ch  fehlen,  die  Koalitionsfreihat  i*owie  Freizügigkeit  der  Arbeiter  immer  mehr  ge- 
flUndet  wird* 

In  weiterer  Erwägung,  dflB°  die  schwere  Industrie  eine  Entwicklung  genommen, 
die  bezüglich  Produktionssti  i-ening,  Prosperität  sowie  Erträgnisse  der  Keingewinne 
IBr  angelegte  Kapitalien  alle  anderen  Enfemtwetge  überflügelt,  mithin  dieselbe  in  der 
toige  ist,  weitere  matehelle  Aufwendungen  cnguneten  der  beteiligten  Arbeiter  ertrage 
XU  Können ; 

erklärt  der  zweite  deutsche  christlich-nationale  Arl>eiterkongre8s  einen  erweiterten 
Arbeiterschutz  in  genannter  Industrie  für  unbedingt  erforderlich.  Insbesondere 
ist  dringend  geboten  eine  gesetzliche  R^elung  d«  Arbritaseit,  länffihning  der 
at  htstündigen  !^ Mt  ht  für  Feuer-,  Hütten-  und  Hochofenarbeiter,  bessere  sanitäre 
und  hygienische  Einrichtungen  in  den  Betrieben,  Vorbeugung  von  Unfällen  durch 
wdiirfere  UniallverbiltangsToradiriften  und  Kontrolle  sateos  dw  Fabrikfnapek- 
toren  unter  Hinzuziehung  fachkundiger  Arbeitf  r,  T  tnifchrfinkuug  der  Sonntage- 
lind  Verbot  der  Frauenarbeit,  Verhinderung  des  Missbrauchs  der  Wohlfahrta- 
einiichtungen  und  Bperrmassregeln  zum  Naäteil  der  Koalitionafrohdt  n.  e.  w. 
Der  Kongress  begrüs^t  daher  das  Vorgehen  der  arbeiterfreundlichen  Parteien  im 
deutschen  Keichstage  /uguusten  diesiT  Arbeiter  und  erwartet,  das«  die  Reichi«regierung 
dem  einstimmigen  Besch! u:»s  dee  Beichstags  vom  16.  April  1907  baldigst  Folge  geben 
und  Erhebungen  über  die  Lage  und  die  gesundheitlicheil  Vorhfiltnisae  der  Wmswerki- 
und  Höttenarbciter  vornehmen  wird,  iu^booudere : 

1.  über  die  Einwirkung  der  Arbeit  in  diwen  Anlagen,  namentlich  der  Feuerarbeit, 
auf  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  i Krarikheits-  und  Unfallgefahr); 

2.  über  die  h^-gienische  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume,  der  bestehenden  Wasch- 
und  Badeeinrichtungen,  Spciseraume  u.  s.  w.; 

3.  ul»er  die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit,  Zahl  der  (monatlich,  jährlich)  ver- 
fahrenen bchichteu,  üuilang  der  Ueberarbeit,  Zahl  der  daran  beteiligten  Arbeiter 
lind  der  anf  den  einaeUtMi  eDttellenden  üeberetimdeD  resp.  Ueberechicbten; 
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4.  Uber  die  ]lfi3gliolik«C  der  ESnffthniDg  der  aditekfiDdigeo  AxbeitMiit  fflr  eduven 

Feuerarbeiten; 

5.  über  die  Durciifiilirung  der  Beatitnuiungea  betreffs  der  Sonntagsruhe,  mit  dem 
Zid  der  mög^dieo  EinächränkuDgea  dm  Sonnlanftrbeit ; 

6.  eine  entf^prccheude  Bundesrat8ven>rdaiuig  Auf  wund  der      120  und  139«  d« 

Gewer boorduune  ^.u  erlassen. 

Der  Kongrcss  fordert  vom  AuieidltBeait  für  Privatversicherun^  eine  schärfere 
Beanfsichtif^ung  der  Wprksp<»nHionslra<»f<en.  um  Miti.-,hrauch  zu  vefiuadero  und  dee 
MiLgUedera  ihre  wohlerworbenen  ReckLe  unbedingt  zu  sichern. 

■i  Der  Konf^resB  hegt  da»  Vertrauen  zum  deutschen  Reichstage,  dass  derselbe  eileB 
Nadidruck  auf  die  Durchführung  die^^cr  seiner  Beschlüsse  zu  legen  geneigt  ist. 

Des  ferneren  erhebt  der  Kougre-'s  ge-jeu  das  sogenannte  Sperrsystera,  wodurch 
abgelegte  Arbeiter  monatelang  auf  anderen  werken  keine  IJeschältigung  erhalLcu,  wie 
es  zurzeit  sclu>n  teilweise  besteht  uad  weiter  eiozutührea  ver»acht  wirdi  eutachiedea 
Einspruch. 

Durch  dieses  Spc'rrsystem  werden  die  Arl)eiter  materiell  aufs  schwerste  i^e- 
echidigt«  die  Freizügigkeit'  wird  ia  ungesetzlicher  Weise  unmöglich  uud  die  durch 
dfo  Gewerbeordnung  garantierte  Frdheit  dee  ArbeitBrartregee  iUueoriech  ^emedit 

Der  Kongross  verlangt  von  «ler  Rei^ierung  und  dem  Parlament  g€«!ig:ncte  Mass- 
nahmen, um  einen  groeaen  Teii  des  deuischen  Volke«  ?or  schwerem  ^Tachteil  zu  be- 
wahren. 

In  der  Erkenntnis,  da^-*  lie-seror  gc etzlicher  Arbeitcrschntz,  sowie  der  Schatz 
der  KoiilitiüUäi:reiheit  gegenüber  ungerechteu  Massnahmen  von  Werken  nur  xu  er- 
reiclien  ist  durch  eine  starke  gewerkschaftliche  Organisation,  werden  die  Hätten-  aod 
Wai/> Werksarbeiter  aufgefordert,  der  chrietiicb-nationaten  Arbeiterbewegung  beim- 
treten. 

A  rbe  i  teriu  n  en  frage. 

L  Der  zweite  deutsche  Arbeitcrkongrese  fordert  die  Arbeiterorganisationen  anj^ 
sich  mehr  al.s  bi>^h*^r  der  Arbeiterinnenbcwpgiing  anzunehmen,  be-orviprs  ihre  Orfnini- 
sation  m  Standcd-  und  Beruf.-; vereinen  zu  fördern  und  durch  Anstt  Uung  von  Öekrttär- 
innen  andhi  in  den  gemischten  Organisationen  die  Berücksichtigung  der  weiblichen 
Eigenart  mehr  zu  ermöglichen.  Von  der  Gesetzgebung  verlangt  der  Kongress  J.  deo 
Ausbau  des  Vereins-  und  Versammluue^rechtes  dahingehend,  aass  deu  Arbeiterinnen 
die  Wahrnehmung  ihrer  sozialpolitischen  InteresHcn  uneingeschränkt  gewahilei>t* t 
werde;  2.  Verbot  der  Frauenarbeit  in  der  gesundheitsschädlichen  und  schweren  In- 
dustrie, insbesondere  in  Bergwerken,  Hüttenbetrieben  und  damit  verbundenen  Neboh 
anhigen,  sowie  im  Hoch-  utidTiefbau,  in  Ziegeleien  u.  s.  w. ;  3.  Verkürzung  der  Arbt'ite- 
zeit;  4.  obligaiorieche  Fortbildungsschulen,  verbunden  mit  Hauebaltangeuntecricht  für 
ju|;endl!die  AiMterinnen ;  5.  erweiterten  Sehutx  der  verheirateten  Frauen  und 
Wöchnerinnen;  fi.  Veriuebrnng  der  weiblichen  Beamten  in  der  (icwerbein.-ipettion; 
7.  Verleihttog  des  Wahlrechts  an  Arbeiterinnen  für  die  besteheadea  und  noch  zu 
adiaffendeB  sozialen  Inatitutionen  (Qewerbeirerichte,  Arbeiterkammem  u^e.  wO;,^  ^ 
setzlichen  Sehnt/  der  Arbetterinnen-  und  Hausindnetrie;  0.  Schaffung  eines  cinhot* 

Ücheu  (iesinderechtes. 

11  ei  in ar  b ci  terschu  tz. 

II.  Der  zweite  deni?*t  he  Arbeiteikongress  fordert,  um  die  Gesundung  dir  V«^ 
llütnis8e  in  cir^r  Heimarl)eit  anzubahnen,  von  Reichstag  und  Bundesrat: 

1.  die  Kinbcziekuug  ticr  Dausgewerbetreibenden  (Heimarljeiunden)  in  die  Ver- 
aiidierungsgesctzgebung ; 

2.  die  Aur<(lehnung  der  Gewerbeinsj)cktian  auf  die  Hau.sindustric  und  die  EJin- 
führung  der  Wohnungsin-spektion,  beiden  mit  gleichzeitiger  Vermehrung  der  weiblichen 
Beamten,  vor  allem  aber 

3.  die  Schaffung  von  Ini^tanzen  als  Einigung»-  oder  Tarifämter  für  die  Lohn» 
und  Arbeitsverhältnisse  in  der  Hausindustrie,  die  mit  dem  Verhandlungszwang  f9r 
beide  in  Frage  kommendoi  Intereeaentengrappea  anagestaltet  eein  tniinonn 

5.  Autv  deu  Üeschlüssen  dos  am  6.  uüd  7.  Oktober  1907  abgehaltenen 
ersten  allgemeinen  Yerbandstages  der  österreicliischen 
Arbeitsvermiftlungsans  falten. 

Grundsätze  des  Bezirks komraiB^ärs  Dr.  Tlitter  v.  Fürer  Qber  die  Bedeutung  der 
Arbeitsvermittlung  für  die  Arbeitslosen verHieherung: 

1)  FQr  die  EtufOhiung  einer  weiteren  BevOlf  ernngskreiaen  sngate  koauaendni 
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Ärbeitsloeenverßichcninp-  ht  eine  onerlassliche  Voraussetzung,  dass  der  alIgmMiiiA 
öffentlichen  Arbeit»aacliwcU  eine  vollkommene  AusgeetaltunK  erfahre. 

2)  Diese  Ausgestaltung  hätte,  abgwehen  von  der  Neugründung  offantKdier 
Arbeitivermittlungsanstalten  unrl  einer  au!<gichigr;n  Unter^tützui  ^ii -^er  Ari^tnlrrn 
ans  üifetitlichen  Mitteln,  iubbe^ondere  auch  in  der  Kichtuns  zu  erfolgen,  d&i»  die 
boBteheudcu  FflcbtfbeitBnMliiraM  mit  den  dffntliclian  AroeitsiuMshfretoen  in  etete 
«Bge  Fühlung  treten. 

3)  üm  (iieg  herbeizufuhren,  hätten  die  allgemeinen  ArbeitsvennittlungBanätaltea 
mit  den  an  ihrem  Sitze  bestehenden  Facharbeitanaehweiflen  inaofern  das  fiiovernchmen 
zu  pflegen,  dass  sie  die  von  ihnen  etwa  herausgegebenen  periodischen  Ausweise  oder 
soiiBtigeu  Verzetchni>we  der  ofkuea  «Atollen  und  ötclleDgeHuche  den  Facharbeitsnach- 
weisen  regelmässig  mitteilen,  diese  jedoch  sich  verpflichten,  ihre  Klienten,  denen  ein 
entweder  keine  Stelle  ver-chiiffen  oder  keine  Arbeiti«krifte  beeoigen  kdnnen,  an  din 
öffentlichen  ArbeitsvcruütUungsanstaltea  zu  weisen. 

Res  olutionen: 

Der  erete  allgemeine  Verbandstag  der  österreichiadien  ArbdtsvennittelungH- 
anstalten  t<tellt  nii  da.s  Minirfterium  für  KnUu.s  und  Unterricht  das  dring:en(le  Lr- 
suchen,  Emthisst*  (hirauf  zu  nehmen,  dass  die  Leitungen  der  Volks-  und  Bürgerschulen 
die  im  lei/.icn  Jahre  der  Schulpflicht  stehenden  Schüler  auf  die  Vorteile  der  allge- 
meinen öffentlirh  n  vrbeitsvermittlun^anstÄlten  nachdrücklichst  aufmerksam  machen 
und  darauf  hinwiricen,  da^^s  jene  Schüler,  welche  sich  einem  Erwerb  zuwenden,  die 
Vermittlung  der  in  ihrem  Wohnort  oder  dessen  Nähe  etwa  bestehenden  Arbeitsnach- 
weisstellen auch  tatsachlicp  in  Anspnich  nehmen.  Der  Verbandstag  bezeichnet  f-^  :\h 
empfebleufiwert,  da^ä  die  allgemeinen  Arbeitsvermittlungsanstaiten  alljährlich  zur  Z<  u 
des  Schulschlusses  Listen  von  offenen  Lchrlingsplitzen  und  Ähnlichen  Lehr-  und 
Arbeitsgelegenheiten  verfassen  und  an  die  Leitungen  der  Volk^-  und  BurjgenchaleQ 
ihr»  Sprengeis  zur  weiteren  Bekanntmachung  an  die  Schüler  verteilen. 

Der  errate  allgemeioe  Verbandstag  der  österreichischen  Arbcitsvermittelungs- 
anstalten  richtet  an  das  fieictismiuistenum  und  an  das  Ministerium  für  Landesver- 
teidigung dtm  drin^nde  Ersuchen,  die  Truppenkörper  und  sellMtfindipn  Abteilungen 
(Icjt  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  anzuweisen,  dass  alljährlich  in  den 
letzten  vier  Monaten  vor  Entlassung  eines  Jahrganges  der  Mannsdbafi  in  das  oicht- 
sktiy«  VerhSItni»  die  fTommanden  wa  der  Befeliisaiisgabe  die  Mannsdiaften  dfter  anf 
die  in  der  1T(  imat  oder  im  Dislokationsorte  des  zn  IJenrlaubenden  bestehenden  allge- 
oieiuen  üfleotlichcn  Arbeitsvcrmittelungsanstalten  und  deren  Bedeutung  aufmerksam 
machen ;  ferner  waren  die  genannten  Kommanden  anzuweisen,  diese  Anstalten»  deren 
yerzeichni:^  den  Ministerion  alljährlich  zukommen  wird,  über  d.Tcn  besonderes  firsucheo 
im  Sinne  der  Förderung  der  keservistenvermitUung  zu  unteröifitzea. 

Der  erste  allgemeine  Verbandstag  der  österreichischen  Arbeitsvermittelnnge- 
anstalten  gibt  seiner  Ueherreugung  Ausdruck,  dass  es  eine  unerlässliehe  Voratjssctznog 
der  so  dringend  notwendigen  intcrlokalen  Vermitthmg  »ei,  dass  den  von  den  allge- 
meinea  Arboilsvermittiungsan-mhen  an  offene  Arbeit»-  oder  Dienstpl&tze  gewiesenen 
Personen  auf  allen  österreichischen  llahnen  eine  FahrpreisermässiginiL'  «rewährt  werde 
und  stellt  an  das  Eisenbahnuiinihterium  das  dringende  Ersuchen ,  huisichtlich  der 
Einführung  dieser  B^ünstigunj?  anf  den  k.  k.  Scaatsbahnen  in  eine»  die  anderen 
Bahnverwaitungen  aneifcrnden  Weise  vorzugehen. 

Der  erste  allgemeine  Verbandstag  der  .Arbeitsvermittlungsanstalten  in  Oesterreich 
erklärt  es  für  wünschenswert,  dass  von  den  einzelnen  Anstalten  und  vom  Reichs- 
▼eriMUide  alle  Massnahmen  getroffen  werden,  welche  geeignet  erscheinen,  die  Vermittlung 
von  Anstalt  zo  Anstalt  und  die  Vermittlung  für  Femerwohnende  zu  fördern.  Insbe- 
sondere wird  die  Herausgabe  des  Gfnenlanaeigeie  fortiusetieo  und  dieser  nach  Tnnlich« 
keit  aoszueeetalten  sein. 

Der  verbandstag  bittet  das  k.  k.  flandelsintnistertam,  Terfttften  an  wollen»  daas 
dieKosten  der  interurbanen  Gesprldie  der  allgemdnen  ArbeitSTeroiittLungjMnstaltBn  vom 
Staate  üliemommen  wwdeo. 

6.  Ans  den  BenddüsBen  des  vom  21.  bis  25.  Oktober  1907  zu  Wien 
abgehaltenen  6.  ttaterreichiachen  G-ewerksohaftskongresses. 

Arbei  te  r  ^^eh  u  t  z. 

Der  ö*  ordentliche  Gewerkschaftskongress,  der  von  Vertretern  einer  halben 
Hülioii  in  gewerkschaftlichen  Organisationen  vereinigten  Arbitern  besdiickt  ist,  be> 
klagt  den  durch  viele  Jahre  anhaltenden  Stillstand  ant  dem  Gebiet  dtt  BoaialieCörai 
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um  (K>  mebT,  «k  dieser  Stiltotead  von  dtn  nadiMIiggrtao  Wiilnm^  fOr  dto  g«aa»l» 

Arbeiter<»chaft  iet.  Er  wiederholt  und  erneuert  die  BOzialpoHtischpn  Fordpningen  der 
Arbeiterschaft  und  verlangt  vom  Parlament  und  Regierung  die  Erfüllung  di(»er 
Forderungen : 

1)  Dio  Einffihrung  der  Alters-  uikl IaTaliditfil«T«niclMraDg  für  alle  Arbeiter  usd 

Witwen-  und  Waisen  Versicherung. 

2)  Rcforui  des  Koalitionsgesetzee. 

3)  AbtHÜiaffung  der  Arbeitsbücher,  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  StoiMka 
täglich  in  allen  gewerblichen  Betrieben  ohne  Rücksicht  auf  deren  Grösse. 

4)  {5ech»unddreis8ig8tüncligc  Sonnt^irprube. 

5)  Ausotthrasloees  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Frauen,  jugeDdliclie  Arbeiter  ood 
KiBdcr  towie  die  r^elmfissige  Besdiäftigung  der  Hlmier  ztrr  Ntditeeit. 

6)  Erla88*ung  besonderer  ge><etzlicher  Ber-tininnuiL'ui  zum  Schutz  von  Ischen  nni 
GoBUudheit  in  gesundheitaschadJicheD  loduvtrieo  und  Betrieben  sowie  ausreichende 
fMuiitSra  Bestimmungen  ür  die  Beblabe  dw  Ldjeiiimitlelm«be  and  gfeekslieh  fert> 
gesetzte  Sc  horn  haltnng  der  Arbeiter  im  Felle  rem  BeriUBkrankheiten  durch  die  Be- 
sitzer des  Betriebes. 

7)  Verbot  der  Beadiftftigung  schwangerer  Frauen  durch  14  Tage  vor  der  Nieder- 
kunft und  8e<'h=;  Wochen  nnch  clor  Entbinaurp,  für  welche  Erholungazeit  Krankengeid 
in  der  vollen  Hohe  de»  Verdienste»  zu  t>ezahlen  ist.  Zu  diesem  Zweck  haben  dft 
Knmkenkamen  aus  der  Staatskasse  entsprechend  hohe  Subventionen  zu  erhalten. 

8)  Vermehrung  der  Opwprb^inspektoren,  Verkleinerung  der  Aofsichtsbezirke, 
Bestellung  von  Spezial-GewcrbeiDe|>ektoren,  Lehrlingsinspektoren  und  Arbeitern  und 
IVauen  als  Inspektoren  und  Inspizientinnen. 

9)  Reform  des  Gewerhegerichtagesetzes,  Ausdehnung  des  paspiven  Wahlrcpht« 
auf  die  Arbeitorinnen.  Vermehrung  der  Gerichtshöfe  und  Erhaltung  derselbeu  zur 
Gänze  aus  den  StMUftfinanien. 

10)  Au»4dehnnng  der  Unfallversicherung  auf  alle  Arbeiter,  £inbeiiebang  dti 
Kleingewerbes  sowie  der  Land-  und  Forstwirtschaft. 

11)  Schaffung  eines  Handlungsgehilfen-Gesetzes  mit  achtstfiadifer  ArbcitnA 
tiglich,  Bieben uhrsperre,  sechsunddreiseigstündige  Sonntagsruhe. 

11)  üntmtellung  der  in  der  Hdmarndt  beschäftigten  Personen  unter  die  Arbeiter- 
ichatzgesetze. 

13)  RdchageseUliche  Regelung  der  Gesindeordnongen. 

14)  ffodifilMion  des  gesamten  Arbeltenredltee. 

in)  Einbeziehung  der  Seeleute,  Hafennrbelter  und  filnneneehilbdif«  in  dl» 

Kranken-  und  Unfallversicherung. 

Heimarbeitgesetzgebung. 

Die  schlimmste  Form  der  Ausbeutang  des  Ueneeiheo  durch  den  Menschen  u/t 
in  der  Heimarbeit  gegeben.  Bie  bietet  dem  untemchrnpr  dir  M^diobkeit,  alle  Lnatai 
and  einen  groesen  Teil  des  Risik(»  des  Betriebes  auf  die  Arbeiter  zu  uborwälzen. 

Durch  die  Isolierung  des  Arbeiters  von  seinem  Arbeitsgenossen  iet  eine  cemein- 
same  Regelung  oder  auch  nur  Aufrechthaltung  der  bcfitehcnacn  Löhne  unmögiirh  ge- 
macht, und  dadurch  ist  es  einem  rücksichtslosen  Unternehmer  ermöglicht,  die  Lohne 
und  damit  die  LebendnllnDg  dieeer  ArbeiMrechnft  aaf  dae  denlcber  Cieiite  Mifeaa 
luxuntenudrücken. 

Die  Verelend  igung  von  Tausenden  und  Abertausenden  in  der  Hdmarbeit  be> 
■chÄftigten  Pernonen  iet  die  Folge  davon. 

Der  Gewerkachaftskongress  erklärt  es  als  eine  der  dringendsten  Auf^übea  von 
R^erung  und  Pariament,  aageffen  mit  BWedccBtepredieBiden  gesetcUcben  IfasenahmMi 

einzugreifen,  und  zwar  mit  solchen  Massnahmen,  die  als  Ziel  die  vollständig«-  Beteili- 
gung der  Heimarbeit  haben.  Denn  nur  durch  vollständise  Beiseitiguug  dieser  Be- 
triemzweige werden  alle  ßegleitendieinnnmn  dereelben  aacE  esdgiiltig  vendnrieden. 

Der  Kongrees  rrllfirt  weiter,  dans  ner  Rcgierungseiitwnrf  zur  R^luog  der 
Heimarbeit  in  der  Kleider-,  Wäsche-  und  ÖchuhwareuKontekuon  eines  bedrateoden 
Verbesserung  bedarf,  um  den  obigen  Forderungen  zu  entsprechen  und  erwartet  vom 
Parlament  und  von  der  Regierung,  dass  hier,  iv  i  es  sich  um  eine  so  eminent  wich- 
tige Frage  der  Arbeiterschaft  handelt,  die  For<lerungen  der  beteiligten  Arbeiterschaft 
Toile  Berockeiditigang  finden  werden* 

Sonntagsruhe  im  Handelsgewcrbe 

In  schreiendstem  Widerspruch  zu  den  steten  Versicherungen  hoher  und  höchster 
B^erungHorganc,  die  wiederholt  und  feierlich  den  Ausbau  der  ArbeiterschutzgesMa- 
gebving  ais  berechtigt  and  notwendig  erUirten,  ataht  dia  Tateacfae,  daee  dar  geeettiidw 
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Arbeit«rBchut2  auch  dort  untvlilaibt,  w  i  sein  weiterer  Auabau  der  politischen  Ver- 
waltung ilberlasseo  ist.  Bezeichnend  hierfür  ist  der  schon  erbitternd  wirkende  Still- 
stand m  dem  so  notwendigen  Ausbau  der  Sonntagsruhe  im  Handels^ewerbe.  Nach 
vielen  Fährlifhkeiten  habeu  die  .■^ozialdeinokratischen  Abgeordueteu  im  Privil^ien- 
{Hu^lament  endlich  eia  Gesetz  durch^eseUt,  das  den  Laadesregieraiigea  die  Vollmacht 

Sibt,  die  voHttSndlg«  S<muta|^rulie  xn  TWOFdaeo.  Dieses  Gesetz  ist  nun  bald  zwei 
ehre  in  Kraft,  <  hur  do^^  die  Regierungsorgane  davon  G«  I  rau  h  gemacht  hätten. 
Trotzdem  auch  schon  da«  maaagel^ude  Uotoroehmertum  der  vollständigen 
Bonntagsnihe  beinahe  dordiweg  finnindlieh  g^enflbentelit,  yeriiarraD  dto  Sttdtluule- 
reien  in  ahsolnter  Untätitikeit  und  :^fhen  l-  r  lmiiz  überflüssigen  Ausbeutung  von  mehr 
als  150000  Augesteilteo  und  Hilfsarbeitern  im  Handel  ruhig  zu.  Der  Kongreee 
«rltttrt:  ^ 

I  >ie  Kegierung  möge  'hmi  h'-^-f  häinenden  Zustand  endlich  ein  Ktul''  mnrhrn  und 
durch  die  Landesjregierungen  endlich  die  gesetzlich  zulässige  vodlstaodige  Öooiitags- 
nhe  im  Handeisgeirarbe  einWhrifli. 

7.  Aus  den  Beschlüssen  der  am  18.  November  1^7  abgehalteuea 
Plenarversammlung  der  Gewerkschaften  Wiens. 

Die  Vertraaensm&nnerversammlung  der  Wimer  Gewerkschaften  erklärt  die 
Schaffung  eines  Arbeiteminist^riums,  einer  Zentralstelle  für  alle  sozialpolitischen  All> 
gel^enheiteo,  als  eine  seit  Jahren  geforderte  »elbstverständliche  J^otweadigkeit. 

Sie  verkennt  durchaus  nicht,  obzw«r  der  Fortschritt  j^licher  Soziupolitik  vor 
allem  von  der  Stärke  der  Arbeiterorganisation  abhängt,  dass  ein  Arbeitsministacimn 
^hebUch  zur  l<'örderung  der  Arbeiterschutzge&etzgebung  beizutragen  vermag. 

8.  Aus  den  Besch <]as  vom  '2.  bis  7.  September  1907  in  Bath 
abgehaltenen  Kongresses  der  Gewerkschatten  Grossbritan- 
nieus  und  Irlands  (Ti ades  Uuions  Cou^ress). 

Fabrflr«  und  Werke tattgesetxe 

A.  Orr  Ki>T:grp8S  beauftragt  hein  parlamentarisches  Komitee,  Pi^hritte  zu  tun, 
um  der  Begierung  folgende  notwendige  Aenderung  des  Fabrik-  und  Werkstattge^etzes 
naheralccen: 

1)  In  allen  Baumwollen-,  Kammeam-,  Wollen-,  Flachs-,  Hanf-  und  Pa})ier- 
fabriken,  sowie  in  Bleichten  und  Färoereien  sollen  Maschinen  zwischen  Mittag  an 
öaui^tagen  imd  6  Uhr  morgeos  an  Hontagoi  nur  für  BeptratonEweelce  in  €mng 
aein  dflrfen. 

3)  Zu  verbieten«  dem  Werkstätten  in  Wohnhäusern  betrieben  werden,  in  welchen 

räss  den  Bestimmungen  de»  Fabrik-  und  Werkstattgeaetzes  von  1901  ein  Auszug 
(Gesetzes  in  der  vorgeschriebenen  Fonn  angeHchlagen  Bein  nuiss;  dadurch  <ollen 
die  Arbeitgeber  gezwungen  werden,  f&r  alle  Arbeitnehmer  geeignete  Werkät&ttein- 
liÄtungen  zu  beachiffen. 

B)  Im  Intere?«)^e  der  allgemanen  Gesundheit  soll  die  Frauenarbeit  beim  Polieren, 
i>rehea  und  Bearbeiten  von  Metall  verboten  sein. 

4)  Alle  Arbeitgeber  sollen  für  ihre  Arbeitnehmer  diejenigen  geeigneten  sanitarischen 
Einrichtungen  trefifen,  wek^  die  FabrikinapektoFen  and  die  änluchen  GflBondlieits- 
beamtcn  zuifriedenstellen. 

B.  Der  Kotigre^s  verurteilt  aufs  f*trengi*te  die  gegenwärtig«'  uiigeiui^oiide  Durch- 
führung der  Fabrik-  und  Werkstattgesetze,  verurtiät  die  willkürUche  und  nutzlose 
offizielle  Unterscheidung  in  Inspektoren  und  InapelrtionsaBfliBtenten,  wonach  Inspektoren 
jeden  Teil  einer  Fabrik  oder  Werk.'^tatt  bi-suchen  dürfen,  Assistenten  abrr  nicht,  und 
beauftragt  aeiu  parlamentarisches  Komitee  dem  Ministerium  deä  Innern  (Uome 
Office)  vonnutdlen,  dasa  dn  aoldies  System  ffir  die  Intereescn  der  Arbeiter  verderblich 
ist,  und  dasa  dne  öffentliche  Uoterainchung  der  T&tigkeit  dieees  JUepartements  not- 
wendiir  ipt. 

Arbeitslosigkeit. 

Nach  der  Ansicht  des  Kongresses  hat  das  Arbeit«loecni^< -ctz  (Unemployed 
Workraen's  Act)  das  Problem  der  Arbeitaloeigkeit  kaum  berührt  und  selbst  mit  den 
200()il(i  £,  welche  das  Lokalverwaltungsamt  eifeniQehtl}|r  und  knauserig  hütet,  wflrde  die 
durch  Arbcit>niaiii:el  verursachte  Armut  nicht  bot  rächt  lieb  L'thoben  werd'ii;  der  Koii-res.s 
iat  der  Ansicht,  dass  Arbeitslosigkeit  jetzt  sowohl  in  geschäftigen  als  in  flauen  Zeiten, 
Im  Bommer  und  Winter  jMfmanent  geworden  ist  und  in  allen  Berufen  und  Indnettien 
gleidiennaBsea  vorkommt  Dies  ist  darauf  surfickaufObren,  daea  die  Industrie  des- 
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orKanUiert  ist  und  für  privaten  Profit  betrieben  wird,  und  mnm  fortdaaern  und  immer 
ßcnärfer  werden,  da  die  Entwicklung  der  Maachincn  und  aii(]<  ror  lohn^parender  Mittd 
fortschreitet.  Der  Kongresf  lenkt  die  Aufmcrkfiaujkeit  der  Kegieruug  aui  die  Ver- 
nachlässigung der  Öffentlichen  Intercii$«en  durch  Gleichgültigst  gegen  dios^  Sozial- 
übf'l  und  verlanpf,  dn-^s  sofort  öffentliche  Arl)eiton  untemonUDen  werden  mit  dem 
Zwecke:  a)  die  gegenwärtig  arbeit^loßen  Kräfte  zu  absorbieren  und  b)  den  Grund  zu 
einer  dauernden  iuoi^ganiaatioii  der  Indnatrien  auf  kooperativer  Baaia  an  l^cn. 

Der  KongrcsR  beauftragt  aein  parlamentari8che8  Komitee,  unverzüglich  Gf  .^et/.e 
zur  Durchführung  des  Grundsatzee  dieser  Resolution  einzubringen,  da  diese  Frage 
nach  seiner  Ansicnt  die  wichtigste  and  dringendste  Fhige,  betreneod  die  Intereaaoi 
der  Lohnarbeiter  des  vereinigten  KönigreiobeB  iat. 

Arbeitszeit  Achtstundentag. 

In  Anl>etracht  der  gegenwärtigen  BcftchlouniguDg  der  Produktion,  der  fort- 
währenden Kinfülirung  von  arbeits-  und  lohnpparenden  Maschinen  und  der  fortdauern- 
den Verdrängung  der  Handarbeit  in  vielen  Industrien  spricht  sich  der  Konprcps  für 
eine  alicemeine  Kürzung  der  Arbeitszeit  auf  höchstens  8  Stunden  pro  Tag  oder 
48  Stunden  im  Woche  aus,  da  eine  solche  Kürzung  geeignet  wäre,  vielen  von  den 
Arbeitern,  welche  zu  irgend  einer  Zeit  des  Jahres  arbeitslos  werden,  wieder  Befchälti- 
Kung  zu  verschaffen.  Der  Kongreß»  fordert  alle  organisierten  Arbeiter  des  vereinigten 
Köngreiches  auf,  bei  allen  Parlaments-  und  Gememdewahlen  von  dieser  Frage  ihre 
Stimme  abhangen  zu  lassen.  Er  erklärt,  dass  die  systematische  Ueberzeitaroeit  in 
allen  Berufen  angeschafft  werden  sollte  und  beauftragt  sein  parlamentarisches  Komitee, 
eiriiTi  Achistuudentaggesetzentwurf  (General  Eight  Hmucs  fiiU)  ZU  formnlieien  vnd 
dem  Parlament  in  nächfiter  Session  vnrzidegen. 

Arbeitszeit   Ueberzeitarbei t 

Der  Eongren  ist  der  Anddit,  dass  üeberzeitarbeft  physisdi  nnd  Skonomiidi 

schlecht  ist  una  die  widititrsten  IntereB^on  von  Staat  nnd  Volle  Bchädigt,  und  beanftraet 
sein  parlamentarisches  Komitee,  alle  notwendigen  Schritte  zu  deren  schleuniger  Ad- 
echafrang  in  nntemebmen. 

ächwitzsystem.  Mindestlohn. 

In  der  Ueberzeugung,  dass  die  niedrigen  Ix)hn8ätze  in  der  Schwitzindu  t-trie  eine 
dauernde  Bedrohung  der  organisierten  Berufe  bedeuten,  fordert  der  Kon^rci^s  die 
Begierung  auf,  die  Gesetzgebung  zur  Einffihrung  einea  gesetzlichen  Mindest lobnes  In 
bestimmten  Berufen  geniiiss  den  (trundsätzen  zu  fördern,  welche  der  vom  Abg  eordnelrn 
Arthur  Henderson  im  Parlament  eingebrachte  Gesetzentwurf  (Swcated  Industries  Bill) 
Toniflht  9 

Prämien- System.' 

Der  Konirrofis'ist  der  Ansicht,  da^s  die  moderne  Methode  zur  Vermehning  de« 
Ertrags  durch  P^inführung  von  Prämien  und  Gcschwindigkeitsarlwitssystemen  in 
direktem  G^ensatz  zu  den  Prinzipien  des  Gewerksvereinswesens  steht,  weil  dadurch 
eine  Form  von  Schwitzarbeit  geschaffen  und  die  Arbeitslosigkat  gefördert  wird.  Er 
empfiehlt  allen  Gesellschaften,  alle  Mittel  aufzubieten,  um  die  weitere  Entwicklung 
diese«  Systems  zu  hemmen  und  dort,  wo  es  schon  eingeführt  ist.  Schritte  zu  dew^en 
Abschalniog  zu  unternehmen.  £r  beauftn^  sein  parlamentarisches  Komitee,  Depa- 
tationoi  sn  den  Begierung8dq)aTtementen  an  aendenj  damit  dieae  gegen  die  Einffikrang 
de»  FHUnieniyatems  in  U^emngebetrieben  proteetiecen. 

ötfick-;i  rix- it. 

jDaa  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  beim  Staatssekretär  de^  Innern 
dahin  zn  wirken,  dam  das  Bfinisterinm  dea  Innern  einen  altgemeinoi  Erlas»  ^ht, 
welcher  die  Arbeitsgeber  /wiiiirt ,  i\\\(m  cu  StflcktohnaKteen  beschiftigten  Arbeitern 

detailierte  Lohnakiili  n  nuszuhaudigen. 

Arbeitsu  nfälle. 

Der  Kongress  beauftragt  sein  parlamentariKches  Komitee,  einen  Entwurf  zu 
einem  Gp^(H7.  einzubringen,  wodurch  Gcwerkvereinsboamte  ermächtigt  wfirdrn.  bd 
Uufülleu,  weiche  die  Interessen  ihrer  Mitglieder  betreffen,  der  Leicheiii^chau  uud  Unter- 
suchung durch  das  fiandelaamt  mit  der  Eompetena  nur  ZeugeneinTemahme  beim* 

wohnen.  j^, 

Zeucnisse  für  Maschinisten  etc. 

Der  Kongress  ist  der  iVu^icht,  da**«  alle  Personen,  welchen  die  Aufsicht  über 
Maschinen  und  Dampfkessel  anvertraut  ist,  nnd  welche  unmittelbar  unter  der  Auf« 
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•icht  de8  Ministeriums  des  Innern  oder  des  Handelsamtes  stehoi,  gezwungen  werden 
•olien,  FähigkeitBceogniMe  innezuhaben  und  beauftragt  sein  parlanacntarir^f  hpf  Komitre, 
ajncn  Gese^izentwiirf  oder  Qesetzentwürfe  zu  fordern,  welche  geeignet  crtschiiuetj,  dieser 
XaMlation  teUwose  oder  ganz  Wirksamkeit  zu  geben. 

Anwerbung  englirichor  Arbeiter  aln  Streikbrecher. 

Der  KongToss  verurteilt  aufe  strengste  diejenigen  Briten,  welche  sich  von  iuter- 
BstuMialen  (Syndikaten  zur  Einmischung  in  fremde  Arbeitsstreitigkcitcn  haben  anstellen 
lassen;  er  ist  der  Ani^icht.  da.'-s  solche  Anwerbungen  absichtlich  von  ^krupellc^rn  Knpi- 
talistengesellschaftcn  mit  der  Absicht  vorgenommen  werden,  übleti  Einvernehmen  zwischen 
den  Arbeitern  verschiedener  Länder  zu  erzeuge  und  zu  fordern  und  der  Universal- 
tendenz  aller  Arbeiter  der  Weh,  Kameradpchaft  und  pepcnseitipe  Hilffbereitschaft  in 
allen  Angelegenheiten  ihrer  intf-rnationalen  Wohlfahrt  anzustreben,  eotgegeu  zu  arbeiten. 
Der  KongreH8  leprt  der  britischen  Re^erung  nahe,  vom  Parlament  Kompetensen  m 
erlangen ,  mit  Hilfe  derer  sie  die  Prmzipien  des  Gesetzes  über  fremde  Anwerbung 
(Foreign  Enllstment«  Act)  auf  die  Organisatoren  solcher  Streikbrecher-Expeditionen 
aach  anderen  Staaten  anwenden,  und  mit  Hilfe  derer  sie  die  Möglichkeit  internatio- 
naler Komplikationen  infolge  aolcher  gefährlichen  Konepirationen  verhindern  können. 

Arbei  terzüge. 

Der  Kongress  ist  der  Ansicht,  dass  die  Anfordemngcn  der  modernen  Industrie 
hanfifr  die  Arbeiter  zwinsren,  Beschäftigung  in  b^tädten  anzunehmen,  welche  in  der 
Nähe  ihres  Wohnortes  und  des  Wohnortes  ihrer  FaoiiUe  gelegen  sind,  und  dass  dadurch 
den  Arbeitern  Unbequemlichkeiten  und  Auslage  für  Keisen  xu  und  von  der  Arbeit 
entstehen.  Darum  beauftragt  der  Kongress  sein  parlamcntari;*ches  Komitee,  während 
der  nächsten  Parlamentssession  darauf  hinzuwirken,  dase  am  Ücsetz  von  über 
hilfitip'  Züge  (Cheap  Trains  Act,  1883)  Aenderungen  vorgenommen  werden,  welche  eine 
Beduktion  der  gegenwärtigen  übermässigen  Fahrpreise,  wie  sie  von  Eisen  bah  ngesell- 
■dialten  in  den  Prorinsen  und  In  London  für  Tages-  und  Wochen fahrkarten  der 
Arbeiter  genommen  werden,  garantiere n  l>er  Kongress  protestiert  gegen  die  Hand- 
lungsweise des  Handelsamtes  (Board  of  Trade),  welches  den  versprochenen  Entwurf 
mr  Abinderong  des  Gcectiee  vom  1883  fiber  billige  Wobnnngen  (Cheap  Trains  Act, 
1883)  nicht  eingebiBcht  hat 

Zeugniszwang. 

Der  Kongress  billigt  durchaus  den  Gesetzentwurf  betreffend  Zeugnisse  (Charucter 
Note  Bill),  wonach  jeder  Arbeitgeber  verpflichtet  ist,  auf  Verlangen  einer  Person, 
welche  ihre  Beschäftigung  aufgibt  oder  entlassen  wird,  ein  schriitlicbes  Zeugnis  nber 
ihn  nDgem^e  FOhnnig  während  dieser  Besdiäftigung  anwEustelfra. 

9,  Eingabe  des  Ausschusses  der  am  16.  Oktober  U)U7  zu  Lfudon  ab- 
gehaltenen Kationalkonferenz  über  die  Arbeitslosigkeit  von 
Frauen,  die  anf  ihren  YerdieiiBt  aDgewiesen  siod,  aa  den  Pr&sidenten 
(los  Lokal verwaltangeamtes.    (The  Women'e  liidnstriBl  News.  December 

1907,  |..  704.) 

Beit  unmr  Austtciiubt?  im  Februar  letzten  Jahres  bei  ihnen  vorstellig  geworden 
tsl.,  damit  bei  der  Dniehffihrang  des  ArWitslosengesetsee  eine  systematische  Unter- 
stützung der  Frauen  vorgenommen  werde,  haben  wir  fortgcFetzl  diese  Friige  eingehend 
studiert  und  eine  Nationalkonferenz  über  die  Arbeitelot^igkLit  von  Irauen  und  Mäd- 
chen, welche  auf  ihren  Verdienst  angewiesen  sind,  einberufen.  Diese  Konferenz  ist 
am  In.  Oktober  in  der  Guild-hall  abgehalten  und  stark  besucht,  und  ihre  Verhand- 
Inngen  sind  weithin  verbreitet  worden.  Wir  haben  das  Verzügen,  Ihnen  einen  Bericht 
über  diese  Konferenz  zu  übersenden  und  gleichzeitig  einige  der  dort  Torgebraditen 
Punkte  zu  Ihrer  Kenntnis  zu  bringen : 

a)  In  den  verschiedensten  Teilen  des  Landes  herrschen  vollständige  und  teilweise 
Arbeitslosigkeit  unter  den  weiblichen  Lohnaibeitem,  verbunden  mit  grosser  Not  und 
materiellem  wie  moralischem  Schaden. 

b)  8&hr  wraig  Notstandskommissfonra  sind  gegenwSrtig  in  der  Lage,  durch 
Eed^-trierung  von  Fiau» n  ui«d  Beschäftigungpzuwei^ung  System atii^ch  zu  helfen;  wo 
aber  besondere  Anstrengungen  gemacht  worden  sind,  wie  in  London,  Liverpool  und 
Manchester,  ist  den  Frauen  wesentlidi  genützt  worden. 

c)  Arbeitsrännie  zur  rfi  rsteilung  von  K!<  i(hniL'-~fü('l<(  ii,  wie  sie  in  Lctitlnn  er- 
licbtet  worden  sind,  können  mit  Erfolg  und  verhält nihmiibsij^  audi  mit  Ockonomie 
betrieben  werden,  besondeiB,  wenn  die  hergestellten  Kleider  für  die  Zwedce  der  Not- 
tfamdskomm^onen,  für  Auswanderer  etc.  verwendet  weiden» 
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d)  Andere  Versuche  nollten  UDternommen  worden,  beeooders  in  der  Absicht,  dea 
Frauea  ia  der  Milchirirtechaft,  (ioüägelzucht  und  aodwer  Lmohier  La&d«rbeit  Et- 
fthrnnf  sa  vencfaaffn ;  diet»  Vermdie  wflideii  «b  YorlMreitiiiig  stt  dncr  AoMedtliint 

dieM  r  FraucD  mit  ihren  abliing^gHi  JDndMii  auf  dem  Luide  dienen,  wo  sie  neli  dvroE 

eigeiic  Arbeit  erkalten  köanteD. 

e)  Der  Gewerbeuntenicbt  für  Frauen  und  MIdcheo  sollte  gefordert  «nd  könnte 

teilweise  den  Arbeitslosen  zuteil  werden,  indem  man  die  1 'ntfr-ttitzniig  wählend  dtr 
Arbeitslosigkeit  an  di«  Bedingung  des  Unterncbtobe&uche^  knüpfen  würde. 

f>  Um  die  Konkiirren/  durch  die  Frauen  zu  beseitigen,  münsti^u  arbtitsklN 
Männer  nach  einem  besonderen  System  mit  Arbeit  vemben  werden;  diese  Konkurrenz 
wird  in  Zeiten  besonderer  Not  durch  die  Frauen  der  Arbeit^luben  verursacht  und  er- 
echwert  die  Noi  derjenigen  Frauen,  welche  regelmässig  Lohnarbeiter  sind. 

g)  Auch  Witwen  mit  kleinen  Kitviprn  und  Frauen  mit  kranken  (xler  gebrech- 
lichen Verwandten,  die  von  ibneii  abiiaugtg  sind,  »ullten  von  der  Koukurrcnz  de* 
Arbeitsmarkten  dadurch  auMgeschied«!  wercfen,  dass  i^ie  vom  Staat  oder  aus  lokaJeo 
Fonds  eine  gebührende  Unterstützung  erhalten  unter  der  ikdingung»  eich  euetchiitti' 
lieh  ihren  h&uslichen  Pflichten  zu  widmen. 

h)  Einige  andere  gemachte  Vorcfchläge.  wie  solche  betr.  da-s  Verbot  der  Ueber- 
x^tarbeit  und  der  Kinderarbeit,  fallen  nicht  in  die  Kompeteos  des  LokalverwaUung»- 
amtee.  Indem  der  Ausschuss  Ihre  Aufmerkeamkeit  aaf  dieee  Ponkte  lenkt,  hofft  tt, 
dass  Sie  den  Vorschlag,  welcher  Ihnen  im  Februar  gemacht  wurde,  in  VViedererwagung 
ziehen  mögen ;  dieser  Vorschlaft  legte  Uinen  nahe,  ein  ßundschreiben  an  die  JSi^taod*- 
komadfleionen  ni  erhuem,  in  welchem  auf  die  Notwendigkeit  hingewieeea  wttrde^  der 
Registrierung  von  Frauen  b<-sondere  Aufmerkaamkeit  /u  widmen,  und  in  welclm 
Mittel  zur  Arbeitsbeschaffung  für  solche,  die  darum  einkommen,  mitgetttlt  wünkn. 
Wir  madkeo  darauf  aufmerksun,  dass  RegiBtrieniD^  und  Arbeitebeiobatfnng  EunfflaMa> 
gehören;  wenn  die  Frauen  «ohnn  li  -^  nichtvs  für  sie  getan  witd,  nehmen  sie  sich 
natürlich  auch  nicht  die  Mühe,  äich  eintragen  zu  lassen.  Z.  B.  fiel  in  West-Ham  dt- 
doTch»  daee  im  letzten  Jahre  kein  Arbeitsraum  beschafft  wurde,  die  Zahl  der  Ein- 
tragungen ini  Jnfire  1906/07  auf  141  von  23f)  im  Jahre  190.5/06,  als  ein  .solcher  Arbeiü«- 
raum  für  irauen  existierte,  obwohl  wir  aus  sicherer  (Quelle  wissen,  dsLss  die  Arbtiis- 
loeigkeit  unter  den  Frauen  im  letzten  Jahre  nicht  weniger  heftig  war.  Dagegen  md 
in  (fer  ötadtgemcindc  Holborn  Anstrengungen  ppmaeht  worden,  einige  Frauen  in  den 
Ceutral  Body'«»  workroom  aufzunehmen  und  tur  andere  auderweitij^  Arbeit  zn  U*- 
schaffen.  Dort  sti^  die  Zahl  der  eingetretenen  Frauen  von  23  im  Herl>st  tind 
Winter  190«  und  Frühling  1907  auf  59  vom  1.  Juli  his  31.  Oktober  11)07.  la 
der  Tat  «iud  diese  Frauen,  wenn  sie  nicht  einige  Aussicht  auf  Arbcit^ibeschAflung 
haben,  schlimmer  daran,  wenn  nie  sich  eintn^n  lassen,  denn  wir  wissen  au«  Zeugen- 
aoMagen,  dass  die^e  Frauen  Mühe  haben,  cue  Bezahlung  des  Mietzinses  hinauszu- 
■ehieben,  sobald  ihre  Vermieter  durch  die  Besuche  dos  untersuchenden  Inspektiooe* 
beamtcn  (Innuiry  officer)  bemerken,  dass  ihre  Mieterin  arl>eitslo8  ist.  Wir  hoffen 
daher,  dass  oie  den  Einfiaas  dee  LokalverwaltongaamleB  dazu  benutzen  werden,  die 
Arbdtebeechaffnng  fOr  fVanen  und  Mädchen,  weiclie  auf  ihrea  Veidienst  angevieMO 
f<iiid,  zu  fördern  und  werden  un^  fr  i  i,  wenn  f^ie  bereit  sind,  eine  kleine  Deputatioo 
unseres  Ausschusaee  zu  empfangen,  damit  ihnen  diese  unsere  Vwachläge  auaführbcbiO' 
▼oriegeo  v^igB. 

10.  Aus  den  Beächlussen  der  am  10.  September  li^07  zu  (ilace  Bav 
C.B.  N.  S.,  abgehaltenen  b.  Jahresvenammluxig  des  Nationalen  Be- 
rufs- and  Arbeiterkongreseea  von  Kanada  (National  Tradea 

and  Labour  Congress  of  Canada). 

Der  Kongress  litUt  die  Zeit  für  gekommen,  da  den  Arbeitern  Kanadas  Aiten- 
oder  In^ditusranten  bezahlt  werden  solltrai.    l!!r  bittet  die  BandeBr^emng,  nnter 

dem  Namen  ^Altersrcnteufouds"  einen  Fonds  anzulc-ircn. 

l>er  Kongrciüs  ersucht  die  lie^erunK,  die  Kopttaxe  für  alle  Asiaten  und  andoco 
nnerwünsditen  Einwanderer  Ton  iiOO  auf  1000  $  zu  erhöhen. 

Dnr  ICoiinrt  --  '»iitcf  die  Regieruntr  um  'rrfimung  des  Arbeitedepaitennte  VOO 
Poi<idei)iirtcmeut  und  um  J?chaftung  eint"  Arbeit^tministenums. 

Die  verschiedenen  Pnivinzregierungen  sollen  um  Erlaaa  eines  Gesetzes  zur  £at- 
iHThädiguni'  von  Betriebsunfnil<  >i ,  von  denen  Arbeiter  wihiend  ihnr  Beschiftigneg 

betrulfen  ,u,i«ien,  erriueht  weraen. 

Der  Kongrer.s  wütischt  strengere  OeBetigebang  auf  dem  Oebiele  der  AwatflllaBg 
▼on  J^pitäna«  und  MasdiinietenzeagniflSMi.' 
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11.  Ans  den  Beschlüssen  dar  am  16.  Septambw  1906  zu  Winnipeg 
ftbgelialteiien  23.  JahresTersammluDg  des  Berufs-  and  Arbeita- 
Jcongresses  ▼on  Kanada  (Tnides  and  Laboiir  Congress  of  Ganada). 

Der  K'o^'_'re■^^  wünscht  ilie  Aiifhobung  des  japiuii.-chen  Vertreib-  von  lliOf!  in 
Bezug  auf  Kanada;  er  verlangt  alü  nutweadige  Mat>hregel  zu  diesem  Zweck,  dass  die 
Regierung  von  Kanada  veranlaäst  werde,  die  Keicbsbehörden  unverzfiglich  aafeufordcni, 
die  Kündigung  auf  6  Monat»^,  welche  zur  Aufhebung  de.'*  Vcrira-zs  mit  Japan  nötig 
i«t,  vorzunehmen;  er  verlangt  weiterbin,  daa«  während  der  AulLcbnug  dch  N'ertrageB 
die  japantachen  Behörden  eingeladen  wocden  aollen,  die  Auswatidcrung  von  .Japanern 
nach  Maßgabe  des  erwähnten  Vertragea,  «onacb  biöchatena  40O  bia  5C^  im  Jabr  luudi 
Kanada  kommen  dürfen,  zu  regeln. 

Der  Kongresa  billigt  aufs  neue  das  Prinzip  der  gegenwärtig  den  ChineaeD  auf- 
erlegten Kopfsteuer  als  eines  wirksamen  Hiegeis  gegen  diese  Art  der  Einwanderung; 
es  8oUen  g^etziiche  Massregein  ergriffen  w^en,  die  die  Bäckeratattung  dieser  Kopf- 
«teoer  unter  irgend  welchem  Vorwand  an  Teriiindeni  geeignet  sind. 

Der  Kongresa  be^rhliet^Bt,  die  l:  h  rung  zu  « r  lu  hen,  die  Btnwandarong  von 
Oatindiern.  nogenannteu  üindus,  in  Kanuda  7m  verhindern. 

Der  Kuiigreea  sj^richt  sich  gegen  das  rränaensjstem  bei  der  Einwanderung  als 
die  kanadischen  Arbeiter  ichid^^eoid  ana  und  Imdeit  die  Begieniag  war  Abaehaniing 

desselben  suf. 

Der  ivongre^  erklärt  f>ich  erundä^atzUch  mit  dem  ludustnai  Dis^puteti  Inveati- 
gation  Act  einverstanden,  beauftragt  seine  Exekutive  mit  einer  sorgfältigen  Prüfung 
det»  Gesetz«}  nach  der  Richtung  hin,  ob  es  für  den  Schutz  und  da»  Wrifrrvprblpihea 
der  Arbeiter  in  ihrer  Stellung  während  der  Untersuchung  auch  genügende  (Gewähr 
leiste;  wenn  nicht,  so  sei  daa  Qeaets  in  diesem  Sinne  zu  ändern;  Art.  42,  der  be- 
istimmt, das«  nur  britische  Untertanen  als  Mitglieder  einer  nntersuchnngskomniifision 
axuten  dürfen,  boll  gestrichen  werden;  Artikel  58  (Strafe  für  Aussperrungen)  soll  da- 
hin abgeändert  werden,  daaa  der  Arbeitgeber  fOr  jeden  attegeaperrten  AngeateUten 
einer  Oeldf«trafe  verfällt. 

Der  Xonirresa  euipfiehlt  die  Schaffung  eines  Arbeitsministeriums,  dem  die  Aof* 
sieht  Ober  daa  Arbeitadepartement  als  ebea  beaooderen  Verwaltnngaaweigee  angewkaen 
weiden  soll. 

Der  Kongresa  fordert  sdne  Provinzialexekutivorgane  anf,  bd  den  Provinzbe- 
hÖT'lcn  vorstellig  zu  werden,  damit  (ief^etze  erlassen  werden  des  Inhalts,  sämtlidie 
Angwteliten  der  ätrasaen-  und  der  elektrischen  Bahnen  dürfen  nicht  mehr  als  9  ätonden 
im  Ti^  arbeiten  nnd  diese  9  Htnnden  Arbeit  dürften  eich  anf  nieht  mehr  als  12 
^'^undoü  hintereinander  verf*  ilfn.  Fl^i  ti-n  -  illi^n  die  provinzialen  Exekutivurgane  an- 
gesichts der  Tatsache,  dass  die  ötrasHenbahiuintemehmangen  die  Arbeitszeit  am  Öoootag 
verilnjrarn,  den  gesetdidien  Achtstundentag  am  Sonnti^  fordern. 

Der  KoDgrenH  spricht  sich  zu  Gunst* n  Icr  Xnstrengiingen  aus,  die  in  Manitoba 
behufs  geöetzlicher  Einführung  von  Fähigkcitazeugnissen  für  Maschinifltcn  gemacht 
wwden. 

Der  Kongress  fordert  ein  Ocfetz,  welches  wöchentliche  oder  vierzehn tiigige  Bar* 
ii^lung  der  Angestellten  vor>(  hreibt  und  Zahlungen  in  Anweisungen  verbietet. 

Der  Kongress  bittot  die  Bundesregierung,  Beamte  mit  der  AuCücht  über  die 
ächifff^inaschinerie  bei  Lade-  und  I>ö«eharbeiten  zu  betrauen. 

Der  Kongress  fordert  die  Bestellung  von  tüchtigen  Gcrüt^tinspektoren  in  den 
venchiedeaea  Provinaen. 

Der  TvonjrrcMS  gibt  «einen  Provinzialexekutivorganen  Weisungen  über  die 
öchaffuiiu  voti  (icjietzen  gegen  die  i^trafung  von  Anjrcstcllten  dun-h  ihre  Arbeit- 
geber njitteist  Geldwtrafen  liir  Uebertretungen  von  Arbeitsvorschrifi^n. 

Der  Kongress  macht  die  Bundesregiemne  auf  die  Notwendigkeit  aufmerksam, 
ein  ArbeitercotschädigungBgeBetz  ähnlich  dem  Keichsgesctz  zu  erlassen. 

Der  Kongreß-  -liricht  sich  zu  Gunsten  von  Altersrenten  aus  und  ersucht  darum, 
einen  genägendeo  Teil  des  btaatsbesitaee  aur  Schaffung  eines  solchen  Fonds  zu 
wsetvieren. 

Der  KongrcHK  fordert  seine  Provinzialexekutivorgane  auf,  mit  aller  Energie 
strengere  Gesetze  über  Kinderarbeit  zu  erwirken ;  den  Fabrikinraektoren  soll  grO^aere 
Vollmacbt  für  die  Durchführung  der  beatehenden  oder  en  enaaaenden  Gesetze  ge- 
geben werden. 

Der  £zekutivaus8chu8s  von  Manitoba  wird  auigefordeart,  Abänderung&anträge 
aar  Yerbeaaeniag  dea  BetentiooBgeaetsea  an  TenNUaMen. 

AriMitmcliatt.  85 
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12.  Ans  den  BeacUttesen  des  am  2.  Hin  1907  xu  Amsterdun  vom 
Niederl&ndischen  Verband  der  FeohTereine  (Nederlandsok 
Verbond  van  Vakvereenigingen)  nnd  der  sozialdemokratisch  en 
Arbeiterpartei  einberufenen  landlichen  PropagaodakougreHees  zur 
Förderung  eiues  weiteren  Schutzes  der  Kinder,  zur  gesetzlichen  £iii- 
flehrftnkung  der  Arbeitsdauer  fiir  Erwadiaene  and  nun  Verbot  resp*  nr 
BinsGhrftnkQng  der  Nachtarbeit. 

Arbeitedaucr  für  Erwachsen  .  T^er  Kongrees  fordert  eine  Verkür/urc 
dee  Arbeitslag^,  die  nicht  nur  durch  die  Bemühungen  dac  Facbvereine,  sondern  auc& 
dnreh  die  GeMtzgpebuae  erfolgen  solle ;  gemfiM  dieser  Verfcilrsnog  mittelst  gemtflfchir 
Effrrhmt^  -.ollr  kein  Aroeitsta^  länger  al-  TO  Stunden  dauern  dürfen,  ausserdem  MlJe 
jede  Woche  eine  uauut^brocäene  Buhezeit  von  36  aufonanderfolgenden  Stunden  ge- 
•etsUdi  gctidiert  werden. 

Nachtarbeit.  Der  Kongress  fordert  die  Regiemnjr  auf,  gcBetzliche  BesttOk* 
mungen  su  erlassen,  wobei  als  alk^meine  i^gel  die  Arbeit  swisdm  abends  10  Ulir 
und  mOf|^«  6  TThr  fBr  mnner,  Rtnen  und  Kfatdor  »erbotett  wird,  tmd  ab  At»* 
nähme  die  Nachtarbeit  allein  in  den  Betrieben  zupelagneu  wird,  worin  Ar  1irs(i[];;iii 
nnentbehdicb  ist  (z.  B.  Eisen-,  Trambahn-  und  Bchiifspersonal,  Nachtheizer  io  Fabnkeo». 
Niditwiditer»  GeuMindereinigunjor,  Poet-  nnd  Telegraphenpenonal  nnd  dergt)  mit  dv 
Re^linprunfT,  dass  für  diese  AuFnaTm  en  die  Arbeiti^zeit  nie  mehr  a!-  ncht  Stunden  pro 
Nacht  betrage  darf;  den  Arbeitern  wird  angegeben,  mit  der  fortwähreudeo  Agitataoa 
nicht  m  mfien,  bis  diese  Forderungen  bewiUigt  sind. 

Kinderarbeit  Der  Kongreas  fonicrt  in  erster  Linie  die  niederI5n(lis<-heii 
Arbeiter  auf,  mittelst  der  uoabhaagifw  selbständigen  FachbewMning,  sowie  durch  Ein- 
wiricnng  anf  die  gesetzgebenden  Bdwraeo  die  Lage  der  ArbeiterfiaMe  •IhnXhIidk  beaBa" 
SU  gestalten,  damit  die  Kinderarbeit  von  den  Arbeitern  entbehrt  werden  kann.  Er 
fimtert  von  der  zwdten  Kammer,  io  Berücksichtigung  dessen,  dass  Tansende  toq 
Kindern  wShrend  der  Sehulseit  in  den  freien  Btnnden  und  danach  lange  Arbeitstage 
in  Fabrikf^n  brsrhäftirrt  werden,  und  dass  seit  nichtfi  durch  die  Gesetzgebune  fflr 
die  Kinder  getan  ist,  »chleunigst  ein  Ende  dieser  V^eruachiäaaigung  der  Arbeiterschuts^ 
giesetzgebung  durch: 

a)  Verbot  aller  Arbeit  von  Kindern  unter  14  Jahren ; 

b)  höchstens  achtstündigen  Arbeitstag  für  Kinder  von  14  bia  17  Jahren; 
e)  oUigatorisdien  Foctbudungrantflincht. 

Id.  Aus  den  Beschlüssen  der  am  Id.  und  20.  Mai  1907  zu  Harlem 
abgehaltenen  alljährlichen  allgemeinen  Venammlong  des  Allgemeines 
Xiederlän  dischen  Arbeiter  Verbandes  (Algemeen  Nederlandach 

Werklie  ieTi  Verbondl. 

Der  KoDgress  erkErt  sich  mit  den  Bescblüss«!  einverstanden,  welche  der 
Propagandakongress  *)  angenommen  hat  und  beauftragt  den  ZentnÜTontand,  alkia 

oder  zusammen  mit  anderen  Organisation ru  zn  untersuchen: 

a)  inwiefern  die  Organisationsbedingungeu  einzelner  Betriebe  den  augeuooinicDeD 
Beaolnttonen  entgegenstehen, 

b)  in  welcher  Weise  V'oi  nllfälügen  Auenahnien  cinp  nTTsrninhende  Kontrolle  der 
Durchfüiurung  eventuell  einzutuhrender  gesetzlicher  Beätimmungeo  möglich  sei. 

Kinderarbeit.  Die  allgemeine  Versammlnng  erachtet  als  notwendig: 

a)  dass  die  Arbeit  in  der  Jjand Wirtschaft,  der  Obst-  nnd  GemflaeBOdlt  (Gallen' 
bau)  ins  Gesetz  betr.  Kinderarbeit  aufgenommen  werde, 

b)  dass  die  den  Kindern  gemies  dem  üntMtiehtsgesetze  (Leeiplichtwet)  nwihrts- 
Erlaubnis,  in  landwirt^r  bqftii  -Tirn  Hptrieben,  aowie  Mi  der  Obt^  nnd  QemosanMht 
mitzuarbeiten,  zurikkgeDommen  werde. 

14.  Aus  den  Beschlüssen  des  am  10.  nnd  11.  Augnst  sa  *sHerto^en 

bosch  abgehaltf^rie'i.  von  den  vereinigten  Arbeitororganififttirtnen  der  fünf 
Uömisch-Katlioiisciien  Diözesen  (5  R.  K.  Diocesane  Werkliedeu  Organisatiea 
in  Nederland)  einberufenen  katholisch-sozialen  Kongresses. 

1)  Siehe  oben  Nr.  12. 
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Arbeitsseit. 

Der  KongTTss  verlangt  die  gesetzliche  Fe^t-rtzurcr  einee  NormalArbpiti*taf^'p=,  Her 
für  erwach&etie  Arbeiter  nicht  länger  als  10  Stunden  dniieru  soll,  und  in  Betrioben 
oder  Gewerben  mit  Nachtarbeit  nicht  lüuger  als  8  Stunden;  er  beauftragt  den 
Federationsvontandy  diese  WunBche  der  Eegiernng  und  den  Qeneniiirtmtqn  mr  Kenntnis 
so  bringen. 

Frauen-  nnd  Einderarbeit. 

r>pr  Kongress  beanftragt  d.  n  Fcdentiooafontand,  die  Begionu^  um  gesetilidia 

Vorßchrilten  zu  bitten,  durch  welche: 

a)  Teriidrateten  Frauen  verboten  wird,  in  Fabriken  und  Werkstätten  industrielle 
Arbeit  an  verrichten  und  in  bestimmten  Betrieben  jede  Frauenarbeit  verboten  wird, 

b)  die  Arbeit  von  Kindern  im  Alter  von  weniger  als  14  Jahren  verboten  wird. 

15.  Memorandum  des  ZentralkomitoeR  der  s ch  w o i  zerisc h  en  Ge- 
sellschaft für  Sonnt agsfeier  an  die  eidgenössischen  Behörden  vom 
24.  April  1906.   (1908  veröffentlicht) 

Zar  Ecvision  des  eideenössischen  Fabrik^resetses. 

Das  Zentralkomitee  der  schweizerischen  Gesellschaft  für  Ponntagsfeier  hat  namens 
der  Sektionen  Aargau,  Baeelstadt,  Btiu  und  Bemer  Jura,  (.'hur,  Colombier-Böle,  Genf. 
Glams,  Lausanne,  Morges,  Neuchatel,  St.  Gallen,  8cbaffhausen,  Thurgan,  Vevev  und 
Zürich  bei  den  eidgqaflssiBciMn  Bdlörden  ein  Memonuidam  singeracnt»  das  folgsnde 
Poetulate  enthält: 

1.  Postnlat.  Hier  handelt  es  sidl  dafsch  um  die  Beibehaltung  aller  der  Be- 
stimmnngen,  die  schon  im  alten  GeaelM  sngnosten  der  Bonntagsrube  anlgesteUt  wann, 

nämlich: 

a)  Verbot  der  8onntagKarl»eit  für  die  erwachf^enen  Arbeiter  aller  Industrien,  itt 
doien  der  ununt^brochene  Betrieb  nicht  abeolut  notwendig  ist  (Art  14). 

b)  Durchgängiges  Verbot  aller  sonntfiglicfaen  Frauenarbeit  in  den  Fabriken 
(Art  15). 

c)  Verbot  der  Sonntagsarbeit  für  Arbeiter  unter  18  Jahren  (Art.  16). 

9.  Postulat  Hier  und  bd  den  folgenden  Fostulaten  handelt  es  steh  um  Ver- 

bcfwc-Tiiri^TTj  im  Sinnr  rlnp  ;=:ozialeT)  Fortschrittes.  Das  Ge.*f'f7  vom  .Tnlirr  ]P:~7  tn'--(iniiiit 
in  Artikel  14:  in  den  industriellen  Etablissement»,  die  eiiieu  ununterbrochenen  Betrieb 
«rfowlsru,  soll  jedem  Arbsiter  von  zwei  Sonntagen  der  eine  freigegeben  werden. 

DaB  Memorandum  wüneeht  nun,  dn^s  die  folgende  Bestimmung  in  das  neue 
Fabrikgeijctz  aufgeDOuimen  werde:  In  allen  Industriellen  Etablissements,  wo  Sonntags- 
arbeit nicht  zu  umgehen  und  die  Sonntagsruhe  nur  alle  14  Tage  kann  gewährt  werden, 
fK)ll  der  Arbeiter  am  Kecht  haben,  während  der  dazwipchen  liefTfndrn  Woche  eine 
Ruh^^it  zu  beanspruchen,  entsprecheud  der  duicii  den  Wegfall  dt*>  eiueu  fc-unntags 
ihm  entzogenen. 

3.  Postulat  Gesetzliche  Dauer  des  wöchentlichen  Ruhetages.  In  der  Mehrzahl 
der  Industrien  sowie  im  Handel  umfasst  die  Sonntagsruhe  folgende  Zeiten :  Die  Nacht 
vom  SaniPtag  auf  den  Sonntag,  den  »Sonntag  und  die  Nacht  vom  Sonntjig  auf  den 
Montag,  d.  h.  wenn  die  Arbeit  um  7  Uhr  abends  aufhört  and  7  Uhr  mon^a  wieder 
b^innt,  so  beträgt  der  Ruhetag  36  Standen  oder  zwei  Nichte  mid  dnen  Tag.  Ntm 
ist  aber  in  iiiMi  then  Fallen,  wo  dai*  Ijetreffende  eidgenossipche  Departement  auf  ad- 
ministrativem Wq[$e  die  Dauer  des  Ruhetages  zu  bestimmen  hatte,  dies  aut  Grund  des 
astronomischen  lages  geschehe,  so  dass  das  Minimum  too  24  8tand«i  als  Bnhetag 
fixiert  wTir  lr.  Nach  dieHem  Verfahren  kann  es  vorkommen,  daas,  wenn  die  Arbeit 
Samstags  abends  um  ü,  7  und  8  Uhr  zu  Ende  ist,  sie  Sonntag»  al>end8  um  dieselbe 
Zeit  wieder  aufgenommen  werden  muss,  und  so  die  Sonntagsruhe  fUlTollstSndig,  ver- 
kürzt und  ven^tümnielt  wird.  Deshalb  wird  gewünscht,  dass  im  neuen  Gesetz  diese 
L&cke  ausgefüllt  werde  durch  folgende  Bestimmung:  Aufgenommen  solche  Fälle,  wo 
dir  Bundesrat  auf  Grund  genügend  motivierter  technischer  Bücksichten  anders  verfügt, 
«oll  die  pcf^etzliche  Datier  des  wÖchentUchen  Bnhetages  (sei  es  Werktag  oder  Sonnti^) 
36  Stunden  betragen. 

4.  Postulat.  Ruhezeit  am  Samstag  Nachmittag.  Von  vielen  Seiten  wird  die 
Hoffnung  ausgesprochen,  dass  das  neue  Gesetz  den  Arbettstag  von  1 1  auf  10  Stunden 
reduzieren  werae,  was  auch  die  Verbsser  des  Memorandums  au  durchaus  wtinsdiens- 
Wert  erachten.  Wenn  min  demgemiis«,  bei  Arbeitsschlut^s  um  5  Uhr  an  Samstagen, 
die  Arbeitswoche  auf  Ö9  Stunden  beschränkt  sein  wird,  so  sollte  denjenigen  ArMit- 
gebem,  die  sich  reipilichten,  den  warn  Samstag  NatÄmittac  freizugeben,  gestattet 
veideD,  als  Ansgleien  die  flbr^ea  Werktage  ICH/,  Stunden  arbeiten  zu  lassen.  Eine 
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flotche  OcBotgesbestimmung  wäre  geeignet,  dem  freien  Samstag  Nachmittag  bei  ttna 

zum  Biege  zu  verhelffn,  zur  ^^yssen  Befripdigiinp  <ler  Arbeiter  und  zur  Erleidileniiig 
der  Arbatgeber,  die  bei  dieser  Neuerung  noch  auf  Öciiwierigkeiten  Blossen.' 

5.  Poatalat.  Zahltag.  Artikel  10  des  Fabrikgesetze«  bestimmt,  dna  die  Fabrik- 
besitzer verpflichtet  »md,  «pHr''^tenä  alle  2  Wochen  ihre  Arbeiter  auHzuzahlen.  und 
zwar  in  bar,  in  gcHet/.iu  in ü  Muu/sorten  uqü  in  der  Fabrik  bdbst.  Das  Memoraadum 
schlägt  vor,  zu  sagen:  Da^  neue  Fabrikgesetz,  ohne  den  BMtag  fJs  «iniigeil  ZahlUg 
tetsnaetsea,  acbliei^t  deo  Samstag  und  Bonatag  «u. 

16.  Ans  den  The8«ii  der  un  10.  November  1907  in  Olten-Hammer 
abgehaltenen  Konferenz  der  Verbandsvorstande  des  Schweizerischen 
Gewerkscbaftsbun  des  betr.  Einigan^^sHmter  und  Schiedsgerichte. 

Die  vom  Bundeskomitee  des  Schweiz.  Oewerkschaftsbundes  auf  Sonntag  den 
10.  November  ednbenilene  KoDfera»  sieht  als  erste  Vorbedingung  an  zur  Vermeidung 
von  Arbeitfleinstellnnp^pn  die  ungehemmte  Entwicklung  dr-r  Crcvrcrk<«rhaft«organisatioo 
der  Arbeiter  und  deren  AnerkeunuDK  durch  die  UntcrDehmerorgaoiaation  resp.  Unter« 
nehmer  als  gleichberechtigte  Kontraiienten  bei  Aufstellung  des  Arbeitsvertrages. 

Die  Konferenz  ist  der  Ansicht,  dass  in  Verfolgung  dies«  Au&pabe  das  Be- 
•trdMn  der  Gewerkschaften  darauf  gerichtet  sein  soll,  kollektive  Türtfverträge  zd 
•cliaffen,  vereinbart  zwischen  l.  ii  ßerufeverbänden  der  Unternehmer  und  Arbeiter. 

Als  weitem  Aosbaa  da  Taiifvertxige  sieht  sie  parititiache  EinigUDgiB&mtv  und 
Schiedageddite  an,  nidit  anf  ataatKcher  Qmndlage,  sondern  vereinbart  gwieehen  den 
beiden  vcrtragBChliegsenden  Parteien. 

Sie  verwirft  die  von  Bulzer-Ziegler  und  Konsorten  empfohlenen  ArbeiterkommiS' 
aionen  und  die  staatlichen  Bchiedsgeridite  nnd  Einigungsämto',  weil  de  fai  deneellMB 
einen  Hemmöchuh  der  Gewrrk-chaft*organi«Htion  der  Arbeiter  sieht 

bie  fordert  von  den  Behörden  die  grosätmogliche  Garantie  für  Üeachtung  dai 
dorch  die  BnndesverfasHuug  gewährleisteten  Veraina-  nnd  Versammlnagarechts. 

Sir  hrtrachtet  als  weiteres  wirksame»  Mittel  zur  besseren  Ordnung  und  teilwei?« 
Einschränkung  der  ArbeitseüiäteUungen  die  Ausdehnung  des  Arbeiier&chutxes  and 
der  Aibeiterveraicherung,  aber  sie  protestiert  mit  Entschiedenheit  ge^en  alle  Qeietw* 
massTC^reln  wie  Ptreikij-p^iet^e  etc.  in  Verbindung  mit  staatlichen  Schiediiinetanien,  wo- 
durch die  Arbeiter  zu  üurg»  rn  zweiter  Klaase  degradiert  werden  soll^ 

17.  Aus  der  Eingabe  des  Vorstandes  der  Schweizerischen 
Vereinigung  zur  Fönleruiig  des  internationalen  Arbeiter- 
schutzes  an  den  gchw eizeritichen  Bundesrat  in  Sachen  der  Heimarbeit. 
Vom  25.  September  1907,  anterettftst  in  seinem  rollen  ünfaage  dm«b  den 
Bnnd  schweizerischer  Frauenvereine  (2.  Dezember  1907),  nur  in  eeinem 
er.'^tcti  Teile  durch  die  Zentralkoinmission  der  schweizerischen  gemein- 
nützigen GeHellst  hait  (2ö.  Dezember  1907).  (Vom  Bundesrat  dem  Schweize- 
rischen Fdbnlviiispektorat  zur  Begutachtung  überwiesen.) 

Der  unterzeichnete  Vorstand  der  «Schweizerischen  Vereinigung  zur  Fflfdemng  dfli 
internationalen  Arbeiterschutzes  hat  die  Ehre,  im  Namen  cier  Generalversammlung 
der  Vereinigung,  da«  Gesuch  an  Ihre  hohe  Behörde  zu  richten ,  Sie  »oliea  über  die 
Verhältnisse  der  gesamten  Heimarbeit  unseres  I^andes  eine  umfassende  Enquete 
anstalten  und  inrv.  iHcben  auf  dem  Gebiete  dieser  IndasMe  die  gentaUche  Eukfihrang 

des  Regi»irierzwHiige^  iiiä  Auge  fassen  

Ein  tatfciiftiges  Einschreiten  des  Bundes  zum  Schutze  der  Heimarbeiter  erscheint 
um  so  angezeigter,  als  nach  den  Berechnungen  des  hochverdienten  Fabrikinspekt<Rs 
Schuler  sei.  die  Zahl  dieser  Arbeiter  zur  Zeit  nicht  wenig«-  als  1^K)000,  das  heisst 
4  Proz.  unserer  Oe^amtbevölkcrnng  l>eträgt  und  daher  mehr  al^  halb  co  umfangreicli 
ist,  als  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  den  Samts  des  eidgen&iaiachen  Fabrü^^eeetaes  g^ 
nieeeen.  Und  es  gewinnt  die  Frage  an  Bedeutung  noch  durch  die  Tatsache,  daw 
eine  tranze  Reihe  von  Exp  rtinduistrien ,  ho  die  SeideiitJtnffweberei ,  die  Seidenhand- 
weberei, die  Stickerei,  die  Strohflechterei  und  die  Uhreniabriintaon  gaos  oder  zum 
grossen  Teil  haneindnetridl  hieben  werden.  Noch  heute  aber  eläien  diese  handert- 
unddreissigtauscnd  Arbeiter  niiT  r  denen  sich  eine  tTm-^p  Zahl  Kimler  und  Mind(T- 
jähriger  befinden,  ohne  einen  gesetzlichen  Schutz  seitens  des  Bundes,  einen  bchutz, 
de^n  nach  den  Ergebnissen  privater  Eriiebmiigen  io  eiaselnen  TWlen  vamm 
Landes  sweifeUos  bedürftig  sind! 
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IL  BerafUcher  Arbeiteraohuts. 

1.  Lofh'^ir':-'-  h'<fi ,  (iärtnrrn  und  Tirrxuchi. 

&)  Aus  deii  Beschlüssen  des  vom  3.  bis  5.  Juli  1907  zu  Au^erp  ab- 
gehaltenen Kongresses  der  landwirtschaftlichen  Syndikate. 
(Mus^  social  Annales,  XII,  p.  255  et  S82.) 

Der  Kougrese  wünscht,  das»  den  BerafHsyndikatsverbändeii  jniutiache  Penfinlich- 
keit  verliehen  und  die  der  Syndikate  selbst  auegedehnt  werde. 

Der  KongTe»«8  wütischt  die  Ausdchnune  des  Gesetzes  vom  1.  AprU  It^  auf  die 
Baugeno«>8eni>rhaft.-kasüen  (caisi^e  mutueilen  de  dutation),  danat  die  notwendige  Gnind- 
lag9  für  den  Bau  btlhger  ländlicher  Wohnungen  geschaffen  werde. 

Der  Kongrme  wünscht,  dsM: 

1)  bei  eiii(?r  Anneiulung  dcK  Gruud;*atzes  rirr  P..:  nifsgefahr  auf  die  lAndwirtHchalt 
diese  Anwendung  zum  Uegenstande  eines  besonderen  und  umfasaenden  (iesatzes,  ohne 
BesQgnahme  auf  das  Geeeta  vcm  9.  April  18118,  gemacht  werde; 

dae  D«ne  Oeeeta  beeODden  die  Beruisgefahr  in  der  LandwirtMlull  tun- 

Bchreibe; 

3)  alle  landwirtschaftlichen  Lothnerbeiter,  die  nicht  aar  FemiHe  gehOren,  «^e 

Ananahiue  der  Wohltaten  des  Gesetzes  teilhaftig  werden ; 

4)  da^  Gesetz  die  Entschädigungen  der  Leistungsfähigkeit  der  Landwirte  imd 
den  Bedürfnissen  des  Arbeiter«,  welche  durch  die  Vorteile  dee  Lebens  auf  dem  Lende 

verniiriHrrt  ^rerden,  anpasfie  niui  im  bcHonderen  Renten  nur  zur  Entsrhädit'-ring^  von 
üüliillen  gewuLre,  die  eine  Herabsetzung  der  köri)eriichen  I>ei8tungBfähigkeit  und  in- 
iolgedesaen  tatifiächlich  eine  Verminderung  des  Lonn^  veranlagst  haben; 

5)  das  Geeeta  die  intliche  Behamüong  der  landwirtachaftlichea  Arbeitounfille 
einf  tihre ; 

6)  das  Gesetz  bestimme,  dass,  abgesehen  von  grossen  chirurgi8chen  0{>cratlonoD, 
die  Entschädigung  der  Aerzte  Mif  Umnd  eines  I^uschaitarüa  vom  Arbeitsminiater 
nach  Anhörung  der  Ministerialkommission  m  erfolgen  habe; 

7)  das  Gesetz  dit-  Auflöi^ung  eärotli  In  r  luufenden  Verträge  f Arbeitäunfälle  in  der 
Landwirtschaft)  ipso  jure  vom  Datum  der  Auwendung  des  neuen  Gesetsee  verfüg»; 

8)  des  Qesetc  des  Bedit  zor  Qrttndung  kleiner  lokaler  Hüfilcieeett  svm  ZweelDB 
des  ganzen  oder  tcilwrisen  trchutzcs  gt  i-fn  In  (Irfnhr  vorfibr ri:*  fwnder  Arbf  itbloHigkeit 
bestreu  lai^e,  und  dass  die  Syndikate,  jeile^  in  Kemem  KreiB,  tsich  mit  der  Gründung 
aolcÄier  kleinen  Hilfskassen  gemäss  dem  (iebetz  vom  4.  Juli  1000  befassen; 

9)  der  Kon^ress  beauftragt  den  Zentral  verband  der  landwirtschaftlichen  Syndikate, 
die  Erfüllung  seiner  Desiderata  bei  den  Ikhordeii  weiter  zu  verfolgen  und  die  Land- 
wirti^(hntt  über  die  Wichtigkeit,  welche  das  in  Vorbereitung  befinaUdie  Peseta  Aber 
die  Haftbarkeit  bei  landwiiiMÜiaftlicheD  UofäUen  hat,  auCiakliren. 

b)  Am  den  Beschlaaaen  der  vom  1.  bis  5.  September  in  Bresden  ab- 
gehaltenen 8.  GeneralTerBammhuig  des  Allgemeinen  Denteehen 

ÖArtner  verein  8. 

Insbesondere  betont  die  Generalversammlung,  dam  e»  Pflicht  der  Organisation 
ist,  ibreo  ToUen  EÜnflnss  nicht  bloss  dahin  geltend  zu  machen,  dass  das  Personal 
aller  Arten  von  Gärtnereien  und  Gartenbaubetrieben  den  Vorschriften  der  (Jewerbe- 
ordnuug  unterstellt  werde,  sondern  dass  es  weiterhin  auch  Organit^ationspüichi  der 
Girtner  ist,  alle  diejenigen  Bestrebungen  zu  unterntützen,  die  auf  Abschaffung  der 
AnsTiflhniogesetzp  gegen  da«  (lOHinde  und  die  ländlichen  Arbeiter  nbzi*^Ien.  —  Die  Ver- 
sammlung defc  AlVgemeiuea  Deutt-chen  Gürtuervereiua  erklärt  dei  Landarbeilersdiaft 
und  dem  Gesinde  in  ihrem  Katnpfe  um  ein  modernes,  freies  Arbeiterrecht  für  Ge- 
sinde, Dienstboten  und  Landwirtschaftsarbeiter  die  Öolidaritit  der  Gärtner  und  Gartsn- 
arbeiter. 

C'  Aus  den  Beschltissen  des  vom  27.  bis  20.  September  1907  in 
Franklurt  a.  M.  abgehaltenen  XII.  internationalen  Kongresses 
für  Sonntagsfeier.  (Verhandlungen,  Leipzig  1908,  J.  C.  Hinriehesebe 
Bachbandlnn^.j 

I)  Die  bicrherige  landesgesetzliche  Regelung  der  SoonUigMndie  in  der  LAodwiit> 
Schaft  hat  sich  im  grossen  und  ganzen  bewaiirt. 
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2)  Voo  einor  niehBrechUichen  B^elung  ist  abzuseheD,  weil  cUua  die  ÖrÜidieD 
irod  wirticliafttidien  VeKBcliiedenhaten  zu  ^roes  sind;  jedoeh  mnw  einer  weiteren 

ünkTHuc.huiig  vorbehalten  bltilien,  ob  wv\  inwieweit  für  landmitschaftliche  Neben- 
bethebe  eine  deo  Beetimmungea  der  tteichagewerbeordimog  und  den  bertonderen 
aof  Omnd  denelbeo  erhuMenen  VeroRÜnmgeii  analoge  Sonntagsruhe  eingeführt 
werden  knon. 

3)  boweit  noch  ein  Ausbau  der jn»chehe«ea  Vorschriften  zu  erfolgen  hat,  iai 
davon  auszugehen,  dasa  ea  bei  gutem  Willen  auch  in  der  Landwirtschaft  möglieh  tat» 
den  beHchfiftigtf-n  Personen  f-ine  ausreichende  Sonntagsruhe  zu  ^währen. 

4)  Die  durch  die  Tierhaltung  un<i  den  Milchhandel  nötigen  Arbeiten  können 
anch  an  Sonntagen  eine  erhebliche  Einschränkung  nicht  erleiden. 

5)  münKcn  in  der  I^ndwirtschnfi  auch  die  infolge  der  Witterungsverhältnisse 
uuvertichieblidieD  Arbeiten  der  Ernte  und  Wemleeean  Sonntagen  vorgenommen  werden 
können,  weil  anderenlaUa  den  Landwirten  dnreh  Unterlneaen  an  emebHehw  Schaden 
erwachsen  würde. 

6)  Die  für  die  Landwirtschaft  massgebenden  Oninda&tze  finden  auch  Anwendong 
auf  den  Obsfchni  und  die  Oirtnereien,  soweit  leHtem  nidife  der  Qeweriieoidnitiig 
unterstehen. 

2.  Bergbau,  ITlUtenr  und  Salinenwesen, 

a)  AuH  den  Beschlüssen  di  r  am  11.  August  1007  zu  Duisburt:;  ab- 
gehaltenen Kouf'oronz  der  im  christlichen  Metallarbeiter  verband  orgaoi- 
äierteu  Hütten-  und  Walz w er karbeiter  Deutschlands. 

1.  Resolution. 

Die  Konferenz  erwartet,  da88  die  Keicharegierung  dem  einstimmigen  B©- 
Khlusa  dea  EeichatajEee  vom  lö.  April  1907,  fk&btuigea  über  die  Lage  und  p- 
•nndhellficiun  Verhiltolaee  der  Wafas-  und  Hfltlenarbeiter  vorxnnelutten,  Inabe- 

sondere:  „1.  üeber  die  Eij^wirkung  der  Arbdt  in  di»  t  ;i  Anlagen,  namentlich  der 
Feuerarbdt  auf  Qesundheit  und  Lä>en  der  Arbettor  (Krankheits-  und  UnfaligetehiJ: 
2.  über  die  hygienische  Beachaffenheit  der  ArbeitarSume,  der  begebenden  Waadi'-  mid 

RadecinrichtiniLipn,  Speiseräume  u.  s.  w.,  3.  über  dir-  l>mier  der  täglichen  Arh<»it-f*zeit, 
Zahl  der  (monatlich,  jährlich)  verfahrenen  Schiebten,  Umfang  der  Ueberarbeit,  Zahl 
der  daran  beteiligten  Arbeiter  und  der  auf  den  einzelnen  entfallenden  UeberütundOB 
resp.  Ueberschichten ;  4.  über  dio  Möglichkeit  der  Einführung  der  achtstündigen 
Aroeitäschicht  für  schwere  Feuerarbeiten ;  5.  über  die  Durchführung  der  Beatimmungen 
betreffs  der  Sonntagsruhe,  mit  dem  Ziel  der  möglichsten  Einschränkungen  der  8onn- 
ta^arbeit;  G.  eine  entspn^bert'ie  Bund^rat^iverordnung  auf  Grund  der  Paragmph»>n 
120  Q  und  139  a  der  ü.-O.  zu  erlassen"  —  baldigst  Folge  geben  wird.  Die  Kouierenz 
hegt  das  Vertrauen  zum  deutschen  Beichttage^  d«Bi  er  allen  Nachdiiiiek  anf  dia 
Durchführung  dieser  Beechlfisae  legen  winL 

2.  Leitsätze. 

Die  Konferenz  der  im  christlichen  Metallarbeiterverband  organisierten  Wali- 
nnd  Kutten werksarbdter  gibt  folgenden  Leit^<ätzen  zur  Er^tr^hnng  einea  gröeeaian 
Arbeiterschutzes  in  den  Walz-  und  Hüttenwerken  ihre  Zustimmung: 

Arbeite  seilt  IHe  Notwendigkeit  einer^  VerkOrBong  der  Afbeitueit  für  die 

Walz  nnd  Hüttenarbeiter  wird  erfreulicherweiea  immer  mehr  nnnrknnnt  Während 
die  handwerkHUiädsigen  Berufe  nämlich  mittelst  ihrer  Organiäation  namhafte  Ver- 
kürzungen ihrer  Arbeitsdauer  errichten,  teilwMse  bis  zu  97,,  9,  8'/«  8  Stunden,  und 
die  staatlichen  Werkstätten  ebenfalls  eme  Verkürzung  ^i^  711  9"  Stunden  haben  ein- 
treten iaitsen ;  ferner  die  Kegierung  den  gesetzlichen  Maximalarbeit>«tag  von  10  Stunden 
für  Frauen  wied^holt  in  Aafleicnt  gestellt  hat,  besteht  leider  für  die  Hütten-  und 
Walzwcrksarhnrtor  noch  eine  nnverhältnismässig  lange  Arl>eiti*daupr,  in  der  Regel 
12btündigc  lag  nn  i  Xachtt^chichten  mit  gewohnheitdtuääHigem  iJeberarljeiten  und 
Nebenftchichten  und  («  il  weise  die  nerioditeik  Wiedtf kehrende  24ätiindige  Wechsclschicht. 
Mit  Bücksicht  auf  die  nchwere,  Körper  und  Geist  aufreibende  ArMit  in  den  Walx- 
und  Hüttenwerken  ist  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  für  die  in  ge- 
nannten Betrieben  beschäftigten  Feuerarbeiter  eine  unbedingte  Notwendigkeit. 

(rCRnnd  hei  tl  i  ch  0  Verhältnisse  in  den  Betrieben.  Da  die  Hütten- und 
Walzwerksarbeiter  durch  die  Schwere  der  Arbeit  und  die  Art,  in  der  sie  sich  vollzieht, 
an  und  fttr  aldl  adion  gronsen  Gefahroi  fOr  Gesundheit  und  Leben  ausgesetzt  sind, 
eo  müssen  um  so  mehr  alle  Vorsicht»rTi!>,-^'^rej7eln  getroffen  werden,  um  die  gessund- 
haitaedi&dUchou  iioixiiü^e  der  Arbeit  zu  uimdern.   Es  i^t  tief  bedauerlich,  dass  viel- 


Digitized  by  Google 


—  546  - 

fach  auf  den  Hütten-  und  Walzwerken  dem  Gtesundheitsechutze  der  Arbeiter  ntcht 
'die  notwendige  Aafmerksamkeit  soBclienlct  wird.  E»  sind  deshalb  schärfere  geaeto- 
ttche  BeitiiniDaDfea  m  tivfieii  n»  tnsgiebiger  Kootrolle  bwA^Uch  Ourar  Darcliff(lnraDg. 

Besondere  ist  für  genugende  Ventilation  zur  Beseitigung  giftipcr  On-  e,  ^^Tnu^i  u.  ?.  w. 
Sorge  zu  tragen,  i£huU  vor  Zugluft  und  schädlichen  Witterungseintlüssen;  genügende 
Wa^ch-  und  Badeeinrichtungen,  den  hygienischen  Anforderungen  entsprechende  aue- 
reichende Bedürfnisanstalten,  g11t^^  Tn  r i  l-WABiiy  nmi  m^jx^^g/^  iilk^ftlfwwiiji  Krfrm»bBllg9llj 
sowie  heizbare  tipeise-  und  Aukicideraume. 

ü n  f  i II e.  Infolge  «lea  forderten  ProduktionsproBOBaoB  mid  <Ur  beetokleii  Arbeite* 

wri^r,  h(v5iTi^rt  .hirch  dir-  neuere  Hütten-  und  WaJzwerkatechnik,  sind  die  Unfälle  ins 
ungeheuerliche  gcsticgpi.  Die  Uofallgefahr  wird  auBsardem  erhOht  durch  din  Mnnnnn 
Einstellung  von  betriebe-  lud  epnchnnkondigen,  mit  den  OeMÜren  und  UsMlfer- 
hütungsvorschriftfn  nicht  vertrauten  Arbeitern,  mc  die  Dnfallziffem  der  BemlBge- 
Qoeeeo:»chaften  beweisen.  Angesichte  der  unheimlichen  Steigerung  der  Untellsiflein 
verlengt  die  Konferenz  bessere  Schutzvorrichtungen  und  verschärfte  UnfiiBrerliütiuig»* 
TOIBChriften,  sowie  »chärfere  Kontrolle  unter  Mitwirknnc  d«  r  Arbeiter. 

Soontagsarbeit  Weon  auch  die  Walz-  and  Mutteawerke  in  beBchräokton 
ümfenge  die  Sonntegeexbelt  notwendig  machen,  so  hat  dodh  die  miBebfindilfehe  Aa^ 

niitziinp  der  Ausnahinebestimmung  Aber  die  Sonntagsruhe  einen  Umfang  ar  g  nnjinxien, 
da8(<  unter  dem  Vorwand  notweQ(%er  Beparaturarbeiteo  Hunderte  tou  Arbeitern  regeL> 
mässig  Sonntags  beschäftigt  werden.  Der  FrodnktioneproMBB  in  eeinem  Sehime  nnd 
Wiederbeginn  \ä!^9.t  für  7nh!rf>tchp  Arbeiter  eine  geregelte  Sonntagsruhe  nicht  zu. 
l>ie  Folge  davon  iBt  bcbädigung  de!>i  Fauiliculebeue  und  der  religiösen  Geemnung. 
D«  Mangel  jeglicher  Erholung' fdrdert  den  Schnapsgenuae  und  erschöoft  die  Ktm 
der  Arbeiter  frühzeitig.  Eine  Reform  der  Bundesrataverordnung  über  die  ^antags- 
ruhe  in  Walz-  und  Huttenwerken  ist  unbedingt  erforderhch,  mit  der  Massgabe,  dass 
■die  Sonntegearbett  auf  das  äusserst  Notwendige  beaclizinkt  wird.  Zur  Dui^fünrung 
der  Bet^timmun?en  für  die  Sonntagsruhe  sind  atoangere  KoatEoUea  einsafähreo  nnd 
^lie  Strafen  bei  Uebertretung  zu  verschärfen. 

Nachtarbeit  der  J ugendlichen  und  Frauenarbeit.  Die  Nachtarbeit 

Tier  jugendUchen  Arbeiter  in  der  schweren  Eisenindustrie  ist  wegen  der  damit  ver- 
bundenen gesundheitlichen  und  sittlichen  Gefahren  au  verbieten;  aus  den  gleichen 
'Gründen  ist  endlich  mit  dem  unwürdigen  Zustande,  irie  er  gesan^&rtis  noch  in  Ober- 
schiet'ien  in  erheblichem  Umfange  besteht,  aufzuräumen,  dass  weibliche  Arbeiter  anf 
Hütuui-  und  Walzwerken  und  oeren  Nebenanlagen  b^chäftigt  werden. 

WohlfahrtBeinrichlnnf en.  Die  Konferens  eteht  d«ti  von  den  Arbeit- 

geV>rrn  geschaffenen  Wohlfnhrt^rinrirhrTin'^'pn,  wweit  sie  nicht  Ix>hn-  und  Arbeits- 
verhältnisse, die  Freizügigkeit  und  Koaüüousfreiheit  nachteilig  beeinträchtigen,  nicht 
ablehnend  gegenüber.  Sie  verurteilt  dag^en  mit  aller  Scnaife  die  Beetrebongen, 
mittelst  l'ensionskasHcn,  Wcrkwohnungen  und  Prämiensystemen  die  ArVriter  in  einer 
unwürdigen  Abhängigkeit  zu  iialten.  Bei  aller  Anerkennung  der  Heinubung,  für  die 
Arbeiter  gesunde  Wohnungen  an  adhalfen,  muss  etrikte  verlangt  werden,  dass  die 
Kündigungsfrist  der  WohnunpeTi  der  ortsüblichen  angepasst  sei  und  nicht  mit  der 
Kündigungsfrist  des  Arbeitsveriiäknisses  die  gleiche  Dauer  habe.  L>ie  vou  den 
Werksverwaltungen  eingeführten  Kassen  sind  dem  Aufsichtsamt  für  Privatversicho- 
rungawesen  zu  unterstellen  mit  der  Massgabe,  dass  dem  Arbeiter  auch  bei  Lösung  des 
ArMttsverhältnisses  die  Weiterversicherung  oder  Bjnhaltung  der  erworbenen  Buchte 
ziigrhiiiitt,  (Irr  unter  Anrechnung  dea  beetandeneo  VofsidmngarUkoi  den  Arbeitern 
«bre  Beiträge  sorückeretattet  werden. 

b)  Aus  den  Beaohltlaaen  das  vom  2.  bis  7.  September  1907  in  Bath 
Abgehaltenen  Kongresses  der  Gewerknchaften  QrOBfl- 
britanniens  und  Irlands  'TraHps  fhiinn:^  roiiLTCss- :. 

Da  die  Verdnigung  der  briti»chai  Bergleute  (Miners  Fedt  raiion  ut  (irt-at  Bntain) 
Immer  noch  entschlossen  ist,  ihren  Achtetundengewtcentwurf  (I'^ight  Hours  from  Bank 
fr»  Bank  Bill)  im  Haus  der  (icmeinen  durchzusetzen,  so  wird  das  parlamentarieche 
i^ouiitee  beauftragt,  diese  Veranigung  m  viel  ab  möglich  zu  unlerdtützen. 

Da  die  Vereinigung  der  britischen  Bergleute  i  Miners  Federation  of  Great  Britain) 
ihren  Gesetzentwurf  betreffend  Grul>enregcliing  (Mine-  ReguiatiDn  amendmcnt  Bill) 
Während  der  nächsten  ParLamentiiöCÄsion  wieder  ein  Knuden  will  und  dieser  Entwurf 
ausser  Ergänzungsbestiraroungen  für  vermelirte  Sieherhett  iSr  Leben  und  Gcanndhat 
tkr  ArtMiter  unter  Tage  folgende  VorkebruDgen  voreiebt: 
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a>  AchtBtundeDarbeitsUg  für  ftUe  in  Kohlenbetgirerkeo  über  oder  unter  Tag» 

beiichäftigten  Maschinenwärter,  Keeadwiitcr  und  Heiser, 

b)  Anbringung  von  Fangbäumen,  welche  unter  den  Fahrkorb  zu  schieben  sin<l, 
während  die  Leute  ein-  oder  auw>ldgen.  Anwe»eoheil  eine»  Abnehmers  xu  allen  Züten» 
an  denen  Leute  ein*  oder  inafaliren. 

e)  Olilig:itori.-^rhe  Einführung  von  Signalgebern. 

d)  Krrichtung  von  Scheidewäuden  zwischen  ie  2  Aufzügen. 

e)  Bei^werkeeigentttniem  aoU  vototen  werdeo,  den  ForderaiMdiioisten  zu  er* 
tauben,  du-h  .-ie  irgend  einr;  Arbdt  ■nencirhalh  dfn  MMfhinfmheniCH  T€iiichlieD|  wihraid 
Leute  unten  in  der  Cimbe  sind. 

f)  Anbringung  zw<>cknKl>higer  Dampf-  und  Fuf^bremeen  an  jedem  Autzug,  welche 
im  Stande  sind  —  während  der  Fahrkorb  in  irgend  einem  Teile  de»  Schachtes  sich 
befiodet  —  jedes  vom  Aufzug  gehobene  (tcwicht  auzubalteu ;  Aubriuguug  etneH  Sprach- 
rohres, das  in  allen  Uergwenen  zweck«  Kommuntkatioo  swieobed  dem  Aboeluaer  und 
dem  Füniernia-^ebiniRten  zn  erricliltu  if-t. 

g)  Verpflichtungcü  batutlither  lirubeiilciter,  iu  Fälleu,  in  denen  Leute  ein-  oder 
ausfahren,  AuslöbehaKcn  »o  anzubringen ,  iitM»  zwischen  den  Haken  und  dem  Ort 
der  Absonderung  wenigstens  6  Fum  aindi  woin  der  Fahrstuhl  auf  den  Stiitsen  an  der 
Schachtöffnung  liegt. 

h)  Qeongende  ianitariacbe  VoniditnDfeii  ffir  MaaduneobSnaer  io  KohlcDbem- 
werken. 

1)  Periodiedie  Inspdttiooeii  der  AufsHg«  in  Kohlenbergwerken  und  der  HasehuieD 
fiborhaupt  durrh  einen  von  der  Ri^ernnu'  /n  lii>^tnilr>rulen  In^jx^ktor. 

Auch  sollte  jwleu  ^ia8chiQenhau^,  t-ei  es  über  oder  unter  Tage  gelten,  wenn 
Dampfröhren  unter  dem  Boden  oder  durch  dait  Haus  geffihrt  sind,  mit  einer  Zutritte» 
tt<]|gliihkeit  an  jedem  Ende  o«lcr  an  der  Seite  vergehen  sein. 

Alle  Arbeitgeber  sollen  für  Häogekompasae  sorgen,  welche  für  alle  Atifzfige  die 
Lage  des  Fahntuhla  im  ädiacht  angeben. 

3.  Nahrungs-  und  Oenussmiitel. 

a)  Aus  den  Beschlttasen  des  am  25.  August  1907  sa  Stattgart  abge- 
haltenen 1.  InteraatioiialeiL  Kongresses  derBftckerei-  undKenditorei- 
arbe  i  t  er. 

Das  B&ckei^ewerbe  gehört  in  allen  Ländern  mit  Ausnahme  einzelne  Betritt 
sn  den  rückstlndigf^ten  Gewerben.  Der  techniache  Fortschritt  vermag  aich  nur  lang- 
sam Bahn  zu  brechen,  und  die  F>iarichtuDg  der  Betriebe  steht  erHi^t  Miii  dtn  mini- 
malsten sanitären  Anforderungen  io  schroffstem  Widerspruch.  Die  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  entsprechen  der  Bflekstindigkeit  des 
Oewerbet«  in  jeder  Heziehnng. 

Wahrhaft  kulturwidrig  ist  die  rücksichtaloi^e  Ausuützuug  der  Arbeiterkraft  m 
unbeschränkter  Arbeitszeit,  die  sich  in  tauaenden  Fällen  bis  zu  16  und  18  Stondca 
täglich  erstreckt.  Bef^onders  ver»ichärft  wird  die  LH^t  unbeBchrnnktr r  AuHheutuBg 
durch  die  Nachtarbeii,  die  den  Anreiz  zur  Verlängerung  der  ArbeiUM^it  bildet  unO 
zusammen  mit  der  unhygieni>4chen  Beschaffenheit  der  Arbeitstinine  die  CKmudlMii 
der  Arbeiter  schwer  schädigt  oder  ganz  unmöglich  macht 

Die  2sachiarbeit  ist  um  bo  verwerflicher,  als  üie  keinem  unenibebriieiiem  iV- 
dfirfnio  der  Bevölkerung  entspricht,  sondern  dem  Kookurenzkanipf  der  Arbeitgeber 
entsprungen  ist.  Dazu  kommt  noch  die  ungeheuerliche  Tab^aehe,  (fa.ss,  mit  Ausnahme 
von  nur  einzelnen  Staaten,  die  Arbeitswoche  sich  auf  teicbeu  Tage  oder  Nächte 
erstreckt. 

Mit  Bücksicht  auf  diese  traurigen  Tatsachen  besohlieest  der  Kongnes  und  macht 
es  allen  LandeBoifanisatlonen  enr  Pflicht: 

fiiireJi  energische  ALMtation  unter  den  nernf.-angehöri^en,  als  den  unmitt<'lbar  Be- 
teiligten, sowie  der  Hevölkerimg  als  Kon>u(ueoten  uud  mit  Unterstützung  der  organi- 
sierten ArbdtMvdutft  voa  der  Gesetzgebung  der  einsdneo  Staaten  sn  forden: 

n  ^^H^tändigc  Beseitigung  d(  ^^  Kost-  und  Logisw«s«os  beim  Arbeitgebo*  ud 

Festlegung  ausreienendcr  Mmimallöhne. 

2)  Fe«teetzung  der  Arbcitswot-he  mit  sechs  Tagen  für  die  einxelnen  Arbeiter  und 

Arl)eiterinnpn,  wol)ei  es  den  ijandesorganisatirmen  überla.^sen  bleibt,  eotwi^^ler  ili'* 
Tolle  Sfinntagsruhe  oder  den  Ersatzruht  mg  zu  fordern.  Verzicht  einzelner  Arbdier 
anf  den  Ruhetag  ist  unzulässig  und  wird  dem  Streikbruch  gleich  erachtet. 

3)  Beschränknng  der  Arbeitszeit  auf  h<")chßteus  zehn  Stunden  tiiglieh  inklusive 
ttoer  Pause  von  luiiide^iens  einer  Stuode.   Iu  aUeo  Betrieben  mit  luehrcreo  SchichMS 
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auf  acht  Standen  taelich  inkluf^ive  einer  Pause  von  dner  halbeo  Btonde;  in  mIcImii 
Beirieben  wÖchfiitluLcr  Wechsel  der  Schiohitn. 

4)  Au8nahm»]ü.-e  Abschaflung  dir  Nachtarbeit  für  Frauen  und  jugendliche 
Arbeitskräfte  unter  18  Jahren;  für  die  «rwiichtcneu  Arbeiter  Verbot  der  regeimäaeigoi 
Machtarbeit.   Nachtarbeit  ist  eutspreehcnd  höhir  zu  bc/nhlen  als  Tagarbeit. 

ö)  Wegfall  aller  Klaut^ein,  durch  welciie  das  liackergewerbe  vom  allgemeinen 
Afbeiterschutz  aui*|Lretu»imuen  wird. 

ti)  ErUuw  btreDg»ter  Vorschriften  über  die  tcchnibchen  und  t<anitären  Einrich- 
tungen der  Betriebe  «rnn  Schatze  der  Arbeiter  und  <le8  koneumierendeu  Publikumfi. 

7i  Unterstellung  der  Bäckereien  und  Konditoreien  unter  die  Fabrik-  und  Ge- 
werbeiuapekttoD.  Behufs  wirksamer  Koutroile  MiDzuziehung  von  Vertraueoaminiieni, 
die  aus  der  Mitte  der  Omoimtira  gewählt  werden. 

Der  interrntinnale  KongresB  macht  es  den  einzelnen  Landeborgarii.<at Ionen  zur 
Pflicht,  durch  energische  A^iiatioQ  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  von  der  ^ot> 
wendigkeit  des  gewerkscbafUicben  Zusomroeoftchlnsaes  tn  fibcrzeugen  und  sie  snm 
Kla!ä.*enkntnpfe  zu  erziehen.  Der  v  ir'M'haftliche  Kampf  mm^  darauf  gerichtet  »ein, 
Uü beschadet  der  ct^etzlichen  Regeluug  uuserer  Forderungen,  vor  aliwu  die  Beseitigung 
d»  Kost-  und  Logidwesens  beim  Arbeit^ber  durchzufuhren.  Dafür  ist  ein  aus- 
reichender Minimalwochenlohn  festzusetzen.  Die  V  rkürzung  der  Arbeit?;7fit  powie 
die  Erkämpfung  eines  wöchentlichen  Buhetages  sind  unsere  zunächstiiegenden  wich- 
tignten  FordeningeD. 

b)  Aus  den  BeschlUtisen  des  vom  2.  bis  7.  September  liK)7  in  Bath  ab- 
gehaltttMii  Kongresses  der  Oewerkschaften  Grossbritaoniens 
und  Irlands  (Trades  Dnions  Congress). 

Nachtarbeit  in  Bäckereien. 

Da  Koogrew  erklärt  sich  gegen  die  Nachtarbeit  in  Bäckereien  und  beauftragt 
•ein  parlamentariecliee  Komitee,  dem  Bftckefgewerlryerdn  bei  Einbringung  seinee  Ge- 
setzentwurfes in  Hnuse  der  Gemeinen  zwGck.%  niöglii  3j-t  frijh/.(;itiger  erster  Lesung 
behilflich  icu  sein  und  nach  Möglichkeit  die  weitere  Annahme  dieses  Entwurfes  durch 
das  Hans  zu  fOrden. 

c)  Ans  den  Refächlüssen  des  vom  2.  bis  4.  Spj)tember  1907  in  Frank- 
furt a.  M.  uugeliaUeuen  Kongreöbes  des  Zentiui- \  orbandes  der  Fleischer 
nad  verwandten  Bernfsgenossen. 

Der  Yerbandstag  des  Zentralverbandes  der  Fleischer  und  Berufsgenoesen  Deutsch- 
lands, al)g;ehalten  vom  2.  bis  4.  September  in  Prankfurt  a.  M.,  hat  atis  den  Verhand- 
lungen des  BeiratM  für  Arbeiterstatistik  zu  »eiueai  Btiiaucrn  Kenntnis  davon  genomn)en, 
da^H  das  vielfache  Verlangen  der  im  Fleischergewerbe  beschäftigten  Gesellen  auf 
Einführung  eines  J2-8tündigen  Arbeitstages  durch  eine  Bnndesratsverardniing  von  dem 
Betrat  fflr  Arbeiterstatistik  nicht  befürwortet  wurde. 

Der  Verbandst*^'  f:il)t  der  Meinung  Au.^druck,  dass  eine  12-8tündige  Arbeitszeit 
im  Fleischergewerbc  durchführbar  i^t,  und  die  von  den  UDtemehwern  hierg^eu  er- 
bobenen  Einwinde  nur  vom  engherzig  Standpunkt  des  Profit«  und  einer  sonal- 
politbch  rüek.-tandipen  Auffassung  diktiert  sind.  r  Sf;,i  !]>i>rkt  dor  Fleiechermcister 
und  ihrer  Korporationen  ist  derselbe,  der  auch  in  anderen  (bewerben  von  den  Unter- 
nehmern ge^n  «ozialnoHtiscbe  Anforderungen  der  Arbeiter  geltend  gemacht  wurde; 
Einwände,  die  aber,  sobald  (iennoch  eine  BeBchrinknoK  der  Arbeitsseit  verfügt  wurde» 

sich  sofort  als  haltloH  erwiesen. 

Die  Begrenzung  der  Arbeitszeit  im  Fleischergewerbe  ist  begrflndet,  weil  eine 
ArbeithZi^it  ii'  rr  12  Stunden  für  die  Fleischergesellon  gesundheitlich  und  vom  allge- 
oieiuen  soziai[H>iititschen  Standpunkt  diu  hchwersten  nachteiligen  Folgen  hat. 

Die  Erhebungen  des  Beirats  für  Arbeiterstatistik  haben  erwiesen,  dass  in  einer 

Eissen  Anzahl  von  Betriiben  Arbeitszeiten  ül)er  12  Stunden  üblich  sind, 
iese  Feststellungen  find  durch  die  Erhebungen,  die  der  Zentral  verband  der  Fleischer 
tJiid  Jkrufsgenossen  Deutschlands  im  Jahre  1905  veranstaltete,  ergänzt  in  der  Rich- 
tung, dass  auch  die  misslichen  und  sanitären  Zustände  in  den  Betrieben,  die  elenden 
Logie  der  Gesellen  und  die  niedrige  Entlohnung  eingehend  dargestellt  wurden. 

Der  Verbandstap  ist  dor  Fi  berzeugung,  d.iss  die  Fleischergesellen  erst  dann  aus 
der  tiefen  sozialen  Stellung,  in  die  sie  herabgedrückt  wurden,  sich  erheben  können, 
wenn  Urnco  die  freie  Zeit  gewährt  wird,  die  vom  Standpunkt  der  Hygiene  erforderlich 
wid  snr  Fliege  eines  georaneten  Famiuenlebene  sowie  sar  Wahrung  der  Bertiftintar^ 
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es-sen  notwendig  i>*t.  Um  so  mehr  glauben  wir  auf  die  Erfüllung  unt^ertT  Anforderung 
rediaea  zu  dii^eo,  da  die  Forderuag  eines  i20tüiidigea  Arbeit« tagee  weit  zuruciutelit 
Unter  den  in  anderen  BernCen  Ablieben  ArbeitimflM}.  Mit  der  L^sttlndigen  Arbeitänit 
vrir  l  u  ir-  r  anderem  dt  r  Wpg  gebahnt,  den  unwimliircn  Zustand  in  uoscrem  Berufe 
«u  bdEMütigeiii  daad  altere  Ku11(^q  keioe  Arbeit  bekoounea,  und  wenn  sie  eiiiea  eigenen 
Ebmwtand  grOnden  wollen,  Uuea  Beruf,  in  dem  lie  eine  meluiiliiige  Lehrseit  wxrck- 
machten,  aufgeben,  um  dann  als  Fabrikarbeiter  tiÜig  Stt  sein.  l)iesr>  nnirr-imdän 
i^ustäude  in  unserem  Berufe  zu  beseitigen,  müssen  nir  mit  allem  Nachdrucke  iordern, 
am  uns  gegen  die  gesundlieitlichen  und  Bchweran  eosialan  Naehhfle»  die  die  lange 
Arl>eit8mt  im  Gefolge  hat,  zu  schützen. 

Der  Verbandstag  richtet  deshalb  an  die  Reichsregierung  die  Bitte,  sich  dem  Be- 
«echluss  des  Beirats  für  Ari>eiter8tatiHtik,  sowie  dem  Gtttaenten  des  fCaiserlich^  Ge- 
sundheitsamtes in  der  Beurteilung  der  Folgen  einer  langen  Arbeitezeit  nicht  anzu- 
schliesseo,  vielmehr  dem  bereciiligten  Verlangen  der  Fleischergesellen  nach  einem 
12-stündigen  Arbeitstag  durch  Erlass  einer  Bundesrats  Verordnung  auf  Grund  §  120  e 
der  (Gewerbeordnung  stattzugeben,  aowie  Anordnung  zu  treffen,  dass  die  Sonntaffs- 
arbeiten  im  Schlachthausbetnebe  und  WaratM>rilron  untersu^;  und  im  Detailhandel 
auf  3  Stunden  beschränkt  wird.  Desgleichen  halten  wir  die  Beseitigung  der  sanitär«! 
Misetände  in  oosecem  Berufe  für  dringend  erforderlich,  um  sowohT  im  Interesse  der 
Kooaamenten  wie  der  FJaiiehennbiiniii  die  aneh  auf  diesem  CMiieta  linget  featge- 
«telileD  achirevea  Miaetinde  im  Fleieciwrgewerbe  sa  beseitign.1 

4.  BMeiduHg  tmd  Reinigtmg. 

a)  Aus  d«n  Basohltteaeii  der  am  26.  und  27.  Angqflt  in  Stottgati  ab> 
gebaltenen  ersten  i  nternationalen  FrisenrgeliilfeiikonfereiiB. 

1}  Volle  Koalitionsfreiheit. 

2)  Unterstellung  des  Frisenrgewerbes  unt^  die  Qewerbeinspektion ;  Erlasa  bj- 
gienischer  Vorschriften  über  die  Beschaffenheit  dar  Arbeitadkime.  Walü.  der  Ga> 
weriMinsTOktoren  durch  die  Gewerbachaften. 

3)  B^lung  der  Arfaeitezrit  unter  Feeteetzung  einer  hOdutniB  elttnd^eii 

wöchentlichen  Arbeitzeit,  welche  an  Wochen t;iL'fM  -[i.'iTi.-'ti^ns  nm  S  Uhr  :ihend8 
<8onnabends  10  Uhr),  an  Sonntagen  spätestens  um  12  Uhr  mittags  beendet  aeiu  musa, 
nie  tu  Einführung  der  vollat&ndJgen  Sonntagsruhe,  einechlieBslioi  bartimmter  Eaeene* 
nauson.  Gänzliche  Freigabe  der  drei  zweiten  Feiertage,  80 Wie  der  auf  WocIlMltege 
lalleiidca  gesetzlichen  Feiertage  und  des  1.  Mai. 

4)  ß^eitigung  des  Kost-  und  Logiszwanges. 

5)  Bessere  Bewertung  der  Arbcit^raft.  Feataetenng  eines  Milliinf>i^b"U^''?b'»f 

Wöchentliche  Lohnzahlung  m  barem  G^de. 

6)  Liehrlingsbildung  m  staatUchen  oder  kommnnalan  Lebrwskatltten.  Verbot 
'dee  LehrlingshaTtcnB  in  Privatbetrieben. 

7)  Gesetzliche  Auerkeauuug  der  Tarifverträge  zwischen  Arbeitgeberu  und  Ar- 
beitnehmern. 

8)  Staatliche  VereichemngaetnriclitttQgen  gegen  Arbeiteloeigkeit»  KianUieit,  Alter 

^nd  Invalidität. 

'J  Teriodische  Vornahme  regelinä-isiger  amtln  In  r  I'rhebungea  über  die  Lage  der 
im  Friseurgewerbe  Besoii&ftigten  zum  Zwecke  einer  gesetzlichen  Verbeeaerui^  der 
.Ari>eitebedtngungcn,  insbesondere  der  VerlcSnsung  der  Arbeitsc^t 

b)  Aus  den  Beschlüssen  des  vom  12.  bis  14.  November  1907  zu  Bremen 
abgehaltenen  9.  Verbandstages  der  deute  eben  FriseurgehilfeiL 

Der  Verbandstag  beechliesst,  der  Ijehrlingsfrage  besondere  Aufmerksamkeit  za 
widnicn.  Es  ist  möglichst  darauf  hinzuwirken,  die  Zahl  der  im  Barbier-  und  Friseur- 
gewerbe beschäftigten  LehrUnge  einzuschränken  und  ein  Verbot  zur  Beschäftigung 
TOQ  Lehriingen  ia  Kaaemen,  Enuikenhtuseni  und  Straluetaltcii  m  enrirken. 

ö.  Baugewerbe. 

Aas  den  BeaehlitsBen  der  1 1.  Oenaralversammliing  der  Maler 

und  Berufsgenossen  Deatsdilanda. 

Die  vom  Vorstand  der  Vereinigung  veranlasste  Erhebung  über  die  Durchf&hranjr 
der  ge^ptzlicheD  Bestimmungen  zeigt,  dass,  nachdem  die  Bestimmungen  am  I.Januar  190? 
ein  T  ihr  in  Kraft  wareti,  in  der  übergroHscn  Mehrzahl  der  Betriebe  von  ihrer  Inne- 
iiailuug  kerne  fiede  ist.  Dabei  musa  aber  konstatiert  werden,  dass  ein  guter  Taü  dieaee 
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«DgeMtsIldb«  VeriMÜtens  der  Unternehmer  auf  die  ungenügende  Kontrolle  der  Gewerbe- 
ilWpoktorea  und  der  zustandigen  Polizeibehörden  zurücljzuführpn  ist  Zugleith  aber 
)ml  sich  auch,  worauf  die  organisierte  Arbeiterschaft  stets  hinijewiesen  hat,  aufs  neue 
bartitif^,  dass  oho«  rom  BCaale  fest  angestellte,  praktiaeh  emliniM  Arbätarkontiol- 

leure,  die  vrin  <|,mi  Ar!ieitrrii  yii  wähirn  :~iri<!.  kr>ine  Uwillti6  fÜT  dift  atliklO  DlUNSh> 
itthruDg  der  gesetzlichen  BeüUuimuagen  gegeben  ist. 

6.  Pobfgn^^hiaeht  0$ufeH». 

Ans  den  Beschlüssen  des  am  16.  Januar  1907  sn  Ameterdam  ab- 
gebaltonen  Kongresses  des  Niederländischen  Typograpkon-Ver- 

band  es  lAigeineenen  Nederlandsohe  Typograven-Bond). 

Auf  Vorschlag  der  Sektion  Aiktuaar  wird  beschlosBen,  bei  der  Regierung  um 
Aufnahme  von  Beetimmungeo  ins  ArbcitSigwcte  zu  petitionieren,  durch  welche  «kr 
Arbeitstag  für  Erwachsene  im  Typographengewerbe  nnf  hi-'k-hstenR  7plin  Stunden  pro 
Tag  beschränkt,  überdies  alle  zwei  Jahre  der  Arbeitstag  uiu  eine  liaibe  Stunde  gekürzt 
wird,  damit  (allinähbch)  der  Achtstundentag  erreicht  werde,  und  durch  welche  die 
wöchentliche  Jßuhezdt  auf  miAdest^  36  Btunden  fettgeaetst  wird.  Femer  wird 
beseblonen ,  alle  Afafseordiiete  sn  enudien,  selbst  GesetuotwfirfB  betr.  dkee  Foide- 
ruTurea  einxabtiDgeB,  Wenn  ja  die  B^giening  keinen'  enteprechenden  Entwarf  Tor- 
wegen sollte. 

7.  BsmddmewerU^ 

a)  Ana  den  Beschlüssen  der  am  27.  Januar  1907  m  Leiden  ab- 
gehaltenen ansserordentlichen  Versammlung  der  L  ad  an-  aadHandels- 
»nges  teil  teil,    fWiukAl-  en  Pankhnis  Personeel.) 

a)  ,,Der  Verband  wird  darauf  liiowirken,  dat«  sämtliche  Handel^angcAtdlte  und 
AiMter  in  dae  DnbdlversicherungsgeHetz  aufgenommen  werden.'* 

„Der  Kongre««  beauftragt  cien  Zeutralvorstand.  in  Hpnienieen  Orten,  woArbeits- 
kammeru  existieren,  aich.  mit  diesen  zwecks  einer  euigciienuen  Knquete  über  Arbeits - 
«ife,  Lttne  nnd  AibaitiTirMItnisee  im  HendehgewwM  in  VerMndnng  su  eetsen.'* 

b;  Auü  dou  Beschlüssen  des  vom  31.  Auguäi  bis  2.  September  1907 
n  Berlin  abgehaltenen  Verbandstagee  Dentsoher  Handlnngsge^ 
kilfen  in  Leipsig.   (19.  Schrift  des  V.  D.  H.  an  Leipng.) 

Kau  f  mann sgeri cht e. 

Der  Verbandstag  hSIt  es  für  dringend  notwendig^,  dass  nach  den  bisherigen 
gfinsti^en  Erfahrungen  bei  den  bestehenden  Kaufmannsgenchten  eine  wdtere  Errichtung 
VCD  Kaufmannsgerichten  tatkräftig  zu  fördern  t*ei.  Insbesondere  iet  darauf  hin  zu- 
arbeiten, dass  nach  der  Anweisung  des  bayrischen  Ministeriums  vom  6.  August  1904 
auch  die  fibri^m  Bandesstaaten  veranlaeat  werden,  dne  gleidie  Anweisung  zu  erwägen, 
um  auch  in  industriellen,  unter  20000  Einwohner  zahlenden  Städten  bei  Bedürfnis 
Kaufmannagerichte  erstehen  aa  lassen.  Oldchzeitig  wird  erwartet,  dass  die  Ver- 
wdtnoffsbefiiiden  die  finrÜitang  von  fiMa-  nnd  Bearkakanfman  nsgecichten  in  j jeder 
Weise  Tördero. 

Leh  r  1  i  n  c  ^  w  p  ^  p  n. 

In  Erwägung,  daa»  die  Erhaltung  und  F&rderung  eines  machtvollen,  erfolgreichen 
deatschen  Handels  vor  allem  mit  voo  einem  an  Kenntninan  und  Charakter  hoch*' 
etehenden  Kanfmnnnsstand  abhängie  ist;  dass  aber  die  gegenwärtige  Aunbildung  des 
Lehrlings  im  l{audeiR^werbe  so  scBwere  Mängel  nachweist,  dass  sein  Fortkommen, 
sogleich  aber  die  gedeihbche  Weiterentwicklung  des  Handels  bedroht  ist,  erklärt  der 
Verbandf«tag  die  lolgenden  fiefonnen  im  kaafmlnniechen  Lehrlingpwesai  fOr  dringend 
«forderlich ; 

I.  Für  männliche  und  weildiche  Handlungsgehilfen  unter  18  Jahren,  für  Lehr- 
UiLEe,  Volontäre  und  mit  Icaufmäanischen  Arbeiten  beschäftigte  jugendliclie  Arbeiter 
Omer  Geschlechter  unter  18  Jahren  ist  durch  ReichRgesets  die  VerpfHehtnag  mm 
Besuche  der  kaufmännischen  Fortbildungh^  jinli  ii^pr(H.hpn. 

II.  Die  Aufnahme  in  die  kanimännische  Fortbiidungsschule  ist  von  einer  Auf- 
nahmeprüfung abhängig  zu  maehen.  Aber  deren  AbeolTientng  ein  Zengnie  anam- 
«teilen  iat 
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Personen,  die  die  obente  Klasse  einer  Volksschule  oder  die  enteprechendc  KUme 
einer  Miii<  l-  oder  höheren  Schule  nicht  mit  Erfolg  besucht  und  nicht  gleicbwerligifr 
Bildung  hal>eD,  sind  von  der  Aufnahmeprüfung  auszuschlie^sen. 

I)io!^L«  Verfügung  sowie  eine  Zurückweisung,  weil  der  Prüfling  nicht  die  zum 
Besuche  der  kaufm&onischen  Fortbüdungaschule  erforderlichen  Iwenuiuisae  nach- 
«emesen  hat,  ist  den  kfinftigen  gesetzlichen  Arbdtnwtntongen  der  Frinxipkle  und 
Mudlungsgebilfen  mitzuteilen. 

III.  Analogie  xu  (T.  O.  §  126a.  Die  Befugnis  zum  Hnlton  oder  zur  AnleitiiDg 
von  Lehrlingen  ist  auf  Antrag  der  gesetzlichen  Arbeite vertr*  tun t;en  der  l'riuzipale 
und  Handlun^gchilfen  oder  eines  kaufmännischen  Vert•ln^^  oder  Geschäfts  nach  An- 
hörung der  künftigen  gesetzlichen  Arbeitsvertretungen  der  l*rinzipale  und  Hamllung»- 
gehilfen  oder  auf  Antrag  der  Eltern  oder  des  Vormundes  nach  Anhörung  der  künftigen 
ge.-4f't/.lic'hen  Arbeitsvertretungen  der  l^rinzipale  und  Handlung-gebUfon  TOn  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  denjenigen  Geechfift«inhabera  zu  entziehen: 

1)  die  manftets  der  erlwderlichen  KenntniMe  zor  hchpxoiMnea  AnsbÜdung  eines 
Leihrliiißs  nicht  fähig  sind. 

Solche  Geschäfuiinhaber  dürfen  jedoch  Lehrlinge  halten,  wenn  und  solange  aie 
liiion  geeigneten ,  aasdrttcklicb  hiensn  bestimmten  '^^fftreter  mit  der  Aiubildnng  de« 
Ldurlings  Letraut  haben; 

2)  die  sich  grober  PÜichtverletznngen,  insbesondere  l)ei  der  Ausbildung  defe 
Lehrlings,  schuldig  machen. 

Grobe  Verletzung  der  gesetzlichen  Pflicht,  betreffend  den  Besuch  der  ktsl« 
männlichen  Fortbildungsschule,  iat  in  dieser  Vorschrift  mit  inbegriffen; 

3)  die  laut  vorliegenden  Tstaaehen  in  sitdicher  Besielrang  tor  Anleitnng  von 
Lehrlingen  unpreeignet  erscheinen. 

Dictie  Vorschriften  finden  auf  die  für  die  Lehrliagsausbilciurig  cruaunien  Ver- 
treter (H.  G.  B.  §76)  Aji Wendung. 

Der  Bundesrat  oder  die  Landeszentralbehörde  und  soweit  deren  Vorschriften 
fehlen,  die  künftigen  gesetzlichen  Arbeitsvertretungen  der  Prinzipale  und  Handlang»- 
gfliilfi  ii  haben  die  .\nnfthn)e  und  Anleitung  von  lychrlin^en  in  Betrieben,  die  nach 
Art  od^  Umlang  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  nicht  geeignet  erscheinen,  bei  Sinde 
SQ  verbieten. 

Im  Falle  von  II  Abs.  2  ist  auf  Antrag  der  künftigen  gesetzlichen  ArbcitsriT- 
tretungen  der  Prinzipale  und  HandlunKssebilfen  das  Halten  oder  Unterweisen  <i«r 
Lehrling  ▼on  der  unteren  VerwaltungsDeolifde  zu  nntenafno* 

Die  in  Anwendung  die.-<er  Vorf^chriftcn  ergehenden  Urteile  und  Verlxite  ^inJ 
den  künftigen  genetzlichen  Arbeithvertretungen  der  Prinzipale  und  llandluugsgehiUeü 
mitsoteUen. 

Der  Prinzipal,  der  einen  Lehrling  hält  oder  anleitet,  hat  l)innen'2  Wochen  den 
künftigen  gesetzlichen  ArbciiHverireluugeu  der  Prinzipale  und  iiandhingsgehilfeii, 
unter  Vorlegung  eines  Nachweises  über  die  Absolvierung  der  ersten  Klasse  der  Volks- 
pchule  oder  der  rnfsprccheiideu  Kla3«e  einer  Mittel-  oder  höheren  Hchule  oder  über 
die  erfolgte  Anitiuiiineprüfung  der  kauftuanniscben  Fortbildungsschule,  bei  StriCt 
hiervon  Mitteilung  zu  machen.  Dasselbe  gilt  von  der  BeaachiMiDg  der  Fsnon  <ics 
nach  dem  II.  Q.  B.  §  7f5  ernannten  Vertreters. 

IV.  Das  Verhältnis  zwifchen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  der  Zahl  der  Lthrlingc 
ist  von  den  künftigen  gesetzliciien  Arbeitsvertretungen  für  die  einzelnen  Geschäft» 
zweige  nach  Anhörung  zugehöriger  Prinsiikale  und  Uandlungsgebüfeii  durch  Fest* 
Setzung  einer  l^ehrlings^kala  zu  regeln. 

Die  für  kaufmännische  Lehrlinge  getroffenen  Bestimmungen  finden  auf  Volontäre 
und  mit  kaufmännischen  Arbeilen  beschäftigte  jugendliche  Arbeiter  entsprechende 
Auweuduug. 

V.  Der  Verbandstag  richtet  femer  an  den  Verbandsvorstand  das  Ersuchen: 

1)  Falls  die  Denkschrift  über  die  Wirkungen  iles  Ilundwerkororgani^aiioii* 
gesetzes  beweisen  sollte,  dass  die  Einrichtung  der  Beauftragten  im  Handwerk  sieb 
bewährt  hat,  Ihre  Uebortragung  auf  das  Handclsgewerbe  zu  erwägen. 

In  die^^ptTi  Falle  müssten  auch  Handlungsgehilfen  zu  Beauftragten  'rnanpt 
werden.  Für  umfasj^ende  Geschäftszweige  wäre  die  Anstellung  von  bcrutVuia-^ifi 
Beauftragten  —  nicht  im  Elhrenamt  —  in  Frage  zu  ziehen. 

Für  Ernennung  der  Beauftragten  vänn  die  kfinftigen  gesetslichen  Arbeiurer 
tretungen  zuständig. 

2i  Die  Untersuchungen  über  die  in  der  Schweis  und  in  Württemberg 
führten  Lehrliof^prüfungen  fortzusetzen. 
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VI.  Das  Zcugniif  ül>cr  die  AbHolvicrung  der  praktiBchän  Lehre  mu^ts  auf  das 
der  kaufmänoischen  Fonbildunochule  hinweisen.  P'ür  die  Zeugnisse  der  kauf- 
tnSnniBchen  Fortbildungsschulen  ist  eine  grössere  Einheitlichkeit  in  den  Prädikaten 
7.11  i  i>ir-  !  n  !i;  cliis  Zeugnis  über  die  Art  (Bildungswert.  Ijeistungcn)  der  Schule 

uoterrichtco.  In  die  Formulare  der  äteUeavenuittlaDgjBaaMalteD  ist,  soweit  dies  nicht 
«chon  gttwhdifln  ist,  «ne  Bobfrik  ftiifeunehin«i»  die  Uber  den  «rfblgten  Besucli  der 
kAOfmänni^chcn  FortbiI(lung>.>i('hule  Aufschliiss  rilit 

VIL  Eine  scharfe  üeberwachung  der  die  Arbeitaseit  des  LehrliDg»  betreffenden 
ächtttsbestimmungoi  und  der  VerhSltnisee  bei  freier  Btation  dmrdt  Ifonadsinspektoren 
hat  stattzufinden. 

Ee  empfiehlt  sich  eine  Verkürzung  dea*  Arbeitazeit  de»  Lehrlings  um  eine  btuode 
zam  Zwecke  der  Fortbildung. 

VIIL  Der  Krnchtiin^^  von  Lehrlingsht inien  und  der  Veranstaltung  anderer,  der 
Bildung  und  Erholung  und  dem  Gemötsleben  des  Lehrlings  dienenden  Veranstaltungen 
Ut  die  gröeste  Sorgfalt  zuzuwenden. 

IX.  Eine  du  rehgreif  finde  Reorganisation  de«  privaten  Handelsfehnlweiaon!« ,  ins- 
besondere wirksame  Ikstimmungen  gegen  das  l'resÄOweeen ,  sind  nur  vuu  einer  eirf- 
heitlichcn  reichsgesetzlichen  Regelung  zu  erwarten.  Bis  eine  solche  erfolgt,  muss  von 
der  LaDdeszentnubehÖrde  Sorge  getragaii  werden,  dass  im  Bereiche  ihrer  Zuständigkeit 
aach  die  priyaten  kaufmännischen  Unterrichtsanstalten ,  in  wdehen  Personen  unter 
21  Jahren  unterrichtet  werden,  einer  dauernden  und  au8reichcndea  Aulricht  nDtentellt 
sind  nnd  das  vcurhandene  Aufsichterecht  auch  ausübt  werda 

X.  Der  Verbttndstag  richtet  so  den  VeriNUufivorBtand  daii  E^dien: 

1)  für  das  Jahr  19(^s  vnu-  K<  iiiinission  ans  Vrrtri  torii  ((<  r  h auptsächlichsten 
Prinzipal-  und  Hindlungsgehiltenvereiue  zur  Beratung  über  iieformen  im  kauf- 
oinniselieo  LehfUngsweeen  nadi  Lapzig  eiiuiibenitei: 

die  KanfmaoBsgeciebte  nur  UDtefstfitnmg  der  Bdomiibffdenuigai  anfca* 

fordern. 

Der  Verbandstag  ersucht  die  Kreismeine»  cor  Fftareoige  Ifir  Lebzlinge  an  den 
einselneB  Orten  Veraostaltongen  ca  treffen. 

Franenarbeit. 

Die  Beseitigung  der  Frauenarbeit  ist  unmöglich.  Es  mfissen  deshalb  Mittel 
gesucht  werden,  um  die  durch  das  Eindringen  der  Frau  in  da^  HandelegMPerbe  bervor- 
gerulene  Unterbietung  b^echtigter  Gejudtaforderungea  zu  bescitigeo. 

Ein  Mittel  cor  Erziehung  der  Frauen  zu  einer  emsthafteren  Anffapsong  Ihres 
Beruft»  ist  die  Hebung  ihrer  Bildung,  so  da^is  .-ie  einen  ihren  höht  r<  n  Leintungen 
entsprecbeuden  Gehalt  beanspruchen  kdnneo.  Nur  durch  die  bessere  Bezahlung  der 
Frauenarbeit  —  die  g^benenfalk  dmdi  fiSnffibrung  von  Mindeetg^iltern  ernelt 
werden  mus«  —  kann  Jii  l'V:ni('nar!>eit  für  die  miinnlielien  Gehilfen  mehr  und  mehr 
den  Char&kt^  der  Gehaltnuuier bietung  verlieren.  Zu  der  Hebung  der  Bildung  und 
des  Berufssinns  der  Frauen  können  auch  die  Organisationen  der  Handfungsg^ifen 
echebüch  beitragen. 

Unsere  F(»xieruagcu  m  bezug  auf  dui«  Lehrlingttwesen  erbtreckeu  sich  auch 
«iif  weibliche  Lehrlinge  und  weiUkäe  tidiUfen  unter  18  Jahren. 

Im  einzelnen  int  zu  erstreben : 

1)  Schaffung  obligatorischer  Foribiidungddchulen. 

2)  Beaufsichtigung  des  PrivathandelssdinlweBeng. 

'S)  R^elung  der  Arbeitszeit  im  Sinne  unserer  Forderungen. 

4)  Ausdehnung  der  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  für  Lehrlinge  auch  auf  An-- 
uestellte  unter  18  Jahren  und  damit  auch  auf  dir  jet/t  häutig  Iceine  Lehre  duich» 
machenden,  in  diesem  Alter  befindlicheD  weiblichen  Angeeteliten. 

5)  Üeberwachung  der  unter  Punkt  S  bis  4  genannten  J^estimmungon  durch 
Handelsi  n  s  p^k  loren . 

Um  den  Gefahren  des  Erwerb«lebeus  iür  die  Frauen  in  sittlicher  Hinsicht  vor- 
mbeugen,  wäre  au  fordern: 

Imv<  i-i  -  Verl)Ot  der  Besehäftipting  weiblichen  Personals  in  solchen  tieschäfton, 
wo  diiti  weibüche  Personal  erwie-^piurma.Sf»en  enL-^ten  «ittlichen  Gefaliren  ausgesetzt  ist. 

Rechtsverhältniöjie  der  llandlungb^ehilf en. 

Der  Verbuidstag  erklärt  e»  für  dringend  nötig,  dass  durch  Annahme  der  im 
Heichi^iage  noch  unerledigten  Anträge  Basserraann-Stresemann  und  Ablass  der  §  Ö3 
des  Handelsgesictzbuches  in  seinem  ganzen  Umfange  mit  der  Kraft  zwingenden  Rechts 
ausgestaltet  werde,  damit  dem  gegenwärtigen  Zustand  der  L'nsicherheit  gegenüber  der 
fortwährend  schwankenden  Bechtsprechungt  aber  auch  der  beständigen  bdiädigung 
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V  eler  Handlungpg^liilfcn  rhirch  den  irnnjor  nifhr  um  sioh  greifenden  VfrtrHp-^maPBigP-n 
Auii«chlus8  des  vom  Geeetzgeiter  gt^wuüun  Gr-iiaii^bezugH  bei  unveiBchuldeter  Krankheil 
flin  Ende  ceniacht  werde. 

Der  Verbandstag  fordert  ferner  lif  IT>  rheifühning  eines  gesetzlichen  Yerboto 
der  BOgenanntpn  Künknrrenzklauhel  in  kaatiuünniHichen  Dienst  vertragen,  nämlich  der 
Gepflogenheit ,  den  Handlunghgehilfen  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  Im  su  drei 
Jahren  nach  der  Beendigung  eiue#4  DienstverhäUnihHes  iu  kein  Konkurrenzgeschäft 
einzutreten  oder  ein  solcheb  zu  begründen^  weil  die  gegeowärtig  bc^tdiende  Freiheit, 
solche  BeAchrtinkungen  der  Erwerbstäti^keit  zu  vereinoaren ,  die  durdi  |§  74  und  TS. 
des  Handelsgesetzbuchs  nur  »ehr  wenig  eingeschränkt  worden  ist,  zu  dem  empörendstso 
Missbrauch  geführt  hat,  und  weil  femer  eine  solche  Fesselung  der  Angestellten  sidi 
mit  dem  Gei(*te  uunercr  Zeit  nicht  verträgt,  der  die  Entfaltung  aller  Kräfte  auf  allen 
Lebeos^ieten  fordert  und  es  oicht  vmteht,  d&&s  den  Angestellten  die  BcnutroDg 
des  meist  einzigeti  Besitzes,  8ber  den  sie  Tcrfugen,  ihrer  geschäftlichen  Kenntnin» 
mid  Erfahruri,:(  II ,  verboten  werden  darf. 

Noch  eefährlicher  als  diese  offene  KonkorrenzklauBel  sind  die  vonteckteD 
Konkomomaiueln,  die  dmtib  den  bdcttraten  Vemieh  der  C}ro«8b«nk«n  and  6et 
Berliner  Peiden-(iro«isfirmen,  nur  mehr  &U  ßonst  gesehleht.  da=  Inrcrerise  der  Oeffent- 
lichkeit  wachgerufen  haben,  die  aber  in  anderen  GeschättakreigeD  auch  beksDnt  sind 
und  benntst  werden.  Der  Verbandstag  hält  es  für  dringend  erforderlich,  loldM- 
Vereinbaningen,  durch  die  sich  Finnen  ganzer  Branchen  oder  bestimmter  InTf  rc^  en- 
kreise  gegenseitig  v^pfUchteo,  Gullen,  die  bei  einer  der  Vereinigung  angeschluääenea 
Firma  tatig  ivanen,  nicht  in  fittelliiiif  m  imIudmi,  diireh  gwutrliflin  vcfseliiift  flt 
▼erbieten. 

Durch  diese  Vereinbarungen  werden  die  Angestellteu  in  uoznläsgiger  Weise  in 
ihrer  Bewegungsfreiheit  beschränkt,  sie  werden  an  das  ieweilige  Unternehmen  gefesselt 
und  verUeten  ob»  beste  Mittel  des  Aufwärtssteigens,  nicht  niu-  innerhalb  ihrer  Branche, 
sondern  auch  in  dem  eigenen  Geschäftsbetriebe,  denn  wenn  Angestellte  einmal  anf 
diese  Weise  an  das  Geschäft  gefesselt  *^ind,  wird  die  Neigung,  sie  durch  Verbeseeninj: 
ihres  Uehaita  und  üa&c  «oiieti»o  Vechältaisse  zu  erhalten,  sich  Termiadem;  aber 
andi  der  stärkste  Antrieb,  davm  Leraan  fOr  das  Anfeteigen  geeignet  in  «erdeaj  mam 
wegfallen  --  nicht  zuletzt  zum  Ochadsp  der  üntcnieluner  settw^  <&  eben  doch  tScfat^ 
Angestellte  haben  müssen. 

Handlungsgehilfen  kammern. 

Um  den  Hanunnm^dülfen  im  Sinne  der  Kaiserlichen  Erlasse  vom  4.  Febnur 
1890  einen  frri^n  und  friedlichen  Ansdruck  für  ihre  Wfini^che  tnid  BeHchworden  zn 
ermöglichen,  fordert  der  Verbandstag  zu  Berlin  die  Errichtung  von  Handlungsgebilfen- 
kammern  durch  die  LandeasentialbcliOcdeD  anf  Gmnd  danr  in  erlaseender  lesdis^ 
gesetzlicher  Bestimmungen. 

Ala  Arbeitsgebiet  sind  den  Kammern  folg^de  Aufgaben  zu  übmr^en: 
Ontaobten  anf  Anforden  der  ttaidJiclien  nnd  kommunalen  Behörden,  sowie- 

Gntaehten  und  Aiitrrii^o  aus  eigener  Entt*chlie.shnn(r  in  nllm  handel»*gewerblichen  und 
den  dazu  geeigneten  wirtschartlichen  Fragen,  vorzugHWfise  jedoch  auf  dem  Gebiete 
der  kaufmännischen  Sozialpolitik;  üeberwachung  der  Ausfijhrung  der  sozialen  (besetze 
ffir  die  kaufiuannii^chen  Angestellten,  poweit  sie  mfht  drr  Zuständigkeit  <\or  TTandeb- 
aufsichtsäiutcr  unterworfen  iwt;  Ernennung  oder  VurHchJä^  für  die  Ernennung  von 
SadiTCfStändigeri :  Förderung  des  Handefsschulwef^enB  und  Beteiligung  an  der  Vci^ 
waltung  der  Handelsschulen;  Mitwirkung  bei  der  Regelung  de--  knufiuannischen 
Lehrlin^wcsens;  btatistische  Erhebungen  über  die  wirt^chaiftliche  Lage  der  kauf- 
männiscnen  Angestellten;  Beaufsichtigung  und  Mitwirkung  bei  der  Regelung  des 
kaufmännischen  SteUennachwäses;  Tätigkeit  als  £inignngiamt;  Outachten  auf  An- 
trag Dritter. 

Die  Mitglieder  der  Kannner  niü.'*f*en  da«  25.  Tx-bensjahr  iiWrschritteD  haben.  Sie 
werden  nach  den  Grundsätzen  da  Verhältniswahl  auf  die  Dauer  von  drei  Jahreo 
gewihlt  Kanfmännfadm  Angestellte  der  BemfeorganiaBtion  sbld  MMrohl  wiUliar  als 
auch  wahlberechtigt  Das  aktive  Wahbracbt  Ist  an  die  YoUcndong  des  21.  Lebens- 
jahres gebunden. 

Den  Vorsitc  der  Kunmer  fOlirt  dn  volkswirtschaftMi  g^Udetor  Venvsltnnp- 
beamter. 

Die  Kammern  erhalu»u  Verhandlungszwang  und  müssen  allmonatlich  niitulcutons 
einmal  snsammen  treten. 

Zur  rwcekMiü  iiren  Förderung  der  da»  Gebiet  ihrer  Aufgaben  l)erührenden 
Fragen  i^t  die  Kammer  berechtigt  und  auf  behördlidie  Aufforderuug  hin  vefpiüchiett. 
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mit  mdenn  auf  ihnfidur  Qnmdlage  berafacDd«  iDtcnMcnTcrtvetaDgcn  (KjuninerD> 

SQ  gemeinsamer  Beratung  rusammenzutrrti^n. 

Der  Verbandstag  begrü»Bt  jede  i-twa  kommende  gcsetzliclie  Inurtttenvertretung 
der  Handlungsgehilfen  als  einen  Fortschritt,  sieht  aber  sogenannte  paritätische  (Kau^ 
maona-)  Kammern  als  die  für  die  Handlungsgehilfen  minder  geeignete  Form  an  und 
h&lt  ancli  weiter  an  der  Forderung  von  Handiungegehilfenkammem  fest. 

Ha  ndelsanf  eicht 

Der  Verbands-tnp  711  Horlin  erklärt,  da.*H  aT;f  Hrnnd  der  vom  Verbände  Detitscher 
HaodJungsgebilten  zu  Leipzig  im  Jahre  1906  veraiiHtHlteton  Uu)frage  (deren  Eri^ibnis 
niedergelegt  ist  in  der  elftoi  Schrift  des  V.  D.  H.:  „Die  Notwendigkeit  von  Hnndds- 
inspektoren")  nach  wie  vor  an  der  Forderung  na«  h  .  inr r  reichgesetzlich  li  r  lneten 
Handelsauftiicht  festgehalten  werden  muM.  Die  H  ukIi  »^aufsieht  soll  durch  Handels- 
■nftichtsämter  geechdien,  für  deren  Wirksamkeit  Cirundlagen  durch  Reichsgesetx. 
zu  schaffen  (^ind,  wfihxend  die  £iiiaeUieit«n  der  Auaführung  den  BnndeeBtaatm  ober- 
lassen  bleiben. 

Durch  Reichsgesetz  ist  festzulegen,  dass  sich  die  Handelsaufsicht  erstrecken  soll :. 

1)  auf  die  Überwachung  aller  aus  dem  §  62  H.  O*  B.  sich  ergebenden  Verhält- 
msse,  insbesondere  der  gesundheitlichen  Beschaffenheit  der  Arbeits-  und  Wohnräume- 
lind  alles  det-sen,  waa  ^(iii>t  zur  t<og^enannten  „freien  Station"  gehört, 

2)  aal  die  Ueberwachuug  der  Ansfflhrung  jener  Reichs-,  Landea-  und  Ortflgeaetz«!^ 
die  tum  Sdraiw  der  ArbdtiSeft  der  Bandlung^eUlfen  whI  •Idbrlisge  beetdien  (a]ao. 
Sonntagsruhe,  Ladenschhihf«,  Kontorarbeitszeit,  Urlaubsgewährung  usw.), 

3)  auf  die  Ueberwachuug  der  aus  den  Vor^chritten  über  £is  Halten  von  Lehr> 
lingen  and  den  Beandi  von  Vaafmfinnischen  FortbildangBocbolen  eich  ergebenden, 
Verhältnis^^r  f^oweit  sie  nicht  etvrn  der  ZiiBtindiglceit  der  SU  schaffenden  Handhinga- 
gehüfenkanimer  untenvorfen  werden}, 

4)  auf  die  Ueberwachung  der  Arbeitsordnung  in  Hasdelf^betricben  und  threr- 
Durchführung  fintib(»i*ondere  soll  den  HandelpaufsichtuSmtem  das  Rtvht  znpcstanden 
werden,  Härten  solcher  Arbeitsordnungen,  selbst  wenn  sie  nicht  g^en  das  Gesetz 
Tcntonen ,  aufzudecken  imd  mnf  ihre  Beaeitignng  limEnwirken,  andi  ohne  dan  ein 
Antrag  der  Betroffenen  vorl ietrt), 

5)  auf  die  Ueberwachung  der  aus  der  Verwendung  von  Frauen  im  Haudela- 

S werbe  nich  ergebenden  besonderen  Verhältnisse  (insbesondere  Sdlüts  gegen  Mttlicfae* 
efahren  in  bezug  auf  die  in  Betracht  kommenden  RäumeL 

Die  Handelsanfslcht  soll  grundsätzlich  ein  selbständiges  Amt  bilden.  Da  ee 
a}>er  schwierig  i^ein  wird,  sofort  die  dazu  geeigneten  Beamten  zu  finden,  so  eollen 
während  der  Ueberg^g«izeit  von  höchstens  fünf  Jahren  bei  den  Gewerbeinepektionen 
HandelsanMchtmb^'lungen  gebildet  werdn.  Zu  Beamten  dieser  Abteilnngra  eollen. 
solche  knnfri;ämii'-(  hf!  Bewerber  gewählt  werden,  die  mit  den  r in-^rbt-ir  ij.'™  Vi  rliült- 
nlssen  durch  eigene  praktische  Erfahrung  vertraut  und  im  Besitz  einer  allen  berechtigten. 
AnfordeiniDgen  genügenden  Vorbildang  sind.  Diese  sind  dann  auch  nur  höheren. 
Krirrirre  zuzula^^sen.  Aus  ihren  Reihen  werden  später  die  VcrBteher  der  Handelt- 
autsicht^^ämt^^r  ernannt. 

Die  Uebertn^ng  der  vorläufigen  HanddemlMcht  an  die  Gewerbeinapektiooen 
icUechthin  ist  unzweckmässig  und  oalier  abcnlduMn. 

Arbeitszeit  im  Handel. 

Die  durch  die  moderne  Geechäftsorganisation  herbeigeführte  gr&ssere  Anspannung 
der  Kräfte  der  Angeptellten  be<iingt  im  Interesse  der  Gesundheit,  der  Fortbitdung,. 
dw  FamilienlebeDs  und  des  Volkswohles  überhaupt  eine  Einechränkung  und  zweck- 
miseige  Aoordnnng  der  Arbeitszeit 

I)  r  t  !  Ar:  istag  7  i  Berlin  stellt  deflluilbi  vott  dieser  Erwägung  aa^;diend». 
folgende  allgemeine  Forderungen  auf: 

1)  Die  i«icbBg»etilicbe  Einführung  des  Aditohr-Ladenschlusses  ist  notwendig. 
Sie  ist  angängig,  ohne  daaa  bcrechtigle  Interessen  der  Pvinapale  dauernd  ge- 
schädigt werden. 

2)  Solange  die  reiehsgceetcliehe  Einfühnmg  des  Achtnhr-I.ndt  ni'chlueses  nicht 
erfolgt,  mtipp  nniKle'.fens  der  höheren  VerwAltungh-behörde  die  Pflicht  auferletrt  werden, 
den  Achtuhr-l>R(ien8chlu8«  einzuführen,  bobald  zwei  Drittel  der  Geschüftsinhalier  sich 
dafftr  erklärt  haben. 

3)  Möglichste  Vermeidnng  der  Aurriahmen  von  der  Mindestruhezeit,  dem  Laden- 
schluss  und  der  Sonnta&'rruhe.    Sorufültige  Prüfung  der  örtlichen  Bedürfnislra^e  vor 
Gewährung  von  Aurmuimen,  überhaupt  vorherg^ende  Anhörung  der  iMSteiligten. 
ftinaipale  und  Gehilfen  oder  deren  JUitereseenTcrfcretungen. 
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4)  Vollständiee  8<inn-  und  Feiertagsruhe. 

5)  Beeelung  der  Koutorarbeibuseit  im  8iane  der  YerbAndaeiogabe  an  die  geieti- 
gebenden  KOrpovehftften  im  Herbst  1905. 

G)  Bewilfifjung  und  reich?ge*'Ptzli( he  Gewährleistung  eines  für  die  Erholung 
beeiimaiten  Urlaube  nach  einjähriger  jüieoaueit  für  alle  Handluug«gehilfea.  Unbe- 
dingte Bidieruog  dee  OehaltsbesogB  während  des  Urlaabe. 

c)  Aus  deu  Beackiösäen  des  vom  2.  bis  7.  äejptember  in  Bath  ab- 
gehaltenen Kongresses  der  Gewerkschaften  GrossbritannieaB 

und  Irlands  (Tiades  Unions  Congress). 

In  Anbetracht  des  nahezu  aU^meinen  Miflslingens  ile!>  I^aden^chlassgeeefze«:  rou 
1904  (iShop  Hours  Act,  1904)')  billigt  der  Kongress  durchaus  den  Abänderungögtaeu- 
entwurf,  der  von  dem  nationalen  (lewerkverein  der  Ladengehilfen ,  Warenhao«» 
angestellten  und  Kommi«^  (N'ational  Anialgaiuated  Union  of  8hop  Af^sistantj.,  Ware- 
hüUBcmcn  aud  Clerk»;  aufgctiteUt  uud  vuu  bir  Charle«  Dilke  im  Haus  der  (  ictueiiicn 
eingebracht  worden  ist');  er  beauftragt  »ein  parlamentariaches  Komitee,  bei  der  Re- 
giemog  dahin  zu  wirken,  dana  dieser  Entwurf  in  der  t^^ion  1906  behandelt  werde. 

Dier  Kongress  betont  wieder  seine  Ansicht,  dasa  daM  LAdengesetz  (Shop  Cluba 
Act),  um  einen  Sehutz  der  Freiheit  der  Arl)eiter  zu  crri  i  Li  :i,  so  abgeändert  werden 
aoilte»  dsm  den  Arbeitgebern  oder  deren  Agenten  verboten  würde,  Arbeilnehmer  nur 
darum  sa  enthtMieD,  weil  sie  Mitglieder  dtm  Oewerk-  oder  KoneumvereinB  und;  ir 
beauftragt  »ein  parlamentarisches  Komitee,  den  Gesetzentwurf,  welcher  vom  Ab^ 
ordueten  J.  Ward  einjgebracht  worden  ist  und,  Geeete  geworden,  diesen  ächuti 
garantieno  wfirde,  in  jeder  Uiosidtt  su  ffirdera. 

d)  Aus  den  Beschlüssen  des  vom  27.  bis  2i^.  September  in  Frank- 
furt a.  H.  abgehaltenen  XII.  internationalen  Kongresses  fftr 
äonntagsfeier.  (Verhandlimgen,  Leipsig  1908,  J.  C.  Hiniiofassohe  Buch- 

liandlung.) 

Dar  internationale  Kongress  für  gonotagsfeier  nimmt  mit  Bedauern  daron 
Kenntnis,  da»  die  Landenentnübebörden»  die  Mheren  nnd  unteren  V^rwaltnngs- 

l>ehördcn  und  vor  allem  die  Oemeindeverwaltnnn'pn  im  r>PTit^r-hen  Reiche  die  Eiu- 
tübruDg  eiuer  wirklich  ausreichenden  t90antag»ruhe  im  Haudelätfewerbe  durch  eme, 
vielfach  nicht  dem  Geiste  des  Geseties  entsprechende^  Anslegang  aer  reiehsgesetalieiMn 
Vorschriften  verhindert  haben. 

Der  Kongreas  |?ibt  i*eincr  Ueberzengung  AuAciruck,  da^«  durch  die  Erfahrungen 
einzelner  Gemeinden,  die  ein  vdiliges  Verltot  oder  eine  weitgeliende  Beschränkung  der 
Öonntagsarbcit  mi  Handelspewerbe  ort^Klatu tarisch  durch'^'efünrt  haben,  die  Möglichkeit 
ihrer  vöUigeu  Beseitigung  crwitwen  worden  ist.  Der  Kongreis  erachtel  die  reichs- 
gesetzliche JSegelung  dieser  Frage  als  einziges  Mittel,  um  dem  Handeb^;ewerbe  baldig 
und  allgemein  die  Befreiung  von  dei  Idonntagsarbeit  zu  verschaffen. 

Der  intemationate  Kongress  erklart  es  erneut  für  eine  der  dringendsten  Aufgaben 
der  Regierung,  zur  Hebung  der  materiellen  und  sittlichen  Wohlfahrt  der  Völker  durch 
gesetzgeberisdie  Masenalmiea  die  vollständige  äonnta^ohe  im  Uandel^gcwerbe  durch- 
zttffihren.  Das  Bedit  der  PersAnlidilteit  auf  einen  freien  Sonntag  i^t  grösser  and 
xchwerwiegendcr  al-i  das  Recht  der  Bevölkerung  auf  die  ledigUdb  auf  Qeirohnjieit 
ruhende  Befrie  digung  von  Bc^lürf nisten  an  Sonntagen. 

e)  Eingabe  des  Z  e  n  t  r  a  1  v  e  i  ba  n  d  e.s  der  H  an  d  i  u  u  <:  s  g  eh  i  i  1  en 
und  Gehilfinnen  DeuLäcliiauds  (SitzHamburg)  au  den  Beicht»- 
tag  betr.  Aenderong  der  §§  63,  74  nnd  75  des  Handelsgesetsbaohes.  Von 
7.  Dezember  1907. 

An  den  hohen  Reichstag  richten  wir  unter  Bezugnalime  auf  den  ihm  vorli«endco 
Entwurf  eine»  Gesetzes,  betreffend  Acnderung  des  §  üü  '')  dm  Haudelägesetzbuchs,  die 
Bitte,  dem  Paragraphen  folgende  Fassung  an  geben: 

Wird  dt  r  Hundlung-igehilfe  durch  unverschuldetes  Unglück  oder  militärische 
DionstleiHiuugen  au  der  Leistung  der  Dienste  verhindert,  so  b^iält  er  seinen  Anspruch 
auf  Gdudt«  jedoch  nicht  über  «e  Dauer  von  6  Wochen  hinaus. 

1)  Bull.  Bd.  IV  8.  212  Nr.  1. 

2)  Bull.  Bd.  VI  S.  344  Nr.  21. 

3)  BuU.  Bd.  VI  8.  511  Nr.  72. 


Digitized  by  Google 


—  Ö56  - 

Der  Handluiipigehilfe  ist  nicht  verpflichtet,  sich  den  Betrag  anrechnen  zu  lassen, 
der  ihm  für  die  Zeit  der  Verhinderung  aua  einer  Kranken-  ooer  Unfallversicherung 
«akommt 

Vereinbarungen,  die  diesen  Vorschriften  zuwiderlaufen,  sind  nichtig. 

Nicht  minder  dringend  ah  die  UuigeaUiltuag  des  §  ö3  des  Uandmecsetzbucha 
Nt  auch  die  Aenderung  der  Konkurrenzklauseibeetimmimgeii  in  §§  74  and  75'),  die  wir 
dahin  erbitten,  dass  §  74  wie  folgt  gefaj^st  wird: 

Vereinbarungen  zwischen  dem  Prinzipal  und  dem  Handlungsgehilfen  oder  zwischen 
PrinzipAlen,  durch  welche  der  Handlungsjgehilfe  für  die  Zeit  nach  der  Beendigung 
des  DmutverhfiUaissee  in  seiner  gewerblichen  Tfitigkeit  beschränkt  wird,  sind  juditig. 

Abdann  wfttde  §  75,  weil  g^enstandslos,  zu  streichen  sein. 

Da  die  Regierun  12; t  n  der  Bundesstaaten  auf  Anregung  vernchicdener  Kaufmanus- 
gerichte  bereits  Ermittlungen  wegen  Abänderung  der  §§74  und  75  angeeteUt  haben, 
andi  ton  den  Handelekammern  and  knnfminnwchen  vereinen,  -ma  der  Fadiprene 
und  in  VL'r^anlml^l^^;c'^  zu  dieser  Frage  Stellung  genoiiinien  wuriiLii  bt.  übrigens  auch 
der  Keichetag  sich  in  seiner  Sitzuus  vom  23.  April  damit  beschäftigt  .bat,  moM 
dleae  Frage  als  dnrduuis  spruchraf  b«sdchnet  werden.  Es  iat  daher  niwt  «branhen, 
warum  bei  di  r  in  Aoseicht  stehenden  Novelle  zum  Handel.'jpe^f'tzbuch  die  71  und 
75  unberücksichtigt  bleiben  sollen.  Die  gleidueitiee  Aeuderung  dieser  Paragraphen 
erscheint  uns  notwendig,  da,  wenn  jetzt  eine  Moveile  nun  HaodSllgeMlsbilGh  nrlaiatm 
wird,  dne  weiten  kanm  aotekd  loJ^  dfititeb 

8.  Versickenmgsgewerhe. 

Aus  den  Beschlüssen  des  vom  2.  bis  7.  September  1907  in  Bath  ab- 
gehaltenen Kongresses  derGew  e  r  k  schaf  ten  Gr  osabritaAniens 
und  Irlands  (Trades  Unions  Congress). 

Der  Kongnu  ferarteOt  die  Beitimmongen  Ziffer  8  und  15  der  von  der  Pm- 

dential  Assnranee  CompAny,  T.td.  verwendrtnn  Vertrnp-o  betreffend  deren  Agenteostab 
und  beauftragt  sein  parhünentarisch^  Komitee,  Schritte  zu  unternübmen,  wodurch 
alle  SchuldensvBtcme  nndi  Art  von  Ziffer  8  und  alle  Zeitbestimmungen  nach  Art  von 
Ziffer  15  als  den  Interessen  der  Policeninhaber  und  den  Gewerkvereinsmitgliedern  de« 
vereinigten  Küuigreiches  schädlich  und  als  die  bürgoriichen  AetJite  der  Agenten  ge- 
flhrdtfod  fvboten  werden. 

P.  Verhekragmßtrhe. 

a)  Ans  den  BeschlüBSMi  der  vom  f)0,  bis  25.  Mai  1907  ku  Berlin  ab- 
gehaltenen 6.  Generalversammlung  des  Verbandes  der  Handels«, 

Transport-  und  Verkehrsarbeiter. 

Die  G^eraivcreauiUiluug  verlangt  eine  reichsgeaetdiche,  freiheitliche  K^eelnng 
des  Vereins-  und  Ver^animlungsrechts  unter  aumalUBslüser  Anfhebong  aller  diobe* 
ifiglichen  Landeseesctze  utid  poIl2cilichen  Bestimmungen. 

Ausserdem  fordert  die  Generalversammlung  die  Verleihung  der  Ilechtafähigkeit 
an  alle  Berufsvereine  ohne  jede  Klausel  und  Einschränkung,  weil  nur  auf  solcher 
Grundlage  ein  für  die  ganze  GeseUschaft  natsbiingender  Ausbau  der  Arbeiter-Bemfi» 
TtRine  möglich  und  durchfölurbar  ist. 

b)  Aus  den  Beschlüssen  des  vom  2.  bis  7.  September  1907  in  Batb 
abgehaltenen  Kongresses  der  Gewerkschaften  Gross- 
britanniens nnd  Irlands  (Trades  Unions  Congress). 

Binenbahnen. 

r>nr  KongTGH»  ist  der  Ansicht,  da.-^s  alle  Ei^enbahnlokidc  unter  die  Bestimmungen 
tler  Gesetze  betreffend  die  öffentÜche  Gesundheit  (Public  Health  Acte)  und  da-  FabriJc- 
gesetüe  fFactory  Act»)  gebracht  werden  sollten  und  beauftragt  sein  pe^lamentariadiflB 
iLomitee,  Schritte  zur  Erreichnng  d<r  «ntsprecfaenden  Geaetxgebung  ta  anternehmen. 

Sonntagsarbeit. 

Der  Kongrese  tnrarteilt  die  Frans  vider  Eiaenbahngesellediaften,  wddie  ihre 

Statinnsv or-tf hiT,  Gpliilfcn  und  andere  Anpr-trllten  zwingen,  an  Sonntagen  f )hr;e  f-'nt 
Schädigung  oder  Zeiten»atz  su  arbeiten,  und  ersucht  sein  parlamentarisches  Komitee 
nnd  dw  Arbeiterpartei,  das  Hans  der  Gemeinen  an&nfordflni,  ketneo  Geaetientwiiif 


i)  Boll.  Bd.  VI  S.  315  Nr.  28. 
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ala  genügend  anzuRehen,  welcher  «ner  Eisenbahngf^sellschaft  vermehrte  Komp"  t.nzco 
ftbettrigt,  weno  diese  QeseltochAft  nicht  ihre  Aogwielitea  für  Arbeit  an  iSoautagea 
cottnt  bcnhlt» 

Wagen  intipekto  reo. 

Nach  Ansicht  dee  Kongresses  ist  es  wfiDschenswert,  dass  praktische  Wagen- 
bauer, Müturwagenmechaniker  und  Geechirrmacher  zu  Kutschern  und  Wageninspek- 
toren ernannt  werden  an  Stelle  der  Polizeiinspektoren ,  welche  gegenwärtig  solche 
Stcllungeu  innehabw;  mach  sollte  nach  Ansicht,  des  Koogreases  das  Uandelaamt 
darauf  bestehen,  daai  olle  ES8enbahDge6ellBcliafta  praktisiAe  Wagcobaner  ate  lo* 
spektoren  a!lt  r  im  Verkehr  befindlichen  Wagen  haben;  endlich  beauftragt  der  Kongreas 
Min  iMurlameotarisches  Komitee,  alle  notwendigen  Schritte  xu  ton,  nm  «fiese  Vorechläge 
dMn  Btaatiaekntir  6m  Lmem  und  dem  BemSr  des  HindatMiats  mit  der  Wirkung 
Tonulegen,  dam  solche  BflilelliuigeD  TOfgeaelnieben  fpevdn* 

tichiffahrt. 

Der  Kongress  beauftragt  sein  parlamentarisches  Komitee,  Schritte  zu  unternehmen, 
durch  wdche  in  der  beabsichtigten  (  tim  tzgebung  über  die  Verwaltung  des  Hafen» 
▼on  London  Bestimmuncen  «Bgeiührt  we^ea  iu)er  die  Verbiodung,  Prüfung  ood 
Konzessionienmg  aller  äfft  der  FTowischiffahrt  mittelat  TrW>kraft  beeoUftigten  HiiiiMr 
lind  n\>i-r  ilic  Verpflichtung  sämtlicher  Barken,  Güter  und  hinreichend  Triebwerk  rail^ 
zunehmen}  sowie  zur  fiinmhrung  einer  sanitaikolMn  Inap^tion  der  Barkenkabinea» 
ob  dSeee  üi  dauernder  oder  gelegentlicher  Verwiendttng  etdieo. 

c)  Aua  den  Beachlüsseu  des  vom  27.  bis  2a.  Soptamber  19U7  in 
J'rankfort  ».  H.  abgebalten«!!  XIL  internationalen  Kongresses 
für  Sonntagafeier.   (Verbandhingea,  Tieipnig  1906,  X  C.  Hinriohwohe 

Buchhandlung.) 

Eisenbahn  f> Tl. 

Die  Eisen  bahn  hehördcn  werden  ersucht,  dahin  zu  wirken,  da^s  der  EUgutdieoBti 
an  Sonntegee  aufgehoben  oder  weni^-r« n«  so  »ngeschränkt  wird,  dass  die  Spediteur» 

Bicht  gpzwTingcn  werden,  das  Eilgut  kurz  vor  der  Kirchzeit  abzuholen  und  dann 
nochmals  einzunpanncn  und  nach  der  Kirchzeit  an  die  Empfänger  fahren  zu  laääeo. 

Schi  f  f  tth  rt: 

Wir  flirdem  von  der  Oeöetzgebung: 

1)  Eiutiihrung  der  völligen  {Sonntagsruhe  im  Binnenschiffahrtagewerbe. 

2)  Beetnfnng  Ifir  jedea  Sdixft,  dai  am  Bonntage  auf  der  Falift  batroHin  wirl. 

d)  Aus  den  ÜescbiUsseu  den  vom  21.  bis  25.  Oktober  1907  zu  Ham- 
borg abgehaltenen  5.  Verbandatagea  des  Deutschen  Seemanns- 
yer  bandes. 

Die  Annahme  betiteht  zu  R(>cbt,  da&i  die  Grossreeder  iu  demselben  Moment 
aufhören  würden,  Chinesen,  Malayen,  Laakaren  und  N^ger  zu  beschäftigen ,  wo  diese^ 
bezüglich  ihrer  Ansprfidhe  und  Bedito  mit  den  deatsdien  Seeleuten  auf  gleiche  Stufe 
pet^tellt  werden  müsstcn ;  daas  nie.  e.s  nicht  werden,  darin  besteht  die  Gefahr,  dann 
bestehen  die  wirtechaftlichen,  sozialen  und  rechtlichen  Nachteile  ihrer  AnatAihmg  fOr 
die  einheiiBiadiett  dentedHB  Seeleatew 

Gegen  diese  erhebt  der  Verbandgta|;  entschieden  Prot'  -t  und  fnrdrrt  Regierung 
und  Rcidistag  auf,  in  Rflcki»icht  auf  die  vielseitigen  Intere^äon  det  deutschen  öee> 
manoschaft,  die  hier  in  Frage  stehen,  aber  auch  in  Racksicht  auf  die  Sicherheit  der 
Schiffahrt,  Leben  und  Gut  auf  dem  Meere,  die  durch  die  Bemannung  der  Schiffe 
mit  farbigen  Mannschaften,  die  der  deutschen  Sprache  nicht  mäühtijg  sind,  am 
denteobe  KommandoH  an  Bord  verstehen  zu  können,  ai^  gefährdet  Mod,  die 
raannung  deutscher  Schiffe  mit  Chinw^n,  Malayen,  Laskaren  und  N'<'g''rn  nur  inso- 
weit zu  gCHtatten,  als  dieselben  der  deutschen  bprache  mächtig  sind  und  sowohl  in 
wirtecbaftlicher  als  auch  rechtlicher  BezidiiiDf  mit  den  dentechtti  Itedeluilifiweiae 
europäinrhen  Seeleuten  gleichgestellt  werden. 

Der  Verbundstag  hält  ein  wfortige»  Einschreiten  der  Regierung  besouders  in 
solchen  Fällen  für  geootcn  und  möglich,  wo  vom  Reiche  subventionierte  bezw.  ver- 
traglich verpflichte  Hamburger  una  Bremw  Schiffe-Ostid^ka  —  lini^  NorddentaeiMr 
Uoyd  und  Hambarg- Amerika-Linie,  in  Frage  kommen. 

Unter  Bezugnimine  auf  die  Resolution  des  Verbandstages  vom  Jahre  ]9Cß  imd 
die  Resolution  des  beemannaachutzkongreeses  in  Berlin  IdOo,  erklftrt  der  fünfte  Ver- 
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^der  Swmannpordnung  und  ihrer  Neben ge^etze  fOr  dringend  erfonierlich  und  hf^mif- 
tragt  den  Zentralvorstand ,  alsbald  bei  den  Arbeitervertretern  im  Reichstage  dahin 
▼orBtelli^  ta  wctden,  dass  sie  gelegentlich  der  nächsten  Etatobermtung  im  Reichstage 
die  Regierung  auffordern ,  dieeb^iigliche  Schritte  zu  untemehmen.    Für  die 
adu^ng  de»  erforderlichen  Materiala  hat  de^  Zentr&lvorstand  ä<»ge  za  tragen. 

'!>««  Krefteren  nimint  der  Vcrbandstag  Beeng  auf  die  BeeoIntioneD  des  RddiBtagee 

vom  April  1JK)2.  in  der  der  Bf  -rl  ^  iL:  Gesetzvorlagen  Aber  die  Bemanijiini^  ^  Vrr- 

})rQviautierung.  sowie  behördliche  Kontrolle  der  Schiffe  und  eines  Tiefladeliniegeset/es 
ordert.  Aut  aieee  Reeolntion  des  Beichetagcfl  liat  die  R^ierung  bialur  weder  prak* 
tisch  reagiert,  noch  hat  der  Reichstag  piy>ater  nnf  die  Erfüllung  seiner  Forderung  ge- 
druncen.  Der  Verbandstag  hält  es  für  die  r/licht  des  RdchBtageä,  erneut  auf  die 
AneriennuDg  dieser  «einer  Forderungen  vom  April  Htf>2  bei  der  Regiening  zu  dringen« 
"srri!  diese  Fordernngcn  im  Intcrepse  des  l;HJiutzes  für  Leinen  und  (iesundheit  der  see- 
manuiecben  Arbeiter  heute  noch  genau  so  berechtigt  und  b^ründet  sind  wie  im 
April 

'*      10.  Beherbergung  und  Erquickung. 

,  .  4us  4eD  BeficUfisBan  des  Tom  2. — 6.  April  1907  m  Leipzig  abge- 
Ut«Mn>  d.  YnrbandsIngeB  det  Verbandes  deutscher  Hoteldiener. 

Der  3.  Verbandstag  des  Verbandes  der  Uoteldiencr  Ist  der  festen  Ueberaeugung, 
da»  die  von  den  Hoteldieneru  verlangte  ununterbrochene  Bubezeit  ?oq  30  Standai 
-dttKhSM  derehf5lirl)T  Ist.  Auch  für  Ade*  md  ffurarte  {«t  eine  Anrnshaie  In  keiner 

-Weis«  prTf(  htfrrtipt  und  not^vt  iiilig. 

1  i4>6r  Verbaudtftag  hält  es  ferner  für  durchaus  notwendig  und  ohne  weiteres  auch 
-für  imdbrnafbrne,  des«  alle  in  Oastwirtschaftsbetrieben  beeebiftigten  Arbeiter  derUn- 

faltvcrBicheruDg  nnt(^tellt  werden  und  beauftragt  die  HaimtifetwsUgng ,  dieMBl 
6tn&e  auf  die  ge^etzgeltend^  Körperschaften  einzuwirken. 

Ferner  wird  die  Hauptverwaltung  beauftngt,  bei  dem  Herrn  R^^ichtskanzler  a» 
mfrflgen,  inwieweit  dem  Beschlunse  des  Rcichetagef,  die  Pnhe'/cit  der  Hilfearbeiter  im 
tTfiatwirtiichaftDgewerbe  betr.,  Rechnung  getragen  ii^t,  bezw.  daiauf  hinzuwirken,  daas 
'itonisin-Sede  stehenden  Beschlüsse  unverzüghch  Rechnung  getragen  wird  durch  £r- 
lass  einer  diesbezüglichen  Vorocdnosg  ooer  CDtspcechmde  gesetigoberiache  Maas» 
nahmen. 

^^       11.  Milifi'ir-         Zi'-il'lienst,  sogepfnu/fr  />■'  ie  Berufe. 

a)  Internal iunule  Konferenz  der  Arbeiter  der  iStaats-  und  Ge^ 
meindebetriebe. 

Die  Konfermz  protestiert  in  Jeder  Weise  nnd  Form  gegen  die  Sdunilening  des 

Koftlitions-  und  FtrcHTTfcht?  für  die  Arl  ritrr  in  i  ffn  tlii  In  ii  rttrirbtn  und  l)etrncbtet 
eä  als  Ehrenpflicht  aller  hier  in  Frage  kouimendeo  Ürganisationen,  mit  allen  Mittein 
für  ein  freiheitliches  Koalitions-  nnd  unbescbrinktes  Streikrecbt  für  eile  Arbeiter 
(iffrntlkher  Betriebe  einzutreten,  da  kic  kcineFweers  auf  das  letzte,  wenn  auch  schärfste 
Kampfmittel  im  wirtschaftlichen  Kampfe  Verzicnt  leisten  können. 

-  'b)  Ans  den  Beschlüssen  des  Tom  2.  bis  7.  September  19(.>7  in  Bath 
'abgehaltenen    Kongreööes    der    Gewcrkschaften  Gross- 
brltanniens  und  Irlands  (Trade»  Uuions  Cougress). 
■Svbnissionen  nnd  Staatsbetriebe. 

Der  Knnprr^o  'hrnTiffrngt  sein  pnrl  amen  tarisches  Komitor,  im  Hanse  der  Ge- 
meinen wahrend  der  nächäiexi  Parlauieutsi^ef^ion  folgende  Re^'o^utioneD  einzubriog«i; 

Nach  Ansicht  diese«  Hauses  fK)IIten  alle  Regicrungskontrakte  «ine  Klansei  en^ 
halten,  welche  festi^etzt,  da.'is  der  Kontrahent  diejenigen  Arbeitsbedinrangen,  Zeiten  und 
.hßhjiQ  innehalten  soll,  welche  von  den  ArbeitgeUim  imd  den  Gewerkvereinen  des 
Bedrks  (und  zwar  unabhängig  von  den  8tücklohn8ätzen),  darin  die  Arbeit  au8zuführ^ 
ist,  vereinl'nrr  wnT-fli^n  -irvi  und  anerkannt  werden,  und  wonach  eine  Liste  der  be- 
zahlten L<>hw  an  autialligiu)  Platze  in  dem  Betriebe,  in  dem  die  Arbeit  auszuführen 
<ls^  anzaschiagMi  ist 

Mangels  dner  solchen  Vereinbarung  über  die  Arbdtsbedingimgen,  Zeiten  oder 
iLßhne  soUeo  diejenigen  Anwendung  üaam,  welche  in  der  nichsten  Stadt  oder  dem 
■ftfhstwt  Besirk  in  Kraft  stelieD.  i.i 
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Firmen,  welche  diese  Bedingungen  nicht  in  ihren  sämtlichen  Betrieben,  ob  bei 
£^enuiffBarbeitea  oder  nicht  innehalten,  sind  als  uofaire  Firmen  «nztuehea  und 
flttnMQ  cllr  SubmiidoiMii  nimt  in  Betracht 

GewerkvereinBvertretern  mW  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  zu  erfahren,  Tnlfllw 
Firmen  des  Berufea,  den  sie  vertreten,  Lieferungen  übertragen  worden  sind. 

Der  KongresB  ist  bitter  enttäusdit  darüber*  das«  sein  parlamentarisches  Komilae 
nicht  im  stände  war,  hinreichende  Unterstützung  zur  Einbringung  der  liesolutionen, 
betreffend  Löhne  in  Staatsbetrieben  und  betreffend  Submissionsarbeiter  zu  finden, 
nidhdeip  dicM  Beiolatioii  mit  so  überwältigender  Mehrheit  im  leliteo  Uewerkvoeins- 
kongress  angenommen  worden  ist.  Der  Kongress  betont  von  luneoi  seinen  Glauben 
an  die  Billigkeit  der  Forderungen  der  B^ierun^-  und  Submissionsarbeiter,  welche 
Gewerkvereinslohusatze  in  allen  Berufen  und  einen  Minimallohn  von  30  »h  pro 
48-Btunden- Woche  für  erwachseoe  jkrbeitor  im  Besirk  London  gefordert  haben,  und 
beauftragt  neuerdings  sein  parlamimtiriachm  Komitee,  in  ^  Siehe  Scliritte  za  ton, 
damit  anläaslich  der  Badgitdelwtte  im  HooM  <rf  Oommoiw  ein«  Bmolntion  nr  Pia- 
Iniseion  geatelit  werde. 

Der  Kongress  Cordart  die  Regiming  auf,  eine  Kommissioo  sn  ef  ueunen,  weldm 
die  Verwaltung  aller  RMterungsdepartenients  untersuchen  und  alle  Einrichtungen  in 
einen  richtig  gflnfhaftamaittigiTn  Zustand  bringoa  soll;  a  erkUM,  daas  die  fiegierung 
im  tateresee  dar  Nation  alle  tfnbmiasionen  fOr  Brfordernisae  der  naticnaien  Verwaltong 
absdiaffen  und  alle  notwendigen  Verwaltungsrequisiteo  selbst  unter  Aufsicht  y(ra 
kompetenten  LäsUaask  in  den  natiom^len  Werkstätten  und  Fabriken  hecstellui  aoUte. 

Marin«.  — 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftraget,  bei  der  Marineverwaltung  vor- 
ateUur  za.  wecden.  um  an  erreichoi,  das«  die  yeraohiedenen  beim  Bau  von  fiasianmgB- 
ao^an  !■  dao  Warften  &  M.  bmohiMgtan  Benfe  mid  BamfeUaaaaB  nichtniaUSar 
besahlt  werden  als  dieselben  ßerufsklassen  in  den  verschiedenen  Schiffsbauzeotren  des 
vereinigten  JCönigreichee ;  es  wird  ferner  beauftragt,  bei  der  Marineyerwakang  vor- 
etellig  zu  werden,  um  in  eneioben,  dam  dieaas  DeparteaMot  hinfort  ab  Menhangnr 
alle  diejenigen  Arbeiter  der  Werften  S.  M.  anerkenne,  welche  ähnliche  Arbeit  vtr 
richten,  wie  die  versdiiedenen  Klassen  von  Mechanikern  in  Schiffsbauzentren  der 
Frivatindnatrie  des  Landes.  Ist  diese  Zustimmonc^  der  Marineverwaltung  nicht  zu  er* 
reichen,  so  soll  das  parlamentarische  Komitee  aidl  frtmfVr.  dia  AA^BUganhait  am 
Hause  der  Gemeinen  zur  Sprache  au  biingoi. 

Hear. 

Der  Kongress  beauftragt  sein  parlamentariaches  Komitee,  durch  eine  Deputation 
an  das  Kriegsministerium  oder  durch  eine  Debatte  im  Hause  der  Gemsin^  bei  der 
Betpernng  dahin  au  wirken,  dass  bei  der  Herstellung  oder  Manipulation  von  Exploeiv- 
stotfen  in  den  gefährlichen  Gebäuden  des  Woolwidi  Arsenals  die  Stückarbeit  abge- 
schafft und  durch  Zeitarbeit  ersetzt  werde,  welche  auf  einem  Wochenloho  von  mindestens 
90  a  pro  4B43tam]aii-Wooha  baalenn  aolL 

Po  s  tb  eamte. 

Der  JKongreu  fordert  hiermit  die  Begierung  auf,  die  Foetbeamten  von  allen 
Baadiribikangen  dar  ToUan  mm  freien  £iaflbung  ihrer  bfiigerlidiaa  Raehla  an 
baftman 

Konkurrenz  zwischen  Zivil-  und  Militärmusikern. 

Der  Kongress  verurteilt  die  Aktion  der  Begierung,  welche  Heeres-  und  Ifaiina» 
MusikgeseUschaften  und  -Musikern  gestattet,  mit  Zivilmusikern  zu  konkurrieren.  In 
Anbetracht  der  Tatsache,  dass  eine  Moige  Zivilmnsifcer  ihrw  Unterhaltsmittel  beraubt 
worden  afaid  ond  UireBaselkftftigung  vemran  baban,  beauftragt  er  aein  pariamantatischaa 
Komitee,  dem  Gewerkverein  der  Zivilmusiker  jede  Untergtützung  zuteil  werdai  zu 
lassen,  damit  der  Konkurrenz  durch  Heeres-  und  Marinemuaiker  ein  Ende  gesetzt 
warde^ 

cj  Aus  den  Beschlüssen  des  vom  27.  bis  29.  September  1907  in 
Frankfurt  a.  M.  abgehaltenen  XXL  internationalen  Kongresses 
ft^r  Sonntagsfeier.  (Verhandinngen,  Leipzig  1908,  J.  0.  Binrinhimdie 
Bnohhandlun^.) 

Der  Kongrepg  beschließt,  dass  die  AnrecTingen  der  Theaterkassierer  dem 
DeutMciien  Bühnenverein  übermittelt  werden  mit  der  Bitte,  dem  Gesuch  der  Xbeatcr- 
kas-i lerer  volle  Auf tucrksamkeit  zuzuwenden  und  auf  eine  mSglifliMfea fieeehrfokwig 4lar 
übermäsaig  aasgedehnten  Sonntagskasaenatondan  biaanwiikan. 
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m.  Haftpflicht  lud  VwslQliianmg. 

1.  Aus  den  Beschlttssen  des  am  19.  und  20.  Ülai  1907  za  Seraüig 
tagenden  22.  ILoiigreflBes  der  belgisohen  fiilfskasBen  (Coogrö» 
Mutiraliste). 

1.  Der  Eongrests 

1)  wfinselit,  dan  Fnnen  nidii  mehr  in  FftbrikMi  und  Wcrkatttten  ♦«rwwidrt 

werden; 

2)  wiedaholt  die  auf  den  vorh^gehenden  KongreBsen  gestellte  Fordeniog  des 
oMigiftiriadiaD  üntemdifo  und  der  oUieatoriidua  Yomiteiuig. 

8»  JHk  KODgnn  fordert 

1)  daf8  die  YnrhanHIo  veranlae^st  werden  pitip  "üntersuchungskomnuBsion  za  be- 
atdJen,  die  nch  mit  dem  Gesetz  über  die  Arbci teun fälle zu  beechiftigen  hat  Diese 
KommiBNooen  aollen  vor  dem  Ib»  September  1907  dem  VorBram!  der  Natioiialai  Verbanda» 
unton  alle  Lficken  dee  Gesetzen  und  alle  Beschwcrdpn,  rn  dfurn  da?  Gp^pt?.  Veran- 
lastnng  gegeben  hat,  zur  Kenntnis  bringen.  Der  Vorstand  wird  sich  nut  der  Com- 
mission  Bjndic&le  zmn  Zwecke  einer  gemeinBamen  und  voUständigoi  Bearbeitung  d&r 
J^nche  ins  EinveAiehmen  ectKen.  Der  von  diesen  beiden  Organen  gemetnschanlidi 
auegearbeitete  Bericht  soll  an  sämtliche  Al  geordnete  ond  Senatoren  gesandt  werden. 
IKe  Verbände  Terpflichten  sich  auf  Ehrenwort,  dieee  Be«chlü»se  anfizaruhren; 

2)  das»  die  Kegierung  ArWiter  zur  Kontrolle  der  Anwendung  des  Or^etzcs  fiber 
iiie  Arbeitsunfälle  emeone  und  den  kümgiidieu  ErliuMi  vom  30.  August  lülM  zurdcit- 
ziehe,  in  welchem  der  in  Art  5  daa  OaaetoBa  vooi  94,  Daeenilwr  190B  TOmeelMBe 
Tarif  angestellt  ist 

3)  Der  Kongreee  fordert,  es  möchten  den  BückTfsnrichenui£B-,  InvatiditSta-  und 

Prnsitm-kast^fn    auf  f1'jpfri?^citigkeit  ßtaat*prämien  gewiliirt  WtoiB»  .wie  dtt  flr  die 

Einzahlungen  in  die  Aljgemäne  PensionskaaBe  geschieht 

2.  Aus  den  Beeohlflesen  des  vom  81.  August  bis  2.  September  1907 

zu  Berlin  abgeTiflltenpn  Terbandstages  Dcut^chrr  Handlnnj^S- 
gehilfen  in  Lei]iziir.    (19.  Schrift  des  V.  D.  IT.  zu  Leipzig.) 

VersichernngBWcsen  ^untfchliepslich  PensionEvereicherune). 

Dm  seit  Bestdien  des  KankeDvergicherungsgesetzes  die  Lebendieltang  wesentlich 
kostspieliger  geworden  ist,  somit  Farn ilien Täter  mit  einem  Einkommen  zwischen  2O0O 
und  3000  M.  sicher  noch  zu  den  wirtjschaftlich  Schwachen  gehören,  erklärt  der  1907 
zu  Berlin  stattfindende  Verbandatag  dea  Terbandes  Deutscher  Handlu^agehilfen 
Leipzip-  eine  Erhöhung  der  Einkommenpprenze  für  die  KrßnVenvpraiohprnnpT'pflicht 
▼on  Handlungsgehilfen  und  -lehrlingen,  BeLriebsbeamleii  u.  s.  w.  als  dringend  uut- 

VorRTrliPrnng-  dsr  Privriffinpc tollten. 

Der  V.  D.  H.  erhebt  auf  meinem  Verbaiidötage  in  Berlin  die  Forderung  nach 
einer  staatlichen  Alters-  und  Invalidität^ver^icberung  der  Handlnngsgehilfen  nnd 
anderer  Privatangeetellten  durch  Ernchtun^r  einer  beeonderen  Veniehamngdcaaae. 

Das  Versicherungsgeeetz  soll  ^undeätzlich  festlegen: 

1)  Venfcherungi^zwang  und  ZwangsverBicherung  ffir  alle  Handhrn^sgehUte, 
anfer  AngschluM  da  Bemiang  «cgeA  MitgliedacJutft  bei  anderen  Teni«£enngp> 

Unternehmungen ; 

2)  die  Berufsinvalidität; 

3)  das  vollendete  65.  Lebensjahr  zum  Besinn  der  Alterazente; 

4)  die  Bentenzahlung  an  die  Wltwoi  nna  Walsen; 

5)  höchstens  10  Proz.  de.^  HohaltK  al.=  IvitKihriibeiträge  und  VerpfUdltling  4mI 
Arbcitgebera  zur  Uebemiüime  der  Hälfte  der  Beiträge  auf  seine  Kosten; 

6)  BeotenjsuscfaQBa  ans  Bdchamitteln  in  gleicber  Weiae  nnd  HQhe  wie  bei  der 
Afbciterfaiaiclicnng. 

8.  Ana  den  BeeeUtleBen  des  vom  2.  IiIb  7.  September  1907  in  Bath 
abgehaltenen  Kongresses  der  Gewerkschaften  GroBS* 
britanniens  nnd  Irlands  (Trades  Unions  Congreee). 

ITmL  Bd.  I  &  90  iukI  878  Hr.  1. 
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AltersrenteQ. 

[n  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  die  Frage  der  AlterefenteD  wahrend  vieler 
Jahre  das  Land  beechäftigt  hat,  und  dass  bei  der  letzteo  grossen  Wahl  die  grosse 
Mehrheit  der  Parlamontiimitglieder  sich  bestimtut  verpflichtet  hat,  für  Alterareaten 
einzutreten,  gibt  der  Kongress  aeioer  Bafetäutichuag  dsj^ber  Ausdrack,  dass  die 
gierung  wÜirend  der  letzten  ParlamentsseBsion  solche  Altersrenten  nicht  etngeffihxt  iuä. 

Er  verurleilt  weiter  das  Vorgehen  der  fl<vierutig,  welche  die  Steuerzahler  am 
VL  Milüoaeo  währeod  de»  leUtea  Jahres  erleichtert  hai,  welche  für.  Fgosigna^weidBe 
Uueii  fcrwoidet  werden  kOntten  nnd  acdleo.  Et  f^ert  diruiii  den  Fl&aiiziirinbtar 
ftof,  im  nächsten  Budget  bis  zum  1.  Januar  KKX)  Vorkehrungen  zu  treffen  für  die 
Auszahlung  von  Ken  ton  von  weuijrat^  5  sh  pro  Woche  an  alle  Personen  ioi  Alte^ 
von  00  Janreo  oder  mehr. 

Endlich  beauftragt  der  Kongress  »ein  parlamentarisches  Komitee  und  fordert 
samtliche  Mitglieder  der  parlamentarischen  ikxbeiterpartei  zur  Mitwirkung  au/,  im 
»Dzen  Lande  wahrend  der  Wintermonate  eine  heftige  Kampagne  zu  füihrea,  dmv^ 
fite  unverzügliche  Lösung  dimw  dringenden  sozialen  Problem^*  erreicht  werde.  ^ 
,  Der  Kongress  uaterstützt  den  Vorschlag,  wonach  Töpfer  und  Crzgiesser  UUtaK 
qM 4|elllttlichen  Berufe  der  dnti* n  Anlage  zum  Arbdtercntschädigungsg^ae^^);,!!^ 
genommen  worden  sollen  und  beauftragt  sein  parlamentarisches  Komitee,  aUtelljM.  Ifl 
•einen  Kräften  »tobt,  zur  Erreichung  uie:.ser  Aufnahme  zu  lun.  .  ,     .  § 

Das  parUim entarische  Komitee  wird  beauftrag,  leder  Gesetzgebung^  weldlA  .dSf^ 
hin  zielt,  die  Haftpflicht  der  Bartceneigeatümer  für  Körpy^fflfitf niigim  {jf^^l^g^  ^if§ 
deren  Nachlässigkeit  zu  heschräaken,  eatgegenxuarbeitao.  .  V  .  . 

4.  Aua  den  Beschlflasen  der  54.  Qeae>r«lywiirtiihmg  de^JCl^t^la^likfc»tt 
Deutsohlaud»,  September  1^07.,       ,  .  ,   .  " 

»ift  'Priratbeamte. 

Nachdem  die  Geeetzffebiifi|^  in  den  letzten  Jahrzehnten  sich  in  erfolgreicher 
Weit*e  der  B<egelung  der  Verhältnisse  der  Handwerker,  kaufmännischen  Gewerbe- 
treibenden,  derXaudwirtschaft  und  der  Arbeiter  angen^Momeo  hat,  weist  die  öl.  Gcneral- 
TerBammlnng  der  deutschen  Katholiken  wiederholt  an!  die  Notwendigkeit  der  gesetz- 
lichen Refonn  i  /ii  <  liin  tt  '.er  verschiedenen  Zweige  des  Privatbeamtenstandee  hin. 
Insbesondere  erscheint  die  läinftihmng  einer  reich^gei^etzlichea  Phvkkbeaaiteii'Via^ 
eMierunf  naoh  im-Mgm  VemMtüi  dar  Vereinigungen  dir -MMIlMnMi  reif 


,5.  Au^  den  Beachlüt^sen  des  vom  20.  bis  22.  Oktober  1907  zu  Bj^rlia 
i^bg^alto&eii.ll..deiitiseheji  Ar.Veit^irlEOBgresses^  '■  V. 

•  VecaehlechteruBg  der  ArbeiierTertioherung.  it.....!!  .  ,y 

„Der  zweite  deutsche  Arbeiterkongress  prota^tiort  mit  RntJichiedenheit  c^egen  dia 
Bestrebungen  zur  Verschlechterung  der  ArbeiterversLcheruDg,  wie  die  in  der  Furcjierung 
pach  Beseitigung  der  Ideioen  BeateQ  bcidsrlaadwirtschaftlichea  Unfallberufsgm^aMa- 
Bchaft  zuti^e  iretai<.iind  Ton  aiudoea  laadwictsckaftlichea  Orgaoti^ti^eo  .g^, 

Fordert  wird.  '  ,  ?   

Die  Abschaffung  der  kleinen  Renten  bis  zu  25  Proz.,  selbst  bis  zu  33  fProz., 
wie  es  verschiodeee  Leodwirtschaftskammern  verlangt. haben,  bedeutet; nicht /Uitf  eine 
8(nfidignng  der  Uodlidieo  Atbeiter,  soadern  ebenso  d^r  kletuerea  .  uod  .^ttjaf^ 
Bauern.  Uerartige  Massnahmen  sind  höchstens  geeignet,  die  r^wHfli|jH|^n^^niy^, p^y^ 
und  die  Landwirtschaft  selbst  in  Misskredit  zu  bringen.  . ...  '.-,,31  o 

Der  Koogreis  spciclit  die  JBrwtrtQBg  ans,  .de»  die  iRegientng.iiod  dle.Pirteieo 
des  ReichHtäge^  diasen  Bestrebungen  nicht  nur  keine  Folge  geben,  sondern  die  Aua- 
nahmfisteilujag  der  laadlichea  Arbeiter  in  der  sonalen  iäesetzgpbaog  beseiitigf^  helfen 
werden,  vor  allem  durch  Eiwbeiaelumir  »dwyelben  ia  4i«  IPmamiiv^elNräiv 
iiihraag  des.KoeUkioQanQbtqi.*.'  .!   !  '!  .>!  ,•?.'!  -.       r    -  i  . 

1)  BtüL  Bd.  T  8.  478  Nr.  4  oad  8.  496. 

.'     :    .  !    .   .      •  ^       -       t         .        .      .    -  .•  »    .'I    .       ,  ./ 

.   •                      ■         '        .       «  »     f     -I      ....      I  f, 
 '  f  I       I  I   .  .1  » 
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MUano.  —  C  =  U  «ontnlto  di  lavoro^  Bom«.  —  d».  «  Der  Coiifeur,  Bern.  —  Cvnt 
«  Coalinait.  «—  Cor.  «=  Gonwpondaat.  —  C.  0,  V.  a  Central  Qrgaan  Toor  de  OngeTaUen« 

Vcrz^kering.  —  C.  0.  W.  =  Ceutraal-Orgaan  voor  de  werklieden-Verzekering.  —  C.  Rev. 
~  Cootemporaiy  Beview.  —  Cr.a.  =  Cdtica  ipciale,  Milano.  —  Ct.  Charities.  —  <XS.A^ 
Correepondeniblatt  Ar  Sdiweiaer  Acrat».  —  OutL  8.  Cnltora  loeiale.  Bona.  ~ 
D.  A.O  Z.  Pir  Deutsche  Arbeitgeber-Zeitung,  Berlin.  —  D.  Ai.Z.  !>rtii^<  hr  Arbeite- 
linnenzeitung,  Berlin.  —  D.C>  =•  DcMninlon  of  Canada,  The  Labour  Gazette,  Ottawa.  —  D«Vf , 
»  L»  D«Toir,  Baris.  D,0,  I^gn7.  —  Div.  a,  Div«oiBe  aoofad«,  Borna.  —  D.  XJB. 
DeDtNh«  InOmMi-Mtmtg,  Bedin.  —  D.       «  DmiMbe  Jnriit8B<2«itiiag.  —  D.  <m2^ 
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Deutsche  Kulonial-Zeitang.  —  Dl.  =  DcotscMaDd.  —  D.  n.  A.      Det  ny  Aarhundrede. 

—  D.  O.  =  I>er  deutsche  Oekonomiat.  —  D.  R.  —  Deutsche  Bevue.  —  D.  T.  =  Dansk 
Tiditknft.  —  D.  T.Z.  —  Deutsche  Techniker-Zeitung.  —  D.  =  Deutsche  Wirtschafts> 
xeitung,  Berlin.  —  D.Z.  Dachdecker-Zeitung,  Frankfurt  a.  M.  —  £  De  luxmomlit, 
'sOraveahag«.  —  .ff.  .i.  £1  Boonomiat»  An^tino.  —  M.^  Th«  £oalloaii•^  London.  — 
JSo.  i^.  »  feanomiMe  Fran^ai*.  —  Bco.  L*Beoiioidlita,  FInBte.  J5S».  «  Eoonomi« 
Review,  London.  —  E.  hui.  ri^enbahn  und  Industrie.  —  Fi.^.  -  Der  Kisenbafancfp 
Wim.  —  f.  /.  •  Emuomic  Journal,  London.  -  E,  It,  Edinburgh  Keview.  —  £.B,0, 
m  Ediloriil  BaOiMd  OtMtte.  ^  JT.  8.  F.  «  BkoBonblni  Bamtaad««  i  Finland.  —  E».  Fr^ 
=  Evangdische  Frautuzeitung.  —  ^/  ^  Exptirt.  —  EJ!.  =  Oesterreiohiache  Eisenbahn- 
aeUoBg.  —  Fg,  =  Der  FachganoMe,  Drewien.  —  Firuk  T.  b=  Finak  TidakiilU  —F.Jt.mm 
Fortalgliily  Beriaw,  LoDdoB.  —  iV.     F^«nb«w^ng.  —  »  Ptmokfiixter  Z«Hniif. 

—  F.  T.  <^  La  Ffdf  rnti  n  Typoprnphique.       ^.  Tn/.  =^  Ffirsäkringaföreningens  Tidskrifk 

—  O.  =  Der  Geweikver«'in,  Berlin.  ~  Gm.  Glückauf.  —  Gb.  —  Gemeentebelangen.  — 
Oenm.  =  QemeinwohL  —  Gen.  —  Die  GeooesenHchnft,  Wien.  —  Gex.  =  Gesundheit  — 
(rrtr.  Die  Gewerkschaft,  Berlin.  —  Og.  «=  Der  Gastwirtsgehilfe,  BLr]in.  —  Ci.>rji.  ?.  Ee. 
Gioruide  degli  licouomisti,  Borna.  —  G.  K.  G.  —  Gewerbe-  und  Kuurrnaunsg^neiit,  Berlin 
und  Frankfurt  a.  M .  -  GLZ.  «>  Die  Olaser-Zeitung,  Karlsruhe.  -  G.  P.  «  Die  Graphiacte 
Presse,  Leipzig.  —  Gr.A.  Grundstück- Archiv.  —  Qteh.  Die  Gewerkschaft,  Wien.  — 
G.T.  R.  =  Gewerblicii-Technischer  Ratgeber.  —  O.  u.  Ä.  =  GeaeU  und  Recht.  —  G.  F. 
s=  Genossenschaftliches  Volksblatt,  Bern.  ■ —  Gw.  ~  Gegenwart.  —  U.  ^  Handelvstud. 

—  i7.il.  Die  Heimarbeiterin,  Berlin.  —  Ha.  «  Der  Hafanarhtitor,  Hamburg.  —  ir.jB. 
HandluDgsgehülfenblatt,  Hamborg.  —  JEt.  0.  ^  Hand«!  mid  Ocmibe,  Beriin.  —  H.  I. 
Handel  und  Industrie.  —  Hi.  ■=  lluh-.  l?erlin.  —  H.M.  =  HiiaddsillllBeum,  Wien.  —  IJn. 
^  Der  Hoteldiener.  —  H,  8.  ^  Huaxadik  Ssäzad,  BudupesL  ~  A  7.  ss  Helvetiiohe 
T}'pograpbia,  Baad.  —  SljK  —  Holttrbeltemitung,  Stuttgart.  —  T«.     bdtntrfn.  — 

=  D<MU.-rh  -  Indujttriebcamten-ZcitTiDLr  I^erlin  —  /.  M.  --  L'Italia  M (  <!  rnu,  Tvnui.a  —  Ind. 
«  Die  Industrie,  Wien.  —  I,B.  =  Lidependent  Review.  —  I.Z.  «  Die  Ind{utrie-Z«ituag.  — 
Jl  «i  Jngendfllnofg«,  Bailiii.  —  J.  A.  ^  D«r  jvgendlkh«  ArbcHtr,  Wim.  —  J.  B.  W. 
Jahrbürhf^r  für  Berg-  und  Hüttenwesen.  —  /  (".  V.  Jonrnal  des  Chambrea  de  rnmm.  rre 
et  d'iodustrie,  Paria.  —  J.d.C.^  Journal  des  Correhpoodenls.  —  J.  E,  ^  Journal  de* 
Economistea,  Paria.  —  J.  L,  ^  Jvstice,  London.  —  J.  B.  8t.  ^  Jahrbücher  für  Nati<MiiI> 
Ökonomie  und  Statistik,  Jcnn.  —  J.  P.  E.       The  Journal  of  Political  Economy,  Chioago. 

—  J.  St.  S.  e=  Joomal  of  the  Royal  Statistical  Society,  London.  —  K.  —  Der  Kamji^ 
Wien.  —  £  J*.  H  Kultur  der  Familie.  —  M.  P.  ^  Kommun.  Praxis,  Dreyen.  —  JT.  JE., 
=  Konsumgenofwcnsohaftllche  Rundschau.  —  Kril.  Bl.  ^  Krit.  BlÄtt«r  für  die  j^anito 
Sosialwisseuscliaft,  Dresden.  —  X.  S.  ='  Közgaxdasägi  Szemle,  Budapest.  —  AT.  W.  = 
KstboL  Sociaal  Weekblad.  —  Xu.  «  Der  Kupferschmied.  —  Kult.  *  Ktütorfragen.  — 

F.  Der  Konsumverein,  Wien.  —  E.v.A.  Kamer  van  Arbdd.  —  L.  C.  BnUtti» 
de  U  8oci£t6  de  Ligialation  Compar€«,  Paris.  —  L.  Q.  =^  The  Labonr  Qaiette,  London.  — 
L.  I.  T.  —  BoUcttino  della  Lcga  indu.striale  di  Torino,  Torino.  —  L.  L.  =  Labour  Leader^ 
London.  —  L.  Mau, »  Labor  Bolletio  of  tli«  Commonwealth  of  Maasachosettiif  Boaton.  —  JCo«. 

—  MaaiiM'  Rvndiehni,  Blllter  fttr  ▼«nldi.>WkMnacli.,  Leipzig.  —  M.  C.  B.  8.  ^  Hand* 
Schrift  van  lut  Centraal  liun-üu  vi>or  <le  Statistiek,  'h  Gravenhage.  —  M.  Ch.  ^  Monalk» 
achrift  für  christliche  Sozialreforiu,  Basel.  —  M.  E.  ^  Hönde  Eoonomioue,  Paria.  ^ 
JMd.'^  MedddAiiden  Irin  k.  KmnmMtkoD^  AMeUng  fBr  Arhnlwlitlimk,  Bloehheilm.  — 
3fr .V.  A.  == .  Meddelelser  fra  norsk  Arbejdsgiverforeuing.  -  M-  f.  S.  •=  Mnnnetlssbrift 
for  ^undbedspleje.  —  M.  G.  B.  =  Mitteilungen  für  die  Gehilfenschaft  des  Buch-,  Kunst- 
und  Musikalien handela,  Wien.  —  3f.  G.  M.  —  MitteQiingen  dea  Qcwerbehygtenlaefcgn  Mimotiim^ 
Wien.    -  M.  0.  Sz.  —  Magyar  Gaxdik  Saemlije.  —  Jtf<mt<.  er.  ^  Mouvement  ^oonomiqne. 

—  M.  R.  —  Medizinische  Reform,  Berlin.  —  Jf.  Rev.  •  Monthly  Review.  —  M.  S.  ■=  Le  Mnsfte 
Social  (AnnalMi),  Paris.  —  lt.  S.  A.  M.  =  Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  München. 

—  M.  Soe.       Le  Mouvement  S  fcijülste,  Paris.  —  Jf.  S.  O.  —  Le  Monitenr  des  Sjndioata 
ouvriers,  Paris.  —  ^T.  "»  >aUou.  —  N.  A.  ™  Nuova  Antalogia.  —  N.  Ä.  R.  North 
American  Review,  N«w  York.  —  N.C.«^  Nineieenth  Century,  London.  —  N.  C.  F.  B. 
National  Civic  FederatioD  fieview,  New  York.  —  JV.  d.  —  Naie  doba,  Prag.  —  N.Fr.^  lUfnm 
Franenleben.  —      0.  —  Nene  Gesellschaft  —  JV.  R,  C.     Nfenwe  Botterdamaehe  Coorant. 

—  JV.  7*.  =  Nation.ili'konomi.sk  Tid-^-ikrift.  —  N.  t.  ^  De  nieowc  Tijd.  ■-  X.  T.  F.  ^ 
Nordisk  Tidsakrif t  for  Faengselavaeaen.  —  JV.  K  »  Kew  York,  Department  of  Labor  BoUetia. 

—  N.E.^  Die  neue  Zelt»  Stattgart.  —  JV.  g.  B.  Neue  Zfireher  Zeftanff,  Zttrfoli.  —  Ol 
^  Outlook.  —  Or.  E.Z,  =  Oesterr.  Eij^enhalml  .  imti  :i  7. K  h  l'   ''.Vi.  r         n,-.  Tnd.  ^  Bund 

Oeetcrr.  Industrieller,  Wien.  —  (Je.  V.  =  Oesterr.  Verwaltungsarchiv,  Wien  und  Leipzig. 

—  Qe§L  Sa,  mm  OerterreloblMlies  BaBltiIwraw,  Wien.  —  0$ti.  VJS.  >9  Oeaterr.  T enUbt- 
ranganitDiig.  ~  O.  /.      Organe  Indnstriel.  ^  0.  JC  s  OvTiter  llfnenr.  ^  On.  OlMOff 
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tttrodohoe  podShkf,  Prag;.  —  0.  $.  e.  =  OdboroT«  sdnifenf  teekoslovanskt,  Prag.  —  O.U.  -ff. 
— =  Oesterreiebuch-anganscheii  Ebenbahnblatt,  Wien.  —  p.  »  Der  Proletarier,  Hannovar. 
P.  B,  —  Patrie  Beige,  BnixeUc«,  —  P.A  Z.  =-  Piivat-Beamten  Zeitung.  —  i».  C.  S.  I.  ^ 
Profrew  eWc,  »ociml,  hidiistrfal,  htfiAim.  —  Pk.  M.  =  PhoU^pbiiKsher  HilfBarbciter,  Btrlin. 

—  P.  o.  JT  -  r  .linv.  '  <!]  K\iltur.  —  /V.  =  r',  hl«M3,  Pnip.  — P.  Rev.  -=  Pokrokovä  Hevue. 

—  P.  Ä  =  P«ix  Sociale.  —  Q,  J,  ^  The  Qnarterly  Joarnal  of  Economlca,  Borton.  —  Q.  R 
QiiMlIeiiiB  TwKqacfl  de  LCgUaMoo  osTri^  et  d'leononie,  Lyon.  —  Q.  R.  wm  Tbe  Qaar- 

terTy  Review,  Lond  ;  .  —  R.  «  Der  ReRuliitor,  BrrUi.        A'..^. -=  Reichsnrbeitablatt,  BerMn. 

—  iZam.  =  U  Bumazsini,  gioniale  italiaAo  di  medicioa  sociale,  Firenxe.  —  JR.  A,  2*.  b 
Bame  äm  Aeddviti  da  'tnmSL  —  B,  B.^  B«Tue  d«  Bdgiiiii«.  <—  ff.  BI.  w  Rerae  Bleu«, 
Fuil.  —  B.  Col.  =  Rirista  colonialc  Roma.  -  Ii.  0.  P.  =  Rivista  dei  comuni  e  delle  pro- 
^Isde,  Firenze.  —  R.  D.  C.  =^  Riviata  di  diritto  oommerdale,  indostriale  e  maritimo, 
Mllano.  —  R.E.'^  Reyne  d'Eoooomie  pdUtfqne,  Faria.  ^  Jfo.     Saa  Badit,  Vlaa.  —  Stf, 

A.  V.  =  Rcformblatt  für  Arbeitenrersichemog,  Frankfurt  a.  M.  —  Ref,  ecoit.  ^  Riformc 
teOBomiqne.  —  Rif.  *oc.  — •  Ritorme  sociale,  Pari».  —  Rev.  Bord.  =  Revue  ^cononuqoa 
da  Barteanz,  Bordeaux.  —  Iba.  e.  «  BeTista  cat61ica  de  la»  cnostiones  sooialeii,  Madrid. 

—  Rev.  fe.  int.  ■=  Rem«  toonomiqoe  infemationule,  Paris.  —  Rev.  Tut.  =  Revue  Inter- 
nationale de  Sociologie,  Bruxelle«.  —  Rev.  M.  Revue  des  dcux  Mondcj*.  —  Rev.  P,  = 
Barac  de  Paris.  —  Av.  Äa<.  Revue  de  Statistique,  Paria.  —  Rev.  Tr.  -=  Rerue  du 
Trarail,  Bmxellea.  —  JR.  (?.  «>  Railroad  Gazette.  —  Rif.  Soe.  «=  La  Riforma  Sociale, 
Torino*Roma.  —  R.  I.  L.  =  Rirista  di  diretto  e  giariaprudenza,  patologia  sociale  e  medi- 
ciua  forensi  sngli  infortuni  del  lavoro  e  suUe  disgnude  accidentali,  Pisa.  —  R.  I.  8.  S.  a= 
BivkU  lataniaiioiiala  di  adeoae  aooiali  a  diadpiUna  anailiari,  Roma.  —  S.  It.  RiTiata. 
ditalla,  Boma.  — >  9.  JT.  *>*  Barw  Ifarittma.  —  Jt.  JT.  ss  Baasegna  naxfonale,  UreoKe.  — 
R.  P.  ■  Kivi<^fu  j)!  jidI  ,rr  (Ii  pülitica,  letterc  e  scienze  social!,  Roma.  —  7?.  P.  P.  Revae 
politiqne  et  parlsÄnentaire,  Paris.  R,  B.  =  \jk  BeTiie  (asdenne  revue  dea  icTvaa)^ 
FiHs.  —  JB.  A  M  Beviie  ariandflqna^  —B.B.A.T,^  Bvrm  Bniaaa  das  aeddents  da  tnmdl, 

nf■^^v^.  —  R.  S.  C.  s=  Revue  socialfste  ratholiquc,  Lourain.  —  R.  tor.  Pun  ii.'  ■^ooiäliste, 
Paria.  —  R,  Synd.  — =  Berne  Byndioaliste,  Paris.  —  jR.  U.  M.  —  Kevue  univ.  des  minea. 

—  ft  ■>  La  apattaten,  rlTista  poUttea,  Borna.  —  Bat.  B.  »  Satarday  B«?iair,  londoD.  — 
Sekm.  JJB.  e=  Jahrbuch  ffir  Oesetzf^ebung,  Vemraltung  und  Volkswirtschaft  itn  Deutschen 
Beiche,  Leiptig  (SchmoUer).  —  Sehw.  EU.  —  Der  srhw&bii»cbe  Eisenbahner,  Stuttgart.  ^ 

B.  B.^  Baaktfervexeti  F^rtaattS.  —  Ä  Ä  Sozialer  Fortachritt,  Leipzig.  —  S.  G.  F.  —  Sozial* 
Oasttzgebnng  und  die  Frauen,  Breslau.  —  ^S.  G.Z.  ^  Schweizeri-fhr  Gewerbezeitung.  Bero. 

—  S.  In<L  Sichsiacbe  Industrie.  —  S.  J.  S.  B.  =  Statistische  Jidirbüchcr  deutscher  Stftdte, 
Breslau.  —  8.  K.  =  Soziale  Kultur,  M.*OIadbach.  —  8.  K.  V.  Schweizer  Konsumverein, 
Basel.  —  A  Jf  •»  Sozialistische  Monatshefte,  Berlin.  —  8.  M.  H.  •=  Soziale  Medizin  und 
Hygiene.  —  Soe.  R.  >-  Sonale  Revue,  Essen.  —  8.  Soziale  Praiis,  Berlin.  ~  8.B.»m 
Soziale  Rundschan,  Wien.  —  ^S'.  Tid.  •=  Social  Tidskrift,  8tockbolm.  —  St.  K.  =  Statisti- 
aAa  Korraaiiondaiu.  ~  £(.  if.  -°  Statistische  MonataBchrift,  Brfimi.  —  St.  T,  ^  Stataak. 
Tldskrlft.  —  Ar.  .ff.  —  SiretiA  Export  —  8.  W.^  Soeiaal  Wadrblad.  —  S,  W.  8.  ^ 
8c^^v.'i7,  rische  BiAtter  ffir  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik,  Bern.  —  Z.  H.  ^  Schwoiz. 
Zeitschrift  ttr  Goaeinofitsigkeit.  —  T.  The  Times  {fj.  8.  Literajj  Supplement), 
iMdoB.  —  T.A.^  Ttdalnm  for  AilMfdarfenikrinf ,  KatMohsvii.  ^  T.  F,  ^  Tldakrilt  tot 
Forsargelseavaeflen.  —  Tg.  ^  Der  Ti^.  —  Th.A.  =  Thfinen-Archlv,  Organ  för  exakte  WixU 
sehaftiforBehang,  Jena.  —  T.  I.«"  Tidskrift  for  Indosiria.  —  Tijdschxift  van  bat  Ca»' 
«laal  finraan  voor  da  fltaliatick.  'a  Oiavenhage.  —  T,  M,  N.  »  Tijdaduifl  dar  Maalaebappi) 
van  Nijverheld.  —  T.  -Y.  =  Lc  Travail  National,  Paris.  —  T.  R.  =  Technische  llvr.d- 
aehau,  Berlin.  —  TV.  CR.  =>  Le  Travail  Chr6tien.  —  T.  8.  ff.  •=  Tijdschrift  voor  sociale 
Hygiene.  —  T,  U.  ^  LeTraitde  l'Union,  Liftge.  —  IW.  «=  Tuberculosis.  -  T.  W.  Tech- 
nisch Weekbl.  —  17.  =  Umschau.  • —  l'r^  —  T.'rmnritnrin,  Milnno.  —  F.  =  Vorwf5rt«,  BerllOp 

—  V.  A.  <^  Yolkstiunliche  Zeitschrift  .'ür  piakiii»che  Arbeilerversicheruag,  Magdeburg.  — 
r.  BL  —  yolkairirtochaftliche  Blltter,  Berlin.  —  F.  ßf.  U.  ^  VoIkswirtaehafUiehe  MiW 
tellungen  ans  Ungarn,  Budapest.  —  V.  St.  ^  Vierteljahrshefte  aar  Statistik  des  Deutschen 
Beiches,  Berlin.  —  F.  T.  —  Vragen  des  tijds.  —  F.  IF.  —  Yolkswirtschaftliche  Wochen» 
achrift,  Wien.  —  1F.  /!.  =  Wiener  Arbeiterzeitung.  —  IT.  A.^.  ^  Westdeutsche  Arbeiter» 
■aHong,  M.-Gladbach.  —  TT.  J?.  ^tknt  der  Eiaenbahner,  Hambarg.  —  'Wtrkm.Z.  — 
Werkmebterseitung,  Düsseldorf.  —  W.  T.  ^  Waifcndater»  tmd  Tiidwtrlebeanil«niei(vng, 
■R.  ;<  henberg.  —  W.  I.  N.  =-  The  Women's  Tndustrial  News.  -  TT'  V  ö  =  Wochenschrift 
des  ntederOaterTeichischeD  GewerbevereiDS.  —  W.  Bev.  ^  Westminster  Review.  —  W.  8.  M. 
>a  WodicDadirfft  fBr  aodala  llediito,  Bafttn.  —  W.  T.  ^  World  to-day.  ~  W.  T,  U.  « 
The  Women's  Trade  Union  Review.  —  T.  R  -     The  Ynlc  Review,  New  Häven.  —  Z.  A. 

Zeitschrift  ffir  Armcnweaen.  —  Z.  B.  ^  Zeitschrift  für  Bergrecht,  Berlin.  —  Z.  C.  0. 
*  ZentralMatt  dtr  ahriaOkliin  (knarkaoliaftHi  Danlaelilandai  ]f.'Gl«dbaoli.  —  Z  GM,  » 
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^Mtidirifl  für  Gkwerbehygieae,  UnfaUTerbütung  and  Axbeiterwohlfahrtseinrichtungen,  Wien. 

Z,  g,  ßk  Zcatwhzift  für  di«  geaMBt«  8lttiWMiWnoh<ft>  Tübüifni.  —  Fr.  Sl,  L. 
—  Sritodurift  d«  KgL  Prasw.  Btattttfuhwi  Lndanml«.  —  ^.  &  —  ZdtKlirift  IttrSodah 

Wissenschaft,  Berlin.  —  Z.  S.  M.  —  Zeitschrift  für  soziale  Mediziu.  —  Z.  N.  St.  L.  —  Zeit- 
aohrifl  dai  KgL  Siebs.  Skitbtiflcben  Luid««amt«k  —  ^  —  Di«  ZtÜKimft,  Berlin.  —  J?.  V.  D.  L 
M  ZeitBohiift  des  Verein«  Dentadter  Ingenleare.  —  Z.  Vm.  =  Zeitidiiift  fllr  die  geeemta 
Vcrsi«^hcning;<wis.«ensrhafl,  Berlin.  —  Z.  V.  S.  V.  =  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial* 
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1.  Arbelterschutzgesetxsebuf*, 

A.  Internationale. 

1.  Die  ArbeiterschutzKesetzgebiug  des  Auslandes  un  Jahre  1906.  A^.  XVIIL  19. 
ö.  908-30«. 

2.  Internationales  Abkommen  über  die  Nachtarbeit  der  in  der  ladaskrie  beMshiftjgtflD 

Frauen  in  Luxemburg.  6".  P.  1907.  XVI.  49. 

3.  Das  iDtematioDale  ADkomnicn  über  die  Nachtarbeit  der  in  der  Indnfltrie 
whaftiptpn  Frauen  in  Frankreich.   S.  P.  1907.  XVI. 

4.  Moviiuiouto  social  interna(üonal;  cunvencioDcs  intemacionaies  t»obre  la  prohibiciön 
del  trabajo  nocturno  de  las  raujeres  y  sobin  In  prohibiciöo  del  empleo  del  fosforo 
blanco.  B.  Ära.  1907.  458.  p.  20—22. 

5.  InternatioDal  Labour  L^HlatioQ— Ditipatcheä  oa  thc  Subject  from  the  Colonial 
Office  referred  to  the  Minister  of  Labour.  D.  C.  1907.  1.  p.  78—81. 

a,  Lea  oonvflQtioDS  diptomatiquea  ponr  ]m  noddeato  du  tntynit  T.  jr.  1907.  IH.  Aag^ 

B.  Nfttionnlck 

7.  Arbeitsfeld  für  soziale  Gesetzgebung.   V.  1907.  17.  III. 

&  Arbeiteröciiutz.  S.  P.  1907.  XVII.  1,  2,  3.  etc.  s 
9.  Arbeiterschutz  oder  üntemehmerschutz.  C.  G.  D.  1907.  37.  8.  577—679. 

10.  Rumpf.  Zur  R^^form  der  sozialen  Geftetz^^ebung.      JU.  ff.  1907.  2. 

11.  Paven,  Ed.  L  exieasion  de  la  r^glemcutatiua  au  travaiL  Ee,  £V.  1307.  7.  bepu 

12.  DeUarde.  Chronique  It^ginlative.   Ace.  et  Jst.  VK/i- MlÜ'Aa^^  iL 

13.  Foz«ign  Le^lation.  N.  Y.  1907.  IX.  32. 

14.  L^sfation  in  1906  affecting  labour.  L.  O,  1907.  No.  1.  p.  4r-6u  i 

15.  Entwurf  eiues  Gesetzes,  betreffend  die  AfalodKiuiK  der  Q—cbeordnimg  und  Bn* 

e&odung.  £.  A.  1907.  V.  8. 
\  kffblneiön  eodnl  en  Atemanin.  A  Jrg,  1907.  457.  p.  4— 6i. 

17.  Eine  Novelle  zur  Gewerheordnung.  Z.C.O.D.  1907.  ViL  20l 

1&  Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung.  S.  P.  1907.  XVII.  &  . 

19.  Die  Qeiperbeordnungsnovelle.  C.  0.  D.  1907.  48  u.  60l  8.  76(f— 7ßB,  786—788. 

20.  Bittmann,  Dr.  Zum  Titel  VII  der  Gewerbeordnung.  S.  P.  XVII.  4. 

21.  Franckc,  Dr.  F.  Fortschritte  des  Arbeiterschutzea  in  DeutachJand.  ZebnstoiuieQ« 
tag  der  Fabrikarbeiterinnen.  —  Nachtrahe  der  getrarbUdMa  Arbeiterinnen.  «- 
R^elung  der  Heimarbeit.  S.  P.  1907.  XVI.  49. 

22.  Carozzi,  L.  La  legislazione del  la?oro  nella  Repubbiica  Argentiaa.  Ram.  1907. 
Mai. 

23.  Kaff,  8.  Die  AuegeetnltODg  dfli  Arbeitenchatiee  in  Oeetenack  (7.  0,  D.  1907| 

47.  8.  740—741. 

24.  B^lgica.  Proyectos  de  le^  de  carictcr  social.  B,A&  1907.  XSXL  p.  607— 608[ 

25.  Les  lois  sociales  en  Belgique.  0. 1.  1907.  36. 

26.  Die  sozialpolitische  Gesetzgebung  in  Bulgarien  1906.  C  Q,D,  1907.20.  &  327— SBft. 

27.  Moutaphof  f ,  Chr.  La  Mgiebftion  ouTxiira  «t  indnatridle  en  Bulniia  Menm 
*>.  1907.  Jan.  p.  76-9L  ... 

2&  Die  Arbeitsgesetzgebung  der  Vereinigten  Btanten  von  Amerilu  im  Jikn  IfiUS, 

C.  G.  D  l',>07.  1.  3—5. 
29.  Lewa  of  1907  relating  to  Labor.  N.  Y.  1907.  IX.  33. 
9a  FMtoiy  Lews  and  the  Oourta.  H.  Y.  1907.  IX.  34 

31.  8  her  man,  P.  T.  Factory  Laws  and  the  Courts.  N.  Y.  1907,  Befit. 

32.  Labor  Icgislation  in  Massachusetts.  L.  Mau.  1907.  Juh/Aug. 

33.  Estados  Unidos.  Nuevn  Toilc  Ufm  aomdm  votadM  en  1906.  1807. 
XXXII.  p.  693-694. 
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34.  Gesetzgebung  und  Becfatapnehvne  in  Ftaokxeiok.  CQkD,  1907,43. 8. 677—678. 
85.  Eziraite  du  repport  sor  rappUeatioii  gteMe  da  la  loi  da  9  ftvrU  18B6  m  1906. 
Acc  et  A$9.  1907.  3. 

•86k  Apdkstioa  «nc  fangen  des  l^gislations  ürttondw  tnr  1«  Mddenta.  A  0.  T. 

1907.  3  et  4.  p.  LM6-248,  350-3r)4. 
37.  L'application  des  lois  r^gieaientaofc  i»  teavaü  en  1906.  B.  O,  T.  1907.  9  et  iO. 

p.  ^7-906,  10g2-1038L 
^  Etat  au  1"  janvier  11K)7  dee  projets  et  propoeittoiM  de  loi  dintMt  sodal  aoiimil 

au  Parlement.  B.  O.  T.  1907.  1.  p.  I  ä  XIV.  » 
-39.  La  prochaine  Reeaion  du  Conseil  aapMear  du  travail.  L'affichaga  des  loia 

own^re.-? ;  la  protection  du  saJaire  en  cas  de  iuttite;  la  fnpffiftttf  oommoxdala 

des  syndicata.  B.O.  T.  1907.  10.  p.  1009-1071. 

40.  Marcus,  M.  Modem  finnk  arbotarlagstiflningen.  (Ifoderae  rtrhfltfiinrlnilliw 
setrgebung  in  Finnland.)  S,  Tid.  HK)7.  6.  p.  268—273. 

41.  Die  sozialpolitische  Gesetzgebung  iu  England.  1906.  S.  F.  1907.  XVI.  16. 

42.  Inglaterra.   La  legislactön  social  en  190^.  B.  K.  S.  1907.  XXXIL  pu  ICß^TOit 

43.  bir  C.  Diiice  on  JUbour  Legislation.  T.  1907.  15.  Juli. 

44.  Dominion  Legislation  affecdng  Labour.  D.  O.  1907.  10.  p.  1118—1121. 

•46.  Dominion  Legislation  affectinc  Labour,  1907.  X>.  C.  1907.  11.  p.  1248— 4264,  • 

46.  Alberta  L^dslation  affectins  Labour,  1907.  J).  C.  1907.  5.  p.  Ö45— ö4a 

47.  British  Oolninbia  LcgUbthm  affeetlog  Labonr,  1907.  2.  jk  184—186. 

48.  Manitoba  Legislation  affecting  Labour,  1907.  11.  p.  1258—1261. 

49.  New-Brunswick  Legislation  attecting  Labour.  D.  0.  1907.  2.  p.  186— 1S9.  •> 

50.  Nova  Sootia  Legislatlfni  «fffleting  Labonr,  1907.  D,C.  WJJ.  1.  pw  70^76. 

51.  Quebec  Legislatirm  affecting  Labour,  1907.  D.  C.  1907.  12.  p.  1384—1887.  ? 

52.  Saskatchevan  LegiHlaiion  affecting  Labour,  1907.  J).  C.  1907.  ö.  p.  54^-6601^ 
SS,  Oppenbeimer,  l>r.  F.  FMheir      Dia  AriMitapMta«ebiing  M«i>Mtnda. 

S.  R.  1907.  VIII.  7. 

54.  Rosia.   Beforma  de  la  legislaciön  obrera.  B.  R.  S.  1907.  XXXII.  p.  704.  >  ) 

55.  Uruguay.   La  reglamentnciöu  del  trabajo.  B.  R.  8.  1907.  XXXI.  p.  609l» 

56.  Uruguay,    Provecto  de  ley  de  trabajo.  B.  Arg.  1907.  457.  p.  26— SO.   •  ' 

57.  Legislaciön  industhal  Uruguaya.  B.  Arg.  1907.  459.  p.  42 — 13.  t 

,    *  -f 

0.  Beruf liclk  '« 

58.  Sozialdemokratie  und  Hüttenarbeiterschutz.   F.  1907.  21.  Hl. 

59.  Oemeindlicher  BauarbeiterBchutz  im  grossen  Stil  C.O.D,  1907.24.  S,  369-^71. 
■  60.  Neue  Arbeiterechutzvonchitfteii  .fflr  Hochbauten.  Jnd.  1907.  7. 

61.  C 1  a  r  k ,  D.  I^wh  of  foreign  countrisB  nUting  to  employees  on  lailioads.  ■  B'B.  L, 
1907.  No.  68.  p.  116—138.  i  i 

62.  Dal  hoff,  J.  Et  nyt  Omraade  for  sociale  Lovgivnin^.   (Ein  neues  Galmi  (Wr 
Sozialgesetzgebung:  Der  Beamtenschutz.)  N.  T.  1907.  o.  p.  457—470. 

63.  Erzberger,  M.  Detaür eisen  und  Hausiechaudel  vor  dem  Reichstage.  I.  1869 
—1878.  II.  1878—1907.  S.  K.  1907.  XXVII.  Jan.  Febr. 

64.  Bdduamt  des  Innern  und  Glasarbeitersdiata.  Fg.  1907.  17.  &  66—67. 

65.  Horn.  G.  Zorn  ArbeiterBchnts  in  der  Glasindustrie.  Flg.  1607.  13.  S.  50. 
86b  Bergarbeiterschutzfragen  vor  dem  Reichstage.      P.  1907.  XVI.  33. 

Effert,  J.  Der  oene  Xitel  7  desarau8«U(cben  Ba-ggfsetgSi  .uo4,  (^e,  kleiofQ 
Knappediaftsniriaa.  8.P,  1907.  Xvi.  28. '  T^,!,,..  .„  .  ,„// 

68.  Die  preimsische  Berggesetznovelle.  iS.  P.  1907.  XVI.  23.     .   ,    i,iin^<«<f  nff 

60.  Bergarbeiterschutx  in  Freuten.  1907.  XVI.  22,  i    :  1 1 

70.  Berggasetz  ^Gmbealmiinlfaiite).  Ä  O.  1907.  XI  V.  2L  >  r 

71.  Schutz  der  Zicarrenarbciter  in  gewerblichen  Anlagen.  S.  P.  1907..  XV|.  ff 
'  2^'  ^t"-^       Arbeiter  in  der  T^akindu^txie. ,  Ä/.  ^9^7.  XJ^ 

79.  Arbeiterschutzbeetiinmungeii  für  die  in  der  ZiguvenindiunM  feii||wii  Wwwwiin 
^       Z.G.O.D.  1907.  VIT.  7.  '  ; 

74.  Cödigo  de  mineria;  articulos  contradictorio».  B.  Arg.  1907.  464.  p.  15-rl^. 
V.75.  Arbeiterschotz  im  Handelagewerbe.  Z.  C.  G.  D.  lB(i^t.YSX*}'^f:^U\tiv^'-f- k  V  Ml 

76.  Das  Handlungsgehilfenget^etz.  II.  3f.  1907.30,  ;    nfv  " 

77.  Das  Handlungsgehtlfeugegetz.  Ai.  W.  1907.  984.  «rijr.i  )  UV  "II 
.  7&  Das  irandlungpgehilfengwete.  J/.  O.B.  1907.  XVI.  8.  >  „in  Äu 

79.  fiandiungsgehilfengesetz  in  Oesterreicb.  B.  B.  1907.  |X1.  17. 
c  80.  Banaiao,  Dr.  Der  6eteti«ichisGhe  Eqtwnrf  eines  tumdluogsgehilfepgeeeli^. 
GT.  jr.  (?.  1907.  3.  0.  48-54. 
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61.  Roth,  A.  Bm  nimm  WatäSmaßgABlMtmilM  für  OeHmkk  A  P,  1907. 

XVT  47. 

82.  BauarbeiterBcbuu  in  Österreich.  C,  O.  D.  1907.  13.  ti.  205. 

83.  Schute  des  BihniNnioiiib  Mmb  IMrtliMitkHt  and  AiMAMOtaMi  Jl  A,  HOT. 

14.  8.  4—5. 

84.  Dm  diniache  Laud&rbeitenuisiedelungBgefletx.  A.  M.  1907.  18. 

65.  GeHetzliclMr  EtMobduMwehnts  in  <ton  Vcninigtcn  SiMten.  a    1>.  1907.  ]& 

S.  275. 

B6.  Der  Gesetzentwurf  betr.  Regelung  de«  Rechtsverhältnisaee  zwischen  L«ndwiit 

and  Gesinde  in  Ungarn.       0.  P.  1907.  17.  S.  260-262. 
67.  Zwei  oeoe  Ocsetieatwürle  für  die  ungarischeD  £iflaabahDer.  C.  Q,  P,  1907.  31. 

e.  48»-467. 

m.  The  Uundry  Bill.  T.  1907.  ^.  .Tuli. 

8Q.  8 c h u  1  s.  £.  ArbettersdratzbeettmiDiuigeo  in  eogliacbea Fiachaspinoereten.  0.  T. E. 
1907.  Vf.  14. 

90.  I^gialation  In  Canada  with  regarrl  to  Mechanics  and  W^ftt  Emmm  Lhns.  D» 
1907.  3,  4,  5.  p.  307—315,  414—421,  550  -560. 

91.  Texttie  Factorv  Labour  in  India.  L.  O.  1907.  9.  n.  263,  264. 

92.  Die  BeririoD  d«  acfawwriflchwi  FMkägmtia».  CML  1907.  21.  a  411--414. 

2.  Arbeiter-  and  Arbeltakammern. 

98.  Vertretung  der  Arbeiter.  H.  G.  1907.  XV.  9.  10. 

94.  Arbeitekaminem.  B.  G.  19<>7.  XIV.  23,  27,  37.  XV.  2,  3. 

95.  Hftrms,  Bernhard.  Arbeitskammeru.  Tg.  1907.  2a  IIL 

96.  Camen  del  lavoro.  JB.  U.  L.  1907.  VUL  1—6. 

97.  Ferenczi,  J.  A mnnkigkmiiiik  m^gfMmtfiw^  (AiMlffkaauMD.)  X&lflII. 

X.  n.  661-676. 

96,  Dullo,  H.  Arbdtoknnfiicfii  (Emfmaniiattmniei u)  und  du  Geaati,  bttnlW 

die  Kechtefähigkeit  der  BerufR^ereine.  B.  W.  1907.  25^  &  196—197. 

99.  PtiTatbeamtenlammern.  F.  B,  Z.  1907.  11. 

lOOl  Haaddskammera  und  ATbeitdounnero.  K     1907.  17. 

101.  Handlunc^pphilfcn-KHmmem  (Blaufmnnnekftnimera).  A.  h.  S.  1907.  3. 

102.  Handlungsgeiiilfenkaniaiem.  Ä  O.  1907.  XIV.  30,  31,  33,  34,  3ö,  37,  38.  XV. 
2.  3. 

103.  Handlun^Kehilfenkammem.  j!?  W.  H.  1907.  XII.  2. 

104.  Jalireeberu^te  der  flandelBkamoiem.  B.  A,  1907.  V.  9.  10. 

1€6.  Aus  den  JahnabcriolitMi  d«r  BtndelalnauMni  im  Jahn  1906.  B.  B.  JL  1907* 

XIX.  41. 

106.  Der  neue  Geseteeeestwuri  über  die  Arbeitekammmi  in  Belgien.  &  P.  1907. 
XVI.  28. 

8.  Arbeiter*  und  ArbeiterMhntskongmse. 

A.  InternntionaL 
a>  AUgenMin. 

107.  Inlrniatiriimlc  \ThiAU:rknu^ri:-^>v.   II.  T.  1907,  L.  35. 

106.  Vom  internationalen  Arbeiterkougreas,  Q^.  1907.  36.  S.  721— 72S. 
106.  Vom  intematioiialen  BraialiBtenkon^oreii.  <?.  1907.  06.  8.  286. 

110.  Drr  intemntirnnlc  BoTiialietenknnpTMS  1907.  E.  Z.  1907.  21.  S.  1. 

111.  Der  internationale  Arkveiterkongre««.  Gew.  1907.  33.  S.  665— 66a 

112.  Der  intematiouale  Kongresa  in  Stattgart.  A.Sl  1907.  17.  8.  133—186. 

113.  Kautsky,  K.  Der  Stuttgarter  KongrcÄS.  N.  Z  !907.  XXV.  48. 

114.  Reichest)  erg,  J.  Der  internationale  fcjoziAliatenkongrtss  in  Stuttgart.  S.  W.8. 
1907.  12. 

116.  The  International  aooialiat  and  labonr  oonmm,  X.  L.  1907.  23,  90l  Aog.  J.U 

1907.  24,  31.  Aug. 

116.  V.  Assemblfla  in&naifmia)«  d«i  dakgati  del  Mgntarlali  nadonalL  KU.LW- 

VIII.  4. 

117.  VII.  Congresso  sociaUsta  intemadonale.  B.  ü.  L.  1907.  VIII.  3. 

lia  Die  Gewerkschnft«  frage  auf  dMD  intentaÜQDalen  8oaiäHstMikwima  in  fHUMffl^ 

z,ao,j).  1907.  vir.  20. 

119.  Zum  intenatiooakn  aoiialiitiaciiett  AiMhw  und  Qewarifiwhaftiiwwiiwi  m 
StnttBBit.  C  a  D.  1907.  83.  B,  613-618. 
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tao.  Vom  intemationaleD  SosuüistiidMD  «id  OnpirlrM  lirl'Tl'iTTffirT  m  SlaMncl. 
C.  G.  Ä  1907.  35.  a  Ö60-Ö54. 

121.  IstarattlloiMd»  GemtMiaflriEongrana  A  P.  1007.  XVL  40. 

122.  Internationale  GewerköchaftökonpTf-'?e    O.  P.  1907.  XX  38. 

123.  Interuatioü&le  üewerksehaftskongreHse.    Gtch.  1907.  17.  18.  19.  ö.  346—34«, 
369—371,  380-^. 

124.  Fünfte  internationale  Konferenz  der  Sekretäre  der  gewtrkMdwftUcheii  LumIm- 
zeotnüen  In  Ohrisimuia.  Gteh.  1907.  18.  &  358--365. 

195.  5.  IntemAtionale  Konferenz  der  SekretiMd«  gnrarkwdiaftlleheD  LuidamDtralan. 
C.  Q.  I).  1907.  39.  «.  617— föü. 

130.  Fünfte  internationaia  Konferenz  der  Sekretäre  der  gewerkechaftlichen  I^dee- 
asntrmlen  in  Chrietiania.        1907.  XVIIL  44. 

127.  D  a  V  i  d ,  E.  La  confinom  i^iidiicale  iolemationale  de  Chnatiania.  M.  Soe.  1907. 
Nov.  p.  420—423. 

1281  VIIL  iolKMtioiMlv  WuhnniisrinHipm  in  Loodoo.  W.  8.  M.  1907.  3S.  B.  891 
—393. 

199.  VIIL  interpationaler  Wohnungskoncroft  in  London.      Z.  1907.  15.  Aug. 
190l  Entaclior,  U        •^a*-*      nd&AH^w  Vifttw»iJii*iii.»Wi«ig»..fi.  1907. 

37.38. 

131.  Michels,  IL  Der  ente  iotenwtkNiele  Kongtaea  snr  fiikfiinpfung  der  AiMli- 

loeigkeit.   Y  Z.  1W7.  XXV.  14. 

132.  Internationaler  Koagme  für  Sonntagsruhe.  2.  C.  Q.  D.  1907.  Vil.  23. 

133.  XII.  Oongreeeo  intamacioQale  sul  ripoeo  feetivo.  B.  U.  L.  VXff,  VIIL  4 

131  Der  virrrAnte  intenntloimle  Koocnaa  für  Hygiene  nnd  Deniogniiineb  C  Q*  i>. 

19<)7.  41.  S.  Ööti. 

196.  Der  14.  iutanulionale  KongniM  für  Hygiene  nnd  IkmomiM».  8.  JR.  1907. 

XVII.  3. 

136.  Internationaler  KongreiM  für  Hjsiene  und  Demogradiie.  J.  1907.  9.  XIV. 

137.  XIV.  Congreeeo  inttraniionde  d^iene  e  di  denic«ene.  B.  U.  £.  1907.  VIII.  0. 

n.  i  m  p  ir>3i. 

IdS.  ilituuluug,  betr.  die  Veranstaltung  eines  internationalen  KnukTbchutzkougreeaea 
in  Berlin.  B.  1907.  7.  6. 

139.  Die  internationale  Jugendkonferenz  in  Stuttgart.  J.  A.  1907.  10.  S.  3. 

140.  Wörner,  G.  Eigebnieee  des  V.  iutematioiuüen  KongresseB  für  VerricherungB- 
wLst^eaBchaft.  Z.  G.  St.  1907.  2. 

141.  8*  Congrte  inUrnptianal  des  ABSurance»  sociales,  Bom^  12—16  octobti^e  1906. 
4«o,  «t  Au*  1907.  3. 

b)  JBerafiidL 

142.  Intemnlionale  Faebkongreeee.  Cbdk.  1907.  10.  &  331—884. 

143.  Internationale  Benifskonferenzen.  C.  G.  D.  1907.  35,  36,  37,  38,  39.  6.  554—565, 
569—671,  589—590,  600—602,  620-^623. 

144.  Internationale  Berufakongreebe  und  Konferenzen.  C.  Q.  D.  1907.  22.  S.  344 — 346. 

145.  1.  Internationaler  Kongretu  der  fiScker,  Konditoren  nnd  Tflnrandter  Berofe- 
genoesen.   V.  1907.  29.  VIII. 

146.  I.  Congreaso  in^manonale  dei  Invorwiti  nonattieri  e  pestiooen.  B,  U.  L.  1907. 
VTTI.  I. 

147.  internationaler  Bergarbeiterkongre»».  Z.  C.  (J.  D.  1907.  VIL  20. 

148.  Der  18.  internationale  Bergarbeiterkongreea  in  Salzburg.  S.  P.  1007.  L 

149.  Achtsehnter  internationaler  Benarbeiterkongrefls  in  Salsbnig.  C.  G.  D.  1907.  41. 
8.  653-655. 

ISa  XVIIl.  interaatioiuaer  Becgexbeiterinngceie  in  Saliboig.  EM,  1907.  X.  39, 
40.  4L 

151. 1&  internationalfr  BergarbeiterkoDgreee.  W.  A.X.  1907.  IX.  40. 

152.  Vom  XVIII.  internationalen  ßergarbeiterkoiigress.  0.  1907.  76.  S.  302—303. 

153.  Der  18.  internationale  Betgarbeiterkongress  in  Salzbuig.  A^.  XVIII.  20.  B.  322 
—323. 

154.  Eckardt,  F.  Der  intemationele  Befg»baterkongrenB.  Ä,E.  1907.  4L  |k.  571 

—572. 

155.  Internationaler  Bachdrackerkongrees.  C.  Q.  D.  1907.  32.  S.  505. 

156.  V.  internatinnalfT  F^nrhf!nirkprVonErrp=*»  in  Pari?.  H.  T.  VX)~.  L.  31,  32. 

157.  Klotb,  E.  luternationale  Konferenz  der  Vertreter  der  Buchbinder- Vertöude. 
C.  G.  D.  1907.  31.  8.  494-496. 

168. 1.  inteKnatioonle  Frieeaigabilfen-Konferens.  Co.  1907.  X.  17. 


Digitized  by  Google 


—  568  — 

■  159.  D!e  erete  intern fltfon nie  Gemeindearbeiter-Konfprenx.  Qt^e,  1907.  34.  B*  üSl — OBBL 

160.  Der  internationale  liolzarbeiterkongreM.  H.Z.  1907.  XVI.  34. 

161.  Sechster  iotemationaler  LitllOc^ttplieokoDSTese.  Gteh.  1907.  19.  8.  379—380. 

162.  Sechster  internationaler  Knngrre^e  liar  LüfaognpiMO,  Stetadiockar  und  ¥cnr. 
ikrufe.  a  G.  l>.  1907.  41.  ö.  553. 

163.  CongreBBO  intemazionale  doi  muratori.  B.  U.  L.  1907.  VIII.  3. 

164.  InteroatioDale  8t«in8etzerkonferenz.  C.  G.  D.  1907.  9.  S.  140—141. 

165.  IV.  internationaler  Kongrem  chnstUcher  TextUarbeiterorgantBationeii.  Z.  C.  0,D, 
1907.  VII.  18. 

166.  lateruationale  Traoeportarbeiterkonferenz.  £.  Z,  1907.  2ö.  8.  6. 

167.  Di«  interoationflle  Zunmmkonfsmu.  &  P.  1907.  XVL  31. 

£.  NatlonaL 
a)  AUgemcin. 

168.  Der  sozialdemokratiRchp  Parteitag.       P.  1907.  XVI.  52. 

-169.  Zweiter  deuUiclier  Arbdterkoügress  zu  Berlin  am  20.  bis  22.  Okiober  1907. 
1907.  V.  11. 

,170.  Der  zweite  deutache  Arbeiterkongrese  in  Berlin.   Z.  C.  G.  D,  1907.  VII.  22. 

171.  II.  Dein*eher  Arbeiterkongress.   B.Gtu).  1907.  VIII.  44. 

172.  Zweiter  deutscher  ArbeiterkongraM.  H.  G.  1907.  XV.  b. 

173.  Der  zweite  deutsche  Arbeiterkongres«.    TT.  Ä.Z.  1907.  IX.  44. 

,;174.  Francke,  Dr.  E.   Der  zweite  deutsche  Arbeiterkongrees.  S.  F.  1907. XVILi. 
176.  Die  BetchlÜMe  dM  sweit«i  dentadMD  AibeitwkongmBooi.  B,0«w,  VBOi,  YUL 
46»  47. 

176.  ÜSTadiklinge  snin  cwriien  deoiadiai  AriwIferkongreBS.   O.  1907.  87.  n.  S45— SI6L 

177.  Nacbklanee  zum  zweiten  deutschen  ArbeiterkoDgreea.   H.A.  1907.  12. 

478.  Die  £Ursc£-Duncke»chen  Gewerk?ereine  und  der  xweito  deutsche  ArbeiterkoDxraM. 

z.aa,  Ä  1907.  vn.  28. 

179.  Der  XYI.  Verbradstag  der  Hiztch-DimdcaMlifiii  GorerkTcniiie.      a  6.  A 

1907.  VIT.  12. 

Ifla  Der  16.  Vexbandstag  der  Deutiehen  Gemrkvereine  (HinMli*Dandker).  &  A 

1907.  XVL  35. 

181.  16.  V^erbaiidütjig  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk vereine.   C  0.  D.  1907. 
S.  430—432. 

182.  12.  VerbandstAg  der  Deutschen  Gewerkvereine.   Bhd.  1007.  VIII.  11. 

183.  XVI.  Congre^^fio  delle  Unioni  operaie  ddlla  Germauia.  B.  ü.  L.  1907.  VUL  1 

184.  Konferenz  der  Vertreter  dff  Vontiad«  der  Genrerkadufteo  Deatnehlnide.  C  tf.  A 
1907.  52.  S.  825-827. 

185.  Der  Berliner  Kongress  und  die  Pre«se    Z.  C  G.  D.  1907.  VII.  23. 

186.  Germania.    II  coQgrcsso  operaio  cristiano.    B.  U.  L.  1907.  VIII.  6. 

187.  Zum  zweiten  KoiuDcew  der  cbxistUoh-naüoDaleu  Arbeiter.   Z,  C.  Q,  J>,  1907« 
Vir.  21. 

188.  Der  christlich-nationale  ArheiterkonpreMs.    Gg.  1907.  XVIII.  44. 

189.  Vom  chriaUichen  ArbeiterkoDgress  in  Berlin.  C.  0.  D.  1907.  43  u.  44.  &  673-676. 

190.  Erste  deutsche  Konferenz  zur  FSrdernng  der  Arbetterinnen-Iotereeseo  xa  Bote 

am  1.  und  2.  März  1907.   R.A.  1907.  Y.  10. 

191.  Erste  deutsche  Konferenz  zur  f'Ardoong  der  Arbeiteiinncninteteeaen.   W.  &M. 

1907.  21.  8.  128-130. 

192.  Erste  deutsche  Konferenz  zur  Forderung  der  Arbeiterinnen-Iptereeeen.  9. 1907. 

19  n.  20.  S.  7,1-  74,  77—78. 

1Ü3.  Erste  deutsche  Konlerenz  zur  Förderung  der  Arbdterinnen-Xntereeeen.  Z.  C  <?.  A 
1907.  VII.  5. 

194.  Eri^te  deutsche  Konierenz  zur  FSrdenmg  der  ArbeiterinneD-Intereaaeii.  8.  W,8> 

1907.  2.  59-62. 

195.  Eioe  „Elrste  deutache  Konferenz  zur  Förderung  der  Arbeiterinneninteressen.*  i)r» 
1907.  19.  H.  74—76. 

196.  Eine  Konferenz  zur  FOfdemng  der  Arbeitarinnen-InteruBeen.  C  O.  J>.  1907. 10» 

&  147—149. 

197.  Konfeffemt  mr  FBidemi^  der  Afbeiteriancn-Int«MMB*  (7.  1907.  3b  6.  9. 

198.  Zur  Konferenz  zur  F6ideimig  von  Arbeiteriiinen-IntMeeBan.  a     IK  1907.  11> 
8.  166-167. 
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■  IM.  Braun.  Eine  Koofereni  mr  Fllffd«ning  4«r  ATbcit«riimep»lDtOTe»wen»   JT.  0.. 

1907.  22.  8.  258-259. 

200.  Claus B,  Dr.  F.   Erste  deutsche  Konferenz  zur  Förderung  der  Arbeiterinnen- 
Interessen.    6'.  P.  1<KJ7.  XVI.  23. 

201.  Lüders,  EJse.  Ente  deutecbe  Kooferenz  zur  Förderung  der  Arbeiterinnen- 
Intcwaep.  ^.  1907.  8.  B.  41—44. 

902.  GeeeilschAft  für  8o«iaIe  B«lotm.  Aaaaclui««49ltBiiag  vom  lH  Min.  &  P.  1907«. 
XVI.  26. 

vom  5.  Des.  Berlin.  B»  -P. 

IfO?  XVTT.  11. 

2',4.  Von  der  iaguug  der  Vereins  für  Sozialpolitik.    C.  G.  D.  K><-)7.  41.  S.  649—650.. 
2(».  Die  Gewerkschaftsfrage  auf  dem  Kaibolikentag.   Z.  C.  G.  D.  1907.  VII.  19. 
906.  Die  54.  Gt^neralversammlung  der  Katbotikcn  BditochlaDd»  io  Wfifsbmg  im  8e»' 

tember  19Q7.   R.A.  1907.  V.  11. 
207.  Wichtige  soziale  Beschlüsse  des  Katholikentages.    W.  A.Z.  1907.  IX. 
20a  Die  SonalpoUtik  auf  dem  54.  deutschen  Katholikentag.    S.  P.  Wfl.  XVi.  49. 

209.  Die  18.  ia^un^  de»  Evaugeliscb-eozialen  KonKTes^es.    Ä.  P.  1907.  XVI.  3ö. 

810.  Die  17.  Dele^ertenvemammlung  de»  Of  ■mwwhwrieB  «vangeliedier  Arbeiter-. 
vereine.   5.  P.  XVI.  36. 

211.  Die  WohnunKf»f rage  und  die  Arbeiterinnenfrage  auf  dem  Verbandstag  d«r  fort- 
aehrittlichen  FrauenTpreine.    5.  P.  1907.  XV II.  7. 

212.  Die  14.  Jabresveraammlung  des  ZeDtralverbandes  der  Ortskrankenkasaen  im 
Deatedieii  Belehr  C,  O.  ß.  1907.  30.  &  674-fi7K. 

••913»  14.  Jahresveream  m  1  ung  des  ZentralverlMndeB  von  OitsknmkeiikMBen  im  DeatedMD-. 

Beiche.  m.Z.  1907.  XUI.  34.  36. 
'914.  14.  Jahresveraammlnay  des  Zcntrahtfemdee  von  OitaikmikeDkMaeD  im  Deatidun 

Reiche.   B.A.  1907.  17.  8.  133  134. 

215.  Der  11.  Verbandutag  der  badischen  Arbeitsnachweise.     8.  P.  1907.  XVI.  44. 

216.  Der  XI.  Verbandst«;  badiächer  Arbeitsnachweise    A.M.  1907.  21. 

217.  Konferens  d«  ohiiatBehen  QewetkBoluilteD  Etaaes-LotlifisgniSb  £*CQ.D.  1907.. 
VII.  21. 

•9161  Dritter  Del^ertfliitaR  der  diriitüclMB  Oewerkecbaften  BchlerienA.  &  0,  G,  D, 

1907.  VII.  23. 

219.  Erste  Landeskonferenz  der  christlichen  Gewciksehatton  Württembergs.  Z.  C.  G.D. 
1907.  VII.  25. 

22a  £rste  wflrttembergische  Gewerkschaftskonferenz.   Z.  C.  0.  D.  1907.  VII.  23. 
231.  Die  XXIV.  Generalversammlung  des  Verbandes  Arbeiterwohl.    S.  K.  1907. 

XXVII.  Juli/August. 

•£22.  GeDeralvecaammloDg  dee  Verbandes  Arbeäterwohl  in  Paderborn.   W»  S.  M,  1007^. 
27.  S.  317—819. 

2?'^  !>rr  L  österreichische  Kinderwhnr/  Ki  imreß».  Fr.  1907.  0  n  10.  S.  aS— 69,76— 70b 
22i.  EriEtter  teterrdchischer  Kioderschutz-Kongrese.  S.  Ji.  1907.  VIII.  2. 

225.  Der  ante  OefemiehiaelHi  Kinderaohiitaltongrem.  8.  P.  1007.  XVI.  37. 

226.  Reicher.   Der  erste  österreichische Sändenchutzkongress  in  Wien.  Z.  A.  1907. & 

227.  Kongreu  k  ocliraiie  dStl  (Kinderschutzkongress).   P.  Ret.  1907.  III.  7. 

228.  Lenz,  Emst.  Der  öetenreidlische  Kindernchutzkongreea.  N.  Z.  1107.  XXV.  31. 
.229.  Lorentz,  F.   Die  Fürsorge  und  Wohlfahrtsbeetrcbungen  wif  dem  S^ogram 

für  Kind  erforsch  UDg  und  Jugendfürsorge.   J.  1907.  10. 

230.  Der  fünfte  KoBgress  der  Gewerkschaften  Oesterreich».    D.Z.  1901.  XIV.  28. 

231.  Der  .5.  Konpro-^'^  dor  Gewerk.*chaften  Oo^erreichs.    S.  P.  VX^7.  XVll.  7. 

232.  Der  ö&terreiclii.'^t.he  (iewerkiicliatliskongrcHs.    P.  I'j07.  X\'l.  l.'). 

233.  Der  fünfte  Gewerkechaftskongress.   E.  Z.  1907.  32  u.  33.  8.  7. 

234.  Der  fünfte  Gewerkschaftskongress.    Oteh.  1907.  21.  a  401—408. 

235.  Beer,  H.   Der  fünfte  GewerkscbaftskonKress.  K.  1907.  2. 

280.  Die  Landeskonforens  der  obarOelerrHcliieäieQ  Gewerlnduifleii.  Oseft.  1907.  24. 
&  459-462. 

297.  Autri«.  V  oongresw  ddk  orgauissMioiiI  openie.  B,  XT,  L,  1907.  Vm.  0. 
238L  Der  erste  Verbwodstag  der  OBtenrdchiBclieii  ArbeitsvermittlimgBmislalteD.  AJt* 
1907.  1. 

239.  Enter  allgemeiner  Verbandetag  der  MemidiiBdien  ArbatavamittJongsanetalteD. 

R.  1907.  1,  2. 

210.  Bericht  über  den  I.  allgemeinen  Vcrband.stag  der  öeterreichi.'^chon  Arbeitsver- 
mitttangumatatten  am  6.  und  7.  Oktober  1907.  J.Jir.  1907.  5. 

24L  KongNBB  der  aetendchiacheD  ArbeitovecmttÜnDgiMnBtalteD.  &  P.  1907.  XVIX.  7. . 
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242.  Enter  ftUgemeiDer  VerbADdatag  dar  öetecreiobi^chfln  AcbeitsTqnniktlaiuMiiatalMn. 

&  R.  Vm.  10.  8.  429-432. 

243.  I  Congresöo  generale  degli  uffici  di  coUocamom  >.    B.  U.  L.  1907.  VIII.  6» 

244.  Der  tachechiache  GewerkschaftobMigrew.   Qtch,  1^7.  19.  S.  375—379. 

245.  Winter,  Dr.  L.  Vierter  KongreBS  der  teehedioslavieclien  Gewerksdiafteo. 

C.  G.  D.  1907.  42.  ö.  669-670. 

246.  Wieoer  (iewerkscbaftekoofereoz.  Der  iSoUdariläi»foQdä  und  die  Wieoer  Arl>et(er. 
OMh.  1907.  7.  S.  132-138. 

247.  David,  E.   1.  VIII*  ooDgite  eyndfcfel  da  parti  oanier  belge^  JT.  «oe.  1907. 
März.  p.  217— 2*>4. 

248.  Huysinaiifl,  Otniilla    Der  letste  belgiedie  OeweriosduiftskoDgres».   iK  £ 

1907.   XXV.  17. 

249.  Wassileff,  G.   Der  vierte  aussfM^ordeatlidie  Koogress  der  buigarisciien  (ie- 
werfcsdufleo.   r  r;.  d.  I'KJT.  22.  8.  347^349. 

250.  Ooii'^Two-.    2/.  Ä.      1<K)7.  XXXI.  etc. 

251.  Die  2u.  JahrenkonveatioQ  des  Araerikanischeu  Afüeiiorbuude«  (American  Fede- 
ratioß  of  Labor),    a  G.  D.  1907.  2.  Ö.  25—28, 

2fi2.  Gompers,  S.   lieport  (o  the  Iwenty-seventh  Ajinual  Gonvontioo  of  tha  Ameä* 

can  Federation  of  Labor  at  Norfolk.   A.  F.  1907.  12.  p.  962—985. 
2.'")3.  Pouget,  E,    Lc  Congn"«  «yndicaliste  d'Amien-     ¥.  $oc.  1907.  Jan.  p.  23—53. 

254.  Die  achte  Jabrttikooferoaz  dar  FoderatioQ  der  britiaciieii  GeirerksdufteiL  (7.  0.  D. 
1907.  36.  8.  S71-573. 

255.  Dor  enelische  Gewerkachaftskongreas.    Oteh.  1907.  18.  S.  357—358. 

256.  Katacher.  Der  Londoner  ArMiterwohnun^ikongreas.  B,  O,  1907.  40.  42.  Ü 
267.  Der  Kongress  der  engüscheo  GairerkferdiM.  0.  1907.  73.  8.  290. 

2S6L  Xhe  National  Trade»  and  I^aboiir  Qoü^nm  of  Otnada.  Fifth  Anniial  OoiifeiitiOB. 

D.  C.  1907.  4.  p.  432  437. 

269.  The  Trades  and  Labour  GongreBB  of  Oanada.  Tmaij4bltä  Anonal  Ooiifeiition. 
D.  C.  1907.  4.  p.  421^132. 

260.  Der  23.  kaaadi.ache  Gewerkschaftekongreäa.    C.  0.  D.  1907.  47.  5.  747— 74ä. 

261.  11  OongveMo  nazionale  per  le  malattie  del  lavoro.  B.  U,  L,  1907.  VIII.  5. 

262.  Congresso  fra  Ie  Aäsociazioni  commcraali  ilaliana  aiUU  Uggi  dal  ripoao  aettb 
manale.    B.  U.  L.  1907.  VIIL  5. 

263.  Gonv^o  dei  rappreecntauti  della  Confoderazione  del  Isvoio  a  dallft  DiraiMe 
del  Partito  sociaüsta.   B.  U.  L.  1907.  VIII.  4. 

264.  Partito  Hocialista  e  Hovimento  Proletario.   II  convegno  di  Firenze.   CV.  <.  1907* 
XVII.  20/^2 1. 

265.  Googceaao  regionale  toacano  pro  riposo  feativo.  B.  ü.  L.  1907.  VIIL  1. 

266.  Bomanelli,  L.  II  2  Oongreeao  per  la  difMa  deU*emigraaoiia  tempodO«. 
R.  J.  S.  S.  1906.  Febr.  p.  208-223. 

267.  Niederlaodiache  Kongiease.   a  0.  D.  1907.  22.  g.  348-350. 

268.  Der  7.  elraadinaviaeh«  AHMiterkongress.  C.  Q.  D.  1907.  96.  8.  066—666. 

269.  J?iebnntpr  Bknnrlinuvi-chnr  ArliriUTk'Hiirross.    C.  O.  D.  1907.  40.  S.  632—686. 

270.  Öchweizeriftdie  Gewerk^chaltekociieren'.    r.  q.  d.  1907.  48.  S.  762—763. 

b)  Beruflich 

271.  Die  XI.  General  Versammlung  des  Verbände»  der  Bäcker  und  Bcrut8geüi»>eD. 
K.  R.  1907.  12.  ö.  300—301. 

272.  Elfte  CknieralversamtuluDg  det  Verbandee  der  Bioker  Deatachlaoda.   C  0* 
1907.  12.  fe.  160—188. 

273.  8.  Dolegterteatag  d«  Oawerkvenina  deatacher  KSoodifeoran.  0.  1907.  6t  &  164 
—255. 

274.  Vierte  Generalveraamnilung  de«  Verbandes  chrirttl.  Bauhandwerker  und  BaohlMt* 
arbeiter.    X.  C.  G.  D.  liX)7.  VII.  1). 

27Ö.  Die  IV.  Oeoeralveraammlung  des  ZeatraiTerbaadea  chriaUioher  fiauhandwerker 
Deatadifauida.  &  P.  1907.  XVL  31. 

276.  Der  9.  Verbaodatag  der  bangeirarblichn  HilfMrbeiter  DeatochUuida.  &  P.  \Sßl. 
XVI.  32. 

277.  Neunter  Verbandstag  der  baugewerUiehen  Hilfcarbeiter  Deatedilands.  C.  0.  D. 

V.)07.  20.  S.  310-312. 

275.  Del^erLentag  des  üe  werk  Vereins  der  deutdcheu  Bauhandwerker,    ü.  1907.  16. 

279.  General veraammlang  de«  Verbands  der  fiennrbeiter  Deataohlaikda  fOn  ft.  ll^ 

9.  Hai  1907.   R^.  1907.  V.  10. 
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280.  Die  17.  Qnmlwmtmadvaut  des  YertMiides  der  B«(garbflit«r  Deatsefalaiid«  (alter 

Verband).   S.  P.  1907.  XVf.  33. 
28L  17.  Q«iMnlvenainialung  des  Verbandes  der  Bergarbeiter  Deutachlands.  0.  Q.  D, 

1907.  21.  8.  338^-336. 
282.  GcDeralverBammlnng  des  Borparbeiterverbandee  TT.    V.  1907.  7.,  9.  V. 
2t£i.  JahresversammluDg  der  Föderation  der  Bergarbeiter.  Z.  C.  Q.  D.  1907.  VIL  24. 
281  Etfto  Generalversammlanf  d«  Omrerkrerrina  dar  lAitolliclMO  Banparbeiler.  X. 

C.  O.  P  1W7.  VIT.  14. 

285.  Die  (xeneralveruAuimlung  dee  Gewerkrereins  ciuisUiuher  Bergarbeiter.  S.  P. 
1907.  XVI.  42. 

286.  Achte  Oeoeralver— ininlmig  de»  Oewerkwwioa  d«r  deotacbeo  BeinrbflifeMr.  O, 

1907.  2y.  S.  114. 

287.  Eine  zweite  bayrische  Bauarbeiterschutz-Konferenz.   C.  0.  D.  1907.  43.  S.  686. 

288.  Der  erste  Verbandstag  der  BftnhillsariiaifeQr  ond  -AibaitfiriiuieQ  Oeatemicha. 

0$ch.  1907.  1.  8.  89—91. 

289.  Der  KongTc»,8  der  französischen  Bergarbeiter.    C.  G.  D.  1907.  20.  S.  314—316. 

290.  Die  JahreskongresM  der  bxitüchea  Mmffbeiter  lud  £iaenbahiier.  O.  G.  D»  1907. 
51.  8.  812—813. 

291.  Der  erste  Verbandstag  der  Braueräarbeiter»  EMtbinder  und  vermodtcr  Bflnife 
Oesterreichs.  GmA.  1907.  7.  &  144—146. 

202.  Zdhnter  Verbandstar  des  VerbsDdes  der  Btidihiiider.  C.  O.  D.  1907.  29. 

293.  14.  Generalversammlnug  dea  DeutHchrn  Senefelder-Buudes  (Verband  der  Litho- 
grapheo,  öteindrucker  und  verwaudter  Berufe).   V.  G.  D.  1907.  17.  b.  266—270. 

294.  Die  14.  ausserordentliche  GeneralverBammlung  des  Deutschen  SenefiBider'Bluidas 
(Verband  der  liOioaniplisD.  SteiBdrackier  und  mmuidtsr  fiemfoi  &  P.  1907. 
XVI.  29, 

295.  Die  achte  GeDCffslvenunmlung  des  GnlnlMlglninde»^.   Z.  C.  G.  D.  1907.  VII.  8. 

296.  Die  15.  (atiRscrordcntliche)  Gen  erat  venHunmlimg  des  Deutscheo  SeneielderlNUides. 

C.  G.  D.  1907.  41.      üöi— ü53. 

297.  Eine  öffantliche  Buchbändlerrersamiiiliiiig in  Berlin.  B.W,  1907.  25.  S.  197—196. 

298.  HiV  ausserordentliche  Fraiienkonferenz   zur  Dien.stbot^nfrage,     Fr.  1907.  23. 

299.  Eine  Koufereuz  zur  Beeprechung  der  Organisation  der  Dicnstbot<?n.  Z.  C.  G.  D. 
1907.  VII.  15.  —  B.Gtw.  1907.  VIII.  33. 

30a  Konferenz  zur  Erörterung  der  Dienstbotenfrage.  Z.  C.  G.  D.  1907.  VIL  23. 

301.  Legi en,  C.   Die  Dienstbotenkonferens.   C.  O.  D.  1907.  45.  &  708—710. 

302.  Linzen,  E.  Der  ausseiordeiitlidie  FnuMokoogress  jsur  XKemMiboteoftuEe;  A*. 
1907.  24.  B.  J  1)0-  IUI. 

303.  Die  11.  General  Versammlung  dett  bayerischen  f^senbahn  Verbandes.  Z.  V.  Q.  D. 
1907.  VIL  & 

30i  8.  GeneralveiMunMtaDg  und  achfiilmdier  EhepUhnerte^  6ekm,  Et$,  1907.  VIIL 

28-32. 

305.  Konferenz  der  Wächter  der  k.  k.  Staatsbahnen  und  k.  k.  Nordbahn.  E^.  1907. 
27.  S.  5— ö. 

306.  Konferenz  de«  QeMiDtosnoiMts  der  k.  k.  Nocdbftho  in  LoiidMibluc.  RX,  1907. 

13.  S.  7. 

307.  £Une  Konferenz  dee  LokomottvpcräonalH  der  k.  k.  NofdhshD.   E.  Z.  1907.  13. 

308.  Die  Wächterkonferenz  in  Linz.    E  Z  VM): .  '.  S.  3. 

309.  Der  Kongresa  der  Eisenbahner  in  Irankreicli.    .S.  F.  1907.  XVI.  30. 

310.  Der  Verluindstag'der  Fleischer  and  verwandtor  Berufsgenossen.  C.  G.  D.  1907.  36. 

311.  Achte  GeneralverBaromluDg  des  Allgemeiiieii  Deutschen  Uirtoerrareiiis.  O.  O,  D. 
1907.  38.  8.  598—600. 

312.  Achte  Generalversammlung  de»  Verl  iiu  1*^  der  Glasarbeiter  und  ArbeitflriniMD  ili 
Penzig.  Fg.  1907.  14»  15,  16.  18  u.  19.  ä.  56—56,  57—58,  69,  70,  74. 

313.  Adite  OeoenÜTenanmiltuig  des  Zsntrdverbiiidfii  der  CHiakrbeiter  usw.  Denlseh- 
land«.    r.  n  n.  T(07.  15.  S.  21'?— 234. 

314.  Zur  Generalversamiulung  der  Uksarbeiter.  Fjf.  1907.  9  u.  10,  11  u.  12. 

316.  GenenHeraunnlung  der  Glaawbeiter  aod  UnCentfttningsfrage.  Fg.  1907.  12. 
316L  Nach  der  Generalversainiiiliiiig  dss  VerlMuides  der  GUuubelter  und  Arbdteriiuieii. 

jPV.  1907.  15.  S.  57. 

317.  Rohglaaschleifer-Konferenz  am  2.  Februar  1907  in  Weiden.  Fg.  1907.  7.  8.26—27. 

315.  Babion,  J.    Der  Kongress  der  Gla>rirbwt<'r  Frankreichs.   Fg.  1907.  39. 

319,  i'tinlte  GeneralvasAmmlung  des  VerbaudeH  der  Graveure  und  Ziseleure  Deutsch- 
luds.  a  0.  D.  1907.  27.13.  42»-429. 
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820.  yiriMDdttftc  der  Haiideb»,  I^aii«port>  und  VeslnSiTaarbeiter.   F.  190*7.  22.,  23., 
24.,  25.,  26.  V. 

321.  Fünfte  OeDeralversammluDg  des  Verbandes  der  Handeln-,  Transport-  und  Ver> 
kehrsarbeiter.   C.  G.  D.  1907.  23.  S.  362—366. 

322.  Die  5.  Generalvermnamlung  d^  Z^ntnüverbandea  der  Handela-,  Ikaitapott*  vnii 
Verkehrsarbeiter.   S.  P.  mR.  XVI.  44. 

338.  Der  deutsche  HandluiigBgeliilfvitur  in  Dresden  am  a,  9.  vod  10.  Jan!  190?. 
R.A.  1907.  V.  10. 

324.  Der  1.  Verbandtitag  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen.    S.  P.  1907. 
XVI.  5a 

32&.  Die  X.  Tagmur  dea  dentsch^natiimaleo  HandliuigiMnhilfeiiTerbaBdcB.  &  P.  1907. 

XVI.  3ü. 

326.  Zehnter  deutächer  Handlungegehilfentag.   A,  k.  S.  1907.  3. 

327.  Die  Delegiertenvcrsammlung  der  kaufmännischen  Ansestellten.    OtcK  1907.  7. 

328.  Zwölfte  OeneralTersammlung  des  Verbandes  der  Bands3iuhmacher  Deutschland». 
('.  G.  I).  1907.  24.  S.  381-  383. 

329.  Dritter  Verbaodsta«;  de»  Verbandes  der  Hoteldiener.  C.  G.  D.  iäÜ7. 15. 8. 238-240. 
S90.  Prtmo  congroaso  nidoiiale  del  penranale  degU  alberghi  e  detfat  mema.  B,  V,  L. 

100".  vnf  1. 

331.  1.  Kuuiereuz  christL-nationaler  Hfitten-  und  Walzwerksarbeiter  Deutachlands. 
W.  A.Z.  1907.  IX.  36. 

332.  Konferenz  der  obcrHrhlr-iiFchm  ITfitton    und  Walzwerl—nrhritcr.    C.  1W7.  67. 

333.  Sechste  üeneral Versammlung  des  Verbandes  der  Kupfcrtichmiede  Deut^chlandii. 
C.  G,  D.  1907.  15.  a  234—236. 

334.  Z<>hDte  GeneraherBammiung  des  Verbandes   der  Lagerhalter  und  LagcdiaUe* 
rinnen  DeuUfchlands.    C.  G.  D,  1907.  24.  B.  380— 3Ö1.  —  F.  1Ö07.  24.  V, 

386.  Le  quatri^me  congr^  de  la  HäJka^&an  det  traTaillenn  agricolea  du  nidl  JT. 
Soc.  1907.  Marfi  p.  2G5— 277. 

336.  Primo  Congreeso  dei  cuntadini  della  provinaa  tli  Aleseandria.   B.  U.  L.  1907. 
VIU.  6w 

337.  Kellen  acrß,  A.   llet  tweede  coDgrea  tbb  den  nederL  bocfenboBd  (0 NQDNgeD. 

K.  8.  W.  1907.  42.  p.  480. 

338.  GeneralveraammlunR  der  Lederarbeiter  Oesterreichs.  Gseh.  1907.  7.  ^.  146—148. 
338.  Der  ^Vrhandstag  der  Maler,  I^ckierer,  Anatreicher,  Tfincher  und  Wei«lKodtf 

DeuUchiands.   S.  F.  1907.  XVI.  30. 

340.  Elfte  Generalversammlung  der  Vereinigung  der  Mahr  nnd  BemfigenOfeen  DeniMill* 

lands.    G.  c;  d  1907.  IK  S,  ?7H-^280. 

341.  Der  9.  Verbandötag  de«  /ieutrHiverbandeä  der  deutschen  Maurer.     S.  P.  1907. 
XVL  30. 

342.  Neunter  Verbandstag  dee  ZentralTerbandea  der  Maurer  Dentecblanda.  C  0.  D. 

1907.  19.  S,  300-303. 

343.  Hueber,  A.    Der  Verbandstag  der  Maurer.    Gtch.  1907.  5.  i^.  101—106. 

344.  Konferenz  für  das  OfenBet7K^ew«>r^p    C.  G.  D.  1907.  '1   S.  811—812. 

34.0.  Achte  ordentliche  Generalversammlung  des  Deutschen  MetaUarbeiter-Vcfbande». 
F.  1007.  2L,  26.,  2&  V. 

346.  Severing,  G.  Zur  GenendrerMmmliiog  des  deutschen  HetaHarbeiterrerbaiid«. 
N.  G.  1907.  15.  V.  S.  172— 17a 

347.  Severing,  C.    Der  Metallarbeiterkongress  in  München.  N.  G.  1907.  5.  VI. 

348.  Terzo  ConpT<vK)  nazionale  degli  operai  nietallurgici.    H.  XL  L.  1907.  VIIL  4. 

349.  Neunter  Verbandstaff  der  Mählenarbeiter  Deutachlanda.    C  0.  V.  1907.  23. 
36a  Dritter  Verlitadatttder  GlTlilMnifaBon]nr.  C.  O,     1907.  la  S.  28l>-«& 
361.  Die  entscheidciide  Tagung  der  deataduii  mratbeamtcnTerbinde.  &  P.  1907. 

XVU.  9. 

310.  Der  «weite  aueeerotdentHche  Verbandetag  dee  Deotedien  Behirmmacher'VerfaaDdei. 

C.  G.  D.  \m.  22.  S.  310-^347. 
3Ö3.  Der  4.  Kongret^s  der  Schnftgiesser  Deutschlands.       P.  1907.  XVI.  4a 
354.  Fünfter  Verbandstag  dee  Seemaaneverbandes.   C.  G.  D.  1907.  46.  8.  711^714. 
366.  Der  evangGU:^cIi  soziale  KoonesB  und  die  Oemeiade-  und  Staateaibeitv.  Gmi. 

1907.  22.  b.  436-438. 

356.  Grosse  Vereammlnng  der  Staatsarbeiter.   E.z.  1907.  19.  S.  3—4. 

357.  Ptote8tven»Rnimlung  der  städtischen  Arb^-itcrM^ti  riehen«.  (>v.  33.  S.  673—  67a. 
35&  Siebenter  Vcrbaudrttag  der  titeinsetzer,  rfiaäterer  und  B&rufBgeuosseu  Deut^cb- 

landa.  Q.  0,  J>.  1907.  10.  B.  163— 16& 
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369.  Ente  Konhnmz  der  in  Regiebetrieben  beschäftigten  (Steinsetzer,  Rammer  u.  s.  w. 

^'  r;.  D.  1907.  11.  S.  173—174. 
300.  Kooierenz  der  B^e-Steiasetzer,  -Bammer  und  Berufwenouen.   Chw.  1907.  10. 
9S1.  Der  swelto  Verbuidatag  der  "nbakuMteriniien  und  -Arbdter  Oesterreichfl. 

362.  Der  Unionetag  der  i  extilarbeiter  Oeaterreich«.   Qteh.  1907.  15.  8.  321—387. 

363.  8.  Del^iertentag  des  Qemrk?eniiis  der  dcntaebeD  TOirfier  and  Ziegler.  Q.  1907. 
48  u.  49.  8.  m  u.  194. 

304.  Achter  Verbandstag  der  Töpfer.   C.  G.  />.  1907.  22.  8.  340— ä4t>. 

365.  Die  17.  Generalversummlnng  dee  Zinuaererverbandes.   S.  P,  1907.  XVL  34. 

366.  Siebzehnte  QeneralversammTung  des  VerbwidM  der  Zimmerer  DeatMiUaiids* 
a  G.  J).  1907.  20.  8.  312—314. 

387.  Zehnte  Generalversammlung  det  Verfauidei  der  BrJiifhammewr  ]>eatBdikndi. 

a  G.  D.  1907.  18.  ö.  280. 
368h  Achter  ordentlicher  Delegiertentag  des  Gewerkvereius  der  deutschen  Bchiffa- 
r,  SchifirtMHier,  WÜäaat  und  aeegdiwr.  6.  1907.  6a  B.  229^-m 


Arkeiln^  od  ArbeiterschatzoiYanisatiaaeB.  Soilaie  TeveiiMii 

A.  InternationaL 

368.  Der  dritte  internationale  Bericht  über  die  Gewerkschaftsbewegung  1905.  C  0,J>, 
1907.  8  u.  9.  —  6'.  P.  1907.  XX.  15,  IG,  19,  2ü.  —  A.  St.  1907.  5. 

370.  Die  internationale  QewertESchsflebewegnng  im  Jabm  1906.  MLA,  1907.  V.  3.  — 
&  B,  im,  YIIL  5. 

371.  Das  Jahrbndi  über  die  internationale  Qewerkschaftsbewegung.  Q»ch.  1907.  6. 
3?2.  Movimiento  obrero  iiiirrnH(  inn:i!  on  1905.   B.  R.  S.  1907.  XXXV.  p.  9t>4— 967. 

373.  La  asociacioü  interaacional  para  Ja  proteocioa  l^gal  de  loa  trabajadoiea.  «El 
Merenrlo*.  1907.  21.  Juli. 

374.  Nrrnzrtközi  je]rijt<^<  a  ^zaVi^zeryezeti  mozgalomr6L  (IntenuitioiMkler  Beridit  Aber 
die  Gewerkschaitsbew^ung.)  &  E.  1907.  III.  p*  17. 

376.  JanssoD,  W.  Der  inteniatiODale  Gewerkecbutaberieht  fBr  1906.  HF.  B.  1907, 
XXV.  30. 

376.  Fagliari,  F.   Ii  movimento  operaio  internazionale.   Cr.  t.  1907.  XVIL  9. 

377.  Tayerle,  B.  Mezinärodni  hnuti  odborove  v  EvropS.  O^tenuttioiMle  Ckmrk-' 

Bchaftsbewegung  in  Europa.)    A.  r.  1907.  XI.  12. 

378.  Internationale  Gewerkschaften.   U.Z.  1907.  XVI.  33. 

379.  Internationale  Gewerkpchaft^^organiaation.    E.Z.  1907.  16.  S,  .3—4 

380.  Internationale  GewerkBchaftsorpanif^ation.    Ei*.  1907.  XV.  10. 

381.  Eine  internationale  Statistik  der  SStärke  der  Gewerkschaften,    ö.  G.  D.  1907. 
4«.  S.  759. 

382.  Die  internationale  Buchdruckerorganiaation  im  Jahre  1906.  H.  T.  1907.  I*  34. 

383.  Die  internationale  Bnchdruckerorganiuitioa.   C.  0.  D.  1907.  31. 

384.  Eine  i nternaüonale  Buchdruckerstatistik,    .t.  St.  1907.  17.  S.  135—136. 

385.  Dum  AS,  E>.  L'otganisation  internationale  des  ouvriers  m^tallurgiqueB.  M.  soc 
M  1907.  3.  pu  140— m 

B.  NationaL 
a)  Allgemeines. 

386.  Warum  eich  die  Arbeiter  organisiemi.  JS^.  1907.  5.  6.  1—2. 

387.  Die  Bedeutung  der  Gewerkschaften.  B.W.A.  1907.  XIX.  83,  34,  37^^ 

388.  Der  Entwurf  zu  einem  Programm  der  Gewerkvereine.  BM.  1907.  VIIA.  1. 

389.  GewerkschaftUche  Probleme.  G.  F.  1907.  XX.  13,  14. 

990.  Goria,  O.  II  programma  eoonomieo^odile  dei  cattoUd  Or,»,  1907.  XVIL  6b 

891.  Partei  Tin  !  '^-ewerkschaften.  r.  <:  d.  1907.  31.  S.  489—490.  —  B,  T,  1907.  L.  10. 

392.  Gewerkschaf takampfe  im  Jahre  l'JOÖ.  BJi.A.  1907.  XIX.  47. 

393.  Die  gewerkaduiftlichen  Kämpfe  im  Jahre  1906.  Fg.  1907.  61.  8.  206. 
391.  Gewerkschaften  und  Khissenkaropf.  Fg.  1907.  1.  S.  13. 

3UD.  baaerbrey,  P.  Die  Gewerkschaften  im  Wahikaiupf.  Fa.  1907.  7.  S*  25. 
306.  Bauerbrey,  P.  Etwas  yoo  der  Agilatioo.  Qewerlnidiaftlfehe  ArbeiterliewatBiig, 

Fg.  1907.  4.  S.  1.3—14. 
397.  Gemeindeeozialismus  und  Gewerkschaften.  G»ch.  190 <.  12.  d.  — 219. 
396.  G«mvkaehalleo  imd  UDtenieliiiMrvwbindai  A£  1907.  XV.  7.  9. 
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Indmtri»*  md  OgwwliBtJMrftepditifc.  OMk.  1007.  12.  8.  271—873. 

400.  Barfhelj  P,   Tie  nr...chichte  einer  Ärbeiterorc^iiiisation.  X.  Z.  19f>7.  14.  XU. 

401.  Beaubois»  0>  -L'JStiu,  les  PartiB  et  le  äyndicalisme.  ML.  ^oc.  1907.  äcpt. 
408.  Bernnreffard,  P.  L»  Patronage  dewmt  le SyndfoHMtie at la Coop6r«lioii.  Jnf. 

war.  1907.  37,  38. 

403.  Bolgir,  E.  bkakszervezeti  mozgalom  ^  ssoczialdemokvitia.  (Gewer kschafte- 
bweguDg  und  Sosialdemokratie.)  H.  8.  1907.  p.  5<:)6-'525. 

404.  CommoDB,  J.  B.  Labor  Owantotton  and  Labor  Folitto  1887—1837.  Q.  J, 

1907.  XXL  2. 

406u  Crenpi,  A.  Le  organizzastone  openda e la libarU dflt lavoro.  (Bqdieaafitton 

Marchioli.)  ^V.  t.  1907.  XVII.  23. 

406.  Elm,  V.  Sozialreforni,  Genossenschaften  und  Gp'Wf  rkvereine.  K.  r.  1907.  31. 
Juli. 

407.  Lagardelle,  H.  La  «(»iäddmtwm  dii  kiavail  et  le  parti  aodaliste.  M.8oe.im. 
Bept.  p.  97—112. 

406.  Macdonaldt  O.  Sodilimui,  I^diB  OMdia  •  IMito  dal  l^mtü.  Ot.  «.  IflO?. 
XVII.  22. 

400.  Marchioli,  E.  La polftica indcwhriale dalie orpmiriMmriflni  openueb  CK«;  1907. 

XVII.  22.  o  r 

4X0,  Fovei,  N.  M.  äul  Öindacaliamo.  Jt.  N.  1907.  16.  Ö»t 

411.  Hozie,  K  The  ThMle  Unimi  Point  of  View.  J.  P.  E.  1907.  Jimt 

412.  Keufer,  A.   La  Capacit^  Commerciale  dee  Syndicats.  R,  Synd.  1907.  Nor. 

413.  Mazzoldi,  P.    Sindacalismo  rurale.   Div,  9.  1Ö07.  lö.  Febr.  1.  M&rz. 

414.  Aal  berge,  P.  J.  M.  Neutrale  vakoTgaDiaati«.  K.  8.  W.  1907.  9.  p.  97—100. 

415.  Müller,  H.  T'ngültige  GewerkBchaftHsatznngen.  C.  O.  D.  1907. 10. 8. 1Ö7— lÄ 
41Ö.  Die  neutralen  Ucwerkvereine.  G.  1907.  ü2.  S.  246—247. 

417.  Gewerkschaften  als  „politische  Vereine '.  Z.  C.  G.  D.  1907.  VIL  16,  34. 

418.  Gelb."  Verbrüderung.   C.  n.  D.  1907.  18.  S.  286—287. 

419.  Der  „Bund  vaterländischer  Arbeitervereine"  und  die  gelbe  GewcrL*cha£Uiitiee. 
S.  P.  1907.  XVI.  3«. 

420.  Brachvogel.  Willy.   Gelbe  Gewerkschaften.    Ä.Fr.  1907.  45.  Jg.  2. 

421.  Bi^trv,  P.   Leß  „Jaunee"  et  lee  questions  sociales.   Ref.  »oe.  1907.  XXM. 
25,  26. 

422.  Schell  Wien,  I>r.  J.  Gelbe  Gewerkschaften.  J.  N.  8l  1907.  Sechstes  Heft. 

423.  Die  duietlkdun  Oewerksehalteii  nnd  die  poUimcbeo  SMnrangen  der  Gonnimt 
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1907.  329.  p.  615. 

560.  De  n  orske  fagforeninger  i  1906.  (Die  norvQgiaclian  Berufaweine  ini  Jahre  1906.) 

Mrdd.      A.  1907.  34/35.  p.  6—11. 

561.  Niederländische  Gewerkschaftsbewegung  im  Jahre  1906.   C.  O.  D.  1907.  2. 

562.  Vakheweging  in  Ne^Ierland.  Tj.  VMn.  Mai. 

563.  Jautzen,  A.  Aus  der  niederländischen  (iewerkschaftsbewegung.  C.G.D.  1907. 
4.  8.  59. 

564.  Die  der  russischen  Gewerkschaften.  G  G.  D.  1907.  ß.  745—747. 

565.  Aua  der  russischen  Gewerkschaftsbewegung.  C.  O.  D.  1907.  60.  8.  792—794, 

566.  GewerkschaftHbewegung  in  Kussland.  dch.  llK)7.  7.  S.  142—143. 

567.  Die  gewerkschaftiidie  Bewegung  in  BussUuid.  0»ch.  1907.  17.  ä.  350—362. 

568.  Die  p«t)feB8iondlfln  Verbln<to  in  Basaland.  Fhr.  SStg.  1907.  28.  VITT. 

569.  Esersky,  J.  Le  syndicalisme  en  Russie.  3f.  Snr.  1907.  2.  p.  121  nn. 

570.  Grinewitsch,  W,  Zur  g^ceowärtigNi  Lage  der  Gewerkschaf tbewc^ung  in 
Bnaaland.  C.  O.  D.  1907.  30.  8.  472---473. 

571.  Btrel  tr,o  w,  Kornau.  T)ic  nirwi^che  Gewerkschaft'^bew^ng.  S.  M.  1907.  7. 
578»  Dia  skandinavischen  Gcn-erk8chafteu  im  Jahre  1906.   C.  G.  D.  1907.  4,  5,  6, 

573.  Ana  den  schwedischen  Gewerkschaften.  C.  G,  D.  1907.  20.  8,  306— 3ia 

574.  Der  eehwedieche  Arbeitecbond.  Q,  mi.  28.  &  109—110. 
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676.  Aus  der  achwciMriadun  G«««rlachaftBlwir«nuw.   C  O,  D*  1907.  4»  16,  31,  36, 

40,  47,  51. 

Ö7a  Uewerkachaft  und  Partei  in  der  Schweb.  C.  0.  D.  1007.  24.  S.  378—380. 

577.  Die  christlichen  ArbeiterorgUÜaatioDpn  in  der  Schweiz.  A.Si.  1907.  10.  B.  00—82. 

578.  Greulich,  H.  Partei  and  Gewerkschaft  in  der  Schweiz.   S.  M.  1907.  8. 

b)  Beruflich. 

670.  Der  Verband  der  fiicker  Oestemidie.  Q»ch,  1907.  24  6.  457—459. 
880l  Neu  mann,  A.  Dm  EnolMid  nod  der  ermlinditelw  Bftiienivaräii«  &  JL  1S07. 
XXVU.  Jan. 

581.  Der  Zentralrerbaiid  chrietlicher  Bsnhand werker  und  BanbiUnrbeiter  Dentedi- 

landß  in  den  Jahren  1905  und  im  B.Qew.  1907.  VIIL  16,  17,  la 

582.  Der  ZeDtralyerbond  chrietlicher  Bauhandwerker  und  Baahüfaarbeiter.  Z,  C.  G.  D. 
1907.  VIL  8. 

683.  Der  Gewerkverein  der  Beipirbeiter  im  Jahre  1906.  A.  B.  1907.  15. 

584.  Der  Gewerkverein  der  christlichen  Ikrgarbeiter.  Z.  C.  G.  D.  1907.  XIV.  & 

585.  Eine  neue  christlich-nationale  Bergarbeiterorganisation.    C.  O.  D,  1907.  47. 

586.  Der  ßteigerverband  für  den  Kuhrbczirk.  S.  P.  1907.  XVI.  49. 

587.  Aus  den  polygraphischen  Gewerben  und  deren  Organisationen.  Z.  C.  G.  D.  1907. 
VII.  20. 

588.  Buchdruckerverband  und  christliche  Gewerkschaften.  B.Q0m,  1907.  VUI.  36i. 

589.  Der  deutache  Buchdruckerverein.  5.  P.  1907.  XVI.  41. 

590.  Der  deutsche  Öeoefelder-Bund.  C.  G.  D.  1907.  11.  8.  168—160. 

691.  Jahresbericht  1906  des  Zentralverbandes  der  christlichen  Arbeiter  und  Arbeite- 
rinnen in  den  graphischen  Gewerben  und  der  Papierbranche.  Z.  C.  G.  D.  1907. 
VII.  a 

692.  Di«  T&tigkeit  de»  teteneicbiMlMa  Bnchdruckerverbandea.  Gm*.  1907.  12. 
003.  Verband  der  Vereine  der  Bndidraeker  und  Bdtriftgieeeer  und  terwiidter  Be- 
rufe Oesterreichs  im  Jahre  1906.  5.  R.  1907.  VII I.  7. 

694.  Niederöeterreichischer  Buchdrucker-  und  Bchrift«ieeserverein  im  Jahre  1906.  H.  K. 
19OT.  VIII.  7. 

595.  Fr^ville,  G.  La  f^^ration  des  travailleur»  du  livre.  R.  Synd.  1907.  Juni. 

596.  Der  schweizerische  Typographenbund  im  Jahn  1906.  A.Su  1907.  9.  S.  71—72. 
607.  Der  schweizerische  Typographenbund  im  Jafare  1906.  H.  T.  1907.  L.  17,  18,  19. 
59a  Föderation  des  Typographes  de  la  iSuisse  romande.  H.  T.  1907.  L.  24,  25,  2«. 

599.  Gesamtverband  der  nationalgesinnten  Eisenbahner  tiüddeutHchlands.  Jahresb^dit 
für  1906.  Sehv>.  EU.  1907.  VlII.  34. 

600.  Notwendigkeit  einer  wirtschaftUchen  OigMiitiOin  der 
E.  Ind.  lk)7.  10.  p.  182—184. 

WL  Jochade,  U.  Der  Verband  deolNlMr  Etsenbahnhandirerk«  nod 
C.  ö.  D.  1907.  35.  8.  559—560. 

602.  Gase,  D.  L.   Organization  of  railroad  emploj^.   0.  1907.  Aus. 

603.  Zur  Organisation  der  Flaschenmacher  in  Belgien.  Fg.  1907.  36.  B.  14Si 

604.  Der  ali£»meine  deutache  Qirtnerrerein.  &  P.  1907.  XVL  61. 

605.  Bled,  J.  La  FMMioD  onvrnre  Hortieofo  de  Fkane»  et  dee  Oolonlee.  M,  8m. 
1907.  Juin.  p.  545—553. 

606.  Verhandlungsbericht  der  Allgemeinen  Vereinigung  deaticher  Buchhandlung«- 
«ihiUSeo.  B.  W.  44,  45,  467^  a.  4& 

607.  Die  Organisation  der  Bureauangestellten.  (Auirtellai^;  fiber  die  Stiri»  and  die 
Finanzgebahrung.)  £.A.  1907.  20.  8.  158. 

60a  Die  Organisationsfrase  der  Handelshilfsarbeiter.  0.  1907.  53.  8.  209—210. 
60O.  Das  zehnjährige  Jubiläum  dM  Haodei»-  und  I^aiinpoitarbeiterTcrbaiidea.  C  Q.D. 

1907.  20.  B.  307—308. 
610l  Düllo,  Ii .  Ortegruppen  und  Ortsvereine  Aet  Allgemeinen  Veninigiag  dwtifiMr 

BuchhandlungegeSilfcn.  B.  W.  1907.  49.  S.  AW-AW. 

611.  Der  deutsche  fiolzarbeiterverband  im  Jahre  ISMS.  H.Z.  1907.  XV.  25. 

612.  Der  Zentralverband  christlicher  Holzarbeiter.  Z.  V.  G.  D.  1907.  VII.  10. 

613.  Verband  der  Holzarbeiter  Oesterreichs  1905/06.  8.  R.  1907.  VIII.  7. 

614.  Beformziele  des  Verbandes  deutscher  Krankenpfleger  und  Pflegerinnen.  Z.  C.  0.  D. 
1907.  VII.  16. 

615.  Dar  Verband  der  PortefeoiUar  und  Ledergalanteriearbeiter  Deutachlanda.  C.  0.  D. 
1007.  16.  &  S36-2S8.  _ 

616.  Eioheitsorganiaation  im  lilliQgraplMii-  und  8l«iBdiackniNKb&  a  O.  D,  1907. 

24.  8.  37a 
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BIT.  Zwanzig  Jahre  Arbeit  dm  Malerrerbandes.  C.  O.  D.  1907.  27.  S.  423— 

618.  Der  Zf^ntralverbaud  der  Maurer  Deutechland».  B.Gtu.  1907.  Vlll.  16. 
ülU.  Der  Zentral  verband  der  Maurer  Oest^eichn  in  den  Jahren  19<35  und  1906.  R. 
1907.  Vlll.  3. 

Ö20.  Die  Fortechritte  des  italienischen  Maurerverbande«.  Osch.  1907.  12.  S.  280—281. 
tßl.  Hue,  Otto.   Der  britische  Maschinen  bauerverband.   aV.  G'.  UK)7.  22.  V. 

622.  Jahresbericht  des  christlichen  MetalUrbdterverbandes.  Z.C.  O.  D.  1907.  VII.  11. 

623.  Die  OiKpuiisatioa  der  MeUülarbeiter  Oesterreichs.  G$ch.  1907.  14.  S.  30»-3ia 
624  VflniB  dar  Montan-,  Eisen-  und  Maachinen-lndustrielien  in  Oeeterrdch.  R, 

1907.  VIII.  1. 

625.  The  Dominion  ätoelworkcnMutiuaBeoefttAMOcUUoQ.  D.  C.  1907.  7.  p.78a— 7ä6. 

626.  Seherer,  Dr.  R.  Ein  BeUns  mr  Arbeiterfrage.  (Scbirab.  Mele]]ellwtltf- 
Verband.)  M  Ch.  VMM.  Febr.  ST  i:^  1-135. 

t>27.  Der  Zentralverband  der  Zivilmusikcr  Deutschlands.  S,  P,  190?.  XVI.  32. 
628.  Der  Deatecbe  Mueikdlrektocenverband.  S,  P.  1907.  XVI.  27. 
«29.  Ennesch,  A.  Oqpaieirtkm  dm  deolNlieo  FkinrtbeMnteii.  &X  1907.  XXVIL 
Juli/ Aug. 

630.  Hüdemenn,  H.  Die  Organisation  der  Privatbeamten,  s.  p.  1<K)7.  XVI.  41. 

631.  Les  ai»w>oi?itionfl  de  fonrtinnnairef  en  AUpmagne.    M.  S.  1907.  7.  p.  — 248. 

632.  Dusart,  Joseph,  i'our  let«  touctiounaired.  (AasociationB  et  svndicats.)  A,calh, 
1907.  2.  I».  ll?--12a 

^3.  Faure,  Fernand.  Lee  syndicats  de  foDOtioonairn  et  Je  piojei  da  go«T«Mnent. 

R.  P.  P.  1007.  Mai.  p.  229—246. 
634.  Fonrni^re,  E.  Les  syndicats  de  fonctionnaires.  IL  8oe,  1907. ICaL  pw  385 — 406. 
635h  Harmignie,  Pierre.    Les  syndicats  de  fonctionnaires.   JS.  5.  C,  1907.  Jan. 
636L  van  Hettinga  Tromp,  J.    Vakvereenigingen  van  arobtenaren.   F.  T.  1907. 

X.  p  42. 

637.  öohlich,  K.  Der  Bond  der  technitch-industrieiien  Beamten.  &  P.  1907. 
XVI.  35. 

68&  Beport  of  Select  Committ«-  on  Poet  Office  Servante.  X.  O.  1907.  8.  p.  229—830. 

638.  Der  christlich-soziale  Tabakarbeitonrerband.  z.  c.  0.  D,  1907.  VIL  2. 

610.  Der  Verband  d«  duiedSchen  Tabak*  und  Zigarrenarbeiter.  Z,  0.  O.  D.  UN)7. 

VII.  9. 

liil.  Die  Entwickelung  der  ünion  der  Textilarbeiter.  Gtch.  1907.  14.  8.  310—313. 
(542.  Der  Gewerkrerein  der  Tischler  im  Jahre  1906.  H.Z.  1907.  XV.  46. 

643.  Horn,  G.  Ein  keramischer  Indurttricvcrbnnd.  Fg.  1907.  27.  S.  105—106. 

644.  Bruüre,  üobert  W.  A  newsboys'  iabor  union.  O.  1906.  Dez-  p.  878-883. 

GL  Arbeitereekretariate. 

615.  Die  deutschen  ArbeiterHekretnriate  im  Jahre  1906.    C.  O.  D.  1907.  Beilage  1. 

Femer  in:  D.  W.Z.  1907.  XIV.  14.    B.M.A.  1907.  XIX.  29.    O,  F,  1907. XX. 

30,  31,  32.  1907.  XIU.  2a  ÄZ.  1907.  XV.  2& 

6«ft.  Brachvogel,  W.   Die  dentaohen  ArbeHerMkratariate  im  Jahre  1906.  AJS, 

XVm.  16.  a  257—250. 
647.  Bruaner,  L.  Die  dentecben  Arbcümetaetiilate  im  Jibve  UKNk  Jffo.  1907. 

XVI.  lA.  Ferner  ir>  D.Z.  1907.  XIV.  17.  Pk.  JT.  1007.  IX.  2,  3,  4.  P.  1007. 

XVI.  28^  29.  Oew,  \m,  29. 
648L  Am  den  Bctfditen  der  Aibeitenekfetariate  6b«r  dae  Jahr  1906.  H,  X»  1907. 

XV.  4n,  i7,  4R.  m. 

649.  Jahresbericht  dej  Zentral-Arbeiter»ekretariats  tur  dat.  Jsdir  1906.  ('.  G.  D.  l'.X)7. 
15.  8.  225-229. 

660.  Die  Arbeit^^rRekretariate  der  freieB  Oewerkschaften  Dentadüanda  im  Jahre  1906. 

P.  1907.  XVI.  42. 

661.  Arbeitersekretariate,  V rlk^bfiroe  und  Beefala-  und  AnakunftaBteUeik  nn  Jahre  1906. 

Z.  C.  G.  J).  1907.  VIJ.  jl. 
6Ö2.  Gemeinnütziger  Verein  für  Kechttsauäkuntt  in  Gro^s-lkrlin.  ^.  P.  1907.  XVI.  21. 
<fe3.  Rechtsauaknoftaetellen,  AtMenekretaiiate,  Volkibinemie  1900.   8,  P.  1907. 

XVI.  27. 

654.  Die  Rechtsberatung  der  minderbemittelten  Volkskreise  im  Jahre  1900.  Arbeiter- 
Sekretariate,  Volksbureäui-  unj  Ret'htsauskunftMHtellen.    R.A.  1907.  V.  9. 

555.  AU  manu,  J.    Bericht  d&<  Arbeiterinnen- äekretariata.    C.  Q.  D.  1907.  14. 

6B8.  Heilborn,  Dr.  Otto.  Tätigkeit  der  BeehtMiiakiiaflaetelle  dee  Bnnana  IQr 
SodalpoUtik in  Berhs  vom  1.  Anuur  1906 bia 31.  Minl907.  A  R  1907. XVL28. 
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657.  Hoch.  G.  Aur<  den  BericfatcB  der  ArtNitanekreUurtate  äber  du  Jilur  190a 

V  A  1907.  24.  ß.  430—432. 
66&  Hllttner,'  B.  Städtische  Bechtaauekuoftsstellen.   S.  P.  1907.  XVL  48. 
660.  Pick ,  Matguele.  DIa  AnNkunftMtoU»  Berlin  der  dentecben  Fnueovereiaa  S.  F. 

XVL  20. 

D.  Soziale  Vereine. 

G»j<).  Verband  badiHchcr  Arbeitenachwcisc.    A.M.  \W7.  1. 

Der  neae  Mitteldeuteciie  ArbeitanachweiÄverband.    AJf.  1907.  17. 
662.  Der  Rheinische  Verein  zur  Förderang  des  ArbeitorwohDUDfflweeeoa.   W.  S.  Ji, 

1Ü07,  44.  S.  532—533. 
«63.  Verge8i,  E.  La  „Öettimana  sociale"  d'Amiens.  R.LS.S.  1907.  Sept.  p.  18—30. 
664.  BriansA,  £.   Lt  leghe  runUi  di  nuglioramento  in  Itniin.   B.  L  &  &  1907. 

Aug. 

Ark6lterTerhiUtni8.se  und  -Stattstik. 

A.  Allgemein. 

6(>ö.  Arbeiterrerhältniaite.   /.  N.  St.  1907.  3.  ii.  5.  Heft. 
606.  Der  Kampf  am  die  AiMteknift         1067.  XV.  6»  7,  9. 
667.  Talks  on  Lahor.    ,1.  F.  1907.  6  n.  7.  p.  417-419,  485—480. 
66a  Smith,  C.   Labour  abroad.    W.  T.  U.  1907,  66. 

609.  De  eoonomiach-juridische  toestand  der  arbeideElclatte  fa  den  tegeuwooidigMi 

tijd.    K.  S.  W.  19<)7.  45.  p.  520-521. 
t)7Ü.  Peschcke-Keedt,  A.    Arbeijderforhold  (ArbeiterverhiiltniMe).    D.  T.  1906. 

E.  21. 
'liwsenstAat  und  VollcBcinkommpn.    A'.Z.  UK)7.  4.  S.  1. 

672.  Die  unt«r8te  Grenze  der  Ivebenehaltung.    B.H.A.  1907.  XIX.  41. 

673.  Comny,  P.  de.    L' Alimentation  ouvnfere.    Rif.  feon.  1906.  Okt.  p.  11S2— 1134. 

674.  Qnail,  Jesse.  The  weaith  of  the  workers.    C.  Rev.  1907.  Aug. 

675.  Düllo,  H.   Die  Mindeatgehälter.   B.W.  1907.  16  u.  18.  S.  1^— iJ»,  139. 
67(5.  Neu  wi  hl  er,  K.    Unsere  Mindeetgehältor -Tabelle.  B.W.  1907.  27.  8.  209-813. 

677.  Teutscli,  £.  Zur  Mindeetgehaltsfrage.  B,W,  1907.  20,  22  a.  29. 

678.  Wag»  Eunen  Budget.   T.  {L.  S.)  1907.  p.  98a 

679.  Wag»*  and  Kmployment.    Y.  Y.  1907.  IX.  38. 

680.  Macarthur,  M.  £.  Why  we  ahould  eupport  the  legal  minimum  wage.  UL. 
1907.  2a  Juni. 

681.  Ratt(^,  .T.  W    Minimum  Ivoon  en  maximnm  arbeidsduur.    K.  S.  W.  1J>07.  4. 

682.  Dan  Steigen  der  Arbeitslöhne  und  die  Macht  der  Arbeiterorganiijationen.  B.E.A. 
■     li)07.  XIX.  4,  6. 

683.  Zur  diesjährigen  Pn-rufs-  und  Betriobezählung.    r.  O.  D.  191)7.  20.  S.  in'.-Si/?. 

684.  LohüötatiHtiöciie  Arbeiten  der  amtlichen  Arbeiteretatistik.  I.  Methodeufrage  der 
Lohnstatistik.  R.Ä.  1907.  V.  4.  —  IL  Die  lohnstatistinchen  Erhebungen  <!« 
Arbeiteamtes  der  Vereinigten  Staaten  von  AnieriVa.  K.A.  1907.  V.  6.  —  tlL  We 
lohnstatistischen  Erhebungen  der  Vereinigton  Staaten  von  Amerika  (Nachtr«^. 
Die  amtliche  Lohnstatistik  im  Vereinigten  Königreich  von  Grosebritannico. 
R.A.  1907.  V.  7.  —  IV.  Die  amtliche  Lohnstatistik  im  Königreich  Be^«* 
li.A.  1907.  V.  a  —  V.  Die  amtliche  Lohnstotistik  in  Frankreidi.  R.A.  mP. 
V.  9.  —  VI.  Die  amtliche  Ix)hn8tatistik  im  Konitrreich  Italien.  R.A.  1907.  V. 
10.  —  VII.  Die  amtliche  Lohnatatiatik  in  Oeaterreich.  Jt.Ä.  1907.  V.  11.  - 
VIU.  Die  amtliche  Lohnntatietilc  in  den  Niederlanden.  R.A.  1907.  V.  1& 

685.  Fehlinger,  II.    Ueber  Lohnstatistit.   A.  10O7.  p.  01-70. 

686.  Kleeie,  Fr.   Eine  Lohnstatistik,       G.  1907.  12.  p.  313-319. 

687.  Mncdonald,  If.  E.  Soeinliam  nnd  Üie  mtnimnm  wage.  L,  L  Wß. 
5.  Juli. 

688.  Günther,  Dr.  A.   Zur  Methode  der  Lohnstatistik.   S.  P.  1907.  1. 

689.  Hendersnn.  A.    Wagee  Boards.    W.  T.  ü.  1907.  67. 

600.  Kleeis,  F.    Die  Aufnahme  von  Lohnelatietiken  durch  die  KraokttüciiMa. 

C.  G.  D.  1907,  16.  ö.  246-248. 
691.  Der  neue  Mittelstand.    H.B.  1907.  XI.  14,  15,  16. 

002.  Kine  Enquete  über  die  Lage  de.^  gewerblichen  Mittelstandes.         1907.  XVI.  14. 

093.  MiildensLaudesenquöte.    R.C.  1907.  9.  V. 

694.  Boü*.  D.   Midden8tand^en(]u6te  en  vakondcrwijs.    V.  T.  19<»7.  X.  p.  78-^6. 

695.  Heubner,  Dr.  P.  L.  Handwertc  und  Fabrik.  A,  1907.  9  u.  la 
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066.  flood,  P.  Die  ArbdtMnweisung  im  Fabrikbetrieb.   Z.  O.E.  1907.  XIV.  7. 
697.  Sch  wa  II  cn  fl  ügel ,   \\'alter     Arbejderen  og  de  moderne  Maskiner.  (Dit 

Arbeiter  und  die  moderueo  MasdÜDeo.)   D,  n.  A,  1907.  I.  281^289. 
608.  Ersberger,  M.  GeOngnimrbeit.  8.  JT.  1907.  XXVII.  Sept. 
690.  Gefangenenarbeit  un  l  rriviUii  l  istrie.    S.  P.  1907.  XVI.  32. 

700.  Die  f>age  der  ötrafanßtaltearbeit.    C.  G.  D.  1907.  40,  41  u.  42. 

701.  MiirtBey,  Mabel  H.  B.   Holding  the  mirror  up  to  indiutry.  C«.  1907.  Jan.  5. 

702.  Düllo,  H.   Chefs  imd  Gehilfen  einst  and  jetzt.   B.W,  51  u.  ö2« 

703.  Koguenant,  A.   Patrons  et  Ouvrien.  £Uf.  «oc.  1907.  27. 

704.  Die  Berufs-  und  Betriehwitthlniig  da  DetHtdien  Betehea  fom  12.  Juni  1907. 

P.  1907.  XVI.  36. 
7()5.  The  G^erman  Workman.   L.  Mom.  I9u7,  4Ö. 

706.  Life  and  Laboor  in  Oermany.   T.  (L.  S.)  1907.  |».  120. 

707.  Salaries  in  Germany.    N.  Y.  1907.  IX.  3  t 

708.  Lohn-  und  ArbeitMtatiätik  der  deutschen  Gewerkvereine.  B.Arb.  19u7.  X.  21. 

709.  Die  Beochäftigaiig  der  Q«fMigeiMO  im  DeataehoD  BddM.  Z,  a  a,  D,  1907. 
VII.  13,  16. 

710.  May,  Max.    £inkommeneteaer  tind  Arbeiterhaushalt  in  Baden.    8.  P.  190?ir 

XVI.  la 

711.  Die  J^eor^^UDg  der  Maiuihetmer  LohnverhäLtniaae.  Qew.  1907.  12.  B.  228-^. 

712.  Die  MMdalea  Znatibide  in  EtMam-Lothringen.  Z.  0.  0*  D.  1007.  VII.  19. 

713.  Bodig,  Wirkung  des  prrn>-i^rhen  Einkommenstetiergehetzes  vom  19.  Juni  1906 
auf  die  Besteuerung  des  Arbeiterhaushalts.   S.  F.  1907.  XVL  16. 

714.  „Berlin  und  seine  Arbeiter.'«  Z  a  0,  D,  1907.  VU.  3. 

715.  Lohnstatistiflche  Aflwiten  der  AUcemeinaii  OrteknnlEenkaMe  Ofbobadi «.  M, 
ILA.  1907.  V.  3. 

716.  Das  Mainzer  Verbands-Programm  (Lohnv^hältnisse  etc.).   Gttc.  1907.  9—24. 

717.  Die  Lohnstatistik  df  r  T  ^  ipziger  Ortskrankenka«se.   P.A.  1907.  V.  1—12. 

718.  Arbeiterverhältnisse  m  Kamertui.   D.  K.Z.  lii07.  9.  p.  84. 

719.  N  (>  u  w  e  n  8 ,  J.  De  Staat  en  het  middenstuidevnegBtnk  in  Ooetonrifk.  XI  A  W. 
mn.  18.  p.  205—207. 

720.  Chile.    La  EstadLstica  del  trabajo.   II.  R.  S.  1907.  XXX IX.  p.  274—275. 

•  721.  Die  Frage  der  vorsätzlichen  Einschränkung  der  Arboili^loi>^tung  und  der  Pro- 
duktion in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  Grossbritannien.  1907.  V.  0. 

722.  GefiingniRarbeit  in  den  Vereinigten  Staaten.   S.  P.  1907.  XVI.  U. 

723.  Unions-lAjhnsätze  in  New-Y(.rk.    C.  G.  D.  1907.  43.  S.  680. 

724.  Wages  aod  Empioyment  in  Third  Quarter,  1907.  If.  V.  1907.  IX.  35. 

929.  Ohangee  in  Bates  of  Wages  and  amn  of  Labonr  in  Maaaacbnsetts.  L.  Mhi$. 
1907.  50. 

726.  Escard,  P.  I>e  monde  du  travail  et  ie  patronage  indiistriel  aux  Etate-Unia. 
R4f.  toe.  1907,  46. 

727.  Feh  I  i  n  ger.  Die  Induatrierfhlnng  von  1905  in  den  Vereinigten  BtMten.  C.  G.  D* 

lf)07.  13.  8.  200—202. 

728.  K  u  c  z  i  n  s  k  V ,  R  Die  Lel>cnHhaltung  des  rroletariat^  in  den  Vereinigten  Staaten. 
-V.  1007.  19, '26.  1;  2.  II.  p.  2l2-24(;;  2.^)8—202;  27^v-2a). 

72y.  Pascal,  G.  de.   Etats-Unis.   L'ürgaiiiHation  du  travail.   A.  catli.  1907.  Nov. 

730.  Willoughby,  F.  W.  L'organisation  du  travail  et  le  OoiiTenienient  f6dAaI 
aux  Etat»4-Unis.    M.  S.  10r>7.  13.   Supplements  aux  Annales. 

731.  Willgren,  K.  Arbetareklai^äeQ  ekonomiska  fram&t«kridandc  i  Finland  under 
de  senB«te  decennicma.  (Wirtschaftliche  Fortschritte  der  Arbeit^^rklasse  in  Finn- 
land w&hrend  der  letzten  Jahrzehnte.)  £.  8.  F.  1907.  V.  3.  p.  33—114. 

732.  Levasseur,  Emile.  Questions  oavri^res  et  indnetrieUee en  Fnmce depoia  1870. 
A.  S.  P.  1{X)7.  Marz.  p.  Itkl  2(0. 

733.  Labour  Stattstics  of  the  United  Kingdom.  X.  O.  1907.  10.  p.  294-295. 

734.  Genend  inquiry  into  eaommgs  and  hours  of  labonr  In  1906.  X.  9.  1907.  2.  p.  96. 
785.  Chriurrp.  Ij,  vvages  and  hours.  1900.    /..  G.  l'^r.  1?.  p.  356—357. 

736.  (jhangeä  in  Bates  of  Wagea  and  Hours  of  Labour.    L.  O.  1907.  1,  2,  3,  4  etc.. 

737.  Verindemngen  in  LSIinen  und  ArbeiteMiten  in  Enjjlend  im  Jahr»  1906.  8.  B* 
1907.  VIII.  2. 

738.  Wein  gar  tz,  B.   Aus  England  (Arbeitsverhältnisse).    C.  O.  D.  UKJ7.  26. 
730.  Labour  and  S(K!iaii8m  in  Attstralia.   ^  R.  1907.  April. 

740.  Changes  in  Rate  of  Wages  and  Homa  of  Lalwnr  aoring  tlie  fonrth  qnacter  of 
1906.  D.  C.  1907.  ».  m-902. 

741.  Indnrtrial  and  Labonr  GtoditioDe  in  CaiMda  dniing  1906.    D.  C  1907.  7. 
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7^  Industrial  and  labour  eoliditionit  dnring  Oeoembcr  1908,  JwiiMiy  IWl,  FobnttiT 
1907  etc.  D.  a  1907. 

743.  Ghanf»  in  Bäte»  of  Wagw  and  Hcnm  of  Li^xrar,  Oiaada     Ftrst  qnarter  of 

VMr.  D.  r.  it>^':t7.  11. 

744.  Change»  in  Kates  of  Wagee  and  Houn  of  Labour,  Canada.    D.  V.  liX/7.  5. 

745.  Earniiigs  of  Workpeople,  T901.  BnlleliD  of  Canadian  Oensua.  D.  C.  1007.  IL 

746.  Wagei»  and  Sakriee  in  Cnnndn.    V  >'  1907.  IX.  34. 

747.  1  air  Wage»  lietsolution  bv  ManituU  Legialaturfc  D.  C.  19Ü7.  9.  p.  1007— lOUb. 
74&  Goet  of  Living,  1897-1907.    Investigatioa  at  Ottawa,  OdL,  hy  &wü  Herrioe 

Aft8»xiation.   D.  C.  1007.  2.  p.  167— ITH. 
749.  Tullio,  P.  II  pane  ela  polenta  oeiralimentazioae  del  conLadino  iUiüioo.  Ham. 
1907.  Mai. 


7ö0l  Lacava,  Pietro.  Sulle  coodiaomi  floonomioo  aoctftli  ddia  Pim'iintii  Jf,  A. 
im.  1.  III.  h.  1U5-  133. 

751.  VerhäJtxiiaae  der  arbeitenden  Klaseen  in  Mailand.   Fr.  Ztg.  1907i  31.  V. 

752.  Pagliari,F.  Le oondizioni  della classe  operaia milanese.  Cr,*,  1907.  XVIL  11. 

753.  UeMT  die  ArbdtsTerhältnisse  in  Japan.   Q.  1907.  5.  S.  18. 

754k  Bautter,  E.  d^'veloppement  industriel  et  commercial  du  Japon  cfe  Ift  IMId* 
d'cBuvie  Japooaiae.  M.  8,  1907^  13.  ßoppl^eoto  aax  Aaoaloe. 

755.  8ehn«ider,  K.  Die  ArbcftcrkÜMse  in  Janan  «nd  ihia  Lage.  B,  P.  1907. 
XIV.  15. 

75«.  De  arbeideatatiatiek  in  Nederland.       1907.  Mai. 

757.  Beatekvoorwardoi  te  Veendam  (Leim  «nd  Arbeitaacit  in  YMndam).  M,CR,S. 

1907.  n.  11. 

75&  La  Population  ouvri^  en  Kaaaie.  Mw.  Stat,  1907.  19. 

759.  Beott,  Lmay.  Bnaak,  aa  tvm  in  ita  «orUngmeo.  IT.  IT.  1907.  Jan. 


fi.  Beruflich. 

760i.  Gewerkschaftliche  Untennchungen  über  Arhf^itsverhältnh^o  und  Lebenshaltung; 
der  Arbeiter.  IV.  Lohn-  und  Arbeitebedingungen  ixn  Maurergewerbe,  R  A. 
1907.  V.  1.  —  V.  Lolin-  nnd  ArfaeitaTcrikiltoiiM  dwr  Hteinartieiter  und  Zimmerer. 
RA.  1907.  V.  2.  —  VI.  ErhebunfTcn  über  die  Lage  der  iiildhaoer  in  Deutach- 
Lmd.  M.Ä.  liK)7.  V.  3.  —  VII.  Arbeitebe<lingungen  im  Malergewerbe  Deatach» 
lands.   R.A.  1907.  V.  4.  —  VIII.  Krhebungeu  ini  Sattlergcwerbe.  1907. 


Sattlergcwerbe. 

V.  a  —  IX.  Erhebungen  im  Flei8chefgew(Tl)e.  ILA.  1907.  V.  9. 
761.  Kflkelhans,  Hugo.  Die  Nol  des  Handwerkerstandes.   Tg.  1907,  7  o.  &  ÜL 
799.  Kumber  of  Emplovees  and  Aggreg^ito  WaL^es  v>au\  in  tlie  IftuuifMlIlling  In- 

dustry,  Ganada,  190Ö-1906.  J),  a  1907.  d,  p.  ^09—211. 
7981  IWetary  Labour  in  India.  T.  1907.  25.  Des. 

794.  Die  Lage  der  Arbeiter  in  dm  Bäckereien.    A.sr.  T>07.  8.  8.  61—63. 

766.  Reiter.  A.   Zur  Lage  der  Bautechoiker.   J.B.Z.  19Ü7.  9.  p.  140—143. 

766.  Scheffler.  K.  Architekt  und  Unternehmer.   Tg.  1907.  23.  IV. 

797.  Josionek,  R  Einiges  über  die  Verhiltmaae  der  leolim'sclii«  AngesteUton  ia 

Pari«.   I.B.Z.  1907.  21.  p.  338—340. 

768.  Die  Loge  der  Oberbauarbeiter.  E.  Z.  1907.  20.  8.  3—4. 

769.  Biegel,  F.    Wovon  lebt  der  Bauarbeiter  im  Winter':'    K.  1907.  4. 

770.  Holz,  ü.  Zur  Sicherung  der  Lohnfcvderungen  der  BauMbeiter.  C.  G.  D.  1907. 
46.  8.  733—734 

771.  Wages  and  Hoars  of  nricklayers  and  Maftons.   ^V.  Y.  19U7.  IX.  32. 

772.  Wagt»  and  hours  of  labour  of  masons  and  hricklayera  in  Uermanv.  L.  G.  1907. 
4.  p.  101—102. 

773.  Die  neuen  Plane  des  Arbeit^eberbundee  für  das  BM^wcrbe.  Bhd.  1907.  VIII.  25. 
774  Lohn-  und  ArbeitsverhältnisBe  dar  bremischen  ^^^aserbanarbeiler.    Otm.  1907. 

18.  S.  355. 

775.  Lohnverhältniase  and  Bauarbeiterschatz  im  Baugewerbe  Bajecna.  H.Gev.  1907. 
Vin.  47. 

779.  Ix]h[>  riiiiftlnngen  im  Baugewerbe  nijd  NahrungsmitteU^ewertie  in  MftiidMDt 

W  inter  1905/06.  M.  &  A.  M.  1907.        Bd.  1.)  p.  47— b3. 
777.  Bauarbeiterreriilltniaae  in  Württemberg.  B.H.A.  1907.  XIX.  10. 
77a  OrganiBatioDB-  und  Arbeitambiltaisae  der  Banbillsarbaitar  in  Neir-York.  BMJL 

19()7.  XIX.  44. 

779.  Löhne  und  Arbflitaasit  der  Banhilftarbciter  in  GioariHritanniMi.  BMjL  1907. 
XIX.  52. 
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780.  Sil) ed Ahl,  E.  Grofarbetarne  (Die  Grubeaarbeiter).  8.  Tid.  1907.  I.  p.  15—18. 

781.  LohB-  und  ArlM  iferverhältniase  im  Steinkohlenbergbau,    ff.  0.  1907.  10.  Juli. 

782.  Herbig,  Dr.  iSchwierigkeiteii  des  LohnweaeDs  im  Be^bau*  S.  F,  1907. 
XVII.  9. 

783.  Hirsch,  Max.    Braunkohlen profite.    N.  Z.  1907.  XXV.  60. 
781iiu6,Olto.  Bergbauliche  l^otizen.  N.  Z.  1007.  XXV.  43. 
7W.  Die  Lahne  im  deatocheo  Bergbau  1006.  8.  P.  1007.  XVL  4a 

786.  Arbdterverhiltoisse  bei  dm  kgl.  preit— lecheo  BfligwarlEeii,  Hlltten  nad  fleUum 
im  Jahre  1905.   S.  R.  1907.  Vlil.  2. 

787.  Die  £intichränkung  der  Bergbaafreiheit  in  Preusaeo.   8.  P.  1907.  XVI.  20. 

788.  Vogel,  M.  lieber  doa  Sinlen  der  ArbeitiflUiiglnU  dar  fiendeule  in  PMUMn. 
Ä.  V.BL  590  V.  29.  i.  1907.  8p.  86—90. 

780.  Neuhaaa,  Georg.  Aibeildohn  und  Arbeitäleistung  der  Arbeiter  im  Btiln* 
kohlen l>ergbau  PreuF*«enH  von  1891-19(05.    S.  K.  1907.  XXVil.  März. 

790.  Prohte  und  Arbeit€rloline  iiu  ^reussischeii  Bergbau.    V.  1907.  17.  II. 

791.  Die  Entwicklung  der  Ikrgarbeiterlöhne  in  Preuasen.   D.  WJS,  1907.  20. 

792.  Die  Entwicklung  der  Arbeitslöhne  und  Arbeitaleistongan  im  preu— iacliien  Beig- 
bau in  den  letzten  20  Jahren.  RJL.  1907.  V.  3. 

703.  Die  Arbeitslöhne  im  preuMiachai  BteinkoUenbcnriiMi  in  dn  litntan  20  Jalmn. 
Z.  C,  O,  D,  1907.  VII.  8. 

704.  Die  Entwieklung  der  BergarbetteriSlme  1887—1006  tnf  den  SIelnkohleBgndMn 

Prru.M  ns.    8.  P,  19<)7.  X\'I.  18. 
79q.  Ötatistiache  Mitteilungen  über  die  beim  Bergbau  Pretuaena  gezahlten  Ariieita» 
Hflue  und  «ndeHen  ArbeitoleiBtiuijran.  B*  M*  8,  1007.  (56^  Bd.  1.)  p.  30—46. 

706.  Arbeitaldhne  und  ArbeitueiteD  boun  Bergban  Avmaens  im  Jelue  1006.  &  B. 
VIII.  8.  S.  147  -154. 

707.  Kachweisungm  der  in  den  Hauptbergbaubezirken  FftDHens  im  vierten  Quotele 
nnd  im  Jahre  190tt  verdienten  Bergarbeiterlöhne        IT.  S.  1907,  I. 

796.  Die  Bergarbeiterlöhne  in  den  Hauptbergbaubeziriccn  PreusHcus  im  IV.  Viertel- 
jahre 1906;  im  Jahre  Hm.  R.A.  1907.  V.  3.  —  I.  Vierteljahr  1907.  R.Ä.  1907. 
V.  6.  -  II.  Vierteljabr  1907.  1907.  V.  0.  —  lU.  Vierteljahr  1007.  JK.il. 
1907.  V.  12. 

700.  Nadiweiaung  der  in  den  Hanpt-Bergbaubezirken  Prenmeoa  im  1.  Vlerleljalire 

1907  verdienten  Bergarbeit«rlöhne.   B.  ff.  S.  1907.  2. 
8U0.  iinrchiuchnittalöhne  der  preusainchen  Bei^arbdter  im  1.  Quartal  1907.  B.Arb. 

1907.  X.  26;  —  im  2.  Quartal  1\K)7.    H..Arb.  UK}7.  X.  42. 

801.  j^achweiaung  der  in  den  HauptbergbAubexirken  Preuaaena  im  IL  Viertoijahre 
1907  TerdiMiten  Bergarbeiteritiräe.  B.  H.  8.  1007.  3. 

802.  Die  Löhne  der  preuflsischen  Bergarbeiter  (Stelafcolllen-  and  BfewnkollieobCKbm) 
im  II.  Quartal  1907.   8.  F.  1907.  XVI.  51. 

803.  Effert,  J.  BntwieUnog  von  Arbatolohn  vmd  ArbeitaMstung  im  Bainlcolilen* 
berglau.  X.  r.  1907.  xvr. 

604.  JÜDgät,  Dr.  £.    Entwicklung  von  Arbeitdiohu  und  Arbeitaleiatung  im  Ruhr- 

tcoUenbergbaii.  S.  P.  1907.  XVI.  40. 
806.  Die  Arbeitsverhältnisse  bd  den  Salinen  Oestanddis  in  den  Jnhien  1003  nnd 

1904.   S,  R.  1907.  Vlil.  1. 
806.  Lfihne  nnd  Sdiiehtdauer  beim  Bargban  OeatemidiB  im  Jahre  1006.'  8.  B.  1907. 

VIII.  1,  2. 

^7.  Arbeiterverhältui^äo  im  Otitrau-Karwiner  Bteinkohlenreviere.    II.  Teil:  Lebens» 

und  Wohnungsverh&ltnisae.   S.  K  1907.  VIII.  1. 
808.  Arbeit«« Verhältnisse  und  UnäLUe  in  den  eng^achen  KoUaibenrwerIcen.  Z,CO,D, 

l'X)7.  VIL  21. 

80^'.  Output  of  Goal  and  Etuplovnient  at  coal  mines  in  1906.   L.  (?.  1007,  3.  Di.  68. 

810.  Minuig  and  QuariTiog  in  1906.  JL  <?.  1007,  8.  IL  p.  23a 

811.  Wagee  of  ooal  minera  and  prioe  of  ooal.  L.  O.  1007.  3.  p.  68—60. 

812.  Haclauchlan,  F.   „Poli-sh  Ijabour'  in  the  vScottish  Mine«?.    E.  J.  1907.  Juni. 

813.  Inveatigatioa  into  Labour  Conditiona  in  Alberta  Coal  Minea  and  into  the  Fuel 
Supplv  of  the  Weet-Findio»  of  the  Albeita  Ooal  Oommiaeioa.  D.  a  1007.  8. 

814.  Au8  den  Brauerrirn  nnd  Brennereien  in  PreUBSon.  Naidl  dem  Betidlle  der 
Fabrikinspektoren  iur  1906.   ßr.Z.  1907.  XVII.  3L 

816.  Braneteiarbeiterverhältniase  in  Bayern.  Nach  den  Beriditen  der  Geiverlie- 
Inspektorcn  für  1<.J06.    Br  Z.  1907.  XVII.  30. 

816.  Löhne  der  Brauereiarbeiter  in  den  Vereinigten  ätaatcu.   ßr.Z.  1907.  XVII.  51. 

817.  Wagea  of  Artificial  Flower  Make».  M  F.  1007.  IX.  33. 
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fflS.  Löhne  und  Arbeitszeit  der  chemischen  Arbeiter.   F.  1007.  X  VI.  IB. 

819.  Die  Arbeitsverhältnisse  in  den  Drahtziehereien.   R.  1907.  XXiV. 

820.  Noblemaire.   Lee  Oenvree  sociales  dans  lee  Chemins  de  Fer.  R^.  toe.  1907. 
37,  38. 

8^1.  Da.««  exekutive  ßahncriuütangBpanonal,  aciii  Dkmi  and  «eiiie  BenhJoQg. 

lü07.  ti.  S.  2—3. 

822.  Das  Lokomotivpersonal,  sein  Dienst  and  seine  Erholung.  F.z.  \iHj7.  26.  8.  6 — 8. 

823.  TTntcrkunffpräume  für  Htrpckpnarbeiter.    Srhw.  EfK  1<K)7.  VIII.  3.'). 

81' 1.  Joe  ha  de,  Ii.  Die  FeriejJ  Verhältnisse  de*!  PersonalM  der  ötaateeiöcn  bahnen  in 
Deutschland.    C.  O.  D.  1907.  7,  8  u.  9.  S.  104—106,  117—119  u.  13Ö— 13a 

825.  Die  neue  Werkatättenloluiordnimg  der  b«ducbea  Staataeiaaibafan.  &  P.  1807. 
XVI.  45. 

826.  Löhne  der  budi.-<chcn  Eisenbahnarbeiter.    Srhc.  EU.  1907.  VIJL  30. 

827.  Von  Ijühsx  und  Arbeitszeit  der  Eiseabahneu  in  PreuMen.  8.  P.  1907.  XVL  1& 
82a  Die  preumiadieii  BiMDtwhner  and  der  Etet  1907.  &  P.  190?.  XVI.  8a 

tS9.  Die  technischen  PrivatangottolltaD  M  d«n  füiemriidi-lMMiiciMn  BtulilNduien. 

J^JS.  1907.  3.  p.  3ö— 38. 
830:  Jantzen ,  H.  Die  loriale  und  dienstliche  Lage  d«r  Schaffner  and  Hüfiudiaffiier 

der  meaaii0ch-het.Hi.«chpn  Staatseisenbahnen.    W.  E.  1007.  XI.  19,  81* 
831.  Zur  jLage  der  sachsischen  Eisenbahner.    W.  E.  1907.  XL  24. 
882.  Die  neue  lx)hnavdnnBg  der  wflrttembenehdMii  flftatwiiiiMibtlinep.   aOm.  EU, 

liX)7.  VIII.  26. 

833.  AibeitHverhiUtiiisäe  bei  den  öt^terreichisehen  Haupt-  und  Ixtkalbahnen  im  Jahre 
1905.   S.  R.  1907.  VTIL  2. 

834.  Beformen  für  die  k.  k.  Staatabahnbeciiensteten.    E.Z.  11W7.  1.  S.  1. 

835.  Kaff,  8.  Die  Massnahmen  zur  Verbesserung  der  Eiseubahnenerhaltnisse  in 
Oesterreich.    C.  O.  D.  1907.  2.  ö.  22-  23. 

836.  Die  Werkstättenarbeiter  der  k.  k.  Staatsbahnen.   EU.  1907.  XV.  8. 

837.  Zar  Lage  der  W&chterkontroUeure  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen.  E.Z.  1907.  20. 

838.  Die  Lage  der  Wageowärter  bei  der  k.  k.  Staatebahn.    E.Z.  IfK)?.  4.  S. 

889.  Von  den  Weichenwärtern  der  titaatseisenbahngeBelktchAft.  E^  1907.  9.  S.  3—4. 
640.  Wie  die  Terbeeserten  VorrttckangsverUltnieee  bei  den  k.  k.  Staalebahnen  in 
Wirkllrhkät  aussehen.    E.Z.  190^2.  S.  7. 

841.  Eiben  buhn Verhältnisse  in  Bosnien.  E.Z.  19Ü7.  11.  &  3. 

842.  Die  Lage  der  Wannwirter  nnd  Wagenpnteer  der  Wiener  StwUbnlin.  M  1907. 
2,  3,  4. 

843.  Die  Dienetverhältniaae  des  Lokomotivpereouala  da  Kaieer  Ferdinnnda-Nordbnfan. 

RZ.  1907.  1.  a  3. 

844.  Die  I.ape  der  Weichenwärter  der  Südbahn.   E.Z.  1907.  2.  S.  7. 

845.  Betrachtungen  über  die  La«»  der  Magazins-  und  VcrecbubaulseJier  der  Südbaho. 
B.Z.  1907.  \  &  4. 

84(;.  Kar  scher,  L.    Arbeiter  und  UntflOelinier  im  ESeenbahnweeen  dar  Union. 

E.  Ind.  1907.  18.  p.  345-  347. 

847.  Bailwavmen's  Grievances.    T.  1907.  24.  Juni,  30.  Juli. 

848.  Railwav  Coal  and  Laboiir  Prohlenin.    T.  1907.  29.  Juh'. 

849.  Pease,  E.  The  Baüway  Setilement.   T,  1907.  27.  Nov. 
860.  Bailway  director«  and  lailway  men.  Be,  1907.  21.  Bept 
8."!.  Die  Lajj:e  der  ungarischen  Eisenbahner.    E.Z.  1907.  1.  S.  2. 

852.  Zur  Lage  der  ungarischen  Eisenbahner.   EU,  1907.  XV.  L 

853.  Oondidoni  di  lavoro  del  personale  occupato  nelle  ferrovie  ooneeeie  all'indoitrin 
nrivAta     AV  f.  L.  KK)7.  VITT.  6. 

85-1.  r^ieuwe  iuonreguiing  der  beambten  eu  werkliedeu  bij  de  maatschappi]  tot^ploi- 
tatie  van  staatssporwegen  1907.   M.  C.  B.  S.  1907.  8.  d.  69-  86. 

855.  Erhebung  über  die  Arodtaseit  der  Qehilfen  und  LehiUDge  im  Fleiacfaeigeiwrbei 
R.A,  190^.  V.  5. 

656.  AriMiteseit  und  OesnndbeitsTerhSItDime  der  Oehilfen  und  Lehrlinge  im  ElehHiHr 

ßswerbe.        r.  l'^^'C  XVT, 
ie  Erhebuntfen  über  diu  ArbciUts^eit  im  Meischergewerbe.    C.  G.  D,  1907.  22 
n.  23.  8.  33^339,  353-356. 
858.  HnnptrrpobniBBe  der  Oärtnoreistjiti^tik  in  Preussen.   R.A.  1907.  V.  2. 
860.  Neu  ha  UM,  G.  Die  Gärtnereien  in  Preosaen  1906.  S.  K,  1907.  XXVIL  Mai. 
660.  Kwa^nik,  W.  Die  Erfurter  Gwtenbnnindnatrie  und  ihre  Arbiter.  Ä,D.ikX. 
1907.  XVli.  46. 
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861.  BflwliiftiguQg  von  0«liilfeD  und  Lelirliiif«D  in  GtBt>  und  Schuikwirtecbafteo. 

H.  O.  1907.  XTV.  13,  15,  22,  25,  31.   XV.  10. 

862.  GMfcwirtogehilieiiTerh&lUiiBse  in  Bayern.   Gg.  1907.  XVIII.  22. 
m.  OaatwiTtogehafmvarhUtniaM  In  FkwuMn.  Og.  1907.  XVIII.  27. 

^VA.  Horn,  <\.    \w  der  Gliwinduetrie.   Fg.  1907.  12.  8.  45. 
Ö6Ö.  Die  Arbeil  ia  den  Glaehütteu.   Fg.  1907.  33.  S.  129—130. 

866.  Alltäf^liches  aas  dem  Qlaearbeiterleben.   Fg.  WfJ.  5,  6,  7.  S.  19,  22,  26. 

867.  Oehmke.O.  Akkordarbeit  der  Glasarbeiter.  /V,.  1907.  2«,  29.  8.109-110,  113. 

868.  Pohl,  £.    Die  wirtsciiaftiiche  Lage  in  der  Xafelglaaindastrie.    Fg.  1907.  32, 
38,  40.  8.  126v  149—150,  162—163. 

669.  Die  Ix)hnbcwf>gting  der  TJbonnoiiwtero  nnd  GlMioatrameDtaiiailNitar.  Fg,  1907. 
30.  8.  118-110. 

870.  Zur         der  Glasarbeiter  in  London.   Fg.  1907.  0.  H.  22—23. 

871.  Zur  Lage  der  Glasarbeiter  in  Portugal.    Fg.  19<37.  22.  S.  86-87. 

872.  Pipin.    Die  I^ge  der  ruf<si8chen  Glasarbeiter.    Fg.  1907.  3Ü.  8.  117—118. 

873.  Düllo,  H.    Die  Kecht^verhiltoiMe  der  flandloDgigeliUfeD.   B.W.  1907.  21 
u.  23.  8.  161-163,  177-180. 

874.  Zimmermann,  Dr.  W.  Bechtsforderungen  der  HandlungsgehilfeD  und  tech- 
nii^chen  Privatbeftiuten.    S.  P.  UK)7.  XVI.  33. 

875.  gozialpolitische  Forderungen  der  Handelaanffesteliten.  H.  G.  1907.  XIV.  37. 
676.  Engel,  A.  Zur  wirtodiaflildiea  Anelyee  die  Warenbauaprobliinfi.  8.  K.  1907. 

XXVII.  Febr. 

877.  Regelung  der  Arbeitfivexhältuiüse  nnd  soziale  Einrichtung  in  WarenhäuBem* 
5.  P.  1907.  XVL  29. 

878.  Sozialpolitii^che  Fnrderungen  der  deutHcheo  BandelsangesteUten.  AJT.  IflO?.  40* 

879.  Die  deutsch-nationalen  Handlun«igehüfeQ.   S.  P.  1907.  XVL  32. 

880.  Düllo.  H.  Die  wirtschaftliche  Lage  der  Bnchhandlungsgehilfen.  B.W.  1907.1. 

881.  Ebel,  P.    ^findestgehälter  im  Biirhhnndel  und  Arbeiterlöhnc.   B.W.  1907.  25. 

882.  Eine  8tatiHtik  der  Außtcliungä-  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  ßuehhand« 
lungsgehilfen.   (Aufruf  an  lüle  Mitglieder.)   B.W.  1907.  39.  8.  305-  307. 

883.  Arbeitsverhältni^i^e  der  Handlung^geiiilfen  in  kleinen  GlemeiDdeo.  A»k.8.  1907.  1. 

884.  Gchülfenlöhne  in  München.   U.  B.  YMi.  XL  17. 

Zur  Lage  der  Anwaltsangeetellten  in  Berlin.   B.A.  1907.  20.  S.  155—156. 

886.  Die  Königsbager  Rc^lativbew^ung  (zur  R^lung  der  Beru&verh&ltnisee  der 
Angestellten  der  EöDignberger  Anwaftsbureaus).   B.A.  1907.  5.  B.  35 — 37. 

887.  Zur  Lage  d.-r  Cheninii  /i  r  Anwalt-sangestellten.    B.A.  UtOT.  11.  8.  83—84. 

888.  Zur  l»s»  der  Holzarbeiter  in  der  Näunaschinenindustrie.  M.Z.  1907.  XVL  36. 
68A.  Die  Gellngnisarbdfc  in  der  HoUndaetrie.  HJi.  IWR,  XV.  21. 

890.  Der  Einfliis-i  der  Geffagnieerbeit  enf  die  Eorbmeelierei  und  BMeoiiidiiBtHe. 
M.Z.  1907.  XV.  22. 

891.  Zur  Lage  der  Arbeiter  in  der  dentsdien  Stuhllndustrie.  B.Z.  1907.  XV.  19. 

892.  Zur  Lage  der  deutschen  Stockarbeiter.   ff.Z.  1907.  XVL  42. 

893.  Von  der  elsass-lothriogi^eu  Holzindustrie.   Jf.Z.  1907.  XVL  41. 

894.  Aus  der  Holzindustrie  in  Preussen.   U.Z.  1907.  XVI.  30,  31, 

886.  Die  Lohn«  and  ArbcitaveiUUtniase  der  HAmtmnnr  Korbmjiclier.  MZ,  1907. 
XV.  21. 

896.  Aus  der  sächsischen  Holzindoetrie.   ILZ,  1907.  XVL  42. 

897.  Die  Lnge  der  ö^^ter^eichlschen  Holzarbeiter.    ILZ.  1907.  XV.  la 

898.  Wage«  of  Ötraw-Braid  Bewers.   iV'.  1'.  1907.  IX.  32. 

899.  Mail ath,  J.  A  mezögazdasägi  munk^  ktffdteAL   (Die  bodwIrtiGlwftliclie 

Arbeiterfrage  JT.  S.  1907.  IV.  p.  217-229. 
900t  Kautskj,  K.   Die  Verelendung  der  Zwergbauem.   N.  Z.  1907.  23.  XL 

901.  ZnsammenMtellung  der  von  den  zuständigen  Behörden  getroffenen  Festset-'tHiL'i  t> 
des  durchschnittlichen  JahresTerdiensteB  der  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
beieb&ftigten  Pmooen,  dann  dea  ortettbliehen  Taglohn.s  gewObnlidur  Il^;eibe!ter.* 
Z.  B.  Sf-  n  Vt'Hi.  4.  S.  32(5  33.S. 

902.  LobnvcrhälLüisäe  in  der  deutschen  Landwirtschaft.  P.  1907.  XVI.  32. 

908.  Die  landwirtschaftliche  BerafsgenoeteDechafl  der  ProfioB  Posen.  C  O.  D.  1907. 
52.  S.  827—828. 

604.  Löhne  und  Arbeitszeiten  landwirtschaftlicher  Arbeiter  in  Dänemark.    S.  R.  1907. 

vni.  1. 

905.  Cliangefi  in  Wages  of  agrimltural  Labourers  in  V.m.    L.  C.  1907.  8.  S.  231. 
90t>.  Faiasztok  hdjz^  Magyarorgzagon.   (Lage  der  Bauern  in  Ungarn.)  U.  G.  üt. 
1907.  XI.  8.  191-106w 
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907.  Bagone,  O.  I  Uyoratori  dell«  tcm  in  pfOfffaMia  dt  Biri  (coodiiioiii  eooao- 

micne).   Ciom.  d.  Ec.  19(^7.  Mära. 
906.  Arbeiterverhältnisse  in  der  M ii>^chineDinduatrie^  Jf.  Z.  Z.  1907.  13  ii.  15.  VII. 

909.  Stork,  C.  F.  Arbeiders  \  ert  genwo<»digiiig  «n  looiuniseliiig  io  mm  nadblM' 
fftbnVk.    A'.  1907.  7— 8._p.  515—5:^. 

910.  LuvHu,  A.  Ijcs  cooditiooe  du  travail  dauh  la  uiecanique.    R.  ^ynd.  liXi*.  Au|t. 

911.  Die  Lage  der  Hütten-  und  WalÄwerkßarbeiter.    G.  19Ö7.  61.  8.  241. 

912.  VerMltniMe  in  den  Hatten-  und  Walzwerksbetrieben.  R.  1907.  XXIV.  50. 

913.  ArbdtBvo'hältniBse  in  den  Walz-  und  Hüttenwerken  und  MetallschleifereieD. 
n.  G.  19(J7.  XIV.  29. 

914.  LohnerinUtLunt^  ia  der  MetoU-  und  Maadiioeiundustne,  in  der  Induatde  der 
Hob-  und  SduiftaitoffiB  und  im  TeartJl-  und  BeUeidangsgewerba  Sominar  1906L 
M.  S.  A.  M.  1907.  (19.  Bd.  1)  S.  a3— 112. 

915.  Diirchftchnittg-  Verdiqiate  and  Verdi«DSt>Klaaieo  der  Arbeiterschaft  von  i^'iiedr. 
B^I»p  in  rVmm    ThJL  1907.  2, 

910.  Die  Teueruagszulflge  der  AiigeitailteD  in  der  BeiliMr  MaUUindutrie.  IM. 
1907.  2.  ö.  iö— 22. 

917.  Bo8t,  Hain.   Die  Nfirnberv-FOrther  Mefcallspielmeiiindiiitei&    &  X.  1907. 

XXVII.  Sept. 

918.  StfindiffO'  ArlKitsljcirat.  Erhebung  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  £i«en- und 
StahlMttenariM  itrr.    S.  K.  1907.  VIII.  ü. 

919.  Macrosty,  H.  W.  Die  Lage  der  englischen  Eisenarbeiter.  S.  P.  1907.  XVI.  Ii 

920.  Lot  mar,  H.  Die  Lohn-  und  Arboitsverh&ltDisse  in  der  Maschineninduatri«  /u 
Winterthur.   Z.  8.  S.  1907.  (2.  Bd.  ti.)  8.  3—190. 

921.  Engel-Reimers,  Dr.  Charlotte.  Die  wirtachaftlifibe  lAge  der  deataohen  Or> 
cheetermuRiker.   S.  P.  1907.  XVJ.  16. 

Ro8t,  Han«.  Die  Im  d«  OnlMrtenniHikir  in  Deotadiland.  &  £  1907. 
XXVIL  Mai. 

983.  Lohnermittlungen  im  MOndwoir  Nahrungsgeworbe.  MLS^MM,  1907.  (19.  Bd.1). 
994.  Dts  ArbdtaverhjUtniB  in  der  OptiadiMi  UMatitte  von  OulZeiM,  J«m  Z, OM. 

1907.  XIV.  5-7. 
9@5.  Ana  aidubdiea  Papierf^bilken.  F.  1907.  XVL  81. 

926.  Miastünde  in  phntotrrnphi^chrn  Anstalten.    PA.  M.  1907.  TX.  1,  4. 

927.  Die  Arbeite-  und  Lohnverhälini^ee  der  königlichtti  PorzeiUuamanafaktnr.  G. 
1907.  54.  S.  213—214. 

928.  Die  Privatbeamten.    W.  a.z  1907.  IX.  16. 

929.  Wirtachaftliche  Lage  der  i'nvatangeetellten  und  die  Auwticht^  für  eine  Penaions- 
und  Hinterbliebenenversicherung.    V.  BU  1907.  9/10.  p.  179^181. 

930.  Die  wirtHchnftüche  Lage  der  Pnvatange<^tr!ltpn.   Z.  W.  iL  'i,«)7  XII.  5. 

931.  Cloater  mal)  n ,  L.  Die  mrtschaftliche  Laire  der  PrivatauKe**iellten.  .S'.  K 
H)07.  XXVIL  De/.. 

932.  Erhebungen  über  die  wirtachaftJiche  L«ge  der  PriTntancpteUten.  R^,  1907.  V.  ö. 
  lw7.  5.  IV. 

933.  Die  DenkBclirift  über  die  wirtadinftliGli«  der  PriTatenniteUten.  J^.  AJ. 
1907.  &      BJL,  1907.  8. 

984.  Areot,  W.  Die  Denkadiiift  Uber  die  Lage  der  FtimtbeiDiten.  8.  P.  1907. 

XVr.  28  und  LBJS.  1907.  8.  S.  117—125. 
935.  Düllo,  H.  Die  Denlnchrift  über  die  wirtachaftUdie  I«age  der  PtiTatangesteiiteo. 

B,W.  1907.  30  v.  31.  a  l^-W,  242-240. 
980.  Potthoff,  Hein/..  Die  Statietik der FHvataigertditen  in Deotecfalud.  DJf.Z. 

1907.  1.  VII.  B.  57&-.^)84. 
937.  Kritik  der  Donkflchrift  über  die  Privatbeamten.  P.B.Z.  1907. 15.v.  11.  IV.7.8i>. 
93a.  Sohlich,  Karl.  Zur  Kriiik  der  «mtliehea  Denlncbrift  (PlrivatbountflD).  IM 

1907.  9.  8.  135-136. 

980.  Eine  kritische  Würdigung  d«  amtlichen  Denlndirift  Ober  die  PrivntugeetaUten. 

5.  r.  1007.  XVI.  30. 

940.  Sohlich,  Karl.  Der  ^geistige''  Mitarbeiter  (Lage  der  Privatb^nit«n).  13^. 
1907.  7.  S.  97—100. 

941.  Lohn-  und  ArbeitaverhältnisM  im  Kölner  Schneideraewerbe.  Z,  C,  Q.  D,  1907. 

VII.  24. 

942.  B n  V e  1  Ii ,  R.   L'industria  delle  cabuiture  a  Vigevano.   B,  Z7.  L,  1907.  VIIL  3. 

943.  Die  Gemeinde  als  Arbeitgeber.    W,  AJS,  1907.  IX.  22. 

944.  Pr4Tet,  Gh.  I/4teft-iMilK».  J^T.  fo«.  1007.  4& 

945.  8 ejf nrt  Die  Lag»  der  mittleren  Postbeunten.  BL  1907.  13.  &  11l6-8üa 
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94().  Die  Denkschrift  über  die  Lage  d&c  Gecueiadeb^uuton  PreusMiis  anter  fi«rfick- 
aichtiguo});  der  GeiueindetechDurer.      D.  Z.  IW!.  14.  S.  165—168. 

947.  Lage  der  Qemeindebeamten  Preusaena.  8.  P.  1907.  XVL  47. 

948.  Die  Lage  der  Stjuit^arbeiter  in  Preuasen.    C.  O.  D.  1907.  49,  'M  u.  51. 

949.  Die  .MaKistraUsarbeiter  tob  Görlitz  im  Jahre  1906.    Gew.  1907.  4.  S.  74—75. 

950.  Schön  l) er g,  \\.  Der  neue  Gehaltapltt  ffir  dÄe  luunbiuftiachon  BUMtsbcMiiton* 
Gtui.  mi.  18,  19.  6.  349,  375-^377. 

961.  li&a'  und  ArbcitaveriiUtDiBM  der  ttidtiseliai  Arbeiter  Hannoipen.   Qmc.  1907. 

24,  25.  8.  491—493.  519—521. 

ä52.<Die  neuen  Lohnbeßtimranngen  für  die  städtischen  Arbeiter  in  KOin.   Gbw.  1907. 

7,  8,  9,  10.  ö.  124-127,  143—147.  167—169,  187-189. 
953.  Die  „Allgemeinen  Beetimmanieii*  fOr  die  rtädtieehen  Arbeiter  in  Klttn.  0sw. 

1907.  2&  ti.  571—574. 

Lobnerbdiai^  der  stSdtiMiMii  Arbeiter  tn  Leipzig.   Gmt,  1007.  23,  24. 

fl.*.'.  Dil    Laire  der  Leipziger  Friedhof.-iftrhoitcr  und  Arbeiterinnen.    Gew.  1907.  30. 

956.  Fauuiieuzulagea  an  die  atadtiachen  Arbeiter  in  Mainz.    Gcw,  1907.  1.  S.  11 — 13. 

957.  Eine  Tenemogasnlage  an  die  stldtiflelien  Arbeiter  in  Magdeburg.  GW.  1907. 1. 
9r»8.  Lohn-  m  l  Arhnt^ Verhältnisse  der  Münchener  Gaolaternen Wärter.    Gew.  1907.9. 

959.  Eine  neue  LoluitaiH^lle  für  die  Arbeiter  des  Bau-  und  Bahuerhaltungsdienstea  im 
Bereiche  der  k.  k.  iStaatsbahndirektion  Wien.   EE.  1907.  6.  8.  1— §. 

96ü.  Lohnverhältnisse  des  Wiener  StrasBenpflegepereonnles.       R.  1907.  WM.  3. 
961.  Lea  manufactures  de  tabacs  et  d'allumettetk  de  1  Etat  en  1905.   (reräonnel  et 

«alaire».)   B.  0.  T.  1907.  «>.  p.  58.")- 590. 
9fi2.  Fair  Wage«  on  Pubüc  Work«,  Canad  i.    Tk  r  1907.  3.  p.  316. 

963.  Government  Euiployrnent  Bureaus  in  Uotario,   D,  C.  1907.  9.  p.  10ü8— 1009. 

964.  .^rheid^voorwmdea  tid  Biikawerkliedeo.    Depertenieiit  van  Eolonifin. 
1907.  Mai. 

965.  Nieuwe  loonregeUng  der  beambten  en  werklieden  bij  de  Maatachappij  tot  Ex- 
ploilatie  van  Stiiat.-^spoorwe^en.    Tj.  19<>7.  Aug. 

966.  Arbettsvoorwaardeu  van  Kijkswerkiieden.       C.  B,  S.  1907.  IL  11. 

967.  Operai  dipendenti  dallo  Stato.  B.  U.  L.  1907.  VIII.  1—6. 

OCä.  Pel  miglioramenlo  defle  condi/ioni  degli  iiu{)ieg:i(  i  di  Roma.    Eco.  1907. 8.  Sept. 

969.  Lüthy,  P.  Die  Gemeinde  Bern  aJa  Arbeitgeber.  &.  W.  S.  1907.  12. 

970.  Hahn.   Die  eoelale  Lage  der  fleefahrenden  fievlHIcemng.  A^.  1907.  4. 

971.  Wagner,  R.    Fine  Denkr^chrift  der  .Marinearbeiter.    N.  Z.  1907.  XXV.  32. 
97..'.  K e  a;r »  Frunces  Anne.   The  wage»  ot  seaiaen.    ii».  1907,  Febr.  2.  p.  845 — 848. 

973.  ArbeitalAhne  und  Arbeitezeit  in  den  Betrieben  der  Rdelieniarineverwnltung  im 

Jahre  1005.    H.A.  1907.  V.  2.  —      Jl.  1907.  VITT.  3. 

974.  Arbeitsverhältnisse  im  k.  und  k.  Öeo-Ardeuale  und  Marine-,  I^d-  und  Wasser- 
bauamte  in  Pola  im  Jahre  1906.   iS.  R.  1907.  VIII.  7. 

975.  Henf'?,  Th.    Die  Neckarschiffcr.       r.  1907.  XVI.  51. 

976.  (iivsko  V,  E.  KnyppelinduBtrien  i  Flandern  (Die  BtickereUndustrie  in  l  iundern). 
Dg.  1907.  18—19.  p.  te-392. 

977.  Arbeit sverhältni-i*e  und  AVrhlfahrt.eeinrichtungen  in  den  Betrieben  des  Oeter- 
reichischen  Tabakmouopoiä  im  Jahre  1905.  S.  R.  1907.  VIIL  1.  Femer  in: 
A.  8.  XVIIL  1. 

97a  J ä  0  k  e  1 ,  n.   Zur  Elendageschidite  der  idileiieclieii  Textilarbeiter.  N.  Z.  1907. 

21.  XIL  S.  409-416. 
979.  Lohne  und  Arbeitudaner  in  der  beigiedieii  Textilindnetrie.  C.  1907.  4.  8. 40—41. 

960.  Clapham,  T  1!  Ihe  French  (Immission  on  State  of  tho  TextUe  Indoatoy 
•od  tbe  Conditiou  of  the  Weavers.  E.  J.  1907.  ä^L  p.  422—427. 

961.  Mr.  Bilme  and  the  Potteriei.   T,  1907.  13.  JoU. 

982.  Zur  rhrenarbeiterbewejrunü:  dis  Schwarzwaldes.   Z.  C.  G.  D.  1907.  VIL  2. 

983.  1  laboratori  di  oreficena  ueila  citUt  di  Vicenu.   B.  ü.  L,  1907.  Vlil.  2. 

984.  Mac  Donald,  Margaret  E.  Beporl  on  enquvy  into  eonditionB  of  worlr  in 

laundrioB.    W.  1.  X.  \m.  fnni 

985.  Loopuit,  Jos.  Een  boek  vau  ellonde.  N.  t.  1W7.  3.  n.  2i»ii  211.  [Bctnich- 
tungen  über  das  Werk  Dr.  R.  Wilbranris:  „Die  \Vel)er  iler  (iegenwart."] 

986.  Die  Lage  der  Hausweber  im  sehle.sischen  Kuieiigehirfre.  W.  A.Z.  1SK)7.  IX.  52. 
1^87.  Die  Hausweberei  lu  Oer-terreich  nach  deu  Daten  der  lietriebbzählung  vom  S.Juni 

1".K)J.    .s'.  R.  1907.  VIII.  3. 

968.  Werftarbeiter.    H.Z.  1907.  XV.  21. 

969.  Ck>utröle  havenarbeid.  M.  C.  B.  ü.  1907.  Mai. 
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990.  Zur  Lage  der  Werkzeugmacher.  ÄJR  M07.  XY.  28. 

991.  Ziegelarbeiter.    F.  1907.  8.  VIII. 

9^.  Ar&eiterlölme  iu  aiuerikauttnJieu  Zuckerfabnkuu.   P.  1907.  XVi.  24. 

6*  Arboitannilmug«!. 

993.  ArbeiterwohnuDgen.   Ind.  1907.  2. 

994.  Wohnungswesen.  &  P.  1S07.  4.  Famer  in:  iT.  G,  1907.  XIV.  22. 
996.  Lee  habitations  \  bon  muehi.  B.  O.  T.  1907.  11.  p.  1166—1172. 

996.  Turot  ,  U.    Le«  habitetiCAB  iL  bon  ninrche  et  la  l'^i  Nation.     R.P.P.  1907.  3. 

997.  U  problema  delle  abitaiioiu  «  buon  mercato.  Az.     1907.  April. 

998.  Seiotto  Pfntor,  M.  II  problema  ddle  abitasioiii  a  baoa  mercato.   iL  A. 

1(^07.  .Tuni. 

999.  LogementB  d'ouvrierß.   M.  $,  1907.  1.  p.  6—7. 

1000.  Grosse,  Gordon.  The  Populär  Workhonee  luquiry.  Kt.  R.  1907.  1.  p.  48. 

1001.  Luzzati.    T^e  c&bc  popolari.    Eco.  1907.  15.  Sept. 

1002.  L'allop^io  moderno  per  gli  operai  seoza  faniiglia.   Ii.  N.  C.  P.  1907.  ApriL 

1003.  CronaeB  della  {)olitica  ddle  abitatiODi.   B.  ü.  L.  1907.  1—6. 

1004.  Casalini,  U.  Ente  antonnmo  o  axieoda  monidiMÜeT  lA  proponto  dicaaepo- 

F)lari.)    Or.  t.  1ÜÜ7.  XVll. 
ischer,  A.  Die  Venriikli(  hui  L^  des  Gartenstadtgedank«»  and  die  FVage: 
Kleinhaufi  oder  Mletr<kftj«eme.    M.  E.  1907.  f).,  12.  Sept. 

1006.  FuehH,  C.  J.    Zum  Streit  um  Kleinhau8  und  MiotkaHerue.  EutgegnuDg.  Krü. 
Bl.  1\K)1,  m.  Mai.  S.  27S-L'ai. 

1007.  Voigt,  Andreas.  Zum  Streit  um  Kleinhaas  and  Mietkaaeme^  &rü.  BL  1907. 
III.  2.  8.  75-90;  fi  V.  B.  340-342. 

iros  S.  mbart,  Werner.    Die  Mietskaserne.   Blb.  1907.  16.  ß.  46A— 408. 

1009.  Yerburgh,  B.  A.  &nall  holdingß.  F.  B,  1907.  Okt 

1010.  Oms  para  obren»;  inidatiTa  de  la  manidpalidad.  B,  Aty.  1907. 464.  p.  18-20. 

1011.  Die  Förderung:  des  ArbeiterwohnimgmraMlia  dttfdi  die  LaiMksveNichentitfl«- 
anstalten.   5.  P.  1907.  XVI.  51. 

1013.  Blamenthal,  H.   Staatliche  Arbdterwohnunggrf&rsorge.   Gr.A,  1907.  18. 
1013  Aufwendungen  '.der  LandeeversiclieniiigMOstaitai  für  den  Baa  TOD  AiiMitcr> 

wuhnuneren.    Z.  W.  1907.  16. 

1014.  Brouilhct,  Ch.  Les  habitatioog  ä  bon  march4  aoz  CSongite  de  l'AUiance 
d'bygifene  sociale.    Q.  P.  1907.  Juni.  p.  179-  182, 

1015.  Die  Arbeiterwohjiungsfrage  und  die  Sparkaj^sen.    O.  Ind.  1907.  13,  14. 

1016.  Rost,  Dr.  H.   WohnaGgehygiene.   S.  F.  1907.  XVI.  17,  la 

1017.  Tuberkulo.'^e  und  Wohnnngsverhaltnisse.    Z.  W.  1907.  10. 

101h.  Maieoüö  ouvrieres  et  aiHburance-accidents.    Acc.  et  A»s.  1907.  3.  FerDer  in:  M.  S. 
1907.  11. 

1019.  Krautwig,  Dr.  P.   Die  Aufgaben  der  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  des  Woh» 
nungswesens  und  der  Krankenversorgung.   8.  IT.  1907.  XXVII.  Des. 

1020.  FubUc  Healtb  and  liousing  in  Eural  Di^triets.    L.  G.  1907.  1.  pb  6—7. 

1021.  Brav,  .\.  R.  Bural  Housmg.  £,  J.  1907,  March,  p.  127— 13L 

1022.  Paequier,  Js.  Litabitation  onvri^  agrioole.  RSf.  toe,  1907.  Aug.  p. 210-^236* 

1023.  \Vi..  .iu  BerKarbeiter  wohnen.    A.S.  XVUl.  1907.  0.  ö.  141—144. 

1024.  Wohuungeeiend  der  Handlungsgehülfen.  H.B.  1907.  XI.  3. 

1025.  Lötens,  Jakob.  De-  öffentliche  Wohnungsnachweifl  und  «ein  Yeriiiltnis  aar 
Wohnungsinnpcktion  und  Wohnunge-^t^tistik.   S.  W.  S.  1907.  5.  p.  lÄ — 156» 

1020.  Der  Wonnungsroarkt  in  deutschen  Städten.   B.A.  1907.  V.  5,  12. 
1027.  Die  Wohnungsaufsicht  in  den  deutschen  Grosstädten.   S.  P.  1907.  XVI.  20. 
1028  BnTitfitip'keit  and  WohnonnhenteUaDg  in  deatechen  OroeetSdteii.  &  P.  1907. 
XVI.  :iC). 

1029.  Bo  rn  b  »  k .  C.  Die  Erhtfhimg  de»  Wdiiraiigegridatisdbaseee  der  Beamten.  S.  P» 

1007.  XVI.  23. 

1030.  Die  EutwickluDg  der  Wohnungsfürsorge  im  KönigrcicJb  Bavern  in  den  Jahren 
1905  und  1906.   Z.  W.  n.  1907.  Aug.— Sept. 

1031.  Baviera.  La  politica  delle  abitazioni  nel  1905  e  1906.   B.  U.  L.  1907.  VIII.  4. 

1033.  Die  Entwicklung  der  Wolurangefftrsorge  im  Königreich  Bayern.  Z,W,R  1907. 

im.  Arbeiterwohnungen  in  München.   Gr.A.  1907.  16.  S.  243—246. 

1034.  Erhebungen  der  WdlinnngBverhiltDieee  In  Mfinchen  1901—1907.  Z,  W.  B.  1907. 
Jnni/Joli. 
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im.  Wohiiiuigierbebaag  in  der  Stadt  Fürth  L  B.  S.  F.  1907.  XVL  3;^ 

lOSfti  WbhouniRMifricht  und  Wohniinmftowffge  im  Orattherzogtum  H««mi  im  Jalu« 

1906.  R.A.  1007.  V.  9. 

1037.  Hessischer  Zeutralvereio  für  Erricbtuug  billiger  Wohnongea.  X,  W,  1907.  10.; 
25.  Aug. 

1038.  Wohnungsinspektion  in  Hessen.   S.  P.  Ili07.  XVI.  46. 

1039.  Wohnung  und  Unterkunftsraume  für  Ziegeleiarbeiter  in  Preusscn.  P.  1907. 
XVI.  24: 

1(H0.  Die  Wohnunprsennaete  der  Berliner  OrtäkraiikenkaaM  der  Kanflente»  fiaodels- 

ieute  und  Apotheker.    S.  P.  1907.  XVI.  48. 

lOil.  Wohnungsenquete  der  Ortskrankcnka^^HO  für  Kauileioto)  Handdelaate  und  Apo- 
theker in  Berlin  im  Jahre  WM.    Z.  \V.  U>U7.  23. 

1Ü42.  Jahresberic-ht  des  rheiiiiMchcn  Vereine«  ziir  Forderung  des  Arbeiterwohnuugs- 
wesens  für  llX)5/6.   Z.  W.  1907.  5. 

1043.  Bericht  über  die  Ewener  Wobnong^pekfeioQ  im  Jahie  1906L  Z.  W,  im, 
10.  Aug. 

1044.  flu^,  O.  W  hnunprszustinde  im  BvbilGolileiibeKirk,  bemmdeiB  in  d«r  Stadt 
£a8eD.  £.  F.  1907.  38/39. 

1046.  Die  ncnaren  Wolinungserhebungai  in  deatschen  Stidteo.  I.  Beitrag  zur  Woii> 

nungsstatistik  in  Posen.   R.A.  ItK)".  V  11. 
1046w  Die  J^vision  des  Bamburgischen  Ueuctzes  betr.  die  Wohnungspil^e.    8.  F, 

1907.  XVI.  44. 

1047.  Winter,  Dr.  F.    Oesterrcichisohe  Wohnunp:KvoThji!tni--;c.    Or.  V.  1907.  5,  R. 

1048.  Die  Kaiser  Franz:  Josef  L  Jubiläumsstiitung  für  Voikäwohuuogeu  und  Wohl- 
fahrtadurichtungen  in  Wien  1906.   8.  ü.  Iw7.  VIII.  7. 

1049.  K  a  ts  eher,  L.  Einiges  vom  jüngnten  WotmoogBrefoimteg.  &  X 1907. XXVII. 
Sept. 

1050.  Zentralstelle  für  Wolmniuniefonn  in  0<^terreidi.  8.  R.  1907.  VIII.  2. 

1051.  Fürth,  Dr.  £.  v.  Ebe  Zeotndstelle  für  Wohnanmrafonu  in  Oeateneich.  &P. 

1907.  XVI.  25. 

1052.  Wohnungsstatistik  der  Stadt  Wien.   Z.  W.  1907.  25.  Mai. 

1053.  H  i  a  c  h  1  e  r ,  Dr.  E.  Des  unentgeiUiche  Wohnaonnachweifl  in  Gras.  A,  F.  1907. 3. 
lOM.  ArfodterwohnhSuser  io  Floridsdorf.  8.  H  VIII.  9.  B.  902—908. 

1055.  D»'r  belpitiche Gesetzentwurf  zu  Gunsten  den  kleinen  GniiiillM  ^itzes.  Z.  W.  1907.24. 
105a  Öoci«t6s  d'habitations  k  hon  marcbö  exiatant  ea  Belgique  1906.  Eev,  Tr.  1907. 18. 
10K7.  Honsing  Problem  in  EngUmd.  J.  (L.  S.)  1907.  n.  1831— 241. 

1058.  Englirtche  Arbeitern  hmnn;.  !:.    Fr.  Ztg.  1907.  10.  X. 

1059.  Smail  holdings  in  Great  Bnlaii).   L,  0.  1907.  4.  p.  103. 

1060L  Gfim  Bretaila.  Befonna  de  la  1^  solnre  caaaa  pam  obreroe  en  diatritoe  nualeB. 

B.  B.  S.  1907.  XXXV.  p.  070. 
1081«  Forbät,  K   Kleinwomiuog^tur&orge  in  englischen  btädten.    Gm.  1907.  2. 
1062.  Pic,  P.  Un  voyago  social  en  Grande- Bretagne.  lUgiea  mnaidpidea, 

ouvriferes.    Q.  J'  1'«»7.  Mai.  p.  105— 1!?6. 
10Ö3.  Velghe,  O.   i>a  lt  dslation  anglaise  relative  aux  habitations  ouvribres.    B.  S. 

H.  O.  1907.  26.  p.  55—76. 

1064.  Building  Onerations  m  Canada  during  1906.   D.  C.  1907.  9.  p.  996-  110<1. 

1065.  Staatliche  Unterstützung  de«  Baues  von  Wohnhäusern  für  landwirtj*chaftliche 
Arbeiter  in  Ungarn.   S.  R.  VIII.  9.  S.  303  -;{CU. 

1066.  L'applicasione  della  Jegge  auUe  caae  popolari  neU'anno  1906.  B,  ü,  L.  1907. 
VIII.  5. 

1067.  .M  ölten  i,  G.    La  prilitica  delle  abitazioni  popolari  in  Italic.   A».  8,  1907.  AprU. 

1068.  ü  mercato  delle  abitazioni  nel  2"  trimeatre  1907.  B.  ü.  X.  1907.  VIII.  4. 

1069.  Incfaieata  anlle  nl)iteioni  popoitti  in  Flrase.  B,  V,  L,  1907.  Vm.  3. 

1070.  La  condizione  ddle  ftbitaaoni  daUe  dami  meoo  abbienti  in  Fhdimi.  B»  U,  L. 

1907.  VIII.  3. 

1071.  Lepelletier,  F.    Le  probftme  dea  halritetionB  ooTiiteea  i  Veniae^  B4f*  foc. 

lfKT7.  31. 

1072.  de  Graeff,  (J.  Gczondheidswet  en  woningwet    T.  S.  H.  1907.  9.  p.  322  -338. 

1073.  Ratt^,  J.  W.    llet  woning-vraagstuk  en  de  woningwet.    K.  S.  ir.  1907.  27. 

1074.  Wesseling,  C.  D.  IInaL'*^rhe  arbeidenswoninL'-pn.   A'.  .V.  n*.  1007.  14.  p.  157 — 109. 

1075.  Stockholms  egnahem^fraga.  (ArbeiterwohnunKen  m  ätockholm.)  S.  Tid.  1907.  8. 

1076.  Chile.  Proyecto  de  ley  aobve  conatmocidn  de  hnfaitadon«B  obtens.  B,  iE.  & 
1907.  XLI.  p.  504-505. 

88^ 
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1077.  Uflbcr  dM  Wert  der  Arbeit^eberor^anisatiooen.    F.  Bl.  1907.  13,  14 

107&  Die  lUtik  der  modernea  Ünternaaraerorganisalionen  und  die  Qewwkiduififln* 

Qtu>.  1907.  24,  25,  26.  S.  484—487,  508—609,  537—539. 
1079.  DeiDhmrdt,  Ernst.  Die  Taktik  der  Biodeniea  ünternelmMrogMiiietioiwn  nad 

GewerkachAfteo.  a.  M.  1907.  6. 
lOdO.  Ketaler,  G.  IMe  geedhiditlidie  EntwieUnog  der  deolaelieii  AriwHgeberoigaiiä- 

patituK'ii.    Z.  ;/.  St.  1(K)7.  2. 
1081.  Delegiertenverbaiumlung  des  Zentralverbaadea  Deutacher  Indufitrieiler.    U.  O. 

1907.  XV.  6,  7. 

1062.  Das  sozialpolitische  Pngnmm  de«  ZentralfeilMUides  deatMber  IndivtrieUer. 

S.  P.  1907.  XVII.  6. 

1063.  Der  Arbeitgeberbuod  für  da«  Baugewerbe  in  den  rileiniech-ipestflUieolMn  In> 

dustriegebieten.    .V.  P.  1907.  XVI.  32. 

1084.  Der  Arbd^eber-Schutzverband  iiu  Gla<iergewurbe.    GI.Z.  1907.  XIII.  8. 

1085.  Die  Organisation  der  Arbeitgeber  in  Oesterreich.    R.A.  1907.  V.  11, 
1066.  Zeil  iral verein  der  Bergwerksbewitzer  Oeeterreicha.   Ind.  1907.  23. 

1087.  Fedcrazionc  dcgh  induatriali  e  commercianti  fraacesi.  B.  ü.  L.  1907.  VIII.  2. 
1068L  Bonnet,  N.  L'union  de><  syndiceti  mtmuBOCL  dflB  indnstiiee  teoclike.  Bi(. 

iwn.  1907.  März.  p.  392—390. 
1060.  D'Erpal,  Ch.   X.'or|puiiflition  pAtronale  en  Angletena    P.  8.  1906.  7— 6L 
1090.  The  Canadian  ^lanufacturers*  Aeeodation.  Thiitj'dxlih  Annoal  OoBTentioii. 

D.  C.  1907.  4.  p.  437—441. 
1001.  Die  Organisation  der  Arbeitgeber  in  Italien.  ILA.  1907.  V.  12. 

1092.  Belgio.  Le  unioni  profe8sioiiaIi  padronnli  c  operaie  ricononciute  giacidioaBMnte 
e  la  loro  attiviti  nel  triennio  1902—1904.   B.  ü.  L.  1907.  Vlli.  5. 

1093.  La  Lc^a  induatriale  [di  Torino].  L.  I.  T.  1907.  JnU. 

1094.  Den  3die  ordinaero  gencralforsamling  i  Norsk  arbejdsgivprforening.  (Dritte  ge- 
wöhnliche General versammlang  des  norw^iacbeo  ArbeiWebenrereiua.)  Medd.  A'.  A. 
1907.  40/41.  I».  107—163. 


6*  Arbeltaioelgkeit,  Arbeitsmarkt  and  ArbeitBaaehweifc 

1095.  Morcer,  A.    Unemployment.    Er.  R.  l'X)7.  ApriJ. 

109(5.  Graziana,  A.  Sulla  aisoccupazione  operaia.  Rif.  Soc.  1907.  Mai.  p.  361 — 385. 

1097.  Besse,  Aug.    Le  problfeme  du  ch6mage.    Q.  P.  1907.  Juni.  p.  183—190. 

1098.  Propert,  P.  S.  G.  The  Problem  of  Unemployment.   W.  Bet.  1907.  Aug, 
1009.  Salla  Disoccupazione  Operaia.  Bif,  «oe.  1907.  &. 

1100.  W  a  r  w  i  c  k ,  F.  E.  Gräfin.  Atbeitdoeidcät,  Um  Unadw  «nd  WiifciiiiMn.  B.  Q. 

1907.  16.  1.  p.  186-188. 
HOL  La  lotta  contra  1a  dieooeapasiona  8.  1907.  21.  Jnli. 

1102.  The  Administration  of  Charity.   IV.  The  ünemployed.    T.  1907.  29.  Okt 

1103.  Lee  diverne«  cat^gories  de  chömeura.   Acc.  tt  Am.  1907.  3. 

1101.  Immle,  F.   Vorbeugende  8oiialp(rfitik  in  der  AibetlBloienfram.  E.  C.  0.  D. 

1907.  VII.  5. 

1105.  KiooBterhuis,  J.  De  werklooaheid,  haar  oorzaken  en  geneeamiddelea.  IL8.  W. 
1907.  14  p.  159-162. 

1106.  KlooHterhuis,  ,T.   Gdddnurtc  en  werklooaheid.   K.  S.  ]V.  36.  p.  400—400. 
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1906  och  U07.  (VerhatidiungeD  der  ^VrbcitsnachweUkonferenzeo  im  HttldeEiBtt 
wibnod  der  J«hn  1906  und  1907*i  M«dd,  1907.  4.  p.  364-371. 


ü.  Arbi'ithorduuii^  nnd  ArbetteraosivehUsse. 

1245.  ArbeiterausßcliüftMe.  Z.  (i.Jl.  UKJT.  XIV.  23. 

1246.  Altenrath,  Dr.  ArbeitcraurtschfisBe.  C.  1907.  2<). 

1247.  Die  Insüttttion  der  ArbdtenuiMchiiaeew  S,  P,  1907.  XVL  15. 
124a  Urteile  fiber  ArbeiteniuedififlM.  8.  P.  1007.  XVI.  38. 

1249.  Hirsch,  M&x.         Fiasko  der  Arbdterausschiisse.  X.  Z.  1907.  XXV.  17. 

1250.  Httö.  Die  Arbettcrau8echäs8e  in  der  Praxis.  &  U.  1907.  6. 

1251.  Baek.  Yettniglidin  Regelung  de»  ArbeiteveridUtiiiMei  swiedieo  Oendiideii  «nd 
ihren  Arbeitern  durch  ^I^thh  ine  Arbcitennlnnngen.  5  /'  ll^KC.  XVI.  40,  11. 

1252.  Vertragliche  Kegeluug  dea  Arbeitsverhäitoiääed  zwischen  Genieindeu  und  ihren 
Arbeitern  durch  allgemeine  Arbeiteofdnungra.  €<*w.  1907.  30.  8.  601 — 603. 

1253.  Loy  de  trabajo  collectivo;  las  juntas  mixta-    B.  Arg.  1907.  462.  d.  38 — 40. 

1254.  Die  Verhandlungen  des  Zent^aiBrbeilerau^  ( liiis.He«.  E.  Z.  1907.  37.  8.  3—4. 

1255.  Die  Abürtderung  der  Dresdener  AUgemeii  jn  ArbeitW'CXrdnung.  Gtv!.  1907.  11. 
1266.  Arbeitsordnung.  Lohntaiif,  AUe»-  lud  BieUkteiimBomulg  in  OffcBbmg.  Qwt, 

1907.  22-  b.  -142—444. 

1257.  Geschäfteordnung  für  den  Stuttgarter  Arbeiterausschuss.  K.  P.  31.  HaL 

1258.  Der  «tündige  Ausschug»  über  das  Arbeit>*niini8terium.  At.  W.  1907.  !H>8. 

1259.  Die  ArbeiterauBHchÜHKe  der  Kgl.  Sacht«.  Ötaathbaiinen.   W.  E.  1ÖÜ7.  XI.  20. 

1260.  Die  Fer^üaalkommiHt<ionen  und  ArbeiteraOMellfin«  M  dtt  k.  k.  fttfiattfrthllT* 
E.Z.  1907.  11.  —  EU.  1907.  XV.  11,  12. 

1261.  fiet  Nieuwe  Amaterdamscbe  Werkliedeoreglement.  Ob,  1907.  &  I.  p.  100—101. 

1262.  AUgeoMine  Aibdtarotdnmig  in  8e.  Galleo.  JT.  P*  1907. 14.  JimL 


10.  Arbeltsstreltifkeiten. 

1263.  ArbeiterbeweeuDK.   G.  1907.  7.  &  27. 

1264.  Poppe,  L.  J.  (5.  Ambtenaan-  en  arbttdersbeweging.  JV.  u  1907.  5. 

\2^.  T>a  gr^ve  et  le  contrnt  de  travail.   M.  S.  1907.  6.  p.  183—186. 
1266.  Beulen ger,  Marcel.   Le  droit  de  la  grfeve.  R.  Bl.  1907.  8.  p.  237—242. 
12OT.  ßtroihrr,  ]      \  ry  witlumt  »trikca.  W.  W.  1907.  III.  p.  9534— 9B37. 
126a  Uelwr  Taktik  bei  Lohnbewegungen.  Z.  C.  C.  D.  VMl.  VII.  24. 

1269.  Freville,  Ci.   Tactique  des  gi^ves.  R.  Synä.  1907.  Juli. 

1270.  Döring,  J.  Lohnbewegonm  und  Sticika.  Die  Cfsten  Anwichan.    d  G. 
1007.  8.  S.  120  121. 

Vl''ti.  i>u  ui  erg  u  c.  Une  nouvelle  prc'teiition  des  llieoricien»  de  la  grfeve.  ReJ.  ernn.  1907. 
März.  p.  193-22a 

1272.  Bteinmann,  A.  Die  StveikpoUtik  der  Gewerkschaften  im  lichte  der  Statistik. 
Tnd.  1907.  la 

1273.  Bijlegging  van  industrieelo  gcsdiillen.  a;  v.  A.  1907.  3.  p.  19-21. 

1274.  F.erenczi,  J.  Sztrajkelh^täs  6s  törrenjhozas.  (Vwm^dung  von  Streiks  und 
die  OesetegebuDsr.)  IT.  8.  1907.  IL  p.  löl—m 

1275.  Die  Genjeinrlon  liri  Arbeitskämpfen.  K.  P.  1907.  28.  JuilL 

1276.  Bchutx  der  Arbeitswilligen.  H.  G.  1907.  XIV.  27. 

1277.  Holst,  H.  Boland.  Boea  Luxemburg  over  da  DMaa^ataking.  N.  t.  1907.  1. 

1278.  Den  politieka  storstreyken  under  dcbatt.  (Vecfaandlangen  üb«  den  politischca 

Massenstreik.)  Ja.  1907.  a  III.  p.  57. 

1279.  Wege  zum  gewerblicho»  Frieden.  S.  P.  1907.  XVI.  2a 

1280.  Weever,  H.  J.   De  kamers  van  arbeid  en  arbeids-gej^chillen.  A'.  5.  W.  1907.  lO. 

1281.  H  e  r  t  z  k  a ,  T.  A  uniiiks'temozgaluui  iränya.  (Die  Richtung  der  Arbeiterbewegung.) 
H.  S.  19(17.  III.  p.  220—229. 

1282.  Rainer ,  Dr.  iAI.    Arbeitskonflikte.    /nJ.  1907.  10. 

1283.  Powell,  Jühn  B.    InduBirial  i'eace.  A.  F.  1907.  7.  p.  473—474. 

1284.  8chippel,  M.   Streifzuge  durch  die  Arbeiterbewegung.    C.  G.  D.   1907.  42. 

1285.  Abeladorff,  Dr.  W.   £in  Beitiag  aur  Frage  der  StreikklanaeL .  i^.lTX 
1907.  9.  -f»  -9 

1286.  ^^werkschaftUdw  Btatiatik  der  StnikB  nnd  AoMperraagan.  &  P.  19C7. 

1287.  Sutiatik  Btredning  angäende  aibetBiiMtallalaar.  Ä,  T.  Fb^  1907. 
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1288.  Estndistica  de  huelga«.  B.  Arg.  1907.  4W>.  p.  25—26. 

128!».  I>)hnt)ew^uog  und  Statistik.  B.Gew.  mi.  Vlll.  10. 

12u<).  Welche«  Land  hat  die  meisten  Streike?  G.  P.  1907.  XX.  34. 

1291.  Die  Htreikbewegwnjr  der  letzten  Jahre.  J.  V.  St.  1907.  III.  S.  38i>— 397. 

1292.  Lohnbewegungen  und  ötreikH.  Tarif-  und  Loimbewegungen.  C.  0.  D.  1907.  1. 
12U3.  Die  Streik»  und  Aussperrunireu  im  Jahre  1906.  C.  G.  D.  1907.  fiOl  Bella«  & 

1294.  Wirtechaftliche  Kämpfe  im  Jahre  1906.  B.Z,  1907.  XV.  44. 

1295.  Streiks  und  AuBsperrungen.  C.  G.  D.  1907.  3.  etc.  —  S.  P.  1907.  XVII.  1,  2,  3  etc. 

1296.  Streiks  und  Lohnbewegtingen  nM>5.   li.Gfw.  1907.  Vlll.  2. 
1Ü97.  Straika  und  Anasperrungea  im  Jahre  190&  D,  W.Z.  1907.  19. 

1398.  Zu  d«o  Lohnbewegungen  des  Frfihjalin.  X.  C.      D.  1907.  VII.  8,  9. 

1299.  Die  Lohnbewegungen,  Streiks  und  AuH«nerrungen  im  Jahre  1906.  C.  G.  D.  1907« 
43.  Beilage.  4:  —  femer  in:  ö.  A  1907.  XX.  51-54;  —  i>-^.  1907.  XIV.  22, 23;  — 
A,  D,  a.  Z.  1W7.  XVIL  47-49;  —  P.  1907.  XVI.  46,  47;  -  OLE.  1907.  XUI. 
44-^9. 

1300.  Tarif-  und  Lohnbewt^ungen.  C.  G.  D.  1907.  3.  etc. 

1301.  Streikbewegung  im  Auslände.  Belgien,  England,  Frankreich,  Decenber  1906 
bis  Norembei  1907;  Italien  Desember  1906  ßa  Oktober  1907.  &  Jt,  1907.  VUI. 
1-12. 

ISOi.  Unsere  Lohnbeiregungen  im  Jahre  KK)6.       1(K)7.  XVL  18,  19. 

1303.  Unsere  Ptreik^  im  Jahrf  l^tOO.   /'.  1907.  XVI.  20. 

im.  Unsere  U)hnkunipte  in»  Jahre  ISXXJ.  JI.Z.  1907.  XVI.  43. 

1306.  Bronner,  L.  Aus  der  Gewcrkschaftsbewegniig.  (IMe Steeihi  nndAiuepefningen 

im  Jahre  1905.)  B.A.  1907.  3,  S.  20—21. 

13U(>.  ürunner,  L.  Lohnbewegungen,  Streiks  und  Auääperruugen  im  Jahre  1906. 
Gev.  1907.  44,  46;  —  ferner  In:  Ha.  1907.  XVL  24,  26,  26. 

1307.  Brunner,  L.  Die  Streike  und  Ausaperrungen  nach  der  amllidieD  nnd  der 
OTerkschaftUchen  StatUtik.  C.  O,  D.  1907.      S.  817—825. 

1308.  Die  8treikklant«el  in  den  BauTertrigen.  BM.A.  1907.  XIX.  40. 

1309.  i  r  P.rw^LU  IL  der  Wasser  Werksarbeiter.  Geir.  1907.  1—52. 

1310.  Krieg  oder  Fnedc  im  Bergbau  ?   Gtch.  1907.  14.  a  301—304. 

1311.  Toaron,  B.   La  morale  de  la  gr^ve  des  ^lectiktoia.  B^.  ieon.  1907.  Miss. 

1312.  Bermann.  J.  Der  Kampf  im  iTandelsgowerlTe.  Gsch.  1907.  14.  8.  304— 306. 
13i;>.  Zur  Auääperrungstechnik  der  Metalliodu^triellen.    C.  G.  D.  19(J7.  18,  19. 

1314.  Mertens,  W.  Znr  Bewegung  der  technischen  Privatbeamten.  A.  S.     1907.  Nov. 

1315.  Das  Streikiecht  in  «ffentUchin  Betrieben.   O,  1907.  ä3  n.  34.  &  laO.  — 
1907.  19. 

13lf3.  I  cx>nflitti  del  lavoro  nell'  esercizio  dei  servizi  pubblici.  S.  1907.  4.  Aug. 

1317.  Xulemann.  W.    Dia  Stieikrecht  in  OffentUcheo  Betriebeo.  &  P.  1907. 

XVI.  30. 

1318.  Der  Streik  in  den  Terniwerken.  H..V.  1907.  20. 

1319.  Eine  Streikklausel  für  die  Textilindustrie.  Z.  C.  G.  D.  1907.  VII.  7. 

1320.  Jäckcl,  Hermann.  Die Textilarbeiteribewegung  und  der  Zefanstundratag.  N.Z. 
1907.  XXV.  33. 

1321.  Lohrjbcwegnngen  der  Ziegdeiarbeitcr  vom  1.  Januar  bie  1.  Oktober  1907.  P. 

1907.  XVI.  ö2. 

1328.  Eonflikteme  i  oellnloee*  og  papirindnatrlen.  (AibdtHitreitigkeiten  im  ZeUnloe^ 

und  Pnpirr-,  werbe.)  Medd.  N.  A.  1007.  38 '30.  p.  74-93. 
1323.  Rtreikver^icherung.  B.Gew.  mi.  Vlll.  23.  —  W.  N.  Ö.  1907.  26. 
132  t.  Htmkentachidigungsgesellschaften.  8.  P.  1907.  XVI.  16. 

1325.  La  ddfens«  patronalc  en  ca.s  de  greve?!.  RH.  noc  UK)7.  35. 

1326.  Gli  istituti  patronali  cuntro  i  riächi  dogli  ucioperi.  L.  J.  T.  1907.  Aug./Sept. 
1927.  B  Ion  del,  G.    L'assurance  patronale  cotttre  le  rieqne  de  dhdmage  en  tempe 

de  gr^Te.    Rrr.  fr.  in'.  1"'"7.  l,"). — '20.  Nov. 
1^8,  Gigot,  A.    La  defense  patronale  en  cm  de  grfeves.    Efj,  »oe.  1907.  Juni. 

1399.  Orfltsner,  Kurt.  Der  Begriff  „Streik'«  im  Sinne  dee  BteeikentanhüdigniigB- 
Wesens.  S.  Ind.  \ms.  VI.  X.  p.  74—76. 

lÖO.  Seibt,  A.   ÖtreikentMihädignngr^gesellschaften.  D.  W^.  1907.  IS.  p.  822—828. 

1331.  SirdlcK  und  Ausspemiugon  in  Deutschland.  C.  Q,  D,  1907.  35.  8.  056i. 

1332.  Arbeiterbew^ng  in  Deutachland.  Ind,  1907.  2. 

13^  Die  Kratere  Entwicklung^  der  Btreikrerriehernng^  der  ArlNitgeber  im  Denteehen 

Reich.  R.A.  1907.  V.  VI. 
1334.  §  153  der  Gewerbeordnung  g^ea  ausgesperrte  Arbeiter.  S.  P,  1907.  XVI.  17. 


Digitized  by  Google 


—  Ö96  - 


133d.  Knoli,  A.  Die  StreüqpoUUk  der  OewerkschAftea  im  lichte  der  „DeutBchen 

TndQgtrie-Zflitiing^.  OO.  D.  1007.  5.  6.  71— 7^. 
1336.  H  i  i  i\  t  ( .  i  r  o  n  8 ,  Pierre.  L'MSQSMioe  t»troD«le  oontre  bt  gx%vB  «n  Alhmiigii». 

tÄw.  iy07.  MaL  p,  76Ö-788. 
1387«  Fehlinger,  H.  LAot  «Uspntei  in  Ocmiany.  ^.  F,  1907.  7.  p.  47& 
133&  Pin  Arhr>itä!^treitigkeit«  n  Hr-r  letzten  Jahre  in  der  deutsdun  IndlMirie  aadl  der 

titatiHtik  der  i^b^iterorgaiikatiooen.  ILA,  1907.  V.  12. 
1330.  Streiks  und  Aussperruogea  in  Deotaehland  vom  Jahre  1864  bis  lOOS.  B*H.A* 

1907.  XIX.  33,  35,  36. 

1340.  Aleiuauüi.   hna  hueigas  y  paros  en  1905.  £.  E.  S.  1907.  XXXII.  p.  692—693. 

1341.  Streiks  und  AiHspamiOffn  im  Dentechen  Beiche  im  Jahr»  1006.  &  B,  Yllt 
9.  S.  318—321. 

1342.  Die  Arbeitskämpie  ia  DeutacMÄnd  1906.   Ä.  F.  1907.  XVI.  49. 

1343.  Labour  Disputes  in  G«nna&7  in  1906.   L.  0.  1907.  11.  p.  325. 

134^  Streiks  una  Aussperrungen  im  Deutschen  Reiche.  4.  Vierteljahr  1906.  Bjk* 
1907.  V.  2.  —  1.  Vierteljahr  1907.  R.Ä.  VM7.  V.  5.  —  2.  Vierteljahr  1907.  &i. 
19<J7.  V.  8.  —  3.  Vierteljahr  1907.  R.A.  19()7.  V.  11. 

1345.  Die  Kieler  Lohnbewegung.   Oew.  1007.  30.  &  604-607. 

134fib  Die  Banarbeiteibewegung  in  Beriin.   G.  1907.  05.  8.  867— fiÜflL 

1347.  Der  £[ampf  itn  fkrlioer  Baugewerbe.  S.  r.  l.>07.  XVI.  34»  40;  ^  femer  iaiBU, 
1907.  VIII.  16,  17.  —  C.  Ö.  J),  1907,  22.  ö.  350-362. 

134a  Die  Lohnbewegung  im  Berliner  Bengeweriie.  XLA,  1907.  V.  10. 

1349.  Das  Ende  1  s  nerlinrr  Bauarbeitcr^trcikB.    Z.  C.  0.  D,  1907.  VII.  18. 

1350.  Aua  der  deutschen  Bergarbeiterbew^ung.    C.  G.  D.  1907.  IL  ö.  167—168. 

1351.  Pieper,  Dr.  L.   Die  Steigerbewegung  im  Kuhrrevier.  S.P.  1907.  XVL  44»  4jk 

1352.  Grubenarbeiterstreik  in  Oberschi r^ien.        1-k^7.  62.  S.  247. 

1353.  Der  oberschiesische  Bergarbeiters treik  und  die  iierliner  Fachabteilungen.  Z.  C.  0.  D. 
im  VIL  18. 

13.W.  Güthein.    Der  Ber^arbeiterstreik  in  Oberschlesicn.    Fr.  Ztg.  1907.  &  VUL 

1355.  Zur  Berliner  (ia'^arbeiterbewegung.    Gew.  1907.  20.  S.  407 — 409. 

13Ö6.  Der  Streik  der  Gasarbeiter  in  Heidelberg.   Gew.  1907.  41.  S.  835—836. 

1357.  Die  Arbcit^^treitiekeiten  im  Hamburger  Hafen  im  Frühjahr  1907.  Die  Aus- 
sperrung der  Haienarbeiter.   E.A.  I9w.  V.  8. 

1358.  Der  Friede  im  Hambuiver  Hafen.    C.  G.  D.  1907.  18.  S.  283-284. 

1369.  Die  Auaeperrungen  in  &t  Holzindustrie  im  Frui^jahr  1907.  RJL.  1907.  V.  7. 

1360.  Arbeitakfiinpfe  in  der  deutschen  Holnndnetrie.  H.M.  1907.  17. 

1361.  Der  Kainpf  in  der  Berliner  Hokindustrie.   8.  P.  1907.  XVI.  16, 

1362.  Zum  Kampf  in  der  Holundustrie.  Z,  C.  <?.  D.  1907.  VII.  8. 

1363.  Nene  VeAandlnngen  im  Rolzgewerbe.  C.  O.  D.  1907.  46.  S.  727—729. 

1364.  Der  Friedcnsetüilusp  im  ITol7-e^v.  rbe.    C.  0.  D.  1',»07.  21.  S.  321  326. 

1365.  Croner ,  Dr.  J.  Die  Generalausäßperrung  in  der  deutschen  Holiindufstrie.  J.X.Su 
1907.  5.  Heft  &  220-224 

1366.  T.  Schulz,  M.  Der  FriedeneechlaBe  fai  der  deataefaen  HoloDdoetria. 
1907.  10.  S.  222-225. 

1367.  Die  Arbeitekirapfe  im  norddeutaclieii  Holz-  und  Baugewerbe.  ff.Jlf.  1907.  26. 
136&  I^ie  Bewegung  unter  den  Hfltten-  und  Walxwerkarbatem  DentedilandB.  S,  P. 

1907.  XVI.  47. 

1360.  8chiedHvcrtrac;  zur  Verhütung  vott  ArbeiteUmpfan  in  der  Berliner  Metaliindnrttie, 

S.  F.  1907.  XVL  23. 

1370.  Die  Arbeitsstreitigkeiten  im  Schneidergoworbe  im  Frühjahr  1907.  R.A.  1907.  V.  6. 

1371.  Zum  Kampf  im  Schneidergewerbe.   Z.  C.  (;.  D.  1907.  VII.  7. 

1372.  Die  beendete  Aussperrung  im  Schneidergewerbe.   Z.  C.  O,  D,  1907.  VII.  12. 

1373.  Die  Ausstandsbewegung  der  Binnenschifter  des  Elbatromgebietee.  RA.  1907.  Y.  s. 

1374.  Lohnbewegung  der  huniburgischcn  Staatearbeiter.  Gw.  ir>07.  2fi.  S.  63IMM0. 
1376.  Zur  LühnbewcKung  dw  haiuburgischen  Staatsarbeiter.  Gew.  1907.  35. 

1376.  Bewegung  der  StaatHKriwiter  in  Altona  und  ihre  Beenitate.  Omv.  1907.  SJ» 

1377.  Txibnbcwcgung  der  stadtischen  Arbeit<?r  in  Ramien.  Grw.  1907.  22.  8.446— "4l6i 

1378.  Die  Streikklausel  in  der  deutschen  Textilindustrie.   H.M.  1907.  50. 

1379.  Streikbrach  der  chriaUicheo  TeKtilarbeiter  Maihanaens?  Z.  C.  G.  J>.  1907.  VIL  26. 

1380.  Dresdener  Ziegeleiarbeiter-Bewegung  1907.    P.  19()7.  XVL  44. 

1381.  Federicos,  U.  L.  Die  ATbeiterl>ewegung  in  Argentinien  und  das  Arbeii^amt. 
Ä".  P.  1907.  XVL  SJ9. 

1382.  Die  SireikbewMung  in  Oeeterrach  im  Jabie  1906.  &  B.  1907.  VUL  12.  M. 

1907.  8,  9. 
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1383.  Arbeitekonflikte  in  Oeeterreich  im  Monate  Juli  und  Aug.  1907.  S.  R.  VIII.  8,  9. 

1384.  ArbeitokoofUkte  in  Oesteneieb.  I.  im  Monate  September  1907.  II.  Im  III.  Quartal 
1907.  8.  R.  VIIL  la  &  452-454. 

1385.  Die  Stroikbew^ung  in  Oeitemich  im  Jahn  1907.  (Voriiuflgtt  ErnbiuaM) 

/?.  l'J07.  Vin.  12. 

13b6.  K  a  f  i ,  Ö.    Die  Uetabren  des  Aupgleicba  für  die  iMteireicbiscbe  Arbuterdcbaft. 
r.  O.  D.  1907.  13.  8.  197-199. 

1387.  Zur  iH-rr'^arlTeiterbcwGgniiK  in  Mährisch-Oßtrau.    A.  G.  Z,  W,  1907.  6& 

1388.  Der  Kampf  der  Eigeii babiier.  E.Z.  1907.  29.  S.  1—2. 

1389.  Der  Kampf  der  Eisenbahner  und  die  Presse.   K.Z.  31.  S.  3. 

13*K).  Der  Kampf  der  Eisenbahner  und  seine  Erfolge.   E.Z.  1907.  32.  S.  1—2. 
131^1.  Die  Kätuufe  der  öetcrreichtachen  Eisenbahner  und  ihre  Erfolge.  Gaeh.  1907.  21, 
22.  S.  40Ö— 411  419—422. 

1392.  Die  Bewegung  der  NordweHtbahnbediensteten.  E.Z.  1907.  22.  &  3. 

1393.  Die  Bewegung  auf  der  Südbahn.  E.Z.  1907.  13.  8.  1—2. 

1394.  Bewegung  auf  der  Böhmischen  Nordbahn.  E.Z.  1907.  24,  8.  3. 

1396.  Dm  Lohnbew^rong  des  Eiaenbahnperaonala  der  Mortalbahii.  EJS,  1907.  37.  S. «. 

1398.  Kftff ,  8.  Die  ReBistemt  der  OBtorriehischen  Ebenbaluier.  0.  G.  D.  1907.  43. 

1397.  Lee  gr^vfs  ,  t  Ir,  Ir»ck-out  en  Belgioue  j  - mlint  l'ann^e  1906b  Et»,  2V.  1907.  4. 
1396.  i>i6  Btreikbeweguug  ia  fielgieD  im  Jahre  idOti.  S.  R,  1907.  VJIL  3. 

1399.  Laboar  dtomitai  io  Betginm  in  1906.  L.  Q.  1907.  4.  p.  101. 

140a  Bägica.  Las  huelgas  v  los  paro^  m  b.  R.  s.  1907.  XXXIIL  p.  800-801. 

lAßl.  Thomas,  St.  La  cnse  syndicaliste  en  Belgique.  M.Soe.  1907.  Okt.  p.  317— 327. 

1402.  Octors,  A.  Lee  r^centea  gr^vee  de  Belgique.  R.  Sytid,  1907.  nov.  p.  151— 154. 

1403.  I>es  grfevcH  de  l'industrie  des  o^irriferes  dans  le  Hainant  Av.  Tt,  1907.  15. 

1404.  Lea  grl'veü  cotonni^res  ä  Gaud.  Rev.  Tr.  1907.  9. 

1405.  äozialpoli tische  Kämpfe  der  bulgarischen  Arbeiter.  C.  G.  D.  1907.  11.  S.  164. 

1406.  General«treik  der  bulgarischen  Eisenbahner.  F.X  1907.  4.  b.  4. 

1407.  lieber  deu  Generalstreik  der  Eisenbahner  io  BuiKurien.  EJS.  1907.  5.  8.  4i 
1406.  Das  Ende  des  Genenüatreik^  der  bulgariacben  jEäsefibahner.  O.  G.  D.  1907.  9. 

8.  141—142.   Ferner  in:  E.Z.  1907.  11. 

1409.  Wassileff,  G.   Das  Ende  des  Generalstreiks  der  bulgarischen  Eisenbahner. 
(iseh.  1907.  5.  i^.  105— 10(i. 

1410.  Die  Arbeitskooflikte  in  Spanieo  im  Jahre  1906.  &  E,  1907.  VIIL  1. 

1411.  Le»  gi^ves  en  Eepagne.  Rev.  SM.  1907.  3. 

1412.  Mar  Vau  d,  A.  Lee  gr^v.s    t  Ii  ruDditiun  de  rouTiier  minear  dao»  la  «MW 
de  Bilbao.  Jf.  S,  1907.       ^Suppl4ment  aux  Anoalea. 

1413.  Stvrike  und  Lobnbewegungen  in  den  Vereinigten  StMteo.  C  0.  D.  \Wl,  32«. 

1414.  Streiks  und  Au-spcrn  ii-  n  in  New  York.  C.  G.  D.  1007.  27.  8.  430. 

1415.  Ötatistic  of  DiBuutei*.  3.  J .  I9ü7.  IX.  32,  33,  34,  3Ö. 

1416.  Chagrin.  Streiks  in  Amerika  von  1881—1905.  aQ,D.  1907.  38.  &  606-597. 

1417.  Saltiel,  R.   Die  glMweniriunpfe  voo  Kokmido  tuul  Idaha  JT.  Z.  1907. 

XXV.  33. 

14ia  Arbetainställelaer  i  Fiuland  1890—1906.   A.  T.  Fin.  1907. 

1419.  LandtarbetAre«>tTevken  i  Finland.  ßkx  Btceik  der  Laodarbeiter  in  FinlaDd.)  Ja. 

1907.  22.  Febr.  p.  44. 

1420.  Das  Btreikrecht  m  Frankreich.   Z.  C.  G.  D.  1907.  VII.  9. 

1421.  Les  gr&ven  eu  1904  et  1905.   M.  S.  1907.  1.  p.  28—33. 

1422.  Thomas,  A.    Wirtschaftliche   Kämpfe  in   Frankreich.    C.  G.  D.  1907.  la 

1423.  Le«  grfeves  et  la  cüuciliatiou  et  l'arbitrage  en  1906.    R.  O.  T.  1!K»7.  10. 
1^4.  Le  mouvement  des  ouvriers  de  la  Brie.  M,  Soe.  1907.  Febr.  p.  161—170. 

1425.  Babion ,  J.  Der  Streik  der  Olaiarbeiter  ym  Bordeaux.  Ff.  1907.  49.  B.  194. 

1426.  Ore^pi,  A.  La  tragicommedia  dei  vignaiuoH  frances^i.  Cr.n.  1907.  XVIT.  13/14. 

1427.  Call 6,  £.  L'evoluxione  Dolitica  in  Fraoda  e  la  criai  viticohu  Bispoeta  ad 
Angdo  Greepi.  Cr.  $.  1907.  XVIL  17,  19. 

1428.  Griffuelhes,  V.   Le  nKMmment  dee  onTriere  vMnien  des  Landes.  M»  Soe, 

1907.  Juni.  p.  493—506. 

1429.  Lagardelle,  H.  La  gr^ve  des  ^lectricien^.  M.  Soc.  1907.  März.  p.  295—296. 
143a  Pataud,  E.  La  gr^ve  des  (^lectricieos  h  Fnie.  M*  Soe,  1907.  Apifl.  p.  384 

--3R9.    Femer  in:  C.  E.  1907.  11. 

1431.  Seilhac,  L.  de.   La  grfeve  de  Fressenneville.   M.      liK^)?.  7.  Suppl.  Ann. 

1432.  Gran  Bretafia.  Huelgas  y  paros  en  1905.   B.  R.  S.  1907.  XXXV.  p.  '.»70—971. 

1433.  Weingarts,  B.  IHe  Stnike  in  England  im  Jahre  1906.  C.  G.  D.  1907.  46. 
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1434.  Trade  Disputes  in  December  V.m.  Jamiary  1907         L.  G.  1907.  1,  2  etc. 
1436.  Labour  Disputes  and  Couciliation  und  Arbitration  Ikmrds  in  19Ö(}.  L,  G.  1907. 
10.  p.  292—293. 

1436.  The  New  English  Trade  Dispute^?  Act.    ,V.  V.  1907.  IX.  32. 

1437.  Daß  englische  Gesetz  über  gewerbliche  Streitigkeiten  (Trade  Disputes  Act)  von 
1906.    S.  K.  1907.  XXVII.  Juni. 

143&  Cr esp i,  A.  La  nuova  legre  ioglese  aogli  ecioperi  e  la  cnsi  del  tnde-uoiooifiaiO. 
Cr.  #.1907.  XVIL  2. 

1439.  Fei  low.«,  A.  TheTradt^  Di  [  utr  Act  aml  freedom  of  contr-i<  t.  F.  R.  1907.  öepL 
144Ü.  InhuUen,  Dr.  C.  H.  F.  Die  Trade  DUputea  Act  im.  s.  i\  1907.  XVL  32. 

1441.  AlMtaBtreitigfceiten  imd  «inigungsaaitlidie  Tfitiglcdt  in  England  im  Jftlira  190(1 

Z.  a  G.  Z).  1907.  VII  24. 

1442.  Tbe  Railwav  Agitation.    T.  1907.  10.  OkL 

1443.  The  RailwaV  Dispute.  By  a  Chief  Bdlwiy  OffidaL  r.  1907.  17.,  la,  19^  90- 

Okt..  2.  N  V. 

1444.  Ein  Rie^enkauipf  der  britischen  Eisenbahner  in  öicht   C.  G.D.  U)07,  43. 

1445.  EisenbahnerbewegODg  in  EnjKdand.   E.Z.  1907.  1.  S.  3. 

144G.  Die  Bcwejrnnc  der  pnglischen  Pjseobahner.    G.  1907.  86.  S.  341. 

1447.  Die  Eisen bahuerbewegung  in  England.    Z.  C.  G.  D.  1907.  VIL  25. 

1448b  liailwaj  Dispute.  Agreements  in  regard  to  A  scheme  of  conciliation  and  arbi- 
tration on  qucetions  rrlating  to  rate»"  of  wages  and  hours  ol  laboor  ol  oeitaiD 
cUrises  of  railway  eiiiployeeÄ.   L.  G.  1907.  10.  p.  323 — 324. 

1449.  Der  AbschhiHH  der  Arbeitsstreitigkeiieo  der  ImtiadMO  Eiteobahneii  mit  ihna 
Angestellten.   J!t.A,  1907.  V.  12. 

1450.  Atnerley- Jones  and  othere.  The  Railwav  Dispute.  T.  1907.  1.  Nor. 

1451.  The  Irihh  Agrarian  Conflict.    T.  1907.  6.  Nov. 

1452.  Loncashire  cotton  spinne»'  dispute.  L.  0,  1907.  12.  p.  356. 

14B3.  Henry,  Alice.  The  Amtnlian  htbor  movement  O.  1908.  Kov.  p.  566— 5?Ql 

1454.  Pagliari,  F.   II  movimento  opemi  )  in  Australia.    Cr.  ».  1907.  XVU.  1^4 

1455.  Le  Kossesnot,  J.  E.   A  strikc  in  Aew  Zealand.    fV.  T.  1807.  Okt. 

1456.  Review  of  Trade  Disputes  in  Ganada  during  1906.   D.  0.  1907.  7.  p.  770—781. 

1457.  Settlements«  of  Labour  Disputes.   D.  C.  VM)7.  Juni,  Juli,  .\ng.  etc. 

1458.  Die  Schlichtung  von  Arbeitsstreitigkeiten  in  (Janada.    <'.  G.  D.  1907.  26.  S.  409. 

1459.  The  industrial  Dispute«  Investigation  Ai  t.   IK  C.  1907.  lü,  11  u.  12. 

146Q.  The  Indiistrial  Disputes  Investigation  Act,  r.H37  —  Thrce  applications  dwing 

April  for  lioards  of  Investigation.    D.  r.  1907.  11.  p.  124Ü-J248. 
1401.  Fehlinger.  Arbeitskämpfe  in  Cannda.   C.  G.  D.  1907.  12.  S.  182—183. 

1462.  Corre^pomlence  n>!atinpr  to  thc  Buckinghani  Strike.        V.  1907.  7.  781--7b3w 

1463.  Dispute  at  the  Cobalt  Sdver  Minas.    D.  C.  19<J7.  2.  p.  181—184. 

1464.  Settlement  of  strike  at  Richelieu  Woolen  Mills,  Chamhly  CimKm,  Qm,  nador 
the  Conciliation  Act,  1900.  D.  C.  1907.  11.  p.  12U—12Ö8. 

1465.  Inquiry  under  Royal  Coromiraion  Into  Disputes  betwien  the  Bell  TebfillOM 

:inv  and  Ktnployecs,  Toronto.    D.  C.  1907.  0.  p.  087  —992. 

1466.  Der  Streik  in  den  (üoldminea  von  TrausvaaL  C.  G.  D.  1907.  35.  S.  ÖÖ7. 

1467.  Indnstrielle  Streilni  nnd  Aussperrungen  in  Unnm  im  Jfthrs  1905.  S.  &  1907. 

vrii.  5. 

1468.  Die  vvirtMchaltlicheu  Kampfe  der  Arbeiter  Ungarns  im  Jahre  190G.  Otch.  1907. 
13.  S.  21(0-292. 

14^.  Baron,  E.  Die  wirtschaftlicheo  Kämpfe  der  Arbeiter  ünganaa  im  Jahnl90&. 

C.  G.  D.  1907.  27.  8.  427-428. 

1470.  Die  Eisenbahnerlsewcgung  in  Ungarn.   E.Z.  1907.  11.  8.  4. 

1471.  Bukseg,  W     Die  Arl^iterhcwegang  in  Kroatien-Slawonien.     Guch.  IfjOJ.  X 

1472.  Aus  der  itaheuiächeu  Arbeitcrbewceun-j.    Z.  ('.  G.  I).  1907.  VII.  22. 

1473.  Conflitti  del  lavoro.   B.  ü.  L.  1!>07.  VITI.  1-6. 

1474.  De  Italia.  —  Las  hnelgas  en  V'.m.    B.  Ar<i.  HK)7.  463.  p.  29—30. 

1475.  The  llaliau  Labour  Troublte,    /'.  11H.)7.  Iii.  Okt.   

147fi.  Salucci,  A.   Gli  scioperi  italiani  nel  19<jü.    Cr.  k.  1906.  XVII.  8,  9. 

1477.  Der  italienische  Londarbeitenitreik.   i^V.  Zta.  1907.  25.  IV. 

1478.  Ans  einer  siztiischen  Bchwefelgrube.  (Streik  der  Ombenarbeiter.)  0.  1907.  74. 

1479.  Le  Goffic,  Charlö».    !/.  crihe  »ardini?rc.    R^v.  }f.  1907.  15.  L  p.  410^13. 

1480.  btraka  und  neue  UnternchmuDgeu  in  Japan.  Fr,  Ztg,  1907.  27.  VU. 

1481.  Lc^  om  tvnngen  maegling  i  arbeidatvietigheder.  (Entwurf  des  nonngi«cfam 
31iiilstcrluuis  für  Handel  und  Gewerbe,  b«  tr.  die  Verpflichtung,  die  Arbeits- 
streitigkeiten vor  ein  Einigungsamt  zu  briQgcn.j    Medd.  N.  A,  1907. 
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14^2.  ätreika  und  AuasperruDgea  iu  ^'orw^ea  in  den  Jahreo  11K)B— 1906.  &  IL  VII T. 
10,  S.  458—461. 

1483.  Die  Arbeitäkonfliktr  in  den  Niederlaiuii  n  im  Jahre  1006.    S.  R.  1907.  VIII,  S. 
14t:^  Glasarbeiter- AuMpernmg  in  Delft  (HoUauU).   Fg.  1907.  25.  8.  98—99. 
1486.  De  «takin^  der  dokwerker»  m  de  hkveo  van  Antwerpen.  M.  CL  B*  8.  1907.  31. 
X.  p.  77. 

1486.  Zum  Kampte  im  Antwerpentr  Hiifou.    C.  G.  I).  1907.  38.  8.  603—001. 

1487.  Vaes,  G.   La  grfeve  au  port  d'Anvera.   R.  S.  C.  1!K)7.  XII.  S.  51—60. 

148a  Engeld,  A.  II.  J.    Do  .-taking  in  de  rotterdamwchf  Häven.  K.  S.  W.  1907.  43. 

1489.  Öpiekiiiaii ,  11.  Eeu  eil  auder  uit  en  over  den  l^trijd  tuäschen  arbeid  en  capitaal 
in  de  Rotterdamscbe  Häven.   N.  t.  191)7.  9.  p.  60'i— 610. 

1490.  Streltzow,  Roman.  Der  poütMche  MwwenBtreik  in  &awJand  und  «eine  Lehren. 
8.  M.  1907.  2.  p.  131  —  136. 

1491.  Arbritskiiinpfe  in  Rur^sisch-Polcn.    n.M.  1907,  10. 

1492.  BewoKung  unter  den  Eisen  baiinera  in  Boesland.   EJL  1907.  3.  8.  5. 

1493.  Die  SeenbalinaTbeiterbewegung  in  RiMelend.  E.E.  1907.  2.  S.  4—5. 

1494.  MoskowBki.    Die  Eisenbahnarbeiterbowofiunti  in  Russland.  Ei«.  1907.  XV.  2. 

1495.  Öfveroikt  af  arbetsinställeLs»  i  8verige  ander  är  1906.  (Die  ArbateeinsteUungeu 
in  Schweden  w&hreod  des  Jahne  IflO«.)  JTedrf.  1907.  1.  p.  116— lia 

1496.  Streikre<>ht  in  der  Schweiz.    S.  P.  1907.  XVI.  14. 

1497.  WirtechatiUche  Kämpfe  in  der  Schweiz.    C.  O.  D.  1907.  16.  8.  251—253. 

1498.  Die  wirtAchsfUiclien  lOmpfe  in  der  Schwei/  im  Jahre  1900.   C.  G.  D.  1907.  8. 

1499.  Nach  dem  Hoecnannten  General.''trcik  im  Waadtlnnde.    A.St.  19«*".  7.  "fV 
1.500.  Trappenaufgebot  in  Streikfällen  bei  den  Typugrapheu  der  französischen  Stiiweiz. 

A.si.  19Ü7.  10.  S.  79—80. 

1501.  VerurteUte  StTcikbrecher  in  der  Schweiz.    C.  O.  D.  1907.  41,  ß.  6ö6— 6l>6u 

1502,  El  derecho  de  lo«  huelcuistas.    B.  Arg.  1907.  464.  p.  18. 

150:^.  Las  huelgoB       1906;  dato«  esta^ii^tici^  oficiales.    B.  Arg.  1907.  458.  p.  36 — 36. 

1504.  La»  huelgaa  en  1906;  datoa  cstadistico«.    B.  Arg.  1907.  457.  p.  35—42. 

1506.  Repreeiön  de  las  huel^  en  loe  servicios  pübUcos.  B.  Arg.  1907.  463.  p.  40 — 41. 

1506.  La-i  socindadeH  de  r(»mtencia  y  el  derecho  de  a^odedön;  nna  pnacripctön  con* 
«ütucionai  olvidada.   B.  Arg.  1907.  462.  p.  1 — 4. 

11.  ArlieltMUllUle  uid  ünfUIveiUltuiiu 

1507.  UnfiUle  nnd  ünfeUverhütung.  Z.  GM,  1907.  XIV,  10,  U,  12. 

1508.  Unfallverhütung.    B.r.nr.  1907.  VIII.  26. 

1509.  Unfallverhütung  und  Alkoholgennes.  1907.  V.  1. 

1610.  Die  Entwicklang  dar  CnfallverhatungemaeBnahoien  in  den  letsten  Jehno. 

1907.  V.  3.         G.T.R.  1907.  VI.  21. 

1511.  Ueberblick  über  die  Erfolge  der' Unfallverhütang.   Z.  O.H.  1907.  XiV.  20. 

1512.  Accident«  da  travail.    Rer.  Tr.  1907.  12. 

151H.  Tndri'^trial  Accident-*.    />.  C  1907.  7.  Jan.  Febr.  etc. 

1514.  i""uld,  Dr.    Betriebt»uxifaU  und  Betricbf^kraokbeit.    .S'.  P.  1907.  XVI.  44. 
1515b  Lewin,  Dr.  L.   Betriebsunfall  und  Hetriebskrankheit.    .v.  P.  1907.  XVI.  44. 

1516.  V.  Köbke.   Zum  Bi^riff  ßetriebflunfall.   Ref.  A.V,  1907.  18.  8.  215—217. 

1517.  Link,  G.    Ist  Lnnerenentzündung  infolge  von  Rauchvergiftung  ein  Betriebe- 
nnfall?    C       l>.  19'  "  -  S.  12;)  - 12«. 

1515.  Die  Arbeiter  in  ihrer  Mitwirkung  bei  der  Vergütung  von  Unfällen.  Z.  OM. 
1907.  XTV.  9—11, 

1519.  Bender,  Dr.  BeteOiffung  der  Arbeiter  an  der  UnMveriiOtanei  &  P.  1907. 

XVI.  35. 

1520.  Eine  intemationide  Ausstellnng  für  ünfallverhütung,  Gewerbe-Hygiene  und  Ar- 

beiterwohlfahrt  in  Bndapp?t.   Z.  O.H.  1907.  XIV.  12. 

1521.  Steiner,  V.    Die  Internationale  AuwsteUung  für  Uofailvcrhütung,  Gewerbe- 
hygiene und  Arbeiterwohlfahrt  in  fiadapest  Z.  <?Jr.  1907.  XIV.  17,  19,  20,  22. 

1522.  Propramnie  des  concnnn?  infomationaiix  |>rop(w.'3  par  raf«!»nciation  de*«  industriel*« 
d'Italie  pour  pr^venir  k«  accideuta  du  travad.   B.  0.  T.  190<.  4.  p,  354 — 355. 

1623.  Die  Uebertretang  der  UnfallverhatungHvofwifariftea  der  Berofagenoeaemachafteo 
und  ihre  Folpren.    Z.  G.H.  1907.  XIV.  5. 

1524.  Zur  Statistik  der  l  nfaJlfolgen.    R.A.  1907.  V.  IL 

1525.  s p i ekm an ,  H.  De  risico  van  deo  arbeit.  Aard  «i  getal  der ongevaUeo  over 
1904,   iV.  t.  im  5.  p.  337-347. 

1526.  Fuster ,  £.  L'opinion  am^caine  et  le  risque  profeiioiuieL  Aoo,  et  Af,  1907.  S. 
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1527.  Klein,  M.  G.  A.   La  2*  statistique  d^cennale  des  acddente  industiiels  (1907). 

Ar,',  et  .Ix*.  1907.  3, 

I52a  6tati8tiaue  des  accideDta  du  travaiL  B.  O,  T.  1907.  7.  684—687. 

1529.  Lea  aocideiitee  del  trabajo;  fwoTecto  ^  Uf  del  Deputamcnto  Nadond  dd  Thi- 

bajo.   B.  Arg.  1907.  466.  j).  19  24. 
1630.  For  las  victimaH  del  trabajo ;  Doa  ley  de  amparo.  B.  Arg,  1907.  464.  pw  20—21. 
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1798.  Bmith,  0.  A.  note  on  three  Feetory  reporte.   IT.  T.  U.  1907.  67. 

1799.  Canadl  El  Departamento  del  Trabajo.  B.  R.  S.  1907.  XX  XIII.  p.  801—802. 
IdOa  Fach,  H.   Die  ungari<^Jie  Qewerbeinapektiou.    W.  S.  M,  1907.  2a 

1801.  Fach,  H.   Die  hygieniedie  Vorbildong  der  ungari«elieD  GewerbeinepektowB. 

.v.  n.  1907.  0.  8  .'.'jO-  n':^ 

1802.  Ottolenghi,  C.  1  priiui  rwuliati  delie  i.sjxaioni  suH'appUtaajoae  deUe  ieggi 
Bul  lavoro  in  Italia.   Rif.  Am.  1907.  15.  Juli. 

1803.  Consiglio  superiore  del  lavom    b.  U.  L.  1907.  VIII.  5. 

1804.  Comitato  p^maDente  del  lüvorü.    B.  TT.  L,  1907.  VIXI.  1—6. 

1806.  Wilke,  Robert  Aur  den  Berichten  der  Gewerbeinepektion  <far  Niederiaade. 
Bleierkrankung.    G.T.  R.  1907.  VI.  20. 

löUO.  Reichesberg,  N.  Zur  Frage  der  Errieiiiuiig  eiueb  eidgenössischen  »oml- 
8tatis*tiHchen  ^\jiite8.    .V.  W.  S.  1907.  13.  14. 

1807.  Die  Tätigkttt  der  echweigeriechen  ArbeitBimter  im  Jahre  1906.  &  JL  1907. 
Vm,  12. 

1806*  ümgoaj.  CnacUn  de  naa  Olidna  del  Ikibajo.  B»  B*  S,  1907.  XXXV.  pb971. 

14.  ArbeitRzeit.    Pausten.  Sonntagsruhe. 

1809.  Arbeidaduur.   SUtistiek  en  wetgeviug.   £.  iS,  W.  1907.  41.  p*  47a 

18ia  Batt«,  J.  W.  Wettelijke  regeUng  van  den  aibeitstijd.  X.&W.  1907.  I& 

1811.  Richter,  Robert.   Der  Normalarbeitalag.  Jf.  0.  B.  1907.  XVL  a 

1812.  Ouvrierf,  et  patrons.    O.  /.  19<J7.  13. 

1813.  Bakker.  .1.    De  arbeitaduur.    Vr.  tr.  1907.  V.  11. 

1814.  Tu  rat  i,  F.   „Turati  tacqtie!"  Una  Im}x)rt4inte  e  dehcata  qtieetioiie  a  pTOpOlitO 
di  orari  di  lavoro.    CV.  «.  1907.  XVII.  13,14. 

1815.  Sul  lavoro  notturno  delle  donne  e  dei  fanciuili    Az.  S.  1907.  Juh. 

1816.  Stern k o ]> f ,  .1.   Kontinuierlicher  FabrÜtbedieb.  (Naohlaibeit  o.  dgL)  J, if. 
1907.  Bd.  31.  a)^l03. 

1817.  Veriwt  der  Nachtarbeit  der  in  der  Industrie  beschäftigten  Frauen.  JnJ.  1907.87. 

1818.  Lange,  £.   Das  Problem  der  Arbeilä Verschiebung.  N.  Z.  1907.  21.  XIL 

1819.  Warum  erstreben  die  sozialdemokratiBch«!  Führer  fOr  die  Arbeiterachaft  äae 
Verkürzung  der  Arbeitszeit?   A.Si.  1907.  8.  ö.  64— 6& 

1820.  Verkürzung  der  Arbeitsxeit.  B.Z.  1907.  XV.  6. 

1821.  Die  Verkfimintr  der  Arbdteaeit,   Og.  1907.  XVm.  27.  —  B.Arb.  1907.  X  11. 

1822.  Uu!  die  Verkürzuiif:  der  Arln-if >/eit.    IT.  T.  1907.  T..  33. 

1823.  Hahu,  G,  Die  Verkürzung  des  indubtnellen  Arbeitstages.  O.T.  R,  1907.  Vi  i<- 

1824.  Bntten,  B.  P.  C.  La  limitetion  des  heureä  de  travail  R,  8.  C.  1907.  Ml«. 
182.').  Snnerbrev,  P.    Die  Verkürzun^r  der  Arbeitszeit.    F<j.  r.>07.  12,  13. 

182G.  W  !  b  a  u  t ,  ^.  M.    Verkorting  vau  arbeidsduur  alb  ouderneniurgbelaog.   3*.  l 

1907.  3.  p.  171—187. 
1827.  Zur  Ftage  dee  AchtetUDdentage».  ^  C.  Q.  D,  1907.  VIL  12. 
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1828.  Der  Aditstondeiiteff  ab  ,;eosuridenK>kmtifleheB  Prinap^'.    Z.  C  O*  D,  1907. 

VII.  ir.. 

1829.  Le  Premier  mai  et  les  huit  iieures.   M.  S,  1907.  7.  jp.  224— 226. 

1880.  Dumas,  Lten.  Lm  hnit  beniw  du  ttavaiL  JC.  1?.  1<M)7.  6._p.  143—152. 

1831.  Leroy,  IL  La  }ourn<^<«  de  htiit  hourc«.   7^  .  /\  1007.  15.  X.  82:^-854. 

Ift32.  Zadek,  Dr.  Der  Achtstundentag,  eine  gesundhcilliclie  Forüeruag.  Üev.  1907.  17. 

Ib33.  The  Ei^it  Hour  Movement.   A.  Y.  1907.  IX.  34. 

]b34.       jounii''L'  <!r  huit  heures.   Kequ6te  du  Coruite  central  da  tcavail  indnetriel  ä 

S.  M.  I>o}K)id  II.,  Koi  de«  Belg».    O.  /.  19ü7.  Ö.  6.  öp. 
1835.  Fehl  Inger.  Gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit  erwachacDer  Pewoma 

in  den  Vereinigten  Staaten.    C.  G.  D.  19C)7.  27.  S.  417-  -110. 
iö3ü.  Arbeitszeit  der  gewerblichen  Arbeiterinnen.   (Ucber»tunden.)  //.  G.  1907.  XIV. 

17  23  27  33.  aV.  10.  12. 
1837.  De  Vrie's  FeijenB  ,  G.  L.   De  arbeidsdag  in  de  indturtri«.    E,  1907.  L 
183a  Austria.   II  lavoro  supplementäre  nel  1906.  B.  U.  L.  1907.  YIIT.  2. 

1839.  Der  Acht^itundentag  in  Mannheim.    Gev.  1SX)7.  28.  S.  575— .'77. 

1840.  Die  Arbeitzeit  in  der  Fabxikiaduatrie  OeaterreichB.  C.  G.  D.  1907.  42. 

1841.  Ailwittniten  in  «atmlcliiadieo  FibrOceiL  Qwk,  1007. 13.  a  886— SSa 

1842.  Die  Arbeitezeit  in  den  Fabriksbetrieben  OeaterreichB.  8*  JL  1007.  VUL  8.  — 

1907.  Aug.  —  A.  0.  Z,  W,  1907.  64. 

1843.  Botin     Laiboar  in  AmtriaD  FtetorieB.  £.  O.  1907.  9.  283—283^ 

1844.  Winter.  ]>r.  L.  Pracoml  dobn  v  rakotisWch  tovirnloi.  (Die  AriMÜlMit  itt 
den  öeterreiciuächen  Fabriken.)   A.  r.  1907.  XL  12. 

1845.  ArbdtazdtverliDgerungen  in  den  fabriksmiMigen  Betrieben  Oertemidis  im 
Jahre  19m.    S.  R.  Vfll.  8.  S.  134—139. 

1840.  Arbeilözeitverlüngerungen  in  den  fabrikemäsaigen  Betrieben  Oetiterrdclu  im 
IV.  Quartal  1Ö06,  I.  und  IL  Quartal  1907.   S.  It.  1907.  VIII.  3,  6,  9. 

1847.  (;itt''-e,  A.    De  achtiirendag  in  <lc  belgische  Kamer.    TV.  tr.  1907.  V.  10, 

i&l8.  Francia.  Provecto  de  ley  relativo  il  uiia  Conferencia  inlemacional  para  la  iimi- 
tuciön  de  la  jomada  de  trabajo.    //.  R.  S.  1907.  XXXII.   p.  696—099. 

1849.  Busia.  Decreto  de  15  de  Noviembre  de  1906  limitaodo  la  jonuuio  de  trabaio. 
B.  R.  S.  1907.  XXXII.  p.  705-706. 

I8.')0.  Eight  hours  in  coal  mines.    L'c  llKiT.  24.  Aug. 

1851.  Oeorgeot,  Ch.  La  joum^  de  huit  heures  dous  lea  mines.  T.  N.  1907. 4.  Aug. 
1862.  Artooa,  L.  Lee  effetfi  de  la  rMnction  de  la  joum^  de  traTail  dana  leemioea. 

0.  3r.  1907.  n.  p.  1-)-). 
1653.  Banneux,  F.  L'eouuete  sur  la  duree  du  travail  dana  les  mines.  o.  I.  1907. 33. 

1854.  Bepcwt  of  ndner^  e^ü  hcrar  day  oommittee.  L.  O.  1907.  6.  p.  164—166. 

1855.  Einfühning  des  AchtKtnndrntairrs  im  piiglisehen  T^ergban.    Imh  1907.  37. 

1856.  Die  Arbeitezeit  in  den  fabnkniiiHH»g  betriebenen  Brauereien  Oesterreicha.  Br.Z. 
1907.  XVII.  33. 

1857.  Die  Arbei'^zeit  in  der  chemischen  Industrie  OeHterreichh.   P.  1907.  XVI. 

1858.  Der  Kampf  der  üji.'^arbeiter  um  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit.  Gtv.  1907.  17. 
1869.  It^t  die  Einführung  des  achtatfindigen  Arbeitstages  in  der  Glasinduatlie  ffir  den 

IJuternrhmrr  nnd  Arbeiter  zum  Nachteil?  Fij.  ü'M?        t^.  131. 
1860.  Die  B£s<eiugufig  der  Jsachtarbeit  m  den  Glashüueu.    Fg.  1907.  31.  S.  131. 

1881.  Horn»  G.   ^  achtarbeit  in  den  Glashütten.   Fg.  1907.  12.  8.  46—48. 

1862.  Ladenschluss.  H.  G.  1907.  XIV.  26,  3a  XV.  3,  10. 

1863.  Aufhebung  der  Ausnahmetage  Tom  Ladenschlnm  und  von  der  Mindestruhezeit 
A.  k.  S.  VMM.  Sef»t.  S.  18(J— 187. 

1884»  Arbeitazeit  der  weiblichen  Angestellten  im  Handelagewerbe.  A.  k.  1907.  12. 
1866.  ArMtaaeit  fn  KoDtoren.  Sonntagaralie  hn  Banddagewerbe.  B,  O,  1907.  XIT. 

14,  17.  27.  28,  38.  XV.  2,  10,  12. 

1866.  Die  Kontorarbeitazeit  vor  dem  Ausschüsse  de«  K.-G.  Berlin.   G.  K.  G.  1907.  4. 

1867.  Der  Acht-Uhi^Ladenadihiss  in  Hambari^.   O.  1907.  89.  &  874. 

1868.  T>\'--  ^^ie|)en-Uh^-Laden8chhlK.^-Beweg^^ng  m  Oesterreich.    IT.R.  IIKT?,  XI.  18. 

1869.  Damm -Etienne,  P.  iHe  Kuhezeit  der  Angestellten  im  Hotel-  und  liesLau- 
rantgewerbe,    .S.  /'.  1907.  XVI.  38. 

1870.  Pagtiari,  F.  L'induatria  delia  panificaaiODe  e  il  lavoio  nottnrao  dei  fofnai. 
O.  I.  1907.  XVII.  3. 

1871.  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  der  Metallindustrie.  C  G.  D.  19<  i7.  48.  8.  763—764. 

1872.  Lage  und  Arbeit-zeit   der  Hüften-  und  Walzwrrkarbeiter.     A.Fr.    1007.  3. 

1873.  K^ultats  de  la  journee  de  huit  heuret^  daos  len  etablissemento  industriels  de 
1'^  B.  O.  T.  1007.  L  H.  29—34. 
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1874.  Die  ErgeboisHc  des  Achtstundentagee  in  den  industrieUen  StaAtebetriel>en  Fraitk- 
reichs.  R.A.  1907.  V.  4  Ferner  in:  Ä  Ä  1907.  VÜL  ö;  —  O.T.  J£.  mi,  YL 
24 ;  —  ScJno.  EU.  1907.  VIII.  22,  25-27. 

1875.  Der  Acbtetundentag  in  dao  Indiutrielleo  Beirieben  dea  frnmönediBn  Staate». 
&  i»  1907.  XVI,  «. 

187«.  Der  Achtetandenta^  in  fmnalMMhen  »taetolMtriebMk  GMb.  1907. ID. 8.298-294. 
1877.  Neve,  O.  Die  HerHl)^^(>t;^ung  der  tgglichea  Arbeitszeit  in  indnatrlellen  Statte- 

betrieben.  Ä.  /.  V,  1907.  Nov.  6.  109-116. 
187&  An  Eight  Honr  Der  in  Fnodi  State  WoHuhops.  X.  a.  1906.  No.  7.  n.  197. 

1879.  NeiusüindenUg  und  Mfafmellahn  in  den  ulidtiiidien  DeteiAea  Zfiricfae.  C,  0*D. 
1907.  39.  8.  613—614. 

1880.  Saucke,  A.   Die  Dauer  der  Arbeitszeit  in  »teinbrücheo.  8.P.  1907.  XVL  18. 

1881.  La  eeniaine  anglaise  daos  les  ateliers  lyonnais  de  tiflsage.    Vf.  S.  1907.  7. 

1882.  Die  Arbeitszeit  im  Binnenschiffahnsgewerbe.  S.  P.  19(/7.  X\'i.  49. 

1883.  Die  Arbeitszeit  im  Binnon^hiffahrtigewerbe  Deutachlands.    S.  M,  VIII.  lOl 

1884.  Dan  Erj.'»'()niM  der  seitens  der  Kommi-sion  für  ArbeiLen»tatistik  vorgenommCTen 
Erhebungen  über  die  Dauer  der  .Vrl.eits/x'it  der  bei  der  Binneusckiffahrt  be- 
schäftigten Personen.   Ha.  1907.  XVI.  22,  23,  24. 

1885.  Pk  gaien  strät  (Auf  verkehrtem  Wege.)  [Betr.  die  geplante  Einführung  des 
Achtstundentages  tn  den  Marinewerkstätten  in  idchweden.]  /a.  1907.  21.  p.  283. 

1886.  Traiumens'  hours  of  labor.    K.  A'.  G.  liK>7.  Jan.  4.  p.  ?,-'. 

1887.  Der  Achtstund^t^g  und  die  eiu^üecbea  Lokomotivfübrer  und  Ueiier.  S^,  1907. 9. 

1888.  Broesike,  Max.  Die  Arbttteeitfla  in  den  BtrurailMhnbetrieben  PnaaseDS. 
Z.  Pr.  St.  L.  H'n:.      AVitI,  S.  91.-127. 

1889.  Mankel,  F.  Der  ZekuHtundeatag  nnd  die  Dampf  wäschweiindustrie.  8.  P,  1907. 

1890.  Gnanck'-Kühne.  F.   Die  AtbeitaMit  in  WäMdi*  nnd  Flittaatleltan.  SOm, 

J.B.    1907.  4.  S.  315—324. 

1891.  Die  Arbeitiizeit  in  Wasch-  und  Plältanst^üieii.   S.  P.  1907.  XVI.  28. 

1892.  Die  Arbeitszeit  der  in  Fifitt>  und  WesebeoMtallan  besoliiltigtaa  Peceoncn.  SU. 
1907.  V.  4. 

1893.  Die  Arbeitszeit  in  Wasch-  und  Plätteenttaltoo  im  Deutschen  Reiche.  8.  R.  VIII.  8. 

1894.  Die  Aibdtar  und  Arb«tai«t  in  ptvoMdechen  Zicgelätfi.  P.  1907.  XVX.  21,  iS. 


1895.  Bommerurlaub  für  Arbeiter.   Ha.  1907.  XVI.  17. 

1896.  Erholungsurlaub  für  Arbeiter.    S.  P.  1907.  XVI.  46. 

1897.  Burdorff,  Dr.  E.    Sonimf-rurlaub  für  Arbeiter.   S.  P.  1W7.  XVL  40. 

1898.  Bexh&aser,  L.  £rboluiu»arleub  für  Arbeiter,  a  Q.  D,  1907.  2a  a  436-439. 
189&  Arbeftseeit  ohne  Mittegspense.  ST.  G.  1907.  XIV.  82. 

1900.  Lentz   K.    SonntAgsruhe.    k'uU.  V.)Q7.  0.  p.  2S1— 282. 

1901.  Der  Kampf  um  die  iSotiutagHruhe.  S.Ji,  1907.  XI.  13. 
1908.  Der  SOstOiidige  BoAieiag.   G^;.  1907.  XVIII.  9. 

1903.  Rfigis,  A.    rn'inrhif>  r:L  -ul  riposo  festivo.    R)f.  soc  1907.  ^färz 

1904.  Die  hygieaiöche  Notwendigkeit  der  Sonntagsruhe,   ßr.  Z.  1907.  XVII.  33. 
190.=).  Beauregard,  F.   Le  repos  hebdomadaire.   M,  R  1907.  8.  p.  225>-227. 

1906.  Caissotti  di  Chiusano,  L.  Ii  riposo  festivo.    R.  I.  S.  S.  1907.  F^VIOb. 

1907.  Mendy,  M.   Le  repos  hebdomadaire.    R.  tor.  1907.  .Tan.  p.  47—62. 

1908.  Viennet,  Ch.   Pour  le  repos  hebdomadaire.   A.      '    !5K)7.  1.  p.  11— 2L 
1900.  Soimtagsnihe  für  chrmi-^rho  Arbeiter.    P.  U»07.  XVI.  37,  :38,  41,44. 

1910.  Gärtnerei  und  Sjiuitag^ruiie.    A.  i>.  G.  Z.  1907.  XVIi.  43. 

1911.  Die  Sonntagsruho  der  im  (}a8t>-  und  BcbukwiltROliefkeffeweibe  besdriHtigtett 
Personen.    S.  P.  1907.  XVII.  6. 

1912.  Die  Sonntagsnihe  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerb*'.  G<j.  UK)7.  XVIII.  41. 

1913.  Di©  Bonntagsruhe  im  Hand.'ls^rcwerbe.       P.  1907.  XVL  hO. 

1914.  Völlige  öonatagsruhe  im  Uandelsgewerbe.   C.  G.  D.  1907.  29.  S.  4^1. 

1915.  Binsefirlnlnuig  der  Sonntagearbeit  im  Handelsgewerbe.  ^.  P.  1907.  XVU.  13. 

1916.  CJesotzentwurf  über  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe.   A.  k.  S.  1907.  4,  5. 

1917.  Liese,  W.  Die  tionntagHruhe  im  Handelsgewerbe^  8.  JL  1907.  XXVIL  Mü. 

1918.  Zur  Sonntagsnihe  der  Photographengehilfen.  O.  O.  D.  1907.  46u  S.  733. 

1919.  Zrir  FraL'f  iior  Si i!irit;ii:>niht.  «iir  tO(!hnischcn  PriNatan gestellten.  LB,Z,  1807.3. 
1020.  Zur  Sonntagsruhe  in  der  Hinncnschiffalirt.  Jla.  1907.  XVI.  22. 

1921.  Sonntagsmbe  der  kaufmännischen  Angestellten  in  Deatsdiland.  B.M,  1907.96b 

1922.  Die  »onntagprahe  im  Köoigraich  finym  J.  L  &  1907.  1.  B.  1-^ 
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1923.  Der  Kampf  um  die  Sonntacsruhe  in  IfBnchen.   B.W.  mi.  36.  &  281—281 

1924.  Bechert.  K.    ;^nnntfig«rnhe  in  München.    H.B.  1907.  XI.  17. 

1925.  Sonntagsruiie-  und  Ariit-Uhr-LadeuschluBiibewegung  in  Stuttgart.  If.B.  1907. 
XI.  1. 

1926.  Die  Sonntagsruhe  auf  der  Nordbahnstrecke.   O«.  E.Z.  1907.  49. 

1927.  Le  nouveau  projet  de  loi  sur  le  repoft  hebdomadaire.  if.  S.  1907.  7.  ä.  219^22. 

1928.  Travaux  pr^paratoires  de  k  loi  dtt  13  toiUet  1906  nur  1»  repM  hebdomadain. 
M,  /.  7.  1907.  1  n.  2. 

1989.  I/tn4C  de  fai  Oomr  de  ctMUition  rar  le  repos  hebdomadeive  et  le  pelenent  des 
salaires  aox  ouvrien«.    M.  S.  UKC.  1   ji.  0—11. 

1930.  Verordnan^  betreffend  die  bonutagsruiie  fnr  AngeeteUte  und  Arbeiter  in  Jb  raok- 
TeidL  8.  R,  Vin.  m  B.  881. 

1931.  D  c I  r  n  1!  rt ,  I>r.  Ti  T>a8  neue  französische  Oesetz  iilu  r  In  A-rx^hentUchen 
Kuhetag  der  Arbeiter  und  die  Schwierigkeiteu  bei  neiner  Ausführung.  A.  1907.  2. 

19%.  Dugar9on,A.  Le  lepoe  hebdomadaire  ä  bord  des  navircs  de  commerce. 
Rev.  Bord.  1907.  116. 

1933.  Lahm,  C.   RuhetÄgsgcsctz  und  seine  Wirkungen  in  Frankreich.    IL  1907.  3. 

1934.  The  „Lord'e  Dav  Act",  1906.  AdminietzatiMi  in  the  seTerai  Provinoee.  D.  C. 
1907.  1.  p.  75—77. 

1935.  Zur  Sonntagsruhe-Bewegung  in  Italien.   S.  P.  1907.  XVI.  52. 

1936.  Entwurf  eines  ^onntagKruhegesetzes  in  lulien.   S.  IL  1907.  VIII.  2. 

1937.  £in  Sonntagaruhegesetz  in  Portugal.   EJf,  1907.  3a 

Ift.  Aw-  «Bd  EtowaBdanuf  .  XoMdaiMt. 
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  stattet  im  Auftrag  des  «tdgoai>t«6iächen  Fabrikinspektorate.   C.  S.  A.  1907.  17. 
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2250:  Arbeitenchatsbettinunaogm  in  den  dsterrdchiedien  Zfindbobfabrikm.  H,  IL 
1907.  33. 

19.  H^marbelt. 
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arbeit  S.  P.  1907.  XVI.  37. 

2283.  Lebru  n ,  P.  La  dtnatioii  de  PouTri^  fsoMe;  Mf.  woe.  1907.  35. 
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2301.  Der  Gawteentwurf,  b  treffend  die  Heimarbeit.    Ind.  ll»07.  49. 

2302.  EU  mann ,  Max.  üetiet  JiygieDuch  bedmkliche  H«iinarbeit  in  Wien.  C. 
1907.  10.  S.  153—157. 
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2363.  Children  working  in  New  York  Citv  Tenements.   If,  Y,  1907.  IX.  32,  33. 
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2874.  W  agner,  M.  Zur  Venichening  der  Privatbeamleo.  jLV,  1907.  13.  S.  253-2&7. 
2876.  Wagner,  M.    Fortoehritte  dir  fHyatlMiBitattViMielMniiig.   A,V,  1907.  35w 

2876.  Werner,  G.  Ein  Beitng  snr  twtliffhwi  PemionsTCiiiclMraiig.  8.  P.  Ui07. 
XVI.  50. 

2877.  Die  Privatbeamtenversicherung  in  Dwrtw^hland.    W.  N.  Od.  1007.  88^  38. 

2878.  8eidel.  Volks-  und  Pensioneveraicksniag  «nd  die  VePMnefenkhernitgntot' 

für  Deutschhind.   Z.  g.  St.  1907.  2. 

2879.  Die  Privatbeamten  Versicherung  vor  dem  Hrfrhlltign.   S.  P.  1907.  XVL  25. 

2880.  Die  VerHichrnm;r  dr-r  PrivatangealeUtatt  uud  dcT  acne  BfliGllito«.  B*  W,  1907. 

32,  33.  8.  2-k\}—d5(i,  207  —250. 

2881.  Pottlioff ,  H.  Die  PenaiansTerridieniiig  der  Privatangestdlten  in  Denteehlind. 

W.  N.  Oe.  1907.  27. 

2882.  Richter,  Mfl.  Die  PmsionaverBOiKiUBg  der  deutachen  PcivatbeamtcB.  B,  L 
1907.  16.  IIL  a  118-119. 

2883.  Versic-herungstechnisches  Gntachten  fiber  die  Umrostaltung  dar  Tnu^MlklHr 
Pensionßka^se.  M.  S,  A.  M.  1907.  (19.  IkL  1).  a  1^—199. 

2884.  Bürger,  H.  Die  Venorgungf^kasse  für  ataatlidie  Anfeetellte  und  Arbdto'iD 
Hamhur;r.    Gnr.  1907.  20.  8.  400-404. 

2885.  Die  obligatorittdie  PcnHionßversicheruug  der  Privat!mgööt«Uteu  in  Oesterreich. 
S.  R.  Vm.  VIII.  1. 

2886.  Die  Pensionsversicherung  der  Privatangestelltcn  in  Oesterreich.   H.B.  1907.  XI.  12. 

2887.  Lauüke.   Die  PenBionavcrsichoruug  der  Privatboamten  in  Oeeterreich.  Soc-E- 
1907.  2. 

2888.  Mi  kusch,  O.   Das  öKterreicfaitiiche  Geeete  ftker  die  VeMidutang  der  FtinI' 

augedtellteu.  Ref,  A,V.  1907.  1.  p.  3—6. 

2889.  Bichter,  M.  Das  Pemnonawreichernngegefletz  der  (Jsterreidiiediea  Privataof»* 
HfclUen.    H.  T.  VMTi.  5.  I.  Ö.  4. 

2890.  Daa  Pensionsiusütut  der  Österrdchischen  Lokalbahnen.  EU.  1907.  XV.  34. 

2891.  lasncwioe  td  Mnnicipal  Employeea  at  Wtnnipeg,  Man.  1>.  O.  190?.  11. 

h)  M  u tter? chafts-,  Kinder-,  Witwen-  and  W aisen  versickenilif. 

2St)2.  Muttf  rsehafteverHichemncr  und  Mun.rh^chufz.    Ä.  P.  1907.  XVI.  17. 
2SSt3.  liuckeley,  A.  Zin*  Frage  dur  Mutierschaitsversicherung.  S.  K.  1907.  XXYIL 
Okt 

2894.  RIeeiR,  F.   Die  Mutterächaftavereicherung.   S.  M.  1907.  10. 

2896.  Mavet.    Muttern  eh  aft*  Versicherung  und  Mutterschutz.   8.  P.  1907.  XVL  22. 
289b.  K  l  o'ei 8 ,  F.  Die  geplarne  Witwen-  und  Waisen verf,orgung.  JV.  Z.  1907.  XXV.  32. 

2897.  Unger,  H.  Die  Witwen-  und  Waiseovereorgung.  A,V,  1907.34.  8.  7Id-721. 
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Die  lo^idai-,  Witwen-  and 
»chaft    G.T.  R.  1907.  VI.  M, 

I.  Zur  Organisation  der  künftigen  Arbeiter-,  Witwen-  und  Waisenverndieninff. 
Mo».  19W.  a  8.  146— 16a 

2900.  Wey  man  11,  Konrat.  Dio  Witwen-  and  Waiseovwucihening  4er  See-Bernft* 

geno*if»enschaft.    O.  u.  R.  19<j7.  15.  2.  g.  172-176. 

2901.  Zur  Arbeiter-,  Witwen-  und  Waisen  Versicherung  in  Deutschland.  S.  P,  1907. 
XVII.  2. 

S90ß.  ArbeitCT-T'Tit«  TvtützuDgs-,  Witwen-  und  Waiecnkame  der  RrbafwoUwsraafRblikMI. 
und  LohnetabiiflMiBeoto  in  Brfinn  1906.  &  JL  1S07.  Vlll.  «. 

SB»  irtiUUut  ml  FlNtfc«.  GtuUiaMAU» 

^3.  Dtm  FhMHBiim  der  Wohlfahrtspflege,    r.  1907.  22.  B.  3W-<872. 

2904.  Wohtfahrt^^nnrirhtungen.   S.  P.  1907.  XVI.  49. 

2905.  Prüll.    Wohlfalirtaeinrichtungen.   P.  1907.  XVI.  41,  42,  43. 

2906.  Neu  mann,  Soziale  FÜTRorge.    (hr.  1007.  15.  S.  227—229. 

2907.  WerkapenaionskaMeo  als  m>hl£ahrtaeinricbtungeB.  Z.  a  Q.  D.  1907.  VII.  24. 
2906.  ArbetttvandaalBdakiBSoma  i  landet  1899->1904.  (ArbdienintentfitcnngakaMai.). 

.1.  T.  1007.  1.  p.  50 -ÖG. 

2909.  Die  Bozialgekretärin  oder  WülilfahrUpfiegerin.   Z.  GM.  i^l.  XIV.  1. 

2910.  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.  Z,  C.  O.  D.  1907.  VII.  «. 

2911.  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen.   H.  a  1907.  XIV.  21. 

2912.  Ein  Zentralepbaude  für  Wohlfahrtspflege.    C.  1907.  21.  fcj.  348—350. 
291H.  jr^ozialf-  Wohifahrt-pflege  im  Eisenbahndienste.    Oe.  KZ»  1907.  10. 

2914.  Für Mirire  für  ( 'analarbeiter.    C.  1907.  fi.  B,  53—55. 

2915.  HoiiinerL,  V.  Die  internationalen  und  deut^chuationalen  Bestrebungen  für 
ArbeilerwohL   AJ'r.  1907.  I. 

2916.  Deutsche  Arbeiterfürsorge.  C.  G.  D.  1907.  2.  Femer  in:  Ha.  1907.  XVI.  2; 
OLZ.  1907.  XIII.  3,  4;  Ö.  P.  1907.  XX.  3;  Gg.  1Ü07.  XVUI.  3;  Qtw.  1907.  3,4 

2917.  Wnhlfalirtfeinrii-luuDgen  für  Pot^t-  und  Telegruibeobedieinatiete  im  i>eatwdi0D 
Reiche  im  Jahre  1905.  S,  M.  1907.  VHI.  2. 

291&  WoihlfaliitMiiiTichtangai  der  kgL  baTeriecben  Stastseisenbahnai  ün  Jahre  1906. 
A.  B,  1907.  ?,.  72(1-734. 

2919.  Lfider»,  E.  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  in  Bavem.  t>.  P.  1907.  XVII.  13. 

2920.  M oldovänyi ,  J.  A.  CajarorHzägi  ipar  munk^isjöliSti  intezm^nvei.  (Arbeiter- 
wohlfahrts-rn-^titutionen  der  bayeristlun  Iiidii.-^irie.)  K.  S.  1907.  IX.  p.  612— C27. 

2921.  Erster  .Tahrt»beritbt  ^lü06>  des  künigl.  bayerischen  ArbeitermuseuniB  in  München. 
^f.  <;.  M.  1907.  309. 

2922.  \h\t*  Königlich  Bayerische  Arbeitermnseum  in  München.    G.T.  R.  1907.  VI.  18. 

2923.  .lahreHberichtc  des  Instituts  für  Gemeinwohl,  des  Sozialen  Museums  und  der 
Gesellschaft  Idr  Wohlfahrteeinxiditnngen  cn  Frankfurt  a.  M.  8.  P.  1907. 
XVII-  4. 

2924.  Beridit  des  Imtituts  für  G«indnwohl  zq  TVmkfart  a.  M.  über  das  sehnte  Ge- 
schäftsjahr 1905/06.   S.  P.  1907.  XVI.  18. 

2925.  May,  O.   Kommunale  Ari)eiterfürsorge  in  Berlin.   S.  P.  1907.  XVI.  24. 
2928.  Die  WohlfahrtaeiniichtuDgcD  der  Firma  Haiechd  &  Sohn  in  CaBsel.  Z.  G.  J7. 

1907.  XIV.  1. 

2927.  „Fürsorgu"  für  die  btädtischen  ArKciter  und  nicht  fest  anpestotUcn  I^eumten  in 
Dortmund.    Gtv.  H07.  1.  S.  'J  11. 

2928.  niuu»v<rnn  für  V. ilkswohlfahrt  in  ITannovor.    s:  P.  1907,  XVI.  14. 

2929.  Aus  «u'iii  JidirtÄ berichte  der  Kaiser  Fruuz  Jut^ei  i.-.J ubilüumsii>tiftuug  für  Volks- 
wohnungen und  Woblfahrtscinrichtungen  über  da«  Jahr  1906.  ir.  N.  Of.  1907.  38. 

2930.  Die  Kaiser  Franz  Josef  L-Jubiiaurnnstiftung  für  Voikswobonngea  and  Wohl- 
fahrtseinrichtungcu  in  Wien  1906.  B.  1907.  7,  a 

2931.  Eine  Wohlfahrtteitmchltuig  für  tnberkiilOee  Tabakr«rie«rbeitcr  Oesteneicha.  C. 
^  1907.  20. 

2992.  Grfinwald,  J.  Die  ünterstfitzung^einricfitungen  in  den  Oatnreichiechen  Oe- 
werk'-eluiften.    K.  V.)0:.  2. 

2933.  StaatUche  Fürsorge  für  Ei^enbahnbeamte.    Oe.  E.2.  1907.  33. 

2934.  WohUahrteeinrichtungen  bei  den  k.  k.  Oeteneichieduo  Staatebahnwi  bn  Jahn- 
190ft.  &  JL  Vin.  IOl  ß.  436-442. 
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2835.  Arbeiter- Wohlfahrtflttimchtiinee^  der  Binghoffmchai  F«brikb«tnebe  in  timichow 

im  Jahre  1906.   &  Ä  1907.  VIII.  6. 
8930.  Die  Arl>eiter- Wohlfahrts-Einrichtungen  der  Witkoiritier  BentNin-  und  Eitan- 

hfitten-Gewerksohaft.  Z.  QM.  1907.  XIV.  3. 

2937.  Oheyiion,  E.  Lob  institnlacnM  pntronalM  en  Fruee^  lenr  D^oessili^  et  lenr 
Evolution,    m.  toc.  1907.  'VX  40. 

2938.  Pach,  Dr.  H.   Die  ungariBchen  Arbeiter- Wohlfahrttwinrichtungen.  C.  Id07.  19. 

2939.  Thirring,  G.  Die  Badapater  Anntelliuig  ffir  VoUnwoblfidirt  Ä./.  V.  1907. 
Nov.  S.  103—109. 

2Ü40.  von  Koch,  G.  iL.  6uci&lt  urbot«  bland  ^rallaTe".  (WohiiahrU^arbeil  l)ei  dea 
Eiseobahnbauarbeitem  in  Schwedens   S.  Tid.  1907.  10.  p.  477—481. 

2941.  Badüglio,  R.    Uiia  cittä  idt^aie.   La  cittä  pardino.   N.  A.  1907.  1.  Det. 

2W2,  Gide,  Ch.    Lue  cit6j-jardiaä,    Ref.  6e.  tn/,  19Ü7.  15.— 2ü.  X.  p.  7— 42. 

2943.  KatHcher,  L.   Induatriegartenstädte.    O.T.  R.  1907.  VI.  16. 

2944»  Fontaine,  A.  Lee  lardimi  ouvriers  de  Betone  en  1906.  ü^.  m«.  1907.  25. 

2M6.  B6noit-L6Ty,  G.  Lyon  cit6-ianUn.   Q.  P.  1907.  MaL  n.  ICS— 16& 

29M.  Bacard,  P.  Lm  judint  onvikn  d«  i'Oiae  «(  de  OompitgiM^  A^f.  «o«.  1907. 
Juni* 

2947.  Dk  flOgUidun  Ottteortidta.  A>.       1907.  90.  YIIL 


I 
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Internationaler  Arbeiterscliutz. 

1.  Convenzione  fra  l'Italia  e  la  Fraiicia,  relativ a  al 
trattamento  degli  operai  nei  casi  d  '  inf  o  rtu  n  i  o ,  ir  data 
9  giugno  1906,  ratificata  il  4  giugno  1907,  approvati  con 
regio  decreto  80  giugno  1907,  n.  54a  (B.  d.  ü.  d.  L.,  Vm, 
No.  S,  settembre  1907,  p.  728—727.) 

Vereinbamng  2rwi8ehen  Italien  nnd  Frankroich  betr.  die  Behand- 
lung der  Arboitor  bei  Arbeitsunfällen  (ratifiziert  am  4.  Juni  10O7|  doroil 
EgL  SrlA88  Nr.  646,  genehmigt  am  ao.  Jum  1907)  i). 

Anmerkung.  Fttr  die  Dorofafalirang  des  Art  14  md  Tareinbftrt, 
dass  Art.  1,  2  and  3  drei  Monate  nadi  der  Promulgation  der  Vereinbarung 
in  beiden  Ländern  in  Kraft  treten  werden. 

Bezüglich  dos  Art.  10  ist  zu  bemerken,  dass  solbatverständlich  keiner 
der  beiden  vertragschliessenden  Ötaaion  dazu  verpüichtet  werden  kaim, 
irgendweildie  Eoatenvorschttaee  für  Proseesverfahren  oder  Geaache,  die  im 
amleRk  Lande  anhftngig  gemacht  werden,  an  leisten. 

Aulage. 

Jihrliche  RückTersicherungs- 
priLmie  für  1000  in.  Lohn 
fn. 

Indmtrielle  Bebriebe  im  allgemeineo  *  .  .  .  4,98 

Bergwerke  12^6 

Steinbrüche  10,02 

Glaseabrikation,  kcfamisohe  iYodnktfl^  Zi^geleieB  3^4 

Glasfabrikation  1^ 

Keramische  Produkte  \^ 

Ziegeleien  *.  4,^)2 

Eisen  und  ätahl  3,(j0 

Metalle  (aiuner  Eieen  mid  Stihl),  Ftfsiaioaaniedianik,  MaeiUnetm- 

mrntr   1,14 

Metalle  (auääer  Eisen  und  titahl)   0,96 

Präzisionsmechanik   1,38 

Musikinstramcntc   0,78 

Chemische  Industrie   4,26 

Gas  und  Wasaer   3,30 

TextilinfUistrie   0,7J5 

Flacbn,  Hanf,  Jute  und  «mdere  Faso^itoffe   l/)6 

Seide   030 

1)  Der  Wortlaut  dieser  Vereiabüruug  entspricht  vullsUuidig  dem  im  Bull.  Bd.  VI 
8.  3  Nr.  2  wiedergegcb».D<;n  französischen  Text;  nur  steht  an  Stelle  des  Wortes  ..fran* 
sWsch"  jedesmal  diae  Wort  „italieDiBoh"  aad  unigekehit.  Die  Ajtla^  ist  jedoch  verschiisden. 

Arbattanchsts.  41 
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prlmi»  ffir  1000  fn.  Lohn 
in. 

EMdenteoctniBdostrie  (mit  AQMeUnn  der  Flaelii>,  Baai-,  Jute-  «to. 

Indn^tn'p)   0,78 

TexUlinduistne  loiit  Aui>t>chlu8ä  der  Beideaudaethe)   0,78 

Pft]^er  und  Typographie   1,62 

HerBtelInng  und  Verarbeifnng  des  Papiers   2,46 

Hereteiiung  des  Papiere   4,98 

yenrbatong  des  rupkn   0,54 

TVpographie   0,36 

I^eaer  und  Bekleidung   0,96 

Leder  *   2,46 

Bekleidung   0.42 

Hob   .  T   3,08 

Ernährung,  Schlfich(««i,  Tkbik   0,66 

Ernährung    1,44 

Bcliliehteni   0,96 

Tabnk   0,12 

Müllerei,  Zuckerfabrikatioa,  Destilktioo,  Bierbrauerei  und  MAlzerei  6,00 

Müllerei   7, .32 

Zuckerfabrikation    5,34 

Dubtillatlou   4,b2 

Bierbrauerei  und  IfÜMBai   6,06 

Bauarbeiten   6,96 

Schornstein  f^erei  im  besondem   5,82 

SfamlwciiBenlmEiiwi 

PriTAteteeobahnen 

BtraaMneiseabalmeii 


Dich  ist  eine  L)cat8cliland  eigen tümüche  vrirt- f  7^912 

echaftlicli- juridische  Einteilung,  die  unffefSlirJ  aju 
der  geläufigen  Eänteilling  in  grosse,  mlHl«N  1 

und  Kleine  Indiutm  eotaDricht         '  4,20 


sp«iiüoa,MH«todi««{SÄS«i ::::::::::  m 

Fuhrdienst  14,46 

8cbifM«{|233S«w^;  ::::;::::;::::  u§ 

Marineverwaltunp-  2,94 

EriegsTerwaltuüg  1,20 

Fo«t>  und  Telc|^p]ienTerw»lti]iig  


Nationaler  Arbeiterscbutz. 
L  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

L  Ausführaiigsbestiinmtingen  zxx  dem  am  27.  An^^t  1007  abgre 
sehlosBenen  Vertrage  ^)  zwiBoben  dem  Deutschen  Reiche  und  den 
Niederlanden  über  Un&llversichenuig.  Vom  Dezember  1907.  Nr.  3400. 
(Reichsgeseteblat*  1907  Nr.  61  8.  778.) 

Auf  (iruud  des  Artikel  1  Abs.  2  des  Vertrag»^  z\vi.schen  dem  Deut(»chen  Reicie 
,und  den  Niederlanden  über  UnfallTeraicberong  (JKadugesetsbl.  1907  &  763)  werden 
die  nachntohenden  AnafOhningsbestliniiuiag^  «curiMn: 

1)  BuU,  Bd.  VI  416  Nr.  2. 
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§  1.  Soweit  ein  Betxieb,  der  i^einen  Sitz  in  dea  NiederlAnden  hat,  Ixinaichilich 
der  Dach  Deutschland  übergreifenden  Betriebetätigkeiten  den  deutschen  ünfaUversichie» 
rnngsgesetzeD  anterstellt  ist,  jedoch  in  Deutschland  einen  besonderen  Bitz  nicht  hat, 
ist  der  üntemehmer  Mitglied  derjenigen  BerufiBgenoesengchaft,  welche  für  Betriebe  dcH 
Gewerhszweip  frrichtet  i-t,  zu  dtiui  jener  Betrieb  gehört,  sofern  die  übergreifenden 
Betriebstätigkeiten  im  Bezirke  d«r  Genossenschaft  ausgeübt  werden.  Die  Mitgliedschaft 
beginnt  mit  dem  Zeitpunkt,  in  ivakhem  di«  Betriebstiltii^rabMi  im  loJand  aufgenommen 
werden. 

§  2.  Bei  Unfällen  in  den  Niederlanden,  auf  welche  die  deutsche  QeseU^bung 
Anwendung  findet,  hat  der  Betriebenntemehmer  die  öiifdlanzeige  (§§  63,  147  AbeTS 

des  Gewerbe-rnfallverßicheninpfgepetzefi,  ^  ,^7  Ahe.  1,  §  45  Abs.  2  des  Bau-Ünfallver- 
ßicheningsgesetzeö)  bei  derjenigen  Ortspolizeibehürde  im  liilande  zu  erstatten,  in  deren 
Bezirke  i^ein  Betrieb  den  Siti  Iwt.  Ereignet  sich  ein  LI  d fall  auf  der  Bäse  (§  68  dee 
Gewerbo-Unfallversichenmgi^esetzes,  §  37  Ahn.  1  de*^  Bau-UnfallverBicherungagwetaee), 
so  iüt  dir-  Anzeige  an  diejenige  ürtäpolizeibehörde  den  Itdondcs  zu  richten,  in  deren 
Bezirke  der  erste  Aufenthalt  nach  dem  Unfälle  genommen  wird. 

Die  Untersnchons;  dee  Unäüls  (§  64  des  Gewerbe -UnfallTersicherungsgeeetaeB, 
§  37  Ab«.  1  des  Bau-UnldlTentcherongBgesetzee)  erfolgt  durch  die  im  Abs.  1  be> 
zcichneto  OrtspoUzcibohörde.  Auf  Antrag  Beteiligter  (§  65  des  Gewerbe  -  Uufaüver- 
sicherunesgesetzee)  kann  jedoch  die  der  OKtepotlizeibehöide  voigeeetEte  BefaAsde  die 
üntmidiimg  dioidi  eine  andere  OrtepdinilNfiArde  herbeifSfaien. 

Für  Unfälle  in  Reichs-  und  StaatHbotrieben  bewendet  es  bei  den  Vorschriften 
im  §63  Abö.  5,  §  67,  §  68  Abö.  2  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes,  §  37  Abs.  1 


§  3.  Der  Wert  der  Naturalbezüge,  welche  den  nach  deutschem  Rechte  ver- 
sicherten Personen  in  den  Niederlanden  gewährt  werden  (§  6  des  Gewerbe  >Unfall- 
versicherungsgesetzes,  §  9  des  Bau-Unfallversichemng^^tze«),  wird  durdidieffir  den 
bitz  den  Betriebs  örtlich  zuständige  untere  Verwaltungsbehörde  fentgesetzt. 

I  4.  Degt  der  Beschäftigungsort  einer  der  im  §  10  Abs.  4  de«  Gewerbe- Unfall- 
versicnerungsget^etzes  (§  9  der-  Bau  -  Unfaliversicherunesgesetzes)  bezeichneten,  nach 
deateeliem  £«chte  Tenicherten  Personen  in  den  Nieikruuideo,  so  ist  für  die  Be> 
•ledmong  dee  JahreearfoeltsmdieDetee  der  f&r  den  fMlc  dee  Betnebe  im  Inlande  feet- 
g^tzte  ortsübliche  Tagelohn  gewöhnlicher  crwiichriener  Tagearbeiter  massgebend. 

§  5.  Bei  Zuwiderhandlunsen  gegen  Unfallverhütungsvoischriften  im  Auslande 
fliessen  die  im  §  112  Abe.  1  SSmetz  des  Gewerbe-ünfemerBicherungsgeeetsee  ^  40 
flef!  Fiau  -  Unfallvcrsichcrungsgesetres)  bezeichneten  Geldstrafen ,  wenn  der  zu  inrer 
Zahlung  Verpflichtete  keiner  Krankenkaaae  in  Deutschland  angehört,  in  die  iwasse 
der  GeaMind»-&sBnkenTenidMraiig  des  BetriebwitMB. 


Vom  BeicksTenleheniiigsamte  genehmigte  UnfkllTerMtungs- 

Torschriften. 

1.  Abgeänderte  Unfidlverhütungsvorschrifben  der  Rheinisoh  -  West- 
tällBohen  Baugewerks-Bemlhgexiossensoliaft,  Ausgabe  1807.  A.  Ftix  Be- 
tnekwinhaber,  'Begiebamintarneihmer  und  SelbstYeraioherte.  1)  <}ertt«te, 
Absteifimgen  und  sonstige  Vomohtnsgan.   2)  Abdeckung  der  Balkenlagen, 

Oeffinmgen,  pp.  3)  Arbeitsausfiihrung.  4)  Strafbestimmnngen.  B.  Fflr 
Arbeitnehmer  und  Selbstversicherte.  C.  Für  Betriebsinhaber,  Regiebau- 
unternehmer, iSelbstversichertei  Bauleiter,  Poliere,  Arbeiterau&eher,  Vor- 
arbeiter und  Arbeiter,  üeberwachmig  der  UnfsJlTeri&fitmigsveESGhriffcen. 
Vom  Beidunrersidienuigsamte  am  18.  Juni  1907  genehmigt. 

2.  Unfallverhütungsvorschriften  für  die  Betriebe  der  Kudolstädti- 
sohen  laud-  und  forstwirtschaftlichen  BenülBgenossenflohaft.  L  Land- 
wirtsohaftiiehe  Oerite  tmd  SprengmitteL  II.  LandvirtsohafUiehe  Vieh- 
md  Fohrwerksfaaltimg.  m.  Landwirtschaftliche  bauliche  Einrichtungen. 
IV.  Forstwirtschaft  V.  Forstwirtschaftliche  Nebenbetriehe.  Yem  Beiehs- 
versiGhenmgsamte  am  27.  Juni  1907  genehmigt 
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8.  UnfkUvorhüLun^avorscjtirütea  für  die  Betnebe  der  Sokwaisbuiig- 

wixtsohAft.  IL  Forstwirtschaftliche  Nebenbetriebe.  Vom  Beidurretaiolie- 
rangeeiate  am  4  September  1907  genehmig 

4.  XTslUlTetlilltaagevocMiiilfleii  für  die  Betriebe  der  Uppeeohen 

land-  und  forstwirteohafUichen  Bemflsgeiiossensohaft.  Forstwirtschaft, 
Forst\v<rrqchaftliche  Nebenbetriebe^     Vom  Beiohsversichenaiigsamte  am 

4.  Septenibor  genehmigt.! 

5.  UnfallverhütnngsvorschriftGn  für  die  Eetriobe  der  Sohaumbtu^- 
Iiippesohen  landwirtscbaftüchen  BemlBgenossenachafl.  IV.  Teil.  Forst- 
wirtscliatt  und  forstwirtächattliche  Nebeabetriebe.  Vom  Reichsveräiche- 
nmgsamte  am  25.  September  1907  genehmigt 

6.  Unlaliverbütungsvoraohriftea  der  Fuhrwerke  •BeruüBgeaosaen- 
eohaft  L  Ftfr  die  Betriebsonteniehmer.  IL  FOr  die  vemoherten  Per* 
senen.  IIL  Voreduifteii  ftr  Eraftfahrzengbetriebe.  Vom  BeichBreniehe- 
itmgsamte  am  11.  Oktober  1907  genehmigt 

7.  UnlUlTeElifttimgeToradhriftan  der  MbaobJflUirtB-BenilbgeiuMBen- 
Mhaft.  I.  Für  Dampfschiffahrt,  Dampfbaggerei,  Damp£ßÜiren,  Dampf- 
kräne, Fracht«?chiflre  mit  Ma.schinenbetrieb,  und  für  sonstige  Betriebe  mit 
Maschinen-  und  Kesselanlagen,  femer  für  Fahrzeuge  mit  Motorbetrieb  uud 
aonBtige  Motorbetriebe  sowie  für  elektrische  Anlagen.  II.  Für  Frachtfahr- 
sauge  jeder  Art  ohne  Kraftbetrieb  anter  AneecUnsa  dar  lUmenge  fBr 
Ewerftlhrerai.  HI.  Fdr  SwerflBhrei^ei  (FrachtaohifEalirt  mit  Schuten  mid 
Leichtem  n.  s.  w  ohne  eigene  Dampfkraft  oder  sonstigen  Motorbetrieb  im 
Hamburger,  Ilarbiirgor,  Altonaer  Flwssgebiet)  und  für  Schutenvermietung 
und  Öchutenüberwachuug.  IV.  Für  Haudfahrbetnebö,  Fiosaerei,  Hand- 
baggerei,  Bootararmietmag  tmd  aolcbe  Betriebe  ohne  maachmelle  Bin» 
richtungen,  für  die  nidit  besondere  Vorschriften  erlasaan  aind.  Vom 
fieiehsveraicherQngMmte  am  11.  Oktober  1907  gmahmigt, 

8.  VnftUverhütungavorachriften  der  ThfiringiBchen  Baugewerka- 

Berufegp>no8Ben80haft.  A  Für  Betrie})sinliaber ,  Regiebauunternolimep 
und  Selbst  versicherte.  1)  Bekanntmachung  der  Vorschriften.  2)  Genisie, 
Absteifungen  und  sonstige  Vorrichtungen.  3)  Arbeitsansführung.  4)  All- 
gameinaa.  5)  tfaefbeatimmnngen.  B.  Fttr  Arbaitnehmer.  C.  Uebei:ganga> 
beatunmimgen.  Vpm  IteidiBverBidMrangaamte  am  1 1.  Oktober  1907  genehmigt 

9.  Unfallverhütungsvorsohilfteii    der  Qlaa  -  Beroftgenoeemiiirtiaft. 

A.  Vorscbrifton  für  die  Betriobsiintcmohmer.  1)  Bestimmungen  Uber  die 
Anlagen.  2)  Bestimmungen  über  den  Betrieb.  3)  Allgemeines.  B.  Vor- 
schriften für  die  Arbeiter.  Ü.  Vorschriften  für  fremdartige  Nebenbetriebe. 
P.  Prftmien  fBr  die  Abwandnng  von  ÜnfUlan.  Vom  BeiebaTermobaronga- 
amte  am  11.  Oktober  1907  genehmigt. 

10.  UnfidlverhlltiingBiroraofarifteii  ffir  die  Betriebe  der  Ooburgiwohen 
Inzid-  und  foratwirtaoihsfllialiagi  Beruftgmioesenschaft  Foratwirtacheft. 
Vom  Beichavennchemngaamte  am  9.  Deaembar  1907  genehmigt 

11.  TTufhUverhütungsvorsdhriften  der  BamburgMian  ImdwirlMdMlt- 
lichen  Boruftgenossenaobaft.  Vom  Beichsveraicherangsamte  am  9.  De- 
zember 1907  genehmigt 
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II.  Autriche.  Oestorreicli. 


L  Vnordnniig  des  Eandelnnüiiaten  im  MnyAmelmieii  mit  dem 

Minister  des  Innern  vom  6.  Augost  1907  betr.  die  Ffihmng  der  Bücher 

der  konzessionierten  Dienst-  und  St  eil  envermittlnngsge  werbe  sowie  die 
polizeiliche  Kontrolle  dieser  Gewerbe.  (Eeichsgesetzblatt,  LX  XXVII.  Stück, 
Nr,  179.) 

2.  BrlASS  des  Ministerinms  des  Innern  vom  30.  ITovember  1907, 
Z.  42 107,  betreffend  die  Ruckkehr  von  Auswanderern  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  (Verordnuugäblatt  des  Ministeriuiuä  des 
Innern,  1907,  Nr.  21.)   (An  alle  politiBcben  Laadesstellen.) 

Verlässlichen  Nachrichten  zui'olge  werden  in  nächster  Zeit  Oflter- 
reichische  Auswanderer  räch  den  Vereinig^ten  Staaten  in  ^osser  Anzahl 
nach  der  Heimat  zurückkehren.  Wenn  auch  ein  grosser  Teil  derselben 
über  Eräpamisbe  veriügen  düiite,  so  wird  es  doch  der  Mehrzahl  sicherlich 
erwilnscht  sein,  alsbald  wieder  Arbeit  mid  Verdienst  sn  finden.  Ander- 
seits kennte  es  aber  auch  mannigfaltige  fUr  die  AUgemeinlieit  mehr  oder 
weniger  empfindliche  Folgen  nach  sich  ziehen,  wojm  die  neu  zur  Ver- 
ftigung  stehenden  Arbeitskräfte  gar  nicht  oder  nur  in  geringerem  Aus- 
maß Beschäftigung  ündea  würden.  Es  darf  aber  wohl  ebeutalls  ange- 
werden,  dass  das  Termelirte  Angebot  an  Arbeitskrifbein  in  den 
Kreisen  aller  jener  Arbeitgeber  als  eine  Erleichtenmg  begrtlsst  werden 
wird,  wehhe,  und  zwar  nicht  selten  nntor  Hinweis  aof  die  grosse  Aos- 
Wanderung,  über  Mangel  an  Arbeitern  klagen. 

_    ,       Statthalterei  «.«a^n.     .  »a^: 

Die  k,  k.  , — 5   wird  aufgefordert,  die  im  Lande  be- 

Landesregieruug 

stehenden  ArbeitsTermittlmigBanstalten,  industriellen  Korporationen  und 
Verbände  und  überdies  insbesondere  jene  Untemehmimgeo,  von  denen  be- 

k?,TiTi<  ist,  dass  sie  Mangel  an  Arbeitern  haben,  auf  das  vr-mTissichtliche 
Zui'ückstrfimen  von  Arbeitskräften  ans  Amerika  aufmerksam  zu  machen. 

Beigefügt  wird,  dass  als  Ilaupieiubi-uchsstationen  iür  die  liückwauderer 
Oderberg  sowie  Bodenbach  nnd  Oäwi^cim,  femer  Triest  in  Betracht  kommen. 

Dem  ErmeBseu  der  k.  k.  ^^^^^^l^^^fj —  bleibt  es  ferner  nach  Massgabe 

Landesregiermig 

der  Verhältnisse  ur.<\  der  Entwicklung,  welche  dieselben  nehmen  sollton, 
anheimgegeben,  welche  besonderen  örtlichen  Massnahmen  zu  treffen  seien, 
und  ob  nicht  die  Bildung  besonderer  Komitees,  die  es  sich  zur  Spezial- 
aufgabe  stellen,  fttr  die  Beschftfibigung  der  Blickwanderer  sn  sorgen,  ins 
Ange  zu  fassen  wäre. 

Ueber  die  in  Rede  i^tehende  Eückwandemng,  insoweit  sie  im  dortigen 
Verwaltungsgebiete  zutage  tritt ,  ist  in  allen  ihren  wesentlichen  Be- 
ziehungen, desgleichen  über  die  über  den  gegenwärtigen  Erlass  getroffenen 
Verfügungen  anher,  nnd  swar  eTentnell  fortlaufend  sa  berichten, 

III.  Belgique.  Belgien. 

1.  Arrßte  Ilo^  f^l.  Fabrication  de  l'acidc  phosphorique 
et  des  phosphates.  Ciassement.  2b  novembre  1^07.  (Eevue  do 
Travaü,  Xn,  No.  23,  15  d^embre  1907,  p.  1810.) 
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Sii^  Bdaw,  b«tr.  dl«  KlMal«nms  d«r  Bhot^honiiire-  und  dar 

HlflipliatfabrikeiL    Vom  2Ö.  November  1907. 

Art.  1.  Die  Fabriken,  in  denen  Phoapliorsiure  dtirch  die  Einwirkting 
von  Scliwei'elsäure  auf  die  natürlichen  Phosphate  hergestellt  wird,  und  die 
jj'abi'ikeQi  in  denen  Phosphate  durch  direkte  Sättigung  der  Phoäphorääure 
hargatollt  werden,  werden  unter  die  gefthrlicthen,  gesgadheifiehidlielwa 
oder  lästigen  Betriebe  klassiert. 

Sie  worden  in  der  dem  K;:^!.  Erla.ss  vom  31.  Hai  1887  beigegebenen 
Liste  unter  folgenden  Eabriken  eingereiht: 


Bezeichnung 

J^msphorsäura  (HeratelloDg  der) 
dural  fiinwiricnng  von  Bcnmifal^ 
säure  auf  die  aatfillkliaa  Fbo»- 

phate. 

Phosphaten  (Herstellung  von)  durch 
direkte  Sittiginig  der  Fboephor» 

säure. 


BTteeee  Nacht^üp 

IB        8lanb,  Dämpfe,  unangeuehme  und 
sehidlklie  Anedttmlongeii. 


2  Dimpfe, 

dfinetungen. 


Art  2.  Unser  ^limster  der  Industrie  und  der  Arbeit  ist  mit  der 
Ana£ährung  dies^  £rlasset>  beauftragt. 


IV.  Dänemark.  Dänemark. 

1.  Regulativ  for  Stentrykkerier,  Ly s trjkkerier  samt 

Äeproduktionsanstalter.    Den  31t«  Maj  1907. 

Regulativ  für  Stein-  und  Lkditdznak-»  sowie  flr  BefH'odnktione- 
anstalten.    Vom  31.  Mai  1907. 


V.  France.  Frankreich. 

1.    Circnlairc    du   9  soptemhre   1907,  Ministre  du 

Travaii,  sur  Texecution  du  decret  du  14  aout  1907  enu- 
m^rant  les  Etablissements  admis  de  droit  au  roulement 
(B.  d.  rO.  d.  T.,  XIV,  »0.  11,  Novembra  1907,  p.  1216^1218.) 

BimdacihMlbeii  dM  AibettnutaiiBten,  betr.  die  XhutOifQliniiig  das 
"FJrlasacs  vom  14.  August  1907,  in  welchem  die  zum  Turnus  beieohtigten 
Betriebe  aufgezählt  werden.    Vom  9.  September  19U7. 

Ich  b«ehre  mich,  Ihnen  anbei  dcxi  Text  eines  £rlag>äes  zuzustelkaa,  da  am 
14.  AueuHt  1!K)7V)  zur  Ausführung  do«  vorletzten  Paragraphen  des  Alt. 3  dSB  OeMiVi 
vom  l£  Juli  1906^ über  die  wödientlidie  Bohezeit  ergangen  ist. 

All  1  diflMH  rarlflfloai  enthält  die  Liite  den^nigen  Industrien,  die  zu  den  mter 
Ziffer  10  und  II  c^ensnnteu  Artikels  aufgeführten  Kategorir-n  gehören,  ^owie  za 
den  anderen  Kategorieu  von  Betrieben,  denen  daA  Becht  zusteht,  die  wöchentliche 
Rnbeseit  tumaamamig  zu  gewähren. 

Di'-e  TjUto  iüt  vom  }x>ratenden  AuBs<iiu.'>s  für  Knnst  und  Handwerk  auf  Grund 
8^  sorgfältiger  Untersuchungen  aller  meinem  Departement  zugekommeneD 
tngnngsgeeacle,  die  teils  dnicn  die  Arbeitain^MktioB,  tdle  danh  S»  GnmdbehBidei 
vorgenommen  worden  sind,  ausgearbeitet  worden. 

Ich  macheSie  auf  den  letzten  Pairagrüjihen  desArt.  1  aufmerksam,  der  ausdrücklich 
bestimmt,  dass  die  Erlaubnis,  die  Buhe/cit  turnusmässig  zu  gewähren,  ausschlies^üch 
fttr  die  Fabrikationszweige  nnd  Arbeiten  gilt,  die  in  der  oem  Art.  1  beigegebeDen 
Tabelle  au%effihrt  sind. 

1)  Wird  im  nächsten  Hefte  abgedruckt. 

2)  Ball.  Bd.  V  8.  171  Kr.  8. 
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Art  2  erfordert  eüiiffe  ErkläniDgen;  er  lautet  foIgeDdermasKen : 

„Auflaer  den  im.  youergebendeD  YerzeichiiiB  aaf^filhrten  Kategorien  voo  Be- 
trieben Rind  snr  tanaimlaiigen  Gewährung  der  wodtentlichen  Babezeit  diejeni^oi 
Betriebe  ermächtigt,  die  Tag  und  Nacht  vermittehtt  sich  ablösender  Schichten  arbeiten 
und  jeden  Sonntag  während  wenigifaau  12  Standen  ohne  UntecbMchung  ihre  Arbeiten, 
mit  Ausnahme  der  in  Alt.  4  and  Alt  6  §  l  d«B  Qtmtam  "Htm  13.  Juli  IMS  gft- 
OMinten.  etnateilen." 

Dtaaer  ArüM  mH  die  Bdtwkrigkdten  heben,  die  äefa  in  den  noMuilen  B«. 
trieben  aus  der  einfachen  Durchführung  dei;  gjüMiMMBMl  SOBUt^gBOM  TOn  Ifittar» 
nacht  bis  Mittemadit  ergeben  könnten. 

Die  AbUtaung  der  Scfaiohten  findet  gewöhnlich  am  6  oder  7  Uhr  atatt,  wÜmod 
die  Einstellung  und  Wiederaufnahme  der  Arbeit  um  Mitternacht  ^oese  Unannehm- 
lichkeiten für  den  Arbeiter  zur  Folge  hätten.  Aber  wenn  nun  die  Arbeit  um  6,  7 
oder  8  Uhr  abends  eingeätcllt  worden  iat,  so  hat  sie  eben  Bonntags  zur  selben  Stunde 
zu  beginnen,  d.  h.  der  Betrieb  moBS  Sonntagi»  «tihieod  einer  bestimmten  Zeit  im 
Gange  sein. 

Anderoraeits  ist  die  aus  der  Verpflichtung  zum  wöchentlichen  Ruhetag  hervor- 
fahoMle  Einstellung  der  Arbeit  ein  Ankui  dazu,  diese  ArbsitMinateUniig  dafür  nutzbar 
fo  macäien,  dass  die  Tagesschichten  zu  Nachtochichten  wwdm  und  umgekehrt,  mod 

•0  zu  verhüten,  da^s  eine  Schicht  doppelt  arlKÜtet. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  auf  diese  Weise  jede  der  beiden  Schid&ten  dem  Gesetze 
giBBjtoa  S4  Stunden  ammtarbKNiluiMr  IoIm  goiteiti  aas  fat  die  HwlMwIt  fik  icda 

•Schicht,  aber  nicht  für  die  beiden  Schifjhlm  nnimnil  girniiwuiiw;  gflBMiliaam  mMI 

sie  nur  l2  Stunden  Buhezeit  statt  24. 

Also  entspricht  dieee  Art  der  Gewährung  der  Ruhezeit,  wenn  auch  die  Ruhe  für 
jede  Schicht  gemeinsam  ist,  weder  hinsichtlicn  der  Zeit  des  ArheitBbocinnes  und  des 
ArbeitsschlusseH,  noch  hinsichtlich  der  Gleichzeitigkeit  der  Ruhe  den  ganzen  Personals, 
d«n  VoTSchrifteo  6m  Aat  1  and  des  §  1  des  Art.  2  des  Gesetzes. 

Die  neue  Bestimmung  gestattet  nun  im  Gegenteil  dieee  Art  der  Ruhezeit  und 
zwar  doch  80,  da^s  dabei  ein  Turnus  einzelner  Personen  ausgeschlossen  ist;  denn  die 
Abweichung  von  der  Uauptregel  wird  von  zwei  Be<iinguiigeD  obihiBgig  genMcht: 
IS^akändige  Einstellung  dar  Arbeit;  Ablöeung  der  Schichten. 

Die  AnlsteUung  der  Bedingung  einer  ^Hrtfindigeu  Arbeitseinatenong  mit  fj^Meh- 
zdtigem  Schichtwet  häcl  war  gesetzlich  unmöglich,  denn  da*?  hätte  eine  SH-stundige 
Ruhezeit  bedeutet,  während  dodi  das  Gesetz  nur  die  24-stündige  Ruhezeit  fordert  und 
der  Senat  bei  der  Beratmig  des  Gesetzes  eine  Beatlmmang,  nacb  weldier  die  Dauer 
dv  oUigatorischen  Ruhezeit  auf  36  Stunden  angesetzt  worden  Bellte,  abgelehnt  hat. 

IcE  bitte  Sie,  dafür  zu  sorgen,  dass  alle  iSeBtimmungen  des  neuen  Erlasses  un- 
verzüglich durchgeführt  werden.  In  einer  grossen  Anzahl  von  Betrieben  hatten  Sie 
bis  zur  Bekanntgaoe  dieses  ErlasBes  und  in  Ausführung  meines  Rundschreibens  Nr.  9 
(Art.  3  10  und  11)  eine  tumusmässige  Orduung  der  Ruhezeit  zugelassen.  Es  kann 
sein,  daae  gewisse  Betriebe  zu  keiner  der  in  Art.  1  und  2  de^  Erlasses  aufgeführten 
Kategorien  gehören ;  in  diesem  Falle  haben  Sie  den  Beteiligten  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
dass  die  bis  dahin  gegebene  Erlaubnis  abgelaufen  ist.  Diese  Indnstriellen  können 
zwar  nach  Gutfinden  (Ten  in  Art.  2  und  8  u <  s  Gesetzes  vorgezcichneton  Beschwerde- 
weg beschroten.  Doch  wird  man  gut  tun,  in  Fällen  dieser  Art  nicht  ausser  acht  zu 
hmka,  welch  holie  Bedcnfeonc  vom  tedmiaelien  Gesichtspunkt  aoa  daa  Oataefaten  dea 
beratenden  AuH.schuflse''  für  Kunst  und  Handwerk  lie^^itzt,  der  sich,  beVOV  er  Zulassung 
oder  Auäschluss  eines  Gewerbes  beantragt  hat,  jedesmal  gründlich  mit  dessen  Betriebs- 
bedingungen befasst  hat. 

Bei  dieser  Gelegenheit  dürfte  auch  angezeigt  sein,  daran  zu  erinnern,  dass  liei 
den  Verhandlungen,  die  im  letzten  März  in  der  Deputierteukammer  statigefunden 
haben,  alle  Redner  sich  einhellig  beklagt  haben,  die  nändiche  Industrie  werde  in  zwei 
verschiedenen  Departementen  oft  in  eine  ganz  ungleichartige  Lage  versetzt.  Andererseits 
Äid  viele  industrielle  Arbeitgeberverbände,  weloie  Industrien  des  cranzen  Landes  ver- 
treten, bei  mir  vorstellig  geworden  über  die  Notwendigkeit,  alle  Konlcurrenteii  derselben 
Oidnong  sa  unterstellen,  es  sei  denn,  dass  ganz  besondere  Verhältnisse  vorliejren. 

wenn  Sie  also  finden,  daaa  für  ein  Gewerbe  anf  Grand  allffem«ner  Bedurbiisse 
der  Tuniu8  notwendig  ist,  so  wäre  es  besser,  Sie  würden  mir,  bevor  Sic  Ihren  Ent- 
scheid fällen,  einen  \i>r8Glüag  unterbreiten  des  Inhalts,  es  sei  dem  Erlass  eine  weitere 
fialwik  beizafflgen ;  dieser  VwsddMr  könnte  dann  deqji  bentendea  Ausschuss  voreel(^ 
werden,  falls  dieses  Gewerbe  etwa  aoene|Mik  wocdiii  wfre  oder  eich  neoe  Gründe  nur 
seine  Zulassung  eigeben  hätten* 

EndUchfik  sa  bemeiken,  daas  die  Xirte  des  Art  1  unter  venehiedeoeD  Babriken 
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sumtlic-he  JnduHinen  mit  be»itandig^  Feuer  aiittuhrt,  die  also  von  nun  an  zur  tnraus- 
mässigeo  Gewährung  der  wöchentlichen  Ruhezeit  berechtigt  sind.  Bis  jedodi  das 
Reglement,  welche«  die  besonderen  Ausnahmen  für  die  *^;if  zialarbeiter  dieser  Art  von 
Betrieben  aufführt,  erächieuen  ial,  mögen  Bie  einstweilen  lur  diede  Spezialarbeib^  die 
verschiedenen  Ordnungen  zulassen,  die  Bie  auf  Omnd  der  ia  flMiwem  Rundschreiben 
Nr.  9  über  diesea  Punkt  «othalteoen  InstraktioiiMi  g^gidieofln&QB  benits  aagnliwiim 
haben. 

Wollen  Sie  mir  unverzüglich  alle  aus  dem  Inkrafti^etzen  de«  neuen  Erlasses  ent- 
stehenden Schwierigkeiten  der  Auslegung  und  Anwendung  zur  Keontnia  Idingen,  zu- 
gleicJi  mit  Ihrem  motlTierten  Guttaten  ftber  jeden  aiiiM&en  lUL 

Trh  bitte  Sie.  an  die  unter  11mm  fieMkl  •tehflndeo  Beamtfln  bdliigpnd«  Ez«n> 
plare  dieses  Rundschreibois  zu  wttilaik. 

2.  Circulair«  da  21  octobre  1907,  dn  Hinistre  des  Tra- 

vaux  publics,  aux  prefets  sur  rextension  a  toutes  les 
mines  de  combustibles  de  l'interdiction  des  lampes  h  feu 
nu  et  du  regime  adoptä  pour  les  ezplosifs  dans  les  mines  4 
grison.  (B.  d.  1*0.  d.T.,  ZIV,  No.  11,  novembre  1907,  p.  1218--1219.) 

BnndiMiliraibem  des  Kiiilatan  der  dflbntUdhen  Arbeiton  an  die 
Prafekten  betr.  die  Ausdetmimg  des  Verbotes,  offene  Lampen  zu  ver- 
wenden, nnd  des  fiir  Explosivstoffe  in  Schlagwettergruben  vorgesehenen 
g     Begimee  auf  sämtliche  Gxxiben  mit  brennbaren  Stoffen.    Vom  21.  Ok- 
tober 1907. 

3.  Circulaire  du  22  octobre  1907,  du  Ministre  des  Tra- 
vaux  publics,  des  Postes  et  des  Telegraphes  et  dn  Ministre 
du  Travail  et  de  la  Pr^vojance  sociale,  sur  les  avis  d'ac- 
oident  &  donner  anz  d^lAgnes  i  la  e^oaritA  dee  ouvriere 
minears.   (B.  d.  TO.  d.  T.,  XIV,  No.  11,  norembre  1907,  p.  1219— 122a) 

Bundschreiben  des  Ministers  der  öfifbntlichen  Arbeiten,  des  Post- 
und  Telegraphenwcsens  und  des  Ministers  der  Arbeit  und  der  sozialen 
Vorsoi^e,  betr.  die  Unfalianseigen,  welche  den  aur  Sicberheit  der  Berg- 
arbeiter Delegieirteii  in  entatten  aind.   Vom  22.  Oktober  1907. 

Zu  verschiedenen  Malen  sind  bei  der  Verwaltung  Beschwerden  vorgebracht 
worden  darül)cr,  diist*  den  zur  Sicherheit  der  Ilergarbeiter  nctfgicrtea  Unfälle,  die  eine 
mehr  oder  weniger  lange  Arl>citf*unf!Lhijj;keit  zur  Folge  gehabt  hätten,  nicht  angezeigt 
worden  seien.  CJemäss  den  reglemt  ntarischi  n  Beetimnuingen,  welche  in  dem  ministe» 
ricUen  Kundschreiben  vom  IL  Juli  1899  aufgeführt  und  erklfirt  sind,  haben  die  Berg- 
werkauntcrnehmer  den  Delegierten  jeden  Unfall  anzuzeigen,  der  entweder  den  Tod 
oder  schwere  Verletzu n ge ti  mit  aidl  g^ncht,  d.b.  dne  Arbdtaunfihiglnit  TOa 
wenigatens  20  Ta|^  veruraacht  hat. 

In  den  ob«o  Miumnten  Füllen  wixen  alio  die  ünflUle,  denn  Anzeige  uoterfaumo 
worden  war,  von  den  Aerzten  der  T"'nternohmungen  als  an  sich  weniger  schwer  be- 
trachtet worden;  aber  tatsächlich  hatten  bie  eine  vorübergehende  Arbeit«unfiihigkät 
von  mehr  als  20  Tagen  mit  sich  gebracht.  Infolgedessen  haben  die  Oelegieiten  nicht 
innerhalb  mit/Iicher  Frist  die  r^ofortigen  Feststellungen  vornehoieD  kOnnoi,  mit  dflOMI 
Rie  durch  das  (ji»etz  vom  8.  Juli  1^0  betraut  woraen  sind. 

Um  diesem  Uebebtande  absuhelfen,  der  gegebenenfalls  bedauerliche  Unannehm- 
lichkeiten zur  Folge  haben  kann,  werden  sie  gut  tun,  H^n  T^frgwerksuntomehmem  de« 
Departementes  ausdrücklich  iiidiozulegcn ,  es,  seien  lu  Zukunft  bämtüche  Unfälle, 
fib^  deren  Folgen  ein  Zweifel  in  dieser  Ilinsicht  besteht,  als  mögliche  Veranlassimg 
zu  einer  Arbeiuunfähixkeit  von  mehr  ab  20  Tagen  zu  betrachten  und  demgemias  äm 
Bergingenieuren  und  den  Bergarbeiterdelegicrten  anzuzeigen. 

Ich  intte  ^ic,  zugleich  den  Beteiligten  von  den  Strafen  Kenntnis  zu  geben,  denen 
üe  verfallen  würden,  wenn  die  Unter&ssung  der  Anzeige  ala  eine  Uebstretung  der 
Gesetz^bestimmungen  beorteilt  würde. 

In  der  Anlage  finden  Bie  Exemplare  diese-  !\  in  1  i  hreibnnH  in  gMlflgcnd«  ZbU 
zur  Verteilung  an  eamtüche  Unternehmungen  diebea  Liepartementa. 
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VI.  Grande  Bretagne.  Grossbritannien. 

1,  Order  o  f  t  h  e  8  e  c  r  e  t  a  r  y  o  f  8 1  a  r  e  d  a  t  e  d  8  p  p  t  e  m  b  e  r  2  3  d, 
1907,  applying  the  Provisions  of  Öection  116  of  the  Fac- 
tory  and  Workshop  Act,  1901,  with  Modifications  to  Fac- 
tories  and  Workshops  in  which  the  Mizing,  Oasting  or 
Manufactnre  of  Brass  orArticlOBof  BraSB  is  carried  on. 
(Stat.  Rulos  and  Orders,  li»07,  No,  702.^ 

Srlass  des  Staatssekretärs  sor  Anwendung  der  Bestimmimgen  des 
Art  118  dee  PUnik-  und  WetMattigMetaeB  von  1801 (Faotory  and 
Workshop  Aot»  1901)  mit  Abindenmgen  auf  Fabriken  xmd  Werkstfttten, 
in  doncn  dns  Mischen,  GicBson  oder  Verarbeiten  von  MflSfrfUg  odor 
Messingware  botrieben  wird.    Vom  2'S.  8eptember  1907. 

Auf  Grund  von  Art.  IIG  des  Fabrik-  und  Werkstattgesetzes  von 
1901  ^)  gebe  ieh  hiennit  folgenden  Erlass: 

Die  Bestimmungoi  des  genannten  Artikels  finden  unter  den  bierin 
enthaltenen  Abänderungen  Anwendung  auf  Fabriken  und  Werkstätten,  in 
denen  die  unten  erwähnten  Prozesse  oder  einzelne  dieser  Prozesse  ausge- 
führt werden,  auf  die  mit  diesen  Prozessen  beschäftigten  Heimarbeiter 
ond  anf  die  Betriebsinhaber  oder  Zwisohenmeistw,  von  denen  jene  ba- 
sobftftigt  werden: 

Das  Mischen,  Giessen  und  Verarbeiten  von  Mossing,  von  Messing- 
artikeln oder  deren  Teilen  und  von  elektrischem  Messinpriiederscblag  (in 
der  Bezeichnung  „Messing"  inbegriffen  alle  Legierungen  und  Verbindungen 
von  Kupfer  nut  Zink  oder  Zinn),  aoiain  sie  nicht  als  Nebenprosess  auf 
SehifFbanwerftsn  oder  in  Soliiffniascliinen-,  Lokomotiven-  oder  Dampf- 
maschin  eubau  werken  oder  in  Maschinenbau  werken  Uberhanpt  oder  in 
WerkzeugmaFchinenwcrken  ansgofFihrt  werden. 

Der  genannte  Artikel  wird  auf  folgenden  Wortlaut  abgeändert: 

I.  Damit  jeder  Arbeiter,  der  nach  dem  Stück  beseklt  wird,  den  Qe- 
samtbetrag  der  Lohne,  die  ihm  f%U:  seine  Arbeit  su  besaklen  sind,  be- 
rechnen kann,  hat  der  Betriebsinhaber  oder  Zwischenmeister  zu  veranlassen, 
dass  Anfraben  tiber  den  Tjohnsatz,  nach  dem  die  zu  verrichtende  Arbeit 
bezahlt  wird,  sowie  Angaben  über  die  Arbeit,  die  nach  diesem  Lohnsatz 
bezahlt  wird,  folgendermassen  bekannt  gemacht  werden,  nämlich: 

a)  Er  soll  jedem  Arbeiter  Angaben  über  den  Lohnsatz,  nach  dem  die 
zu  verrichtende  Arbeit  bezahlt  wird,  machen,  indem  er 

T.  entweder  ihm  diese  Angaben  schriftlich  beim  Vergeben  der  Arbeit 
einhändigt,  oder 

II.  ihm  diese  Angaben  schriftlich  bei  seiner  Einstellnng  übergibt  und 
bei  jedem  folgenden  Anläse,  an  dem  die  Sfttse  festgesetzt  oder  abgeftndert 

werden,  oder 

TTT  f;i1lH  Personen  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt  werden, 
diese  Angaben  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  mittels  eines  Anschlags  be- 
kannt gibt,  der  nichts  anderes  als  die  Lohnsätze,  nadi  denen  die  in  der 
Fabrik  oder  Workstatt  veiriohtete  Arbeit  bezahlt  wird,  enthftit,  und  an 
einem  Orte  angebraeht  ist,  wo  er  von  den  Arbeitern  leidit  gelesen  werden 
kann. 


1)  Ben.  Ba.  i  e.  ao. 
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Ist  jedoch  in  einem  Falle  die  vergebene  Arbeit  von  einer  neuen  Artf 
für  die  kein  Lohnsatz  festgesetzt  worden  ist,  und  treflfen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  behufs  Festsetzung  eines  Lohnsatzes  für  diese  Arbeit  eine  dahin- 
g^eada  y«r«inb&ning,  so  brsaoheii  diese  Angaben  über  Lohns&tse  nicht 
notwendigerweise  beim  Yeigeben  der  Arbeit  gemacht  za  werden,  ▼erniis- 
gesetzt,  dass  diese  Angeben  dem  Arbeiter  geinjwdit  werden,  wenn  die  Ar- 
beit fertig  ist. 

b)  Diejenigen  Angaben  über  vergebene,  von  jedem  Arboiter  zu  ver- 
riclitende  Arbeit,  welche  den  Betrag  der  ihm  zu  bezahleudea  Löhne  be- 
treifen,  eoUea  ihm  gleiehseitig  mit  dem  Vergelten  der  Arbeit  sehxiftlich 
gemaGht  werden. 

c)  Weder  die  Angaben  tiber  -len  Lohnsatz  noch  über  Arbeit  dürfen 
mittels  Zeichra  (symbolsj  gemacht  werden;  doch  soll  dadurch  der  Btttxiebs- 
inhaber  oder  Zwischenmeister  nicht  verhindert  wei^dem,  eine  Arbeit  von 
einem  nennelan  Typus,  der  den  beschäftigten  Personen  unter  bestimmten 
Zahlen,  Buchstaben  oder  Namen  bekennt  ist^  mittels  soMLsr  Zahlen,  Bnoh- 
<ataben  oder  Namen  zu  bezeichnen, 

2.  Befolgt  der  Betriebsinhaber  oder  Zwiüchenmeister  die  Bestimmungen 
dieses  Artikels  nicht,  so  verfällt  er  für  jede  Uebertretung  einer  Geldstrafe 
▼on  hBohstens  10  £,  nnd  bei  wiederholter  Ueberfiihmng  binnen  2  Jähret 
von  der  letzten  Ueberf&hmng  dieser  Uebeortretong  «n  einer  Qeldstref» 
von  mindestens  1  £. 

3.  Wer  als  Aibeiter  m  einer  der  zuvor  geuaüuieu  Lidustrien,  nach- 
dem er  solche  Angaben  erhalten  hat  (seien  diese  ihm  direkt  oder  einem 
Hiterbeifeer  gemacht  worden),  diese  Angaben  mitteilt,  in  der  AbeiohA,  ein 
Geschäftsgeheimnis  zu  verraten,  verfällt  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  ^ 

4.  Wer  in  der  Absicht,  ein  GeschAftsgrlicimnis  in  Erfahrung  zn 
bringen  oder  zu  verraten,  eine  derart  beschäftigte  Perf-^n  autfordert,  oder 
veranlasst,  solche  Angaben  mitzuteilen,  oder  zu  dxuseui  Zwecke  eine  solche 
Person  be^sahlt  oder  entlohnt,  oder  yeranlaset,  deas  eine  Person  für  die 
Mitteilung  solcher  Angaben  besahlt  oder  enUohnt  wird,  Terfiült  einer 
Geldstrafe  bis  zn  10  £. 

In  diesem  Erlass  bedeutet  der  Ausdruck  „Heirnnrbeiter"  (out-vcorker) 
jede  Person,  die  im  Dienste  einer  Fabrik  oder  VV  ericstatt  ausserhalb  der 
Fabrik  oder  Werkstatt  besch&ftigt  wird,  entweder  nnmittelbar  dordk  deren 
Betriebsinhaber  oder  durch  einen  von  ihm  beschäftigten  Zwiaehenmeister, 
sowie  jede  Person,  die  vom  Inhaber  eines  Geschäftes,  von  dem  aus  Arbeit 
vergeben  wird,  »»der  von  dessen  Zwischenmeister  beschäftigt  wird. 

Dieser  iijriass  tritt  am  1.  November  1Ü07  in  Kraft. 

2.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dat©dDecember2^i, 
1  907,  grantiug  Special  Exception:  —  Substitution  of 
another  day  for  Saturday.  (Statutory  Rules  and  Orders,  1907, 
No.  1006.) 

BrUss  des  Btaataaekretin  aar  Gewitarang  einer  besonderen  Aus- 
nahme :  —  Ersait«  des  Samstags  dordfa  einen  aoAMn        Vom  26.  De> 

zember  i:)07. 

Kraft  der  mir  durch  Artikel  43  des  durch  das  Fabrik-  und  "Werk- 
atattgeseti  von  1907  ^)  abgeänderten  Fabrik-  und  Werkstattgesetsee  von 


1)  BnlL  Bd.  VI  B.  146  Nr.  21. 
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1901  ^)  ytcäUhmm  Befugnis  g«wlkro  kk  himAwk  den  im.  te  Ankg«  ca 
diesem  Erlass  genannten  Fafankan  und  Werkstätten  eine  bMomdwe  Ans- 

nähme,  welche  die  Inhaber  ermächtig,  den  Suoata^  dWNdl  WBftn  uuiBmi 
Tag  als  wöchentlichen  Kurztag  zu  ersetzen. 

Der  £rla8B  vom  20.  De^^mber  1882,  weicher  die  genannte  Ausnahme 
gew&hrt,  ist  hierduzeh  aufgehoben. 

IHflSdr  ErlMB  tritt  am  1.  Januar  IdOe  in  Kraft. 

Anlage. 

Nichttextilfabriken,  in  denen  der  Druck  von  Zeitungen,  Zeitschriften, 
Pahrpl&nen,  Gerichts-  oder  Parlamentsprotokollen  vor  sich  geht. 

Nichttextüfabriken  und  Werkstätten,  in  welchen  irgend  ein  Produk- 
tionsproaees  oder  eine  Handarbeit  matmmm  mit  einem  en-gros-Laden  in 
denselben  Gebaulichkeiten  vor  sich  gehtb 

Nichttextilfabriken  oder  Werkstätten,  in  denen  die  Herstellung  irgend 
eines  Kleidungsstückes  oder  eines  Nahrungsmittels  vor  sich  geht. 

Nichttextilfabriken  und  Werkstatten  in  Orten,  in  denen  der  Samstag 
Ifarkttag  ist  oder  in  denen  ein  besimdenr  Tag  als  wOdientUfllier  HalV 
leiertag  festgesetit  worden  ist. 

WABchereien, 

8.  Order  of  tke  Seeretary  of  State,  dated  Beeember  26, 

1907,  allowing  separate  Departments  of  Work  to  be  trea- 
tod  &9i  ^«eparate  Factories  or  Workshops.    (Statotosy  Bulee  and 

and  Orders,  1907,  No.  lOlO;, 

£rla88  des  Staatssekretärs,  kraft  dessen  besondere  BeLriebsabtei- 
Inacea  ato  benoadSM  VUNdkeB  oder  Wefkstittm  Miaadelt  werden 
dflzta.    Vom  2a  Desember  1907. 

In  Anafibung  der  mir  durch  Art.  151  dos  Fabrik-  und  Werkstatt- 
geaetzes  von  1901  *),  in  dessen  durch  das  Fabrik-  und  Werkstattgesetz 
von  1907  ^  abgeänderten  Fassung,  übertragenen  Beiugnisse,  verfüge  ich 
hiermit  lunaiehtlioh  derjenigen  Fabriken  und  Werkstätten,  welche  Wftsdie- 
reien  sind,  dass  verschiedene  Betriebsabteüongen ,  welche  in  derselben 
Fabrik  oder  Werkstatt  betrieben  werden,  soweit  es  riif  Ärbeitsdaner  der 
Frauen,  JugendlicbeTi  und  Kindern  angeht,  unter  foigetuien  Bedingungen 
so  behandelt  werden  duri'eu,  als  ob  äie  verschiedene  Fabrikeu  oder  Werk- 
st&tten  vftren: 

1.  Nicht  mehr  als  eine  sokihe  Abteilung  darf  sich  mit  derselben 

Arbeitsgattung  befassen. 

2.  Jede  solche  Abteilung  muss  betrieben  werden  : 

a)  unter  besonderer  (separate  and  distinct)  Leitung  und 

b)  von  besonderen  (separate  and  distinct)  Personen,  d.  h.  keine 
Person,  welche  in  einer  Abteilung  besohflitigt  ist,  darf  in  einer  anderen 
Abteilung  beschäftigt  werden. 

3.  In  jeder  solchen  Abteilung  muss  ein  Exemplar  der  vorgeschrie- 
beneu Anzeige  samt  einem  vollstandigeu  Verzeichnis  der  in  dieser  Ab- 
teilung besohiltigten  Personen  anjgreschlagen  sein. 

4.  Dieser  Erlass  tritt  hiji-i /iirli  h  keiner  Wäscherei  in  Kraft,  wenn 
nicht  und  ehe  der  Inhaber  dieser  Waschereien. ein  Zeugnis  des  Beairka* 

1)  Ball.  Bd.  I  8.  33. 

2)  BuU.  Bd.  I  8.  30. 

8)  Ball.  B<L  VI  S.  145  Nr.  21. 
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inspekton  inneliat,  ans  dem  hervorgeht,  dass  nach  deasan  HaiiraBg  die 
Vorkehrungen  zur  Durchführong  der  obigen  Bedingungen  hinreichend 
sind.  Dieses  Zeugnis  muss  schriftlich  ausgestellt  werden,  dem  General- 
register beigeheftet  sein  und  kann  jederzeit  durch  eine  schriftliche 
Kittailimg  dea  Bearkamapetors  mit  w<f«lieiitlidiar  Aaiaigafrtat  widar- 
roftn  werden. 
Dieser  Erlaaa  tritt  «m  1.  Januar  1906  in  Kraft. 

VII.  Halle.  Hallen. 

1.  Testo  unico  della  legge  sul  lavoro  delledonne  e  <iei 
fanciulli  approvato  con  Regio  Decretu,  10  novembre  1U07, 
D.  818.   (B.  d.  U.  d.  L,  IX,  n.  1,  Gennaio  1908,  p.  154— 15a) 

Einheitlicher  Text  des  Gesetset  Uber  die  Arbeit  der  Frauen  und 
der  Kinder,  genehmigt  durch  Jilöiiii^lflhen  Brlaaa  JSr.  8ia.  Vom  10.  No> 
vember  1907. 

Art.  1.  (Art  1  des  Getietzes  Nr.  416  vom  7.  Juli  1^07)  ^j.  Kinder 
beiderlei  Gesdüechta  mttasen  wenigatons  das  swülfte  Lebenajiüir  vollendet 
haben,  um  zu  Arbeiten  in  Fabriken,  in  Werkstätten,  auf  Bauplätzen  nnd 
zn  Arbeiten  über  Tage  in  Bergverken,  Steinbrfidien  und  Stollen  söge- 

lassen  zn  werden. 

Zu  Arbeiten  unter  Tage  m  Bergwerken,  Steinbrüchen  und  Stollen 
dttrfiMi,'  falle  meehaniache  Förderung  stattfindet,  Kinder  nach  aorttckge- 
legtem  13.  Lebensjahr,  wo  keine  aolche  stattfindet,  nach  zurückgelegtem 
14.  Lebensjahr  zugelaaaen  werden;  weibliohe  Peraonan  jeden  Altera  aiad 
davon  ausgeschlossen. 

Unter  dem  Vorbehalt  der  Beätimmaugeu  des  zweiten  Absatzes  des 
Art.  4  dee  G^etaea  dürfen  Kinder  vor  dem  vollendeten  15.  Lebenajahre 
nnd  weibliche  Personen  vor  dem  ToUandeten  21.  Lebensjahr  zu  gef^rlkfaen, 
übermässig  anstrengenden  nnd  gesundheitsschädlichen  Arbeiten,  auch  wenn 
diese  nicht  an  den  im  ersten  Absatz  dieses  Artikela  genannten  Orten  statt- 
finden, nicht  zugeiai>B6n  werden. 

Id  den  Schwefelgruben  Siailiana  dürfen  Kinder  erat  nach  zorttduge- 
legtem  14.  Lebenqahr  aar  Arbeit  dea  FttUena  nnd  Bntlearana  der  Oa^ 
angelassen  werden. 

Art.  2.  An.  2  des  Gesetzes  Nr.  242  voti;  19.  Jnni  1902?'  nn  i  Art.  2 
den  Gesetzes  Nr.  4iÜ  vom  7.  Juli  iy07.)  Minueijaiirige  i'iaueu  uua  ivinder 
dürfen  vor  dem  yollendeten  15.  Lebenigahr  an  den  in  diesem  Geeetaa  nnd 
in  dem  in  Art.  15  angeführten  Reglement  bezeichneten  Arbeiten  nicht  sn- 
pelapf^en  werden,  wonn  slo  nicht  im  Besitze  eines  Arbeitsbuches  und  eines 
in  das  Arbeitsbuch  eingetragenen  ärztlichen  Zeugnisses  sind,  aus  welchem 
hervorgeht,  dass  sie  gesund  und  für  ihnen  zu;^edachte  Arbeit  tauglich  sind. 

Das  Arbeitsbndi  ist  nach  dem  im  Il^glement  aufgestellten  Formnlar 
hnxulegen,  vom  Mizdatttrium  für  Aokerban,  Jbidustrio  und  Handel  an  die 
Gemeinden  ansznt-eilen  und  dem  Arbeiter  von  dem  Bürgermeistor  der  Ge- 
meinde, m  welcher  er  seinen  gewöhnlichen  Wohnsitz  hat,  unentgeltlich  sa 
verabfolgen. 

Das  Arbeitsbaoh  hat  folgende  Angaben  an  enthalten:  Daa  Oebnrta- 

1)  BulL  Bd.  VI  S.  292  Nr.  2. 

2)  BnU.  Bd.  I  8.  648  Nr.  1. 
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datum  der  minderj&hrigdn  Prau  und  des  Kindee;  die  Bestätigung^  daiB 
sie  geimpft,  dafls  aie  geeimd  und  für  die  Urnen  zogewieeene  Arbeit  tang- 
lich befanden  worden  sind ;  daae  aie  den  niederen  Elementarimtemdit 
im  Sinne  des  Art.  2  des  Gesetzes  Nr.  3961  vom  15.  Juli  1877  genossen 
und  die  öchlussprüfung  abgelegt  haben,  ausgenommen,  wenn  von  Her  iSchul- 
behörde  geistige  Unfähigkeit  bescheinigt  wird;  und  dass  sie  aie  obli- 
gatoriaohen  ElaaaeiL  des  hsheren  Elenientamitemohta,  wo  weldie  be- 
stehen, im  Sinne  des  Art  1  des  Gesetsee  Nr.  183  vom  8.  Juli  1904  be- 
sucht haben. 

Den  Industriellen,  welche  Kinder  beiderlei  Geschlechts  beschäftigen, 
die  nicht  im  Besitze  eines  Zeugnisses  sind,  dass  aie  den  niederen  EUe- 
mentanmterricht  im  Sinne  des  Art  2  des  OssetMB  Nr.  8961  vom  15.  Jnli 
1877  genossen  und  die  Schlussprtlfnng  abgelegt  beben  and  dass  sie  die 
obligatorischen  Klassen  des  höheren  Elementarunterrichts,  wo  solche  be- 
stehen, im  vSinne  des  Axt.  1  des  Gesetzes  Nr.  182  vom  8.  Jnli  190-i  b€>- 
sucht  haben,  wird  eine  Pnst  bis  zum  1.  JuÜ  li^lO  gewährt,  damit  sie  den 
Yondirifteii  des  (Seseteee  nacbkommen  kfinnen. 

Der  Sanitätsbeamte  der  Gemeinde  hat  die  ärztliobe  üntersiiGliiing  vor- 
zunehmen und  das  ärztliche  Zeugnis  im  Arbeitsbuobe  anssnstellen,  ohne 
von  dem  Arbeiter  irgend  ein  Entgelt  zu  verlangen. 

Eventuelle  Auslagen,  sowohl  für  die  erste,  wie  auch  ftlr  die  folgenden 
lntli<Aen  Untersadunigea  fidlen  der  Qemeinde  sar  Last.  Im  Reglement 
wird  festgeaetst  werden,  in  welchen  Fallen  die  üntliche  üntenuchmig  sa 
wiederholen  ist. 

Das  Arbeitsbuch,  das  ärztliche  Zeugnis,  der  Geburtsschein,  und  alls 
zu  deren  Erlangung  nötigen  Dokumente  sind  stempelfreL 

Art  8.  (Art.  8  des  Oesetaes  Nr.  242  vom  19.  Jtmi  1902.)  Wer 
Frauen  ohne  Altersunterschied  oder  Einder  vor  dem  xoradcgelegten 

15.  Lebensjahr  zu  den  in  diesem  Gesetze  und  im  Keglement  bezeichneten 
Arbeiten  verwendet,  muss  hierüber  alljährlich  regelmässig  an  den  im 
Eeglement  bestimmten  Terminen  und  in  der  dort  geregelten  Form  Anzeige 
erstatten. 

Jm  Lanle  des  Jahres  sind  femer  alle  infolge  danemder  Einstellung 

der  Arbeiten,  Aenderung  der  Firma,  Einführung  von  mechanischen  Motoren 
oder  anderer  im  T?cglcmont  vorgesehener  Umstände  eintretenden  Ver- 
änderungen zur  Anzeige  zu  bringen.  Die  Anzeigen  sind  in  zwei  Exem- 
plarm  an  die  Pr&fektur  der  Frovim^  in  welcher  der  Betrieb  ausgeübt 
wird,  XU  riditen;  die  Plr&fektur  hat  diese  Anseigen  nnveraflglich  dem 
Ministerium  fUr  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  zu  Übermitteln  und  ein 
Verzeichnis  über  die  den  einseinen  Anzeigen  entnommenen  Angaben  zu 
fuhren. 

Art.  4  (Art.  4  des  Gesetses  Nr.  242  vom  19.  Juni  1902  und  Art.  3 
des  Gesetses  Nr.  416  vom  7.  Jnli  1907.)   Nach  gutachtlicher  Aeuaserung 

des  Oberen  Sanitätsrates,  des  Industrie-  und  Handelsrates  und  des  Oberen 
Aj-beitsrates  w\rd  ein  kgl.  Erlass  die  gefahrlichen,  übermässig  anstrengen- 
den oder  gesundheitsschädlichen  Aib^iteu  bezeichnen,  deren  Verrichtung 
Kindern  bis  zum  zurückgelegten  15.  Lebensjahre  und  minderjährigen  Frauen 
untersagt  ist. 

In  derselbe  ii  Weise  werden  diejenigen  gefährliehsn  und  gesundheits- 

schädlichen  Arbeiten  bezeichnet  werden,  bei  denen  ausnahmsweise  unter 
den  als  notwendig  befundenen  Vorsichtsmassr^eln  und  Bedingungen  Kinder 
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Tor  ztirUckgelegtem  lö.  Lebensjahre  und  minderjährige  Frauen  verwendet 
trwden  ktantaa. 

Jai.  b.  (Art  6  des  Gesetaes  Nr.  242  vom  19.  Juni  1902  und  Artt.  4,  5 
und  10  des  GesetEes  Nr.  416  vom  7.  Juli  1907.)  Die  Nachtarbeit  der 
männlichen  Arbeiter  vor  zurttokgelegteia  15.  Lebex^jahre  und  der  minder» 
jährigen  Frauen  ist  ontersagt. 

Dm  V«rl»ot  der  VnuMimiM^terbeit  Inim  m  d«n  JahresBeiton,  und  in 
den  Fullen,  wo  die  Frauen  entweder  Bohstoffe  oder  Halb&brikate  be- 
arbeiten, die  rascher  Veränderung  unterworfen  sind,  wenn  sich  dies  als 
notwendig  erweist,  nm  solche  Stoffe  vor  sonBt  unvermeidlicher  Verdeibnis  zu 
schUtaen,  aufgehoben  werden.  Die  AusfOhrungsverordnung  zu  diesem  Ge- 
aetee  wird  die  nfthereo  Besdmmuugen  Uber  die  Oeatettong  aoleher  Amk 
Balimen  enthalten. 

Als  Nachtarbeit  gilt  vom  1.  Oktober  bis  zum  31.  März  die  zwischen 
8  Uhr  abends  und  f>  T^hr  morgens,  vom  1 .  April  biß  zum  30.  September 
die  zwischen  9  Uhr  abends  und  ö  Uhr  morgens  verrichtete  Arbeit. 

Der  Minister  füx  Aokerbau,  Industrie  nnd  Eandd  kum  neeb  so- 
stunaieDder  gntachtliohmr  Aeaseemng  des  Provinzialsanitätsnitoe  die  oben- 
genannten Grenzen  der  Nachtarbeit  fttr  diejenigen  Orte,  wo  dies  durch 
besondere  klimatische  oder  Arbeitsverhältnisse  erfordert  wird,  abändern. 

Der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  kann  auch  den 
Betrieben,  in  denen  zur  Zeit  Franennachtarbeit  verrichtet  wird|  eine  Ver- 
Itngemng  dieser  Arbeit  bis  som  dl.  Desember  1907  gestatten,  wem 
folgende  drei  Bedingungen  «fällt  sind: 

a)  es  soll  in  Form  von  Arbeiten  zur  Anpassung  der  Lokalitäten  oder 
von  Maschinenbestelluugen  u.  a.  mit  der  zur  BeHeiti<Tuug  der  Nachtarbeit 
erforderlichen  Umgestaltung  der  industriellen  Anlugeu  bereits  ein  Anfang 
gemaoht  worden  sein; 

b)  Frauen,  die  das  18.  Lebensjahr  nooh  nidit  snrttckgelegt  liabeB» 
dttrfen  in>bt  an  der  Nachtarbeit  teilnehmen; 

o)  die  Nachtarbeit  soll  in  gleichem  Mabse  eingeschränkt  werden,  wie 
die  Ghrfinde  an  Geltung  verlieren,  um  derentwillen  die  obengenannte  Ver- 
Iftngening  gestattet  worden  ist. 

Wo  die  Arbeit  in  zwei  Schichten  verrichtet  wird,  kann  sie  om  6  tJbr 
moigens  befrinriPn  und  bis  11  Uhr  abends  dan<»rt! 

Die  obengenannte  Bestimmung  betr.  die  Arbeitsdauer,  laÜs  die  Ar- 
beit in  zwei  Schichten  verrichtet  wird,  wird  vom  1.  Januar  1911  an  ge- 
mäss Art  2  der  Bemer  Kimvention  Tom  20.  September  1906  and  mit  dra' 
in  Art.  8  letzter  Absatz  dieser  Kouv-enil<>n  enthaltenen  AttBiehme.  sobald 
diese  Konvention  vAn  hIIoh  Signatar^fn fiten  ra^^ifi^iert  sein  wird,  auf  die 
Zeit  von  5  Uhi-  morgens  biö  10  Uhr  abends  eingeschränkt  werden. 

Art.  6.  (Art.  6  des  Gesetzes  Nr.  242  vom  19.  Juni  1902.)  Wöchner- 
innen dtlrfen  nicht  Tor  Ablauf  eines  Monates  naoh  ihrer  Shitbindmig  be- 
scbiftigt  worden;  ausnahmsweise  kann  dies  auch  früher,  docli  keinesfalls 
vor  Ablanf  von  mindestens  3  W^rliPr  und  bloss  dann  gescheli'  rt,  wenn 
durch  ein  von  der  Sanitätsbehörde  der  (i^emeinde  ihres  gewülmlichen  Wohn- 
sitzes ausgefertigtes  Zeugnis  festgestellt  ist,  dass  ihr  Gesundheitszustand 
ihnen  erlaubt,  ojbme  naditeilige  folgen  die  Arbeit,  der  sie  sieh  widmen 
wollen,  zu  verrichten. 

Art.  7.  rArt.  7  des  Gesetzes  Nr.  242  vom  .Thtii  1«K12  und  Art  6 
des  Gesetzes  Nr.  416  vom  7.  Juli  1907.)    Kinder  beiderlei  Ctesehlecht^ 
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zwischen  dem  zurückgelegten  12.  nnd  16.  Ijebensjahre  dürfen  inuerhall) 
24t  Stunden  nicht  l&uger  ak  11  Stunden  und  Frauen  ohne  Altersuuter« 
Mliied  nieht  lftng«r  all  12  8taiid«ii  beaobtfkigfe  werden. 

Wird  gemäss  der  Bestimmung  des  vorletzten  Absatzes  des  Art.  5  die 
Arbeit  in  2  Schichten  verrichtet,  so  darf  die  Daoer  einer  Arbeitseohicht 
8Yt  J^tunden  nicht  tiberschreiten. 

Die  Arbeitsdauer  wird  jedesmal  vom  Momente  des  Betretens  bis  zum 
Momente  dee  VerlMsens  der  Fabrik,  der  Werkstatt,  der  Werkplfttse,  des 
Stollens,  des  BergweAe,  oder  des  Stembniche  gerecbnet,  mit  Anasobliiee 
emzig  dej*  Zwisrhnnpansen. 

Art.  8.  (Art.  b  des  Gesetzes  Nr.  242  vom  11*.  Juni  1902  und  Art.  7 
des  Gesetzes  Nr.  416  vom  7.  Juli  1907.)  Die  Arbeitszeit  der  Kinder  und 
der  Frauen  ohne  AltersimterBehied  mnee  dnrch  eine  oder  mehrere  Bnhe^ 
pausen  unterbrochen  werden,  deren  L&nge  bei  einer  Qeeamtarbeitszeit  von 
P>-  ^  Stunden  wenigstens  eine  Stnnde,  bei  rinpr  solchen  von  8 —  11  Stunden 
wenigstens  1^«  'Stunden,  bei  einer  Oesamtarbeitsseit  von  über  11  Stunden 
2  Stunden  beuageu  soll. 

Mit  Znatimmnng  der  Arbeiter  kann  die  ty^-Stltlndige  Bnhepanse  auf 
1  Stunde  beechrinkt  werden,  falls  die  Arbeit  nicht  langer  als  1 1  Stunden 
dauert:  ja  selbst  auf  ^/.^  Stunde,  wenn  die  At-^  rit  nach  der  Bestimmung 
des  vorletzten  Absatzes  des  Art.  ö  in  zwei  Schichten  verrichtet  wird. 

In  keinem  l  alle  darf  die  Arbeit  von  Kindern  und  minderjährigen 
Frauen  iBnger  aki  6  Standen  ohne  Unterbrechnng  wahren. 

Art.  9.  (Art.  9  des  Gesetzes  Nr.  242  vom  19.  Juni  1902.)  Frauen 
ohne  Altersunterschi orl  und  Kindern  bi.s  zum  volloudeten  15.  Lebensjahre, 
ist  ein  voller  (24-stUndiger)  Kuhetag  in  joder  Woche  zu  f'pwahren. 

Art.  10.  (Art.  10  des  GeseUes  Nr.  242  vom  19.  Jum  1902.)  Vor- 
bdialtlidi  der  in  andern  G^esetsea  und  Beglementen  enthaltenen  Bestun-. 
mnngen  haben  Eigentümer,  Direktoren,  Oeecbsfleftthfer,  Unternehmer  und 
Fernher,  welche  Kinder  oder  Frauen  ohne  Altersunterschied  beschäftigen, 
den  Bestimmungen  des  Beglementa  gemäss  sowohl  in  den  Arbeitslokalen 
und  deren  Nebenräumen,  als  auch  in  den  Schlafr&umen ,  in  den  zum 
Btülen  der  Säuglinge  beetimmtan  Zimmern  vnd  in  den  Speieerttnmen  die- 
jenigen Vorkehnrngen  zu  treffen,  beaw.  treifen  zu  la^«Q,  welche  aus 
hygienischen,  ans  Sicherheits-  und  Sittlichkeit.^rUcksichten   greboten  sind. 

In  den  Fabriken,  in  welchen  Frauen  be.schftfti^^t  werden ,  ist  das 
Stillen  der  Säuglinge  entweder  in  einem  besoudern,  an  die  Betriebsanlage, 
aneohlieesenden  Baume  oder  in  der  Weise  zu  gestatten,  daes  die  Ar- 
bmterinnen  die  Erlaubnis  erhalten,  die  Arbeit  zu  dem  genannten  Zwecke 
in  einer  Weise  und  zu  Stunden,  wie  sie  die  Arbeit.'^ordnunp:  vorsieht,  m 
verlas.seii,  ab^e.^^ehen  von  den  im  Art.  ö  vorgeschriebenen  Ruhepausen. 

In  Fabriken,  in  welchen  wenigstens  50  Arbeiterinnen  beschäftigt  sind, 
mm  stets  ein  besonderer  Banm  amn  Stillen  der  Säuglinge  vorhanden 

MBS* 

Art  11.  (Art.  11  des  Gesetzes  Nr.  242  vom  10.  Juni  1002.1  Die 
Arbeitsordnungen  der  in  diesem  Gesetze  genannteu  Unternehmungen  haben 
sich  an  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  des  in  Art.  15  erwähnten 
Beglemente  za.  halten,  und  müssen  aar  Beglaubigung  ihrer  AuthentiBitllt 
von  dem  Gemeindevorsteher  visiert  sein  nnd  an  einer  Stelle  angeschlagen 
werden,  wo  sie  von  den  Beteiligten,  sowie  von  den  im  folgenden  Artikel 
genannten  Beamten  leicht  gelesen  werden  können. 
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Art.  12.  (Art.  12  dw  Oeseties  Nr.  242  vom  19.  Jörn  1902  und  Art.  8 
dse  Gesetses  Nr.  416  Tom  7.  Juli  1907.)  Die  AtmfUinmg  dieses  GesetMs 
liegt  dem  IGnister  Itlr  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ob,  welcher  die 

nötige  Ueberwftchnng  durch  die  treworbeinspektoren,  <V^p:  Bergingenieiire 
und  ihre  Adjunkten  und  die  Orgaue  der  Gerich tspolizei  ausübt. 

Die  mit  dem  Au&ichtsdienste  beaufti*f^ten  Personen  haben  freien 
Zutritt  SU  allen  B&umlichkeiten  der  in  Art  1  ao^ojefUhrten  Betriebe  und 
haben  Uebertretungen  der  Bestimmungen  dieses  Geeetiea  und  des  Begle- 
mentes  festzustellen. 

Die  darüber  aufgenommeuen  Protokolle  sind  unverztlgUch  an  die  zu- 
ständige  Gerichtsbehörde  zu  übermitteln. 

I^e  Abschrift  der  Protokolle  ist  an  die  örtliche  Prtkfektur  sor  Kenntnis- 
nahme einzusenden. 

Auf  die  obenerwähnten  Per'^onen  finden  die  Bestimmung^^n  driften 
Absatzes  des  Art.  5  des  Gesetzes  Isr.  80  vom  17.  M&rz  Ib^Ö  betr.  die 
Preisgabe  von  Betriebsgeheimnissen  Anwendung. 

Art  18.  (Art  18  des  (^esetses  Nr.  242  vom  19.  Juni  1902.)  Wer 
den  in  den  neun  ersten  Artikeln  dieses  Gtosetses  enthaltenen  Bestim- 
mungen, die  er  einzuhalten  vor[i!?i(^htot  wäro,  zuwiderhandelt,  wird  mir 
einer  Geldstrafe  belecft,  die  für  jede  beschäftigte  Arbeit  ^fr.  auf  welche 
sich  die  Zu  wider  haudlung  besieht,  bis  zu  50  Lire  betiageu  kauu,  keines- 
falls aber  in  ihrer  Oeaamtsomme  6000  lare  ttbersteigen  daxf. 

Für  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  der  Artt  10  und  11 
beträgt  die  Geldstrafe  öü — 500  Lire. 

Für  Zuwiderhandltmgen  ?egen  die  Bestimmungen  des  im  Art.  15  vor- 
gesehenen lieglementes  kann  auf  eine  Geldstrafe  bis  i^u  50  Lire  erkannt 
werden. 

Ln  Wiederholungsfalle  wird  die  Geldstrafe  um  ^6  his  zu  Ys  erhöht 

Der  Ertrac  der  Geldstrafen  fliesst  der  durch  das  Gesetz  Nr.  350  vom 
17.  Juli  1898  gegründeten  Nationalen  Alters-  und  JjiTalidität8veraicherung8< 
kasse  zu. 

Art  14.  (Art.  14  des  Gesetaes  Nr.  242  Tom  19.  Juni  1902.)  Ln  PaQe 
von  G^esetaesttbertretungen,  auf  welche  lediglich  eine  Geldstrafe  gasetst  ist, 

IcriTin  der  Angeschuldigte  die  Einstellung  des  gerichtlichen  Vorf;ihrfn-^  da- 
durcii  herbeifüliron,  dass  er  vor  Beginn  der  Verhandlung  eine  Summe  er- 
legt, welche  dem  Höchsibetrag  der  für  die  Uebertretung  festgesetztes 
Geldstrafe  entspricht,  nebst  den  Kosten  des  Verfahrens. 

Art  15.  (Art.  15  des  Gesetzes  Nr.  242  vom  19.  Juni  1902  nnd  Art  9 
des  Gesetzes  Xr.  410  vom  7.  Juli  1 907.1  Binnen  sechs  Monaten  nach 
Kundmachung  des  Gesetzes  Xr.  410  vom  7.  .Juli  11)07  werden  die  für 
dessen  Inkrafttreten  nötigen  Bestimmungen  in  das  durch  kgi.  Erlass  Kr. 
41  vom  29.  Jannar  1908  verttfEentlichte  Eeglement  angenommen  werden. 
Bs  soll  daraus  ein  einheitlicher  nach  Einholung  des  Gutachtens  des  Staats- 
rates, des  Oberen  Sanitätsrates ,  des  Industrie-  und  Handelsrates  und 
des  Ai  beitsratetf  mittelst  kgl.  Erlasses  zu  genehmigender  Text  hergestellt 
werden. 

Sp&ter  nachfolgende  Aenderungen  des  Keglements  werden  ebenfitOs 
vier  Monate  nach  ihrer  Kundgebung  in  Wirksamkeit  treten. 

Art.  10.  i'Art,  16  des  Gesetzes  Xr.  242  vom  19.  Juni  I1KV2.  Alis 
diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden  aufgehoben. 
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VIII.  Morvege.  Norwegen. 

1.  Vedt»gt  for  de  offentlige  arbeidskontorer.  Utiwrdiget 

af  handels-  og  industridepartementet  den  5te  juli  1907. 

Beglement  f&r  die  öfTentlioben  Arbeitsnaohweise.  Erlassen  vom 
Handels-  und  Industriedepartement.  Vom  ö.  Juli  19U7.  (Ueborsetzung  ins 
Deutsclie  s.  „Der  Arbeitsnachweis",  I,  6.  Heft,  und  „Soziale  Rundschau", 
IX,  214.) 

IX.  Saieee.  Sehwelz. 

Waadt 

1.  Loi  criant  nna  eaiaae  oantonale  vaiidoise  des  re- 
traites  popnlaires.    Le  2  mar»  1907. 

Gesetz  zur  SohafRiog  einer  aUgasnelneii  Alterarentenkane  des 
Kantons  Waadt.    Vom  2.  Mftrz  1907. 

Art.  1.  ^  wird  in  Laubaune  unter  dem  JSainen;  Waautländisciie 
Altanrentankt.^  (Gaiaae  cantonale  yandoise  dea  retraites  popnlaares)  eine 
gegenseitige  Alteraversioheningakasse  gescha£fen  mit  dem  Zweck,  die  Er- 
riclitang  von  Altersrenten  sa  den  gttnatigsten  Bedingungen  zu  fbrdem 
und  dazu  aufzumuntern. 

Art.  2.  Diese  mit  dem  Recht  der  juristischen  Persönlichkeit  ausge- 
stattete Kasse  arbeitet  unter  Au&ieht  und  Garantie  des  Staates. 

Sie  beaitat  von  der  StaatsTerwaltnng  getrennte  Bechnnngafiihrmig 
und  Vermögensverwaltung. 

Sie  int  von  allen  kantonalen  und  kommunalen  Steuern,  sowie  auch 
von  der  Stempelsteuer  gänzlich  befreit. 

Art  8.  Em  detaillierter  Berieht  «ber  die  GesokftftsflHhmng  der 
Kasse,  die  finanzielle  Lage  und  die  Art  ihrer  Vermögensanlagen  wird 
jährlich  als  Anhang  zum  Verwaltungsbericht  des  Staatsrats  veröffentlicht. 

Art.  4.  Die  Kasse  nimmt  Einzahlungen  von  im  Kantonsgebiet,  sowie 
auch  von  ausserhalb  des  Kautons  wohnenden  Personen  entgegen  und  ver- 
wendet sie  Bor  Erriohtnng  von  Altersrentm,  deren  Geouss  swiscben  dem 
60.  und  65.  Lebensjahre  der  Versicherten  beginnt. 

Art.  5.  Die  Einzahlungen  sind  freiwillig  nnd  können  jederzeit  ent- 
richtet werden.  Sie  können  nach  dem  Belieben  der  Versicherten  unter- 
brochen oder  autgehoben  werden,  ohne  l'räjudiz  für  die  durch  die  frühereu 
Zahlungen  erworbenen  Rechte. 

Jede  Einzahlung  bildet  ein  Geschäft  für  doh,  welches  den  Ver- 
sicherten für  die  Zukunft  in  keiner  Weise  bindet. 

Die  Höhe  der  erworbenen  Rente  wird  für  alle  widirend  eine.^  liech- 
nungsjahres  eriulgteu  Einzahlungen  am  Ende  desselben  auf  Grundlage  der 
im  Moment  der  Binsahlnog  in  Kraft  bestehendMi  Tarife  festgesetst. 

Art.  6.  Die  Kasse  darf  Einzahlungen  von  verheirateten  Frauen  oder 
von  Minderjährigen  auch  ohne  Zustimmung  des  Ehemannes,  der  Mtem 
oder  des  Vormundes  rechtsgültig  annehmen. 

Art.  7.  Die  Einzahlungen  erlblgen  entweder  unter  Preisgabe  {k  ca- 
pital  abandonni)  oder  unter  Vorbehalt  (k  capital  rässrvÄ)  des  Kapitals. 
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Im  eratoa  iFaUe  gehen  sie  endgültig  ins  Etgentom  der  Bentenkasse  über; 

im  zweiten  Falle  werden  sie  beim  Tode  des  Versicherten  den  Ton  diesem 
beseichneten  Personen  ohno  <:^iA  Zinsen  zurückerstattet. 

Art.  8.  Weder  bei  aulge^^ebenem  noch  bei  vorbehaitenem  Kapital 
darf  eine  Rente  1200  frs.  per  Jahr  übersteigen. 

Im  Laufe  deeaelben  Beohnongsjahres  kOnnen  sngimsten  derselben 
Per8on  nicht  mehr  als  1000  &8.  einbezahlt  werden.  Dieses  Maximum 
wird  fiir  die  Zahltino:en,  welche  in  den  dem  fe^tg:©setzten  Beginn  des 
Rentengenusses  vorausgehenden  10  Jahren  erioi^en,  auf  250  frs.  hera1>< 
gesetzt. 

Art  9.  Bie  Renten  werden  je  naoh  Ablauf  eines  Quartals  ansbesahlt^ 
das  erste  Mal  pro  rata  der  seit  dem  Tage,  wo  der  Versicherte  das  cum 

Beginn  des  Rentenp^ennpses  festfre^f t7te  AUer  erreicht  hat,  verflossenen 
Zeit.  Sie  geuiessen  das  vom  Gesetz  über  die  Mobiliarsteuer  vorgesehene 
Privileg  des  Existenzminimums. 

Sie  sind  unabtretbar  und  unpfiuidbar  bis  com  Betrage  der  vom  Staate 
oder  von  Drittpersonen  sugeschossenen  länsahlnngen. 

Art.  10.  Die  Tarife  nnd  Bedingungen  welche  den  Geschäften  der 
Eenteiikasse  zur  Grundlage  dienen,  unterliOi,^en  der  GoncLinii^un-^  des 
ätaatsrate^,  welcher  auch  jederzeit  deren  lleviäion  verlangen  kann. 

Art.  11.  Der  Staat  unterstutst  die  Bnriohtung  von  Altersrenten  dnrdi 
Gewähnmg  einer  An&kunterungsprämie  an  jede  Person,  für  welche  im 
Laufe  desselben  RechnnnfT.-;jahres,  .«ei  es  direkt,  sei  e.s  durch  Tennittltin^ 
von  Drittiiersoueu,  oino  Summe  von  6  frs.,  jedocli  unter  Vorbehalt  der  in 
Art.  13  festgesetzten  Aufnahmen,  einbezahlt  worden  ist. 

Die  AnfinuntOTingsprftmie  wird  bei  der  Bentenkasse  am  BSnde  jedes 
Bechnungsjahres  eingezahlt,  behufs  Errichtung  einer  Rente  mit  atifge- 
gebenem  Kapital  zuf^nsten  des  Versicherten  mit  Beginn  des  Ronten- 
genuBses  in  clemsclben  Alter,  das  auch  für  die  entsprechenden  persönlichen 
Eiuzaiiiungeu  fa-^tgesetzt  worden  ist. 

Art.  12.   Die  vom  Staat  gewährte  Aufinunterungsprtmie  betrigt: 
6  fr«,  ffir  die  yeraidurteo,  dsran  fibinhlmigai  6—12  fn,  betngeo, 

9  0.1 

I)      t»      I»  »  »»  II  * "     "       "  " 

10     n      ••      I»  "  II  Ii  24    t)0  I, 

immer  im  Laufe  desbelben  Rechnungsjahres. 

Das  ICinimmn  der  jfthrliohen  KinsablmigeD,  welches  smn  Besng  der 
Staatasnbvention  berechtigt^  wird  fttr  Kinder,  welche  durch  Vermittlmig 
der  gegenseitigen  Scholkassen  der  Altersrentenkasse  beigetreten  sind,  ain 

2  frs.  herabgef?etzt. 

Bis  zum  Betrage  von  6  £rs.  ist  die  staatliche  Aufmunterungsprauiie 
gleichhoch  wie  die  Binsahlong  der  versidierten  Kinder. 

Art.  13.    Die  Aufmunterung8{wAmie  wird  nicht  gewahrt: 

1)  Ausländern  oder  Schweizern,  welche  nicht  im  Kanton  wohnen. 

2)  Denjenigen  \'eisicherten,  welche  ilne  Existenzmittel  nicht  durch 
Ausübung  eine»  Handwerk»  oder  Berufes  gewinnen^  Ausnahmeu  werden 
gemacht  angunsten  von  Minderjährigen,  von  Witwen,  von  nidit  verheira- 
teten Franenif  welche  in  der  Haushaltung  beschäftigt  sind,  und  von  mittel- 
InsPTi  Personen,  welche  infolge  körperlicher  odei-  geistiger  Schwäche  auner^ 
Stande  sind,  selbst  für  ilire  Bedürfnisse  zu  sorgen. 

Die  verheiiatete  .^Vau  erhält  die  8taatsäubvention,  wenn  ihr  Mann 
berechtigt  ist,  daran  teilsunebmen. 
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8)  Denjenigen  VenibberteD,  welche  den  Beginn  dm  Bentengenusses 
ftoi  ein  dem  60.  Jahre  vorausgehendes  Alter  angesetst  Iiftben,  ftiuner  wenn 

es  sich  um  Personen  handelt,  welche  ein  Handwerk  oder  einen  Beruf  aus- 
üben und  genötigt  sind,  sich  vorzeitig  in  den  Bentengenuss  zu  setzen ;  für 
solche  Personen  kann  der  Beginn  des  Bentengenusäes  auf  das  65.  Jahr 
berabgesetzt  werden. 

4)  Denjenigen  Versicherten,  welche  im  Laufe  eines  Beohnungsjahres 
mehr  alt:  60  frs.  an  die  Kentenkasse  einbezahlt  haben. 

öj  Denjenigen  Versicherten ,  für  deren  Rechnung  nach  Abnig  der 
staatlichen  Aufmunterungsprämie  im  ganzen  eine  2000  frs.  tibersteigende 
Summe  eanbeaahlt  worden  ist. 

Bie  der  ataatlidien  Au&mnterongaprftmie  enteinrecheade  Bente  darf 
Schweizerbttigem  nur  ansbeaahlt  werden,  wann  aie  Im  £antonagebiet 
wohnen. 

Art.  14.  Jeder  Versicherte,  welcher  vorzeitig  invalid  wird|  kann  ver- 
langen, unmittelbar  in  den  Genuas  der  seinem  Alter  und  seinen  um  die 
staatlichem  Aufaaantemngspr&mien  vermehrten  Einsahlnngen  entsprechenden 
Bente  gesetzt  zu  werden. 

Art.  15.  Der  Staat  trägt  die  Verwaltungskosten  der  Rentenkasse 
mittelst  einer  Provision  von  6  Proz.  der  Einzahlungen  mit  aufgegebenem 
Kapital  und  von  3  Proz.  der  Kingahl  ungen  mit  vorbehalteuem  Kapital. 

Art  16.  Der  Staat  sichert  den  gegenseitigen  Hüüdeassen  oder  an- 
deren Vereinen,  deren  s&mtliche  oder  einzelne  Mitglieder  sich  verpflichten, 
der  Rentenkasse  eine  regelmässige  jrdiiliclio  Einzahlung  von  minde.stens 
6  frs.  —  2  frs.  für  gegen.seiiige  bchulkassieu  —  durch  Vermittlung  ihrer 
Organisation  zu  leisten,  eine  jährliche  Subvention  zu,  weldie  10  Proz.  der 
auf  Gmnd  von  Art.  11  den  Venicherten  selbst  gew&hrten  Anfinnntemngs- 
pztoiien  beträgt. 

Diese  Subvention  soll  dazu  dienen,  die  dem  Verein  durch  Werben 
von  Mitgliedern  flir  die  Aiiersrentenkasse  und  durch  den  Einzug  ihrer 
EUnxahlungen  erwachsenen  Kosten  au  ersetzen.  Der  allfUlige  Ueberschuss 
kann  dasn  verwendet  werden,  denjenigen  Versicherten  mit  UnterstHtanngen 
beizuspringen,  die  ohne  eigenen  Verschulden  momentan  nicht  in  der  Lage 
sind,  ihre  F.ii^-'Hlilungen  zu  lei-^itni: 

Ein  Bericht  über  die  Verwendung  dieser  Subvention  kann  jedes  Jahr 
vom  Staatsrat  eingefordert  werden. 

Art.  17.  Die  Altersrentenkasse  soll  mindestens  alle  S  Jahre  eine 
▼ersicherungstecliiiische  Bilanz  ihrer  Geschäfte  aufstellen. 

Wenn  diese  Bilana  einen  Ueberschuss  aufweist,  soll  er  in  folgender 
Weise  verteilt  werden: 

25  Proz.  fUx  einen  Resei-vefonds  zur  Konsolidierung  der  finanziellen 
Verhältnisse  der  Altersrentenkasse, 

75  Proz.  für  einen  Invaliditätsfonds,  bestimmt  zur  Unterstützung  von 
vorzeitig,  d.  h.  vor  dem  als  Beginn  'les  Rentengennsses  fe.stgeset^^ten  Alter, 
invalid  gewordenen  Versicherten,  weiche  durch  die  eingetretene  Invalidität 
ihre  Subsistenzmittel  verloren  haben. 

Wenn  die  Bilans  ein  Defizit  auiWeist,  soll  es  aus  dem  Beservefonds 
gedeckt  ww^en.  Reicht  der  Reservefonds  zur  Deckung  dieses  Defizitea 
nicht  aus,  so  hat  der  Staat  ftlr  den  fehlenden  Betrag  aufzukommen. 

Art.  18.  Die  Organisation  der  Altersrentenkasse  wird  anderweitig 
geregelt  werden. 

42* 
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Art.  19.  Der  Staatsrat  wird  mit  der  VeröflFentlichung  und  Ausfttii- 
rung  diaaea  Gl^setses,  welches  auf  1.  Januar  1908  in  Kraft  tritt,  beauf- 
tragt. 

Anlagen : 

Tabelle  I.  [Durch  einmalige  Emzahiuug  von  1(X)  iVe.  ohne  Ötaats- 
snbventioii  erworbene  Renten.]  —  Tabelle  IL  [Durdi  ununterbrochme 
jilirliolie  Einzablongen  von  10  fre.,  welehe  bis  zum  Beginn  des  Benten- 
genusses  fortgesetzt  werden,  erworbeno  Renton.  —  Ohne  ötaatssubvention.] 
—  Tabelle  III,  IV,  V.  (Mittelst  jährlicher  Einzahlungen  von  6,  12.  24, 
60  und  90  frs.  zuzüglich  der  staatlichen  Au&nunterung^prämieu,  erworbene 
Beuten  mit  Beginn  des  BentengMiusses  im  65.,  60.  und  65.  Jahr.] 


II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen. 

I.  Autricbe.  Oesterreich. 

4.  Gesundheitsgef&hrliohe  Industrien,  Phosphor  (8.  825 
Nr.  2). 

a)  Gesetzentwurf  des  Handelsministeriums,  betreffend  die  Verwendung 
weissen  (gelben;  Phosphors  bei  der  Erzeugung  von  Zündhölzcheu  und 
sonstigen  Zündwaren.    (Soz.  Rundschau  IX  123.) 

§  L  Die  gewerUicbe  Erzeugung  von  Zündhölzchen  und  sonsU^en  Zünd waren 
mit  Verwendung  weissen  (gelben)  Phoephon  wild  ao  eine  von  der  polituchen  Laodei- 
behörde  zu  erteflende  Konzession  gebunden. 

Der  Handeleminister  erlaset  im  I 'invernohmcn  mit  dem  Minister  des  Innern  im 
Verocdnwi^gkwege  die  Däheroa  Vorschriitäu  über  jene  Einrichtungen  und  Vorkehrongai, 
wddie  com  8<£ntEe  der  htA  der  Emugunu:  von  mit  weiflsem  (gelbem)  Phosphor  nah 
gestellten  Zündhölzchen  und  sonptieen  Zfiiuivrnrm  I  rprhäffiL'ti-'n  Personen  nowohl  be* 
sü^ch  der  BetriebmuilaKen  al»  auch  bezüglich  de»  Betnebe^  erforderlich  sind. 

g  2.  Die  Inhaber  oereitH  bestehender  Qew^bebetriebc,  weldie  Zflodhölzcheo  und 
sonstige  Zündwaren  mit  Verwendung  weissen  (gelben)  Phosphors  erzeneren,  hüben  der 
Gewernebchörde  binnen  4  Wochen  nach  Inkrafttreten  des  Ge^M^tzes  hienron  unter  Be- 
kanntgabe der  Anzahl  der  hierbei  beschäftigten  sowie  der  im  letcten  Badiebsjafave 
durchschnittlich  verwendeten  Arbeiter  die  Anzeige  zu  erstatten. 

§  .3.  Die  im  §  I  erwähnte  Kouztssiou  ist  bei  sonstigem  Vorhandensein  der  für 
die  E^rteilnng  konzessionierter  Gewerbe  vorgeschriebenen  ErfordemiBse  nur  dann  zu 
verleihen,  wenn  der  fiew^ber  nach  Beschaffenheit  der  Betxiebaaulage  Gewähr  bietet, 
dus  der  Betrieh  in  voller  Uebefeinstimmung  mit  den  auf  Gmnd  des  §  2  zu  eriassen- 
den  Schutz  Vorschriften  ausgeübt  werden  wiro. 

Die  Konzession  kann  anch  auf  Widerruf  verlidien  werden. 

§  4.  Auf  gewerbUche  Betriebe,  in  wddieii  hei  der  Erzeugung  von  Zflndblflaebai 
und  anderen  Zündwaren  weisser  f;!;elber)  Phos])hor  verwendet  wird,  find'  n  dir  P,f><tini- 
mungen  des  VI.  Haupt»tückeä  der  (iewerbcordauug  für  Hilfsarbeiter  iu  labhkäoiässig 
betriebenen  Gewerbeuntemehmungeu  auch  dann  Anwendung,  wenn  diese  Betriebe  nielit 
die  Eigeti(*chftft  fnbrikHmü.ssig  l>etrieben(^r  f'ewerbeuntemefinaungen  aufweisen. 

Do&gieichen  sind  diese  Betriebe  ausnaimisla-*  an  die  VorBchriften  des  §  08  a  G.O. 
fiber  die  Arbeitsordnung  gebunden. 

§  5.  Die  Verwendung  von  weissem  (gelbem)  Phosphor  zur  Erzeugung  von  ZQnd- 
IriHacfaen  und  anderen  Zündwaren  in  der  nicht  unter  die  Gewerbeordnung  follcnden 
HsnsiiidiiBMe  sowie  in  der  Hetmaibeit  ist  vcrbotan. 
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§  6.  Uelwtwtun^  det  im  §  &  enthalteoen  Verbotes  werden,  sofem  nicht  du 

nach  dem  allmneinen  Hnfi^f^ptTe  zn  ahndender  TatbestÄnd  vorliegt,  mit  CtMLnpsrn 
von  10  bi»  1000  K,  bezw.  luit  Arrest  von  24  Stunden  bis  zu  3  Monaten  geaimdei  und 
ist  in  jedem  Falle  der  vorfmdliche  Vorrat  an  weissem  (gelbem)  Pfatuhor  lOlrie  Mi  dm 
damit  bersestellten  Waren  einzuziehen  nnd  za  yemichten. 

Im  fibrieen  werden  die  IJebertretungen  dieses  Ge«)«tKee  nach  den  Strafbeetim> 
mmgen  der  Gewerbeordiuing  geahndet. 

i7.  Dieses  Gesetz  tntt  mit  dem  Tage  seiner  Kandmacbnng  ia  WirioamJceit. 
8.  Mit  dem  VoHnige  dicMi  GsMtees  kl  der  HamMsminläfar  im  EintvndimsB 
a  Ministsr  des  Innern  hmtasL 

b)  Entwurf  einer  Verordnung  des  HaAdelsmimsteriniiui  im  iSinTflr> 

nebmen  mit  dem  Minister  vom  ,  betrefPend  Vorschriften  zum 

Schutze  der  bei  der  Erzeugung  von  Phoq;»harsflndwaren  beacbftldgten 
Personen.    (Soz.  Eundschau  IX  124.) 

Alt.  I.  XJm  die  bei  der  Erzeugung  vod  Phoephorzündwaran  beachifliglen 

PeTFi  nrn  vor  'Ivn  tjcsnndheits.-'chadlichpn,  mit  diesem  Gewerbebetriebe  TerbuidMMO 
EliiiilusHen  mugUcii.-.L  zu  echützen,  werden  folgende  Vorschriften  erlassen: 

A.  Für  Betriebsanlagen,  in  welchen  gewöhnlicher,  d.  L  gelber  oder 
weisser,  Phospbor  rerarbeltet  wird. 

§  1.  Die  sämtlichen  Arbeitsrfiume  in  solchen  Betrfebsanlagen  müssen  den  Ver- 
hältnissen des  Betriebes  angemessen  hoch  und  groes  sein,  so  dass  auf  jede  der  dort 
beschäftigten  PeriK)nen  mindestens  15  cbm  Luftraum  entfallen.  Diese  Bäume  müssen 
mit  wirkfiamcii  Ventilationsvorrichtungen  und  mit  leicht  erreichbart  n  Au.-gängen  ver- 
gehen sein  and  ausser  jeder  Verbindung  mit  Wohnräumen,  Küchen  und  Schlafstellen 
etdken.  Bei  Nenanlageo  ist  fihr  «ne  entspredbeode  medumfedie  VoitüalioD  Vonnge 
za  treffen. 

Die  Benützung  von  Souterraiuiokalt tüten  und  Dachbodenruimien  int  nicht  zulässig. 

t(  2.  ln8bc$<ondere  müssen  für  die  Bereitung  des  Phosphorbreies  (der  Zündmaase), 
für  da,-i  Schwefeln  der  Hölzchen  (sofern  dies  geschieJiti,  für  das  Tunken,  Trocknen 
und  für  dan  Aufnehmen  (Füllen,  hezxv.  die  soeenannte  ertste  Vcr])ackung)  der  Hölz- 
chen Howie  für  das  Reinigen  der  Rahmen  imd  BrettdUD  (§  b)  voneinanoer  getNOnte^ 
loräftig  ventilierte  und  entsprerhend  eintrprichtete  Käume  vorhanden  sein. 

§  'd.  Das  Schwefeln  und  daa  i'aruliinieren  der  Hijhßhm  mua^  derart  vorge* 
nommen  werden,  dass  die  entweichendeo  Dini|^  abgeleitet  werden,  oiine  in  die  Ar- 
bettsräume  zu  gelangoi. 

§  4.  Die  Zündmasse  soll  in  Terschloieenen  Apparaten  beratet  wenlea.  Das  Be- 
tniWn  der  Hölzchen  darf  nur  mittels  eingedeckter  Apparute  vorgenommen  werden. 

^  5.  Die  beim  Betunken  der  Hölixhen  verwendeten  üahmen  und  Brettchen 
sind  jedesmal  vor  ibier  Wiederrerwendung  von  der  SSfindnuwae  an  reinigen. 

§  6.  Die  Trocken  kam  in  rrn  >ind  feuerbicher  her/.natellen  und  zum  Zwecke  der 
Beheizung  und  Lüftung  derart  einzurichten,  daas  die  E^uiierung  von  auß^en  möglich 
ist;  auch  ist  Vorsoree  zu  treffen,  dass  die  in  den  "iftockenlceinmem  entstehMiden 
Dämpfe  auf  keinen  Fall  in  die  Arbeitsräume  gelangen  können,  sonrlcm  in  im-chnd- 
licher  Weise  (durch  eutsprechend  hohe  Essen  oder  durch  Leitung  ul«  i  1  euerhiatten 
Q.  dergL)  über  Dach  ins  Fnin  geführt  werden. 

§  7.  Bei  der  Erzeugung  von  silberglänzenden  Zündköpfcheo,  bei  welcher  die  ge- 
tunkten Hölzchen  in  der  Trockenkammer  der  Einwirkung  von  Schwelelwasaento^lkB 
auc^gesetzt  werden,  sind  die  Trockenkammern  derart  einzuridltcn,  d«ee  dae  EineleiUm 
der  idchwefelwasaeBsu^entwickler  von  aussen  erfolg  kann. 

§  &  Bebnfii  kriftimr  Dnidiilfiftnng  eolien  irabneid  der  USlOamuub,  denn  ao- 
wohl  vor  Beginn  al>^  nach  ädilnee  der  Arbeit,  niocgene  nnd  alMode,  die  Feoeter  nnd 
Türen  offengehalten  werden. 

Alle  fäume,  in  welchen  mit  Fhoepbor  meninaUert  wird,  münt^en  glatte,  fugen- 
lose, waschbare  Fusebödcn  und  einen  ebensolchen  verputz  der  Wände  »halten.  Die 
Fu8!<b5den  sind  täglich  nach  Bchluss  der  Arbeitszeit,  die  Wände  monatlich  einmal 
gründlich  zu  reinigen. 

?  0.  Der  Kehricht  axia  allen  Käumen,  in  welchen  mit  Phosphor  manipuliert 
wird,  iiarf  nicht  in  Behältern  oder  Gruben  geßammelt,  sondern  musß  Tag  für  Tag  in 
einem  geschlossenen,  gut  ziehenden  Feuerraum  verbrannt  werden. 

§  10.  Die  Entleerung  der  Trockenkammer  darf  erat  nach  ToUstandiger  Abkub- 
lung  und  Entweichen  der  Dämpfe  vorgenommen  werden. 
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I  11.  Die  Zündwarenvorrätc  ^ind  in  eigenen,  von  den  AxbcitaiiliiMD  gstnontHlt 
feuemchena,  kühlen  und  luftüen  Loluditäten  zu  verwahren. 

§  12.  Jngendlklie  HOfnibeiter  sowie  FkMUDBpexBonen  in  Toi^erücktem  Stadimii 

der  SchwangerRchaft  nnd  Wöchnerinnen  dürfen  nicnt  beschlftigt  werden;  auch  Bout 
dräien  nur  solche  Personen  zur  Verwendung  zugelassen  werden,  welche  vom  Arzt  ah 
gerond  befunden  wurden. 

In  der  Verwendung  bei  der  Rereituni;  der  Zündmasso,  brnm  Tunken  der  Hölz- 
chen, beim  Iteiuigen  der  Rahmen  und  lirettchen  und  bei  den  Arbeiten  in  der  Trocken- 
kammer muss  ein  allmonatlicher  Wechsel  der  Arbdter  zu  andavn  als  den  oben  b»- 
nichneten  Arbeiten  eintreten.  Dieser  Wechsel  moBS  jedoch  sofort  voraenommen 
worden,  wenn  sich  die  ersten  Anzeichen  einer  krankhaften  Beschaffenheit  der  Zähne 
oder  Kieferknochen  einstellen. 

g  13.  Der  Arbeitgeber  ist  verpfUchteti  den  Arbeitern  auf  eigeDe  Kosten  beson- 
dere Üeberideider  beiswrtelleii  und  dcfOr  sa  amgea,  dass  sidi  die  Aibeittr  dieser 
Kleider  auch  bedienen.  Diese  UebeddeidMr  dnd  allwöchentlich  auf  Eosten  des  Ge- 
werbeinhabers zu  waschen. 

§  14.  Der  Arbeitgeber  heft  dafür  zu  sotigen,  dass  die  gewiUuiUchen  Anzüge  der 
Arbeiter  nicht  in  den  Arbeitsraumen  ahtrelegt,  sondern  in  besonderen,  nach  dem  Ge- 
schiechte  der  Arbeiter  getrennten  Lokalen  verwaiirt  werden,  welche  mit  Kleiderrechen 
sa  versehen  sind. 

In  diesen  Ixjkaleu  dürfen  die  AT]>eifsftnzüge  nicht  aufbewahrt  werden.  Dieselhon 
müssen  vielmehr  in  eigenen,  von  dem  vorervviiliuten  Garderobelokal  getrennten,  aber 
in  demselben  Gebäude  befindlichen,  mit  der  er  fonl  er  liehen  Anzahl  von  Waschbecken 
und  Wasserbehältern  ausgestatteten,  gleichfalls  nach  dem  Geachlechte  der  Arbeiter  ge- 
trennten Bäumen  nntergeoradit  werden.  Für  die  bä  der  Manipulation  mit  Fboepfior 
beM^äftigten  Arbeitsporsonen  sind  die  erforderlichen  Badeeinricntungen  beizustellen. 

§  15.  Der  Arbeitgeber  hat  darüber  zu  wacheU;^  dass  Genuas-  und  Nahrungsmittel 
in  die  A  rbsUsf  Siune  nidtt  gebracht  werden  and  ist  insbesondere  den  AilMitera  tn  ver- 
bieten,  do-ss  dieselben  vor  dem  Wc<'h8eln  der  Kleider,  dem  Wa«chen  der  Händt;  nnd 
dem  Ausspüicfi  deh  Mundete  etwas  geuiessen.  In  allen  Räumen,  in  wdciien  mit  l'hos- 
pfaor  manipuliert  wird,  ist  auch  das  Rauchen  nt  verbieten. 

Der  Arbeit treber  hat  weiter«  darüber  zu  wachen,  dass  sich  die  Arbeiter,  bevor 
sie  Nahrungsmittel  genii^ricn  oder  die  Fabrik  verIat^8en,  Get^icht  und  Hände  waMcheo 
und  den  Mund  mit  reinem  Wasssr  MIBspülon. 

Der  Gewerbeinhaber  ixt  ferner  verpflichtet,  Trinkwasser,  Mundausspülmittel,  Ge- 
ftsse  zum  iMundausspüIen  sowie  endlich  Seife  und  reine  Handtücher  auf  seine  Kosten 
und  in  solcher  Menge  beizustellen,  da.s.^  auf  jeden  ArbflUsr  ein  WllWUTfllss  Und  min- 
desteos  wöchentlich  ein  fhschea  Handtuch  entfallen. 

Bas  Verbleiben  der  Arbeiter  in  den  Arbeitsrlnmen  wihrend  dsr  Mittagspaose 
darf  nicht  gestattet  werden  und  ist  währenil  dieser  Zeit  den  Arbeitern  auch  der  Zu- 
tritt in  die  Arbeitsräume  zu  verwehren.  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  Bpdse- 
ifmne  und  nötigenfiaHs  Wirmeküchen  beizostellen. 

§  Ifi.  In  das  zur  ersten  Hilfe  bereit  zu  haltende  Material  (§  1,  Punkt  9,  der 
Verordnung  vom  23.  November  19Ü5,  KGBl.  Nr.  176)  ist  auch  ein  ent'^prechender 
Vorrat  an  Gegenmitteln  bei  »llflpHg  vorkommenden  akuten  Phosphorvergiftungeo,  wie 
Teq)entinöleniuleion,  Lac  magnesiae  gemischt  mit  der  gleichen  Menge  ( 'hlorwaji*'^. 
Ohlorkalk WH.~ser  (8  g  Chlorkalk,  400  g  Wasser.  10  Tropfen  reine  baizsäurej  aufzunehmen. 
Ausserdem  hat  der  Unternehmer  für  die  Belehmng  der  AiiieitMr  über  BelrielM^geislir 
und  die  erste  Hilfeleistung  Vorsorge  zu  treffen. 

§  17.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  Ueberwachnng  des  GesnndheitszuBtandeB 
der  Arbeiter  einem  Arzte  zu  übertragen,  welcher  der  Gewerbebehörde  namhaft  zu 
machen  ist.  Dieser  Arzt  hat  die  Arbeiter  vor  der  Aufnahme  in  die  Beediäftiguna  uad 
daan  weiteriitn  alle  14  TVige  zn  ontersnchen,  jene,  weldie  «krofnl9e  veranlagt  sind  oder 
eine  krankhafte  Beschaffenheit  der  Or^'ane  der  Mundhöhle,  inshcsondere  ni>s  'Jebi-^cf 
(kariöse  Zähne)  zeigen,  zu  der  Beschäftigung  im  Betriebe  als  ungeeignet  zu  bezeichnen 
und  die  Ergebnisse  seiner  jeweiligen  Untenaehungen  untor  ti^iiM«im«lM»>  Anffihmiig 
aller  .\r1>eiter  in  ein  Vermerkbucn  einsutnigen,  welches  den  gesetrliciim  Anfiidili- 
orgaiien  zur  Einsicht  vorzulegen  ist. 

Der  Alst  hat  sich  auch  zu  überaeagen,  ob  die  im  Interesse  des  Gesnndheitswohles 
der  Arbeiter  angeordneten  Vorsichtsmassr^ln  beobachtet  werden,  den  Arbeitgeber 
oder  in  dessen  Anwesenheit  oder  Verhinderung  den  verantwortlichen  Betriebsleiter  auf 
vorkonnnende  Mängel  aufmerksam  zu  raachen,  deren  BcBeitigung  zu  beantragen  und 
diese  Anträge  im  Yonnerkbuch  au  verseichnen.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  jene 
Fteeonan,  weksfae  der  Am  als  aar  Verwendang  in  ihrar  biuerigen  Besebiftigung  ak 
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ungeeignet  bexeichriel,  v  in  ilcr  I  rtrrffcjiden  Arbeit  aaszuBcbliv^sen.  Der  Arzt  ist  ver- 
pflichtet, von  jeder  ürkraakona;  an  i'hofipliornekroee  sofort  der  Oeverbebeb&ide  An- 
Mige  so  eratattMi.  AwecHfln»  luit  derselbe  «n  fldihus»  ehies  feden  EjüendeniiintBles 

fiber  eolnr  Tätigkeit  Vtri  T'cIm  t  u  ik  biiriL'  rli-  ( ie8undheit«ziit*lAn<Ier*  der  Arbeiter  sowie 
Über  dteaeu  Geäundheitszu.sLaud  c«elbät  d^  Gewerbebeliörde  Bericht  zu  erstatten.  Diese 
Ameigen  and  Berichte  Bind  von  den  Oewerbebehciden  deo  zaBtSodigen  Gewerbeinapcic- 
tonn  zur  Kennt  niH  zq  bnneen. 

§  18.  Die  AnitpSrzte  nahen  durch  zeitweilige  Visitationen  der  Betriebsräume  sich 
zu  überzeugten,  ob  die  vorstdietideii  sanitären  Anosdnnngsil  befolgt  werden,  und  über 
das  Erpehms  ihrer  Wahriichmnnprr>n  Bericht  zu  erstattOi«  Aqgu  diese  Berichte  sind 
den  Gewerbeiuf^pektorcu  zur  Keuiituis  zu  briugea. 

B.  Für  Betriebsanlagen,  in  welchen  bei  der  Zündhölzchenfabri' 
kfttion  kein  anderer  Phosphor  als  roier  verwendet  wird. 

§  19.  Die  aor  Verarbeitung;  gelangeodea  Materialien,  als  roter  Phosphor,  Kalium- 

chlorat  fcblorsauree  Kali),  Sehwefelautimon  Ubw.  «lürfen  nur  in  feuersicheren,  von  den 
ArbeiLnräumen  getrennten  Lokalitäten  und  das  Kaliurachlorat  völlig  abgesondert  von 
den  anderen  Materialien  verwahrt  werden. 

§  20.  Die  Zubereitunj;  der  Zünd-  und  Beibmasse  darf  nur  in  ausschliesslich 
diesem  Zwecke  dienenden  Räumen  erfolgen  und  nur  ganz  verlässlichen,  mit  den  m  be- 
obtchtenden  Vorfiicht,"ina.«!*re^'(ln    irtrauten  Arbeitern  überlassen  werden. 

8  21.  Das  Kaliumchlorat  darf  nur  in  fein  verriebenem  Zustande  mit  den  gleich- 
fdls  lein  gepulverten  BreankOrpern  und  nur  im  feachton  Zustande,  M>wie  unter  sorg* 
flUtiger  Vermeidung  von  Stos.sen,  Schlagen  oder  Reiben  vi  rini-i  ht  \vi  rd'  ii, 

§  22.  Die  AufertiguDg  der  Reil:>flächen  hat  in  einem  abgesonderten  ixjkale  zu 
gsschdien. 

§  23.  Da.-^  Einnehmen  von  Mahlzeiten  und  Zusichnehnien  von  Ortranken  während 
der  Arbeit  ist  den  Arbeitern  in  allen  jenen  Kaumen,  in  welchen  mit  rotem  Phosphor, 
Kaliumchlorat,  giftigen  MetaUTerbindiiiigen,  besw.  mit  GemischeD  der  gauuiiiten  Körper 
{eaibeitet  wird,  m  untersagen. 

C.  Für  Betriebsanlagen,  in  welchen  bei  der  Z ü  ndhö I /  ^  h  n  f  abrikat  io n 
gewöhnlicher«  d.  L  gelber  oder  weisser,  sowie  auch  roter  Phosphor 

yerwendet  wird. 

§  24.  Falls  hd  der  Elrsengiuijg  von  ZQndholzchen  sowohl  gewöhnlicher,  d.  i. 

pc]hf^r  rnlfT  weisser  Pho<»phnr,  f<owie  auch  roter  Phosphor  verwendet  wird,  ist  die 
Faijnkaiion  rücksichtlich  aller  Arbeitsphasen,  l)ei  welchen  weissphosphorhältigeH  Ma- 
terial auftritt,  räumlich  oder  zeitlich  von  der  Erzeugung  weinsphosphorfreier  Zünd- 
hölzchen strenge  zu  trennen  und  sind  die  für  die  betreffende  Betriebsweise  oben  unter 
A,  bezw.  B  gettoffen^  Vorschriften  genau  za  befolgsn. 

D.  Schlussbestimmungen. 

§  Äi.  Ein  Exemplar  dieser  Verordnung  ist  in  jeder  der  unter  A,  B  und  C  be- 
zeichneten Betriebsanlagen  an  einer  geeigrictcn,  allen  Arbeitern  zugänglichen  Stelle  an- 
zuschlagen und  stete  in  gut  leserlichem  Z umstände  zu  erhalten. 

Art.  n.  Die  Bestraomungcn  dieser  Verordnung  fin  lin  .sowohl  auf  schon  be- 
stehende als  auch  auf  erst  zur  Errichtung  (Neuerrichtung  oder  Aendertinp)  gelangende 
Anlagen  mit  dar  Massgabe  Anwendung,  das»  jene  Anordnungen,  welche  die  Anlage  der 
B^ebsräume  bereits  rechtskrfiftig  koni*cDticrter  Betriebe  betreffen,  nur  insofern  anzu- 
wenden ftinii.  als  sie  nicht  etwa  mit  dem  Konsense  im  Widerspruche  stehen. 

Art.  III.  Die  Ueberiretungen  dieser  Verordnung  werden,  insofern  nidit  dn 
Btrafgerichtlich  zu  verfolgender  Tatbestand  vorliegt,  nach  den  Btrafvorschriften  der 
Gewerbeordnung,  bezw.  der  Ministerialverordnong  vom  3U.  September  1067,  KGBL 
Nr.  198,  geahndet 

Art.  rV.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft.  <  ;1rii^li7i  :tig  tritt  die  Mini- 
sterialveroidnung  vom  17.  Januar  lbö5,  KGBl.  Nr.  b,  ausser  Kraft. 

5.  Handelsgewerbe,  Arbeitszeit  im  — . 

Abgeordnetenhaus.  TTobermittelnno;  eines  (jleeetzentwurfes  als  Ee- 
gierung.svorlage  durch  daa  Handelsministerium. 

Gesetz  vom  .  .  .  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Oewerbe- 
ordnimg. 
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Artikel  1. 

In  dem  VI.  Huiptstücke  der  Oef^erbeordnong  (Kundmachang  des  Handel»- 
minisierfl  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  dee  Innern  vom  IG.  AugiuBt  19<'*7,  ROR! 
Nr.  VJ'J)  haben  die  im  Artiicel  II  anffefühiten  Aeudtfimfen  der  Bezeidmuug  der 
ZuMUbeBtimmungen  aoww  all  iMM  ZwitM  di«  nadiHtahwnden  BnttnuBiiBgaD  im 
Oeltnog  sa  treten: 

D.  Fftf  Hilfsarbeiter  in  Handelegewerben* 

t96d.   In  Haoddegewcrben  iat  den  HilfearbeitMii  (g  73)  oacil  Beendigung  der 
en  Arbeitanit  eine  nnnntnbiocbene  Baheceit  Yon  mintolcna  10  Standen  m 

gewähren. 

Innerhalb  dtr  .Irbeitpzeit  hl  den  IlilfHarbeitem  eine  angemessene  Mittagbpause 
einsmäumen.  Die  Mittagapauae  kann  für  alle  Hil&arbeiter  dea  Beüriebee  g^gichafttig 
oder  im  Wege  der  Abwedielung  gewihrt  werden  nnd  mnn,  wenn  die  nadmitttf^ 

Arbeitezeit  mehr  rIh  vier  Stunden  betrilfrt  und  die  Hilfsarbeiter  ihr  Mlttageswai 
aosa^halb  dee  UauHee,  in  dem  sich  dan  Geschäft  befindet,  eiauehmeu,  miodeetena 
dlne  nnd  eine  halbe  Stunde  betragen. 

§  96e.  1 H  i  T  fandelsgewerben,  deren  Warenumsatz  sich  in  fnr  den  Kundeuvcrkehr 
offenen  Geechaltislokalit&ten  (Laden)  vollzieht,  sind  diese  Lokalitäten  aamt  den  zu 
denselben  gdiDrigen  Kontoren  und  Magazinen  In  der  Zelt  von  9  Dhr  inende  bis 
5  Uhr  morpens  j^eechlosmi  ?n  halten. 

Kunden,  die  beim  Ladüübchluüä  in  dem  Ladou  schon  anwesend  sind,  dürfea 
noch  bedient  werden. 

Die  politiache  I^deabebörde  kann  nach  Anhöning  der  Handels-  und  Gewerbe» 
kunmer,  der  betreffraden  Gemdnden  sowie  der  betreffenden  Genossenschaftsrer' 
gammlungm  und  der  bezüglichen  GehilfenversanimlunKcn  anordnen,  da.ss  in  ein/einen 
Gemeinden  oder  in  bestimmten  Teilen  derselben  wuirend  dea  ganzen  «Tahzea  oder 
wfhrend  bestimmter  Zdtrinme  oder  an  beetimmten  Tagoi  der  Lacmisdilnse  schon  in 
einer  früheren  zwischen  7  nnd  0  Uhr  abends  festzusetzenden  Tagecii-t''inrlc  zu  erfolpen 
habe.  Ditsm  Anonbiun;:;  kann  für  die  Handcbgewcrbe  im  allgemeinen  üUer  füreinzebe 
Kategorien  denselben  getroffen  werden. 

5  %f.  An  Marktlagen  können  die  im  96e  erwähnten  Lokalitäten  fnr  den 
Einküui  und  Verkauf  der  Verkehrsgcgcuh laude  des  betreffenden  Marktes  gleichzeitig 
mit  dem  Beginne  der  Marktzeit  geönnet  werden. 

§  9('>^.  In  den  im  §  96e  erwähnten  r<f)lralitiitffl  sind  üir  die  weiblichen  HiUi' 
arbeiter  Sitzgelegenheiten  beizustellen. 

§  9Gh.  Die  BosHtimmimgen  des  §  OfVl  über  die  Mindestruhezeit  der  Hilfsartteiter, 
besw*  die  in  §  9(ie  (Abaats  1  und  3)  voigeeebenen  Beetimmungen  über  den  Leden* 
aefalOM  finden  Iceine  Anwmdnng; 

1)  auf  Arbeiten  nw  Vornanme  der  Inventur, 

2)  auf  die  Ucberdiadluiig  oder  Neueinrichtung  des  Gesch&fteSi 

3)  auf  daa  Beendien  der  Märkte, 

1)  auf  Arbeiten,  welche  zur  Vprhütung  des  Verderbens  von  Wann  odM  in 

sonsti^eu  Notfällen  unv^äglich  vurgenümmen  werden  müssen, 
0)  ausaerdem  an  höchstens  dreisstg  Tagen  im  Jahre. 

Sofern  in  den  unter  Z.  1  bis  erwannten  Fällen  eine  Kürzung  der  .Mindewt- 
mhezeit  der  Hilftiarbeiter  eintritt,  genügt  die  Anzeige  an  die  Gewerbobehörde,  die  ia 
dem  unter  Z.  4  erwähnten  Falle  aucn  nacbträgUch  binnen  24  Stunden  erstattet 
werden  kann.  Wenn  jedoch  in  dem  unter  Z.  5  owähnten  Falle  überdies  eine  £in> 
sehrSnkung  der  Ladenschlusszett  (§  98e,  Absatz  1  nnd  3)  eintritt,  werden  diese 
ausnahnisweisen  Ladenschlusszeiten  sowie  die  Tage  des  ausnahmsweisen  Ladenschl«*?« 
von  der  üemönd^iehörde  erster  Inatanz  nach  Anhörung  der  betreffenden  Genossen- 
echafteTersammlnngen  nnd  der  Gchilfenvenuunminngen  eUgandn  oder  für  einnlne 
G^häftszwetgo  und  Ortsgebiete  bestimmt. 

Für  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  gebi'dirt  den  Hüfsarbeiteni  eine  an- 
gemessene besondere  Entlohnung. 

§  96i.  Während  der  Zeit,  zu  welcher  die  im  96e  erwähnten  Loknlitritfn  ge- 
schlossen »ein  müsHen,  Ist  dm  Offenhalten  der  für  den  Warenverschleisa  der  Pru<iuktion»- 
gewerl>c  Ix-siimmten  Laden,  desgleichen  das  Feilbieten  von  Waren  im  Umha^eho) 
und  auf  der  Strasse,  sofern  in  Hezug  auf  das  Feilbieten  von  Waren  auf  dar  Stnase 
von  der  Gewo-bebehörde  nicht  Ausn^unen  zugelassen  werden,  verboten. 
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Artikel  IL 

Die  mit  dem  Gesetze  Tom  22.  Juli  1902,  RCiHl.  Nr.  löö,  eingeführten  Zusats» 
bestimman^en  dos  VI.  Hauptetückes  der  Gewerbeordnung  „B.  B.  für  Hilfsarbeiter 
bei  konzeßBionierieu  Baugewerben  und  anderen  Bauuuieruehraungcn"  (§  9üc)  erhalten 
die  Bezeichnung  Für  Hilfgarbeiter  bei  konzessionierten  Baugewerben  und  anderen 
BaauDtemehmungeu'^  und  die  ZusatzbestimmungeD  des  VI.  Hauptstückes  der  Gewerbe 
ardnnog  „C.  FOr  Iiehrlinge"  (§§  97  bis  104e)  werden  bezeichnet  ,f .  Für  LehiÜDge'* 

Artikel  UL 

Dieeee  Gesets  tritt  drei  Monate  nech  seiner  Knndmachnpg  in  Kraft 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  di&^ef  Ge?4ctze8  ist  Mein  Handelenunietar  im  Einvemehmen 

mit  Meinem  Minister  des  Innern  betraut. 

6.  V  e  r  8  i  c  Ii  e  r  u  n  g. 

Abgeordnetenhaus.  Begierungsvorlage,  betr.  Internationale 
Abkommon  auf  dem  Gebiete  der  ArbeitenmfkUTerddfttnmg.  (Sosinle 
BnndBohan,  10O8,  Xr.  1  S.  20. 

§  1.  Die  R^erung  ist  ermächtigt,  mit  den  Regierungen  solcher  Staaten,  in 
welchen  der  inländischen  Unfallvcrsicherungs-Gesetzgebung  entsprechende  Füraorge- 
einrichtungen  bestdien,  Abkommen  SOT  Bähung  der  WecEselbeziehnngen  Mif  dieiem 
Gebiete  abzuscbli&tsen.   Hierbei  kann  im  Falle  der  Gegenseitigkeit: 

1)  die  Versiebet ungspflicht  rücksichtlich  der  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  von 
Betrieben  im  Inlande,  welche  Bes^tandteile  eine«  ausländ i Richen  Unternehmens  sind, 
■lugeachloeeen  und  Mif  Arbeiter  und  Jietriebsbeunte  von  betrieben  im  AuaUnde, 
welche  Bestandteile  eines  amUndisehen  UntemdbmenB  sind,  ausgedehnt,^ 

2)  da«  bfi  Fost-^tellung  von  derlfi  l'>t-t rieben  zu  beobachtende  Verfahren  ab- 
weichend von  den  Bestimmungen  der  betreffenden  mländischen  Gesetze  geregelt, 

3)  die  Aufhebung  der  Bestimmungen  des  §  42,  Absats  1  des  Gesetzes  Tom 
28.  Dezember  1SS7,  RGBl.  1  ex  ISkS  (Kapitalabfindung  von  ausländischen,  im  Aus- 
lande sich  aufhaltenden  Anspruchsberechtigtenj,  rücksichtlich  der  Angehurixen  jener 
Staaten,  derai  analoge  Geset^id^g  die  gieidi  gfinstige  Behandlung  osterrdchisclMr 
Btaab>angehöriger  anerkennt,  zugestanden  werden. 

§  2.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  (tesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner  ivund- 
machung  in  Wirksamkeit  tritt,  i^t  Mein  Ministar  dee  Innem  im  EinTemehmen  mit 
Meinen  beteiligten  Minietem  betraut 

il.  Belgique.  Belgien. 

(Chambre  des  Bepr^aentants  im  Jnhre  1907.) 

1.  Aehtstundentag  a.  Bergwerke  Nr.  8,  n  und  o. 

2.  Altera-  und  Invaliditätsr euteu  s.  auch  Bergwerke  Kr.  3a. 
20.  M&rs.     Vorlage  einea  GesetsvoriMshlags   Warooqa^  betr.  die 

Ausrichtung  einer  jährlichen  Alters-  und  Invaliditfttarente  Ton  wemgatens 
aeO  Franken  für  jeden  Arbeiter  (Doc.  Nr.  1 10). 

3.  Bergwerke  (Bd.  V  S.  606  Xr.  7). 

a)  23.,  24.,  25.,  3(».,  31.  Jan.,  1.,  6.,  7.,  H.,  13.,  14.,  15.,  20.,  21.,  22., 
27.,  28.  Febr.,  1.,  Ü.,  7.,  19.  M&rz.  Artikelweise  Beratung  (Altersrenten, 
Frauen-  und  Kinderarbeitsbescbrftnkong,  Hygiene,  Daner  der  Arbeit  der 
Erwachaenen,  Achtstundentag,  Vermittlnng,  Schiedssprechun^)  dea  Be- 
gierungsgesetzentwurfes zur  Ergänzung  und  Abänderung  der  Gesetze  vom 
21.  AprU  1810  und  2.  Mai  1887  über  die  Bergwerke.  10.,  11.,  12.  April 
Schlussabstimniung  ^). 

1)  Der  Entwarf  wurde  am  11.  April  1907  von  der  Begieroog  suAekfsaofn,  s.  Boll. 

Bd.  VI  8.  63  Nr.  5. 
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b)  22.  xmd  28.  Jan.  Interpellation  Denis,  Berloz  und  Destrte  Mi 
-den  Industrie-  und  Arbeitsminister   betr.  „BergwerkskonseMioiieii  im 

■belgischen  Nordbecken". 

c)  27.  Fobr.  Vorlage  eines  Gesotzvorschlagea  Noujean  betr.  die  Vor- 
nahme einer  parlamentarischen  EiKiuete  über  die  mutmasslichen  (ikonomi- 
«chen  Wirkungen  des  8-stündigen  Arbeitstages  in  den  Bergwerken  (Doo. 
Nr.  85). 

4.  Daiier  der  Arbeit  s.  Bergwerke  Nr.  3a. 

5.  Frauen-  und  Kinderarbeitsbeschr&nkang  8.  Bergwerke 

Nr.  3a. 

6.  Frauennachtarbeit. 

27.  Juni.  Vorlage  eines  Regierung.sgeriet.zentwurl'es  betr.  die  inter- 
nationale Berner  Konvention  (1906)  über  das  Verbot  der  gewerblichen 
Nachtarbeit  der  Frauen. 

7.  (iefährliche,  gesundheitssch&dl  iciie  oder  Iftstige 
Betriebe. 

2.  Aug.  Vorlage  eines  Geeetsvorechlags  Hellinckz  betr.  die  gefiüir- 
lioben,  gesundheitssdiftdliehen  oder  Itatigen  Betriebe  (Doc.  Nr.  282). 

8.  Hygiene  s.  Bergwerke  Nr.  3e. 

9.  Industrie-  und  Arbeitsminibterium. 

23.  Jan.  Vorlage  eines  im  Namen  des  Zentralausschusses  erstatteten 
Berichtes  Verhaegen  flber  das  Budget  des  ludastrie*  und  ArbeitsministeriiiiiiB 
pro  1907. 

10.  Industrie-  und  Arbeitabeirftte. 

24.  Jan.  Vorlage  eines  Regierunc^s^resorzentwurfes  betr.  die  Fievision 
des  Gesetzen  vom  ir>.  Aii^:,'u.st  18>>7  über  die  Industrio-  und  Arboitsbeiräta 
durch  den  [nduatrie-  und  Arbeitsminiiitru-  (Doc.  Xr.  54,  Text  des  Ent- 
wurfes uad  Motivenberickt  Revue  du  Travail,  XII,  Xr.  4  S.  224  —  252}. 

11.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  s.  auch  Berg^ 

werke  Nr.  3a. 

22.  Febr.  Vorlage  eines  Gesetz  Vorschlags  Beruand  cur  Abänderung 
des  Art  2  des  Gesetzes  vom  18.  Dez.  1889. 

12.  Schiedssprechung  s.  Bergwerke  Nr.  3a. 

18.  Bclilufstfitten  des  Personals  von  gewerblichen  und 
Handelsbetrieben. 

25.  Jau.  Vorlage  eines  Gesetzvorschlags  Maenhout  betr.  die  Scidaf- 
stfttten  des  Personals  von  gewerblidien  und  Handelsbetrieben* 

14.  Sonntagsruhe. 

12.  Mftrz.  Vorlage  eines  Kegler uiigsgesetzentwoifes  sur  Ab&ndemng 
des  Art.  2  des  Gesetses  vom  17.  Juli  19€6  tlber  die  SonntMarohe  (Doc. 
Nr.  98,  Text  des  Entwurfes  und  MotiTenberidit  Bevue  du  firavail,  2LL1, 

Nr.  7  8.  43Ö--4dd). 

15.  Vermittlung  s.  Bergwerke  Nr.  8a. 


Digitized  by  Google 


III.  Espagne.  Spanien'). 

(Januar  bis  JoJi  1907.) 

1.  Auswanderung. 

Diy.  Ii).  Juni  lt>ü7.  Anfrage  Kahola  über  die  Uebelstände  bei  der  AuBwauderuus. 
Der  Miniftar  des  Inncra  stallt  dnoo  Owetoeutwurf  in  AuMiclit  (0.  d.  L  4.  B.  S. 
IV,  67.) 

Sen.  22.  Juni  1Ü07.  Vorlage  ciues  Gesetzentwurfs  betr.  AuswaaderuDg  durch 
den  Minister  dm  Innern  (B.  d.  I.  d.  R.  S.  IV,  147).  —  11.  Juli  1907.  Kommissions- 
bericht  (B.  d.  I.  d.  R  S.  IV,  839).  —  12.  Juli  1907.  LeBung  des  Kommionsberichtee 
(B.  d.  I.  d.  R.  8.  IV,  804).  —  15.  JuU  1907.  AMnderuogsaatrige  Od6u  de  Buen 
(B.  d.  I.  d.  R.  S.  IV,  m).  ~  10.  Okt  1907.  AUbidflrangnntii«  OaLbe(6n,  AUmmo 
CMtriilo,  ralomo  (B.  d.  I.  d.  R.  Ö.  IV,  864). 

2.  Institut  für  Soz i al re f ormen. 

8en.  25.  Juli  iyu7.  Li'suug  de;*  ßudeetkommiaeiotisbericiites  über  deu  (Gesetz- 
entwurf betr.  einen  Nachtragskredit  von  (K)000  Peseten  für  das  Institut  für  Sozial - 
xeionnea.  Stillschweifl»iid  genehmigt.  —  26.  Juli  1907.  BfhlnMiihft«»™«»"g  (£.  d.  I. 

d.  B.  ß.  IV,  my, 

IV.  France.  Frankraidi'). 

(AngoBt  bis  Dezember  1907.) 

44  ArbeitsIoHenunterstützung. 

Ch.  d.  1>.  24.  Oktober  1907.  Vorkwe  and  LeBong  «ne»  UewtevorBchlags  Cou- 
tant,  betr.  Erflffoong  dnet  «nsierofdentlicE«!  KreditHi  Ton  fn,  25000  für  den  Minister 

des  Innern  zur  Untcrstützun|j  der  Arbeiterfamilien,  die  durch  die  Arbeitslosigkeit  in- 
toige  der  Krise,  welche  zurzeit  di»  Aatomobii-  und  ähnliche  lodttstrien  durchmachen, 
in  »ot  geraten  aind.  Ueberweianng  an  die  Bndgetkommieiion  (Doc.  pari.  No.  1266). 

45.  Arbeitsstreitigkelten  (Bd.  V  8.  615  Nr.  44). 

Ch.  d  D.  27.  Dt'zcHiber  Hh)7.  Vurlaee  einet«  Berichtes  Colliard  über  die  Gesetz- 
vorschläfe: 1)  Mülerand,  betr.  die  gütliche  Beil^;ung  von  Arbeitsstreitigkeiten; 
2)  Paul  CoDStun  (Allier)  und  Qm,  betr.  den  Ansbatt  des  ätreikrechtes;  3)  Rndelle. 

betr.  die  gütliche  Beilegung  von  Kollektiv.i-treitigkeiten  zwischen  .Xrbeit^C'bern  un  l 
Arbeitern;  4)  Ferdinand  Bui^aou  und  (jcn.,  betr.  Aufnahme  der  Sciuedszwauglciauijel 
in  das  Pflichtenheft  der  von  staatlichen  Behörden  atihängigen  Unternehmungen; 
5)  De.^pliun  und  Chautard,  betr.  die  Unterdrückung  der  Streike  und  die  Einführung 
des  iScniodszwanges  in  den  Industrien  der  wichtigsten  Bedarfsgegenstände  (Doc.  pari. 
No.  141^ 

46.  ArbeitsiinfAIl& 

'^r.  22.  Oktober  1907.  Ueberweisung  de.^  am  5.  Juli  1007  vorgd^ten  Qesetc» 
entwurte^  zur  Abänderung  des  Artikels  ö  deä  CiegelZQ&  vom  12.  April  190(i,  betr.  die 
nichtpatentierten  Untemehmem  zur  Speisung  des  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1898 
über  die  Arbeitsunfälle  pe-^chaffenen  Garantiefondp  auferlegte  Beitragsleistung  an  die 
Kommission  für  Arbeitsunfälle.  —  9.  Dezember  19Ü7.  Vorlage  eines  Berichtes  Cor- 
delet  (Doc.  pari.  Xo.  320).  —  17.  Dezember  1907.  Dringlichkeiu^erklärung.  Auniüun«. 

Ch.  d.  D.  20.  Dezember  1907.  Ueberweisung  du4  vom  beuat  angenommenen 
Entwurfes  an  die  Kommission  für  sociale  Versicnerung  nnd  Vorsorge  (Doc  pari. 
No,  1401). 

b)  Ch.  d.  D.  20.  Dezember  1907.  Vorlage  eines  Geeetzvorachlags  Lebouoq,  betr. 
Abindwnne  d«B  Alt.  16  dm  GeeetMs  vom  3L  Hat  1905  aber  die  ArbcitsnnlUIe  (Doc 
ptiiNo.  089). 

47.  Arbeitsunfälle  in  der  Landwirtschaft. 

Ch.  d.  D.  24.  Oktober  1907.  Vorlage  eines  Oesetzvonachb^s  Paul  Beauregard 
Aber  die  Haftpflicht  bei  Arbeitsunfällen  in  der  Landwirtschaft.  Ueberweisung  an  die 
Kommission  for  sociale  Veisicheroog  nnd  Torso^ 

1)  Dip.  =  Congreso  de  los  Dipatudos;  Ben.      8ettado;  B.  d.  I.  d.  R.  8.  b  fioletlQ 

del  Inatituto  de  Rcformns  P  ialrs. 

2)  Ch.  d.  D.  =  Chambrc  des  l>6put{^s;  Se.  =  Stoak 
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4a  Arbeitsvertrag  (Bd.  V  a  616  Nr.  51). 

Cb.  d.  D.  27.  Dezemoa  1907.  Vorlage  eines  BerichtoB  Chambon  über  den  Ge- 
•etuntwurf  botr.  doi  ArfadtoTcrtnig  (Doc  p«d.  No.  1409). 

4d.  Antomobillndvatri«  b.  AriMitoloMBimtenit&tBiiiig  Nr.  44. 

60.  Bergarbeiterdelegierte. 

Ch.  d.  D.  18.  N  her  1907.  Vorlai'i  rines  Gesetzen twurfea  durch  den  Ar- 
beitaminieter, dahingehend,  es  sei  den  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1890  besteUteo 
Ber^beiterdeleeierteu  gestattet,  auf  die  In  Art  8  des  genaniiten  GewfaEeB  TorBCBohepe 
Weise  die  Zuwiaerhandiiing  gej^en  die  ( 'esetze  vom  2.  November  1892,  30.  Marz  1900 
und  29.  Juni  1905,  von  denen  m  bei  ihren  Inapdctjoneo  Kenntnis  erhalten  haben,  zur 
Aiutiee  sn  biiogHi*  üebenrairaiig  ia  die  Ajbwtelroinniiiiion. 

61.  Frauen  nacht  arbeit  •.  Naditarbeit  der  FcMiaii  Nr.  54. 

52.  ililf.-ikaBöeu  auf  üegcnBeitigkeit. 

Se.  29.  Oktober  1007.  Vorm^e  eines  summarischeo  Berichtes  Fortier  über  den 
Gesetavorschlag  Lourties  sur  Abinderung  und  £raSnzung  des  Gesetzes  vom  1.  April 
1898  betr.  die  HUfskatMn  auf  Oegensoitigkeit  (I^  pari.  No.  296).  —  7.  KovemW 
1907.  Beratung  dea  GesetzvoTBChlagB  Lourtiea. 

93.  LandwirUchalt  s.  AibeitnioftOe  in  der  UodwirlBehaft  Nr.  47, 

54.  Nachtarbelt  der  Frauen  (Bemer  Konvention  Bd.  VI  &  332  Nr.  29). 

Pf.  -yj  Oktolw^r  1907.  Vorlage  des  von  der  Ch.  d.  1>.  rin ^^^enommenen  Gesetz- 
entwuriüä,  betr.  die  Inkraftsetzung  der  internationalen  iieraer  ii^onventk»  äber  di« 
Nachtarbeit  der  Fnmen  in  d«  Indwtcie,  durch  deo  ArbeitKniniHer  (Doe.  peiL 
No.26e> 

55.  Ruhetag,  wöchentlicher. 

Ch.  d.  D.  20.  Dezember  1907.  Vorlage  eines  Gesetzvorschlags  Georgen  Beny 
betr.  Amnestie  für  die  Zuwiderhmdlungen  und  Vergehen  gegen  das  Gesetz  über  den 
wöchentlichen  Ruhetag.  Antrag  auf  Dringlichkeiteerklämng  und  sofortige  Beratung. 
Durch  Abstimmung  Üeberweisimg  an  die  Kommission  für  Selonn  des  Genchtsweeens 
(Doc  puL  Nob  14ffl). 

56.  Bchiedflzwang  (Bd.  VI  8.  333  Nr.  34)  a.  Ärbeiteatzeiti^raiten  Nr.  4& 

57.  Seeleute  a.  VonoffoiEiaae  im  Beeieate  Nr.  50. 

68.  Streik  recht  (Bd.  V.  B.  «21  Nr.  80)  ■.  AzWtBatNitigkwtai  Nr.  45. 

50.  Vorsorgekasse  der  Seeleute. 

C9i.  d.  D.  17.  Dezember  1907.  Vortage  eines  GesetzvonBChlagee  Armes  bete 
Beifügung  dnea  Paragraph«!  aom  Art  8  dea  OeaetM  tum  20.  Danmb«  1005  üb« 
die  Kaeee  rar  Vanozge  g^gen  Q«lahi«n  und  ünfiOIe  der  fieeknte  (Doc  pari.  No.  ISOt)^ 

V.  Gramle  Brotagno.  Grossliritaiiiiien. 

AiotnUflcliw  Sfutonbimd. 

3.  PililaiiMDt'). 

1.  SeaaioiL  (Farüamentarj  Debat»  7.  Edw.  VII,  VoL  XSXVI,  Nr.  1,  20r-2L 

Febr.  1907). 

1.  Ein-  und  A ur wander ung. 

NeneHebridcn.  8e.20.  Febr.  Sir  Josiah  Sjmon:  Dukrimente  Qb«  die  Ab- 
koomien  zwischen  Grosnbritaoiiiea  und  Jß^kretch*)  (10).  H.o.fi;.  20. Febr.  Johnson: 

derselbe  Gegenstand  (26). 

Europäische  Arbeit  H.  Ob  B.  20.  Febr.  Bamford:  Dokument»  Ober  die 
Einfuhr  eurüpaiischer  Arbeit  nach  Qoeenaland  (ßb),  —  Sa.  2L  Febr.  Qmttcmift  dtt- 

selbe  Gegenstand  (35). 

1)  Se.  «  Senate.  H.  o.  S.  »  Honsa  of  Bepresentativ««.  Die  eingeklamaertaB 
ZaUan  verweisen  anf  Seiten  der  Parliamentary  Debatea. 

2)  Boll.  Bd.  VI  8.  411  Nr.  1. 
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Bnssiiche  Juden.  H.  o.  R.  80.  Febr.  JofanM»:  Einfahr  nmiMlier  Juden 

nach  Südaustralien  (34). 

LaudwirtschttfUiche  Arbeiter.  8«.  21.  Fetur.  Dobioo:  £tleiohtflniDg 
dm  ESnwudaniDg  Umdwiitochaftlicher  Arbeiter  (36). 

Italiansr.  H.  o.  R.  21.  Febr.  JoImMMi:  Dokumente  fiber  dk  Eäawandenuig 

von  Italianerü  nnch  Queeneland  (93). 

diiueaeD.  H.  o.  B.  21.  Febr.  Johnaon:  Eindringen  von  Chineaen  nach 
Notd-Qaeeneland  (03). 

2:  BeasioD  bis  Ende  1907.   (Parliamentary  Debate  7.  £dw.  VII,  VoL  XXXVII, 
Xr.  1  liiB  Nr.  48,  3.  Jnli  Ins  13.  DeMmber  1907.) 

1.  Alterspenflionen  a.  andi  Bndsetdebatte  Nr.  4. 

Rede  des  GeneralgonveTnenrs.  3.  Juli.  Lit.  6:  ^Ferner  sind  die  finanziellen 
Besiehungea  zwischen  dem  Staateubund  und  den  ötaateii  mit  deda  IVemierDiinistcm 
beaprociieD  worden  und  da^  P>gebni8  die^^r  Besprechungen  wird  Ihnen  mitgeteilt 
werden.  Die  wichtigen,  in  Frage  Htehendcn  Angelegenheiten,  einschliesslich  der 
Ueb^mahme  der  AlterBrenten  durch  den  btaaienbnnd  werden  in  diesem  Zusammen- 
hang erwogen  werden"  (6). 

11.  o.  fL  10.  Juli.  Fräser:  Amnahlimg  der  Altenpenmonan  in  NenafldwaleB 
durch  die  Postatellen  (352). 

H.  o.  R.  24.  Juli.    Ilutchison:  Uniforniitüt  der  Altersnonsionen  (880). 

8e.  3.  Okt.  Antrag  Dobaou  auf  EinfiUirung  einer  obligatoxiaciben  Lebenaver- 
«idierane,  Alterspenakinan  nnd '  Ktukennrndienmg  ana  beiondiven  Stencm  der 
AiMtgcHMT  nnd  ArbeitDelioier  mit  Bnbvention  dea  SuateDboDdei 

2.  Arbeitsstreitigkeiten  e.  auch  Vermittlung  und  Sehiedaeprechunfr  Nr.ll. 
H.  o.  B.  14.  Nov.    Watkios:  Streik  der  Eohlengrubenarbeiter  m  Nensüdwales, 

Möglichkeit  der  Ausbreitung  über  die  staatlichen  Grenzen  hinaus  (6024).  H.  o.  B. 
15.  Nov.  King  O'Mallcy :  Aussperrung  von  Kohlengrubenarlieitern  und  Arbeitern  in 
Betrieben  zur  Hwstellung  landwirt-««  haftlicher  Maacninwi  (6094).  B.  o.  B.  6.  Dezbr. 
Btreik  spanisolier  Einwandn  (7ll3>. 

H.  o.  K  13.  Bept  Knoz;  Ombenaibeiterbedarf  in  Braken  HUI  (3396). 

4.  Budgetdebatte,  ».  auch  unter  den  betr.  Babriken. 

H.  o.  K.  13.  uit  !  14.  Aug.,  8.  u.  20.  Nov.  ^New  Prritertion" '),  Verbrauchs- 
steuern, Australische  irauHnarheitiiaussteUung,  Einwanderung,  Arbeitsverhältnisse  der 
Poatbeaoateo,  schwarze  Arbeit  in  Bergwerken  (1775,  1868,  6279). 

Be.  14.  Aug.,  13.  u.  2L  Nov.  Alterapeneionen ,  Arbeitsverhfiltnisae  der  Poet- 
beamten, Einwandming,  Repatriierung  der  Kanaken,  ^^ew  Protection*^*),  Verbrandia- 
eteoern  (1833,  5783,  öSl,  6300,  6348). 

5.  Ein-  nnd  Answandernng  a.  1.  Seeeioo  Nr.  1,  Budgetdebatte  Nr.  4. . 

a)  Förderung  der  Einwanderung.  Rede  des  GeneralgouverrvurH,  :!.  Juli, 
lit  9:  „Obgleich  die  Einwanderung  in  den  Staatenbund  ständig  zuuunut,  steiit  ihr 
Wachstum  dodi  in  keinem  Verhält iiit^  /u  unseren  Bedflrfoiaeen  und  Möglichkeiten. 
Die  Bedingungen,  unter  denen  sie  fortschreitet,  verlangen  em.sthafte  Erwägung.  Die 
ans  vielen  Gründen  dringende  Ernennung  cint^  Cuuiuiouweaith  Uigh  Commissioner 
wird  uns  im  Mutterlande  den  notwendigen  Einfluss  sichern. 

Se.  27.  8ept.  Walker:  Mittel  zur  Förderung  der  Einwanderung  von  Enropacm 
^900).  Be.  4.  und  IG.  OkL  O'Loghlin,  Fiudley,  St.  Ledger:  Laudbe»cha£iung  für 
täniranderer,  Kritik  dea  Herrn  Ben  XiUet  (4243,  4705). 

1>)  Sub  V e  n  t  i  on  i  er  u  n  g  von  E i  n  w  an  tle r  u  n  g8  "es  e  11  s chaf  l  en.  H.  o.  R. 
23.  n.  24.  JnlL  Watkins  und  Catts:  öubventlonierung  der  Neusiidwalee  Immigration 
League,  wdcihe  Binwandenr  in  fiberfOUte  Berirke  bringe  (771,  881  nnd  928).  H  o.  B. 
31.  .Tuli,  Beantwortung  der  beiden  letzten  Anfragen  mirch  den  Schatzminister  (1231). 
H.  o.  B.  1.,  6.  Aug.  \VatkinB:  Ankündigungen  der  £inwanderung^»eliwhafteu  (1413). 
—  Se.  13.N0F.  iMbatte  fiber  denselben  (%enatand  (5881).  Be.  9.  Okt  Ghttnway: 
IrrefQhnu^  Ton  Einwanderern  (4365). 


1)  BoU.  Bd.  VI  S.  XLIV. 
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c)  Kontraktarbeit.  H.  o.  R.  30.  Juli.  Watkins:  Einwanderac^  auf  Grand 
Ton  ArbeitsverträgeD  und  behördliche  Prüfung  dieser  Vertr^  (108^  JBL  o.  B. 
1.,  0.  Qsd  2a  Aug.  Bünfmd:  Binfalir  vün  gontnJrtwteitepi  (BSBl,  1748,  2344). 

(\)  Einwanderung  nach  Nord-Queensland.  Se  4,  Juli.  ChatAway: 
Waninng  landwirtecbaftlicher  Arbeiter  vor  der  £inwanderwg  nach  den  Zuckofeldon 
Noid'^ueenslands  durch  die  Kaiserliche  fi^erung  {29),  HT  0.  &  16.,  18.,  34.  JidL 

Eamford,  Turl«'y  un'l  Fin  iley:  Spanische  Einwanderung  nach  Queensland  auf  Orand 
von  Verträgen  der  Coionial  iSugar  Rcfining  Ck)mpan7  (502,  6ö0,  830).  —  Se.  9.  und 
14.  Aug.  Lynch:  Charakter  der  Einwanderer  (1689  und  1816).  Se.  15.  u.  16.  Aug 
Mo'i  tTi  Turley  betr.  Bericht  über  Anzahl,  Namen  et' .  <Ur  einführenden  und  einge- 
führten Personen  (1929  und  2055).  So.  10.  ükL  CliaUi.vay:  Warnung  vor  der  Ein- 
wanderung nach  Queensland  (4471).  —  H.  o.  R.  15.  Okt.  ßamford:  Unzufricdenhdt 
spanischcf  Einwanderer  (4647).  —  Se.  25.  und  30.  Oktbr.  Turley :  Arbeitf^verhältnitiue 
in  den  Zuckerrohrfeldem,  Frauen-  und  Kinderarbeit  (5175,  5284).  Se.  31.  ÜkL  Cha- 
tawav:  Arhcitcnuangel  in  den  ZuckerrohrfeUicrn  (5307).  Se.  1.  und  6.  Nov.  McGresor 
und  X>e  X/aigie:  Arbeitttverhältnisee  in  den  Zuckerrohrfeldem  Queenslands  (5467,  5&aQ), 
—  H.o.  B.  6w  Dczbr.  Bamford:  Strak  spaiUMher  Ebwandcrer  (7113). 

e)  Einwanderung  nach  Neuafldwales.   H.  o.  R.  I.Aug.   Watkins:  £ia> 

wandererhcdarf  in  NfUfiüawale«  (1281).  —  Se.  4.  Okt.  Dersel!>e  Gogcn.'stÄnd  (4276).— 
H.  o.  Ii,  lü.  Okt  Carr:  ungeregelte  Einwandenmg  uach  Neusüdwalce  (4518).  — 
Se.  25.  Okt.   (^uft  :  Schlechte  Erfahrungen  mit  Einwanderern  (5178). 

f)  Neue  llebridcn.  H.  n.  R.  11.  Juli.  Cot)k  für  Johnson;  Yerwendoog  det 
Subvention  für  brititKiie  Ansiedler  in  den  Neuen  Hebriden  (470). 

g)  Abinderung  des  Einwanderungsbeachrinknngsgesetse«.  H. 
n.  K.  (I.  Juli.  Bamford :  Ablodcnuig  dm  AxU  3,  lit.  k  des  GcMtcee  war  Beadtiiakiug 

der  Einwanderung  (244). 

h)  Durchführung  des  Ein  wanderungsbeschränkungsgesetEes. 
So.  31.  Juli.  Proft:  Einwanderung  von  Afghanen  nach  WestauHtralien  (1131).  —  H. 
o.  B.  8.  Aug.  Antrag  Frazer,  betr.  Vorlage  eines  Berichtes  über  die  Ansahl  einge* 
drangener  iuienr8n8cnt€r  Einwanderv»  flbflr  TsEfolgungen  imd  Btrafco  (1S96^  — 
8e.  13.  Nov.  Macfarhnir :  unerwünschte  Eiiiwaodening  (KöS).  —  Se.  14.  Not.  NciU: 
Deportierung  eines  Moileiu-s  (0900). 

Chinesen.   Se.  15.  Nov.   Chataway:  besondere  Chinesengesetzgebnng  (6061). 

Repatriierung  der  Pacific  I-flanders.  Rc<le  de«  (ieneralgouvemeuTs. 
3*  Juli.  Lit.  14:  ^\>:r-  ;illiijahliche  Retumierung  der  früher  beschäftigten  Pacific  Is- 
länders in  ihre  HfMUiai  iiai  sich  ohne  Rdbuug  oder  iliirten  Vollzügen,  zum  f/^mnea 
Teil  dank  dm  Zusainmenwirkens  der  britischen  Beamten  in  den  Solomoos  und  dea 
neuen  Hebriden  mit  den  Queensländer  Beamten,  die  im  Zuhammenhang  mit  dieser 
Aufgabe  vorübergehend  in  den  Dienst  des  Staatenbundes  übernommen  wurden'  (7). 

H.  o.  R.  k;.  Juli.  Johnson:  Schutz  rcpatinertcr  Kanaken  (S02).  —  8&  13. Nor. 

Debaftf  über  denselben  ( «cgentstnnd  i.58SI). 

licpiitriierung  auw  Südatnka.  Rede  des  (tcneralgouverueurs.  3.  JulL 
Lit.  l.~):  ^Nachdem  zur  Keantnis  der  Rc^erong  gebracht  worden  war,  dass  eine  be- 
trächtliche Anzahl  Australier  in  Südafrika  wegen  beschränkter  Umstände  in  den 
Staatenbund  zurückzukehren  wünschten,  wurden  etwa  1300  von  diesen  Leuten  unter- 
stntet  und  repatriiert"  (7). 

H.  0.  R.  1.  Aug.  Palmer:  Beschäftigung  repatriierter  australischer  Arbeiter 
(1325).  . 

6.  Franenarbeit  s.  andi  Budgetdebatte  Nt.  4. 

ir.  o.  R.  13.,  15.,  22.  u.  23.  Aug.  Mahon:  SttbventioitiflniDg  sfaur  FranaMriMt- 

Ausstellung  (17.W,  1877,  2236,  2345). 

7.  Haftpflicht. 

Se.  20.  Sept.  Guthrie:  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  betr.  die  Entschädi- 
gung verletzter  Seeleute.  Entwurf  in  Aup-:icht  gestellt  (3559).  Se.  25.  Okt.,  15.  Nov. 
Guthrie:  Einbringung  des  Entwurfes  eines  .Arbeiterhaftpflichtgesetzes  (5177,  6061). 

8.  1  ndu8triegeBetzgel)ung,  VereinheitUchung  der  — . 

H.  o.  B.  29.  Aug.  Antrag  (^n:  „Um  den  gewerbetreibenden  Kla—en  den  «ollen 
Genuas  der  vom  au8traLi*.chcn  Volke  angenommenen  ^rhtit:^politik'  zu  r'^wShrcn,  !«t 
das  Haus  der  Ansicht,  das»  die  Indu^trlegeeetzgebung  m  ganz  Auätraiien  einheitlich 
sein  solle,  und  daae  die  Staalaregiemngen,  nm  die  Vetänhwtlidinwg  sn  «imOgliclien» 
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TOD  der  Bnndeeregiening  aufgefordert  werden  sollen,  Gesetze  einzubringen,  welche  den» 
BundesparUment  gemäM  der  VerfaBSUDg  die  zum  Erlaas  einer  Bolchen  Industriegeeete- 
gehug  nofewwdlig»  Konpetens  geb«B.<<  Dvbatte  (2687). 

9.  StAftUbetriebe  s.  «ich  BndgetddMtte  Nr.  4. 

Post-,  Telegraphen  -  und  Tel  eph  on  <H  cn  8 1.  II.  o.  E.  24.  Okt  McDou- 
gall:  Anzahl  der  erwachsenea  und  der  jugendlichen  Angestellten  im  Post-,  Tüean^esk' 
and  TelephoDdionst  (5130).  H.  o.  IL  7.  Nov.  Beantwortung  (5692).  H.  o.  B.  29.  iTor. 
Our:  Aufihilfsaiigestiellte  im  Post-  und  Telegraphen  dienst  (6bl4). 

Postdienat  H.  o.  B.  10.  Juli  n.  6.  Aug.  Tndor;  Boochäftigmig  von  Knaben« 
ab  Enatc  fBr  ftiefträger  (504  und  1412).  —  8e.  7.  Aug.  Jindley  und  Btemot:  der- 
selbe Gegenstand  (14701.  H.  o.  R.  12.  Sept.  Malonc^:  niedrige  Entlohnung  von 
Zinunerleuten  durch  das  PoetdepartemeDt  (3230).  Uwendtarbeit ,  Feiertagsarbeit, 
Ünterbe8«tzung,  idchwitzsystem.  H.  o.  B.  28.  Aug.  Tndor  (2.313),  4.  Sept.  Page  (2794), 
1&  und  26.  Sept.,  1.  und  1.^.  Okt.  Webster  (3422,  3853.  ?,973.  -UIVJ),  17.  und  31.  Okt., 
7.  Nov.  Johnson  (4882,  5416,  5692),  17.  Okt  Mahon  (4847),  ÜO.  Okt.  Füller  (5329), 
7.  Nov.  Chantor  und  Mauger  (56Ü2),  Nov.  Bamford  (569H),  Mathews  (569(3),  Olyna 
(5697),  12.  Nov.  Liddell  (Ö803),  29.  Nov.,  4.  und  6.  Dez.  Gatts  (6814,  6968.  7117),. 
5.  Dez.  King  O'Malley  (7025),  9.  Dez.  Page  (7169),  Johnson  (7171),  12.  Dfz.  Webster 
(7417).      Be.  aa  Ang.  Bjuoj  Willie  (266lK  21.  Nor.  Gnqr  (M). 

Telegraphendienst.  H.  o.  R.  3.  Sept.  Maloney:  üeberzeitarboit  von  Td^ 
eraphisten  (2(}88).  —  Se.  6.  Nov.  Shory:  niedrige  Entlohnung  von  Malern  durch  du 
Telen-aphendepiurtement  (5647).  —  H.  o.  R.  22.  Nov.  Thomaa  Brown:  TJeberaeitarbelt 
im  Hauptbureau  Sydney  (6421),  6.  Dez.  Beantwortung  (7117). 

Zolldienst.  H.  o.  R.  27.  Sept.  Mahon:  Ueberzeitarbeit  im  Zolldepartemeol 
ohne  UeberseitentfldiSdigung  (3969).  EL  o.  B.  29.  Okt  Beantwortung  (5238). 

8 taatsd ruckerei.  Se.  24.  Juli.  Findlev:  Ueberzeitarbeit  und  -Entlohnung 
in  der  Staatsdrackecei  (830).  H.  a  B.  8.  Okt.*  Palmar:  Handarbeit,  Ausschaltung 
der  Betsoaaachinen  (431(y).  fl.  a  B.  19.  Nov.  Gatts:  Schwitzsystem  in  Sydney 
(6132).  —  H.  o.  B.  12.  Des.  MäkmtVi  Foien  für  AnsbüiMrbeit«  (7416). 


10.  Tabakindustrie. 

Se.  17.  Juli.  Findley:  Bericht  über  die  Anzahl  der  männUchen  und  weibhcheo. 
Arbeiter  in  Tabakfabriken  (564).  —  H.  o.  R.  8.  Okt.  Debatte  über  Arbeitaverhältnisse 
in  der  Tkbakindurtrie  (4311). 

11.  Verbrauchsetauern,  Begehmg  der  Ar  beitsverhSItnine  mittels  —  a.  «ndl. 

Badgetdebatte  Nr.  4. 

a)  Verb rauchssteuergesetz  betr.  Spirituosen  (Excise  Tariff  [Spirits] 

BiU). 

H.  o.  R.  2.  Okt,  Batchelor:  Nichteinhaltung  der  Befitimniungen  in  Siidnustralien 
•4142),  15.,  16.,  29.  Okt.,  7.  Nov.,  5.  Dez.  Hutchisou,  Batchelor  u.  a. :  strenge  Durch- 
führung des  Gesetzes  (4647,  4748,  5238,  5691,  7027),  11.  Dez.  Bericht  der  Regierung 
fiber  die  Durchführung  (7297).  —  Se.  11. Okt.  und  13.  Nov.  Findlev:  strenge  Durch- 
fiUirung  (4616.  5857). 

b)  Verbrauchsstenergesetz  betr.  landwirtschaftliche  Maschinen 
[Excise  Tariff  (Agricultural  Iniolements)  Act*)]. 

Se.  18.  Juli.  Motion  Needliam  (angenommen) :  „Auf  den  Tisch  des  Senates  soll 
ein  Bericht  gelegt  werden,  der  zagt:  1)  Die  Namw  aUer  Firmen  und  Fabrikanten 

Innclwirt.-icbRitlicluT  Maschinen,  welche  Ausnahmen  auf  Onind  des  Art.  2  des  Ver- 
brauchsäteuergesetzes  von  1906  geuiessen.  2)  Die  Lohnsätze  und  die  Arbeitszeit  der 
Arbeiter  dieser  Finnen,  wie  sie  beim  R^strator  des  Bundesgeriehtsbcrfee  ftr  Vermitt- 
Inng  und  Schieds.^prechung')  nioilrri.'f  legt  sind"  (650). 

H.  o.  R.  30.  Juli,  13.  Aug.  und  3.  Sept.  Motion  Hutchison  (angenommen): 
„Auf  den  Tisch  des  Hauses  soll  ein  Bericht  gelegt  werden,  der  zeigt:  1)  Die  Anzanl 
und  die  Namen  aller  HÜdaustralischen  Firmen  und  Fabrikanten  landwirtschaftlicher 
Maschinen,  welche  Ausnahmen  auf  Grund  des  Art.  2  des  Verbrauchssteuergefetze*  von. 
1906»)  geniesäen.  2)  Die  Anzahl  der  Landarbeiter,  welche  von  jeder  dieser  Firmen 
mit  der  Herstellung  landwirtschaftlicher  Maschinqi  beschäftigt  werden  und  als  »ge-- 


1)  Bull.  Bd.  TI  B.  XUY  «ad  459. 
S)  BnU.  Bd.  IV  &  462. 
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lernte  Arbeiter"  (aaed  to  the  trade)  Irltwiifiriert  sind,  und  die  Anuhl  derjenigen, 
wddie  als  „unsdenite  Arbeit«'^  (not  naed  to  the  tnMie)  Uaseifidert  eiod,  eowie  die 

Löhne  beider  Kategorien.  3)  Die  Anzahl  der  Arbeiter,  ausser  den  Landarbeitern, 
welche  von  jeder  dieser  Firmen  mit  der  Ucruteilung  landwirtschaftlicher  Maschinen 
beeeb&ftigt  werden  und  als  „von  mittlerer  Tüchtigkeit"  (of  avcmge  capacitj),  „lang- 
sam, unter  mittlerer  Tüchtigkeit"  (slow,  under  averape  oapacity)  und  als  „unter  mitt- 
lerer Tüchtigkeit"  (under  average  eapacitv)  klassifiziert  sind,  sowie  die  verschiedenen 
Beschäftigungen"  (1090,  1750  und  2688).  —  H.  o.  R.  4.  Sept.  Beantwortung.  Debatte 
(27!t0  und  2843).  —  H.  o.  K  13.  Aug.  und  13.  Sept.  Hutchisou:  Erhebung  der  Ver- 
brauchssteuern (1750  und  3268).  —  Se.  1  j.  Aug.  Chataway :  1)  Wie  gross  ist  der  Be- 
trag der  auf  Grund  de«  Verbrauchssteuergesetzes  von  1906  bis  zum  »).  Juni  1907  er* 
hoMnen  Verbrauchssteuern?  2)  Auf  wievÜBl  wird  die  tiumme  derjenigen  Verbraachs- 
«Aeoern  geschätzt,  die  gemäss  den  AnimahmebeBtimmungen  des  genannten  Oesetzes 
nicht  erhoben  wurden?  3)  Wie  gro-^p^  it^i  dtr  C5e«aintwert  der  Güter,  welche  unter  den 
Beekimmangen  des  genannten  Oeeeteee  in  der»elben  Frist  hergestellt  worden?  Ant- 
wort der  B^emng:  ,4n  der  Annahme,  dnas  die  Anfraß  rieh  nur  auf  daa  ▼«rbrancbi- 
8teuerge«et7.  von  19(X)  betr.  landwirtschaftliche  Maschinen  bezieht:  1)  Null.  2)  Ver- 
brauchflsteuern  sind  nur  bei  einem  Bruch  der  Arbeitsbedingungen  einziehbar.  Bisher 
iat  kein  aolcfaer  Brnch  zur  Kenntnis  des  Departements  gelangt.  3)  Ohne  giOBaa  Ver- 
zögern nt^  und  erschOpfoDde  Erhebung  iat  es  nicht  tualidi,  eine  aokhe  ächitaiiiig  vor- 
zunehmen" (1927). 

8b,  16.  Aug.    Dobson:    „1)  Häk  die  Begieruns  eine  Unteraadiang  vorg»» 

nommen,  um  festzustellen,  ob  den  Bestimmungen  des  Verbrauchssteuergesetzes  betr. 
landwird^chaftliche  Maschinen  in  irgendeiner  Weise  Nachachtung  verschafft  werden 
muss,  und  wenn  ja,  in  wie  vielen  FiiUen?  2)  W'enn  eine  holche  Untersuchung  bisher 
nidit  vorgenommen  worden  ist»  wird  sie  dann  sofort  unternommen  werden?  jiAntwon 
der  Re^emng:  ,,1)  und  2)  Die  üntennehung  ist  im  Gang,  doch  Hera  die  leisten 
Ergebnisse  noch  nicht  vor.  Wo  nötig,  wird  fichleuni^  eingegriffen  weraen"  (205.3).  — 
H.  0.  B.  22.  Aug.  Fozton:  denellM  Gegenstand  (2236).  —  8e.  11.  und  12.  ÖepL 
Bnearil:  IhirehfBnnioff  dea  VerbnmdnsteuergesetEfla  von  1906  (30M  and  8140).  — 
H.  o.  R  16.  Okt.  Tudor:  ..Wenn  der  Richter  im  Kxcise  Harvester  case  ent^scheidet, 
dass  die  Fabrikanten  landwirtschaftlicher  i\laschinen  einen  höheren  Lohnsatz  als  den 
bilher  bezahlten  zu  zahlen  haben,  wird  dann  das  Zolldepartement  die  V^erbraneh»* 
Steuer  auf  diejenitren  landwirtschaftlichen  Mapchinen,  welono  mit  Bezahlung  der  zu 
niedrigen  lv<)hne  hergestellt  worden  sind,  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1907  ab  einziehen, 
oder  werden  die  Fabrikanten  ihren  Arbeitern  die  rück-^tändige  Summe  für  die  Zeit 
Tom  1.  Januar  1907  ab  nachzahlen  müssen."  Antwort  des  Ministers  für  Handel  und 
Zölle:  „Solange  der  Entscheid  des  Präsidenten  des  Gerichtshofes  für  Vermittlung 
und  Schiedssprechung  aunsteJit,  ist  es  nicht  empfehlenswert,  mitzuteilen,  weJi^he 
Bchritte  fOr  notwendig  gehalten  werden"  (4:748).  H.  o.  B.  la.  Okt.  Tndor  und 
Johnson:  I>QrehfBhruug  dea  Gesetzes  (4926).  —  6a  25.  Okt  Findley:  EnUaasung 
von  Arbeitern  wegen  Anrufung  des  Schiedsgerichtshofes  auf  Grund  d»*  Gesetze* 
^5177).  —  H.  o.  K.  15.  Aug.  Bruce  Smith:  Arbeitsverhältnisse  in  zollgeschütztea 
Industrien  (1974).  —  Mangelhafte  Durchführung  des  (Gesetzes :  Se.  4.  und  9.  OkL 
Neild  (427G,  43()2),  G.  und  8.  Nov.  Mulcahy  u.  a.,  Debatte  (5'm,  5746,  5781). 
H.  o.  R.  5.  und  7.  Nov.  llutchison,  Wiiks,  Mathews  u.  a.  (.")52(),  5r).')8,  5^91,  5693, 
5Ü95,  5697,  5698).  —  Urteil  des  Bundeagerichtes  in  Sachen  Verbrauch.s.'steuern :  H.  o. 
R  8.  Nov.  King  CMalley  (58(>)l.  12.  Nov.  Fischer  (.^801).  —  Erhrhuim  der  Ver- 
brauchssteuern ,  da  laut  Urteil  des  Bundesgerichts  die  Arbeit^beuiugungen  nicht 
recht  und  billig  waren:  Se.  13.  Nov.    Millen  (5857).    H.  o.  R.  13.  Nov.  Irvine 

gi908).  —  Se.  14.  Not.  St.  Ledger:  Kompetenzen  des  Präsidenten  des  Bundesgerichts- 
ofes  in  Sachen  Verbrauchssteaem  (5980).  —  Schwierigkeiten  bei  der  Durchrahrang 
des  Gesetze-s,  Susi^eiinion  der  Verbrauch.'tMteuererhebung  g^en  Sicherheit-ileistung  der 
Arbeitgeber:  H.  o.  K.  15.  Nov.  Dugald  Thomson  (6090).  19.  Nov.  Hutachison  lüläO). 
20.  Not.  Seid  n.  a.  (6229).  21.  Nov.  King  0*MalIey  (6354).  29.  Nov.,  5.  und  &  Dea. 
Hutschison  (GSU,  702(1.  7113).  (J.  Dez.  Tudor  (7115).  9.  Dez.  King  O'Mallev  (7171). 
—  Se.  20.  Nov.  Millen  (6189).  Se.  20.  und  21.  Nov.  Findlev:  Anschlag  des  Gerichts- 
urteils in  den  betroffenea  Betrieben  (6189,  6295).  —  H.  6.  R.  5.,  U.  und  12.  De«, 
Thomas  Brown:  Imjx^rt  und  eigene  Produktion  landwirtschaftlicher  Maschinen  7«>2S. 
12'.ü,  741S).  —  H.  o.  K.  13.  Dez.  Mc  Dougall:  Versuch  einer  Firma,  einen  Arbeiter 
unter  deui  gerichtlich  festgenetzten  Lohn  zn  entlohnen  und  sich  die  Entrichtung  des 
festgesetzten  Lohnes  bestätigen  zu  lassen  (7463).  —  Se.  24.  und  30.  Okt.  Stewart:  Ab- 
finderung  des  Gesetzes  diuch  Gleichstellung  der  Steuer-  tmd  der  Zollsätze  (5157, 
S281). 
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c)  Bzeii«  Prooednre  BilL  Owgliauiwiuf  betr.  dasYerfdinn  bei  G«rochen 

um  eine  Erklärung  auf  Grund  dea  VerbrauchBateuergeeetzes  von  1906*).  8e.  10.  Okt. 
fiinbringuDg.  Debatte:  Kritik  des  OesetzeB  von  190»  (4472).  Se.  11.  Okt.  1.  Leeung 
USÜIGU  Se.^,  96^  90.  Okt  Bericht  fiber  die  Doidtfilhrung  dee  Oeeetsee  von  190^ 
Begründung  des  neuen  Entwurfs,  2.  Lesung  (5114,  5193,  5285).  Se.  31.  Okt.  Debatte« 
3.  Lesung  (5370).  —  H.  o.  R.  14.  Nov.,  13.  Dez.  2.  L»ung  (ÖOöÖ,  7472).,  13.  Dee. 
3.  Lesung  (7491). 

d)  „New  rrotection"  H.  o.  R.  1.  und  9.  Aug.  CVouch:  „Beabsichtigt  der  Minister 
für  Handel  und  Zölle  (Minister  of  Trade  and  CueiouiHi  iui  vorgeschliigenen  Zollgeeetz- 
entwurf  (Costoms  Tariff  Bill)  dafür  Sorge  zu  tragen,  aass  in  jraer  zoflge^^hützten  In- 
dustrie riditige  Löhne,  Arbeitszeit  und  ArbeitsbraiBgungen  hemcheD?*'  Antwort  dee 
Ifinisters :  , J^e  Angel(^nheit  genieett  die  eorgfSlticste  Aufmerksunkeit  der  B^ierung" 
(2181,  1744).  H,  o.  R.  9.  Aug.  Glynn:  „Besteht  nie  Absicht,  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  die  Zollsätze  weseoUich  eniftht  worden  sind,  Verbrauchssteuern  ähnlidb  den- 
jenigen einsoflttireo,  welche  letetes  Jilir  bei  Msoffd  richtiger  Aibeitobedingungen  tot- 
eescixlagen  worden  sind?"  Bejahemle  Antwort  ne«  Schatzministers  (1715).  H.  o.  Bb 
12.  S^t.  Johnson  (für  Carr).  Annahme  folgenden  Grundsatzes:  „Wir  halten  dafflr, 
dass  in  Fällen,  in  denen  Schutzzölle  wesentlich  erhöht  werden,  Bestimmungen  zu 
treffen  sind,  welche  den  in  den  zoUgeechützten  Industrien  beschäftigten  Arbdteni  die 
Bezahlung  richtiger  Löhne  sichern.*'  Minister  einverstanden  (3173).  II.  o.  R.  13.,  17., 
18L  Sept.  Glynn:  Absicht  der  Regierang,  die  im  V«rbimachssteuerge«etz  von  1906 
an^wandte  Methode  des  Arbeiterschutzes  aufzuheben ;  verneint  (3268,  3302,  3421).  fi. 
0.  R-  24.  Sept.  Webstw:  1)  Ist  dem  Premierministo-  bekannt,  das«  die  Arbeitgeber 
des  Lohuamlee  der  Wollindustrie  sich  weigerten,  an  den  Beratungen  dea  Amtes  teil- 
sonehmen,  wenn  nicht  ein  Arbeitnebmervertreter  surücktrete?  2)  Zitti  der  Minister 
im  Hinblick  auf  die  nene  SehiitEpditik  die  Bedtiktioo  der  ▼orgesMlagepen  WoNesSile 
in  Erwägung,  um  dadurch  den  Grundsatz  dieser  neuen  Poutik  in  Anwendung  zu 
Iningffi  r*  Antwort  des  Ministers :  „Der  erwähnte  Zwischenädl  ist  mir  nicht  bekannt, 
aber  die  Begicrung  beabsichtigt,  Vollmacht  zur  R^elung  von  mien  za  eriangen,  in 
denen  versuäit  wird,  die  Arbeiten  der  Lohnämter  zu  hindern,  uqd  es  beetent  die 
Hoffnung,  dass  das  mit  Hilfe  der  neuen  Schutzpolitik  geschehen  kann"  (3622).  H.  o.  B. 
8.  Okt.  Heid:  Verfassungsmässigkeit  des  Arbeiterschutzee  mittels  VerbrauchsstMUm 
(3622).  H.  0.  R.  5.  Okt.,  12.  Nov.  Full«^r  und  Crouch:  Liste  der  mittels  der  neoon 
Öchutzpolitik  zu  r^elnden  Industrien  (3622,  'Mül  II.  o.  R.  8.  Okt.  Verbrauchs- 
steuern für  Zigaretten.  Arbdtsverhältnisse  in  der  Tabakindustrie.  Debatte  (4311). 
H.  0.  R  6.  Dez.  Tudor:  Lehrlingsregelong  mittels  der  neuen  Bchutzpolitik  (7116). 
H.  0.  R.  12.  Dez.  Palmer:  Sozianstische  Tendenzen  der  neuen  Schutzpolitik  (7415). 
H.  0.  R.  13.  Dez.  Henry  Wilhj:  öffentliche  Kritik  der  neuen  Schutzpolitik  (7463). 
—  Zeitpunkt  für  die  EinDrioguoe  eines  Gesetzentwurfes  betr.  die  neue  Schutraolitik : 
H.  0.  B.  Okt  Wilks  (SaoiS).  30.  Okt  TvOm  (5328).  Ift.  No?.  WUks  (6095).  SiD.  Nor. 
Beid  (6230),  22.  Nov.  Fischer  (6417). 

12.  Vermittlung  und  Bcbiedssprechung,  Bnndesgesetz  betr.*). 

H.  o.  R.  22.  Aug.  Watkins:  Entlassung  von  Grubenarbeitern  durch  Victorianisohe 
Kohlengesellschaiten  wegen  Registrierung  auf  Grund  de«  (Gesetzes  (2233).  H.  o.  R. 
18.  OkL  King  O'Malley:  Abuderung  des  Bundesgesetzes  betr.  VennitUung  und 
BobiedsBiireehQng  (4927).  —  Entwarf  Neadham  «inet  Qawties  rar  Abindoning  das 
Bandesgeeetzc«  von  1904  betr.  Vemiitteliuig  imd  Sohiadsqtaehiuig.  —  He,  L  jNot. 
Eblbringung,  1.  Lesung  (5467). 

13.  Zuckerrohrindustrie  in  Queensland  s.  auch  Ein-  und  Ana- 
inuderung  Nr.  5. 

H.  o.  B.  20.  Not.  Pearoe:  ArbeitsverhältniBt^e,  Errichtung  eines  Lohnamteti 
Bugfiinm  mittels  „New  Ptoo«8etian^  d.  h.  Abschaffung  der  ZnokmOlle  (6190). 

VL  itaUd.  Italien. 

(AngoBt  bis  Desember  1907.) 

US.  Arbeittetreitigkaifcen  s.  Arbeitrotrag  Nr.  16. 

16.  Arbeitsvertrag  in  den  öffentlichen  Diensten. 

0.  d.  D.  30.  Not.  Vorlage  eines  BcigierangngeBetsentwaifee  betr.  fiestimmungeo 

1)  Bull.  Bd.  VI,  S.  XLIV  and  469. 

2)  Bull.  Bd.  IV.  Ö.  462. 
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Ober  den  Arbeit? vertrag  und  du  BeÜBgang  von  Btratigkeiten  in  den  dtfnttkiun 
DmwUO}  dM  voa  FnvatuütiefnduattogQD  Terwaltet  werdeu  (Doo.  No.  tiül). 

17.  MvtttrcehftfttkftBtek 

C.  d.  D.  20.  Dez.  K(jrntniMion«bericht  ührr  dpn  am  L>7.  ^fai  1905  VWgBlqg|ll 
BtgierungHgeeetzentwurf  t)etr.  die  Elrrichtung  »ner  Mutterschaftakaafle. 

18.  Nachtarbeit  in  der  B&ckerei  (Bd.  VI  8.  346  Nr.  6). 

C.  d.  I).  28.  Nov.  Vorlage  einen  Regierungsgesetzentwurfe«  betr.  tla?  Verbot  der 
Maehtarbeit  in  der  Biokorai  (Doc  Ko.  —  10.  Des.  Kommiwionfibericbt  (JOoc 
N<».  860A)u  —  19.  Des.  Dtelntmioii.  Amuuntt. 

Ben.  19.  De«.  Vorlage  (\p-  von  (Ur  C.  d.  D.  angenommene  EntWdXfBB  (Doe» 
Mo.  731).  —  24.  Der.    Bericht  dee  Utficio  centrale  (Doc.  No.  731A). 

19.  Oeffentliche  Dienste  s.  Arbeitsvertrag  Nr.  16. 

20.  Phosphorverbot  (Bd.  VI  a  346  Nr.  7). 

C  d.  D.  ^1.  Des.  StilUchwd^ende  Annahme  des  Rej^erunp^trefaetsentwurfe» 
betr.  die  i&tematiooale  Konveuüon  aber  daa  Verbot  das  wetaaen  rboaphori  in  der 
Zfindhotenidiiatriah 

21.  Btellen  Vermittlung. 

C  d.  D.  28.  Nov.  Vorlage  einee  Begterungageaetseotwurles  betr.  die  Enrichtang 
interregionaler  BteUenvennitllmigafaiinina  für  lindwirlidiaftlidie  und  gtfaatliiciia 

Arbeiten  (Doc.  No.  8^1 

22.  Volkawohnungen  (Bd.  VI  ß.  347  Nr.  13), 

0.  d.  D.  28.  Not.  VoriaRe  eliM«  ReeierungggeeetoeDtwnrfes  tm  Abiadeiliiur  dea 

Gesetze»'  vctti  ,31.  Mai  1903  ülirT  Volkswohnunc.Ti  fl>nr.  No.  SWi.  _  17.  Dm.  EoOh 
missionHtjericlit  (Doc.  No.  8r><JA).  —  21.  Dez.   Diskussion.  Annahioe. 

8en.  24.  Dei.  Vorlage  des  von  der  C.  d.  D.  angenoniraenen  Entwurfes  (Doc 
So.  740).  —  aa  Das.  Bericht  dea  Uffido  oeotnOe  (Ooc  No.  740A).  DiaknaBioD, 
Annahme. 

VII,  Pays-Bas.  Niederlande'). 

(März  bis  August  1907.) 

1.  A  r  bei  tsvertrag  (Gefetzentwurf  zur  Abändenmg  und  VervoUständignnc  der 
Bcfitiinnuingen  des  Büi^erlithen  Get^etzbuches  betr.  den  An)eit8vertrag  der  Dienistbotcn 
und  Arbeiter,  sowie  der  damit  zusaiumenbängendeo  Artikel  dieses  öeeetzbuches,  de» 
Handelfigesetzbuches,  der  bürgerlichen  Prozessonloiuig,  der  Geriditaa^^uuBatioii  und 
Justizverwaltung  und  der  KonKursordnung). 

Drucksachen  1.  IC,  Session  1906-1^7,  S.  :?Gr)— 395;  Beratung  und  Annahme, 
VerhandL  L  K„  a  461—479,  483—495,  499—615,  519-Ö35,  541—562,  565-573»  57? 
^689.  Gesets  vom  13.  Jnli  1907  (Geaetsblatt  Nr.  193). 

2.  Unfallversicherung  ( Betnel>^koätaii  dar  BdcihsferBkiucoiigMHiilalt). 

Verhandl.  I.  K.,  S.  40G— 443—447. 
—  8.  auch  8eeun  fall  Versicherung. 

3.  Seeun  fall  Versicherung.  EtoGaaetzentwnrf betr.  VenicherangdwiiaBM* 
fahrtabetriebe  beschäftigten  Arbeiter  gegen  die  FolgW  VOQ  BamliaiifilQan ,  iii  an 

29.  Juni  iyu7  der  IL  K.  vorgelegt  wordea. 
An  die  Sektionen  überwiesen. 
II.  K.,  Sejwion  1900-1907.  Beil.  2.15,  Nr.  1—4. 

4.  Achtstundentag.   S.  Arbeittizeit. 

6.  Alteraveraicherung  (Geaetcentworl  aar  obligatonschen  Versicherung  der 
Arbeiter  im  1  ihrer  Witwen  g^gen  die  fiii*n«wWk  Folgan  dca  Altera).  An  16L  Oktdbir 
der  II.  Kammer  vorgel^^t. 

n.  K.,  Beaaion  1907-1908,  BeU.  164,  Nr.  1—7. 

6.  Arbeiter  und  Beamte,  in  Reichs  Werkstätten  und  bei  staat- 
lichen Arbeiten  beacliiftigt  (Lübne,  ArbeitaceU,  ä(»uitag8mhe  und  Em- 
aionierung). 

Kanalarbeiter  u,  d.  II.  K.,  ßcÄaion  1907-190S,  Beil.  A,  IX,  Nr.  2,  S.  12-13; 
Nr.  22,  S.  4;  Nr.  24,  S.  4.  —  VerhandL  II.  K.,  Seaawn  1907-1908,  8.  790—792. 

1)  I.  K.  ■=  erste  Kammer;  II.  K.  =  zweite  Kammer;  VcrhaDdl.  ^  gtetiographiscliai 
Protokoll  der  Sitzung  (HaadelingcD  van  de  Statcn-Qcnenul) ;  Beil.  «  B«iiag«o  zu  dm 
atenogr.  PratokoUan. 
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_  Marineireriieii.  Ii.  K.,  ixaaion  iyü7-19Ü8.  Beil.  A,  VI,  Nr,  31,  &  1S^13: 
Nr.  33,  S.  29-30.  -i      #  .  , 

^  Kdchiialdlütw.  U.  IL,  «MM»  lW7.19Q6p  ficO.     IV,  Nr.  13,  &  7;  Nr.  14« 

S.  7—8. 

Beidumänze.  VerfaandL  IL  K.,  Sewfoii  1907<1908»  R  1119^1X21. 
Siehe  auch  Vereinsrecht 

7.  Arbeiter  beim  SteinhaaenJMassoahmeii  siim  iächntce  <kr  — ), 

II.  K.,  Session  1907-1908,  BeiJ.  A,  X,  Nr.  9,  B.  6;  Nr.  10,  &  81  —  Y«kiMdL 
ILK.,  .Session  VH)7  lf»08,  8.  627— (128,  629—631,  «40,  940,  6i7. 

8.  Arbeiter  in  der  Lumpcosor tiererei. 

VodundL  H.  K.,  SmIgo  18Q7.1906,  &  633-634,  640,  647,  64& 

9.  ArbeiteriBaea.   8.  Intenwtwiwtor  Arbritttwhatfc 

10.  Arbei  t.«'r  ^  (  h  u  (  z  fScbaffiing  eines  Rpeziellen  Dieoitai  ffir  — )> 
Verh.  II.  K..  .^espioo  19ü7-im,  S.  634—637,  638,  642. 

—  in  Niedeüri.  Ostiodien. 

Verhandl.  II.   K  .  Spssion  IfWC-lOOe,  8.  254   ?.'7,  260->26l,  263. 
S.  aucli  lateraauouaier  Arb^iterttchutz ;  Bergarbeiter. 

11.  Arbeiterverticherung  (Bemerknngeo  fiber  du  der  IL  Kammer  Torg^ 
legten  Gesetzentwürfe  betr.). 

Verhaodi.  IL  JBL,  SeMion  lÜOT-lOas,  S.  516— öia 

12.  Arbeittinepektion  (BemericuageD  betr.  diek  Verbaodl.  II.  isemioa 
1207-1908,  S.  625.  631.  639,  641,  644. 

~  auf  der  Inael  Deü  (NiederL  Oetindieo). 
Verbfliidl.  IL  K.,  Sewkm  19O7-190e3>  268-271. 

13.  Arbeitslosigkeit  (Oeeetzentwurf  ziir  Eröffnung  eines  Kredits  im  Btaat«- 
bndget  znr  EntschSdignng  der  Gemeinden  för  ihn  Amnbea  aar  Malderang  dar). 

II.  K.,  Seeaion  1906-1907,  BeiL  266,  Nr.  1—7. 

14.  ArbeltsTermittlang  (BtaatL  ÜntewtOtaung  der  NaebweiertelleB  oder 

Arbeitffiiiitor). 

II.  K.,  Beseion  1907.1'JUb,  Beü.  A,  X,  Nr.  Ü,  if.  7;  Nr.  10,  S.  26. 

15.  Arbeitezeit:  Zehnetn ndentag  (Frage  des  Abgeordneten  Schaper  betr. 
die  Veröffentlichung  der  amtlichen  Berichte  der  Arc>eit.-inHf)ektoren  betr.  den  — ), 

Anhang  zu  den  stenogr.  Protokollen,  Beesion  1907-1906,  8.  7. 
8.  aac£  Bergarbeiter;  EÜecabahnpeieonaL 

16.  Auswanderung  von  Javanen  nach  anderen  Inseln  in  Niederl.  üfti  nlii n. 
IL  K.,  Session  1907-1908,  Beil.  B,  Nr.  43,  &  21 ;  Nr.  44,  8.  46.  ->  Verhandl. 

n.  E.,  Senion  1907-1908,  8.  276-27a 

17.  Bergarbeiter,  Einführung  dtv  achtstündigen  Maziinaltegei  hl  den  Bcig> 
werken  und  Massnahmen  zum  Schutze  dieser  Arbdter. 

IL  E.,  Session  1907-1908,  BeU.  A,  X,  Nr.  9,  S.  5 ;  Nr.  10,  S.  20-21. 

—  (Massnalinien  zur  Bekämpfung  der  Wurmkrantheit). 
Verhandl.  JI.  K.,  fccsMon  HH)7- HK«,  K  KKJI— 1003,  1009,  lOll. 

18.  Bergwerksordnung  vom  22.  Beptember  1906,  Gesetzblatt  Nr.  248  (Be- 
merkungen iK'tr.  die  — ). 

Verhandl.  II.  K.,  Session  1907-1908,  B.  598—600. 

19.  Bleivergiftung.  Tnttrn.  Preisbewerbung  für  dn  Mittel,  da«  Schleifen  der 
Diamanten  zu  ermöglichen  ohne  tien  Gebrauch  emes  bleierueu  Diamauüialters.  — 
Keiner  der  eingelaufenen  Antworten  ist  ein  Preis  zuerkannt  worden. 

II.  K.,  Sossion  1907-1906,  BeiL  A,  X,  Nr.  2,  &  IL 

— ,  speziell  der  weiblichen  Arbeiter  in  der  kefamfad«  bduetrie. 

VerhandL  II.      Seseioii  1907-1906,  &  6^-624,  610,  645-646,  618. 

20.  Bl  ei  weiss.  Tr-rilz  1-^  BleiwcisHes  «lurch  Zinl'.^  i  i--  adcr  andere  Aidlt  gifUga 
Farbstoffe  bei  den  für  Kerluiung  des  Staats  auszuführenden  Arbeiten. 

II.  K.,  Session  1907-lOub,  Beil.  A,  I,  Nr.  4,  S.  5;  Nr.  5,  S.  10;  X,  Nr.  9, 
S.  6-7:  Nr.  10,  8.  24.  VerhandL  IL  K.,  äeeaion  1907-1906»  &  387-388,  416,  629. 
631-641.  64a 

21.  Bleiweissvergif tung  als  Berufskrankheit  (Frage  d»  Abgeordneten 
Biooker  betr.  gesetzliche  MaenMÜunen  «ugfia  — ).  Anbeag  su  dm  etenogr.  Pkott^oUen, 
8«Mion  1907-1908,  &  7. 
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22.  EiseDbahnparionaL  Betuerkmigai  batr.  di«  Dicastordnune  (Jtdi  190?) 

für  da^  Eisen bahnpenonal:  Arbeitsbedingungen,  Arbeitszeit,  Schiedsgericnte. 

Verh&udL  U.  K.,  Session  1907-1908,  S.  816-«20,  a2i-^5, 837,  b4Ü,  846-847, 86L 

23.  Ge  Bundheitaweaen.   B.  Wohnaugsgeeetx. 

24.  Gewerbegericht  und  Pbaitiooea  ini  Budget  f&r  1908  zur  Unteratützung 
yon  Gewerbeonterricht'^anätaltoD. 

IL  K.,  Bessioa  1907-19U8,  iBeil.  A,  V,  Nr.  2,  &  37;  Nr.  12.  a  18-19;  Nr.  13, 
a  Sl-66.  —  VflriuuldL  IL  E.»  Bemon  1907.190B»  &  1110-U13. 

26.  Internationaler  Arbeiterschnts  (CtoMiMntwärfe  zur  Grendimigung 

dea  am  26.  Srptember  1906  in  Bern  abgeechloRsenen  internationales  Ucbercink.-mmrns 
betr.  (iaa  Verbot  der  Nachtarbeit  der  in  der  Industrie  besch&ftierteQ  Frauen  und  das 
Verbot  der  V^wendung  weissen  (gelbeni  Phoaphon  in  der  Zflnuiolzindintri«! 
IL  K.,  Session  l«)7-1908,  8.  247,  Nr.  1—5. 

26.  LehrlingswMeo.  YethuidL  IL  £.»  SeMion  1907-1908,  &  U13— 1114, 

1139-1142. 

27.  Lumpensortiererei.  S.  Arbeiter. 

28.  N  Acht  Arbeit.  &  LitMitional«  AtbottmchiitB.; 


29.  Pott-  und  Telegraphenbenrnte^  Lage  dieser  Beamten  (Lohn,  Axbste* 

zeitl  und  Ein^ntzimp-  von  Au-:-i'liü,-sen  au^  den  verschiedenen  Beamt.enkfttegorien  zur 
Voi^img  ihrer  resp.  lutereesen.  11.  K.,  iSeealon  1907-1908,  Beil.  A,  LsL  Nr.  22. 
&  12;  Nr.  24»  &  21.  —  Veriundl  IL  K.,  BeMion  19074906^  &  866,  878. 

90.  SteinhAuerei.  B.  Arbeiter. 

31.  Unfallversicherung  (Goeetzentwarf  zur  Genehmignng  des  am  27.  Aagut 

1907  in  Berlin  zwischen  den  Niederlanden  und  dem  Dentochen  RHche  abireschJn^jieneii 
Vertrages  zur  Regelung  der  Beziehungen  beider  Lander  zueiiüujder  auf  dem  Ciebiete 
der  -). 

IL  K.,  Seaaioa  1907-1906,  BeiL  161,  Nr.  1—6.  —  Beratung  und  Annahme: 
VeriiADdL  n.  JL,  a  607— Sfia  ^L1L,Ü.  37—38,  53.  —  Geaets  7om  14.  Dezemb« 
1907  (Q«Mtri)]Alt  Nr.  832). 


32.  Unf  AllT«r«iohttraagtge»ets  inidBdebiTanielMmi^pdM&k(J 

betr.  — ). 

II.  K.,  Seesion  1907-1908,  Beil.  A,  X,  Nr.  9,  S.  7;  Nr.  10,  ö.  25.  — 
L  K.,  Seeeion  1907-1908,  8.  126,  143,  16^1-167,  170.  -  II.  K.,  ö.  649-659. 

—  (Gw^santwurf  aar  Auaaerkraftsetzung  des  31.  Artikels,  2.  Absa^  des  Uo- 
ftUversidurangegesefni  nnd  Abinderong  dw  Art  37,  1.  Abeate,  und  46  dieM 

II.  K.,  Sossion  1907-1908.  Beil.  141,  Nr.  1—8.  —  Beratung  und  Annahme: 
Verband].  II.  k  ,  -easion  1907-m^,  8.  1220-1228;  L  K,  &  109,  lU.  —  QeeetiTOBi 
13.  Januar  1908  (GasatsblAtt  Nr.  24). 

—  (Gesebsentwinf  zur  Erglnsniig:  des  ünfidlvennahenuynBeMtaee  1901  dmtb 
einen  neuen  Artik*  1  /wiri  h«'ri  den  Artikeln  ">9  und  60  *"       —    -  - 

II.  K.,  t^esBion  19Ü7-iS.H.-'S,  Reil.  Iso,  Nr.  1- 


33.  VereinarechU  Anerkennung  der  Btaatl.  Beamte  vereine,  der  Kri^smarine- 
nntroeai-  und  der  Militärveretne  als  Fachvereine. 

n.  K.,  Session  1907-1908,  BeiL  A,  I,  Nr.  4,  S.  4—5;  Nr.  5,  S.  9-10;  VI, 
Nr.  31,  S.  6;  Nr.  33,  a  20.  -  VerhandL  IL  K.,  a  374—375,  384—387,  388-3^1, 
396,  397,  409,  418—414,  418-419,  426,  434,  441. 

34.  Wohnungsgesetz  und  (TeeundheiU^weaen. 

Etatsdebatte:  II.  K.,  Session  1907-1908,  Beil.  A,  V,  Nr.  12,  S.  4—7;  Nr.  13, 
ö.  34—39.  -  Verhandl.  IL  K„  Session  1907-1908,  S.  998-1015,  1(05—1041.  — 
[WohnungegvelB:  VetliaadL  L      Seeeioii  1907-1906,  a  120-121, 1861.  IM-IS«.] 

36.  WnrmkrAnkheib  a  Bergubeiter. 

36.  ZehnatundentAg.  8.  Arbdtitflit. 

37.  Zfindholsind  US  trieb  a  IntMAAtimnler  AtbeitnchntL 
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III.  Uebersicht  über  die  von  den  Verbänden 
ausgehenden  KongressbeschlOsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

L  Allgemeiner  Arbeiterschutz. 

1.  KoDgreM  der  ItalieniBchen  kaufmänniiichen  Veniiiuntng.  Tnrin,  27.,  28.  und 
29.  Oktober  1907. 

II.  Beruflicher  A rbeiterschntl. 
1.  Handels ge werbe. 

a)  Zentral  verein  der  BureaoangattdlteD  Dentidilukda.  BflriiD.  Ktngahi» 

▼om  28.  Desember  1907. 

b)  Kongrem  der  ItalieniBchen  kauim&nniBcheD  Veretnigung.  Turin,  27., 
28.  und  29.  Oktober  1907. 

HL  Haltpflicht  und  Versicherung. 

1.  Zentralrat  des  Verbände«  Deutscher  Gewerkvereine.  Berlin.  BeechJoae  Tom 
la  Oktober  1907. 

X,  AngwBMlnflr  AitffnltiHrifllwilK 
1.  Ana  den  BeflGhlflaaai  des  au  27.,  2a  und  29.  Oktober  1907  ni 
Turm  abgelutltenen  KongresBeB  der  italioniieken  kanfminiiischen 

Vereinigung. 

Der  Kongress  etc.  be6chliei>8t: 

8.  R  den  Minürter  fftr  LandwirtadiaflikiM  Industrie  und  Handel  dämm  sn  er- 
suchen, die  Verordnungen,  welche  das  GcHctz  vom  7.  Juli  1907  über  die  wöchentlidie 
Buhezeit  ergänzen  sollen,  möchten,  damit  jeder  allfällige  Streit  von  vornherein  ver- 
mimOriidit  sei,  über  seine  Anwendung  bestimmen: 

T)  welche«  die  Industrien  seien,  die  einem  öffentlichen  Bedürfnis  entsprechen,  und 
von  denen  in  Art.  4  unter  Ziffer  12  gesprochen  wird,  und  möge  sie  genau  aufführen; 

2)  weichet^  die  Industrien  »ind,  die  unt^r  freiem  HiOMneT  beteiebm  wmdm, 
denen  Art.  ö  liaodelt,  and  möge  sie  genau  eafführen; 

3)  deea  dfe  Enatsraheceit  Miiiae  Art  9e  ti.  c  nedi  BeBeben  tminittelber  naeli 
der  am  Bonntag  b^onnenen  Runezeit  oder  an  einem  anderen  Tag  der  Woche  gegeben 
werden  könne,  und  dass  diese  Ersatzruhezeit  auf  jeden  Fall  um  Mittemacht  beginne 
mid  Ue  Ifittaff  dauere  oder  von  Mittag  bis  zur  folgenden  Mitternacht  duMra; 

4)  dasB  die  Betriebe,  welche  mit  der  Herstelhinp  VerkaufHpp»»(  hÄfte  verbunden 
haben,  bezüglich  ihrer  produktiven  Tätigkeit  die  Vürsehriften  d^  Gesetzes,  welche  die 
^dnatrin^ttung,  der  oe  engehören,  regelt,  befolgen;  und  bezüglicb  de?'  \' erkaufe»  die 
Vonchriften,  die  diesen  speziellen  Handelszweig  regeln,  eo  dass  z.  B.  die  Erlaubnis 
zur  Offenhaltung  des  V'^erKaufsges*<  h!itte.>'  während  5  Stunden  am  Morgen  von  Fest- 
tagen nicht  ah  Arbeitsbewilliguiig  von  gleicher  Dauer  für  die  mit  der  Herstellung 
beschäftigten  Arbeiter  ausgcle^  werde  oder  dass  nmgekehrt  die  Erlaubnis  zur  Ver- 
arbeitung von  leicht  verderblichen  Erzeugnist*en  nicht  auch  als  VerkaufsbewilUguug 
anegelegt  werde. 

£b  möge  in  diesm  Verordnungen  auch  bestimmt  werden: 

5)  dass  audi  den  Famflienaiigehörigen  die  Arbeit  auf  Bedmimg  Dritter  und  in 

Sewinnbring.  nder  Absicht  an  obligatorischen  Ruhetagen  nicht  erlaubt  sein  soU»  lOndem 
asa  sie  im  L  ebertretungsfalle  den  in  Art.  14  des  Gesetzes  sanktionierten  Btntfen  ver- 
feDen  sollen; 

f))  dass  die  liestimmnng  des  Art.  7  des  Gesetzes  auf  die  Stfidte  unanwendbar 
erklärt  wenle  oder  dass  wenigstens  bestimmt  werde,  dass  die  vollständige  Erlaubnis 
zum  Offenhalten,  wo  sie  g|ew^rt  whrd,  ohne  Unterschied  f8r  alle  Geaehute  und  IQr 
alle  Quartiere  dej-  begünstigten  Stadt  zu  gelten  habe; 

7)  es  möge  darin  der  Hausierhandel  geregelt  werden  im  Sinne  eines  Verkaufs- 
Tcrbotes  während  der  Stunden  des  Ladens<mlusecs ; 

8)  es  mögen  darin  die  Befugniese  der  Gemeinderite,  der  Frovinzverwaitungs- 
behOrden  und  der  PrSfekten  genau  umschrieben  werden  tm  Veihtltung  von  elum 
Helten  oder  allzu  engen  Aii>lfL'nnL't n  de-  Cc^etzei^;  um  eine  grössere  Garantie  zu 
heben,  möge  wäterhin  eine  höhere  Instanz  geschaffen  werden,  bei  der  jeder  Beteiligte^ 
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der  sich  in  seinen  Rechten  durch  den  Sprach  der  genannten  SteUeo  Tcrletct  g^bt, 

Berufung  einlegen  kann. 

öcnliesHiidi  wünscht  der  Kon^ress  in  Anbetm  lif  all  der  kleineren  Unzuträglicli- 
keiten,  sei  es  in  der  Auslegung,  s«  ei  in  d^  Durcbfüiirungi  die  ein  Gesetz  mit  sich 
MditCL  wcldiee  dw  Obügtlonnm  d«r  Ffliertegsrohe  in  an^edehnterem  Muse  als  das 
jetzige  Oese  t  ?-  auHeprcchen  wollte,  naeb  dem  Beispiel  der  Tirstrn  ausländie^chen  Gesetze, 
dase  in  dem  in  Beraluu^  ätehendeu  Gi&^tz  über  den  ^Vrbeiiävertrag,  wekbeä  einen 
▲namg  der  ganzoi  Arbeitä^»tetz^ebung^  darstellen  wird  und  deahalb  auch  die  Geaete- 
«ibung  über  diese  wöchentliche  Ruhezeit  in  sich  begreifea  maas,  diese  Geeetzgebong 
m  dem  oben  angegebenen  8inne  geregelt  werde. 

Abs.  4bi8.  Für  die  InvantaniEbeiten,  wie  sie  in  Art  3  Abe.  c  vorgesehen  aind« 
für  welche  der  Feiertag  verwendet  wCTden  darf,  dürfen  nicht  mehr  als  höchstens  ein 
oder  zwei  Sonntage  im  Jahre  in  An.-pruch  genommeji  werden;  genaue  Vorschriften 
sind  zu  geben,  in  denen  ausführlich  bestimmt  wird,  welches  die  in  Abs.  e  de^  Art.  4 
aufgeführten  Fälle  höhem  Gewalt  aind,  damit  nicht  jede  Amnahme  ala  durch  höhere 
Gewalt  herbeigeführt  zugdaseen  zn  wirden  braucht. 

Abs.  4ter.  Was  die  Arbeit  in  den  Coiffeurgcöchäft^ü  nnbclantrt,  von  denen  Art.  6 
Abs.  3  spridit,  soll  beetimmt  werden,  dass,  wenn  die  Gememderute  auf  (>c8uch  der 
Beteiligt^  die  gemeinsame  Bdhe  auf  einen  anderen  Wochentag  als  Sonntag,  wie  das 
Gesetz  gestattet,  vprlrcrt  haben,  an  diesem  Tage  eine  ununterDrocheue  Itiüiezeit  von 
24  Standen  geirabrt  werden  mum,  d.  h.  gleichzeitig  für  den  ganzen  Tag,  und  d&« 
die  GeachSfte  geschlossen  bleiben  müs»cD. 

1)  Unter  d&i  in  Art  2  Ziffer  a  de«  Geset^f^  ^iufgcführteu  Gewerben  ■^ind  auch 
die  vertichiedenen  Zweige  des  Baugewerbes  (Dekomteure  und  Maurer)  mit  einzubegreüen 
in  Anbetracht  dessen,  daaa  ffir  dieees  Gewerbe,  welches  ztim  grossen  Teil  unter  freiem 
Himmel  betrieben  wird,  einen  grossen  Teil  des  Jahres  hindurch  wegen  Ungnnat  der 
Jahreszeit  und  der  Witterung  eine  unfreiwillige  Unterbrechung  besteht. 

2)  Unter  den  iii  Art.  4  1  u.  2  aufgeführten  Gewerben  eind  die  Schwefelsäure- 
und  WachsCabrikoi,  die  RftiBn/'hiüiniihian  und  die  Mehlmflhlon  mit  einzubegreifen  und  es 
lat  ihnen  die  im  ersten  Abaatz  des  Art  10  auf gef ülirte  AnanahmeMellung  einaazinmen. 

3)  Unter  den  in  Art.  4^3  aufgeführten  Gewerben  sind  die  BierMPaoereien  und 
die  Fabriken  kohloiaaurer  Wasser  mit  dnzubegpreifen. 

4)  Die  in  Art.  3  §  d  genannte  Ausnahme  hat  auch  für  das  mit  der  Beanfaidl- 
tignng  der  Wa.«.AerleitnngBn  nnd  der  WaBeermotaten  in  den  Werkatitten  betraute 
Personal  zu  gelten. 

5)  Es  ist  bei  den  zuständigen  oder  Staatsorganen  darum  nachzusuchen,  dass 
beim  Inkrafttrrtm  des  Gesetzes  die  im  bürgerlichen  Kalender  aufgeführten  Festtag« 

'     als  Nicht-ArbeiLöiage  hinsichtlich  der  Lagergelder  auf  der  Eisenbahn  erklärt  werden. 
In  Anbetracht  dessen,  dase  die  Staatsbahnen  gewissen  Gewerben  nur  an  P'eier- 
tagen  Wagen  zum  Beladen  überlassen,  smd  diese  Tage  als  Fdertage^  nicht  abor  als 
Bnlietage  anzusehen;  dasselbe  gilt  für  die  Anwendung  der  Strafoi  und  für  daaOesBte 
über  die  wck  )n  ntliche  Ruhezeit^ 

1)  In  Berücksii^tigaDg  der  beeondecen  Iiago  dieser  Berul^ttung  halt  man  fBr 
^r&n8ch«)8wert,  daaa  nf  Geactift^  odt  «eldMi  eine  Wedortntt  in  Verlmidnng  stallt, 
in  der  die  zum  Verkanf  gelangenden  Labenamittel  be^BBstallt  «mden,  Alt.  10  aa« 
gewendet  wird. 

2)  Die  mit  der  Herstellung  beschäftigten  Arbeiter  dürfen  keinerlei  Ersatz  erhaltn. 
Der  Kongress  wünscht,  amn  betreffend  den  Handel  und  die  Herrttellunir  'i^ü 

Fleischwaren  (Salumerie),  die  nicht  al»  Kleinverkaufsware,  aouderu  aln  Fabrik  it^uns- 
nrtiicel  für  den  Export  zu  gelten  hat,  die  ausserordentliche  intensive  Arbnt,  i;e  zu 
gewissen  Zeiten  des  Jahren  keinerlei  Unterbrechung  erleiden  darf,  in  Beräckäichügung 
gezogen  werde  und  deshalb  die  Arbeit  an  Sonntagsvormittagen  gestattet  werde;  oder 
Haas  in  zweiter  Linie  dieses  Gewerbe  von  <ler  .Vusnahmebet^Limniung,  welche  fOr  die 
in  Abs.  10  des  Art»  2  genannten  Gewerbe  besteht,  Oelvauch  mactien  dürfte. 

In  Anbetracht,  daas  Art  6  Ziffer  1  des  Geeetaes  noch  den  Met^em  niclit  melit 
als  5  t^liinden  Arbeit  am  Somdagtnort^en  gestattet,  in  .Vnbetracht,  oan-  i  itie  soiohe 
zeitliche  Ijeschränlcuns  in  grossen  Ötädten,  wie  auch  den  kleineren  Ortea,  beaonibn 
im  Sommer  einem  ToDatändigen  Arbeitaverbote  gleichkommt;  in  Anbetracht,  dflss  die, 
wie  festgestellt  ist,  ungenügende  Zeit  auf  dem  Verordnnngswege  verlängert  werden 
musR  oder  dasa  den  Genieindebebörden  die  Ikfugnis  gegeben  werden  muss,  wenigstena 
zwei  weitere  Arbeitsstunden  am  Morgen  zu  gevrahren 

beBcbliesst  der  Kongreß«,  in  diesem  Sinne  vorstellig  zu  werden;  rr  L'enphuiigt 
weiterhin  den  Zusatz,  dass  die  Ersatzruhezeit  in  der  Woche  einen  liaibeu  lug  betragen 
aoU;  die  andere  Hilfta  ist  am  Sonntag  sa  gewfhien« 
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Dar  Kkmgnee  wfinfcht: 

1)  P>  auf  dem  VerordnmipFTVpp;e  erklären,  daas  die  im  ersten  Abeatz  des 
Art.  lü  des  Geäotzes  auigefühne  AuAoahme  audi  für  die  ölfenUichen  Betri^  der 
Art,  GasthäoMr,  Botaiinuito,  Kaffeett  Ban,  fiiedialleii,  Konditoreien,  Weinverkanfa- 
CMCfa&fte,  gelte. 

2)  £b  in  der  Verordnung  zu  bestiumieu,  dam  für  die^  Betriebe  die  Bohe» 
«It  zu  irgendeiner  Btaada  d«a  Tagw  begliiiMD  kttUMi 

In  Anbetracht: 

1)  daas  zu  den  Gewerben,  welchen  der  Feiertags  betrieb  auch  in  den  Nadumtia^- 
stunden  aller  Festtage  gestattet  sein  muss,  auch  die  Feinbäckereien  und  Konditorei^ 
gehören«  da  ja  beJuDOt  ist,  daaa  infolge  der  bei  uqs  gebräiuhlidiai  Uebung  der 
reiehliclute  Ertrag'  dieses  6ewerl>e4  geonuie  ans  dem  Vemandli  mid  den  Einkäufen 
herrührt,  die  in  Am  Va  hiuittai^ -runden  der  Feiertage  für  die  Uftiiptmahlaeitt  die 
l^achtui&liizeit  und  die  i'amiiienleste  gemacht  werden ; 

2)  dasB  die  Art  4,  5  u.  6  des  Qeeetzee  wegen  ihrer  zu  knappen  FMsung  Aolm 
zu  Zweifeln  mid  zu  venchiedenen  widert' precbenaon  Ainl^^iuiges  seitens  der  wa  aeiner 
Durchfübrmig  berufenen  Behörden  Anlaäü  geben  können; 

3)  daas  darum  zu  hoffen  steht,  dass  künftige  Auaführungsverordntmgen  aus- 
drücklich auch  diesen  Gewerbe/. woig  in  Berücksichtigung  ziehen  und  ngibi  in  dem 
tiinne  vollstäudiger  Freigabe  der  Arbeit  an  Sonntagnacfamlttagen; 

wünscht,  dass  die  zu  erlassende  Ausf  ährunKs^erordnung  zum  QeselB  TOm  7.  JttU 
1907  eine  ausdrückliche  Bestimmiing  enthalte,  dahingehend,  es  sei  der  Betrieb  von 
Feinbäckereien  und  Konditoreien  gemäss  der  Bestimmung  des  Art.  4  des  Gesetzes 
anch  in  den  Nachmittags-  und  Abendstunden  an  fcMjuntagen  zu  gestatten. 

Ihe  Rechte,  welche  das  Gesetz  in  Art.  lOftir  das  MotelpersonAl  gewährt,  sind  gemäss 
^«n  Beatimmnngen  dv  Ziffer  6  des  Art  4  anssndeihnen  nnd  swar  anf  die  Bestanrania, 
Wein  wirtschaften,  Kaffees,  Müchverkanf  pfxliäfte  und  uffenth'che  Botrirhr  cinr  Art. 

Die  Wieckrverkäufer  von  lüegai&rlikeln  wünschen  ebenfalls  die  obligatorische 
Feierlag-  oder  wöchentliche  Ruhezeit  Die  RoheBeit  ist  den  Interessen  des  Fiskus 
und  der  Gemeinde  entsprechend  an7:n8etzen  und  wenn  möglich^  ist  nlsZeitda  Laden- 
schlusses der  Sonntaguachiuittag  zu  bestimmen. 

Zu  den  GewerMn  mit  einer  bekannten  Zeit  ausserordentlicher  Inanapniehnahme 
ist  auch  dos  Bucbdruckergewerbe  zu  zählen.  Diesem  Gewerbe  soll  ebenfalls  ermöglicht 
werden,  von  der  Bestimmung  Gebrauch  zu  machen,  wonach  für  ö  Wochen  von  dem 
Obligatorium  äner  24-8tündigen  ununterbrochonen  Buhezeit  ibgiBialwn  «wdcn  kann; 
«B  ^ftnd^t  sich  am  die  Zeit  Ton  Oktober  bis  Novonber. 

n.  Berolltoliflir  Aibeitenoluiti. 

7.  Handehijewerbe. 

a)  Eingabe  des  Zentral  voreins  der  Bureauangestellten 
Beutsohlands  (Sitz  Berlin)  an  den  Beichstag  und  den  Bundesrat  betr. 
Soniabrefonn  fiBr  die  Bnreannngestellten,  yom  38.  Denamber  1907.  (Ia 
einer  Denkschrift.   Berlin  1907,  SelbstTerleg.   8<».   80  8.   M.  0,90.) 

b)  Ver^.  I.  1. 

m.  Hlii^>iltoht  und  Versicbenms; 

1.  Zentralrat  des  Verbandes  Deutscher  Gewerkvereine,  Berlin. 
BeschluBs  vom  10.  Oktober  1907.   (Der  Gewerkvorein,  1907  Nr.  81  8.  H22.i 

Versicherung  der  Pri^  atangeetell ten.  Der  Zentralrat  der  l^cutöcheu 
Gewerkmeine  (H.-D.)  fordert  Ton  der  Reich.sgesetz|2;ebunf  eine  Reform  der  Invaliden- 
verpichernng  dertrestalt,  da.ss  die  E.xistenz  von  Arbeitern,  die  wegen  ihres  Alters  keine 
Arbeit  mehr  finden  oder  arbeitsimfähig  sind,  besser  get<ichcrt  wird,  als  dies  heute  ge- 
schieht Das  bestehende  Gesetz  schützt  die  Invaliden  der  Arbeit  nicht  vor  dem  Auheim- 
failao  an  die  Armenunterstützung  durch  die  Gemeinden.  Das  Gesetz  muss  daher  so  ge- 
•taltwt  werden,  dass  die  Leistungen  der  Verridienmg  aosnidiend  etiiftht  werden  Unnen. 

Der  Zentrabrat  fordert  ferner  die  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  auf  alle 
Icaufmännischen  und  technischen  Angeetellteu  oacn  den  Vorschlägen  des  Vereins  der 
Deutschen  Eaofleute,  der  liierffir  nicnt  eine  besondere  Kasseneinrichtung,  sondern  den 
Ausbau  der  InvaHdenversichernngsgesetzgebung  für  die  einzige  .AfV-lif  hkrit  hält,  eine 
reichsgeeetzlictie  Fürsorge  für  die  invahden  Privatangestellten  schon  rocht  bald  lierbei- 
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&  SpotUBwoode.  lVt<^ 
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10ö6.  Home  Work.  Report  of  Couimittee  on  Uome  Work,  with  Evidence  and 
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woode,  1907.  (».  öd. 
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1800  for  tho  years  IPO:,— 07.    340.    I^jndon,  King  &  Son,  1007.  Otl. 

Conciliation  and  Arbitration  Boards.  Report  on  Strikee  andLockouta 
dnring  190<3;  and  the  work  of  the  Oondliation  and  Arbitntion  Boarda.  3711. 
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Oonnattee.  378a  London,  King  &  Son,  1907.  la.  4d. 
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1063.  T'roceedings  of  Distre88  Comraittco«,  n:v\  of  the  Central  (Unemployed)  Body 
for  I^^ndon,  linder  the  Unemployed  VVorkmen  Act,  1905,  for  the  year  190H— of, 
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Annn^  Report  of  the  Proeeedings  of  the  Begietonn  nndo*  Uie  Building  tiodeHm 
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Aooounti.  165  p.  la.  4d.  London,  Eyre  &  Spottißwoode,  1907. 

1060.  Houfling  of  the  Workinj;  ClaBBe»  Act,  1890.  Nurabt^r  of  Application» 
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King  &  öon.  1907.  l'/.d. 

107a  Snull  Holding»  and  Allotmenta  Act,  1907  and  the  related  Acts:  AnnotntwL 
With  Introductory  Kote  explaining  the  Act.  London,  Eyre  &  SpotdawondA^ 

107L  London  Couuty  Council.   Annual  Report  of  the  Proceedingn  of  the  CouTici! 
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1072.  ~  Workini;  Claas  Dwellingu.   Acooonti  1906—07  with  Memonndun.  10981 
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1078*  liit  of  thn  £«n  daalinE  with  Emigration  of  Laboiuera  firom  the  Britiah  Odooiea 

to  Eonign  OonntriM.  London,        k  ^otdairoodib  Id. 

1074.  Anstralla.  New  Routh  Wales.  Departmtrit  of  Labour  and  In- 
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and  Arbitratiori  Act,  liKj-2.  Retx^rt  for  the  Yenr  «nded  31et  Deoemher,  190& 
29  p.    Pcrth.  F.  Wrn.  Simpson  1907. 

1077.  British  Columbia.  Chief  Commissioner  of  iaads  and  irorks. 
Report  for  the  fiscal  yeu  1906—06.  47  p.  Victorin  B.  a,  BIcfattd  Woltedfln 

V.  D..  mv. 

lOiü.  Canada.   Department  of  Labonr.   Report  of  the  Royal  Commiaai«»!  on  a 
Dispute  re«*pecting  ITours  of  Employmoit  betireen  the  Bell  Telephone  Company 
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1080.  Province  of  Ontarm.  Bureau  of  Industrie«.  ^Inuuai  Report  of  lyu6. 
48  p.   Toronto,  L.  K.  Cameron,  1907. 

1061.  —  Tbc  Bureau  of  Labour.  Seventh  report   For  Deoemher  1906b  196  p. 

Tdronto,  L.  K.  t'ameron,  1907. 

1082.  Indien.  Government  of  India.  Department  of  Commerce  and 
Industry.  Reix>rt  on  the  working  of  the  Indian  Aotoriee  Act  in  the  ünited 
Provina«  for  the  Year  1906.   Darjeeling  1907. 

1083.  Department  of  Min  es.  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Minee  in  Tndla. 
Uutit  r  th(-  Indian  Miiic^  Act  i  VIII  of  1901),  for  the  year  ending  31^1  Dcccmt»rr 
1906.   By  W.  U.  PickeriuK.  111  +  120  p.  Oalcutta,  Qot.  Piuit.  India,  19Ü6. 

1064.  Immignat  Labonr  Beport,  Aaanm,  1906—07.  London,  Eing  &  800.  la.  6d. 


Digitized  by  Google 


—  679  - 


lObü.  RoBoiutiOii  ou  Immigrant  Labour  in  the  Asaam  Disirict  of  the  Eaatera 
BoDgal  and  A^Ham  for  the  vcar  cudin^  the  30th  June  19<IH3.  18p.  ShUllNIgt 
Eastem  Beogal  and  Aasatn  Secratariat  Pnating  Of&o%  1906.  Is.  od, 

1066.  Beport  on  the  Working  of  tlia  Indian  FaetoriMAfife  in  EMtern  Bengal  lud 
Aflsam  during  i  th  6  tibUlcmg»  EMten  fieopU  and  Aaaam  Bacretariat 
Printing  Office,  i9u(. 

1067.  Resolution  od  the  Reporte  on  the  Working  of  the  Indian  Factories  Act  in 
Lo wer  Burma  for  tm  jMr  1908.  44-7  1».  Bangoon,  CKnwnnMat  Frintiiigt 

Burma,  J907.  9d. 

1088.  Judicial  Department  Reporta  od  the  working  ot  the  Indian  Factohea  Act  in 
the  Madrai  FvandcDcy  daring  tha  jear  1908.  12     O.  On  N.  1193,  3rd  Jnly, 

1069.  South  AfHoa.  Goolie  Laboor  in  Soath  Afitka  and  Wastem  AusknUa.  London, 

Eyre  &  SpottiHWOode.  Id. 

1090.  TTni^ni.    Kereskedalamügji  M.  kir.  Minister.     Ipari  baieeet^k  a 

mai.'\  ar  -/eni   korona  orsza^i  területea  az  1906,  evben.  (Kgl.  nn^'.  ITiind*  !.-- 
minutenum:  Gewerbliciie  Unfälie  in  den  Lindern  d^  heiligen  ung.  Krone  im 
'  Jahn  1908.)  48+208  p.  Bndapert,  AfliMUMiim,  1907. 

1091.  Ilaillan.  Minietero  di  Agricoltura»  Industriae  Gomme'rcio.  Ufficio 
del  Lavoro.  Salari  ed  orari  nei  lavori  edilizi,  ntradali,  idrauUci  e  di  bonifica 
(Anno  1906).  Biievazioae  esegaita  per  mezzo  degli  uffici  del  Oenio  civile.  III  p. 
Roma,  Officina  poUgrafica  itiQiana,  1907. 

1062.  I  lavoraton  delTe  miniere.  Parte  prima.  Etd,  famiglia,  morhilitil,  occnpfizione, 

reddito.    Serie  B— N  17.   p.  28  +  h58.    Gr.  4.    Roma ,  Ufficma  poUgraiica 

italiana,  1907,  L.  3, — . 
1003  Statifltica  degli  scioperi  aTvennti  in  Italia  nell'anno  1904.  Serie  B— N  16. 

5  +  317  p.  Roma,  Tipografia  nationale  di  O.  Bertero  *  OL,  1907.  L.  8,—. 
1094.  Atti  del  consiglio  superiore  d  l  liivoro.  IX  MMMDft  —  Giugnö  1907. 

Public.   Serie  A,  No.  9.   2m  p.    Roma  iiK)7. 

1005.  Ministero  dei  Lavori  pubblici.  Relazione  aB.  E.  il  Ministro  suUe  coope- 
rative  di  lavoro  che  ei^egaQiiooperopabbliclie{r«latonM.Baini>  68]».  Borna, 
Coop.  tip.  Manuaio,  190t. 

lÜüt).  Commissione  Parlamentäre  d'inchiesta  sulle  miniere  dclla  Sar- 
degna.  Relazione  preliminare  »ul  programma  dei  lavori  della  (X>mmi88i<Mie 
^j^^e  19  iuglio  1906^  n.  393).  61  p.  Borna,  TSpognafi«  nasionale  di  Q.  Bertno, 

1097.  Japan.   Report  on  the  Goal  Minee  of  KyOBhQ.  M.  666.  London,  Kiog&  Bon.  6d. 

1098.  Norw«g>en.  Statittteke  Oentralbnrean.  Arbeids-og  Lenningsforhold  ved 
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1101.  Central  Buroau  voor  de  Btatistiek.  8tatistiek  der  Vakvcreenigingen  van 
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1901.  TjIV  +  419  p.   Amsterdam,  Lindenbaom  Sc  Co.,  1907. 
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▼an  den  i^cooMBto* 

laad  van  20  Juni  1900.  Deel  I.  III -f  56  p.   Amsterdam,  Job.  Mullej-.  fl.  —  ,40. 
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Die  Krankenversicherung  im  Jahre  1906.  XII  +  39  +  8llk.  Borlia,  Pnt^ 
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Statistik  der  Krankenversicherung  im  Grossherxpgtum  Hessen  im  Jahre  1904. 
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Nr.  1  ex  IÖ8Ö},  betreffend  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  errichteten  Ar« 
beiter-UnfallveraichMungsanstalten  im  Jalire  1905.  Vom  Minister  des  Innani 
dem  Reicherate  mitp-eieiU  in  Gt-mä^sheit  des  W  d«?s  litierten  Gesems. 
III -1-215  p.    Wien,  K.  k.  liof-  und  i^UaUidmckenn,  1907. 

1123.  Ministeriam  des  Innern.   Die  Ergebnisse  der  Gebarung  nnd  der  Statistik' 
der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1892,  R.G,B1.  Nr.  202,  registriert« 
ililfskassen  im  Jahre  1905.  Vom  Minister  des  Innern  dem  Reichsrate  mi^eteilt 
in  Gemü-'sh.  it  dea  §  34  d«a  »tierten  GeaeteCB.  47      Wim,  k  k.  Hol-  vnd 
btaatsdruckereL 
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U24,  Arbeiter-Unfall- VersicheranKs-ADstah  für  das  Königreieb 
B9]iB«B.  Beridit  Aber  ibre  Tätigkeit  wihreod  &m  Zeit  wem  1.  Jiaiier  bis 

31.  Dezember  löOfi.   CO  p.   Prag,  Selbstverlag,  1907. 

1125.  A rbeiter-Uüf allTersicberongsanstalt  ffir  M&hren  und  Schlesien. 
Beriebt  über  die  Tätigkeit  für  190C  44  p.   Brünn,  B.  IL  Kohrez,  1907. 

1126.  Arbeiter  -  Fn  fall  Versicherung- - A  nstalt  für  Steiermark  und 
Kärnten  in  Gras.  Bericht  für  d&»  Verwaltongsjahr  190ö.  20  p.  Graz» 
6eLbatT«riag»  1907. 

1127.  Sänemark.     Ar b  p  j   pr  f  nr @  i k  r i  n  gi« - Kaadet.     Det    nordiske  ArbejdeiN 

fornikringsmode  i  Kobenhavn.   'Septeiiiber  1907.    155  p.    Kobenbavo,  J.  H. 
Schultz,  1907.  Kr.  2,—. 

1128.  —  Beretning  for  Aaret  190ß.  Henned  2  Bilag:  I.  Oversigt  over  de  ved  Raadets 
Kendelse  afgjorte  982  Invaliditeta-  og  Dods^aper  verdrerende  lov  af  7de  Jannar 
1896.  —  II.  (indhaeftet  i  Beretniugcon).  Saerlig  Frcmi<tilling  af  eukelte  Sager 
verdr0rende  Lov  af  7de  Januar  18S^  14  50  -t-  236  p.  KopeDliMtn,  Q«d> 
1907.   Kr.  1,— 

1129.  —  Afdeliug  for  Bofolki^  Forsikrine  Berelmiig  lor  Aaret  1906.  Koom^ 
bügen.  Qad.  1907.  35  Oere. 

1190i  —  Afdeling  for  Fiskeres  Foraikring.  Boretidnf  for  Aarst  1900.  30  pw 

Kopenhagen,  Oad,  1907.  25  Oere. 

1131.  Frankreioh.  Minist^re  du  Travail  et  de  la  Pr^voyance  sociale. 
Direction  de  rAsenrance  et  de  la  Pr^voyance  sociales.  Recueil  de 
documentfi  sur  les  in  ri  U  iits  du  travHÜ.  No.  2.  Lois  sur  les  accideutf*  du  travail 
(f^vher  1907).  36  p.  Faria,  Hwacy,  Berger-Levrault  &  Cie.,  1907.  fr.  0,50. 

1192.  —  BeeoeU  oe  docamenti  rar  Im  aeddents  du  tnmdl.  Ve.  14.  L^alatioo  tor- 
IflB  aoddento  annot^e  des  d4ci >i      rle  juriBprodeDce.  (Troisi^me  ^ition,  JniÜet 
1907.)   III  p.   Paris,  Nancy,  Berger  Levrault  &  Cie..  1907.   fr.  1,25. 

1133.  —  Recueil  de  documents  sur  les  accident«  du  travail  No.  27.  Quatri^me  rapport , 
Aur  l'application  de  k  loi  du  9  avril  IfiOS.   208       Pliria»  Nancy,  Bennr- 
Levrault  &  Cie.,  19Ü7.    fr.  2,50. 

1134.  —  Recueil  de  documents  8ur  les  accideots  du  travail  No.  28.  Notice  sur  la 
atatititiane  de.'«  nccidents  du  travail  en  Autriche.  29  p.  Paris,  Nancy,  Bogar- 
Levrault  i-  Cie.    fr<.  -  ,50. 

1185.  —  Recueil  dp  docuniciit-*  i<ur  Its  jiccidenfis  du  travail  No.  29.  Jun-j)rudenee, 
Tome  VIII,  Octobre  1907.  144  p.  Paris,  Nancy,  Berger-Levrault  &  Cie.,  1907. 
fr.  1,75. 

1136.  fteiMNiteUaaialMi.  Departmental  Oommittes  on  Compensation  for 

Industrial  Di^easeH.   Report.  4(1.    >frnutea  of  Evidcncs^  Appendioes,  and 
Index.   48.  5d.    Loudou,  Eyre  &  Sputtiäwoode. 

1137.  Old  Age  Pensions.  A  Scheme  for  raislng  snffident  Twvenne  to  provide  a 
univer.sal  5'-  pension  for  all  necessitous  pereons  over  65  yenrs  of  age,  without 
imposiug  any  additional  bürden  on  induatry  or  tbe  coat  of  ordinaxy  living. 
London,  l^n  &  Spottiswoode^  1907.  öd. 

1138.  buBamlmsir*  Staatsministerium,  Departement  der  answSrtigen 

Angelegenheiten,  Abteilung  für  Arbeiterversicherung.  IMe 
Krank  tu  Versicherung  im  Grosaherzoctume  Luxemburg  während  des  Geschäfts- 
jahres 1906.   67  p.   Luiemburc,  J.  I'.cffort,  1007. 

1139.  Cham bre  des  d^put^s  1907—08.   Projet  de  loi  concemant  TextensioD  de  ■ 
l'asSDzanoMKxadints  aax  ez^ltationB  agricoks  et  foresti^res.  16  d^lcenibre  1907. 
58  p.  Lnzemtnug,  ENfok,  1907. 

H,  Verönenlliebuxigen  von  Verb-iaden,  Vereinen,  privaten  InstitUtail. 
und  pnvate  Fubiikatioueu  quellenmässigen  Charaktera. 

1.  Arbeltersehotzgesetzgebuug. 

Offizielle  PnblikalioD  sidie  anter  I.  1.  Nr.  896,  1007,  1O06,  1024, 10(!9,  1034,  lObl, 

1070,  1073. 

A.  Internationale. 

1140l  International  Conference  on  Labour  Begolatton  at  Bem&  Sg[»tember  1906.  Hemo- 
ttndmn,  «itli  tlisTat  of  die  Doonmcnla  aigned  ai  tlia  CtoMMioe.  3271.  London, 
^g  k  Bon.  Sd. 
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114L  Wodon,  M.  L,  Projet  de  Couvention  Internationale  relative  aux  Accideots  da 
travaiL  Nr.  VII  des  publiciuiont«  du  Goiiiit6  Beige  poiu  le  j»rogite  de  la  l%ie* 
lafeloii  do  tWfiU.  11  p.  li^ge,  Aug.  Bteard. 

B.  Nationale. 

1143.  Edwarde,  A*  IL  The  labor  legialation  of  Connecticat  (PabUcatkwe  of 
the  Anwijoea  Eoonomie  Awodetioa.)  8  +  322  p.  Naw-Yock,  u^^nun  1907. 

1  1,-. 

1143.  Gay,  L.  La  l^gislatba  du  tra^  eo  fitpegoei  Le  vepoe  dm  dimancheL  Tla^ 

164  p.    Pari«,  Kousacäu,  1907. 

1144.  Bry,  G.   Elaments  de  legislatioa  mduBtxielie,  loi^  du  travaii  et  de  La 
voyance  sociale.   3*  6i,  Paris,  Laroee  et  Tenin.   fre.  10,—. 

1146.  ChaboseaUfA.  Maoud  de  lä^lation  ouvri^:  bis  et  d^ete,  r6f^>renc«8  am 
Codes,  arrdt^  et  dmtlaires  minist^riels,  arrtts  de  cassatioQ  etc.  214  p.  Paris, 
Hourse  liu  Travaii,  19()7. 

1146.  Cliaboseau,  A.  Guide  pratique  de  Ji&dslation  oavri^  32  p.  Parie,  Boone 
dn  Travaü,  1907.  r- 

1147.  Marth  am,  V.   The  Fectory  and  Shop  Acfc  of  the  British  Dominions.  A 

Handbook  oombiled  by  Toeetber  with  a  geueral  view  of  the  F^gtinh  Law; 

and  a  FlreCaise  br  liln.  H.  J.  Tennant.  London,  Eyre     Bpottieiroode,  1907. 

2  6.  6d. 

1148.  Ord,  H.  Tbe  law  relatiog  to  iat-torieg,  work-roomä  and  nhopß  in  Victoria. 
XV  +  97  p.   Melbourne,  J.  Kemp,  1906.  Is. 

1149«  ßecretary  of  the  Otago  Employers'  Association.  Thp  Indiistrial 
Conciüation  and  Arbitration  Act;  Its  rast,  Preaent  and  Future.  Au  Addr«* 
dfdivered  at  th>  Annual  Conference  of  the  New  Zealand  Employers'  Föderation, 
August  28Ul  1907.  16  d.  Wellington  (New  Zealand),  TambuU,  Hickson  A  Ooeder. 

1150.  Kern,  N.  O.  Arberaiwetgeving.  Bewerirt  naar  het  coUege  van  prof.  mr.  & 
Pekelharing.   III  +  62  p.   Dt  Ifi,  .T.  Waltman  jr.    fl.  1,05. 

1151.  Marcus,  M.  S?ensk  arbeUurlagetiftaing.  (Die  scliwedische  Arbeitsgesetttcebaiic) 
(Am  der  Sammhmg  ,,8andil1läiigor,  V&  IV+lS8p.  Btockholiii,  Geb«. 
i;»07,    Kr,  ^."jO. 

11&2.  Aargauische  Uandeiak ammer.  Eingabe  an  das  Schweizerische  Industrie 
depertemeot  über  den  von  der  eidgoi.  Fabrikinspektion  ausgearbeiteten  Entwoff 
eines  neuen  Fabrikgesetze««.    II  +  U  p.   Aarau,  H.  R.  i:5auerlander  lI-  Co. 

1153.  Schweizerische  Verein iguu^  zur  Förderung  des  internatiuuaiea 
Arbeiterschutzgesetzes.  Heft  22.  Die  DurchfSirung  der  Arbeiterschntc- 
gesetze  in  der  iächweiz,  yon  Wegmann,  Dr.  H.  32  p.  Bon,  Oenoeeeoechato* 
Buchdruckerei,  1907.  30  Cts. 

a  Berufliche. 

115^  Engel,  H.  Dae  wflrtt  Beemten^etB  vom  28^  Jvni  1876/1.  Aognet  1907 

mit  Wonnungsgeldtarif,  den  Grundsätzen  fibcr  Ophalr-rorrürkung,  den  Beanjt^o- 
UniaUfürBorseg^tzen  etc.  XII  +  254  p.   Btuttgart,  J.  Hers,  1907.  M.  4,—. 
IlOß.  Laraad,  G*  Les  D^lögu^s  i  Ja  ■fenrit^  des  ouvriers  mineurs  (Etüde  hielte 
rg|«e,  oitique  et  de  Ugiuelimi  oomparte).  TbbM.  246  py  Pornsn,  Bouna, 

1156.  Marforius.  A  cselddt^Jrv^Dj  jävadat  (Die  Laodatbeitor-OeeetnoilMe.)  39  p. 
BodaiiMt.  Deataeh,  1907. 

2.  Arbeiter-  «ad  Arbettaka»menL 

1157.  Kamers  van  arbeid.  Venlagen  over  1906.  563  + 18  p.  e'GflafwIuwie, 
Gebr.  Belmfante,  1907.  fl.  1,~. 

8.  Arbflilar-  nd  ArbetterMlnMMiveMa. 

OffiskUe  PabUkirtioneQ  aielie  unter  L  1.  1022,  1127. 

A.  International. 

1158.  Erster  Ittternationalcr  K mirn^*  'irr  P.'ii  lo  r,  I' .nHitoren  und  verwandter  Berafs- 
genotiütiu,  abgehalten  zu  ötuLigurt  am  24.  und  2j.  August  1907.  104  p.  liamburg, 
Allmann,  1W7. 

1159.  InterDational  Ty pographical  Union.  Fifty-Seoond  Bession,  Colocido 
Springs,  Colo.,  Anglist  IS— 18,  1906.  125  p.  Colorado  Springe,  1906. 
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1160.  —  Fifty-Second  Session,  Colorado  Ppringa,  Colo.,  Aueust  19—18»  1906b  Beport 
o£  Committee  on  Laws.    13  p.   Colorado  äprings,  19(X}. 

1161.  —  Fifty-Second  SeMion,  Colorado  Springs,  Cola,  Augubt  13—18,  1906.  Bqtoct 
of  Eignt-Hour  Committ^.   20  p.    Colorado  Hprings,  1906. 

1162.  Sechster  internationaler  Kongres«  der  Lithograpncn  und  Steindrucker,  1907.  Ab- 

f ehalten  am  l'J.  bis  21.  September  1907  in  Kopenhagen.  Berlin,  O.  öillier,  1907. 
.  Internationale  Fhaeuigehülfea-KoofaeDs:  Itottäoll  der  Vecbandlungeo  am 
86.  und  27.  Angnsi  im  OeweAschaftshanse  za  Stctttgart  48  p.  Hamburg, 
Etzkor 11,  1907. 

1164.  International  Spinners'  Union.   Convention  B^rt.   Held  in  JBoston, 

Mmb.,  Sept.  13,  14,  15,  1906.  36  p.  Ohne  Verlagaangabe. 
U66.  Atti  del  III  Congre«8o  risicolo  iPleniMiopale:  Amä,  27,  28,  29  ottobt«,  190& 

332  p.   Milano,  Abbiat«,  1907. 
1166.  Internationaler  Arbeiterversicherungs-Kongress.  7.  Tagung,  Wien,  17.— 23.  Sept. 

1905.    2  Bde.    CXXV^l  +  666  +  728  p.    Wien,  F.  Deuticke,  1907.    K.  25.—. 
1107.  Ret^oconto  del  III   CongreMO  internazionaie  della  uiutualitä,   Milano  21 — 23 

settembre  1900.   Milnno^  Stnzza,  1907. 
1168.  Cockburn,  J.  Beport  od  the  International  Workmen's  CongreM  in  Vieona, 

1905,  together  with  an  aoooant  of  the  syetem  of  Workmen's  Insuxance,  ineluding 

Old  Äffi  Fmnom  in  Qmntaj,  127  p.  Mclboiiniek  J.  K«np. 

B.  NationaL 

1160.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  II.  deutschen  Arbeiterkongreeses,  abgehalten 
am  20.,  21.  und  22.  Oktobw  1907  in  Berlin.  HeraoM^  durch  oen  Anaacauaa  dea 
Kongresses.  240  p.  K61n,  Generaiaekietariat  dar  dmatHclMii  Oewetlaehaft«, 

1907.   M.  1,-. 

1170.  American  Federation  of  Labor.  Bepwtof  the proceedings  of  the  twenty- 
seventh  annu&l  oomventioii.  XX    866  p.  Wadiingwn,  Iba  National  THbnne 

Company,  1907. 

1171.  Congr^  mutualiste  organis^  ä  Troyes  du  21  au  24  juin  1907  par  1  Union  de 
sodet^H  de  secours  mutuels  aproüvte  do  l'Anba^  OonpCe  landn  par  Looia 
Morin.  99  p.  Itoyes,  Paton,  1907. 

1172.  Bteadman,  W.  a  Report  of  Proeeedings  al  the  Fortioth  Amraal  Trad« 
Unions  Congress  held  in  th«  AHsorablv  Roome,  Bath  on  September  2nd,  3rd, 
4th,  6th  and  7th,  1907.  206  u.  London,  Coopeiative  Frinting  Society,  1907. 

1173.  BoBOocnto  delle  giomato  sodab  di  Milano  (7,  8,  9  fobbnrio  1907).  904  p.  Mi- 
lano,  Baggio,  1907. 

1174.  Prutokoll  fördt  vid  kvinnomas  fackförbunds  första  kongrcss  den  2ö — 20  Jan. 
1907.  (Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  1.  Kongresses  dw  adiwediadMn 
Arbeiterinnen.)   28  p.    Stockholm,  ArbetArnes  Trycken,  1907. 

1175.  Verband  der  Backer  und  Her ufsceuuri ae n  Deutschlands.  Protokoll 
der  elften  ordentlichen  GenenÜTersammTung,  abgdiaiten  an  Qaeaal  vom  IOl  bia 
12.  März  1907.   120  p.  Hamburg,  Allmann,  i9^. 

1176.  Protokoll  der  Konferens  der  Verbände  der  Brauereiarbeiter,  Mflhlenarbeiter, 
Bäcker,  Konditoren  and  FlciaoiMr  am  22.  JNorembar  1907  niHaiuio?er.  Hannofer, 
M.  Wittorf.  1907. 

1177.  PkotokoD  6a  Verhandlungen  des  10.  VeriMmdstans  dea  Deatadien  Badibinder- 

verbandes,  abgehalten  in  Nürnberg  vom  24.— 29.  Juni  1907,  nebst  Anhang: 
Protokoll  dar  1.  internationalen  Konferenz  der  Buchbinder- Verbände,  abgehalten 
am  30.  Juni  und  1.  Juli  1907  in  Nürnberg.  292  +  28  p.   B«rlin,  Klo£,  1907. 

1178.  Beruf8genoi»f»en8chaf tliche  U  n  fall-Versichcrungs-Anstalt  der 
Ö6terr.  c^iseu bahnen.  XVll.  ordentliche  (rencrai Versammlung,  abgehalten 
am  15.  Juni  1907.   XIV  +  55  p.    Wien,  SellwtverUg,  1907. 

1179.  Svenska  järn vägsbyggoadsarbetaref  ackfüreningen.  Protokoll  över 
fjärde  ftrsmötets  förhandTinnr  i  Krylbo  den  27—31  Jan.  1907.  (Verein  der 
schwe^liwhen  Ei-n-nbahner.  Protokoll  über  die  4.  Jahresversammlung  zu  Krylbo, 
27.— 31.  Januar  1907.)  123  +  38  +  2  p.  Qävle,  Tidningsföreningens  fiocktiyckeri, 
1907. 

1180l  FkOtokoll  förda  vid  Sv.  TransjiortarbptareförbundetA  femte  kongress  i  Stockholm 
den  14—19  Aoril  1907.  (Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  5.  Kongresses 
der  Bchwediscnen  Eisenbahnbeamten.)  146  p.  mit  Beilagen.  Btockhobn,  Arbe- 

tames  Tryckeri,  11K37. 

1181.  Protokoll  fördt  vid  Sv.  iärnvagsmannaförbundets  sjätte  ordinarie  kongräss  i 
Btockholni  22—27  April  UI07.  (notokoll  der  6.  ofdentUchon  Venammhmg  der 

AfMMmkoli.  44 
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Bchwedischeo  Eisenbahner  in  Stockholm,  22.— S7.  AprO  1007.)  62  Boakflpi^g» 
IWckerifOreniogen  SmÄiands  uyckeri,  1907. 
1182.  Allgemeiner  deutscher  Oartnerverein.  Protokoll  der  achten  General- 


yenMmmlimg.  abgehalten  ro  Dfeeden  vom  1.  bia  &  September  1907.  176  n. 
BerHn,  19077 

1188.  Verband  der  deiitHcben  Handlungsgehfilfen  an  Leipzig.  Verw 
bandfltaK  1907.  Beden,  Verhandlongtn,  Eiitachmwiingwi  142  p.  Laipaigy  SeUial- 

verlag,  1907. 

1184.  DeutBchnationaler  Handlungegehilfen  verband.  Zehnter  deutscher 
Handlnngagdulfentag  1907.  1.  TeiL  4.  Bd.  Hand^-liispektoien.  Hamboxg. 
Sdbetvei&g,  IWtTm  0^. 

1186.  —  Zehnter  deutscher  HandluogunliaientM^  1907.  2.Tril,  3.  Bd.  64  p^  Hambvg^ 

Selbetverlag,  1907.  M.  0,50. 

1186.  Verband  deutscher  Hoteldiener.  Protokoll  über  die  Verhandlangen 
des  3.  Verbandstages,  abgehalten  zu  Leipa^  am  2.,  3.,  4.  and     April  lw)7. 

169  p.   Berlin,  R.  Diening,  1907. 

1187.  I^tokoll  der  zehnten  ordentlichen  Oeneralvernanimlung  des  Verbandes  der  Lager* 
halter  und  I^agerhalterinnen  Deutschland«,  abgehalten  in  Leipaig  mm  20.-^. 
Mai  1Ü07.    11?  p.   Leipzig,  1907. 

1188w  FYotokoU  fördt  vid  8v.  Murareförbuudets  Ute  Kongrees  i  üpeala  den  29, 
30  och  31  mars  och  1  april  1907.  (Protokoll  über  die  Verhandlangen  des 
11.  EongreseeB  des  Maureryeretns  in  Upsala,  29.,  30.,  31.  März;  1.  Apra  1907.) 
t)4  p.    Malmö,  Tryckeri  A.-B.  Framtiden,  1907. 

1188.  Congr^  (treizi^me)  n&Uonal  des  ouvrieca  m^tallurgiatee  tParia,  septonbre  1907). 
Oompte  rendtt  de  la  gestion  da  OomiM  ftd^ral  deaiÜB  le  1**  mai  1907  an  1**  $ain 
1907.    102  p.    liourge«,  Imprimerie  ouvri?'re  du  Centre,  1907. 

1190.  Protokoll  der  Verhandlungen  vom  I.  allgemeinen  Bchutzkongresa  für  alle  in  der 
Schiffahrt  und  im  Schiffbau  l>eschilftigten  Arbeiter.  Abgleiten  in  Berliu  vom 
19.  bi.H  21.  Februar  r.XK>  im  Gewerksoiaft^haus,  Engdunr  ISi.  167  p.  Leipaig^ 
leipziger  Buchdruckerei  A.-O.,  1907.   M.  1,50. 

1191.  Protokoll  der  Verhandlungen  der  2.  GeneralTersammlung  der  Gewerkschaft  der 
Tabakarbeitwinnen  and  -Arbeiter  Oesterreichs,  abgehalten  am  19.  and  20.  Mai 
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Leipzijr,  F.  Dietrich,  1907.   M.  —,25. 

1267.  Fuchs.  C.  J.  Zum  Streit  um  Kleinhaus  und  MiflUcaMm«.  Erwklenuig. 
[Ö.-A.j    11  P.    Drcftdeu,  O.  V.  Böhmen.    M.  —,50. 

1268.  Lars  so  II,  V.  KommunaLsociaUf^tik  bostadspolitik  i  utlaudet.  (Gemeindt*ozia- 
lifltaflche  WohnunrapoUtik  im  Aualaade.)  ^HcniUK.  Tom  „CeatnülÖrbundet  för 
«odalt  arbete.]  37  p.  Btockliolm,  Ekman,  IM?.  oO  Otn. 

1809.  Feld  gen.  L.  Ueber  die  KtädtiHche  Arbeiterwohoungsfrage  in  Deatachland  und 
ihre  LöeangBrecauche  in  ihren  wichtigsten  ErKlieinungsformen.  Dias.  58  p. 
Erlangen  1907. 

ISTQ.  V.  Kalctstein.        Deutsche  WohnongBordnungeo«  (Kultur  und  Foclidiiifet 

122.)    14  p.   Leipzig,  F.  Dietrich,  1907.   M.  —,25. 
1271.  Verein  zur  V erbe^serung  der  Wohnungsverhältniasein Hfineh«!!. 

VIL  jAhraBboridtt  1906— 190&  16  p»  Mttnefaaa  1907. 


7.  Arbeitgeberorganlsationeiu 

1272.  Kessler,  G.  Die  deutschen  Arbeitg^i^erbände.  (Schriften  des  Vereins  für 
Soöalpolitik,  Nr.  124.)   16  +  38(3  n.    Leipzig,  Duncker      FIutnMot,  ]9<r. 

1273.  Weadlaodt.  Jahresbericht  d»  Buades  der  InduatrieUen  für  1905/im  lö9p. 
Berlin  1907. 

1274.  Verband  von  Arbeitgebern  im  bergischen  Indudtrieb^sirlL  Be* 
rieht  für  1.  April  190ü      31.  Mfirz  1907.  32  d.  Elberfeld  1907. 

1275.  ZentralyerDAnd  der  InduatrielUa  Oasterreicha.  AratokoU  dei 
XX.  Verbandatttea,  abgaludteii  am  2.  Jnsi  1907  in  Ikieit  79  p.  Wien,  Seibet- 
verlag,  1907. 

6.  ArMtdedgkelt,  AiMtenwfct  ui  AfMtaaAirab. 

OHbdelb  PnbUkntfan«!  eiahn  mitar  1. 1.  997,  996,  1000,  108«,  1062,  1068,  1110,  lllL 

1276.  Meyer,  0.  Die  Ma88nahmen  gegenüber  der  Arbeit^Ionigkeit  in  HallA  4/8» 
Vm  +  126  p.  +  2  Tat  Halle,  Gebauer-Schwetecbke.  M.  3,—. 

1277.  Alden,  P.   The  ünemployed.    A  National  Qnestion.    2nd  Ed.  London, 

King  &  Son.  2fl. 

1278.  Roberts,  W.  Hazhtt.  Land  ward  Hol  A  Beview  of  the  Land  and  Unem- 
ploved.  Qneations  and  a  Solution.   106  p.  Londm,  C^ton  Press,  1907.  la. 

1279.  BtiUing,  A.  J.  Werklooahcid.  18S  p.  Amatenlam,  J.  H.  d«  Bamy^  1907. 


1280.  T.  Bodelschwingh,  F.  Dm  Waadenrbeitntittengesets.  Offener  Brief  m 
den  Herrn  OnSm  von  der  Sdmieiibnnr,  Orfintiiid.  S9  n.  BieleMd,  An»ti^ 

Betbrl.  loor.  M. 

1281.  W  eig  e  r  i ,  M.  Arteitsnachweis,  Emijjunmauit  und  i'ari^meinschaft  im  Berünaf 
Braugewexbe.  (Staats-  und  sozialwiss.  Toneh.  190l)  XI  ^  P*  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot,  1907.    M.  (>,80. 

1282.  Zannoni,  J.  Gli  uffici  di  coilocaniento  per  i  contadini  immigranti  in  Itaiii. 
(Pubbl.  del  Segretario  per  remigniioiie  inteni«  deUa  Socialft  Umaaitaiin.)  Mp 
Irnola,  Haleati,  1907. 

1283.  Zentral  leituuc  schweizer.  Arbeitsämter.  Zweiter  Geschäftsbericht  für 
da.H  Jalir  1906.    h  p.    Zürich,  Grütliverein,  1907. 

1284.  Sch weizerisclier  Kaufmännischer  Verein,  ätellenvermittiung. 
31.  Jahnsbericht  Tom  31.  Mai  1906  bie  30.  April  1907.   16  p.  Zfiricfa  1907. 

1285.  A  rbeitsam t  der  Sta(!t  Tlern.  Verwaltungsbericht  de-  ArUi  a-anUr-  uni 
der  Versicheningskasee  scireu  Arbettsloeigkeit  ftir  das  Jahr  1900.  14  p.  Ben, 
Röedi  &  achatannann,  19(77. 

9.  Arbeltaordnong  und  Arbelteraossebttsse. 

1286.  V.  Pasch wits,  £.  Die  rechtliche  Natur  der  Arbeitaoidnunir.  Diaa.  6Sp^ 
Erlangen  1907. 
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10.  A.rbeitsstr«ltl|rkelteii. 

OifiziellA  Pabükataonen  siehe  unter  I.  1.  1001,  1023,  1028,  1039,  1060,  1078,  1093. 

1099,1108. 

1287.  Stein,  Ph.  lieber  Streiks  und  AuHsperrongen.  Vortrag,  gehalten  in  der  Grehe- 
Stiftung  zu  Dresden  am  5.  Oktober  1907.  (Neue  Zeit-  und  ätreitfcageiu  V.  «Tg* 
1.  Heft.)   24  p.   Dreedeii,  Zahu  «Sc  Jaeutscli,  1907.   M.  1,—. 

1288.  DescampsjJP.  Les  population«  Titicoles.  L'ävolutiOQ  du  tfpB  da  vignaron 
et  la  dise  actualle.  78  p.  fSwü,  Science  Soaalflp  1907. 

1289.  Raphael,  A.  Den  engdska  iagstiftningen  om  aribetetrister.  1906  ärs  lag.  Die 
erp-fischp  (4e.=*:t7eebinig  über  die  Arbeitsstreitigkeiten     Da*i  Gesetz  vom  Jahro 

1906.  )  lHerausg(^eb€n  vom  Centralförbundet  för  socialt  arbete.]  24  p.  ätock- 
holm,  Ekman,  Ml.  30  0«re. 

1290.  Ferrnczi ,  J.  Sztrijk  ^s  szocziälpolitika.  1  kötet.  (Btnik  alid  fio^poUtik. 
I.  Band.)   XIII  +  529  n.  Budapest,  Athenaeum,  1907. 

1291.  Fekete.  G.  Btnke  ^  bOntsttfjog.  <8tnik  und  Stnfraeht)  58  p.  Budapest, 
Toldi,  im.    Kr.  If/l 

1292.  Kenez,  B.  bztrajkätatiäzuka  I.  Magyarorszag  ipari  szirajkiaiuak  statiszti- 
käja.  (Btreikstatifltik  I.  Die  Statistik  der  indnaMliO  Stnib  UngaiiM.)  108  to. 
Budapest,  GriU,  1907.   Kr.  3,-. 

1293.  Beels i,  B.  Scioperi  e  serrate  e  loro  risoluzione  secondo  ginstizia.  38  p.  Borna, 
Flli  Bocca,  1907.    fr,  1,-. 

1294.  Thun  ander,  G.  LandarbetarestrejkeQ  i  nordvastra  äkAoe  1907.  finundersdk- 
Aing.  (Der  Luidarbeitentrelk  in  den  noidwiiUidMP  BdKmen  1907.  SlneUnter- 
suchunk)  [Herausgegeben  v  m  CSentrdlBi^imdet  lOv  lodalt  «rbeta^j  46  u.  Stock- 
hoho,  £kman,  1907.  60  Gere. 

U.  AfMtnwflIto  «ni  UsfUlTttiiitimt. 

OfSliellt  Pnblikatioueu  siehe  unter  I.  1.  1018,  in:^',  1036,  1041,  ]0d2,  1043,  1044, 

104,"),  10-16,  1047,  1048.  1049,  1090.  11U3,  IKM. 

1295.  Coburgische  laud-  und  loratwirtschaitliche  Berufsgenoasen- 
■chaft.  Unfallverhütungsvorsohriften.  fiesdiL  am  10.  Vvw.  190&  Genehm, 
am  15.  Mai  1907.   3  -\- 10+  15  p. 

1296.  Bheinische  land wirtschaftliche  Berufsgeno.ss eaachaft zu D&ssel- 
dorf.  Unfallverhütungsvorschriften.  Gendun.  am  3.  Aug;  1907.  GHUtiir  seit 
1.  Jan.  1908.   120  p.  Düsseldorf,  L.  Schwamm.  —,10. 

1297.  Hessen-Nassauische  land wirtschaftliche  BerufäKeoosäenschait. 
UnfaliverhütungHvorschriften.   BeschL  am  12i  Des.  1908.  Oenelun.  am  1.  Mai 

1907.  41  p.  GMsel,  Gebr.  QottheLE. 

1298.  Land-  und  forstwirtaehaftliohe  Bernf  sgenossenschaft  Olden- 
b u  r !2 '  r  La n  I  w  i  r  r  e.  UnfallverhütungpfOcichriften*  Genehm,  am  &  ÖepL 
1907.   6  p.   Oidenbuig,  Ad.  Littmann. 

1299.  Land*  nnd  forekwirtschaf tliche  BernlBgenosseniehnlt  des 
Für  ^trii  tum!^  Reuss  j.  L.  T'nfallverhütungsvorscnriften :  FontwlirlMihaft. 
Forst wirtecbafUiche  Nebenbetriebe.   Genehm,  am  3.  Öept.  1907. 

1900.  Süddeutsche  Edel-  und  Unedelmetall-Berufsgenosseoschaf  t. 
Besondere  T'nffiÜvcrhütun^vorBchriften  für  die  Herstellung  von  Aluminium  in 
Pulver  (Aluuiiuiuiubronze>.  Genehm,  am  11.  ÜkL  1907.  Gültig  vom  8.  Nov. 
1907.   6  p. 

1301.  Landwirtschaftliche  Beruf sgenossenschaft  Unter-Eleass.  Unfall- 
▼erhütungsvorwhriften.  Grenehm.  am  13.  Sept.  1907.  8  p.  Strassburger  Druckerei 

und  Verlag8u(isi:ili , 

1302.  Löhoer,  O.  Bauarbeiterschutz  und  Baupolizei  in  Bayern.  (Müncheaer  Volks- 
wirtadiaftliche  Stadien,  84.  Stück.)  X  +  140  p.  Stuttgart  und  Berlin,  J.G.  Cotta, 

100?.    ^T.  3,50. 

13U3.  Aäsociazione  degii  iudustriali  d'Italia  per  prevenire  gli  in- 
fortnni  del  lavoro.  Notizie  intomo  all'opera  delTAasociazione  ed  aUaenn 
ef;pu«izione  permanente  di  quanto  intereeaa  ut  eicnrem  e  rigiene  del  Inato. 

40  p.   Milano  1907. 
1301.  ~  EsercLzio  al  31  dicembre  1906  (Anno  XII).  44  p.   Milano  1907« 
1305.  —  I  pericoli  dei  motori  a  gas  e  i  sintemi  d'awiamentx).  Studio  redfltto  dall' ing, 

Massarelli,  ispettore  deU'  Associazione.   ItiO  p.   Müauo  1907. 
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12.  ArWitsTertrui?.    Tarifvei  triiLP.    Lnünformen.  Koalitionsrecht. 

130t).  Vereinigung  der  Maler,  Lackierer,  Tüucher,  Weissbinder  and 
Anstreicher  Deutschlands.  Der  Einflusa  unserer  Organisation  auf  die 
R^elung  des  Lohn-  und  ArbeitsvwliiUiiineB  dansh  Taxifverteu».  240  p.  Harn* 

bürg,  Tobler,  1907. 

1907.  Gran  fett,  G.  Om  tarifaftalet  eller  det  s.  k.  koUektim  arbetsaftalet.  (Ueber 
den  Tarifvertnog  odt'r  f]>'n  sog.  kolirktivon  Arbeitsvertng.)  38  p.  Htillrin£;iOffg 
1907.    (Försla  aluiaruia  juriblmOt*;l  i  i  inlaud,  1907.) 

19Q6L  Räcz,  L.  Az  ipari  b^ke  me^alö^itasa  kollektiv  munkaegyezmänyek  fitsL 
(Verwirklichung  des  indastri^en  fMeden«  durch  KoUektiT«rbeit«trertr|g|a>) 
t>ebreren  1907.   

1300.  Galizia,  A.  11  oootfttto  ooUecthro  di  bvoio.  XVI  +  234  üapdi, 
Pierro,  1907. 

13ia  Blee,  Hs.  La.  £.  De  Wel  op  de  AiMdiiOTmiikoiiiet.  Qeichiediif»  der  Wok 
van  13  JuU  1907.  (gtbL  No.  193.)  1*  deel  L  64  p.  *B-QiMBitage,  Gebr. 

Belinfante,  1907. 

1311*  Pireidfeta  emeUan  8kepp«stufverifiniMMr  i  StockhohD  och  Stockhohna  Ilamn- 
arbetare-fackförening.  (Tarifvertrag  «wischen  Tanpesellschaften  in  Stockholm 
und  dem  Hafenarfeitervmin  in  St/)ckholm.)  26  p.  Stockholm,  ArbetArna« 
Tryckeri,  1907. 

1312.  Die  or^nisatoriBche  und  tarifliche  Geschichte  des  Gutenbergbundes.  Der  Werde- 
gang einer  deutschen  gelben  Gewerkechflft^  Zugleich  ein  Beitrag  für  die  tarif* 
gemeinschaftliche  Entwitkelung  iu]  i1rut-;chen  Buchdruckgewerbe  seit  1892. 
[S.-A.  aus  dem  „KorrespoDde&t  für  DeatBchlanda  ßuchdrucker  und  Sdbnft- 

fiesfi«r".]   Leipzig,  K.  Eichler,  1907. 
'(  rr  ui  et  Fagriot.    Lf  <  ontrat  de  travaiL   (Association  pour  la  yrotoction 
legale  des  travailleurs.  4.  äerie^  1  VoL)  218  jp.  Paris,  Alcan,  1907.  irs.  3,5a 

1314.  He«,  Mr.  Het  arbddeoontract  Xvl  + 102  p.  Ofoningeo,  J.  B.  WoHen. 
fl.  1,90. 

1315.  Stenfert  Kroese,  J.  G.  Wet  van  den  13  Juli  1907  (Arbtiidscontraet).  105  p. 
Haac,  M.  Nyhoff,  1907. 

1310.  ist  offen,  G.  F.  Sociala  studier.  Für!*ök  tili  belysning  af  nutidene  pamhälli^sut- 
veckling.  VIII.  Arbeuaftaletii  frihet.  (tSoziale  Ötudien.  Beiträge  zur  Beleuch- 
tung der  g^enwärtieen  gesellschaftlichen  Entwicklung.  VIII.  Di»  Fniheit  du 
Arbeitsvertrages.)  92  p.  Stockholm,  Qeber,  1907.  iL  1,60. 

1317.  FOrslag  tili  hnfvttdartal  Nr.  1  meOaii  eywekm  ilniTtasiiat  aibeligifwe- 
forening  och  svenska  iämväpiuanna  förbnndet  InnehAUande  regier  for  behaod* 
ling  af  uppkommande  mening8skiliakti{^eter  meUan  j&msyigaföriialtningar 
och  jämvägspersonal,  etc.  (Entwoff  «ioei  Vertraffs  siHedien  dem  achwed.  Eisen- 
bahn arbeitgeWverband  und  dem  schwed.  Ei8cnDahnnrl>eiter verein,  enthaltend 
Vorsciirifteu  z«r  Behandlung  der  Streitigkeiteu  z^m  i  hen  der  Kisen  bahn  Ver- 
waltung und  Beanitenpersonal  usw.)  60  p.  ytockhoJm,  N oretedt  &  Söhner,  1907. 

1318.  Ortloff,  H.  I^iH  koalitionsrecht  im  Gewerbebetriebe  Deutschland-.  I  Ar- 
beiterstreiks,  Boykotts,  Aussperrungen.  II.  ArbeJtgcberverbände,  Lohnianf ver- 
trage, SchiedsHiiiter ,  Gewinnbeteiligung.  (Kultur  und  Fortacfaiittii  126—27, 
131    32.)   43,  32  p.   Leipzig,  F.  Dietrich,  1907.   Zus.  M.  1,25. 

1319.  Dw^  neue  Knebelgesetz  gegen  die  Gewerkschaften.  288  p.  Berlin,  Vorwärts, 
1907. 

1320.  Qa8o6o  y  Marin,  J.  Loa  sindicatOA  y  la  libertad  de  coutrataciön.  Secuada 
edati6n.  2  tomoa,  147  7  189  p.  BModon«,  Henrich  y  Oa. 


13.  IrbeltaTerwaltang. 

OffizieUe  Publikationen  siehe  unter  I.  1.  978,  979,  984,  9^".,  ODl,  992,  993,  999,  1002, 
1010,  1013,  1014,  101.%  1019,  1Ü26,  1032,  1033,  1071,  1074,  1075,  1077,  1079,  lOöU,  lUbl, 

1062,  1063,  1065,  1066,  1067,  1060,  1094. 

1321.  Bourdcron.  L'Inspection  da  TravaiL  Rapport ....  au  nom  de  la  commiaaion 
il'enqufite  du  Ck>nseil  sup^rieur  du  TravaiL  Paris,  Imprimerie  nationale,  1907. 

1322.  ßrouilhet.Ch.  Le  mininU^re  du  travaiL   Conference  faite  I  l'Office  soeia] 
de  Lyon  le  22  janvier  1907.   b2  p.    Lvon,  Librairie  du  Pr  lp  -  UK)7. 

1323.  Uug'ues,  J.  Liospection  du  travaiL'  VUI  -f  224  p..  Paris,  JBouaaeau,  1907. 
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Ii.  ArbettBzelt.  Paiumii.  Sonntagsiiihe. 
Officiellfl  PablikAtkniai  flieh«  unter  L  I.  906.  1006.  1009,  1011.  1012,  1033,  1058. 

1324.  ßteffen,  O.  F.  Nonnalarbetadi^eii.  2;a  uppl.  Beirb.  af  H.  HftrevB.  (Da 

Nnrrtialarbeitstag.  2.  Aufl.  Benrb  \  n  M.  Marcos.)  (Aus  der  Sammlung  „8tu- 
deDteaföreuingen  Verdandis  Öm&iknftcr".)  37  p.  Stockholm,  Bounier,  1907. 
25  Owe. 

1325.  ßunef>e,  R.  Wie  nrteilt  man  fiber  den  S-Uhr-I^deoscliluss?  (Knltnr  und 
Fortechritt,  Nr.  IOC.)   16  u.   Leipzie,  F.  Dietrich,  1907.  M.  —.25. 

1326.  Prigge,  P.  Die  Arbeitslöhne,  Arbeitszeit  pp.  in  den  städtisdien  I  iii  ben 
Dortmiin  l-.    Mitteilungen  des  StÄtistischen  Anit^i»  Dortraund.  0    2r  ii.  ITK)?. 

1327.  Ceiitrai  Bureau  vuur  Sociale  Adviczcn.  Derde  Supplement  oi  het  rap- 
port  Over  geechiedenis,  inhoud  en  werking  van  bepalingen  betreffende  minimiim 
loon  en  maximmn  arbeidedaiir  in  beateUcen  Toor  boawwerken.  V  +  31  pi. 
Ametoikm  1907. 


1328.  Cen  tralverband  der  Handluncsgehälfen  und  Gehülfinnen 
Deutschlands.  Der  Kampf  um  die  bonntagarube  im  Handelagewerbe.  31  p. 
Hamburg,  Ifax  JoMfdiMlu),  1907. 

1329.  .\rm  bruster,  L.  Lc  rcpo?  hebdomadaire.  Commentaire  de  la  loi  du  13  juillet 
1900.  Preface  de  F.  Dubief.  XI  +  370  p.  Paris,  Berger-Levrault  ä  Cie. 
fr».3Ä)L 

Irj.  Aui^-  oiid  Einwandenmg.  Kolonlalarbeit. 
Offizielle  Publikaüonen  siehe  unter  L  1.  1024,  1064.  1065,  1066,  1073, 1064, 1065, 1069. 

1330.  Friedmann,  A.  Arbdtarmuigel  imd  AmanderuDg.  Keferat,  ersMMt  dem 
ZentralauA.ichugp  des  Bundes  OesterreichitclMr  IndatmUer.  71  pk  Wkn,  Vorlag 
des  Bundes  Oestenr.  ludustrieller,  1907. 

1831.  Scbipjpel,  If.  Die  fremden  Arbeitskräfte  und  die  GcMtcgebang  der  venchie- 
denen  Länder.   63  p.   VII.  Beil.  zur  Neuen  Zeit  1907.  13.  VIT. 

1332.  Sundbärg,  G.  Emigrationen  II.  (Aus  der  Sammlung:  ßvensk  Politik.)  Före- 
ningen  Heinidals  politiHka  Smäskrifter.  Band  XL  94  p.  Üppaala,  Amqriat  odi 
Wicksell  i  deftr.,  IW.    10  (jere. 

1333.  Grün  Will  d,J.  A  jii&gyaiorEzagi  kivändorläs  oka  es  csokkentes^nek  m6dja. 
(Die  Ursachen  der  nnganschen  Auswanderung  und  die  MitteL  zur  Vennindernng 
derselben.)   32  p.    Budapeet,  Szerzö,  1907.   K.  1,—. 

1334  Caro,  L.  Statystyka  emieracyi  poJskiej  i  austro-wegierskiej  do  Stanow  Zjedno- 
czonvch.  (Die  Statistik  der  polnii*(  h(  ii  und  ÖBtcrrpicJii^ch-ungarieciiian  Alia> 
Wanderung  nach  den  Vereinigte  ätaftteu.j  68  p.  Krakau  1907. 

1336.  Farkae,  P.  Az  anerikai  kivAidorUa.  (Die  AoBwandeiung  nadi  Amerika.) 
91  p.    Budapest,  Singer  ee  Wolfner.    K.  1.50. 

1336.  KruBzka,  W.  Historya  poiska  w  Amervoe.  (Die  Geschichte  der  poloischen 
Anaiedeliiqgen  in  Amerika  —  hauptaIcUicili  m  den  VeieuDigteii  Staaten.)  Band. 
873  p.  liOwaakee  1907. 

16b  IViUBarlMlt* 

OfBaidle  PnblikatioiMn  aiahe  onter  L  1.  983. 

1337.  Die  eadale  Geeetacebung  und  die  Fraven.  S2  p.  Bralsn«  A.  Favorke,  1907. 

M.  1.-. 

1338.  Farniugham,  M.  A  Workiag  Woiuau  s  Life.  An  Autobiography.  p. 
London,  J.  Clarke,  1907.   38.  6d. 

1339.  Nachtarbeit  weiblicher  Hilfsarbeiter,  (Nr.  IQO  der  Drucksachen  dea  Induatridlen 
KlubH.)   4  p.   Wien  1907. 

1340.  Anholm,  M.  Fabriksarbcterskan.  Hvad  kan  giiraf«  tili  hennes  skydd  och 
lüijande  i  socialt  och  etiakt  h&Dseende?  (Die  Fabrucarbeiterin.  Was  ist  zu  tun, 
um  sie  so  edifltsen  und  ihre  Lage  vom  «ocialen  und  ediudieD  Standpunkte  zu 
heben?)    116  p.   Stockholm,  Fntze,  1907.  I..n0. 

1341.  Baum,  M.  Die  gewerbliche  Ausbildung  der  ludustri^beiterin.  (Kultur  und 
Fortschritt  Nr.  107.)   10  p.   Leipzig,  F.  Dietrich,  1907.   M.  —,25. 

1342.  H ei m ,  G.  Die  lindiiche  Dieiiatbotenaraaiiiiatioii.  41  p.  Aegeaabiiigi  J.  Habbel» 
1907.  M.  1,—. 
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1343.  Holm berg,  G.  H.  Tjäoariiioonui  i  staderna.  (Die  weiblichen  Dienstboten  in 
den  ätidten.)  £u  kritik  af  Eü»  Törne  och  heoiUB  skrift  SoUdar  I.  (Aus  der 
Sammlung  „Ord.  Fria".)  56  p.  Stockholm,  Björek  A  BorjeBeon,  1907.  25  Oere. 

1344*  Nielsen  .  V  r5irktil:il  Tjcnestefolk.  I  Anledninj?  af  „TyendeforbuudK"  skrift 
lyandets  Stüiing  i  iSaaiiuadet".  (Die  Dieastboteofrage.'  Anlaaelicb  der  vom 
Difliutbotenveniii  hrsg.  Schrift:  „Die  fltelltuig  der  Dieattboten  in  der  Geeott- 
Schaft".)   52  p.   O  Irti.r  ^ril  ,,  Kw>7.    75  Oere. 

1345.  NÜBSon,  Ca.  Vär  L]ünaode  pyHier.  (Ueber  die  Lage  der  Dienj^tmadcheii.) 
Stockholm,  Bonoier,  1D<)7.   25  OflM. 

1346.  Verband  deutscher  Handlungsgchülf en  zu  Leipzig.  Die  FrauflO- 
arbeit  im  Haodebgewerbe.   16»  Schrift.   72  jp.   Leipzig,  Seibatyerlag,  1907. 

1347.  Women's  Industrial  OonneiL  Labooriaws  tat mmm  in  Oimanj.  15  p. 
Adelphi  1907.    1»/  d. 

1348.  H  e  1  d ,  J.  I>a  rgglementation  de  la  joum^  de  travail  de«  femmes  dans  l'induBtrie 
allemande.   255  p.    Paris,  Larose  et  Tenin,  1907. 

1349.  Womea's  ladu^trial  OoanoiL  Labour  laws  for  wQm«Q  in  France.  12  p, 
Adelphi  mr.  r/,d. 

1350.  Ötatistics  if  W  iiien  at  Work.  Based  on  an  unpublished  informatioo  derived 
itom  thß  ftchedules  of  the  Xwelith  Gensos  19Ü0.  399  p.  Washington,  GoTero* 
ment  Printing.  1907. 

1^1.  Züricher  HandclRksm  mer.  Gatachten.  Ausdehnuncr  le«  Arbeiterinnen- 
Bchutzes  auf  die  kauinmcnisdiea  Bureaux.  Heft  7  der  wirtschaftlichen  Pabü- 
katiooen.  0  pb  Zdvieb,  A.  Bopp,  1907. 

17.  GeBOflsenaeiiallsweseD. 

1362.  Bericht  über  die  Veriuuidlaiu»n  des  IV.  Deutschen  MwerbUchen  QeDoeeenechafts- 
tages  m  Berlin  am  6.  Jnlt  ra07.  77  p.  Berlin,  1W7. 

1353.  Beck,  J.   W.^pAMzielczo^^c  jako  program  ijoowy.   (Die  niMdüilliMilianililiiB 

als  Lebenaxiel)  4ö  p.   Warschau  1907. 
1864.  Obrieteneen,  R.    BrngaforsBioger.   Deree  BaMing  Oft  Birettigelse.  (Die 

Knn^iTimpenosor^n.-clmften.   Ihre  Beaeutnnir  nnd  BflChtfBKt^ang.)   12  pL  Kopea* 

hogea,  Dautfk  Andels  Forlag,  1907.    10  Oere. 

1356.  Baym^neki,  A.  L.  Spotem.  Kooperatjwy  Powstanie  stowic^wite  ndziatoirrah 
i  najpierwsze  zasadj  ich  prowansenia.  (Die  KooperatirgenoeseDMhafL  iMe 
leitenden  Grundsätze  ihrer  Gründung.)   32  p.   Warschau  I0O7. 

1806k  Crüjger,  H.  Einführung  in  das  deutsche  GknoeeeoBchaftAweseD.  (Handbibliothek 
für  <&>  deotadM  QtnotMOfldMftnraBeii.)  XU  +  387  p.  Berlin,  QuIfeeDti«,  1907. 
M.  8, — . 

1357.  Pudor,H.  Da.s  landwirtschaftliche  GetiosÄenachaftswesen  im  Auslande.  II.  Band: 
Das  landwirtschaftliche  Genoeseoschaftsweeoi  in  Qzoeabritannieo  und  Irland, 
TVankreich,  TtaUeo,  Portugal  und  Belgien.  VHI  +  134  p.  Leipzig,  F.  Dietrich, 

1358.  Zcutr&lvert)and  deutscher  Konsumvereine  im  Jahre  1906.  310  p.  Hamboig, 
H.  Kaufmann,  1907.   M.  2,— . 

1359.  Zentral  verband  dentncher  Konsumvereine  Jahrbuch.  Hrsg.  von 
H.  Kaufmann.  5.  Jg.,  1907.  Dd.  I  und  IL  XVI  +  730,  Vlll  +  631  p.  Ham- 
burg, Zentralverband  dentscber  Konsumfanine^  Vd07.   M.  9,— . 

1360.  SächBiKche  Bau  gewer  ks-BerafagenoateiiscliAft.  Venraltungsberieht 
1906.    28  p.    Dresden  1907. 

1861.  Ber ufHgcnossenschaft  der  FeiBmeohanik.  V erwaltongsberidift für daa 

Jahr  1906.  30  p.  Berlin  1907. 
1302.  GeechAflsberidic  der  Sektion  2  der  Knappwchaft^BerafegcnoeBenachaft  for  1906» 

55  +  10  p.    Bochum  1907. 

1363.  Vorstand  der  Steinbruchs-Berufsgenossenschaft.  Verwaltongs- 
berieht  «her  1906.  34  p.  Berlin  1907. 

1361.  Zentral  verband  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Geno^^en- 
Hckaften  Böhmens.  Genwscuschaftliches  .Tahrbuch  für  dm  Jahr  i^. 
44  p.   Prag,  Selbetm-lag,  1907. 

136.5.  Szyc,  J.    Historya  nichn  wspSIdzii'lczego  w  P.t  lgii.   (Die  OeBOfaichte  fter  ImI* 

gischeii  üeuoödeubchaftcu.)   46  p.    VV'ar«ichau  i'.MJ. 
1366.  DeTaux,  A.    Les  socidt^  coop^tives  de  consommation  dans  le  Nord  et 

jmncipalement  dana  l'airondiaaMMDt  de  Lilte.  Xhdae.  250  p.  Lille^  Le  Bigot 

n^res,  1907. 
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1867.  Ave»,  E.  G(K>pentive  Indastrv.  322  p.  London,  Melhuen,  1907.  5«. 
1388.  Woj c i echo wski,  B.    Ruch,  wspoldzielczy  i  rozwoj  jegt)  w  Anelii.  iDieEnt» 

Wicklung  des  engliecben  Geno66enschaft8we8enfl.j  155  p.   WarscüAu  1907. 
1909.  Maller,  Dr.  H.  Die  miünnVwmrftheotie  und  das  Neatndititopriiiiip  dv 

KonRumgenost^enschaftsbewcgniMe.    106  p.  BmmI,  Verband  ediwflii.  Konaiim- 

vereine,  iÖÜ7.  Fr.  —,50. 

18.  Oewerbehjftene.  Ctowerbliohe  Gifte. 
OlfiiieUe  PubUkaiionen  »iehe  unter  I.  1.  1052,  1053,  1054,  1056,  1109. 

1370.  Kurz,  K  Sooale  fiygieiie.  117       Wien,  Urban  A  Sohwaiienbew,  1907. 

M.  2,40. 

1371.  NeiBser,  £.  J.  Internationale Uebeiaiidit  Ober G«werbflliyB«BaL  Slffip^  Beriin, 
»Gatenberg**  A.-G.,  1907.   M.  10,50. 

1378.  Roth,  E.  Gewerb^ygiene.  (Sammlung  GRSechen  350.)  156  p.  I^pzig,  J.  G. 

Göschen  10(;)7.   M.  —,80. 
1373.  St^euhoff,  G.  Anteckningar  i  SodalhygieD.  [Hrsg.  vom  ,Central£Örbuiulet 

fSr  aooiaH  arbel«'.]  18  p.  BtockboJin,  EtaMn,  1907.  »  Oen. 
1374  SirigPT.  K.  Hjgfaoa  und  eoiiala  Fdiiocge  in  UÜnehan.  48  p.  Mttndwn, 

Lindauer,  1W7. 

1875.  Fach,  H.  Magvar  mank^eegto^gv.  (GeeundheitairaMn  der  nngariadien 
Arbeitenchalt)  238  p.  Bndapeat,  Bmtot  1907.  K.  5,—. 


1376.  Pfeiffer.  Bt-rufekrankiieitea  in  cier  keramischen  Induatrie  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Bleivergiftung.  23  p.  Meieeen,  Sdunidt,  1907. 

1377.  Breton.  J.  L.  Bapport  füt  au  nom  de  la  commiaeion  de  l^iygiene  publique 
charg^e  d'examhier  le  projet  de  loi,  adopt^  par  le  Senat,  sur  remploi  dea  com- 
poB^B  du  pIoTiilt  dans  le8  travaux  de  la  peintnie  «n  bionente.  o40  p,  FuW| 
Impr.  de  la  Chambre  dea  D^pntee,  1907. 

19.  Heimarbeit 
Offizielle  Publikationen  siehe  unter  I.  1.  1031,  1040,  1056. 

1878.  Hutclilriri,  B.  L.  Home  Work  and  Swoatiog.  The  Cause«  and  the  Remediea. 
^abiau  iract  No.  130.)  19  p.   London,  ihe  Fabian  Society,  1907.  Id. 

1379.  ICayaraOD,  G.  Sven^^ka  hemarbetBforhAllanden.  En  undersökning  utförd  som 
gmnd  för  centralförbundets  för  nocialt  arbete  hemarbetoatatällning  i  Stockholm 
october  1907.  (Die  Verhältniflee  in  der  Heimarbeit  in  Schweden.  Eine  aJa 
Grundlage  für  die  Ausstellung  des  Zentralverdns  für  soziale  ^\j!>eii  in  Stuckholm 
Oictober  1907  auageführte  Unteraudmog^  Uuder  üen»  medverkan  utarbeted. 
104  p.  Stockholm,  Ekman,  1907.  K.  Tjw. 

1380.  Schw  ei  z  er  i  HC  h  e  Vereinigung  z  u  r  För  '1  e  r  n  n  tr  p  ■=  :  n  t  ■  rn  a  t  i  o  n  a  1  e  a 
Ar beiterachu tzes.  Heft  21.  Bwicht  über  die  achweizeni^chen  Hausiudufithen, 
deren  Produkte  auf  dem  Weltmarkt  mit  den  Erzeugnissen  anderer  IJndar 
konkurrieren.  Von  Flieghart,  A*  17  p.  Bern,  Uenkomm  &  Zimmennann, 
1907.  Fr.  0,30. 

Kinderarbeit.  JugendUehe.  Lehrllngswesen. 

Offizielle  Publikationen  f^ielie  unt^r  1.  1.  103.1. 

1381.  Clark,  D.  W.  American  chiid  and  Moloch  of  to-day:  düld  labor  primer. 
81  p.  CSndnnati,  Jennings  ft  Graham ,  1907. 

1382.  Torday,  F.  Allami  gyermekvedclmünk.  (Der  ungariadie  ataatlidie  Kinder- 
■obutc)   V  +  50  p.  Bttdi^test.  Kilian,  1907.   K.  1,—. 

1388h  PeataioiaiTereiD  anr  Forderung  des  Kinderechutzes  und  dar 
JugendfQraorge.   IV.  TitigfceitabeiMdit.  24  p.  Wien,  8elbatv«Eiag,  1907. 


1384.  Boy  Ben,  W.  Das  gewerbliche  Lehrverhaltnis  und  die  Entscheidungen  der 
Lelirlingsstreitigkeiten,  nebst  4  Anhängen,  enthaltend:  1)  Formulare  für  Innung a- 
Lehrlingestreitigkeiten :  2)  Klagbeispiole  für  Lfhrlingsstreitigkeitcn  aller  Art; 
3)  Eutädieidungbbciöpidc  für  li)nung»-LehrUngt»streitigKeiten;  4)  die  wichtigatea 
öffentlichen  Bestimmungen  über  das  geirarbliäie  LArlingiweaen.  VIII  +  86  pi 
Hamburg,  Bojaen  &  Maaach,  1907. 
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1385k  Verbftiid  D«iitseher  Handlnngseehilfen  taL«ipzig.  Du Lefariü»> 

\vr  <  II  im  HandcU«ew€rbo.  I^cht  der  Abteilung  für  LehitingnPMCn  im  Htoddi» 

S werbe  an  den  \  erbaaüätag.   88  p.    Leipzig  1907. 
«tftclil,  K.  Wieoer  LehrlingiMieQd.  Im  Anftimge  der  Leituug  des  Vemna 
GeooBSPHRchnftUdier  0«iulf«oTCStt«ler  in  Wim  immtL  M  p.  Wieo,  J.  Bnodt» 

1907.   M.  0,40. 

1387.  Rieger,  K.  und  D6c»ey ,  A.  Featechrift  über  die  Ivehrl i ngpar bciten -Anmtdlnng 
in  Wien  1904.    'm  p,  m.  Abbild.    Wit-n,  A.  Uöldrr  VM)1.    M.  8,60. 

1388.  fcit Udler,  K.  Daa  Lehrliugiswesen  im  Kanton  liern.  Bericht  an  die  kant. 
Handels-  und  Gewerbeluunmer  mit  einem  Vorwort  und  einem  das  Gesetz,  die 
Verordnanfftti,  Bcglemente  etc.  über  die  FGiderang  der  Berufsbildai^,  die 
BundeibeMäliiBM  und  (Ue  bisher  endueoeoen  LdbrtfpgageBetee  und  Oesets- 
entwürfe  eBthdtendcn  Anlung.  272      Ben,  A.  Ftancie,  1907.  M.  2,40l 

21.  Schieds-,  Crewerbe-,  KanfniannR;?erf<>bt^  und  Kini^rongsämter. 
Offizielle  Publikationen  siehe  unter  I.  1Ü39,  lü5U,  1060,  1061. 

1389.  Joe 8,  A.  Dw  EänigungEiamt.  Geschichte.  Wee«>,  Bedeutung  und  Oeeet» 
j^^n^^ber  EinigoBgeiniter.   VUI  +  140  p.   Bnel,  Bochdr.  Baete  VolkB* 

1380.  Kollektiv  ipari  jogvitäk.  A  bO^tet^  ^  v^laactott  btr6fl%  a  kfilfOkU  törvte^ 

hozäsban.  (Koilektiv-IndiiBtriestreite.  Da.«  Schic'lsc'erichtflverfahren  in  der  am- 
lindischen  Gesetzgebung.)  299  p.  Budapest,  ALheuaeum,  1907.  K.  2,—. 

82.  HeitalpoUtik,  allfenefaw. 

1391.  Engel.  A.  Grondriie  dir  SosInMonn.  321  p.  Fiadobora^  F.  Mtifmht^ 
1907.  M.  4,-. 

1992.  Tftnnies,  F.   Die  Entwicklung  der  sozialen  Frage.   (Sammlmii^ Oteluo  363^) 

164  p.   Leipzig,  G.  J.  Gr.**chcn.  1(*07.   M.  0^0. 

1393.  Mestsergcnmitt,  A.  Dan  Recht  auf  Arbeit  und  die  Lc)t^ting  der  eiozialen 
Arbeiterfrage.   61  p.  Essen,  Baedeker,  1907.  M.  1^. 

1394.  Kostnnd,  £.  L^action  aociale  pu  l'initintiTe  piivte  XIV  +  762  p.  PiniB 
Alcaii,  1907.   frs.  15,—. 

1395.  Rzymski,  T.  Potrzeba  i  srodki  wyksztalcenia  nocyalnego  wsröd  wyiscTzfa 
warstw  7  do(i|Czeniem  literatury  Kwestyi  robotniczej.  (Die  soziale  Bildungder 
höheren  Volksklassen  —  im  Anhange  RibU<^raphie  der  Arbeiterfrage.)  90  p. 
Posen  1906 

1398.  Turmann,  M.  ActiTidadea  sociaies.  2  tomos.  239, 271  p.  Madrid,  E.  Xeodonn 
1907.  peM»t  2,6a 

1397.  Kirkiip,  Th.    An  Inauiry  into  SodaSam.    3rd  Ed,  fiaviaed  and  EUaqpd. 

London,  King  &  8on,  1907.  4  s.  6d. 

1398.  Zagleniczny,  J.  Ston  obecny  kwes^'  robotniczej.  (Der  jetdge  Stand  der 
Arbeiterfrage  in  West-Europa.)   IV  +  2Ö0  p.   War  rhnu  1907. 

1399.  B  c  h  1  o  1 1  e  r ,  F.  Die  landliche  Arbeiterfrage  in  der  Provinz  Westfalen.  XII  +  216  p. 
4  Tai.  (Abb.  aua  dem  Btaata*fieminar  an  MOnater,  Nr.  9.)  Leipaiff,  Hlndiieu, 
1907.   M.  6,-. 

1400.  Zietz,  L.  Landarbeiter  und  Sozialdemokratie,  nach  dem  Referat  auf  der 
Frauenkonfm-nz  in  Mannheim,  19fHi      >  p.    Berlin.  Vorwart*^,  K(07. 

1401.  Ostaszewski^Baiinski,  K.  Z  J^urainy  prawa,  wolnoeci  i  pncy.  (Belgien 
—  Baa  Land  de»  Geeetzee,  der  Freilieit  und  der  Arbeit)  vm  -|-  214  p. 
L<mbag  1907. 

1402.  Lewis,  A.  The  Eise  uf  the  American  Proletariau.  213  p.  Chicago.  Kerr,  1907. 
140d*  Höre,  Louise  BoUu-d.   Wage  Eamers  Budgets.   A  Study  of  btandards  and 

Cbet  of  living  in  New  York  Citv.  With  a  Prefaoe  byfianklin  H.  Oiddinga. 
Ix)ndon,  King  «fc  Son.,  1907.    10«.  6d. 

1404.  Schlüter,  H.   Die  Anfänge  der  deutschen  Arbeiterbewagoag  in  Amerika. 

X  !  L>14  p.    Stufl'jnr^   T>i''fz,  1907. 

1405.  raul-Dubois,  L.  L  irlaude  cüntemporaine  et  la  Queeüou  irlandaise.  VIII 
+  Ö16  p.    Paris,  Perrin  &  Cie.,  1907. 

1406.  titras  barger,  £.  Zur  Entwickhing  der  Arbeiterfrage  im  Königreich  Polen. 
Dise.  132  p.  Warschan  1907. 

1407.  l^unVirytare  oeh  ledare  für  det  sociale  arbetet  i  Sverige.  SkH  Iriiigar  af  olika 
författiare.   Utg.  under  redaktion  afG.fi.  von  Kooh.  (Baiiubrecher  und  Leiter 
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der  sozialen  Arbeit  in  Schweden.  Aufsätze  von  vpm'hiedenen  Verfassern,  heraus 
gi^ebeu  vou  G.  M.  von  Koch.j   12b  p.  Stockholm,  Ekman,  1U07.   Kr.  2,—. 
1408.  Biegler,  S.  Im  Bniwe  m  pofat  de  vm  teonomiqiw  «I  sociaL  Ihtee.  127  p. 
OcöSra  1907. 

2B.  ffntmlMltwinrnnTii 

24.  VerMiclieraiig. 
OffizieUe  PubUkatiooen  siehe  unter  I.  1.  990  ;  2.  1112.-1139. 
a)  Gesetzgebung.  J urispradenx. 

1400.  Hahn,  J.   Das  KrankenversicherungBgeBetc  mit  den  Ab&nderungs^esetzen  und 

den  die  Krankenrerpicherung  betr.  Beistimmunpen  der  nhri?en  Reichsvensiehe- 
rungsjretsetze  sowie  den  widitigeten  Ausführungsbcstiiuniungen,  Mit  Einleitung 
und  Kommentar.   5.  Aufl.   VIII  +  523  p.   Berlin,  A.  Troechel,  1907.  M.  ü,50. 

1410.  Kar  Wehl,  H.    Die  Entwickliuw  und  Beform  des  deutschen  KnappeohAfts* 

Mit  besonderer  Berfi<^8i«£tigung  der  preussischen  Knai^pBchanROOTelle 
vom  19.  VI.  ri^T.  Abhandlungen  des  staatswiBsenschaftlichen  Seminars  zu 
Jena,  herauageeeb.  von  J.  Pierstorff.  lY.  Bd.,  2.  Heft.  XIV  +  1Ö4  p.  Jena, 

1411.  Funke,  E.  Fülürar  dnrch  dir  rnfallreraicherong  dee  Deutschen  Retches.  Für 
die  Versicherten  nach  dem  neucetea  Stande  Gesetzgebung  und  RecJit- 
si^echnng  bearbeitet  34  p.   Berlin,  F.  Vahlen.   M.  0^50. 

1412.  Le  ich  Der,  J.  Die  Dnnulversicherung  der  Arbeiter  in  Oept^rrHrh.  Thtnnrie 
und  Praxis  des  Gesetzes  vom  2B.  XII.  lää?.  72  p.  Wieu,  Voiksbuchhandluiig. 
M.  1,-. 

1413.  Cabonat.  J.  Trait^  dea  aoddflut» dn  tiamL  Tome  XI.  370  p.  Ftti»,  Borean 

des  lois  nouvelle*».    frs.  6, — . 
1414k  Kracht,  W    A.     Dix-huit  mois  d'applicatioti  pratique  de  la  loi  Beige  du 
24  d^oembxe  1903.  (Snr  la  rtparatioo  des  dommaige«  r^ultant  des  accideate  du 
tnTail.)  90  p.  Vaaeh,  Lanwe     Fonrel,  1907. 

1415.  Bayli»,  T.  H.  Workmen's  Coin[  i  iisuli  iii  Act,  lOOfj,  which  inclodoB  Domestic 
äervants  and  others.  7  th.  edition,  containing  Analysis  of  the  Act  in  äupple- 
meot  R  London,  Low,  1907.  la. 

1416.  Laxenburg,  M.  Od^zkcxlowanie  robotoiköw.  (Die  Entschädigung  der  Atboitor. 
—  Gesetz  vom  15.  Juni  1903.)   II.  AufL  232  p.    Warschau  1907. 

1417.  Schweizerischer  Handels-  und  Industrie-Verein.  BegAna  von 
Sektionen  des  Schweizerihchen  Handels-  und  InduHtrie- Vereins  zum  Entwurf 
eines  Bundeesesetzes  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung.  Zusamiuen« 
gestellt  Tom  Vorart.  Boember  1907.  00  pb  Zfirieh  1907. 

b)  Statistik, 
c)  AUgemci  ne'«. 

1418.  Kleeis,  Fr.  Der  Aus-  und  Umbau  der  Arbeiter  Versicherung.  bO  p.  Berlin, 
Vorwfate,  1907.  M.  Ir-. 

1419.  Meesmann,  P.  I>ie Befoim der  Aibeiterveniclierang.  40  p.  Meini,  XIKemer. 
M.  0J90. 

1420.  Micnaells,  H.  Das  dentielie  GewarbO'  und  Arbeiterranicbenuiisireolit.  100 

Bremen,  G.  Winter,  1907. 

1421.  Schmid,  G.  Die  Geschichte  des  deutschen  Arbeitervergicheruugerochta*.  ISO  p. 
Biliexadh,  Dem,  1907.  M.  2,50. 

1422.  B^gaese,  J.  Les  assuranccs  sociales  en  Belgique.  (Becueil  de  doenmenfei 
sur  la  pr^voyance  sociale.)   Paris,  Berger- Levrault,  1907..  186  p. 

1423.  Zacher.  G.  Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande.  Heft  17.  Die  Arbeitor- 
Tersicherung  in  den  Vereinigtea  Staate  von  Nordamerika.  Bearbeitet  von 
CÄl  Bender Bon.  131  p.  Berlhi^GnmcfWBld,  A.  IVosdicl,  1907.  H.  6w— . 

1424.  Zacher,  Die  Arbciterversicheniug  im  Aublande.  lieft  2a.  Die  Arbeitentr- 
sicherung  in  Schwetlcn.  1.  Nachtrag  zu  Heft  IL  Bearb.  von  John  May.  68  p. 
Gross- Lichterfelde,  A.  Tro!^chel.   M.  2, 

1425*  Blackl*  y,  M.  J.  .1.  Thrift  and  National  Insurance  es  a  Secwity  againet 
Pauperism.   162  p.   London,  P.  Truebner,  1907.  Is. 
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d)  KrankenTertieharttng. 

Stockholm.  Liu«,  IQOT.  Kr.  2,-.  r- 

1427.  Bernbftrd.  Ii.  Di«  FVaa«n  und  die  Ennkenkiiseo.  (Enhnruod  Fortochritt, 

Nr.  III.)   14  p.   Leiprig,  F.  Dietrich,  1907.   M.  0^5. 

1428.  Küttner,  W.  Die  stdiende  Rente  der  Volksveraicharuog  mit  BernckHichtigung 
der  Beetimmnngen  des  fteuMiBchen  EnappeduftigeeetMa.  27  pw  Berlio,  raUr 
kainmnr  .V  Mühlbrecht.  1907.   M.  1,—. 

1429.  GeBuhäftsBtelle    des   Verbandes    rheinisch  -  weatfäliacher  Be* 
triebskrankenkaesen  zu  EsBen.   ^"»"^'»•^^mtm  find  AflPwtiMHrgiinfitatiiHi 
35  p.   EßBen.  Günther  &  Schwan,  1907.   ÄL  0,60. 

1490.  Protokolle  der  Landesversammlung  des  württemberginchcn  Krankenkasaen- 
verbandes,  abgehalten  in  Tuttlingen  am  Montag,  den  VI.  11)07,  in  der 
atfidtischen  XamhftUe  von  vonnittap  8%  bis  nachmittagB  127,  31  9- 

Stattgart,  W.  Kohlhamoacr,  1907.  H.  O^ö. 

1431.  Schwartz,  O.  60  Jahre  in  ärztlicher,  amtlicher  und  .tchriftptellcri scher  Tätig- 
keit (18-16 — 1907).  Ein  Bückblick  und  zugleich  Beitrag  zur  reichagesetzlichea 
Bevirion  des  deatsclMD  und  tetomidiiidieii  KnmkenvwMcheiungBgeeeteea.  16  n. 
Köln,  J.  P.  Bachem,  1907.   M.  0,60. 

1432.  Verband  der  Genoasenschaf ts-£ rankenkasfien  Wiens.  Bericht 
Bamt  Statistik  der  Verbandakainen  für  das  Jahr  1906.  83  n.  1  IM.  Wim, 
J.  Brand,  1907.    M.  3,-. 

1433.  Arboux,  J.  La  nnitualit<*  franyai«e.  Histoire  de  seize  ans.  X  +  313  p.  Paris, 
Fischbacher,  1907. 

1434.  Martin,  P.  Mutualitd  foreatt^  11  p.  Paris,  Impr.  nat.,  1907. 

•)  ünfallTerBicheriiDg. 

1436^  Kaufmann,  C.  Handbuch  der  Unfallmedizin  mit  Berücksichtigong  der 
deutschen,  österreichischen,  schweizerischen  und  französischen  Arbeit^^r-  und 
privaten  UnfallverBicherung.  I.  Hälfte:  Allgemeiner  Teil  und  Unfallverletzungcn. 
XX  +  m  p.   Stuttgart,  Enke,  1907. 

1436.  Moldenhauer,  P.  Die  indostrieUen  und  landwirtschaftlicheD  Haftpflicht« 
verrichenrnnverbiiide.  195      Berlin,  J.  CKiltiutaig^  1907.  M.  4jBfk 

1437.  Hoche.  Notwendige  Reforman  doT  UiuÜlTWrfdMninflMeBelM»  27  pi.  HaOeiLS» 
C.  Marhold,  1907.   M.  0.75.  " 

1438.  KHen,  E.  Die  Haftung  der  BeMebenntemehni«  und  Betriebsbenmten  nach 

des  Gwwrbe-UniaüyewicfaraigBgBBatMB.  ZIV-(-l24p.  l4ipng,VeitftOD. 

1439.  Vorstand  der  Arbeiter-Ünfallversicherungsanatalt  fürNieder- 
Österreich  in  Wien.  Bericht  über  die  XVII.  Gebarungsperiode,  d.  i.  die 
Zeit  vom  1.  Jänner  bis  31.  Dezember  1906.   42  p.    Wien,  Selb«tverlag,  1907. 

1440i>  Hawoth,  C.  J.  The  Principles  of  Compen^ation  (including  its  assessmoBtad 
division)  ander  the  Licensing  Acdb.  1904.  London,  King  &.  Bon.  2/8. 

1441.  Bindaeato  obligatorio  stciiiano  di  mntna  assicarazi one  per 
infortuni  sul  lavoro  nelle  miniere  di  zolfo.    Rendiconto  ammini- 
strativo  sul  funzionamento  del  Sindacato  per  U  primo  eserdzio,  1°  ottobre  1904— 
31  dicembre  1906:  bilancio  ooDsonthro  apprortlo  daü'sasomblea  genenle  dri. 
•od  neOa  «edata  dd  18  aprile  1906.  120  p.  Oaltaninetta,  Fstnuitofi,  1907. 

f)  Altera-  und  InvalidanTeraiehervng. 

1442.  Invalidenversicherung  und  Wohlfahrtspflege.  Alte  imd  neue  Züge  für  die  In- 
validen versichern  ng.  Soziale  Tageefragen.  Heft  19.  60  p.  M.-GUadMdl,  Zflotial«' 
stelle  des  Volksvereine  für  das  kath.  Deutschland.   M.  0,60. 

1443.  Su therland ,  W.  Old  Age  Pensions  in  Thoorv  and  Flactioe  with  aonw  Fonign 
Ezamplea.  London,  King  &  Son,  1907.  3s.  6a. 

g)  PriTatbeamten-  and  BaamtanTeraieliernng. 

1444.  Vor  der  Entscheidung!  27  Gutachten  zur  Frage  der  Pensionsversicherung  der 
PrivatangeiHtellten.  2.,  wesentlich  vormehrte  Auflage.  (Schriften  des  deatBchao 
Werkmeister- Vertwndea,  6.  Heft)  80  p.  DüiaaMoif,  WsKmdster-Bndihandhuub. 
1907.  M.  0^. 
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1445.  Both,  Ä.  Unterlagen  znr  Schaffung  einee  Get»etz»  betreffend  die  staatliche 
PeMionsverBicherung  der  PrivatangeBteilten.  3t>  p.  Hacuburg,  Deutschnationaler 
HandluBgsgehiltai-YarbaDd,  1907. 

1446.  Bechly,  U.    Die  staatliche  PenaioDs-Venicheruog  für  Privatangestellte. 
(Schriften  des  Deatochnationälen  Handlangsgehilfen -Verbandes,  35.)  64 
Hamburg,  Selbstverlag,  1907.    M.  0,5<J. 

1447.  Mennig,  F.  Die  staatliche  PensioDsversieheruDfl;  der  PrivateDgestelltea.  31 
Beriin,  veneiii  der  Dentsdien  Kanfleiite,  1907.  H.  0,25. 

1448.  L  iren?. ,  H.  Dir  Pensionsvcrbiclierung  ler  Reiche-,  Staat.--  und  Konimimal- 
beamten,  PensioudbereditigangstabeUe,  HmterbliebeuQatünH>rge,  Unialifürsorge» 


1907.  H.0.7K. 

h)  MvUerecbAfte-,  Kinder-,  Witwen-  nnd  WaieenTereichernng;. 


1449.  Vereiu  für  Arbeiterkulunien  in  Bayern.  25.  Eechen8chatu<L>encht. 
1906—07.   23  p.   Mfinehen  1907. 

1450.  Vr^Tf  in  zur  Fürgorge  für  kranke  Arbeiter  zu  Remscheid.  VI«  und 
VII.  Jahresberidit  für  1905  und  1906.  44  p.   Remscheid  1907. 

1451.  Economia  social.  Institu^öe»  de  Beneficenaa  e  a-HHociajöee  de  previdencia  nos 
dietrictos  de  B«wa,  Vianoa.  Villa^Beei  e  Braganca.  bitua^  do  operiarado. 
fWohlfahrtseittriditungen  und  HiUiiver«tM  in  Ttwciiedepea  portajpendm  B»> 
zirken.  Die  Laffs  der  arbeitenden  Klasse.)  Bolctim  do  tmbdho  indnatrid.  1907. 
Na  4.  87  p.  Lisboa,  imprenea  nacionaL 

1^.  Abelin,  s.  Kolonitridgärden.  En  bok  lOr  Btedebw  odi  mdnstrieamhlllen. 
(Gartenstädte.  Ein  Buch  für  Stadtbewohner  und  IndnetrieUsi)  BtocUicdm» 
Fritzea  förlag,  1907.   75  Oere. 


25.  Wehlüüirt  und  Fttrsorge.  Gartenstildte. 
Offizielle  Publikationen  siehe  unter  I.  1.  996. 
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L  Chronologische  UebciBicht  der  Gesetze  und  Verordnungen 

in  den  einzelnen  Landern. 


(Die  lOmlidiMi  Ziffern 


Ulf  die  EinWtniig,  die  erabuehen  tuf  die 


) 


1.  Internatiooalef  Arbeitemchutz. 


1905.  [Deutsches  Reich.]  Bek.  betr.  die 
AuseerkmftsetzuQs  von  Uestimmungen 
der  Unfall  v-ereicherungBgeectze  zu 
Gunsten  de«  Grossherzofftums  Luxem- 
burg, V.  y.  Mai.  LVIII  1. 

190S.  Vereiübarung  zwischen  Frankreich 
und  Xlaliem  bdr.  die  Eutacbädinio«; 
d«r  Arbeftsnnfille,  y.  0.  JwiL  Lvlir, 
Lxni  2. 

Abkommen  zwischen  Frankreich  und 
Luxemburg  betr.  die  Entechadigung 
der  ArbeitBonSUe,  27.  JonL  L vm, 
LXIII  5. 


Abkommen  zwischen  dem  Vereioigten 
Königreich  [Örombritannienl  und 
Frankreich  betr.  die  Neuen  Hiebliideo, 

V.  20.  OH  XXX rx  4!1. 

1907.  Vertrag  zwischen  dem  Deutsch^sn 
Reiche  und  den  Kiederlanden  über 
Unfallvanicluniiig,  t.  27.  Aug.  lÄX 
416. 

Yeniiibarung   zwiBchm  Italien  und 

Frankreich  betr.  dif  Behandhuig  der 
Arbater  bei  Arbeit6unfäiiea,v.30.  Juni. 


2.  Nationaler  Arbeitereehnts. 


Argentinien. 

1907.   V.  zur  Ausf.V.  v.  18.  Nov.  1905 
zum  O.  über  die  äonntaff^ruhe,  v. 
22.  Hin.  XIII  31. 
Anstarallseher  Stuiitenband. 
1906b  6.  betr.  Verbrauchssteuern,  v.  12. 

Okt  XLIV  450. 
Bayern. 

1907.  V.  b^.  die  Gewerbeaufsich tebe- 
arnten,  ▼.  7.  Febr.  XXXVI  28. 

Belcrlen. 

IWi.  Erl.  betr.  die  Einberufung  der  13., 
14.  und  1»).  Sektion  des  Industrie- 
und  Arbeitsrates  von  Bräseei,  v.  26. 
Jan.  XIX  61. 

Erl.  betr.  t:k)nntagsarbeit«beinllwung  für 
Barbiere,  v.  7.  Febr.  XIII  6f. 

Erl.  betr.  Sonntag^arbeitebewilligung  für 
Barbiere  von  Löwen,  v.  2.  Min. 
XIU  61. 

£rL  cur  Eineetzung  einer  Unter- 
sadtongekommiMion  betr.  die  Daner 


der  Arbeit  unter  Tage  in  den  Kohlen- 
«oiben,  V.  (j.  April.  XXIX  02. 
En.  betr.  die  Zuriiclcziehung  des  Qesetc» 
eptwurfes  sur  AbCnderang  der  O.  r. 

12.  April  1810  und  2.  Mai  laiT  u1)er 
die  Beigwerke,  v.  11.  ApriL  XXIX  t)3. 

EA,  über  die  Sonntagsruhe,  auf  Gmnd 
des  Art.  5  Abs.  2  des  G.  v.  17.  Jott 
1ÖÜ5,  V.  15.  ApnL  XIII  63. 

Erl.  betr.  die  Klassienmg  der  Magnesium- 
sulfatfabriken, V.  20.  Mai.  XXX  64. 

Erl.  betr.  die  Sonutaj^sruhe  in  der  Ge- 
rn üsekonserven&brukation.  —  Anwen- 
dung TOD  Art.  9  Ab«.  2  des  G.  t. 
17.  Jnli  1006  an!  die  durch  dae  6.  t. 

13.  Dez.  ISSO  geschütfteD  Aibdtff, 
V.  27.  Mai.  XIII  64. 

Erl.  auf  Grund  von  Axt  6  Aba»  2  dee 
G.  V.  17.  Juli  1905,  betr.  die  Sonntag»- 
ruhe,  V.  18.  Aug.  XIII  65. 

Erl.  betr.  die  öonnta^ruhe.  —  Arbeits- 
iMwiHigangeo,  die  in  Anwendung  des 
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Art  7  des  G.  v.  17.  Juli  1905  ge- 
wissen   Kloin  verkaufßgeschäften  nir 
das  Jahr  1907  gewährt  wordea  üsuL 
17.  Not.  XIä  42a 
Erl.  betr.  die  Klarierung  der  Phosphor- 
säure- und  der  Phosphatfabriken,  t. 
2«.  Nw.  LVn  690. 
Bern. 

1907.   V.  betr.  die  Sonntagsruhe,  v.  17. 

ApriL  XVU  302. 
Bosnien  und  Heree^wlna. 

1907.  V.  betr.  die  Ikatimmuug  eines 
Ruhetages  im  Laufe  einer  Arbeits- 
woche fär  die  Arbeiter  bei  den  ge- 
imblichflii  Betrieben  in  fioenien  and 
der  HeicaaDTiiit»  20.  ApriL  XU 
427. 


1,905.     V.   bntr.   tlic   Anworiiirmix  dp.^  (i 
Über  dir  <  irL^aniiuiüou  der  iiaud werke 
und  der  KurporatioDen,  v.  23.  Jali/5. 
Aug.  XL  420. 
Bänemark. 

lS06b  Bek.  betr.  AusntlmiM  vom  Arbeits- 
Terbot  in  Fabriken  u.  s.  w.  an  den 
Festtagen  der  Nationalkirche,  v.  1. 
Febr.  XU  4:^. 

IMa  V.  sur  Ausdehnung  des  bee>  Unfall» 
verriolMrungsgeBefeBe»  v.  1.  April  1006 
auf  dieStaaleaofaiffe.  9.  JuTlSUI 
Ö&. 

Bek.  betr.  Bebcoong  vom  Arbeitsva-bot 

in  Fabrik™  u.  <.  w.  uti  den  Feier- 
tagen  der  ^iaüouaikirche,  v.  22.  Jan, 
XIII  66. 

ö.  sur  Auwiehnung  des  G.  v.  :i.  April 
1900  betr.  die  Unfailversicherung  der 
dänischen  Fischer  auf  andere  See- 
fahrtsuntemehmungen  u.  a.  w.,  v. 
90.  März.  Lxni  m, 

G.  über  die  Anzeigepflicht  l>f  i  T'^nfallen 
in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  v. 
4.  ApriL  XVU  es. 

V.  znr  InkTaft.-^et/.ung  des  O.  v.  30.  März 
1906  betr.  die  Ausdehnung  den  (i.  v. 
3.  April  1900  über  die  Unfallver- 
sicberung  der  dänischen  Fischer  auf 
die  anderen  Seeiahrtsbetriebe  u.  ».  w. 
auf  den  FnOen,  ▼.  10.  Aug.  LXm 
66. 

V.   für  Schuhfabriken,   erlassen  auf 
Grund  d^^  Art.  8  des  G.  v.  11.  April 
1901,  T.  3.  Dez.  XLXI  43& 
1907.  G.  Bber  HiliskaaMn    4.  M«L  66. 

Eegniativ  für  Stein-  und  Lichtdruck-, 
sowie  für  Eeproduktioosanstaitai, 
31.  Mn.  LVn  640. 
Beatsehes  Belch. 
1907.    G.  betr.  die  Abänderung  der  Ge- 
werbeordnung, V.  7.  Jan.  JÖLXIII  6. 
Bek.   betr.  die  KiTtrif-htuTif  und  den 
Betrieb  der  zur  Ameruguug  von  Zi- 

farren  bestimmten  Anboen,  17. 
'el)r.  XXXi  7. 

AfbeitenchuU. 


V.  betr.  die  Ausdehnung  der  t}§  135 
bis  139b   der  Gewerbeordnung  auf 
Werkstätten  der  Tabakindustne,  v. 
21.  Febr.  XXXI  10. 
Bek.  betr.  die  Beschäftig  uul:  \  >  n  j;^  i  1- 
hchen  Arbeitern  nnd  Arbeiterinueu  in 
Werkstätten  mit  Mdorbetrieb.  t.  27. 
Febr.  XXXII  10. 
Q.  betr.  den  Hinterbliebenen  -  Versiche- 
rnonfonds  und  den  Keicb^-Invalidoi- 
fonds,  V.  a  April.  LXI! 
Bek.    betr.    die    Beschäl  ügung  vuu 
Arbeiterinnen   auf  Steinkohlenberg- 
werken, Zink-  und  Bleierzbergwerken 
im  Begierungsbezirk  Oppeln,  v.  12. 
April.  XXVf II  11. 
Bek.  betr.  die  f^nrichtun«  und  den 
Betrieb  roD  Anlagen  tnr  aenteUong 
von  Alkuli -Chnmiaten,  r.  16.  MnL 
XXX.  LI  419. 
Bek.    betr.    die  Beschäftignng 


Kinrlrrii     bei    der   Reinigung  von 
Daiuptk(»Beln,  v.  1.  Juli.  Vill  12. 
Bek.  betr.  die  Einrichtong  und  den  Be- 
trieb der  Buchdmckerden  und  Schrift- 

rsereien,  v.  5.  Juli.  XXXIV  12. 
lietr.  die  Fiatifikation  de«  am  '21. 
ÄMß.  1907  untorseichneten  Vertrages 
zwischen  dem  Deutschen  JEteidie  und 
den  Niederlanden  über  Un&JlTcr- 
sicherung,  ?.  I.  Dez.  LX  421. 
AusfBest.  sn  dem  am  27.  Aug.  1907 
abgeschlossenen  Vertrage  /cwinchen 
dem  Deutschen  Reiche  und  den 
Niederlanden  ül)er  UnfatlTeraidbening, 
V.  It;,  Dp-'.  LXI  630. 

Reichsversicherungsamt:  Unfallverhü- 
tangemdiriftea.  LXII 12--13,  421 

-422,  637--68B. 

FraakreUh. 

1S05.    G.  Aber  die  VonKngelnsBe  der 

franzowischei!  Stxloute  gegen  die  Ge- 
fahren und  Unfälle  ihres  Btfuf es,  v. 
29.  Dez.  Bd.  V:  LXIV,  Bd.  VI: 
LXIII  89. 

1906.  Erl.  zur  Bekanntmachung  des 
fmaxSaisdi-liizembiirgiiidieo  Abkom« 

mens  betr.  die  EuUchädigung  von 
Arbe!t^*unfallen,  v.  10.  Nov.  LXIll  98. 

1907.  Erl.:  Verwaltungsreglement  übet 
Organinaiion  nml  Tätigkeit  des()l)eran 
Bales  für  billige  Wohnungen,  v.  1<X 
Jan.  XXXVI9& 

Erl.  betr.  die  Auszahlung  de^  Kranken- 
geldes an  die  AisauUarbeitar,  die 
Didit  in  ihrer  FtmlHe  leben,  14. 
Jan.  LXIII  99. 

Eri*:  Verwaltungsr^lement  betr.  die 
Anwendung  des  Vorsovgekassegesctzes 
auf  die  einge.'*chrieb»  (!en  ^♦»f'lente  der 
Kolonien,  v.  17.  Jan.  LXiii  Ü9. 

Erl.  betr.  Abänderung  des  Erl.  v.  8.  Dez. 
1904  zur  Gendunigung  des  neuen 
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Tttl&  der  natioiialen  UnfallTwnclie- 

mngskasse,  v.  17.  Jao.  LXIII  99. 

Verf.  betr.  die  Patronagekomitees  für 
billige  Wohnangen,  t.  26.  Jan. 
XXXVI  99. 

Rundschr.  über  die  aufschieb,  n .k  ^Vir- ' 
kuQg  dpr  Rekurse  au  den  Maaijsnif 
fSßfS^^  'i>t'  VerfügUDgen  von  Präfekten, 
m  welchen  Qesucne  um  Befreiung 
voD  der  Sonntagsruhe  abgewiesen 
wurden,  v.  4.  Febr.  XIII  99. 

KunrUrhr.  über  die  den  Arbeitsbörsen 
auü  Departetnentsmitteln  zu  ge- 
wahrenden ZiMchfl«B6,  ▼.  14.  Febr. 
LH  443. 

Kundschr.  über  die  Möglichkeit,  den 
Behiohtwechsel  und  eine  der  übrigen 
im  Art.  2  des  G.  v.  ]X  Juli  1906 
über  die  wöchentliche  Kuhezeit  vor- 
gesehenen Befreiungen  so  mwihnil, 
V.  19.  Febr.  XIII  IW. 

Sehr,  über  die  Bergarbeiterdel^gierten, 

welche  SchankRtellen  halten,  ▼.  18l 

März.  TJir  444. 
O.  betr.  die  Qeworbegenchte,  v.  27.  März. 

XXXVI  lOL 
Sehr.  üb«r  die  Dauer  des  Zeitraums 

zwischen  zwei  Uuhetagen,  v.  27.  März. 

XIV  III. 

O.  über  die  öffentlichen  VenammhtngeD, 

V.  28.  März.  XIX  III. 
Buüdödir.    betr.    die   Bestrafung   der  J 
Uebertreturitrca   d(»    G.    über  die 
wöchenthche  Attheeeit,  v.  29.  März. 
XIV  III. 

Rundschr.  l)€tr.  die  Anwendung  des  G. 
über  die  wöchentliche  Ruhezeil.  v. 
la  April.  XTV  112. 

Rundschr.  des  >!inicTfTH  der  öffeiitli'  hr:i 
Arl)eit<.'ü  und  det<  ArbdtsminiBters 
betr.  die  Teihintj  der  Befugnisse 
zwischen  den  beiden  Ministem  in 
Bezug  auf  die  Anwendung  der  ü. 
über  Berewcrkc  und  Steinbrilehe. 
12.  April  XXXVI  117. 

Verf.  betr.  die  in  den  Bergwerken  be- 
reit zu  halteu(ien  RettungsTomcih- 
tungen,  t.  15.  ApriL  L  444. 

tjchr.  betr.  die  EntadiSdigung  der 
während  der  Streiks  zu  Unterhalts- 
arbeiten  in  den  Bergwerken  ange- 
etdlten  Oeniesapeure,  16i.  Afiril. 
XLin  U6. 

G.  betr.  die  Sicherheit  der  S<*p?»rhif fahrt 
und  die  Regelung  der  .Arbeit  auf 
HsndelBachiÖeD,  v.  17.  AprU.  XXXIV 
119. 

Bondschr.  betr.  die  Strafverfolgung  von 
Arbeitiarn,  weiche  im  Besitze  eine» 
Wegzehrungsbuchee  sind ,  wegen 
Landetrcicbecei.  ?.  26.  Auril.  LIII 
446. 


ErL  zur  Regelung  der  BefÖrdwuiig  imd 

der  Disziplin  un  ArbeitsinspenioiM» 
korps,  V.  3.  Mai.  XXXVI  131. 

Bondschr.  betr.  die  Anwendung  des  G. 
V.  13.  Juli  190C  über  die  wöchentliche 
Ruhezeit  auf  die  TramwaT.«^.  t.  22. 
Mai.  XrV  131. 

Erl.  betr.  die  Anglieilerung  des  übereo 
Statistischen  KatCi«  au  das  Arbeits- 
ministerinm,  v.  24.  Mai.  XXXVI  132. 

Rundschr.  über  die  Heizong  der  Arbeite- 
stätten im  Winter,  t.  27.  MaL  XLITt 
447. 

0.  znr  Qeoehmiffung  einer  am  9.  Juni 
1006  zwtodieii  Fjrralcnich  und  lüdien 

unterzeichneten  Vereinbar! m-',  betr. 
die  Ent.schädigung  von  .Arbeitsun- 
fällen, V.  3.  Juni  LXIII  132. 

Erl.  zur  I*romulgation  der  am  9.  Juni 
1906  zwischen  Frankreich  und  Italien 
abgeschlossenen  Vereinbarung  beix. 
die  Entschädining  der  ArbeitennftUe» 
V.  13.  Juni.  LVIII  447. 

Erl.  zur  Abänderung  dt>  Erl.  v.  14. 
März  1903  betr.  die  Beoigaaia«tioQ 
des  oberen  Arbeitantee,  34.  JiinL 
LH  417. 

Veri  zur  Feststellung  des  an  die  Hilfo- 
kmeen  für  Arbeitslosigkeit  for  des 
zweite  Semester  des  Jonres  1906  zu 
entrichtenden  bubventionsbeitrage», 
V.  yA  Juni.  LIII  44& 

Erl.  zur  Festsetzung  eines'  Refrleraentes 
bezüglich  den  Einigen  Überweisungen 
zwischen  den  gewöhnlichen  franzOa* 
echen  Sparkassen  und  den  itaUeni» 
ochcn  Sparkassen,  v.  4.  Juli.  448. 

G.  betr.  den  freien  lyohn  der  verlu-irateten 
FoM  und  den  Beitraf  der  Ehqi^atten 
an  die  BToaten  der  Hanehaltung,  v. 
U.  Juli.  XJ.fll  MR. 

Erl.  zur  Abänderung  des  ErL  v.  24. 
Aug.  1906  betr.  die  Kontrolle  der 
Durchfühning  des  O.  über  die 
wöchentliche  Ruhe,  v.  l:i.  Juli.  450. 

Q.  betr.  die  hygienischen  und  gesund- 
heitlichen \ernältnisae  in  den  Bog' 
werken,  v.  23.  JuU.  L  4.51. 

Bundschr.  betr.  die  Durchfühning  des 
G.  V.  Zi.  Juli  1907  über  die  Hvgiene 
der  Bergarbeiter,  v.  31.  JuU.  L  451. 

Rundschr.  betr.  die  Durchführung  des 
Erl,  T.  14.  Ang.  1907,  in  welchem  die 
zum  Tonras  berechtigten  Betritt» 
aufgezählt  werden,  v.  0.  Sept.  LV  C40. 

Rundschr.  betr.  die  .Vusflehnuni:  des 
Vetbotee,  offene  Lamjwn  zu  ver» 
wenden,  und  des  für  Kxploivstoffe 
in  SchlagwettergTubeii  vürgLseheuen 
Regimes  auf  sämtliche  Gruben  mit 
brennbaren  Stoffen,  v.  21.  OkL  LVI 

Bundschr.  betr.  die  den  zur  .'Sicherheit 
^ler  Bergarbeiter  Dekgiertea  zu  er~ 
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Ktatteodeo  Uufallaazeigeo,  v.  22.  Okt. 
LVU  M2. 
Gotha. 

1907.  G.  über  die  Wohnun^ufücht,  v. 
i.  April,  mit  GaMtseifcmt    10.  Hai. 

XXVI  3CI. 

Groi^britaiiiileii. 

1906.  Muster  -  ErfränzunKSTcrordnnngen : 

XVIIl.  Flurhtniittd  Dei  Feuewgeriihr 
in  gewii^beii  t  uhnkeu  uud  W'&rkstätten, 
V.Juni.  XVII  133. 

&1.  l>etr.  die  Verwendung  von  Explosiv- 
Btuffeu  in  Kohlengrubeu,  v.  17.  Dez. 
XVII  133. 

Erl.  zur  EinfordenioK  der  Berichterstat- 
tung über  gewisse  Kategorien  gefähr- 
licher Vorkomninisse  in  Fabriken  und 
Werkstätten ,  einerlei  ob  dadiuch 
Körperverleteoneen  venmiadit  werden 
oder  nicht,  v.  22.  Dez.  XVTTI  133. 

Elrl.  zur  Einforderung  der  Beridilerbtat- 
tung  über  gewitwe  Kategorien  gefähr- 
licher Vorkommnisfte  in  Gruben  und 
äteinbrächen,  einerlei  ob  dadurch 
Körperverletzungen  verursacht  werden 
oder  nicht,  v.  L>2.  Dez.  XVITI  133. 

1907.  Vorschr.  für  die  Fabrikation  voo 
Farben  und  AiiBtricheo,  V.  21.  Jan. 

xviii  m. 

Eih  betr.  die  Verweu<iuiig  von  Ezpkieiv- 
•toffeo  in  iC<dilcngTuhen,  v.  8.  April 

XVII  ri7. 

Erl.  zur  Auinlehnung  der  Besiiuimungen 
dM  ArbeitercntiwhätiigungBgeeetzes 
von  1906  ftuf  gewisse  Bernf^*krank- 
heiten,  v.  22.  JmL  LXI II  137. 

UeimarbeitararlaM,  t.  33.  Mai.  XVW. 
139. 

Zwei  Erlasse  zur  Anwendung  der  Be- 
st irnnmnijen  des  §  IK)  <les  Fabrik- 
uod  WerkstättcngeietzeB  von  lÜOl  mit 
AUaderungen  auf  gewisse  Inditttriai, 
V.  23.  Mai.  XVIII  141,  143. 

ArbeiterentschädieuDesvorechriften ,  v. 
1.  Juni.  LXIV^14f. 

Vorschr.  über  Amtsärzte  und  ärztliche 
Schiedsmänner  etc.  in  England  und 
Wale«,  V.  21. -Juni.  LXTV  143. 

Vorschr.  iilier  Pflichten  und  Entw'iä- 
diguüg  ärztlicher  Schiedsmänner  etc., 
V.  24.  Juni.  LXIV  144. 

Vornchr.  über  Amtsärzte  und  ärztliche 
Schiedsmfinner  etc.  in  Schottland,  v. 
25.  Juni.  LXIV  144. 

Vorschr.  über  Pflicht«)  und  Entacba* 
digung  Srztlicher  Schiedsmänner  etc. 
in  Schottland,  v.  27.  .Tuni.  LXIV  144. 

Vorschr.  für  die  ärztliche  Untenuchaog 
eines  Arbdlers  etc.,  v.  28.  Juni.  LXI V 
144. 

Vorschr.  über  Anitj^ärzte  und  ärztliche 
Schiedsmänner  etc.  in  Irland,  t.  29. 
Jtuü.  LXIV  144. 


Vorschr.  über  Pflichten  lind  Entschä- 
digung ärztlicher  Schiedsmänner  etc. 
in  Irland,  t.  29.  Juni.  LXIV  145. 

Vowdir.  desHilfckMsenoberregistrators, 
V.  1.  Juli.  LXV.  145. 

Vorschr.  für  das  Knüpfen  der  mit  Blei- 
▼erbindungen  gefaroten  Game,  t.  6L 
Aug.  LI  453. 

G.  zur  Aufhebung  des  Art  57  des 
Fabrik-  und  Werkstättengesetzes  v. 

1901  und  eines  Teiles  des  Art.  7  des 
Kohlen^ubeure^tmgsgesetzes  v.  1887 
betr.  die  Beschäftigung  der  Frauen 
und  Kinder,  v.  9.  Aug.  I  145. 

G.  zur  Abänderung  des  Fabrik-  und 
Werkstattengesetzefi  v.  19<jl  in  bezug 
auf  Wlacbereiea  und  ziir  Ausdehnniuc 
dicMs  G.  anf  gewisse  Anstalten  nnd 
zur  Firifnhntug;  der  Inspektion  ge- 
wisser Gcbäulichkeiten,  v.  28.  Aus. 
XXXII  145. 

Vorschr.  für  die  Proz^c  des  Spinnens 
und  Webeuä  von  Hanf,  Jute  oder 
Haufwerg  und  Jntewerg  und  die  zu- 
ffh(">rigcii  Prozesse,  v.  2s!  Aiirr.  LI  455. 

ijri.  betr.  die  Vorschrift  von  lioiingungen 
fär  besondere  AnanahmeD,  ▼.11.  aepL 
XL  457. 

&1.  zur  Anwendung  der  Bestimmungen 
d.^  .Art.  nt)  <leR  F  il  r'k-  und  Wcrk- 
stättengcsetz&i  von  1^1  mit  Ab- 
Snderangen  anf  Fabriken  nnd  Werk- 
stättrn.  in  denen  dft.*  Mischen.  Oie^s^•n 
oder  Verarbeiten  von  Messing  oder 
Heesingware  betrieben  frird,  23. 
Sept  LVI  643. 

Erl.  zur  Gewährung  einer  besonderen 
Ausnahme  — >  Ersatz  des  Samstags 
durch  einen  anderen  Tag,  t.  20,  Des. 
LV  644. 

Erl.,  kraft  dessen  besondere  Betriebs- 
abteilnnjgeo  ala  besondere  Faloikea 
oder  Werintilten  bdumddt  werden 
dürfen,  v.  26.  B«.  LVII  646. 
Italien. 

IWi,  O.  Aber  die  wficfaentliehe  nnd  Feier- 

tagfruhe.  V.  7.  Juli.  XIV  289. 
G.  zur  Abundening  det»  G.  v.  19*  Joni 

1902  betr.  die  Arbeit  der  Fraoen  nnd 
Kinder,  v.  7.  .hiü.  X  292. 

Einheitlicher  Text  des  G.   über  die 
Arbeit  der  Frauen  und  Kinder,  ge- 
nehm, durch  KgL  Erl.  v.  10.  Not. 
LV  64«. 
Luxemburg. 

1906.  Bcschl.  zur  Goucbmiguog  des  am 
27.  Jnnl  1906  awiscben  dem  Gross- 

herzo^rtum  undFrankr»  ich  tmterzeich- 
neteu  Abkommens  über  die  Entschä- 
digung von  BetriefaeanfiUIen,  v.  28. 
Juli.  LVIII  20f.. 
G.  zur  Abänderung  des  G.  v.  12.  Juli 
1895  betr.  die  Auszahlung  der  Arbeitor- 
lohne,  T.  7.  Aug.  XVifl  m 
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1907.  Beschl.  zur  Genetuuijrung  de»  hui 
22.  Mai  1906  zu  BrÜMel  uoterzeich- 
neten  Zusatzvertrafes  zu  dem  Vertrage 
vom  15.  April  1905  zwischen  dem 
Gtope*herzi>gtum  und  Hel^ii n  illx  r  die 
Eotach&diguqg  von  Betnebgoiiialieü, 
y.  1.  Jma/WS. 

G.  betr.  daa  am  26.  September  1906  zu 
Bern  untern^chnete  iutemationale 
Ueljereinkommen  über  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  der  in  der  Industrie  be- 
schäftigten Frauen,  v.  H.  Aug.  I  295. 

6.  betr.  das  am  26.  September  1906  zu 
Bern  unterzeichnet«  internationale 
Uebereinkommen  über  das  Verbot  der 
Verwendung  weiüseu  (gelben)  Phoe- 
phon  io  der  Ziiadholnndurtrie  v.  3. 
Aug.  IV  296. 

G.  betr.  I^MphoKflndiraran,  V.  3.  Aiig. 
IV  296. 

Beaclil.,  wodineh  das  am  26.  September 

1906  zu  Bern  unterzeichnete  inter- 
nationale Uebereinkommen  iiber  das 
N'erbot  der  Naclitarbeit  der  in  der 
Industrie  beschäftigten  Frauen  ge- 
nehmigt und  verönentlicht  wird,  v. 
10.  Dez.  XL  461. 
Beschl.,  wodurch  das  am  26.  September 
1906  zu  Bern  unterzeichnete  inter- 
nationale Uebereinkommen  über  das 
Verbot  der  Verweadung  weiaaeo 
(gelben)  Phoephora  in  der  25flndIlola- 
iii>1u8trie  gent  nniir^t  und  vetöffenÜlidlt 
wird,  V.  10.  l>ez.  XL  461. 

Jfanitolw. 

1907.  lle«olution  betr.  lyjhnklauadll  in 
bubmiaBiongvertefigea ,  v.  &  Fabr. 
XLIII  450. 

MaKHiiehusetts. 

1906b  fieachlüsee  betr.  eine  Abänderung 
der  Bundesverfassung,  dnrch  die  der 
Kongresg  zum  Krlaj*(<  vun  fJetietzen 
zur  Begeluog  der  Arbeititzeit  er- 
michtigt  wüiOB,  T.  23.  und  28i.  Fbbr. 
XII  80. 

Neaftmdlaad. 

1906.  G.  über  die  Chineaeneinwanderung, 
V.  10.  Mai.  XXVI  149. 

G.  zur  BcgeluuK  des  Fremdenrechta,  v. 
10.  Mai.  XXVI  149. 

yiederlande. 

1907.  Erl.  zur  Aufhebung  des  Erl.  v. 
27.  Juni  1905  und  zur  Aufstellung 
einer  V..  gemäss  Art.  1  des  G.  v. 
22,  Mai  1905.  v.  26.  Jan.  XLUI  461. 

ErL  cor  Aufstohmg  einer  Inatraktion 
für  die  in  Art.  7  des  Dampfgesetzes 
genannten  Beamten,  v.  ll.Feor.  LH 
467. 

Erl.  betr.  <iie  .\urtfiihrung  der  Artt.  7, 
8,  9,  26,  27,  28,  30,  U,  35  und  36 
d>.s  WohniuigHMetiea,  t.  36.  Febr. 
UI  4öä. 


Erl.  zur  Aufstellung  einer  V.  gemiaß 
Art.  15  letzter  Absatz  des  UnfaUge- 
setzea  von  1901,  v.  10.  Mai.  LXVI  468. 

"Erl.  betr.  die  Aufstellung  einer  V.  g»> 
ni~U'~  Art.  de8  UnfaUgeeetzes  von 
1^1.  V.  14.  Mm.  LXVir  46& 

Erl.  betr.  Aofetellnng  einer  V.  gemiM 
Art.  52  Abs.  2  und  ?.  m,i\  Art.  59 
sub  1,  3  und  4  des  ünfallgessetzes  von 
1901,  V.  14.  Mai.  LXVU  468. 

Erl.  b^.  die  Aufstellung  eines  Wahl- 
reglementit  für  die  in  Kap.  XV  des 
Btfgbaur^lements  von  1906  ge- 
nannten ArbeiteckjOcniiünioiMD,  30. 
Mai.  LH  469. 

Erl.  zur  weiteren  Abänderung  der  Vor- 
«clurifteo  für  den  Fünwihahndienat,  r. 
29.  Juni.  LI  409. 

G.  zur  A!>änderung  und  Ergfinzmig  der 
Bestimmungen  aes  Büxgerhchea  (je- 
setzbncfaes  ober  die  Miete  von  Dienst- 
boten  und  Arbeitern  und  die  dnn  it 
zusammenhängenden  Artikel  duyi^ 
Gesetzbuches,  sowie  den  llandelsge* 
setzbuches  und  der  Zivilprozessord- 
uuog,  dcä  G.  über  die  Gerichtsorsani- 
sation  und  das  Justizwesen  und  des 
KonlrnngoBetseB,  t.  13.  JnlL  XL  VI 
470. 

Norwegen. 
1906.    G.  zur  Beschränkung  der  Arbdts- 
dauer  in  den  Bäckereien,  v.  24.  ApriL 
XXXU  297. 
1807.    RfHjlin  nt    für   die  öffentlichen 
Arbeitsnachweise,  v.  5.  Juli.  LVI  föl. 


1906.  Erl.  betr.  die  Prüfung  der  Eignung 
von  Betnebawen^atätten,  v.  20.  Okt. 

XLU  m. 

1907.  V.  betr.  die  Bestellung  von  Au4- 
schÜMen  dar  k(»diticiiiierenden  Pihar* 
nuusenten,     2.  Jan.  3QCXIY  80. 

G*  betr.  die  Abänderung  und  Ergän- 
ziing  der  Gewerbeordnuil|^  ▼•&.F«br. 

V.  betr.  die  Verhütung  von  Unfllkn 
und  den  Schutz,  der  Gesundheit  der 
Arbeiter  hm  der  «tewerblichen  Aus- 
führung von  HocaumtMi«     7.  Fabr. 

XXXIV  57. 

V.  zur  Bestimmung  de^  VV  irkuogBkreisaä 
des  Gewerbeinspektors  für  Bosnien 
und  die  Herzagomna»  y.  9.  AnriL 
XXXVl  57. 

y.  betr.  die  Bemibiftignng  von  jugoid- 

li(  h.  :i  Arbeitern  und  Kindern  ndm 
Ikrgbau.  v.  H.  Juni.  XXVI II  59. 
V.  bete,  (lie  Führung  der  Bücher  der 
konzessionierten  Di  n  t  und  Stellen- 
vermitUungsgewerbe  äowie  die  polizei- 
liche Eontrolle  dieaer  Gewerbe, 
6.  Aug.  LVI  639. 
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Erl.  ^ftr.  lir-  Riii  kkdir  von  Answan- 
Uerern  au£  Ueo  Vereiiiigteo  btaaten 
TOD  Amerika,     SO.  Not.  LVI  630. 

Stedt  Wien.    Besohl,  ü!  er   Iot  Aub- 
sdüuM  von  bleiweisshältigeQ  Farben 
nnd  von  ifinimn  bd  städtkchen  Ar> 
heitoü,  T.  &  Ifiit.  XLn  426.  ' 
PreaascB. 

im.  Eri.  b«tr.<j«Kliiltsbetriebdff06- 
sindeTerniieter  und  8telI«DT«llitäar, 

T.  5.  Miirz.  XX  13. 

Erl.  betr.  IkHchäftiKung  von  Arbeiter- 
inoen  and  jugendlicben  Arbeitern  in 
Werkstatt«)  der  Tabakindottrie,  ▼* 
2a  März.  XXXII  la 

Erl.  betr.  Bleierkranknoffen  der  FeUflO- 
hauer,     11.  Apnl.  XXX  20. 

Erl.  betr.  Erimmknngen  in  Cauromger- 
l)ercirn,  v.  17.  Aiiril.  XXXI  22. 

Erl.  betr.  Erkraukuocen  in  Metall- 
Bchleiferoien,  v.  17.  April.  XXX  23. 

Erl.  \)ctT.  Bleivergiftungen  in  Fransen- 
knüpfereien,  v.  26.  April.  XXX  24. 

ErL  b«r.  Annahme  von  Gcwerberelerai- 
darPD,  V.  1.').  Mai.  XXXV  25. 

Erl.  betr.  BeK-häfti^'ung  von  Arbeiter- 
innen in  .^teitibrüchen  and  tStcill- 
hanereien,  v.  21.  Mai.  X  25. 

Erl.  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen 
Betriehen,  v.  14.  Juni.  TX  26. 

Erl.  betr.  Einrichtung  und  Betrieb  von 
Anlasen  zur  HenteUnng  von  Alkali» 
Chromaten,  v.  26.  Juni.  XXX  26. 

WanderarbeitBstättengeseiz,  v.  29.  Juni. 
XXXVn  27. 

r  rl  1  etr.  Eisenbahnverketitteo,  v.  12. 

Aug.  XXXV  m. 

G.  betr.  die  BcwiHigimg  weiterer  Staats- 
mittel zur  Verbesa^iug  der  Woh- 
nnngpverbiUtttiase  von  Arbeitern,  die 
in  staatlichen  Betrieben  beMMftigt 
-Ind,  und  von  gfering  besoldeten 
ötaatabeamten,  v.  i2,  Aog.  L  422. 

Erl.  betr.  Sonntaiisanihe  in  den  Boh- 
zuckerfabriken,  v.  12.  Aup.  XL!  423. 

Erl.  betr.  Sonnttü^ruhe  im  Uandelsge- 
werbe,     19.  Dez.  XT.T  424. 

Russland. 

1906,  Verl  betr.  den  Erlass  von  öchuiz- 
▼oncbrilten  fBr  die  Arbeiten  in  IQnk- 

hätten,  v.  19.  AprU/12.  Mai.  L  495. 

Verf.  zur  Abänderung  nnd  Ergänzung 
der  dem  Art.  39  der  V.  uoer  die 
Sicherheit   der   Bergarbeiten  beige- 

J ebenen  Bemerkungen,  v.  19.  Juni/2. 
oll.  L  496w 

1907.  V.  betr.  die  Abänderung  der  Artt 
5,  6  und  9  der  V.  v.  15.,'2a  Nov. 
1906  fiber  die  Rodung  der  normalen 
Ruhe  der  Gehilfen  in  ITantlelsbetrie- 
ben,  Niederlagen  und  Kontoren,  v. 
12./2S.  Bept  XIII  497. 


Sehaffhansrn. 

1907.  V.  betr.  die  Bestellung  und  den 
Geschfiftekreis  einer  kantonalen  Cie- 
werbekommiMion,y.2a  Febr.XXXYI 
303, 

1907.  Bundeebeschl.,  betr.  die  Rnrifiku- 
tion  der  internationalen  l^eberein- 
kommen  (v.  26.  Sept.  1906|  über  das 
Verbot  der  industriellen  Nachtarbeit 
der  Frauen  und  über  dai«  Verbot  der 
Verwendung  von  weissem  (eelbem) 
Phosphor  in  der  Zündholiiflidiulariey 
V.  19.  Dez.  XL  4Ü8. 

Spanien. 

1907.  G.  zur  Abänderung  des  ^Vrt.  9  des 
G.  V.  13.  März  1900  über  die  Frauen- 
arbeit, V.  8.  Jan.  X  66. 

Erl.  betr.  den  Arbeitäin.^pektioiiadieilSty 
V.  24.  Jan.  XXXVI  6t. 

Erl.  betr.  die  ArsenalariMiter,  y.  Iß. 
Min.  XX  67. 

Eanderi.  betr.  die  AnaeebfiiBe  fSr  Bo- 
zialp  Kofimirn,  v.  20.  Juni.  LH  HO. 

Erl.  enthaltend  Erläuterungsvorschri/taai 
in  bczug  auf  die  Vertäge  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeileni,  26. 
JunL  XU  439. 

RnnderL  betr.  die  KlaMifining  der  In- 
dustrien mit  Frauen-  und  Kinderar- 
beit, V.  2.  JulL  LIV  440. 

Runderl.  betr.  Instruktionen  für  sta- 
tistische Erhebungen  bei  Streiks,  t. 
2.  Juli.  UV  441. 

Erl.,  dahingehend,  eff  öei,  bevor  der  Ge- 
setzentwurf, der  die  Batifiziarung  das 
Bemer  Abkommens  betr.  die  Nieht- 
arbeit  der  FmucTi  i;uth(  i-^t,  den  Knm 
mmj  unt^breitet  werde,  durch  (ins 
JuHtitai  för  Boiiilrefonnen  eine  Er- 
hebung vcCTimehmen,  12.  JnU. 
LIV  ii2. 

Verf.  des  Inbalts,  die  Eänriditang  von 

Kantinr-ri,  lüc-  den  Arbr-itpr-bcrn  oder 
deren  Vertretern  in  Fabnken,  Minen 
und  Unternehmungen  gehören,  gleich- 
viel welcher  Art  diese  ?pipn  «ei  zu 
verbieten  und  die  Ausmhlung  der 
Löhne  habe  in  Geld  von  gesetzlichOT 
Wrihrung  zu  erfoJgffi,  T.  18.  Juli. 
XLin  442. 

KunderL  über  Soontanmirkte,  t.  8^ 
Sept.  LIV  443. 

Erl.  betr.  die  EnnSgUdmnf^  der  Er- 
richtung oder  Erneuerung  '  n  I/.  knl- 
aueschiissai  für  Sozialreformeu  in 
allen  den  Gimdndeu,  wo  dies  nidit 
rr  hrz»  itig  geschehen  ist,  26.  &epL 
LH  443. 

8t.  Oallen. 

1907.  Kt'gulativ  für  die  mit  den  N  itnr^l- 
verpiiegungsstationen  vcrbuudeuea 
ArbsitinacDifeiabnzeaaB  und  die  Öf- 
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fentlichen  Arbeitsämter,  v.  L  Juni. 
XXXVIII  dm. 
TesKln. 

190tf.  Re^erungaerL  über  die  Sonntags- 
arbeit  in  Bierablagen,  v.  LL  Apnl. 
XLII  m 
Erl.  zur  Ercän/.un^'  des  ErL  v.  IL  April 
dieses  Janrt»  über  die  Sonutags&rueit 
in  Bierbrauereien,  Bierablagen,  Limo- 
naden- und  8elterswa"<.«erfabriken  und 
-Ablagen,  v.  i  Mai.  XLU  ilÖ- 
Unfarn. 

1907.  G.-Art.  III  über  die  Förderung 
der  heimischen  Industrie,  v.  iL  Jan. 
XXVI  2iL 
G.-Art.  XIX  über  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  der  industriellen 
und  kommerziellen  Angestellten.  LXV 
222. 

G.-Art  XLV  über  die  Regelung  des 

Recht«  vorhftltn  18*08    zu'iscneu  dem 
Dienötgel>er  und  dem  landwirtschaft- 
lichen Bediensteten.  XXVI  2ZL 
G.-Art.    XL  VI    Qb€>r    die  «taatliche 
Unterstützung  der  Errichtung  land- 
wirti^chaftlicher  Arbeiterwohnhäuser. 
XXVI  2H7. 
Terelnigte  Stajiten  Ton  Amerika. 
1907.   G.  zur  Regelung  der  Einwande- 
rung von  iTreniden  in  die  Vereinigten 
Staaten,  v.  20.  Febr.  XXI  68. 


Viktoria. 

1906.  G.  zur  Konsolidierung  der  Gesetz- 
gebung betr.  die  Ueberwachuiig  und 
Keirelung  der  Fabriken,  \\'crk-stäti<»n 
und  Läden  und  zu  anderen  Zwecktm, 
V.  6,  Okt  V  14SL 

G.  zur  Abänderung  des  G.  v.  1905 
betr.  die  Fabriken  und  Läden,  v.  12. 
Dez.  V  Lia. 
190ß.   Ausf.-V.  zu  den  Fabrik-  und  Laden- 
gesetzen, y.  HL  Febr.  21L 
Ausf.-V.  zum  Art.  12  des  Fabrik-  and 
Ladengesetzes  von  1905,  v.  12.  Febr. 
22L 
Waadt. 

1907.  G.  zur  Schaffung  einer  allp:pmeinen 
Altersrenten kat^  oes  Kantons  Waadt, 
V.  2.  März.  LXVII  ß5L 

G.  betr.  Abänderung  des  G.  v.  ÜL  Mai 
1876  über  die  Befugnisse  und  die 
Kompetenz  der  Gemeindeb^örden, 
V.  H.  Mai.  XVII 

Wallis. 

19<)6.   V.  betr.  Festsetzung  der  Amt»ob- 

liogenheiten  und  Befugnisse  des  kan- 
tonalen FabrikinspektorB,  v.  ß.  Febr. 

XXXVI  m 

Zttrieh. 

1907.  G.  betr.  die  öffentlichen  Ruhetage, 
V.  12./27.  Mai.  XVI  29Ö. 


II.  Sachregister  zur  Einleitung  und  zum  Abschnitt: 
Gesetze  und  Verordnungen. 

(AbkürzungsTerzeichnia  s.  BuU.,  Bd.  II,  S.  759.) 


Abend-  und  Feiertagsschulen  430. 
Abf  lusestörungen  163. 
Ablieferung   von   Brot,   Fleisch  und 

Milch  1  ■)',)- 2iJ0. 
Aborte  8,  lüL  ff.,  43L  i&L 
Abschiebung  XXIII  ff.,  21  ff. 
Abwarte  Xvl,  llfi. 
Achtstundenschicht  XXIX. 
Ackerbau  ir>4. 
Aerzte  XVII,  LXIV,  302  .  420. 
Aether  fiä. 
Aetzkalk  11^ 

Akkordarbeiter  XXVI,  2ZL 
Alfenidwaren  139  ff. 
Alkali-Chromate  XXX,  L,  26—27, 

410—421. 
Alkoholbrennereien  M± 
Altersrentenkasse  LXVII— LXVIII, 

b51— «54. 
AluMiiniumbronze  LXll, 
Amtsärzte  LXIV,  143 ff.,  152,  154i  169. 

17>>. 

Angehörige  (Staate-)  LXIII,  L  2*  5. 224. 


Angestellte,  industrielle  und  kommer- 

zieUe  LXV,  222  ff. 
Anker  und  Ankertaue  li^  ff. 
Ankleideräume  L,  420 ff.,  454, 
Anmeldepflicht  LXV,  226— 22a 
Annoncenagenturen  XVI,  29üi 
Ansiedler  XXXIX. 
Anstellungsverträge  XXXIX,  411  ff. 
Anteilarbeiter  2IL 
An  wer bungfikon Zession  XXXIX, ilL 
Apotheken  XVI,  XVH,  210,  m.  m. 

3Ü2. 

Arbeiten,  gefährliche,  iibernifi'^-itr  fi"- 
etrengende  oder  gcssundheitsschädliche 
XI,  293. 

Arbeiten  über  Tage,  unter  Tage  s.  Ueber- 
tAgcju"beit,  Unt<'rtagearl)eit. 

Arbeiter,  alte,  langsame  und  gebrech- 
liche VIII,  184-18Ö. 

Arbeiterausschüsse  LH. 

Arbeiterentschadigungsge^^etz 
LXIV,  143—145. 

Arbeiterinnen  s.  Frauenarbeit. 
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Ar beiterkommissionen  4fiä. 

Arbeiterlisten  158,  22fi  ff . 

Arbeiterlöhne  2ü5. 

Arbeiterproduktionsgenossen- 
Schäften  LH,  448. 

Arbeiterversicherungsamt,  staat- 
liches 260  ff. 

Arbeiterwohnhäuser,  land Wirtschaft- 
üche  XXVI,  2R7-2m. 

Arb eiterwohnungen  XXVI,  221. 

Arbeitsämter  XXXVIII,  304. 

Arbeits  bei  rat,  oberer  LII,  447. 

Arbeitsbewiiligung  für  Kinder  OL. 

—  ao  Sonntagen  ^  4Ä 
Arbeitsbörsen  LII,  443. 
Arbeitsbüclier  293,  413,  429  ff.,  046— 

MZ.  • 

Abeit8dauer(zeit)Xn  (It.J,  XII  (Mass.). 
XXVIII  (DR),  XXXII  fNorwO, 
XXXIII  (GB.),  XXXV  (F,),  XXXIX 
(Neue  Hebriden),  U  (DR.),C2,  fBelg.), 
SÖ  (Maus.),  I2i  (F.),  145,  UÜT  Mi  (Gß.), 
Ifißff.,  193-199  (Viktoria),  2M  (iL), 
297—299  (Norw.),  AU  {Neue  Hebriden), 
430  (Bulg.j,  &iü  [dB.),  m.Ü.  (It.). 

Arbeits  kästen  4ül  ff. 

Arbeitskleider  419 ff..  45iff.,  m 

Arbeitsinspektionsdienst  XXXVI, 
ßL 

Arbeitslöhne  XVIII  295. 
Arb eitslosenkassen  LIII,  LVI. 
Arbeitslosenversicherung  XXXVIII. 
Arbeitsministerium  XXXVI,  1^ 
Arbeitsnachweise  XXXVTI, 

XXXVIII,  LVI,  27.  304.  65L 
Arbeitsordnung  413  ff . 
Arbeitspausen  s.  Ruhepausen. 
A r bei  ts -(Lager-,  Trocken-)räume  2  ft, 

Arbeitsruhe  s.  Ruhepausen. 
Arbeitsstreitigkeiten  XXXVI, 

XXXVIl,  3Ü4. 
A  r  b  e  i  1 8  u  n  f  ä  1 1  e  L VI 1 . 176.  a35. 637 . 642 . 
Arbeitsunfallsentschädigung 

LVUI  (F.,  It.,  Lux.),  LXIII  (F.),  2ft. 

(DR.,  Lux.),  5,  m  (F.,  Lux.),  132,  13L 

m  (GB.),  241  ff.  (iJng.K  29ä  (F.,  Lux.), 

447.  (F.  It.),  484  (Nied.). 

Arbeits  verbot,  Befreiung  vom  —  65. 
434- 

ArbeitsvertragXLVI-XLIX,  430 ff., 

439—440,  4Z1  ff. 
Arbeitsvermittlung  46—47. 
Arbeitszeit  s.  Arbeit^dauer. 
Arsenalarbeiter  XX,  LXIII,  6L  ß9. 
Arzneien  LXV,  234. 
Arzt,  attestierender  135—136,  148.  453 ff. 

—  bestallter  135—136. 

Auf-  und  Abladeunternehmungen 

XIV, 

Auf  munterungs  prämien    LXVII — 

LXVIII,  652—654. 
Aufschichten  455,  456. 


Ausbesserungsarbeiten    XV,  290. 
22L 

Aus-  und  Ankleideräume  8^ 
Ausländer  LVUI,  LXV,  L  ^  237 ff. 
Ausstellungen  XIV,  116,  : )■-{. 
Austräger  201,  2 IS. 
Austragen  von  Waren  IX,  26,  301^  303. 
Auswanderer  LVI,  639. 
Auswanderungsagenten  XVI,  2VKj. 
Ausweise    für    Gesindevenuieter  und 

Stellen  Vermittler  13  ff. 
BadeRustalten  XVI,  290,  3QQ. 
Baderäume  420.  4ÜÖ, 
Bäckereien^  (Viktoria),  XVI  (It.), 

XVII  (Bern),    XXXII  (Norw.),  m 

(Viktoria),  297-299  (Norw.),  300,  2Ü1 

(Zürich),  302.  203  (Bern). 
Bahn-, Tunnel-  und  Wasserbauten 

3(r2. 


Barbiere  XIII,  62,  153. 
Barbiergeschäfte  XVI,  XVII,  290, 

mx  m 

Bauarbeiten  463  ff. 

Bauarbeiter  XXXIV,  5L 

Baugewerbe  XXXIII, 

Baue  e  Werks- Bern  fsgenoBsenschaft 

1^1,  622,  638. 
Baum wolldochten  für  Lampen  Ö4» 
Baumwollsammten,  Schneiden  von  — 

21D. 

Baumwollspinnereien  XV. 


Bauplätze  293, 
Beaufsichtigung  und 

XV.  -m,  '  - 


Bewachung 


Begräbluigeld  LXV,  4L  237  ff . 
Befriedigung  ötfentlicner  Bedürf- 
nisse XVI  2äa 
Beiträge  LXV,  220 ff. 
Bekleidungsind  US  trie'III. 


Beleuchtung  43  < 


456,  Aäü 


Bergarbeiterdelegierte  LIII,  LVII, 

444.  642. 
Berggesetze  ».  Bergwerkgesetze. 
Bergleute  XXII,  451^  4ä£ 
Bergwerke  II  (GB  ),  XXVIII  ff.  (DR., 
OeeL,  Belg.),  XXXVI  (F.),  L,  LVI 
(F.),  U  (Dli.),  59—61  (Gest.),  117—119 
(F.),  m.  (It.),  443,  444,  451i  452  (F.), 
Ö4ß  (It.). 

Berg  Werkgesetze  63,  Anwendungder  — 

XXXVI,  117. 
Berufskrankheiten    LXIII— LXIV, 

137—138. 

Besi cht ign  n       omni i  P sion  119  ff. 
Bes»erungr»aui5 talteii  XXXIII,  142  ff. 
Betriebsabteilung  LVII,  645—646. 
Betriebsinhaber  643—644. 
Betrie  bs- Krank  en  unterstütz  ung  8- 

kassen  254  ff. 
Bezirks-Arbeiterversicherungs- 

kassen  25Qff. 
Bierbrauereien  und -Ablagen  XLII, 

499. 

Billardmarqueur  20L  218—219. 
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BillardB&le  XVI,  m 
Blei  20-21. 

Bleierkran  k' u  n  i?en  XXX,  20— 22. 
Bleifarben  XVIII,  134—137,  ^ 
Bleikolik  2L 
Bleioxyd,  ehromsauree  134. 
ßleiunterlagen  XXX,  20—22. 
Blei  verfahren  134-137. 
Bleivergiftung  XXX,  U,  20-22,  24 
—25. 

Bleiwalz  werke  M. 
Bleiweias  XVIII.  XLII,  134.  210.  426 
—427. 

Bleizucker  (Bleiacetat)  XXX,  24. 
Blumen,  künstliche       ff.,  Iii- 
Blumen  lädcD  XVI.  XVII.  211. 290.  303. 
Bodenreinigung  8^  8.  auch  Reinigung 

der  Arbeit«räume. 
Boraxraf f inf^ricn  M> 
Botengänge  2tL 

Brenamaterialiengeschfifte  XVI, 

m 

Brennstoffe  LVII,  öi2. 
Bronzieren  LVII. 
BrotbäckerSmter  IBü. 
Brotbäckereien  s.  Bäckereien. 
Buchdruckereien  XXXIV,  XUII. 
Buchhandlungen  210. 
BflrBten  130  ff.,  143. 
Bussen  476. 
Buttereien  1.^. 
Caissonarbeit  XLIII,  4ül  ff. 
OaisHonkran kheit  164  ff . 
Champagnerfabriken  III. 
Chef fabrikinspektor    VI  ff.,  152. 
IM  ff. 

Chinesen  XXI  ff..  XXVI.  152. 168.  IZZ. 
Chinesenarbeit  V— VI,  177—178. 
Chinesenein  Wanderung  b6,  143. 
Chroroatgesch wäre  (Hautgeechvmre) 

XXXI,  22=23- 
Chromatregeneration  41iL 
Chromeisenstein  41ft. 
Chromerkrankungen  23. 
Chromgerbereien  XXXI,  22. 
Coi ff eurgeschäf te  s.  Barbiergoschfifte. 
Corocstibleshandlungen  XVII,  303. 
Dampf  \Mx  ^ 
Dampfkessel  116.  171—173. 
Dam  pfkcssel  Wärter  173. 
Dampfkraftgesetz  LH,  4(^7, 
Dam  pf  tnnschinen  171—173. 
Dampf mühlen  434. 
Dienstboten  295—470. 
Dienstbotcnarbeiten  XXXIX. 
Dienstbuch,  Bediensteten-   XXVI  ff., 

221  ff. 

DieuHtgeber  XXVI  ff..  221  ff. 

Dienbtmanner  XVI,  :-i(.K.i. 

Dicnnt-  und  Stellenvermittlung, 

gewerbimäsKigc  31  —32. 
Dienstvertrag  XXVII,  222  ff. 
Dienstzeugnifi  171—173. 


Disziplin    im  Arbeitsinspektioaskorpe 

XXXVI.  m. 
Drahtziehereien  M. 
Drogen  113. 

Droschkenvermieter  XVI,  300. 

Durchschnittspreise  122  ff. 

Edel-  und  Unedelmetall-Berufs- 
genossenschaf t  LXII,  422. 

Einfriedigung  von  Maschinen  173 — 175. 

Eingeborene  412  ff . 

Ein-  und  Ausschleusen  lü2  ff . 

Ein  Wandererfond  XXV,  JiÜ  ff. 

Einwanderung  XXI  ff.,  68—89. 

Ein  wirk  II  n  er  16, 

Eijieo  buhndienst  LI,  469. 

Eisenbahnen  XIV,  XV,XVL  132,  Sö. 

Eisenbahnwerkstätten  XXXV,  ^ 

Eiseu^^i c'H sereien  XLIII. 

Eisenindustrie  2&L 

Enqueten  —  in  Belgien  XXIX,  62—63 
Qner  die  Dauer  der  Arbeiten  unter  Tage 
in  den  Kohlengrul>en  j  — im  DeuUchen 
Beicbe  LUX  :  Ergänzung  der  Erhebung 
betr.  die  Arbeitszeit  im  BLnneiiwhiff- 
fahrlsgevverbe ;  in  Hpanien  LIV, 
über  Ketjundbeitgticbädhclie  und  ge&hr- 
liche  Industrien ;  LIV,  441  Gb^  sta- 
tistische Erhpbungen  in  Streikfällen; 
LIV,  442  über  Frauennachtarbeit ;  LIV, 
über  öonntagsmärkte;  —  in  Gross- 
britannien  LIV  uner  Löhne  der  Arbeiter 
der  Eij*cu-  und  BtÄhliudu.Htrie  und  in 
Kalk-  und  Zementwerken  und  Kalk- 
brüchen;  LIV  über  die  künstlicJie 
Feuchtigkeit  in  BaumwoUweborcien ; 
LIV  über  Ventilation  in  Fabriken  und 
Werkstätten;  LIV  über  Arbeitsbedin- 
gungen in  der  Heimarbeit 

E  n  t  s  c  n  8  d  i  g  u  n  p  von  A rbcitannfällen  s. 
ArbeitBUU  faUenUehädigung. 

Erbsenausma  eben  mff.,  143. 

Erzgrtiben  L,  4{)7. 

E  8  g  e  n  p  a  u  t«  e  n  2U7 — 298. 

Essräume  s.  Speiseraume. 

Europäische  Arbeit  177— 17a 

Explosivstoffe  XVII,  LVl,  133^  137^ 
o42. 

Fabrikgesetzc  V  ff.,  149—221. 
Fabrikinspektor  XXXVI,  305—306. 
Fachkur««  430,  483. 
Färber  15X 
Fahrradläden  2IL 
FamilicnmitgliederXXVn, XXXIV, 

LIll,  12,  273  ff.,  ^  144. 
Farben  und  Anstriche  XVIII,  134 

-137. 

Federnsortieren  139  ff. 
Feiertage  194-197,  199-200. 
Feilenhauer  XXX,  20-22. 
Feilen herstellu ng  139  ff. 
Felle  139  ff. 

Feuer,  beständig»  XVI,  29Ö. 
Feuersgefahr  XVII,  133- 
Feuerwehr  299,  303. 


Fischer  XXII,  f56,  m 

Fischfang  XV,"^ 

Fisch-  oder  Austernläden  201,  210. 

Fiechpökeln  XL. 

Flache  LI. 

Fl achssch wi Dgereien  L 
Fleiechverkaufe verbot  für  Sonntage 

Ii<9— 200. 
Fluchtmittel  XVII,  133. 
Förderung,  mechanische  X,  293. 
Fortbi Idungeechulanterricht  IX, 

Fra  nsen  knüpfen  XXX,  LI.24— 25.453. 
Frauenarbeit  I  ff.  (GB.),  V  (Viktoria), 

X  fpr  ).  X  (Sp),  X— XII  (It.),  xni 

(Belg.;,  XVIII  (GB.\  XXVIII  (DR.), 
XXVIII  (Oe8t.).XXXI-XXXII  (DR.), 
XXXIX  (Neue  Hebriden),  XL  (GB.), 
L  (RüsbL).  LI  (GB.),  LV  (It,  GB.). 
8,  10,  U  (DR.),  18  ff.,  25—26  (Pr.),  üü 
{Oe«t),  ßl  (Belg.),  m  (8p.).  135,  14ß 
(OB.),  Ifvl.  m  ff.,  175,  201— 202  (Vik- 
toria), 59?— 295  (It),  m  (Neue  He- 
briden), ^  (DR.),  m  ff.  (GB.),  425 
(Ruwl.),  645  (GB.). 
Frauennachtarbeit  I  ff.  (GB.,  Lux.), 

XI  (It.),  XL  (GB.),  2ö3ff.  (It),  29fi 
(Lux.),  i42  (Sp.),  4äö  (GB.),  4Ö1  (Lux.), 
m  (Öchwriz).  m  (It). 

Fraueuwahlrecht  XXXVII,  m 
Fremde  XXII  ff.,  Ii9  ff. 
Fremdenrccht  149. 
Friseurläden  211. 
Früchteeinmachen  LX,  157 . 
Fuhrhalter  £^30, 
Fuhrleute  2ül.  2ia 
Fuhrwerksberaf  »genossen  Schaft 
LXII,  63B. 

Fuhrwerkverleihgeschäfte  XVI, 
220. 

FusKboden  8^  146. 
Gänge  IfiL 

Gärtnereien  XVII,  302- 
Garantien,  Verbot  gewi&ser  —  171 
Garne  XXX,  LI,  24—2:,,  453-455. 
Gartenbau  154. 
Gasfabriken  XV,  22L 
Gasöfen  Iii. 

Gasthäuser  XIV,  115—116,  222. 
Gast-  und  Schankwirtscbafti^ge- 
werbe  XX,  IfL 

Gebühren  für  Stellenvermittlung 

17,  32. 

G et  ährli  che,  übermässig  ans  tren- 
gende  oder  gesundheitsschäd- 
liche Arbeiten  645 ff. 

Gefahrenklassen  LXV,  LXVI,230ff., 
4ffi 

Gehilfen  aü  ff..  424, 
Gehilf enausschuss  5L 
Gehilfenversammlungen  40.  49—50. 
Geistiger  Getränke,  Verbot  22^  24. 
4ßL  ~ 


Gelernte  und  ungelernte  Arbeiter 

XXII  ff.,  m  ff. 
Gern  üsekonservenfabr  ikation  XIII, 

64. 

Generalkommissär  der  Einwan- 
derung 62  ff. 

Genossenschaft  '^ft,  Zweck  der  — 
3Öff. 

Genossenschaftskrankenkassen  ü2 

-55. 

GenoBsenschaf tsversammlung  40ff. 
Gerbbrühe  XXXI,  23. 
Gerichtshof  für  gewerbliche  Berufungen 
VIII,  190—193,  219—221. 

Ge^chäftsbüchfr  der  Ge^indevermipter 
und  iStcllcnvermitlJcr  XX,  LVI,  Iii  ff-, 

m 

Geschäftsordnung  32. 
Gesellenbrief  36. 
Gesellenprüfung  33  ff. 
Gesenke  XXX,  20-22. 
Gesindevermieter  XX,  13  ff. 
Gesindewohnungen  278. 
Gesundheitsamt  lüiL 
GesundheitsregisterXVIIL  135.454. 
Thl 


Gesundheitssc  hutz  XXXIV.  L;  5L 
450. 

Gewerbe  114. 
Gewerbeaufsicht  XXXII. 
Gewerbcaufbichtsbcamte  XXXVI, 

Gewer  begerichteXXXVI  ff.,  101-111. 
Gewerbehygiene  XLII — XLIII,  LI. 
Gewerbeinspektor  XXXVI,  57—69. 
Gewerbekoromission,  kantonale 

XXXVI,  :m  -arn. 

'  Gewerbereferendaren,  Annahme  von 
I      —  XXXV,  25. 

!  Glas- Beruf sgenoBsenschaft  LXII, 

I  G3S. 

'Gruben  II  s.  auch  Ber^wke. 
jUaftpflicht   s.  Arbeitsunfallsentschä- 

I  diciting. 

I  Halbfeiertage,  wöchentliche  XIV  ff., 
!      115^  200—201,  218—219,  645. 
iHaltung  jugendlicher  Hilfsarbei- 
ter IX,  ip^  ÖL 
Handarbeits-  und  Haushaltungs- 
schulen IX,  33, 
,  Handel  II. 

Handelsgeschäfte  XVI.  291—292. 

Handelsgewerbe  XLI,  XLII,  424  ff., 
497  498 

Handelsschiffe  XXXIV ff.,  119— 13L 
H  audt< ch u  h  Industrie  III. 
Hand  Werkskorporationen  432. 
Hanf(werg)  LI,  555—557. 
Haushaltungsarbciten  XVII,  3Ü2. 
Haushai  tun  gekosten,   Beiträge  der 

Ehegatten  XLIII,  44S. 
Hausierer  XXII,  195-190,  303. 
Hautausschlag  (Ekzem)  22—23,  420. 
Hebammen  XVII,  302. 
Heilanstalten  XVI,  22Q. 
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Heimarbeit  V,  139—141. 

Heimarbeiter  XVIII,  142,  160,  643— 
444 

Heimarbeiterlisten  XVIII,  139—141. 
Heimbeförderungsregiüter  415. 
Heizer  2äL 

Heizung  der  Arbeit«räume  XX^HI,  LVII, 

43-S,  ßl^ 
Heizvorrichtungen  IfU . 
HerrondienHt 

Hilfsarbeiter  XLI,  XLII,  42Z=m 
Hilfskassen  66;  —  für  Arbeitslosigkeit 

44K. 

Hilfspersonal  IX,  15,  IL  32—38. 
Hinterbliebenenrente    LVIII,  1, 

Hinterbliebenenver  Sicherungs- 
fonds LXII,  10-11. 
Hochbauten  XXXIV,  äL 
Höhere  Gewalt  m 
Höker  XXII. 

Holz-  und  Kohlenlager  XIV,  115. 
Holzschnitzereiläden  XVII,  303. 
Holzverarbeitung,  mechanische  QA^ 
Hotels  8.  Gasthäuser. 
Humanitären  Interessen,  Förderung 

der  -  32. 
Hygiene  452i 

Hygienekommission  L,  iö2. 
Importierte  Möbel  12£L 
Industrie-  und  Arbeitsrat  XX,  ÜL 
Inforraationsunternehmungen  2ilCL 
Inhaber  IM  ff. 
Inländische  Betriebe  224. 
Inspektion  142  ff.,  156  ff. 
Inspektoren  152.  151  ff . 
Instandhaltungsarbeiten  290.  291. 

Invaliditätsrcnte  QI  f f. 

Inventar  XIV,  XV,  XVI,  116,290,300. 

Jagd  XV,  289,  29iL 

Jahresbericht  dee  Chefinspektors  161. 

Japanische  und  koreanische  Arbeiter  I 
XXIII  ff.,  HZ  ff. 

Jugeudliohcnarbeit  I  (GB.),  X  (DR.), 
XVIII  (ÜB.),  XXVIII ff.  (Gest.),  XXXI 1 
-XXXII  (DR.),  XXXIII  (Gß.),  XL! 
(GB.),  LV  (GB),  8,m(DR),  18ff.(Pr.), 
r>9-Hl  (Gest.).  (U  (Belg.),  m(GB.j,  164, 
166 ff.,  175,  182 ff.,  201—202  (Viktoria). 
420  lDRÖTIII  (öp.),  4äl  ff.  (GB.),  495 
(RusbI.),  645  (GB.). 

Jugendlichen  nachtarbeit  II  (Gß.), 
XXIX  (Gest.),  XXXII  (Norff.i.  fiü 
(Gest.),  IIÜ  (Viktoria),  298  (Norw.), 
AM  (Bulc.),  4üa  (GB). 

Juntns  XXXVI. 

Jut<?(werg)  LI,  455— 457. 

Käsereien  XVI.  XVH,  IM.  290,  302. 

Kaffeehäuser  201,  210,  2lfQ» 

Kaffeeröstereien  134. 

Kalkphosphate  iM* 

Kantinen  XLIII,  442. 


Kassen    zur   Durchführung   des  Ver- 
sicherungszwanges 42 — 14. 
Kauens  von  Tabak,  Verbot  des  —  22,  23. 
Kautschukdevulkanisationefabri- 

ken  XIII,  fifi. 
Kegelschieben  299,  3Q3L 
Kellnerinnen)  ^218,  210. 
Keramische  I  ndustrie  III. 
Ketten  132  ff . 

Kinderarbeit  I  f f.  (GB.),  VIII  (Pr.), 
IX  (Pr.),  X  (It.),  XIII  (Belg.),  XVIII 
(GR),  XXVIII ff. (Gest.), X XXII  (DR.). 
XXXII  rNorw.),  XXXIIl  (GB.), 
XXXIX  (Neue  Uebriden),  L  (Russl.), 
LH,  LV  (GR),  12  (DR),  26  ( l*r.),  9.^-96 
(Gest.),  135,  I4Ü  (CiB.),  16üff.  (Viktoria), 
292-295at.),  ^  (Norw.),  411  (Neue 
Hebriden),  440  (Sp.),  454,  fi45  (GR), 
646—650  (iL). 

Kindernacntarbeit  II  (GB). 

Kinderschutz  VIII  ff.,  20. 

Kioks  XVII, 

Kloideraufbewahrungs  räume 
XVIII,  8,  136.  437.  454.  464.  49tL 

Kleiderreiniger  153. 

Kleiderreinigung  139  ff. 

Kleider-   und  Bekleidungsstücke 
VI,  160,  ISL 

Kleinverkaufsgeschäfte  XIV',  XLI, 
113.  4^ 

Klem  pner  1^ 

Knappschaf ts kassen  257. 

Koa  itionsrecht  XIX. 

Koch(-Gehilfe)  2QL 

Körbe  13fi  ff. 

Kohlengruben  L  (Russl.),  ü2  (Belg.), 
133.        145  (GB.),  496  (Rus«!.). 

KoTTektiv  vertrag  XL  VI  I -XLI  X, 
424  £f. 

Kommi88ärresidentenXXXIX,411  ff. 
Kompetenz  der  Gemeindebehörden  --tOi- 
Komprimierte  Luft  462  ff. 
Konditoräm ter  iS^i- 
Konditorcien  XVII,  210,  300.  301.  302. 
3Ü3. 

Konatruktionswerkstätten.  mecha- 
nische 64. 

Kontraktarbeiter  XXII  ff.,  70ff. 
Konzerte  299. 

Konzcssionen  für  gewerbsmässige 
Dienst-  und  Stellenvermittlung  XX— 
XXI  31  32m 

Kopfsteuer  XXIII  ff.,  a(L 

Krankenbuch  420. 

Kran  kengeldLXin.LXV.  41. 99.234  ff. 

Krankennauspflege  235  ff. 

Krankheiten,  ansteckende  XVIII,  139. 
221  ff. 

Krankheitserscheinungen  bei  Blei- 
vergiftung 2L 

KranKenunteretützungen  234 ff. 

Kranken-  und  Un  terst  ützungs- 
kassen  41,  45 — 46. 


'  hy  Google 
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K  ranken  versicheruugsgesetz 

LXV  ff.,  222  ff. 
Krempeln  405  4,'>6. 
K  ü  n  d  1  g  u  n  g"Ä VIII ,  280 ff.,  431  ff.,  469, 

470  4.SK. 
KuÜB  XXIII  ff.,  XXXIX. 
Kunstsei dft  QU. 

Lade-  und  Löscharbeiten  XVI,  290. 
Laden  lää.  162^  193—199. 
LacJpngesptze  V ff.,  149— 221. 
Ladeninhaber  153,  177,  194—199. 
LadenschlusB  301. 
LadeaechluBsstunden  193—199. 
Lagern  von  Tabak  iL 
Laini)en,  elektrische  49fi. 
—  offene  LVI, 

Landes-Arbeiterkrankenunter- 

etützungs-  and  Unfallversiche- 

rnngskaase  2:15  ff. 
Landtransportanstalten  290. 
Landwirtschaft  IL  XV. XVI, 280. m 
Land-  und  Forstwirtschaft  üiL. 
Landwirtschaftliche  Arbeiten 

XVII,  3Ü2. 
Landwirtschaftliche  Bedienstete 

XXVI,  221  ff. 
Land-  (und  forst-)wirtschaf tliche 

Berufsgenossenschaften  LXII, 

12,  421.  422.  637.  m 
LeEmgruben  152. 
Lehrbrief  36. 

Lehrlinge  VI,  VIII  (Viktoria),  IX,  32 ff. 

(OmU),  löL  166i  102—184  ^Viktoria), 

424  (Pr.),  ^  ff.  (Bulg). 
Lehrlingshaltungsrecht  IX,  33. 
Lehrlingekrankenka^ i»en  52. 
LehrlingsprQfungen  IX.  33  ff. 
Lehrlingszeugnis  42^ 
Lehrvertrag  IX, 33— 36, 151.  183.  430  ff. 
Lehrzeit  IX,  33  ff-,  421L 
Lehrzeugnis  36,  42ü. 
Leichenbestattungsgeschäf  teXVI, 

29a 

Leiter  (managers)  lAl  ff. 

Lichtdruckanstalten  LVII,  640. 

Limonaden-   und   Selters  wasser- 
fabriken  und -ablagen  XLII,  499. 

Löhne  der  verheirateten  Frauen  —  XLIII, 
448;  rechte  und  billige  XLIV. 

Löschvorrichtungen  161- 

Lohnklausel  XLIII,  459. 

Lohnlisten  226  ff. 

Lohnsätze  XVIII,  LVI.  142,  643—644. 

LohnzahlungXVm,  XXVII,XXXIX, 
2Zfi  ff.,  2^  414.  442.  m:  ff. 

Lokalausschüsse   für  Sozialre- 
formen LH,  4^  443. 

Luft  des  Arbeitsraumes  XXXI,  S  ff..  19, 
438.  45ß. 

Luftdruck  462  ff. 

Luftpumpen  4ti2. 

Luftraum  XXXI,  XXXIV,  LVII,  9, 

in,  43L  45L 
Mädchen  s.  Frauen. 


Mälzereien  434. 

Massigkeit  XXX,  2L  V 
Magnesiumsulfatfabriken  XXX, 

Mahlzeitspausen  XXXIII,  146»  104— 
lt)5,  2Ü2- 

M a I sstär ke  Ö4. 

Marmeladenfabriken  III. 

Maschinen  XLIV,  173-175,  m 

Maschinenfabriken  XLIII. 

Maschinenhecheln  455.  45H. 

Maschinerie,  beständig  laufende  290. 

Ma.schiuenwärter  XVl. 

Maschinisten  172—173. 

Matrosen  LXIII,  fö,  89—98,  92, 

Maximalarbeitszeit  XXXII. 

Mehlmühlen  64. 

Mennige  XVIII,  134. 

Merkblatt  für  Feilenhauer  XXX,  21,  — 
für  Arbeiter  in  Chromgerbercibetri^n 
XXXI,  22,  —  Schleifer  XXX,  23. 

Messing  LVI,  Ö43. 

Metallschleifereien,  Erkrankungen 

in  —  XXX,  23. 
Metzgereien  XVII,  300,  303. 
Milchgeschäfte  XVitXVII,  300,  300, 

303. 

Milchmeiereien  154. 
Milchwirtschaften  290. 
Milchwirtschaftsprodukte,  Läden 

für  —  21L 
Militärdienst  XIV,  XXVIl,  116,229. 
Minderjährige  212. 
Minen  s.  Bergwerke. 
Mineralwasserfabriken  III. 
Minimallohnsätze  VIII,  170,  120  ff. 
Minister  ium  der  Arbeit  und  der  sozialen 

Vorsorge  s.  Arbeitsministerium. 
Minium  XLII,  426—427. 
Mi ttagsnausen  430. 
Möbel  Vi.  152,  168—169. 
Möbelämter  186. 
Munopolartikel  XVI,  290. 
Montanindustrie  L,  4.^2. 
Motore  llfL 

Nachtarbeit  XXXII,  2iÜi- 
Nachtruhe  XXVII,  216. 
Nachtwachtdienst  XXXV,  126. 
Nagel  schmieden  XV,  M± 
Nahrungsmittel  14.^- 
N  ahm  ngs  mittel  geschäfte  XVI,  290. 
Nassspinnen  !<><)■ 
Naturalvcrpflegungsstationen 

XXXVIII,  3D4. 
Netze  139.  ff  14H. 

Nichttextii'fabriken  XVIII,  XXXII 

ff.,  LV,  LVI,  142.  146.  ü4ä. 
Niederkunft  XTw,  234  ff. 
Notfälle  XVI,  llBTSOO. 
Oberer  Statistischer  Rat  XXXVI, 

132. 

Obst-  und  O  0  m  fi  e  1 S  d  e  n  210. 
Oefen,  elektrihche  XVl,  ;iSÜ. 
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Oeffentlicbe  Verkam  iuIud  gen  XIX, 
LLL 

Oeffnen  von  Ballen  455,  460. 
Oelmühlen  üi» 
Orts  fest  tage  XIV,  11^ 
PäBBe  2Ü. 

Papierfabriken  III. 
Papiere  icke  lind  -schachteln  139  £i., 
143. 

Parfüms  UE. 

Pausen  zum  Stillen  der  Kinder  57^  649. 

s.  auch  Ruhp])augen. 
Patronagekomitee  XXXVI,  ö9j 
Pelzwarenfabriken  434, 
Personenschleus en  4^  ff. 
Personentransport  XVII,  3Ö2. 
Pfandleihanstalten  XVI,  211, 
Pflichten  der  Lehrlinge  34—35 ;  —  der 

Lchrherrn  35. 
Pharmazeuten  XXXIV^,  59. 
Phosphate,  reine  iül 
Phosphatfabriken  LVD,  &M}. 
Phosphor  (weisser,  gelber)  IV,  XL,  296, 

461.  498. 
Phosphorsäure  üL 
Phosphorsgiiref abriken  LVII,  640. 
PhosphorzÜDcl waren  IV,  296 — 297. 
Photographische  Anstalten  XVI, 

XVn,  290,  300.  303. 
Pissoirs  et»  Abort«. 
Plättraum  liL 
Polierwerkstätten  Qi^ 
Potascheraff inerien  64. 
Prämienverbot  170. 
Produkten-Bezüge  XXVII,  222  ff . 
Prüfungskommissionen  37—38,  121 

-173. 

Quecksilberprozces  21Q. 
Raspeln  XXX,  2a 
Rauchverbot  22,  23,  463. 
Registrierung  152.  IM  ff. 
Registrieru  ngsgebühr  155. 
Reichs  -  Invaudenfonds  10 — 11. 
Reinhaltung  der  Fabriken  und  Werk- 
stätten IfiL 
Reinigung  von  Dampfkespeln  IX,  12_i  — 
der  Arbüit^räurne  XXXI,  8  ff.,  20,  IHL 


Rückwanderer  639. 

Ruhepausen  XI— XII  (It.),  XXIX 
(Oest),  XXXin  (GB.),  Öi  (Oest.),  141 
(GB.),  2M  (It.),  297-  298  (Norw.).  4^ 
(Bwn.  u.  Herc),  4^  (Gh.),  643  (It). 

Ruhetage  HL  147,  279,  — ,  öffentliche 
XIV,  290—3027127—428. 

Ruhezeit,  wöchentliche  s.  wöchent- 
liche Buhe/^it. 

Sachverständige  176. 

Säcke  139  ff,  14i 

Sägereien  XV. 

Saisonindustrien  XV,  290. 

Salpeter  ö4. 

Sal  p etersäure  64, 

Salz  210. 

Samstagsarbeit 
XXXlir.  LVI  (GB.), 
168  (Vikujria),  ;iib 
(GB.). 

Sauberkeit  s.  Reinlichkeit. 
Schankstellen  LIII,  444. 
Schankwirtschaf ten  290. 
Schaustellungen  m  299,  dOß. 
Schichtwechsel  1007113  ff. 
Schichtweise  Arbeitszeit  XI — XII, 

ScBTchtweise  Ruhezeit  XTV,  LV, 

m  ff.,  m  G4ü=M2. 

Schiedsgerichte  rri,  252 ff-,  433—434. 
Schi  edsgeri  cht  lieh  er  Ausschnss 
55  ff. 

Schiedsmänner,  ärztliche  LXTV, 
143  ff. 

S  c  h  i  e  d  8  8  p  r  e  c  h  u  n  g  e  n ,  Verfahren  bei — 


XXXII  (Norw.), 
145,  14ß  (GR), 
(Norw.),  644,  ßiü 


2U 


164.  165.  419.  438,  4n8 
Reinigungsarbeiten 
422. 


Reinlichkeit  XXX,  XXXI,  20ff.,  42Q. 
Reisepäsfc  XXVII,  21L 
Relietstempel  143. 
Renten  (rnfall)  LVIII,  2  ff.,  238  ff. 
Reproduktiunsanstalten  LVII,  640. 
Respiratoren  LVII,  419,  420,  444  ff., 

Restaurants  XIV.  115—116,  20^  2ID. 
Rettnngsartele  L,  496 — 497. 
Rettungsvorrichtungen  L,  444. 
Robot  XXVII,  223. 
Rohstoffe,  leicht  venlorbliche  XI,  XV, 
289.  294. 

Ro^zuckerfabrikation  XLI,  423. 


Schiefer,  künt'tlichpr  64. 
Schiess vereine  299.  IkiL 
Schiffahrt  XV,  ^ 
SchiffahrtBschein  XXXV,  119  ff. 
Schiffsjuugen  XXXV,  126—127. 
SchiffsperBonal  XXXV,  123  ff.,  422. 
Schiffsreparaturen  XVI,  290. 
Schiffsvermicter  XVI,  'ML 
Schirme  139ff.,  14ä. 
Schlafräume  163.  1^ 
Schlagwettergruben  LV^II,  042. 
;  Schieiferasthma  24. 
XV,   290i  291.  Schleifsteine  HIl 
i  Schlepper  12. 

Schlösser  und  Schlüssel  139  iL 
Schmelze  419. 
Schnupfverbot  22,  23. 
Schreinerarbeiten  139  ff. 
Schriftgiessereien  XXXIV,  XLIII, 
12. 

Schriftsetzer  HD, 


Schuhfabriken  XLIU,  436—439. 
Schuhflicker  153. 
Schuhreparaturläden  211. 
Schulbesuchinspektoren  170. 
Schwarz  für  Gic8*ereien  &L 
Schwefelgruben  X,  21)3,  646. 
Sch witzs vstem  V — VI, 


SeeberufsgenoBsenschaf ten  LXII, 
12,  638» 

Seef ahrtBanternehmungen  LXIil, 

Seeleute  Matrosen. 
Seeschiff  ahrtsingpektor  XXKV, 
121  ff. 

See- CJnf alWersicherung  LXIi,  65. 

6ß(Dän.),  89-98.00  <F.),  435ff.  (Däu.). 
Sicherheit  der  sfeetjcbif fahrt  XXXV, 

119—131;  —  der  Bergarbeiter  L,  451^ 

496. 

Sitzgelegenheiten  2Qä. 
Soda  lliL 

Son  II  t  agsarbeit  XIII  (Belg.,  Dan.), 
XXIX  (üest-),  XXXII  (Norw.),  XLX— 
XLII  (Dan.,  Sp.,  Tes->in>,  LV(F.,  GB.), 
fiÜ  (Oest.),  im  (Viktoria),  2S1  (Norw.), 
300  (Zürich),  m.  (Nied.),  m  fTessin). 

Sonntagsmärkte  443. 

Sonntagsruhe  XIII  ff.  (Argent,  Belg., 
Dan.,  F.,  It.,  Züric:h,  Bern),  XXVIl 
(Une.),  XIJ— XLII  (Pr.,  DE.,  Boen, 
u.  Herc,  Belg.,  Dan.,  Sp.,  RuBfll.,TeBain), 
ai  (Argent.),  ^  tjn,  G4,  (ia  (Belg.),  Iii) 
(F.),  ai9— 292  (It.),  302— 3Ü3  (Bern), 
423.  424  ff.  (Pr.),  428  (Belg.),  45Ö  (F.), 
497—498  (RuBsl.)  s.  auch  wöchentüche 
Ruhezeit 

Sparkassen  448. 

Spei  seh äuser  20L  ^ 

Speiseräume  I36i  ]^  420ff.,  437,  454, 

464.  m 

Speise  wirtschaften  2^0. 

8p ez  i  a  Ii  m  t  er  VI  ff.,  179— 190, 211-216. 

Spiegelbelag  2 in. 

Spielzeug  i3Sl  ff. 

Spinnen  LL,  4.">5. 

Spinnerei  XII. 

Spitzen  IM  ff- 

Spucknäpfe  XXXI,  8,  20,  24,  438. 

Staatsarbeiter  422» 
Staatä beamte 

Staub  XXXI.  9.  20.  23.  24.  135.  419. 

439.  454.  m 
Staubbeseitigung  lf>,T-  lt><i. 
Steinbrüche  II.  117.  1;)2,  293,  tMß. 
Steindruckanstalten  LVll,  tjiQ^ 
Steinmetzbetriebe  X,  25—26. 
Steinsägereien,  mechanische  64. 
Stellenvermittler  XX,  1ä  ff. 
Stellen  vermittiungsagenturcn  290. 
Stempeln  der  Möbel  176—179. 
Stiefel  und  Schuhe  143.  160.  IfiL 
Stollen  293j  M6. 

Strassen  bahnen  XIV,  XV,  131—132, 

Stiickarbeiter  LVI,  643. 

Stückarbeitspreise  oder  —  Lohn- 
sätze VI  ff.,  lai  ff. 

Tabak,  Abrippen  von  —  Iff.,  Trocknen 
von  —  8^  551  Herstellung  von  Rauch-, 
Kau-  oder  Schnupf-  —  XXXI,  12. 

Tabakfabriken  III,  XLIII. 


Tabakfabriks  -  Krankenunter- 
stutzungs kassen  257. 

Tabakläden  2lLL 
Tabak  waren,  Sortieren  von  —  IS» 
Tagbauten  II. 
Tagelöhner  XXVI,  gTL 
Tapeziererarbeiten  lÜÜ  ff. 
Tarif  für  Rückversicherung  4j  —  für  in- 
validitätarenten  und  Pensionen  9S>  LVII. 
Tarifverträge  XIX. 
Tau  und  Zwirn  143. 
Tauglichkeitzeugnis  126,  1^ 
Technische  Prozesse,  beständige  22t!. 
Teegeld  162. 

Tenninartikel  139  ff.,  143. 
Textilindustrie  III. 
Theateragenten  13^  14. 
Theatervorstellungen  XVI,  2ÖQ. 
jTöpfereien  152. 
Tramführer  und  -achaffner  III. 
Tramways  s.  biras^fubahncn. 
Transmissionen  116,  175. 
Transportunternehmungen  XIV, 

III,  llä. 
Treppen  Ifil. 
Triebwerk  lä2. 
Trinkwasser  438,  m,  m 
Trockenschleifen  210. 
Truck verbot  IHS. 
Tünchen  163—164,  165. 
Tttren  IfiL 

Ueberf  üllung  der  Arbeitaräume  161. 
Ueberkleider  135—136. 
Ueberschichten  XXIX,  fjCL 
Üeberstundenentschädigung 

XXXV,  124  ff. 
Uebertagearbeit  XXVUI,  59,  293. 
Ueberzeitarbeiten  XXXIII,  XXXV, 

124  ff.,  148.  162. 
Ultramarin  64. 

Unerwünschte  Einwanderer  XXVI. 
Unfälle  s.  Arbeitsunfälle. 
Unfallanzeige  XVII,  XVUI,  LXVI, 

66.  133.  176.  241. 
Unfallgesetz  4fi8. 
UiJ  tallunterstützungen  238 ff. 
Unfallverhütung  XXX^^  57,  2f'>4  ff. 
Unfallverhütungsvorschriften 

LXII,  12-13,  421-422.  637-638. 
Unfall  versicher  ungsgesetzLVIII  ff., 

LXV  ff.,  L  222  ff.,  416  ff.,  42L  435. 

636—637. 

U  nf  all  Versicherungskasse  LXIII, 
99. 

Ungesunde  Räumlichkeiten  XVIII, 
139. 

Unterhaltsarbeiten  XIV,  Ufi. 
Unterlagen  s.  Goecnke. 
Untertagearbeit  X,  293,  444ff.,  646. 
Unterstützungen    an    Waisen  und 

Aszendenten  ^  ff. 
JUnterstützungsfonds  42 ff. 
Ununterbrochene    Betriebe  XVI, 

XVII,  3ÖQ. 
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LVII,  161.  165.  456.  457. 

XLIV^XLVI, 


Ventilation 
4fi2ff. 

Verbrauchssteuern 
45Q 

Vergnügung» lokale,  öffentliche  XVI, 

Verkehrsanstalten  XVI,  XVII,  29fia 
Verköfltigung  XXXV,  126-127.  276. 
Verpachtung  '3^7- 
Verpacken  139  ff. 

Versammln ngen,  5f fenlliclie,  s.  öffent- 
liche Veniamnilung«n. 
Versicherungsinstitute  XVI,  29fL 
V ersieh  eru  n  gs p  f  1  i  ch  t    LXV,  42, 
222  ff. 

VersicherungHzwang  41ff.,  s.  auch 

Kassen  zur  Durchführung  des  — es. 
Verzeichnisse  158  ff. 
Viehhandel  XVII,  m 
Volontäre  VT,  152,  182—184. 
Vorsorgeinstitute  290. 
Vorsorgekasse  S9 — 98,  HS. 
Wachtdienst  XXXV,  124  ff. 
Wächter  LÜL 

Wäschereien  XXXII  ff.,  LVII,  145— 

147.  152.  434.  645.  64ft. 
Wagen-  oder  Karreubauer  189. 
Wagendecken  148. 
Wftgengeschirr  139ff. 
Walzapparate  135—136. 
Wanderarbeitsstätten  XXXVII,  21 

-28. 

Waschen  der  Hände  u.  s.  w.  22.  23. 

136.  420.  4(U.  496. 
Wascheinrichtungen  XVIII,  XXXI, 

L,  8»  20,  m  42a  438,  454, 
Wasserwerke  XVI. 
Weben  LI,  455. 
Weberei  XII. 

Wegzehrung» bücher  LIII,  446. 
Woldewirtschaft  154. 
Weinbau  l'Vt- 
Werkstättengesetze 
Werkstätten  mit 

XXXII,  10,  19.  432. 
Werk  vertrag  421  ff. 
Winderei  XU. 
Wirte  XVI,  2aL 
Wirtschaften  293. 


V  ff.,  149—221. 
Motorbetrieb 


Witterung  XVI,  290,  m 

Witwenpensionen  92  £1 

Witwen-   und  Waisenversorgung 

LXU,  10-11. 
W  öc h n erin neu  fi4&. 
iWochenbettunterstützungen  LXV, 

234ff. 

Wöchentliche  Ruhezeit  XIV. 
XXXV  (F.),  XLI  (Boen.  u.  Herc.),  m 
III.  112.  125 ff.,  131  (F.),  289—292  (It), 
S2  TRof-n.  n.  Herc),  4^  ß4D  (F.) 
B.  auch  boiintagHruhe. 

Wohltätigkeitsanstalten  XXXIIT, 
142  ff. 

Wohltätigkeitsveranstaltungen 

Wohnungen,  billige  XXXVI,  29. 

Wohnungsaufsicht  XXVI,  30—31. 

WohnungHf Qr norpe  L. 

Wohn ungtigesetz  ^iM. 

WohnungsKommission  XXVI,  30= 

Wo hnunps Ordnung  X,  30—31. 
jWohnungöpfleger  30» 

Wohnungsverbesserung  422. 

Wollspinnereien  XV. 
{Zahlen  Verhältnis  der  Lehrlinge  IX,  36. 
I  Zahltage  XVI,  m. 
I  Zeitarbeitspreise  oder  -Lohnsätze 
I      VI  ff.,  IHlff. 

Zeitungsläden  XVII,  210,  303. 
Z  e  i  t  u  n  g  s  u  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  e  n  X  V 1 ,  2ilQ. 
Zelte  139ff.,  143. 
Zeugnisse,  ärztliche  646—647. 
Ziegeleien  lp~,  Ülil 
Zigarren,  Wickeln,  HoUen  oder  Sortieren 
2  ff. 

—  und  Zigaretten,  Herstellung  XXXI,  13. 
Zigarrenfabriken  XXXI,  2ff.,  18—20. 
Zigarren peschäfte  301. 
ZinkhQtteuarbeiter  L,  495. 
Zinköfen  L,  4üi. 
Zinn  20—21. 

Zinnbleilegierungen  20—21. 
Zinnwalzwcrke  6£ 
Zündhölzern,  Eintauchen  von  —210. 
ZündholzinduBtrie  IV,  XL,  21K).  481. 
498. 

Zurüsten  45£i. 

Zwischenmeister  142 — 143,  644. 


in.  Register  der  parlamentarischen  Arbeiten. 

Argentinien.   Arbeit8de()artement  520. 
A u^tralifcher  Staatenbund  662  —  667. 

AUor^ptiiHiotion  CiCii.    Arbeitsstreitigkeitcn  6(t3. 
IkTgwerke  'Iti:!.    Budgetdebatte  Üfi3. 
Ein-  und  Auswanderung  662,  6«)3. 
Frauenarbeit  <iiU. 
Haftpflicht  rm. 

lndui*tnepe«etzgfbung,  Vereinheitlichung  der  —  664, 
StaatHbotricbe  (Kl"). 


Tabakindoatrie  6fi^ 

VerbrauchMteuern,  R^elung  der  Arbeiteverh&ltnisee  mitteb  —  665.  VermittluDg 

und  Bchieds'epTechung,  Biinde«get»etz  betr.  —  6^7. 
Zuckeirohrindustrie  in  Queenshvnd  6^i7. 

Belgien  659—660. 
AclitBtundentAg  659.   Altere-  und  Invaliditätorenten  659. 
Bergwerke  iVit*. 
Dauer  der  Arbeit  Hffl. 

Franen-  und  Kindprarbcitsbrfchränkiinp  60(1    Francnuachtarbeit  ßfiü. 
Gefährliche,  gehundheiu-i.^chädliche  oder  lästige  Betriebe  CiCii 
H>>ricno  C>6(). 

Industrie-  und  ArbeitsminiÄterinm  660.    InduBtrie-  und  Arbeitebeiräte  660. 
Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  660. 

Schiedf»sprethiing  CA'A).    Schlaffitüttou  des  PersonalB  von  gewerblichen  und  Handels- 
betrieben 6^30.   Sonntagsruhe  (><i<)- 
Vermittlung  fML 
Deutsches  Reich  306—319,  500—516. 
Altersrenten  SÜD.  Angwtelltenkanimem  SÜß»  ArbeiteraosfchÜHse  500.  Arbeiterrecht 

501.  Arl)eilerver»icherunp;  biü.  Arbeit^dauer  306.  Arbeitr^kamniern  3u7,  501.  502. 
ArWitslohn  'M '7.  Arl>eitf<lo>»enver8icherung  5ÖL  Arbeitsvertrag  .^07,' —  der  Werk- 
meii^ter  und  Te<!hniker  ."(")2- 

Bauorbeiter  307.  "lOl .  Bergbau  307  ,  5QL  BerufsgenoMenschaften  311.  502.  Berufs- 
vereine  310.  50t>.  Berufs-  und  BetriebHzälihing  SIL  Binnenschiffahrt  310.  50tj. 
Bleihütten  310.   Buchdruckereien  5Ü2.   Bureauangcstellte  310. 

Chemif^che  Industrie  W(2. 

Einwanderung  QÜL.  Eisenhütten  SIL  Eisenhuttmarbeiter  311.  Etatdebatte  311,  502. 
Fabrikarbeiterinnen  502.   Frauenarbeit  311.    FraueuuachtÄrbeit  öLtL  Fraueiischutz 

311.  m. 

Gärln<»rei  31 1.  Gast-  und  Schankwirti«chaften  1.  Gesinde  311.  503.  Gesundheits- 
^efiüirhche  Industrien  31 1,  ."i03.  Gewerbehygiene  311.  Gewerbeordnung  311,  oii2. 
ai3.    Giftige  und  Explosivstoffe  312.   Gla-oindustrie  2\±,  ILL 

Handcl^inspeätionen  5C6.  511.  Handelspersonal  312,  HIl.  Handlanp>pehilfen  502. 
Hausarbeit  SCß^  Ü12-   Heimarbeit  ai2.   Hilfska.ssen  315.  bilL   UucLöftn  Hl 5. 

Industrieiitr-^oiinl  'Uf),    InvalidenverBirhrruug  311 ,  QliL 

Jugendlicue  Arbeiter  315,  512.   JugendlichenDachtrube  502. 

Karenzzeit  Kinderarbeit  512.    Koalitionsrecht  316,  502.  51  Krankenver- 

sicherung 316. 

Landarbeiter  316.  514.    Landwirtschaftsgerichte  317    Lehrlingswesen  317.  Lohn- 
schutz 317. 
Metall-schleifereien  SlT^  5LL 
Kachtarlmi  317. 
Organisationsrecht  317. 

Pennionakassen  514.    Phopphor  .514.    PrivatanpesteHtenversichening  r/Vj- 
Rccht»'fähigkeit  der   BerutHvereine  50-.     Keichsurbeitsanit  317,   "ittJ.  Reichsver- 
sicherungsauit  --^H- 

Schwere  Industrien  317,  514.   Bonntagsruhe  318,  502,  515.  —  im  Handelsgewerbe 

502.  --  in  der  Binnenschiffahrt  öi^.  Sozialpolitik  311.  .502.  Staati<ar heiter  und 
-angestellte  318.  51.5.   Staatsbeamte         Bteinschleilereien  51.5. 

Tarifgemeinschaften  318.  51.5. 

Unfallverhütung  310.  Unfallversicherung  311.  319.  515.  Unterirdische  Betriebe  312. 

Vereinsgesetz  r>(^-.    Verkchrispersonal  319.   "Versicherung  51.5. 
WaJz-  und  Hüttenwerke  319,  51().   Walzwerkarbeiter  üJiL   Witwen-  und  Waisen- 
versicherung 516-    Wohnungswesen  311.  313. 
Zelluloidfabriken  aiÜ.   Zinkhütten  ällL   Zinkhüttenarbeiter  312. 

Finnland  321. 
Bäckereiarbeiter 
Gewerbegesetzgebung  E22. 
Frankreich  .327^,3,35,  r>f>l-662. 
Achtstundentag  in  den  Bergwerken  32L  Arbeiterpensionen  322.  Arbeit'sfreiheit  327. 
Arbeitsinspektion  32H.   Arbeitslost  nunterstützung  328,  <>(>l-   Arbeitsregelung  3äi. 
Arbeitestreitigkeiten  K61.   Arbeiieuufälle  661.  —  (fakultative  Untersteflung  unter 
die  Gesetzgebung)  328.  —  (Französisch-italienieches  Abkommen)  329.  —  in  der 
lAndwirtschaft  329,  661.  —  (Reiseentschädigungen)  329,  —  in  Strafanstalten  und 
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Spitälern  329.  —  (Verjährung  der  Zivilklage)  321L  Arbeitsvertrag  tiß2.  Auto- 
mobilindustrie <)f)2. 

.  Bergarbeiterdel^ierte  662.  Berufskrankheiten  329.  Bleiverbindungen  3^  Bürg- 
HCQaften,  Vorschüsse,  Pfänder,  Darleihen  der  Arbeitnehmer  3aüL  Bürgschafts* 
leistung  der  Augosteliten  3iiLL 

lilxistenzminimum  3ijQ. 

Frauen  nachtarbeil  Süi* 

Gefährliche,  gesundheitsschädliche  und  lästige  Betriebe  330.    Gewerbegerichte  330, 
—  (Wählbarkeit  der  Frauen)  330.  —  {Widerklagsforderung) 3iL  Grubenhygiene  331. 
Hilfskassen  auf  Gegenseitigkeit  662. 

Landwirtschaft  ()62.  Landwirtschaftsgerichte  331.  Lehrlingswesen  3iL  Lohnan- 
spruch verheirateter  Frauen  331.    Ix)hn8chutz  ilüL 

Maschinisten  beruf  es,  Regelung  des  —  äÜL  Mütter  und  Säuglinge,  Schutz  und  Unter- 
stützung der  —  332. 

Nachtarbeit  der  Frauen  (Berner  Konvention)  332,  ößsL  Notleidendenunterstützuog  3>£L 

Kentenversicherung  der  Seeleute  332-    Runetag,  wochentücher  333,  062. 

Säuglinge  und  Mütter,  Schutz  und  Unterstützung  der  —  33X  Schiedszvang  333, 
öiik.  Schutz  der  nationalen  Arbeit  333..  Seeleute  662,  Arbeitsverhältnisse  der  — 
334.   Streikrecht  062.   Streitigkeiten  über  den  Arbeite  vertrag  334. 

Trinkgelder  334.   Truckverbot  334. 

Verlust  von  Werkzeugen  bei  den  Arbeitgebern  334.  Versammlungen,  öffentliche  334. 

Vcrsicherungrivcreiiie  auf  G^^nseitigkeit  33Ü.   Vorsorgekasse  der  Seeleute  6ti2. 
Wohnungeu,  billige  33Ü. 
Genf.   Blei  Verbindungen  526. 
Grossbritannien  335—346. 
Altersversicherung  335.    Arbeiterwohnungen  330.    Arbeitaloeigkeit  33Ü.  Arbeits* 

Streitigkeiten  336.    Arbeitszeit,  Sonntagsarbeit  336. 
Budgetdebatte,  Home  Office  337.   Bergwerke  33L   Betriebsunfälle  und  Haftpflicht 

3^   Blei  ver^f  tun  gen  33L   Blumenläden  337.    Bronzierungs  werke  337. 
Chinesenarbeit  in  den  Kolonien  338. 

Elektrizitätswerke  [i3~.  Eingeborenenarbeit  in  den  Kolonien  338.  Ein-  imd  Aus- 
wanderung 33iL   Eisenbahner  338. 

Fabrik-  und  Werkstättengesetz  3^9.  Fabrikinspektion  337^  339.  Fischpökelei  332, 
330.    Frauenarbeit  34lL   Früchteeinmachen  iiL 

Geeundheitsgef ährliche  Industrien  340. 

Handels-  una  Arbeitsministerium  343.  Heimarbeit,  Schwitzsjstem  3i3.  Hilfskassen, 

Betriebs kasscn  314. 
Inspektionsa-ssistenten  33Z. 
Jugendlichen-  und  Kinderarbeit  344. 
Kontraktarbeit  in  den  Kolonien  33M. 
Läden  I^ohn Statistik  344.    Lohnzahlung  344. 

Phosphor.  Ersatzstoffe  für  —  3.^7, 
Soziale  Gesetzgebung  34.^.   Staatsarbeiter  345. 
Zeitabknappen  337.   Zeugnisse  34ft. 
Hessen  31^ -.32(1. 

Arbeitskammern,  Arbeiterkammem  319.   Arbeitsnachweise  319. 
Bauarbeiterschutz  3ÜQ. 
Etatdebatte  220, 

Gast-  und  Schankwirtschaften  320.   Gewerbeaufsicht  320. 
Heimarbeit  32Ö» 

KindefHchutzgesetz  320.  Kleider-  imd  Wäschekonfektton  32lL  Krankenversicherung 

der  Dienstboten  32Ö. 
Maler-  etc.- Arbeiten  320. 

Staatsarbeiter  32(1   Steinbrüche  und  Steinhauereien  22iL 
Tabakarbeiterschutz  32(L 
Vereinsfreiheit  32D. 
Wohnungsfttrsorge  320. 
Italien  .346—347,  667 -66a 
Arbeiterschutz  (Italienisch-französisches  Abkommen)  34S.  Arbeitsstreitigkeiten  &iL 

Arbeitsunfälle  in  den  Schwefelgruben  346.   Arbeitsvertrag  667. 
Durchführung  der  Arbeitersohutzgesetze  346. 
Frauen-  und  Kinderarbeit  346. 
Mutterschaftskasse  668. 

Nachtarbeit  der  Frauen  34fi^   Nachtarbeit  in  der  Bäckerei  346,  fiffi. 
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OeffeDtliche  Dieostc  668. 

Phoephorverbot  346,  668.   Po«t-  und  Tel^raphenperBoiml  34 G. 

Reisbau  347.    Ruhe,  wöchentliche  347. 
StaaUbnhnen  3-t7.    StellenvermittluDg  üüiL 
Ufi  füll  Versicherung  der  Landarbeiter  Tt47. 
Volkswohnuncen  347.  6('>8. 
Wohnungen,  Dillige  für  Eisenbahner  .347. 

Niederlande  668—671. 

Achtstundentag:  66R.  Altersverficherunp  60S.  Arbeiter  und  Bearate,  in  Rcichswerk- 
ßlätten  und  bei  Htaatlichen  Arbeiten  besciaüftigt  (UX.  Arbeitej  in  der  Lumpen- 
Bortiererei  669.  Arbeiter  beim  Steinhauen  GßQ,  Arbeiterinnen  669.  Arbeitcrscnutz 
t£QM  Arbeitcrversichening  öfiS^  Arbeitsinepektion  669.  Arbeitslosigkeit  (>()0. 
Arbeiteverinittlung  (M).  Arbeitsvertrag  tit)8.  Arbeitszeit:  Zehn  stunden  tag  66U. 
Auswanderung  Obd. 

Bergarbeiter  ()69.   Bergwerksordnung  6^  Bleivergiftung  660.  Bleiweias  669.  Bld- 

weisevergiftung  669. 
Eiseiibahnpersonal  670. 
Gesundheitswesen  67U.   (Jewerb^ericht  670. 
Internationaler  Arl)eiter8chutz  670. 
LehrIing8wosen  670.   Lumpensortiererei  ßZQ. 
Nachtarbeit  iMO. 

Poet-  nnd  Tele^raphenbeamte  6ZQ. 

Seeunfnllvernichening  668.    Steinhauerei  670. 

Ulliall  Versicherung  tkiS.  670.    UnfallverHicherung(ige»etz  Ü2£L 

Vereinsrecht  671. 

Wohnungsg«8etz  670.    Wnrmkrankbdt  670. 
Zehnstundentag  670.    Zündhulzindupitrie  670. 

Oesterreich  320-326.  520-52L  554-559. 
Qennssenschaft^arbcitcr,  Schlitz  der  -  r>2().   GesundheitHgefährh'che  InduBtrien  325. 
Handeltige werbe,  Arbeitszeit  im  6.'j7.    Ueimarbeit  »JiiL 
Phosphor 
Versicherung  659. 

Schweden  347^349. 
Arbeitemchutz  347.  — ,  internationaler  347.    Arbeiterversichemng  .34ft.  Arbeiter- 
wohnungen 318.  Arl^t8nachwei8  34iL  ArbeitmtatiBtik  348.  Arbeiteatreatigkeiten  34iL 
GewerbeiuBpckliou  349. 
Landarbeiter  34&. 

Schweiz  ^  524—526. 

Arbeitslosigkeit  52^ 

Frauen tiachtarbeit  52£. 

Gewerbr-gesetzgebung  349,  526^ 

Kraük€4i-  und  Unfallversicherung  349. 

Phosphorverbot 
Spanien  661 . 

AuB Wanderung  661. 

Institut  für  Sozialrefonnen  6fiL 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  326-  327.  521—524. 
Achtatundenta^gefetz  522, 
Frauen-  und  kinderarl)eit  ä23. 
Kapital  und  Arlwit  .VJiL 
Kinderarbeit  a2LL 

Streitigkeiten,  Zwangsuntersuchung  gewerblicher  —  522- 
Unteruehmerhaftpflidit  52L 

Württemberg  516—520. 
Arbeiterfrage  517.  Arbciterkaramem  517.  Arbeiternot  auf  dem  I^ande  517.  Arbeiter- 

poUtik  -^17.    ArbeiterstatiBtik  517.  Arbeitervertretung  516,  517.   Arbeitäblatt  516. 

Arbeitdkammern  510.    Arbeitslosenunterstützung  516.    Arbeitslosen  Versicherung 

.517.   Arbeitsnachweis  M7-    Arbeitsvermittlung  517.    Arbeitswilligenschutz  f>17. 

Arlxitt^zeit  517.  --  in  Stantsl)rtriel>en  517. 
Bauarb«iterschutz  517.   Beamienautbesserung  517.    BesHerstellung  der  Arbeiter  517. 
Eutdebatte  5LL 
Frauenschutz  i^l?. 

Arbeitcncbuts.  4ß 
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Grsinde  fjlT.    GewerbeaufHicht  517.    Gewerbeins|)ektion  517.    Gewerkverein  517. 
HaudeUgewcrbe  liliL    HaadelsiüÄpektorea  .'j18.     llaudiirngsgeliilfeii  iilL  Höm- 

arbeit^l?,  518^  Hotelpersonal  nl7. 
Kinderarbeit  512-,  Kontorarbeit  517.  Kranken pflt^everslcherung  517,  518.  Knuiken- 

Versicherung  517. 

Land-  und  forstwirtschaftliche  Arbeiter  518.   LandwirtschaftBkammern  517.  Lehr- 
lingswesen 518.    Lohn  517,  51fi. 
Pensionsversichcrving  517.  Privntangeetellte,  kaufmännische  517.  Privatbeamte  51 8. 

RcchU^fähij^kcit  der  IkTufhvercinp  ril7. 

bchutjtbeBtirainiingen  für  Ciiauffeure  und  Führer  bei  elektrischen  Bahnen  517,  —  für 
I^ben  und  Geeiuulheit  517.  Hitzgelegciiheiten  für  weibliches  Personal  in  offenen 
Verkaufshullcn  f)!?.  Sonntagsruhe  517.  518.  öoziak's  Museum  517.  Sozialpolitik 
517.    iSteJlen Vermittlung  5ilL   Streiks  517.    Subiuissionswesen  517,  519. 

Tagelöhne,  ortBÜbliche  517.  Tarifgemeinschaften  517.  519.  Techiusche  Augestellte 
517.   TextilinduBtrie  517. 

Versicherung  517.  511*. 

Wanderarbeit8(<tütteu  517,  520.  Wöchnerinnenschutz  517.  Wobnungen,  billige  520. 
Wohnungsfürsorge  517. 


IV.  Uebersicht  über  KongresBbeschlü&se  und  Eingaben  betx. 

den  Arbeiterschutz. 

Achtstundenschicht  fordern  Verb.  d.  Bergarb.  Deatachl.  (a.  V.)  356,  —  int.  K. 
d.  Bäck.  u.  Kondarb.  Mfi. 

Achtstundentag  fordert  Konf.  d.  brit,  Arb.-Partei  35 1 ,  —  bei  ungeteilter  Arbeits- 
zeit fordert  Iii.  deuUscb.  Hgehtag  358 .  —  fordert  ÖBt.  Gewkk.  534.  —  wünscht 
Tr.  Un.  C.  536,  —  fordert  Konf.  d.  im  ehr.  Metarbverb.  org.  Hütt-  u.  Walzwarb. 
544,  —  in  Kohlenbergwerken  fordert  Tr.  ün.  C.  546. 

Achtuhrladen Bc hl U8H  fordert  Verbt^ig  deutsch,  Ugeh.  in  Leipzig  553. 

Altersrenten  wünscht  NaU  Indep.  Ord.  of  Odd  FelL  ml,  —  fordert  Tr.  ün.  C.  öfiQ. 

Altersrenteuf  ond«  erbittet  Nat.  Tr.  and  Lab.  C.  of  Canada  538.  —  wünscht  Tr. 
and  Lab.  C.  of  Canada  .539. 

A Itersversicherung  fordert  Konf.  d.  brit.  Arb.-Partei  36<). 

Alters-  und  InvaliuitätB Versicherung  fordert  <j»L  Gewkk.  534.  —  staatliche 

verlangt  int.  Frise\irgebkonf.  548. 
Anwerbung  englischer  Arbeiter  als  Streikbrecher  verurteilt  Tr.  Un.  C.  (^L 
Arbeiter,  Vollberechtiguog  der  —  fordert  NatVer.  f.  d.  lib.  Deutachl.  31iL 
ArbeiterauBschüsse  empfiehlt  Genvers.  d.  Kath.  Deutschi.  529. 
A rbei ter f ürsorge,  Ausdehnung  der  —  fordert  Nat.Ver.  f.  d.  lib.  Detit^ichl.  3.5 1. 
Arbeitergenossenschaf tewcHen,  ungestörte  Entfaltung  wünscht  NaUVer.  f.  d. 

lib.  Deutschi  252. 
ArbeiterkommisPtonen  verwirft  Schweiz.  Gewkbnnd  542. 
Arbeiterrecht,  Kotlifikation  fordert  öst.  (iewkk.  534. 

Arbeiterschutz,  eidgenöBsiBche.H  Gesetz  wünscht  Schwaz.  kaufm.  Ver.  361,  — 
Ausdehnung  wünscht  Schweiz.  Gewkbund  5-t2,  —  strikte  Durchfühmog  der  Ge- 
setze wünscht  (ienvers.  d.  Maler  u.  Berufsgen.  Deutschi.  548. 

Arbeiterversicherung,  Ausscbaltuug  der  Selbstverwaltuug  und  Schaffung  lokaler 
Stellen  lehnt  ab  2L  Berufsgentag  3t')2,  —  Beseitigung  der  Mängel  durch  Einzel- 
massnahmen fordert  2L  Berufsgintag  3()2,  —  Ausdehnung  wünscht  Schweiz. 
Gewkbund  542,  —  Verschlechterung  verurteilt  Deutsch,  ehr. -nat.  Arbk.  üfiü. 

Arbeiterzüge  wünscht  Tr.  ün.  C.  5:l7. 

Arbeitsbedingungen,  Mitwirkung  der  Arbeiter  bei  Festsetzung  und  Abänderung 

fordert  Nat.Ver.  f.  d.  lib.  Deuti*chl.  352. 
Arbeitsbücher,  Abschaffung  fordert  Ö«t.  Gewkk.  5;i4. 

Arbeitsdepartement,  Trennung  vom  Postdepartement  erbittet  Nat  Tr.  and  Lab. 

C.  of  (Kanada  5^ 

Arbeitskani  m  ern  fordern  Konf.  z.  Förd.  d.  Arbinnerint.  352.  —  Verb.  Deutsch. 

Burbeamt.  I^eipzig  361,  —  begrübst  Genvers.  d.  Katii.  Deutsch].  529. 
Arbei tslosenfürsorge  wünscht  Tr.  Un.  C.  5Rfi. 


ArbeitsloBenyersicherung,  staatliche  verlangt  int.  Friseurgehkonf.  Mti. 

Arbeitslosigkeit,  Geselzabändening  fordert  Konf.  d.  brit.  Arb.-Partei  355,  — 
weiblicher  Lohnarbeiter,  Vorschläge  fler  Natkonf.  ti.  d.  Arbloskeit  v.  Frauen  537. 

Arbei tsmi nisterinm  fordert  Plonvers.  d.  (Jewk.  Wiens  535,  —  erbittet  Nat.  Tr. 
and  Lab.  C.  of  Cannda  538,  -   empfiehlt  Tr.  and  T>ab.  C.  of  Oanada  530. 

Arbeitsnachweis  behandelt  Vo-btag  d.  c^t.  Arbvermittianst.  5Ii2. 

Arbeitsanfälle,  Beiwohnung  von  GewOTkrereinslieamt^in  bei  der  Untersuchung 
wönncht  Tr.  Un.  ü.  53^ 

Arbei tsunf allgc!«etz,  Untersochung  Teranlaeat  K.  d.  belg.  Hilfekassen  55ä. 

Arbeitszeit,  Kürzung  fordern  Nat^r.  f.  d.  Ub.  Deutschl.  352.  —  Konf.  z.  Ford, 
d.  Arbinnenint.  352.  —  Erhebungen  veranlasst  Schweiz,  kaülm.  Ver.  360,  —  Ver- 
kürzung für  Arbeiterinnen  verlangt  Deut*<ch.  ehr.  nat.  Arbk.  532,  —  00-stündige 
wöchentliche  fordert  int.  Frisenrgehkonf.  54H. 

Arztwahl,  freie  fordert  Verb.  d.  Bergarb.  DeutschL  357,  —  behandelt  Deiters,  d. 
ung.  Bezkrkasa.  'ML 

Ausnahmebesteaerung  der  Konsumgenossenschaften,  Einspruch  erhebt 

Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  &äL 
Auswanderung,  Revißion  des  Gesetzes  verlangt  IL  it.  K.  f.  zeitw.  Ausw.  356,  — 

von  Japanern  naiih  Kanada,  Regelung  wUn»<3it  Tr.  and  Lab.  C.  of  Canada  539. 
Aus-  und  Einwanderung  behandelt  int.  Sok.-  u.  Gewkk.  528. 
Bäckereien,  Unterstellung  unter  die  Fabrik-  und  Gewerbeinspektion  fordert  int. 

K.  d.  Bäck.-  ti.  Kondarb.  ülL 
Barkeaeigentümer,  Haftpflicht  für  Körperverletzungen  verlangt  Tr.  Un.  C.  560. 
Berggesetzgebung,  Aenderungen  der  Arbeiterverhältnisse  fordert  Gewkver.  christl. 

Bei^arb.  Dentschf  357. 
Beruf  s  ver  eine,  Rechtsfähigkeit  fordert  Verb.  d.  Handels-,  Transp.-  u.  Verkarb.  555. 
Bestrafung  der  Angestellten  durch   ihre  Arbeitgeber  mittelst  Geldstrafen 

wünscht  verboten  Tr.  and  Iiab.  C.  of  Canada  539. 
Bureaubeamte,  Ausdehnung  der  Erhebungen  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik 

auf  Bureanbeamte  und    Kechtsgleichheit  wünscht  Verb.  Dentsch.  Burbeamt. 

Leipzig  3ÖL 

Chinesen-,  Malayen-,  Alasken-  und  Negerarbeit  auf  Schiffen  behandelt 

Va-btag  d.  deutsch.  Seemannsverb.  556. 
Dienstvertrag  wünscht  geregelt  Schweiz,  kaufm.  Ver.  3fiL 

Einigung sämter  wün^ht  Schweiz.  Gewkbund  542;  —  staatliche  vowirft  Schweiz. 

Gewkbund  542^ 

Einigungs-  oder  Tarifämter  für  die  Hausindustrie  fordert  Deutsch,  chr.-nat. 
Arbk.  532. 

Einwanderung  von  Ostindiem  sog.  Hindus  wünscht  verhindert  Tr.  and  Lab.  of 

Canada 

Eisenbahnlokale,  Unterstellung  unter  die  Gesetze  betr.  die  öffentliche  Gesundheit 

und  die  Fabrikgesetze  verlangt  Tr.  Un,  C.  555. 
Fabrikgosetz.  Abänderung  fordert  Konf.  d.  brit  Arb.-Partei  35-1. 
Fabrik-  und  Werkstattgesetze,  genügende  Durchführung  verlangt  Tr.  Un.  C. 
535. 

Fähigkeitszeugnisse  für  Maschinisten  etc.  wünschen  Tr.  Un.  G.  536,  —  Nat.  Tr. 
and  Lab.  C.  of  Canada  53!L 

Fortbildungsschulunterricht  für  weibliche  I^rlinge  fordern  Konf.  z.  Förd. 
d.  Arbinnenint.  352.  —  lü.  deutsch.  Ugehtag  360,  —  verbunden  mit  Haushaltungs- 
unterricht verlangt  Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  523,  —  fordert  Nied.  Verb.  d.  Fachver. 
U.  Buzdem,  Tartei  540.  —  fordert  Verbtag  Deutsch.  Hgeh.  in  I^cipzig  54ft. 

Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe  behandelt  Verbtag  Deutsch.  Hgeh.  in  Leipzig  .551. 

FrauenarbeitT erbot  im  Bergbau  fordert  Verb,  cf  Bergarb.  Dotitschl.  (a.  V.)  357, 
—  in  gcsundhcitHschiidlichcn  und  schweren  Industrien  verlangt  deutiicJi.  chr.-nat. 
Arbk.  532.  —  beim  Bearbeiten  von  Metall  wünscht  Tr.  Un.  C.  535;  —  für  indu- 
strielle Arbeit  für  verheiratete  Frauen  und  in  bestimmten  Betrieben  wünscht  Nied, 
kath.-soz.  K.  541,  —  in  Hütten-  und  Walzwerken  verlangt  Konf.  d.  im  ehr. 
Metarbverb.  org.  Hütt.-  u.  Walzwarb.  545,  —  wünscht  K.  d.  belg.  Hilfskassen 

m 

Frauennachtarbeitverbot  fordern  öst.  Gewkk.  534.  —  int  K.  d.  Bäck.-  u. 

Kondarb.  .^I?. 

Friseur ge werbe,  Unterstellung  unter  die  Gewerbeinspektion  und  regelmässige  amt- 
liche rj-hebungen  verlangt  int.  Friseurgeh  konf.  54fl. 

46* 
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Fünf  uhrgeschfif  tHschlaes  bei  unf^etdlUr  Arbeitzeit  fordert  1£L  deutsch.  Hgehtag 

358,  —  an  8«matÄ|ren  postuliert  Zkom.  d.  Schweiz.  Ges.  f.  Ponntapsfeier  542. 
Gärtner  und  Gartenarbeiter,  Unterstellung  anter  die  Gewerlx-onlnung  verlangt 

Allg.  Deutsch.  Gärtver.  543. 
Gastwirtechaf tBffcwerbe,  Unterstellung  unter  die  Unfallvereicherung  verlangt 

Verb,  deutsch.  Botehliener  5ÜL 
Gehaltszahlung  in  KraiikhoiLKfallen  wünscht  Verbtag  (ieut^^ch.  Ilgeh,  in  Leipzig 

h^,  —  in  Krankheilnfallcu  und  MilitardienHt  während  ü  Wochen  verlangt  Zverb. 

d.  Hgeh.  und  Gehilfinnen  Deutsi-hl.  i  Hainburg)  '}'y\. 
Gehilfenprüfung  fordert  Iii  deutsch.  Hg<'htag  3()<^. 
Gelbe  Gewerkschaften  bek&mpft  Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  530. 
Gerüstinspektoren  fordert  Tr.  and  Ijib.  C.  of  Canada  539. 
Gesetzgebung,  sozialpolitische,  Ausdehnung  auf  Bureaubeamte  fordert  V^erb. 

Deutsch.  Bureaubc&uit.  Leipzig  361. 
Gesinderecht  verlangt  Deutsch,  chr.-nat  Arbk.  5:^2,  —  reichsgesetzlichc  Regelung 

fordert  öeter.  Gpwkk.  534,  —  verlangt  Allg.  Deutsch.  (iJärtver.  r>43. 
Gesundheitsschädliche  und  schwere  Indui^trien.    Gesetzliche  Regelung 

des  Arbeiterschutzes  fordert  Deutsch,  chr.-nat  Arbk.  53L 
Gesundheitsschutz,  gesetzlichen,  in  Hütten-  und  Walzwerken  verlangt  Konf.  d. 

im  ehr.  Mcturbvt'rb.  »»rg.  Hütt-  u.  Walzwarb.  M5. 
Gewerbegerichte,  Wahlrecht  der  Arbeiterinnen  fordert  Konf.  z.  Förd.  d.  Arbinnen- 

int  35?.  —  Ausdehnung  der  Zuftändigeit  auf  ßureaubeamte  bis  zu  5(X)0  M. 

.Tabrct^gehalt  fordert  Verb.  Deutsch.  nurl)canit.  Leipzig  3(il. 
Gewerbegerichtsgesetz,  Reform  fordert  öst  Gewkk.  534- 
Gewer  belnspektion,  Anstellung  weiblicher  Beamten  fordern  Genvers.  d.  Kath. 

Deutschi.  530.  —  Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  532.  —  Ausdelinang  auf  die  Haus- 
industrie fordert  Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  532.  —  Vermehrung  der  Inspektoren 

und  weibliche  Beamte  fordert  (>8t  Gewkk.  53^ 
Gewerbe-Schiedsgerichte  wünscht  Schweiz,  kaufm.  Ver.  36L 
Gewerbeunfallverpicherungsgesetz,  Aenderung  de«  ^  31  fordert  2L  Benifs- 

gentag  \Mj2,  —  Aemierung  des  §  1  fordert  Deuti»ch.  Verb,  kaufm.  Ver.  3Ö3. 
Gewerkschaftsorganisation  der  Arbeiter,  ungehemmte  Entwicklung  und 

Anerkennung  bei  Aufteilung  des  Arbeitsvertrages  wünscht  Schweiz.  GewKbund 

542. 

Gewerkvereinsgesetzgebung  wünscht  al^eandert  Konf.  d.  brit  Arb.-Partei 
354. 

Grubenkontrolleure,  Einführung  fordert  Verb.  d.  Bergarb.  Deutschl.  (a.  V.)  35L 
Haftpflicht  und  Versicherung,  Abänderung  des  Gesetzes  verlangt  Konf.  d. 
bnt  Arb.-Partei  Ä 

Handelsaufsicht,  reichsgesetzliche  R^elung  fordert  Verbtag  deutsch.  Hgeh.  in 
Leipzig  553- 

Hand elHgew erbe,  Enquete  veranlasst  Vers.  d.  Laden-  u.  Haudelwing.  541),  —  Er- 
gäuzuugävurtichnftcu  für  die  wöchentliche  Ruhe  wünscht  It.  kaufm.  Vereinig.  (»71. 
H andelsinepektion  wünschen  deutsch.  Verb,  kaufm.  Ver.  357.  —  HL  deutsch. 

Hgehtag  :fr>8. 

HandiungHgehilfengesctz  fordert  öst  Gwkk.  534. 

Handlungsgehilfenkammcrn  wünsdit  10.  deutsch.  Hgehtag  359,  —  Not- 
wendigkeit behandelt  Deutschnat.  Hgehverb.  360,  —  Arbeitsgebiet  behanddt 
Verbtag  deutsch.  Hgeh.  in  Leipzig  ÖÜii. 

Heimarbeit,  Unterstellung  unter  die  Gewerbeau&icht  fordert  Konf.  z.  FörtL  d. 
Arbeiterinnenint  352 .  —  Verpflichtung  der  Arbeitgeber,  dnen  fortlaufenden 
Nachweis  zu  führen;  schriftlicne  Lohn Ixxlingun gen ;  Aundehnung  der  Zwangs- 
versicherung; Spezialgesetze;  Re  ormversuche  wünscht  Z.Aussch.  IJerl,  kaufm.,  gew. 
u.  ind.  Ver.  und  d.  Ver.  Berl.  Kaufl.  u.  Ind.  z.  ges.  Rew.  d.  Heimarb.  354,  — 
Reform  und  gesetzlichen  Schutz  wünscht  Genvers.  d.  Kath.  DeutschL 
Massnahmen  zur  Be.*eitigung  fordert  öst  Gewkk.  534.  —  Einbeziehung  in  die 
VerrticherungHgcsctzgebuug  fordert  Deutsch,  chr.-nat  Arbk.  532.  —  Einbeziehung 
unter  die  Arbeitersaiutzgesetze  fordert  öst.  Gewkk.  534.  —  Enmiete  über  die 
Verhältnisse  und  gesetzlichen  Schutz  wünscht  Vorst  d.  Schweiz.  Verdnigung  u 
Förd.  d.  int  ArbechuLzes  542. 

Heiraarbeiterinnenschutz  fordert  Konf.  z.  Förd.  d.  Arbinnenint  352.  —  ver- 
langt Deutsch,  chr.-nat.  Arbk, 
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Hilf  skasaengesetz,  Annahme  des  Entwürfen  empfiehlt  10.  deutsch.  Heehtag  360. 
Hütten-  und  Walr.werksarbeiter.   Erhebungen  über  die  Lage  und  nie  p»und- 

heitlichen  VerhältnbBe  wünschen  Deutsch,  clu.-nat.  Arbk.  531,  —  Kont  d.  im 

ehr.  Metarbverb.  org.  Hütt.-  u.  Walzwarb.  'Ai. 
Hygiene  der  Arbeitslokale,  Erhebuiigen  veranlasst  Schweiz,  kaufm.  Ver.  361, 

—  Vorschriften  verlangt  int  Friseurgehkonf.  5-18. 

Industrial  DiRputc»  In vestigation  Act  Aendeningsvorschläge  des  Tr.  and 
liab.  C.  of  Canada  ü3ü. 

InyalidenTersicherung,  Reform  und  Ausdehnung  auf  alle  kaufmännischen  und 
technischen  Angestellten  fordert  Verb.  Deutsch.  Gewkver.  623. 

Jugendlichennachtarbeitverbot  fordert  öst.  Gewkk.  534.  —  in  Hütten-  und 
Walzwerken  verlangt  Konf.  d.  im  ehr.  Metarbverb.  org.  Hütt.-  und  Walzwarb. 
545,  —  in  Bäckereien  ford.  int  K.  d.  Bäck.-  u.  Eondarb.  547. 

Kanfniannf*gerichte,  lückenlosen  A mhm  fordert  lü  deutsch.  Hgehtag  357,  — 
Aundehnung  der  Zuständigkeit  auf  Burcaulieamte  bia  zu  5000  M.  .Jabrwgebalt 
fordert  Verb.  Deutsch.  Burbeamt.  I^cipzig  861,  —  weitere  Errichtung  fordert 
Verbtag  deutsch.  Hgeh.  lu  Leipzig  549,  —  Abändern ng  der  Gewerbeordnung  for- 
dert Zverb.  d.  Hgeh.  u.  Gehilfinnen  Deutschi.  (Hamburg)  ö;Y). 

Kanfmannpkammern  wünncht  dent^^ch.  Verb,  kaufm.  Ver.  .'^■^7. 

Kinderarbeit,  streuKoro  Gesetze  und  Durchführung  fordert  Tr.  and  Lab.  C.  of 
Canada  539,  —  Verbot  für  Kinder  unter  Ii  Jahren  und  Achtstundentag  für  Kinder 
von  14 — 17  Jahren  fordert  Nied.  Verb.  d.  Fachver.  u.  sozdem.  Partei  540.  —  Ver- 
bot für  Kinder  unter  Li  Jahren  fordert  Nied,  katli.-noz.  K.  541. 

Kinderarbeitgesetz,  Aufnahme  der  Landwirtschaft  und  des  Garteubaus  fordert 
Alle.  Nied.  Arbverb.  5-10. 

K indem achtarbeitver bot  fordert  öst.  Gewkk.  5:^4. 

Knappschaftswesen,  Reform  fordern  Verb.  d.  Bergarb.  DeutschL  (a.  V.)  357.  — 

Gewkver.  christl.  Bergarb.  Deut^cbl.  357. 
Koalitionsfreiheit  der  Qrubcnstciger  verlangt  Deutsch,  chr.-nat  Arbk.  530.  — 

fordert  int.  Friseiireehkonf.  !^4H. 
Koalitionsgesetz,  Reform  fordert  öst.  Gewkk.  534. 

Koalitions-  und  Streik  recht  für  die  Arbeiter  in  öffentlichen  Betrieben  verlangt 

Int.  Konf.  d.  Arb.  d.  Staats-  u.  Gem.-Betr.  5.^7. 
Kon kurrenzklausel,  bedingungslos  verboten  wünscht  ID.  deutsch.  Hgehtag  359, 

— •  Erhebungen  veranlasst  iSchweiz.  kaufm.  Ver.  3(il.  —  Beseitigung  verlangen 

Verbtag  deutsch.  Hgeh.  in  Leipzig  552.  —  Zverb.  d.  Hgeh.  u.  Gehilnnnen  Deutschi. 

(Hamburg)  iiüüx 

Kopftaxe,  Erhöhung  für  Asiaten  und  unerwünschte  Einwanderer  wünscht  Nat  Tr. 
and  Lab.  C.  of  (^ada  538,  —  den  Chinesen  auferlegte  billigt  Tr.  and  Lab. 
C.  of  Canada  m 

Kost-  und  Logis wesen,  Beseitigung  fordern  int.  K.  d.  Bäck.-  u.  Kondarb.  54<i. 

—  int  Friseur^ohkonf.  .548. 

Krankengeld,  Lrhühuug  fordert  Verb.  d.  Bergarb.  Deutschi.  (a.  V.)  35L 

Krankenkassen,  zentrausierte,  fordert  Konf.  z.  Förd.  d.  Arbinnenint  352. 

Kranken-  und  Invalidenversicherung,  Ausdehnung  auf  die  Heimarbeiter 
fordert  Konf.  z.  Förd.  d.  Arbinuenint^  352.  —  verlangt  int.  Fri«eurgehkouf.  .5 IK. 

Kranken-  und  Unfallversicherung,  Einbeziehung  der  Seeleute,  Hafenarbeiter 
und  Binnenschi  ff  ahrer  fordert  S«t.  Gewkk.  5^^4. 

Krankenvers  icher  uug^pflicht,  Erhuhuug  der  Einkommengrenze  verlaugt 
Verbtag  Deutsch.  Hgeh.  in  Leipzig  558. 

Kündig unggfrifiten,  Erhebungen  veranlas.-«t  Schweiz,  kaufm.  Ver.  361.  -  Einfüh- 
rung fordert  Verb.  Deutsi^b.  Burbeamt  Leipzig  .ilH. 

Lade-  und  Löscharbeiten,  Beamte  zur  Aufsicht  über  die  Schiffsmaschinerie  er- 
bittet Tr.  and  Lab,  C.  of  Canada  533. 

Ladeogesetz gebung,  Beschränkung  der  Karenzzeitabmachungen ;  Behandlung  des 
Abänderungsentwurles  fordert  Konf.  d.  brit.  Arb.-Partci  3ÜÜ. 

Ladenschlussgcsetz,  Ahandenmgen  wünscht  Tr.  Un.  C. 

Land Wirtschaft,  UufalJcnt.schädigung.Hgc»ctz  wünscht  K.  d.  landw.  Synd,  543,  — 

Krankenversicherung  fordert  DeutHch.  chr.-nat  Arbk.  ■5fiO. 
Lehrlingsbildnng  in  staatlichen  oder  kommunalen  Lehrwerkstätten  verlangt  int. 

Friscurgehkonf.  öiH» 
Lehrlingsgesetz  wünscht  Schweiz,  kaufnu  Ver.  36L 


Lehrlioi^iliftltani^  bchmdelt  10.  dentoelL  Hgdita^  990,  —  TerboC  für  PlrltitiM- 

triebe  verlan^'^t  int   Frinpurpehkonf.  548,  —  EinRcnranknnfij  wnn^rht  \'orbtag  d. 
deotach.  Fnseiirgeii.  .'i  iy,  —  behandelt  Verbtag  DentHch.  Hgch.  in  Leipzig  550. 
Lehrlingsinspektoren  ford«tt  M.  Gmrkk.  534. 

Lehrliiigt) wcpcn ,  Erhebungen  veranliisst  Schweis,  kaofiii.  Var.  d61>  —  beliaiMleit 

VerhtAg  deuttich.  H^eh.  in  Leipzig  öTjO. 
Lch  r  \  (  rtrag,  schriftlichen  wünscht  10.  deiit^^ch.  Hgehtag  300. 
Lohn,  Ausz^Iung  im  MilitSrdienBt-  und  Krankheitsfälle,  Erhebangfin  vprnn!a.<5st 

Schweiz,  kaufm.  Vex.  SW),    -  Fortzahlung  in  Krankheitsfällen  fordert  Verb. 

Deutsch.  Burbeamt.  Leipzig  361. 
Lohoskiileo,  detaillierte  nir  Btüddohniirbeiter  wünscht  Tr.  Uo.  C  53& 
Lohnsahlnng,  wddiendiche  9äm  vlcndmtägige  niid  VMiot  4v  ^^^""g  in  An« 

w  !  ingen  fordert  Tr.  Mid  Lftbb  0.  of  Oanaoft  53l>,  —  wMhoI&gIw  fordoii  faiL 

Friäeurgehkoal  548. 

M inimallohii,  Festlegung  fordern  int  K.  d.  Bäck.-  u.  EondMl».  SM,  —  ink  Friiem^ 

gehkonf.  548,  -  bei  Submif^sionen,  bei  dar  liMÜierenraltiiiig  toid  der  Anmalt 

arbeiter  fordert  Tr.  lln.  C.  äöö. 

Mutterschaf ts Versicherung  fordert  Konf.  z.  Förd.  d.  Arbinnenint.  353»  —  be- 
handelt Bing.  d.  Schweiz.  ArDinncnvorb.  367,  —  fordert  twt.  Gewkk.  534. 

Nachtarbeit,  Verbot  der  r^lmat^Higen  fordern  «ist.  Ciewkk.  534,  —  Nied.  Verb, 
d.  FachTer.  u.  sozdem.  Partd  540,  Nied,  kath.-aoz.  E.  541,  —  in  Biefeereien 
fordern  int.  K,  d.  Bäck.-  u.  Kondarb.  547,  ^  Tr.  Un.  C.  547. 

Neunst  undentftg  mit  zweiatündiger  Mittagspause  fordert  10.  deutsch.  Hgehtag  308, 
—  für  Strassenbahnen  fordert  lt.  and  Liab.  C.  of  ('anada  539. 

Poatbeamte,  Beseitigung  aller  Beechrinkunrnn  verlangen  Kaoi  d«  briL  Axb.-Partfli 
35«,  —  Tk-.  Un.  C.  55& 

Präniiensygtom  bekämpft  Tr  Vn.  C.  536,  —  AhMdwffniig  bei  der  Einwindenuig 
wünscht  Tr.  and  Lab.  C.  oi  Canada  530l 

Privatangeetellte,  ArbeitebedingungeQ  wflnsdit  geregelt  d.  Ansech.  d.  Gee.  t 
Soz.  Reform  351,  —  V  rnff.  eirif  r  y)arBt€]Iiinc  der  wirtschaftlirbrn  und  sozialen 
Lage  beechliesst  d.  AuäHch.  d.  Ges.  f.  See  Kefonn  351,  —  Keiormea  wünscht 
Genvo«.  d.  Kath.  Deutschi.  5G0. 

Privat  an  teilten -Versicherung,  Bernck.«^ichtigung  der  Bedürfnisse  bei  der 
Neuordnung  wünscht  d.  Aussch.  (i,  Ges.  f.  Soz.  Bef.  351,  —  besondere  Versiehe* 
fOttgekiHee  wünschen  Deutsch.  Verb,  kaufm.  Ver.  —  Hauptaussch.  f.  d.  stairtL 
Penaver.  d.  Priv.Ang.  363, —  Berufsinvaliditat  als  Grundlage  wünscht  Hauptausach. 
f.  d.  btaatl.  Pensver.  d.  Priv.Ang.  363,  —  Aenilerungsvorschläge  des  10.  deut«cii. 
Hgehtag  363,  —  der  All^.  Vereinig.  Deutsch.  Buchhgäi.  365,  —  bchauddt  Verbtag 
deutecb.  J^E^  in  Leipug  559,  —  gesetzliche  fiog^ong  fcndwt  Qenvere.  d.  KaÜL 

Beichsbcrggesctz  fordert  Gewkver.  chiistL  Be^girb.  DtntediL  357,  —  Teilingt 

Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  530. 
Beiehskanfmannagericht  hält  oidit  für  nötig  10.  detitich.  flgehtag  ZSB. 
Beichsvereinsgeeela,  freUmUldM  Geataltnng  «mtvtek  Bentsoi.  chr.^nat.  Afbk. 

530.  • 

Beten tioiiBgesetz,  .\bünderung  wünscht  Tr,  and  Lab.  0.  of  OHMdtf  539. 
Samstagfrühschluss  fordert  10.  driit       Hgehtag  3.58. 

Samstagnachmittag,  freien  in  Fabriken  wünscht  Tr.  Un.  C.  535,  —  freien  ode^ 

Fünfuhrrtchlnss  postuliert  Ziconi.  d.  Schweiz.  Ges.  f.  Sonntagsfeier  542. 
Sanitarische  Einrichtungen,  zufriedenstellende,  wflnschtTr.  Un.  C.  535. 
Schiedsgerichte  wünscht  ^-hwciz.  Gcwkbund  542,  —  staatliche  verwirft  Schweiz. 

Gfwkbund  542. 

Schiffahrt,  gesetzliche  B^jelnng  verlangt  Tr.  Un.  C.  55(j. 

Schwangeren-  und  WOclnertnnensehnts  fordeft  Koni  e.  FOrd.  d.  ArUnnea* 

int.  3r)2,  —  verlangt  Dciit-rli  <  hr.-nat  Arbk.  532. 
Schwitzsysteni,  AbänderuDK  der  Fabrikgesetee  wünscht  Konf.  d.  brit  Arb.-Pariei 

355,  ~  Mindcetlohn  «finMUt  Tr.  Un.  a  636k 
Bechs^tiind  ;  ri -^  i  hiebt  vor  nassen  Arbeitsorten  und  ^^oloiieil  mit  adir  ab  38*  0 

Wärme  fordert  Verb.  d.  Bergarb.  DeutschL  (a.  V.)  3tiö. 
8elb8tver\vHlt  u ng  der  für  die  Arbeiter  geBolialfenMi  ESikfMitatigen  fordifi  Nat» 

Ver.  f.  d.  lib.  D.nitschl.  ;551. 
Sicherheit  für  Leben  und  Gcäundheit,  vermehrte,  der  Arbeiter  mibet  Tage 
ferUmgt  Tt.  Un.  Gl  646. 
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Sieben  uhrgMehifttseh last  fankm  la  deot«^  Hgehtag  358,  —  Ott.  QewUc 

BoiiD  tage  arbeit  S-stündige  für  Strassenbahner  fordert  Tr.  ax)d  I^b.  C.  of  Canoda 
S89f  —  Verbot  für  erwachBene  Arbeiter,  Frauen  und  Arbeiter  unter  18  Jahren 
poskaliert  Zkom.  d.  Schweiz.  Ges.  f.  Sonntagsfeier  541,  —  in  der  Landwirt.«!  baft 
mliandelt  XU.  int.  K.  f.  Souutagsfeier  543,  —  Rodung  für  Eisenbahner  verlangen 
Tr.  Un.  C.  556,  -  XII.  int  K.  f.  Sotuttgsfeier  55^  —  0«  IlM^tariavMknr  wfiptcht 
beschränkt  XII.  int.  K.  f.  Sonntagf5feier  r>r>8. 

Sonntagsruhe,  völlige,  in  Kontoren  fordert  10.  Deutsch.  Hgehtag  368,  —  Bedang 
wünscht  Deutach.  oar.-nat.  Arbk.  531,  —  36-Btündige  für  Handlungsgdiilfen  rordert 
oet  Gewkk.  534,  535,  —  postuliert  Zkom.  d.  Schweiz.  Gee.  f.  Sonntagefeier  541, 

—  Beform  wünscht  Konf.  d.  im  ehr.  Metarbverb.  org.  Hütt.-  u.  Waizwarb.  545, 

—  fordern  int  K.  d.  Bäck.-  u.  Kondarh.  5  56,  —  int  FnseurgehkonL  548,  —  völlige 
veriangt  Yerbtl«  deutsch.  Ugch.  in  Leipa^  654,  —  im  H«odelq{9W«rbe  behanddt 
XII.  int  K.  f.  Honntagsfeier  55 


Torlangt  XIL 

int  K.  f.  Sonntagsfeier  556. 

Sozialreform  für  die  Bun^ii^iummUmt  vuofcht  Ztmc  d.  Bnnuia.  DeatichL 

(Berlin)  673. 

Sperr.HyHtem  bekämpft  Deutsch,  chr.-nat.  Arbk.  532. 

Staatsärbeiter,  GewerkvereinaiphnBatze  fordert  KonL  d.  brit  Arb.-Partei  356. 
BtaatsprSnieii  llr die Bfldrranidienmg»-,  lovaliditfti-  und  Peprioodttnan  fntdiit 

K.  *  belg.  HilfBkaÄPon  ^.n9. 
Submissionen,  Arbeiubedingungen,  Zdten  und  Löhne  behanddt  Tr.  Un.  C.  557. 
TarifTerträge  fordern  NatVar.  f.  d.  üb.  DeutAchl.  351,  —  Konf.  z.  Ford.  d.  Arb.- 

innenint  3^)2,  —  begrÜBst  Gcnver«.  d.  Kath.  Deutschi.  r)29,  —  wünscht  Schweiz. 

Gewkbund  542,   -  gesetzliche  Anerkeunung  verbingt  int  Friaeorgdikonf.  548* 
Technische  und  sanitäre  Einrichtungen  in  Biekmian,  tittutgß  VoiMilltften 

fordert  int  K.  d.  Bäck.-  u.  Kondarb.  547. 
Töpfer  und  Erzgiesaer,  Aufnahme  in  das  ArbeiterentBchädigungsgeaeiz  verlangt 

Tr.  Un.  C.  560. 

Trnckgesetz,  Abändening  wünscht  Konf,  d.  brit  Arb.-Partei. 
Ueber-  und  Nebenschichten  wünncht  verboten  Verb.  d.  Bergarb.  DeutschL 
(a.  V.)  367. 

Ueberzeitarbeit  wünscht  abgeschafft  Tr.  (In.  C.  53ä. 

Unfällen tschädigungsgesetx  Teriangen  Nit  Tg.  and  lAb.  Cl  of  Oaoada  538, 
_  Tr.  and  Lab.  0.  of  Canad»(^,  —  &  landwictachafttidie  Ii)liiMabflil«  wiin«^ 

K.  d.  landw.  Synd.  543. 
UnfallverhütungsTorschriften ,  voBcb&rfte  verlangt  Eonf.  d.  ün  MaCarbverb. 

org.  Hütt.-  o.  Walmrb.  545. 
Unfallversicherung,  vertraglkiie  BM^nns  awiedien  dem  Deutschen  Reich  und 

Oesterrdch-Ungarn  fordert  Sekt  I  d.  Westdeatsch.  Binnenadiiff.  BecGen.  362,  — 

Ausdehnung  auf  alle  Arbeiter  fordert  öät.  Gewkk.  534,  —  Anfmduna  derHaninla- 

apgjntallten  verlangt  Yen.  d.  Laden-  u.  Handelaang.  54d. 
Unterricht,  obligatmachen  wfinsdit  K.  d.  belg.  Hilnkawen  660. 
Urlaub,  14-t%igen  fordert  10.  deutsch.  Hgehtag  358,       Erhebungen  veranlasst 

Scbwdz.  kaofm.  Yer.  3(K),  —  mit  Gehaltwzahhing  verlangt  Verbtag  aeutacb.  Ugeh. 

in  Ldpzig  564. 

yerhältniBwablayatem,  OldigiloliMlia  Einmumag  crvarlefc  Deptacb.  dir.-nat 
Arbk.  630. 

Vereine-  and  Veraammlnngsrecht,  Beaditnng  fordert  Soihweia.  Gewkbund 
542,  —  freihdtlichey  nicfaagMetalidw  B«gebing  verfangt  VetK  d.  Handele»,  Iknaep.- 

u.  Verkarb.  555. 

Vereieherung,  obligatoriaflhe  wfinacht  K.  d.  bälg.  fflUnkinttm  660. 

VerßicherungegeBetze,  eidgenö»8t8chei  AnedeDBnng  anf  dae  Haoddbgeirefbe 

wünscht  Schweiz,  kaufm.  Ver,  361. 
Wageninspektoren  verlangt  Tr.  Un.  C.  .ö56. 

Wahlrecht  für  Arbeiterinnen  für  Koziale  Institutionen  verlangt  Deatech.  dir.-nat. 

Arbk.  532,  —  paasivee  fordert  üat.  Gewkk.  534. 
Werkspenaionskassen,  Beaufsichtigung  fordern  Deutsch,  ehr.^nal  Albkt  632,  — 

Korn.  d.  im  ehr.  Metarbverb.  org.  Hütt-  u.  Walzwarb.  545. 
.Werkstatteiu richtungen  für  ule  Arbeiter  wünscht  Tr.  Un.  Co.  535. 
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Wucbeotliche  Ruhe,  3()-8timdige  fordern  Nied.  Verb.  d.  Fachver.  u.  sozdein.  Partei 
540,  —  Nied.  Tm-Verb.  549,  -  Verb,  deutsch.  Hoteldieoer  557,  —  ErgßiusaDt/h 
Vorschriften  im  MandelMgewerbe  wänscht  It.  kanfm.  Vereinig.  671. 

Wohuungsinspektion  fordert  Deutsch,  chr.-nat  Arbk.  532. 

Zahltag,  Vorscnlag  d.  Zkom.  d.  Schweiz.  Ges.  f.  vSountÄgsfeier  542. 

Zehnstundentag  fcNrdem  JNied*  V«rb.  d.  fachveir.  u.  sozdem.  Partei  540,  —  Nied. 
kadL-M».  K.  541,  —  int  E.  d.  Biek.-  u.  EoDdnh.  546,  -  verlangt  Nied.  Typ.- 
Verb. 

Zeugnis  zw  an  j£  billigt  Tr.  Un.  0.  537. 

ZiTfl-  und  Militi  rmusiker,  Konkurrenz  Temiteilt  Tr.  Un.  OL  558L 
Zwölfstundentag  im  Fleiechergewerfae  mbtngi  K.  d.  Z.V«rli.  d.  UdaclMr  und 

verw.  BeruSsgen.  547. 
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5C»2,  514,  515.  StrK-kor  307.  312.  Stychel  312.  Wmboni  306^  307,  SlO,  312. 
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